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Zur Geſchichte und Reform der preußiſchen 
handelskammern. 
Von Dr. Weib. 


Die Errichtung von Handelsfammern in Deutjchland reicht bis zum An— 
fange des Jahrhunderts zurüd. Von Frankreich, dem Mutterlande diejer 
Form wirtbichaftlicher Vertretung, wurde die Inſtitution zumächjt nach den 
bet Beginn des Jahrhunderts unter franzöfiicher Botmäßigfeit ftchenden 
rheiniſchen Gebieten verpflanzt, verbreitete ich im weiterer Folge über die ge 
jammte Nheinprovinz und fand vereinzelt auch in den altpreußiichen Landes: 
theilen Eingang. An einer gememjanen gejeglichen Grundlage und gleich 
artigen Organijation ermangelte es diejen im Laufe der criten Hälfte des Jahr: 
hunderts entjtandenen kaufmännischen VBertretungsfürpern. Die älteren, zur 
Zeit der Fremdherrſchaft begründeten rheinijchen Handelsftammern beruhten auf 
franzöjijchen Dekreten, während die jpäter errichteten Körperjchaften gleicher 
Art auf Grund bejonderer, den jeweiligen örtlichen Verhältnifien angepaßter 
Statute in Wirfiamfeit getreten waren. 

Eine Wandlung diejes jyitemlojen Zustandes jchuf die Verordnung vom 
11. Februar 1848, welche das Handelsfammerwejen in Preußen nach einheit= 
lichen Normen vegelte. Als leitender Grundjag wurde Hingejtellt, dab für 
jeden Ort oder Bezirk, in welchem wegen bedeutenden Handels oder gewerb— 
lichen Berfehrs das Bedürfnig einer Handelsfammer obwalte, nach) eingeholter 
Königlicher Genehmigung eine jolche mit der Beitimmung errichtet werden jolle, 
den vorgejegten Provinzial und Gentralbehörden Berichte über Handels: und 
Gewerbeangelegenheiten zu erjtatten, Wahrnehmungen über den ang von 
Handel und Gewerbe, wie über die für den Verkehr bejtchenden Anjtalten und 
Einrichtungen mitzutheilen und die zur Förderung der Handelsinterejjen dien— 
lichen Mittel zu bezeichnen. 

Wahlberechtigt und damit beitragspflichtig waren diejenigen zur Steuer: 
klaſſe der Kaufleute mit faufmännijchen Rechten gehörigen Handel- und Ge: 
werbetreibenden, welche einen bejtimmten, durch Königlichen Erlaß für jeden 
Bezirk bejonders feitzujegenden Gewerbeſteuer-Betrag entrichteten, während die 
Wählbarkeit des Weiteren noch an ein Lebensalter von mindejtens dreißig 
Jahren, den fünfjährigen Betrieb eines Handels-, Fabrik: oder Rhedereigeſchäftes, 
die Begründung des perjünlichen und gejchäftlichen Domizils im Bezirke und 
die bürgerliche Unbejcholtenheit jich knüpfte. 

Dem Wejen der Handelsfammern als jtaatlicher Hülfsorgane entjprechend, 
griff für diejelben eine weitgehende, amtliche Aufjicht Platz, die namentlich im 
Wahlverfahren und auf dem finanziellen Gebiete in die Ericheinung trat. Die 
Wahlhandlung leitete ein von der Bezirksregierung ernannter Kommijjar, der 
die Wähler durch Umlaufichreiben zu berufen hatte. Nach beendeter Wahl: 
handlung ging das Protofoll zur Prüfung an die Provinzialregierung, welche 
bei ungültig befundener Wahl die Vornahme eines neuen Wahlaktes anordnete, 
andernfalls aber das Wahlergebniß zur öffentlichen Kenntniß brachte. 
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Auf wirthichaftlichem Gebiete zeigte ſich eine Mitwirkung der Behörde | bei 
der Feititellung des Haushaltes und der Bejoldung des Hülfsperionals. Der 
für einen dreijährigen Zeitraum aufzuftellende Etat unterlag der Genehmigung 
der Bezirksregierung und blieb des ferneren der gleichen Behörde vorbehalten, 
auf Vorjchlag der Kammer über das Gehalt des Sekretärs, welcher die „Schreib: 
und Negijtraturgeichäfte” zu bejorgen hatte, Beitimmung zu treffen. 


Der leichteren Verwaltung, wohl auch der größeren Sicherheit halber war 
das Kaſſenweſen der Handelsfanmern mit demjenigen der Gemeinden verbunden. 
Die im Umlageverfahren eingezugenen Beträge floſſen in die Örtliche Gemeinde- 
fajje, welche innerhalb der Grenzen des Etats auf Anweiſung der Kammer 
die erforderlichen Zahlungen leiftete. 

Schon nad) Verlauf von zwei Jahrzehnten machte jich in Folge der Um— 
gejtaltungen, welche im Wirthichaftsteben, insbejondere auf dem Verfehrsgebicte 
ji) vollzogen hatten, das Bedürfnig ciner Reviſion der vorerwähnten Ver: 
ordnung fühlbar.') Die erhebliche Zahl der einer Aenderung bedürftigen Ber 
jtimmungen, wie Die Nothwendigkeit, das Handelskammerweſen der neu er— 
worbenen Provinzen mit demjenigen der älteren Landestheile auf gleiche Grund— 
lage zu jtellen, liegen den Erlaß einer einfachen Novelle nicht angezeigt er: 
jcheinen und bewogen die Preußiſche Staatsregierung, eine gejegliche Neuordnung 
der Materie in die Wege zu leiten. Zu dieſem Behufe ging der Landesver- 
tretung bei Beginn des Jahres 1868 ein Geſetzentwurf zur verfaſſungsmäßigen 
Genehmigung zu, der im Weſentlichen an die Vorſchriften der Verordnung 
vom 11. Februar 1848 ſich anlehnend, über die Wahlberechtigung, die Wähl— 
barfeit, das Wahlverfahren und die Etatsregulirung anderweite Beſtimmung 
traf, auch Die Neorganijation der bejtehenden Handelsfanmern nach Mabgabe 
des eingebrachten Gejeges in's Auge faßte. 

Wie bei der zu jener Zeit herrjchenden, der jtaatlichen Eimvirfung auf 
das Erwerbsleben abgeneigten Nichtung zu erwarten jtand, fand der Entwurf, 
der zumächjt der Kommijjion des Abgeordnetenhauſes für Handel und Gewerbe 
überwiejen wurde, feine wohlwollende Aufnahme Bon der Anſchauung aus: 
gehend, dal die den Dandelsfammern zufallende Aufgabe, die Intereſſen des 
größeren Handels: und Gewerbejtandes zu vertreten und die Staatsregierung 
in der FFürjorge für dieſe Berufsgruppen zu unterjtüßen, erfahrungsmäßig 
ihon im Wege der freien Vereinigung fich wirkſam erreichen laſſe, verneinte 
die Kommiſſion im PBrinzipe das Bedürfni derartiger, zur Vertretung der 
Dandelsinterejjen bejtimmter jtaatlicher Hülfsorgane und ließ fich Lediglich aus 
Zwecmäßigfeitsgründen bereit finden, der geplanten Fortbildung der einmal 
eingebürgerten Inſtitution, deren erjprießliche Wirkſamkeit fie nicht zu verfennen 
vermochte, die Zuftimmung zu ertheilen. Getreu der vorerwähnten, das Ein: 
greifen der Legislative in die Wirthichaftsiphäre ablehnenden Tendenz war jie 
jedoch beftrebt, den DHandelsfammern thunlichit autonome Geftaltung zu fichern 
und bejeitigte zu diejem Zwecke der Hanptjache nach die aus der Verordnung 
vom 11. Februar 1848 übernommenen, auf das adminiſtrative Aufſichtsrecht 
ſich beziehenden Beſtimmungen, in welchen ſie nur eine unnöthige ſtaatliche 
Bevormundung erblicken zu ſollen vermeinte. 


) Vergl. Motive zum Geſetze vom 24. Februar 1870 nebit den Kommiſſionsberichten 
des Haufes der Abgeordneten vom 14. Februar nud 25. Oftober 1869, und des Herren— 
baufes vom 3. Februar 1870. 
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Auf Grundlage des jolchergeitalt amendirten Entwurfes, der jeiner Zeit 
nicht mehr zur Berathung im Plenum gelangte, brachte die Staatsregierung 
in der nächſten Scjjton cine abgeänderte Vorlage ein, welche nach erlangter 
Zuftimmung der gejeggebenden Körperichaften am 24. Februar 1870 in Kraft 
trat und ——— die geſetzliche Baſis des Handelskammerweſens in Preußen 
darjtellt. ) 

In Gemähbeit diejes Gejeges bleibt die Errichtung von Handelskammern, 
als deren wejentliche Aufgabe die Vermittlung der Beziehungen zwijchen dem 
Handelsjtande und der Staatsregierung bezeichnet wird, der JInitiative der be 
theiligten Kreiſe überlafjen, bedarf jedocd) der Genehmigung des Handelsminifters, 
der bei Ertheilung der letzteren auch rüchjichtlich der Begrenzung des zu über: 
weijenden Bezirkes an die unterbreiteten Anträge gebunden ift. 

Für das aftive Wahlrecht, welches neben den Kaufleuten den Erwerbs: 
Gejellichaften zuftcht, wird als prinzipielle Grundlage die Eintragung in das 
Firmenregiſter gefordert. Um einer übermäßigen Erweiterung des Kreiſes der 
Wahlberechtigten vorzubeugen und im Beihalt der früheren Praxis die Handels— 
leute mit geringem Betriebe, für welche es bei der ungleichartigen Anwendung 
des Art. 10 des H-G.B. an einem bejtimmten, gejeglichen Merkmale er: 
mangelt, von dem Wahlrecht und der damit forreipondirenden Beitragspflicht 
auszujchließen, it gleicherzeit die Befugniß nachgelaſſen, nach Mahgabe der 
örtlichen Verhältniſſe das Wahlrecht neben der Eintragung in das Firmen— 
regifter noch an eine gewiſſe Höhe der Gewerbejtener-Veranlagung zu binden. 
Erjtredt ift die Wahlberechtigung, einer früheren Anregung der Landesvertretung 
Rechnung tragend, auf die Bergbautreibenden, objchon diejelben nicht als Kauf— 
tente im Sinne des 9-G.B. ericheinen und demnach die Bedingung der Ein: 
tragung in das Handelsregijter nicht zu erfüllen vermögen. Für den Ausjchluß 
der Kleinbetriebe auf dieſem Gebiete des Wirthſchaftslebens trifft die Forderung 
einer bejtimmten Jahresproduftion VBorfehr, deren Feitiegung im Mindeſtmaße für 
den fonfreten Fall dem minijteriellen Ermefjen vorbehalten bleibt. 

Der Kreis der wahlfähigen Perjonen iſt gegen früher durch die Einbezieh- 
ung der eingetragenen Bertreter von Altiengeſellſchaften, Genoſſenſchaften und 
Bergbauunternehmungen erweitert. Für die Wählbarkeit wird neben den all— 
gemeinen Vorausſetzungen der Wahlberechtigung die Vollendung des fünf: 
undzwanzigiten Lebensjahres und die Begründung des ordentlichen Wohnjiges 
im Bezirke als bejondere gejegliche VBorbedingung aufgejtellt. Dagegen it, um 
die Wähler in der Ausübung ihres Nechtes nicht zu bejchränfen, von der 
Forderung der Entrichtung eines höheren Gewerbejteuerjages abgejeben und 
damıt die Möglichkeit gegeben, beim Borhandenjein der jonjtigen gejeglichen 
Erfordernife eine Perjönlichkeit in die Kammer zu entjenden, welcher der Ge: 
ringfügigkoit des Betriebes halber das aktive Wahlrecht verſagt iſt. 

Im Wahlverfahren, für welches das Geſetz nach hannoverſchem Vorbilde 
die Aupjtellung und Auslegung einer Wahlliſte als vorbereitende Maßnahme 
vorjchreibt, ift die in dem früheren Nechte vorgejehene amtliche Mitwirkung 
fortgefallen und die Vorbereitung und Leitung der Wahl, wie die Prüfung 
und Bekanntgabe des Ergebnijfes ausichliehlich in die Hände der Kammern 
gelegt. Ingleichen fteht zu ihrer Kompetenz, über Einwendungen gegen die Lijte 
oder die Wahl zu befinden, doch bleibt gegen die ergangene Entſchließung Ne 
furs an den Bezirksausſchuß offen. 

"In einzelnen Punkten jeither abgeändert durch das Zuſtändigkeitsgeſet vom 1. Aug. 1883. 
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Auf finanziellem Gebiete erjcheint die bei der Kommiſſionsberathung er= 
jtrebte unabhängige Stellung durchgeführt. Nach Maßgabe des Geſetzes be- 
ichliegen die Kammern über den zur Erfüllung ihrer Aufgabe erforderlichen 
Aufwand, der im Umlageverfahren auf die gewerbejteuerpflichtigen Wahl- 
berechtigten aufzubringen tt und ordnen ihr Kaſſen- und Nechnungswejen in 
jelbjtändiger Weije. Eine Schranfe findet das Beiteuerungsrecht der Kammern 
nur in der gejeßlichen Beitimmung, welche die Erhebung eines den Betrag 
von zehn Prozent der Handelsgewerbejteuer überjteigenden Zujchlages an die 
minijterielle Genehmigung bindet. Um aber den Wählern die Kontrole der 
Finanzgebahrung zu ermöglichen und damit einer etwaigen Neigung, bei Bes 
mejjung des Aunvandes das Maß des Nothwendigen zu überjchreiten, thunlichit 
entgegen zu wirken, tt gleicherzeit die Deffentlichfeit der Etatsaufitellung und 
der Nechnungslegung angeordnet. 

Auf Grundlage diejes Gejeges bejtehen in Preußen zur Zeit 74 Dandels- 
kammern. Der privaten, zumeiſt durch Örtliche Interejjen beeinflußten Initiative 
entiprungen, weijen diejelben nach Umfang und Bedeutung der Bezirke große 
Mannigfaltigfeit auf und lafjen eine gleichmäßige Verbreitung über das Staats: 
gebiet vermiſſen. Die ſchwächſte ‚Fortbildung der Inftitution zeigen die öftlichen 
Provinzen, welche nur wenige Handelsfammern zählen, während in den weſt— 
lichen Landestheilen die jtärfere Entwiclung der wirtbichaftlichen Verhältniffe 
zu der Errichtung zahlreicher faufmänntjcher Vertretungstörper geführt bat. 

Neben den Dandelsfammern find die gleichartigen Zweden dienenden faufs 
männischen Korporationen in Wirkjamfeit geblieben. Im Anfange der zwanziger 
Sabre auf Grund bejonderer Statute in das Leben getreten, erjcheinen die— 
jelben zunächjt als Zwangsinnungen, an deren Zugehörigfeit das örtliche Recht 
zum Betriebe kaufmänniſcher Gewerbe jich knüpfte. Eine Nenderung der recht: 
lichen Stellung trat ein mit der Einführung des Allgemeinen Handelsgeje- 
buches, welches die Eigenjchaft eines Klaufmannes und den Genuß der fauf- 
männichen Nechte allen Perſonen zubilligte, welche gewerbsmäßig Handels: 
geichäfte betreiben. In Durchführung dieſes Prinzipes jegte das Einführungs— 
geieg vom 24. Juni 1861 die privatrechtlichen Vorjchriften der erwähnten 
Statute, insbejondere diejenigen Beftimmungen, welche die faufmänniichen Rechte 
von dem Beitritte zu der faufmännijchen Korporation des Ortes abhängig 
machten, außer Kraft und wandelte damit die Korporationen in Intereſſen— 
vertretungen um, deren Organijation, im Gegenjage zu den als Zwangskörper— 
jchaften jich darjtellenden Handelskammern, auf der Grundlage des freiwilligen 
Beitritts jich aufbaut.') 

In wejentlich anderer Art hat Bayern die wirtbichaftliche Intereflen- 
vertretung geregelt. Während in Preußen, wie oben gezeigt, die Staates 
verwaltung auf dem in Nede jtehenden Gebiete von jedem jelbjtändigen Ein: 
greifen abjicht und die Frage der Bildung und räumlichen Ausdehnung der 
Dandelsfammern zur Entjchliegung der betheiligten Kreiſe verjtellt, jchreibt das 
bayerische Necht die Errichtung von kaufmänniſchen und gewerblichen Vertretungs— 
fürpern für das gejammte Staatsgebiet in dispofitiver Weiſe vor umd lehnt 
die Begrenzung der Bezirke derart an die politische Gliederung des Staates 
an, daß für jeden der vorhandenen acht Negierungsbezirfe die Schaffung einer 





Kaufmänniſche Korporationen beiteben in acht Städten des älteren preußiichen Staats⸗ 
gebietes. Dazu tritt das eigenartig geſtaltete, ſeit dem 24. September 1738 in Wirkſamkeit 
befindliche Kommerz-Kollegium in Altona. 
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Vertretung der gedachten Natur angeordnet wird. Nach Maßgabe des vor- 
handenen Bedürfniſſes fünnen daneben auf Antrag der Betheiligten örtliche 
Unterverbände — Bezirfsgremien für Handel und Gewerbe — mit minijterieller 
Genehmigung gebildet werden, welchen die Wahrung der lofalen Interefjen 
obliegt und deren Abtheilungs-Vorſitzende dem wirthichaftlichen Bertretungs- 
förper des Negierungsbezirfes als auswärtige Mitglieder angehören. ') 

Ein weiterer Gegenjag zum preußiſchen Rechte zeigt ſich in der Einbezieh— 
ung des Handwerkes. Schon die Verordnung vom 27. Januar 1850 hatte 
für diejenigen Städte und Bezirke, in welchen wegen erheblichen gewerblichen 
und kommerziellen Verkehrs das Bedürfniß der wirthſchaftlichen Vertretung 
vorlag, die Errichtung von Handels- und Gewerbekammern vorgeſchrieben, 
welche die Erwerbsgruppen der Gewerbe, der Fabriken und des Handels 
umfaſſen und aus drei ſtändigen Abtheilungen, dem Gewerberath, Fabrikrath 
und Handelsrath beſtehen ſollten. An die Stelle dieſer Dreitheilung ſetzte die 
Verordnung vom 20. Dezember 1868 die Zweitheilung der zu einer gemein— 
ſamen Körperſchaft vereinigten Vertretung, die fortan in zwei Abtheilungen, 
die Handelsfammer für Handel und Fabriken, und die Gewerbekammer für 
die übrigen Gewerbe jich gliederte und für welche alle Gewerbetreibende wahl: 
berechtigt waren, die am Site der Kammer eine Handlung, eine Fabrik oder 
em Jonjtiges Gewerbe jelbjtändig leiteten. Angefichts der Schwierigfeit, an der 
Dand dieſer gejeglichen Beltimmung den Kreis der für jede Abtheilung ſtimm— 
berechtigten Perjonen genau zu umgrenzen und insbejondere die fontroverje 
Stellung des Kleinhandels zu regeln, jind für die Wahlfähigfeit in neuerer 
Zeit bejtimmte äußere Merkmale aufgeftellt worden. Neben dem Betriebe eines 
zur Gewerbejtener veranlagten Gewerbes am Site der Kammer erfordert die 
Verordnung vom 25. Dftober 1889 für die Wahlberechtigung zur Handels— 
abtheilung die Eintragung in das Firmenregijter, für die Wahlfähigfeit zur 
Sewerbeabtheilung die Entrichtung eines Mindeitiages der Gewerbejteuer, der 
je nach der Größe der in Betracht fommenden Orte zwijchen 5 und 3 Mearf 
ſich bewegt. 

Abweichend von dem in Preußen feitgehaltenen Grundjage, die Aufbring- 
ung der erforderlichen Mittel den Handelsfammern zu überlajjen, iſt eine jtaat- 
liche finanzielle Beihülfe vorgejehen, welche in der Form von Zuſchüſſen aus 
Kreis- und Zentralfonds für Industrie erfolgt. Zur Dedung des verbleibenden 
Theiles des Aufwandes werden die Wahlberechtigten, im Bedürfnißfalle auch 
die Bezirfsgremien, mit Beiträgen herangezogen, welche in Gemäßheit der von 
der Ktreisregierung beitimmten Vertheilungsgrundjäge von der Kammer aus— 
geichrieben und nach erfolgter amtlicher Genehmigung der Hebelijte der Regel 
nach von der Kammer erhoben werden. Leber die ftattgehabten Einnahmen und 
Ausgaben ijt der genannten Behörde alljährlich Rechnung zu legen, und bei der 
Prüfung insbejondere die ordnungsmäßige Verwendung der aus Öffentlichen Fonds 
bewilligten, wie der im Wege der Bejtenerung aufgebrachten Mittel feitzuftellen. 

Auf die innere Wirfjamfeit der Kammern hat die bayerische Negierung ſich 
einen gewiljen Einfluß gewahrt durch die Bejtellung von Kommifjaren, welche 
den Sitzungen in der Pegel beizumohnen haben und jederzeit das Wort zu er: 





’) Die gegenwärtige Geitaltung der baneriichen Handels- und Gemerbefammern berubt 
auf der Verordnung vom 20. Dezember 1868. An die Stelle der letteren iſt jeither die 
Verordnung vom 25. Oftober 1889 getreten, die insbejondere die Bedeutung der Beʒirts⸗ 
gremien zu heben beabjichtigte und über die Regelung des Wahlrechtes anderweite Be— 
ſtimmung trifft. 
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greifen berechtigt ſind.) Durch dieje Maßnahme wird eine jtete Fühlung zwiſchen 
Staatöverwaltung und Kanımer vermittelt und der erjteren die Möglichkeit 
gegeben, ihre Anſchauungen un Schooße der Körperjchaft jelbjt darzulegen und 
nöthigen Falls einer unzutreffenden Auffafjung der Kammer rechtzeitig ent- 
gegen zu treten. 

Was den Gejchäftsfreis anlangt, jo ericheint derjelbe, mit dem Wirfungs- 
freije der preußischen Dandelstammern verglichen, in jo fern weiter, als den 
bayerischen Bertretungstörpern eine bejchräntte Mitwirkung bei der Vorbereitung 
derjenigen Gejege und Verordnungen zugeitanden ift, welche das wirtbichaft- 
liche Gebiet berühren. Im preußischen Gejege vom 24. Februar 1870 er: 
mangelt es an einer gleichartigen Zuficherung. Durch die Nichtaufnahme jolcher 
allgemeinen Bejtimmung wollte die preußiiche Negierung ſich die Befugniß 
wahren, zur gutachtlichen Aeußerung über wirthichaftliche Angelegenheiten nur 
diejenigen Dandelsfammern heranzuziehen, bei denen jie ein bejonderes Interefie 
zur Sache und ein auf Erfahrung gegründetes jachgemäßes Urtheil vorausjegen 
zu dürfen glaubte.) Aehnliche Zweirel an der allgemeinen Qualififation der 
wirthichaftlichen Vertretungskörper jcheinen auf bayerischer Seite nicht vorgewaltet 
zu haben. Die Verordnung vom 20. Dezember 1868 bejtimmte, dat die Handels: 
und Öcewerbefammern bei jeder wichtigen Angelegenbeit, welche Handel und 
Gewerbe betrifft, in der Regel zu hören jind und die Verordnung vom 
25. Dftober 1889 hat dieje Zuficherung erneuert, wenn ſchon jie durch die 
redaltionelle Aenderung „joweit thunlich” der Staatsverwaltung für die Ent- 
jheidung der Frage, ob eine Anhörung der Kammern im konkreten Falle an: 
gezeigt erjcheint, größere Bewegungsfreiheit gewährt. 

In den Grundzügen mit der bayerijchen Injtitution übereinftimmend, jedoch) 
wejentlich freier geftaltet, jtellt die wirthichaftliche Vertretung Sachjens ſich dar. 
Auch in dieſem Staate iſt der obligatorische Charakter der Einrichtung durch: 
gerührt und die Einbeziehung des Kleingewerbes in den Rahmen der Organi- 
jation angeordnet. Das Gewerbegejeß vom 15. Dftober 1861 verfügte die 
Errichtung von Handels- und Gewerbefammern an den „als Mittelpunfte der 
Gewerbe oder des Handels dazu geeigneten Orten“ und das Gejch vom 
23. Juni 1863 hat dieje Vorjchrift mit dem Hinzufügen bejtätigt, daß Sit, 
Bezirf und Mitgliederzahl im Wege der minifieriellen Verordnung feitgeitellt, 
auch gleicher Zeit darüber Beitimmung getroffen wird, ob Handelskammer und 
Gewerbefammer getrennte Stollegien bilden oder vereinigt thätig jein jollen. 
Auf Grund diejer gejeglichen Normen und der zu demjelben ergangenen Aus- 
führungsverordnungen bejtcehen für das jächjiiche Staatsgebiet zur Zeit fünf 
Handels: und Gewerbefammern, deren Abtheilungen in ihrer Wirfjamfeit als 
gemeinfame Körperjchaft ericheinen. Eine Nusnahme greift für Leipzig Pla, 
wo die Sonderung der Handelsfammer von der Gewerbefammer geboten er: 
jchien, um der erfteren die Stellung eines örtlichen Handelsvorjtandes verleihen 
u fünnen. 

i Für Wahlfähigfet und Wählbarfeit galt bis in die neuere Zeit als 
äußeres Merkmal die Höhe der entrichteten Gewerbejteuer. Nach) 8 17 des 
Gejeges vom 23. Juni 1868 waren jtimmberechtigt und wählbar zur Handels: 
fammer die dem Bezirke mit dem Site ihres Gejchäftes angehörigen männlichen 








Weiter noch geht die itaatliche Theilnahme an den Kammerverhandlungen in Frank— 
reich. Dier gehören Präfekt und Unterpräfeft von Amtswegen der Hammer als ſtimm— 
berechtigte Mitglieder an und führen den Borlis in den Sitzungen, welchen jie beimohnen. 

?, Motive zum Geſeß vom 24. Februar 1870. Zu SS 32—35. 
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Perſonen, welche als Kaufleute oder Fabrifanten mindejtens 10 Thaler ordents 
licher Gewerbejteuer entrichteten, während die gleichen Befugniſſe für die Ge— 
werbefanmer allen Gewerbetreibenden des Bezirkes zuftanden, welche als Kauf: 
leute und Fabrikanten zu einem geringeren, im Mindeſtbetrage auf die Summe 
von einem Thaler abgeituften Steuerjage veranlagt oder, falls fie den genannten 
Erwerbsgruppen nicht angehörten, im Gewerbejtenerfatajter mit mindejteng 
einem Thaler angejegt waren. Nach der Bejeitigung der Gewerbeſteuer durch 
Geſetz vom 2. Auguſt 1878 iſt an die Stelle der leßteren für den Wahlcenjus 
das ım DOrtsfatajter eingetragene Einfommen in der Art getreten, daß Stimme 
berechtigung und Wählbarfeit für die Handelsfammern an ein Einfommen von 
über 1900 Marf, für die Gewerbefammern an ein jolches von über 600 Marf 
ſich müpft.‘) Der Eintragung in das Handelsregiiter iſt ein Einfluß auf die Ab- 
grenzung der zur Handelsfammer wahlberechtigten Perſonenkreiſe nicht beigelegt.”) 
Wennjchon in analoger Weiſe, wie in Bayern, ein Theil des erforder: 
lichen Aufwandes aus öffentlichen Mitteln bejtritten wird, iſt doch von einer 
amtlichen Beauflichtigung der Finanzwirthſchaft abgejehen. Zur Dedung der 
Kojten erhält jede Kammer aus der Staatsfajje einen auf das Staatsbudget 
zu bringenden feiten Zujchuß und bleibt ihr überlajien, den verbleibenden 
Theil des Bedarfs im Wege der Beltenerung der wahlberechtigten Gewerbe: 
treibenden aufzubringen. Die Höhe der auszujchreibenden Beiträge wird durch 
Kammerbeſchluß feftgeitellt, der feiner jtaatlichen Genehmigung bedarf, und 
über die Verwendung der Gelder lediglich öffentlich Rechnung gelegt. 
Gleichwie Bayern anerkennt Sachſen im Prinzipe die Verpflichtung der 
Staatsverwaltung, bei wirthichaftlichen Fragen größerer Bedeutung jeinen 
Handels und Gewerbefammern Gelegenheit zur gutachtlichen Aeußerung zu 
geben. Allerdings iſt auch hier durch die Einfügung der Klauſel „joweit es die 
Verhältnifje irgend gejtatten“?) der Negierung ein gewiſſer Spielraum gelafjen 
und ein Anjpruch der Kammern, in jedem alle gehört zn werden, ausgejchlofjen. 
Abgejehen von den freien Städten, in welchen die Handelsfammern einen 
Iheil der Staatsverwaltung bilden und Obliegenheiten zu erfüllen haben, die 
über den Rahmen einer Interefjenvertretung hinausgreifen,‘) it in den übrigen 
bedeutenderen Bımdesjtaaten das Handelsfammerwejen im Wejentlichen nach 
preußiichem Vorbilde gejtaltet.’) Ueberall erjcheinen die Handelsfammern als 
freigewählte Organe des größeren Dandels= und Gewerbeftandes, dejjen Wahl: 
berechtigung auf der Grundlage der Eintragung in das Handelsregiiter berubt.®) 


ı Mir Rüdficht auf den jeit 1878 geiunfenen Werth des Geldes it in neuerer Zeit 
in Anregung gebracht, den Betrag von 2500 Mark Einkommen aus Handel und Gewerbe 
al& Grenze zwiichen Handeläfammer und Gewerbekammer an Stelle der jeitherigen Grenze 
von 1900 Mark zu chen. 

” Als Cigentbümlichteit des Tächfiichen Geſeßes darf hervorgehoben werden, daß für 
die Wahlen indireftes Verfahren ——— iſt. 

Geſetz vom 23. Juni 1868, Wr. 12a. 

) Neben den Handelstammern beheben in den freien Städten geionderte (Hewerbefammern 

N Tie_ Errichtung der Sandelstammer, die Feſtſtellung der Site, Bezirte und Mit: 
pliederzabl ift in Württemberg, Baden und Seien der minilteriellen Genebmigung vorbe- 
balten. In Braunichweig und Anbalt iſt Die Bildung je einer in der Yandeshauptitadt 
reiidirenden, 24 Mitglieder zäblenden Kammer für das Staatsgebiet geiehlich verfügt. 
Baden, Braunfchroeig und Anhalt haben ihren Kammern Korporationsrechte beigelegt. 

°) Taneben begründen Württemberg und Baden Wahlrecht und Beitragspflicht auf 
die Gewerbeitenerpflichtigteit, Braunjchweig auf die Veranlagung zur Gemerbejteuer im 
Mindeitiage von 30 Markt, Heſſen auf Die Zugebörigteit_ zu einer der vier eriteren Klaſſen 
der Gewerbeiteuer, Anhalt auf die Veranlagung zur Haffificirten Einfommenfteuer mit einen 
Einkommen von mindeitens 3000 Mark. 
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Nur für die den Namen „Handels- und Gewerbefammern“ tragenden württem- 
bergiichen Vertretungsförper it das legtere Prinzip nicht jtrenge durchgeführt. 
Für dieſe Körperſchaften, welche gleich den reinen Handelskammern vorwiegend 
in den Dienſt der Großbetriebe geſtellt ſind, wenn auch „die Wahrnehmung 
der bejonderen Intereſſen des Stleingewerbes jchon vermöge Des Zuſammen— 
hanges, der zwiſchen der großen und kleinen Induſtrie beſteht, in den Bereich 
ihrer Thätigkeit fällt“, ſtellt das Geſetz vom 4. Juli 1874 zwar als regel— 
mäßige Vorausſetzung des Wahlrechtes die Regiſtrirung der Firma auf, ge— 
ſtattet daneben aber dem Minderkaufmann und dem Handwerker, im Wege 
der freiwilligen Anmeldung zur Wahlliſte dem Kreiſe der ſtimmberechtigten 
Perjonen beizutreten. Eine Einwirkung auf die innere Urgantjation der 
Kammern, wie fie in Batern und Sachjen jich zeigt, iſt diejer fakultativen Zus 
lafjung des Kleingewerbes nicht beigelegt. Es finden weder getrennte Wahlen 
ſtatt, noch iſt eine Scheibung in Abtheilungen nach Großbetrieben und Klein: 
betrieben vorgejehen. Die württembergijchen Handels: und Gewerbefammern 
erjcheinen demnach als einheitliche, aus Geſammtwahlen hervorgegangene Körper: 
ichaften, im Denen die Eleineren Gewerbetreibenden, wenn gleich ihnen nicht, 
wie bei den einfachen Handelsfammern, der Zugang verjchloffen bleibt, doch 
einer gejonderten, auf Wahrnahme der jpeziellen Intereſſen abzielenden Ber: 
tretung entbehren. 

Auf finanziellem Gebiete bildet die Aufbringung der Koſten durch Beſteuer— 
ung der Wahlberechtigten die Negel. Eme Nusnahme zeigt Anhalt, welches 
aus Staatsmitteln eine jährliche Beihülfe um HDöchitbetrage von 6000 Mark 
gewährt. Der Ueberweiſung des Aufwandes anf die Wähler entipricht die 
autonome Gejtaltung des Finanzrechtes. Gleichwie in Preußen, iſt auch in 
den genannten Bundesftaaten die Feititellung des Etats den Kammern über: 
lafjen') und bedarf e8 einer Ermächtigung von Seiten der Negierung mur für 
den Fall, daß die zur Beitreitung des Aufwandes ausgejchriebenen Beiträge 
eine gewifje Grenze überschreiten. Als jolche Grenze bezeichnet Württemberg 5°/,, 
Braunjchweig 12°, der Gewerbefteuer; Baden und Anhalt verfügen Einholung 
der Genehmigung, wenn die Beichaffung des Aufwandes mehr als "/sooo Der 
im Bezirke veranlagten Gewerbejteuerfapitalien, bez. mehr als eine Einheit der 
zu entrichtenden klaſſifizirten Einfommenfteuer erfordert. 

AS allgemeiner VBirfungsfreis wird durchweg im Anſchluſſe an das 
preußijche Gejeg vom 24. Februar 1870 die Wahrnehmung der Gejammtinterejjen 
der im Bezirfe anjälligen Handels und Gewerbetreibenden,*) wie die Unter: 
jtügung der Behörden in der Förderung von Handel und Gewerbe bezeichnet. 
Eine Verbindlichkeit der jtaatlichen Organe, zu ſolchem Behufe die Mitwirkung 
der Kammern in Anjpruch zu nehmen, it nicht ausgejprochen. 

In dem Deutichen Handelstage haben die Handelsfammern im Wege der 
freien Bereinigung Jich eine gemeinjame Vertretung geichaffen.”) Als preußiſcher 
Handelstag im Jahre 1860 gegründet und auf Anregung des hadijchen Handels: 
tages im folgenden Jahre zum deuiſchen Verbande erweitert, verfolgt er den 
Zwed, die Intereſſen des deutſchen Handels: und Induſtrieſtandes zur Geltung 
zu bringen und läßt die Handelsfammern und Handelsorgane, wie die den 


ı) Anders nur Heilen, welches mintiterielle Genehmigung des von der Kammer zu 
entwerfenden Voranichlages vorichreibt. 

Braunſchw. Gefeß vom 19. März 1890 52: „Handel: und Großgemwerbetreibenden”. 

’, Daneben beiteben als beiondere Sandesverbände der badiiche und der beiltiche 
Handelstag. 
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wirtbichaftlichen Intereſſen weiterer Bezirfe dienenden ee und in— 
dujtriellen Vereine im Reiche zur Mütgliedichaft zu. Als Organe des Handels: 
tages erjcheinen Die Plenarverjammlung, der bleibende Ausſchuß und der Vor: 
ſtand des Ausſchuſſes. Die aus den Delegirten der zugehörigen Körperjchaften 
beitebende Plenarverſammlung tritt der Regel nach in jedem zweiten Jahre 
zur Berathung auf Grundlage der vorbereiteten Tagesordnung zujammen und 
votirt nach Körperſchaften, deren Stimmrecht nach den Beitragsklaſſen ſich ab— 
ſtufſt. Dem Ausſchnſſe liegt ob, die vom Plenum gefaßten Beſchlüſſe auszu— 
führen, die nächſte Plenarverſammlung vorzubereiten und in dringenden Fällen 
die Jutereſſen der Geſammtheit zu wahren. Dem Vorſtande ſind die gleichen 
Anfgaben dem Ausſchuſſe gegenüber zugewieſen, welche dem letzteren dem Plenum 
gegenüber zufallen!). 

Wenngleich der Handelstag als Organ eines größeren Theiles des deutſchen 
Handels- und Induſtrieſtandes für ſeine Beſchlüſſe eine weitgehende Beachtung 
beanſpruchen darf und thatſächlich auf die geſetzliche Regelung einer Reihe 
wichtiger, wirthſchaftlicher Fragen weſentlichen Einfluß geübt hat, ſo bleibt ihm 
doch als einer freien, der ſtaatlichen Anerkennung entbehrenden Vereinigung 
cm unmittelbarer Antheil an der wirthſchaftlichen Geſetzgebung verſagt. Ein 
Anipruch, bei dev Vorbereitung legislativer Maßnahmen gebört zu werden, tt 
nach Yage der Sache ausgejchlojjen; die Einholung jeiner Meinungsäußerung 
ſteht zum freien Ermejjen der Neichsgewalt, der auch die Würdigung der etwa 
erforderten Gutachten überlajien bleibt. Bet dem Mangel einer anderweiten, 
mit mehr umfafjenden Befugniſſen ausgejtatteten wirtbichaftlichen Zentralitelle 
legte Dieje unzureichende Kompetenz des Handelstages bald die Beſorgniß nabe, 
daß wichtige, das Wirthichaftsteben berührende Beitimmungen ohne ausreichende 
Information der maßgebenden Stellen getroffen werden möchten umd zeitigte 
in weiteren Streifen den Wunjch nach Errichtung eines jtändigen, dem conseil 
superieur du commerce, de l’industrie et de l’agriculture nachgebildeten 
technischen Berrathes der Regierung. 

Machdem cin dahingehender Antrag bereits in der Ausſchußſitzung des 
Handelstages vom 22, Oktober 1877 eingebracht worden war,“) zog der letztere 
auf Anregung einer größeren Zahl jeiner Mitglieder in der am 30. Oftober 1878 
zujammengetretenen, achten Blenarverjammlung die Angelegenheit im den Kreis 
jeiner Berathung. In der Berfammlung jtanden ſich zwei Anjchauungen gegen: 
‚ Über, deren Anhänger nach den Gruppen der Schugzöllner und Freihändler, 
die zu jener Zeit im Schoße des Handelstages um die Vorherrichaft rangen, 
ſich ſchieden. Unter dem Hinweis auf die Wirfjamfeit des oonseil superieur, 
der ‚sranfreich die Stetigfeit jeiner wirthichaftlichen Entwicklung verdanfe, 
befürmwortete die erite Gruppe die Einjegung eines volfswirtbichaftlichen Senates, 
der aus Vertretern des Handels, der Induftrie, der Landwirtbichait, des Ver— 
fchrweiens und aus höheren Beamten der beteiligten Reſſorts beitehend, als 
begutachtender, itaatlich anerfannter Beirath in wirtbichaftlichen Fragen dienen 


1) Beichluß der 15. Plenarveriammlung vom 12. März 1886. 
ai Von dem Vorfigenden der Handelsfammer Barmen, Mecdel. In Folge diefes An- 
trages trat eine Ausſchußkommiſſion mit dem Zentralverband Teuticher nduitrieller in Ver 
bindung und einigte man fich dahin, die Errichtung eines aus Telegirten des Dandelstages, 
des Zentralverbandes D. J. und des Landwirtbichaftsratbes zuſammengeſetztem Kollegium 
Vorſchlag zu bringen. Von der Konitituirung follte die Regierung benachrichtigt und zur 
Iheilnahme an den Berathungen und Beichlüfien eingeladen werden. — Tie Abweichung 
diejes Vorfchlages von dem geitellten Antrage, der die Einſetzung einer Behörde forderte. 

welche von der Repiermig gebört werden müſſe, liegt auf der Hand. 
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und theils aus fatjerlicher Ernennung, theils aus Wahlen der genannten dret 
Berufsklaſſen hervorgehen jollte. Eine derart organijirte Behörde werde, jo 
wurde ausgeführt, durch die genaue Kenntniß der thatjächlichen Verhältniſſe 
und die Ausgleichung der Sonderintereffen der einzelnen Erwerbszweige die 
Geſetzgebung in allen, das wirthichaftliche Leben des Reiches berührenden 
Fragen in wirkſamer Weije fürdern uud gleicherzeit durch die Iheilnahme der 
zugehörigen Beamten die Gewähr für eine ausreichende Würdigung der von 
der Regierung vertretenen Gefichtspunfte zu bieten vermögen.') 

Im Widerjpruch mit dieſer Anſchauung verneinte die freihändleriſche 
Gruppe, welche von der geplanten Einrichtung eine Stärfung des ohnehin 
überwiegenden Einflujjes der ſchutzzöllueriſchen Großinduſtrie und cin weiteres 
Zurüddrängen des Handels befürchtete, das Bedürfniß eines derartigen, nach) 
dem Borbilde des eonseil superieur mit amtlicher Eigenjchaft ausgejtatteten 
Zentralorgans. Man war bier der Anjicht, daß die Beichaffung der zur Im: 
formation der gejeggeberischen Faktoren dienenden thatjächlichen Unterlagen 
das wejentlichjte Attribut eines jachverftändigen Beirathes bilde und von der 
Einfügung des legteren in den Behördenorganismus der dadurch gefährdeten 
Selbjtändigfeit halber abzujehen jein werde. Für die Erfüllung der danach 
zufallenden Aufgabe auf dem Gebiete des Handels und der Gewerbe erblidte 
man in dem Handelstage jelbit Das geeignete Organ, während man auf land- 
wirthichaftlichem Gebiete die gleichen Obliegenheiten dem Landwirthichaftsrathe 
zugewiejen jehen wollte.?) 

Bei der Abjtimmung unterlag die legtere Anjchauung, und wurden der 
Antrag der jchuszöllneriichen Gruppe, gleichiwie zwei weitere Anträge, welche, 
wenn auch in den Einzelheiten auseinandergehend, doch der Errichtung eines 
volfswirtbichaftlihen Senates im Prinzipe beitraten, mit wechjelnden Majori- 
täten „angenommen. } 

Diejer Mehrheitsbejchluß des Handelstages fand bald, wenn auch nur für 
Preußen, jeine Verwirklichung. Von der Erwägung geleitet, dab beim Mangel 
einer Stelle, welche zur jachverjtändigen Kritik der Gejegentwürfe berufen jet, 
die Staatsleitung das zur Uebernahme der Verantwortung erforderlihe Map 
der Sicherheit nicht zu gewinnen vermöge, bielt die preußijche Negierung die 
Bildung eines Zentralorgans für geboten, welches den durch die wirtbichaftliche 
Geſetzgebung in erfter Linie betroffenen Kreijen die Möglichkeit gewähre, über 
Nothiwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Anordnungen fich zu äußern und in 
ausgleichendem Zulammenmirfen die gemeinjamen und bejonderen Interejjen 
von Handel, Gewerbe und Landwirthichaft durch freie Meinungsäußerung wahr: 
zunehmen.) In Ausführung dieſes Gedanfens rief die Verordnung vom 
17. November 1880 für Preußen einen 75 Mitglieder zäblenden, in die Sek— 
tionen des Handels, des Gewerbes und der Land» und Forſtwirthſchaft jich 


') Antragiteller: Verein zur Wahrung der gemeinjamen wirtbichaftlichen Intereſſen im 
Rheinlande und Weſtfalen zu Düſſeldorf Bnek 

a Antragiteller: Allgemeiner Medlenburgiicher Dandelsverein Witte). 

»; Der eine dieſer Nebenanträge ftimmte im Weſentlichen mit dem T Düſſeldorfer Antrage 
überein, wabrend der zweite im Kompromißwege dem Dandelstage einitweilen die Figenichaft 
eines itaatlich anerfanuten, volfswirthichaftlichen Jentralorgans zuerfennen wollte. 

Zur Minderheit zählten die Seeftädte und die überwiegende Zaht der größeren Handels— 
pläße. Bei der Würdigung des Ergebniſſes der Abitimmung it in Betracht zu ziehen, daß 
nach den zu jener Zeit geltenden Satzungen des Handelstages jeder Hörperichaft, ohne Rüd- 
jicht auf Größe und mirtbichaftliche Bedeutung, eine Stimme zuitand. 

Rede des Neichstanzlers bei Eröffnung des VB.-W-R. am 28. Januar 1881. 
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theilenden VBolfswirthichaftsrath mit der Beltimmung in das Leben, über Ent: 
würfe von Gejegen und Verordnungen, welche wichtigere Intereſſen von Handel 
und Gewerbe, Land: und Forjtwirthichaft berühren, wie über die auf den Erlaß 
derartiger Gejege und Verordnungen bezüglichen Anträge und Abjtimmungen 
Preußens im Bundesrathe jich qutachtlich auszuiprechen. Die Ernennung von 
dreißig Mitgliedern, darunter mindejtens fünfzehn Angehörige des Handwerfer: 
und Arbeiteritandes, blieb der Krone vorbehalten; behufs Auswahl der übrigen 
Mitglieder war den betheiligten Berufsklaſſen ein nach Provinzialverbänden 
auszuübendes Präjentationsrecht in der Weiſe zugeitanden, daß die Handels- 
fammern und faufmännijchen Korporationen jechzig, die landwirtbichaftlichen 
Bereine dreißig Perjonen bezeichneten, aus deren Zahl die Nejjortminifter je 
fünfzehn Bertreter des Gewerbes, des Handels und der Lande nnd Forſtwirth— 
haft der Krone zur Berufung in Vorjchlag zu bringen hatten. 

Wie zu erwarten war, befriedigte dieje Injtitution, deren ungeſäumte Aus- 
dehnung auf das Neich geplant wurde,') wach feiner Seite. An Stelle des 
erjtrebten, zum größeren Theile aus direkter Wahl der Interejjentenfreije hervor: 
gegangenen Organs, dejjen berathende Stimme die Negierung in allen wirth— 
ichaftlichen Fragen zu hören verpflichtet jein jollte, jah man eine von der Exe— 
futive berufene Körperichaft, auf deren Zujammenjegung den bürgerlichen Er: 
werbsgruppen nur ein beichränfter Einfluß zujtand und die demnach faum be: 
anſpruchen durfte, als Vertreterin der wirflichen Memung jolcher Gruppen zu 
ericheinen. Dazu traten die Verſagung jeglicher Initiative und die eng begrenzte 
Stompetenz, welche die Entichließung darüber, ob und wieweit der Volkswirth— 
ichaftsrath zu befragen jein werde, lediglich der Negierung anheimgaben, um 
das ohnehin geringe Vertrauen in die Leiftungen der neuen Schöpfung noch 
mehr zu mindern. Bei jolcher in weiteren Streifen herrſchenden Anſchauung 
fonnte nicht überraschen, dak der Neichstag, der zudem vom Bolfswirtbichafts: 
rathe eine Schmälerung jeiner eigenen Befugniſſe befürchtete, durch Verweigerung 
der geforderten Mittel die Erweiterung zur Neichsinjtitution ablehnte?) und 
damit die Einrichtung jelbjt in ihrer Grundlage erjchütterte. Zwar hielt Die 
preußijche Regierung, obſchon auch das Haus der Abgeordneten in jeinen Sit: 
ungen vom 20. Februar und 7. März 1883 die für Neifefoften und Tage— 
gelder der Mitglieder auf das Budget übernommene geringfügige Summe von 
M. 16000 in Abjtrich brachte, einjtweilen an dem Bolfswirtbichaftsrathe feit 
und jchritt wider Erwarten nach Ablauf der eriten fünfjährigen Sitzungsperiode 
zu einer erneuerten Konſtituirung, Doch zeigte fie jchon unmittelbar nach dem ab: 
lehnenden Votum der Landesvertretung durch die am 11. Juni 1883 erfolgende 
Reaftivirung des zu gleichartigen Aufgaben berufenen Staatsrathes, wie jehr ihr 
Interejje an der faum gejchaffenen Einrichtung gejchwunden war. Ihatjächlich it 
der Bolfswirthichaftsrath in der zweiten Sigungsperiode nur einmal, und zwar im 
Sabre 1887 zur Beratung der Grundzüge zur Alters: und Invalidenverficherung 
der Arbeiter zujammengetreten und jeirdem der Vergejienheit anheimgefallen.’) 

') Der Deutiche Wolkswirtbichaftsrath follte aus 125 von den Yandesregierungen dem 
Bundesratbe zur Berufung zu präfentivenden Mitgliedern beiteben, von denen 75 auf Preußen 
entfielen. Zur Dedung der Koſten wurden M. 85000 gefordert. 

In den Sikungen vom 10. Juni und 31. Dezember 1881. 

) lleber die Thätigkeit des Volkswirthſchaftsrathes iſt wenig zu berichten. Außer den im 
Terte erwähnten Grundzügen zur Alters> und Invalidenverſicherung find ihm an wichtigeren 
Belegen die Entwürfe über Unfallverficherung und Abänderung der SS %7—104 der (Gewerbe: 
ordnung vorgelegt worden. Er berieth weiter über Finführung des Tabakmonopols, ſprach ſich 
aber wider Erwarten mit geringer Mebrbeit gegen die Veritaatlichung diejes Induſtriezweiges aus. 
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Hatte der achte Handelstag ſich für die Errichtung einer wirtbichaftlichen 
Zentralftelle ausgeiprochen, an deren Zujammenjegung die jtaatlich anerfannten 
Organe des Handel3 und der Gewerbe mitzınvirfen beſtimmt waren, jo erachtete 
er gleicherzeit im Hinblick auf die ungleichartige Geſtaltung jolcher Körper— 
ichaften die Neuordnung des Handelsfammerweiens im Neiche auf einheitlicher 
Nechtsgrundlage für geboten und beauftragte, einem Antrage der Handels— 
fammer Osnabrück Folge gebend, den bleibenden Ausſchuß mit der Fertig: 
jtellung einer dahingehenden Vorlage. Aus den Arbeiten der von dem Aus— 
ichuffe zu jolchem Behufe eingejegten Kommiſſion, welcher als leitende Ge— 
jichtspunfte die einheitliche Organtjation der Dandelsfammern im Weiche, Die 
Bejchränfung der Vertretung auf die größeren Betricbe und die Abgrenzung 
der Bezirke nach bayeriichem und jächjiichem Vorbilde vorgezeichnet waren, 
find zwei Entwürfe eines die Materie behandelnden Reichsgeſetzes hervor: 
gegangen. Im Wejentlichen an die Beitimmungen des preußiſchen Gejeges 
vom 24. Februar 1870 ſich anlehnend, nahm der erſtere dieſer Entwürfe die 
—E der Handelskammern in Reichsinſtitute in Ausſicht, welche der 
Zentralgewalt unmittelbar unterſtehen ſollten und übertrug in Durchführung 
ſolchen Grundgedankens die den Einzelſtaaten zuſtehenden Aufſichtsrechte dem 
Reichskanzler, der nur bei Entſcheidung einzelner, die genaue Kenntniß der ört— 
lichen Verhältniſſe vorausſetzenden Fragen!) an cin Einvernehmen mit der 
Landesregierung gebunden war. Die Abgrenzung der Bezirfe jollte derart 
geichehen, daß jie ein das Neichsgebiet umfafjendes Netz bildeten, zu welchem 
Zwecke die räumliche Erweiterung der vorhandenen, in ihrem Beſtande zu er— 
haltenden Kammern vorgeſehen war. Die Frage, ob bei der Abgrenzung der 
jtaatlichen, politischen Eintheilung oder der wirtbichaftlichen Zuſammengehörig— 
fcit zu folgen jein werde, blicb unerörtert. 

Für Wahlfähigfeit und Wählbarfeit war als allgemeine Vorausjegung Die 
Eintragung der Firma bingejtellt und damit die Umwandlung der mittel- 
deutjchen und jüddeutichen Dandels- und Gewerbefammern im reine Dandels- 
kammern — Daneben verlieh der Entwurf, um den Kammern die 
Eigenjchaft eines Organcs der Grohbetriebe zu wahren und die den legteren 
nicht angehörigen Gewerbetreibenden vom Wablrechte auszuichliegen, nach 
preußichem VBorgange dem Neichsfanzler die Befugniß, nach Maßgabe des 
örtlichen Bedürfniffes das Wahlrecht des ferneren noch an die Veranlagung 
in einer beftimmten Klaſſe oder zu einem bejtimmten Sate der Gewerbejteuer 
vom Handel, bezw. der Einkommensteuer zu binden. 

Im Schlußjage der Motive war endlich die Errichtung einer Mittelinftanz 
in Form provinzieller Vertretungsförper in Betracht gezogen. Aus den Vor: 
jigenden der einzelnen Kammern ſollten zur — von Fragen provinzieller 
Bedeutung Provinzialhandelskammern gebildet werden und deren Vorſtände 
alljährlich zu einem an die Stelle des Handelstages tretenden Handels und 
Induſtrierath ich vereinen. ?) 

Angefichts der abfälligen Kritik, welche jich an die Befanumtgabe des Ent- 
wurfes fnüpfte und welche bald das Bedürfniß oder die Opportunität eines 
derartigen Neichsgejeges verneinte, bald die geplante Umwandlung der Ver: 
tretungsförper in Neichsinftitute oder die Nichtberücjichtigung der Stleinbetriebe 


JInsbeſondere bei der Frrichtung und inneren Urganilation der Handelsfammern. 
) In Anlehnung an einen von der Handelskammer Halle auf dem achten Handels— 
tage EN Antrag. 


Reit: Zur Geichichte und Reform der preußiichen Handelstammern. 13 


als verfehlt bezeichnete, jchritt die Kommiſſion zur Aufſtellung einer ander: 
weiten Borlage. Diejelbe hielt zwar an der einheitlichen Negelung der wirth- 
ichaftlichen Interefjenvertretung im Wege der Neichsgejeggebung und dem Aus: 
jchluffe des Kleingewerbes feit, trug aber den namentlich von jüddeuticher Seite 
erhobenen Bedenfen gegen die Einfügung der Handelskammern in die Neichs- 
organijation derart Rechnung, dat den Kammern die Eigenjchaft einer Landes— 
einrichtung verblieb und eine Mitwirkung der Zentralgewalt bei Ausübung des 
Aufichtsrechtes nur injoweit eintrat, als zur Erhaltung der einheitlichen Grund: 
läge des Gejeges erforderlich erſchien.“) 

Es mag dahingeſtellt bleiben, ob es bei der eigenartigen Stellung des 
Reiches zu den Bundesgliedern möglich geweſen wäre, die Einbringung eines 
Gejeges zu ermwirfen, welches ohne zwingende Veranlajjung einen fühlbaren 
Eingriff in das Verwaltungsrecht der Einzelitanten enthielt und bet der Kom— 

petenztheilung zwijchen Neichsgewalt und Sanbedregierung den Keim künftiger 

Konflikte im jich barg. Thatſächlich it der Verſuch nicht gemacht worden. 
Auch in der zweiten, den Reichsgedanfen ichwächer betonenden Faſſung begegnete 
der Entwurf jchon in den zumächit betheiligten Kreiſen einer jo jtarfen Gegen: 
ftrömung, daß es angezeigt erichien, von einer weiteren Verfolgung der Ans 
gelegenheit abzujehen. 

Im Gegenjage zu dem Neformplan des Handelstages, der bei der Neu: 
ordnung der Handelsfanmern nur die größeren faufmännijchen und gewerb- 
lichen Betriebe berücjichtigt jchen wollte, trat fait zu gleicher Zeit eine ander: 
weite Anjchauung hervor, welche den Aufbau der Interejjenvertretung auf 
breiterer Grundlage befürwortete. Bon der Anficht ausgehend, day die Handels: 
fammern bei ihrer auf Handel und Induſtrie bejchränkten Organijation die 
jtaatlichen Organe über die Bedürfniſſe des Wirtbichaftslebens nicht in er— 
ihöpfender Werje zu informiren vermögen, diejer wichtigiten Aufgabe der Inter: 
ejfenvertretung vielmehr nur von Körperjchaften entiprochen werden fanır, die alle 
Zweige der gewerblichen Thätigkeit umfafjen, empfahl die Handelsfammer Dsna- 
brüd in ihrem Jahresberichte für 1878 die Bereinigung von Handel, Induftrie, 
Landwirtbichaft und Kleingewerbe zu einheitlichen, gleichmäßig abgegrenzten 
Wirthichaftsfammern, im denen jeder Erwerbsitand nach Maßgabe jener ört— 
lichen Bedeutung Vertretung finden jollte. Bon einem derartigen Zujammene 
wirfen der großen Wirthichaftsgruppen glaubte die genannte Hammer die Aus— 
gleihung der widerjtreitenden Sonderbeitrebungen im Wege des freien Mein: 
ungsaustaujches und damit eine beijere Förderung der allen produftiven Ständen 
gemeiniamen Intereſſen erwarten zu dürfen, als bei der beitchenden Ser: 
jplitterung der Berufsvertretung erreichbar erjchien. ?) 

Bald jchon bot ſich Gelegenheit, für die praftiiche Durchführung dieſer 
Lehre zu wirfen. Einer äußeren Anregung folgend, beſchloß der Zentralver— 
band — Induſtrieller in ſeiner Ausſchußſitzung vom 20. Mai 1882, 





" Ein — mit dem Reichslanzler war vorgeſchrieben bei der Errichtung der 
Handelslammer, der Beſtimmung über Sitz, Mitgliederzahl und räumliche Abgrenzung und 
über Beſchränkung des Wahlrechtes auf die höher beſteuerten Gewerbetreibenden. 

9 Jahresbericht Osnabrüd 1878 u. ff. Ginen beredten Anwalt fand dieſe Theorie, 
melde einen vorübergehenden Einfluß auf die Geſtaltung der wirtbichaftlichen Bertretung in 
Preußen zu gewinnen vermocht bat, in Prof. v. Kaufmann, Vgl. deſſen Vertretung der 
wirtbichaftlichen Intereſſen in den Staaten Guropas, Berlin 1879, Reform der Dandels= und 
Gewerbetantmern, Berlin 1883 und Vertretung der wirtbichaftlichen Intereſſen in Deutich- 
land, „Annalen“ 1883 ©. 553 ff. 
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der Neuordnung der Handelsfanmern näher zu treten und einer Kommiſſion 
die Ausarbeitung motivirter VBorjchläge zu übertragen, welche einer jpäteren 
Delegirtenverjanunlung zur Beſchlußfaſſung unterbreitet werden jollten. Im 
Laufe der hierüber gepflogenen Berhandlungen beantragte der mit dem Re— 
ferat betraute Generaljefretär der Dandelsfammer Osnabrüd, in Form einer 
Nejolution die reichsgejegliche Errichtung von Wirthichaftsfammern als den 
zur Löjung der Frage allein geeigneten Weg zu bezeichnen, fand jedoch nicht 
die Zujtimmung des Ausſchuſſes, der ſich begnügte, der Kommiſſion die Be— 
achtung der „bereitS vorliegenden, umfaſſenden Vorarbeiten mehrerer Dandels: 
fanımern und industriellen Vereine“ zur Pflicht zu machen. ') 

In einer im Auguſt desjelben Jahres zu Eiſenach abgehaltenen Sigung 
entledigte die Kommiſſion ich ihrer Aufgabe. Gemäß der erhaltenen Weiſung 
z0g Ste als beachtenswertben Reformvorjchlag die Bildung von Wirthſchafts— 
kammern in Erwägung, gelangte aber zu einem ablehnenden Beichluß. Bei 
aller Anerkennung der Intereifengemeinjchaft der einzelnen Erwerbsgruppen trug 
jie doch Bedenfen, die wirtbichaftliche Vertretung auf die von Osnabrück em: 
pfohlene breite Grundlage zu stellen, da ihrer Anficht nach ein frenvilliger 
Beitritt der Landwirthichaft bei dem ausgebildeten Vereinsweſen derjelben nicht 
zu erwarten jtand, eine zwangsweiſe Angliederung aber um jv weniger au- 
gezeigt erjchten, als der unteren Inſtanz der Wirtbjchaftsvertretung wicht der 
Ausgleich widerjtreitender Sonderbeitrebungen, wie vielmehr die Feſtſtellung 
der vorhandenen Intereſſen und deren jachverjtändige Begutachtung als Auf: 
gabe zuzuweiſen war. 

Glaubte die Kommiſſion ſomit von einer Theilnahme der Landwirthichaft 
abjehen zu jollen, jo bielt jie doch im Hinblick auf die vielfachen Wechjel- 
beziehumgen zwijchen Induſtrie und Kleingewerbe die Zulaſſung des legteren 
zu den mach einheitlichen Grumdjägen umzubildenden, über das ganze Neich 
zu erſtreckenden Bertretungsfürpern für geboten. Im Anlehnung au das 
bayerische Recht befürwortete jie zu diefem Zwede in einem eingehenden Ent: 
wurfe die Einſetzung vbligatoriicher Dandels: und Oewerbefammern, deren 
Bezirke den politischen Verwaltungsbezirken jich anpaſſen“) und in ihrer Ge: 
jammtheit das Neichsgebiet umfaſſen jollten. Zum Wahlrechte wurden berufen 
die in getrennten Wahlvegiitern zu führenden drei Erwerbsgruppen der ein: 
getragenen Kaufleute, der jelbjtändigen Induſtriellen“) und der jelbjtändigen 
Handwerker. Eine eutjprechende Vertretung in den Slammern jicherte dieſen 
Berufsjweigen die weitere Beltimmung, dal jeder Gruppe nach Maßgabe der 
örtlichen Bedeutung und der aufzjubringenden Stenerguote eine gewiſſe Zahl 
von Mandaten zufallen jollte, deren Bemeſſung der höheren Berwaltungs: 
behörde unter Zuzichung von Notabeln vorbehalten blieb. *) 


') Verhandlungen ıc. des Zentralverbandes deuticher Induſtrieller Nr. 16, Berlin 1882. 
Es mag bier erwähnt werden, daß der Z. D.ezJ, bereits im Jahre 1577 mit der gleichen 
Reformfrage ſich beichäftigt batte, obne zu einem Ergebniß zu gelange.ı 

*An dieſem, dem bayerischen Rechte entnommenen Brinzive ift nicht feitgebalten. Die 
weitere Beitimmung, daß auch mebrere Verwaltungsbezirfe zu einem Kammerbezirk vereinigt, 
oder ein Verwaltungsbezirt in mehrere Kammerbezirke zerlegt oder Theile eines Verwaltungs: 
bezirfes dem Kammerbezirke eines benachbarten Verwaltungsbezirkes zugetbeilt werden können, 
läßt dem Ermeſſen der Landesregierung bei Abgrenzung der Bezirke freielten Spielraum. 

’, Beide Kategorien mit Einſchluß der gleiche Zwede verfolgenden Geiellichaften. 

+ Durch diefe das gleiche Wahlrecht verlaſſende Beitimmung follte der Induſtrie eine 
beſſere Vertretung gelichert und damit der häufigen Klage über die Majorifirung durch den 
Handel abgebolfen werden. 
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Abweichend von dem in Bayern und Sachjen beobachteten Verfahren, die 
wirtbichaftlichen Vertretungsförper in Handels- und Gewerbeabtheilungen zu 
jondern, waren die zu bildenden Dandels und Gewerbefammern als einheit 
fihe Körperichaften gedacht mit gemeinjamer Berathung und Beſchlußfaſſung 
der in ihnen vereinigten Erwerbsſtände. Infonjequenter Weiſe wurde aber 
diejes, der Lehre von der Interejiengemeinjchaft entiprechende Prinzip der un— 
getrennten Wirkſamkeit wieder durchbrochen durch die den Einzeljtaaten zu: 
geitandene Ermächtigung, die Scheidung der Kammern in mehrere, nach Berufs: 
zweigen ſich gliedernde Sektionen anzuordnen oder die Bildung gejonderter 
Gewerbekammern zu verfügen. ') 

Die jtaatsrechtliche Stellung der Kammern anlangend, hielt der Entwurf 
im Öegenjage zu den Vorlagen des Dandelstages, welche dem Neiche eine 
Mitwirkung bei der Errichtung und inneren Organtjation zuwieſen, am der 
territorialen Eigenjichaft feſt. Danach refjortirten die Kammern ausſchließlich 
von der an ein Einvernehmen mit der Zentralgewalt nicht gebundenen Landes— 
rvegierumg. Der Neichsregierung war nur freigelajfen, die Kammern, welche 
die der heimathlichen Aufjichtsbehörde eritatteten Jahresberichte mitzutheilen 
verpflichtet jein jollten, zur Beantwortung von Fragen und Abgabe von Gut— 
achten beranzuzichen, um derart in den Beſitz des zur Leberjicht der wirth— 
ichaftlichen Gejammtbedürfniffe des Neiches erforderlichen Materials zu gelangen. 

In eimer am 18. September 1882 zu Nürnberg zujammengetretenen Dele— 
girtenverjammlung fam der von der Kommijjion ausgearbeitete Entwurf in 
Vorlage. Nachdem der Bertreter für Osnabrüd erneuert ohne Erfolg für die 
Betbheiligung der Landwirthichaft plaidirt hatte, lehnte bei der Kürze der zur 
Berfügung jtehenden Zeit Die Verſammlung ab, in die Berathung der Vorlage 
einzutreten und lieh jich an der Annahme einer Rejolution genügen, welche den 
Grundzügen der Eijenacher Bejchlüffe folgend, die Einjeßung obligatorischer, 
der Landesregierung unterjtellter, nach den Verwaltungsbezirken abgegrenzter 
Handels- und Gewerbefammern im Reiche empfahl und gleicherzeit eine Ver: 
theilung der Mandate auf die einzelnen Interefjengruppen, wie die Abitufung 
des Wahlrechtes innerhalb jeder Gruppe nach Maßgabe der wirthichaftlichen 
Bedeutung als wünjchenswerth bezeichnete. ?) 

Unzufrieden mit dieſem Ergebniß der Nürnberger Verhandlungen wandte 
die Handelsfammer Osmabrücd ſich nunmehr an eine höhere Inftanz, um die 
Durchführung ihrer Wünjche zu erlangen. Im einem dem Neichsfanzler er: 
jtatteten Berichte vom 9. Dezember 1832 wies fie auf die Dringlichkeit einer 
einheitlichen Reform der Wirthichaftsvertretung im Reiche hin und bezeichnete 
zu jolchem Behufe die Neubildung von Handels- und Gewerbefammern fir 
Handel, Imduftrie, Kleingewerbe und Landwirthichaft mit thunlichit gleich 
großen Bezirken als geboten. Mit überraichender Schnelligkeit erfolgte ein 
günjtiger Beicheid. Bereits am 18. desjelben Monats befundete Fürſt Bis: 
mard in feiner Eigenjchaft als preußijcher Minijter für Handel und Gewerbe 
die Zujtimmung zu den ihm umterbreiteten Vorjchlägen und fügte die Mit: 
theilung bei, daß die gejegliche Erweiterung der in Preußen vorhandenen, 
lediglich eine Vertretung vereinzelter Erwerbsgruppen darjtellenden Inſtitutionen 





.. *) Vielleicht ift bier, wie bei der Abgrenzung der Bezirke, das Verlaſſen des Prinzipes 
auf das Beitreben zurüdzuführen, die Einfügung der beitebenden, außerpreußtichen Einrichtungen 
in die neue Organilation zu erleichtern. 

Verhandlungen ıc. des Zentralverbandes deuticher Induſtrieller Nr. 17 Berlin 1882. 
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nach) der angeregten Richtung eingeleitet jei. Bis zum Abichlu der Angelegen: 
heit würden auf dem Berwaltungswege in den Negterungsbezirfen Einrichtungen 
geichaffen werden, welche „eine Vereinigung von Bertretern aller Zweige der 
wirthichaftlichen Thätigfeit zur Wahrnehmung der ihnen gemeinfamen Inter: 
ejjen ermöglichen“. ') 

Faſt zwei Jahre verjtrichen bis zur ferneren Förderung der Angelegen- 
heit. Erit am 24. Juni 1884 erging an die Negierungspräjidenten eine 
von den Minitern für Handel und Gewerbe, der öffentlichen Arbeiten und 
für Landwirthichaft gezeichnete Verfügung des Inhaltes, das die Staats- 
regierung als ihre Aufgabe erachte, nachdem Landwirthichaft, Handwerf, In— 
duſtrie und Handel im Bolfswirtdichaftsrathe eine gemeinjame Vertretung für 
das gejammte Staatsgebiet erhalten, auch eine lokale Organijation zu jchaffen, 
in welcher dieſe Hauptzweige der gewerblichen Thätigkeit bezirksweiſe ſich zu 
gegenjeitiger VBerjtändigung und lebendiger Förderung vereinigen fünnten und 
in welcher die Verwaltung des Staates und des Reiches für ihre auf Hebung 
des allgemeinen Wohlitandes gerichteten Beſtrebungen eine wirkſame Stütze zu 
finden vermöge. Zu jolchem Zwecke jei für jeden Negierungsbezirf die Bildung 
einer aus Vertretern der vier bezeichneten Kategorien zujammengejegten Gewerbe: 
fammer in Ausficht genommen. Bis zum Inslebentreten jolcher Körperjchaften 
empfehle jich, provijorisch Vertreter der genannten Gewerbszweige zu wieder: 
fehrenden Konferenzen zu verjammeln, 

In Ausführung dieſes Beſchluſſes der Staatsregierung ging den Pro— 
vinztallandtagen bald eine bezügliche Vorlage zu, welcher „Beitimmungen über 
die Gewerbefammern“ beigefügt waren. Nach Maßgabe derjelben ſollte in 
jedem Negierungsbezirfe zur Wahrnahme der wirtbichaftlichen Gejammtinter- 
ejien aus Bertretern der Landwirthichaft, des Handwerfes, der Induftrie und 
des Handels eine Gemwerbefammer gebildet werden, deren Mitglieder vom 
Provinziallandtage zu wählen und deren Kojten von den Provinzialverbänden 
nach den Bejchlüffen der Provinziallandtage aufzubringen waren. Ueber den 
Sitz und die Mitgliederzahl der Kammern, wie über die Vertheilung der 
Mandate auf den großen und feinen landwirtbichaftlichen Betrieb, das Hand— 
werf, den Bergbau, den Fabrifbetrieb und den Handel hatten die Refjortminifter 
zu befinden. Nach den in ihnen vereinigten Erwerbsgruppen jchieden Die 
Kammern jich in vier Abthetlungen, deren jede die nach der Gejchäftsordnung 
zufallenden oder von den Staatsbehörden und dem Plenum zugewiefenen Ans 
gelegenheiten zu erledigen hatte.?) Um eine Kühlung mit den jtaatlichen Or— 
ganen zu erhalten, war dem Negierungspräfidenten und deſſen Vertreter Die 
Befugniß beigelegt, den Plenar: und Abtheilungsiigungen beizumohnen und jeder 
Zeit das Wort zu ergreifen. ?) 

Die in der Vorlage fundgegebene Abjicht der Staatsregierung, den höheren 
Verwaltungsbehörden wirthichaftliche Beiräthe nach dem Muſter des Volks— 


" Der Wortlaut beider Schriftitüce ift abgedrucdt im ‚Jahresbericht der Handelsfammer 
Osnabrüd für 1882 S. 8 und 9. — Die angejtrebte Reform im Wege der Reichsgeſetz— 
ebung itbergebt der Erlaß des Fürſten Bismard mit Stillichweigen und stellt gejeßgeberiiche 
Maßnahmen nur für Preußen in Ausficht. Bekanntlich find auch dieſe Maßnahmen nicht erfolgt. 

Vom Standpunkte der Intereſſengemeinſchaft, welcher für die in Rede ftehende Ein- 
richtung maßgebend gewejen, ericheint dieſe Zerlegung in mehrere jelbitändige Abtheilungen 
als Inkonſequenz. R 
— ) Analog der Beitimmung der derzeit geltenden bayerischen Verordnung vom 30. Dezbr. 

68, S 14. 
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wirthichaftsrathes beizuordnen, begegnete einer lebhaften Oppofition, die theils 
gegen die Imititution jelbjt jich wandte, theil® an die Art der Empührung 
und die Organijation anfnüpfte. Won den prinzipiellen Gegnern wurde aus: 
geführt, dak, wenn auch in der oberen Inftanz der Wirthichaftsvertretung die 
Zujammenfafjung der Hauptzweige der gewerblichen Thätigfeit geboten jein 
möge, eine gleiche Zentralijation in der unteren Inſtanz weder nothwendig 
noch zweckmäßig erjcheine. Landwirthichaft, Handel und Induſtrie jeien in den 
beitehenden Verbänden ausreichend vertreten; das Handwerk allein bedürfe noch 
einer geregelten Vertretung, die jeinen Wiünjchen gemäß in der Form einer 
jelbjtändigen Organijation nac) dem VBorbilde der Handelsfammern zu gewähren 
jein werde. Liege jomit für die geplante Einrichtung ein zwingender Anlaß 
nicht vor, jo ipreche gegen deren Zweckmäßigkeit die weitere Erwägung, dab 
im Gebilden der beabjichtigten Art die auseinandergehenden, gleichberechtigten 
Sonderinterefjen der einzelnen Gruppen nicht Har zum Ausdrucd gelangen, 
vielmehr durch Kompromiſſe verdunfelt oder durch Mehrheitsbejchlüjie erledigt 
werden würden, welche eine Gewähr für jachliche Angemejienheit nicht zu bieten 
vermöchten. 

Von anderer Seite, auf welcher man dem Bejtreben der Staatsleitung, 
in der bezeichneten Weiſe zuverläjlige Informationsquellen zu erjchließen, fich 
geneigter zeigte, wurden Eimwendungen laut gegen die Einjegung der Gewerbe: 
fammern auf dem Verordnungswege, wie gegen die Bereitſtellnng der Mittel 
durch die ohnehin überlaiteten PBrovinzialbudgetsS und das den Yandtagen zu: 
gewiejene Ernennungsreht. Man wiünjchte die Gewerbefammern als ftaat- 
liche Einrichtung auf eine feſte, gejegliche Grundlage gejtellt und durch die 
Uebernahme der Unkoſten auf die Etaatsfafje in ihrem Beſtande gefichert zu 
jehen. Des Weiteren zog man die Befähigung der überwiegend aus Grund: 
bejigern beftehenden Landtage in Zweifel, die geeigneten WBerjönlichkeiten zu 
erwählen und beyürmwortete, nad) Analogie des Handelsfammergejeges vom 
24. ;sebruar 1870 das Wahlrecht in die Hände der wirtbichaftlichen Körper: 
ichaften jelbit zu legen. 

Der verjchiedenen Anjchauung über den Werth der Einrichtung entſprach 
die ungleiche Aufnahme, welche die Borlage bei den Provinziallandtagen fand. 
Nur wenige der leßteren traten ihr in unveränderter Faſſung bei; andere 
liegen ſich lediglich zur Bewilligung einer Kammer für das Gejammtgebiet 
der Provinz oder zur Bereitjtellung dev Mittel für einen einjährigen Zeitraum 
bereit finden‘), noch andere lehnten die Vorlage allen Inhaltes ab. Für die 
legeren Provinzen traten an Stelle der Gewerbefammer wirthichaftliche Kon— 
jerenzen, deren Mitglieder von der Negierung ernannt umd deren Kojten aus 
Staatsmitteln beftritten wurden.) 

Ueber die Thätigfeit der Gewerbefammern iſt wenig in die Deffentlichkeit 
gedrungen. Zur Entfaltung einer größeren Wirkſamkeit fehlte es an einem 
wejentlichen Erfordernifje, dem lebendigen Interefje der in den Kammern ver: 
einigten Berufsſtände. Handel, Induftrie und Landwirtbichaft jahen zum weit 
aus überwiegenden Theile auch ferner in den fortbejtehenden, gejonderten In— 
jtitutionen den Mittelpunkt ihrer Vertretung und trugen der neuen Einrichtung, 


', Die PVorlage ſah S 18 ad 2 die ‚yeititellung des Etats nach Maßgabe der Ctats- 
veriode der Brovinzialverwaltung vor. 
2) Mheinland, Weitfalen, Heſſen-Naſſau, Rofen. Leber Dauer ımd Wirkſamkeit jolcher 
Konferenzen iſt in weiteren Kreiſen nichts befannt geworden. 
Annalen des Deutſchen Reichs. 1896, 2 
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deren Arbeiten lediglich in vereinzelten Fällen eine Gemeinjchaft der Intereffen 
zeigten, nur beichränfte Sympathien entgegen, während das Dandwerf troß 
jeiner Einbeziehung bei dem Berlangen eigener, ſtaatlich anerkannter Organe 
beharrte. Bei diefer Sachlage mochte es mur engere Kreiſe empfindlich be: 
rühren, wenn anjcheinend im Dinblick auf den geringen Nugen der Imjtitution 
ichon nach wenigen Jahren die Provinziallandtage in jchneller Reihenfolge die 
Fortbewilligung der Mittel verweigerten und damit die Schließung der Gewerbe: 
fammern herbeiführten. 

Nach diefem mihlungenen Berjuche, die großen Wirthichaftsgruppen zu 
[ebensfäbigen Gebilden zu vereinen, wandte die Preußiſche Negterung der 
forporativen Organijation der einzelnen Berufsitände erneuert ihre Fürſorge 
zu und jchritt zumächit zu der gejeglichen Negelung der landwirthichaftlichen 
Vertretung, welche legtere bisher nur in freien Vereinigungen ihren Ausdrud ge- 
funden hatte. Bereits im November 1891 hatte das Yandesöfonomiefollegium 
al3 wünjchenswerth bezeichnet, dab im Wege der Gejeggebung die Möglichkeit 
eröffnet werde, den landwirtbichaftlichen Zentralvereinen eine Organilation und 
Zujtändigfeit ähnlich derjenigen der Handelskammern zu verleihen. Bejtimmend 
für diefen Wunſch war das Beitreben, durch die Eimväumung eines bejchränften 
Beiteuerungsrechtes größere Mittel zur Förderung des techniſchen Fortſchrittes 
der Landwirthichaft zu erlangen und der letzteren eine wirfjamere Vertretung 
bei allen Maßnahmen der Gejeßgebung und Verwaltung zu fichern. Nachdem 
auch das Haus der Abgeordneten in den Sigungen vom 3. und 4. Juli 1893 
nach gleicher Nichtung ſich ausgeiprochen hatte, brachte die Staatsregierung 
am 11. Januar 1894 eine Vorlage über die Errichtung von Yandwirtbichafts: 
fammern ein, die allerdings in dem wejentlichen Punkte, der Frage des obli— 
gatorischen oder fafultativen Charakters der zu jchaffenden Einrichtung, dem 
Antrage des Landesöfonomiefollegiums nicht entſprach. Während das leßtere 
nur die freiwillige Umwandlung der Zentralvereine in Landwirtbichaftsfammern 
in Betracht gezogen hatte, hielt die Negierung die zwangsweiſe Einführung der 
Snjtitution für geboten, um für die Mitarbeit an der zur Hebung der Lands 
wirthichaft geplanten Mgrargeieggebung jachveritändige, über das ganze Staats- 
gebiet verbreitete und die Geſammtheit der Berufsgenofjen umfaſſende Organe 
zu gewinnen.“) Dieſe Auffaſſung hat nicht durchzudringen vermocht. Durch 
Beſchluß der geiehgebenden Körper, für welchen die Bejorgniß einer Schädigung 
des blühenden, freien Vereinslebens und der unbilligen Belaftung der kleinen 
Landwirthe maßgebend war, wurde der rein obligatoriiche Charakter bejeitigt 
und die Errichtung von Landwirtbichaftsfammern, deren Bezirk in der Regel 
das Gebiet einer Provinz umfaſſen wird, dem Ermeljen der Staatsregierung 
anheimgegeben, die nur das ihre Entichliegung nicht bindende Gutachten des 
Provinziallandtages einzuholen verpflichtet it. 

In eigenthümlicher Weile ift das Wahlverfahren geitaltet. Während die 
Negierungsvorlage die Kammern aus den indirekten Wahlen der im Bezirfe an- 
ſäſſigen Berufsgenofjjen hervorgehen laſſen wollte, hat der Landtag, um jeder 
Wahlaufregung vorzubeugen, die ländlichen Abgeordneten der Kreistage als 
Wahlförper Hingejtellt. Doc ijt den Kammern die Befugniß vorbehalten, mit 
fünigl. Genehmigung den Wahlmodus auf der Grundlage abzuändern, dat das 
im indirekten Berfahren auszuübende Wahlrecht den Eigenthümern, Nugniehern 
und Pächtern ländlicher Grundjtüce, welche mindeftens den Umfang einer ſelbſt— 


'), Motive zum Geſetz über die Yandwirtbichaftsfammern vom 30. uni 1894. 
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Ständigen Ackernahrung haben,') verliehen wird, den Eigentümern und Pächtern 
kleinerer Grundſtücke zugeitanden werden kann und nach dem Grundſteuer— 
reinertrage ſich abſtuft. Wählbar ſind die gegenwärtigen“) und früheren”) 
Eigenthümer, Nutznießer und Pächter ländlicher Grundſtücke im Umfange der 
ſelbſtändigen Ackernahrung, ſowie Perſonen, die mindeſtens zehn Jahre als 
Vorſtandsmitglieder oder } Van von landwirtbichaftlichen Vereinen, Genoſſen— 
Ichaften oder Kreditinjtituten thätig geweſen jind oder denen wegen ihrer Ber: 
diente um die Landivirthichaft von der Kammer die Wählbarkeit beigelegt wird.*) 

Die Errichtung der Landwirthichaftsfammern er folgt durch Königl. Ber: 
ordnung auf Grund von Saßungen, welche von der Stantörepierung entivorfen 
und von den Kammern, welche Hienach zunächit als konſtituirende Verſammlungen 
erjcheinen, bei dem erjten Zujammentreten geprüft werden. Da bet der ungleich 
artigen Gejtaltung der landwirtbichaftlichen Verhältniſſe in den einzelnen Pro— 
vinzen die gejegliche Feſtſtellung der ganzen Organijation nicht tbunlich erichien, 
iſt für eine größere Zahl von Punkten ſatzungsmäßige Regelung vorbehalten, 
die insbeſondere auf den Sitz, die innere Organijation, Die Gejchäftsführung 
und das nach dem Grundjteuerreinertrage anzugebende Mindejtmaa des zum 
pajjiven Wahlrechte berechtigenden Grundbeſitzes ſich eritredt. 

An die Stelle der Gewerbeiteuer, nach welcher die Koſten der Handels: 
fammern vertbeilt werden, tritt für die LYandwirtbichaftsfammern die Grund» 
ſteuer, bez. der diejer zu Grunde liegende Grumdjteuerreinertrag. Soweit Die 
entitehenden Unkoſten nicht durch anderweite Einnahmen, insbejondere durch 
Staatszujchüjfe ) Deckung finden, werden fie nach Maßgabe des Grundſteuer— 
reinertrages auf die Beligungen °) im Umfange der jelbitändigen Ackernahrung 
umgelegt. Bei Einräumung des Wahlrechtes an Eigenthümer und Pächter 
fleinerer Grundſtücke wird die Beitragspfliht auch auf die legteren erjtredt. 
Beiträge bis zur Höhe von '/, Prozent des Grumdjtenerreinertrages ‘) ſchreiben 
die Kammern jelbjtändig aus, darüber hinaus bedürfen fie der minifteriellen 
Ermächtigung. 


') ». b. denjenigen Yandwirtben, welche die Landwirtbichaft in dem Umfange betreiben, 
daß fie als ihr Hauptberuf oder als weientlichiter Faktor ihrer wirtbichaftlichen Grüftenz 
ericheint. Motive zu S 6. Bei foritwirtbichaftlicher Benutzung wird die Veranlagung zu 
einem Grundſteuerreinertrage von mindeltens 150 Marf erfordert. 

Auch deren geſetzliche Vertreter und, Bevollmächtigte. 

’, Anders bei den Handelstammern, für welche die jog. Veteranen des Homtors nicht 
wählbar find. 

Durch diefe das Prinzip des Geſetzes durchbrechende Beſtimmung Toll den, dem 
Kreiſe der Berufsgenojien nicht angebörigen Perſonen, welche das Vertrauen der Sandiwirtbichaft 
genieben, die Möglichkeit gegeben werden, Sit und Stimme in der Kammer zu erlangen. 

Obſchon in den Motiven ausgeiprochen war, daß es nicht in der Abficht liege, den 
Landmirtbichaftstammern mit Rückſicht auf das verliehene Beſteuerungsrecht jolche Zuſchüſſe, 
wie fie die landwirthſchaftlichen Vereine bisher erhalten hätten, zu verweigern, bat die Kom— 
miſſion des Abgeordnetenhauies doch die Worte „möbelondere durch Staatszuſchüſſe“ ein- 
gefügt, um der Erwartung der ferneren Gewährung im Geſetze jelbit Ausprud zu geben 
und Die Beunrubigung im Lande über diefen Punkt zu beichwichtigen. Vgl. Kommiſſions— 
beridt zu 8 21. 

°) Tie Beitragspflicht it an das Grundſtück und nicht, wie die Regierungsvorlage 
wollte, an die Perſon des Beſihers geknüpft. Maßgebend für dieſe Aenderung war die Ab— 
ſicht, auch diejenigen Beſitzer, welche wegen perſönlicher Gründe — Mangel des Indigenats, 
Nichterreichung des wahlberechtigten Alters von 25 Jahren — an der Ausübung des Wahl: 
rechtes behindert find, zur Zahlung der Beiträge heranzuzichen. 

) Ter Entwurf hatte ein Prozent als Grenze des freien Beſteuerungsrechtes vorgeſehen. 
Die Herabminderung auf/2 iſt durch Kommiſſionsbeſchluß erfolgt, um die neue Belaſtung des 
landwirthſchaftlichen Gewerbes durch die Beiträge für die Kammern minder fühlbar zu machen 
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Den Landwirtbichaftsfammern füllt eine über den Rahmen der Intereſſen— 
vertretung hinausgreifende Aufgabe zu. Sie haben nicht nur analog den 
Handelskammern die Gejammtinterefien der Land- und Forftwirthichaft ihres 
Bezirkes wahrzunehmen und die Staatsverwaltung in allen, diejes Gebiet be 
rührenden Fragen durch thatjächliche Mittheilungen und Sertatinng von Gut: 
achten zu unterftügen, jondern auch die weitere forporative Urganijation der 
Berufsgenofjen, wie den techniichen Fortichritt der Landwirthichaft zu fürdern. 
Zu dem lesteren Zwede find jie befugt, die Anftalten, das Vermögen und 
die jonjtigen Rechte und Pflichten der Zentralvereine zur beftimmungsmäßigen 
Verwaltung und Verwendung zu übernehmen. Bet der "Regelung diejes Punktes 
ift jeder Zwang ausgeichloffen. Das Aufgehen der Zentralvereine in den 
Landwirtbichaftstammern bei gleichzeitiger Uebertragung der Rechte und Pflichten 
iſt der beiderjeitigen freien Entjchließung vorbehalten und den Kammern ins— 
bejondere freigelaffen, durch Ablehnung eines dahin zielenden Antrages ich 
gegen die Uebernahme läſtiger VBerbindlichkeiten zu jchügen. Den landwirth- 
ichaftlichen Lofalvereinen bleibt die jeitherige Wirfjamfeit gewahrt, welche die 
Kammern mit den zu Gebote jtehenden Mitteln zu fürdern verpflichtet jind. 

Außer diejen Aufgaben allgemeiner Natur iſt im Hinbli auf den Einfluß, 
welchen die Notirungen an der Broduftenbörje und den Vichmärkten auf die 
Preisbildung der — an lyen Erzeugniſſe erfahrungsmäßig ausüben, 
den Kammern nach Maßgabe der für die Börſen und Märkte zu erlaſſenden 
Beſtimmungen eine Mitwirkung bei der Verwaltung und der Preisfeitftellung 
der Produftenbörje und der Märkte, insbejondere der Viehmärkte zugemwiejen.') 
In Betreff der Börſe greift dieje Beſtimmung über das Zuftändigfeitsgebiet 
der Landesgejchgebung hinaus. Zum Erlaß eines die Börjenverhältniffe reaeln- 
den Gejeges it (ediglich das Neich fompetent. Den Landwirtbichaftsfammern 
wird denmach die in Rede ftchende Befugniß endgiltig nur durch Reichsgeſetz 
verliehen werden fünnen.?) 

Ungeachtet des Wertbes, welchen Staatsleitung und Landwirthichaft ferner 
Zeit dem bejchleunigten Zuftandefommen des Gejeges beilegten und welcher 
das Herrenhaus bavog, troß mannigfacher Bedenken der Vorlage in der von 
dem Hauſe der Abgeordneten beſchloſſenen Faſſung zuzuſtimmen, iſt die Preuß— 
iſche Regierung erſt in jüngſter Zeit zur Ausführung des bereits am 30. Juni 
1594 publizirten Gejeges geichritten. Eine Königliche V Verordnung vom 
3. Auguſt 1895 verfügt die Errichtung von Sandwirtbichaftstammern für die 
Provinzen Oſtpreußen, Wejtpreußen, Bommern, Brandenburg, Bojen, Schlefien, 
Sachſen, Schleswig-Holſtein umd die Regierungsbezirke Kaſſel und Wiesbaden 
auf Grund der gleicherzeit genehmigten, dem weſentlichen Wortlaute nach über— 
einſtimmenden Satzungen. Nur hinſichtlich des Perſonalbeſtandes und der die 
Wählbarkeit bedingenden unteren Grenze des Grundſteuerreinertrages weiſen 
die den einzelnen Kammern verliehenen Statute Verſchiedenheiten auf. Die 


Tiefe Beſtimmung bat in weiteren kaufmännischen Kreiſen, welche in derjelben nur 
eine Nonzellion an das Mißtrauen der Yandwirtbe gegen die Börſe erblidten, große Miß— 
ſtimmung hervorgerufen und zu einer Reihe von allerdings erfolgloſen Petitionen geführt, 
welche die Streichung des dieſen Gegenſtand behandelnden 5 2 Abſatz 4 des Geſehtzes erbaten. 

3, Tie Negierungsvorlage wollte nur die fakultative Einräumung der Berechtigung 
fann übertragen werden). Tie geſetzgebenden Körper baben die obligatorische Fallung, wird 
übertragen) vorgezogen und aleicherzeit die Worte_ „nah Maßgabe der für die Börje und 
die Märkte zu erlaſſenden Beſtimmungen“ in den Tert des Geſetzes eingeichaltet, um Damit 
für ein fünftiges Neichsgefeg über die Börje eine Tireftive zu geben. Kommiſſionsbericht 
aus 2. 
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Zahl der Mitglieder bewegt ſich zwiſchen 124 Perſonen im Höchjtbetrage 
(Schlefien) und 32 Perſonen im Mindeftbetrage Wiesbaden), während der 
Minimalſatz des Grundjteuerreinertrages von 50 Thalern (Schleswig-Holſtein) 
bis auf 20 Thaler (Wiesbaden) ſich abftuft. Ber forjtwirthichaftlicher Be— 
nugung wird durchweg eine Beranlagung von mindeitens 50 Thalern Grund: 
jtcuerreinertrag gefordert. 

Für Hannover, Weitfalen und die Nheinprovinz, deren Landtage ſich 
gegen die neue Organtijation ausgejprochen haben, it von der Errichtung von 

Yandwirtbichaftsfammern abgejehen worden. 

Nachdem durch das Geſetz vom 30. Juni 1894 der landwirthichaftlichen 
Vertretung eine feite Grundlage gegeben worden, hat die Preußijche Negterung 
nunmehr die Umformung des Handelsfanmerwejens in das Auge gefabt. Be: 
reits im Anfange 1894 hatte der Handelsminifter in einem Runderlaſſe. welcher 
ſich über die durch das Gewerbeſteuergeſetz vom 24. Juni 1891 bedingte 
Aenderung des Wahlrechtes und der Beitragspflicht verbreitete, auf die Reform— 
bedürftigfeit des Gejeges vom 24. Februar 1870 hingewieſen, eine durchgreifende 
Abänderung desſelben derzeit aber als inopportun bezeichnet, da wichtige, in 
Betracht kommende Fragen, wie die Errichtung obligatoriſcher Kammern, die 
zweckmäßige Abgrenzung der Bezirke u. a. m. noch nicht ſpruchreif ſeien. 

Unter dem 1. Januar 1895 richtete Freiherr von Berlepſch einen weiteren 
Erlag an die Handelsfammern, faufmänniichen Storporationen und höheren 
VBerwaltungsbehörden, in welchem er zur Beichaffung von Unterlagen für eine 
Neuordnung der Handelsfammern über eine Reihe von Punkten gutachtliche 
Aeußerung erbat. Die zur Beantwortung geitellten Fragen bezogen jich im 
Wejentlichen auf die zwangsweije Einführung der Handelskammern und deren 
räumliche Begrenzung, auf die Zugehörigkeit zur Kammer, Regelung des Wahl- 
rechtes, Erweiterung des Gejchäftsfreijes und Schaffung eines zur Wahrnahme 
der Interejien von Handel und Induſtrie bejtimmten, der Regierung als tech: 
niicher Beirath dienenden Zentralorgans. Der eingehend motivirte Erlaß ließ 
zunächſt erfennen, daß eine reichsgejegliche Regelung der Materie in abjehbarer 
Zeit nicht zu erwarten jteht, und begründete jodann im Allgemeinen die Dring- 
lichfeit der Reform mit dem Hinweis auf die raftvolle Vertretung, welche die 
Landwirtbichaft in den Landwirthichaftsfammern finden werde‘) und welche in 
gleicher Weile den Berufsgenofjen zu gewähren, die Handels fammern bei ihrer 
gegenwärtigen Zerjplitterung und geringen Leiltungsfäbigfeit außer Stande jeien. 

Von Seiten der Handelsfammern ijt der Schritt des Handelsminiſters 
durchweg mit Genugthuung begrüßt worden. Eine Reform des Geſetzes vom 
24. Februar 1870 war, wie ſchon in den früheren, allerdings weitere Ziele 
verfolgenden Verhandlungen des Handelstages und des Centralverbandes 
Deutſcher Induſtrieller ſich gezeigt hatte, ſeit lange als Bedürfniß erkannt und 
hatte namentlich in der Forderung nach Erweiterung der Kompetenz und beſſeren 
Regelung des Wahlrechtes Ausdruck gefunden. Begegnen ſomit die Kammern 
ſich in dem Wunſche nach Aenderung der beſtehenden Organiſation, ſo gehen 
freilich über die Einzelheiten der Reform die Anſichten weit auseinander. 
Schon in der Begutachtung über den Schwerpunkt der geplanten Neuordnung 
treten prinzipielle Meinungsverſchiedenheiten in die Erſcheinung. Während die 


Die Beweiskräftigkeit eines Argumentes mag dahin geſtellt bleiben, das ſich auf 
eine Inſtitution ſtützt, die noch nicht in Wirkſamkeit getreten it, und gegen welde, wie die 
Roten der Provinziallandtage darthun, weite Kreiſe der Yandwirtbichaft ſich ablebnend 
verhalten. 
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Mehrheit der Kammern dem von dem Handelsminifter vertretenen Standpunkte 
beipflichtet, durch die Errichtung obligatoriſcher, das gefammte Staatägebiet 
umjpannender Handesfammern die Möglichkeit zu gewinnen, über die Lage 
und die Wünfche von Handel und Induſtrie im Lande gleichmäßig unterrichtet 
zu werden, nehmen andere Kammern in Webereinjtimmung mit den fauf- 
männiſchen Korporationen die Nothwendigkeit einer derartigen durchgreifenden 
Maßnahme in Abrede und wollen im Beihalt der bisherigen Praxis die Bildung 
neuer Vertretungskörper von dem in Intereſſentenkreiſen jelbjt hervortretenden 
Bedürfniß abhängig machen. 

Die Berechtigung der jtaatlihen Forderung, in allen Theilen des Landes 
amtliche Fonfultative Organe zu bejigen, wird kaum bezweifelt werden können, 
da nur beim Borhandenfein einer derartigen, das Staatsgebiet umfaſſenden 
Organijation die Negierung einen Ueberblid über die Gefammtbedürfniiie des 
gewerblichen Lebens zu gewinnen vermag. Dieſem wirthichaftspolitijchen Zwecke 
gegenüber müſſen die Bedenken zurücktreten, welche aus der zwangsweiſen 
Heranziehung der betheiligten reife zu den Koſten einer vielleicht unerwünschten 
Vertretung hergeleitet werden fünnen. Daß eine erzmwungene Beitragspflicht 
oft als Härte empfunden werden mag, liegt zu Tage. In den größeren 
Bundesftaaten, welche das Prinzip der obligatoriichen Kammern bisher an: 
genommen haben, wird foldhe Härte durch die Uebernahme eines Theiles der 
entjtehenden Unkosten auf öffentliche Fonds gemildert; daß Preußen diejem 
Borgehen von Baiern und Sacjen vorausfichtlich nicht folgen wird, mag 
bedauerlich erjcheinen, wird aber die Enticheidung der Frage ſelbſt nicht be— 
einfluſſen dürfen. 

Der in dem Gejege über die Landwirtbichaftsfammern zum Ausgleich 
der twiderjtreitenden Meinungen eingejchlagene Weg, die Errichtung der neuen 
Gebilde nad Anhörung der Interejjenten der Minijterialinftanz anheimzuftellen, 
wird auf Die Handelskammern faum analoge Anmwendung finden fünnen. In 
den landwirtbichaftlichen Zentralvereinen find Organe gegeben, welche beim 
Mangel offizieller Körperichaften zur Information der Behörden auf agrarischem 
Gebiete herangezogen werden fünnen. Es ijt Damit der Regierung die Möglid): 
feit gewährt, einem etwaigen, gegen die neue Organifation ſich wendenden 
Botum der Provinziallandtage Nechnung zu tragen!) und doch der ftaatlichen 
Forderung auf zuverläßige Information zu genügen. An ähnlichen Kur 
mitteln fehlt es auf gewerblichem Gebiete, da, von einzelnen größeren Fach: 
verbänden abgejeben, Handel und Induſtrie eines zur Wahrnahme der Berufs: 
interejjen tauglichen freien Vereinsweſens bisher ermangeln. 

Die Eintheilung der Bezirfe anlangend, jo jehen die Gutachten, im Hin: 
blik auf die ungleichartige Gejtaltung der gewerblichen Verhältniſſe in den 
Provinzen, durchweg davon ab, für die räumliche Ausdehnung eine allgemeine 
Norm aufzustellen.) Im Allgemeinen wird empfohlen, der territorialen Ab— 
grenzung, welche nach Maßgabe der wirthichaftlichen Entwicklung der einzelnen 
Gebietätheile enger oder weiter zu gejtalten fein wird, die wirtbichaftliche Zu: 
jammenbörigfeit zu Grunde zu legen und exit beim Vorhandenſein dieſer Voraus— 
jegung den Anjchluß der Bezirke an die politische Gliederung des Staates in 
Betracht zu ziehen. 

N Mie thatlächlich für Hannover, Meitfalen und das Rheinland geichehen iſt. 


“ 


=) As jolche Norm it früher bald der Bezirk einer höheren Verwaltungsbehörde, bald 
der Reichstagswahlbezirt, die Bevölferungsziffer oder die Gewerbeſteuerſumme in Vorſchlag 
gebracht worden. 
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Soll der Zweck der Reform, die Leiltungsfähigfeit der Handelskammern 
zu erhöhen, erreicht werden, jo wird vor Allem die Ueberweiſung ausreichend 
großer Bezirke gefordert werden müjjen. Je beichränfter das Wirfungsfeld ift, 
dejto näher liegt die Gefahr einer einjeitigen Auffaljung und Beurtheilung der 
Verhältniſſe; nur die Zutheilung eines größeren, die mannigfachiten Zweige 
der gewerblichen Thätigfeit umſchließenden Wirthichaftsgebietes wird der Regel 
nach die Kammern befähigen, über die Bedürfnijje des gefammten Erwerbs— 
lebens ein unbefangenes, lofalen Einflüjjen entrüctes Urtheil zu gewinnen und 
neben den bejonderen Intereſſen des eigenen Bezirkes auch die allgemeinen In— 
terejjen von Handel und Induſtrie jahgemäß wahrzunehmen. Soweit zur Er: 
rüllung jolcher Borausjegung eines eriprießlichen Wirkens die Erweiterung der 
räumlichen Ausdehnung bejtehender Handelsfammern geboten erjcheint, wird jie 
durch die Erjtredung der Bezirke über die fammerfreien Gebiete, oder, wo dies 
nicht angängig iſt, mittelft Zulammenlegung mehrerer Fleinerer Bezirke herbei- 
zuführen jein. Billiger Weije iſt im legteren Falle mit thunlicher Schonung 
der vorhandenen Einrichtungen zu verfahren, wenn auch der mehrfach gejtellten 
Forderung, daß die Aufhebung einer Kammer nur mit Zujtimmung der Be— 
tbeiligten erfolgen dürfe, aus nahe liegenden Gründen faum wird entjprochen 
werden fünnen. 

Ob nad Durchführung der Neuordnung die faufmännischen Korporationen 
zur Auflöfung und Ausantwortung ihres Vermögens angehalten werden fünnen, 
mag dabingeitellt bleiben. Im Intereſſe der Sache ijt zu wünſchen, daß von 
jeder Zwangsmaßregel gegen diefe um Handel und Gewerbe hochverdienten 
Körperschaften abgejehen werde und die Negelung des Verhältnifjes zu den 
Handelsfammern in gleicher Weile, wie zwiichen Yandwirthichaftsfammern und 
Zentralvereinen, der beiderfeitigen freien Vereinbarung vorbehalten bleibe. 

In Betreff der Zugehörigkeit zur Kammer fordern die Gutachten überein: 
ſtimmend, der preußiichen Tradition folgend, die Ausſcheidung des in eine 
andere Intereſſenſphäre fallenden Handwerfes und wollen der Mehrzahl nad 
die Zulaſſung an die Firmenregiltrirung und die Veranlagung zur Gewerbe: 
jteuer knüpfen. Es mag geitattet jein, Die Nichtigkeit der legteren Bejchränfung 
in Zweifel zu ziehen. Wird die forporative Organijation des gefammten Handels— 
itandes für erforderlich erachtet, jo muß fonjequenter Weile das Wahlrecht, ohne 
Rückſicht auf den größeren oder geringeren Umfang der Betriebe, allen Berjonen 
beigelegt werden, welche fich durch die Eintragung in das Handelsregijter als 
Angehörige jolhen Standes auszumeijen vermögen. Die Frage der Beitrags: 
leiftung iſt unjchwer zu löſen. Die nicht zur Gewerbejteuer veranlagten Wähler 
werden zu einer fingirten Gewerbeſteuer eingejchäßt und nad) Maßgabe jolcher 
Schätzung zur Beitragsleiftung herangezogen. Bei Bejchränfung des Wahl: 
rechtes auf die eingetragenen, gewerbejtenerpflichtigen Firmen würde eine größere 
Zahl von Berufsgenofien der geordneten Vertretung entbehren müſſen, da die 
Schaffung eigener Organe für die nicht gewerbeitenerpflichtigen Kaufleute der 
Häufung der nterejientengemeinichaften und der voransfichtlichen Lebens: 
unfäbigfeit der neuen Gebilde halber fich nicht empfiehlt, der Vereinigung mit 
dem Handwerke aber die verjchiedenartige Geſtaltung der Berufsinterejjen 
widerjpricht. 

Daß von dem hier vertretenen Standpunkte der Fortbeitand der bisherigen 
Praris, das Wahlrecht eventuell an die Veranlagung zu einem bejtimmten 
Sate oder in einer bejtimmten Klaſſe der Gewerbeſteuer zu binden, unzuläfjig 
erjcheint, bedarf feiner weiteren Ausführung. 
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Ueber die Regelung des Wahlrechtes divergiren die Anfchauungen. Im 
Allgemeinen ijt man mit dem Handel3minifter der Meinung, daß das gleiche 
Wahlrecht, wie es bisher in Uebung gemwejen, die ſchwächer befteuerten Wähler 
in unbilliger Weije bevorzugt und die Gefahr einer Verdrängung oder Majori- 
jirung de3 Großhandel3 und der Großinduftrie Durch die mittleren und £leinen 
Betriebe in ſich jchließt. Naturgemäß wird diefe Gefahr, welche bisher aus 
zufälligen Urjachen Tatent geblieben, bei der Erjtredung des Wahlrechtes auf 
eine größere, den niederen Steuerflajien zugehörige Zahl von Wählern wachien 
und bedrohlicher in die Erjcheinung treten. 

Um dieſen Mißftänden vorzubeugen und großen wie Eleinen Betrieben die 
angemejjene Vertretung in der Kammer zu fichern, befürworten zahlreiche Gut: 
achten, auf Grundlage der Steuerflajien mehrere Wahlförper zu bilden mit 
proportionaler Zutheilung der Mandate nach Höhe der Beitragsquoten, während 
andere Gutachten zu gleichem Zwede die Abjtufung des Gewichtes der einzelnen 
Wahljtimme nach der Steuerflajje oder der Beitragsjumme empfehlen. Nur 
wenige Kammern erklären jich mit dem geltenden Wahlrechte zufrieden und 
treten für deilen Beibehaltung ein. 

Im Hinblik auf die vorerwähnten Unzuträglichkeiten der derzeitigen Wahl: 
rechtsverhältnifje kann dem Beftreben nach einem anderweiten, der wirtbichaft: 
lihen Bedeutung der Wähler Rechnung tragenden Wahlrechte, wie es jchon 
bei den Eijenacher und Nürnberger Berbandlungen ſich gezeigt hat und nun— 
mehr in der Mehrzahl der abgegebenen Gutachten wiederfehrt, die Berechtigung 
nicht verlagt werden. Bei der Verfchiedenheit der örtlichen Verhältnijie wird 
man allerdings darauf verzichten müſſen, für die Erfüllung jolchen Wunjches 
eine einheitliche gefegliche Formel zu finden. So mag beijpielsweije in großen 
jtädtifchen Bezirken die Einführung von Klafienwahlen zweckmäßig oder noth— 
wendig erjcheinen, um Großbetrieben und Stleinbetrieben den gebührenden An— 
theil am Wahlrechte zu fichern, während für andere Bezirke, welche nur Fleine 
Wahlfreife mit wenigen hochbeſteuerten Wählern umſchließen, ein abgejtuftes 
Wahlrecht ſich empfiehlt, da in ihnen die Einrichtung von Klaſſenwahlen tech— 
nisch undurchführbar fein oder die Gefahr eines übermäßigen Einflufjes der 
hochbejteuerten Wählerklaſſe zeitigen würde. Bei dieſer ungleichartigen Lage 
der Berhältnijje empfiehlt jich, in einem künftigen Gejege über Handelskammern 
nur die Beitimmung, daß das Wahlrecht nach Höhe der Beitragzleiltung zu 
bemejjen ift, als prinzipielle Grundlage feitzulegen, das Weitere aber der 
Itatutarifchen Regelung vorzubehalten.') 

Wie oben erwähnt, rechtfertigt jich die Errichtung obligatorischer Handels: 
fammern durch das Bedürfniß des Staates, in allen Gebietstheilen fonfultative 
Organe zu befigen, um durch diejelben über die Geſammtbedürfniſſe des Er- 
werbslebens unterrichtet zu werden Selbitredend fann dieſes Ziel nur erreicht 
werden, wenn die Kammern in Wirklichkeit zur Berathung der Regierung auf 
wirihſchaftlichem Gebiete herangezogen werden. Hieran hat es die Staats— 
leitung bisher vielfach ermangeln laſſen und damit den kaufmänniſchen Ver— 
tretungskörpern die Erfüllung ihrer Aufgabe nicht ſelten erſchwert. Um hierin 
Wandel zu ſchaffen, erſtreben die preußiſchen Kammern ſeit lange die Ver— 
leihung des Rechtes, über Geſetzentwürfe und Verwaltungsmaßregeln, welche 


" Der Handelskammer Breslau gebührt das Verdienſt, dieſe Löſung der Frage in 
Anregung gebracht zu haben. Allerdings gebt Breslan in unzutreffender Meife weiter und 
will auch die Zugehörigkeit zur Kammer der fagungsmäßigen Beitimmung überweilen. 
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Handel und Indnſtrie berühren, qutachtlich gehört zu werden und haben diejem 
Wunjche nunmehr einmüthig ernenerten Ausdruck gegeben. Die Berechtigung 
des Verlangens, dem für die Landwirthſchaft das Geſetz vom 30. Juni 1894 
Rechnung trägt, ſteht außer Frage. Billiger Weiſe wird man jedoch mit der 
Zuſage ſich begnügen müſſen, regelmäßig gehört zu werden, da das allgemeine 
Staatsintereſſe kaum zulaſſen wird, eine weiter gehende, das abſolute Recht 
auf Anhörung zuſichernde Beſtimmung zu treffen. 

Bei der erweiterten Mitwirkung der Kammern an den ſtaatlichen Maß: 
nahmen auf wirthſchaftlichem Gebiete, wie fie nach Verleihung des vorerwähnten 
Rechtes eintreten wird, dürfte fich bald das Bedürfniß einer engeren Fühlung 
zwijchen Behörden und Kammern bemerfbar machen. Zur Zeit fehlt es an 
näheren Beziehungen diefer Organe zu einander; der beiderjeitige Verkehr voll: 
ziebt jich im Wege des Schriftwechlels, ohne daß Gelegenheit zu mündlichen 
Meinungsaustaufche geboten it. Diefem Mangel wäre abgebolfen, wenn nach 
Analogie der bayerischen Werordnung vom 25. Oftober 1839 und des preußi: 
ichen Gejeges vom 30. Juni 1894 der Staatöregierung die Möglichkeit gewährt 
würde, ich bei den Verhandinngen der Kammern vertreten zu laſſen. Selbſt— 
redend würden die von der Negierung zu entiendenden Delegirten ſich auf eine 
funjultativ-informatorische Thätigkeit zu bejchränfen haben und jeder Theil— 
nahme an der Leitung der Verhandlungen und an der Beſchlußfaſſung ent: 
jagen müſſen.!) 

Für die Bildung einer ſtändigen, mit amtlichem Charafter ausgeitatteten 
BZentraljtelle hat fich feine Stimme erhoben. Maßgebend für dieſe Entichliegung 
iheint die Erinnerung an den nach kurzer, unrühmlicher Wirkjamfeit vom 
Schauplage verſchwundenen Volkswirthſchaftsrath, wie aud die Befürchtung 
gewejen zu jein, daß durch eine derartige Stelle Die Bedeutung der Kammern 
gemindert und der freie Verfehr mit den höheren VBerwaltungsbehörden in uns 
erwünjchtem Maße bejchränft werden möchte. In Wirklichkeit Liegt für eine 
Einrichtung der gedachten Art eine Nothwendigkeit nicht vor. Zur Wahrnahme 
der gemeinjamen Jnterejien von Handel und Induſtrie, welche in den weitaus 
wichtigjten Fragen der Zujtändigkfeit des Neiches unterliegen, ijt in dem auf 
der freien Bereinigung der deutjchen Kammern beruhenden Handelstage das 
geeignete Organ gegeben, welches allen Aufgaben einer wirthichaftlichen Bentral: 
jtelle zu entjprechen vermag. Es kann daher dem Plenarbeichluiie des Handels: 
tages vom 22. Februar 1895 nur beigejtimmt werden, welcher den freimilligen 
Zujammenjchluß der Handelsvorjtände, wie er im Handelstage fich darjtellt, 
für die allein richtige Form der Zentralvertretung erklärt. 

Ein meiterer amtlicher Schritt ijt im der Angelegenheit bisher nicht er- 
folgt. Es bleibt zu hoffen, daß die im die Wege geleitete Neuordnung die 
langjährigen Reformbejtrebungen zum gedeihlichen Abjchluß bringen und Die 
preußischen Handelsfammern in den Stand jegen werde, ihrer verantwortungg: 
vollen Aufgabe in vollem Umfange zu genügen 





) Anders, wie ichon erwähnt, in Frankreich, wo Prafekt und Unterpräfekt der Kammer 
von — als Mitglieder angehören und in den Sitzungen vräſidiren, welchen ſie bei— 
wohnen. Geſetz vom 3. September 1851, Nr. 9. 





Die Darftellung der Handelsftatiftik in Orfter- 
reich Ungarn 


unter vergleicyender Berücjichtigung der VBorjchriften 
für die Deutiche Handelsſtatiſtik. 


Von 
C. Wicfinger, Kaiſerlichen Regierungsrath in Berlin. 


Seit dem Jahr 1891 wird auch in Dejterreih-Ungarn die Statiſtik des 
auswärtigen Handels größtentheil® unmittelbar aus dem jogenannten 
Urmaterial durch eine im jtatiitiichen Departement des E. E. Handels— 
Miniſteriums errichtete bandelsitatiftiiche Abtbeilung erfaßt und bearbeitet. 
Die biebei gewonnenen Daten werden in den Monatsausweiien, Halb-Jahres— 
ausweijen und in den Jahrespublifationen veröffentlicht. Während die Monats- 
und Semejtralausweiie die Waaren-Ein: und Ausfuhr bezw. Durchfuhr nach 
Mengen und zum Theil auch nach Werthen, Herkunfts- und Beitimmungsländern, 
geordnet nach den Nummern des jtatiftiichen Waarenverzeichnijjes und der Boll: 
tarifsklaſſen enthalten, wird in den Jahrespublikationen in umfaſſender Weiſe 
die Menge der geſammten Waarenbewegung nach Einfuhr und Ausfuhr mit den 
von der kak PermanenzKommiſſion fir die Handelswerthe feſtgeſetzten Preiſen, 
die Statiſtik des Vormerk-Verkehrs mit Werthangaben und die Nachweiſung 
der Waarendurchfuhr des geſammten öſterreichiſch-ungariſchen Zollgebiets unter 
Berückſichtigung der Herkunfts- und Beſtimmungsländer in 3 Bänden dargeſtellt. 
Die Werthe werden mit eingehender Begründung jährlich in einem Bande der 
„Nachrichten über Induſtrie, Handel und Verkehr aus dem 
ftatijtijchen Departement im Ef. £ Handels-Miniſterium“ vers 
öffentlicht. 

Dieje Jahres-Nachweiſung der öſterreich-ungariſchen Statiftif gelangte für 
1893 ganz, für 1894 theilweife zur Veröffentlichung und enthält im I. Band 
nach einem einleitenden Text und einer Ueberſicht der ftatiftiichen Hauptergeb— 
nifje die Darftellung des Handelsverfehrs mit den einzelnen Staaten. 

Der II. Band umfaht die Waaren-Ein: und Ausfuhr im freien Verfehr 
nach jämmtlichen Nummern des ftatijtiichen Waarenverzeichnijjes nebjt enter 
jummarischen Rekapitulation diefer zwei Arten der Waarenbewegung nach Zoll: 
tavirsflaflen und der III. Band behandelt den Vormerk- und Veredlungsverkehr, 
jowie die Waarendurchfuhr. 

Die E £. Permanenz-Kommiſſion für die Handelswerthe hat die Aufgabe, die 
Preiſe der Verfehrsgegenftände jährlich zu erheben und reftzuftellen und bejtebt 
aus einem Präſidenten (Dr. Mataja), einem Vizeprälidenten und einem Sefretär, 
ferner ans neun Mitgliedern als Vertreter der Behörden und 116 Mütglievern 
aus fachmämniſchen Kreiſen der Lande umd Forſtwirthſchaft. der Induſtrie und 
des Handels Wir laſſen am Schluß einen Abdruck des Statuts und der Ges 
ſchäftsordnung der f. f. Permanenz-Kommiſſion für die Handelswerthe folgen. 
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Hinfichtlih des Umfangs des öjterreichiich-ungariichen Zollgebiets iſt er: 
läuternd zu bemerfen, dab im Jahr 1853 (1. Februar 1853) der öjterreichtich- 
modenejiich-parmejaniiche Zollverein gegründet wurde; am 1. November 1857 
trat Parma aus dem Zollverein aus und auch Modena hatte jeinen Handel 
wieder jelbitändig nachgemiejen, jo daß von da ab das öjterreichiiche Zollgebiet 
auf Dejterreich mit Ungarn beichränft blieb, da auch für Dalmatien der Außen- 
bandel jeparat behandelt wurde. Im Fahr 1859 und 1866 fam die Kombardei 
mit Benetien in Wegfall, während im Jahr 1863 das Fürftenthum Liechten- 
jtein in ein Zolle und Steuerbündniß mit Dejterreich trat, welcher Bertrag 
legtmals vom 27. November 1333 modifizirt wurde. 

Im Jahr 1880 wurde Dalmatien, welches bisher ein eigenes Zollgebiet ge— 
bildet hatte, in das allgemeine Zollgebiet einbezogen; ferner wurden die Zollaus: 
ſchlüſſe Iitrien, Brody, Martinichizza, Buccari, Portore, Zengg und Carlopago, 
dann Bosnien und die Herzogowina in das Zollgebiet eingeichloijen; die Freihäfen 
von Triejt und Fiume wurden mit 1. Juli 1891 aufgeboben; die Gemeinden 
Jungholz und Mittelberg ſchloſſen ſich dem ventichen Zollgebiete bezw. dem 
bayeriichen Steuergebiet an. Das üjterreichiich-ungariiche Zollgebiet bejteht 
demnach zur Zeit aus den beiden Hauptgebieten Dejterreih und Ungarn ein: 
ichließlich Bosnien und der Herzogowina jomwie des Fürſtenthums Liechtenjtein, 
aber ausschließlich der Gemeinden Jungholz und Mittelberg. Die Hafengebiete 
von Triejt und Fiume bilden noch immer Freibezirke. 

Die Baſis der jtatijtiichen Nachweiſungen bildet auch in Oeſterreich-Ungarn 
der Zolltarif und jeit 1. April 1866, insbejondere jeit 1. Januar 1879 das 
umfaſſende jtatiltiiche Waarenverzeihnif. Am 1. Juni 1882 trat ein neuer 
Bolltarif in Straft, jo daß auch ein neues jtatijtisches Waarenverzeichniß ver: 
faßt werden mußte, welches die Zahl der jtatiltiichen Nummern von 1742 auf 
2127 (alfo um 22°,,) vermehrte. Zur Musarbeitung diejes ſtatiſtiſchen Waaren— 
Berzeichnijjes waren hervorragende Fachmänner aus allen Branchen der In— 
duftrie und des Handels herangezogen worden. 


Am 1. Juli 1887 trat ein noch weiter jpezialifirtes ſtatiſtiſches Waaren— 
Berzeichnig mit 3030 Nachweilungspojten in Kraft und die Neform der 
Handelsitatijtif im Jahr 1891 brachte abermals eine grimdliche Umgejtaltung 
des jtatiftiichen Waarenverzeichniijes. Unter Zuziehung bewährter Fachmänner 
wurde die Zahl der Nachweilungspojten feftgeitellt, und beträgt zur Zeit über 
3000 Boiten. 

As Zolltarif gilt der allgemeine Zolltarif für Defterreich-Ungarn vom 
25. Mai 1882 mit den abändernden Sejegen vom 19. Mai 1834, 21. Mai 
1837, 25. April 1888, 20. Juni 1888 und 23. Juni 1891. Seit dem Jahre 
1853 waren drei Zolltarife in Kraft getreten, der erite vom 1. Januar 1854 
bis 1. Januar 1879, der zweite Zolltarif vom 27. Juni 1878, wirfjam vom 
1. Januar 1879 bis 31. Mai 1882 und der dritte Bolltarif vom 25. Mai 
1832, in Wirfjamfeit getreten am 1. Juni 1882, der noch heute gilt, aber 
wie erwähnt, durch die Gejege vom 19. Mai 1884, 21. Mai 1857, 25. April 
1888, 20. Juni 1888 und 23. Juni 1891 mehrere Abänderungen erlitten bat. 
Der Zolltarif vom 27. Juni 1878 brachte die Beltimmung, daß die Zölle 
in Gold zu bezahlen ſeien (einschließlich des Wag:, Siegel- und Bettelgeldes), 
melde Bejtimmung heutzutage noch zu Recht beiteht. 

Der Kaiſerſtaat Defterreich-Ungarn hat feit dem Jahr 1853 mit folgen: 
den Staaten Zoll: und Handelöverträge bezw. Schiffahrtsverträge abgejchlofien : 
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A. Handelsverträge mit der Meifbegünfigungsklaufel: 


a) mit dem deutichen Zollverein vom 19. Februar 1853 — 1865 (eriter 
Handelsvertrag mit Deutjchland) ; 

b) mit Perſien vom 17. Mai 1857; 

e) mit der Türfei vom 22. Mai 1862 (beiteht heutzutage dem weſent— 
fihen Inhalt nach noch in Kraft); 

d) mit dem deutjchen Zoll: und Handelsverein vom 11. April 1865 
(durch den Krieg von 1866 aufgehoben); 

e) mit Großbritannien vom 16. Dezember 1865, 30. Dezember 1869 
und vom 5. Dezember 1876; 

f) mit Franfreih vom 11. Dezember 1865, 20. Januar 1879 und 
7. November 1881 (die Verträge mit Großbritannien und Frankreich) 
traten am 1. Januar 1867 in Kraft); 

g) mit Liberia vom 1. September 1866; 

h) Friedensvertrag mit Stalien vom 3. Dftober 1866. 

Die dem deutjchen Zollverein eingeräumten Begünftigungen kamen 
mit rg Ausnahmen nun auch Frankreich, England und Stalien 
zu Gute; 

i) mit Belgien vom 23. Februar 1867; 

k) mit den Niederlanden und deren Kolonien vom 26. März 1867; 

l) mit Stalien vom 23. April 1867 und vom 27. Dezember 1878, 
7. Dezember 1887 und 25. Mai 1888; 

m) mit Preußen im Namen des deutjchen Zoll: und Handelsvereins vom 
9. März 1868 (Tarifvertrag mit Meiftbegünftigungsklaufel) ; 

n) mit Spanien vom 24. März 1870 und vom 3. Juni 1880, 27. De: 
zember 1887 (zur Zeit befteht mit Spanien ein Proviforium) ; 

0) mit Portugal vom 13. Januar 1872, vom 30. Dezember 1872; (jeit 
I. Februar 1892 iſt das Necht der Meiſtbegünſtigung erlofchen) ; 

p) mit Schweden und Norwegen vom 3. November 1873 und vom 
15. April 1874; 

q) mit Rumänien vom 22. Juni 1875 bis 1. Juni 1886; 

r) mit dem deutschen Neich vom 16. Dezember 1878 und vom 23. Mai 
1881 und vom 8. Dezember 1887; (der Vertrag vom 16. Dezember 
1873 hatte feine Tarifbeftimmungen mehr, jondern enthielt nur die 
gegenfeitige Meiſtbegünſtigung; 

s) mit Serbien vom 6. Mai 1881 und vom 9. Augujt 1892; 

t) mit Dänemark vom 14. März 1887; 

u) mit Griechenland vom 11. April 1887; 

v) mit Zanzibar vom 11. Auguſt 1887; 

w) mit der Schweiz vom 23. November 1888. 


Auf Grund des Handelsvertrags mit der Türkei vom 22. Mai 1862 
wurde im Jahr 1890 die Meijtbegünftigung auch den bulgariichen und egyp— 
tiichen Provenienzen gewährt. Das Jahr 1891 brachte eine durchgreifende 
Aenderung aller Handelsbeziehungen, da mit dem deutjchen Reich, mit Italien 
und Belgien am 6. Dezember und mit der Schweiz am 10. Dezember neue 
Handelsverträge mit Conventivnaltarifen und der Meijtbegünftigungsklaufel ab- 
geichlofjen wurden, wodurch auf 12 Fahre die Stabilität der Zollſätze ge: 
ihaffen und die Aus: und Weitergejtaltung der Handelsbeziehungen unter den 
Bertragsländern ermöglicht wurde 


in Oeſterreich-Ungarn. 29 


Seither wurden noch Handelsfonventionen mit dem echte der Meiſt— 
begünftigung abgejchlojien: mit Rumänien am 21. Dezember 1893 und mit 
Rußland am 18. Mai 1394, welch letztere an Stelle des Vertrages vom 
2. September 1860 trat. Mit Spanien wurde unterm 8. Dezentber 1893 ein 
Handelsvertrag vereinbart, der jedoch noch der Beitätigung durch Die Cortes 
bedarf. Seither bejteht ein Proviſorium. 

B. Yandelsverträge ohne gegenjeitige Meiitbegünftigung wurden abge= 
ihlojjen mit China (1869); Hawai (1875); Japan (1869); Marokko (1830); 
Siam (1871); Tunis (1856); mit den Vereinigten Staaten von Amerika (1831); 
mit Korea vom 23. Juni 1892. 

Die Vereinigten Staaten von Amerifa genießen jet gleichfall8 die Meiſt— 
begünjtigung (R.-G.:Bl Nr. 79 von 1892). 

Was nun die Darftellung des Außenhandel des öjterreichiichzungarifchen 
BZollgebiet3 und die Ermittelung der Handelswerthe fpeziell anbelangt, jo ift 
biewegen noch folgendes zu bemerfen: 

In Defterreich-Ungarn bejtanden bis zum Jahr 1874 nur jogenannte 
offizielle Waarenwerthe d. h. fir eine Reihe von Jahren gleichbleibende Preife. 
Ab und zu wurden diejelben, bejonders für das Jahr 1862 von der neu er: 
richteten ſtatiſtiſchen Centralkommiſſion wohl einer Nevifion unterzogen und 
von einer Kommilfion von Fachmännern nene Werthe für neuere einzelne 
Waarengattungen ermittelt, aber einer vollitändig genauen Bewerthung des 
Handels jtanden die Cumulativpoſten des Zolltarifs entgegen. 

Zu dieſen zeitweiligen Nevijionen wurden Fachmänner aus dem Handels— 
und Gemerbejtande, Zollbeamte und Statijtifer herangezogen, die ihre Ent: 
iheidung unter dem VBorfige des Präfidenten der ftatijtiichen Centralkommiſſion 
nach eingehender Berathung abgaben, bis man jchließlich für jede nachzu— 
weiiende Waarenpojt zu einem einheitlichen Werthjage gelangte, der bei der 
Berechnung des Werthes der ein-, aus: und durchgeführten Waaren als Grund: 
lage zu dienen hatte. 

Der ermittelte Einheitswerth fam aber micht für ein, jondern für 
mehrere Fahre in Anwendung. Die gleichbleibenden — fogenannten offi— 
stellen — Werthe entjprachen aber in vielen Fällen der Wirklichkeit nicht. 
Im Jahre 1873 faßte daher die jtatijtiiche Gentralfommiffion den Beſchluß, 
daß vom Jahre 1874 ab der Außenhandel des üfterreichiich:ungarischen Zoll: 
gebiet3 nicht allein nach den offiziellen, gleichbleibenden Werthjägen, jondern 
auh nach den jeweiligen Handelswerthen zur Darjtellung gelangen folle. 

Zu Ddiefem Behufe wurden bei Beginn des Jahres 1875 durch eine ad 
hoc einberufene Kommiſſion, bejtehbend aus hervorragenden Industriellen und 
Kaufleuten, für das Jahr 1874 die Handelswerthe ermittelt und dieje jo feit- 
geitellten Handelswerthe neben den beitebenden offiziellen Werthen in An: 
wendung gebracht und in den HandelSausweilen auch veröffentlicht. 

Dieje doppelte Berechnung des Waarenhandels des öfterreichiich-ungarischen 
Zollgebiet3 wurde fünf Jahre lang, von 1874 bis 1878 ausgeführt. 

Als Grundjaß bei der Erhebung der Handelswerthe für die Einfuhr 
ward feitgejegt, daß die Mengeneinheit (HZentner, ſporko (Brutto) oder netto, 
Stück, Tonne) mit einem Durchichnittswertb in Silbermünze, loco Neich3:Grenze 
und ohne Einrechnung der Zollgebühr, mit Ausschluß der Transportipefen von 
der Reichszollgrenze bis zum Verbrauchsorte anzunehmen jei. Ber den Aus— 
fuhr-Waaren famen dagegen die Transportipefen bis zur Bollgrenze, weil 
inländiichen Werfehrsanjtalten zu Gute kommend, in Betracht. | 
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Als uun auf Grund Allerh. Entichl. vom 9 Juni 1877 die k. £. Ber: 
manenztommiffion für die Handelswerthe gejchaffen wurde, ging die jährliche 
Erhebung der Handelswerthe auf diefe Kommiſſion über und e& gelangten für 
das Jahr 1876 und feither fortlaufend die von der kak Permanenzkommiſſion 
nach den oben erwähnten Prinzipien feitgeitellten Handelswerthe bei der Bes 
rechnung der ein: und ausgeführten Waaren zur Anwendung. 

Seit der neuen Organijation des handelsſtatiſtiſchen Dienjtes d. h. jeit 
1. Januar 1891 werden die Mengen der Waaren-Ein- und Ausfuhr nicht 
mehr nach den Ein: und Austritts-Grenzen (Örenzitreden), jondern nad den 
einzelnen Herkunft3: und Beitimmungsländern erfaßt und nachgewiejen. Dieje Ein: 
führung hatte zur Folge, daß die Bewerthung vieler Waaren nicht mehr, wie 
bisher, insgefammt auf Grund nur einer Durchſchnitts-Ziffer, jondern für jedes 
einzelne Herkunft: und Beitimmungsland auf Grund der Werthziffer für das 
betreffende Land, loco Reichsgrenze einschließlich der Fracht bis dahin erfolgt. 

Eine Ausnahme von diefer Negel bejteht für ſog. Sammelpojitionen und 
für folhe Waaren, die bei den verjchiedenen Yändern dem Werthe nach nicht 
beträchtlich von einander abweichen oder deren differentielle Bewerthung nach 
Herkunfts: und Beltimmungsländern zu große Schwierigfeiten bieten würde. 
In diefen Fällen it blos en Durchſchnitts-Werth feitgefegt. Für die 
Nachweifung des Generalbhandels, d. h. der Einfuhr zum Verbrauch und der 
Ausfuhr einheimischer oder nationalifirter Waaren einichließlich des Bor: 
merfverfehrs und der Waarendurchfuhr wurde auch die Bewertdung der leßteren 
wieder vorgenommen, die unter Anwendung der jog. offiziellen Werthe bis 1878 
incl. ftattgefunden batte, jedoch von 1878— 1890 incl. unterlafjen worden war. 
Vom Jahre 1594 ab wurde die Bewerthung der Durchfuhr abermals aufgelaflen 

Der öfterreichiichungarische Spezialhandel behandelt wie die deutiche Handels: 
jtatiftif die Einfuhr zum freien Verkehr d. bh. zum Conſum, zum Verbrauch im 
Bollinlande und die Ausfuhr inländischer oder nationalijirter Waaren (urjprünglic) 
ausländifcher Provenienz) aus dem freien Verkehr des Bollinlandes. Der 
Bormerkverfehr hat jene Waaren zum Gegenjtande, die während ihrer Be: 
wegung in zollamtlicher Vormerkung gehalten werden. Dabei untericheidet man 
zwiichen ausländischen Waaren, welche zur VBeredlung, Reparatur ze. in das 
Zollinland eingeführt und zwecks Wiederausfuhr vormerkfweije behandelt werden, 
und inländischen Waaren, welche in Bormerfung genommen werden, ehe fie das 
HZollausland betreten, zwecks zollfreier Wiedereinfuhr nach der Veredlung. 

Von der Behandlung des Vormerkverkehrs nach den Beitimmungen der 
deutſchen Statiftif unterſcheidet fich Die öjterreihiich:ungariiche Daritellung des: 
jelben injoferne, als nad) den öjterreihiich.ungarischen Vorjchriften die urſprüng— 
lich zur Veredlung u. j. w. im Vormerkverkehr eingeführten Gegenftände, welche 
aber nachträglich verzollt werden und im Inlande verbleiben, nicht dem Spezial: 
handel zugeführt werden, ſondern lediglich als Eingang in dem Vormerkverkehr 
mit inbegriffen find und bier verbleiben, obwohl fie nicht mehr — entgegen dem 
urfprünglichen Zwede — ausgeführt werden. Seit 1594 werden jedoch die im 
Vormerkverkehr (exkluſive VBeredlungsverfehr) behandelten, jedoch nicht wieder 
aus: bezw. eingerührten Waaren auch in den Sprzialbandel einbezugen. In der 
Deutschen Handelsjtatiftif Dagegen werden die vormerfweile eingeführten und vor: 
merkweiſe ausgeführten Gegenjtände erjt dann im Vormerkverkehr ſtatiſtiſch erfaßt 
und nachgewiejen, wenn die eingeführten, unter zollamtlicher Gontrole und Vor— 
merfung jtehenden Gegenjtände wieder ausgeführt worden jind, oder die vormerf: 
weile ausgeführten Waaren wieder zur Einfuhr gelangen. Werden daher vormerf: 
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weile zur Einfuhr angemeldete Waaren nicht mehr ausgeführt, jondern verbleiben 
fie durch Verzollung im Inlande, jo ericheinen in der deutjchen Statijtif ſolche 
Waaren gar nicht im Vormerkverkehr, jondern als Einfuhr in den freien Berfehr. 
Nach dem Entwurf zu neuen Ausführungsbeitimmungen zu dem jtatiitiichen Ge: 
jege betr. den Waarenverfehr des deutichen Zollgebiets joll der Veredlungsverfehr 
dahin umterjchieden werden, ob er auf Rechnung eines Inländers oder Aus— 
länders jtattrindet. 

Eine für inländische Rechnung jtattfindende Beredlung würde anzunehmen 
jein, wenn die Waare nach der Veredlung zur freien Verfügung des Inländers jtebt, 
dagegen joll die Veredlung für ausländiiche Nechnung danı angenommen werden, 
wenn die veredelte Waare einem Ausländer gehört. Die erjtere Gattung von 
Waaren wird daher im deutſchen Spezialbandel mit ihren vollen Werth bei der 
Ein- und Ausfuhr in Anja zu bringen jein, jo daß der VBeredlungsgewinn der 
deutschen Handelsbilanz ganz zu Gute kommt, während die legtere Art des Ver: 
edlungsverfehrs bei der Ausfuhr nur mit dem Werthe zu berechnen jein wird, 
der dem im Inland erzielten Arbeitsverdienjt gleich zu Teen tft. 

‚Für die im eigentlichen Bormerfverfehr d. h. im fleinen Grenzverfebr, 
in der Ein: und Ausfuhr zur Anficht, zur Probe, im Meß- und Marktverkehr 
dagegen joll das bisherige Verfahren beibehalten bleiben. — 

In den öſterreichiſch-ungariſchen Durchfuhr:Verfehr werden alle ausländ: 
iihen Waaren aufgenommen, welche mit der Bejtimmung für das Ausland 
ohne Bollentrichtung in das Zollgebiet eintreten und demmächjt wieder aus: 
geführt werden. 

Eine jeparate Erfajjung des Niederlageverfehrs wie in Deutjchland findet 
in Defterreich-Ungarn nicht jtatt. Die transito eingelagerte Waare wird ent: 
weder }päter verzollt und erjcheint jodann als Einfuhr oder wird wieder aus— 
geführt und ericheint ſodann als Durchfuhr. 

Wie in der deutichen Statijtif jo werden auch bei den öſterreichiſch-ungar— 
iichen Nachweifungen gewilje Segenitände, wie Hüte, Vieh, Wagen und Schlitten, 
Velozipedes, Tajchenuhren u. j. w. nach Stüdzahl angemeldet, jedoch jodann 
in Gemwichtsmengen ungerechnet. So beſteht für ein Stüd Ochs das lm: 
rechnungs-Gewicht von 450 kg bei der Einfuhr und von 650 kg bei der 
Ausfuhr, für ein Schwein 80 bezw. 140 kg, für eine Uhr 0,042 bezw. 0,052 kg, 
für einen PBerjonenwagen 400 kg, für ein Veloziped 25 bezw. 33 kg ꝛc. Als 
Herkunfts- und Beitimmungsländer werden in der öjterreichtichzungar: 
iſchen Statijtif 52 Länder ſpeziell aufgeführt, darumter auch die Freibezirke 
Trieſt und Fiume ohne nähere Angabe der eigentlichen Herkunfts: und Be: 
itimmungsländer. 

Bei Waaren aus dem Deutjchen Reich werden Hamburg und Bremen als 
jog. FFreibezirfe gleichfalls jeparat als Herfunfts- und Beitimmungsländer nach: 
gewiefen. Was Trieft und Fiume anbelangt, jo berührt die Ausnahmeitellung 
Diejer zwei Freihäfen oder Freibezirke hinfichtlich der Aufftellung als Herkunft: 
und Beitimmungsland lediglich die öſterreichiſch-ungariſche Einfuhr: und Ausfuhr: 
jowie Durchfuhr-Statiftit. Es ift jedoch biewegen zu bemerken, daß die frühere 
gleichartige jtatiftiiche Behandlung der deutſchen Zollausſchlüſſe Hamburg: Altona 
und Bremen in der deutichen Statiftif zu Unficherheiten in der jtatiftiichen 
länderweiien Darjtellung des deutichen Außenhandels geführt hat, jo daß durch 
die Ausführungsbeitimmungen zum jtatiftiichen Gejege vom 9. Dezember 1888 
vom I. Januar 1889 ab eine Aenderung injoferne erfolgte, als durch den Zoll: 
anihluß von Hamburg, Altona, Bremen umd jonftigen preußischen und olden— 
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burgifchen Gebietstheilen und durch die Bildung eines Freihafengebiets in 
Hamburg, ſowie durch die Errichtung von FFreibezirfen in Bremen und Brafe, 
welche TFreibezirfe als im Zollgebiet liegende Freilager nach $ 107 des Vereins: 
HBollgejeges anzufehen find, das YFreihafengebiet von Hamburg nur dann als 
Herfunfts= oder Beitimmungsland angegeben werden durfte, wenn die aus dem 
sreibafengebiet Hamburg eingehende Waare daſelbſt produziert, fabriziert oder 
bearbeitet wurde oder, wenn eine nach dem Freibafengebiet Hamburg ausgehende 
MWaare dajelbit verarbeitet oder verbraucht werden jollte. 

Betreffs jolcher Waaren, die in das hamburgiſche Freibafengebiet ein- 
und im ummwerändertem Zuftande aus demjelben wieder ausgehen, durfte das 
Treihafengebiet nur dann als Herkunfts- bezw. Beitimmungsland deklarirt 
werden, wenn die Waare bei ihrem Eintritt in das FFreihafengebiet noch nicht 
zur Weiterbeförderung an einem bejtimmten anderen Orte defignirt war und 
einjtweilen dort lagern follte, oder im Fall des Eingangs in das Zollgebiet, 
wenn die Waare im Freihafengebiet gelagert hatte. 

Wurde bienach das hamburgiſche Freihafengebiet als Herkunftsland de— 
klarirt, ſo war daneben womöglich das Land, woher die Waare in's Freihafen— 
gebiet kam oder wenn dasſelbe nicht zu ermitteln war, das Urfprungsland anz 
zugeben. Doch auch diefe Beſtimmung vermochte bezüglich des Verkehrs mit dem 
Auslande bezw. den einzelnen fremden Ländern noch feine genügende Klarheit 
über unſere Handelsbeziehungen zu verichaffen,') weshalb durch einen Nachtrag 
zu den Austührungsbejtimmungen umd Dienſtvorſchriften des ſtatiſtiſchen Geſetzes 
vom 3. März 1892 angeordnet wurde, daß bei der Einfuhr aus dem hamburg— 
iſchen Freihafengebiet in das deutjche Zollgebiet, jei es zum freien Verkehr, zur 
Niederlage oder zur Durchfuhr das hamburgiſche Freibafengebiet als Herfunfts- 
land der Waare nur dann anzugeben it, wenn diejelbe dort erzeugt oder be= 
arbeitet wurde, ſonſt aber immer dasjenige Land, aus welchem die Verjendung 
der Waaren urjprünglich erfolgt ift. 

Bei der Ausfuhr einer Waare aus dem deutſchen Zollgebiet nach dem 
hamburgiſchen Freibafengebiet — die Waaren mögen aus dem freien Verkehr, 
von Niederlagen oder Konten oder im Beredlungsverfehr ausgeführt werden oder 
durch das deutiche Zollgebiet durchgefiihrt worden fein — iſt als Beſtimmungs— 
land der Waaren dasjenige Land zu deflariren, nach welchem die Verjendung 
der Waaren von dem Freihafengebiet aus jofort oder demnächit erfolgen joll. 








"Wir lajen im Vorjahr über die deutjche Handelsitatijtit im Verkehr mit Hamburg 
in der Berliner Banf- und Dandels; eitung ‚Folgendes: „Ein Mangel in unferer Handels 
ftatiftif it es, daß ein großer Theil des deutichen Außenhandels, der fi) über Hamburg 
bewegt, mangels Angabe des wirklichen, meiſt überfeeiichen Herkunfts— oder Beſtimmungs⸗ 
landes als Handel mit dem außerhalb der Zollgrenze belegenen Freihafengebiet nachgewieſen 
wird. Seit 1888, wo Hamburg mit Altona und Bremen Dem Hollgebiet einverleibt wurde, 
it in dieſer Hinficht eine Beſſerung eingetreten und ein weiterer Schritt zur Erzielung einer 
enaueren länderweiſen Statiſtik it durch die 1892er Beſtimmung geichehen, wonad das 
‚sreihafengebiet Hamburg als Herkunftsland mur dann deflarirt werden joll, wenn die Waare 
dort erzeugt oder bearbeitet worden iſt, und als Beſtimmungsland für Waaren, die dort 
verbraucht oder verarbeitet werden jollen. Wenn trohdem für einen großen Iheil der deutichen 
Waarenausfuhr der Freihafen Hamburg als Beſtimmungsland in der Statiſtik angezeigt iſt 
und zwar für einen größeren Theil als dort verbraucht oder verarbeitet wird, fo ſcheint Dies 
einestheils auf einer gewiſſen Nachlätfigfeit der Erporteure zu beruhen, zum Theil mögen 
auch andere Gründe dafür beſtimmend fein, 3. B. die Erlangung von niederen Erportpreiien 
für Waaren, die gar nicht ins Ausland beſtimmt find, jondern nur nad) dem Freihafen 
erportirt werden, um die billigeren Preiſe oder die billigere Fracht zu profitiren und dann 
wieder als Netourwaare oder zollfrei aus BilligkeitsRückſichten ins Zollgebiet eintreten, 
wohl auch verzollt werden, um als inländiiches Fabrikat zu gelten, 
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Wenn zur Zeit der Ausfuhr nach dem hamburgifchen Freihafengebiet noch 
feine Bejtimmung über die Weiterverjendung der Waaren getroffen ift oder 
wenn die Waaren in dem Freihafengebiet verbraucht oder verarbeitet werden, 
jo ift das Freihafengebiet vorläufig als Beitimmungsland zu deflariren, das 
endgiltige Beitimmungsland aber nachträglich anzugeben bezw. von der Ham— 
Pe ſtatiſtiſchen Behörde mitzutheilen. 

Die Freibezirke Bremen umd Brafe gelten nicht als Zollausland, ſon— 
dern jind als Freilager im Zollgebiet zu betrachten und dürfen ebenfowenig 
wie die Freihäfen Geejtemünde-Bremerhaven und Curhaven als Herfunfts=- und 
Beitimmungsländer angegeben werden. 

Hiedurch hat jich der deutiche Außenhandels-Verkehr mit den einzelnen 
Herkunfts- und Bejtimmungsländern viel genauer ermitteln und präzifiren Lafjen. 
Während unſere Ausfuhr nach dem Freihafengebiet Hamburg (von dem Zoll— 
ausichluß Hamburg vor 1883 gar nicht zu reden) im Jahr 1889 noch 3,2°/, 
und die Einfuhr von dort 1,3%, des Gejammthandelsverfehrs betrug, hat ſich 
die Ausfuhr dorthin im Jahr 1892 auf 1,2°/, und im Jahr 1893 auf 0,9°/, 
und die Einfuhr von dort auf O,4°/, reduziert. 

In der Begründung zu dem Entwurf der Aenderungen der Ausführungs- 
beitimmungen zu dem jtatiftiichen Gejeg vom 13. Januar 1892 (Drudjache 
Nr. 7, 1892) wird über den Handeläverfehr mit dem Freihafengebiet Hamburg 
bemerkt: In den Ausführungsbeitimmungen und Dienstvorjchriften vom Jahr 1888 
zum Geſetz betr. die Waarenverfehrsjtatiftif find Anordnungen getroffen, welche 
eine Kombination der Handelsitatiltif des Zollgebiets mit derjenigen des Frei— 
bafengebiet8 von Hamburg ermöglichen jollten, um neben dem Waarenverfehr 
des HZollgebiet3 denjenigen des gejammten Reichs- und Zollgebiet3 mit dem 
Auslande darzuftellen. Dieſe Bejtimmungen jtehen in engem Zujammenhang 
mit dem hamburgiichen Gejeg vom 12. Dftober 1888 betreffend die Deflara: 
tionen für die Handeld- und Sciffahrtsjtatijtif im Freihafengebiet, ſowie zu 
einem mit dem handelsitatijtiichen Bureau in Hamburg getroffenen Abkommen. 
Demnach jollte das handelsjtatiftiiche Bureau in Hamburg die Angaben über 
Herkunft und Beitimmung der Waaren in den BZolldeflarationen, welche beim 
Ein: und Ausgang von Waaren über die Zollgrenze gegen das hamburgiſche 
‚sreihafengebiet für die Zollgebietsftatiftit abzugeben waren, auf Grund der für 
die Handelsstatijtif des Freihafengebiets abzugebenden Deflarationen nachträglich 
berichtigen und ergänzen. Der Durchführung diefer Abjicht haben fich un 
vorhergejehene Schwierigkeiten entgegengeitellt, .. . . jo daß die urſprüng— 
lih geplante Aufjtellung einer fombinirten Reichs: und Zollgebietsſtatiſtik aufs 
gegeben und jich darauf bejchränft werden mußte, die hHamburgiiche Handels: 
ſtatiſtik möglichſt für die Zollgebietsjtatiftif nugbar zu machen, jo daß — jo- 
weit möglih — an Stelle des Hamburger Freihafengebiets das ausländijche 
Herfunft3: oder Urjprungsland der Waaren nachgewielen werde. 

Hiedurd und in Verbindung mit den Anordnungen der Hamburger Statift. 
Behörde ift Schon ſeit 1889 eine wejentliche Verbeſſerung der Zollgebietsitatijtif 
erzielt worden.“ 

E3 wird alfo nunmehr bei der Einfuhr von Waaren aus dem Hamburger 
Sreihafengebiet nach dem deutjchen Zollgebiet jenes nur dann ala Herkunftsland 
angejchrieben, wenn die Waare im Freibafengebiet bergejtellt oder bearbeitet 
worden iſt; in allen anderen Fällen ift das eigentliche Herkunfts- oder Urſprungs— 
land zu deflariren. Bei der Ausfuhr von Waaren aus dem freien Berfehr des 
Zollgebiets nach dem Freihafengebiet iſt das eigentliche Bejtimmungsland anzu— 
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geben, wenn die Waare nicht im Freihafengebiet verbraucht oder verarbeitet werden 
ſoll — eventuell unter Mitwirkung der Hamburger handelsitatijtiichen Behörde. In 
gleicher Weile ift bei der Aussuhr von Waaren nad) dem Freihafengebiet Bremer: 
haven und Geeſtemünde das eigentliche Beitimmungsland und bei der Einfuhr von 
dort das eigentliche Herkunftsland, wenn auch erjt nachträglich zu deklariren. 

Auf diefe Weile wird die Anjchreibung der deutichen Einfuhr und Ausfuhr 
von und nad den Freihafengebieten thunlichjt auf das thatlächliche Maß be: 
ichränft. Eine ganz genaue Erfafjung der Statiftif der deutſchen Ausfuhr mit 
dem Freihafengebiet Hamburg wäre nur möglich, wenn legteres in Hinficht der 
MWaarenverfehrsitatiftif gleich den zFreibezirfen Bremen und Brake behandelt 
würde. Dem entgegen beitimmt die Vorſchrift in $ 16 der öſterreichiſch— 
ungarischen Berordnung vom 18. Dezember 1893, daß die Freibezirfe Hamburg 
und Bremen auch al3 Herkunfts: und Bejtimmungsländer ohne Angabe anderer 
Urjprungsländer bezeichnet werden dürfen, ebenſo wie die öfterreichiichen Frei— 
bezirfe Triejt und Fiume. 

Durch diefe von einander abweichenden Beitimmungen der deutichen und 
öſterreichiſch-ungariſchen Statiftif möchte es jcheinen, als ob die Vergleichbarkeit 
der beiderjeitigen Statiftifen erheblich eingejchränft und der deutſch-öſterreichiſche 
Handelsverfehr nach zwei ganz verichiedenartigen Methoden jeine Darftellung 
fände. Gleichwohl verurjachen die anjcheinend jich jo widerſprechenden Beſtimm— 
ungen über die Anjchreibung nach Herfunfts: und Beltimmungsländern feinen 
jo tiefgehenden Unterjchied, obwohl auch noch binfichtlich der ſtatiſtiſchen Auf: 
fajjung des Begriffs „Herkunfts- und Beitimmungsland“ verjchiedenartige Vor: 
Ichriften in Deutichland und Defterreich beiteben. Die öſterreichiſch-ungariſche 
Statijtif will nämlich weniger den reinen Handelsverfehr zwijchen zwei Yändern 
erfaflen und nachweilen als bei der Einfuhr von Waaren das eigentliche Ur: 
ſprungs- und bei der Ausfuhr das eigentliche Verbrauchsland ermitteln. 
Als Land der Herkunft bat nämlich dasjenige Land zu gelten, aus welchem 
die Waare urfprünglich jtammt d. h. dasjenige Land, wo die Waare erzeugt 
worden ift, und als Land der Beltimmung iſt dasjenige Land zu bezeichnen, 
für dejien Conſum (Verbrauch) die ausgeführte Waare bejtimmt it. Es werden 
alfo aus dem FFreigebiet Hamburg und Bremen ebenjo wie aus den Freibezirken 
Trieſt und Fiume nur ſolche Waaren als Provenienzen angegeben werden 
fönnen, die thatjächlich in dieſen Freibezirken hergeitellt worden jind und bei 
der Ausfuhr können dieſe Freibezirke nur dann als Bejtimmungsländer be= 
zeichnet werden, wenn die Ausfuhr-Waaren dort verarbeitet werden oder zum 
Berbrauch gelangen. Außerdem joll ja das eigentliche Urſprungs- bezw. Be: 
jtimmungsland angegeben werden. Hienach fommen die Vorjchriften der öjter- 
reihiichen umd der deutſchen Statiftif jo ziemlich auf das Gleiche hinaus und 
e3 frägt ich nur, auf welcher Seite die größeren Schwierigkeiten zur Ermittelung 
der wahren Urjprungs: und Beitimmungsländer vorhanden find, worauf wir 
nochmals zurückkommen werden. 

Im Allgemeinen ift noch Folgendes zu bemerken: 

Für die statistische Darjtellung des Waarenverfehrs des öſterreichiſch— 
ungariichen Zollgebiet3 bejteht das Gejeg vom 26. Juni 1890 (R.-©.-Blatt 
Nr. 132) betreffend die Statijtif des auswärtigen Handels und die Verordnung 
der Minifterien der Finanzen und des Handels vom 18. Dezember 1893 nebjt 
Inſtruktion gleichen Datums. 

Hienach jind alle Waaren und Gegenjtände, welche im Handelsverfehr 
mit dem Zollauslande in der Ein- und Ausfuhr oder Durchfuhr bei einem 
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f. £. Zoll- oder Pojtamt zollamtlich erklärt bezw. abgefertigt werden, nad 
Gattung, Menge, Herkunfts- und Beltimmungslaud ‚für die Zwede der amt: 
lihen Handelsjtatijtif anzumelden Diefe Anmeldung geichteht bei den Zoll: 
Ämtern, beim Eingang auf Nebenwegen bei den Finanzwachorganen, bei der 
Pojtausfuhr bei den Pojtaufgabeämtern und liegt demjenigen ob, welcher bei 
einem f. £. Zoll oder Poſtamte bezw. bei einem Finanzwachorgan hinfichtlich 
der Einfuhr die Zollerflärung oder die zollamtliche Abfertigung veranlaßt. 
Bei der Ausfuhr von Waaren find Ausfuhranmeldeicheine abzugeben und es 
haben die öffentlichen Transportanjtalten für die richtige Beibringung diejer 
Ausfuhr:Anmeldejcheine und Ablage bei den Zollbehörden Sorge zu tragen. 

Die Zollämter haben die Anmeldejcheine nebit den jogenannten Auszugs- 
bögen d. h. den Aufzeichnungen auf Grund mündlicher Angaben der Parteien 
an das jtatiltiiche Departement des f. f. Handelsminiſteriums einzujenden, wo 
die Verarbeitung des Urmaterials jtattfindet. Hiedurch unterjcheidet ſich die 
öfterreichiiche Behandlung des jtatiltiichen Urmateriald von dem Verfahren in 
Deutichland, wo die Zollämter aus den Anmeldeicheinen und den Zolldekla— 
rationen, jowie den mündlichen Angaben tägliche Anſchreibungen, jog. Verkehrs: 
nahweifungen aus Zählftreifen zulammengejegt, anfertigen und dieje dem jtati- 
ſtiſchen Amte in Berlin zur Berarbeitung einjenden. Es läßt fich nicht läuguen, 
daß das öſterreichiſch— ungarijche Verfahren, namentlich für die Ausfuhritatiftik, 
eine größere Garantie für genaue Anjchreibung bietet. 

Bon jeder jtatijtiichen Anmeldung iſt auch in Oeſterreich-Ungarn eine 
itatiftiiche Gebühr zu entrichten. Hievon find ausgenommen: 

1) die Durchfuhr-Waaren, (wie in Deutichland); 

2) der Ein: und Ausgang im renzverfehr; 

3) der Beredlungs: und Vormerkverkehr zum Betrieb einer Sausinbuftrie 
oder eines Kleingewerbes; 

4) die Boitiendungen und 

5) die Direft nach den Ländern der ungarischen Krone, nad Bosnien 
oder Herzogomwina eingeführten oder von dort Direkt ausgeführten Waaren, auch) 
wenn jie bei einem kak. Zollamte zollamtlich deflarirt und abgefertigt wurden. 

Wie oben jchon furz angeführt wurde, bejteht binfichtlich der Ermittelung 
des Herkunfts- und Bejtimmungslandes zwischen dem deutichen und öfterreichiid)- 
ungariichen Verfahren ein wejentlicher Unterjchied. 

In Deutichland gilt als Herkunftsland dasjenige Land, aus dejjen 
Eigenbandel die Waare jtammt bezw. aus deſſen Gebiet die Waare verjendet 
wurde und als Bejtimmungsland dasjenige Yand, wohin die Verſend— 
ung der Waare gerichtet it: im dejjen Eigenbandel die Waare übergeht. Die 
öjterreichiichzungariiche Statiſtik aber erklärt al® Herkunftsland dasjenige 
Yand, aus welchem die Waare urjprünglich beritammt und ala Bejtim- 
mungsland dasjenige Yand, für deſſen Conſum die Waare bejtimmt it. 
Während aljv bei der deutſchen Statiſtik in erjter Linie ermittelt werden will, 
mit welchen Yändern und in welchem Umfang das Dentiche Reich bezw. Zollgebiet 
im Handelsverkehr jteht und erjt in zweiter Linie nach dem Urjprungs- bezw. 
Verbrauchsland der Waare gefragt wird, wenn das eigentliche Handels: 
Herfunfts: bezw. Beltimmungsland nicht ermittelt werden kann, will die öfter: 
reichiſch-ungariſche Statijtif vor allem das Yand des Urjprungs und des 
Verbrauchs der Waare feitjtellen. Minifterialratb Dr. Mataja, Vorjtand 
des handeläjtatijtiichen Dienites am F. £. Handelsminijterium, bejpricht in jeiner 
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Broihäre: Die „Handelsftatiftif”") dieſe verichiedenartige Erfajjung der Her: 
kunfts- und Beltimmungsländer, indem er ausführt: 

„Neben Art und Menge der Waaren wollen wir aber auch die Länder 
wiljen, mit denen wir Verkehr treiben. Eine offenbare Unvolltommenheit 3. B. 
der engliichen Handelsſtatiſtik ift e8, die Erhebung der Provenienz und Deiti- 
nation der Waaren vornehmlich an den Verſchiffungs- bezw. Beſtimmungs— 
hafen zu Enüpfen, weshalb z. B. die Echweiz in den engliichen Handels-Aus— 
weijen regelmäßig gänzlich verſchwindet, andere Länder, wie Dejterreich-Ungarn, 
unverhältnigmäßig gering vertreten find. Wir haben vielmehr rationeller Weiſe 
nur die Wahl 1) entweder die Länder zu ermitteln, aus deren Eigenhandel 
die Waaren jtammen oder in deren Eigenhandel die Waaren übergehen vder 
2) jene Länder, wo die Waaren thatjächlich erzeugt wurden oder zur Conſum— 
tion gelangen. Nach dem Erjteren, insbejondere in der deutichen Handelsſtatiſtik 
angenommenen Syjtem würde beilpieläweije bei einer nach Dejterreich gebrachten, 
von einem Händler in London bezogenen amerifanishen Baummolle England 
als Herkunftsland angejeben werden müſſen, während fie nach dem zweiten 
Syſtem — wie in Oeſterreich-Ungarn eingeführt — weil thatſächlich aus Amerifa 
ſtammend, immer Amerika zugejchrieben würde, ohne Unterjchied, ob wir fie in 
England von einem Engländer oder direkt bezogen haben. 

Bei dem erjteren Syitem beruft man ſich darauf, daß es dem Charakter 
der Handelsijtatijtif angemejjener fei, eben die Yänder zu erheben, mit denen 
man Handel treibt, daß wir ferner Schuld oder Forderung nicht gegenüber 
jenem ande erwerben, das eine Waare erzeugt oder conjumirt, jondern von 
dem oder an dag wir die Waare beziehen oder jenden (verfaufen). Das zweite 
Syſtem wiederum ſtützt fich darauf, daß unſer Handelsverkehr in legter Linie 
nicht von den Yändern abhängt, welche die Nolle von Zwilchenhändlern jpielen, 
jondern von jenen, welche unfere Erzeugnifje wirklich verzehren oder unferen 
Bedarf wirklich erzeugen; daß es für uns von größerem Werthe fei, zu be— 
jtimmen, wohin unjere Produfte endgiltig hingehen, ala in was für eine 
Zwiſchenhand fie übertreten; daß der Umweg, den etwa Waaren einjchlagen, 
etwas ziemlich Zufälliges und Wechjelndes jei im Vergleich mit den realen 
Momenten der Erzeugung und der Gonjumtion, daß endlich die Erhebung des 
wirklichen Conſumtions- und Provenienzlandes die Werthbeftimmung erleichtert. 

Dejterreich-Ungarn hat das zweite Syſtem gewählt. Dasjelbe hat über: 
dieg den Vortheil, daß es der Gefabr bejjer entgegemmwirkt, der alle Land: 
angaben ausgejegt find; dieſe ijt nämlich nicht, daß das Herkunfts- und Bes 
jtimmungsland zu weit, jondern daß es zu nahe gejucht und angegeben werde, 
daß nämlich in der Deklaration der bloße Speditionsplag, vielleicht blos das 
Land, durch welches die Waare tranfitirt, erjcheine; dies ijt für beide Syſteme 
ein Fehler, aber gewiß iſt die Verwechslung dort leichter, wo dag eigent- 
liche Produktions und Conjumtionsland gar nicht gefordert wird. 

Daß ferner auch bei dem im Dejterreich angenommenen Syitem gewiß 
vielfach nicht der erjte Urjprung bezw. die legte Bejtimmung angegeben wird, 
bäuftg auch von den Parteien gar "nicht angegeben werden kann, iſt nicht zu 
bejtreiten. Daß es indeljen doch nicht richtig wäre, deshalb etwa anzunehmen, 
Die Yegaldefinition des Beſtimmungs- oder Herfunftslandes ſei praftiich belang— 
(os, beweiſt insbejondere eine Erfahrung der Schweizer Statütif. Seit 1892 
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wird in der Schweiz das urjprüngliche Erzeugungsland bezw. das endgiltige 
Berbrauchsland ermittelt, während vordem das Land des letzten bezw. des 
nächſten Umjages als Herfunfts= bezw. Bejtimmungsland gegolten hatte. Durch 
dieje Menderung bei der Erhebung wurde bewirkt, daß 1892 die Einfuhr aus 
den Girenzländern, ſowie aus Belgien, Holland und England um nicht weniger 
ala 150 Millionen Fre. niedriger, die Einfuhr aus entfernteren Ländern bin- 
gegen bedeutend höher erjcheint.” 

In Deutichland wurde, wie jchon erwähnt, das Syſtem des reinen Handels- 
verfehr3 gewählt, indem jchon in der Begründung zum Gejeß betreffend die 
Waarenverfehrsftatijtit bei dem Hinweis auf die bisherigen Mängel durch Die 
bloße Anfchreibung der Grenzeingangs- und renzausgangsitrede (Drudjachen 
des Bundesraths 1879 Nr. 83) bemerkt wurde, daß jede Nachweifung über 
den Verkehr mit den einzelnen fremden Ländern fehle, weshalb jchon in 
der Bekanntmachung des Neichsfanzler8 vom 20. November 1879 8 2) als 
Herkunftsland dasjenige Land bezeichnet wird, aus dejien Eigenhandel die 
Waare jtammt und als Beſtimmungsland dasjenige Land, in deſſen Eigenhandel 
die Waare übergeht. Wenn man auc) heutzutage auf die Bedeutung einer 
günjtigen oder ungünftigen, aktiven oder paſſiven Handelsbilanz nicht mehr jo 
viel Gewicht legt wie früher, jo hat die FFeititellung einer Handelsbilanz d. 5. 
eines rechnungsmäßigen Ergebnijjes des Austaufches von Waarenwerthen eines 
Yandes mit den Ländern des Auslandes innerhalb eines gewiljen Zeitabjchnittes nur 
dann einen gewiljen Werth, wenn diejes Rechnungsergebniß zwijchen denjenigen 
beiden Ländern aufgejtellt wird, unter welchen der Waarenanfauf und Verkauf 
ftattgefunden bat. „Freilich — meint Herr v. Scheel in feinem Artikel über 
die Handelsſtatiſtik (G. Schmoller’s Jahrbuch R. 5, VI. Sahrgang, 1. Heft) 
wäre es erwünjcht, neben dem Herkunftsland auch das Urſprungsland der ein= 
geführten Waare und neben dem Beitimmungsland auch das Verbrauchsland 
der ausgeführten Waare fennen zu lernen und nachzumweifen. Dies läßt ſich 
aber praktisch nicht durchführen, und jo müſſen wir Kaffee aus Holland an— 
ichreiben, obgleich dort feiner wächtt — aber wir faufen Kaffee von einem 
Holländer Eigenhändler und Holland Fauft dafür wieder deutſche Waare, denn 
nur jo vollzieht jich der Waarenaustaufh — und wir verfaufen eine Unmenge 
Waaren nah Großbritannien, obgleich) wir annehmen dürfen, daß der eigent- 
lihe Conjument ganz wo anders ijt als in England.“ 

(Bgl. Hinfichtlich des deutschen Waarenverkehrs mit Großbritannien die graph: 
iſche Darftellung, Blatt 3 zu Nr. 16 des Statift. Jahrbuchs für das Deutſche Reich.) 

Nach diejen Auseinanderjegungen lafjen wir, wie oben ſchon bemerkt wurde, 
zum Schluß das Statut der Kaiſerl. Kgl. Permanenzkommiſſion für die Handels— 
werthe der öſterreichiſch-ungariſchen Statiſtik und die Geſchäftsordnung dieſer 
Kommiſſion hier dem Wortlaut nach folgen: 


Statut 


der F. k. Permanenzfommillion für die Handelswertbe, 
genehmigt mit der Allerhöciten Entſchließung vom 9. uni 1877. 
$ 1. Die Ef. Bermanenztommijjion für die Handelswerthe hat die Auf: 
gabe, die Preiſe der Verfehrsgegenitände jährlich zu erheben und feftzuftellen, 
welche der amtlichen Handelsitatijtif zu Grunde zu legen find. 
$ 2. Die Permanenzkommiſſion ift dem Handelsminiſter unmittelbar 
untergeordnet. 
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$ 3. Zur Erfüllung ihrer Aufgabe zerfällt die Permanenzkommiſſion in 
eine allgemeine Abtheilung und in die erforderliche Anzahl von Fachabtheilungen. 

Die Feſtſtellung dieſer leßteren, die Bildung von Unterabtheilungen der- 
jelben und die Vertheilung der einzelnen Objekte zur Werthbeitimmung unter 
jie bleibt der Gejchäft3ordnung vorbehalten. 

Die allgemeine Abtheilung hat die der Permanenzkommiſſion gemeinfamen 
Angelegenheiten wahrzunehmen, die erhobenen Werthe der Reviſion zu unter: 
ziehen und zufammenzuftellen. 

$s 4 Die Bermanenztommiifion bejteht aus dem Präfidenten, aus je 
zwei Vertretern der Minifterien der Finanzen, des Handels, des Aderbaues 
und der ftatiftiichen Gentralfommiljion, aus je einem Vertreter der nieder: 
öjterreichifchen Handels: und Gewerbefammer und des Wiener Hauptzollamtes, 
jowie aus einer nach Bedarf feitzuftellenden Anzahl anderer Mitglieder, welche 
vom Handelsminijter aus den fachmännischen Streifen der Land» und Forſt— 
wirtbichaft, der Induftrie und des Handels, namentlich der Handels- und 
Gewerbefammern, auf die Dauer von jechs Jahren ernannt werden. 

$ 5. Der Handeläminiiter ernennt den Präfidenten und bezeichnet unter 
den Mitgliedern der Kommiſſion den Stellvertreter desselben. 

Die Vertreter der Minifterien und des Hauptzollamtes werden von den 
betreffenden Miniſtern berufen, jene der Centralkommiſſion und der Handels: 
und Gewerbefammer in Wien von diejen ſelbſt gewählt. 

$ 6. Die Mitglieder aus den fachmänntichen Kreifen nehmen an den 
Berathungen der Permanenzkommiſſion in der Regel perjönlid” Antheil. Die 
auswärtigen Mitglieder können ihr Referat ſchriftlich eritatten. 

S 7. Die Stelle eines Mitgliedes der Permanenzkommiſſion iſt ein Ehren 
amt und wird unentgeltlich verjehen. 

$ 8 Jedes Mitglied, welches durch ein volles Jahr an den Arbeiten 
der —— nicht theilnimmt, iſt als ausgetreten zu betrachten. 

8 9. Die Permanenzkommiſſion verſammelt ſich regelmäßig einmal im 
Jahrẽ Sie tritt in Plenarſitzungen zuſammen, um die Fachabtheilungen zu 
bilden, die Geſchäftsordnung zu entwerfen oder abzuändern, ſowie in jenen 
Fällen, welche den Präſidenten zur Einberufung bejtimmen. Die Geichäfts- 
ordnung bedarf der Genehmigung des Handelsminifters. 

8 10. Jede Fachabtheilung hat aus mindejtens drei Mitgliedern zu be— 
jtehen; wird Ddiefe Zahl durch freien Beitritt nicht erreicht, jo jteht e8 dem 
Präfidenten zu, diejelbe durch andere Mitglieder der Kommiſſion zu ergänzen. 

Die YFachabtheilung wählt aus ihrer Mitte einen Obmann und hat das 
Recht, zu ihren Verhandlungen Experten beizuziehen. 

$ 11. Die allgemeine Abtheilung bejteht aus dem Präfidenten, den Ber: 
tretern der Minifterien, der ftatiftiichen Centralkommiſſion, der niederöfterreich- 
iishen Handels: und Gewerbefammer und des Wiener Hauptzollamtes, ſowie 
aus den Obmännern der einzelnen Fachabtheilungen. 

Auch der allgemeinen Abtheilung ſteht das Necht zu, das jchriftliche oder 
mündliche Gutachten von Sachverſtändigen einzuholen. 

$ 12. Die Bureaugefchäfte der Permanenzkommiſſion bejorgt das ſtatiſt. 
Departement im Handelsminiſterium. 
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Gefhäftsordnung 
der E. f. Permanenzkommiſſion für die Handelswertbe, 
genehmigt mit Erlaß des Handeläminifters vom 4. April 1880, 3. 10516, abgeändert 
unterm 7. uni 1885, 3. 19518. 
8 1. Die Gejchäfte der f. f. Permanenzkommiſſion für die Handelswerthe be: 


jorgen das Präſidium, die Plenarverjammlung, die allgemeine Abtheilung und die 
einzelnen Fachabtheilungen. 


I. Prälidium. 


$ 2. Der Präſident leitet den ganzen Gejchäftsgang der Permanenz- 
fommiffion, er vertritt diejelbe nach außen, erledigt und umnterfertigt alle Akten— 
ſtücke, welche die Kommiſſion betreffen. 
Wird die Zahl von mindejtens drei Mitgliedern in einer Fachabtheilung 
s 15) durch freien Beitritt nicht erreicht, jo ergänzt der Präſident diejelbe 
— — Mitglieder der Kommiſſion. 
S 3. Der Präſident beruft die Plenarverſammlung und die allgemeine 
Abtheilung und führt in ihnen den Borfig. 
s 4 Sn Verhinderung des Präfidenten bejorgt dejien Gejchäfte jein Stell: 
vertreter Vizepräſident). 
S5. Dem Bräfidenten ijt ein vom Handelsminiſter ernannter Sefretär zuge: 
wielen, welcher namentlich die Protokolle in der Plenarverfammlung und der all- 
gemeinen Abtheilung zu führen hat. 


II. Berfammlungen. 
a) Blenarverjammlung. 


86. Die Plenarverſammlung beſteht aus ſämmtlichen Mitgliedern der 
Permanenzkommiſſion. Sie tritt regelmäßig ſpäteſtens Anfangs Februar eines 
jeden Jahres zufammen, außerdem in jenen Fällen, welche den Präfidenten 
entiweder aus eigener Initiative oder über Beichluß der allgemeinen Abtheilung 
zur Einberufung bejtimmen. Die Blenarverfammlung bat die Fachabtheilungen 
zu bilden, die Bertheilung der Objekte zur Werthbejtimmung unter fie feſtzu— 
itellen, die Gejchäftsordnung zu entwerfen und abzuändern, ſowie andere even— 
tuelle Borlagen zu berathen. 

Anträge müſſen in der Plenarverfammlung zur Verhandlung kommen, 
wenn fie von drei Mitgliedern unterjtüßt werden. 

$ 7. Die Plenarverfammlung it beichluhfäbig, wenn die Mehrheit der 
Mitglieder anweſend iſt. 

Kommt dieſe Mehrheit nicht zu Stande, ſo iſt eine neue Plenarverſamm— 
lung einzuberufen, in welcher dann zur Beſchlußfähigkeit jede Anzahl der an— 
weſenden Mitglieder genügt. 

Die Beſchlüſſe werden mit abſoluter Stimmenmehrheit der Anweſenden 
gefaßt. Der Präſident hat nur bei Gleichheit der Stimmen ſein Stimmrecht 
auszuüben. 

585 In der Plenarverſammlung reihen ſich die Mitglieder der Kom— 
miſſion zur Erfüllung ihrer Aufgabe in die Fachabtheilungen (S 14), wobei 
es jedem Mitgliede freiſteht, mehreren derſelben beizutreten. 

59 Die Protofolle der Plenarverſammlung werden durch den Präſi— 
denten und durch zwei andere von der Berfammlung gewählte Mitglieder veri- 
fieirt umd in der „Wiener Datuna” auszugsweiſe mitgetheilt. 
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b) Allgemeine Abtheilung. 


8 10. Die allgemeine Abtheilung bejteht aus dem Präfidenten, den Ber: 
tretern der Minifterien, der jtatijtiichen Gentralfommiffion, der niederöfterreich- 
ischen Handels: und Gewerbefammer und des Wiener Hauptzollamtes, ferner 
aus den Obmännern der einzelnen Yachabtheilungen, beziehungsweife in ihrer 
Verhinderung aus deren Stellvertretern. 

Es jteht ihr das Recht zu, das jchriftliche oder mündliche Gutachten von 
anderen Mitgliedern und außerhalb der Kommijfion jtehenden Sadyverjtändigen 
einzuholen. 

$ 11. Die allgemeine Abtheilung hat die der Permanenztommiffion ge: 
meinjfamen Angelegenheiten wahrzunehmen und tritt zuſammen: 

1. im Monat Januar eines jeden Jahres, um die Vorlagen für die Ple- 
narverfammlung vorzubereiten ; 

2. nach Vollendung der Arbeiten der Fachabtheilungen zur Reviſion der 
erhobenen Handelswerthe; 

3. in bejonderen Fällen, wenn entweder der Präfident es für nothiwendig 
erachtet, oder wenn mindejtens drei Fachabtheilungen die Einberufung beantragen. 

s 12. Die allgemeine Abtheilung ift beichlußfähig, wenn die Mehrheit 
ihrer Mitglieder gegenwärtig it. 

Bei der Abjtimmung entjcheidet die abjolute Stimmenmehrheit der An— 
wejenden und bei Gleichheit der Stimmen die nur in diejem Falle abzugebende 
Stimme des Präfidenten. 

Ueber die Elaborate der Fachabtheilungen hat ein vom Präfidenten be: 
jtellter Generalreferent in der allgemeinen Abtheilung Bericht zu erjtatten. 

Anträge der Fachabtheilungen können blos in Anmwejenheit der betreffen- 
den Obmänner abgeändert oder abgelehnt werden. 

$ 13. Die Protofolle der allgemeinen Abtheilung werden durch den Präſi— 
denten und durch ein anderes aus dieſer Abtheilung gewähltes Mitglied verificirt. 


ce) Sahabtheilungen. 
$ 14. Die Fachabtheilungen der Permanenzkommiſſion find folgende: 
I. Eoloniale und Ehmwaaren, Wein, Tabaf. 
II. Feld- und Gartenfrüchte, Bier und Spirituofen. 
III. Thiere und thieriiche Produfte. 
IV. Fette, chemifche Produkte, Erden. 
V. Baumwolle. 
VI. Leinen. 
VII Scafwolle. 
VIII. Seide. 
IX. Kleidungen und Strohmaaren. 
X. Bapier, literariiche und Kunftgegenjtände. 
XI. Leder, Kautſchuk und Kürjchnerwaaren. 
XII. Glas-, Stein» und Thonwaaren. 
XIII. Holz und Kohlen. 
XIV. Edle Metalle, Injtrumente und furze Waaren. 
XV. Eijen, Majchinen und Transportmittel. 
XVI Unedle Metalle (ohne Eijen). 
Die den einzelnen Fachabtheitungen zur Bemwerthung zuzuweiſenden Waaren 
werden auf Grund des jeweiligen: Zolltarifs von dem Präfidenten im Einver— 
nehmen mit den Obmännern der betreffenden Fachabtheilungen feitgejtellt. 
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8 15. Jede Fachabtheilung beitcht aus mindeſtens drei Mitgliedern und 
aus den von ihr beitimmten Experten. Sie wählt aus ihrer Mitte den Ob— 
mann und den Stellvertreter desjelben. 

Der Obmann leitet die Feititellung der Handelswerthe in der bezüglichen 
Fahabtheilung, bildet aus derjelben nöthigenfalls Unterabtheilungen, jet ſich 
mit den auswärtigen Mitgliedern und Erperten in fchriftlichen Verkehr und 
legt die Elaborate der gefammten Abtheilung längjtens Ende März dem Prä- 
jidenten vor. 

S 16. Der Obmanı beruft die Fachabtheilung und ladet die Mitglieder 
und Experten mittel3 eigener vom Präjidium beigejtellter Formularien zur Be: 
rathung ein. 

s 17. Der Obmann hat dem Präfidium die Erperten befannt zu geben, 
welche ſich an den Arbeiten betheiligt haben. 


III. Comites. 


$ 18. Zum Behufe der Vorberathung von Gegenjtänden oder zur For: 
mulirung von Anträgen und Wünjchen können jowohl von der Plenarverfamm: 
lung, al3 von der allgemeinen Abtheilung Comites bejtellt werden. 

$ 19. Jedes Comite wählt aus feiner Mitte einen Verichteritatter, welcher 
die Beichlüjie des Comités vor der Plenarverſammlung beziehungsweije der 
allgemeinen Abtheilung zu vertreten hat. 


IV. Publikation der Handelswerthe. 


$ 20. Die von der Permanenzkommiſſion feitgeitellten Handelswerthe, 
jowie die Berichte der einzelnen Fachabtheilungen über die Grundlagen der 
Berechnung derjelben, mit thunlichjter Motivirung der von Jahr zu Jahr ein: 
tretenden Differenzen, werden durch den Drud vervielfältigt. 


Die Preußiſche Kabinetsordre 


vom 7. Juni 1853 


über eidliche Verſprechen evaugeliſcher Ofſiziere hinſichtlich der religiöſen 
Erziehung ihrer Kinder 


von Prof. Thudichum in Tübingen. 


Nach dem päpſtlichen Recht iſt es den Katholiken verboten, Ehen mit 
Nichtkatholiken einzugehen; es kann jedoch Dispenſation von dieſem Ehehinder- 
niß ertheilt werden, und zwar regelmäßig nur vom Papſte ſelbſt; von den 
Biſchöfen nur auf Grund beſonderer Vollmachten (Facultates) in eiligen Fällen, 
wenn die Zeit fehlt den päpſtlichen Stuhl anzugehen. Vorausſetzung der Dis— 
penſation iſt in allen Fällen, daß der nichtkatholiſche Theil entweder ſeine 
Häreſie eidlich abſchwört und in den Schooß der Kirche aufgenommen wird, 
oder vor dem Papſt oder einem von dieſem beſonders beauftragten Biſchof 
perſönlich mittelſt Eides verſpricht, den katholiſchen Theil nicht in der 
freien Ausübung ſeiner Religion zu hindern und ſämmtliche Kinder, die ſchon 
vorhandenen oder zu erwartenden beiderlei Geſchlechts, in der katholiſchen 
Religion erziehen laſſen zu wollen. Wenn dieſes Verſprechen ertheilt iſt, 
müſſen die Brautleute vor dem katholiſchen Pfarrer und zwei Zeugen ihre Ein— 
willigung zur Ehe erklären; es darf dies jedoch nicht in der Kirche geſchehen, und 
der Pfarrer darf keine Einſegnung vornehmen; auch unterbleibt jedes Aufgebot. 

Dieſe Vorſchriften ſind indeſſen in Deutſchland im 19. Jahrhundert inſo— 
fern nicht zur Anwendung gebracht worden, als die meiſten Biſchöfe mit päpſt— 
licher Erlaubniß ſich begnügten, an Stelle des Eides ein ſchriftliches Ver— 
ſprechen beider Brautleute, daß ſie ihre Kinder in der katholiſchen Religion 
erziehen wollen, zu verlangen. Immer aber verſuchten einige Biſchöfe, das 
ſtrenge Recht zur Geltung zu bringen, insbeſondere geſchah dies in der Diözeſe 
Trier von Biſchof Arnoldi, welcher unter Berufung auf neue päpſtliche Weiſungen 
durch einen Erlaß vom 15. März 1853 dem Diözeſanklerus die Beobachtung 
des kanoniſchen Nechts einjchärfte. 

Hierauf erließ König Friedrih Wilhelm IV. von Preußen unter dem 
7. Juni 1853 einen „Königlichen Armeebefehl” Folgenden Wortlauts:') 

„Ein Erlaß des Biſchofs von Trier, welcher auf den Beitimmungen eines 
päpftlichen Breve beruhen joll, befiehlt bei Ehen gemijchten Bekenntniſſes dem 
evangeliichen Bräutigam, in die Hände des Biſchofs oder desjenigen jeiner 
Pfarrer, den derjelbe dazu dejignirt, einen Eid zu leiften, Kraft deſſen er ge: 
lobt, jeine Kinder der römisch-fatholifchen Kirche zu weihen. Bei Verweigerung 
dDiefer Forderung ift die Ehe von römiſch-katholiſchen Standpunkt unterjagt. 
Erfüllt er aber dieſe Forderung, jo wird ihm als Lohn das Erjcheinen vor 
dem Pfarrer an ungeweihtem Orte und die Erklärung des Entjchlufles, 
eine Ehe eingehen zu wollen, gejtattet, Die Einjegnung dieſer Ehe aber 
dennoch verweigert. Dies veranlaßt mich, hierdurch zu erflären, daß ic) 
jeden Offizier meiner Armee, der den geforderten, den Mann wie das evange: 
liiche Bekenntniß entwürdigenden Schritt unternimmt, fogleih aus meinem 





A ı Abgedrudt im Archiv für fathol. Kirchenrecht 9, 331 und von neuem im Jahrgang 
1894, S. 127. 


Thudihum: Die PVreußifche Kabinetsordre vom 7. uni 1853. 43 


Heeresdiente entlajlen werde.” (Ob die gejperrten Worte auch in dem Original 
des Erlajjes hervorgehoben waren, ijt bi& jett nicht ermittelt.) 

Kaiſer Wilhelm I. erließ zwanzig Jahre nachher unterm 23. Dezember 
1873 eine Kabinetsordre folgenden Wortlauts: „Ich babe aus einem Spezial: 
talle eriehen, daß die Ordre vom 7. Juni 1853 betr. die Ehen zwischen 
Offizieren evangeliiher Konfefjion mit römiſch-katholiſchen Frauen bei den 
Truppentheilen der neuen Armeekorps nicht genügend befannt ijt. Sch be= 
auftrage deshalb das Kriegsminiftertum, zu veranlajien, daß dieſe Ordre, jo: 
weit es noch nicht geichehen it, den Offizieren der neuen Armeeforps in an: 
gemejjener Weiſe befannt gemacht und auch den übrigen Offizieren der Armee 
entjprechend in Erinnerung gebracht wird.“ ') 

Eine Verkündigung im Armee-Verordnungsblatt bat nicht jtattgefunden ; 
jondern es ift jedem Korpsfommandanten überlajien worden, den Offizieren 
in einer Form, wie fie ihm gut dünkte, Mittheilung zufommen zu lajjen. 

Hierauf erließ der biichöfliche Generalvifar der Diözeje Trier, de Lorenzi, 
am 18. November 1873 mit Bewilligung des Papſtes eine Verfügung, daß 
im alle der Ertheilung des Dispenjes die Eheichliegung in der Kirche jtatt- 
finden und eine Meſſe gelefen werden dürfe, übrigens mit Weglajjung der 
Segensiprüche; die Verfügung hebt aber ausdrüdlich hervor, dah der Dispens 
auch fünftig davon abhängig bleibe, daß „die befannten Cautiones“ geleijtet 
jeien, da an diefen „Nicht3 in Wegiall fommen dürfe“) Was die „bekannten“ 
Cautiones jeien, ijt abjichtlich unbejtimmt gelalien; in der Diözefe Trier find 
indeſſen Flärlich feine anderen befannt als die durch bifchöflichen Erlaß vom 15. März 
1853 eingejchärften; es bleibt alſo bei der Forderung eidlicher VBerfprechen.?) 

Die Ordre ijt in den Jahren 1881—18833 in einem wichtigen Fall zur 
Anwendung gebracht worden. Am 15. Juli 1831 verheirathete ſich der evan— 
geliiche Herzog Paul von Medlenburg:-Schwerin, zweiter Sohn des 
Sroßberzogs Friedrich Franz IL., mit der fatholiihen Prinzejjin Marie von 
Windiſchgrätz, feiner Coufine, und wurde zu Ludwigsluſt feierlich getraut, nach: 
dem er das eidliche Verjprechen an einen Bevollmächtigten des Papſtes geleijtet 
hatte, alle Kinder aus der Ehe katholiſch erziehen zu wollen. Der Herzog 
war damald Major im II. Hefjischen Hufarenregiment zu Caſſel, und wurde 
zugleih als Major & la suite des Medlenburgiichen Dragonerregiments Nr. 17 
geführt, wurde aber num mit Nücjicht auf das von ihm abgegebene Gelöbniß aus 
dem aktiven Dienſt entfernt und blieb nur Major à la suite des genannten 
Heſſiſchen Negiments; im Jahre 1883 aber wurde ihm von Berlin aus nahe: 
gelegt, jeinen Abſchied einzureichen, was geichab, worauf der Abjchied ohne 
irgend welchen Borbehalt, namentlich ohne das Necht eine Uniform zu tragen, 
bewilligt worden ift. 

Nachdem jein älterer Bruder, ;Friedrich Franz, am 15. April 1883 zur 
Regierung gelangt war, ftellte ihn derjelbe im Jahre 1836 wieder als Major 
& la suite des Medlenburgifchen Dragonerregiments Nr 17 und die Nang: 
Lifte führt ihn feitdem auf als „Großherzoglich Mecklenburgiſcher Oberftlientenant.” 

In der Budgetkommiſſion des deutschen Reichstags vom 13. Februar 
1894 wurden bei Gelegenheit der Berathung des Militäretat® die beiden 





’ Abgedrudt im Archiv für kathol. Kirchenrecht 1894, 3. 128. 

=, Abgedrucdt im Archiv für fathol. Kirchenrecht 1894, S. 200. 

’, Es mwideripricht daher dem Inhalt des Erlaſſes, wenn im Archiv für fatbol. Kirchen: 
tht 1894, S. 128, die Sache jo bingeitellt wird, als wenn der frühere Erlaß von 1853 
völlig aufgehoben worden jei. 
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Gabinet3ordres durch Abgeordnete der fatholiichen Zentrumspartei zur Sprache 
gebracht und als eine Beeinträchtigung der katholiſchen Kirche Hingeftellt; eine 
jih hieran anschließende Ausführung in Vering’3 Archiv für katholiſches Kirchen: 
recht 1894, Juli-Auguſt-Heft, S. 126—134 beipricht die Angelegenheit in 
demjelben Sinne, indem ſie nur noch ausdrücklich die rechtliche Giltigfeit der 
Kabinetsordres in Abrede zieht. ES ericheint daher angezeigt, dieſer Streit: 
frage eine eingehende Würdigung zu widmen. 

Als Preußiſches Staatsgeſetz kann die Kabinetsordre vom 7. Juni 1853 
nicht angejehen werden, weil die Zuſtimmung des Landtags dazu nicht ein= 
geholt, die Ordre außerdem in der Gejegiammlung nicht verfündigt worden tft; 
fie ift auch feine königliche Verordnung über MVeilitärangelegenbeiten, wegen 
desjelben Mangels der ordnungsmäßigen Verkündigung, vielleicht auch — was 
der Aufklärung bedarf — wegen Mangels der Kontrajignatur des Kriegs: 
miniſters. So läßt fie fich alfo nur bezeichnen als „Armeebefehl“, einen 
Ausflug des Kommandos über Heer und Marine, und wurde auch jo bezeichnet. 
Ganz das Gleiche gilt von der Ordre vom 23. Dezember 1873. 

Die Ordre befigt nicht die Klarheit der Faſſung, welche nach der Wichtig: 
feit ihres Inhalts geboten erjcheint. Es fragt fich: Wird der Offizier ent: 
lajien, jobald er den Eid leiſtet, alle Kinder Fatholifch erziehen zu wollen, oder 
joll ihn die Strafe nur treffen, wenn er fich außerdem dazu verjteht, die Ein: 
willigung zur Ehe vor dem katholiſchen Priefter außerhalb der Kirche und 
ohne Firchliche Einſegnung zu erklären? Der Trierer Generalvifar de Lorenzi 
gab dem Armeebefehl offenbar die letztere engere Auslegung, indem er mit Zus 
jtimmung des Bapftes die Erklärung des Ehefonjenjes „in der Kirche“ und das 
Leſen einer Meſſe dabei erlaubte, jobald nur der fragliche Eid geleiftet ſei 

Eine jolche einjchränfende Auslegung iſt indefien umgerechtfertigt. Die 
Erflärung des Ehefonjenjes außerhalb der Kirche, 3. B. im Haufe des fatho- 
liichen Priejters, oder im Haufe der Braut und ohne „Einſegnung“', ericheint 
bei umbefangener Betrachtung als etwas Nebenfächliches, gegenüber der Haupt: 
ſache, dem eidlichen Verſprechen; jie wird in der Kabinetsordre nur erwähnt, 
um hervorzuheben, daß das eidliche Versprechen eine um fo jchärfere Verur: 
theilung verdiene, als e8 auch noch dicte äußerlich fichtbar werdende Demüthig- 
ung des Offiziere zur Folge habe. 

Auf der anderen Seite enthält die Ordre fein Verbot dagegen, daß ein 
evangelifcher Offizier alle feine Kinder in der Fatholifchen Religion erziehen 
läßt, jo wenig fie einem fatholifchen Offizier verbietet, alle feine Kinder evan— 
gelifch erziehen zu laſſen. Würde die Ordre ein jolches Verbot aussprechen, 
jo würde fie ungültig fein, da jedem Preußen, alfo auch jedem Offizier, nad) 
der BVerfajlungsurfunde vom 31. Januar 1850 8 12 „die Freiheit des reli- 
giöfen Bekenntniſſes“ und damit die Freiheit der Wahl der Religion für jich 
und feine Kinder zuſteht. 

Auch die Abgabe eines einfachen Verſprechens, alle Kinder katholiſch zu 
erziehen, ift in der Ordre nicht mit Entlaſſung bedroht,') und daher die Anz 
gabe bei Vogt, Polic. Joh., Kirchen: und Eherecht der Katholiken und Brote: 
itanten in den Königl. Preußischen Staaten 2, 54 Anm. (1857), daß nad) 
jener Kabinetsordre „diejenigen evangelifchen Offiziere, welche bei Eingehung 
einer gemilchten Ehe das Verſprechen geben, die Kinder katholiſch zu er: 
sieben, aus dem Dienſte entlaljen werden follen“, nicht zutreffend. 





a So — Hübler Bernb., Eheſchließung und gemiſchte Ehen in Preußen, 1883, 5 
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Sonach bleibt als Kern der Kabinetsordre das übrig: es entwürdigt den 
Mann und das evangeliiche Bekenntniß, wenn er die katholiſche Erziehung 
aller jeiner Kinder mittelſt Eid verjpricht.') 

Im Sabre 1853, als die Ordre zuerjt erlajien wurde, bildete die Ab- 
leiftung eines außergerichtlichen Eides in Preußen. feine Handlung, die nach 
allgemeinen Strafgejegen unter öffentliche Strafe gejtellt gewejen wäre. Straf: 
beitimmungen, mie fie die k. Hannoverische Verordnung vom 28. Dezember 
1321 (verfündigt in der Sammlung der Geſetze 1822 ©. 44) enthielt, galten 
in Preußen nicht; auch gegenwärtig enthalten das Neichsitrafgejeßbuch und die 
Sandespolizeigejege feine joldhen. Daraus folgt aber an ſich noch keineswegs, 
daß Die Ableiftung eines Eides der fraglichen Art nicht als den Offizier ent- 
wirdigend angejehen werden dürfe, da der Begriff von entwürdigenden Hand: 
lungen bei Offizieren wie bei allen Beamten nicht auf öffentlich jtrafbare Hand— 
lungen beichränft iſt. 

Dem oberiten Kriegsberrn, alfo jegt dem Kaiſer, fann die Befugniß nicht 
bejtritten werden, maßgebende VBorichriften darüber zu geben, was als Ver— 
legung der Würde eines Offizier anzuſehen jei, vorausgejegt, daß hierdurch 
nicht gejegliche Mechte der Offiziere gefränft werden. Es kann joldhen Bor: 
Ihriften unter Umjtänden der Borwurf gemacht werden, daß jie hart oder 
innerlich unbegründet jeien; aber jolche Kritik ändert Nichts an ihrer Verbindlichkeit. 

Sch, für meine Perjon, halte den Grundgedanken der Kabinetsordre, daß 
es umjittlich jei, auf das wichtige Recht der Neligionsfreibeit zu verzichten, und 
diejen Verzicht jogar durch Eid befräftigen, für durchaus richtig. Nach unferem 
öffentlichen Necht find alle jtaatsbürgerlichen Rechte, wozu auch die Religions: 
freiheit gehört, unveräußerlich, wie namentlich das Preußiiche Landrecht von 
1794, 1,4, 8 9 ausdrücklich ausgeiprochen hat: „Gewiſſensfreiheit kann durch 
keine "Willenserklärung eingejchränft werden;" der Staat verjagt allen jolchen 
Verzichten die rechtliche Anerkennung, weil er es für nothmwendig bält, die all: 
gemeine Freiheit auch gegenüber dem KLeichtfinn, der Uebereilung, der Kurz: 
jichtigfeit des Einzelnen in Schuß zu nehmen; er thut es auch, wenn Der 
Verzicht eidlich bekräftigt war, weil er einen solchen Eid eben für unfittlich 
erachtet, und aus diefem Grund für unverbindlich. Sehr wohl kann ein Menjc) 
bei Ablegung einer jolchen Zuſage in der Meinung jtehen, daß diejelbe unver: 
fänglich jei, nichts Arges an jich habe; aber im Lauf der Zeit kann jich jein 
eignes Urtheil ändern und dann geräth er in unerträglichem Gewiſſenszwang, 
bei gemiſchten Ehen ſicherlich z. B. dann, wenn die Frau, der zu Lieb das 
Gelübde der katholiſchen Kindererziehung gegeben worden iſt, nachträglich 
ſelber den katholiſchen Glauben verläßt. In faſt allen Fällen fehlt es aber 
bei der Erklärung ſolcher Verzichte an der erforderlichen Freiheit der Ent— 
ſchließung und wird ſie vielmehr durch äußere Einwirkung erzwungen und 
ſolchem Zwang ein hinreichend ſtarkes Gegengewicht zu geben, war die Abſicht 
jener Kabinetsordre. Da aber ihre Faſſung nach dem oben Ausgeführten zu 
Mißdeutungen Anlaß gibt und ihre einſeitige F aſſung den Verhältniſſen eines 
paritätiſchen Staates nicht entſpricht, ſo empfiehlt es ſich, ſie aufzuheben, und 
ſie durch eine allgemeine Beſtimmung zu erſetzen, des Inhalts etwa: „daß es 
den Offizieren und Beamten der Armee und Marine unterſagt ſei, außergericht— 
liche Eide zu leiſten.“ 

So iſt die Kabinetsordre auch bereits ausgelegt in Thudichum, F. Deutſches 
Kirchenrecht des 19. Jahrhunderts 1, 55. 1877. 


Das Recht der Rückforderung 
im Gebiete des deutichen öffentlichen Nedtes.') 


Non 


Dr. W. Gläffing zu Darmitadt. 


Im vorigen Jahr erichien eine Abhandlung des Verfaſſers betitelt: „Die 
condietio indebiti des deutſchen öffentlichen Rechtes“ als Beitrag zu dem 
Capitel des Nechtsichuges im Öffentlichen deutjchen Nechte. Die vorliegende 
Arbeit bietet eine Ergänzung und neue Bearbeitung jener Abhandlung. Neben 
einer eingehenden Verwerthung der Ergebniffe unjerer geſammten deutjchen 
Judikatur aus der neueren und neucjten Zeit ſind unter Berückſichtigung unſerer 
poſitiven Geſetzgebung folgende ſpezielle Fragen beſonderer Betrachtung unter— 
worfen: der Nebenanſpruch auf Zinſen, die Bedeutung der Reklamations— 
friſten für die Geltendmachung des Rechtes auf Rückforderung, die Ceſſion des 
Anſpruchs auf Rückerſtattung, Rechtsweg, Erzwingbarkeit des Anſpruchs. Du 
das Feld, welchem die Abhandlung näher treten will, unſeres Wiſſens in der 
Litteratur eine ſyſtematiſche Bearbeitung noch nicht gefunden hat, dürfte eine 
Betrachtuug jener Fragen in monographiſcher Form nicht ungeeignet ſein, die 
Wünſche Derer zu einem Theile zu befriedigen, welche noch heute die Noth— 
wendigfeit einer Detailarbeit im "öffentlichen echte anerfennen. Zudem iſt 
wohl nicht zu verfennen, dal Die abjtrabierende Betrachtung einer einzelnen 
Frage nach ihrer Ausjcheidung aus dem gewaltigen, das Öffentliche Necht heute 
erfüllenden Stoffe wohl vorzugsweie zur Klärung dieſer Frage dienlich er: 


Es iſt dem Verfaſſer ein Bedürfniß, an dieſer Stelle ſämmtlichen Herren, die ihn 
während. der Arbeit mit Material aus der deutichen Praxis unterjtügten, feinen verbind- 
lichten Dant auszufprechen. Außer den Herren, die ichon in oben genannter Abhand— 
lung bejonders erwähnt find, gereicht es mir zur höchſt angenehmen Pflicht, allen hohen 
Behörden und Herren, die als Rraftiter zunächit ein kompetentes Urtheil über die Frage 
der Rüdzablung einer öffentlidhsrehtlihen gejehwidrig erhobenen Ab- 
ga be befigen, meinen Dank für die Gitte und Bereitwilligkeit auszufjprechen, mit der fie 
meine Bitte um Auskunft über Bedeutung und Tragweite der maßgebenden Yandes- 
rechte, ſowie die Stellung der Judikatur erfüllten. So erlaube ich mir insbefondere hiermit 
jebr ergebenit zu danken: dem Großherzogl. Staatsmäniſterium zu Weimar, 
Departement der Finanzen, Großherʒ Finanzrath Dr. J. Hunnıus daſelbſt, Königl. 
Yandgerichtsrath) Dr. Saupn u I übingen, Großherz. Yandgerichtsrath Aeder zu 
Oldenburg, Landgeridtsprälident Hoppenitedt zu Lübeck, Yandgerichtsprälident 
Bachmann zu Weimar, Generalzolldireftion zu dam burg, al. Daupt- 
zollamt zu Aachen, Herzogl. Dauptiteueramt zu Deſſau, Kaiſerl Haupt: 
tteueramt zu Straßburg, der Fürſtlich Li ppiſchen Nenierung zu Tetmold, 
der Füritlihen Steuerkaſſe dajelbit, dem Kal. Hauptiteueramt zu Goblen;, 
der Großberzogl. Medlenburg. Steuer- und Zolldireftion zu Schwerin, 
dem Herzogl. Steuer: und Nentamte zu Altenburg, dem Herzogl. Yandratbe 
Schneider zu Saalfeld, Großherz. Stenerratb Bähr zu Gießen, Rechtsanwalt 
Pr. Gutfleiſch daielbit. 
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scheint. Eine jolche Klaritellung zu verjuchen, ift nun in der That bei unjerem 
Thema nothwendig. Die Frage nad) den Vorausjegungen des Nechtes auf 
Rüdjorderung einer öffentlich-vechtlichen, ohne gejeglichen Grund bezabiten Ab: 
gabe läßt ſich heute nicht ohne Weiteres beantworten. Dies leuchtet erit Dem: 
jenigen ein, welcher weiß, daß die materiellen VBorausjegungen des An: 
ſpruchs nicht eine bejondere Regelung erfahren haben, daß cin großer Theil 
unſerer Judikatur in Folge deſſen noch heute die civilrechtliche Nechtsfigur 
der eondietio indebiti für anwendbar erklärt und hinfichtlich der formellen 
Voransjehungen des Nechtes noch jegt erhebliche Zweifel beitehen. Die durd) 
die Mangelbaftigfeit') der Geieggebung bewirkte Möglichfert der Begründung 
verichiedenartiger Auffaſſung, ſowie die jehr oft ich hieraus ergebenden, praftijch 
hoch bedeutjamen Konjequenzen dürften im Gebiete umjerer Frage den wenig 
errenlichen Zuſtand "einer völligen Rechtsunficherheit hervorgerufen haben. 
Wenn bei dieſer Sachlage eine Schrift ericheint, die vielleicht zu jehr dem 
individualiftiichen Grundzug des deutjchen Charakters Rechnung trägt, ſo 
wird die erbetene Nachjicht ertheilt werden fünnen. Die Worte von Gneiſt 
aus dem Jahre 1871, Nechtsitant S. 24: „Die deutiche Rechtsanſchauung 
fügt Jich nicht leicht den pojitiven Geboten der Obrigkeit. Wenn fie ich aber 
fügt, verlangt Jedermann beftimmt zu wiſſen, wozu er verpflichtet jein joll 
und hält Darauf, daß auch der Nechtsgenojje nicht minder belajtet jein joll“, 
enthalten heute noch eine tiefe Wahrheit. Und dies erfreulicher Weile unbe: 
ihadet des Anjchens, welches mit vollem Necht andererjeits unjere prlichttreuen, 
behördlichen Organe in Deutjchland für ich in Anjpruch nehmen dürfen. 
Aber es bejteht die Gefahr, das der Staat, dejjen vermögensrechtliche Befug— 
niffe mit dem Nechte der einjeitigen Vollitrefung und jtrafrechtlicher Ahndung 
ſehr tief im die Nechtsfreije der Individuen einjchneiden, im Strafrechte durch 
die perfünfiche Uebernahme des Kampfes mit dem Unrecht, die an ich jchon ver: 
ihlechterte vermögensrechtliche Stellung des Einzelnen zu Unrecht in hohem 
Mage gefährden fann. Leider iſt nicht jelten die Strafe neben der Pflicht 
des Einzelmen auf Schadenserjag keineswegs die Folge einer bewußten Ueber: 
tretung des jtaatlichen Vermögensrechtes. Sehr oft kann die Strafe vielmehr 
die Folge eines Vorgehens jein, deijen Zuläffigfet mit den Bejtimmungen 
eines mangelhaften Rechtes jehr wohl in Einklang zu bringen it und deſſen 
Unrechtmäßigfeit nicht klar erjichtlich it, jedoch von irgend einer Inſtanz 
ihlieglich feitgeitellt wird. Da die Beantwortung vermögensrechtlicher Vor: 
fragen zum Theil die alleinige Baſis des ftaatlihen Anſpruchs auf Beitrafung 
bildet, andererjeits der Anſpruch des Einzelnen auf Rückerſtattung einer sine 
causa gemachten Leiftung genau diefelben Fragen der Begründung des jtaat- 
lichen Hauptanſpruchs auf Erfüllung der Leitung zur Grundlage hat, wird 
das Beitreben nach Klarheit über den pojitiven Antbeil der Rechte 
und Bflichten des Einzelnen im öffentlichen Rechte auch in den 





’ ’) Eine zeitgemäße Brojchüre, der Rechtsihuß gegen zu hohe Steuern und Steuerein- 
ihäsungen von Dr. Walder, Dozent der Staatswiſſenſchaften zu Leipzig, Berlin, C. Hey: 
mann enthält am Beginn des Vorworts folgende Säge: „Alle Handbücher und viele Mono: 
grapbien der Finanzwiſſenſchaften enthalten Ausführungen über Steuerſyſteme und Ein- 
Ihägungen, aber der Gedanke eines ſtrikten Rechtsichußes der Steuerpflichtigen nad) Art des 
Figenthbumsichuges der Eivil- und Strafgerichte dürfte dabei jelten, oder nie in deutlicher 
Weile zu Tage treten. Ebenjowenig dürfte es in der Weltlitteratur eine Schrift oder Ab- 
handlung über das Thema der vorliegenden Brofchüre geben“. Der Grund diefer Er- 
Iheinung dürfte nur in der mangelhaften Konzeption des Geſetzes jelbit liegen. 
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Augen der amtlichen Organe nur zu billigen jein. Den idealen Zielen eines 
derartigen Bejtrebens wird man jich jedoch nur dann nähern fünnen, wenn 
man im Intereſſe der Klärung einer zum Theil verworrenen Lage den Verſuch 
macht, ſich den legten Gründen und den Zwecden der beitehenden Nechts- 
ordnung mäher zu bringen. Sollte mit diejen Zielen vor Augen in der Art 
der Ausführung diejes Beſtrebens die Erfenntnig bervortreten, daß bei der 
Wichtigfeit der in Frage kommenden Individualintereſſen, die gewiß 
ſonſt nothivendige Einhaltung gewiſſer Schranfen nicht durchführbar evicheint, 
jo möge das Biel zur Entſchuldigung gereichen der Art der zu ſeiner Er— 
reichung gebrauchten Mittel! Im Intereſſe einer gründlichen Klarſtellung der 
Rechtslage auf einem ſtaatlichen Gebiete mögen die ſonſt berechtigten warn— 
enden Worte unjeres Altreichsfanzlers vom 1. April 1895: Man jolle fich nicht 
dem deutjchen Bedürfniife der Kritik hingeben, nicht gelten fiir eine Arbeit, 
die eine gewiſſe Seite jtaatlicher Beziehungen wiſſenſchaftlich ohne politischen 
Beigeihmad behandeln möchte! 

Wir beginnen mit einem Neferate über den neueften Stand der privat- 
rechtlichen Lehre von der condietio indebiti. Diejer Anfang jcheint zweck— 
mäßig, weil wir zumächit unjere Ausführungen an jene für anwendbar erachtete 
Lehre fnüpfen müſſen. Sodann aber darf leßtere jelbit noch heute mit Suarez') 
theilweije „dunkel“ und „verwicelt” genannt werden. Das Referat joll, ſo— 
weit möglich, den nothivendigen Ueberblid über die Lehre vermitteln. 


Die Kondiktionslehre unter vorzugsweifer Berüdiihtigung der nenern 
privatrechtlichen Arbeiten. ?) 


A. Rechtsgrund der condictio indebiti?\ 


Die Thatjache der Bereicherung aus fremdem Vermögen an fich begründet 
feinen Anjpruch auf Rüderjtattung, jondern nur die der Bereicherung, welche 
zu Unrecht erfolgt iſt.) Im der früheren gemeinrechtlichen Theorie hatte 


Yov. Hamps Jabrbücher für die preuß. Gejeßgebung, Nechtswillenichaft und Rechts— 
verwaltung Bd. 41 ©. 54. 

® Ngl. hierzu namentlich die in den Wandektenlehrbüchern von Windicheid und 
Dernburg angegebene Litteratur, ferner Bähr, die Anerkennung ©. 78 und 88 ff., zur 
Veritändigung über den Anerfennungsvertrag in Iherings Jahrbücher ©. 316 ff., in B. II, 
1858; Bolze, zur Lehre von den Kondiktionen, infonderbeit ‚der condictio sine causa 
im Archiv für ciwiliit. Praris, Band 78, 5. 422 umd Bd. 79, ©. 183 ff.; Mandry, zur 
Lehre von dem Gegenitande der Stondiktionen im Archiv für civil. Praris, BD. 48, H.: : 
Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuches für das deutiche Reich, deiien 1. umd 2. Lejung 
herausgegeben im Auftrage des Moritandes des deutichen Anwaltsvereins, dargeſtellt aus 
den Protokollen der 2. Leſung, erläutert von Juſtizrath Dr. Reatz zu Gießen; su 8 737, 
1. Titel nebit Motiven) Le nel, die Lehre von der ri im Dinblid auf den Ent- 
wurf e. b. G. im Archiv für civilift. Wraris, Bd. >. 214—239 und Bd. 49; 
Pickert, Beiträge zur Lehre von der eondietio ndebit nach röm. und — Hecht” 
Göttingen 1891, Hipp, über Nüdrorderung wegen Hinfalls des Zweds, Göttingen 1889; 
De la condietio indebiti, these pour le doctorat par Maurice Describes; desgl. 
par Albert Felix, Colmet-Daage Faculte de Droit de Paris 1892 und 1885. 

’ Tie Lehre der eondietio indebiti erhält von ipeziellen Erfordernillen abgeichen, 
Sätze, die dem Rechte aller Kondiktionen gemeinlam find. Es gilt dies namentlih von 
dem Sage der Bereicherung, dem Umfang des Reititutionsanfpruchs (bier nur zum 
Theil), dem Gegenitande der condictio, namentlich auch dem Begriffe der „Bahlung“. 

“ Anderer Anſicht früber Sell, Berfuche im Gebiete des Civilrechts 2 I, Abth. 1, 
8 34. Im Widerſpruche ftebt nicht Pomponius libro ex variis lectionibus I, 206 D. de 
R. J. 50, 17: Jure naturae aequum est, neminem cum alterius detrimento et injuria 
fieri locupletiorem. , 
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man den Sat aufgejtellt: Niemand darf ſich mit dem Schaden eines Anderen 
bereichern. Auch der Verjionsflage des preuß. A.L.-R. liegt diejer Gedanke 
zu Grunde. (I, 16, $ 166 ff. I. 13/262 —264). Der Entwurf eine3 bürger- 
lichen Gejegbuches für das deutiche Reich ſteht, wie die Motive in Bd. II 
S. 829 ff. betonen, auf dem Standpunft der jet herrichenden und oben auf: 
gejtellten Anficht. Ueber den Rechtsgrund der Verpflichtung zur Herausgabe 
der Bereicherung gehen die Anjichten in der früheren Litteratur jehr weit aus— 
einander. Aus der großen Anzahl der Stonjtruftionsverjuche jeien folgende 
genannt. 

Donellus fand das rechtöverbindliche negotium in einem dem Zahlungs- 
geihäfte unterliegenden „jtilljchweigenden Vertrage*, Bahom von Echt 
lehrte, es ſei ein fingierter oder ein Uuajifontraft‘) vorhanden, Errleben?) 
fommt zu der Folgerung, das Zahlungsgejchäft jei das begründende Moment 
für den Rückforderungsanſpruch, während Savigny?) den Hauptnachdrud 
auf den Irrthum legt. 

Der herrichenden Auffaflung gemügt mit Recht der Erklärungsverſuch der 
Quellen. Die einfache, natürliche, von jeder —— freie Erklärung prin— 
Eger Charafters finden wir mn Bapinian 1 66 D. de eondiet. inde- 

iti 1 
„Haec condietio ex bono et aequo introducta, quod 
„alterius apud alterum sine causa deprehenditur, revocare con- 
„suevit.*) 


B. Die Vorausfegungen der condictio indebiti. 
1. Zahlung zur Erfüllung einer Verbindlichkeit. 


Der Begriff Zahlung ift im weiteften Sinne zu nehmen. Nicht nur die 
Uebereignung von Geld, von anderen Fungibilien und überhaupt von körper— 
lichen Sachen, jondern auch Leijtung von Dienjten, Ucbernahme von Ber: 
pilichtungen, jelbft Verzichte find nach den Quellen als Zahlung aufzufafjen, 
wenn ſie solvendi causa erfolgen. Das Preuß. allgemeine Landrecht verlangt 
m 8 178 Th. I Tit. 16 eine vorbehaltloje ya ang: wodurd) der 
Empfänger „einen Vortheil erlangt“. $ 189, 192, 193, 196, 197 h. f. geben 
Andeutungen über die rechtliche Natur dieſes Vortheils. Die Motive zum 
Entwurfe in Bd. II ©. 830 jagen: 

„Den möglichen Gegenſtand einer Kondiktion bildet Alles, was als 
„Vermögenswerth oder Bermögensbeitandtheil angejehen werden kann, 
„durch deſſen Uebergang aus dem Vermögen des Einen in dasjenige 
„eines Anderen, der legtere bereichert wird, insbejondere 3. B. auch die 
„Begründung und der Erlaß einer Obligation.“ Vgl. $ 684, 290 des 
Entwurfs. 

Beſitz und ee jind ausdrüdlich al8 Kondiktionsgegenjtand aner- 
fannt. ($ 737, Abj. 3, 88 744, 745, 748). 

Der „Zahlung“ steht nicht gleich die Kompenjation, welche der Gläubiger 
anwendet, indem er jeine Forderung, die beiteht, aufrechnet mit einer Forderung 





Dies iſt auch der Gefichtspunft, unter dem der code civil die Kondiktionen be 
trachtet Zachariä II 8 442). 
!) Die condictiones sine causa, Abth. I S. 5—8, 12, 15 ff. 
) Syitem des heut. röm. Nechts, Bo. III, S. 451, 526, 358, 

) Das gleiche Prinzip itellen noch auf: I. 25. D. de act. rer. amot, 25, 2.1 1, 
$3. D. de eond, sine causa 12, 7. I. 206. D. de reg. jur. (oben citiert). 
Aunalen des Deutichen Reiche. 1896. 
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jeines Schuldners, die nicht bejteht. Das Preuß. Obertribunal!) vertritt in 
diefem Falle die folgende Anficht: Die Kompenjation jet keineswegs Zahlung. 
Es jei nicht richtig, daß der Widerruf einer ausdrüdlich vereinbarten Ktompen- 
jatton nur unter den VBorausjegungen der condietio indebiti zuläßig jei. 
Die gültige Schuld bleibe vielmehr einfach in Kraft, wenn mit einer ungültigen 
Schuld fompenjiert werde. Die Stompenjation als die fingierte Bezahlung 
zweier Forderungen durcheinander jege die wirkliche Exiſtenz nicht nur einer 
Forderung, jondern auch einer Gegenforderung voraus, exijtiere aber eine jolche 
Gegenforderung nicht, dann fehle es an einem Ejjentiale des Nechtsgeichäftes, 
dejjen Zuftandefommen auch bei ausdrüdlich dahin gerichteter Abrede undenkbar 
jet. Dafjelbe, was bei der Zahlung durch das Geld oder dejjen Surrogate 
bewirft werde, erfolge bei der Stompenjation durch eine Forderung, Die 
beitehen müjje, damit fie mit einer anderen aufgerechnet werden fünne. Es 
fehle hiernach an einem tauglichen Objefte, womit geleijtet werde. 


2. Nichtbeftehen der Verbindlichkeit. 


Eine Nichtſchuld verlangen die Quellen, habe die Schuld nun nie beſtanden 
oder ei diejelbe erit jpäter erlojchen. „ALS Nichtichuld gilt auch, jagt Dern- 
burg?) was durch eine peremptorijche Exception entfräftet ift, jofern dieſelbe 
feine natürliche Verbindlichkeit zurückläßt“. 

Daß als Nichtichuld im Sinne der Quellen auch) diejenige Verbindlichkeit 
gilt, deren Eriftenz erſt mit der Erfüllung einer Sujpenjivbedingung gegeben 
it, Scheint zweifellos. Es ift daher die condietio, wenn vor Eintritt der 
Bedingung geleiitet wurde, zuläßig. Dagegen iſt ſie verſagt bei zu früh 
geleiſteter Zahlung einer gewiſſen, aber noch nicht fälligen Schuld. Kontrovers 
iſt heute noch, ob ſie wegen des Vortheils des Zwiſchenzinſes geſtattet iſt. 
Dernburg verneint’), Windſcheid“ bejaht die Frage. Lehztere Anſicht 
entſpricht der Billigkeit, eine klare Quellenentſcheidung Liegt nicht vor.°) Der 
Entwurf (Motiv. Bd. IL, S 8335) hat Dernburgs Anficht angenommen. 
Die Beltimmung des Bortheils, welche der Gläubiger durch die frühzeitige 
Leiftung verlange, unterliege großen Schwierigkeiten. Es handele ſich um die 
Nechnung mit einer bloßen Möglichfeit. Die Elagloje Naturalobligation jteht, 
was die Nechtswirfung ihrer Erfüllung anlangt, mit jeder klagbaren Ber: 
bindlichfeit gleich. Jedoch iſt hier die Möglichkeit einer Anfechtung ausge— 
ſchloſſen, es kann die Frage, ob die naturalis obligatio eine Nichtſchuld oder 
Schuld repräſentirt oder nicht, auf dem Wege einer condietio nicht mehr 
geprüft iwerden.®) 


y Erkenntniß vom 3. April_1865 in Striethorſt's Archiv, Bd. 59, ©. 40. 

?) Wandeften Bd. IL, ©. 357. 

Pandekten Bd. II, 358. 

* Wandeften Bd. II, $ 426, Anm. 8. 

) Vgl. 1.45 D. pr. D. ad. leg. Faleid 35, 2 und 1. 12 $ 1 D. de verb. sig.: 
Minus solvit, qui tardius solvit, nam et tempore minus solvitur. 

°, Der Entwurf bat eine geſetzliche Regelung dieſes fait in allen Gebieten des Privat- 
rechts geltenden Sabes vermieden. Val. Motive Bd. II, ©. 832. Tas Preuß. Landrecht 
($ 178 ff.) fpricht von „moralifcher Verbindlichkeit“, „unvolltommener Pflicht“, diefe juriſtiſch 
unbrauchbaren Ausdrücke ſollen nach der Entſcheidung des Obertribunals B. 42, S. 104, 
die naturalis obligatio des römiſchen Rechtes umſchreiben. Vgl. hierzu Förſter II, Bo., 
Theorie und Fraris des heutigen gemeinen Privatrechts S 150, Dernburg, vreuß. 
Privatrecht Bd. II, $ 3, Koch, Recht der Forderungen, Bd. III ©. 366, v. Kamps, See 
bücher für die Breub. Gefebgebung. Rechtswiſſenſchaft und Verwaltung, B. 4, ©. 58. 
Hierher gehört auch die Kontroverie nach der Zuläffigfeit der Rückforderung von — 
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Eine Nichtjchuld im Sinne der Quellen iſt auch dann vorhanden, wenn 
der Schuldner in Unkenntniß des ihm zuftchenden Compenjationsrechtes gezahlt 
hat, denn er kann nicht nur jeine Forderung einklagen, jondern iſt auch zur 
Rückforderung des Sezahlien berechtigt. Ausdrücklich jagt Ulpianus im I40 
$ 1 D. de compens. 16,2: „Si quis igitur compensare potens solverit, 
condicere poterit, quasi indebito soluto“. 

Dies gilt auch rür das Preuß. Landrecht, wenn die nicht zur Aufrechnung 
verwandte ‚Forderung wegen Ablaufs der Verjährung der Klagbarkeit entbehrt 
und die Kompenjation mit der beim Eintritt der Kompenſabilität noch nicht 
verjährten ‚Forderung irrthümlich verabſäumt war!. 

Auch dann iſt Nichtſchuld im Sinne des römiſchen Rechts vorhanden, 
wenn zwar eine Verbindlichkeit beſtand, jedoch nicht in der Weiſe, wie ſie 
angenommen wurde, ſei es, daß der Unterſchied ſich auf die Perſonen des 
Rechtsverhältniſſes — man glaubte z. B. einem anderen Gläubiger gegen— 
über verpflichtet zu ſein — bezieht, er auf den Inhalt der Obligation?). 


3. Der Irrthum des Zahlenden. 


Die jubjeftive VBoransjegung der eondietio indebiti bildet der Irrthum. 
Die von den hervorragendjten Rechtslehrern vertretene Anficht, daß Entſchuld— 
barfeit des Jrrthums verlangt werde, daß daher in der Regel Rechtsirrthum 
nicht genüge, iſt Heute noch bejtritten. 


die auf verjährte ‚Forderungen gemacht wurden. Ohne Zweifel ift die Frage entſcheidend, 
ob nach eingetretener Verjährung noch eine obligatio naturalis vorhanden ift oder nicht. 
Windicheid Pandelten Bd. I, $ 106), end sun Bd. I, 151), find für völlige Auf- 
bebung, Savigny Golem aa. D, B. 5,5, 366), Ructa (Bandelten 8 92), Dern- 
burg (a. a. ©, Bd. 15 150), lajien die "Forberung als obligatio naturalis fortbeitehen, 
Letztere Auffaffung entſpricht der Thatlache, dab die im gemeinen, franzöftjchen und öſter⸗ 
reichiichen Rechte vertretene und in den Verordnungen für Medlenburg- Schwerin und Medlen: 
burg-Strelig ausgeiprochene Anficht vorberricht, nach welcher die Verjährung, einer Forde— 
rung dieſer nur die Qualität der Kgbarten entzieht. In Uebereinſtimmung mit 
der Mehrheit der deutſchen Particulargeſetze hat der Entwurf unter Durchbrechung des Grund— 
ſahes des 8 737 Abſat 2 in 8 182 beitimmt: 
„Das zur Befriedigung eines verjäbrten Anfpruches Geleiitete kann auch dann 
„nicht zurücgefordert werden, wenn es in Unkenntniß der Verjährung des Anſpruches 
"aeleiitet it”. 

Val. noch die Geſeteszuſammenſtellung in Bo. I, ©. 343, der Motive, die Eutſcheidung 
des Preuß. Obertribunals in Striethorits Archiv Bd. IX. 5.255 und die interellante, dem 
alle in Bd. 22, S. 99 der Enticheidungen des Reichsoberbandelsgerichts zu Grunde liegende 
Stelle 1. 60 pr. 12, 6, 

Unſer beil. Landesrecht (Gef. v. 1858) läßt bei eingetretener Verjährung eine Tilgung 
des ganzen Anſpruchs eintreten. 

? ) Eceius, Preuß. Privatrecht Bd. I, $ 94, ©. 603. Pidert, condietio inde- 
iti S. ar 
65,89, D. h. t. libro 17. 1. 8, C.h. t. 1 26, s 11,D.h.t.1.65,$9, 
D. h. t. ss 1. 44, D. h. t. Die beiden legten Ausſprüche des "Raulus find, wie durch 
die Rechtsiprechung feititebt, jehr wohl vereinbar, ſie betreffen zwei ganz verichiedene „Säle, 
Auch durch die an ii ih entgegenitebenden Normen des Preuß. Landrechtes in $ 178, 
2, 180 und 185 ift für das Gebiet des Landrechts nicht neändert an den Grundſätzen des 
emeinen Rechts. Vgl. Seuffert Archiv Bd. IV, No. 232. Entſcheidung des Obertribunals 
Bd. 41, S. 122 ff, Enticheidung des Obertribunals vom 1. Juli 1869 (Strietborit'& Archiv 
Bd. 75, S. 241). — Hinfichtlich des Yeiltungsinhaltes beiteht bei der obligatio alternativa 
eine Gontroverje darüber, ob dem Schuldner, der alternativ jchuldet und beides geleiltet 
bat, das Wahlrecht bei der Nüdforderung zuſtehe. Juſtinian bat fich für die Iheorie 
er —— Papinians entſchieden, wonach dem Schuldner das Wahlrecht verbleibt. 
ß 0, 
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Nicht jeder Rechtsirrthum ift am fich umentjchuldbar‘), auch kennen die 
Quellen zweifellofe Fälle, in denen die condietio trog Rechtsirrthums zuge 
fafjen wird und zwar eines Irrthums, bei dem die Genzlinie zwijchen Ent— 
jchuldbarfeit und Verſchuldung zu ziehen, unendlich jchwer erjcheint. Dicje 
Ihatjache kann die geziwungene Erklärung Windjcheids, die Stellen hätten 
nicht die Abjicht gehabt, jich über die zur condictio indebiti erforderliche 
Qualität des Irrthums zu äußern, nicht bejeitigen?). 

Die jämmtlichen modernen Kodififationen unterjcheiden 
nicht, ob der Irrthum entjchuldbar ift, oder nicht, insbejondere auch nicht, 
ob ein Rechtsirrthum oder ein Irrthum über Thatjachen vorliegt’). Diejer 
Sat gilt insbejfondere für das Preuß. Allgemeine Landrecht*) und das Sächſ. 
bürgerliche Gejegbuch?). Daß bloßer Zweifel des Zahlenden an der Eriftenz 
der Schuld zur Nüdforderung genügt, hat Juſtinian inl.IIC.h.s. 4,5 
entichieden. Auch dieje gemeinrechtlich gewordene Entſcheidung ijt im Gebiete 
des Preuß. Landrechts anerkannt‘). Doch jcheint es nicht zuläjlig, auf Juſti— 
nians Gntjcheidung eine allgemeine Negel aufzubauen. Mit Necht macht 
Pidert‘) auf den von dem Keichsoberhandelsgericht in der Entjcheidung vom 
19. Mai 1874 (Bd. XIII ©. 365) behandelten Fall aufmerfjam, der die An— 
nahme feineswegs ausjchloß, „daß durch den aufitoßenden Zweifel der Irrthum 
vernichtet wird, jodaß nicht mehr der Irrthum, jondern gerade der Zweifel 
die Zahlung veranlagt“. Beltimmungen in diejer Nichtung zu treffen, hat 
der Entwurf’) nicht für nöthig erachtet. Der Sab, daß nur wirkliche Kennt— 
niß vom Nichtbejtande der VBerbindlichfeit zur Zeit der Leiftung die Rück— 
forderung der legteren ausjchließe, it ohne Frage für den genannten Fall 
nicht ausreichend. Aber auch der weitere Fall, daß Jemand der Prüfung der 
Frage, ob die Verbindlichkeit bejtand, aus irgend einem Grund nicht näher 
treten, jedoch dem Fordernden in jedem Falle Veranlaſſung zur Klage nehmen 
will, jteht nicht unter positiver Regelung des Gejeges. Man muß hiernach 
annehmen, dal; entweder ein Verjehen vorliegt oder in der That der Entwurf 
die Abjicht erfolgt, das räumliche Gebiet der Klage zu erweitern. Letztere 
Auffaſſung vertritt wohl nicht mit Unrecht Meiſcheider'). 

Beiſpiele für entichuldbaren Rechtsirrthbum: Val. 1. 9, $ 3, D. de jur. et facti 
ign. 22, 6. I. 10, D. de bon pon. 37, 1.1. 2, 8 5, D. si quis ordo 38, 15. 

*) Vgl. über dieſen Streit: Heſſe, ein Beitrag zur Yehre von der condictio indebiti 
im Archiv für eiviliſt. Praxis B. 56. Chriitianien zur Lehre von der naturalis obligatio 
und condietio indebiti, 5.78 ff. Vangerow, Wandeften, Bd. III, 5 625. Windicheid, 
Bd. Il, $426a, 14. Dernburg, Bd. 11, S. 359. Wächter, Pandekten Bo. II, ©. 502. 

) Motive zum Gntwurfe e, D. b. G. Bo. II, S. 834. 

+ Mal. Enticheidung des Übertribunals III vom Januar 1833 (Präjud.-Samml. T, 
S. 89), des Obertribunals II vom Juni 1885 in Striethorſt's Archiv, B. XX, ©. 31. 

°, Art. 1523. Der Entwurf hatte entichuldbaren Irrthum gefordert. Val. auch Home 
mentar zum ſächſ. b. Geiegbuch von Magnus Böihmann, Yeinzig 1869. In ſonſtiger 
Hinficht it die Kodififation gemeines Recht. Für das Einzelne vergl. Schmidt, Vor: 
leiungen über ſächſ. Privatrecht, Yeipzig 1869, 5. 486 u. die $ 1516—1533 des ſächſ. Coder. 

Vagſ. Gruchot, Beiträge zur Erläuterung des Preuß. Rechts durch Theorie und 
Praxis, Bd. NIX, S. 157, Koch, a. a. ©. Bd. IN, &. 377 und Förſter, a. a. O. Bd. II, 
S. 511. Der Zweifel, der ſich lediglich auf die Frage der Beweisbarfeit einer der Forderung 
gegenüber jtebenden Einrede bezieht, gemügt ebenfalls zur Begründung der condictio 
indebiti. Für die auf Diele Frage fich beziehende irrtbiimliche Annahme ijt dies aus- 
drüdlich ausgeiprochen in den —————— des R.:G.-#,., Bd. 21, 5. 199. 





'YBidert, aa. O. >. 4. 

°*) Motive, Wo. II, &. 834. 

"cf, Meiicheider, die alten Streitfragen gegenüber dem Entwurfe eines b. G. in 
Bekkers Beiträgen zur Grläuterung des E. e. b. G. für das deutiche Reich S. 71: „Nach 
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C. Die Bemeislaf'). 


Da Kläger zur Zahlung der Schuld das Beitehen einer Verbindlichkeit 
anerfannt?) hat, jo hat er außer der Thatſache der Zahlung auch die des 
Nıichtbeitehens der Schuld nachzumweijen. Viele verlangen noch heute den 
bejonderen Beweis eine3 Irrthums“*), während andere hiervon abjehen. 
Dieje Kontroverje hat auch in der Gejeßgebung‘) und Nechtiprechung’) ihren 
Widerhall gefunden. Der Entwurf hat die Kontroverje nicht durch eine aus: 
drüdliche Beitimmung aus der Welt geichafft; er fteht aber, wie die Motive 
in Bd. II S. 833 betonen, auf dem Standpunfte, daß der bejondere Beweis 
des Jrrthums dem Stondizenten zu erlajjen jei. Dieje Auffaſſung iſt zu billigen. 
Ein innerer Seelenzuftand kann nicht gut Gegenjtand einer unmittelbaren Be- 
weisführung jein, die Schwierigfeit eines ſolchen Beweijes würde meijtens zur 
Sacdjfälligfeit begründeter Anjprüche führen. 

Dat muthrwilliges Lengnen die Beweislaft umfehre und dem Beklagten 
den Beweis der Exiſtenz der Schuld aufbürde, war eine Strafbeitimmung des 
römijchen Nechtes. Schon das Preuß. U. IN, das Oeſter. G.B. der code 
eivil und das Schweiz. Bd.-Geleg hatten dieſe Beitimmung nicht aufgenommen. 
Ihre Geltung wird jedoch für das gemeine Recht von der herrichenden Auf: 
faljung noch behauptet. Dem Beijpiele der angeführten Gejeggebungen folgt 
der Entwurf?). 

Auch das antiquierte Privileg der Bupillen, Minderjährigen und Soldaten 
it mit Necht im Entwurje nicht beachtet. 

Liegt auftragloje Gejchäftsrührung vor, jo muß der Vertreter jeine per- 


dem Entwurfe find, wenn auch der Zahlende felbit der Rückſicht, die ihn zur Zahlung ver: 
anlaßt hat, treu bleibt, doch jeine Erben bei erlangter Kenntnis von dem Nichtbeitehen der 
Perbindlichkeit nicht gehindert, die Klage anzuitellen. Die Nechtsfindung it damit, daß 
die Klage auf andere Vorausiegungen geitellt wird, erleichtert, aber fie verliert an Gedanken— 
mäßigfeit, wirkt mechaniich und läßt Härten zu“. 

Y) Dal. hierzu im Allgemeinen Benfey, Lehre vom Beweiie bei der condictio indebiti 
in Lindes Zeitichrift für Giwilprozeß, Bd. XIV, Nr. VII, S. 201 ff. und 211 ff. 

?) lleber die Natur diefer Anertennung vergl. Bäbr, die Anerkennung S. 78 ff. 

?) Dies iſt ſogar —— Auffaſſung der Litteratur, vergl. außer Windſcheid 
und Dernburg noch Zimmermann im Archiv für civiliſtiſche Praxis, Bd. 48, Nr. 4; 
Bähr, die Anerkennung ©. 73 ff. 

% Mal. die in den Motiven des Entwurfs Bd. IL, ©. 833. Anm. 3, zuſammenge— 
ftellten Nachweiie. 

°) Zum Theil nimmt man an, mit dem Beweiſe der Nichtichuld fei auch der des 
Irrthums gegeben. Andere meinen, es beitehe eine Vermuthung für das Nichtbeitehen der 
Schuld, der Beweis jei in diefem ‚Falle bis zum Grfüllungseide erbracht. Das Obertribunal 
zu Stuttgart E. v. 11. III, 1870) merzt den Irrthum aus der Begründung der condictio 
aus S. A. Bd. XIV, Nr. 120), auf entgegengeiegtem Standpunfte fteht die Enticheidun 
des preuß. Obertribunals III in den Präjudizien 1121, das der herrichenden Anficht gemä 
neben dem Beweiſe der Nichteriiten; der Schuld noch den beſonderen Beweis eines JIrrthums 
verlangt. Wenn auch mit der Nichteriitenz der Schuld eine Bermuthung für den Irrthum 
egeben ſei, jo reiche diefe Wermutbhung doch nicht zur Begründung der condictio aus. 
Dal. Bidert, a. a. ©. 5. 55 und 52. 

°, „Heiner Rechtfertigung bedarf e8, dab der Entwurf der Thatſache, daß der Empfänger 
den umpieng der Leiftung böslich leugnet, feinen Einfluß auf die Beweisfrage einräumt“. 
Motive Bd. II, ©. 833. — Hoffmann, —* zu der Frage vom Beweiſe der condictio 
imdebiti im Archiv für prakt. Rechtswiſſenſchaft N. F. Bo. VIII, S. 245 verneint nicht mit 
Unrecht die Frage, dab in diefem Falle eine praesumptio juris vorliege, es ſei nicht richtig, 
daß die Nichteriitenz der Schuld vermuthet werde. — Pickert, 5. 49 ift anderer Anficht 
auf Grund der Worte des Paulus in Il. 25 pr. D, de prob 22, 3: ipsum qui negavit 
se pecuniam accepisse „si vnlt audiri“, compellendum esse ad probationes prae- 
standas, quod pecuniam debitam accepit. 
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ſönliche Legitimation damit darthun, daß er die Thatſache der verweigerten Ge— 
nehmigung beweiſt. Sonſt ſteht die condietio dem Vertretenen zu, wenn er 
ratihabirt, bezw. die Ratihabition nicht ausdrücklich verweigert‘). 


D. Gegenſtand des Räückforderungsanſpruchs. 


Objekt des Anſpruchs iſt zunächſt die geleiſtete Sache, ſoweit deren Rück— 
gabe in natura möglich iſt. Iſt die Bereicherung ſpäter, aber vor dem Ein— 
tritte der Rechtshängigkeit des Rückforderungsanſpruchs weggefallen, ſo unter— 
ſchied die Lehre, ob der Wegfall der Bereicherung ſeinen Grund in einer Ver— 
ſchuldung des Bereicherten hatte oder nicht. Nur im erſterem Falle beſtand 
ein Condiktionsanſpruch, während im zweiten die Pflicht zur Rückerſtattung 
cejfierte. Abweichend von dieiem Standpunkte hat der Entwurf die Frage 
des Umfanges der Bereicherung geregelt. Die Motive lehnen fich zunächft an 
Windſcheid an. Diejer jagt in $ 424: „Unſere Quellen führen die Ver— 
pflichtung zur Herausgabe der umgerechtfertigien Bereicherung auf eine Forde— 
rung der Billigfeit zurüd. Iſt es aber billig, daß die ungerechtjertigte Be— 
reicherung eine Berpflichtung zur Herausgabe erzeugt, jo iſt es auch billig, 
da dieje Verpflichtung nur in jolang andanert, wie die Bereicherung jelbjt“ ?). 
Dap der Grund des Wegfalls der Bereicherung in Kauſalzuſammenhang jtehe 
mit dem Beſtand und Fallen des Kondiktionsanſpruchs, it im dieſen allge: 
meinen Sätzen nicht enthalten. Man dachte bisher, nur der ift von der Pflicht 
zur Herausgabe einer zu Unrecht empfangenen Leiftung entbunden, der nicht 
herausgeben fann und bei dem dieje Unmöglichkeit nicht zurückzuführen ift auf 
em von ihm zu vertretendes Verjchulden. Derjenige jedoch, welcher die 
Unmöglichkeit der Herausgabe vorjäßlich oder fahrläſſig verurſacht habe, jei 
immer jchadengerjagpflichtig. Dieje Säge des Ibligationenrechtes gelten nicht 
nach dem Entwurfe für den Rechtsfall der condietio indebiti. Hier entfällt 
die Berbindlichfeit zur Herausgabe oder Werthvergütung, wenn der Empfänger 
bei Eintritt der Nechtshängigkeit des Kondiktionsanſpruchs durch das Geletjtete 
nicht mehr bereichert it. Es entſcheiden aljo lediglich die thatjächlichen Ver— 
hältnifjfe zur Zeit der Klageerhebung. Auf den Grund des Wegfall der Be- 
reicherung fonmt es nicht an. Nach den Motiven zu $ 739, Abj. 2°) ijt die 
Freiheit von der Haftung gegeben, einerlei, ob der Grund des Wegfalls der 
Bereicherung „in einem Zufalle oder in einem vorjäglichen oder fahrläjligen 
Dandeln oder jonftigen Gebahren des Empfängers bejtand“. Ohne Frage tit 
nach dem Willen des Gejeges hiernach eine von den allgemeinen Nechtsgrund: 
Jägen abweichende, bevorzugte Stellung des Empfängers beabjichtigt. Dieje 
Sonderitellung verdient umjo mehr Beachtung, als die Sätze des Entwurfes 
auch für unjer Vermögensrecht gelten und feine Modifikation erleiden jollen, 
wenn der Gegenjtand der Leiftung eine Quantität vertretbarer Sachen war, 
es ich aljo z. B. um die Zahlung einer indebite getilgten Geldjchuld handelt. 
ß ') Auch diefe Sätze ſtehen nicht gänzlich außer Streit, vergl. Jhering, Yahrbücher 
für Dogmatit Bd. II, ©. 94, 95 und 98. Schloßmann, Zeitichrift für Privat- und öffentl. 
Recht Bd. IN, S. 553 ff. 

”) Vgl. ferner Bangerom Bd. TI, $ 625 ©, 404, Mandry A. f. civ. Pr. Bd. XLVIII 
S. 220 ft. Dernburg Paud. I. Theil S 141 ©. 360 Anmerkung 27. Lebterer unter- 
icheidet Geldzahlungen und andere Leitungen und bebandelt die Geldichuld als Genusichuld. 
> Diefer lautet:- „Die Verbindlichkeit zuc Öerausgabe oder Werthvergütung 
fällt fort, joweit der Umpfänger bei Eintritt der NRechtshängigfeit des Anſpruchs durch das 
Geleiſtete nicht mebr bereichert iſt.“ 
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Man fragt umvillfürlich: welche Korrektur fennt das Necht zu Gunjten des in 
jeinem Vermögen gegen jeinen wahren Willen gejchädigten Kondizenten ? 
Grundlegend dürfte für die Beantwortung diejer Frage das Maß von Be 
deutung jein, welches man dem Umſtande beimißt, daß der Empfänger bei der 
Zahlung Kenntniß von der Nichteriitenz der irrig erfüllten Verbindlichkeit hatte. 
Nach dem Entwurf ift diejer Ihatjache an fich fein Einfluß für die Frage 
der Erweiterung der Haftung eingeräumt.') Nur dann, wenn dem Empfänger 
auch befannt war, dab der Zahlende von der Nichteriftenz der Forderung 
nicht unterrichtet war,?) wenn er aljo den Irrthum desjelben kannte, hat er 
ein furtum begangen und es greifen die Vorjchriften über den Schadenerjag 
aus unerlaubten Dandlungen Play. Den gemeinrechtlichen Sat, daß im Falle 
der durch die Kenntniß des Kondiftionsichuldners über das Nichtbejtehen der 
Forderung vermittelten Verſchuldung die Haftung des Bereicherten fortdauere, 
auch wenn die Bereicherung vor der Nechtshängigfeit des Anſpruchs fortge: 
fallen ijt, hat der Entwurf in $ 741 Abi. 2 modificren wollen. Hienach 
treten mit dem Augenblide der Kenntniß von dem Irrthum des Zahlenden die 
Folgen der Nechtshängigkeit ein. Die Folgen des Verzugs treten mit 
der mala superveniens alleinnoc nicht ein. Die Verpflichtung des 
Empfängers richtet jich nur nicht mehr nach den Beltimmungen des $ 739 
Abſ. 1—2, welche lediglich für den gutgläubigen Empfänger gelten jollen. Der 
ipäter nach dem Eintreffen der mala fides superveniens erfolgte Wegfall der 
Bereicherung fann nicht mehr die Verbindlichkeit zur Werthvergütung aufheben. 
Wohl aber ijt eine durch Zufall herbeigeführte Unmöglichkeit der Leiſtung im 
Stande, die Verbindlichkeit zur Rückerſtattung zu bejeitigen. Diejer in den Motiven 
(Bd. II, S. 841) ausdrücklich ausgenommene Fall fennzeichnet die Richtigkeit des 
Sates, dab die Rechtsfolgen des Verzuges, jo auch die Sätze von der perpe- 
tuatio obligationis, nicht mit der mala fides superveniens eintreten. Man 
fönnte angeficht® des Sates, dab der, welcher nicht rechtzeitig zahle was 
er jchulde, jchon um deßwillen in Verſchuldung erjcheine,?) vielleicht Bedenken 
hegen, ob die Art der Regelung des Entwurfes, welche in der Nichtzurück— 
zahlung des indebite geleijteten Betrages noch nicht eine mit den Folgen des 
Verzugs qualifizirte Verfchuldung des von dem Jrrthum des Leiftenden unters 
richteten Empfängers erblickt, als richtig anzuerfennen jet. Iſt nicht die Haftung 
des bösgläubigen Empfängers und diejenige des Empfängers im Falle der 
mala fides superveniens vom Eintritte der mala fides ab gleich zu jtellen? 
Der Dresd. Entwurf Art. 986 und der Bayer, Entwurf Art. 918 haben 
unjere Frage bejaht. Trotzdem glauben wir, dal der Entwurf das Richtige 
getroffen hat. Im dem eigenthümlichen Nechtsfalle der eondictio indebiti 
müjjen wir im Auge behalten, daß mit der einjeitigen Entdeckung des Irr— 
thums des Leiſtenden zumächjt mur cine jubjeftive Wahrnehmung auf Seiten 
des Empfängers liegt, die beſonders in zweifelhaften Füllen noch einer Be 
jtätigung des ja zunächſt intereflirten und deßhalb zum aktiven Vorgehen be 
rechtigten Gläubigers bedarf. Selbjt wenn die Annahme gerechtfertigt wäre, 
die Fälligkeit des Kondiktionsanjpruchs ſei in dem Augenblick vorhanden, in dem 
die Nichteriftenz der irrig gezahlten Schuld fejtitehe, jo gehören doch zum 
” Deßhalb ift auch die Faſſung des $ 747 Abi. 2 irreführend und unverständlich. 
” 5 741: Iſt dem Empfänger befannt geweien bei dem Empfange der Yeiltung, daß 
die Verbindlichkeit, zu deren Erfüllung geleiitet wurde, nicht beitand und daß der Yeiitende 
biervon nicht unterrichtet war...... 
So Dernburg, Band II. 5. 108, 
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Verzuge einer Forderung ohne bejtimmten Zahlungstermin zwei Dinge: Fällig: 
feit der Forderung und Mahnung des Gläubigerd. Dieje aber ijt noch nicht 
vorhanden. Vielleicht aus diejen oder doch ähnlichen Erwägungen hat der 
Entwurf, der eine Begründung jeines Standpunftes nicht gibt, die Wahl jeiner 
Stellung gebilligt. 

E3 wird jich weiter fragen: Wie it es in dem Falle zu halten, wenn 
der Empfänger zwar die Nichteriitenz der getilgten Schuld fannte, jedoch ſich 
zu der Annahme für berechtigt hielt, der Leiſtende wolle jein Rückforderungsrecht 
nicht geltend machen, hiernach beide Parteien in Kenntni der Nichteriitenz einer 
Verbindlichkeit handeln? Meijcheider (a. v. DO. ©. 72) glaubt, der Sat des 
Entwurfes in $ 741 Abj. 2 von der Erweiterung der Haftung müfje auch auf den 
genannten Fall ausgedehnt werden. Der neue Sat des Entwurfes ſei zwar 

eeignet, die Nechtsfindung zu erleichtern, aber auf die Gefahr hin, dab Die 

———— des Rechtes an Gedankenmäßigkeit verliere uud Härten im 
Gefolge habe. Die Anſicht Meiſcheiders dürfte nicht einwandsfrei ſein. 
Wenn der Leiſtende trotz erlangter Kenntniß der Exiſtenz ſeines Rückforderungs— 
rechtes letzteres nicht geltend machen will, ſo hat er hiermit offen ſeinem Willen 
Ausdruck verliehen, daß ſeine Leiſtung den Charakter eines Aktes der Liberalität 
tragen ſoll. Liegt eine derartige durch konkludente Handlungen beweisbare 
Willensrichtung vor, dann fehlt eben dem $ 741 Abi. 1 und 2 die Grundlage 
jeiner Anwendung: von einem Jrrthum oder einer Nichtkenntniß des Leiſten— 
den und daher von der Kenntniß einer derartigen Willensrichtung des 
Leiftenden auf Seiten des Empfängers fann nicht die Nede jein. Wenn auch) 
bedauerlicherweije der von Meijcheider angeregte Fall im Gejege jelbit eine 
Regelung nicht gefunden hat, jo bieten doch die Motive an anderer Stelle 
einen Anhalt. Auf Seite 834 Bd. II iſt bemerft: „Iſt freilich in der erfenn- 
baren Abjicht geleistet, daß es bei der Leiltung verbleiben jolle, auch wenn die 
Verbindlichkeit nicht beitehen möchte, jo fann wegen des eventuellen Verzichts 
auf den Erftattungsanjpruch im Hinblide auf Abjag I ($ 737) nicht fondizirt 
werden”. Es dürfte einem begründeten Bedenken nicht unterliegen, nicht nur 
die Bejeitigung der erweiterten Haftung, jondern vielmehr den Ausſchluß 
des Kondiktionsrechtes auch in dem Falle zu fordern, daß der Zahlende zu— 
nächjt im Irrthum über das Beitehen der Forderung handelte, als er zahlte, 
jpäter jedoch nach Entdeckung des Irrthums auf die Durchführung der aus 
diejem Irrthum erwachjenden Rechtsfolgen verzichtete. Im legten Falle liegt 
lediglich die Aenderung einer Willensmemung vor. Und mit dem Augenblid, ın 
dem dieje Willensmeinung des Leiitenden erfennbar geworden ijt, darf jie als 
Willenseinigung zweier Kontrahenten eines Vertragsverhältnifjes von dem Em: 
pfänger verwerthet werden. 

Der an fich exiſtent gewordene Kondiftionsanipruch wird nachträglich ver- 
nichtet, die Zeritörung feines Fundamentes it lediglich eine Zeitfrage. Iſt jedoch 
ichon bet der Zahlung die Abjicht einer auch nur eventuellen Yiberalität erfennbar, 
dann ijt überhaupt ein Necht auf Rüderjtattung nicht zur Entjtehung gelangt. 

Wie man hiernach feititellen kann, daß nur dem deliftiichen Empfänger die 
volle Schwere der ftrengen Haftung des gemeinen Rechtes trifft, jo iſt es 
andererjeitS zweifellos, daß dem Empfänger bona fide durch die Beitimmung 
des $ 739 Abi. 2 eine ungemein bevorzugte Stellung eingeräumt it. Leßtere 
hört erſt dann auf, wenn die Nechtshängigfeit des Rückforderungsanſpruchs 
eingetreten ijt. In der Mitte der genannten Stellungen dürfte diejenige des 
Empfängers im Falle der mala fides superveniens liegen. 
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Hier iſt eine zwar räumlich erweiterte, jedoch die Wirkungen des Verzugs 
ausichließende Haftung jtatuirt. Dieje Regelung des Entwurfes jchmälert 
u. E. zu Unrecht die Nechtsjtellung des Kondizenten. Will legterer auf vollem 
Schadenerjag bejtehen, jo muß er dem Empfänger nachweiien, 1) daß er die 
Nichterijtenz der getilgten Schuld kannte, 2) daß er davon unterrichtet war, 
daß er, der Kondizent, die Nichteriitenz der von ihm getilgten Schuld nicht 
kannte, daß er jich im Irrthum bet der Zahlung befand. Es leuchtet ein, daß 
en jolcher Beweis in den wenigjten Fällen vollfommen glüden wird. Die Ge 
richte werden in Zukunft vor der Wahl gejtellt jein, entweder auf Sachfällig- 
feit offenfichtlich begründeter Anjprüche zu erfennen, oder den Beweis zu er- 
leihtern und ſich mit einer Vermuthung für die zweifach qualifizirte Kenntniß 
zu begnügen. Dem Empfänger bona fide iſt der Beweis des Wegfalls der 
Bereicherung offen gelaſſen. Vorjägliche, fahrläſſige und zufällige Bejeitigung 
der Bereicherung tilgt den Anſpruch auf Rückerſtattung. 

Man denfe an Akte der Liberalität oder Wechjelfälle des Lebens, die zur 
jofortigen Ausgabe von zu Unrecht gezahlten Geldberrägen führten. Mean 
denfe an den irrigen Glauben des Werthempfängers, dem plößlich eine ver: 
meintliche aber nicht mehr bejtchende Schuld gezahlt wird und der num in 
der erjten Freude des unvermutheten Ereigniſſes den empfangenen Betrag in 
Spekulationen anlegt, die unglüdlich ausgingen. 

Es kann nicht bezweifelt werden, daß Ddieje Fälle des Empfängers bona 
fide unter die Worte der Motive pafjen. Im allen dieſen Fällen iſt das 
Fundament des Anjpruchs auf Nüderitattung zeritört, die Klage des Kondi— 
zenten wird abgemwiejen, jobald der Wegfall der Bereicherung zur Zeit der 
Rechtshängigkeit des Anſpruchs feſtgeſtellt iſt. 

Die Frage, ob auch Zinſen mit der condietio indebiti eingeklagt werden 
fönnen, ijt gleichsfalls jtreitig '). Die herrichende Auffaſſung bejaht die Frage, 
daß Zinjen zurücgefordert werden könnten, wenn der Empfänger jelbjt Zinjen 
bezogen habe, deßgleichen die der Zuläfligfeit der Forderung von Verzugs— 
zinien. Die Einen lajjen den Verzug von dem Augenblicde ewtreten, in dem 
der Empfänger weiß, daß ihm das geleistete Objekt nicht zufteht, andere mit 
dem gerichtlich erbrachten Nachweije des Jrrthums, oder jchon mit dem Tage 
der infinuirten Ladung. 


E. UNatur des Kondiktionsanfpruce. 


Schon unter A wurde hervorgehoben, daß die condictio auf dem Prinzipe 
des ex aequo et bono beruht. Die Verjagung eines Nechtsmittels, mit 
welchem die Bejeitigung der zu Unrecht erfolgten Bereicherung durchführbar 
üt, würde der Billigfeit in hohem Maaße widerjprechen. Aber auch die Ver: 
bindlichfeiten der Sitte fonnten durch ein Mittel ex bono nicht in Frage ge: 
tellt werden. Dieß war nur möglich durch den Einfluß der Lehre von der 
obligatio naturalis, die in innigem Zuſammenhang fteht mit dem Kondiktions— 
tehte. Der Ausſchluß des Nüctorderungsrechtes in jolchen Fällen, dieſe ſo— 
zujagen negative Seite des Mittels ex bono ijt der Nusflu des der Klage 





Del. Glüd, Kommentar zu den Pandekten 13. Theil, I. Abtheilung, 1811, S. 155 
verneint die ‚frage. „Denn die condietio indebiti ahmt bier die Natur der Darlehens: 
!inge nad.“ 
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zu Grunde liegenden Prinzips“). — Nur vorübergehend konnte die Thatſache, 
daß der Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuches für das deutſche Reich Wind— 
ſcheids befannte Lehre von der „VBorausjegung“ als unentwidelter Bedingung 
zum Theil aufgenommen hatte, den alten Streit um die Frage meu beleben, 
inwieweit Die Anwendung jener Lehre bei dem Rechte der Kondiktionen gerecht: 
fertigt it. Im neuerer Zeit bat namentlich Lenel?) die in der That vor- 
bandene Bedenflichfeit jener Lehre und Die Halbheit des Entwurfs bei ſeiner 
Stellungnahme hervorgehoben. Die Kritik hat Früchte bei der 2. Leſung ge: 
zeitigt.*) Dem Wunſche, an Stelle der „Vorausjegung“ „die richtig verjtandene 
römiſche Lehre von der causa“ zu jegen, jcheint fich auch ein anderer von 
hervorragender Seite jüngft gemachter Angriff zu nähern.*) Die Grundlage 
der condictio, meint Bolze, jei nicht die Bereicherung.) Auf Grund einer 
nicht einwandsfreien Auslegung von Quellenftellen wird die Lehre von der 
negotiorum gestio herangezogen, und die condietio geradezu als das „Surrogat 
der actio negotiorum gestorum“ °) bingejtellt. Der Eigenthümer habe gegen 
den Beliger im guten Glauben — wenn jonjt nicht ein obligatorischer Ans 
Ipruch aegen denjelben begründet uf auch nicht etwa aus dem Geſichtspunkte 
der Gejchäftsrührung, — nur den Vindifationsanjpruch, jo lange der Beklagte 
bejige ; wenn derjelbe aber aufgehört babe, zu bejiten, ohne daß er vorher 
von dem Eigenthümer in Anipruch genommen worden jei, überhaupt feinen 
Anjpruch ‘. Handele es jich um den Bindifationsanjpruch gegen den Dritten 
redlichen Beliger, jo verjage die condictio. Zur „Vorausſetzung“ brauche 
man nicht zurück zu greifen, um die condietio indebiti zu fonjtruiren?). Wenn 
die causa die Leiſtung nicht Dede, fünnezurüdgefordert werden. 

Dieje Frage nach der causa fünne aber, wenn es ſich um den Vindifations- 
anjpruch ‚gegen den dritten redlichen Beſitzer handele, nicht aufgeworjen werden. 
Hier verjage, wie gejagt, die condietio. — 


" Dal. Entwurf II. Leſung des bürgerl. Geießbuches, $ 739, Ausgabe von Dr. Reattz, 
1893: „Tie Rücjorderung des zum Zwed der Erfüllung einer Verbindlichkeit Geleiiteten it 
ausgeichloffen, wenn der Yeiltende gewußt bat, daß er zur Leitung nicht verpflichtet war 
oder wenn Die Leitung einer jittlihen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden 
Rückſicht entſprach“ Man nahm an, bemertt Dr. Reatz, das Recht dürfe feine Hand nicht 
dazu bieten, Das ſittliche Bewußtſein des Volkes zu verlegen. Sei von. dem Leiſtenden jelbft 
ein der Sittlichkeit entiprechender Zuſtand bergeitellt, jo gebe es nicht an, dieſen mit recht⸗ 
lichen Mitteln wieder rückgängig zu machen. Soweit mußten Recht und Moral in Einklang 
gebracht werden. Eine Gefährdung der Verkehrsſicherheit ſei nicht zu bejorgen. Tie Ent: 
Iheidung darüber, ob eine Leiltung einer jittlichen Prliht oder dem Anſtande entipreche, 
müſſe dem Ermeſſen des Richters anheimgegeben werden. 

) Tie Lehre von der Vorausjegung im Hinblif auf den Entwurf eines bürgerlichen 
Geſetzbuches im Archiv für civiliit. Praxis Bo. 74, 5. 214: ferner: „Nochmals zur Lehre 
von der Vorausfegung“, Archiv, Bd. 79, ©. 49, 

Bgl. Namentlich die Abänderungen und Einjchiebungen der 2. Leſung zu 8 743 ff. 

*) Dr. Bolze, zur Lehre von den Nondıktionen, ——— von der condietio sine 
causa, 5, 442 ff im Archiv für civiliſt. Praxis, Bd. 

) „Daß in dieſer ſchwierigen Lehre der —— falſch gewählt iſt, iſt wohl 
die Haupturſache für die in der Geſchichte unſerer Wiſenſchaft auffallende Thatjache, daß 
ſich Harte eriten Geiſter bier jo vielfach in faljchen Bahnen bewegt haben.” Vergleiche 
5. 433 ibid, 

ef. ibid, ©. 448. 

’, Ibid. ©. 449. 

” Ibid. S. 455 und 457: Tiefe Lehre ſei auch von der Praxis des Neichsgerichts 
aufgegeben. cf. Enticheidungen des NR. (6. IL 156/91 vom 6. November 1891 und II 212/91 
vom 27. November, mitgetheilt von Bolze im 1. Heft des 2. Bandes des Sächſ. Archives 
für bürgerliches Recht. 
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Der innere Zujammenhang der Lehre von der negotiorum gestio mit 
dem Rechte der Kondiktionen ift offensichtlich, er war auch jchon in der früheren 
Literatur anerfannt. Doch geht das Beſtreben Bolzes, die condictio geradezu 
als Surrogat der negotiorum gestio aufzujtellen, zu weit. So lange nicht 
der ſchon angefündigte‘) Nachweis erbracht it, dab die Uuellenitellen, auf 
welches jich das „feititehende Dogma“ von der condictio als einer Bereicherungss 
Hage jtüßt, eine unrichtige Auslegung erfahren haben, dürfte das Prinzip 
Windſcheids und des Entwurfed als das richtige anzuerfennen jein. 


Yaanpttheil. 


die Natur und der Umfang des Anſpruchs, die formellen Borausfegungen 
jeiner Geltendmachung. 


S I. Natur des Anfprud)s. 


Grörterungen über die Natur eines Nechtes ſind nad) dem heutigen Stande 
der die Frage des Nechtsweges regelnden reichs- und landesrechtlichen Geſetz- 
gebung deshalb jehr oft nothwendig und bejtimmend für die Art der Geltend: 
machung eines Rechtes, weil unjere gejammte deutiche Geſetzgebung eine erz 
ihöpfende Regelung jener Frage nicht enthält. Solche Erdrterungen jind nun 
bei unſerem Anjpruche umjomehr erforderlich, als die Gejeggebung das Rück— 
forderungsrecht jeiner materiellen Seite nach ebenfalls nicht durch pojitive 
Bejtimmungen geregelt hat und mach dem vorwiegenden Theile?) unſerer heuti- 
gen deutschen Öffentlicherechtlichen Braris die privatrechtlichen Beitimmungen 
der condietio indebiti für anwendbar erachtet werden. Aber nicht nur der 
Mangel an pojitiver öffentlich-rechtlicher Negelung, jondern auch die Auffaſſung, 
daß der Rückforderungsanſpruch an ſich privatrechtlicher Natur ſei, daß es ſich 
darum handele, die privatrechtlichen Folgen eines an ſich publiziſtiſchen That— 
beſtandes zu beſeitigen, hat zu einer zum Theil ſehr weitgehenden Privatiſier— 
ungstendenz geführt. Bei Beginn unjerer Unterfuchung bedürften zumächjt die 
jenigen Gejichtspunfte einer Hervorhebung, welche man bei Beitimmung des 
Unterjchiedes zwijchen Juftiz: und VBerwaltungsiachen noch heute heranzieht. 

Das Reichsrecht hat den Begriff einer „bürgerlichen Nechtsitreitigfeit* im 
Gegenjage zu einer Etreitiache des öffentlichen Nechtes nicht definirt®) und der 


', ef. Einige ——— zur Lehre von den Kondiktionen, Archiv für cioiliftiiche 
Bragis © S. 183, 9. 

Es fleht dies ef für die Praris im Reichsarmenrecht, für öffentlich-rechtliche Rüd- 
forderungsaniprüche in Banern, _vgl. Neger, Bd. 10 S. 341, Entſch. des bayer. Ver— 
waltungsgerichtshofes in Bd. 4 S. 383, Bo. 9 S. 372, in der ſozialen Geſetzgebung 
Val. Archiv für öffentliches Recht up, 8 5. 145, Wr. 11 der Zeitichrift Invaliditäts- und 
Atersverfiherung vom 15. April 1892, Arbeiterveriorgung 9. Jahrg Nr. 29 von 1892, 
preuß. Derwaltungsgerichtshof in Nr. 21 des Wo. 13 von Jebens und Mepyeren, 
öfterr. Wermwaltungsgerichtsbof, Entich. Nr. 4201 Budmwinsfi. Tie Nechtiprechung des 
Reihsgerichts erflärt „den Anipruc auf Rüderftattung einer aus öffentlich-rechtlichen 
Gründen nicht geichuldeten” iteuerartigen Abgabe für eine nad dem gemeinen Recht ver⸗ 
jfolgbaren.“ Vgl. RG. 3 Civilſenat vom 11. November 1884 zur Sache M. w. Stadt Yage 
R.G. 3 195/84 in R.-G.-E. in Civilfache 22 &. 288. Auch die Praris in Württemberg und 
Tldenburg wendet die gemeinrechtlichen Grundfäge an. Tasjelbe gilt von der Praris 
in Lübeck, vgl. Urtheil Landgerichts Lübeck vom 7. Februar 1893, Köſter gegen Steuer- 
behörde Lübed. 

) 9.8.6. $ 18. 
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landesrechtlichen Berwaltungsgeieggebung weitgebende Berugnifie in der Kom: 
petenzbejtimmung eingeräumt. Leßtere bat ich ſehr oft von Zwedmähigfeits- 
rüdjichten leiten lajlen und hierbei den Nechtscharafter einer Meateric der Kom— 
petenzfrage nicht zu Grunde gelegt Deshalb dürfte die Kompetenzab: 
grenzung allein in einer großen Anzahl von Fällen feinen Rückſchluß 
auf die Natur des materiellen Nechtsverhältnifies gejtatten. Es entjcheiden 
noch heute Verwaltungsgerichte über privatrechtliche, ordentliche ‚Gerichte über 
öffentlich:rechtliche Anſprüche. Desgleichen kann die vermögensrectliche 
Qualität eines Nechtes allein legterem noch nicht den Stempel eines Privat: 
rechtes aufdrücken.) Die durch das Abgabenrecht hervorgerufenen vermögens: 
rechtlichen Beziehungen verleihen den ausführenden jtaatlichen Organen Macht: 
befugntije, welche die Merkmale des öffentlichen Nechtes als eines Herrichafts: 
rechtes in fich tragen. Es fann nicht bejtritten werden, dal Steuerforderungen 
gewalt- und vermögensrechtlicher Natur ſind.) Sofern aber das Vermögens— 
recht „der direkte Ausflug eines öffentlich rechtlichen Subjettionsverhäftnities“ 
it, fann wie Gaupp*) mit Necht betont, die öffentlich-rechtliche Natur des in 
Frage fommenden Bermögensrechtes nicht geleugnet werden.‘) 

Man bat jodanı die „Form und Natur des Rechtstitels“ für 
erheblich erklärt und nach dem Titel des Anſpruchs die Qualität des legteren 
bejtimmen wollen. Auch bezüglich diejer Theorie wird es fraglich fein, ob fie 
die Probe ihrer praftiichen Durchführbarfeit beiteht. Zunächit muß daran er: 
innert werden, daß die das private und öffentliche Recht begründenden Afte 
jowohl nach Inhalt wie Form völlig gleich jein fünnen. Wenn überhaupt im 
unjerer heutigen Gejeggebung des öffentlichen Abgabenrechtes von bejonderen 
Rechtstiteln die Rede iſt oder einzelne Titel als privatrechtliche ber- 
vorgehoben werden, jo darf dieje gejegliche Ausdrucksweiſe allein nicht für den 
Charakter des Rechtsverhältniſſes enticheidend fein.) Der Name darf uns 
nicht von der PBrüfungspflicht hinfichtlich der Nechtsqualität des Verhältniſſes 
entbinden. Nicht jelten finden wir, daß unter „beionderen” Nechtstiteln ledig: 
[ich die VBerpflichtungsgründe zu verftehen jind, die eine neue Gejeggebung vor: 
gefunden und aufrechterhalten hat unter „bejonderer“ Hervorhebung. Und 
wenn der Titel deshalb privatrechtlich genannt wird, weil die vorliegenden 
Thatjachen auch im Privatrecht als rechtserzeugend anerkannt jind, jo fann 
auch dies für die Qualität des Verhältniſſes nicht relevant jen. Es wurde 
auch die Eigenjchaft des berheiligten Nechtsjubjeftes auf der 
einen Seite des Nechtsverhältnifjes in Vordergrund geftellt. „Selbft wenn 


Nah Sohm, nftitutionen S. 100 ift Privatrecht gleichbedeutend mit Ver: 
mögensredht. Pal. S. 14 und 15. 

Bgl. Jellinef, Syitem der fubjettiven öffentlichen Rechte S. 56. 

YA0dD. 5. 18. 

*), Das Neichsgericht verweiſt vermögensrechtliche Ansprüche „begriffsmäßig in das 
Gebiet des Privatrechtes,“ vgl. Reger Bd. 10 ©. 106. Bgi. ferner RG. B. 22 ©. 
288 ff. Bd. 25 ©. 330; vgt auch üd. 21 S. 192 und ih. eit. U. E. geht es zu weit, 
wenn das Meichsgericht in Bd. 22 5. 288 fagt: „Nicht enticheidend ift, ob der Titel, aus 
welchen: vermögensrechtliche Aniprüche hergeleitet werden, in den Normen des bürgerlichen 
oder des öffentlichen Rechtes wurzelt“ Nur dann, wenn unter „Titel“ lediglich die Art 
der juriftiichen Begründung. die Benennung des Rechtsſatzes zu der ſachlichen Sub: 
ſtantiirung ſteht, dürfte die Ansicht zu rechtfertigen fein, wonach die klägeriſche Bezeichnung 
der Rechtsfigur nicht Ichlechtbin für die Qualität des Anfpruchs maßgebend ift. 

®, Mal. über das Folgende Tezner, a. a. ©. ©. 325 ff. und Hänel, deutiches 
Staatärecht, Bd. 1 S. 159 Anm. 1. * 
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der Staat,“ jagt Bornhaf,') „aus einem Fundamente berechtigt oder ver: 
pflihtet wird, welches unter Privatperjonen Platz greifen kann, ſo hört das 
Nechtsverhältnif durch die Betheiligung des Staates auf ein privatrechtliches 
zu jein und wird zu einem öffentlicherechtlichen.” Dem ftcht gegenüber, daß 
unjere Neichsprozekordnung Rechtichugbeftinunungen für die Art des Austrages 
bürgerlicher Anjprüche des Staates, der Gemeinde oder einer anderen 
dffentlich-rechtlichen Korporation fennt. Sodann bat das geltende Necht 
eine große Anzahl Beziehungen Einzelner zu Einzelnen, die fraft bes 
jonderer unzweideutiger Vorjchrift des Gejeges eine öffentlicherechtliche Regel: 
ung erfahren haben.?) 

Vielfach ijt auch verjucht worden, als Griterinm für die Abgrenzung des 
öffentlichen und privaten Nechtet das Lebensverhältniß als jolches hin- 
zuitellen, welches durch die in Frage kommenden Rechtsvorjchriften geregelt 
werde. Das Privatrecht, jagte man, regele die Verhältnifje der Einzelnen 
untereinander, während diejenigen Normen, welche die Verhältniſſe der Ein: 
zelnen zum Staate betreffen, das öffentliche Recht bildeten.) Dieje Auffaſſung 
fann, wie Prazak) hervorgehoben hat, die IThatjache nicht erklären, "dab 
manche Nechtsinjtitute, die chedem dem Gebiete des Privatrechtes angehörten, 
derzeit ohne weſentliche Aenderung der betreffenden Lebensverhältnifje unbes 
itritten als dem öffentlichen Rechte angehörig angejcehen werden.“ Es fünnen 
jonach nicht die thatjächlichen Zebensverhältnitfe, jondern nur die Arten der 
Regelung jener Berhältnijje von Einfluß jein. Wenn der Gejeßgeber 
durch jeine Vorjchriften den Einzelnen als Glied des öffentlichen Gemeinweſens 
erfaßt, wenn die einzelnen Nechtsjubjefte als Glieder des jtaatlichen Organis— 
mus erjcheinen und ihre Beziehungen zum Staate oder Öemeinwejen, alſo die 
Arten ihrer VBerbandsitellungen geregelt find oder doch ihre wechjeljeitigen 
Beziehungen untereinander normirt find unter Berücdjichtigung auf die glied: 
lihe Stellung in einem vom Staate oder dem Gemeimvejen anerkannten 
Verbande, dann haben wir es mit Normen des öffentlichen Rechtes zu thun. 
lleberall da, wo der Einzelne nicht als Glied des Ganzen durch die gelegliche 
Vorſchrift ergriffen, wo von dem Berbandsverhältniffe gänzlich abgejehen wird, 


" Stengels Wörterbuch Bd. 2 S. 336. Leuthold, öffentliches Intereſſe und 
öffentliche Klage im Verwaltungsrechte „Annalen“ 1884 S. 363 itellt als maßgebend die 
jrage auf: 

a) Steht ein Gemeinweſen als berechtigt und verpflichtet in dem Verhältniſſe? 

b) Iſt nicht etwa das Rechtsverhältnit inhaltlich jo geartet, daß es nach dem gelten= 

den Rechte auch zwiichen Privatperionen beitehen könnte? Weil eine Betheiligung des Ge: 
— verlangt wird, muß Leuthold das Erpropriationsrecht zu Gunflen Privater dem 
Privatrechte zutheilen. Vgl. hierüber die richtigen Bemerkungen bei Rehm, rechtliche 
Natur des Staatsdienites nach deutichem Staatsrecht, „Annalen“ 1885 ©. 93. 

”, 8 gilt dies insbejondere von allen jtreitigen Beziehungen der an einer öffentlich- 
rechtlichen Laſt Betheiligten untereinander, ſoweit das pofitive Necht zu einer Dem ges 
jeglichen Willen entiprechenden Ausgleihun 9 von Härten, welche die Art der Vertheilung 
von Laſten hervor rgerufen bat, Rückerſtattungsanſprüche unter den Einzelnen zugelaſſen bat. 
es fommen in Betracht Klagen im Bezug auf die Prlicht der Straßenreinigung 
RG. Bd. 25 S. 325, Unterbaltungspflicht eines öffentlichen Weges mach der 
Geſezgebung vor dem Buitändigfeitsgeiege vom 1. Auguit 1883 und nach demielben R.:®. 
Bd. 25 5. 331; vgl. ferner preuß. X I berverwaltungsgericht Urtheil vom 21. Dezember 1887 
vgl. Verwaltungsblatt Bd. 9 S. 154, die Schul- und Wegbaulait, beitrittene Bei— 
tragsverpflichtungen der Anliegen su den Trottoirtoiten einer Straße. Vgl. preuß. 
Oberverwaltungsgericht Bd. 18 5. 169 und Bd. 23 S. 148, Neger, Bd. 12 S. 106. 

Ss 1 ölterr. 9 bürg. Geſehzbuches. 

SLEOR. .4 5. 259. 
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dürfte nicht Öffentliches, jomdern privates Recht vorliegen. Es können Necht- 
fäge dem Interejje der Geſammtheit jehr wohl dienen, iſt aber im ihnen nicht 
die Verbandsitellung zum Ausdrucd gebracht, jo gehören fie dem Privatrechte 
an.') Es gilt dies 3. B. von den Sägen über die Bejchränfungen Minder: 
jähriger in Bezug auf die Eingehung privatrechtlicher Berbindlichkeiten. 

Erfennt man die zuleßt genamme Auffaſſung als entjcheidend bei Be: 
ftimmung der Nechtsnatur eines VBerhältniffes an, jo gehören alle durch das 
Abgabenrecht geichaffene Beziehungen dem öffentlichen Nechte an. Denn es iſt 
fein Zweifel, daß nur Derjenige verpflichtet werden kann, Verpflichtungen für 
die Zwecke eines Gemeinweiens einzugehen und zu erfüllen, der in irgend einer 
Beziehung als Mitglied dieſes Gemeinwejens, als Theil des Ganzen ericheint. 
Stets wird die Abgabenpflicht des Einzelnen nach einer bejtimmten Art jeiner 
Zugehörigkeit zur Gemeinjchaft begründet jein. Mag dieſe Gemeinjchaft ge: 
bildet jein durch die Zujammengehörigfeit derer, die nur in rechtlicher Dinficht 
durch das Band der Staatsangehörigfeit verbumden find oder auch nur im 
thatjächlicher Dinficht durch Wohnort und Domizil, jo iſt eine qualifizirte 
Stellung des Einzelnen im Gemeimvejen vorhanden. Sie iſt jelbjt dann zu 
fonftruiren, wenn die bloße Anmejenheit am Orte oder der Umſtand, dab durd) 
bejtimmte Aufwendungen des Gemeimvejens ein VBortheil des Einzelnen, eine 
wirthichaftliche Beziehung des legteren zum Gemeinweſen vorhanden it, zur 
Grundlage der Abgabenpflicht gemacht it. Die dem Staatlichen Anipruche auf 
Zahlung entiprechende Erfüllungspflicht des Einzelnen bat hienach einen öffent: 
licherechtlichen Charakter. Der Umjtand, day die Befriedigung des Anjpruchs 
durch wirtbichaftliche Leijtungen erfolgt, ändert an diefem Charakter nichts ; 
er ift nur cine Bejtätigung für die Nichtigkeit der Annahme, daß die Tilgungs- 
mittel privat- und öffentlicherechtlicher Obligationen vollkommen gleichartig ſein 
fünnen ?). Mbgejehen von dem ausjchlaggebenden Umftand, dat die Abgaben: 
pflicht der Ausflug eines genofjenjchaftlichen, die Subjeftionspflicht bedingenden 
Zugehörigfeitsverhältniffes it, zeigt jich die bejondere Natur des Verhältniſſes 
in einem weiteren Umfjtande, welcher den Unterjchied zu privatrechtlichen Ver— 
bindlichfeiten klar erfennen läßt. 

Nenn die Nogabenverjafjung bejtimmt, unter welchen thatjächlichen Vor⸗ 
ausſetzungen die Begründung einer Steuerpflicht möglich iſt, ſo iſt, wenn dieſe 
Vorausſetzungen eingetreten ſind, doch eine konkrete Steuerſchuld für den 
Einzelnen noch nicht entjtanden. Hierzu gehört ein weiterer At, die Thatjache 
einer fürmlichen Heranzichung‘) Widerſpricht dieje Heranzicehung dem 
materiellen Recht, jo it Die durch ſie zur Exiſtenz gelangte Steuerpflicht erjt 
dann bejeitigt, wenn ihre Außerfraftjegung auf irgend welche Weije bewirkt 
wurde. So lange dieje leßtere nicht erfolgt it, beſteht ein vielleicht materiell 
rechtSwidriges, aber doc) formelles Necht des Stautes, die gezahlten Beträge 
zu behalten und die Steuerpflicht als gegeben zu erachten. Em Recht des 
Staates, auf Zahlung zu beharren und Legtere durchzuführen, ijt ſchon unter 
allen Umftänden mit dem cinjeitigen Mfte der Heranziehung gegeben. Im 
feinem Staate hat die Reklamation eine die Zahlungspflicht jujpendirende 

Wirfung. Anders im Privatrechte. Hier gelangen die Obligationen der Regel 
nad) Lediglih durch den Vertragsabjchlug zur Entjtehung. Bier wird Die 


", Theorie von Wad in 9. C. P. K. Br. 1 &. 9. 
2) Wal. Jellinef.a. a. O. ©. 61. 
) Mol. Yp. 23 ©. 148 pr. Oberverwaltungsgericht. 
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weitere Thatſache einer bejonderen Aufforderung des zur Zahlung berechtigten 
Kontrahenten für die Frage der Entjtehung der Verbindlichkeit belanglos jein. 
Das Verlangen auf Befriedigung eines Nechtes jet hier legteres als beitehend 
voraus. Ergeht das Verlangen zu Unrecht, jo entjtcht Dadurd) für den im 
Anſpruch Genommenen nie eine Verbindlichkeit, noch nicht einmal eine formelle. 
Auch die aus öffentlichen Intereſſen gejchaffene, bevorzugte Stellung des einen 
an den Nechtsverhältnifje Betheiligten, die vorläufige Befriedigung des An- 
jpruchs zu realifiven, fehlt im Brivatrechte. Hier wird Zwang erſt in der 
Form der Gewalt eines Urtheils möglich, welches den Streit beendet hat. 
Im Abgabenrecht ift die Amvendung dieſes Zwanges jchon im erjten Stadium 
des moch nicht entjchtedenen Streite3 gegeben. Iſt kraft gejeglicher Borjchrift 
der Betrag, der reflamirt wird, gezahlt, jo ift diefe dem Anjpruche auf Rück— 
eritattung zu Grunde liegende Nechtslage nach dem VBorausgegangenen ohne 
Zweifel eine öffentlicherechtliche. Denn das Fundament des Anjpruchs be 
iteht allein in der ‚zrage: Beſtand eine Verbindlichfeit zur Erfüllung des An- 
ſpruchs, deſſen Vermögenswerth zurücdverlangt wird nach den materiellen 
Grundjägen des öffentlichen Rechtes oder nicht? Da die formelle Pflicht zur 
vorläufigen Entrichtung gejeglich fejtiteht, fann nur das materielle Recht dem 
Gemeinweſen die Befugniß zuiprechen, das Bereinnahmte auch endgültig zu 
behalten. Für die das Necht jprechende Behörde ijt die Aufgabe, wie Sar- 
weg ') richtig bemerkt, „in Wahrheit diejelbe, wie wenn vor der Zahlung 
die Zahlungspflicht beftritten iſt.“ 

Sonach iſt klar zu erfennen, daß das Fundament, welches dem Haupt: 
anjpruche auf Zahlung und dem Anjpruche des Einzelnen auf Nüd- 
erftattung zu Grunde liegt, ein und dasjelbe ift?). 

Es ijt daher auch die nun jeitens des Neichsgerichts anerkannte Auf— 
faflung zu billigen, wonach) es bei Beftimmung der Nechtsnatur des Anjpruchs 
auf Nückerjtattung zuläflig und erforderlich it, auf die Nechtsnatur der dem 
Hauptanipruche auf Zahlung zu Grunde liegenden Verbindlichkeit zurüczus 
geben, und das Nejultat der über die Natur des Dauptanjpruchs ftattgehabten 
Unterſuchung beftimmend iſt für die Natur des Anjpruchs auf Nücderjtattung. 
Wenn dteje legtere Konjequenz in voller Schärfe von Seiten des Neichsgerichts 
nicht gezogen wird, wenn man insbejondere bei dem Anſpruche auf Rück— 
eritattung in dem Stlaggrunde zwei?) Beitandtheile umnterjcheidend bemerft: 
I) Der Klaggrund ift öffentlich-rechtlich, da der Streit die Frage be 
trifft, ob eine Öffentlich-rechtliche Verpflichtung des Klägers zur Leitung be: 
ftanden Hat. 2) Er iſt privatsrechtlicher Natur injoweit, als von der 
Klage mit Rückſicht auf das angebliche Nichtbeftehen einer öffentlich-rechtlichen 


') Das öffentliche Recht und die Verwaltungsrechtspflege 5. 335. 
Es ergibt ſich hieraus eine wichtige Konſequenz hinsichtlich des Verhältniſſes zwischen 
Legitimation und Begründung des Anipruchs. Eritere iſt gegeben, jobald obne Widerſpruch 
des Staates oder Kommune behauptet wird, die Beziehungen, welche die Vorausiegungen 
der Abgabenpflicht enthalten, jeien al3 vorhanden angenommen worden. Die Begründung 
des Anipruchs auf Rüderjtattung it vorhanden, fobald feititebt, daß jene Beziehungen 
in der That nicht vorlagen. So qualifizirt die Behauptung der gliedlichen Stellung und 
der Nachweis, daß letztere nicht gegeben war, das Verhältniß zu einem Streit, der ohne die 
‚yrage der genofienichaftlichen Beziebung nicht denkbar iſt. Deßhalb iſt das Verhältniß ein 
öftentlicherechtliches. Auch für die Verneinung der für den Anjpruch maßgebenden Frage 
tommt das die Frage der Begründung des Hauptanipruchs enticheidende echt, das öffent: 
lihe Recht zur Anwendung. 

) R.G. Reger Bd. 12 5. 105. 
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Verpflichtung die Borausjegungen des Anſpruchs auf Rüdzahlung 
einer aus Irrthum geleifteten Zahlung behauptet werden, jo erflärt fich dies 
nur aus dem Beſtreben unjeres oberften Gerichtshofes, mit jeiner früheren 
Auffaſſung nicht in Widerjpruc) zu gerathen. Nach) legteren gehörten befanntlich 
Nüdforderungsanjprüche gegen den Staat als Bermögenrechtsjubjeft wegen 
Verlegung des flägerijchen VBermögensrechtes durch eine dem objektiven Rechte 
zumider Seitens der Staatsbehörde erfolgte Einziehung von Beträgen, Die 
angeblich jeitens des Klägers gejchuldet waren, zu den bürgerlichen Rechts— 
jtreitigfeiten '). Dieje Aurfafjung, deren Konjequenz in der Unterjtellung aller 
auch der rechtskräftig emtjchiedenen Verwaltungsafte unter die zivilgerichtliche 
Kontrolle beitcht, mußte zu ihrer juriftiichen Gewandung eine im Gebiete der 
bürgerlichen NRechtsftreitigfeiten befindliche und der Lage des Falles entiprechende 
Formel gebrauchen. Dieje analoge Formel war die privatrechtliche Rechts— 
figur der condietio indebiti oder sine causa. Da jedoch das öffentlich-recht- 
liche Fundament des Klageanjpruchs nicht zu leugnen war, mußte das Vor— 
handenjein einer den ordentlichen Nechtsweg zulafjendenden bürgerlichen Nechts- 
jtreitigfeit injoweit zum Ausdruck gebracht werden, als man den Anipruch auf 
Nüdzahlung einer aus Irrthum geleiteten Zahlung für den privatredt- 
lihen Bejtandtheil des Klagegrundes erklärte. 

Unjeres Erachtens ift dieſe Auffaffung, welche die vorhandene Rechts: 
unficherheit feineswegs bejeitigt, auch nicht viel zur eich der Rechtsfrage 
beiträgt, ſchon deßhalb unhaltbar, weil fie einen inneren Widerjpruch im ſich 
birgt. Wie joll man es verjtehen, daß ein und derjelbe Anjpruch fich in 
den Gebieten zweier gänzlich verjchiedenartiger Rechte bewegt?) 

Der Anjpruch hat eine zweifache Natur, wenn man „ein Fundament 
in öffentlich-rechtliche und privat-rechtliche Elemente zerlegt. Dann iſt, um ein 
Bild zu gebrauchen, lediglich von dem Maße der Einwirkung, welches die ver— 
ſchiedenartig gefärbten Bauſteine des gemiſchten Rechtsgebildes auf den beob— 
achtenden Hlichter ausüben, die Entjcheidung abhängig, welches Element in der 
Miſchung jchlielich die Oberhand behalten und hiernach Dem compositum 
mixtum jein „Gepräge“ aufgedrückt hat°). Es iſt Har, daß dann einfach das 
jubjeftive Gefühl des Nichters fich für eine Farbe der zweifach folorirten 
Rechtszeichnung entjcheidet. Abgejehen hiervon it es nun überhaupt nicht 
als zuläſſig zu betrachten, im Fragefalle das VBorhandenjein privatrecht- 
licher Elemente im Klagegrunde anzuerfennen. Es hat das Neichsgericht 
jelbjt in einer ganz konſtanten Praxis den richtigen Sag zum Dogma erhoben, 
daß der Klagegrund eines Anjpruchs durch die objektive Beſchaffenheit 
des legteren und nicht durch die einjeitige PBarteibehauptung des Klägers be- 
jtimmt werde‘). Es fünnen hiernach nur diejenigen privatrechtlichen Rechts— 
Jäge und bürgerlichen Rechtsinftitute in Betracht kommen, die in der That nach 
richterlicher Feſtſtellung geeignet ſind, als Faktoren bei Bildung des Klage— 


WB, in Bd. 11 ©. 67. 

”, Tiefe Erfeheinung i it u. E. nur bei präjudiziellen Norlagen, die bier gar nicht in 
Frage kommen, als zuläſſig zu erachten. 

») Mit publiziftifchen , ‚Gepräge” operirt Wach o. a. O. 108, indem er die recht— 
liche Farbe des Anſpruchs auf Leiſtung auch demjenigen auf — 5— gibt. In preuß. 
Oberverwaltungsgericht B. 23. 5. 148 ift der Erſtattungsanſpruch der „Dauptiache” nach 
öffentlich- rechtlicher Natur „und drückt auch den dabei etwa in Betracht, fommenden privat 
rehtliben Rerbältnilien das publiziitiiche Gepräge auf“ 

9 — „den 23 n Gaupp a, o. O. ©. 16 zitirten Enticheidungen vgl. insbes 
fondere Bd. I S. 164 X 221, XXV ©, 330. 
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grundes zu fungiren. Da num Slagegrund weiter nichts ijt, al$ die zur Be— 
gründung des klägeriſchen Anjpruchs geeignete Verbindung eines Rechtſatzes 
mit den tHatiächfichen Verhältniffen, jo fommt nur der Nechtsjag als klage— 
grumdbildender Faktor in Betracht, von dem nicht nur behauptet, Jondern aud) 
erwiejen tft, dab er mit der thatjächlichen Lage des Falles verbunden werden 
oder doch an legtere angefnüpft, angepaßt werden fann. Dieje Fähigkeit 
zur Eingehung einer jolchen Verbindung ift aber bei jämmtlichen 
im Fragefalle zur rechtlichen Gewandung des Anſpruchs von einem Theile 
unjerer Praxis herangezogenen privatrechtlichen NRechtsjägen niht nach 
weisbar. 

Es joll dieje Behauptung einzeln für die in Betracht kommenden NRechts- 
Jäge nachgewiejen werden. Und zwar joll die gerade zunächſt liegende Rechts— 
figur der condictio indebiti zulegt behandelt werden, da hier eine eingehende 
Motivterung erforderlich) it. 


8 2. Privatrechtliche Befandtheile des Klagegrundes ? 


Man hat zumächit die mit der Kondiktionslehre in innerem Zuſammen— 
hang itehende negotiorum gestio herangezogen, um den Anjpruch auf 
hüdleiftung einer für den Kläger nicht geichuldeten, jedoch einem Anderen 
obliegenden Abgabe gegen diejen leßteren in Wahrheit zur Entrichtung ver- 
plichtet Gewejenen und deßhalb nun auf Erjtattung Belangten zu begründen.') 

Nehmen wir an, es jet durch eine materiell rechtöwidrige Heranziehung 
A mit einer Abgabenjchuld belajtet worden, deren Entrichtung in Wahr: 
heit B oblag. Da gegen B eine Veranlagung oder Heranziehung nicht erfolgte, 
beitand für ihn eine Abgabenjchuld überhaupt nicht. A zahlt die Schuld, 
jieht aber jpäter ein, daß B der wahre Abgabenjchuldner war. Kann hier der 
Sritattungsanjpruch des A gegen B auf „Geichäftsführung“ begründet ſein? 
Zunächſt hat doch A geglaubt, er führe jeine eigenen Gejchäfte, als er zahlte. 
Er dachte nicht daran, einen Anderen duch die Zahlung zu verpflichten, 
da er cine Schuld für jeine Perſon für begründet bielt. Aber nicht nur 
der Glaube, daß eigene Gejchäftsführung vorlag, jondern die Thatſache 
der eigenen Gejchäftsführung jelbjt liegt vor. Denn für B bejtand, wie 
ihon erwähnt, eine Abgabenjchuld überhaupt nicht, jondern lediglic) die Mög— 
lıchfeit der Begründung einer jolchen, wenn richtig verfahren worden wäre. 
Da A eine Außerkraftiegung jeiner Heranziehung nicht bewirfte, bejtand allein 
für den A die Steuerjchuld zu Necht. Durch ihre Tilgung bat A nur 
jeine Schuld bezahlt.?) ES dürfte ohne Weiteres einleuchten, dat die Pajjivität 
des eine materiell nicht zu Necht beitehende Abgabejchuld Zahlenden formelles 
Recht gegen den Zahlenden in der Art jchafft, daß die Frage der Begründung 
der Abgabenſchuld rechtskräftig zu Gunſten der Behörde umd zu Ungunjten 
des Zahlenden erledigt iſt. Aber auch Dritten gegemüber wirft die Rechte: 
fraft des formellen Rechtes. Es kann Die Frage, ob der ftaatliche Haupt- 
anipruch auf Zahlung einen anderen Schuldner habe, mangels bejonderer 
Regelung der pofitiven Geſetzgebung') auch nicht mehr gegen den in Wahrheit 
Lerpflichteten geprüft werden. Wenn auch fraft bejonderer Negelung die 
Behörde ein verjährbares Recht der Nachforderung gegen den verjehentlich 


— 





Tezner a. a. O. ©. 533, pr. Oberv.G. Bd. 18 S. 169, ©. 172. 
»Dies führt ſcharf aus pr. O. V. G. Bd. 23 ©. 148, 
) Dies iſt z. B. im Preußen der Fall. 

Anualen des Deutſchen Reihe, 1890. 
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Uebergangenen bat, jo hat doch der materiell zu Unrecht Zahlende ein Rechts: 
mittel gegen Legteren nicht. Denn in dem perjönlichen Verhältniſſe der beiden 
zulegt genannten Berjonen kann B, gegen den eine Heranziehung nicht erfolgte, 
jich zwar nicht auf die Nechtsfraft des Verhältnijjes zwijchen A und dem 
Staat berufen. Eine Entjheidung liegt nicht vor und ein Streit lag 
nicht vor. Wäre es aber zuläjlig, die Säge von der Rechtskraft einer Ent: 
ſcheidung auf den Fall der Rechtskraft eines Verhältniſſes auszudehnen, ſo 
würde, da das Urtheil nur für und gegen die Prozeßparteien wirkt, die Rechts— 
beziehung zwiichen A und der Behörde nur für und gegen diejelben wirfjam 
jein. Zrogdem bleiben die Wirkungen der Nechtsfraft des Verbältnijjes 
zwiichen A und der Behörde derart beitehen, daß ſich auch B auf diejelben 
berufen fann. Und zwar wird diefe Berufung damit begründet, daß nach dem 
im öffentlichen Nechte anerfannten Grundjage des dem Einzelnen hinfichtlich 
der Nichtigkeit behördlicher Akte verliehenen Brüfungsrechts es nicht zuläſſig 
erjcheint, durch angebliche Zahlung einer Nichtichuld dem B jein Reklamations— 
recht zu nehmen. Die Nechtsitellung des legteren der Behörde gegenüber darf 
nicht in Folge der Ballivität des A verjchlechtert werden. Auf die Frage, ob 
B mit Erfolg dag NWeclamationsrecht aus irgend einem Grunde ausüben 
fonnte, fommt es nicht an. Es genügt, daß das dem Einzelnen an jich zus 
jtehende Recht der Reklamation nicht mehr gegeben war nad) Zage des Falles. 
Selbjt dann, wenn mach den öffentlichsrechtlihen Grundjägen über die Be— 
gründung einer Abgabenichuld nicht erwiejen wäre, dab A durch die Zahlung 
nur jeine eigenen Gejchäfte führte, wenn man der materiellen Nechtsfrage 
den Borzug geben wollte vor dem formellen Standpunkte, müßte man doch 
fragen: Wenn A die Gejchäfte des B durch die Zahlung führte, wo bleibt 
das weitere — der Nothwendigkeit oder Nützlichkeit der Ge— 
ſchäftsführung? Die durch die Paſſivität des A bewirkte Verſchlechteruug 
der Rechtsſtellung des B macht den Nachweis jeder von den beiden erforder: 
lichen Eigenjchaften der Gejchäftsführung nicht möglich, Sonad) fann das 
privatrechtliche Inftitut der Gejchäftsführung deßhalb nicht zur Begründung 
des Erjtattungsanjpruchs dienen, weil die rechtlichen Beſtandtheile desjelben 
nicht angepaßt werden können an die bejondere Lage des Öffentlichrechtlichen 
alles. Auch die Annahme eines Mandates jcheint, wie jofort erjichtlich, 
nicht mit dem Falle verbunden werden zu können. Ein Vollmachtsauftrag 
liegt nicht vor; die am jich bedenkliche Annahme eines „ſtillſchweigenden Auf: 
trages“ darf gerade im Öffentlichen Rechte als ausgeichloffen betrachtet werden; 
bier werden die Nechtszuftändigfeiten von dem Betheiligten in eigener Perjon 
gewahrt. Zudem ijt es klar, daß zwei Gründe bejonders die Annahme eines 
Mandates abweijen. Einmal der jchon erwähnte Umstand, wonach derjenige, 
welcher durch Befolgung einer Anforderung jeine eigenen Geſchäfte führt, fremde 
Rechtsangelegenheit überhaupt nicht beſorgt. Sodann gilt der Satz des Man— 
dates Br. L. 1. Theil 16. Titel $ 43: „Wer die Schuld eines Anderen mit 
oder ohne Auftrag bezahlt, befreit denjelben von jeiner Verbindlichkeit” im 
Öffentlichen Nechte nicht. Denn troß der Zahlung des A wird B von jeiner 
Schuld nicht befreit. Der Behörde gegenüber beiteht das wahre Schuldver- 
hältniß fort, der wahre Schuldner iſt nicht befreit, das behördliche Necht der 
————— gegen B bringt die noch vorhandene Schuld des letzteren zur 
Geltung. 

Es bedarf feiner weiteren Ausführung, daß dieſer legtere Geſichtspunkt 
ohne Weiteres die Annahme einer nüglichen Verwendung und ungerechtfertigten 
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Bereicherung legtere im Sinne einer condietio sine causa bejeitigt. Solange 
eine Steuerpflicht de8 B, Die auf dem Wege der Neklamation jeitens des A 
hätte zu Tag treten fünnen, überhaupt nicht bejtand, tjt die Zahlung des A 
nicht zu Nutzen des B erfolgt. Eine Bereicherung liegt nicht vor, weil Die 
Erjparung einer Ausgabe, hier der Schuß des B gegen die fünjtige Konſti— 
tuierung Seiner Stenerichuld gar nicht erfolgt iſt durch die Zahlung des A, 
da die Behörde ein Nacherhebungsrecht bat. Wenn man das lettere berück— 
jichtigt, dann jcheint e8 auch nicht zuläſſig, die Klage „ihrem jchließlichen 
Grunde nach auf Billigfeit, insbejondere auf dem jchon im römischen Rechte 
gültigen Grundjage, dag Niemand aus des Anderen Schaden Bor: 
theil ziehen dürfe“ beruhen zu lajjen.!) Die Heranziehung eines der: 
artigen Satzes erjcheint angejicht® des Umſtandes, day dasjelbe Gericht die 
Bereicherung des B verneint, weil der jtenerberechtigte Verband den anfänglich 
Uebergegangenen noch nachträglich beranziehen fünne, in hohem Maße infonje- 
quent. Es it flar, daß zwar A in Folge jeiner Paſſivität fich geichädigt hat, 
für B jedodh bei dem Weiterbeitehen des wahren Schuldverhältnijjes ein 
„Bortheil* nicht erwachjen iſt. Zudem iſt es beute faſt allgemein anerkannt, 
daß jener Billigfeitsfag auf einem Mißverſtändniß der früheren gemeinrecht: 
lihen Theorie und Praxis beruht.) Es kann in der That Jeder aus dem 
Schaden eines Anderen Vortheil ziehen, jo lange er ich nur nicht mit dem 
Gejege in Widerjpruch bringt. Die Ihatiache der Bereicherung an jich begründet 
feinen Anſpruch auf Rüderjtattung, jondern nur die der Bereicherung, welche 
zu Unrecht erfolgt iſt. Hienach dürften die jämmtlichen bier angeführten 
privatrechtlichen Momente nicht die nachweisbare Fähigkeit zur Verbindung 
mit der bejonderen thatjächlichen Lage des Falles beſitzen. Spferne überhaupt 
die pofitive Gejeggebimg den Ausgang von „Streitigkeiten, welche über die 
Vertheilung der aus dem Befteuerungsrechte fliegenden Abgaben unter den 
Kontribuenten“?) vorsieht, wird Die Besränbung und Beurtheilung des Er— 
ſtattungsanſpruchs zumächjt von der pojitiven Regelung des Gejeges*) und 
mangels eines jolchen ohne Zuhilfenahme privatrechtlicher Momente zu ver: 
juchen jein. Eine der Billigkeit und Konſequenz entiprechende Regelung würde 
die Eritattungsfähigfeit des Schadens dann ausjchliegen müſſen, wenn derjelbe 
auf dem eignen Durch pajjives Verhalten des Zahlenden veranlahten Ber- 
ihulden des Gejchädigten beruht und andererfeitS der jteuerberechtigte Verband 
von jeinem Nacherhebungsrechte gegen den wahren zunächſt übergegangenen 
Schuldner Gebrauch gemacht hat. Iſt Verjährung diejes Nacherhebungsrechtes 
eingetreten, dann jollte das Verſehen, deſſen Folgen gegen den Staat bejtehen 
müſſen, in der Weije reparaturfähig jein, day der Einzelne materiell zu Unvecht 
berangezogene auf dem Wege des Civilprozejfes ein Klagerecht gegen den 
Uebergangenen erhält. Es mühte diefem Prozejje jedoch, damit das Prüfungs- 
teht des B gegenüber der Gejeglichfeit behördlicher Akte gewahrt bleibt, ein 
Vorverfahren vorausgehen, in welchem auf Anrufen des A die Behörde jelbit 
nach Ablauf der Neflamationsfrijt für A im der Weije thätig wird, dal; ie 
dem B nachiweiit die Gejeglichkeit des Verfahrens an jich und die Thatſache 


ı 
©. 148. 
” Vgl. Motive zum Entwurf Bo. II ©. 829. 
So. Br. Landredit. 2. Theil, Titel 14, 8 9. 
* im preuß. Recht find es die Regeln „einer ohne ausdrüdlichen Vertrag entitandenen 
Gemeinihaft“, Th. 1 Tit. 17 Abichnitt 1. 


Dies iſt die Begründung des Eritattungsanipruchs in pr. Oberv-G. Wo. XXIII, 
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des im Verhältniſſe jowohl des A zu ihr‘) als auch in der Nechtsitellung 
zwijchen ihr und B?) nicht mehr reparaturfähigen Verſehens. 

E3 ijt bei der Ausführung unſeres Vorjchlages die Konjequenz, dab der 
Staat zwei Steuerjchuldner hat und den doppelten Betrag der Schuld bei 
Realifierung der Nacherhebung behält, eher zu ertragen, als die Folge, welche 
bei anderweiter Regelung bejteht: Gejtattung des Stlagerechtes einem Ge— 
jchädigten, welcher durch eigenes VBerjchulden, die an Jich gegebene Mög- 
lichkeit zur Abwendung des Schadens nicht benußte und Doppelte Zahlungs 
pflicht desjenigen, deſſen anfängliche Nichtheranziehung auf einem Verſchulden 
der Behörde beruht! 

Was num die Nechtsfigur der privatrechtlichen condietio indebiti anlangt, 
jo fann dieje in dem Verhältniſſe jtreitender Kontribuenten untereinander 
überhaupt nicht in Betracht kommen, weil der Beklagte B nur auf Erjtattung 
einer an einen Anderen, an die Behörde, gezahlten Summe belangt wird. 
Die condictio indebiti jegt aber Identität des Schuldners und 
Zahlungsempfängers voraus.?) 

Es wird ſich fragen: Kann die Nechtsfigur in dem Verhältniſſe des 
Zahlenden zur Behörde Platz greifen als Klagegrund*) oder doch als Beitand- 
theil?) desjelben? Wir verneinen auch dieje Frage aus folgenden Gründen: 

Die eimjeitige Vollziehbarfeitserflärung einer öffentlichen Abgabe hat die 
Wirfung eines nach) vorausgegangenem Rechtsitreite erlaſſenen und rechtskräftig 
gewordenen Erfenntnifjes, da nunmehr die Zahlung erzwungen werden fanıt. 

Sit im Folge diejer privilegirten Parteijtellung des Staates eine Zahlung 
zwangsweije realijirt worden oder iſt leßtere erfolgt, um der Bei— 
treibung zu entgehen, jo fann jelbjtverjtändlich diefer Zahlung der ihr 
im Civilrecht beigelegte Charakter einer Anerfennung der öffentlich-recht- 
lichen ‚Forderung nicht beigelegt werden. Gerade dieje Anerkennung it aber, 
wie nicht bejtritten iſt, im Giilrecht von Einfluß bei Bejtimmung der Be: 
weislajt gewejen. Daher dürfte der Grund, aus dem die herrichende Anficht 
dem Kläger den Beweis der Nichteriftenz der vermeinten Schuld aufbürdet, 
für die Mehrzahl der Fälle auf dem Gebiete des öffentlichen Nechtes 
nicht anzuerkennen fein, zumal auf legterem von einer Neception der bejtrittenen, 
zum Theil völlig in der Luft jtebenden Lehren über die Beweislaſt nicht wohl 
die Nede jein fan. Die auf Aufklärung gerichtete Offizialthätigfeit des Vor: 
ſitzenden wird gerade im öffentlichen Necht bei Streitjachen Debatten und Ent— 
jcheidung über die Frage der Beweislajt unnöthig machen. Liegt in der Zahl- 
ung feine Anerfennung, jo babe ich durch die Zahlung nicht auf den Einwand 
der Verjährung verzichtet; es muß daher legtere als Grund der Nüdfor- 
derung der Zahlung anerfannt werden.°) 


" Da die Reklamationsfriit verftrichen ilt. 

Es ilt Verjährung eingetreten. 

— Sehr oft wird dies Dindamentalerforderniß überſehen. Val. Rehbein, Entſch. 
Preuß. Obertribunals Bd. 3 S. 79, Archiv für öffentliches Recht Bd. 9 S. 556 und die 
dort angeführten Enticheidungen. 

* Die Enticheidung in S. A. Bd. 11 S. 130 pa 95 macht den Anfpruh gänzlich 
zu einem privatredtliden. 

»Als „gemischt“ gilt feine Natur in Neger Bd. 12 5. 104. 

6) Nerjährte, irrtbümlich gezahlte Abgaben find nad) dem preuß. Geſeß von 
24. Mai 1861 tondizivbar. — Man muß beachten, daß in der erzwungenen Zahlung 
einer verjährten Abgabe nicht die „Tilgung einer 'obligatio naturalis“ liegt. Tas 
Civilrecht jeht bei der solutio einer obligatio naturalis einen freien Willensat 
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Auch die Auffaffung von der condicetio als einer „Bereiherungs$- 
flage* kann im öffentlichen Nechte nicht gebilligt werden. Nach diejer Aır- 
jicht geht die condietio nur auf den Betrag der zur Zeit der Litisconteitation 
noch etwa vorhandenen Bereicherung.‘) Späterer Wegfall derjelben bejeitigt 
den Anjpruch auf Nüderjtattung, mag nun der Grund des Wegfalld in einem 
Zufalle oder gar in einem vorjäglichen oder fahrläjjigen Handeln 
oder ſonſtigen Gebahren des Empfängers liegen. Dies gilt auch dann, wenn 
es jih um eine Quantität vertretbarer Sachen aljo z. B. um die 
Zurüdzahlung einer irrig getilgten Geldjchuld handelt. „ES fehlt an 
Gründen“, jagen die Motive zu dem Entwurfe eines bürgerlichen Gejegbuchs 
f. d. d. R., dieſen Fall anders zu beurtheilen, als den Fall der Leiftung ans 
derer Sachen“. Soll nun im Gebiete des öffentlichen Nechtes jeder Anjpruch 
ausgeſchloſſen jein, wenn 3. B. das Gemeinweſen, wie in der Negel fofort 
über die zu Unrecht eingezogenen Abgabengelder verfügt? Und zwar indirekt 
zu Gunjten der Abgabepflichtigen, indem durch Zahlung von Schulden die 
Erhebung einer weiteren Umlage eripart wurde??) Soll etwa die Bereicherung 
erit dann al3 vorhanden angenommen werden, wenn der Nachweis erbracht it, 
daß Diejelbe in dem vorhandenen Aftivreft des Haushaltes ſteckt? Ohne 
Zweifel ijt die Privatrechtstheorie gar nicht in der Lage, auch nicht auf dem 
Wege der Analogie, Fragen, die jpeziellen Vorgängen des öffentlichen Nechts 
entnommen find, im erjchöpfender Weije zu beantworten. Unſeres Erachtens 
fann es einem begründeten Bedenfen nicht unterliegen, daß obige Fragen für 
das Öffentliche Necht zu verneinen find. Mean braucht noch nicht an den 
Sag von Glüd (vgl. ©. 56, Anmerkung 1) zu denfen, daß die condictio 
die Natur einer Darlehnsflage habe. Hiernach it die Forderung, daß die 
Grundjäge des Darlehns über Zinslojigfeit und Neftitution einer gleichen 
Quantität vertretbarer Sachen hier anwendbar find, vielleicht zu 


des Zahlenden voraus; es ilt in das Belieben des Einzelnen geitellt, eine klagloſe Obli- 
ation durch Befriedigung anzuerkennen. Aber es fehlt nicht nur der freie Wille des 
Zahlenden — es kann aud vom Standpunkt des Zahlungsempfängers aus 
die obligatio naturalis fehlen. Nacd dem Rechte einer Anzahl öffentlich-rechtlicher 
Gejege iſt durch den Ablauf der Verjährung dem Erhebungsbeamten jedes Recht ge 
nommen, an die Exiſtenz der Forderung zu erinnern und mit einer etwaigen Nechtsunfenntniß 
des Steuerzablers zu rechnen. Der Beamte würde eine Pilichtwidrigkeit begeben, würde er 
verfuchen, etwaige Verſehen wieder gut zu machen, indem er feinerjeits den Eintritt der 
Verjährung nicht beachtete. Man braucht noch nicht an den gänzlihen Wegfall der 
Forderung zu denten, fchon der Mangel einer perjönlichen Legitimation vaubt der obli- 
gatio ibr Subjekt. — Vgl. für Bayern: die Finanzverjährung „zeritört das Forderungs- 
recht jelbit, fie erzeugt nicht blos eine Einrede.“ Seydel, bayer. Staatsrecht Bd. 4 S. 6. 
) ©. oben S. 53 und insbeiondere die Ausführungen von Mandry, ferner Van— 
gerows Pandelten, $ 625; Seufferts praft. Pand.-Recht, $ 436; Errleben über die condictio 
indeb,. ©. 184, 205; Blätter für Rechtsanwendung in Bayern Bd. 17, ©. 53. Tas 
bayr. Zandrecht nähert fich der anderen Auffafiung, wonach der ganze Betrag der uns 
wittelbaren Bereicherung fondizirt werden fan. Vgl. Reger Bd. 10, S. 341. 
NHiernach läge eine Bereiherung zu Gunften dritter Perſonen, der Um— 
lagepflichtigen vor. Dies berüdfichtigt in der That die Entichließung der kgl. Regierung 
von Oberbayern vom 22. Oftober 1886, mitgetheilt in Neger Bd. 9, S. 146 ff. und S. 149. 
— Der Entwurf eines bürgerl. Gejegbuchs fir das deutiche Reich ftellt im Gegenſatze 
zum preuß. Landredte I, 16, $ 193 (Ecciusa. a. ©. N. 82), zum Code civil 
Art. 1378 ff., dem heil. Entwurf Art. 654 und bayr. Entwurf Art. 915, welche 
den Empfänger einer Quantität vertretbarer Sachen zur Neftitution einer gleidhen 
Unantität verbinden, das Prinzip des Wegtalls des Anspruchs auf. — Vogl. Motive 
Br. 2, S. 837. Auch die Verbindlichkeit zur Wertbvergütung entfällt, fobald die Be- 
reiherung 3. 3. der Litisconteitation nicht mehr vorhanden tft. 8 739, Abf. 2 des Entwurfs. 
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dürftig motivirt. Behält man im Auge, daß auch die condietio nur einen 
bejtimmten Nechtsfall aus dem Obligationenrecht darjtellt und begrifflich 
zu leßterem gehört,‘ jo it nicht abzujchen, warum nicht die — — 
Rechtsſä tze über die Obligationen Anwendung erleiden jollen. Diele 
aber jtatuiren eine Verbindlichkeit zum Schadenserjag wmabhängig von dem 
Nachweiie einer noch etiwa vorhandenen Bereicherung. Insbeſondere gilt Dies 
dann, wenn Der Empfänger einer Leiſtung ſich — oder fahrläſſig außer 
Stand geſetzt hat, ſeiner rechtlich begründeten Verpflichtung zur Reſtitution 
des Geleiſteten nachzukommen. Der Entwurf, welcher das Princip der Be— 
reicherung recipirt hat, mußte ohne Frage den konſequenten, oben S. 53 an— 
geführten Satz Windſcheids von dem Wegfall der condietio ſich zu eigen 
machen. Aber nicht immer ſtimmen die Buchſtaben eines an ſich durchdachten 
und folgerichtigen Gejeges mit dem Nechtsgefühle überein. Und nicht jelten 
ind die Fälle, in denen das Rechtsgefühl fiegreich aus diejer Divergenz hervor: 
geht. Auch hier jcheint das Nechtsgefühl die Judifatur des öffentlichen Nechtes 
veranlagt zu haben, den alten, bequemen Pfad zu verlaffen und die legte 
Conſequenz aus einer an ſich recipirten privatrechtlihen Lehre 
nicht zu ziehen. Hat doch die gejammte, in Betracht fommende Judifatur 
entgegen der Windjcheid’schen Jdee den Sag des Vermögensrechtes: »Genus 
perire non censetur« anerfannt und hiernach auch dann eine Zahlungsver- 
bindlichfeit des Empfängers angenommen, wenn aus vein zufälligen Umjtänden 
die Bereicherung längjt vorher bejeitigt jein konnte. Man hat allgemein die 
Frage nach dem Vorhandenjein der Bereicherung 3. 3. der Klageerhebung 
nicht ausdrüdlich zur Borausjegung der Verbindlichkeit zur Werth- 
vergütung gemacht.) Beſteht aber hiernach der Anjpruch unabhängig von 
der Frage der Bereicherung, jo erübrigt in dem Falle, daß der auf Heraus: 
gabe einer sine causa effeftuirten Genusjchuld belangten Gemeinde feine 
paraten Dedfungsmittel zur Verfügung ſtehen, nur die Einitell- 
ung der betreffenden Summe in den Boranjchlag. Dem Kondiktions— 
anjpruche jelbft ift jeine Grumdlage noch nicht entzogen. Auch jelbjt dann iſt 
die Frage nach jeiner Exiſtenz zu bejahen, wenn 3. 3. jeiner Nechtshängigfeit 
bereits der Abjchluß einer Budgetperiode vorliegt und jich bei dem Sieg des 
Kondizenten die Nothiwendigfeit der Umlegung eines anderen — bei 
Vertheilung der in Frage ſtehenden Laſten ergeben könnte. Dieſe Erwägung 
kann den Geſetzgeber nur an die Zweckmäßigkeit einer noch nicht überall durch- 
geführten Aufgabe erinnern: an die Einführung öffentlich:rechtlicher Berjährungs: 
frijten. Kommt es nach den Grundjägen über die obligatio einer Genusjchuld 
auf den unter Umständen nicht leichten und £ojtipieligen Beweis der Bereicherung 
3. 3. der Sllageerhebung nicht an, jo fünnen wir der Judifatur nur beipflichten, 
daß bei der Nüdforderung eines Nichtumlagepflichtigen die Gemeinde ſich auch 
„nicht auf eine Bereicherung des Umlagepflichtigen hinausreden darf“,“) zumal 
in dem umgefehrten Falle der gegen einen übergegangenen Umlagepflichtigen 
gerichteten Nachforderung diejer nicht mit der Einrede gehört werden fann, Die 


') Eine Ausnahme von diejer Regel „bildet die Enticheidung des bayer. V. G.H. vom 
13. November 1888 in Neger Bd. 10, 341. Hier wird die Frage nach dem Por: 
handenſein der Bereicherung eingehend — 

So die richtige und reformirende Anſchauung des Plenums des bayer. Ver.-Ger.- 
Hofs vom 13. November 1888 in Reger Bd. 10, S. 341. Dieſe Entjcheidung prüft 
übrigens ſämmtliche privatrechtliche Erfordernijie der condietio indebiti für den ge 
gebenen Thatbeitand. 
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Gemeinde jei nicht zu Schaden gefommen, jie habe ja ihren Bedarf durch die 
Umlage bei den übrigen Prlichtigen erhoben. 

Endlich ift nicht zu verfennen, daß die namentlich von Savigny!) ver— 
tretene Auffafjung der condietio, die das Hauptgewicht auf den Irrthum 
legt, im Gebiete des öffentlichen Nechtes nicht anerfannt werden fann. Die 
herrichende Lehre, nach welcher der Richter vor einem non liquet jteht, wenn 
zwar der Beweis von der Nichteriftenz der Verbindlichkeit, deren Beſtehen an— 
genommen wurde, erbracht ift, nicht aber der bejondere Nachweis eines 
Irrthums, kann für das öffentliche Necht feine Geltung beanjpruchen. 

Wer möchte im Ernite annehmen, daß tim Gebiete des öffentlichen Abgaben 
rechtes und der durch die joziale Gejeggebung gewährleiiteten Verjorgungss 
anprüche der hilfsbedürftigen Bevölferung der Sat gelte: 

»Donari videtur, quod nullo jure cogente conceditur?«?) Wer be 
haupten wollte, der, welcher einer erjt jpäter als irrig erfannten Anforderung 
von Abgaben und Beiträgen durch Zahlung nachfam, fünne auch animo don- 
andi gehandelt haben, würde nicht verjtanden werden. Sofern nicht eine 
ausdrüdliche Willenserflärumg vorliegt, darf die im Eivilrecht Geltung 
beanjpruchende Annahme hier als ausgejchlojjen gelten.®) 

Es kann daher nicht gebilligt werden, wenn wir im unjerer Judikatur 
öffentlichrechtlicher Rüdforderungsaniprüche längeren Erörterungen darüber be: 
gegnen, ob die jubjektive VBorausjegung des Nücjorderungsanipruchs, das Vor: 
bandenjein eines Irrthums auf Seiten des Kondizenten nachgewieſen jet. So 
jtellt 3. B. die die Entjcheidung des Plenums des bayeriichen Verwaltungs: 
gerichtshofes vom 13. November 1888 für einen Fall, in dem auf Seite 344 
des Bd. 10, Neger feitgejtellt it, daß Kläger gegen den erhobenen Haupt— 
aufpruch der Gemeinde auf Zahlung reflamirt hatte, an die Spitze ihrer 
Austührungen den Grundjag, daß die Lehren von der condietio indebiti an= 
wendbar zu erachten jeien für den Fall, da auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechtes „die Nickforderung deſſen, was ohne Verpflichtung geleiftet wurde, als 
zuläjlig“ erachtet werde. Nach einer weiteren Erörterung darüber, daß nur 
der Nachweis der nach dem ammendbaren Landesrecht bejtimmten Qualität 
des Irrthums das Nückjorderungsrecht begründe, wird das Vorhandenjein des 
Irrthums ſelbſt deßhalb geleugnet, weil Kläger nicht die verwaltungs 
rechtliche Geltendmachung feines Anſpruchs, auf die er früher verwiejen ivar, 
durchgeführt, jondern jich auf Neklamationen bejchränft hat. Das Leugnen 
des Irrthums mit diejer Motivirung erjcheint jehr bedenklich. Auch die bloße 
Neflamation iſt doch zweifellos der Ausdrud des Willens, daß man die An- 
torderung nicht für begründet hält. Jede Art der Bertheidigung gegenüber 
behördlichen Akten bekundet deutlich die Auffaffung des Subjizirten über die 
Frage der Begründung jeiner Zahlungspflicht. Hat der Kondizent die Auf— 
wendung weiterer Stojten geichent, dann ift angejichts des vorherigen 
Protejtes die Annahme, er babe jchliehlich dem behördlichen Akt zuge: 


S. oben ©. 49, 

”,1.82 deR.I Bähr, die Anerkennung ©. 75. 

. * Vgl. Wielandt, Rechtsſprechung des bad. Verwaltungs-Gerichtshofes S. 112, 
“tr. 185: 

„Insbeſondere ijt die Annabme, welche auf dem Gebiete des bürgerliden Rechtes 
der Rüdforderung einer nicht aus Irrthum geleiiteten Zahlung entgegenitebt, daß der 
Hablende babe ichenten oder fich font freiwillig babe verpflichten wollen, aus dem Gebiete 
des öffentlichen Rechtes ausgeichlofien“. 
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jtimmt, er habe von der Begründung des legteren überzeugt weitere 
Schritte unterlaffen und deihalb ohne Irrthum jeinerjeits gezahlt, une 
haltbar. Dieje gevagte Konjequenz hat man in der That unter Berufung 
auf 2. 35 ©. 12,6: Qui ob rem non defensam solvit, quamvis postea 
defendere paratus est. non repetet. quod solverit, gezogen. Interejjant 
dürfte auch die Ausdehnung des Irrthumsnachweiſes in dem Falle jein, in 
dem nach der beionderen Lage die als Kläger auftretenden Kondizenten, über— 
haupt nicht als Zahlende in der Nechtsfigur der condictio indebiti in Bes 
tracht kommen. Schon in Rehbein, Entjcheidungen des vormaligen Ober- 
tribunals III. Band ©. 79 iſt fonftatirt, daß ein Fall von der Praxis als 
eondictio indebiti behandelt wurde, indem noch nicht einmal eine Zahlung 
des Kondizenten vorlag. Im der Enticheidung Gr. Landgerichts Lübeck vom 
7. Februar 1892 in Sachen Köſter gegen die Steuerbehörde Lübeck iſt für die 
Frage des Irrthumsnachweiſes ein Fall behandelt, in dem das Verhalten des 
ZTeitamentsvolljtreders, welcher die von den Erben des BVerjtorbenen nun kon— 
Dizirte Steuer aus dem Nachlafje gezahlt hatte, als mahgebend für die kon— 
Dizirenden Erben angejcehen wurde. Weil der Teftamentsvollitreder die Zahlung, 
welche die Rüdforderung begründen ſoll, ohne Proteſt gemacht habe, wurde 
das Nücforderungsreht verjagt. Und dies mit einer Begründung, welche 
binfichtlich der eondietio indebiti wie sine causa das Schwergewicht auf die 
Willensrihtung des Zahlenden, auf die Frage nad) dem Nachweije 
eines Irrthums legt. Der Tejtamentsvollitreder habe, nachdem cine Be— 
jchwerde über den Steuerfag von 1891 verworfen worden, den Steuerzettel 
von 1892 bezahlt. Er babe daher nicht nach dem verwerfenden Bejcheide bei 
jeiner Ueberzeugung von der Steuerfreiheit der Komdizenten verharrt. Wäre 
er hiernach durch den Bescheid eines Beſſeren belehrt, jo habe er die Steuer: 
pfliht anerfannt. Zweifelt er aber noch, jo läge der Fall vor, von welchem 
die Motive zum Entwurfe eines bürgerlichen Gejegbuches Bd. II ©. 834 
jagten: Sit in der erfennbaren Abjicht geleiftet, da es bei der Leitung 
verbleiben jolle, auch wenn die Verbindlichkeit nicht beitehe, To kann wegen des 
eventuellen Verzichts auf den Erjtattungsanjpruch nicht kondizirt werden”. 
Ein Irrthum zur Zeit der Zahlung ſei nicht erjichtlich. Für eine 
condiectio sine causa werde zwar nicht erfordert, daß unter Proteit 
gezahlt jei oder mit Vorbehalt, wohl aber, dab nicht freiwillig, aljo 
nicht mit dem Willen, eine Forderung zu tilgen, man gezahlt habe. Die Ab- 
jicht, eine Forderung zu erfüllen, liege nicht vor, wenn man gezwungen oder 
vor drohender Bolljtredung zurücweichend, zahlte, was in der Regel durch 
eine Zahlung unter Proteit ausreichend bewiejen werde. Die vorbehaltlofe 
Zahlung erfolge dagegen in der Abficht, eine Forderung zu tilgen. Das jei 
gewiß, „daihr feine andere Beitimmung von den Zahlenden gegeben wurde“. 

Es iſt unjerer Anficht nach ein nicht lösbarer Widerjpruch, wenn man 
Hinfichtlich eines und desjelben Anjpruchs erklärt, es jei „ein Irrthum nicht 
erfichtlich”, andererjeits jagt, die Zahlung habe feine andere Beltummung, 
als eine Forderung zu tilgen. Wenn legtere in der That nicht beitand, ſo 
folgt, da der animus donandi ausgejchloffen it, hieraus nur die Nichtigkeit 
der Unnahme, dab ein Irrthum beſtand.,) Deßhalb genügt die Behauptung 


) Im Zivilrecht iſt die Thatſache der Zahlung einer Nichtihuld auf Grund des 
Glaubens, es läge eine Schuld vor, nur eine Bermuthung für einen darüber obgemalteten 
Irrthum; der befondere Beweis der Exiſtenz eines Irrthums iſt aber die Vorausiegung 
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des Irrthums, einen beionderen Nachweis desjelben neben dem Nach- 
weite der Thatſache, daß eine Öffentlich-rechtliche Verpflichtung nicht beitanden 
hatte, wird man für das Öffentliche Necht nicht verlangen dürfen. 

In legterem Gebiete ijt übrigens zunächst ein Irrthum des Zahlenden 
im Gegenjage zum Zivilrechte gar nicht erkennbar. Bet dem öffentlich-rechtlichen 
Kondiktionsanſpruche it es zunächſt der Irrthum des Zablungsempfängers, der 
durch die Anforderung bei dem auf die Autorität der ftaatlichen oder kommu— 
nalen Behörde vertrauenden Individuum Die Zahlung herv orruft und eventuell 
dieſelbe vermöge jeiner privilegirten | Stellung realiſirt. Im Zivilrecht ſchließt 
die Zahlung, welche unter Kenntniß der Nichtexiſtenz der angeblichen Forderung 
erfolgte, die condietio aus. Im öffentlichen Rechte fann Jeder kondiziren, 
der zur Vermeidung von Koſten oder eines Ziwangverfahrens zahlte. Dann 
liegt eine condietio sine causa vor, da im Zivilrecht nicht der nur für 
die Frage des Umfangs der Haftpflicht bedeutiame Irrthum des Zahlungs 
empjängers, jondern derjenige des Zahlenden die condietio zu einer 
eondietio indebiti macht. Was die Frage der Qualität des Irrthums 
anlangt, jo jprechen abgejehen von dem bereit3 Gejagten jchweriwiegende Be: 
denfen Dagegen, die zivilrechtlichen Erörterungen in unſer Gebiet zu übertragen. 
Zunächſt haben wir heute noch Aicht einen präzis gefaßten Begriff über das 
Merkmal der Entichuldbarfeit Die Uuellenjtellen enthalten Widerjprüche in 
der Lehre vom Irrthum,!) deren Ausgleichung nicht möglich iſt. Der Ruf, 
die Lehre vom Irrthum müſſe revidirt werden ?), wird nicht eher verhallen, 
bis die beabjichtigte Regelung unjeres Entwurfes zum Neichsrecht erhoben it. 
Hiernach ſind die ſämmtlichen Kontroverſen durch die radikale Beſtimmung be— 
ſeitigt, daß es für die Frage der Begründung des Rückforderungsrechtes weder 
auf den beſonderen Nachweis noch die beſondere Qualität des behaupteten 
Irrthums ankomme. Aber neben der Zweifelhaftigkeit der beſtrittenen Lehren 
Iprechen noch andere Umjtände gegen or Zuläfligkeit einer Rezeption. Der 
Satz der Nedaftoren des preußiſchen Landrechts: Jeder bat das Geſetz zu 
fennen und jein Thun it hiernach zu beurtbeilen, kann heute nicht mehr zum 
Ausgangspunkt von Entjcheidungen gemacht werden, welche die Nechtsunfenntniß 
des Laien zu emer folgenjhweren Schuld desjelben jtempeln. Wenn 
man jchon früher in jenem Satze „die größte aller überhaupt denfbaren 
siktionen?) fand, jo gilt heute diejes Wort Doppelt von der Gegenwart, 
zudem letztere jich eines vajtlojen Betriebes der Gejeggebungsmajchine erfreut, 
Und gerade das öffentliche Necht ift das Feld, auf dem unſere Gejeggebung 
in der Gegenwart vorzugsweile gearbeitet hat. Sowohl die Neuheit der noch 
nicht Folgerichtig *) ausgejtatteten Materie des öffentlichen Nechtes wie das große 
Heer der einzelnen das geltende Necht enthaltenden gejeglichen verordnungs— 
mäßigen und veglementaren Beitimmungen haben es bewirft, daß jelbjt berufene 


für die Begründung der condietio indebiti. Pr. DO. T. III (Pr. 1121) v. 22. April 1842, 
E S. 1 ©. 88. Vogl. ferner Preuß. Landrecht von Koch, Ausgabe 1886, 2. Bo. 
. 384. 

> Vgl. Ardiv für civil. Praris Bd. 57 ©. 182 ff 

) Dr. Heſſe, eine Reviſion der vom ertkum, B. Frommann in Jena, 
Blätter für Rechtsanwendung in Bayern Bd. VII S. 223, Bo. VIII S. 334, Bo. 36 
S. 160. 

Holtzen dorff, Prinzipien der Politik, Berlin 1869. ‚ 
8 *) Vgl. Breuß, Entwidelung des Öffentlichen Nechtes und Schmollers Jahrbücher 
d. 13 5. 1349. 
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Vertreter des Nechtes, Praktifer') offen erflärt haben, es jet ihnen bei den 
Sajten ihres Berufes und der Thätigfeit der Gejeggebungsmajchine in der 
Gegenwart nicht möglich, das geltende Recht näher fennen zu lernen. Dei 
diejer Sachlage muß der durch die Rechtsunfenntnig des Zahlenden veranlaßte 
Irrthum von vermögensrechtlichen Pflichten im öffentlichen Rechte, ſtets als 
entjchuldbar oder doch als zur Begründung des Anjpruchs auf Nücderjtattung 
ausreichend behandelt werden. Und zwar um jo mehr, als die Zahlung im 
öffentlichen Nechte nicht auf der Initiative des Einzelnen, jondern derjenigen 
der Behörde beruht, welche hiernach den Irrthum hervorgerufen hat. Nur 
in einem Theile des öffentlichen Nechtsgebietes muß der Staat die Rechte: 
unfenntniß als unentichuldbar und irrelevant zur Begründung von Anjprüchen 
Einzelner auffallen: es ift dies das Strafrecht. Während der irrige 
Glaube der Behörde im Zivil und öffentlich rechtlichen VBermögensrecht 
diefer nicht das Recht geben fann, jich auf Die Unentjchuldbarfeit des 
Irrthums des Einzelnen ſo z. B. bei Begründung einer ſocialen Ver— 
ſicherungspflicht) zu berufen, vielmehr der Irrthum der Behörde indirekt bei 
Begründung des Anjpruchs auf Befreiung von der geſetzwidrigen Beichwerung 
mitwirft, ijt das Gegentheil im Strafrecht der Fall. Hier jchügt jelbit die 
Befolgung eines behördlichen, gerade zum Zwede jtrafrechtlicher Sicherſtellung 
des Einzelnen von zuſtändiger Seite ertheilten Rathes nicht den Anſpruch auf 
Befreiung von einer trotzdem verhängten Strafe.) Aus höheren Rückſichten 


ı) Mol. die Auslaſſungen der Preſſe bei dem Erlaſſe des preuß. Juſtizminiſters aus 
1894 hinfichtlich der ‚jrage, ob die Zulafiung der Nechtsanmwälte einzufchränten und der 
numerus clausus bergeitellt werden jollte. 

in Ne. 11 der Beitichrift: Invaliditäts- und Altersverfiherung im 
Deuticen Reiche des 2. Nabrgangs vom 15. April 1892 werden für unfere Frage die 
privatrehliden Beitimmungen der condietio indebiti für anwendbar er: 
achtet. Der Antragiteller müſſe „fich in einem entfihuldbaren Redtsirrtbum über 
Berfiherungs- und Leiſtungspflicht“ befunden haben. — U. E. kann von einem 
in eriter Linie in Betracht zu ziehenden Rechtsirrthum des Yaien feine Rede fein. da der 
die Quittungskarte ausftellenden Behörde 3 unäch it die Prüfung biniichtlich der Verficherungs: 
prlicht der Einzelnen obliegt. Bejaht Die Behörde die Frage der Zwangsverficherung, To 
darf und muß fich eventuell der Laie auf dieſe Anihauung der Behörde ver- 
laſſen. Sieht leßtere ipäter jelbjt ein, daß fie ſich geirrt hatte, jo fehlt den Zahlungen 
die causa des Geſetzes. Ties allein gibt der condietio des Laien die Grundlage, 
nicht aber auch die Bejahung der Frage, ob ein entichuldbarer Irrthum des Laien vorliegt- 
Gegen den Verjuch, die Verſagung des Anſpruchs von der Verneinung jener Frage ab- 
bängig ı zu machen, Iprechen auch folgende Gründe bejonders: 

Derjenige, der in eriter Linie zur Wahrung des Nechtes berufen ift, kann 
fich u Rechtsunfundigen gegenüber nicht auf den Irrthum des leßteren berufen, 
falls er jelbit geirrt. Der Irrthum eines mit der Anwendung einer neuen, noch flüffigen 
Materie nicht vertrauten Yaien iſt mehr zu entichuldigen, als derjenige der mit dem Geſetze 
——— umgebenden Behörde. 

2) Ilnjere_jozialen Geſetze bezwecken die Unteritübung und Sicherftellung einzelner 
vwirtbichaftlich Schwachen. Bis jetzt find jedoch mur beitimmte Klaſſen wirtbichaftlich ab— 
hängiger Menschen dem Verficherungszwange unterworfen Es gibt noch andere, der Wohl- 
tbaten des Geſetzes gleichfalls wiürdige und bedürftige Perſonen, die troß ihrer wirthichaft: 
lichen Abhängigkeit noch nicht dem Verfiherungsz wange unterworfen find. Die Frage, 
welche Berfonen dies im einzelnen Falle find, iſt heute noch nicht volltommen geklärt. 
Miürde num die Verfiherungsanftalt nach obigem Worichlage zu Necht die Herausgabe irrig 
bezablter Beiträge verweigern fönnen, jo würde eine rechtlich nicht reparaturfäbige 
Vermögensihädigung wirtbihaftlih ſchwacher Berionen als mittelbarer Erfolg 
eines ſozialpolitiſchen Geſetzes vorliegen. 

R.G. Strafſachen Bd. 1 5. 158: „Neben der Thätigkeit der Behörde muß eine 
folche der Prlichtigen beitehen, welche bezwedt, jich über die Richtigkeit der von der Behörde 
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erlaubt das Strafrecht dem Einzelnen nicht, ſich auf die Autorität der rechts- 
belehrenden Behörde zu verlajjen. Sie jehügt nicht vor jtrafrechtlicher Ber: 
ſchuldung. Hier exiſtirt auch fein Mittel, die Folgen der Nechtsunfenntniß zu 
befeitigen. Und mit Nicht. Wären Unfenntnig und Irrthum auf diejem Ge: 
biete Entichuldigungsgründe, jo wäre die Durchführung des ftaatlichen Anjpruchs 
auf Bejtrafung bejeitigt. 

Es iſt jchon erwähnt worden, daß verjchiedene Bedenfen entgegenjtehen 
der Annahme des Civilvechts, wonad) zwiichen dem Umfange des Anjpruchs 
und der Frage der zur Zeit der Stlageerhebung noch vorhandenen Bereicherung 
ein direftes Abhängigfeitsverhältnig beitehen joll. Es muß nach der herrichen: 
den Lehre ein an jich gegebener Anjpruch auf Rückerſatz einer sine causa ge— 
machten Leiftung entfallen, wenn zur Zeit der Stlageerhebung eine Ber 
reicherung des auf Rückgewähr DBelangten nicht mehr vorhanden ijt. Nehmen 
wir an, der Werthempfänger ijt durch den Empfang der Leiftungen zu Aus— 
gaben veranlafit worden, die vermieden worden wären, falls er die Leitung 
nicht empfangen hätte. Muß nicht auch hier die erfolgte Vermögensverminderung 
als Wegfall der Bereicherung geltend gemacht werden können? Sofern der 
Kauſalzuſammenhang zwiichen Empfang der Leiltung und Ausgabe oder Ver: 
inögensminderung nachweisbar ift, „haben derartige Ausgaben“, wie die Motive 
zum € e. b. ©. Bd. 2 ©. 833 ausdrücdlich bejtätigen, „den Wegfall der 
uniprünglichen Bereicherung zur Folge“.“) Diejer im Civilrecht geltende Sat, 
deſſen Godififation der Entwurf vermieden hat, um nicht Mißdeutungen, neue 
Prozeſſe oder doch deren Verlängerung zu verurjachen, wurde im öffentlichen 
Abgabenrechte ſehr oft zur Beſchränkung des Umfangs unferes Anſpruchs führen 
müſſen. Hier wird oft ſchon von vornherein die Beſtimmung getroffen, daß 
der Ertrag einer neuen Abgabe nur in einer ganz beſtimmten Art und Weiſe 
verwandt werden darf. Iſt nun die Art der Verwendung mit neuen Opfern 
und Ausgaben für das Gemeimvejen verknüpft oder wird etwa der Ueberſchuß, 
welcher durch die Differenz des thatjächlich erzielten und im Voranjchlag ein 
geitellten Betrages gebildet wird, zu nicht ventablen im öffentlichen Intereſſe 
begonnenen Unternehmungen verwandt, jo müſſen im Falle der Gejegwidrigfeit 
der Abgabe Nücderjaganiprüche verjagt werden. Denn auch hier Liegen Ver: 
mögensminderungen vor, die im Zuſammenhange jtehen mit dem Eingange der 
geiegwidrig erhobenen Abgabe. Freilich it der Wille des Gemeinweſens zu: 
nächjt von entjcheidendem Einflufje bei VBerausgabung der erhobenen Abgaben: 
gelder geweſen. Aber diejer Wille wäre nicht gefaßt und ſpäter ſeine Aus— 
führung nicht beſchloſſen worden, wenn nicht in Folge der Erhebungen die 
Mittel zur Verfügung gejtanden hätten. Deßhalb tt doch der Empfang der 
Leiſtung, die Thatſache des Eingangs der Steuer, ein die Verausgabung dieſer 
Stener überhaupt ermöglichender Akt, der im ſeiner jpäteren Sejtaltung zu 
einer Vermögensjchädigung der Gemeinde geworden jein konnte. Auch in 
anderer Hinjicht erjcheint der Umfang des Anſpruchs abhängig von dem Nach: 
weis der Bereicherung, wenn man einer jtrengen dem Einzelintereſſe höchſt 
ngünftigen Auffaffung Folge leijten wollte. Hiernach genügt zur Begründung 
des Anſpruchs auf Rückerſtattung nicht die erzielte Feſtſtellung, daß die in 
Frage kommende Mehrzahlung veranlaßt war durch eine geſetzwidrige Heran— 





oder auf den Rath und die Belehrung der Behörde von ihm jelbit getroffenen Stempel- 
— ſich Gewißheit zu verſchaffen . . .“ 
Val. auh Seufferts Archiv Bd. 33 Nr. 32, 
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ziehung zur Steuer und daß die Zahlung erfolgte durch die rechtsirrthümliche 
Meinung des Zenfiten, es beftehe eine gejegliche Verpflichtung.) Wenn eine 
Mehreinnahme wirklich erzielt jei, jo fünne die Urjache derjelben nur dann auf 
die Forderung des Kondizenten zurücgeführt werden, wenn nachgewiejen jet, 
daß der Ueberſchuß in der Kaſſe, die effektiv vorhandene Bereicherung ich zus 
jammenjege aus der Zahlung des Stondizenten. Es bedürfe einer thatjächlichen 
Nachweilung des Urſprunges des in dem Zablumgsjahre etwa gebliebenen 
Aftivrejtes. Es ſei jelbjtverjtändlich, daß der Nachweis des Kauſalzuſammen— 
hanges zwijchen effektiver Bereicherung und gejegwidriger Ueberforderung nicht 
gleichgejtellt werden dürfe in rechtlicher Hinsicht mit dem Beweis etivaiger 
Minderzahlungen der übrigen Umfagepflichtigen.?) Sollte dieje Auffaſſung, 
welche dem Kondizenten die Laſt eines derartigen Nachweiſes aufbürdet, nicht 
blos für den Fall gelten, daß „nach Ablauf der im Art 163 der Gemeinde- 
Ordnung für die Landestheile Diesjeits des Nheins vorgejehenen Beſchwerde— 
friſt“') von dev Gemeindefafje Nüctorderungsaniprüche geltend gemacht werden, 
jollte e8 zuläſſig jein, dieſe Auffaſſung auch auf andere Fälle des bayriichen 
Abgabenrechts auszudehnen, dann wirde eine Ausdehnung diefer Lehre einer 
vollfommenen Bejeitigung des Nechtes auf Nüdforderung einer öffent: 
licherechtlichen sine causa gezahlten Abgabe gleichfommen. Denn wer fann 
heute bei der verzweigten Verwaltung der Kafjenführung, bei dem Jneinander: 
greifen der einzelnen Stationen der Kaſſenverwaltung am Ende des Zahljahres 
mit Sicherheit nachweijen, auf welche Beſtandtheile des jchlichlich in der Kaſſe 
vorgefundenen Aftivreite8 eine Zahlung, die zurücverlangt wird, jich endlich 
vertheilt? Angejichts der Möglichkeit, daß jeder Zufall, auch jchon die ver: 
ſchiedene rechnerische Behandlung der einzelnen Poſten in jeder Stunde eine 
Verſchiebung des Endergebnifjes verurjachen kann und jich jehr oft die recht: 
liche Beurtheilung der in der Kaſſe gerade vorhandenen Geldjumme biernad) 
ändern muß, kann das Verlangen, den Urjprung der Beitandtheile eines 
Ueberjchuffes und ſodann die effeftive, die unter Berüdjichtigung aller 
Modalitäten wirklich gebliebene Bereicherung, nachweiien zu jollen, geradezu 
unerfüllbar genannt werden. Und weil bis jegt der Nachweis, daß eine der— 
artige Vermehrung der Beweislaft, eine jolche Verschlechterung der Rechts: 
Itellung des Einzelnen in dem Konflitte der Intereflen des Gemeinwejens und 
ihres Gliedes dem Willen des Gejeggebers entipricht, noch nicht erbracht wurde, 
deshalb dürfen die fünftlich ausgeiponnenen Säge der Bereicherung nicht 
für die Frage des Umfangs des Anſpruchs des Einzelnen für amwendbar er: 
achtet werden Dasjelbe gilt, wie aus unſeren obigen Ausführungen hervor— 
geht, von der Frage der Anerfennung, der Beweislajt, des Irr— 
thums und jener Qualität, jonach von Jämmtlichen Merfmalen 
der condietio indebiti. Sonach it auch von legterem Nechtsinjtitute 
erwiejen, daß es nicht die Fähigkeit hat, an die bejondere Lage des öffentlich: 
rechtlichen Falles angepaßt zu werden. Damit aber entfällt die Möglichkeit, 
das Nechtsinjtitut der condietio indebiti als ein Bejitandtheil des Klage: 
grundes des Einzelnen aufzufafien und das Recht auf Nücdforderung erſt dann 
als gegeben zu erachten, wenn die Vorausſetzungen jener privatrechtlichen 
Nechtsfigur nachgewiejen jind. Kommen aber jene Nechtsjäge ganz außer Be 








) or O.V.G. Bd. 4 5. 524, Nr. 171, Enticheidung vom 29. Mai 1883. 
ibid. ©. 527. 
) Blos für diefen ‚Fall it die Enticheidung in Bd. 4 S. 524 getroffen. 
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tracht, jo bleibt nur „der andere Beitandtheil des Klagegrundes“ übrig, es iſt 
dies die ‘Frage, von der wir ausgegangen waren: „beitand nad) den Grund» 
lägen des Öffentlichen Nechtes und zwar nicht nach dem formell, jondern den 
materiellsrechtlichen Grundjägen die Pflicht zur Erfüllung der in Frage 
fommenden öffentlich:rechtlichen Verbindlichkeit?“ Dies ift die Frage, welche 
nicht nur vom Standpunkte der entjcheidenden Behörde!) allein zur Kognition 
vorliegt, jondern auch im Wahrheit das alleinige Fundament des Anſpruchs 
bildet. Deshalb iſt nur die Heranziehung der materiellsrechtlichen Beſtimm— 
ungen des für den Hauptanjpruch auf Zahlung zur Anwendung fomntenden 
Geſetzes zuläſſig. Das Neht auf Nüdforderung tft ausjchliehlich 
publiziftijcher Natur. Die für die heutige Rechtslage entiprechende 
Rechtsform des Anjpruchs joll im Schlußworte genannt werden. — 
Mit der Nealifirung der Pflicht auf Rückgabe der ohne geieglichen Grund als 
„Abgabe vereinnahmten Geldjumme iſt das durch den Eingriff des Gemein: 
weiend tangirte fremde Nechtsgebiet des Einzelnen mwiederhergeitellt. Ob der 
Umfang des Individualanipruchs jich auf weitere Leitungen al3 die Rück— 
gabe der gezahlten Summe erjtrect, dies joll nun erörtert werden. 


Der Anſpruch auf Zinfen, Erfas der Koiten, Schadenserfagredht. 
S 3. Umfang des Anſpruchs. 


Die Frage, ob der zu Unrecht zu öffentlichsrechtlichen Aufwendungen 
Herangezogene neben jeinem Hauptanjpruche auf Rückgabe der gezahlten Summe 
noch eine Mebenforderung auf Zinjen vom Tage der Einnahme des zu Unrecht 
angezahlten Betrages oder der erjten Mahnung oder Stlagezuftellung hat, ift 
m unjerer pojitiven Geſetzgebung zum überwiegenden Theile nicht geregelt. 
Bei dem Meangel einer ausdrüclichen Vorjchrift erklärt ſich zunächſt die in der 
Praxis beobachtete Erjcheinung, wonach man, zurücgehend auf die jogenannten 
„allgemeinen Nechtsgrundjäge* die Beltimmungen des BZivilrechtes für ans 
wendbar hält. Es dürfe eine volle Schadloshaltung für allen durch grund 
loje Zahlungsweigerung entitandenen Schaden in der Negel verlangt werden. 
Tie Zinsanjprüche bildeten nur einen Theil des Schadenerjages und ſeien im 
Prinzip zuzulafien.?) Nach dem Zivilrecht trete jedoch die mora nicht ein, 
wenn der VBerpflichtete aus entjchuldbarer Unkenntniß der Schuld oder ihres 
Betrages oder aus begründetem Zweifel über deren Exiftenz die Leiftung ver- 
zögere.) Eine andere Auffafjung der Praxis it folgende: 

Vie Vorausjegungen des ZivilrechtS jeien überhaupt im dem öffentlich: 
tehtlichen Verhältniffe der auf Zahlung beftehenden Korporation und ihres 
die Zahlungspflicht verneinenden Gliedes nicht vorhanden. Jeder Anjpruch 
auf Zögerungszinjen jege eine Säumniß des zur Zahlung, hier zur Erjtattung 
der zu Unrecht gezahlten Abgabe voraus. Die Reklamation oder Klage des 
Zenſiten habe jedoch nicht eine die Zahlungspflicht jujpendirende Wirkung. 
_ „Die Behörde habe das Recht, vorläufige Zahlung bis zur ausgemachten 
Sache zu verlangen. Der Zenjit würde ſäumig jein, wenn er nicht zahlte. 
Damit aber jei die Annahme einer Säumniß auf Seiten der Behörde um: 





Val. Sarwey a. a. D. ©. 335. 
So Reger Bd. VIII S. 160. z 
Reger Ergänzungsband 5. 382. Val. Bd. VII S. 19, Bd. VIII 2. 160, 
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vereinbar.!) Selbft wenn der Zenfit aus Gründen, die jpäter als richtige, 
die Zahlungspflicht verneinende anerkannt werden, der Aufforderung zur Zahlung 
nicht nachkommt, jo liege jtetS auf jeiner Seite ein Säumniß, ein Ungehorjam 
gegenüber dem staatlichen Gebote vor; aus dieſem Grund wird auch jeder 
Anſpruch auf NRüderitattung von Erefutionskojten für Beiträge, die zu Unrecht 
eingezogen wurden, verjagt.?) 

Die Entjcheidung der Streitfrage dürfte von der Art und Weije der Be: 
antwortung zweier Vorfragen abhängig je. 

1) Darf das Zivilrecht verwandt werden zur Ergänzung der Lücken 
unſerer öffentlichsrechtlichen Gejeggebung ? 

2) Sit es überhaupt richtig, daß das Zivilrecht den Anjpruch auf Zinſen 
begründet ? 

Bei der erſten Frage werden wir zunächit von der Natur des in Frage 
fommenden Rechtsverhältniſſes auszugehen haben. Handelt es fih um privat: 
rechtliche Erjaganiprüche ?°) Wir haben jchon auf Seite 62 diejer Abhandlung 
nachgemwiejen, daß das Fundament des Eriaganjpruchs ausjchlieglich dem öffent: 
fichen Nechte angehört. Der Streit betrifft die Frage allein: Sind die Vor: 
ausjegungen für die Ausübung eines jtaatlichen Doheitsaftes gegeben und ſind 
eventuell die Wirkungen diejer Ausübung zu bejeitigen ? 

Deffentlicherechtlich, jagt Tezner“) it das ganze Schadenserjagrecht, 
welcher zur Ausgleichung vermögensrechtlicher Nachtheile bejtimmt it, Die dem 
Einzelnen aus Vornahme jtaatlicher Hoheitsafte oder aus der Verlegung der 
dem Staat als Gemeinmwejen dem Einzelnen gegenüber obliegenden rechtlichen 
Pflichten erwachjen“. Es jollen qut gemacht werden rechtswidrige Nachtheile, 
deren Durchführung ihren legten Grund in der Subjeftionspflicht des Einzelnen 
unter die Staatsgewalt hatte. Die Wirkungen diefer Nachtheile ſind deshalb 
noch nicht privatrechtliche, weil fie vermögensrechtlicher Natur jind. 

Handelt es jich hiernach um ein Verhältniß, daß völlig von dem öffent— 
lichen Rechte beberricht wird, jo kann bei Ermangelung pofitiver öffentlich: 
rechtlicher Regelung das Zivilrecht mur dann zur Amvendung fommen, wenn 
nicht die Eigenart des Subjeftionsverbältnijies entgegenfteht und das Schweigen 
des Geſetzgeber nicht „qualifizirt” erjcheint. Es kann jehr gut möglich ſein, 
day man mit Abjicht geichwiegen bat, um hierdurch die Frage nach dem Bor: 
handenjein gewiſſer Anjprüche zu verneinen. 

Nach der Interpretion eines großen Theil der mit Anwendung der Ab— 
gabengejege betrauten Behörden ift das Schweigen des Gejeges qualifizirt, 
es werden daher Zinsanjprüche nicht zugebilligt.) Die Gerichte denfen 
anders und haben bereits in einer Neibe von Fällen, in denen die Unrecht: 


) So P. O.8.:G. in Bd. VII, 16, 22 Provinzial:, Nreisabgaben, für Gemeinde- 
abgaben 11. Senat O.-B.-6. v. 20. 11. 1891 in Selbitverwaltung 1891, S. 564. Wal. 
ferner Bd. VI 3. 135 

P. O.V.G. Bd. 27 S. 110 Schulgeld‘ Bd. VI S. 135, Vo. XVI ©. 245, 246. 

Gierke a o. ©. ©. 79: „Wir werden auch dem Staat, den Gemeinden und 
allen anderen öffentlich-rechtlichen Korporationen eine privatrechtliche Erſatzverbindlichkeit 
für den Schaden aufzubürden haben, den ibre Organe innerhalb ihrer Wirkungsſphäre durch 
IOMIDRONE SER ECRUN 2. Nichtverwendung öftenlicher Machtmittel anrichten.” 

) B3 > 


AD. UV. S. 


°) Tieß ift 3. 9. die Praris in Preußen, Heilen, Sachſen-Weimar, Lippe Detmold, 
Anhalt-Deſſau. Praktiker auf diefen Gebieten haben dem Verfaſſer dieſe Thatſache beionders 
beitätigt. Doch iſt die Nuffafiung der Behörden jener Staaten zum überwiegenden Tbeile 
auch in anderen Bundesitaaten anerfannt. 
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mäßigfeit der Erhebung einer Steuer ausgeiprochen wurde, nicht nur Verzugs- 
zinien vom Tage der Mahnung zur Nückzahlung jondern auch vom Tage der 
Einziehung zuerkannt.) Diejer Anjchauung ſteht das Bedenken entgegen, daß 
die Einziehung einer bejtrittenen Abgabe nicht Sache des freien Willens der 
Behörde iſt. Die letere it gar nicht berechtigt, der Behauptung von 
Nechtsgründen, welche die Befugniß zur Zahlungsweigerung enthalten jollen, 
eine die Zahlung juspendirende Wirkung beizulegen. Sie ijt noch ausdrüd: 
Iiher in unjerem gejammten üffentlichen Rechte anerfannten Vorjchrift ver: 
pflichtet, die Einziehung der bejtrittenen Abgabe anzuordnen. Fällt hiernach 
der jtaatliche Eingriff in legter Linie auf den Wortlaut des zwingenden Ge: 
jeges und nicht auf den Willen des ausführenden Organs zurüd, jo kann von 
einer Verſchuldung des legteren nicht gejprochen werden. Irgend cine Ver— 
ihuldung ift aber die Norausjegung einer jeden Zinspflicht, die nach den 
Grumdjägen des Verzugs im Obligationenrecht begründet wird.“) Auch der 
Tag der Zahlungsaufforderung oder Mahnung kann für jich allein den Be: 
ginn der Zinspflicht nicht begründen, wenn man die Nechtsitellung der Behörde 
in Betracht zieht. Der Private, der zahlen kann und die Aufforderung jeines 
privaten Gläubigers für begründet hält, it in der Lage, der Mahnung jofort 
nachzukommen. Niemand hindert ihn hieran. Zahlt er trog Fälligkeit und 
Mahnung nicht, jo ift jein Verzug gegeben. Anders it die Behörde geitellt. 
Sie kann, falls jie allein über den Neflamationsanjpruch nicht entjcheiden darf, 
ohne Enticheidung der kompetenten Stelle ihrer etwa begründeten Pflicht zur 
Nidgabe eines sine causa empfangenen Vermögenswerthes gar nicht nach» 
kommen. Sie ijt hieran durch die zwingenden Beſtimmungen unjerer öffentlich- 
rechtlichen Abgabengejege gehindert. Dieje Unmöglichkeit, von getroffener 
behördlicher Entjcheidung Das Berlangen des Neflamanten zu erfüllen, muß 
gleichfalls die Annahme einer Verjchuldung ausichliegen.’) ES bleibt hiernach 
noch der Tag des Prozehbeginns übrig, Er kommt nur in Betracht in den 
sällen, in welchen das pojitive Necht den Nechtsweg gegen die Zahlungs: 
weigerung der Behörde gejtattet. Früher war im gemeinen echte ange: 
nommen worden, daß mit dem Prozeßbeginne der Verzug des Beklagten ge: 
geben jei. „Dies it nicht richtig,“ bemerft mit Necht Dernburg.*) „Verzug 
im technischen Sinne jegt Schuld bei der Verzögerung voraus. Der Beklagte 
fann aber auch aus guten Gründen die Anjprüche des Klägers für ungerecht: 
fertigt halten und ift dann jicher nicht in Schuld, wenn er jich vertheidigt.“°) 


) Siebe 3. B. Urtheil ®. Landgerichts Weimar in der Sache Plathner ꝛc. Fiscus 
332/88 vom 12. Dezember 1892. Hier wurden Zinien vom Tage der Zahlung zuerkannt, 
Bol. auch Praris in Lübed. — Die Praris halt Verzugszinien vom Tage der Mahnung 
oder Hlagezuitellung zum Theil für jelbitveritändlic. Sie läßt ſich auf eine Prüfung der 
Frage. ob die Zahlungsweigerung dem Beklagten zur Schuld angerechnet werden muß, gar 
nicht ein. — Konjequent haben ſtets unter den Verwaltungsgerichten das preußiiche und 
badiihe NWermaltungsgericht das Beſtehen einer öffentlich-rechtlihen Verpflichtung von Ber- 
zugszinſen verneint. ‚yür Baden, Neger Bd. 5 ©. 120. Werzugszinien von öffentlich— 
techtlihen Erjaßforderungen werden auch vom öſterreichiſchen Reichsgericht für jelbit- 
verständlich gehalten. Val. Hye, Nr. 26, Archiv für öffentliches Recht Bd. 9 ©. 503. 

Val. Dernburg, Vandelten Bd. 2 S. 108 und Bd. 1 ©. 354, Anmerkung 10. 

’) jedenfalls liegt Ichon in dieier Unmöglichteit ein vom Schuldner felbit nicht zu ver- 
tretender Umitand im Sınne des Entwurfes S 246, 241, 245. 

Bd. 1 S. 354 a. a. O. 

Bgl. a. a. D., vgl. auch Windſcheid Bd. 2 ©. 82 8 276, Verzug): „Im tech— 
uchejuriitiichen Sinne des Wortes wird aber nur von demjenigen Schuldner gejagt, er ſei 
im Verzug, welchem der Verzug zur Schuld angerechnet werden kann.” 
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Gerade diejer letztere Fall wird ſtets bei einer Behörde vorliegen, welche mit 
der Amvendung des in Frage fommenden Rechtes betraut ift und die Anjprüche 
des Laien bona fide bejtreitet.‘, Wir dürfen und fünnen auf die Autorität 
unjerer Behörden joviel Vertrauen jegen Sie werden ſtets nur ans guter 
Ueberzeugung für ihre Sache jtreiten, jo daß hier die Anmwendbarfeit des gelten- 
den gemeinrechtlichen Sages, e8 jtreite die Vermuthung dafür, daß der Schuldner, 
welcher prozejlirt, itatt zu zahlen, im Verzuge jer,?, hier ausgeſchloſſen er— 
jcheint. Zudem läßt ſich der Sat, daß allgemein Prozeßzinſen berechnet 
werden dürfen, im Civilrechte Iujtinians überhaupt nicht begründen.?) 

It hiernach mit Nüdjicht auf die bejonderen Natur des üffentlich-recht- 
lichen Verhältnifjes die Begründung eines die Zinspflicht nach jich ziehenden 
Verzuges mit Heranziehung der allgemeinen civilrechtlichen Grundjäge des 
DObligationenrechtes nicht möglich, jo erübrigt nur noch die Frage: Nechtfertigen 
die bejonderen Vorjchriften des beitimmten, analogen Falles im Eivilrechte, 
der condietio indebiti oder sine causa etwa die Zinspflicht? Selbjt wenn 
wir uns auf den Standpunft eines Theiles unjerer Praxis jtellen, welche jene 
Vorſchriften im öffentlichen Rechte anwendet, jo würde aus diejen bejonderen 
Borjchriften die Begründung der Zinspflicht jich nicht herleiten lajjen. Nach 
römijchem Nechte fonnten Zinſen bei beiden Arten der condietio nicht bean= 
jprucht werden. Es war dies eine Folge der jtriften Natur, der Formal: 
conzeption der Klagengattung.*) Wenn nun auch der Unterjchied zwijchen der 
actio strieti juris und bonae fidei für das heutige Necht praftiiche Bedeut— 
ung nicht hat, jo hat ſich doch die Auffaſſung, die zum Theil cine Folge?) 
jenes formalen Unterjchiedes it, für das heutige Recht aufrechterhalten, wonach 
ein Zinsnebenanjpruch mit jener Klage nicht geltend gemacht werden fann. 
Insbejondere bejtätigt die auch ein Theil unjerer Praxis.) Unjer zufünftiges 
neues Recht hat die Frage nicht durch bejondere Beitimmungen bei Normirung 
der Bereicherungstlagen geregelt.) In Uebereinjtimmung mit der zur Zeit im 


', Der Entwurf läßt in $ 246 den Verzug nicht eintreten, jo lange der Schuldner „in 
Folge eines von ihm nicht zu vertretenden Umſtandes nad den Vorichriften der 88 237, 
241 zu leiiten nicht verpflichtet it.“ 8 237 beitimmt eine Freiheit von der Leiltungspflicht, 
jo lange die Leiſtung in ‚Folge eines nach Entitehung des Schuldverhältniiies eingetretenen, von 
dem Schuldner nicht zu vertretenden Umitandes unmöglich it. $ 241 enthält eine Yiltion, 
wonach der entichuldbare Irrthum, in dem fich Schuldner in Anjehung des Schuld» 
verhältniffes befunden bat, als ein Umstand gilt, der die Unmöglichkeit der Erfüllung 
der Yablungspflicht herbeigeführt har und der von dem Schuldner nicht zu vertreten ift. 

Der Entwurf folgt bei jeiner Stellungnahme der gemeinrechtlichen Anjchauung. An— 
ders das franzöfiiche Hecht und das ſchweiz. Bd. Geſetz, ſiehe Motive Bd. 2 S. 60. 

A. a. O. Dernburg Br. 1 5. 354. 

Ties gibt Dernburg unter näherer Begründung in Bd. 1 5. 355, Anm. 17 
ausdrüdlich zu. 

+ Wal. Dernburg, Bandeften Bd. 2 S. 361, Arm. 29, Wangerom, 5 625, 
Anm. 3, Süd, 8 834, I. 2a $ 835, 7a, $ 836 letter Abſaß, Mühlenbrud, 5 379. 

’, Die Enticheivung des R—G. in Bd. 9 5. 175 Civilſachen) ftellt ausdrüdlich feit, 
dab noch heute die bei den auf eine certa pecunia gerichteten Gondiktionen geltenden Vor— 
ichriften über den Ausichluß jedes Zinsanfpruchs geltenden Norichriften von einem Theil 
der Yitteratur und Praris vertreten werden. Doc billigt das R.-G. der condietio inde- 
biti einen Nebenaniprucd auf Prozeßzinſen vom Tage der Erhebung der Klage an zu; 
Verzugszinien jeien nur dann zu zahlen, wenn die geießlichen Worausiegungen vor— 
lägen. Zinſen bei der condietio läßt ferner zu die Rechtivrehung in Heilen. ©. Walter, 
Entſcheidungen des Überlandesgerichts S. 60. 

*, Seuffert's Arch. Wd. 2 Wr. 59, Bd. 10 Nr. 55, Bd. 13 Nr. 97, Bd. 15 Nr. 132, 

"Wal. 8 737—748 des Entwurfes. 
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gemeinen Nechte vorherrichenden Anjicht!) it in 8 740 des Entwurfes nur für 
ven zall, daß eine Vermögensvermehrung durch Erwerb aus dem Ge— 
leriteten nachweisbar ift, die Prlicht zur Herausgabe diejes Erwerbes be= 
ſtinmt. „Was von dem Empfangenen gilt, muß auch von demjenigen gelten, 
was aus dieſem entitanden oder hervorgegangen it. E8 fehlt an jedem Grund, 
das aus dem Geleijteten Erworbene anders zu beurtheilen, als das Gelciftete.” ?) 
Ber diejer allgemeinen Interpretation des Gejetes, das bejondere Ausnahme 
beitunmungen von der allgemeinen Negel nicht enthält, ericheint es nicht be= 
denklich, im Sinne unjerer Pragis, wenn wir unjere Zinsfrage jener Negel 
unterjtellen. Hiernach it aber der Empfänger einer sine causa gezablten 
Schuld nur dann zur Zahlung von Zinſen verbunden, wenn er jolche that- 
jählih aus dem zu Unrecht vereinnahmten Gelde bezogen hat. Die bloße 
Möglichkeit einer zinsbaren Anlegung des zu Unrecht empfangenen Kapitals 
genügt alſo nicht zur Begründung der Zinspflicht. 

Das Reſultat unjerer Ausführungen iſt jomit folgendes: 

1) Die bejondere Lage des dffentlich-rechtlichen Gtreitfalles, die 
Stellung der als Schuldner in Betracht kommenden, auf Rückgewähr belangten 
Behörde muß zur Vorficht mahnen bei Prüfung der Frage, vb die civil: 
rechtlichen Grundjäge über Schadenserjag und Zinsanjpruch Amvendung 
erleiden dürfen. 

2) Abgejehen davon jcheint es höchſt zweifelhaft, ob überhaupt die Süße 
des Givilrechtes den Zinsanjpruch rechtfertigen. Was die Beſtimmungen des 
ſpeziellen, ciilrechtlichen alles der condietio indebiti oder sine causa 
anlangt, jo it jogar mit Bejtimmtheit anzunehmen, dab dieje den Nebenan- 
ipruch nicht jtügen. Die allgemeinen Grundjäge des Verzugs jind nur 
dann anwendbar, wenn eine Berjchuldung in der Nichterfüllung der Ver: 
oindlichfeit gegeben it Wenn wir num mit Nüchicht auf die Pflichttreue 
unferer Behörden die Annahme einer vorjäglichen Nichterfüllung einer be: 
gründeten Leiftung ausjchliegen dürfen, jo bliebe nur eine fahrläſſige Nicht: 
errüllung übrig. Man hatte aljo die Pflicht zur Prüfung des geltend ge: 
machten Anjpruchs nicht erfüllt umd deßhalb die geforderte Rückgewähr ver: 
weigert. Angefichts des Umftandes, day bei Klagen gegen Behörden ein ber 
amtlicher Apparat in Bewegung gejegt wird und nicht nur die belangte Unter: 
behörde, jondern auch die Aufjichtsbehörden das Prüfungsrecht ausüben müjjen, 
daß das amtirende Organ durd) die Gentralijation der Verwaltung eine voll- 
fommen gededte Stellung erbält, ijt es flar, day jener Nachweis der Fahr— 
(äjigfeit als Grundlage der Verſchuldung wohl nie oder nur jelten erbracht 
werden faun. 

85) Sogenamnte „allgemeine Grundſätze, welche eine völlige Ent: 
hädigungspflicht des Staates wegen ıimrichtiger Gejegesanmwendung oder 
huldhafter Nichtanmwendung begründeten, exiſtiren nicht.) Deshalb iſt auch 
die Zurüdbeziehung der Zinspflicht auf jolche Grundſätze haltlos. ES fünnen 


Siehe die Nachweife in Bd. 2 der Motive 3. 838, Anm. 2 und jtatt vieler Lehr: 
bücher Arndt's Bandetten S. 575 Anm. 9, Windicheid $ 424 Note 2. 

’ Motive Bd. 2 S. 838. 

’ So RG. in Reger Bd. 11 5. 103. Much in den geſetzlichen Beitinnmungen des 
geltenden Rechtes über die Werantwortlichteit der Beamten für die Gefehmäßigfeit ibrer 
Amtshbandlungen finden fich feine Worfchriften, die in materieller Dinficht eine Begrün— 
dung der Entichädigungsprlicht und den Umfang der Haftbarkeit insbejondere aud mit Be— 
rückſichtigung der Zinsfrage geben. Bgl. Freund im Archiv für öffentliches Recht Bo. 1 
=. 386 —424. 

Ammalen des Deutſchen Reicht. 1896, 6 
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nur die bejonderen Vorfchriften maßgebend jein, die für das jpezielle Nechts- 
gebiet der jtreitigen ‚srage erlalfen find. Dieſe aber erwähnen nirgends eine 
Binspflicht.") 

4) Es wäre in hohem Mahe erfreulich, wenn unjere öffentlich-rechtlichen 
Geſetzgebungen endlich, ſich befaſſend mit der Frage der pojitiven Regelung 
des Schadenserjagrechtes, auch die Zinsfrage als Theil des Anfpruches auf 
Schadenserjag durch positive Beitimmungen regelten. Dann wäre die privat- 
rechtliche Behandlung der Frage durch beiondere zwingende Borjchriften des 
Geſetzes ausgejchlojfen. ES wären dann nicht mehr bejtrittene Iheorien Des 
Privatrechtes ausjchlaggebend, es wäre auch ein erfeimbarer Fortichritt in dem 
Gebiete des 3. 3. noch auf einer niedrigen Stufe technijcher Vollendung bes 
findlichen öffentlichen Nechtes vorhanden. 


Die formellen Vorausſetzungen. 


8 4. Die Bedeutung der Ticklamationsbefugnif für den Rüdforderungsanfprud). 


Nach einer jehr weit verbreiteten und in Prozeſſen noch heute twieder: 
fehrenden Auffaſſung raubt das Ende der Neflamationsfriit dem Rückforderungs— 
anpruch cin für alle Mal jeine Eritenz”). Im diefer Allgemeinheit kann Dieje 
Anſchauung nicht anerfannt werden. Dies wird flar, wenn wir die Erwägungen 
berücdjichtigen, welche in erjter Linie zur Schaffung eines Neklamationsrechtes 
geführt haben. Allerdings wollte man einerſeits die Feſtigkeit des Etats 
jhügen. Er jollte nicht in Verwirrung gebracht werden durch die Möglichkeit 
der Geltendmachung von Anſprüchen, die außerhalb gewiſſer, für den Etat 
bedentungsvoller Zeitgrenzen erhoben werden. Andererſeits jollte jedoch auch 
das Jndividualintereffe der dem Gejege Unterworienen zur Anerfennung ges 
langen. Man wollte prinzipiell dem Einzelnen ein Necht der Nachprüfung 
darüber verleihen, vb die Anforderung der Behörde im einzelnen Falle geſetzlich 
iſt oder nicht. 

Es it bier auch der Fälle zu gedenken, in denen nicht der Staat jelbit, jon- 
dern der Einzelne mit Hilfe öffentlich-rechtlicher Machtmittel, jo durch den Vollzug 
der Bollitvedung eines Urtheils oder Arreites eine objektiv rechtswidrige Schädigung des 
Vermögens eines Anderen deshalb herbeigeführt, weil Gegner die Aufhebung des Urtheils 
oder des Arreites berbeigefübrt hatte. Auch bier iſt eine allgemeine Verbindlich— 
feit zum Schadenserjaß gar nicht gegeben. Eine ſolche Verbindlichkeit eriftirt 
weder nad) der E.=P.:O. nocd nad den Sätzen des gemeinen Nechtes, es müßte denn ein 
doloies oder culpojes Verhalten vorliegen. Vgl. RG. Bd. 7 ©. 377, Bd. 11 
©. 417; Bd. 26 ©. 205 und Seuffert Archiv Bd. 44 S. 406. Ueber den Umfang 
der Hartung hinſichtlich des Anſpruches auf Zinſen ſind in der Judikatur leitende 
Grundſätze für die genannten Fälle noch nicht völlig anerkannt. Das Urtheil des R.-G. in 
Bd 21 Nr. 82 faht nur die Möglichkeit einer Klage auf Zinfen ins Auge, während in 
Bd. I1 Nr. 111 gelegentlich einer anderen Frage gejagt üt: „Es mag ſich rechtfertigen, 
wenn infolge Aufbebung des Urtheils der Kläger außer der empfangenen Summe auch 
Zinfen von der Zeit des Empfanges ab zu vergüten bat.“ In $ 655 G-B.-O. pos. 2 ift 
nur die Prlicht „zur Gritattung des . . . Gezahlten oder Geleifteten” gegeben unter Weg— 
laſſung jeder weiteren Anjprüche. R ER 
r u) Te 3 “ er, die Privatrechtstitel im öffentlichen Recht, im Archiv für öffentliches Recht, 
Bd. 9, S. 366: 

„Die Verfäumung der Anfechtungsfriit jchneidet den Nüdforderungsaniprucd ein für 
alle Mal ab, in welcher Form derjelbe immer geltend gemacht werden wolle.“ S. 557 ibid.: 
„Beſtehen Präcluſivfriſten für die Anfechtung der Rechtmäkigfeit einer auf Geldleiftung ge 
vichtlichen behördlichen Verfügung, dann kann nach Ablauf derjelben die erfolgte Leiſtung 
aus dem (runde eines unterlaufenen Nechtsirrthums nicht fondizirt werden. Budmwinsfi 
Nr. 740.” 
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Dieje beiden Erwägungen des Gejeßgebers fommen nur Damm zur 
gebührenden Geltung, wenn im jachgemäßer Weiſe ein Ausgleich der wider: 
ſtreitenden Intereſſen geichaffen wird. 

Es leuchtet von jelbit ein, da eine einjeitige Berückſichtigung der Etat: 
intereſſen zunächſt der Bejeitigung offenbarer Nechtsverlegungen des materiellen 
Nechtes ſtets im Wege Stehen könnte. Die Möglichkeit, die Folgen jolcher 
Rechtsverletzungen zu bejeitigen, Darf jedenfalls dann nicht verjagt werden, 
wenn im Fragefalle dem Einzelnen nicht die Gelegenheit in geieglicher Meile 
boten war, das Recht eigener Nachprüfung auszuüben. Der einzelne 
Hebeaft joll m thatſächlicher und rechtlicher Hinficht einer Nach: 
vrüfung unterzogen werden fünnen. Damit it ſchon gejagt, daß der Einzelne 
nicht in thesi die Frage feiner Prüfung unterwerfen darf, ob eine Steuer: 
prlicht nach der Art jeiner Zugehörigkeit zur Gemeinſchaft für ihn begründet 
werden darf'). Erwägungen theoretischer Natur, ob die Gejegacbung von 
richtigen Steuerprinziptien ausging, als jie die vechtliche Bevölkerung 
nach ihrer Staats: oder Gemeindeangehörigkeit, oder die loje Gruppierung der 
ortsanwejenden Bevölkerung oder Die dauernde Beziehung derer, welche 
ur Wohnort oder Domizil eine Gemeinschaft daritellen, oder endlich 
das Prinzip Der durch die Storrelation von Aufwand des Gemeinweſens und 
Vortheil der Einzelnen bedingten wirthichaftlichen Zugebörigfeit zur 
Grundlage der Steuerpflicht machte, fünnen niemals geeignet ſein, Anſprüche 
Einzelner zu jtüßen; die zufällige Formulierung des Brinzipes iſt eine That— 
ſache, unter die jich der Einzelne jo lange zu fügen bat, als nicht auf dem 
Wege der Gejeßgebung eine Aenderung des Prinzipes eingetreten 18°). Es 
kann ſich alſo fediglich um die Frage handeln, ob der einzelne Hebeakt im 
thatlächlicher und vechtlicher Hinſicht ſich als gejeßlihe Ausführung des 
thatlächlich zum Geſetz erhobenen Steuerprinzipes darſtellt. Wird in that: 
jächlicher und rechtlicher Hinſicht die Abgabenpflicht gar nicht bejtritten, jedoch 
die Art des Verfahrens, der Ausführung als eine ungejegliche mit Necht 
beanstandet, Jo bat der Einzelne ein Necht, eine der Steuerverfallung ent: 
Iprechende Heranzichung zu fordern und Die an jich zwar gejchuldeten, m 
in einem nicht geieglichen Verfahren erhobenen Beiträge zurücdzufordern‘). 

Zaß: dolo faeit. qui petit, quod redditurus est postea, gilt nicht. Wird 
m rechtlicher Dinjicht beitritten, dal; die angezogene gelegliche Beltimmung 
die Abgabenforderung vechtfertige, jo muß der Verwaltungsrichter dem Antrage 
des Kondizenten ſtattgeben, wenn die Beſtimmung. welche angeführt iſt, in der 
That den Aſeruc nicht rechtfertigt. Der Einwand, daß eine andere geſetz— 


— kann eine Anfechtung des Etatsrechtes nicht zuläffig jein auf dem 
Wege der Nlage. Einzelne Tofttionen de⸗ Etats können nicht das Objekt der gewährten 
Anfechtung fein. Pr. V-V.G. Wo. IL, 45—46 Kreisabgaben 

*, Nachprüfung in abstracto nicht zuläſſig feitens des Verwaltungsgerichtes, ef. fi 
Nreisabgaben Br.:B.6..5. Bd. I, 91 umd 381, Wo. III, 13, 3. IV, 66, Bd VII, 77; 
Gemeindelaſten: BD II, 88, Bd IV, 104, 112, 117 Bd. v 145, Sp. VI, 126, Bd. XIV, 193. 

BPrO-ARG. Sp. vi S. 11 Gemeindeumlagen. Es wird dort mit Recht ſcharf 
unterſchieden "wifchen dem im Terte genannten Nechte des Einzelnen und dem Recht Der 
Gemeinde, Nechmungstegung über die Verwaltung des Gemeindevermögens zu Fordern 
und dabei Unregelmäßigteiten zu erinnern 

Auch die ‚Frage der Re: htsgiltigkeit eines Nreistagsbejchlufies darf nachgeprüft werden, 

das Prüfungsrecht erleidet ielbit durch den Eintritt der Beſtätigung der vorgeiehten Behörde 
leinen Abbruch. Gin förmliches Nlanereht des Einzelnen auf Aufhebung des 
Beſchluſſes gibt es allerdings nicht Pr.- TB, Bd. IX S. 26, Bo. II ©. 108, Bo. lil 
S. 97, Br. IV €. 117, 145. 


1 
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liche Beitimmung, al3 diejenige, nach welcher die Heranziehung erfolgt ift, den 
Anjpruch jtüge, darf in demjelben Verfahren vechtliches Gehör nicht finden. 
Dann muß eben eine neue Beranlagung beginnen, die nad) Maßgabe 
der gejeglichen Beitimmungen befannt gemacht werden muß. Dann beginnt 
eine neue Reklamations- und Klagefriit'),, Man ſieht auch bier, daß der 
Nichter jtrenge darauf bedacht iſt, eine Schmälerung des gejeglichen Prüfungs— 
rechtes nicht eintreten zu lajjen. Nur dann, wenn dieje nach der Abjicht des 
Geſetzgebers gewährte Möglichkeit der Prüfung innerhalb eines —— 
Zeitraumes gegeben war und der einzelne Fall nach ſeiner beſonderen Lage 
unzweideutig unter die Vorausſetzungen des Reklamationsrechtes gebracht werden 
kann, dürfen die präfludierenden Wirkungen der Verjährung eintreten. Läßt z. B. 
eine Hebeliſte überhaupt nicht die Zahlungspflicht in ſubjektiver oder objeftiver 
Hinjicht, die Schuldner und die Höhe der Schuld Klar erfennen, jo ijt zweifellos 
die Möglichkeit des Nechtes auf Nachprüfung nicht gegeben.) Mit guter Abjicht 
haben unſere Gejeggebungen öfters eine bejondere, in bejtimmte Form gefleidete 
Benachrichtigung als Borbedingung des Laufes der Reklamationsfriſt jtatuirt. 
Es bedurfte einer rveformirenden Entjcheidung, um auszujprechen, daß die Anz 
jicht einer Verwaltungsbehörde, welche in dem Akt der Erefutionsvollitredung 
eine „Meittheilung“ des veranlagten Betrages jah, irrig je. Daß die Zwangs— 
vollſtreckung erjt die Folge der Erfüllung vorausgegangener gejeglicher Ga— 
rantien jein darf, diefe Auffaſſung darf heute als wohl über allem Zweifel 
ſtehend bezeichnet werden.?) 

Abgejehen von * Frage der Prüfungsmöglichkeit können einzelne Fälle 
nach ihrer beſonderen Lage ſo geartet ſein, daß die Rechtswirkungen der Ver— 
ſäumung von Reklamationsfriſten nicht ausgeſprochen werden dürfen. Man 
wird ſich fragen müſſen: Sind die zeitlichen Grenzen, welche man der Wirkung 
der Erkenntniß eines Irrthums, der nach Anſicht des Einzelnen auf Seiten 
der Behörde liegt, auch dann maßgebend, wenn nach Lage des Falles eine 
Veranlaſſung zur Geltendmachung einer Beſchwerde innerhalb friſtgemäßer Zeit 
gar nicht gegeben jein konnte? Segen wir den Fall, eine Abgabenjchuld wird 
nach Ablauf der Friſt zum zweiten Male beigetrieben. Aus der Spruchpraxis 


Pr. ON -G. Bo. V S. 183. Nicht nur das Vorbringen der beklagten Partei, 
dab andere‘ Beitimmungen den Anspruch rechtfertigen könnten, Toll unberüdiichtigt bleiben. 
Ter Richter jelbit darf gleichfalls nicht andere NWeranlagerungsgrundiäße beranzieben, 
deren Anwendung eine Weberbürdung nicht ergeben würde. Cine Solche Prüfung der 
Grundſäße im weiteren Umfang joll nicht erlaubt fein. cf. Br»O.B.-9. Wo. VIII, 
S. 74 Amtsverbände). 

- Pr. O-D.-6. Bd. IS. 74 Beitragspflicht zu Rreisabgaben Kr.O. v. 13. Dezbr. 
1872 89, 6, 10, 11, 14, 15, 19, 6. über die Verjährung der fentichen Abgaben vom 
18. Juni 1840 S 1. Dort wurde Die Klage für begründet gehalten. Die landräthliche 
Bekanntmachung entbielt lediglich eine Ueberſicht der Beiträge jeitens einzelner Gemeinden, 
(Hutsbezirte, des Fiskus und zweier Fabrilen. Cine beiondere Hebliſte fir die einzelnen 
Areisangehörigen war nicht vorhanden und hiernach die Möglichkeit des Prüfungsrechtes 
nicht gegeben. Ter Einwand, dab nicht der Kreis der Zahlungsempfänger und der richtige 
Beklagte ſei, Da die Gemeinde die Zahlung erhalten und Diele an den Kreis gezahlt, daß 
ferner obne Vorbehalt entrichtet jei und der Rechtsweg für Die eondietioin- 
ddebiti, die gegeben jei, fompetent jei, wurde zurüdgemwieien. Betont wurde, daß die Ans 
nahme einer freiwilligen Zahlung ichon durch die Möglichkeit der Erekution ausgeichloilen 
Iverde. 

BP. O. B-oſs. Bd 2 2. 69. Der Akt der Erefutionsvollitrefung it nicht eine dem 
Geſehze entiprechende Art der Befanntmachung des veranlagten Stenerbetrages. Es bandelte 
lich um Die Rückforderung von Nommmmalabgaben aus den Jahren 1873, 1874 und 1875. 
Tie Klage wurde 1876 angettellt. 
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unjerer Gerichte geht mit Sicherheit hervor, daß die Möglichkeit eines jolchen 
Verjehens bei Feſtſetzung der Nechtsichugbeftimmungen von dem Gejeßgeber 
nicht berücjichtigt wurde. Es fünnen jonac) die Frijtbeitimmungen, welche 
man für Einjprüche gegen die erjtmalige Beranlagung und Ausjchreibung feit- 
jegte, nicht maßgebend jein.!) Desgleichen kann die Geltendmachung eines auf 
Steuerminderung gerichteten Anjpruchs, der aus einer nachträglichen Aen— 
derung der bei der Veranlagung zu Grunde gelegten Verhältniſſe des Steuer: 
pflichtigen hergeleitet wird, nicht an die gewöhnliche Verjährungsfriſt geknüpft 
jein. Zu „Beſchwerden“ im Sinne des preußischen Abgabenrechtes gehört 
nach der Nechtiprechung auch der Fall, in dem der Genfit zwar anerfennt, daß 
die Beranlagung hätte geicheheu dürfen, aber gegen deren unverändertes 
Fortbeſtehen geltend macht, dasselbe jei unverträglich mit gewiſſen Nender: 
ungen, die jich inzwijchen mit feinen perjönlichen Verhältniſſen vollzogen 
hätten.) Da Beichwerden feine die Zahlung juspendirende Wirkung hätten, 
jet jede Steuer immer im gewilien Sinne zu Recht gezahlt. Die 
wichtige Folgerung, die ſich aus diejer Auffafjung ergibt, bejteht in dem Satze, 
daß die Frage, ob Steuern zu Necht gezahlt jind, jich nicht nach 
den Verbältnijien zur Zeit der Zahlung bejtimmt. Daß die vor- 
genannte Beſchwerde an die dreimonatliche Neklamationsfrift des preußiichen 
öffentlichen Verjährungsrechts geknüpft jei, wurde mit Recht beitritten und it 
im verneinenden Sinne num durch die höchſte Injtanz entſchieden.) Dem Falle, 
in dem der Cenſit zur Zeit der Abgabe der Erflärung, welche zur thatſächlichen 
Unterlage des jtaatlichen Anjpruchs auf Abgabenentrichtung führte, nicht weiß, 
und nicht vorausjehen fonnte, daß fich jeine thatjächlichen Verhältniſſe im Laufe 
der Steuerperiode Ändern, tft derjenige in rechtlicher Hinficht gleichzuftellen, 
in welchem Jemand ſich in den thatjächlichen Angaben irrte, die zur Richt: 
ihnur des Ausmaaßes der in Frage kommenden öffentlich-rechtlichen Verbind— 
[ichfeit dienten. ine Nichtigitellung der thatjächlichen Unterlagen des jtaat- 
lichen Anſpruchs fann auch hier nicht verjagt werden. Der Anſpruch auf Nüd- 
eritattung, der in formeller Hinſicht bei jeiner Eigenart unmöglich unter die 
gewöhnlichen Reflamationsfriiten gebracht werden fann, muß auch bier gegeben 
jein. Nach einem Theile unjerer öffentlich-rechtlichen Gejesgebungen wird er 
durch die Formen einer Wiederaufnahme des Feſtſtellungsverfahrens vermittelt. *) 
Kommt überhaupt der Gejichtspunft der Möglichkeit der Abänderung einer bes 
hördlichen Entjcheidung der Verfügung nicht in Betracht, To ericheint die An— 
wendung einer präfludivenden Friſtbeſtimmung von vornherein ausgejchlojjen. 
sit 3. B. innerhalb der Friſt Beichwerde erhoben worden und erging bierauf 
eine behördliche Enticheidung, jo tt, falls mehr, als dieſe rechtskräftig ge: 


"Br. O⸗V.G. vom 9. Mat 1891 in Bd. 21 3. 152. Entſchieden für das Gebiet 
des Pr. Berjährungsgeießes vom 18. Juni 1840 8 1,2, 4,5,8. Wal. ferner auch U. des 
°b.-9.-6, vom 27. November 1891; Pr. NVer.-Bl. Bd. 13 &. 267 über die Gemeindeein— 
fommeniteuerbeichwerde und Klage des Genfiten beim Hinzutritt eines zweiten Stenergläubigers 
nad der Veranlagung im Yaufe des Steuerjabres (Gel. S 11 Abi. DD. Dem Genfiten muB 
die Möglichkeit bleiben, das Hinzutreten eines zweiten Stenergläubigers nad der Veran— 
lagung im Laufe des Jahres behufs neuer Veranlagung des beichränkten Stenerobjeftes zur 
Geltung zu bringen, nötbigenfalls im Wege einer Beichwerde, die an die im S 1 Abi. 2 
des Seiees vom 18. Juni 1840 vorgeichriebene Neklamationsfriit nicht gebunden ift. 

NM O.VeG. Bd. 26 5. 60. 

Bal. auch noch Bd. 1 &. 63, 80, Wo. 3 S. 2, Bo. 6 &. 1, 3.85.18, Wo. 15 
>. 616, Bd. 21 ©. 158. 

— „) Tezner ibid. bält zumächit mur einen Anſpruch auf Wiederaufnahme gegeben. 
2. Ach. j. õ. R. a. a. ©. ©. 557. 
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wordene Entjcheidung verlangte, Ipäter geleitet wurde, ohne Zweifel ein 
Nücforderungsrecht gegeben. Der Zahlende will ja lediglich der Behörde Ge: 
horjam leiften. Iſt er gegen jeinen wahren Willen noch weiter gegangen in 
Folge eines Irrthums, jo wird er jeder Zeit fondiziren fünnen. 

Unjere Auffaſſung, daß im diejen und ähnlichen Fällen die Friſten des 
Neklamationsrechts mangels jeder ſinngemäßer VBorausjegung Amvendung nicht 
erleiden fönnen, wird noch durch die Thatjache beitätigt, daß außer den Rekla— 
mationsbeitimmungen in einem Theile unſerer Gejeggebung noch bejondere 
Verjährungsfriſten für Nüderjaganiprüche beſtehen.) Wie wäre letztere That- 
jache zu erklären, wenn man hätte glauben können, die Friſten des Neklamations: 
rechts jeien ausreichend ?_ Können die Friſten des Neflamationsrechts feine 
finngemäße Anwendung erleiden, fehlen ferner befondere Verjährungsbeſtimm— 
ungen, jo kann die Abweilung der im öffentlichen Necht überhaupt nicht ge 
regelten Anjprüche ohne Frage damit nicht begründet werden, daß man jagt: 
der Haushalt öffentlicher Verbände wurde durch die Zulaſſung jolcher An: 
jprüche in Verwirrung geratben.’) Mit Necht bemerkt Tezner: „Das tjt ledig: 
ih eime Erwägung de lege terenda.””) Andererjeits darf nicht verfannt 
werden, daß durch eine allzınveite Zulafjung der condietio indebiti dic Ge— 
jahr hervorgerufen wird, es fünnten die geleglichen Bejtimmungen über den 
fompetenten Injtanzenzug, die Nechtsfraft von Verfügungen der zunächſt zus 
tändigen Behörden und die Präflufion von Anfechtungsbandlungen ihrer 
Wirkung beraubt werden. Wenn in den zuvor genannten Fällen, in welchen 
ohne voransgegangene Enticheidung oder Verfügung geleistet wurde, die vor: 
behaltloje Zahlung eine präfludirende Wirkung dann nicht nach ſich zieht, wenn 
auch beſondere Verjährungsfriſten fehlen,) jo muß doch bei dem Vorliegen 
einer rechtsfräftigen Entjcheidung die Durchführung des Anjpruchs verjagt ein. 
Liegen ferner bejondere Beltimmungen vor, welche unter ausdrüclichem Aus: 
jchluffe eines weiteren Nechtsmittels insbejondere des Nechtöweges einen geord- 
neten Injtanzenzug von VBerwaltungsbehörden als Nichter zur Beurtheilung 
bejtrittener Abgabenverpflichtungen einjegen, jo kann nad) Durchführung jenes 
Injtanzenzuges der ordentliche Nichter mit der Formel einer condietio indebiti, 
mit der Behauptung eines privatrechtlichen Nechtsitreites nicht angegangen werden. 
In dieſer Hinficht erſcheint die Rechtsſprechung eines Theils unſerer deutſchen 
Gerichte nicht. unbedenklich.) 





Bgl. z. B. die preuß. Geſetzgebung, welche die Verjährung — rechtlicher An— 
ſprüche hejonbers mehrfach geregelt, auch das Zollreht S 15 BV-3. 

Dies geſchieht zuweilen von deutichen line und dem Siterr. Ver: 
waltungsgerichtsbof. Sal. B. B-GeH. in Bo. 4 &. 527. Reger, Bd. 9 ©. 146 und 
A. f. d. R. Teznera_a ©. S. 557 Bo. 9. 

2) Tezner a. a. O. S. 557. 

Mit dieſer Modifitation it der Ausſpruch Tezners a. a. DO. S. 367: „Das Hin- 
derniß der verläumten Beſchwerde beiteht nicht in jenen Fällen, in welchen obne vorber- 
gegangene Entſcheidung oder Verfügung entrichtet wird . . .“ anzuerkennen. 

°, In der Sache Gefellichaft „Union“ zu Weimar e. Gr. Heil. Staatsfisfus dajelbit 
NRüdtorderung von Steuerbeträgen, G. 46/89 wurde außer der interejlanten Dauptfrage, ob 
die Zinſen der Geſellſchaft ein jelbitändig ſteuerpflichtiges Einkommen bilden, auch die ; vage 
des Nechtsweges erörtert und entichieden. Es handelte ſich um die KRüdforderung eines 
Theiles der Einkommenſteuer, da eine rechtliche Verpflichtung, die Zinserträgniſſe eines ge: 
willen Jeitabichnittes jelbitändig zur Verſteuerung zu bringen. nicht anerkannt wurde. Durch 
Zwifchenurtbeil vom 16. April 1889 bielt das \ Landgericht Weimar die Cinrede der Unzu: 
läſſigkeit des Rechtsweges für begründet. Nach S 1 des neurevidirten Geſetzes über die all: 
gemeine Einfommenitener vom 10. September 1883 it das Gr. Sächſ. Staatsmin iſteinm 
zu Weimar die oberite Yandesbebörde für alle die allgemeine direkte Einkommenſteuer bes 
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Im Intereſſe der Rechtsjicherheit muB angenommen werden, daß tm Falle 
bejondere Bejtimmungen über die Art des Austrages be Anipruchs und über 
den EM des Nechtsweges eriftiren, die jeitens der Verwaltung geichaffene 


— Angelegenheiten. Klägerin hatte bereits in Gemäßheit der Reklamationsbeſtimm— 
ungen Berufung eingelegt. Dieſe Berufung wurde von der Berufungstommiliton verworfen. 
Tie noch zuläſſige Reviſionsbeſchwerde wurde durch Beicheid Gr. Staatsminifteriums vom 
20, Juli 1888 als unbegründet zurückgewieſen. Hiernach war in Gemäßbeit der Rechtſchutz 
beitimmungen SS 62, 65 und 68 des ©. vom 10. September 1883 gebandelt. $ 68 be: 
ſtimmt in pos. 3: Gin weiteres Rechtsmittel findet weder im Rechts- nochim 
Verwaltungswege ſtatt: pos. 4: die Berichtigung von Rechnungsfehlern kann bis 
sum <chlufie des Steuerjabres, fiir welches die Stenerrolle aufgeftellt iſt, jederzeit gefordert 
werden.” WBgl. auch Schanz Finanzarchiv Bd. 2 S. 405.: Tas Landgericht bielt $ 68 
p- 3 des cit. Geſetzes nicht fiir eine poſitive, den Rechtsweg in allen Fällen ausſchließende 
Beſtimmung. Die Frage der Steuerpflicht werde nicht durch das Gefeh vom 10. Sept. 
1883, ſondern durch Die Steuerverfaſſung vom 18. März 1869 geregelt. Beide Geſetze ſeien 
äußerlich getrennt, man könne nicht cit- S 68 auf die Steuerverfallung rüdwärts ausdehnen. 
Wenn hiernach nach der reichögerichtlichen Rechtiprechung, vol. Blums Annalen Bo. 1 
<. 218, 8.6. Cirel. Bd. 11 2. 67 der Nechtsweg nicht verichloiien jei, jo ſei er doch 
im F ranefalle nicht gegeben. Es werde bier nicht behauptet, daß die gefegliche Vorauss 
ſezung zur Erhebung der Einkommenſteuer überhaupt feble. Klägerin beichwere ſich dar— 
über, Daß neben dem Geichäftseinfommen Die Napitalzinen noch beionders bejteuert 
würden. Nach richtigem Verfahren seien die Zinſen ein Theil der Einnahme, ein 
Faktor derielben und kämen nicht mehr bejonders in Betracht. Dies fei ein Angriff gegen 
die Art und Weiſe der Deranziebung. Für Diele Frage werde der Rechtsweg durch 8 68 
des G. vom 10. September 1885 ausgeichloflen. Eine Nlage ſei danı gegeben, wenn Die 
Anfechtung der Beitenerung erfolge mit dev Behauptung, die Borausjeßungen zur Ber 
ftenerung lägen nicht vor. 

Auf eingelegte Berufung wurde das Urtheil aufgehoben. Tas CL... zu Jena bielt 
durch Erkenntniß vom 12. ‚sebruar 1890 den Rechtsweg fiir yuläifig. Kenn in S 68 des 
neu revidirten Weimariichen Geſeßes vom 10. September 1883 der Rechtsweg veriagt ſei, 
ſo ſei dabei die Steuerpflicdtigkeit der betreffenden Berion vorausgeſetzt. Es jet 
nicht die Abſicht des Geſetzes, die Bejchreitung des Rechtsweges auch demjenigen zu vers 
wehren, welcher die Steuerpflicht an umd für fich nicht anerkemtt, ſondern beſtreitet. Es 
fomme übrigens nicht nothwendig auf eine Beſtreitung der ganzen Steuerpflicht an, auch 
bei einer theilweiien müſſe die Vetretung des Rechtsweges folgerichtig geitattet fein. 

Tas Urtheil des T.-Y.-G. wurde rechtskräftig. Tas Neichsnericht hat ſich nicht mit 
der Frage befaßt. 

Angelichts der Thatſache, dab es ſich um eine lamdesrechtliche Einfommenjtenerfrage 
handelt, dab das Yandesrecht eine beiondere den Rechtsweg ausichließende Beſtimmung ent 
hält umd der zuſtändige Inſtanzenzug erſchöpft war, dürften Bedenken nicht zu unterdrücken 
ſein. Das revidirte Geſetß über die Steuerverfaſſung ‚Der Großherzogthums Sachſen Weimar 
vom 18. März 1869 | Schanz Finanzarchiv Bd. 2 2. 336-343 enthält über die vor: 
liegende Frage nichts. Rechtſchußbeſtimmungen find in Dielen (seiehe im Gegenſatze zu 
früherer Faſſung SS 72—77 6. vom 19. Mär; 1869 gar nicht vorhanden. Sonach kann 
nur das eich vom 10. September 1883 in Betracht lonmen. Die Auffaſſung des Ober: 
landesgerichts dürfte zu nicht baltbaren Konſequenzen führen und die vorhandene Rechts— 
unicherbeit nur vermehren. Es können unmöglich Rechtéeſchutzbeſtimmungen gerade Die 
Sauptirage, den ‚all des Beſtreitens der Steuerpflicht, unberübrt laſſen. Zollte der 
Austrag der Frage der Ztenerpflicht den Gericht fompetiren, welche Fälle nebören 
dann überhaupt vor das Forum Der Nerwaltung ? Ws handelt Nich dod wohl in jedem 
Falle der Reklamation um eine mebr oder weniger beitrittene Ztenerverpflichtung. Ob 
der Grund des Ztreites Darin liegt, dan Jemand alaubt, ev ſei überhaupt nicht ſteuer— 
vilichtig, oder meint, er fer nicht in dem herangezogenen Betrage Itenerprlichtig, Dies 
lann in der Kompetenzfrage wohl ſchwerlich einen vechtserbebtichen Einfluß ausüben. An 
die Folge, daß man zwei nach ihrer Natur durchaus verſchiedene fora befikt, von denen 
das eine nur die Höhe der Steuerſchuld bei an ſich unbeſtrittener Steuerpflicht, das andere 
die Vorfrage nach dem Rorhandeniein einer Stenerverpflichtumg enticheivet, dürfte man 3. 3. 
des Erlaſſes des neuen Steuerrechtes ſchwerlich gedacht haben. — In dei Sache Plathner 
°. Fiseus Rückforderung von Steuern betr. Akten Nr. 382:88 wurde Durch Urtheil Gr. 
Sandgerichts Weimar vom 23. Mat 1889 die Zuläſſigkeit des Nechtsweges angenommen, 
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res judicata unbedingt der Durchführung einer condietio entgegenjteht. Weniger 
zweifelsfrei dürfte die Frage liegen, ob ein Rückforderungsanſpruch erhoben 
werden kann, wenn ich die Anjchauung des Gerichtes über die Borausjegungen 
der Hebung einer Umlage zu Gunjten eines bisher für umlagepflichtig Be— 
handelten ändert und die Leiſtung früher ſtets deshalb erfolgte, weil ein Streit 
über das Beſtehen der Pflicht nach früherer Rechtsauffaſſung zu Ungunſten 
des Leiſtenden ausgefallen wäre. Man leiſtete, ohne eine Verfügung oder Ent— 
ſcheidung der Behörde zu provoziren. Aber die Abſicht, eine beſtehende Schuld 
durch Zahlung anzuerkennen, lag nicht auf Seiten desjenigen vor, der die zur 
Zeit der Zahlung herrichende Rechtsauffaſſung für unrichtig hielt. Hier war 
vielmehr die Erjparung der Kojten eines Prozejjes und der V Vollſtreckung maß—⸗ 
gebend. Nach der einen Auffaſſung, welche wohl die herrſchende iſt, wäre die 
Klage ausgeſchloſſen. Die Verſäumung der Anfechtungsfriſt ſchneidet den Rück⸗ 
forderungsanſpruch ein für allemal ab, in welcher Form immer derſelbe geltend 
gemacht werden ſollte. Derſelbe kann auch dann nicht erhoben werden, wenn 
ſich die Auffaſſung der Praxis über die geſetzlichen Vorausſetzungen einer Heb— 
ung zu Gunſten des Leiſtenden ändert und die Leiſtung früher wegen der Aus— 
ſichtsloſigkeit einer Beſchwerde erfolgt iſt.“!) 

Andere halten einen Rückforderungsanſpruch für gegeben, wenn der Nach: 
weis erbracht wäre, dab die civilrechtlichen Grundſätze der condietio indebiti 
Anwendung erleiden fünnten.?) Letzteres wird aber verneint. Deshalb tt Diele 
bedingte Geltattung des Anſpruchs nur eine jcheinbare, Tie fommt in Wahr: 
heit auf das zuerjt genannte Nejultat, auf die Verſagung des Anſpruchs bin: 
aus. Dieje Behauptung leuchtet ein, wenn man jich zumächit vergegenwärtiat, 
dal; ein Nachweis des Cauſalzuſammenhanges zwiichen effektiver nach der 
Zahlung vorhandener Bereicherung und der geſetzwidrigen Ueberforderung 
zu bringen iſt.) Es bedarf einer genauen Nachweiſung des Urſprunges des 
in dem Zahlungsjahre etwa gebliebenen Aktivreſtes. Sofern nicht nach Lage 
der Sache und in Folge von Belegen der Schluß mit Nothwendigkeit gerecht— 
fertigt erſcheint, daß die Bereicherung in dem leberſchuß ſteckt, daß ein beſtimm— 
ter — des Ueberſchuſſes allein auf denſelben Betrag der fondizirten Mehr— 


weil man von der Annahme ausaing, es bandele ſich gar nicht um eine Einſchäßung, ſon— 
dern eine zwangsweiſe herbeigeführte Faſſion. In dem Urtheile des O. L. G. Jena vom 
10. Mai 1890, das in 2. Inſtanz zur Sache ſelbſt. nicht zur Frage des Rechtswege⸗ erging, 
it iiber den Gharatter der Klage bemerkt: „Tie Nlage it nicht die condietio inde- 
biti, vielmehr iſt jede Klage auf Nücdzablung von Steuern, welche nadı der Behauptung 
des Klägers zu Unrecht erhoben find, nach Analogie einer Negat orienflage zu beurtbeilen, 
bei welcher die Beweislaſt auf Seite des Beklagten liegt.“ „Turd die jorortige Vollitred- 
barfeit und die exekutiviſche Beitreibung der Steuern wird eine Verſchiebung der Beweislaſt 
nicht bewirkt.“ 

Die Behauptung, dab eine „Einſchätzung“ nicht vorliege, entiprach der Sachlage; man 
hatte von Zeiten des Finanzdepartements eine Unterfuchung angeordnet und das Nelultat 
derielben wangsweiſe als „Reingewinn“ zur Faſſion gebracht. 

ı Tezner a. a. * S. 367. 

Reger, Bd. 9 S. 146, 148, bayr. O.-V.«G. Bd. 4 S. 525, 26. 

s) Dieſe Anforderung dürfte übrigens entiprechen der — Auffaſſung. welche die 
Herren Verfaſſer unſeres Entwurfes e. b. ©. f. d. d. R. von dem theoretiſch ſchweren 
und praftiich hoch bedeutſamen Begriffe der Bereicherung baben. Die ſchweren Be 
denken, welche in der Praxis gegen die Beibehaltung des Prinʒipes der Bereicherung ſprechen, 
ſind in der 162. Sitzung der Kommiſſion für die zweite Leſung des Entwurfes eines Bürger: 
lichen Gefehbuches für das deutſche Meich geäußert worden, die Mehrheit entſchied ſich für 
Beibehaltung des Prinzipes. Bei der großen Nichtigfeit der ‚srage wollen wir an dieſer 
Stelle die maßgebenden Verhandlungen nach der Faſſung des amtlichen Protokolls wiedergeben: 
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V. Man wandte ſich darauf zu dem $ e des allgemeinen Antrags. 
1. Derielbe bat folgenden Wortlaut: 
Se 8 739, $ 748 Abf. 3). 

„Kann das, was der —— ohne rechtlichen Grund erlangt bat, wegen 
jeiner Beichartenheit nicht herausgegeben werden oder tit der Empfänger in Folge 
eines vor dem Fintritte der Rechtsbängigfeit des Rückforderungsauſpruchs eingetretenen 
Umitandes außer Stand geſetzt, es herauszugeben, jo hat der Empfänger den Werth 
zu vergüten. 

Tie Verbindlichkeit zur Herausgabe oder zur Werthvergütung fällt fort, ſo— 
weit der Empfänger bei den Gintritte der Rechtshängigkeit durch das Grlangte 
nicht mehr bereichert it.“ 


2. Tazu war beantragt, dem Abi. 2 folgende Faſſung zu geben: 

„Die DVerprlichtung zur Werthvergütung it ausgeſchloſſen, ſoweit der Em— 
pfänger das Crlangte in jolcher Weiſe verloren bat, daß der Werth Ddesjelben 
jeinem Vermögen nicht zu gute gefommen tt, es jet denn, daß er das Erlangte 
unentgeltlich veräußert oder unentgeltlich belaitet hat.“ 


3. Ein weiterer Antrag ging dabin, den Abi. 1 der Vorſchrift zu fallen: 
„Iſt dem Empfänger die Herausgabe deſſen, was er erhalten hat, unmöglich, 
jo bat er den Werth desſelben zu erſetzen,“ 
den Abi. 2 zu falten wie im Antrage 2, jedoch unter Streichung des legten Halbſatzes 
„es ſei denn . . . . .. belaſtet hat”. 

Der Abſ. 1 des Antrags 1 dedt ſich mit dem $ 739 Abi. 1 des Entwurfs. Der An- 
trag 3 enthält inſoweit nur eine redaktionelle Abweichung. Ter Abi. 2 des Antrags 1 
gibt den S 739 Abſ. 2 des Entwurfs unter Hereinziehung des $ 748 Abſ. 3 wieder. Tar- 
nach joll der gutgläubige Empfänger, wenn vor dem (Sintritte der Nechtshängigfeit des 
Küdforderungsanipruchs eine Verminderung des ihm ohne rechtlichen Grund zugefommenen 
Vortheils eingetreten it, nur ſoweit baften, als er noch bereichert it. Dabei joll die ge— 
janımte Vermögenslage des Smpfängers in Betracht gezogen werden; Aufwendungen, welche 
der Empfänger aus Anlaß der ihm ohne rechtlichen Grund zugefommenen Vermögens: 
vermebrung macht, geben nicht zu seinen Yaiten, ſondern zu Yalten des Rüdforderungs- 
berechtigten. Dies gilt auch dann, wenn Die Yeiitung in der Begründung eines Forderungs— 
rechts gegen den Yeiitenden beitanden bat; der Schuldner verliert Die Einrede des Mangels 
des Rechtsgrundes, jomweit der Gläubiger im Vertrauen auf das erlangte Forderungsrecht 
Aufwendungen macht, die er ſonſt wicht gemacht haben würde. 

Nach dem Antrage 2 Soll enticheidend jein, ob der Empfänger den erlangten Ber— 
mögenswertb in jolcher Weile verloren bat, dab derielbe dem Werthe nah in fein übriges 
Vermögen verwendet worden it, oder ob eine Vermehrung des übrigen Vermögens nicht 
eingetreten it. In eriterem Falle jollen weitere MHenderungen, welche im Vermögen des 

wfängers vorfonmen, den Nüdtorderungsberechtigten nicht berühren. Ter Verwendung 
des Werthes des Frlangten in das übrige Vermögen Toll es gleich Itehen, wenn der Empfänger 
über das Erlangte durch Veräußerung oder Belaitung unentgeltlich verfügt hat. 

Ter Antrag 3 jtreicht den letzteren Satz, ſchließt ſich aber im Webrigen dem Antrage 2 an. 

Tie Kommiſſion nahm in eventueller Abitimmung den Antrag 3, ſoweit derielbe den 
Antrag 2 einichränft, an, lehnte dann aber endgiltig den jo geänderten Antrag 2 ab und 
nahm den Antrag 1 an. 

Ter Antragiteller zu 2 führte im wejentlichen folgendes aus: 

Ter autgläubige Empfänger einer Leiſtung ericheine befugt, über den Gegenitand der 
ielben frei zu verfügen, Nachtheile dürften ibm aus der Nichtberückſichtigung des Rechtes 
eines Anderen, das er nicht gekannt babe und nicht babe kennen müſſen, nicht erwachſen. 
Wenn er aber durch eine jolche Verfügung etwas erlangt babe, durch deiien Werth fein 
Vermögen verntehrt Sei, jo könne der ipätere Wegfall dieſer Vermögensvermehrung ihn nicht 
von der Verpflichtung zur Herausgabe des Werthes befreien. Ebenſo müſſe es aleichgiltig 
fein, wenn der Bereicherte im Vertrauen auf den erlangten Vermögenswerth über jein ander 
weitiges Vermögen Verfügungen treffe, verichwenderiiche Ausgaben mache, in der Yotterie 
iviele und io fort. Entſtehe ihm jo ein Verluſt, jo müſſe der urfpriinglich. Bereicherte dem: 
jelben jelbit tragen. Es beitebe kein innerer Grund dafür, einen jolchen Schaden auf den 
Rüdforderungsberechtigten abzumälzen, ebenfowenig wie der letztere einen Anſpruch auf den 
Gewinn haben würde, welchen der WBereicherte etwa mit Hilfe des ohne Rechtanrumd Er 
langten gemacht habe. Es leuchte dies ohne weiteres ein, wenn man ſich die in Betracht 
kommenden thatlächlichen ‚Fälle vergegenmärtige. Wenn ‚jemand z. B. einen fremden Ring 
gutgläubig erlangt babe und tauiche denjelben gegen eine andere Sache ein, jo ſei er dem 
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bisherigen Eigenthümer zur Herausgabe des erlangten Werthes verpflichtet; es ſei nicht wohl 
möglich, daß dieſe Erſtattungspflicht um deswillen fortfallen könne, weil der Bereicherte den 
nen erlangten Bermögenswerth wieder verloren oder im Hinblick auf denſelben nachträglich 
bejondere Ausgaben gemacht habe. Es treffe in Diefer Richtung die Analogie des Cigen- 

thumsanipruchs gegenüber dem gutgläubigen Beſiher zu. Der gutgläubige Beſitzer tolle 
von jeinem Beſiße feinen Nachtbeil haben. Verfügungen, die er über die Sache treffe, 

müſſe der Figenthimer hinnehmen. Verfügungen Dagegen, die der gutgläubige Beliker über 
den erlangten. Preis oder jein jonitiges Vermögen treffe, berührten den Eigenthümer nicht. 

gleichviel ob fie vortheilhaft oder unvortheilhaft jeien. Es beſtehe kein rechtlicher Zuſammen— 

bang zwiſchen dem Eigenthumsanſpruche auf Herausgabe einer beitimmten Sache und den 
Handlungen, welche der Better derielben in Bezug auf fein ſonſtiges Vermögen vor: 
genommen habe, Wenn auf die anderweite Regelung des GErbichaftsbeitges (5 2053 des 
Entwe bingewieien ſei, To ſei das fehlſam, denn bei der Erbichaft handle es ſich um eine 
Geſammtheit von Vermögensitüden, bei dem Gigentbunsanipruch und der hier in frage 
itehenden Bereicherungstlage dagegen um einen einzelnen Bermögenswerth. Die innere Yage 
jei bei dem Eigenthumsanipruche und dem Rüdforderungsanfpruche ganz dieſelbe. So 
wenig in dem hervorgehobenen Beiſpielsfalle der Beſitzer des Ringes, wenn er das Eigen— 
thum desſelben nicht erlangt habe, von dem Eigenthumsanſpruche deshalb befreit werde, 

weil er im Hinblick auf die durch den Ring erhaltene Bermögensvermehrung Ausgaben ge⸗ 
macht habe, die er ſonſt nicht gemacht haben würde, ebenſowenig dürfe er aus dieſem Grunde, 

wenn er das Eigenthum des Ringes ohne rechtlichen Grund erworben, von dem Růdforderungs⸗ 
anſpruche befreit werden. Verkaufe oder vertauſche er den Ring, ſo werde er im erſteren 
Falle von dem Eigenthumsanſpruche frei, müſſe aber die dadurch erlangte Bereicherung 
herausgeben. Ebenſo gehe in dem zweiten Falle der Rückforderuugsanſpruch nicht mehr 
auf den Riug ſelbſt, ſondern auf die durch den Verkauf desſelben erlangte \ Vereicherung- 
In beiden Fällen dürfe ein fpäterer Wegfall diefer Bereicherung nicht mehr in Betracht 
fonımen. Ties müſſe auc dann gelten, wenn die uriprüngliche Nereicherung auf eine Hand— 

lung des Rückforderungsberechtigten zuridzuführen jei. Hier liege freilich die Erwägung 
nabe, daß der Yeiftende, der selbit durch feinen Willen die Vermögensverjchiebung herbei— 

geführt habe, nur inſoweit einen Eritattungsanipruc haben könne, ohne jelbit Schaden zu 
leiden, Indeſſen vergegenwärtige man ſich, daß die Leiſtung allein kein Rechtsgrund ſei, 
daß der Empfänger alſo auf die Leiſtung allein niemals vertrauen dürfe, ſondern immer 
noch das Kauſalgeſchäft berückſichtigen müſſe, ſo erhalte man ein anderes Ergebniß. Täuſchten 
ſich die Parteien über den Rechtsgrund der Veiſtung, ſo ſei der Irrthum ein beiderſeitiger 
und jeder Theil müſſe die Folgen ſeines Irrthums tragen. Der Empfänger ſei nicht befugt, 
die ihm Durch ſeinen Irrthum entſtandenen Nachtheile auf den anderen Theil abzuwälzen. 
So entſcheide auch das Rechtsgefühl. Beſonders klar trete das in dem Falle hervor, daß 
die Bereicherung in der Begründung einer Schuld des Leiſtenden gegenüber dem (mpianger 

beſtehe. Ter Schuldner babe bier eine Einrede gegen den (Släubiger, es ſei durchaus u: 

billig, daß dieſelbe um deswillen Fortfallen jolle, weil der Glaubiger zufällig im Vertrauen 
auf das Beſtehen jener Schuld anderweite Ausgaben gemacht babe. Es jei deswegen dringend 
aeboten, eine Beſtimmung im Sinne des Antrags 2 2 zu treffen. Für den beionderen Fall 
Roriorge zu treffen, daß der Gläubiger einer ‚Forderung etwa von einem dritten Nicht- 
ſchuldner Zahlungen angenommen und im Hinblick auf die vermeintliche Befriedigung 
Pfänder u. ſ. w., welche für die Schuld beſtellt ſeien, frei gelaſſen babe, erſcheine nicht 
nothwendig. Der Gläubiger dürfe ſich auch im dieſem Falle nicht darauf verlaſſen, daß Die 
Leiſtung ibm gebühre, blos desivegen weil der Yeiitende jelbit alaube, ihm verpflichtet zu 
ſein: irre er, Jo irre er auch bier zu feinen Ungunften. Ter Verwendung in das eigene 
Jermönen ſei der Fall aleichjuitellen, daß der Empfänger den erlangten Vermögenswerth 
ganz oder theilweife verfchente. Der Empfänger benuge den erlangten Vermögenswerth 
auch bier zu jeinen individuellen Zweden. Wolle ev Geſchenke machen, fo müſſe das eben— 
ſowohl auf feine Koſten geicheben, als wenn er das Erlangte zur Verwendung in feinem 
Nermögen benuhe. 


Ter Antragiteller zu 3 legte den, Schwerpunft auf die Schwierigfeit des Beweiſes. 
Tie Bereicherung jet ein außerordentlich ſchwer zu firirender Begriff. Verſtehe man darunter 
die einfache Differen; wiſchen der Vermögenslage vor dem Empfange und im Augenblicke 
der Rechtshängigkeit der Bereicherungsklage, ſo ſei das in dieſer Allgemeinheit zu unbeſtimmt. 
Man muüſſe nothwendiger Weiſe den Kauſalzuſammenhang wiſchen der Differenz der Ver— 
mögenslage und dem Empfange im Einzelnen hereinziehen. Dies führe aber zu außer— 
ordentlich mißlichen Unterſuchungen, namentlich wenn die erſt empfangene Yeilung weit 
zuruückliege. Der Empfänger habe vielleicht die empfangene Sache gegen eine andere ver— 
tauſcht, dieſe verkauft und dafiir wieder eine andere Sache eingekauft u. ſ. f. Wolle man 
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dem Schidial Ddieler einzelnen VBermögensitüde nachgeben und die Bereicherung in jedem 
einzelnen Falle nachrechnen, jo ergäben fich die größten Schwierigkeiten, Praktiſcher ſei es 
deswegen jedenfalls, mit dem Antrage 2 durchjuichneiden und ſich lediglich an die erſte 
Vermögensvermebrung zu halten: vielleicht könne man den Schnittpunkt auch an einer au— 
deren Stelle, etwa bei der zweiten Vermögensänderung treffen. Cine theoretiſche Grund: 
lage für Diele Behandlungsweiſe laſſe ſich durch den Geſichtspunkt gewinnen, daß man die 
Erſparniß“ hereinziehe, wie dies von den römiſchen Juriſten geſchehen jet. — Ter Zuſatz 
Dans Antrags 2 ericheine millfürlih. Es müſſe jedenfalls möglich fein, wenn 3. B. Jemand 
aus einem vermeintlich gültigen Teſtamente Erbe werde und nun an die Inteſtaterden eine 
größere Summe ſchenke, dieſe zur Aufrechnung zu bringen, wenn er ſpäter die Erbſchaft 
herausgeben müſſe. 


Tie Mehrheit der Kommiſſion ließ fich von folgenden Erwägungen leiten: 


Faſſe man zunächſt die Fälle in's Auge, in welchen Jemand etwas durch Leiſtung 
von Zeiten eines Anderen ohne rechtlichen Grund erlangt babe, jo berube die Wermönens- 
veridiebung bier auf dem Willen des \ Leiſtenden. Wenn demielben troßdem das Necht 
eingeräumt werde, die Yeiltung zurückzufordern, jo berube dies lediglich auf Gründen der 
Billigkeit. Die Billigkeit erfordere und geitatte aber nur ihm infomweit einen Anſpruch ein= 
wränmen, als der qutglänbige Empfänger nicht dadurd) Schaden leide; diefer würde aber 
Schaden leiden, wenn er mehr herausgeben müßte, als die Bereicherung. Auch der An— 
tran 2 erfenne an, daß die allgemeinen Grundſätze auf den Rückforderungsanſpruch nicht 
ſchlechthin Anwendung finden könnten. Dem Empfänger tolle danach, ohne daß unter: 
ſchieden werde, ob ihm ein Verſchulden zur Yait falle oder nicht, frei werden, wenn er Das 
Erlangte in jolcher Art verloren habe, dab der Werth feinen Vermögen wicht zu Gute ges 
fommen ſei. Auch eine ſolche Rorjchrift laſſe ſich nur aus dem Geftchtspunfte rechtfertigen, 
dab der Empfänger feinen Schaden leiden jolle. Nun ſei aber nicht abzuſehen, weshalb 
man, wenn man dieſen Geſichtspunkt für richtig halte, ihn nur in ſo beſchränkter Weiſe zur 
Heitmg bringe. Der Empfänger jolle frei werden, wenit er Die erlangte Sache derelinauirt 
oder zeritört habe. Ganz ebenio aber, wie er in ‚rällen diejer Art Schaden erleiden wiirde, 
wenn er troß des Verluſtes der Sache den Wertb derielben eriegen müßte, jo würde er 
aud Schaden leiden, wenn er die Sadıe, 3. B erbaltenes Geld, zu Ausgaben verwandt 
hätte, die er ohne die Leiſtung nicht gemacht haben würde umd nun den Werth der Sache 
eriegen müßte. In dieſer Beziehung könne es dann aud) feinen Unterichied machen, ob er 
die erhaltenen Geldſtücke jelbit oder anderes Geld zu demielben Betrage zu ſolchen Aus— 
gaben verwandt oder ob er die erhaltene Sache evit in Geld umgeſetzt und dieles dann in 
\olcher Art verwandt babe. In dem emen wie in dent anderen dieſer ‚Fälle erleide er 
Schaden, wenn er den Werth des Grlangten, obwohl derielbe nicht mebr in jeinem Ver— 
mögen ſei, herausgeben müſſe und ericheine es daher ungerechtfertigt, den Erſatzanſpruch in 
dem einen ‚Falle auszuichliehen, in den anderen zuzulaſſen. Die konſequente Durchführung 
des leitenden Geſichtspunkts führe alſo zu dem Standpuntte des Entwurfs, nach welchem 
der Empfänger frei werde, ſoweit er nicht mehr bereichert ſei. Richtig ſei zwar, daß die 
Unterſuchung der Frage, ob der Empfänger zur Zeit der Rechtshängigkeit noch bereichert 
ſei, unter Umſtänden, insbeſondere dann, wenn es ich um langere Zeiträume handele, zu 
Zweifeln und Streitigfeiten Anlaß geben könne Dies vechtfertige aber nicht von Dem als 
gerecht und billig anerkannten Vrinzip abzumveichen und eine jo willfürliche Untericheivung 
su machen, wie durch den Antrag 2 geichebe. Ter Begriff der en laſſe ſich über: 
haupt nicht entbehren und werde in verſchiedenen Reichsgeſehzen, z. B. der Konkursordnung 
und dem Anfechtungsgeiebe, angewandt. Ter von dem Sntragiteller unter 3 bervorgehobene 
Geſichtspunkt der Griparniiie ſei allerdings zu beachten; ev führe aber nicht zu der von 
den Anträgen. 2 und 3 gemachten Unterſcheidung, Tondern könne lediglich bei der Unter: 
ſuchung der ‚Frage verwandt werden, ob im einzelnen ‚alle noch eine Wereicherung vor- 
ltege oder nicht. Wenn der Empfänger das Frlangte nicht mehr babe, aber zu jolchen Aus: 
gaben verwandt habe, die er ſonſt aus feinem übrigen Vermögen gemacht, hätte, jo ſei er 
um den Betrag der Ausgaben, dic er im ſolcher Art an feinem übrigen Vermögen eripart 
babe, bereichert. Unter der gedachten Vorausſezung werde deshalb auc dann eine Bes 
teicherung anzunehmen jein, wenn er das Erlangte verichentt babe. Was die von dem 
Antragfteller unter 2 in Bezug genommene Analogie des Figenthumsanipruchs anlange, To 
liege bei diefem die Sache doch iniofern weſentlich anders, als der Beſitzer einer fremden 
Sadıe fein Recht auf Ddiejelbe babe, wäbrend bier das Eigenthum der Sache kraft des 

Willens des Yeiltenden auf den Smpfänger übernenangen jet. Es laſie ſich ſehr wohl recht: 
fertigen, den Beſitzer, der fein Hecht au der Sache babe, strenger zu behandelt wie ven 
wirklichen Gigenthiimer, gegen welchen, eben weil er aui Grund einer gültigen Leiſtung Das 
Figentbum erworben babe, nur aus Hilligteitsgründen ein Rückforderungsanſpruch gewahrt 
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zahlung zurüdzuführen it, jo lange it der Nachweis des Cauſalzuſammen— 
hanges nicht erbracht. Die verlangte effektive Bereicherung darf nicht gleich: 
gejtellt werden in rechtlicher Hinficht mit etwaigen Minderzahlungen der übrigen 
Umlagepflichtigen.') Doch jcheitert abgejeben hiervon die Bewilligung des An— 
ſpruchs jchon an der von der Rechtsiprechung verlangten Qualität des 
Irrthums. 

„Ein zur Rückforderung einer indebite geleiſteten Zahlung begründender 
Rechtsirrthum liegt nicht vor, wenn ſolcher nicht blos ein einſeitiger Irr— 
thum einer Partei, ſondern ein in der früheren Praxis der Behörden be— 
gründeter allgemeiner Irrthum war, welcher ſeine Urſache in einer höchſt 
ſtreitigen Rechtsfrage und in einer Geſetzesauslegung hatte, die in einem an— 
dern ſpeziellen Falle als unrichtig bezeichnet wurde.“ 

Zur Stütze dieſes Satzes dient Puchta Band. $ 309: „Wenn eine 
frühere Theorie verdrängt wird, bat der Zahlende feine condietio, weil er da— 
mals von den Gerichten verurtbeilt worden wäre, wenn er nicht gezahlt hätte. “ 

Daß gegen die Einführung der econdietio indebiti in das öffentliche Necht 
überhaupt Bedenken obwalten, haben wir jchon oben dargethan. Aber ab: 
geſehen davon dürfte auch die Urt und Weije, wie die privatrechtliche 
Sudifatur m vor liegender Frage die Verſagung des Anſpruchs rechtfertigt, 
nicht unbedenklich ſeinn Man muß ſich doch jagen. daß in dem Rechtsverhält— 
nijje der condietio indebiti auch ein Jrrthum des Zahlungsempfängers ver: 
langt wird. Ein zweijeitiger Irrthum muß allerdings vorliegen. Iſt Der 
Irrthum auf Seiten des Zuhlungsempfängers nicht gegeben, dann greifen 
eventuell die Grundjäge nicht der indebiti, jondern der furtiva con- 
dietio Plap. Der Umftand, daß zur Zeit der Zahlung eine andere Nechts: 


— * nicht weiter gehen dürfe, als die Billigkeit es erfordere. Habe der Beſitzer einer 
fremden Sache dieſelbe veräußert und dadurch das Eigenthum einer anderen Sache er— 
worben, ſo kommen nunmehr auch in Betreff ſeiner Verpflichtung, den Eigenthümer, welcher 
durch die Veräußerung fein Eigenthum verloren, das dadurch Krlangte herauszugeben, die 
bier fraglichen WVorjchriften zur Anwendung und bafte er alſo nicht über die Bereicherung 
binaus. Bei dem Grbichaftsanipruche wende übrigens. der Entwurf 8 2083, abweichend 
von dem Eigenthumsanſpruche, die Vorichriften des S 739 an und beſchränke alio den 
Anſpruch von Anfang an auf die Bereicherung 

Etwas anders wie in dem ‚Falle einer gültigen Leiſtung liege die Sadye, wenn der 
Empfänger obue eine jolche Leiſtung etwas ohne rechtlichen Grund erlangt habe. Hier treffe 
der Geſichtspunkt nicht zu, daß die Vermögensverſchiebung auf dem Willen des Verlierenden 
beruhe und dieſer ſich daher nicht beſchweren könne, wenn ihm der Rückforderungsanſpruch 
nur mit denjenigen Beſchränkungen gewährt werde, welche die Billigkeit erheiſche. An die 
Stelle des Willens des Leiſtenden trete hier die geſetzliche Vorſchrift, kraft welcher die Ver— 
mögensverſchiebung erfolge. Eben deshalb aber, weil die Vermögensverſchiebung auf ge: 
jeglicher Vorſchrift berube, rechtfertige es fich auch bier, den Empfänger, welcher fich auf die 
rechtliche Vorſchrift verlaſſe, nicht über die Bereicherung binaus baften zu laſſen. Es 
möchten ſich einzelne Fälle denten laſſen, in welchen es zweifelbaft ericheinen könne, ob die 
Billigkeit dieſe Beſchränkung fordere Im Großen und (Sanzen aber werde ſich der hervor— 
gehobene Geſichtspunkt als zutreffend darſtellen und müſſe der Geſetzgeber ſich hierdurch 
leiten laſſen. Man werde deshalb, ohne kaſuiſtiſche und willkürliche Unterſcheidungen zu 
machen, allgemein an dem Srundlahe des Entwurfs feitbalten müſſen, dab ein Rück— 
for derungsrecht nur zugeitanden werde, wenn der Empfänger nach feiner ganzen Vermögens: 
lage Im Augenblid der Klage noch bereichert ſei. 

Die Beweislaſt werde dabei allerdings in der Weile zu geitalten fein, daß der Empfänger 
den Fortiall einer Durch Die Vermögensverfchiebung erlangten Bereicherung darthun müſſe. 
Und dabei werde jelbitveritändlich dev Beweis des Kauſalzuſammenhangs erfordert werden, 
wenn der Empfänger bebaupte, dab er im Hinblick auf die erlangten Gegenſtände andermweite 
Ausgaben sen babe. 

’)®B. V.G. Bd. 4 S. 527 
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auffaſſung herrichte, kann blos erflären, warum eine in Wahrheit nicht 
geichuldete Leiſtung erfolgte. Nimmer kann er cine Leiftung, von der man 
nur glaubte, daß jie geichuldet war, die aber in der That ein indebitum 
it, zu einem debitum machen.') Zudem tt die Konjequenz der Lehre von 
Puchta, daß die Frage, ob ein indebitum vorhanden iſt oder 
nicht, jich nach der Zeit der Zahlung enticheide, nicht anzuerfennen, 
wie wir jchon oben geichen haben. Die tim öffentlichen Rechte einer Partei 
gegebene Möglichkeit einer „Zwangszahlung“ wird bei Aufftellung des Sates 
von Puchta nicht genügend gewürdigt. 

Das Erkenntniß in Reger Bd. 10, 341 vertheidigt die Aufraifung, daß ein Recht 
auf Rüderftattung deshalb verjagt jei, weil ja zur Zeit dev Zahlung ein debitum geleiitet 
worden jei. — Solange der Rechtsſatz Selbit, deſſen Auslegung für den Kondiktions— 
anipruch maßgebend iſt, eine Veränderung nicht erfährt, kann ohne Frage die falſche Aus— 
legung desſelben nimmermebr ein Necht schaften, mweldies dem wahren Willen des 
Geieges zur Zeit der Zahlung entipricht. Materiell liegt auch zur Zeit der Zahlung ein 
Unrecht vor und es kann ſich nur darum handeln, ob die materiell unrichtige Enticheidung 
aus früherer Zeit formelles Recht derart für die Vergangenheit geichaften bat, daß in 
Zukunft eine Veränderung der durch die Ältere, unrichtige Auffaſſung geſchaffenen Rechtslage 
ausgeſchloſſen iſt. Wenn die vorwiegende Praxis die Möglichkeit einer derartigen Ver— 
änderung nicht zuläßt, vgl. außer Neger Bd. 10 &. 341 noch bei. Zeitichrift für Staats- 
und (Hemeindeverwaltung Jahrgang 6 Wr. 11, 92, Jo dürften weniger juriſtiſch ſtichhaltige 
Gründe, als vielmehr Erwägungen der Zwedmäßigfeit und Rechtsſicherheit maßgebend 
jein. Tie unter dem Einfluſſe einer irrigen Rechtsauffaiiung geleiftete Zahlung ſteht nicht 
auf gleicher Linie mit einem Urtbeile, das Die Rechtskraft beichritten bat. Das Urtheil ent- 
ſcheidet einen vorausgegangenen Ztreit und ichafft aus verworrenen Zuftänden neues Recht 
für die Barteien. Hier liegt, wenn der Einzelne der autoritativen Anſicht der Behörde ver- 
traute, gar fein Streit, Sondern die ſchönſte Webereinitimmung vor. Nun ift mit dem 
Zahlungsakte an ſich nur eine Handlung gegeben, welche die Verwirklichung, der Abſicht, 
eine beſtehende Verbindlichkeit zu erfüllen, darthut. Die Abſicht eines Verzichtes in der 
Richtung, es bei der Zahlung auch dann zu belaſſen, wenn die Verbindlichkeit nicht beitebe, 
darf gerade im öffentlichen Abgabenrechte als ausgeichloffen gelten. Ta die Zablung ein 
Kechtsgeichäft und Die Aufhebung eines jolchen geitattet it, wen es eriwiejen tft, dab beide 
Theile die dem Geichäfte zu Grunde ‚liegende Vorausſehung als vorhanden annahmen und 
leßtere doch nicht vorhanden war, fo muß die Möglichkeit eines Widerrufs gegeben ſein. 
Schließt hiernach die Thatſache der Zabluna die Ausübung eines Widerrufsrechtes nicht aus, 
io fragt es ſich mur, find für die Ausübung dieſes Rechtes zeitliche (Hrenzen maßgebend? 
Erinnerungs und Nektlamationsfriiten, welche gegen die Anforderung einer Abgabe ge- 
geben find, find ſchon nadı dem Wortlaut der geieplichen Beitimmungen für unferen, 
eigentbümlichen Fall nicht anwendbar. Die vräkludirende Wirkung jener Friſten kann ſich 
zudem nur auf die Rechte beziehen, zu deren Eriftenz die Erhebung eines Proteſtes erforder— 
lich it. Gin folder Proteit oder Vorbehalt ift aber bei der Zahlung nur dann erforderlich 
als Vorausiehung für Die peitent des Nechtes auf Nüdgabe der Zahlung, wenn Dies be- 
ionders beitimmt it. Pal. 3. 5 12 des pr. 6. vom 24. Mai 1861 (Stempelitener', 
8 165 ®r. 2. 1. Theil 16. Filet Die Verpflichtung zur Erhebung eines Proteftes darf bei 
dem Geichäfte die Zahlung nicht als vorhanden präſumirt werden. Es iſt daher nur dann, 
wann, was wir bezweifeln, die Annahme richtig wäre, es habe der Geſetzgeber mit der all⸗ 
gemein ftatuirten Pflicht zur Grbebung eines Vorbebalts jeden, auch den unſrigen Fall, 
treten wollen, das Recht auf Rüdforderung wegen Nichtwahrung einer Formalität ausge— 
ſchloſſen. Aber die Beſtimmungen über Erinnerungsfriſten gegen die Anforderung einer Ab— 
gabe find nicht nur nach ihrem Wortlaute unanwendbar. Es muß auch berüdjichtigt wer- 
den, dab Der Yauf einer Verjährung erit dann beginnen fanıt, wenn das echt, Das ver: 
jäbren joll, unbedingt zur Exiſtenz gelangt it. Nun iſt es aber klar daß ein Recht auf 
Rüdforderung nicht vorhanden it, noch nicht einmal im bedingter ‚rorn. ſo lange \ eine 
Zahlung nicht erfolgt iſt. Es kann daber der Yauf einer Verjährung frübeitens vom Tage 
der Jablung, nicht vom Tage der vorausgegangenen Anforderung beginnen. Grit dann, 
wenn der Geſetßgeber beiondere vom Tage der Zahlung an laufende Verfährungsfriſten ge— 
ſchaffen und klar zum Ausdrude gebracht hat, daß im Intereſſe der Rechtsſicherheit jeder nur 
dentbare Fall unter die präkludirenden Friſtbeſtimmungen neitellt jei, wird man die Wer 
jabrung auch in unferem Falle begrimden können. Für denjenigen, dev nicht irrthüm— 
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Unſere Auffaſſung iſt folgende: Em Nlagerecht darf, wenn nicht der Ge— 
ſichtspunkt einer bejonderen für Rückerſatzanſprüche geltenden Verjährungsfriſt 
in Betracht kommt, nicht verjagt werden. Sollte unbedingt eine civilrechtliche 
‚sormel erforderlich und ihre Einführung abgejeben von unſeren Bedenfen zu: 
läſſig ſein, jo würden wir eine condietio sine causa vorichlagen. 
Der Gefichtspunft des Jrrtbums kommt bei demjenigen, der zahlt, weil er 
die Koſten eines zur Zeit der Zahlung aussichtstojen Prozeſſes ſcheut, zweifel— 
(os überhaupt nicht in Betracht. Sodann kann der Einwand, dal die Ver- 
ſäumung der Anfechtungsiriit vorliege, gegen denjenigen, der aus Dem genann— 
ten Motive zahlt, nicht verwerthet werden. Ein ſchuldvolles mit nachtbeiligen 
Rechtswirkungen verbundenes Verhalten feat nur derjenige an deu Tag, der 
angefichts dev Möglichkeit, eine Entichetdung zu Jemen Gunſten herbeizuführen, 
dieſe Möglichkeit nicht benützt. Dieſe Unterlaſſung joll als Strafe für 
den Säumigen den Ausſchluß eines weiteren Nechtsmittels nach ſich ziehen. 
Sonach kann derjenige, der gar nicht die rechtliche Möglichkeit hat, die Thätig— 
feit umd die Ausſprüche der bebördlichen Organe zu Gunſten jeiner eignen 
Nechtsstellung zu provoziren, micht mit dev Strafe der Verſäumung der An: 
jcchtungsiriit belegt werden. Micht um cin ſäumiges, Jondern ein zur Zeit Der 
Zahlung rechtlich machtlojes Individinum handelt es Tuch. Di ce Verjaguung des 
Anſpruches zu einer jpäteren Zeit, in der man gezwungen it die Auffaſſung 
des Individuums vorbehaltlos auzuerfennen, würde der Billigfeit widerjprechen. 
Aber auch eine unverkennbare Ungleichheit in der Nechtsitellung des Verbandes 
und derjenigen jeiner Glieder würde hervorgerufen. 

Iſt der Einzelne durch vechtskräftige Entjcbeidung der Behörde für frei 
von einer jteuerrechtlichen Verbindlichkeit erklärt worden, jo ut die Behörde, 
falls fie ihre Rechtsauffaſſung ändert, an ihre eigene zwiſchen ihr und dem 
Einzelnen Necht jchaffende Entſcheidung auch dann nicht gebunden, wenn Die 
thatjächlichen Berbältniffe z. 3. der alten Entjcheidung noch heute Diejelben 
ind. Nicht nur für die Zukunft, Jondern auch Für die Vergangenheit 
kann die neue MNechtsauffaflung auf Grund einer neueren Enticheidung Nechts- 
wirfungen enthalten und Durchführen. „Wie man jieht, jagt Tezner,') be 
jteht der Grundſatz der materiellen Nechtskraft endgiltig gewordener Entjcheid- 
ungen und Berfügungen prinzipiell wohl gegen den Einzelnen, und zum 
Vortheil derjenigen ſtaatlichen Intereſſen, denen die endgültige Entjcheidung 
oder Verfügung zu Statten fommt, wogegen er ſich als giltig zum Nach: 
theile öffentlicher Intereſſen nicht nachweiſen läßt.“ Man motivirt in recht: 
licher Hinſicht dieſe Stellung Des Ne mit der Behauptung, daß nicht 
„der Bejtand eines mit periodiicher Abgabepflicht verbundenen etBurr: 
bältnijjes in judieium deducirt“ werde näch Mahgabe der bejonderen Vor— 
Iehriften, jondern nur der einzelne Debcaft.’) Sei eine Entſcheidung 
wegen einer Öffentlichen für einen bejtimmten Zeitraum geforderten Laſt er: 


lich, fonbern deshalb zahlt, weil ev die Koſten eines Prozeſſes fchent, kommen die Aus 
führungen des Tertes in Betracht. Aus diefen Gründen dürfte der Zah Puchta's: So 
wenig man ein vechtsfräftiges Urtheil anfechten kann, weil die Anficht, auf welche es ſich 
gründet, jpäter als irrig verbeilert oder verändert wird, To wenig kann eine Zahlung ange: 
tochten werden” (a. a. O S. 309), nicht geeignet fein, die Judifatur zu ſtützen. ol. auch 
hierzu den Untertchied wiſchen Präkluſiv- und Verjährungsfriſt in der Rückforderungs— 
klage für Gebühren in O eſterreich in der Rechtſprechung des dortigen Reichsgerichts, 
Archiv für öffentliches Recht Bd. 9 S. 5. 

Ma. O. S 367. 

2) ——— a. a. O. S. 363. 
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gangen, jo könne bezüglich einer gleichen für einen jpäteren Zeitraum erhobenen 
Forderung der Eimvand der res judicata nicht gehört werden. Der Einzelne 
habe das Necht, für jede neue Periode eine neue Neflamation anzubringen 
und eine neue Enticheidung über die Berbindlichkeit zu beantragen.) Ob Diele 
Auffaſſung rechtlich haltbar iſt, joll bier nicht erörtert werden. Sedenfalls iſt 
diejelbe eine Thatſache, welche bei dem Vergleiche der Nechtsitellungen des 
Verbandes und jeiner Glieder nicht zu übergehen it. Wir ſehen auf der einen 
Seite den Staat, der eine Entjcheidung über die frage der Verbindlichkeit 
eines Einzelnen zur Zahlung einer Abgabe angerufen bat. Der Streit iſt 
rechtskräftig zu jeinen Ungunften erledigt durch Urtheil. Auf der anderen 
Seite Steht der Einzelne, dem gegenüber eine Entjicheidung gar nicht ergangen 
it. Er leitete, weil man irrthümlicher Weile zur Zeit der Leiſtung in den 
maßgebenden Kreiſen eine Rechtsauffafiung hatte, gegen die anzufämpfen ein 
völlig vergebliches Bemühen geweien wäre. 

Sollte dereinit die Rechtsfrage, die in unjerer pofitiven Gejeggebung aus: 
drüdlich nicht beantwortet it, geregelt werden, jo wäre zu wünſchen, daß neben 
dem nicht zu verfennenden finanziellen, Ttaatlichen Intereffe auch das Indivi— 
dualinterefje Berückjichtigung fände! Es handelt fich um eine Interefjencolliiion, 
die nicht einſeitig gelöft jein joll, jondern ausgeglichen werden mul. Noch in 
anderer Hinficht bier jedoch aus vorwiegend jtaatlichen Intereſſen 
— ſind Die Friſtbeſtimmungen unſerer Steuerrechte von Bedentung für den 
Rüdforderungsanipruch. Wir meinen die Bejtimmungen über die Deflarations- 
prlicht des Einzelnen, deren Erfüllung für die Behörde ein Hilfsmittel bei Feſt— 
jtellung der Bemejjungsgrundlage oder des Stenerobjeftes bildet. So jagt 
z. B. 8 30 des neuen Einfommenjteuerrechtes von Preußen: „Wer die ibm ob- 
liegende Steuererklärung nicht innerhalb der vorgejchriebenen Friſt abgibt, 
verliert die gejeglichen Rechtsmittel gegen jeine Einjchägung Für das 
betreffende Steuerjahr, injoferne nicht Umftände dargethan werden, welche die 
Verſäumniß entjcehuldbar machen“.”) 








) So Wr. O-B:G. Bd. 4 S 139. Einen Mittelweg in der rechtlichen Negelung der 
tollidirenden Intereſſen fennt das öfterr. Gejeß von 18. März 1873 R-G.Bl. Nr. 3183, 
Hier tritt die Wirkung der res judieata erſt nach Ablauf einer dem Staate gewährten Ver 
beilerungsfriit ein. S. Teznera. a. O. &. 362. 

Schanz Finanzarchiv Bd. 7 S. 251. Erzwungen iſt die Teklaration in Banern 
nad; dem Gintommenitenergeie vom 18. Mai 1881 und in Württemberg nach dem Geſetz 
vom 19. September 1852. Die Unterlafiung der Deklaration it mit Strafe bevrobt. Ten 
Verluft des Ginipruchsrechtes gegen die Schäbung der Behörde beitimmen: Art 21 p. 1 
Bad. Einkommenſteuergeſetzes, Art. 33 p. 1 Gewerbiteuergefeges, Art. 22 p. 4, 536 Napital- 
renteniteurergeieges v. 20. Juni 1884. Sachſen-Gotha (1854), Schien-Meiningen 1867, 
1869, Shaumburg=Lippe (1885) ftellten es dem Genfiten frei, eine Deklaration abzugeben. 
Fin Rechtsnachtbeil war an die Nichtabgabe der Deklaration nicht geknüpft. Tas Sadien- 
Meiningeniche Gele vom 18. März 1890 betr. Einkommenſteuer gewährt dem Cenſiten ein 
Rechtsmittel gegen das behördliche WBerlangen auf Auskunft. Art. 48 p. 1. Wird das 
Rechtsmittel verworfen, jo hat die Verweigerung der Auskunft den Verluſt des Berufungs- 
rechtes gegen die von der Kommiſſion bewirkte Schäkung für das betreffende Neranlagungs- 
jabr zur Folge. Art. 48 p. 2. Muh in Sachſen Gotha (1871) it Verluft des Rekla— 
mationsrechtes die Folge der Nichtbeachtung der bebördlichen Aufforderung, desgl. in Reuß 
i- 2. Gejeg vom 16. uni 1890 $ 24 p. 3. Hamburg fmipft in feinem Welche vom 
7. März 1881 betr. Einkommenſteuer in 8 12 feinen Nachtheil an die Unterlaflung der 
Selbiteinichägung. In $ 14 iſt verlangt, daß jeder Steuerpflichtige, der die Deklaration 
unterlaſſen bat und in Folge deijen durch die Schägungsbürger abgeichäßt wurde, von einer 
zu niedrigen Cinichäßung ſeitens der Kommiſſion Anzeige macht bei Meidung der für die 
geſezwidrige Selbſtſchätzung oder Reklamation beitehenden Strafen. Tieielbe Beſtimmung 
enthält $ 16 des Lübeder Einfommeniteuergeieges vom 27. Mai 1889 und S 10 des 
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Hier iſt der Verlujt des Nechtsmittel3 für demjenigen angedroht, der die 
ftaatsbürgerliche Pflicht zur Abgabe einer Steuererklärung nicht erfüllt. Für 
Diejenigen, die zur Deklaration befähigt find, aber nicht den guten Willen be 
ſitzen, ſoll der legtere durch die Furcht vor dem drohenden Rechtsnachtheile 
erjegt werden. Für diejenigen, die nicht deflariren fünnen, weil ihre thatſäch— 
liche vermögensrechtliche Lage ihnen eine Deflaration und folgeweije auch die 
Begründung einer Neklamation überhaupt nicht gejtattet, dürfte der Verlust 
eines Nechtsmittels ohne Frage unerheblich jein. Die einjchneidenden Wirkungen 
der Berjagung eines Nechtsmittel werden mit Necht in allen den zahlreichen 
Fällen ausgejprochen, in denen ein rein pajlives, durch nichts entichuldigtes 
Berbalten des Eenjiten vorliegt und die formelle Pflicht zur Abgabe einer 
friftgemäßen Steuererklärung jtatuirt it. Wird jedoch das Borhandenjein einer 
Verpflichtung zur Abgabe einer Steuererklärung beitritten, dann kann die That: 
jache, daß die geforderte Erflärung nicht friitgemäß abgegeben wurde, nicht 
der Entjcheidung über Ausichluß des Nechtsmittels zu Grunde gelegt werden. 
Erit eine Feftjtellung, dab die geforderte Erflärung in der That auch dem 
Angerufenen obliege, it geeignet, jener Entjcheidung die erforderliche Be— 
gründung zu verleihen. Es it dieſer Saß insbejondere für das Gebiet des 
neuen preußiſchen Staatöfteuerrechtes anerfannt.') Bier wird auch in ‚Folge 
ausdrücklicher Beſtimmung die Frage der Entſchuldbarkeit der Nichtabgabe der 
Deklaration geprüft. Die ſogenannten „allgemeinen“ Grundſätze des Privat— 
rechtes über die Entſchuldbarkeit des Irrthums dürften jedoch ſchwerlich den 
Ausgangspunkt richterlicher Entſcheidung bilden. Hier kann es ſich nur darum 
handeln, ob die thatſächlichen Verhältniſſe des Falles die Nichtbefolgung 
der geſetzlichen behördlichen Auflage Techtiertigen fünnen.*) 

Zu Gunften des Neflamanten bat die neuere preußijche Judifatur den 
Sat aufgeitellt, daß der Nechtsnachtheil der Derjagung eines Nechtsmittels 
nur darum ausgejprochen werden joll, wo jeine V sorausjegungen Elar zu Tage 
liegen. Bietet die Lage des Falles Anlaß zu Zweifeln, jo joll der Rechts— 
nachtheil nicht ausgejprochen iverden.?) 

Der an den Beginn diejer Ausführungen geitellte Saß, daß der Einzelne 
ein Necht auf Nachprüfung derjenigen behördlichen Aufforderung hat, welche 
für ih beſtimmt it, Findet insbejondere in denjenigen Fällen praftiiche Ans 
wendung, in welchen die Steuerpflicht von Perſonen erft in Folge eines Sterb- 
falls eintritt. Hier üt die Deranziehung dieſer Perjonen zur Steuer und der 
Umfang ihrer Nechtsmittel feinesivegs abhängig von der zu Lebzeiten des früheren 
Steuerpflichtigen erfolgten Beranlagung.‘) 


Bremiicen Finfommeniteuergejeges vom 17. Dezember 1874 (Novellen aus 1880 und 
1885. In Walded und Byrmont it Verluft des Reklamationsrechtes bei Nichtabgabe der 
Erklärung angedroht. Klaſſenſteuer 1865.) Das Anbaltiche Steuergeieg vom 18. April 
1886 bat in S 11 den Verluft des Reflamationsrechtes bei Verweigerung der von zuftändiger 
Behörde verlangten Nachweiſungen in Aussicht geitellt._ 

O. V. G. in Staatsitenerfachen Wo. 1 (1893 261. 

\ Entichuldbarer Irrthum iſt feitgeitellt in Bo. "1894 Staatsiteuerjachen) S. 398. 

Fine Yachprifung der zur Entichuldigung angeführten Umſtände it im Seoffionöverfahren 
nicht zuläffig. Bd. 1893 ©. 22. Wal. ferner Bd. 1893 5.70. Iſt die Ablehnung eines 
amtlichen Briefes mangels Franfierung gerechtfertigt ?, und über die Erforderniſſe einer 
korrekten Steuererklärung Bd. 1893 2. 401. Ueber ihre Bedeutung und .die Behauptung, 
daß die Behörde Die Beweislaſt für die Unrichtigkeit den Angaben in der Steuererklärung 
habe, wenn ſie höhere Steuern veranlage. Wal. Bd. 1894 S. 204. 

Bd. 1894 S. 360. 

Bd. 1894 S. 269. 
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Neben der formellen Frage binfichtlich der Wahrung der Friſt ſind auch 
die formellen Beitimmungen über die Art der Erhebung und Geltendmachung 
der Neklamation in einer Weiſe ausgelegt worden, welche die Nechtsitellung 
ves Einzelnen begünjtigt. Zum Theil jind auch pofitive Normen unjerer Ge 
ieggebungen vorhanden, welche von dem offensichtlichen Bejtreben geleitet find, 
das Individualintereſſe zu ſchützen umd zu jtärfen gegenüber Eimvänden, Die 
aus rormellen Gejichtspunften begründet ſein künnten. 

So beitimmt 3. B. $ 3 des pr. Gejeges über die VBerjährungsfriten 
öffentlicher Abgaben: „Wendet jich der Reklamant an eine infompetente Behörde, 
jo hat diefe das Nefursgejuch an die fompetente Behörde abzugeben, 
ohne daß dem Neflamanten die Zwijchenzeit auf die Friſt einzurechnen it.“ 
Auch im neuen Einfommenftenerrechte von Preußen it diejer Grundſatz ge⸗ 
blieben.) Hat man in der pojitiven Geſetzgebung über die Form einer Rekla— 
mation beſondere Beſtimmungen nicht getroffen, ſo muß jedenfalls eine münd— 
liche Reklamation genügen. Die Erwägung, daß gerade im öffentlichen Rechte 
die ſ chriftliche Fixirung aller rechtlich relevanter Handlungen gefordert 
werden mühe, daß man im Intereſſe der Rechtsſicherheit unſerer Verwaltung 
nicht verlangen könne, der Beamte ſolle ſich auf ſein Gedächtniß verlaſſen, kann 
nr de lege ferenda gehört le und den Mangel einer bejonderen Be- 
itimmung nicht erjegen.?) Jedoch muß jedenfalls aus der Faſſung der Er 
Härung hervorgehen, daß man eine Entjcheidung der höheren Inftanz verlange. 
Es fann daher die friitgemäße Ankündigung, daß man Bejchwerde einlegen 
werde, nicht einer Bejchwerdeeinlegung gleichgeachtet werden.”) Und zwar 
auch dann nicht, wenn die Partei dieje Ankündigung nach Ablauf der Be: 
ſchwerdefriſt als wirkliche Bejchiwerde bezeichnet. Die friitgemäße Anzeige, et: 
was thun zu wollen, iſt in umjerer Frage rechtlich bedeutungslos. Nur die: 
jenige Interpretation, welche innerhalb der Friſt einer unbeftimmten Willens: 
fundgabe den Charakter einer bejtimmten Dandlung in der Gegenwart ver- 
leiht, iſt geeignet, jenem rechtlichen Mangel abzubelfen.‘) Aus dem Umjtande 
allen, daß Reklamant in etwa irriger Kuffaffung mehr fordert, als er nach 
jeinem eigenen Borbringen zu fordern berechtigt ift, aus dem formellen Ge: 
ſichtspunkte einer plus petitio darf die Klage nicht abgewiejen werden. Liegt 
überhaupt, wenn auch nur eine fleine Weberbürdung vor, jo iſt e8 Sache des 
Berwaltimgsrichters, dieje feitzuitellen.) Im Intereſſe des Einzelnen it end» 
lich durch die Judifatur verjchtedener Gerichtshöfe feitgejtellt, day. analoge An— 


s 81 Einfommenitenergeieß ſteht nicht entgegen. Wgl. Bd. 1893 ©. 78. Die ver- 
anlagende Bebörde it den Reklamanten wohl itets bekannt. Dagegen kann der Steuer= 
pflichtige im Zweifel jein, wer die vorgelegte Behörde iſt, bei der Rekurs anzubringen üft. 
gür 2 dall —— gilt daher jene Reftimmung im Gemeindelteuerrecht nicht. 

gl. Bo. 7 &. 147. 

*; Pie mimdliche Form wurde als „an fich nicht unſtatthaft“ bezeichnet in Br.-J.-9.- 
@. 8. 7 2. 147. Gemeindeuntlagen.) 

N Bayr. Verwaltungsgerichtsbof Bd. 4 S. 492, Geſetz vom 8. Auguſt 1878, die Er- 
richtung eines Nerwaltungsgerichtsbofes betr. Art. 45 Abi. 2. 

*; Vgl. auch Bayr. B.-6..H. Bd. 3 S. 165. Ein an den Voritand der Behörde der 
1. Initan; ———— Privatbrief, in welchem die Abſicht, die Entſcheidung der höheren Inſtanz 
anrufen zu wollen, nicht erflärt iſt, kann nicht als rechtstörmliche Beichwerdeerhebung gelten. 
Tiefer Charakter wird auch dadurd nicht erlangt, daß dieſer Brief von dem Adreſſaten in 
den amtlihen Cinlauf der betreffenden Behörde abgegeben und von dem Erbibenten nad 
Ablauf der Beichwerdefriit als Beichwerdeeinlegung ausdrüdlich bezeichnet wurde. 5 479, 
5l5 CP.C. wurde zur —— mit herangezogen. 

) Pr. O..B.:6. Bd. 9 82. 
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wendung der Ausnahmevorjchriften über die Verjährung auf andere Anſprüche 
ähnlicher Art nicht zuläſſig erſcheint.) Hier kann mur die frage der Ber: 
jährung aller zum Theil erſt durch die Praxis zur Eriitenz gelangten Anjprüche 
in Betracht fommen. Und dieſe bedarf gejeglicher Negelung. 

Wenn wir jo einerjeits ein durch die Judikatur geichügtes Individual 
interejje erblicten, jo it es doch amdererjeitS unverkennbar, daß der Durch: 
führung des von den Gerichten in Vordergrund geftellten N echt Sgedanfens 
die durch die Geſetzgebung anerfannten Nüchichten des öffentlichen, finan— 
ziellen Intereſſes im Wege fteben. Und es zeigt ſich oft, dal bei „der über: 
aus niedrigen Stufe technischer Vollendung“,“) auf welche das pofitive öffent: 
liche Necht gegenüber den anderen Zweigen des geltenden Nechtes ſteht, ſehr 
wohl eine Auffafjung möglich it und ohne Widerjpruch mit den Normen des 
Öffentlichen Nechtes begründet werden kann, wonach in Colliſionsfällen der 
beiderjeitigen Interejjen das öffentliche die erite Berückſichtigung verdient. 
Abgeſehen von dem bereits VBorgetragenen wird diefer Sat durch die Behand— 
lung eines Falles erwieſen, deſſen wir bier zum Schluſſe gedenfen wollen. 
Kir haben den nicht unintereflanten Fall im Auge, indem nicht in Folge 
Irrthums des Einzelmen,’) jondern durch irrige Auffallung der Behörde 
die Möglichkeit der Präfludirung des Nüdforderungsanipruches in Betracht 
fommt. Oft bat die Geſetzgebung mit Rückſicht auf die Unüberſichtlichkeit der 
für den Nechtsichuß und die Nechtsmittel in Betracht fommenden gejeglichen 
Beſtimmungen der Behörde es zur Pflicht gemacht, den Neklamanten über Be: 
ichiwerdefriit und Inſtanzenzug eine ausdrücdliche Nechtsbelehrung zu ertbetlen. 
Wenn nun in Folge ivriger Geſetzesauslegung oder eines Verſehens eine längere 
als die gejegliche Neklamationsfriit eröffnet oder eine unrichtige Behörde als 
nächjte Inſtanz angegeben wird, verliert hier der Einzelne jeine Anſprüche, 
wenn er in Gemäßbeit der Belehrung handelt? Dieje Frage wird in der That 
von der herrichenden Auffaſſung bejaht.) „seititcht, jagt Tezner,’) dab Die 
gejeglich gebotene Befriedigung eines Öffentlichen Intereffes durch eine jolche 
falſche Nechtsbelebrung feinen Aufjchub erleiden könne. Würde z. B- in der 
Kundmachung des Beſchluſſes eines Gemeindeausichuffes betreffend die Aus: 
ichreibung von Gemeindeſteuern die Anfechtungsfrijt mit einer längeren Dauer 
als der gejeglichen angegeben ericheinen, jo entjtünde daraus für die Gemeinde: 
mitglieder kein formaler Anſpruch auf Annahme einer Bejchwerde mach Ab— 
lauf der gejeglichen Friſt.“ 

Kommt weder ein Öffentliches Intereije noch die Rückſicht auf Die 
Nechtsipbäre dritter Perfonen in Betracht, dann ericheint die Anſchauung von 
der Verbindlichfeit der falichen Nechtsbelehrung zu Gunjten desjenigen, an den 


"al. für Schuldgeldbeiträge Bd. 27 S. 110 fir Straßenbeiträge und Nautionen 
ivid. ©. 50, Bd. 5 &. 101 und Wo. 15 &. 303 pr. O-V. G. Tiefe fallen nicht unter das 
Geſeß von 1840. Wal. ferner Bd. 20 S. 128 und 130 ft. 

N So Tezner a. a. O. 3. 562. 

°») Ein anderer bisher nicht erwähnter, im Irrthum des Einzelnen begründeter Rekla— 
mationsfall findet jih in Bd. 12 Br. O-W.-G. S 59. Dort wurde die nicht unintereflante 
Frage entichieden, ob die Reklamation gegen die Staatsitener jeitens desjenigen, der regulativ— 
mäßig lediglich mit dem dieſer staatlichen Beiteuerung zu Grunde gelegten Steuerfage in die 
GHemeindeiteuer übernommen wurde, obne weiteres eine entiprechende Frmäßigung der Ge 
meindeitenern nach fich ziehe. Troßzdem das Verhältniß der beiden Steuern als principale 
und accessorium nicht zu verfennen iſt, wurde die in eriter Inſtanz bejahte Frage von 
O.:B:. verneint. 

) Pr. O. B-G. Bo. 4 S. 68, 

A. a. ©. S. 365. 
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fie fich richtet, „dDisfutabel.“ Wer will aber leugnen, daß die Begründung 
des Öffentlichen Intereſſes in jedem Steuerfalle möglich iſt? Dieje bedingte 
Nachgabe, daß man eventuell über die Verbindlichkeit der Nechtsbelehrung 
reden fünne, iſt zumächit eine höchſt problematijche Anerfennung des Indivi— 
dualinterefles. Dann aber it Die jcheinbare Konzeſſion in Wahrheit eine un— 
bedingte Verneinung der Individualanſprüche, deren formelle Zuläſſigkeit man 
um Vertrauen auf die Autorität der Behörde für gegeben halten mußte. 

Man jicht, daß der Gedanke des jus cogens, welcher das öffentliche Necht 
beherrjcht, eine weitgehende Bedeutung bat. Die zwingenden Sätze des Ab- 
gabenrechtes ſind im erjter Linie nicht geeignet, durch Parteivereinbarungen abs 
geändert zu werden.) Aber auch die Uebungen der Behörde, die Afte der das 
Geſetz vertretenden Obrigkeit fünnen das öffentliche Necht nicht derogiren. Ent: 
jprechen die durch behördliche Alte bervorgerufenen Nechtswirfungen zu Gunſten 
Einzelner nicht dem Willen des’ Gejeges, jo wird die dem Gelege nicht ent- 
iprechende Erweiterung der Nechtsfäbigfeit des Einzelnen einfach bejeitigt. Aber 
mit dieſer Bejeitigung werden auch Anjprüche vernichtet, die an jich gegeben 
waren und vielleicht ſehr wohl begründet ſein konnten. 


8 5. Die Frage des Kechtsweges. 


Bon jeher wurde der Mangel einer reichsrechtlichen Regelung der Zus 
läſſigkeit des Nechtsweges als eine empfindliche Lücke unſerer Gejeggebung aus 
geiehen. Eine jolche Negelung it „für ein Nechtsgebiet, welches ein einheit- 
liches Privatrecht und einen einheitlichen Givilprozep haben will, ganz unent— 
behrlih. Es gebt, nachdem Privatrecht und Prozeß einheitlich geworden find, 
doch nicht an, dal; bezüglich diejer Vorfrage alles prozefjualischen Vorgehens 
die Landesgejege maßgebend find. Und wenn noch das Landesrecht auch nur 
der größeren deutichen Staaten eine erichöpfende Negelung bätte!“?) 

Diefer Mangel unſerer reichs- und landesrechtlichen Geſetzgebung erklärt 
zunächit die Thatſache, dal in der Frage des Rechtsweges gerade ber einem 
Anſpruche, deſſen Natur ſich nicht ohne Weiteres beitimmen läßt, weil jeine 
materiellen Erforderniſſe im der öffentlicherechtlichen Geſetzgebung wicht ge— 
vegelt jind, noch heute ein Zuſtand herrſcht, der an völlige Rechtsunſicher— 
heit grenzt?) Die Unmöglichkeit, auf rem logiichem Wege im eimzelnen 
Falle das Urteil zu finden, hat Fiſcher ſchon früher in überzeugender Weiſe 
dargerhan.’) Nicht logiſche Konſequenz und strenge Berüchichtigung Des 
Charakters der in Frage kommenden Nechtsmaterie, jondern die Frage, ob es 
zweckmäßig je, den Rechtsweg zu geitatten, ihn zu erweitern oder einzu— 
Ichränfen, haben nur zu oft Die Geſetzgebung unſerer deutſchen Partikular— 
ſtaaten beherrſcht. Aber nicht nur bei der Feſtſtellung der Grenzlinien, welche 
die Gebiete des Civilprozeſſes und des Prwatrechtes ſcheiden, wird die Frage 

" Die Verſäumung der Friſt unterliegt nicht der Parteivereinbarung, Br. O. V.«G. 
Bd. 14 3. 195. Tie Innehaltung dev Neflamationsfriit it von Amtswegen zu prüfen. 
Br O-V-G. Bd. 5 5. 100, Bo. 6.5. 131, Bd 7 3.148, Bo. 9 5. 86, Bo. 10 S. 33, 
Bd. 12°. 62 

So Fiſcher in Recht und Nechtsichug im Beziehung auf den Entwurf eines bürger: 
lichen Weiegbuhes für das deutiche Neich S 33. 

_ ) „yait vollige Nezellofigfeit” nennt Fiſcher die Yage in Preußen binfichtlich der 
‚yrage des Rechtsweges uberbaupt Wal. ihid =. 33 

j * Seitichrift für deutichen Civilprozeß S. 413 Bo. 10. Val. auch Prazak, Archiv 
für öffentliches Recht Bo. 4 S. 26 
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des Rechtsweges afut. Eine hervorragende jtaatsrechtliche Bedeutung beſitzt 
fie für die unjere Frage betreffenden Gebiete der inneren Berwaltung 
und des Finanzweſens. 

So lange bejondere, ausreichende Borjchriften zur Beurtheilung des ein- 
zelnen Falles nicht vorhanden find, hat man folgende Erwägungen durch die 
Judikatur unſerer Gerichte als enticheidend aufgeitellt. or Neichsredt (©. 
0. 6. 818, & zum ©.0. 0.82, ©. zur CR-O,S ; 3, E. zur Str.P.⸗ 
O. 8 3) bat mit Abjicht cine Definition des Begriffes einer „bürgerlichen 
Nechtsitreitigfeit“ im Gegenjag zu einer Streitiache des Öffentlichen Rechtes 
nicht gegeben.) Die Verschiedenheit des Privatrechtes und die politische Seite 
der Frage ſtanden der früheren reichs-rechtlichen Regelung entgegen. Es iſt 
ſonach das Landesrecht maßgebend und bei dem Mangel beſtimmter Normen 
die geſchichtliche Entwickelung, die Uebung, der Gerichtsgebrauch. In dieſer 
Hinſicht hat das Reichsgericht, zum Theil ausgehend von den Begründungen des 
Entwurfes des deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes“?) folgende Sätze aufgeſtellt: 


1) In Deutſchland iſt ſchon in dem Jahrzehnt vor Gründung des neuen 
deutſchen Reiches und zwar (nach einer früheren abweichenden Uebergangszeit) 
auch im Preußen das (inhaltlich mit den von der Judikatur zur Zeit des 
früheren Neiches deuticher Nation aufrecht erhaltenen und den Forderungen 
des gegempärtigen Bewußtſeins von dem Weſen des Nechtsitaates entſprechen⸗ 
den Grundjfätzen ühereinſtimmende) Bewußtſein wach geworden, daß im Falle 
ungerechtfertigter Abgabenerhebung der dadurch in ſeiner individuellen Rechts— 
ſphäre gegenüber dem Gejege | Verletzte grundſätzlich berechtigt erſcheine, 
ſein Recht vor Gericht zu ſuchen, daß der Ausſchluß des Nechtsweges 
in einem jolchen Falle anomale pojitive Sakung je. 

2) Die objektiv der Norm des Abgabengeſetzes zuwider erfolgte Erhebung 
eines VBermögenswerthes als Abgabe durch die mit der Abgabenerhebung be: 
traute Verwaltungsbehörde enthält (wenn gleich die Behörde die Ueberzeugung 
beat, geſetzmäßig zu bandeln, einen im Namen des Staates durch deſſen Organ 
verwirilichten, oͤbſektiv rechtswidrigen Eingriff in die individuelle Bermögens— 
rechtsſphäre des Herangezogenen. Anſprüche wegen öffentlicher Abgaben ſind 
bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten. Sofern nicht eine Beſtimmung über den 
Ausſchluß des Nechtsiveges vorliegt, it letzterer zuläjfig.*) 

Ach die Nechtsgeicbichte des Mittelalters und des alten deutſchen Neichs 
zeigen deutlich, dan der Sag von der Zuläſſigkeit des Nechtsiveges im Gebiete 
der Verwaltung und der Finanzen ſich Anerkennung zu bewahren gewußt hat 
bis zu den Zeiten der Entwiclung des abjolntiitiichen Staatsgedanfens und 
des Einfluſſes Des franzöſiſchen Verwaltungsrechtes.) Die dDeutiche Rechts— 


 sCirenlus vitiosus- nannte der Abgeordnete Neicheniverger den $ 13 ©. v. 
G. (Brot. Sig. 122, I. Theil 3. 808, 

Nat, mebelondere 2. 28. „In neuerer Zeit bat fich der Grundiag allgemeine An- 
erfenmung verichafft, daß das richterlidhe Amt, welches der Handhabung des Rechtes und 
der Gerechtiafeit dienen joll und nach feiner Natur feine andere Autorität als die des Ge- 
jeges über ſich baben darf, wicht von Bebörden zu verwalten iſt, die gleichzeitig 
eine Gewalt über die Staatsbürger zu ü ben haben, welche täglich Rückſichten 
gouvernementaler Swedmähigfeit in Betracht ziehen müſſen und deren Trägern die für das 
Michteramt erwünſchte Sicherheit der verlönlichen Stellung durch Unentfernbarfeit aus dem 
Amte nicht in demſelben Maße eingeräumt werden fann.” 
is : Eutſchieden für Reichsſtempelabgaben und Zölle in R.G. Bd. 5 ©. 34 und 
Bd. 11 2. 75 

. Bat. Nachweiſe in R.=8. E. in Bd. 11 & 67. 
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auffaljung ſteht auf dem Gebiete des Öffentlichen Nechtes in einem unverkenn— 
baren Gegenjage zur antifen Anjchauung.') „Im Unterjchiede vom antifen 
Staat iſt das öffentliche Necht fein jas publicum, quod ad utilitatem spec- 
tat, jondern ein erziwingbares jtetiges Necht, eine Regelung der Staatsgewalt 
durch bindende Gejege. Während das antife Imperium nur verantwortlich 
it gegen den populus, nicht gegen den Einzelnen, jo hat der german 
üche Volksgeiſt die Kriegs-Finanz, die Gerichts:, die Polizei-, die Kirchen: 
Gewalt ſchrittweiſe an Gejege zu binden gewußt, die einen dem Alterthume 
fremden feſten Nechtsfreis um das Individuum, die Familie, Die 
Genojjenichaft, die Kommune, die Kirche ziehen.“ Dieſer auf die Stärkung der 
Rechtsjtellung des Individuums bedachte Grundzug der deutichen Auffaſſung 
war es, welcher als in hervorragender Weije bei Schaffung des Nechtsweges 
und eines fürmlichen Klagerechtes vor dem ordentlichen Gericht für Streitſachen 
inter fiscum et privatos von Einfluß gewejen ijt.) Das ältere Necht bat 
denn auch in einer jehr ausgedehnten Weiſe auf dem Gebiete der inneren Vers 
waltung namentlich über die jogenannten Fleineren Negalien den Nechtsiveg zu: 
gelajjen. Ein Klagerecht war wegen Mißbrauchs der Steuer: ımd Negalhobeit 
gegeben. Dieje Thatjache jteht über allem Zweifel. Jedoch war die Voll: 
itredbarfeit des erfämpften Urtheil3 leider nur zu oft nicht vorhanden. Die 
Eritarfung der landesherrlichen Territorialgewalt wußte die Verwirklichung des 
Richterſpruchs zu verhindern.) Als mit der Auflöjung des Neiches die jtaats- 
rechtliche Unterordnung der Territorien unter die Neichsgewalt und hiermit 
auch formell der öffentlichvechtliche Individnalrechtsichug des Neichsgerichts 
bejeitigt war, trat das landesherrliche Oberappellationsgericht an die Stelle 
des Neichsgerichts. Aber ſelbſt unter das eigne Gericht mochten ſich die großen 
Landesherren, wie Gneiſt bejtätigt,*‘) „in Ausübung ihrer Steuer: und Regal— 
hoheit“ jich nicht unterwerfen. „Die Lücke einer Gerichtsenticheidung über die 
Verfaſſungsmäßigkeit der Steuern iſt im vielen deutichen Staaten bis heute 
rühlbar geblieben.“ °) 

In gewifjer Hinficht find jedoch bejtimmte Säge — Gueijt nennt fie 
„gemeinrechtliche Prinzipien“ aus dem älteren deutjchen Recht in die neuere 
Gejeggebung herübergenommen worden. So ijt der Rechtsweg ausdrüclic 
noc heute in Preußen und Sachjen anerfannt, wenn der durch die obrigfeit- 
liche Anordnung Betroffene jich auf die Exiftenz eines bejonderen Rechts— 
titels al8 Grund der Befreiung von der Anordnung beruft.) Auch die Be 
bauptung eines unzuläjjigen Eingriffs in die Privatrechte des Einzelnen 


') Xestere erfannte auf dem Gebiete des Staatsrechtes Feine jelbitändigen, mit 
bejonderem Rechtſchuß ausgeftatteten Yndividualaniprüde an. Die Befugniſſe im 
öffentlichen Rechte haben die Vedentung von Reflerrecht. Val. Gierke, Staats— und 
Corporationslehre des Alterthums S. 8. Ueber das Steuerrecht, das den Grundſatz 
„Der Leiſtung nach der Gegenleiſtung“ nicht kennt, vgl. Neumann, die Steuer nad) der 
Steuerfähigteit in Conrad's Jahrbücher der Nationalötonomie und Statiftit n. F. Bd. 1 
1880 ©. 512. Ueber die Rechtsungleichheit des Einzelnen gegenüber der römischen Gemeinde. 
Bol. Mommien, Staatsrecht Bd. 1 S. 173 ff 

”) Ngl. die Givilflage in fiskaliſchen im Verhältniß der Unterthanen zu den 
Landesherren in Gneift, Rechtsſtaat 5. 90 und 136 ff. 

Vgl. auch Gneiſt Rechtsitaat S. 136: „Won erbeblichem Umfang und praftijcher 
Wan — a indeſſen für die größeren Territorien niemals geweſen.“ 
Me 


\ Ibid. 
*, Das Nähere ſ. $ 9 dieſer Abhandlung. 
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genügt oft zur Zulaſſung des Nechtsweges.') Ferner iſt der Umitand, dab 
auf einer Seite des Rechtsverhältniſſes die öffentlich-rechtliche Korporation, der 
Staat oder die Gemeinde jtebt, nicht als em für das Yandesrecht anerfannter 
Grund zu bezeichnen, der hinreichte, den Rechtsweg auszujchliegen.*) Prinzipiell 
jollen vermögensrechtliche Anjprüche inter fiscum et privatos flagbar jein. 
Die z. 3. der Emführung der Givilprozepordnung bier und da°) noch be: 
jtehende privilegirte Stellung des Fiskus, mach welcher in Abweichung von all: 
gemeinen Nechtsgrumdjägen dieſer nicht vor Gericht „Necht zu nehmen brauche“, 
iſt bejeitigt.*) 

Jedoch ift blos das Necht, aus dem genannten Grunde den Rechtsweg 
zu verjagen, dem Yandesrecht genommen. Aus anderen Gründen, ſowie 
die durch $ 13 G.V.G. ofiengelaffene Kompetenzabgrenzung der Verwalt— 
ung kann jeder Zeit der Rechtsweg verlagt werden für die landesrechtlichen 
Meaterien. Desgleichen tt die bloße Erjchwerumg des Nechtsweges, die 
einer Verſagung nicht gleichfommt, dem Landesrecht geftattet. Materiell:recht- 
liche Bedingungen, von deren Erfüllung eine lage im Rechtswege nicht 
zuläjjig jein joll, können vorgejchrieben werden.) 

Was nun die pojitive Stellung umjerer neuen Geſetzgebungen anlangt, 
jo wollen wir an diefer Stelle der Ueberſicht halber das in umjeren größeren 
Bundesſtaaten für den Rückforderungsanſpruch geltende formelle Kecht an- 
rühren: 

I In Preußen und Sachjen entjcheiden auf dem Gebiete des Steuer: 
wejeng die in 8 9 dieſer Arbeit näher bejprochenen, gejeglich anerfannten 
bejonderen Nectstitel. In Kommunalſteuerſachen it tm Allgemeinen 
der Rechtsweg in den Fällen nicht verjagt, in denen er gegenüber den ſtaat— 
lichen Steuerforderungen jtattfindet.°) Im den Abgaben an Kirchen und Schulen 
hatte man in Preußen vor Erlaß der neuejten Berwaltungsgejeggebung folgende 
Grundſätze: 

Nach dem pr. Geſetz vom 11. Mai 1842 über die Zuläſſigleit des Rechtsweges in 
Beziehung auf polizeiliche Verfügungen findet der Rechtsweg ſowohl über die Frage, ob ein 
ſolcher Eingriff vorliege, wie über den Betrag der Entſchädigung ftatt. 

Ev.. 

So namentlich in Mecklenburg, in Elſaß Lothringen. 

Bgl. Hahn, Materialien zur 6.-B.-O. Bd. 2 S. 1144, 1198, 1220- 1222. 

. So die Borjchrift, daß vor Erhebung der Klage eine Fingabe an die Verwaltung 
zu erfolgen bat. ©. R.-&. Bd. 17 S. 416 ff. Val. auch Art. 2 des bayeriihen Aus— 
führumgsgeleges zur E-P.-D. In dem Antrage des Abgeordneten von Puttlammer, 
der Yandesgeiepgebung auch die Beihränkung des Rechtsweges zu unterfagen, find jpäter 
die Worte: „oder beichränft” geitrichen worden. Vgl. Hahn, Materialien zum G. v. 
6. Bd. 1 5. 677. Ueber, die Giltigteit der partifularsrechtlichen Erichwerung des Nechts- 
weges in Lübeck ſiehe Enticheidung des Landgerichts Lübeck vom 7. Februar 1893 i. S. 
Köſter e. Steuerbehörde Lübeck. 

Us „allgemeine Anlagen” im Sinne des $ 78 Preuß. Landrechtes, über deren Ver— 
bindlichkeit zur Entrichtung in der Regel fein Nechtsitreit, jedoch in den ‚yällen des 9 und 
10 des Geſetzes betreffend die Erweiterung des Rechtsweges vom 24. ! ai 1861 (G. 5. 
S. 241) der Rechtsweg itattfindet, werden betrachtet: 1) Staatsabgaben aller Art, 
direfte und indirefte. Hieher gebören auch die in die Reichsfafle fließenden, von preußiichen 
Behörden zu erhebenden Abgaben (Verbrauchsiteuern, Zölle, Stempelabgaben); 2) Ge= 
meindeabgaben; 3) Kreis- und Provinzialabgaben; 4) Kirden=- und Schul: 
abgaben, jofern ſolche auf einer allgemeinen geleglichen Verbindlichkeit beruhen. Für die 
Abgaben zu 2, 3 und 4 iſt heute durch die nenere Nerwaltungsgelehgebung verwaltungs- 
gerichtlicher Schuß eingetreten und damit nad) S 18 6.9.6. der ordentliche Rechtsweg be— 
leitigt. Der früher in bejonderen Fällen zugelafiene Rechtsweg iſt heute für alle Fragen 
der erwähnten Gebiete bejeitigt. Schon im früheren Nechte bezog ſich der abgeiehen von den 
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1) Die Abgaben, die auf einer allgemeinen gejeglichen VBerbindfichfeit 
gegründet find, haben in der Frage des Nechtsiveges denjelben Standpunft, 
wie Die Staatsabgaben. 

2; Abgaben, Die auf einer motorijchen Orts: oder Bezirfsverfajlung be 
ruhen, behalten das Privilegium der VBerwaltungserefution. Der Rechtsweg 
it dagegen unbedingt zu gelaſſen.) 

Durch das YZuftändigfeitsgeieh vom 1. Auguſt 1883 iſt für die Kommunal: 
abgaben in allen Fällen, für die Schullaiten, jofern es ſich um Anjtalten, die 
der allgemeinen Schulpflicht dienen, handelt, der Berwaltungsrechtsweg an Stelle 
des ordentlichen Nechtsweges getreten.?) 

Für Bayern, Sachien, die bejonderen Zujtände im der bayrijchen 
Malz, Württemberg, Baden, Heilen und Elſaß-Lothringen 
verierjen wir, um Wiederholungen zu vermeiden, auf $ 9 diejer Abhandlung. 

In Sachjen- Weimar ind in der Geſetzgebung Nüctorderungsaniprüche 
als jolche nicht erwähnt, auch bejondere Nechtsichugbeitimmungen für die ges 
nannten Anjprüche nicht vorbanden.’) In allen Berwaltungsjachen des Yandes- 
rechtes it gegen die Zwangsvollitredung im Berwaltungsivege nach dem Um— 
fange, den das bisherige Verwaltungsrecht fannte, zugelaſſen. Ausdrücklich it 
ver Nechtsweg nach den Beitimmungen der zitirten Geſetzgebung in einzelnen 
bejonders bervorgehobenen Fällen ausgeichlofien. Im Gebiete der Einkommens 
teuer ijt dies erfolgt durch S 68 p. 3 des Gejeges vom 10. September 1883. 
Ta das Gejeg im einer wicht ſehr verſtändlichen Weiſe von Nechtsmitteln 
des Steuerpflichtigen jpricht, halten die Gerichte im Anſchluß am Die 
reichsgerichtliche Nechtiprechung im Reichszöllen und Reichsſtempelabgaben ſich 
für die Entſcheiding der Hauptfrage, ob eine Steuerpflicht beſtehe, kom— 
petent.) Dies trotz des ausdrücklich erklärten Ausſchuſſes des Rechtsweges 
und der von der Verwaltung geichaffenen res judieata! Soferne nicht Die 
Motive der Beitimmungen des Keflamationsverfahrens die Austragung der 
Yauptfrage im Nechtswege für zuläſſig erflären, dürfte die Auffaſſung der 
Gerichte nicht unbedenklich ericheinen. Es dürſte jich bei der Ausdrucksweije 
der Geſetzgebung lediglich um eine ungenaue Faſſung“) Handeln. „Steuer: 


beionderen Fällen jtatwirte Ausschluß des Nechtsweges nicht nur auf die Frage, ob ein an 
ih Steuerpflichtiger den ipeziell geforderten Abgabenbetrag ſchuldet, ſondern auch darauf, 
ob die Noraustegungen der Steuerpflicht überbaupt vorliegen. 
Bornhak in Stengels Wörterb. Bd. 2 3. 337, 
Für das neue Einfommtenitenerrecht von Preußen (5. vom 24. Juni 1891) ift 
ein Förmliches verwaltungsgerichtliches Verfahren geichaffen, das den ordentlichen Rechts— 
weg beieitigt für alle ‚sälle, in denen der neue Verwaltungsrechtsweg ftattfindet. Vgl. 
Bornhak in Ergänzungsband zu Stengels Yeriton, Bd. 2 2. 189. 
In Betracht fommen nur: 
1: Gejeg vom 3. September 1844 über die Abgabe von Erbichaften und Vermächt— 
niſſen an die Waiſenanſtalt insbelondere S 28 dalelbit. 
2 Revidirtes Geſetz, Die allgemeine Finfommtenitener betr. vom 19. März 1869. 
3. Neu rvevidirtes Geſetß über die allgemeine Einkommenſteuer vom 16. September 
1883, inäbejondere die SS 16, 68 und 75. 
+ Selen über das Noftenweien in Gerichts- und Nerwaltungsiachen vom 11. April 
1894, insbejondere die SS 44 faq, 147 dalelbit. 
3. Gejeh vom 13. Mat 1879 über die Bollitredung öffentlicher Abgaben und Ge— 
tälle, insbejondere $ 2 
Siehe die Enticheidungen auf S. 86 und 87 d. A. 
Die Übrigens auch in anderen Geſetzgebungen noch heute zu treffen iſt. Val. Art. 
>» Sad. Mein. Geſetzes vom 18. März 1890 Einkommenſteuergeſeh— und die Nechtsichuß- 
mmungen des badischen Staatsiteuerrechtes auf >. 95 dieler Abhandlung. 


104 W. Gläffing: Tas Recht der Nüdforderung 


pflichtig” ijt der Neflamant nur im Summe der gegenüberftehenden veranlagen— 
den Behörde Nur die objektive nicht an dem Worte haftende Be- 
trachtung des Zweckes des Neflamationsverfahrens zwingt uns zu der Auf: 
fallung: Jeder Neflamant bejtreitet mehr oder weniger die Steuerpflicht, die 
Pflicht zur Zahlung des angeforderten Betrages. Wozu ein Verfahren und 
ein bejonderer behördlicher Apparat, wenn die Enticheidung der Hauptfrage 
einem anderen forum überwieſen jein ſoll? Wenn nicht bejtritten werden kann, 
dab auch die Stlage, welche die Herabminderung der Steuer, die Nüd- 
gabe eines Theils der bezahlten Steuerſumme beziwedt, ein Bejtreiten der 
Steuerpflicht enthält, dann hätte man ein Neflamationsverfahren, für deſſen 
Kompetenz ein Fall überhaupt nicht gegeben wäre. 

Für das Kondiktionsrecht öffentlicher Abgaben im Herzogthum Sachſen— 
Meiningen tft grundlegend die Verordnung vom 16. Sum 1829, über die 
Kompetenzverhältnifje zwiſchen ha Gerichten und den Negierungs: und Ber: 
waltungsbehörden. Nach Art. 1 ıft die Geltendmachung dev Geſetzwidrig— 
feit der Abgaben auf gerichtlichem Wege geitattet. Das Zuvielbezahlte kann 
zurücigefordert werden. Art. 2 gibt Beſtimmungen über die Paſſivlegitimation. 
Art. 4 unterjcheidet zwei Rüdforderungsanjprüche für den Fall, da die Ber: 
faflungsmäßigfeit der Abgabe an jich nicht bejtritten wird, wohl aber der zur 
Anwendung gebrachte Modus in der Ausführung. Cine Klage vor dem ordent- 
lichen Gericht ift gegeben, wenn Kläger behauptet, „daß er für jeine Perſon 
nach dem gejeglichen Maaßitabe weniger zu entrichten verbunden gemwejen 
jet, als ihm abgefordert iſt.“ (Art. 4 p. 1.) 

Em Nekflamationsrecht iſt nach Art. 5, Art. 4 p. 2 dem gegeben, 
welcher behauptet, „daß eine Abſchätzung zum Behufe der Abgabenentrichtung, 
welche nach einem Durchichnitt für eine gewilje Klaſſe im Geſetze beſtimmt feſt— 
gejegt worden, entweder im Ganzen oder in jpezieller Beziehung auf ihn jelbit 
unrichtig jet.“ Ueber Nücforderungsanjprüche in Gebühren und Sporteln 
der Beamten entſcheidet mach Art, 8 die Landesregierung. Außer dem 
Nefursrecht an das Yandesminiiterium it in Art. 8 pos. 2 ein Petitionsrecht 
an die Stände garantirt. Speziell das Einfommeniteuerrecht iſt durch das Gejeg 
vom 18. März 1890 neu geregelt. Für diejes Gebiet dürften daher nur Die 
Nechtsichugbeitimmungen dieſes Geſetzes mahgebend ſein. ES ftatuirt in Art. 
55 —62 ein Neflamationsverfahren. Als legte Inſtanz enticheidet das Stuats- 
miniſterium, Abteilung für Finanzen im Reviſionsverfahren. „Ein weiteres 
Nechtsmittel, jagt Art. 62 p. 3 cit. Gej. findet weder im Rechts: noch tm 
Berwaltungswege jtatt.” 

Nach dem Nechte in Oldenburg it für Rückforderungsanſprüche den 
Rechtsweg nur veriagt bet der Einkommenſteuer und den Abgaben von Erb— 
ſchaften, Vermächtniſſen und Schenkungen.,) Da in anderen öffentlich— — 
lichen Gebieten über die Frage der formellen Geltendmachung beſondere Vor— 
ſchriften nicht exiſtiren, iſt die Zuläſſigkeit des Rechtsweges im Uebrigen an— 
zunehmen. 

Das neue Einkommeunſteuergeſetz vom 16. Juni 1890 in Neuß j. 2. Hat 
in $ 26—28 ein Einſpruchsverfahren vorgeſehen. Der Einſpruch erfolgt gegen 
die Einſchätzung. Der Einſpruch hat nicht eine die Zahlung ſuspendirende 
Wirkung. Unter Vorbehalt der Erſtattung muß die Zahlung erfolgen. 





S. 83 Becker, Staatsrecht von Oldenburg in Marquardſens Handbuch des öffent— 
lichen Rechtes. 
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„Wird, jagt $ 32 pos. 2 des citirten Gejeges, die Verpflichtung zur Zahlung 
der Steuer, überhaupt bejtritten, jo bleibt den Betreffenden die Beſchreit— 
ung des Rechtsweges vorbehalten.“ Hiermit ijt die Auffaffung der Judi— 
fatur der Gerichte im Sachjen-Weimar für das dortige Necht zur geieß- 
lihen Anerkennung in Reuß j. 2. gelangt. 832 p. 3 jegt eine einjährige 
Verzährungsfriit für die „Rückforderung“ der „ohne geleglichen Grund" be 
zablten Steuern feit. 

Den Grundſatz vom Ausſchluſſe des Nechtsweges in jeder itreits 
igen Frage des Steuerrechtes bat für alle Gebiete öffentlich-rechtlicher 
Abgaben nur Medlenburg ftrifte anfrechterbalten und bis auf den heutigen 
Tag durchgeführt. Die Erjtattung angeblich zuviel erhobener Abgaben, ſeien 
es direfte oder indirekte, Staats: oder Kommunalſteuern, iſt wicht um Rechts— 
wege verfolgbar. Auch die Frage, ob überhaupt eine Steuerpflicht begründet 
it, umterliegt nicht der Entſcheidung der Gerichte. Der angeblich Verletzte 
bat nur den Rekurs an die höheren VBerwaltungsbebörden, nach Erichöpfung 
des Inſtanzenzuges it cin Klagerecht vor Gericht ausgeſchloſſen.“) 

In Hamburg und Bremen ift nach den Gejegen vom 7. März 1881 
und 17. Dezember 1574°) SS 12 und 9 nur em Neflamationsrecht geichaffen. 
Doch fann für Hamburg nach SS 1, 24 ff. des Gejeges betreffend das Ver— 
hältniß der Verwaltung zur Nechtspflege vom 23. April 1879 auch eine 
Civilflage vor dem ordentlichen Gericht begrimdet werden. In Lüheck kann 
gegen behördliche Bejcheide, die auf den zunächit zuläſſigen Einipruch ergeben, 
im Verwaltungsiwege Bejchwerde an den Senat ergriffen werden. Doch handelt 
es ſich Lediglich hierbei um die Feititellung des Einkommens. Für Nechts: 
fragen, welche in vbjeftiver oder jubjettiver Hinficht die Steuerpflicht ſelbſt 
itreitig erjcheinen lajfen, jollte wie die Motive des Gejeges vom 27. Mai 
1839°) betonen, die Möglichkeit des Rechtsweges gewahrt bleiben. Dieler Ge— 
danfe iſt jedoch durch $ 10 der Verordnung die Ausführung des Gerichts: 
verfaljungsgeieges betr. vom 3. Februar 1879 dahin modifizivt worden, daß 
der Rechtsweg nur dann zuläſſig iſt, wenn der Weg der Beſchwerdeführung 
an den Senat nicht bejchritten wurde. Alternativ jind zwei Nechtsmittel ge 
geben, Doch jchließt die Berchwerde im VBerwaltungsverfabren das Betreten des 
Kechtöweges aus. Eine gewiſſe Erjchwerung, legteren Weg zu bejchreiten, iſt 
dadurch geichaffen, dan nach 8 11 der cit. Verordnung innerhalb 6 Monaten 
von der Mittheilung des bejchwerenden Bejcheides vor Anftellung der Klage 
bei der Behörde auf Abhilfe der vermeintlichen Nechtsverlegung angetragen 
ven muß. Bit diefe Borausjegung nicht oder nicht rechtzeitig erfüllt, jo iſt der 
Rechtsweg verjagt, die Klage muß abgewiejen werden. Inſoweit es jich nur 
um die ſchätzungs- oder rechnungsmäßige Feititellung der zu bejtenernden Werthe 
bandelt, it Durch bejondere Bejtimmungen*) mehrfach der Rechtsweg ausgeichlofien. 

Sowohl die vorjtehend angeführten, bejonderen landesrechtlichen Ne 
gelungen der Frage der für den Nücderjtattimgsanipruch beitehenden Korn des 





— I Nge Medlenburgiiche Beitichrift für Nechtspflege und Nechtswiiienichaft Bd. 3 
©. 141, Bd. 7 S. 15, Bd. 11 5. 118, Bo. 12 5 285, insbeiondere 3. 293 ff. 

”, Das Gele von Bremen kommt mit den Novellen vom 13. April und 16. Novem- 
ber 1880 in Betracht. 

’, Siehe bei Schanz, Finanzarchiv, Jahrgang 1887 5. 221. : 

+ 63 fommen in Betracht: $ 18 des Einkommenſteuergeſetzes für den Werth des Gin: 
lommens, S 20 und 12 des G. vom 24. November 1890 für den Nugungswertb der Grund— 
ſtücke und Gebäude. 
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Austrages wie die auf veichsrechtlichen Einzelgelegen beruhenden Be 
ſtimmungen über die Zuläffigkeit des Rechtsweges') gejtatten in Folge der 
Verichiedenartigfeit der die Regelung der Frage beeinfluffenden Auffaſſung 
nicht die Ableituug eines allgemeinen über den Ein elbeſtimmungen ſtehenden 
Prinzipes. Die innere Verſchiedenheit des ſtaatsrechtlichen Organismus des 
Einzelſtaates und der Einfluß jeweiliger Zeitſtrömungen haben eine durchaus 
verſchiedene Auffaſſung über die Natur des als eine Folge des Eingriffs der 
Staatsgewalt in privatrechtliche Verhältniſſe ſich ergebenden Entſchädigungs— 
anſpruchs, ſoweit überhaupt die Exiſtenz eines ſolchen anerkannt wurde, be— 
wirkt. Soweit nicht durch beſondere Rechtsſchutzbeſtimmungen die formellen 
Vorausſetzungen des öffentlich-rechtlichen Rückerſtattungsrechtes geregelt ſind, 
dürften für die Frage des Austrages jenes Rechtes folgende Geſichtspunkte in 
Betracht kommen: 

1) Die Frage, ob ein ordentliches Gericht, vor das nach S 13 G-V. G. 
die „bürgerlichen Nechtsitreitigfeiten gehören, oder cine andere Behörde als 
entſcheidendes Forum in Betracht kommt, beſtimmt ſich nach der Natur des 
geltend gemachten Anſpruchs. 

2) Wenn nun auch, wie namentlich Gaupp?) namentlich hervorbebt, die 
Beſtimmung der Natur, der rechtlichen Qualifikation des konkreten Anſpruchs 
lediglich die Enticheidung über eine von dem Anjpruche jelbit „verichie- 
dene, nad) publiziitiichen nämlich prozehrechtlichen Grundjägen zu beurtheilende 
Prozeßvorausſetzung“ Ddarjtellt und nicht das Urtheil über „einen Theil 
der materiellen Begründung des Anſpruchs“, jo it doch andererjeits 
ohne Würdigung der von dem Kläger gegebenen thatjächlichen Subftantirung 
eine Fixirung der die Ihatjachen umfleidenden rechtlichen Gewandung des An— 
jpruchs nicht möglich. Inſofern iſt allerdings, wie Gaupp jeharf betont, das 
Barteivorbringen bejtimmend für die richterliche Enticheidung über die Rechts— 
natur des Anſpruchs. Aber dies iſt auch das einzige nachweisbare Abhängig: 
keitsverhältniß, in dem PBarteidispofition und rechtliche Tualifitation Des An— 
jpruchs Steben. Die bloße Behauptung, es läge ein privatrechtliches Ver: 
hältniß vor, die bloße Benennung emer ciwilrechtlihen Formel genügt nicht, 
um die Tualität des Auſpruchs zu beweijen und damit die Zujtändigfeit 
des Givilrichters zu vechtfertigen.?) 





Ziehe die gründliche Ueberſicht und Zuſammenſtellung bei Gaupp, die auf den Civil— 
progeß, bezüglichen u des württemberg. Yandesrechtes, Freiburg bei Mohr 1893 &. 3 ff. 
A a. O. S. 15 ff. 
Die entgegenſtehende bei Gaupp a. a. ©. S. 45 angeführte Rechtiprechung Des 
früheren württembergiſchen Cbertribunals und des \ SC perlandesgerichts führt, wie Gaupp 
mit echt betont, zu einer Konrundirung des materiellen Anfpruchs mit den publiziitiichen 
Borausſetzungen ſeiner prozeſſualiſchen Realiſirung, zu der Anſicht, daß die Abweiſung 
einer Nlage ſei Die Negation der Eriſtenz eines Anſpruchs und zwar des erhobenen civil⸗ 
rechtlichen Anſpruchs, im Falle der Civilrichter die Klage abweiſt, und des erhobenen öffent— 
lich-rechtlichen Anivruchs, im Falle der Verwaltungsrichter ihn abweiſt, ſonach zu der Kon— 
jegueni, daß verichtedene Ansprüche vorliegen würden, „wobei die Negation des vivil- 
rechtlichen Anipruchs durch den Givilrichter und die Abweiſung des öffentlich-rechtlichen An— 
ſpruchs durch den Verwaltungsrichter oder die VBerwaltungsbebörde nebeneinander bejteben 
fönnten und niemals eine Verweigerung der Rechtspflege vorliegen würde.“ 

So führt die Anficht, welche die Behauptung des Klägers oder Widerflägers über 
Die Rechtsqualität des Anſpruchs für Die rechtliche Cualififation desielben für maß— 
gebend hält und dieſe Behauptung zu einem Theil der materiellen Nlagebegrün dung 
Itempelt, zu der Leugnung der Möglichkeit eines negativen Nompetenzconfliftes. Tann wird 
eben verfannt, daß es Fich nicht um zwei Ansprüche, fondern um die Nechtsbilfe eines 
und desjelben Anipruchs bandelt. 
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3) Nun läßt aber, wie wir jchon früher (ſiehe insbeſondere Seite 62 
dieier Abhandlung) nachgewieſen haben, das thatiächliche Vorbringen der 
Porter nur den Schluß zu: der geltend gemachte Anſpruch fällt wicht unter 
die Klaſſe der bürgerlichen Nechtsitreitigfeiten, er iſt en öffent— 
lih-vechtlicher. Die Beitreitung einer öffentlich- rechtlichen Zahlungspflicht 
it das Fundament des Anipruchs. Iſt dies aber richtig, To kann in allen den 
zahlreichen Fällen unſerer dentichen Geſetzgebung, in denen der Rückforderungs— 
anſpruch als jolcher formell hinsichtlich der Frage eines Gerichtshofes nicht 
geregelt iſt, nur derjenige Gerichtshof zur Enticheidung kompetent jein, der all 
gemein über bejtrittene Zablungspflichten aus dem Gebiete des öffentlichen 
Nechtes zu erkennen bat. Iſt dieſer Gerichtsbof entiprechend unſeren neueren 
Verwaltungsgeſetzgebungen ein Berwaltungsaericht, jo wird ein genügen— 
der und der Natur des Anſpruchs vollkommen entiprechender Schuß vorhanden 
jein, welcher nach $ 13 G⸗V.G. den ordentlichen Nechtsweg aus: 
ſchließt. Aber auch dann, wenn nicht ein Berwaltungsgericht, jondern ein 
nicht richterliches Organ, die Berwaltungsbebörde nach dem Wortlaut 
der Sejepgebung über beitrittene Zahlungsverpflichtungen zu enticheiden bat, 
fann nach S 13 ©.8B.:6. ein ordentliches Gericht nicht zuſtändig jein, auch 
in Deren ‚alle iit der Nechtsiweg ausgeſchloſſen. Der Wunjch, einen 
dom Nechtsgerüble entiprechenden Schug gegen eine Bebörde zu bes 
figen, welche durch die Vollſtreckung ihres Erbebimgsrechtes eine Gewalt 
über die Staatsbürger ausübt, ift angelichtS des Wortlautes des $ 13 ©.-B.: 
G. jo lange umerfüllbar, al$ durch positive Beltimmung das Juris— 
deftionsrecht umd die Ausübung der Gewalt einer und derjelben Behörde über: 
tragen iſt. Deßhalb wideripricht das Neichsgericht jich Telbit, wenn 
es auf der einen Seite Anſprüche wegen öffentlicher Abgaben zu den bürger- 
lichen Nechtsitreitigfeiten rechnet und einen privatrechtlichen Entſchädigungs— 
anſpruch zuläßt bezüglich jolcher Abgaben, welche die Verwaltung unter Aus» 
ſchluß eines Prozejjes einfach einzicht,') auf der anderen Seite jedoch 
für die Klage auf Rückgabe einer aus Irrthum geleiteten Zahlung den Rechts: 
weg ausjchließt, wenn für den Anſpruch auf Zablung jelbit dev Nechts- 
weg wegen der Öffentlichrechtlichen Natın des Anſpruchs nicht gegeben iſt.) 
Wenn die Verwaltungsbebörde jelbit judiziren darf und eine res judicata 
deßhalb vorliegt, weil nicht friſtgemäß die Enticheidung der Verwaltung ans 
gerufen wurde oder der Inſtanzenzug erſchöpft ut, dann jolfte die Anrufung 
eines Serichtes ausgejchloflen ſein. Und zwar auch dann, wenn, was wir 
nicht für möglich halten, es gelingen würde, für unſeren —— die Kon— 
ſtruktion eines „bürgerlichen Rechtsſtreites“ plauſibel zu machen. Die ſeitens 
des Reichsgerichts vertretene Auffaſſung muß mit der Zeit zu dem unhalt— 
baren Zuſtande einer völligen Rechtsunſicherheit führen. Wir ſtimmen mit 
Tezner?) völlig überein, wenn er hinſichtlich der privatrechtlichen Behandlung 
des Anſpruchs und der hiermit in engem Zuſammenhange ſtehenden Frage 
des Nechtesweges jagt: 





') Nach den zwingenden Norichriften des öffentlichen Nechtes it es der Behörde nicht 
gettattet, das Recht der Rollitredung im alle der Beſtreitung der Zahlungspflicht außer 
aft zu ſeßen und zumächit einen Prozeß zu führen. Tas Necht ver Vollitredung 
wird bier zur Pilicht. Tas öffentliche Intereſſe ſchreibt gebieteriich vor, daß der Ein— 
selne in die Molle des Klagenden gedrängt wird. 
. . Dal. die Erkenntniſſe in Bd. 5 S. 34 und Vo. 25 Nr. 34. 
"Aa. O. &. 566. 
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„Wenn man bedenkt, von welch' komplizirten Erwägungen ethijcher, finan- 
zieller, verwaltungspolitiicher Natur ſelbſt die bewußte geſetzgeberiſche Regelung 
des öffentlichen Schadenserjagrechtes aus; zugehen genöthigt ijt, jo muß Die 
jfrupelloje Anwendung privatrechtlichen Norinen auf jchädigende hoheitliche Akte, 
wie ſie in der deutichen gerichtlichen Praxis anzutreffen ift, den Eindrud einer 
gewilien Sorglofigfeit oder Naivität erregen. Freilich findet dieſe Privatı- 
jirungstendenz ihre Grenzen an der fich aufdrängenden Erkenntniß, daß jie 
bei jchranfenlojem Fortichreiten zu einer vollitändigen Verwirrung der Grenzen 
der Kompetenz der Eivilgerichte und der Berwaltungsbebörden, zu einer Unter— 
jtellung der legteren unter eine civilrechtliche Stontrolle führen muß. Damit 
erklärt es ſich, daß ciwilrechtlicher Schuß gegen formell forrefte und materiell 
rechtswidrige Verwaltungsafte vegelmäßig nur zur Abwendung grober ad: 
miniftrativer Willtür und die Ausgleichung unerträglicher Härten der Geſetz— 
gebung wird. So intereffant nun dieſer Kampf der verjchiedenen an der Vers 
waltung der Staatsgewalt in verjchiedener Richtung beteiligten Perſonen auch 
jein mag, jo muß Doch im Intereſſe einer ebenmäßigen Entwidelung des öffent- 
lichen Rechtes gavünjcht werden, dal die Neaftion der Gerichte gegen adminiſt— 
ratives Unrecht im jenen Fällen unterbleibe, im welchen dasjelbe durch ver— 
waltumngsgerichtlichen Nechtsichug bejeitigt werden fanıı, ſowie daß die Civil— 
gerichte, wenn jie, kraft pofitivrechtlicher Beltimmung oder zur Befriedigung eines 
Triebes nach höherer Gerechtigkeit, ſich mit dem Schuge publizijtiicher Anſprüche 
befaften, eine der Natur des Stoffes angemefienere Behandlung eintreten laffen, 
welche nicht den Emdrud des Fremdartigen und Schablonenhaften macht.“ 

Aber noch heute fehlt es es ums an einer „bewuhten Negelung des öffent— 
lichen Schadenserjagrechtes", es it weder eine überall durchgreifende materielle 
nach formelle Regelung vorhanden. Möchten vorſtehende Worte nicht ſowohl 
eine Mahnung an die Prarıs als vielmehr an den Gejeggeber ſein, damit 
man endlich ein poritives Recht Tchaffe, welches im jachgemäßer und folge: 
richtiger Weiſe Die Beziehungen klar vegelt, welche die Eigenart des öffentlich. 
rechtlichen Subjeftionsverhältuifies einerjeits und die durchaus berechtigte For— 
derumg nach einem wirkſamen Schuge des Individualintereſſes andererjeits un— 
bedingt beeinfluſſen. 


$ 6. Rechtlichet Erzwingbarkeit des fubjektiv öffentlich-rechtlichen Anſpruchs — 
Ermeſſen der Verwaltung. 

Ueberall da, wo der Staat als Wächter der Rechtsordnung für bejondere 
Fälle mit der Gewährung von Stlagerechten in unzweideutiger Weiſe die Mög— 
lichkeit der Anrufung ſtaatlichen Zwanges verleiht, ſind Anſprüche zu recht— 
lich geſchützten Intereſſen erhoben worden. Erſt dann iſt die Durchführung 
der als ſchutzfähig und ſchutzbedürftig anerkannten Anſprüche mit Hilfe ſtaat— 
licher Machtmittel geſichert. Es iſt klar, daß mit einer derartigen Sicherung 
von Individuaglintereſſen die Vorſtellung nicht vereinbar iſt, als könne es von 
dem Willen des betheiligten und dem Einzelintereſſe gegenüberftehenden jtaat- 
lichen Organs abhängen, ob emem auf die Behauptung der Berlegung des 
Abgabenrechtes geitügten Anipruche zu genügen iſt oder nicht. Ein etwa im 
Verwaltungsverfahren maßgebendes Ermefjen der Behörde kann im einem 
Stadium nicht mehr in Betracht fommen, in dem das auf Rüdgewähr belangte 
Organ in Folge gejeglicher Beſtimmungen über die Art des Austrages öffent- 
licherechtlicher Streite jich der Urtheilsgewalt des die endgiltige Entjcheidung 
treffenden forums zu fügen hat. Aber die Frage, vb in rechtlich zuläſſiger 
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Reife ein jolches stadium im Prozefje herbeigeführt wurde, ob im einzelnen 
Falle ein die Nechtspflicht des ausrührenden Organs nach ſich ziehender Nechts- 
anſpruch des Einzelnen vorliegt, fann oft keineswegs erichöpfend aus den for— 
mellen Beitimmungen über das Streitverfahren beantwortet werden. Es tt 
nicht allzujchwer, die vorliegende Bejchwerde im eine jolche Form zu Eleiden, 
den jtreitigen Anspruch in einer jolchen Weiſe zu begründen, Daß mit Rückſicht 
auf den Wortlaut der Beſtimmungen über Verfahren und Kompetenz die Frage 
der Zuſtändigkeit des angerufenen Gerichtshofes bejaht werden muß. Aber 
dieje formelle Frage allein neben der Entjcheidung in der Hauptjache erfüllt 
oft nicht die dem Serichtshofe obliegende Aufgabe. Gerade im öffentlichen 
Rechte, das oft mit Abjicht und aus quten Gründen bei der Entjcheidung 
jtreitiger Fragen die Verwaltung nicht in den Nahmen reiner, aber auch zum 
Theil beengender Nechtsvorichriften geitellt und dem Ermejjen einen weiten 
Spielraum gelaſſen bat, gilt e8, die Frage klar zu stellen: Stellt die Eläger- 
iche Behauptung im ‚Falle ihrer Begründung auch einen vechtlich erzwing: 
baren Anipruch dar? Much Ddiefe Frage iſt eine formelle, inſoweit die 
Prüfung derjelben ich lediglich auf die Qualität des erhobenen Anjpruchs 
erſtreckt. Doch iſt es andererjeitS klar, daß bei diejer Unterjuchung eine ein- 
gehende Betrachtung des Sach verhältniſſes gar nicht zu vermeiden iſt. Daher 
müſſen auch die materiellsrechtlichen Beſtimmungen, deren Anwendung zur 
Klärung des Anſpruchs beiträgt, bei Prüfung der Frage herangezogen werden. 
Dieſe zuletzt erwähnten Beſtimmungen des Geſetzes, deſſen Anwendung mangels 
Vorliegens der ſachlichen oder perſönlichen Vorausſetzungen der klägeriſche Kon— 
dizent der Abgabenbehörde gegenüber zur Hauptſache beſtreitet, können jchon 
durch die Art ihrer Faſſung zeigen, ob nach der Abſicht des Geſetzgebers 
Rechtsanſprüche der Einzelnen in thesi anerkannt werden ſollten oder oh das 
reine Ermeſſen der Verwaltung maßgebend jet, jo daß em richterliches Nach: 
prüfumgsrecht der Akte der legteren ——— iſt.) Leider ermangelt es 


') Aus dem Gebiete der Finanzrechtſprechung iſt an dieſer Stelle der intereflante, im 
Finanzarchive Band 4 S. 590—606, mitgetbeilte Fall zu erwähnen, der eine ‚Frage aus 
dem Nüdrorderungsrechte aus unserer Tabaditeuer behandelt. Nach S 17 des Gelehes betr. 
die Beitenerung des Tabads vom 16. Juli 1879 .R-6.-B. 2. 245 kann in Verbindung 
mit S 18 der dazu gehörigen etautmachung Des Humdesrarhes vom 25. März 1880 
‚Gentralblatt für das deutiche Neih S. 153° in dem ‚alle, wenn von einem Tabadprlanzer 
der Erntegewinn ganz oder theilweiſe unverſteuert zur Aufbewahrung zurückgenommen und 
der aufgebrachte Taback oder ein Theil desſelben ſpäter in eine Niederlage verbracht wird, 
für den während der Lagerung beim Tabadpflanzer durch Eintrocknung entitehenden 
Gewichtsverluit eine Steuerreduftion eintreten. Es soll für den Gewichtsverluſt ein ent: 
iprechender Zuſchlag zu dem bei der Verjendung zur Niederlage ermittelten Gewicht gewährt 
und der hieraus fich ergebende höhere Steuerbetrag_ an der uriprimglich bei der amtlichen 
Verwiegung feſtgeſtellten Steuer abgeſeht werden. Der Bundesrath batte nach der genann— 
ten Bekanntmachung dieſen Zuſchlag auf ein Prozent des bei der Verſendung zur Nieder: 
lage ermittelten Gewichts für 100 Tage der Yagerumg feſtgeſezt. Tie Direktivbehörden 
batten jedoch auch die Ermächtigung erhalten, böbere Zuſchläge zu gewähren, wenn ein 
größerer Abgang nachzuweiſen war. 

Im fonfreten Falle handelte es fich darum, ob für einen Gewichtsabgang, der durch 
eine ſogenannte Fermentation entſtanden war, eine Steuerpflicht beſtehe oder nicht. Die 

Beſchwerde der betheiligten Handelsfirma, welche für den ganzen Gewichtsabgang Zteuer 
freibeit forderte, wurde seitens der kompetenten Stenerbehbörde und der Grob. bad. oll 
Direktion abgewieien. Gin Nachweis, daß der Gewichtsmangel etwa lediglich durch natür 
Iihes Fintrodnen entitanden sei, ſei nicht erbracht: Auf rechtzeitige Nlane vor dem badischen 
Ierwaltungsgerichtshof wurde durch Urtheil vom 9. Februar 1857 die Steuerprlicht verneint, 
und die Pflicht zur Rückzahlung der bereits erhobenen Beträge ausgeiproden. 
Tas Erkenntniß legt zunächit in eingehender Weile die GGründe und den Zweck der zur An— 
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den Rechtſchutzbeſtimmungen unſerer öffentlicherechtlichen Geſetzgebungen zu einem 
nicht ımerheblichen Theile an der zur Beſtimmung der Qualität des Anſpruchs 
erforderlichen Präciſion.“ Es hat jedoch der Geſetzgeber anderſeits ſchon un 


wendung fommenden Beſtimmungen aus dem Tabaditeuergeiege dar. Es fährt dann fort: 
„Nach einer Pagerung, besw. nad) einem länger dauernden Iransport „kann“ ein Zuichlag 
zum vorgefundenen Gewicht gewahrt werden.“ Es jollte damit den Rollzugsbebörden der— 
jenige Spielraum für die Gntichetdung der Frage, ob und inwieweit der eingetretene Ge— 
wichtsverluit wirklich der Eintrocknung zuzuſchreiben it, eingeräumt werden, dev nothwendig 
it, um für eine richtige Anwendung des Geſetzes nach der Mannigfaltigkeit der Umstände 
jorgen zu fünnen. Eine Nlage gegen eine derartige Entſcheidung iſt völlig ausgeſchloſſen 
und damit jeder etwa verſuchten Hinterziehung vorgebeugt. Damit iſt aber auch dem ſteuer— 
lichen Intereſſe vollkommen Genüge getban. 

Die Frage, welche Folgen der durch das Ermeſſen der Verwaltungsbehörde feſt⸗ 
geitellte TIbatbeitand haben ſoll, kann nicht ſelbſt wieder Sache des Ermeſſens jein, fie iſt 
eine Redtsirage iiber Die Steuerpflict.“ Tie Unbeitimmtbeit in der Faſſung des 
Geſetzes ſei in einer Weiſe zu deuten, welche ſie mit ſeiner Grundbeſtimmung nicht in Wider— 
ſpruch bringe. Tas wäre aber der Fall, wenn man annehmen wollte, daß durch den S 17 
es in das Srmeiien der Steuerbebörde geitellt werde, neben der vollen Steuer gemäß S 2 des 
Geſetzes noch eine weitere für den durch Verdunſtung eingetretenen Gewichtsverluſt zu erbeben. 

Eine Gintrodnung entitebe Sowohl bei ver Fermentation d. b. dem beionderen 
für Pfälzer Tabade regelrechten Verfahren wie bei dem vom Geſeß erwähnten durch Aus— 
breiten vermittelten Vorgang der Verdunitung. 

Ter Gr. Kompetenzgerichtsbof hob durch Erkenntniß vom 9. Februar 1887 das ge: 
nannte Urtheil als nichtig auf. Wenn auch die Juftändigfeit des Verwaltungsgerichts: 
bofes gegeben ſei, habe doch letteres dem Kläger einen Anſpruch zuerkannt, der einen Nechts- 
anipruch nicht bilde, weil die Gewährung des Verlangten ſchlechthin in das Ermeſſen 
der Verwaltungsbebörde durch das Geſetz geleat ſei. Man könne yumächit nicht ab- 
jehen, warum über die Urſache der Entitehung des Gewichtsverluſtes eine andere Behörde 
enticheiden jolle, al$ über den Anſpruch des Steuerpflichtigen auf Freibeit diefes Gewichts— 
verluftes von der Steuer, da auch Die \ Verwaltungsgerichte, wenn fte über den legteren zu 
enticheiden berechtigt fein follen, ebenio gut wie die Verwaltungsbebörden in der Yage ſeien, 
die zur Ermittelung der Entitehungsuriache des Gewichtsabganges erforderlichen Beweiſe zu 
erheben und eine Norenticheidung der Verwaltungsbebörde über dieje thatlächlichen Verhält— 
niſſe ganz überflüifig wäre. 

Es ſei ferner nicht richtig, dak nach dem Willen des Geſetzes jeder obne Verschulden 
des Stenerpflichtigen eingetretene Gewichtsverluſt nicht beiteuert werden ſolle. Tie Ihatiache, 
daß das Geſetz grimdiäßlich die Steuer nur nach Maßgabe des Hewichtes des Iabads im 
fermentirten oder getrockneten fabrikationsreifen Zuſtande bemeſſen willen wolle, rechtfertige 
auch noch nicht den Schluß, das Geſetz habe nun in allen ſeinen Einzelheiten dieſen Grund— 
ſatz in voller, gewiſſenmaßer theoretischer Neinbeit durchgeführt. (Herade bei Steuergeſetzen 
jei es gar nicht zu vermeiden, daß die Anwendung poſitiver Einzelbeitimmungen nicht durch— 
wen zu einem mit dem aufgeitellten allgemeinen Grundſatze abſolut übereinſtimmenden Er— 
gebniſſe führe. Was jedoch die Hauptfrage anlange, ſo liege nach dem Wortlaut des 8 17, 
1 des Tabaditenergejeges der theilweiſen oder vollen Befreiung des Gewichtsabganges von 
der Steuer allein in dem Ermeſſen der zuitändigen Verwaltungsbebörde. Ein verwaltungs: 
gerichtlich verfolgbarer Rechtsanſpruch ſei nicht gegeben. „Denn wenn das Geſetz der An— 
ſicht geweien ware, daß der eingetretene Gewichtsabgang itenerfrei fein jollte, jo würde es 
nicht das Wort „kann“ gebraucht haben, dejien Benützung nad) dem gewöhnlichen Sprach: 
gebrauch nur die” Auslegung zuläßt, dab das Gejch der Behörde die Ermächtigung ertbeilt, 
in ihren Willen, in ihr Ermeſſen itellt, im gegebenen Falle einen eiriprechenden Zuſchlag 
au gewähren. Andernfalls wiirde ſich das Geſeß im berehlenden Tone ausgedrüdt haben: 
„es muß“ ", „e8 Soll“ gewährt werden, oder „es wird" gewährt, oder „es iſt“ zu ges 
währen. Selbit das Wort „gewähren“ läßt ſchon darauf ſchließen, daß die betreftenden 
Behörden dent Stenerpflichtigen gegenüber nicht vechtlih gezwungen jein sollen, für 
den Gemwichtsverluft feine Steuer anzuſetzen, ſondern daß es ibrem Ermeſſen anheimgegeben 
jein ſoll, inwieweit Steuerbefreiung für den Gewichtsverluſt eintreten ſoll.“ 

VBgl. die Ausführungen für Gebührenrecht in S 9 dieſer Abhandlung. Daß die 
nicht auf dem Willen des Einzelnen berubende Thätigfeit des Bundesrathes als Über: 
aufſichtsbehörde in Reichsfinanzſachen Hondiktionsaniprüche regeln kann, die Annahme eines 
‚ndividualrechtes jedoch nicht vechtiertigt, vgl. ebenda. 
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klarer Faſſung dem von uns dargeitellten Gegeniag zum Ausdrud gebracht. 
Statt vieler Beiſpiele dürfte hier $ 27 des Reichsitempelgejeges von 27. April 
1394 dienen: „Ein Anſpruch auf Nückerjtattung des eingezahlten Abgabe: 
betrages it ausgeichlojjen; eine jolche kann von der oberjten Landes: 
finanzbehörde nur dann zugejtanden werden, wenn eine beabjichtigte Ausjpielung 
erweistich nicht zu Stande gekommen it.“ Bieten die Beltimmungen des 
materiellevechtlichen, in jeiner Anwendung über den Hauptanſpruch jtreitigen Ge: 
jeges nach ihrem Wortlaut feine Bedenken in der Hinſicht, ob der vorliegende 
Anſpruch nur mit dem Willen der Verwaltung zu vealijiren ijt, dann it Die 
stage, ob ein mit rechtlicher Erzwingbarfeit außgeitatteter Auſpruch des Ein: 
zelnen, ein jubjeftives Recht vorliegt, zu bejahen. Dann finden, wie wir 
jest nachtweilen wollen, gerade für den Nücerjtattungsanjpruch die Sätze über 
tubjeftive Rechte Anwendung. Was ıjt jubjeftives Recht ? 

„Dasjenige von der Rechtsordnung berliehene Wollendürfen, welches für 
den Willen Anderer bejtimmend ijt.”') Dem Willen des Einen muß eine 
Rechtspflicht des Anderen entiprechen. Die formelle Möglichkeit, dieſe Rechts— 
pflicht der gegemüberjtehenden Partei gegen ihren Willen zu realijiven, it 
duch die Schaffung eines imdividuellen Nechtichuges gegeben. Da nun Ber: 
jönlichfeit nichts weiter iſt als Nechtsjubjektivität, d. b. die Fähigkeit, Träger 
von Rechten zu jein, jo bedeutet die Exiſtenz von bejonderen zu Gunſten 
der dem Geſetze unterworfenen Perſonen getroffenen Schugbejtimmungen mur 
die gejegliche Anerfennung eines dem ttaatlichen imperium gegenüberſtehen— 
den Rechtsjubjeftes der Einzelperjon. Die Schaffung neuerer Recht— 
ſchutzbeſtimmungen kann hiernach nur eine Erweiterung des Rechtskreiſes des 
Individuums ſein. Das Dajein eines individualtirten Nechtichuges, mit dejien 
Hilfe der Einzelne jeine Rechtsſphäre ſchützt und die Wiederherſtellung aller 
Turchbrechungen diejer Sphäre durchführt, fennzeichnet in jormeller Din- 
ſicht die Erijtenz eines jubjektiven d. h. mit der Einzelperjon verbundenen 
Kechtes.?) Die Frage, welchem Gebiet diejes Recht angehört, führt uns zur 
Unterſuchung jeiner materiellen Seite. Erſt der Inhalt eines Rechtes läßt 
jeine Natur erfeimen. Da nun unjer Kondiktionsanſpruch die Eriitenz eines 
im Streite befangenen Verhältniſſes vorausjegt und für die Beurtheilung des 
Wejens eines jolchen die Frage entjcheidet „von welchem Gebiet des Nechtes 
dad den Gegenitand der behördlichen Entſcheidung bildende Lebensverhältniß 
beberrjcht wird,“) jo ijt zweifellos der Anjpruch ein öffentlichrechtlicher, weil 
das den Streit beberrichende Necht das öffentliche it. Nur im jeiner 
Stellung ald Mitglied eines Verbandes wird der Einzelne jeitens der 
Behörde für abgabenpflichtig erachtet. Beſtreitet der Einzelne mit Nückjicht auf 
die bejondere Art jeiner VBerbandsftellung die Verpflichtung zur Zahlung in der 
angeforderten Höhe, jo macht er mit der Klage auf Nückerftattung des ein 
gezogenen Betrages ein Recht geltend, dejien Grund jich lediglich auf die 
öffentlich-rechtliche Stellung des Klägers ſtützt. Wird überhaupt die Wer: 
pflihtung zur Zablung beftritten, weil man die ‚stage verneint, dal; die genofjens 
\haftlichen, die Abgabepflicht begründenden Beziehungen vorlägen, jo liegt 


So bat Rebmi in „Die rechtliche Natur der Gewerbskonzeſſion“ die berr- 


ihende Auffaſſung gefennzeichnet. al. ibid. 

Daß mit Der | Schaffung _beionderer Nechtschußbeitimmmungen die Annahme eines 
bloßen Reflexrechtes beſeitigt iſt. Wal. Jellinet a. a O. ©. 68, 75. 

) So Prazak, die prinzipielle Abgrenzung der Nomperen; der Gerichte und Ver: 
waltungsbebörden im Archiv für öffentliches Recht, Bo. 4 S. 27: 
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jedenfalls ein öffentlicherechtlicher Streit vor. Und das Recht des Einzelnen 
auf Rückerſtattung iſt deshalb ein öffentlichzrechtliches, weil jein Beſtand ledig: 
(ic) von der Beantwortung jener Frage abhängt. 

Wir müfjen biernach die Eriftenz eine Jubjeftiven Nechtes öffentlich: 
rechtlicher Qualität annehmen. Dat das Wejen eines jubjeftiven Rechtes ın 
Frage fommt, geht auch daraus hervor, daß auf unſeren Anfpruch die Grund» 
Jäße von der Ausübung und dem Verluſt jubjeftiver Rechte Anwendung er: 
leiden. Was die Frage der Ausübung anlangt, jo herricht in der Litteratur') 
über folgenden als Merkmal des jubjektiven Nechtes anerkannten Umſtand Ueber: 
einftimmung. Es ift durch die Rechtsordnung dem Betbeiligten die Verwirk— 
lichung jeiner Nechte überlajjen. Es hängt allein von dem Belieben des Ein: 
zelnen ab, ob er von dem ihm zur Benutzung freiitehenden Rechtsmittel Ge— 
brauch machen will. Dies gilt auch im öffentlichen Nechte. Die Nealifirung 
des Nüderjtattungsanipruchs hängt von der Initiative des Einzelnen ab.) 
Das bei unſerer frage nur jelten einjchlagende offiztöje Verfahren erfordert 
allerdings von Amtswegen die Wiederberitellung eines Individualrechtes ım 
alle jeiner ohne geleglichen Grund herbeigeführten Verlegung. Allein ohne 
weiteres ift die Erfüllung dieſer Verpflichtung gar nicht gegeben. Sie hängt 
naturgemäß davon ab, ob der pflichtmäßig bandelnde Beamte die Pflicht zur 
Erfüllung erkannte. Erſt die nachträglich herbeigeführte Uebereinſtimmung 
der Auffaſſungen des ausführenden Organs und der betheiligten Einzelperjon 
würde die VBejeitigung von Rüderjtattungsanjprüchen| in einer Weiſe fichern, 
bet welcher der Einzelwille immerhin als aftueller Faktor in Betracht fäme. 
Auch die Rechtswirkungen des Verzichtes find vorhanden, jobald der 
Verluſt des Rücerjtattungsrechtes durch Nichtberücichtigung der Anfechtungs- 
friiten herbeigeführt wurde. Dem Anjpruche it feine ganze Exiſtenz geraubt. 
Denn es it auch der Behörde, wenn die offenbariten Nechtsverlegungen nach 
Ablauf der Anfechtungsfriit entdeckt werden jollten, nicht erlaubt, nun ihrerjeits 
Schritte zur Bejeitigumg diejer Verletzungen zu unternehmen‘) So bejeitigt 
die durch einen geleglich feitgelegten Zeitablauf fortgejegte Nichtausübung 
des Nechtes letzteres dergeſtalt, daß auch der freie Wille der an dem Nechts- 
verhältnig betbeiligten Perjonen und Organe nicht im Stande tft, das unter: 
gegangene Necht wieder aufleben zu (allen. Dies ift nur eine Folge des zwingen: 
den Gharafters öffentlicherechtlicher Normen mit zeitlich bejchränftem Inhalte. 
Wie jedes Forderungsrecht durch jene volle Ausübung zerjtört wird, jo 
wird auch die Exiſtenz des öÖffentlich-rechtlichen Rückforderungsanſpruchs durch 
jeine Geltendmachung bejeitigt. Daß auch Stellvertretung in der Auss 
übung eines Nechtes zuläjlig it, it ein ganz allgemein anerfannter Rechtſatz. 
Weßhalb eine Ausnahme für unſeren Niücforderungsanipruch beitehen ſollte, 
iſt nicht erfindlich. Die Stellvertretung wird daher in unjerer öffentlicherecht= 
lichen Pragie‘) nicht beanitandet. „Wo Stellvertretung zuläjlig tft, jagt Wind— 





3 Bat. ſtatt vieler Jellinet a. a. O. 2.100, Gierke, Genofienichaftstheorie S. 176—195, 
Rege I; sberger, Pandelten. Bd. 1,3 14 S. 76 in Bindings Handbuch der Rechtswiſſenſchaft. 
Zum größten Theile it dies durch beſondere Beltimmungen ausgeiprocen. 

°) Einzelne politive Ausnahmen beitätigen dieſe Negel. So beitimmt 3. B. die 
Geſehgebung der Klaſſen. und Einkommenſteuer von Sachſen— Altenburg Geſetz vom 
17. März 1862 und 24. Juni 1872, Verordnung vom 15. Juni 1868 in 8 18 S. 31 der 
off. Ausgabe p. 2: „Iſt dieſe Friſt verläumt, fo iſt die Reklamation, unbeichadet der als- 
baldigen | Berichtigung von Kechnungsfeblern als präfludirt zurüdzuweiien, der In— 
balt derielben aber bei der nächiten jährlichen Steuerrevifion in Erwägung zu ziehen. 
Sal. auch Tezner im Archiv f. ö. R. Bd. 9 S. 515. 
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iheid,') fann die Ausübung eines Nechtes einem Andern auch zu jeinem 
eigenen Nuten überlaifen werden.“ Aber nicht nur die Ueberlaſſung der Aus: 
übung, ſowie jie bei der „Veräußerung“ des perjönfichen Niegbrauchsrechtes 
vorfommt, auch die fürmliche Ceſſion des Anjpruchs jelbjt dürfte, ſo— 
weit nicht pofitive Beitimmungen entgegenjtehen, bei dem üffentlich-rechtlichen 
Anipruche zugelafjen werden müſſen. Wenn auch zweifellos ein Rechtsverhältniß 
nur zwiſchen dem behördlichen Organe, als Vertreter des Gemeimveiens, und 
dem betheiligten Individuum, als Glied desjelben, entitanden tjt und der Rück— 
forderungsanſpruch nach der Art jeiner Begründung untrennbar mit den fons 
freten Qualififationen der Einzelperjon zujammenzuhängen jcheint, jo fann doc) 
diefer Umstand allein die heute allgemein?) amerfannte Negel von der Leber: 
tragbarfeit der Forderungsrechte nicht ausichliegen. Die altrömiſche Auffaſſung, 
welche das perlönliche Moment des Schuldverhältnifjes, die perjünliche Be: 
ziehung von Gläubiger und Schuldner in den Vordergrund jtellend, die Ceſſion 
einer obligatio für nicht zuläſſig hielt, it, heute völlig überwunden.’) Won 
den wenigen pojitiven Ausnahmen, in denen die gemeinrechtlich gewordenen 
Sätze eine Geifion nicht zuliegen, liegt nur der Fall der cessio einer res 
litigiosa vor. Bei unjerem Anjpruch it das Fundament, die Frage der Zahlungs— 
prlicht jtreitig; der Umſtand, day letztere auf dem Wege jtaatlihen Zwanges 
realiſirt wurde, fommt erſt im zweiter Yinie bei Zeichnung der Nechtslage in 
Betracht. Nun iſt es aber heute durch bejondere reichsrechtliche Vorſchrift aus: 
geiprochen, daß jenes Verbot jelbjt für den Fall der bereits eingetretenen Rechts— 
bängigfeit der jtreitigen ‚Korderung aufgehoben iſt.“) ES bedarf feiner weiteren 
Begründung, day die Ceſſion einer zunächſt nur unter den Parteien jtreitigen 
‚sorderung auch vor deren Nechtshängigfeit, jomit im jedem Stadium Des 
Streites zugelaiien werden muß und jonach ein Anjtand in diejer Frage bei 
Beginn des Prozeſſes nicht erhoben werden kann. Ob demnächit auch der 
ftreitige Anſpruch materiell von Erfolg begleitet it, darauf fommt es bei der 
‚stage nach der Giltigfeit einer Gejjion nicht an. Auch bedingte, zufünftige Ans 
iprüche, ‚Forderungen, „für welche noch nicht einmal der Grund it,“ ") jind ceijibel. 

Die Ammendung Ddiejer wejentlich in den Lehrbüchern des Privatrechtes 
enthaltenen Säge ericheint im Gebiete des Öffentlich-rechtlichen Rückforderungs— 
anipruchs feineswegs bedenklich. Zunächſt it im Gebiete des Öffentlichen Rechtes 
zu einem großen Theile die Nechtstorm der Gejiton bereits anerfannt.°) Nur 
da, wo man Schugbeitimmungen im Intereſſe der wirtbichaftlichen Sicherheit 
des Einzelnen treffen wollte, hat man im öffentlichen Nechte durch pojitive 
Beitimmung bejtimmten Anjprüchen die Qualität der Webertragbarfeit abge: 
Iprochen.‘) Alle vermögensrechtliche Aniprüche, deren Geltendmachung ermög- 
licht iſt, ſollen abgeſehen von poSitiven Ausnahmen ceifibel jein. 


Vandekten, Wo. 1 2. 358 

So Entwurf S 293, 295 Motive Bd. 2 &. 118 und 121. 

») Windjcheid iſt Gegner, vgl. Band. 2 8 329 bei. Noten 9, 10, vgl. im Uebrigen 
die Nachweiſe für die berrichende Anſchauung in Motive zum Entwurf Bo. 2 5. 118. 

8236 pos. 1 6.-8.-0. Tas römich-rechtliche Verbot hatte ſchon im preuß. Yand- 
rechte, dem franzöftichen Rechte und im ſächſiſchen Givilgeleßbuche Aufnahme nicht gefunden. 
Auch Art. 327 der württemberg. Prozeßordnung batte es bejeitigt. Vgl. Motive zur C--B.-O. 
=. 189, 190, Kr. Br. S. 75, 535 die dortigen Nachweiie. 

> Mindicheid, Wand. Bd. 2 S. 278, Note 12. 

°*, gl. auch $ 311 des Entwurfs. 

Bgl. die Gejege in Windſcheid, Band. Bo. 2 5. 278 Note 9a und die jocial 
politiiche Geſeßgebung. 

Annalen des Deutichen Reicht, 1806 S 
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Auch die Ceſſion ift heute nichts weiter als rechtlich qualifizirte Form der 
Ausübung von Nechten. Die Praxis hat aber jelbit da, wo die Art der Aus— 
übung von Nechten, Die Frage des Klageweges, noch nicht einmal fejtitand, Die 
Ceſſion jolcher nicht nur materiell ungewiſſer, ſondern auch formell frag: 
würdiger Anjprüche aus dem Gebiete des Bffentlichen Nechtes zugelafjen.') 
Mangels pofitiver entgegenjtehender Beltimmungen wird daher die Ceijton zus 
zulajjen jein, zumal hierdurch eine Verjchlechterung der Nechtsitellung unjerer 
öffentlich-rechtlichen Behörden nicht bergeleitet werden fan. Die Enverterung 
der Form von Anjprüchen, die ihrem Inhalte nach bereits gegeben ſind, 
bietet zumächit noch feinen Grumd für die Annahme, es hätte eine Eindämmung 
des Nechtsgebietes unjerer Behörden ftattgefunden. Selbjt danı, wenn man 
die Ceſſion zu den matertellrechtlichen Beitandtbeilen des Nüderjtattungs: 
anſpruches rechnete, jonach das Individualintereſſe eine inhaltliche Vertiefung 
erhalten hätte, jo it doch zu beachten, daß ſchon nach bisherigem Nechte der 
einjeitige Willensaft des Schuldners allein die Aftionsfrerheit des Gedenten 
nicht zu bejeitigen vermochte. Zuſtimmung des Schuldners war nie Errorder: 
ni der Giltigfeit der Ceijion.?) Wenn jo das Zujtandefommen des Tor: 
mellen Gejjionsaftes vechtsgiltig gegen den Willen der Behörde, die als Con— 
diktionsſchuldner in Betracht fommt, ſich vollzieht, To ver bleibt doch inhaltlich 
das Nechtsverhältnii zwiſchen Gedent und dem amtlichen Organe. Der Ceſſionar 
muß Jich alle Einreden aus der Perſon des Gedenten gefallen laſſen. „In 
der Regel alle, aljo nicht bloß diejenigen, welche in rem, jonbern auch Die: 
jenigen, die im anderer Be; sichung nur in personam wären.’); Das Recht 
des Ceſſionars ſteht und fällt mit demjenigen des Cedenten. Da nun unſere 
öffentlich— rechtlichen Geſetzgebungen zum großen Theile eine friſtgemäße Willens— 
äußerung des als abgabepflichtig in Anſpruch Genommenen zur Voraus— 
ſetzung des formellen Beſtandes unſeres Erſatzanſpruches gemacht haben, jo tt 
es flar, daß dieſe Willensäußerung des Cedenten nicht erſetzt werden kann durch 
eine ſolche des Ceſſionars, die dieſer in ſeinem Namen für ſich abgibt. In 
dieſen Fällen iſt die Abgabe der Reklamation ſeitens desjenigen, dem auf dem 
Wege der Ceſſion die eventuellen aus einer angeblich zu Unrecht erfolgten 
Heranziehung des Cedenten erwachſenen Rucker ahanſprüche übertragen ſind, 
gänzlich wirkungslos.“ Der perjönliche Willensakt des zunächſt an dem Rechts: 
verhältniſſe betheiligten Einzelnen wird hier die formelle Vorausſetzung für die 
Entſtehung eines Rechtes ſein, deſſen weitere Ausübung auf dem Wege 
der Ceſſion einem Dritten überlaſſen werden darf.’ 


Bol. RG. Bo. 5 S. 34 Eeſſion eines Jollrüderitattungsanipruches), Entichl. des 
Ldg. Weimar i. S. ie e, Gr. Sächſ. Staatsfisfus, Rückforderung von Steuern betr. 
vom 12. Dezember 1889. In beiden Fällen, in denen die ‚Frage des Nechtsweges bejonders 
ausgetragen wurde, lag eine unbeanitandete Ceſſion der mit Erfolg geltend gemachten Rück— 
forderungsaniprüche vor. 


) Auch die formelle Pflicht der —— an den Schuldner iſt durch den Entwurf 

beſeitigt. Val. 8 293, Motive Bd. 2 ©. 

Dernburg, Pand. Bd. 2 ©. 188 

' Nur eine in der ‚sorm der Stellve rtretung abgegebene und von dem zu Un— 
recht —— ratihabirte Erllärung dürfte relevant ſein. 

"Vgl. auch Tezner a. a. ©. S. 519: Publiziſtiſche Anſprüche Einzelner, bei deren 
Entſtehung die perſönliche Qualifikation des Anſpruchsberechtigten feine Rolle 
ipielt und für deren Ausübung nicht periönlicher Wille des Berechtigten 
gefordert wird, werden, von entgegengeiegten Beitimmungen abgeieben, als übertragbar be= 
handelt werden müſſen! 
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Aus dem Gejagten dürfte hervorgehen, dab dem öffentlichsrechtlichen Con— 
diftionsanipruch eine individuelle Ausgejtaltung nach Entjtehung, Berluit und 
Geltendmachung verliehen it. Es tt die Möglichkeit eines wirfiamen Verzichtes 
und einer rechtsgiltigen Gejiton gegeben, auch zum weitaus größten Theile ein 
beionderer Nechtsichug in ‚Form einer Klage oder doch Beſchwerde vorhanden. 
Auch hängt ohne Frage bei jedem Streit über die richtige Auslegung und 
Anvendung abgabenrechtlicher Sätze die auf richtigere Amvendung begründete 
Realiſirung des jachlich und perjünlich gerechtfertigten Condiktionsanipruchs von 
dom Willen des Einzelnen ab. 

Damit dürften aber nicht nur Zujtände verhältnißmäßiger Sicherheit 
gegenüber jtaatlichen Willensäußerungen') gegeben jein. Bloße Nefler:, Schein: 
rechte?) Liegen da nicht vor, wo dem Einzelnen fraft Geſetz die Möglichkeit 
verliehen iſt, ſein Recht gegen den Willen des ſtaatlichen Organs durchzuführen. 
Wenn endlich Dölder’) bemerkt: „ die Forderung höherer als der ge— 
jeglichen Steuern iſt nicht eine unberechtigte Forderung des Staates, jondern 
jie it eine unberechtigte, weil fie dem Willen des Staates zumwiderläuft,“ jo 
iind dieſe Worte nicht geeignet, die thatiächlichen Erjcheinungen unjerer Praris 
zu erklären. Gerade auf dem Gebiete des Öffentlichen Abgabenrechtes erjcheint 
cs verfehlt, den Staat und jeine Organe zu trennen und ein Nechtsverhältnig 
nur ʒwiſchen den letzteren und den Einzelnen anzunehmen. Die Organe haben 
den in den Finanzgeſetzen längſt feſtgelegten Staatswillen auszuführen. Deß— 
halb und weil nie ohne nochmalige vorherige Einholung der Zultimmung der 
oberiten zujtändigen Spitze der Austrag ſtreitiger Finanzfragen unternommen 
und durchgeführt wird, erſcheint es nicht uläſſig, zwiſchen dem beſonderen 
Willen des Staates und demjenigen ſeiner Organe zu unterſcheiden. Iſt die 
ausführende Behörde durch die Stellungnahme des oberſten den Staat ver: 
tretenden Organes oder des Herrichers gededt, dann tt der Staat oder das 
beteiligte Gemeinweſen Bartet ebenjo, wie der Einzelne ihm Gegenüberſtehende. 
Dann fann es ſich lediglich darum handeln: Welche Parteiauffaſſung trifft 
den Willen des Geſetzes? Legterer und der jtaatliche Wille it keineswegs 
immer identiich. ES ijt Thatjache, dar noch heute ſachlich begründete Rück— 
enitattungsanjprüche gegen den ausgeiprochenen Willen eines Gemeinweſens 
geltend gemacht und zum Theil mit Erfolg durchgeführt werden. Auch die in 
‚solge der Ungenauigfeit gejeplicher Wortfallung zum Theil entbrannten Kämpfe 
über die formelle Frage des Nechtsichuges und ihre zu Gunſten der Ein: 
zelnen erzielten Erfolge zeigen deutlich, tie die Forderung des Nechtsichugcs 
oft gegen den Willen der Gemeinjchaft realilirt wurde. 

In allen diejen Fällen der Praxis dürfen wir unter Berückſichtigung der 
ihon zuvor genannten Merkmale eines jubjeftiven Nechtes das Worhandenjein 
Öffentlich:rechtlicher, erzwingbarer jubjeftiver Anſprüche Einzelner erbliden. 


Wir geben nunmehr zur Beiprechung bejonderer Condiktionsfälle über. 
Eine jpezielle Betrachtung erjcheint deßhalb am Plage, weil in Folge der ver: 
ichiedenartigen Gejtaltung der einzelnen reichs- und landesrechtlich geregelten 
Materien der Verſuch, ſämmtliche einzelne Fälle unter eine allgemeine Formel 
zu bringen, micht durchführbar erjcheint. Abgeſehen davon fonnte die Anz 


Zo Otto Meyer, en des franzöftichen Werwaltungsreshtes 5. 157. 
Mayer a. a. O. ©. 106 Wr. 9. 
®, Ueber objeftives und jubjettives Recht, Leipzig 1893. 
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führung des einzelnen pofitiven Rechtes mit einiger Genauigfeit nur in der 
Form einer bejonderen zujammenbhängenden Darftellung — Wir be 
ginnen mit der condictio indebiti des Neichsgejeges vom 6. Juni 1870 über 
den Unterjtügungswohniiß. 


8 7. Die condietio indebiti des Heichsgefeßes vom 6. uni 1870 über den 
Unterkübungsmwohnfiß, nad) der Rechtfprechung des Bundesamts für Heimatwefen. 


Der Satz, daß das durch das MNeichsarmenrecht geregelte Gebiet dem 
öffentlichen Nechte angehört, bedarf wohl bei der bejonderen Materie einer 
näheren Begründung nicht.) Troßdem hat es nicht an Verſuchen gefeblt, 
einzelne Beziehungen dieſes Nechtes in privatrechtlichem Gewande darzuitellen. 
Sp hat man in der Thätigfeit des vorläufig unterftügenden Armen: 
verbandes die privatrechtliche negotiorum gestio jehen wollen, oder 
man bat die Gejichtspunfte des Mandates), und der ungeredhtfertigten 


Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß das oben S. 61 aufgeitellte Kriterium für die öffent- 
lichrechtliche Qualität einer Obligation bier nicht paßt, da zunächit die Stellung betbeiligter 
Armenverbände, jtaatliher Organe, unter einander in Betracht kommt und 
der all von der Beziehung des Einzelnen zum Staate nicht vorliegt. Es iſt aber 
heute anerfannt, daß ‚Beziehungen zwiſchen einzelnen natürlichen oder juriſtiſchen Perſonen 
unter einander öffentlichrechtliche dann find, wenn das ſtaatliche Intereſſe ihnen 
dieſe Qualität beigelegt hat. 

Reger, Entſch. B. 7, Nr. 24. — Streitig kann dieſe Frage mit Recht nur dann 
werden, wenn nach der beſonderen Lage des Falles nicht in Erfüllung einer vor— 
läufigen Unterſtützungspflicht, ſondern in Folge ausdrücklicher Vereinbarung 
im Auftrage des endgiltig verpflichteten Armenverbandes Unteritügung 
gewährt worden iſt. Durch Reichs- und Yandesrecht find Nereinbarungen und mandatsähn= 
liche leberweiiungen anertannt. Vgl. Wohlers, 9. A Nr. 38. Zwar bat noch in einem 
interellanten Urtbeil vom 18. Mat 1893 in Sachen des Ortsarmenverbandes Sieijen gegen 
den Urtsarmenverband Yadenburg, Rücjorderung bezablter Unterſtützungskoſten  betr., 
der bad. Wermwaltu ngsgerichtsbof die Frage ausprüdlich verneint, daß der unter— 
ſtühende Armenverband in die Stellung eines Privatbevollmädtigten fommen fönne, 
während principiell anderer Auffaſſung das Bundesamt für Heimatweſen in dem Grfennt- 
niſſe vom 22, 10. 1892 in Krech, Entih. d. B. f. H. B. XXV, © 97 ilt. In dem in 
Sachen Gieffen «. Yadenburg am 31. März 1894 verfündeten Urtheile des B. 1. 9. it der 
Gerichtshof feiner früberen Auffaſſung treu geblieben. Der Vollſtändigkeit halber theilen wir 
hier den Thatbeſtand jenes ‚Falles und die bemerkenswerthen Motive des zuletzt angeführten 
Erlenntniſſes mit, 

Ter Urtsarmenverband Gieſſen bat die beiden in Yadenburg in Baden beim Groß— 
vater in Vrlege befindlichen Kinder des im Jahre 1883 veritorbenen und bis dahin in Gieſſen 
ortsangebörigen Zchubmachers Teder bis zum Jahre 1890 im Mege der Armenpflege unter- 
ſtüßt. Tie Unterſtüßung erfolgte in der Art, daß der Ortsarmenverband Yadenburg an 
den Groß bezw. Pflegevater der Ninder anfänglich pro Jahr 100 Darf, ipäter 125 Mark 
an Pflegegeld jabite und diejen Vertrag gm Schluſſe eines jeden Rechnungsſahres vom 
Armenverband Gieſſen eritattet erhielt. Sc it auch das Pflegegeld für das ganze Nechnungs- 
jahr 1889/90 vom Armenverband Gieſſen im Mat 1890 an den Armenverband Yadenburg 
gezahlt worden. Gieſſen verlangte nunmehr von dem für das ‚jahr 1589/90 gezabiten 
Pflegegelde einen Betrag von 55 ME. 50 Big von Yadenburg unter der Behauptung zus 
vüd, daß es Dielen Betrag über feine Verpflichtung binaus gezahlt babe. Es 
tand im Fragefalle feit, Daß die Mutter der beiden Pfleglinge im ftober 1889 einen in 
Zedbach bei Bodenbeim ortsangebörigen Mann gebeiratet batte, ſie war aljo durch diele 
Zerheiratung ebenfalls dort srtsangehörig geworden, und dieſen Unterſtützungswohnſitz der 
Mutter tbeitten die Kinder. Der eingeklagte Betrag war derjenige, der vom Oktober 1889 
bis zum Schluſſe des Nechnungejahres 1889/90 für die Pfleglinge aufgenendet worden ift. 
Turch Urtheil des Großherzoglich Badiſchen Bezirtsratz zu Mannheim war auf 
Abweiſung der Klage erkannt worden, dagegen verurtheilte der Badiſche VBerwaltungs— 
gerichtshof den beklagten Armenverband Ladenburg nach dem Klageantrage. Ter erit: 
bezeichnete Gerichtehof war bei ſeiner Abweiſung von der Anſicht ausgegangen, dab der 
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Bereicherung herangezogen, um die Erjaganjprüche eines Armenverbandes 
zu begründen, der doch lediglich einer öffentlichrechtlichen Berpflichtung nach- 
gefommen war. Mit Necht hat die Praxis jolche Auffaſſungen zurüdgewieien. 
Doh war die NRectiprehung eine fonjtante nicht immer zu nennen, nament— 
lih was die vorliegende verwandte Frage anlangt. 


————— Ladenburg von der Zeit ab, an welcher der klagende Armenverband die 
Erſtattungspflicht bezüglich der für die Decker'ſchen Kinder gemachten Aufwendungen an— 
erkannt und den erwähnten Zahlungsmodus vereinbart batte, lediglich als Bevollmächtigter 
des Klägers und nicht als vorläufig fürforgepflichtiger Armenverband gehandelt bezw. gezahlt 
babe. Ter gegenwärtige Streit jei desbalb auch, weil es aus einem privatrechtlichen Auf⸗ 
tragsverbältniß hervorgegangen, nicht der Entjcheidun des Verwaltungsrichters, jondern der 
der ordentlichen Gerichte unterliegend. Der Badiſche Verwaltungsgerichtsbof bob jedoch 
diefes Erkenntnis auf; in die Stellung eines Privatbevollmädtigten könne ein 
Armenverband, der für einen anderen Armenverband öffentliche Unterftügung an Hilfs— 
bedürftige leiftet, welche thatſächlich im Bezirke des die Zahlung empfangenden Armenver— 
bandes fich aufhalten, niemals eintreten, es fomme allein darauf an, daß Kläger eine 
in jeiner Perſon nicht mebr begründete öffentlich-rechtliche Verbindlichkeit ers 
füllt, reip. eine Nichtſchuld gezahlt babe. Durch diejes Verfahren jei eine Ver- 
ibiebung der unter Den Armenverbänden durh Reihsgeieß eingeführten 
Rechte und Verbindlichkeiten S61 des Unt.-Wobnj.-Gej.) berbeigefübrt, die Wieder: 
beritellunng des Rechtszuſtandes jei Aufgabe der verwaltungsgerichtlichen Ent— 
iheidung. Tie folgende Motivierung des Urteils des B. f. 9. ſieht in der Thatſache der 
Zablung der Nichtichuld allein nicht die Enticheidung, berüdfichtigt vielmehr die Frage 
der Entichuldbarfeit des Jertbumsi in dem zur Anwendung fommenden Givilrechte 
und dent auch binfichtlich der Frage eines vrivatrechtlichen Auftragsverhältnifies anders. 

Der Großberzogliche Verwaltungsgerichtsbof bat die Auffafiung des erjten Nichters: 
daß die Stellung des Beklagten, als des vorläufig unterſtütenden Armenverbandes mit der 
Ermittelung des Klägers, als des endgültig fürſorgepflichtigen Verbandes von ſelbſt ihr 
Ende gefunden habe, und daß die Erſtattung der ſeitdem geleiſteten Unterſtützungen ſchon 
deshalb auf Grund eines zwiſchen beiden Armenverbänden anzunehmenden Auftragsver— 
bältniiies gefordert werden könne, — mit Recht als unzutreffend zurüdgewieien. Die Er- 
mittelung des fürlorgepflichtigen Armenverbandes und die Anerkennung der Gritattungs- 
prlicht jeitens desielben bat an fich keine Menderung der rechtlichen Natur des Verhältniſſes 
der beiden Armenverbände zur Folge. Allerdıngs gebt es zu weit, wenn der Ver- 
waltungsgerihtshof annimmt, daß vin Armenverband, welder Unter- 
ſtüßungen an einen Hülfsbedürftigen, der jih in feinem Bezirk aufbält, 
für einen anderen Armenverband gewährt, dies unter allen Umitänden 
nur auf Grund der ibm nad $ 28 des Unterſtüßungswohnſihß-Geſetzes ob- 
liegenden vorläufigen Unterftübungspfliht und niemals in der Eigen 
ihaft eines Bevollmächtigten des anderen Armenverbandes thun fönne. 
Ter Bellagte hat mit Recht darauf bingewielen, dab das Neichsgejeß felbit einen Fall in 
Betracht ziebe, in welchem Leiftungen der fraglichen Art zweifellos nur in Folge eines Auf: 
tragsverbältnijies und nicht auf Grund der vorläufigen Fürſorgepflicht des Armenverbandes 
des Aufenthaltsorts zu leiſten ſind, nämlich der Fall, daß ein Landarmenverband ſich kraft 
geieglicher Befugniß eines Urtsarmenverbandes als jeines Organes bei der Ausübung der 
Armenpflege bedient (S 8 des Unterſtüßungswohnſitz-Geſeßes; S 16, Abi. 3 des badijchen 
Ausführungsgeiehes vom 14. März 1872). Aber auch abgeleben von dieiem Fall it nicht 
erfindlich, weshalb nicht durch Vereinbarung unter den beteiligten Armen: 
verbänpden ein Verbältniß Sollte bergeftellt werden können, bei weldhem 
der endgültig fürlorgepflihtige Armenverband die unmittelbare Ge 
wäbrung der Armenpflege derart jelbit übernimmt, daß der Armenver 
band des Aufenthaltsorts die Auszahlung der Unterjtüßungen an den 
HülfsbedürftigennuraufAlnmweiiung und für Rechnung des erſteren Ber— 
bandes zu bewirken bat. Die Möglichkeit eines ſolchen Verhältniſſes läßt ſich nicht 
beſtreiten, wenn man nicht etwa annehmen will, daß die Gewährung einer Armenunter— 
ſtützung begrifflich den Aufenthalt des Unterftügten im Bezirke des unterftügenden Armen- 
verbandes vorausjeße oder die Verwendung eines die einzelnen Zuwendungen vermittelnden 
Organes ausichließe. Für eine folche Annahme fehlt es aber an jedem Grunde. Dann 
muß aber auch die Möglichkeit anerfannt werden, daß der endgültig füriorgepflichtige Armen: 
verband fi) des Armenverbandes des Aufentbaltsorts als feines beauftragten Organes zur 
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Als dem Bundesamt für Heimatwejen zum erjten Male Rückforderungs— 
anfprüche unter Armenverbänden zur Judicatur vorlagen, hat es denjelben die 
Qualität einer öffentlich-rechtlichen Streitfache abgeiprochen und jich für unzu— 


unmittelbaren Ausübung der Armenpflege bedient, und es it lediglich eine nach den Um— 
jtänden des einzelnen Falles zu enticheivende Frage, ob fich aus den Nerbandlungen der 
betbeiligten Armenverbände die beitimmte Abſicht derjelben ergiebt, ihr Verhältniß in der 
bezeichneten Weile zu regeln. Non dieſen Geſichtspunkten it das Bundesamt auch fchon 
in früheren Enticheidungen ausgegangen. (Entich., Heft XXV, S. 96), 

Im vorliegenden ‚Falle find aber keine ausreichenden Momente vorhanden, welche auf 
eine ſolche Abjicht der Parteien jchließen laſſen. Allerdings bat der Kläger, nachdem der 
(Sroßvater der Teder’ichen Kinder am 1. Oftober 1883 in Yadenburg um Unterftügung für 
feine Enkel nachgelucht batte, und nachdem das betreffende Protokoll mit dem Erjuchen um 
eine Erklärung über den Unterſtützungswohnſitz von dem Beklagten eingelendet worden war, 
diefem unter dem 30. Oktober 1883 erwidert, dab er — der Kläger — den Unterſtützungs— 
wohnfi der Teder'ichen Kinder in Gieſſen anertenne und bereit jei, „dem Großvater der— 
jelben eim jäbrliches Pflegegeld von 100 Mark zu zablen.“ Auch it ein von dem lebteren 
am 1. Juli 1884 geftelltes (Gefuch um Erhöhung der Unterftügung von dem Beklagten dem 
Kläger lediglich mit dem Bemerken mitgetbeilt worden, daß die Angaben des Gejuchitellers 
richtig ſeien, worauf der Kläger ſeinerſeits eine Erhöhung des Pflegegeldes beichlob und 
biervon dem Wellagten Nachricht gab. Allein dieſe Thatſachen find nicht ausreichend, um 
die Annahme zu begründen, daß der Wellagte, welcher lediglich auf Grund dieſer Mit— 
tbeilungen und ohne jede beiondere Anweiſung des Nlägers die Zahlung des Pflegegeldes 
in der ihm geeignet ericheinenden Art anordnete und die halbjährlich aufgewendeten Be— 
träge nach Ablauf jedes jahres bei dem Hläger liquidierte, bierbei nicht gemäß feiner geſetz— 
lihen Verpflichtung zur einftweiligen Gewährung der Unteritügung, jondern auf Grund 
eines vertragsmäßig zu Stande gekommenen Auftragsverbältniiies gehandelt habe. Aus 
dem Umſtand allein, dab der Beklagte, ebe er die Unterſtüßung eintreten lieb, zunächſt die 
Entjchließung des Klägers über die von diefem für angemejien erachtete Höhe des Pflege— 
er berbeiführte; läßt ſich ein Schluß in der fraglichen Richtung nicht ziehen; denn das 
Verhalten des Bellagten erklärt ſich zur Genüge aus der Abficht, eine fichere Grundlage 
für die demnächſtige Gritattung der aufzumendenden Kojten zu gemwinnen und jpäteren 
—— — in dieſer Beziehung vorzubeugen. 

Mit dem Vorderrichter iſt hiernach davon auszugehen, daß die Verpflichtung des 
Klägers zur Erſtattung des von dem Beklagten gezahlten Pflegegeldes nicht etwa aus 
einem bejonderen Rechtstitel, jondern lediglich aus den allgemeinen geſetzlichen Be— 
ftimmungen über die dem Armenverbande des Unterftüßungswohnitges obliegende Verbind- 
lichkeit zur Kofteneritattung berzuleiten war. Tieje Verbindlichkeit hatte aber am 21. Oftober 
1889 mit dem Erlöſchen des bis dahin für die Deder’ichen Kinder in Gieſſen begründeten 
Unteritügungswohnfiges ihr Ende gefunden, und die im Frühjahr 1890 bewirkte Gritattung 
des für die Zeit nach dem 21. Oftober 1889 bezablten Pflegegeldes erfolgte demnach, obne 
daß eine rechtliche Verpflichtung des Klägers hierzu beitand. Der Bellagte kann jich gegen: 
über dem Rüdzahlungsanipruh des Klägers auch nicht darauf berufen, dab in dem Zeit: 
punkt, als er ſeinerſeits das Pflegeld auszablte, nämlich am 1. Oktober 1889, der Unter- 
ſtüßungswohnſitz der Teder'ihen Kinder in Gieſſen noch nicht erlofchen war; denn wenn 
der Beklagte es für zwedmäßig fand, das Prlegegeld in halbjährigen Raten zum Voraus 
zu entrichten, fo tbat er dies auf jeine Gefahr und fann nicht etwa den Kläger dafür ver- 
antwortlich machen, daß die Erwartung, es werde in dem Halbjahr noch dem 1. Oktober 
1889 feine Nenderung in Bezug auf den eritattungspflichtigen Armenverband eintreten, 
nicht in Erfüllung gegangen itt. 

Ter Anſpruch des Klägers auf Nüderftattung der dem Beklagten irrtbümlich geleiiteten 
Zahlung ericheint biernach begründet, und zwar ohne Unterichted, ob hierbei die Be 
timmungen des in Ladenburg geltenden badijchen Yandrehts oder die in 
Gieſſen geltenden Borichriften des gemeinen Rechts zu Grunde gelegt 
werden. Denn auch die Entſchuldbarkeit des Irrtums des Klägers, on e 
es bei Anwendung des gemeinen Rechts ankommen würde, iſt im vorliegenden Fall 
als vorhanden anzuſehen, da der Kläger, in deſſen Bezirk weder die unterſtützten 
Kinder, noch deren Anverwandte ſich aufbielten, davon ausgeben durfte, daß der Beklagte 
eine van Aenderung in den Verhältuiiieu der Wittwe Deder durd Nachfrage bei dem 
in fteter Verbindung mit ihm stehenden (Großvater und Pfleger der Deder’ichen Kinder, 
Jakob Nemelius zu Yadenburg, rechtzeitig feititellen werden. 
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ftändig erflärt. Der Entjchädigungskflage ermangele es an einem dem Armen- 
rechte angehörigen Fundamente. Nach $ 28 des R.G. über den U.-W. fünne 
ih der vorbehaltene Erjaganjpruch des vorläufig unterjtügenden Armenver— 
bandes immer nur gegen den definitiv verpflichteten Armenverband richten.') 
„Die Klage charakterifirt fich vielmehr als condietio indebiti, die der 
„Entſcheidung der ordentlihen Gerichte unterliegt; wenn in dem des— 
„balb anzujtrengenden Prozejje der Unteritügungswohnfig jtreitig werden joilte, 
„o würde auch die Enticheidung diejer Frage vor das Forum des ordentlichen 
‚Richters gehören. **) 

Doch ſchon in der in Heft IV Seite 834—86 mitgetbeilten Entjcheidung hat 
der Gerichtshof diefen Standpuuft als irrig verlaljen.’) Seitdem iſt e8 con- 
itante Praxis geivorden, Condictionsanfprüche im Nahmen der üffentlichsrecht: 
lihen Fudicatur des $ 34 ecit. leg. zu behandeln. Die eingehende Meoti- 
virung des letzteren Erkenntniſſes stellt die Unrichtigfeit der früheren Auf: 
faſſung außer Zweifel. Intereſſant dürften folgende Worte an diejer Stelle fein: 
„Es bleibt jchließlich, Ipeziell für die vorliegende Sacde, noch dem Einwande 
zu begegnen, daß eine Klage nicht zur Zujtändigfeit der Heimatbehörden ge— 
bören könne, mittel welcher ein Anſpruch nicht allein auf Grund einer Bes 
jtimmung des Reichsgeſetzes über die Verpflichtung zur Armenpflege, jondern 
zugleich aus einem dem Civilrechte angebörigen Grunde, bier aus 
der irrthümlich geleiteten Zahlung einer Nichtichuld geltend gemacht wird. Dies 
Bedenken überträgt aber lediglich civilrehtlihe Anjhauungen auf 
ein Gebiet, welches von dem Civilrechte völlig unabhängig tft, 
und wohin ſie deshalb nicht gehören. Das Reichsgeſetz vom6. Juni 1870 
bat nur Verhältniſſe des öffentlihen Rechtes geordnet. Die 
öffentliche Armenpflege, welche in Folge des eingeführten Bundesindigenates 
und der Freizügigkeit eine ganz andere Bedeutung gewonnen bat, mußte neu 
und diefen Grundzügen entjprechend in gleihmäßiger Weile für das ganze 
Bundesgebiet geregelt und vertbeilt werden. Da die Gleichmäßigfeit der Be— 
lajtung des einzelnen Armenverbandes bedingt wird durch die volljtändige Er- 
füllung der gleichen Pflichten durch die übrigen, fo mußte dem einzelnen Armen- 
verbande, welcher in Folge der etwaigen Nichterfüllung eines Anderen von 
einer Laſt betroffen wird, die ihm nicht obliegt, oder welcher überhaupt fich 
an der öffentlichen Armenpflege da betheiligt hat, wo er geſetzlich entweder 
gar nicht, oder nur in einem geringeren Maße oder nur vorläufig dazu ver: 
pflichtet war, das Necht gegeben werden, die Ausgleichung der öffent- 
lien Laſt der Armenpflege nah Maßgabe des Gejeges gegen jeden Armen- 
verband zu verlangen, zu deſſen Gunsten er jonjt überbürdet jein würde. Dies ijt 
der Charakter der nad) dem Neichsgejeg vor die Heimatsbehörde gehörigen Klage. 
Unter welche civilrechtliche Formel diefe Klage jonit noch gebracht werden 
könne, it für die Benrtheilung der zur Enticheidung berufenen Verwaltungs: 


So Woblers, dert IL 5. 95 und 97. 


Wohlers Ill, 100. 

. * Die gleiche Menderung des Standpunftes läßt fich in der landesrechtlichen Yudicatur 
verrolgen, vgl. Erkenntniß des bad. Verwaltungsgerichtshofes vom 28. 11. 1882 in der 
Zeitſchrift für bad. Nermwaltung und Verwaltungsrechtspilege 1888, &. 27, 
terner ©. des 9. G. 9. vom 1. Mai 1889 in der genannten Zeitichrift XXL, ©. 121, 
desgl. die Enticheidungen des ſächſ. Miniiteriums des Innern im Dergleich mit dem 
Frtenntnifie des ſächſ. Gompetenzgerihtshofes vom 12. Mai 1882 in Neger, 
B. 3, Nr. 297. 
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gerichtshöfe ohne Bedeutung.) So ericheint auch in diefer Materie die con- 
dietio indebiti als Negulator öffentlicher Laſten. Bei der erfreulichen Be- 
tonung der Unabhängigkeit des reichsrechtlichen Armen: und des Landesrecht: 
lihen ivilrechtes überraiht uns die große Anzabl jener privatrechtlichen 
Controverjen, die uns unvermuthet?) in der Nechtiprechung entgegentreten, und 
über deren privatrechtliche Auslegung uns eingehende Belehrung zu Theil wird. 
Da das Landescivilrccht als Beitandteil der öffentlichsrechtlichen Rechtiprechung 
recipirt it, jo bejigen wir eine Öffentlichsrechtliche eondietio des gemeinen 
Nechtes, bei der Vorhandenſein eines error probabilis im 
Bezug auf jeine Nachmweisbarfeit und Entichuldbarfeit erfordert 
wird?), wir haben eine condietio des Preuß. Allg. Landrechts, die 
ebenfalls den bejonderen Nachweis eines Jrrtums verlangen joll, bei der aber 
das Nequijit der Entjichuldbarfeit dDesjelben fehlt‘) wir kennen end» 
lich) durch die bisherige Judicatur eine Öffentlichsrechtliche eondietio nach 
Code eivil°’) Art. 1376, 1377). Anzuerkennen ift, dab die Frage, ob ein 
unentichuldbarer Irrthum vorliegt, bis jegt in wenigen Fällen bejaht worden 
it und zwar nur in Fällen, in denen nach Anjicht des B. F. D. ein ver: 
tretbares, nicht leichtes Verjchen vorlag. Doch ſind dies Fragen jubjectiven 
Ermeſſens, die Möglichkeit einer anderen Auffaſſung it keineswegs ausge: 
ſchloſſen. — Das Reichsgeſetz vom 6. Juni 1870 enthält bekanntlich über das 
materielle Armenrecht keine erſchöpfende Normen, insbeſondere mangelt es an 
ausreichenden Beſtimmungen, die uns einen Schluß auf die Beichaffenbeit 
der Klaggründe und Einreden geltatteten. Auch die Qualität der 
Armenſtreitſachen als jolcher iſt erjt durch die Nechtiprechung geklärt worden. 

Es gehört hierzu in erfter Linie eine perfönliche Beziehung”): beide 
Streittheile müjjen Armenverbände fen.) Die jahlibe Vorausſetzung 
bildet die Eriftenz eines dem Armenrechte angehörenden Anjpruchs; die That: 
jache allein, daß die perjönliche Beziehung vorliegt, ſchafft noch 
feine Armenjtreitfache.”) Zu legteren gebören nach der Nechtiprechung 
auch die Condictionsanjprüche. Als Klaggründe jind anerkannt: 


1) Die erjtattet verlangten und auch erjtatteten Koſten waren überhaupt 
feine Kojten der Armenpflege. '”) 


MWoblers, Heft IV, ©. 94. 

Die Erkenntniſſe begründen nicht näher, warum die Anwendung des reinen Givil- 
rechts itatthaft erſcheint 

Auf den Doppelſinn des Wortes probabilis bat zuerſt Bähr, die Anertenmung 
S. 5 a gemacht. — Wal. ferner Wohlers, XVI, 110; XVII, 100; XX1, 106. 

*% Woblers, IX, 63; XVII, 102; XXI, 104, 105; XXII, 85, 87. 

5» MWohlers, XIV, 113; XIX. 84; XXIV, 122. 

% Zu dem bumtjchedigen Bilde kommen die ſtreng wiſſenſchaftlichen Grörterungen über 
die Tragweite und den Zinn der privatrechtlichen Tuellenitellen. In Wohlers, IN, 63, wird 
der Art. 180 des TI. 1, Tit. 16 des Preuß. A UM. im Anichluh an das gemeine Recht aus⸗ 
gelegt, während lehteres ſelbſt bei den in Betracht fommenden Stellen 165, 8 1, Dig. de cond. 
ind. (12, 6) 1 44. D. ibid. in Woblers Heft XVI, 110 interpretiert wird. 

) Bgl. Das Neichsarmenrecht von Seydel in Annalen“ 1877, 616. 8 5. 

s, Iſt ein Teil fein Armenverband, to liegt eine Armenitreitiache — vor — vgl. 
Wohlers, VII, Nr. 18; jelbit, werm die Sache an fich dem öffentlichen Nechte angehört. 

9 Selbit die eine Leiitu ng anordnende Verfügung der dem Armenverbande vor: 
geiesten Nerwaltungsbebörde fann allein der Leiſtung nicht den Character eines 
Altes der Armenpflege aufdrüden. Vol. Wohlers, XII, 70 und Wohlers Gom: 
mentar, 5. Auflage, ©. 34, 35 und 70. 

0 Wohlers. 1, 24; 11, 30; III, 45. Es handelt fich um die zwangsweiſe Beförde- 
rung — Lutdirnen in eine Beilanſtalt. Da bierin eine fanitatspolizeiliche Maßregel 
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2) Die Koſten jind zwar armenrechtlicher Natur, doch lag ihre Erjtattung 
einem Anderen als gerade dem Nücdforderuden vb. ') 

3) Es hat Jich herausgeftellt, daß der die Zahlung emprangende Armen- 
verband überhaupt nicht jo viel, als liquidirt worden war, bezahlt hatte, es 
liegt deshalb cine Zuvielerjtattung vor.”) 


4) Die Vorausſetzungen, unter denen ein Armenverband ich für fürſorge— 
pflichtig gehalten, lagen nicht vor; es kann hieraus ein Anſpruch gegen den 
definitiv fürſorgepflichtigen Armenverband auf Uebernahme eines Hülfsbedürf— 
tigen erwachſen,) ebenjo gegen den definitiv fürjorgepflichtigen Armenverband 
auf Zahlung der in einem jolchen Falle irrthümlicher Weile für ihn dem vor: 
läufig unterjtügenden Armenverbande erjtatteten Koſten.“) 

Ob Verjährung als Grund der Nücdforderung durch die Nechtiprech- 
ung anerfannt it, jteht nicht außer Zweifel; die Entjcheidung in Wohlers 
Bert, XIV ©. 113 nimmt entgeaen der im Civilrechte herrſchenden 
Auffaſſung feineswegs aus Der Thatjache der Zablung an ich, 
jondern aus anderen Umjtänden einen Verzicht auf dieſe Einrede an. Ledig— 
lich wegen der Möglichkeit eines Verzichts joll in jenem Falle die Thatjache der 
Verjährung nicht mehr das Fundament einer condietio fein fünnen. Allgemein 
denkt man anders tm dieſer Frage. Denn die Entjcheidung kann nicht abhängen 
von dem Umitande, ob dem Zablenden, dem Condizenten Die Einrede der Ver: 
jährung befannt war oder nicht. Dandelt es ich Doch nicht um Anjprüche, 
die mit dem Privilcge eines Zahlungsziwanges ausgeitattet jind. Vgl. ©. 51 
Anm. 6 und ©. 63 dieſer Abhandlung.) 

Es war nur comjequent, daß mit der Anerkennung des Anjpruchs auch 
diejenige der Möglichkeit ihn einredeweiſe geltend zu machen, erfolgte. °) 
Andere Einreden werden inſoweit für zuläflig erachtet, als jie „nach all: 
„gemeinen Nechtsgrumdfägen gegenüber obligatorischen Anjprüchen überhaupt 
„möglich jind, vorausgejegt, day ie dem einen Armenverband als jolchem 
„gegen einen anderen Armenverband als jolchen zuftchen.” ®) 

Demgemäß bat das Bundesamt die Einrede der Zablung, der Com: 
penjation der rechtskräftig entjchiedenen Sache’) ſtets zugelaſſen. Dieje Zus 
laſſung unterliegt u. E. feinem Bedenken, da es fich um fejtjtchende Nechts- 
begriffe handelt, die, was Zahlung und Compenjation angehen, dem Gebiete 
des Vermögensrechtes entnommen jind. Anders verhält es ſich mit der Re— 
ception der rem eivilrechtlichen Landesrechte über die condietio indebiti. Ge: 
wiß it nicht zu verfennen, daß die Amvendung der privatrechtlichen Theorie 
auf diefem Gebiete nicht jo bedenklich erjcheint als auf dem des Abgaben: 
tehtes. Da das Meichsarmenrcht eine „Zwangszahlung“ micht fennt, 


liegt, jo find die in Folge entitandenen Koſten feine Armenpflegeloften. Tie ‚sormulare, 
welche den üblichen freiwilligen Antrag um Aufnahme in die unN enthalten, dienen zur 
Verichleierung der. Natur dieſes Anipruchs. Val. Woblers, 107, jowie Gommentar, 
5 28 unter 44. Ferner in Bezug auf die Gebühren angeitellter PIE XXV, S. 95. 
) Wohlers, VI, Nr. 38 C.; IX, 63; XVI, 110. 
Wohlers IV, 83. Oder man bat Noiten evießt, Die nach dem enticheidenden 
Sandesrechte über das Maß des Notbwendigen binausgegangen find. R. 6. $ 58. 
Wohlers V, 109. 
“ MWoblers XVII, 121; ſiehe ferner Woblers Gommentar zum R.G. v. 6. Juni 
1870 $ 28 unter 18b. 
R Wohlers XVII, 125; XXIII, 113. 
° 5, die in 5 cit. Entjcheidungen. 
) 5. insbe. die Enticheidung in B. XXV, 5. 99. 
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die hervorgerufen wäre durch eine eimfeitige Vollziehbarfeitserffärung ſeitens 
des betheiligten und munmehr auf Rückgewähr belangten Organs, ſo 
werden tm der Negel nur freiwillig!) geleistete Zahlungen Gegenſtand ciner 
eondietio jein. Kann aber hiernah in der Zahlung eine Anerfennung 
der Schuld gefunden werden, jo liegt auch dem Gondizenten die Beweis: 
lajt für das Beſtehen der Nichtſchuld ob. Geben jedoch die für anwend— 
bar erflärten Yandesrechte im der Frage des Umfanges der Beweislajt 
weiter, jo find dieſe Forderungen im Gebiete des öffentlichen Nechtes nicht 
begründet. Ein befonderer Nachweis des Irrthums iſt jchon deshalb nicht 
zu erbringen, weil in dem Gebiete des Reichsarmenrechtes von der Berück— 
jichtigung eines durch den animus donandi begründeten non liquet feine 
Nede jein kann. Keine Armenkaſſe iſt zu Schenfungen in dem bier fraglichen 
Sinne legitimiert, fie handelt ſtets mur in Folge beitehender oder vermeints 
licher Verpflichtungen. Endlich iſt das Prinzip der Bereicherung und feine 
GConjequenz von dem Wegfalle des Anjpruchs, wenn die Bereicherung nicht 
mehr vorhanden it, nicht anzuerkennen; es handelt fich vielmehr Lediglich um 
die Grundſätze einer Genusſchuld. — 


An dieſer Stelle ſoll noch ein für das heſſiſche Armenredt bedeut- 
jamer Rückforderungsanſpruch erwähnt werden, den das Landesrecht in dem 
nicht umintereflanten Geſetze vom 30. Oktober 1860 bebandelt.”) 


Art. eit. leg. jagt: „Die Apotheker dürfen die Abgabe der von einem 
befugten Arzte ſchriftlich verordneteu Arzneimittel an Inländer auch alsdann 
nicht verweigern, wenn deren Bezahlung nicht ſogleich erfolgt.“ 


Art. 2: „Erfolgt die Bezahlung jpäter vom Schuldner nicht, jo jind Die 
Apothefer berechtigt, danıı dieſe Bezahlung von der Heimatsgemeinde des 
Schuldners gegen Ceſſion ihres Anſpruchs an Legteren zu verlangen, wenn ſie 
innerhalb eines Jahres die Zahlungsunfähigkeit des Schuldners durch gericht: 
liches Zwangsverfahren haben fejtitellen laſſen.“ 


Ohne Sage it das Geſetz aus Gründen des öffentlichen Wohles 
erlaſſen. Doch würde man mit Unrecht die in Art. 2ſtatuirte Erjagforderung 
eine öffentlicherechtlihe eondietio°) nennen. Denn zumächit Liegt für Die 
vorerjt unentgeltliche Verabfolgung der Arzneimittel em Rechtsgrund in 
Art. 1*) vor. In Art. 2 iſt zwecks Schadloshaltung ein neuer Schuldner 
gejchaffen, der unter bejtimmten Vorausſetzungen gegen Ceſſion der Anjprüche 
einzutreten hat. Die Eigenart des neu geichaffenen Obligationsverhältniſſes, 


', Natürlich kann auf dem Wege des durch eine vollitrefbare Enticheidung 
ermöglichten Zwanges jede Zahlung realiftert werden. Wird unter der Behauptung, daß 
die ‚seititellungen eines vechtskräftigen Urtheils unrichtig fein, die Nüdforderung einer auf 
Grund des Urtheils geleiteten Zahlung begebrt, jo kann die Rechtsfigur einer condietio 
indebiti nicht lab greifen. Wo bleibt der Irrthum des Zablenden? Dies 
berüdfichtigt nicht die al$ condietio indebiti betitelte Enticheidung in Krech, 
GEntich. des B. f. H. B. XXV. S. 9. 

:, Heil. Gele betr. die Haftverbindlichfeit der Gemeinden für ihre Gemeindean— 
gehörigen in Bezug auf nicht bezahlte Arzneirechmungen Regbl. von 1860, S. 324). 

* in der Praris hat man von einem condiktionsähnlichen Anipruch des Ge 
jeßes von 1860 geiprochen. 

* Aus Ddiefem Grunde darf auch der Erſatzanſpruch des vorläufig unterſtützenden 
Armenverbandes negen den zur Unterftügung definitiv verpflichteten wohl nicht unter dem 
Helichtspunft einer condietio betrachtel werden. Abgeſehen davon fehlt die Identität des 
Wertbempfängers und des beflagten Reititutionspflichtigen. 
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der Wechiel in der Berfon des Schuldners und die obligatoriche Vorſchrift 
des Art. 1 lajien die Annahme von einer öffentlichen condietio ausſchließen. 

Trotz der entgegen ſtehenden beiliichen Praxis’) dürfte der Erſatzanſpruch 
in dieſer Form wegen Ungiltigfeit des Geſetzes ſelbſt bejeitigt jein. Denn das 
Geſetz ericheint durch das Neichsarmenrecht des Gejeges vom 6. Juni 1870 
aufgeboben.?) 

Es ſei endlich noch bemerkt, dal auch im dem großen Gebiete des bayer. 
Heimatsrechtes die condicetio indebiti anerfannt ijt durch Die 
Hechtiprechung des bayr. Verwaltungsgerichtähofes. Sendel?’) hält in den 
‚sällen, wo eine Gemeinde aus Irrthum an Stelle der wirklich verpflichteten 
Gemeinde Armenbilfe geleitet bat, den Erjakanipruch mach den Grundjägen 
über Geſchäftsführung für „zweifellos begründet“. Der Anſpruch berube 
jedoch nicht auf den bejonderen Beitimmungen des Armenpflegerechtes, jondern 
auf allgemeinen Nechtsgrundjägen, die Dem öffentlichen mit dem bürger— 
lichen Nechte gemeiniam jind.*) 


') Ziehe die Entiheidungen des Gr. Yandgerihts Mainz und Darmitadt 
vom 1. Uftober 1886 und 23. Januar 1893 in der Zeitſchrift für Staats- und Ge— 
meindeperwaltung Jahrg. 11, 148 und Jahrg. 17, S. 172. 

Das zuerſt genannte Greenntniß bält die auf Grund des heil. Geſetzes geichebene 
Zahlung deshalb nicht für eine Unterſtützung i. S. des G. vom 6. Juni 1870, weil der 
Gemeinde das Necht zuitehe. fich ipäter Zahlung vom Schuldner zu verichaffen. Die Vraxis 
überiieht Dabei, daß nach dem Reichsrecht dei Rückerſatanſpruch gegen die unterjtüßte Ber- 
ion keineswegs verſchloſſen it; Diele Frage it reichsrechtlich iiberhaupt nicht geregelt, ſondern 
dem Yandesrechte überlaſſen. Und bier it fie verjchieden beantwortet, Val. Reger, 
Entſcheidungen, Bd. 7 Wr. 24, Entſch. des preuß. Obertribunals vom 12. Febr. 1878 
in Bd. 81 ©. 217 in- ferner R-G. Entſch. 4. Givilienat vom 27. November 1879 in Sachen 
Nrauije wider die Stadtgemeinde Yandsberg abgedrudt in den Beiträgen jur Er— 
läuterung des deutſchen Rechtes von Raſſow und Küntzel Bd. 24, S. 518. 
Es kann nicht den Abſichten des Reichsrechts und des heſſ. Austührungsgeiehes vom 
14. Juli 1871 entiprechen, neben ihnen für irgendwelche Armenzwede, deren Erfüllung durch 
legtere Geiege geregelt iſt, ein Stück des alten Heimatsrechts aufrecht zu erhalten. Wie Toll 
die Konſtatirung der Heimatzuitandigfeit heute erfolgen? Und tt fie gelungen, wie joll der 
Regreß der Heimatgemeinde an Die Unterſtützungswohnſitzgemeinde erfolgen? Bei Anwendung 
des 1860er Geſetzes wird in der Regel die ſechsmonatliche Friſt des Abi. 2 des 8 34 Des 
Unterſtützungswohnſitzgeſetzes verſäumt ſein. Ueherdies kennt das Reichsrecht feine Klagen, 
die gegen Die Unterſtütßzungswohnſitzgemeinde ſeitens der „Heimatgemeinde“ aufzuſtellen 
wären. Mit Zeller, Handbuch der Verfaſſung und Nerwaltung im Sroßb. Heilen, Bd. 1, 

300 anzunehmen, es jei an Stelle der erſatzpflichtigen Deimatgemeinde der 
Ortss oder Yandarmenverband getreten, gebt nit an. Tenn dieſe Ver— 
bände haben feine anderen Verpflichtungen, als diejenigen, welde die 
Geiese, auf denen fie beruben, ihnen auferlegen. Zudem erfennt die Rechts 
iprechung des Rg. über den 1. W. feine Erſatzyflicht bezüglich folder Pflege— 
foiten, die ſich erit nadträglich als uneinziehbar berausitellen. Auch er- 
iheint bei der völligen Aenderung der Verhältniife und Nechte die analoge Aenderung 
jingulärer Geſetze unzuläſſig. 

Bayr. Staatsrecht, Bd. 5, ©. — 

+ Mal. auch Entſch. des B. G. H. 4, 5. 383; 9, ©. 372; 5, S. 263. Wir haben 
ihon früber S. 65 bemerft, dab „gegen die — einer Seichäftsrührung verichiedene 
Bedenfen iprehen. Wenn in 9 S. 372 darauf bingewieien wird, daß das bayr. Yandredht 
eine jogenannte negotiorum gestorum utilis auch für den Fall einräume, daß Jemand 
ein fremdes Geſchäft führe, weil er glaubt, daß es jein eigenes jet, To muß dem entgegen‘ 
gehalten werden, daß nicht eine politive Beſtimmung des Geſehtzes, jondern nur Die Art 
feiner ‚nterpratation diefe Ansicht rechtfertigt. Im gemeinen Recht it die Frage beitritten, 
— vgl. Ternburg, Bandelten Bo. 2 S. 321 — jedenfalls aber fehlt es an einem Nach— 
weile, daß der Fall der Quellen in Dernburg a. a. O. 322, $ 123, 2b in unbedingter 

ife generalifirt werden darf. Es it, vielleicht eher die Annahme einer durch Irrthum 
berbeigetührten in rem versio gerechtfertigt. 
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$ 8. Condiktionsfälle aus der ſozialen Gefehgebung. 


Die eingehende wiljenichaftliche Analyje, welche die jozialspolitiichen Ge— 
bilde der Neuzeit gefunden, haben die Notbwendigfeit eriwiejen, auch auf diejem 
Gebiete ſich ein klares Urtheil über die neuen, durch die moderne Gejeggebung 
geichaffenen Nechtsbeziehungen zu bilden. 

Auch bier hat bereits die Wiffenjchaft des Privatrechtes ernjtlich den Ber: 
ſuch gemacht, von dem neuen Gebiete Beſitz zu ergreifen.') Diejer Verſuch üt 
jedoch neuerdings durch hervorragende Arbeiten auf dem Gebiete des öffent: 
lichen Rechtes in jchlagender Weiſe zurückgewieſen worden,?) jo dab nach gegen: 
wärtig herrichender Anjchauung die genannten Nechtsbeziehungen aus dem Ge— 
biete des Privatrechtes auszujcheiden ſind. Wir wollen, da die Nechtsnatur 
der der condietio zu Grunde liegenden Obligationen bejtimmend tjt für Die- 
jenige der condietio ſelbſt,“) ur furz folgende Gejichtspunfte hervorheben. 

Die Anficht, welche an der Bertragsmatur des jozialen Verſicherungs— 
auſpruchs fejthält, ſteht in offenbarem Widerſpruche zumächft mit dem Wort- 
laute des Gejeges. So ſtatuirt, um nur em Beiſpiel hervorzuheben, 8 19, 
Abi. 2 des KreV.Geausdrücklich einen Verſicherungszwang.) 


Diejer Zwang äußert jich in dreifacher Richtung: 1) in der 
Pflicht zur Gewährung der Kranfenfürjorge, 2) in der Bei— 
tragspflicht, 3) in der Beſtimmung, wonach das Maß der Unter— 
tügung nicht unter ein geiegliches Minimum berabjinfen darf. 
Der Wortlaut der geieplichen Beitimmungen gibt, abgejehen von den Normen 
für die Verſicherung der Beitritts beredjtigten, nicht den geringiten Anhalt 
für die Annahme, das Prinzip der BVBerficherung läge in der erklärten Willens: 
einigung zweier tontrahenten. Wir jehen zunächit nur eine einjeitige Ver: 
pflichtung des Individuums zum Eintritt in die Verficherung, und dieſe Ber: 
pflichtung it begründet durch die Ihatjache des Eintritts desjelben in bejtimmte 
Betriebe. Die Eimjeitigfeit dieſer Verpflichtung zeigt jich auch darin, das 
dem Träger der Berjicherungsanjtalt gegenüber cin jynallag- 
matijches Verhältniß zwischen der Beitragspfliht und dem 
Berjorgungsanipruch keineswegs bejtebt. Sind doch in zahlreichen 
Fällen der Verſorgungsberechtigte und der Zablungspflichtige vollkommen ver: 
ſchiedene Perſonen, tt ferner der Anſpruch auf Verjorgung nicht dadurch be 
dingt, daß die Beiträge wirklich eingezahlt find oder beigetrieben werden können. 
Und zwar gilt dies Prinzip für alle Gebiete des ſozialen NArbeiterrechtes, 
namentlich auch in bejtimmten Fällen der Invaliditäts: und Alters: 


N ‚8 äpe, das Krankenverfiherungsgeleg nad dem Reichsgeſehe vom 15. Juni 1883, 


1885, S. 18 ff. und 80 fj. Julius Engelmann bei Meves, Geſetzgebung des deut: 
—— Reiches II, 2, 2.338. Mandry, der civilrechtliche Inhalt der Reichsgeſehe, 3. Aufl. 
. 434. 


Bgl. Rehm, der Necdtsbegriff der Arbeiterveriiherung im Ardiv 
für öffentliches Recht, Bd. 5, 1890, Yaband Staatsreht des deutſchen 
Reiches, Bd. 2, S. 241—320, Roſin, Recht der Arbeiterveriicherung, Bd. 1. 

* Das R. s untericheidet zoiichen , Hauptanſpruch“ und „Nüdforderungs: 
anſpruch“ und zieht aus der Natur des eriteren eine Schlußrolgerung auf diejenige 
des zweiten. Vgl. Neger, Bd. 12, 3. 105.) 

*% „Die in ıden, Gewerbzweigen —* Beiriebsarten beichäftigten Perſonen werden, 
ſoweit fie verficherungsprlichtig ind, mit dem Tage, an welchen fie in die Verficherung 
eintreten, Mitglieder der Nafle.“ Die in der Faſſung der Novelle vom 10. April 1892 ge- 
troffenen Aenderungen diejes Satzes laſſen das Krinzip des Verfiherungszwang es unberübrt. 
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verjicherung, die Yaband!) und Nehm?) bei ihrem verneinenden Stand» 
punkte unberüchjichtigt laſſen.) Fällt aber das Moment des Entgeltes bin: 
weg, jo fan, wie Rehm mit Necht bervorhebt, von einer privatrechtlichen 
Verficherung feine Rede mehr fein. Auch die Ansicht, welche die Haftung des 
Arbeitgebers für Verminderung der Arbeitstraft als eine Verpflichtung aus 
dem Dienjtvertrage anfiebt, (vgl. Engelmann und Mandry) hat feinen 
Anhaltspunkt in den veichsrechtlichen Bejtimmungen, die lediglich die Ihatjache 
des Eintritts in einen verjicherungspflichtigen Betrieb als Grundlage des Rechts: 
ſyſtems aufgeftellt haben. Es jcheint auffallend, daß überhaupt Verjuche unter: 
nommen wurden, privatrechtliche Konjtruftionen in die ſoziale Gejeggebung 
zu verpflanzen, nachdem bereits der Geſetzgeber ſelbſt unjere Frage jo ——— 
beantwortet hatte, daß begründete Zweifel nicht aufkommen fonnten. Wer die 
Botſchaft Kaiſer Wilhelms I. vom 17. November 1881 mit Bezug auf die 
Stage prüft, welchen Anjprüchen hiermit eine rechtliche Zukunft verheißen war, 
wer ferner den Wortlaut der Motive‘) der jozialpolitiichen Geſetze nicht über: 
ſehen hat, kann nicht daran zweifeln, daß bier öffentlich-rechtliche Verpflichtungen 
geichaffen wurden. Zur Unteritügung dieſer Anſicht dürfte noch die Thatſache 
dienen, daß die ſoziale Geſetzgebung eine große Anzahl von Normen enthält, 
die zwar auch dem Privatrecht angehören können, welche aber nah Rehms 
treffendem Ausdrud als die regelmäßigen Begleiterjcheinungen 
öffentlich-rechtlicher Inſtitutionen aufzufaſſen jind.®) 
Wir gehen nunmehr zur Beſprechung einzelner‘) Condiktionsfälle über. 


a. a. O. S. 47 
*a. a. O. S. 555. 

Es fragt ſich, ob der veränderliche Beitandtbeil in beiden Renten be= 
einflußt it von den Beiträgen. Dies it zu verneinen; denn die Berechnung gründet 
fich lediglich, was den veränderlichen Peitandtheil betrifft, auf Beitragswocden, nicht 
Wochenbeiträge S 236, Abi. 1 und 2 des R.G. vom 21. Juni 1889 Zahlungs— 
pflichtig für die Regel iit der Arbeitgeber S 100, deſſen Borlageprlicht bei genügenvder 
Solvenz der Geſetzgeber nah S 135 d. G. erzwingen kaun. Vgl. auch S 129. Iſt Ver- 
Jäbrung eingetreten, io kann die Beitreibung unter Umständen nicht realifirt werden. Mit 
Recht bat die Praris in jolchen und ähnlichen Fällen bei Zuerkennung eines Renten— 
anſpruchs auch ſolche Wochen berückſichtigt, in Denen Beiträge ſeitens des Arbeit- 
gebers nicht bezahlt waren. Kraft beionderer Beltimmung baben beitrag$= 
loie Zeiten als „Beitragszeiten” zu gelten. Wal. $ 17, 28, 33 Abi. 3. Es iſt 
daher volltommen richtig, went Yaband an anderer Stelle ibid. S. 299) bervorbebt: 
„Man kann das Recht auf die Rente nicht erwerben durch eine Kapitalzablung“ , mir 
möchten aber noch weiter geben und jagen: Die Berechnungsart der Rente, die angeführten 
Fälle, die Braris und das Prinzip des Geſetzes, weiches lediglich das Die Verſicherungspflicht 
begrundende Arbeitsverhältniß ins Auge faäßt als den Antheil des — lnen 

„an der nationalen wirthſchaftlichen Arbeit und Produktion“, Yaband 
=. 299 beweiien, daß die Beitragszablung nad dem Geiite des Geſetzes auch dt eine 
der Vorausſehungen iſt, unter denen man in dieſen Fällen den Rentenanſpruch erwirbt. — 
* auch die Alters- und Jnvaliditatsverſichernng im deutſchen Reiche 


Verlag J. Diemer, Mainz, 1. \abrg., Nr. 18, S. 146. Die Berſicherungsrenten 
und — in ihrem Vexrhaltniß zu einander, Dr. Laß. 
2. insbei. b. Rehm, a. a. O. &. 545. 


> Wir verweilen im Finzelnen auf Eh, a.a. C. S. 547. 


Es wäre eine nicht leichte Arbeit, zu unteriuchen, in wie weit jede einzelne 
geiegliche Beitimmu 38 dazu beiträgt, bei Verletzung poſitiver Normen einen Kondiktions— 
anſpruch zu begründen. iv können nicht alle Möglichkeiten bier berückſichtigen. Intereſſe 
bietet jedoch Die Unterfuchung insbelondere dann, wenn wir Das Zufammentreffen 
derſchiedener ſozialer r Verfiherungsanipr üche in einer erion beridfichtigen 
und die ‚Frage prüfen, in wie weit wobl der Geſeßgeber eine reihsge ſetzliche Dopvpel— 
veriiherung für zuläffig erachten wollte. Wal. bierüber Piloty in der Zeit— 
ichrift für Invaliditäts- und Altersverliherung, 1. Jahrgang, Nr, 
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Das Kranfenverjicherungsgejeh fennt in 8 58, II „Ztreitigfeiten 
zwiſchen Gemeindefranfenvericherungen und „Krankenkaſſen über den Erſatz 
irrthümlich geleiſteter Unterſtützungen,“ die im Verwaltungsſtreitverfahren, 
eventuell von der Aufſichtsbehörde entſchieden werden ſollen. Die Motive 
zur Novelle S. 70 bemerfen dazu: „Dat eine Gemeindekrankenverſicherung 
oder Krankenkaſſe einen Berficherten im der irrthümlichen Annahme, Die ver: 
pflichtete Kaffe zu jein, unterjtügt, jo iſt die in Wirklichkeit verpflichtet gervejene 
Kaffe um denjenigen Betrag, welchen ſie zu leiften gehabt hätte, ungerecht: 
fertigt bereichert, und zwar cinerjeits zu Ungunſten des Empfängers, 
andererjeits zu Ungunften der Kaſſe, welche die fragliche Unteritügung geleitet 
hat. Nach allgemeinen Grundjätzen kann die bereicherte Kaſſe von derjenigen, 
zu deren Ungunften ſie bereichert it, auf Evfag in Höhe der Bereicherung be: 
langt werden, wie dies auf dem Gebiete des Armenmwejens bei derartigen 
Verhältniſſen zwiſchen mehreren Armenverbänden anerkannt iſt Es würde 
weder im Intereſſe des Unterſtützten, noch der erſatzberechtigten Kaſſe liegen, 
die letztere darauf zu verweiſen, ſich Erſatz von dem Unterſtützten zu verſchaffen, 
und den Unterſtützten darauf, die richtige Kaſſe nachträglich auf Leiſtung der 
Unterſtützung zu belangen. Solche Erſatzanſprüche ſind wie die anderen bereits 
angeführten dem Verwältungsſtreitverfahren nach $ 58, Abſ. 2 zu überweiſen.“ 

Die zulegt angedeutete Regelung wirde obne Zweifel dem Zweck des 
Gejeges, der auf ein rajches Eintreten der Kranfenfürjorge gebt, zuwider— 
gelaufen jen. Das Geſetz hat cs unterlafien, nähere Beitimmungen über den 
Umfang der Beweislajt zu geben, cs wäre aber trogdem ungerechtfertigt, ich 
an die Givilrechtiprechung des Armenrechts anzulehnen, wie dies jeheinbar die 
Motive beabjichtigen. Wir verweiſen in dieſer Dinjicht auf unſere Ausführ— 
ungen im Haupttheile S. 122. 

Im Gebiete der Invaliditäts- und Altersverſicherung iſt die 
allgemeine Erſcheinung zu konſtatiren, daß der Geſetzgeber cs unterlaſſen bat, 
einer prinzipiellen Regelung unſerer Frage näher zu treten. Nur 
in drei ſpeziellen Fällen it eine Erftattungspflicht der Verficherungs- 
anftalten anerkannt, im Falle der Verbeiratbung versicherter Frauensperſonen 
(S 30), bei vorzeitigen Tode des Verlicherten 8 31) und im Falle des $ 125: 

„Nach endgiltiger Erledigung diejer Streitigfeiten (5 122) bat die untere 
„Berwaltungsbehörde von Amtsiwegen dafür zu jorgen, daß zu wenig erhobene 
„Beiträge durch nachträgliche Verwendung von Marken beigebracht werden. 
„gu viel erhobene Beiträge ind auf Antrag‘) von der Verficherungsanitalt 
„wieder einzuziehen und mach Vernichtung der in die Quittungsfarten einge— 
„lebten betreffenden Marfen nnd Berichtigungen an die betheiligten 
„Arbeitgeber und Versicherten zurüdzuzablen.* 

Die „betheiligten“ find diejenigen Arbeitgeber und Verjicherten, ans deren 
Mitteln die überſchüſſigen Beiträge geleitet Tind. Dat der Arbeitgeber von 
der Befugniß, die Hälfte des von ihm geleifteten Betrages dem Verſicherten 
in a zu bringen, feinen Gebrauch gemacht, Jo kommt erjterem der ganze 





ferner insbeiondere die Gritattungsprlichten aus S 57 des K.9.-6. Zuſam mentreffen der 
Armenpflege und Nranfenfürlorge, Neger, Groänzungsband, 3. 95 u. 97, jowie 
Bd. 9, . 260. Selbitveritändlich handelt es fich bier nur um fondiktionsäbnliche Aniprüche. 

 Gefchiebt nie von Amtswegen, auc bier liegt die Verfolgung des 
Kondikftionsanipruds in der ‚Initiative des Individuums Nur im Falle 
der Verwendung einer nicht zuſtändigen Verſicherungsanſtalt it im S 125, Abi, 2 ein 
Officialverfahren vorgeichrieben. 
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Ueberſchuß zu.') Der Hinweis auf 8 122 zeigt, daß es jich um einen be: 
jtimmten Fall eines bejonderen Verfahrens handelt, um die Entjcheidung 
und Thätigfeit der unteren Berwaltungsbehörde. Wie it es aber in den zahl— 
reich in der Praxis vorfommenden Fällen zu halten, im welchen Anträge auf 
Bewilligung emer Rente zurücdgewiejen werden, weil man erit jpäter bei 
Prüfung des Gejnches zu der Ueberzeugung gefommen ift, dab die Frage nach 
dem Vorhandenſein einer Verſicherungspflicht verneint werden muß?) Hier 
jeblen nicht nur materiell-rechtliche Beſtimmungen, ſondern auch formelle; 
denn Die Zuftändigfeit der Behörden it nur für die genannten Fälle der ge 
jeglichen GErjtattungspflicht geregelt. Doch ımterliegt es wohl feinem Zweifel, 
dag auch hier eine Rüderjtattungspilicht gegeben fit, denn die Beitrags: 
prlicht it ein accessorium der Verficherungspflicht, ſteht und fällt mit letzterer. 
Der Irxrthum wird in der Regel ein error juris jein, doch kann die civil 
rechtliche Frage der Entjchuldbarfeit gerade auf dieſem Gebiete aus nahelicgen: 
den Gründen wohl nie verneint werden.‘) M. E. dürfte mit dem Augenblice, 
in dem die Beitragspflicht verneint iſt, überhaupt nicht mehr ein öffent— 
lich-rechtlichen Streit vorliegen; bei etwaiger Weigerung zur Zurüderjtattung 
der bisher gezahlten Beiträge fann daher nur eine civilrechtliche Klage 
auf Eritattung eine® sine causa empfangenen Vermögenswerthes Platz greifen, 
die vor dem ordentlichen Gerichte gegen die juriftiiche Perſon der Anjtalt 
anzuitellen wäre. Auch bier it zu beachten, dal das Reichs- bezw. Yandes- 
oerjicherungsamt vermöge jeines Oberaufjichtsrechtes auf die Nealijirung von 
Gondiftionsaniprüchen einen weitgehenden Einfluß ausüben fann und darf, da 
das Necht der Aufſicht auch die Befugniß zur Bejeitigung gejegwidriger Zus 
ſtände enthält. 

Aus dem Gebiete Unfallveriicherung it von Bedeutung für unſere 
Frage S 65 des Unfallverſicherungsgeſetzes. Er jagt: „Tritt in den Ber: 
„hältniſſen, welche für die Feititellung der Entichädigung mahgebend geweſen 
„nd eine wejentliche Veränderung ein, jo kann eine anderweitige Feſtſtellung 
„derjelben auf Antrag oder von Amtsiwegen erfolgen.“ Es wird ſich fragen: 
Hat die Berufsgenofjenjchaft ein Nückforderungsrecht gegen den Verſorgungs— 
berechtigten, wenn durch einen neuen Bejcheid fetgeitellt it, day die Grundlagen, 
die für die frühere Höhe des Nentenanipruchs mahgebend waren, ſich bereits 
inzwischen, noch vor dem dieje Ihatjache fejtitellenden Bercheide geändert haben ? 

Selbjt wenn die ausdrüdliche Beitimmung des 8 65, Abj. 4 des U V.G. 
nicht gegeben wäre, müßten wir Die Frage verneinen. Es würde zumächjt dem 
humanen Geiſt des Gejeges völlig zunviderlaufen, wollte man gegen einen an 
ih Hilfsbedürftigen Menichen den Rückerſatz eines Theils der wohlthätigen 
Leiſtungen verjuchen, die in der Negel das Minimum des zur Erhaltung ab: 
jolut EU me darjtellen. Aus diefem Grunde würde auch nur zu oft 
die Durchführbarfeit eines Anjpruchs völlig ausgejchlojfen jein. Die nachträg: 
liche Untergrabung von Anjprüchen, im deren berechtigtem Vollbeſitz man 
ih glaubte, die Erregung darüber, daß diefer Glaube unrichtig geweſen, 
fünnten die Folgen einer gegentheiligen Anjchauung jein, Folgen, Die cin ſozial— 


Das Neichsgeieß betr. bie ‚nvaliditäts- und Altersverficherung, erläutert von B ofie 
und Wo edtke 3. Abdruck, S. 222* Anmerkung 5 
Man denfe an das Ihiensgerichtliche Verfahren. 
’) Die Entichuldbarfeit des in Frage kommenden error juris erfordert der ſchon früher in 
Anmerkung 1 S. 74 dieſer Abhandlung citirte Aufſatz aus der Zeitichrift: „Tie Invali— 
Ditäts- und Sera Tiaeraue m deutichen Reiche” 2. Jahrg. dd. 15. April 1892. 


123 W. Gläifing: Das Recht der Rüdforderung 


politisches Geſetz, welches die öffentliche Nechtsitellung des bilfsbedürftigen In— 
dividuums ftärfen und jicherftellen will, niemals beabjichtigt haben fan. 
Intereſſe bieten auch die in die Form der Compenjation eingefleideten 
Condifttonsanjprüche, welche der Träger der Unjallverjicherung dem unter 
jtügten Verlegten gegenüber aus $ 66, Abſ. 2 und 8 7, Abi. 2 des U-V.G. 
eventuell bilden fanı. Es handelt ſich um die Frage, ob eim zu Anfang des 
Monats gemäß $ 66, Abj. 2 eit. leg. erhobener Betrag an Familienrente 
($ 7, Ab}. 2) dem im Laufe des Monats aus dem Kranfenhauje entlafjenen 
Berlegten in Höhe des hiernach zu viel erhobenen Betrages auf jeine eigene, 
ihm nunmehr gewährte Nente in Anrechnung gebracht werden darf. Das Reichs— 
verjicherungsamt bat in jeinem Nundjchreiben vom 8. Juni 1889 (Amtl. Nach— 
richten des N.V.M. Sahrgang 5 Wr. 15 ©. 343) es nicht für gerechtfertigt 
halten fünnen, „aus der im Geſetz (S 66, Abſ. 1) vorgeſehenen monatweiſen 
Vorausbezahlung der Renten eine Belaftung der Berufsgenofjenjchaft mit zwei: 
maliger Nentenzahlung für denjelben Zeitabjchnitt einmal an den Ehemann 
und jodann an die Ehefrau wegen desjelben Unfalls herzuleiten.“ Die 
Rente der Ehefrau Itelle während der Verpflegung des verlegten Ehemannes 
im Krankenhauſe nur eine Ergänzung zu dieſer bejonderen Form des dem 
Verlegten von Seiten der Berufsgenoſſenſchaft zu Theil werdenden Heilverfahrens 
(8 7, Abſ. 1) dar. Aus dieſer Art der Fuͤrſorge für die Verletzten ſollten 
jedoch nach dem Sejege er höhte Leiltungen der Berufsgenofjenfchaft nur in 
dem gejeglich vorgeichriebenen Umfange entitehen. Die Aufrechnung 
wurde daher für zuläjlig erflärt.') Die Praxis würde dieje im Wege der Auf— 
rechnung geltend gemachte condietio wohl unter die condietiones ob cau- 
sam finitam einreihen, da der Nechtsgrund der Yeijtung erjt jpäter weg: 
gefallen it. Auch der geiegliche Zwang zur Vorausbezahlung jteht ohne 
Frage der Annahme einer condietio indebiti entgegen. Letztere dürfte aber 
wohl dann nach der im öffentlichen Recht vorberrichenden Anſchauung vor— 
liegen, wenn in Folge eines Irrthums, eines gejchäftlichen Verjehens ein höherer 
als der feitgeitellte Betrag der Rente ausgezahlt wurde. Doch gerade tm 
Nahmen des Unfallverficherungsgefeges denkt die Praris über Ddieje Frage 
anders. Das Neichsverjicherungsamt hält in dem genannten Rundjchreiben 
nur die auf Grund gejeglichen Zwanges geleijteten Zahlungen für geeignet 
zur Compenjation, bagegen nicht jolche „weitere Monatsbeträge, welche in Folge 
eines geichäftlichen 2 Verſehens gezahlt worden Find.“ . . Diejes Verſehen kann 
auch auf einem Irrthum des Feſtſtellu ugeorgane⸗ ſelbſt beruhen. J Dem 
humanen Geiſt des Geſetzes entiprechend, joll ein Verſehen den Träger der 
Verfiherung der Pflicht, die Nente jtetS unverfürzt auszuzahlen, nicht ent 
binden. Derſelben Anficht huldigt das bayr. Yandesverjicherungsamt in jeinem 
Erkenntniſſe vom 5. November 1890, mitgetheilt in Neger, Bd. 11 ©. 165. 
Dort hatte ein Boitbeamter irrthümlich einen höheren Betrag an einen ver: 
legten Eiſenbahnarbeiter ausgezahlt, als den, auf welchen die Anweiſung lautete. 
Der Eiſenbahnverwaltung wurde das beanipruchte Kündigungsrecht auf die 
jpäter fälligen Unfallrenten abgejprochen. „Stehen dem Bojtbeamten — aus 
welchen Gründen immer — Forderungsanſprüche gegen den Rentenberechtigten 
zu, ſo betrifft dies eine nicht im Rahmen der Unfallverſicherungsgeſetzgebung 
unter ihnen zu ordnende Angelegenheit.“ Schluß folgt.) 


Bgal. auch Reger Bd. 11, 5. 69, Amtl. Nachrichten des R-V.A. >. 210. 
> Nat. auch Beſch eid 690 lepter Äbſah, A N. des N-R-A. 1889, © 


Entwurf eines Geſetzes, 
betr. die Pflichten der Kaufleute bei Auf- 
bewahrnng fremder Werthpapiere. 
(Juni 1895.)') 
5, 


Ein Kaufmann, welchem im Betriebe jeine® Handelsgewerbes Aktien, Kuxe, 
Interimsſcheine, Erneuerungsicheine (Talons), auf den Inhaber lautende oder 
dur Indoſſament übertragbare Ecdyuldverichreibungen, oder vertretbare andere 
Wertbpapiere mit Ausnahme von Banknoten unverichloffen zur Verwahrung oder 
als Pfand übergeben ſind, ijt verpflichtet: 

1) dieje Werthpapiere unter äußerlich erfennbarer Bezeichnung jedes Hinter- 
legers oder Berpfänders gefondert von feinen eigenen Bejtänden und von denen 
Dritter aufzubewahren, 

2) ein Handelsbuch zu führen, in welches die Werthpapiere jedes Hinter— 
legers oder Berpfänders nah Gattung, Nennwerth, Nummern oder jonjtigen 
Unterjcheidungsmerfmalen der Stüde einzutragen jind; der Eintragung jteht die 
Bezugnahme auf Verzeichnifje gleich, welche neben dem SHandelsbuche geführt 
werden. Die Eintragung kann unterbleiben, injoweit die Werthpapiere zurüd- 
gegeben jind, bevor die Eintragung bei ordnungsmäßigem Gejchäftsgange er— 
folgen konnte. 

Das Recht und die Pflicht des Verwahrers oder Piandgläubigers, im In— 
terefje des Hinterlegers oder Berpfünders Verfügungen oder Verwaltungshand— 
lungen vorzunehmen, wird durch die Beltimmung unter Ziff. 1 nicht berührt. 

82. 

Eine Erklärung des Hinterlegers oder Verpfändere, durch welche der Ver— 
wahrer oder Pfandgläubiger ermächtigt wird, an Stelle hinterlegter oder ver— 
pfändeter Werthpapiere der im $ 1 bezeichneten Art gleichartige Werthpapiere 
zurüdzugewähren oder über die Papiere zu jeinem Nutzen zu verfügen, ijt nur 
gültig, joweit fie für das einzelne Geſchäft ausdrücklich und jchriftlich abgegeben 
it. In dieſem Falle finden die Bejtimmungen des $ 1 feine Anwendung. 

88. 

Der Kommifjionär (Art. 360, 378 des Handelsgeſetzbuchs), welcher einen 
Auftrag zum Einfaufe von Werthpapieren der im $ 1 bezeichneten Art ausführt, 
bat dem Nommittenten binnen drei Tagen ein Verzeichniß der Stücde mit Angabe 
der Gattung, ded Nennwerthes, der Nummern oder jonjtiger Unterjcheidungss 
merfmale zu überjenden. Die Friſt beginnt, falls der Kommiſſionär bei der Anz 
zeige über die Ausführung des Auftrages einen Dritten als Berfäufer namhaft 
gemacht hat, mit dem Ermwerbe der Stüde, andernjall® mit dem Ablauf des Zeit- 
raums, innerhalb dejjen der Kommiſſionär nad der Erjtattung der Ausführungs- 
anzeige die Stüde bei ordnungsmäßigem Gejchäftsgange ohne jchuldhafte Ver— 
zögerung beziehen fonnte. 


') Der Entwurf ift unterm 3. Tezember 1895 dem Reichstage zujammen mit dem 
Entwurfe eines Börjengeleßes zugenangen . 
Annalen des Deutſchen Reiche. 1896. 9 
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Ein Verzicht des Kommittenten auf die Ueberjendung des Stüceverzeichnifjes 
it nur dann wirkſam, wenn er bezüglich des einzelnen Auftrags ausdrücklich 
und jchriftlich erklärt iſt. 

Soweit die Auslieferung der eingelauften Stüde an den Klommittenten er— 
folgt oder ein Auftrag des Nommittenten zur Wiederveräußerung ausgeführt ift, 
fann die Ueberjendung des Stücdeverzeichnifjes unterbleiben. 

84. 

Soweit der Kommiſſionär im Falle des $ 3 wegen der ihm aus der Aus— 
führung des Auftrags zuitehenden Forderungen nicht befriedigt iſt und auch nicht 
Stundung gewährt hat, kann er die Ueberjendung des Stückeverzeichniſſes aus> 
jehen, wenn er dem Kommittenten unter Beifügung einer Rechnung über den 
ihm noch zu zahlenden Betrag innerhalb der im $ 3 bezeichneten Frift jchriftlich 
erklärt, daß er das Verzeichniß erſt nach der Zahlung diejes Betrages überjenden 
werde. 

8 5. 


Sit der Kommiſſionär mit Erfüllung der ihm nach den Bejtinmungen der 
SS 3 und 4 obliegenden Verpflichtungen im VBerzuge und holt ev aucd das Ver: 
jäumte auf eine danad an ihn ergangene Aufforderung des Kommittenten nicht 
binnen drei Tagen nad, jo ijt der Kommittent berechtigt, das Geſchäft als nicht 
für jeine Rechnung abgejchlojfen zurückzuweiſen und Schadenserjag wegen Nichte 
erfüllung zu beanjpruchen. 

Die Aufforderung des Kommittenten verliert ihre Wirkung, wenn er dem 
Kommifjionär nicht binnen drei Tagen nad dem Ablaufe der Nahholungssriit 
erklärt, daß er von dem im Abſatz 1 bezeichneten Nechte Gebrauch machen wolle. 


S 6. 

Der Kommiffionär, welcher einen Auftrag zum Umtaufch von Werthpapieren 
der im 8 1 bezeichneten Art oder zur Geltendmahung eines Bezugsrechts auf 
jolhe Werthpapiere ausführt, bat binnen zwei Wochen nad) dem Empfange der 
neuen Stücke dem Kommittenten ein Berzeichniß der Stüde mit den im $ 3 Ab— 
jaß 1 vorgejchriebenen Angaben zu iberjenden, joweit er ihm die Stüde nicht 
innerhalb diejer Friſt aushändigt. 

87. 

Der Kommiſſionär, welcher den im $ 6 ihm auferlegten Pflichten nicht ge— 
nügt, verliert das Necht, für die Ausführung des Auftrages Provilion zu fordern 
(Art. 371 Abſ. 2 des Handelsgeſetzbuchs). 


S 8. 

Mit der Abjendung des Stüceverzeichnijfes geht das Eigenthum an den 
darin verzeichneten Werthpapieren auf den Nommittenten über, joweit der Kom— 
miſſionär über die Papiere zu verfügen berechtigt it. Die Beftimmungen des 
bürgerlichen Rechts, nach welchen der Uebergang des Eigenthums ſchon in einem 
früheren Zeitpunkte eintritt, bleiben unberührt. 

Der Kommiſſionär hat bezüglich der in feinem Gewahrſam befindlichen, in 
das Eigenthum des Kommittenten übergegangenen Wertbpapiere die im $ 1 be— 
zeichneten Pflichten eines VBerwahrens. 

$ 9. 

Ein Kaufmann, welcher im Betriebe jeines Handelsgewerbes fremde Werth= 

papiere der im 5 1 bezeichneten Art einem Dritten zum Zwecke der Aufbewahrung, 
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des Umtauſches oder des Bezuges von anderen Werthpapieren, Zins- oder Gewinns 
antheiljcheinen ausantwortet, hat hierbei dem Dritten mitzutheilen, daß die Papiere 
fremde jeien. Der Dritte, welcher eine ſolche Mittheilung empfangen hat, kann 
an den übergebenen oder an den neu bejchafften Papieren ein Pfandrecdht oder 
ein Zurücdbehaltungsreht nur wegen jolher Forderungen an jeinen Auftraggeber 
geltend machen, welche mit Bezug auf die Papiere entitanden find. 


8 10. 


Wenn ein Kaufmann über Werthpapiere der im $ 1 bezeichneten Art, welche 
ihm zur Verwahrung oder als Pfand übergeben find, oder welche er als Kom— 
miſſionär für den Kommittenten in Bejig genommen hat, außer dem Fall des 
8 246 des Strafgejebbuchs zum eigenen Nuten oder zum Nutzen eines Dritten 
rehtSwidrig verfügt, wird er mit Gefängniß bis zu einem Jahre und Gelditrafe 
bis zu Dreitaufend Mark oder mit einer diefer Strafen bejtraft. 

Der gleichen Strafe unterliegt, wer der Vorichrift des S 9 zum eigenen 
Nugen oder zum Nutzen eines Dritten vorſätzlich zuwiderhandelt. 

It der Thäter ein Angehöriger (S 52 Abſ. 2 des Strafgejepbuchs) des 
Verlegten, jo tritt die Verfolgung nur auf Antrag ein. Die Zurüdnahme des 
Antrages iſt zuläſſig. Der $ 247 Abſatz 2 und 3 des Strafgejegbuchs findet 
entiprechende Anwendung. 

8 ıl. 

Ein Kaufmann, welcher jeine Zahlungen eingeitellt hat oder über deſſen 
Vermögen das Konkursverfahren eröffnet worden it, wird mit Gefängniß big zu 
zwei Jahren bejtraft, wenn er den Vorichriften des $ 1 Ziffer 1 oder 2 vor— 
jäglich zunvidergehandelt hat und dadurch der Berechtigte bezüglich des Anſpruchs 
auf Ausionderung der don jenem zu verwahrenden Werthpapiere benachtheiligt 
wird, desgleichen wenn er als Kommiſſionär den Worjchriften der SS 3 oder 6 
vorſätzlich zuwidergehandelt hat und dadurch der Berechtigte bezüglich des An— 
jpruches auf Ausjonderung der von jenen eingefauften, eingetaujchten oder be= 
zogenen Werthpapiere benachtheiligt wird. 

s 12, 

Ein Kaufmann, welcher jeine Zahlungen eingeftellt hat oder über dejjen 
Vermögen das Konkursverfahren eröffnet worden ijt, wird mit Zuchthaus beitraft, 
wenn er im Bewußtſein jeiner Zahlungsunfähigfeit oder Ueberſchuldung fremde Werth: 
papiere, welche er im Betriebe jeines Dandelsgewerbes als Berwahrer, Brandgläubiger 
oder Kommiſſionär in Gewahrjan genommen, ſich rechtswidrig zugeeignet hat. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, jo tritt Gefängnißſtrafe nicht unter 
drei Monaten ein. 

S 13. 

Die Strafvorichrift des $ 10 finder gegen die Mitglieder des Vorſtandes 
einer Aftiengejellichaft oder eingetragenen Genoſſenſchaft, die Gejchäftsführer einer 
Sejellichaft mit bejchränkter Haftung, jowie gegen die Liquidatoren einer Handels— 
gejellichaft oder eingetragenen Genojjenjchaft Anwendung, wenn jie in Anjehung 
von Werthpapieren, die jich im Bejig der Geſellſchaft oder Genoſſenſchaft befinden 
oder von Diejer einem Dritten ausgeantivortet Find, Die mit Strafe bedrohte 
Handlung begangen haben. 

Die vorbezeicdhneten Perjonen werden, wenn die Geſellſchaft oder Genoſſen— 
ihaft ihre Zahlungen eingejtellt hat, oder wenn über deren Bermögen das Ntuns 
fursverfahren eröffnet worden it, beitraft 


9* 
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1) gemäß $ 11, wenn jie den VBorjchriften des $ 1 Ziffer 1 oder 2 oder 
den Vorjchriften der SS 3 oder 6 vorjählich zumidergehandelt haben und dadurd) 
der Berechtigte bezüglich des Anſpruchs auf Ausfonderung der von der Gejellichaft 
oder Genojjenjchaft zu verwahrenden oder von ihr eingefauften, eingetaufchten 
oder bezogenen Werthpapiere benacdhtheiligt wird, 

2) gemäß 8 12, wenn ſie im Bemwußtjein der Zahlungsunfähigkeit oder 
Ueberfhuldung der Gejellihaft oder Genoſſenſchaft fremde Werthpapiere, welche 
von diejer als Verwahrer, Pfandgläubiger oder Kommiſſionär in Gewahrjam ge= 
nommen jind, jich vechtöwidrig zugeeignet haben. 


$ 14. 
Dieſes Geſetz findet auf diejenigen Klaſſen von Kaufleuten feine Anwendung, 
fir welde gemäß Art. 10 des Handelsgeſetzbuchs die Vorjchriften über Die 
Handelsbücjer feine Geltung haben. 


Begründung. 


Umfangreiche Depotunterichlagungen, welche im Herbſt des Jahres 1891 bei 
Gelegenheit des in raſcher Aufeinanderfolge ſich vollziehenden Zuſammenbruchs 
einer Anzahl theilweife bedeutender Bankgeſchäfte aufgedekt wurden, haben die all— 
gemeine Aufmerfiamfeit auf die Verhältnifie der Banken gelenkt und eingehende 
Grörterungen über das Depotgeichäft in der Tageöprefle wie in der Fachliteratur 
veranlaßt. Auch im Reichstag iſt die Angelegenheit durch einen übrigens nicht zur 
Verhandlung gelangten Initiativantrag angeregt worden, in welchem gejeglihe Maß— 
regeln zu größerer Sicherung des Publikums gegen die Veruntreuung anvertrauter 
Snbaberpapiere begehrt und insbeſondere folgende Forderungen geitellt werden: 

„Derjenige, welchem in seinem Geichäftsbetrieb Inhaberpapiere an— 
vertraut find, darf fie nur dann veräußern, wenn der Deponent ihm Die 

Veräußerung speziell und ausdrüdlic geitattet hat. Die Unterihlagung 

von Depots wird mit Zuchthaus beitraft.* 

(Antrag des Dr. von Cuny vom 20. November 1891 — Drudjaden des 
Reichstags, 8. Legislaturperiode, I. Seilion 1890/92 Nr. 531.) 

Aus Anlaß diefer Vorgänge ift Ichon vor längerer Zeit der Entwurf eines 
Geſetzes über die Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung fremder Werthpapiere 
aufgeitellt worden. Die bezeichneten Vorgänge hatten jedoh noch nah einer 
anderen Richtung Anstoß zu einem legislativen Vorgehen gegeben. Um die Grund— 
lagen für eine umfaffende Prüfung der auf den Börjenverfehr und die Stellung 
der Börſen bezüglidyen Verhältniſſe zu ichaffen, war zunächſt die Börſen-Enquéte— 
Kommiſſion berufen worden, und mit dem Yortichreiten der Arbeiten dieſer Kom— 
million ergab ſich, daß es bei dem inneren Zuſammenhange zwiichen der allge- 
meinen Negelung der Börjenverhältnifie und der Ordnung des kaufmännischen 
Depotweiens nicht rathjam fein würde, den einen dieſer Gegenstände ohne Rück— 
icht auf den anderen zum Abichluß zu bringen. Wenn es auch nicht in Frage 
kommmen fonnte, die Vorichriften über das Depotgeichäft in das Börſengeſetz jelbit 
aufzunehmen, jo war man doch ſchon im der Enquéte-Kommiſſion der Anlicht, daß 
jene Vorſchriften in mehrfacher Hinsicht eine nothiwendige Ergänzung der auf Die 
Börienreform bezüglihen Worichläge daritellen. Mit Rüdficht hierauf erichien es 
angezeigt, die legislative Behandlung der beiden Materien nicht zu trennen, Den 
Entwurf des Depotgeieged vielmehr nur zulammen mit demjenigen des Börjen- 
geieges vorzulegen. 
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Belchende Rechtsvorſchriften. 
Eine Prüfung der zur Zeit für das Depotgeihäft geltenden Vorjchriften 
führt zu dem Ergebniile, daß fie jowohl auf ftrafrechtlihem als auf zivilrecht- 
fihem Gebiete einer Ergänzung und Erweiterung bedürfen. 


Strafrechtliche Belimmungen. 
Die Beruntreuung von Depots kann itrafrechtlich den TIhatbeitand der Unter: 


ihlagung oder der Untreue, in bejonderen, hier indeſſen nicht intereifirenden Füllen 
aud den Thatbeitand des Betrugs bilden. 


Unterfchlagung. 

Zum Thatbejtand der Unterihlagung ($ 246 des Strafgelegbuchs) ges 
hört die rechtswidrige Zueignung (a) einer fremden im Gemwahrjam des Thäters 
befindlichen Sache (b), jowie das Bewußtſein des Thäters, daß die Sache eine 
fremde und die Zueignung rechtswidrig jei (c). 

a. Die rechtswidrige Zueignung ſetzt die Nbficht des Thäters voraus, 
über die in ſeinem Gewahriam befindliche fremde Sache wie über fein Eigen: 
thum zu verfügen. Cine rechtswidrige Verfügung über die Sache, bei der die 
Abſicht nicht auf Zueignung gerichtet ift, wird durch die Strafbeitimmung des 
S 246 des Strafgeſetzbuchs nicht getroffen. Dies gilt insbefondere für den 
wichtigiten bier in Frage fommenden Fall der Verpfändung fremder Sachen, welche 
„je nach der Willensrichtung des Verpfänders als Unterichlagung, aber auch nur 
al3 unerlaubter Gebrauch ſich darftellen kann“ (Motive des revidirten Entwurfs 
zum Strafgeiegbud S. 122). Das Neichsgericht Ipricht fich hierüber in eingehen: 
der Grörterung folgendermaßen aus (Entih. in Strafſ. Bd. 2 ©. 25 bis 27): 

„Nach den älteren Strafgeleggebungen, insbejondere dem $ 225 des 
preußiichen Strafgejegbuchs, enthielt die VBerpfändung einer fremden 
Sache ſchlechthin den Ihatbeitand der Unterichlagung. Sie wurde gleich 
der Veräußerung, dem Verbrauche, der Beileiteihaffung der Sache als eine 
Form der Zueignung angeiehen, welche nach geietlicher Vorſchrift die Vor: 
ausjegung der Abiicht des Ihäters, fich die Sache rechtswidrig zuzueignen, 
einſchloß. 

Das deutſche Strafgeſetzbuch iſt von anderer Auffaſſung des That— 
beſtands der Unterſchlagung ausgegangen. Dem Vergeben des Diebitahls 
analog wurde die Umnterichlagung nunmehr al3 die rechtswidrige Zu = 
eignung der fremden Sadıe, in deren Innehabung der Thäter fich bereits 
befindet, begriffsmäßig bezeichnet. 

Die Frage, ob in einer beitinmten Handlung die Yueignung der 
Sade, mithin eine Unterichlagungshandlung zu finden fei, war damit der 
richterlihen Beurtheilung überlaifen. Es kann alfo, was insbejondere die 
Verpfändung einer fremden Sache betrifft, diejelbe nicht mehr ohne 
weiteres als eine den Ihatbeitand der Unterſchlagung daritellende Handlung 
behandelt, jondern es muß nach der Willensrichtung des Thäters gewürdigt 
werden, ob au3 der ihm zur Laſt gelegten Handlung ein ausreichender Bes 
wei für die rechtöwidrige Zueignung zu entnehmen ift. 

Die entgegengefeßte, in Theorie und Rechtsübung allerdings noch viel: 
fach aufrecht erhaltene Anficht, daß die unbefugte Verpfändung einer fremden 
Sache, als ein Veräußerungsmodus die rechtswidrige Zueignung unter allen 
Umständen erfennen laſſe — vgl. Oppenhoff, Kommentar Nr. 34 zu 8 246, 


— 


Fr. Meyer, Kommentar S. 202, Erkenntniß des preuß. Ober-Tribunals 
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vom 5. November 1873 in Oppenhoff's Necdtipr. Band 14 S. 683 —, 
fann nicht für richtig erachtet werden, weil die in $ 246 a. a. D. als 
Thatbeſtandsmerkmal vorausgeiegte vorfägliche rechtswidrige Zueignung die 
Abſicht der definitiven Begründung der Willensherrihaft des Thäters, der 
definitiven Ausſchließung der MWillensherrichaft des Gigenthümers über die 
Sache und damit die durch die Handlung Fundgegebene Ablicht der rechts— 
widrigen Zueignung erfordert; vgl. dv. Holgendorff, Handbuch III, ©. 698, 
398, 399; 9. Meyer, Strafredt S. 488. 

Zuzugeben ift, daß die Verpfändung einer fremden Sache, da zu der: 
jelben nur der Eigenthümer berechtigt ift, und da dieſelbe unter beſtimmten 
VBorausiegungen zur Veräußerung führt, der Negel nad auf die Abjicht 
des Thäters, über die Sache al$ Eigenthümer zu verfügen, ichließen läßt. 
Aber es kann nicht behauptet werden, daß dieſe Abficht nicht durch die bes 
jonderen Umstände des konkreten Falls ausgeichloffen ericheinen fann. Vgl. 
die Erf. bei Oppenhoff, Nectipr. Band 12 ©. 311, Band 9 ©. 59 und 
Goltdammer, Arhiv Bd. 19 5. 814. 

Der Umstand, dat der Thäter eine fremde Sache als eigene verpfändet, 
mithin unzweifelhaft einen Akt der Ausübung des Eigenthums unberechtigt 
vorgenommen bat, iſt nicht immer enticheidend, weil das Geſetz die Abficht 
des Thäters, fich zum Eigenthümer zu machen, mithin den Willen der Ver: 
Äußerung vorausſetzt. . . . .. 

Daß unter Vorausſetzung der ernſten und beſtimmten, durch die Um— 
ſtände des Falls und die Vermögensverhältniſſe des Thäters beglaubigten 
Abſicht des Thäters, die verpfändete Sache alsbald wieder einzulöſen, der 
Thatbeſtand einer Unterſchlagung ausgeſchloſſen erſcheint, läßt ſich nicht be— 
ſtreiten, weil die Handlung des Thäters dann nur auf den unerlaubten 
Gebrauch der fremden Sache gerichtet iſt.“ 

Aehnlich die Entſcheidung des Reichsgerichts vom 27. Oktober 1880 (Rechtſpr. 
Bd. 2 S. 402): 

„Mag nun auch zugegeben werden, daß der Wille, über die Sache 
wie ein Eigenthümer zu verfügen, zweifelhaft werden kann, wenn der Ver— 
pfänder die Wiedereinlöſung nicht nur beabſicht, ſondern auch jederzeit aus— 
zuführen vermag“ 

und die Entſcheidung vom 11. Juli 1881 (Entſch. in Strafſ. Bd. 5 ©. 7): 

„Da in der Berpfändung des Wechſels nicht etwa bloß eine vorüber: 
gehende Benutzung, vielmehr eine bewußt bleibende, nadı Lage der Ber: 
hältniffe unabänderliche Entäußerung thatſächlich gefunden iſt . . . .* 

Aus den vorjtehenden Ausführungen erhellt, daß nach dem geltenden Straf- 
recht die objektiv widerrechtliche Verpfändung einer fremden Sache den Thatbeitand 
der Interichlagung nicht erfüllt, wenn der Thäter mit der Abficht der Wieder- 
einlöjung verpfändete und dieſe Abficht mit der wohlbegründeten Weberzeugung 
verbunden iſt, die Wiedereinlöiung zu jeder Zeit bewirken zu können. 

b. Der $ 246 des Strafgeiegbuchs fordert als Gegenſtand der Unterichlagung 
eine fremde Sache. Während der Begriff der fremden Sache von dem Ober: 
Tribunal ſchon in Fällen fonftruirt worden it, in denen nur ein obligatorijcher 
Anſpruch auf Herausgabe beitand, legt das Neichsgericht das enticheidende Gewicht 
darauf, ob derjenige, weldem die Interichlagung zur Laſt gelegt wird, oder ein 
Dritter nad den Grundfägen des Zivilrechts Eigenthümer war. „Die Frage des 
Eigenthums und des Gigenthumsübergangs — jo wird in dem lirtheil vom 
28. Dezember 1880 (Entſch. in Strafi. Bd. 3 ©. 152) auögeführt — ift wie 
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beim Diebitahl als eine zivilrechtliche lediglich nach den maßgebenden privatrecht: 
lihen Grundiägen zu löjen. Dies erfordert einerjeits der Zwed des Strafgeſetzes 
($ 246 St.:6.:8.), welcher eben in dem Schuße der einſchlagenden privatrechtlichen 
VLerhältniſſe beſteht, andererſeits die Sicherheit der Strafrechtspflege, welche auf 
der Feſthaltung des pofitiven gejeglichen Bodens beruht und es verbietet, etwa 
auf Grund der Erwägung, daß die zivilrechtlichen Grundiäge über den Eigenthums— 
erwerb zur Dedung der friminaliftiichen Bedirfniffe nicht ausreichten, daß mithin 
unter Abjehen von jenen Grundiägen, zur Sicherung von Treue und Glauben 
im geichäftlichen Verkehr, eine Lüde im Geieg ausgefüllt werden müfje, das ge: 
gebene Strafgeieg durch Analogie über feinen geleglichen Nahmen hinaus auszu— 
dehnen (5 2 St.-G.-B.) .. .. Die Geiegesmaterialien ergeben denn auch Elar, 
daß der Geſetzgeber bei der Unterichlagung stets den zivilrechtlichen Begriff der 
fremden Sache zum Grunde gelegt hat.” Ferner: „Das Neichögeriht hat in 
fetter Rechtiprehung angenommen, daß die Frage, ob die Sache, um deren Unter: 
ihlagung es fich handelt, eine dem Angeklagten fremde jei, ausichließlich nach den 
iinihlagenden Grundiägen des Zivilrehts über Erwerb und Verluſt des Eigen: 
thums zu enticheiden ſei“ (Entih in Strafi. Bd. 21 ©. 367). Im Hinblid 
darauf, das die Cigenthumsverhältnifie an den in Verwahrung eines Banquiers 
befindlichen Werthpapieren — wie des weiteren bei der Würdigung der geltenden 
zivilrechtlichen Borichriften dargethan werden wird — nicht überall zweifelsfrei 
iind, führt die vorgetragene, gewiß zutreffende Nechtsauffaffung des Neichögerichts 
ju einer Grichwerung der Itrafrechtlichen Verfolgung von Depotveruntreuungen. 

ec. Für den Thatbeftand der Unterichlagung iſt ferner das Bewußtjein 
des Thäters von der Nechtöwidrigfeit der Zueignung erforderlich. Hierbei kommt 
namentlich die Frage in Betracht, in wie weit bei der objektiv rechtswidrigen Zus 
eignung fremder vertretbarer Sachen die Abficht des Thäters, den Eigenthümer 
durch Rüdgewährung von Sachen gleicher Art jchadlos zu halten, von rechtlicher 
Bedeutung ift. Der Standpunkt des Neichögerichts zu dieſer Frage ift in dem 
Erkenntniß dom 10. Dezember 1881 (Entich. in Strafi. Bd. 5 S. 304) dar» 
gelegt: „Die Abficht des Erjages deilen, was der Thäter fich zueignet, iſt am ſich 
nicht geeignet, den ſtrafbaren Dolus zu beieitigen, bei der Unterſchlagung To 
wenig als bei anderen Vergehen gegen fremde Wermögensrechte, wie Diebitahl, 
Betrug u. ſ. w. Erheblich fann fie, joviel die Unterichlagung betrifft, in jo fern 
werden, als fie die Grundlage für die Ueberzeugung des Thäters war, der Eigen— 
thümer werde, eben dieſer Griagabficht wegen, mit der Zueigmung einverstanden 
fein. Die fofortige, durch bereite Mittel gewährleiitete Ausführbarkeit der Erſatz— 
abiiht gewinnt in dem nämlichen Zuſammenhange Bedeutung, indem der Thäter 
die Genehmigung feiner Zueignungshandlung durch den Eigenthümer ernitlich por: 
anszujegen nur dann in der Lage jein wird, wenn für ihn die Möglichkeit ſo— 
fortiger Griagleiftung feſtſteht.“ Ferner Entichl. in Strafſ. Bd. 7 ©. 351, 352: 
„Die mit dem Bewußtſein der — thatlächlich auch vorhandenen — Möglichkeit 
jederzeitiger Erſatzleiſtung verbundene Sriagablicht fann geeignet fein, das Bewußt— 
jein von der Nechtswidrigfeit der Aneignung der fremden Sache auszuichließen, 
infofern durch das Vorhandenſein von Abſicht und Möglichkeit jederzeitiger Erſatz— 
leitung die Annahme begründet werden fanıı, der Gigenthümer der Sache werde 
mit der unter solchen Umſtände geichehenen Aneignung der Sache einverjtanden 
ſein.“ Vergl. außerdem Entſch. in Strafi. Bd 14 ©. 242 ff., Bd. 21 ©. 366.) 
SI auf Grund einer derartigen Feititellung die Anwendbarkeit des $ 246 des 
Strafgejegbuchs ausgeichlofien, jo bleibt der Thäter auch dann ftraflos, wenn er 
Ipäter außer ſtande ilt, dem Eigenthümer Grjag zu leiiten, weil es mur darauf 
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ankommt, daß er im Augenblide der Zuneigung frei von dem Bewußtſein der 
Nechtswidrigfeit war, und jpäter eingetretene Umſtände, wie die VBerichlechterung 
jeiner Vermögenslage, diejes Bewußtiein nicht nachträglich zu begründen vermögen. 
(Entih. in Strafi. Bd. 5 ©. 55.) 


Untreue, 


Die Veruntreuung fremder, im Gewahriam des Thäters befindliher Sachen 
fann unter Umftänden den Thatbeitand der Untreue bilden. Nach $ 266 Ziff. 2 
des Strafgefegbuchs werden Bevollmäctigte, welche über Forderungen oder andere 
Vermögensſtücke des Auftraggebers abiichtlih zum Nachtheil desielben verfügen, 
mit Gefängniß beitraft, neben welchem auf Verluft der bürgerlichen Chrenrechte 
erfannt werden kann. In Betreff der Auslegung, die diefe VBorichrift in der 
Rechtſprechung gefunden hat, iſt Folgendes zu bemerfen: 


a. Für den Thatbeitaud der Untreue iſt es nicht erforderlich, daß die Ab: 
ficht des Thäters auf die Benachtheiligung des Auftraggebers gerichtet, daß Diele 
Benachtheiligung fein Endzweck ſei. Es genügt vielmehr das Bewußtjein, daß 
jeine Handlungsweile objektiv zum Nachtheil des Auftraggebers gereihe (Entſch. 
in Strafi. Bd. 1 ©. 173, 329). Es reicht jogar das Bewußtjein aus, daß ein 
Nacıtheil für den Auftraggeber entitehen fünne. „Sat fich der Thäter den ein: 
getretenen rechtöverlegenden Erfolg als möglich vorgeitellt, fo kann ihm der legtere 
unbedenklich zum Vorſatz angerechnet werden, falls fein Wille auf dieſen Erfolg 
wenigstens eventuell gerichtet war" (Entih. in Strafi. Bd. 7 ©. 283). 

b. Als Benadhtheiligung wird nicht allein die Zufügung eines wirklichen 
Vermögensjchadens, jondern ſchon die bloße Gefährdung des fremden Vermögens, 
die Herbeiführung einer VBerluitgefahr angeſehen (Entih. in Strafi. Bd. 16 ©. 80, 
Bd. 19 ©. 83). 

e. Der Thatbeſtand des 8 266 Ziffer 2 des Strafgeſetzbuchs ift dadurch 
bedingt, daß zwiichen dem Thäter und dem Benachtheiligten ein Vollmachtsvertrag 
beiteht. Der Begriff de3 Bevollmächtigten im Sinne der in Nede jtehenden Vor: 
ſchrift jeßt „die Hebertragung und Uebernahme von Rechtsgeichäften für eine ans 
dere Perſon, die Uebertragung einer namens eines Anderen (de3 Machtgebers) aus: 
zuübenden Verfügungsgewalt voraus” (Entidh. in Strafi. Bd. 11 ©. 243). Die 
Vollmacht braucht jih nicht auf den Auftrag zu beichränfen, ein Geihäft für den 
Machtgeber und Itatt jeiner zu betreiben Vollmachtsauftrag im Sinne de preuß— 
iſchen Landrechts — 8 5 I 13 dajelbit), jondern auch den Fall umfaſſen, daß 
der Beauftragte im eigenen Namen mit dem Dritten handeln joll (vgl. Entſch. 
in Strafi. Bd. 7 ©. 377). 

Aus den vorftehenden Ausführungen ergibt jich, daß der durd die beitehen- 
den ftrafrechtlihen Vorichriften gewährte Schuß des Publikums gegen die Gefahr 
des Verluftes deponirter Werthpapiere mehrfache Lüden enthält. Der $ 246 des 
Strafgeſetzbuchs findet weder auf eine rechtswidrige Verfügung, insbelondere Ver: 
pfändung Anwendung, ſofern fie jich nicht als Zueignung daritellt, noch auf eine 
objektiv rechtswidrige Zueignung, falls der Thäter im Angenblid der Aneignung 
die Abjicht des Erſatzes der Werthpapiere hat und deren Ausführbarfeit durch be: 
reite Mittel gewährleistet ift, und zıvar jelbit dann nicht, wenn der Gigenthiimer der 
Papiere durch dieje rechtswidrigen Verfügungen geihädigt worden ilt. In einzelnen 
der durh $ 246 a. a. D. nicht getroffenen Fülle bietet zwar 8 266 Ziffer 2 die 
Möglichkeit einer Beitrafung des Thäters. Indeſſen ift dieſer Eriag ſchon deshalb 
unzureichend, weil die legtere Vorſchrift in allen den Fällen nicht anwendbar ift, 
in denen zwiichen dem Stunden und dem Banquier fein Wollmachtsvertrag beiteht. 
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Eine Erweiterung des ftrafreditlichen Schutzes ift für den Eigenthümer hinter— 
legter Werthpapiere um jo wünſchenswerther, als er in feinen zivilrechtlichen An« 
iprüchen gegenüber Dritten, die an den Papieren Nechte erworben haben, im Hin— 
blick auf die Beſtimmungen in Artikel 306 und 307 des Handelsgeſetzbuchs 
weientlich beſchräukt iſt. Darnac erlangt, wenn die Werthpapiere von dein ver: 
wahrenden Banquier veräußert und übergeben find, der redlihe Eriverber das 
Eigenthum daran, und das Eigenthum des Deponenten erliicht. Wenn anderer: 
ſeits die Papiere verpfändet und übergeben worden find, jo iſt das Pfandrecht 
des redlichen Erwerbers und jeiner Nechtsnadhfolger dem Gigenthimer gegenüber 
wirkſam. 

Zivilrechtliche Vorſchriften. Formen des Depotgeſchäfts. 

Bor Eintritt in die Erörterung der das Depotweſen betreffenden zivilrecht— 
fihen Borichriften bedarf es der Darlegung der verichiedenen unter die Gruppe 
„Depotgeichäfte* fallenden Rechtsgeſchäfte. Die einfachite Form iſt der Ver: 
wahrungävertrag, welcher vorliegt, wenn Werthpapiere zur — in der Regel 
entgeltlihen — Aufbewahrung übergeben werden. Häufig iſt mit der Dingabe 
von Werthpapieren zur Berwahrung der Auftrag zur Berwaltung derielben, 
zur Abhebung von Zinjen, Dividenden, Talons und zu ähnlichen Geichäften ver: 
bunden. 

Ferner werden Werthpapiere dem Banquier für bereits beitehende oder gleich: 
zeitig entitehende Forderung als Pfand gegeben. Auch kann die Hingabe mit 
der Beitimmung erfolgen, daß die Kapiere dem Bangırier für etwaige fünftig ent: 
jtehende Forderungen haften ſollen. Dieje beiden Fälle ſtehen infofern in engem 
Zuſammenhang, als aus der Hingabe zur Sicheritellung künftig eutitchender For— 
derungen eine Berpfändung wird, jobald der Bangquier eine Forderung an den 
Hinterleger, zu deren Deckung dad Depot beitimmt tit, erwirbt (Windicheid, Pan— 
deften Bd. I $ 225 Anm. 7). 

Ein Depotgeihäft fommt ſodann in Verbindung mit Kommiſſions— 
geihäften vor, jei es, daß der Kunde dem Banquier Wertbhpapiere zum Zweck 
der Weräußerung übergibt (Verkaufskommiſſion), fjei es, daß der Bangquier im 
Auftrage des Kunden Für denselben Wertbpapiere anichafft Einkaufskommiſſion) 
und in Verwahrung behält. ALS eine Kombination diejer beiden Geichäfte endlich 
fann der Fall angeſehen werden, daß der Banquier Werthpapiere zum Zweck des 
Umtaufches oder des Bezugs don anderen Wertbpapieren erhält. 


Uebergang der verschiedenen Depotgefchäfte in einander. 

Im praftiichen Gejchäftsbetriebe gehen dieſe verschiedenen Fälle vielfach in 
einander über. Lombardirte Werthpapiere werden im Auftrage des Hinterlegers 
von dem Werwahrer als Kommiſſionär veräußert, neue Papiere werden dafür ges 
fauft und an die Stelle der verfauften als Unterpfand gelegt. Selbit bei urſprüng— 
(ih beabfichtigter einfacher Verwahrung Ichließt ih häufig ein Auftrag zur Bor: 
nahme von Verwaltungsbandlungen, zur Ausführung von Kommiſſionsgeſchäften 
oder die Einräumung eine! Prandrechts zur Sicherung eines von dem Bangquier 
entnommenen Darlehns an. 


Mitwirkung mehrerer Banquiers. 

Eine weitere Verwidelung entiteht dadurd, daß vielfach die Banquiers die 
Aufträge ihrer Hunden nicht jelbit austühren fönnen, ſondern durch einen anderen 
Banquier ausführen laſſen müſſen Die Bangquiers an Eleineren Orten ſtehen zu 
diefem Zweck in ftändiger Geichäftsverbindung mit Banquiers an Börienplägen, 
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Die Banquiers an den Fleineren Börien, an denen ein beichränfter WVerfehr mit 
Werthpapieren ftattfindet, haben ihrerjeits Beziehungen zu den Banfen der Haupt— 
börjenpläge. Bei der Ausführung von Kommiſſionsgeſchäften werden auf dieſe 
Weile nicht jelten zwei, drei und noch mehr Banfgeichäfte betheiligt. 


Eigenthumsverhältniffe in Betreff des Depots. 


In allen dieien Fällen iſt es — mie oben dargethan — Ichon im Intereſſe 
eines wirkſamen ſtrafrechtlichen Schugßes gegen Depotveruntreuung von hoher Be: 
deutung, daß die Gigenthunsverbältniiie an den im Depot befindlichen Werth: 
papieren zu jeder Seit und im jedem Stadium des geichäftlichen Verkehrs Elar 
liegen. Die Klarheit der Eigenthumsverhältniſſe ift in nicht minder hohem Maße 
für die Wahrung der Vermögensintereflen des Publikums auf privatrechtlichenm 
Gebiete nothwendig, da von der Feltitellung, ob der Kunde Cigenthümer der beim 
Banquier int Depot befindlicden Stüde ift, es im Falle des Stonfuries des Ban 
quiers abhängt, ob jener ein Ausionderungsrecht oder nur einen perjönlichen Anz 
ſpruch an die Malle geltend machen kann. 

Dieje jo nothwendige Klarheit in Betreff der Eigenthumsverhältniffe au den 
in Depot befindlichen Papieren it zur Zeit nicht überall vorhanden. 


Verwahrung und Berpfändung. 

Es beiteht allerdings fein Zweifel darüber, daß bei Hingabe von Werth 
papieren in Verwahrung, sei e3 mit, jei es ohne den Auftrag zur Verwaltung 
derielben, jowie bei der Verpfändung von Werthpapieren der Kunde Cigenthümer 
der übergebenen Stücde bleibt, wenn es ich um ein depositum regulare oder um 
einen Pfandvertrag handelt. Hingegen ift es oft zweifelhaft und ftreitig, ob nicht 
nah dem Willen der Parteien ein Togenanntes depositum irregulare vorliegt, 
weiches den Banquier nur zur Nüdgabe von Werthpapieren gleicher Art vers 
pflichtet und den Kunden unter Verluſt jeines Eigenthums auf einen perjönlichen 
Anspruch gegenüber dem Banquier bejchränft. 

Die Urjache zu solchen Zweifeln liegt vornehmlich in gewiſſen im Bank— 
verkehr vorkommenden Anusdrüden, die geeignet find, das NRechtögeichäft zu vers 
dunkeln. Namentlich in den jogenannten allgemeinen Geichäftsbedingungen findet 
ſich mitunter eine derartige zweifelhafte Ausdrudsweile vor, aus der hergeleitet 
wird, dab der Banquier dem Kunden gegenüber nur zur Leiltung von Werth: 
papieren in genere verpflichtet iit. Gin großer Theil des mit Banken in Bes 
ziehung tretenden Publikums wird nicht erfahren genug fein, den Inhalt ſolcher 
Gejchäftsbedingungen vollftändig zu überichen, und durd deren Annahme, ohne 
fih darüber klar zu fein, ein Nechtöverhältnig genehmigen, bei welchem die Auf— 
rechterhaltung feines Eigenthums mindeltens in Frage geitellt ift 

Im Anſchluß daran hat fich denn auch mitunter in den Banquierkreiſen ſelbſt 
eine Trübung der Anschauungen über ihr Nechtsverhältniß zu ihren Depotfunden 
entividelt. Unteritügt durch dem oben erörterten, in der Nechtiprechung herrſchen— 
den Grundjag, dab der Thatbeitand der Unterichlagung ausgeichloflen iſt, wenn 
der Thäter im Augenblic der Aneignung fremder vertretbarer Sachen die ernitlide 
Griakabliht hat, und ihre Ausführbarfeit durch bereite Mittel gewährleiftet ift, 
hat jogar die Auffallung Ausdrud gefunden, dab den Banquiers über die zur 
Verwahrung oder ald Pfand gegebenen Papiere ein weitgehendes Verfügungsrect 
zuftehe, von welchen fie unter der Vorausſetzung, daß fie jederzeit in der Lage 
jeien, andere Papiere derjelben Art zurüdzugewähren, zu Berpfändungen, im Re— 
portgeichäft oder in anderer Weile Gebrauch machen dürfen. 
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Einkaufskommiflion. 

Auch in Betreff der Gigenthumsverhältniiie bei der Einkaufskommiſſion be— 
ſtehen Unklarheiten. 

Der Kommiſſionär, welcher den Ankauf von Werthpapieren für einen Kunden 
bewirkt, erwirbt, da er das Geſchäft, wenn ſchon für Rechnung ſeines Auftrag: 
aebers jo doch im eigenen Namen abichließt, zunächit jelbit Gigenthum an dem 
Kommiſſionsgute. Die Uebertragung des Eigenthums auf den Stommittenten kann 
ich durch Aushändigung der Papiere oder durch jogenanntes constitutum posses- 
sorium vollziehen. Der legtere Weg pflegt, wenn die Werthpapiere bei dem Kom— 
miſſionär in Depot bleiben jollen, gewählt zu werden, um das körperliche Hin— 
und Hergeben der Papiere zu eriparen. Welche Erfordernilie — abgeiehen von 
dem Bejigübertragungswillen des Kommiſſionärs — zur Giltigfeit eines consti- 
tutum possessorium nothwendig find, it mac dem in den verichiedenen Rechts— 
gebieten geltenden bürgerlichen Nechten zu beurtbeilen. Nur einer beſonderen Form 
bedarf es in den bier intereilirenden Fällen, in denen es fich um Banquiergeichäfte, 
alio gemäß Artikel 272 Ziffer 2 des Handelögejegbuchs um Handelögeichäfte 
handelt, im Hinblick auf Artikel 317 daſelbſt allgemein nicht (Entich. des Reichs— 
ger. in Strafi. Bd. 9 S 181). 

Nach preußiichen Necht ist zur Bollziehung des constitutum possessorium 
die Abjonderung und fenntliche Auszeichnung der Papiere ($ AT A. L. NR. 17) 
jowie die Willenserflärung des Beſitzers erforderlich, die Sache nunmehr für 
deu Kommittenten in jeinem Gewahrjam zu halten ($ Tl a. a. O.). 

Beiden Erforderniifen wird durch die Ueberſendung einer Aufbewahrungs— 
erflärung, welche ein jpezialiiirtes Verzeichniß der beichafften Papiere enthält, ent: 
iprohen. Das Geſetz verlangt jedoch eine derartige individuelle Bezeichnung der 
Stüde in der Aufbewahrungserklärung nicht unbedingt. Es genügt vielmehr die 
bloße, dem Stommittenten gemachte Mittbeilung, die Papiere für ihn in Ver— 
wahrung (Depot) genommen zu haben, verbunden mit der thatlächlichen Speziali- 
firung bderjelbeu. Diele Spezialiiirung kann durch Abjonderung der fir den 
Kommittenten beichafften Papiere oder durch Bezeichnung derjelben mit dem Namen 
des Auftraggebers oder auch durd Buchung der Nummern in dem Depotfonto 
des Stunden oder in jonitigen Handelsbüchern erfolgen (Entich. des Reichs-Ober— 
Handelöger. Bd. 25 ©. 250, des Neichöger. in Zivil. Bd. 11 ©. 52, Br. 24 
S. 307, in Strafl. Bd. 9 ©. 182). 

Die Aufbewahrungserklärung it nur dann geeignet, das constitutum posses- 
sorium zu begründen, wenn fie mach Anschaffung der Papiere erfolgt. In der 
bei der Ertheilung des Anfaufsauftrages getroffenen Abrede, daß der Kommiſſionär 
die Papiere in Verwahrung behalten jolle, kann nach preußiichem Necht, auch wenn 
die Spezialiiirung derjelben bewirft wird, ein constitutum possessorium nicht ges 
funden werden. „Denn das constitutum possessorium hat nach dem Wortlaut 
des 8 71 A. 2-R. I 7 zur Borausiegung, daß der Erklärende Beliger it, alſo 
im Momente der Erklärung fih im Beſitze derjenigen Sache befindet, deren Beſitz 
übertragen werden joll, eine VBorausjeßung, die für die Zeit der Ertheilung des 
Auftrags nicht zutrifft“ (Entſch. des Neichsger. in Strafi. Bd. 9 ©. 183). 

Anders nad gemeinem Recht. Nach der herrichenden Auffaſſung gemügt „in 
dem Falle eined zum Beligerwerbe und zur Verwahrung ertheilten Auftrages Für 
den Uebergang des Beſitzes auf den Auftraggeber durch constitutum ſchon die 
erkennbare Bethätigung des Willens des Beauftragten, die zunächſt für fich ap— 
prehendirte Sache nunmehr für den Auftraggeber zu beiigen, ohne daß es der 
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Erflärung diejes Willen? gerade dem Auftraggeber gegenüber bedürfe, weil das 
constitutum den Grundiägen des Beſitzerwerbs durch Stellvertreter, nicht den all: 
gemeinen Grundjägen über Verträge unterfteht. Demgemäß wird anerkannt, dat 
der Cinfaufstommilfionär durch Bezeihnung beitimmter Effekten mit dem Namen 
des Auftraggebers, durch Legung derielben in ein beionderes Verhältniß, jpeziell 
auch durch einen ſich auf beitimmte Stüde beziehenden Vermerk in feinen Handels: 
büchern ichon den Auftraggeber zum Beliger made” (Entich. des Reichs-Ober— 
Handelöger. Bd. 25 ©. 252, 253, Entſch. des Neichsger. in Strafi. Bd. 9 ©. 
184. — Vgl. ferner Windicheid, Pandekten 1 $ 155 Anm. 9 umd die dajelbit 
zitirten). 

Das preußiihe Landrecht und das gemeine Necht ſtimmen biernach darin 
überein, daß nad beiden eine Spezialijirung der Papiere, deren Belig auf den 
Kommittenten durch eonstitutum übertragen werden joll, erforderlich ift, und daß 
diefe Spezialijirung durch Ablonderung oder durch Bezeichnung mit dem Namen 
des Auftraggebers oder durch Buchung der Nummern in den Handelsbüchern des 
Kommiflionärs oder durch Nummernaufgabe an den Kommittenten erfolgen kann. 
Während jedoch das Allgemeine Landrecht außerdem eine Aufbewahrungserklärung 
des Kommiſſionärs gegenüber dem Kommittenten fordert, bedarf es einer jolchen 
nach gemeinem Necht wenigitens in dem hier intereflirenden Falle eines zum Be— 
figerwerbe ertheilten Auftrags — ein ſolcher wird in der Einkaufskommiſſion im 
Allgemeinen gefunden werden können — nicht. 

Die vorstehenden Borichriften leiden übereinftimmend an folgenden Mangel. 

Wenn ſchon ed feinem Zweifel unterliegt, daß der Kommittent aus dem 
Kommiſſionsvertrage einen periönlichen Anspruch auf die Uebertragung des Eigen 
thums an den für feine Nechnung beichafften Papieren gegenüber dem Kommiſ— 
fionär bat (vgl. 3. B. Entich. des Neichöger. in Strafſ. Bd. 13 ©. 178) und 
auc die Aufgabe der Nummern fordern kann (Gntih. des Reichsger. in Zivilſ. 
Bd. 565. 6), fo beiteht doch feine Borichrift, welche den Kommiſſionär die Volls 
ziehung des constitutum possessorium und die Mittheilung der Nummern unter 
Feitiegung einer beitinmten Frilt und unter Androhung von Rechtsnachtbeilen 
auferlegt. Der Kommittent hat fein anderes Mittel, die Beligübertragung und 
die Nummernaufgabe zu erzwingen, al3 den langwierigen Weg der Klage. Das 
BZaudern des Kommiſſionärs kann nun aber für den Kommittenten erhebliche Nach: 
theile zur Folge haben. Erſt nachdem er durch VBollziehung des constitutum 
Eigenthümer geworden it, kann er bei eintretenden Konkurſe des Kommiſſionärs 
ein Ausjonderungsrecht an den für feine Nechnung beichafften Papieren ausüben, 
während er, folang die Beligübertragung nicht erfolgt iit, auf den Anſpruch eines 
nicht bevorrechtigten Konkursgläubigers beſchränkt ift. Ferner iſt die Kenntniß 
der Nummern der Papiere, mag fie auch für den Erwerb des Eigenthums durch 
den Kommittenten nicht erforderlich jein, von um jo größerer Wichtigfeit für Die 
Berfolgbarfeit feiner Eigenthumsanſprüche und zwar in gleicher Weile gegen 
über dem jeine Verpflichtungen nicht erfüllenden Kommiſſionär wie gegenüber fon» 
furrierenden Gläubigern des lesteren. 

Der Kommittent, dem die Nummern der für ihn beichafften und durch con- 
stitutum in fein Eigenthum übergegangenen Werthpapiere aufgegeben worden find, 
fann die Papiere von einem unredlichen dritten Erwerber vindiziren, fie im Falle 
einer unrebtmäßigen Lombardirung aud von einem redlichen Pfandgläubiger gegen 
Zahlung des Lombard-Darlehns zurüderlangen. Das faufmänniihe Zurüde 
behaltungsrecht eine Dritten, dem der Kommiſſionär diefe Stüde aus irgend 
einem Anlaſſe übergeben bat, iſt ihm gegemüber beveutungslos. Wenn er hin— 
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gegen in dieſen Fällen die Nummern der Papiere nicht fennt und dadurch außer 
ftande gelegt ift, fein Eigenthum daran nachzumeiien, jo it dieſes Eigenthum für 
ihn praftiih unwirkſam. 

Auch dem Kommifjionär gegenüber fann fich, fall3 derielbe in Konkurs ge: 
räth, die Kenntniß der Nummern als bedeutungsvoll erweiien. Die Abjonderung 
der Stücke bei diejem ift ein rein interner Vorgang, der durch eine einfeitige Hand— 
lung des Kommiſſionärs, durch eine Handlung Dritter auch ohne fein Verichulden, 
oft durch eine bloße Umordentlichkeit oder durch einen Zufall illuforiich gemacht 
werden fann. Gegen die Folgen einer derartigen Aufhebung der abgefonderten 
Verwahrung erhält der Kommittent durch die Nummernaufgabe einen nicht zu 
unterjchägenden Schuß. 

Eine Ergänzung der geieglichen Beſtimmungen hinfichtlih der im Zuſammen— 
hange mit Einkaufskommiſſionen entitehenden Depots ift auch aus dem Grunde 
erwünscht, weil über die Nechte und Pflichten der Banquiers auf dieſem Gebiete 
Zweifel beitehen. %. Goldichmidt weilt in feinem Auflage „Börſen und Banfen” 
(Preußische Jahrbücher 1891 ©. 876 ff) auf die nicht jeltene Behauptung bin, 
„daB nad) der deutichen Nechtiprehung dem Kommiſſionär, welcher die Nummern: 
aufgabe unterläßt, die beliebig freie Verfügung über das Kommiſſionsgut zuitehe, 
dag aljo in der Unterlaſſung der Nummernaufgabe, ungeachtet der Anzeige, die 
eingefauften Effekten für den Stommittenten in „Depot“ genommen zu haben, die 
ftillichweigende Erklärung des Kommiſſionärs liege, daß der Kommittent lediglich 
einen periönlichen Anſpruch auf ein Quantum der bezeichneten Papiere haben ſolle“, 
eine Behauptung, von welcher Goldihmidt a. a. DO. jagt, daß fie anicheinend ſo— 
gar zu einem Glaubensjage gewiller Bangquierfreiie geworden ſei. Nach dieier 
Auffaffung würde die Anzeige des Kommiſſionärs, die Effekten für den Kommit— 
tenten in Depot genommen zu haben, nicht die Bedeutung einer Verwahrungs: 
erflärung haben, wie fie nach preußiſchem Necht zur Vollziehung des constitutum 
possessorium erforderlich iſt, ſondern dazu beitimmt fein, den Kommittenten Kennt: 
niß davon zu geben, daß der Kommiſſionär für ein entiprechendes Quantum der 
bezeichneten Papiere perjönlich haften wolle (fiftives, ideelles Depot). Daß der 
Anzeige diefer Sinn beigemeflen werden könne, hat das Ober-Handelögericht mehr: 
fah angenommen, inden es dem Ausdrude „Depot“ jede rechtliche Bedeutung 
abſprach. „Wenn in dem Stontoforrent 100 Stück Kreditaktien als Depot im 
Haben des Beklagten aufgeführt find, To kann bei der Allgenteinheit und Mehr: 
deutigfeit des Wortes Depot auf die Eriltenz eines Depoſital- oder Verwahrungs— 
vertrages nicht geichlojlen werden” (Eutſch. Bd. 16 ©. 210, 211. — Bergl. 
ferner Bd. 19 ©. 78). Die gegentheilige Auffallung vertritt Goldihmidt a. a. O. 
©. 885: „In Fällen, da der Kommiſſionär dem Auftraggeber anzeigt, er habe 
die laut Auftrag eingefauften Papiere in „Depot“ genommen, kann das mit dieler 
Anzeige im Wideripruche ftehende Verhalten des Nommillionärs den Thatbeitand 
des Betruges involviren. Denn nach dem gewöhnlichen Spracgebraucd darf jeder: 
mann annehmen, daß eine Sache, welche in Depot genommmen it, auch abgelondert 
eriftire und verwahrt werde; er kann nicht vorausjeßen, daß unter Depot nicht 
ein wahres, fondern nur ein fingirtes (ideelles) verstanden werde; wenn er im 
Vertrauen auf dieje Erklärung weitere Erkundigungen oder Schritte zu ſeinem 
vorausgeſetzten Eigenthum zu gelangen unterläßt, jo ift er in eine nachtheilige, 
fein Vermögen mindeitens nefährdende Täuſchung verjest.* 

Wenn mar aber jelbit jener Anzeige des Kommiſſionärs „die Effekten für 
den Kommittenten in Depot genommen zu haben”, die Bedeutung beimeflen könnte, 
dab der Kommillionär für ein entiprechendes Quantum der bezeichneten Papiere 
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haften wolle, jo würde eine ſolche einjeitige Erklärung keineswegs den Erfolg 
haben, daß dem Kommiſſionär die beliebig freie Verfügung über dad Kommiſſions— 
gut zuftehen und der Stommittent nur Anjpruch auf ein Quantum der bezeichneten 
Papiere haben würde. Das Neichsgericht hat die in den oben erwähnten Er: 
feuntnillen des NReich3:Oberhandelsgerichts (Bd. 16 ©. 207 und Bd. 19 ©. 78) 
vertretene Auffaljung, daß bei der Kommiſſion zum Ginfauf fungibler markt: 
aängiger Sachen, jo lange der Kommittent noch nicht durch beiondere Akte, wie 
Konſtitut, Gigenthümer der vom Kommiſſionär in Ausführung der Aufträge ein: 
gekauften Spezies geworden, ihn der Wiederverfauf der eingefauften Spezies jeitens 
des Kommiſſionärs nicht berühre und es vollkommen gemüge, wenn nur der 
tommiflionär in der Yage ſei, dem Nommittenten die entiprechende Zahl von 
Stüden der Gattung zu übergeben, ſobald diejer dielelben gegen Gritattung der 
Aufwendungen fordere, in dem Erkenntniß vom 2. Dezember 1880 (Bd. 5 ©. 1 ff.) 
verworfen und ausgeführt, daß der Stonmmittent ein Necht auf Ausantivortung 
gerade der eingefauften Spezies habe und nur gegen Ausantwortung diejer Spezies 
zur Erſtattung des Aufiwandes fiir deren Einkauf verbunden ſei, ſofern nicht etwa von 
den Stontrahenten etwas anderes, insbelondere die Verpflichtung des tommittenten 
zur Zahlung des Marftpreiies des angezeigten Auftragserfüllungstages gegen bloße 
Lieferungsbereitichaft in genere im Zeitpunkt folcher Zahlung, gewollt it. 

Die voritehenden Ausführungen liefern einen Beweis dafür, wie nothwendig 
es ift, durch klare Vorichriften dafür zu jorgen, daß das Publikum nicht unter 
ivrigen Boritellungen leidet. 


Umtaufh von Werthpapieren. 


Dem kommiſſionsweiſen Ankauf von Effekten ift der Umtauſch von Werth 
papieren und die Geltendmachung von Bezugsrechten ganz analog. Die Auge 
führungen in Betreff des Eigenthumserwerbes an den Stüden, die Mängel, die 
daraus entjtehen, daß die VBollziehung des constitutum possessorium in hohem 
Grade von dem Belicben des Banguierd abhängig iſt und eine Verpflichtung zur 
leberiendung von Stüdeverzeichniilen nicht beiteht, treffen Hinsichtlich eingetauschter 
oder auf Grund eines Bezugsrechts erworbener Papiere in gleicher Weile zu, wie 
hinsichtlich angefaufter Papiere, 


Betheilipung mehrerer Banquiers. 


Umnficherheiten und Schwierigkeiten ergeben ſich ferner aus der bereit erör— 
terten Thatjahe, daß die Ausführung von Aufträgen häufig die Vermittelung 
eines oder mehrerer weiterer Banquiers erfordert, und daß demgemäß die Banquiers 
der fleinen Orte mit denen der Börſenplätze und dieje wieder mit denen der Haupt: 
pläge in dauernder Geichäftsverbindung ftehen. Die Banquiers der Hauptpläte 
haben mun gegenüber den Provinzialbanguiers, die Banquiers der Börjenpläge 
gegenüber den Eleinen Banquiers wegen aller Forderungen aus laufender Rechnung 
in Sommillionsgeichäften an dem gelammten, in ihren Beiis nelangenden Kom— 
millionsgut ein Pfandrecht (Art. 374 des Handelsgeſetzbuchs). Vertragsmäßig 
pflegt das Pfandrecht dahin erweitert zu werden, daß es ſämmtliche in den Be— 
jiß des größeren Banquiers gelangende Effekten umfaßt und daß die Effekten 
für alle jeine Aniprüche gegen den Provinzialbanguier haften. Gemäß Art. 306 
des Handelögeiegbuchs werden nur diejenigen Effekten von dieſem Prandrechte 
nicht betroffen, binfichtlich deren der hauptſtädtiſche Banquier nicht als redlicher 
Prandgläubiger angeiehen werden kann, alio im weientlichen diejenigen, Die aus— 
drüdlich als fremde bezeichnet find. Solche Bezeihnung als fremde wird indeſſen 
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nur ausnahmsiweiie ftattfinden. Bei den Kommiljionsgeichäften, die im Verkehr 
der Banquiers unter einander vornehmlich in Betracht fommen, tritt der Provinzial: 
banguier als Kommilfionär feines Kunden fraft Gejeges in eigenem Namen auf. 
Insbeiondere die Werthpapiere, welche er dem hauptitädtiihen Banauier zum 
Zwed des Verkaufs, des Umtauſches oder der Geltendmachung von Bezugsrechten 
überjendet, unterliegen jämmtlich deſſen Pfandrecht. Da der provinzielle Bangırier 
überdies ein erflärliches Intereife daran bat, im eigenen Namen aufzutreten, weil 
jein Kredit bei dem hauptitädtiichen Banquier mit der Zahl der diejem haftenden 
Pfandobjekte wählt, jo iſt er der Verjuchung ausgelegt, auch außer dem Fall 
de3 Kommiflionsgeichäfts, bei der Hingabe fremder Papiere zur Verwahrung im 
eigenen Namen aufzutreten. 

Auf diefe Weile werden die Werthpapiere des Publikums der Provinzen dem 
Pfandrecht der großitädtiihen Banquiers zur Sicherung von Forderungen ver: 
haftet, die diele den Provinzialbanauierd gegenüber haben. Sie dienen ihnen im 
Falle des Konkurſes der Provinzialbanauiers als Gegenftände der Befriedigung 
und fönnen jo dem Gigenthümer infolge des auf dem Prandrecht beruhenden Ab— 
ſonderungsrechts des hauptitädtiichen Banquiers verloren gehen, ohne daß zwiſchen 
diefem und dem Gigenthümer ein Schuldverhältniß beiteht. 

Um die Haftbarfeit der MWerthpapiere des Publikums für Forderungen, Die 
aus dem Gejchäftsverfehr der Bangıriers mit einander entitehen, einzuichränfen, iſt 
in neuerer Zeit von hauptitädtiichen Banquiers mehrfah die Einrichtung ſoge— 
nannter Kundendepots getroffen worden, hinfichtlich deren das Pfandrecht des 
hauptitädtifchen Banquiers auf feine Ansprüche wegen Tolcher Forderungen bes 
ihränft ift, die mit Bezug auf die in das Stundendepot gelangten Werthpapiere 
entitanden jind. Daneben beiteht danı ein Gigendepot, welches den hauptſtädt— 
iſchen Banquier für alle feine Forderungen gegenüber dem Provinzialbanguier 
haftet. 

Zweck des Entwurfes. 

Der Zwed des vorliegenden Entwurfes ift die Abitellung der auf dem Ge— 
biete des Depotweiens hervorgetretenen, voritehend erörterten Mängel und die Er: 
gänzung der beitehenden Nechtsvorichriften behufs größerer Sicherheit des Publi— 
fums gegen Berlufte deponirter Werthpapiere. 

Der Entwurf beichränft fich bei der Negelung des Depotverkehrs nicht auf 
Banquiers, jondern umfaßt aucd die übrigen Staufleute, weil einerjeit3 der 
Begriff Bangquier, obihon dem Handelsgeſetzbuch micht Fremd (vgl. Art. 272 
Ziffer 2), darin nicht abgegrenzt ift, andererjeitS die hier in Frage ftehenden Ge— 
ihäfte auch außerhalb des Bankbetriebs im faufmänniichen Verkehr vorkommen 
fönnen und vorfommen. Auszunehmen von der Anwendbarkeit des Geſetzes find 
jedoch) die im Art. 10 des Handelögeiegbuchs aufgeführten Klaſſen von Staufleuten, 
für welche die WVorichriften über die Handelsbücher feine Geltung haben, weil in 
deren geringfügigen Betrieben Depotgeihäfte nicht wohl vorkommen werden. 


Zivilrechtliche Borfchriften. 
In feinem eriten Theile (SS 1 bis 9) enthält der Entwurf zivilrechtliche 
Vorichriften zur Ergänzung des bürgerlichen und des Handelsrecht. 


Verwahrung und Berpfändung. 
Als Mißſtand bei den einfachen Fällen des Depotgeſchäfts — der Ber: 
wahrung mit und ohne Verwaltungsanftrag, der Verpfändung nebit der Dingabe 
zur Dedung — mußte e3 bezeichnet werden, daß nach der beitehenden Geichäfts: 
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praris beim Abſchluß dieſer Deopotgeichäfte nicht felten zu Zweifeln Anlaß gebende 
Ausdrüde gebraucht werden, und daß hierdurch, ſowie auch durch die Faſſung der 
allgemeinen Geichäftsbedingungen, deren Anerkennung von den Stunden gefordert 
wird, bisweilen eine Verdunfelung der Abfichten der Parteien in Betreff des 
Charakters des Nechtögeihärts herbeigeführt wird. Zum Zwecke der Abitellung 
dieies Mißſtands macht der Entwurf die Giltigfeit von Erklärungen ded Hinter: 
legerö oder Werpfänders, durch welde der Verwahrer oder Prandgläubiger zur 
Nüdgabe in genere ermächtigt wird, davon abhängig, dat fie ausdrüdlih und 
Ichriftlich für das einzelne Geichäft abgegeben werden, und begründet hierdurch für 
jede nicht in Ddieler Form erfolgte Hingabe von Werthpapieren zur Berwahrung 
die ummviderlegbare Nechtsvermuthung, daß ein depositum regulare vorliege. 

Schon nad den bejtehenden Vorichriften der bürgerlichen Rechte ift der Ver: 
wahrer verpflichtet, hinterlegte Gegenstände To zu verwahren, daß über das Eigen 
thum des Hinterlegers fein Zweifel entitehen fann. Im Bankgeſchäft muß bier: 
auf beionderer Werth gelegt werden, weil durch die zahlreichen Beſtände hinter: 
legter und verpfändeter Papiere, die der Banaquier neben dem eigenen Beltande zu 
verwahren hat, Verwechslungen erleichtert werden, und weil jolche Verwechslungen, 
foweit es fih um Inhaberpapiere handelt, aus denen die Perſon des Eigenthümers 
wicht erjehen werden kann, nur ſchwer wieder gut zu machen find. Der Entwurf 
fordert deshalb, daß die hinterlegten und verpfändeten Werthpapiere einerjeit3 ab» 
geiondert jowohl von den eigenen Beitänden des Werwahrers, als auch von den 
Depot3 Dritter aufbewahrt werden, und dab andererſeits der Eigenthümer jedes 
Depots äußerlich erfennbar bezeichnet fein müſſe. 

Trotz dieſer Vorichriften it das Eigenthum an den Papieren nicht genügend 
fichergeftellt, wenn seine Erhaltung einzia und allein von der gelonderten Auf— 
bewahrung abhängig iſt. Wie bereit3 hervorgehoben, fünnen ohne jedes Ver— 
ihulden des Banauiers Handlungen Dritter, Zufälligfeiten aller Art, Unordent— 
lichkeit die geionderte Aufbewahrung bejeitigen. Im Intereſſe eines wirkſamen 
Schutzes des Publikums gegen Depotverlufte ift deshalb eine bejjere Sicherung 
des Beweijes für das Cigenthum an hinterlegten Werthpapieren dringend erwünijcht. 

In diefer Beziehung könnte zunächſt die dem WVerwahrer aufzuerlegende Ber: 
pflichtung zur Ueberſendung eines Stüdeverzeichnified der hinterlegten und ver: 
pfändeten Papiere an den Gigenthümer in Frage kommen. ine joldhe Ber: 
pflichtung würde jich jedoch für die Banfen, namentlich für den Lombardverfehr, 
als äußerft läftig erweiien. Da im Lombard das Unterpfand jehr häufig — bis» 
weilen annähernd täglich — zu wechieln pflegt, jo müßte entweder dad Stüde- 
verzeichniß beftändig geändert werden, was die Klarheit und Weberfichtlichfeit des— 
jelben und damit der Eigenthumsverhältniſſe beeinträchtigen würde, oder e8 würden 
in ganz kurzen Zwiſchenräumen immer neue Stückeverzeichniſſe außgeitellt werden 
müllen, was den Banfen namentlich bei geiteigertem Geſchäftsgang eine fait un— 
erträgliche Arbeitslaft auferlegen würde. Erwägt man demgegenüber, daß ber 
Eigenthümer in den bier behandelten Fällen des einfachen Depots die Stüde fat 
ausnahmslos in jeinem Gewahrjam hat, ehe fie in das Depot des Verwahrers 
gelangen, daß er aljo ift der Lage ift, Sich ein Verzeichniß derielben jelbit anzu— 
fertigen, und daß er ichließlich, wenn er ganz ficher gehen will, die Richtigkeit 
des ſeinerſeits aufgeftellten Stüceverzeichnifjes durch den Banquier beitätigen laſſen 
faun, jo kann der Nugen der Mittheilung von Stücdeverzeichniffen durch den Ver: 
wahrer an den Verpfänder oder Dinterleger für nicht jo wejentlich erachtet werden, 
um die aus einer derartigen zwingenden Vorſchrift erwachiende Erichwerniß des 
Bankgeſchäfts zu rechtfertigen. 
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Es fommt hinzu, daß eine Vermehrung der Beweisficherheit in Betreff des 
Eigenthums an verwahrten und verpfändeten Papieren unter geringerer Belaſtung 
des Banfverfehrs durch eine andere Mahregel erzielt werden kann, nämlich durch 
die Ktonitituirung der Pflicht des Werwahrers, die bei ihm hinterlegten oder ver— 
pfändeten Werthpapiere nad ihren Unterſcheidungsmerkmalen in feine Handels 
bücher einzutragen. Schon gegenwärtig pflegen in Banfgeihäften Deporbücher 
geführt zu werden Wenn auch in Dielen die Papiere im allgemeinen nur nad) 
Gattung und Nennwertd — nicht nad Nummern — aufgeführt werden, io 
finden fich doch häufig daneben andere Gejchäftsbücher vor, aus denen die Nummern 
und die Gigenthümer der verwahrten Papiere feitgeitellt werden fünnen. Der 
Entwurf knüpft deshalb an beitehende Bräuche an, wenn er den WVerwahrer ver: 
pflichtet, die hinterlegten oder verpfändeten Werthpapiere in specie in ein Handels: 
buch einzutragen. Wenn der Entwurf jodann beitimmt, daß der Eintragung die 
Bezugnahme auf Verzeichniſſe gleichitehe, welche neben dem Handelsbuche geführt 
werden, To iſt dieſe Beſtimmung geeignet, die aus der Verpflichtung zur Buchung 
der Stücke ich ergebende Erichwerniß des Bankgeſchäfts mweientlih zu vermindern, 
Die Banken find in der Lage, die Aufzeichnung der Nummern auf ihre Kunden 
abzuwälzen, inden fie für die Annahme von Depots die Beifügung eines Stücke— 
verzeichniiies fordern. Ihre Arbeitslaft beichränft ſich alsdann auf die Eintragung 
von Vermerken in das Handelsbuch, in welchen auf die von den Stunden ange— 
fertigten umd mit dem Handelsbuch zu verwahrenden Stüdeverzeidinifie Bezug ges 
nommen Wird. Much ichließt der Entwurf nicht aus, dat dieſe Vermerfe in dem 
die Konten der einzelnen Cigenthümer enthaltenden Handelsbuch eingetragen werden. 
Fine weitere — unbedenflihe — Grleichterung des Bankgeſchäfts beziwedt die 
ternere Beitimmung, dab die Cintragung unterbleiben fann, inſoweit die Papiere 
zurüdgegeben jind, bevor die Gintragung bei ordnungsmäßigen Geihäftsgang er: 
tolgen fonnte. 

Wenn der Verwahrer von Werthpapieren gleichzeitig die Werwaltung der— 
jelben übernommen hat, jo ift er bisweilen genöthigt, die Aufbewahrung der 
Papiere zu unterbrechen, um Verwaltungshandlungen auszuführen. Er muß bei- 
ſpielsweiſe die Papiere zum Zwecke der Abitempelung oder des Bezugs neuer 
Stüde u. ſ. w. verjenden. Auch fann der Werwahrer und Piandgläubiger in die 
Lage fommen, im Intereſſe des Hinterleger3 oder Berpfänders ohne beionderen 
Auftrag — Verfügungen über die Papiere zu treffen, welche die Aufbewahrung 
unterbrechen. Hierher gehört 3. B. die Hinterlegung der in Verwahrung ge: 
nommenen Werthpapiere bei einem Dritten, um sie bei Aufruhr, Feuerögefahr, 
Waſſernoth und ähnlichen Greignifien zu fichern. Der Entwurf enthält fich 
einer Borichrift darüber, unter welchen Vorausſetzungen der VBerwahrer oder Pfand— 
nläubiger zu ſolchen Unterbrechungen der Aufbewahrung befugt oder verpflichtet 
it, und überläßt damit die Enticheidung den Beſtimmungen der Zivilrechte. Gr 
beihränft ich darauf, damit in ſolchen Fällen-aus der Vorichrift der gelonderten 
Aufbewahrung ($ 1 Abſatz 1 Ziffer 1) feine Schwierigkeiten erwachien, zu be: 
itimmen, daß das Recht und die Pflicht des Werwahrers und Prandgläubigers, 
im Interefle des Gigenthümers Verfügungen oder VBerwaltungshandlungen vorzu— 
nehmen, durch dieſe WVorichrift feine Beeinträchtigung erleidet. 

Im Gegenjag zu diefen im Interejie des Gigenthimers liegenden 
und deshalb zu begünftigenden Verfügungen iſt es geboten, ſolche Verfügungen 
an den hinterlegten oder verpfändeten Werthpapieren, die der Verwahrer zum 
eigenen Nuten vornimmt, möglichit zu erichweren. Wie oben dargelegt wor: 
den, beiteht in den Kreiſen der Banquiers nicht felten die Meinung, daß ibnen 
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über die zur Verwahrung oder als Pfand gegebenen Werthpapiere unter der 
Vorausjegung, dab fie jederzeit in der Lage jeien, andere Papiere derjelben Art 
zurüdzugewähren, ein weitgehendes Verfügungsrecht zuitehe. Um Ddiejen rechtlich 
unbaltbaren und für die Erhaltung des Eigenthums des Hinterlegerö oder Ber: 
pfänders gefährlichen Anschauungen wirkſam entgegenzutreten, beitimmt der Ent: 
wurf, daß eine dem Verwahrer ertheilte Ermächtigung, über die Papiere zu jeinem 
Nutzen zu verfügen, nur giltig it, wenn fie ausdrüdlic und jchriftlich für das 
einzelne Gejchäft erklärt ift. Der durch dieſe Beſtimmung geichaffene Rechtszuſtand 
bejteht darin, daß der Verwahrer und Prandgläubiger zu Verfügungen über die 
hinterlegten und verpfändeten Papiere zu feinen Nutzen grundjäglich nicht berechtigt 
ift, und daß er dieſe Berechtigung auch nicht durch formloſe Zultimmung des 
Eigenthümers, Tondern lediglich durd eine ausdrückliche und ſchriftlich ertheilte 
Ermächtigung erlangen kann. Auch ſoll hierzu eine allgemeine, bei Eingehung 
der Geſchäftsverbindung, insbeſondere durch Unterzeichnung von Geſchäftsbeding— 
ungen abgegebene Erklärung nicht genügen; es bedarf vielmehr einer ſpeziellen, 
bei dem einzelnen Hinterlegungs- oder Verpfändungsgeſchäft ausgeſtellten Erklärung. 
Inwieweit ein dieſen Grundſätzen nicht entſprechendes Handeln den Verwährer 
ſtrafrechtlich verantwortlich macht, wird unten erörtert werden. 


Einkaufskommiffion. 


Als Mangel der beitebenden Vorſchriften über die im Auichluß an Einkaufs— 
kommiſſionen entitehenden Depots iſt dargelegt worden, daß der Kommiſſionär 
die Mebertragung des Gigenthums an den von ihm eingefauften, in feinem Ges 
wahriam verbleibenden Bapieren und die Mittheilung der Nummern an den Kom— 
mittenten zum Schaden des lewteren verzögern kann, ohne andere Nachtheile be: 
fürchten zu müffen, als wenn es zum Prozeſſe kommt, die Auferlegung der Prozeß— 
fojten und die Verurtheilung zum Grjaß eines, jedenfall® nur Schwer nachweis— 
baren Schadens. 

Stückeverzeichniß. 

Dieſem Mangel wird durch die Beſtimmung des Entwurfs abgeholfen, daß 
der Kommiſſionär, welcher einen Auftrag zum Einkauf von Werthpapieren aus— 
führt, dem Stommittenten binnen einer furzen Friſt ein Verzeichniß der Stiüde 
mit Angabe der Gattung, des Nemmverthes, der Nummern oder jonftiger Unter: 
Icheidungsmerfmale zuzuſtellen verpflichtet ift. 

Die Mittheilung eines derartigen Stückeverzeichniſſes ift in allen Rechts— 
gebieten zur Wollziehung des constitutum geeignet und ausreichend, 

Im Gebiete des gemeinen Rechts genügt die durd) das Stüdeverzeichniß be: 
wirkte Spezialilirung jedenfalls inſoweit zur Vollziehung des constitutum, als 
der Kommiſſionär legitimirt tft, den tommittenten in Anjehung des Beligerwerbes 
der bezogenen Wertbpapiere zu vertreten. Diele Vertretungsbefugnig kann im 
allgemeinen daraus hergeleitet werden, daß im dem Stommillionsauftrage zugleid) 
der Auftrag zum Beligerwerbe der bezogenen Stüde gegeben ſei. Um jedoch jedem 
Zweifel zu begegnen, beitimmt der Entwurf ausdrüdlid, daß der Kommiſſionär 
für berechtigt gilt, den Stommittenten in Anſehung des Beſitzerwerbes der bezogenen 
Stüde zu vertreten. 

Im Gebiete de3 preußiichen Yandrecht3 erfordert das constitutum außer der 
Spezialilirung der Papiere eine Aufbewahrungserkflärung des Beligerd. Dielen 
Srforderniß wird durch die Beſtimmung des Entwurfs entiproden, daß der Kom— 
milfionär durch die Abiendung des Stüdeverzeichniifes erkläre, die darin ver: 
zeichneten Wertbhpapiere für den Kommittenten in Beiig genommen zu haben. 
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Die dem Kommillionär gemachte Auflage, dem Kommittenten binnen drei 
Tagen nad) Ausführung der Kommiſſion ein Stüdeverzeihniß zu überjenden, 
ftellt fich jomit als die Verpflichtung dar, innerhalb dieler Friſt das constitutum 
possessorium zu vollziehen und dadurch den Kommittenten zum Gigenthümer der 
bezogenen Werthpapiere zu machen. Ob die Einkaufskommiſſion für eigene 
Rechnung des Kommittenten oder für Rechnung eines Dritten ertheilt iſt, kann 
hierbei natürlich feinen Unterſchied begründen. 

Nah den in ihrer Gültigkeit nicht berührten WVorjchriften der bürgerlichen 
Rechte kann das constitutum bereit$ vor der Ueberſendung des Stückeverzeichniſſes 
vollzogen worden jein, 3. ®. nach preußiichem Recht durch thatiächlihe Abſon— 
derung der bezogenen Papiere für den Kommittenten und eine mit Bezug hierauf, 
wenn auch ohne Nummernaufgabe abgegebene Berwahrungserflärung. In ſolchen 
Fällen iſt dieſer frühere Zeitpunkt für den Belig: und Cigenthumsermwerb des 
Kommittenten enticheidend. 

Mit der Vollziehung des Gigenthumsüberganges der bezogenen Werthpapiere 
auf den Kommittenten tritt der Kommiſſionär binfichtlich der in feinem Beſitz 
bleibenden Papiere in die Stellung eines Verwahrers und hat demgemäß die vor: 
ber entwicelten Pflichten eines ſolchen zu erfüllen. 

Die Mittbeilung des Stüdeverzeichnifies gewährt dem Nommittenten ferner 
durch Stenntnißgabe der Nummern und jonitigen Unterjcheidungsmerfmale der für 
ihn beichafften Papiere die Möglichkeit einer wirkſamen Geltendmachung feines 
Eigenthums jowohl gegenüber dem Kommiſſionär als mit den aus Art. 306 und 
307 des Handelsgeſetzbuchs ſich ergebenden Beichränfungen gegenüber Dritten, die 
in den Belit der Papiere gelangt find. 

Es it nicht zu verkennen, dab durch die Forderung obligatoriicher Stüde: 
verzeichniffe für die Einkaufskommiſſion dem Banquiergeichäfte eine nicht uner— 
heblihe Arbeitölaft auferlegt wird. Indeſſen kann auf dieje Forderung — joll 
anders die wirkſame Geltendmachung der Eigenthumsaniprüche der Ktommittenten 
gelichert werden — nicht verzichtet werden, weil — im Gegenjag zu dem Wer: 
wahrungs: und Berpfändungsdepot, bei welchen dem Gigenthümer die Möglich- 
feit gegeben it, vor Hingabe der Stüde ſich ein Verzeichniß derjelben aufzuftellen, 
— der Stommtittent von den Nummern und Untericheidungsmerfmalen der für ihn 
bezogenen, im Depot des Kommiſſionärs bleibenden Papiere auf feine andere Weiſe 
Kenntniß erhalten kann als durch die Meberjendung eines Stückeverzeichniſſes. 
Ferner iſt zu berüdlichtigen, daß die Schwierigfeiten, welche in Lombardverfehr, 
begründet in dem häufigen Wechiel des Unterpfandes, der Ertheilung von Stücke— 
verzeichniiten entgegenstehen, Tür das Kommiſſionsgeſchäft nicht in Frage kommen, 
und daß andererjeits in dem lesteren ichon gegenwärtig die Nummernaufgabe in 
großem Umfange erfolgt. Nach Berliner Börſenuſance find im Börſenverkehr bei 
Lieferung von Werthpapieren — und zwar nicht nur im Kommiſſions-, jondern 
auch im Propergeſchäft — ſtets Nummernverzeichniſſe mitzuliefern. Dieſer Brauch, 
der thatſächlich im Verkehr zwiſchen Banquiers und Börſenbeſuchern auch außer— 
halb Berlins ebenſo gehandhabt wird, hat den Zweck, den Lieferanten, falls er 
verloofte, amortifirte, nicht umlaufsfähige oder gerälichte Effekten geliefert hat, 
regreßpflichtig macen zu fönnen. Ferner geben die Neichsbanf, ſowie zahlreiche 
andere Bankhäufer ſchon jegt den Kommittenten Nummernverzeichniſſe, und zwar 
nicht nur wenn die Stücke in ihrem Depot bleiben, ſondern auch bei effektiver 
Lieferung. Soweit die in dem Depot des Einkaufskommiſſionärs verbleibenden 
Werthpapiere verloosdare Effekten jind (Prandbriefe ꝛc), geben auch diejenigen 
Bankhäuſer, welche dies ſonſt nicht thun, ihren Nommmittenten die Nummern aut. 
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An voritebenden ift bereitö bemerkt, daß nach der beitehenden Praxis Stüde- 
verzeichnifie vielfach auch bei effektiver Lieferung gegeben werden. Dies geichieht 
ferner ganz allgemein bei Lieferungen an auswärtige Kommittenten. Seit langer 
Zeit iſt es lebung der Banquiers, bei Verſendung von Werthpapieren nad außer: 
halb Nummmernverzeichnifie den Avisbriefen beizugeben und Kopien zurüdzubehalten. 
Der Grund liegt darin, daß die Banguiers ihre Werthiendungen nicht zum vollen 
Werthe deklariren, jondern bei Verliherungsgeiellihaften veriichern. Nach den 
Bedingungen der letzteren müſſen aber bei Berluiten die Nummern feitgeitellt 
werden, damit eventuell eine Sperre veranlaßt oder das Aufgebotöverfahren ein- 
geleitet werden kann. 

Der Entwurf hat — entiprechend feinem auf die Sicherung der Depotfunden 
beichränften Zweck — feinen Anlaß, die Mittheilung eines Stüdeverzeichnifies 
auch bei fofortiger effektiver Yieferung der beichafften Stüde zu fordern. Gr be- 
jtimmt deshalb, daß die Ueberſendung des Stücdeverzeichniffes unterbleiben fann, 
joweit vor Abſendung desielben die Auslieferung der eingefauften Stüde an den 
Kommittenten erfolgt iſt und dehnt dieſe Beitimmung ferner auf den Fall aus, 
daß vor Abiendung des Verzeichnilies ein Auftrag des Kommittenten zur Wieder: 
veräußerung der für ihn beichafften Papiere, ſei e8 durch Verfauf an einen dritten, 
jet es durch Selbiteintritt des Kommiſſionärs, ausgeführt ift. 


Verzicht auf das Stückeverzeihniß. 

So unbedenklich in den vorerwähnten Fällen von der Forderung des Stüde- 
verzeichnifies abgeiehen werden Eonnte, jo muß doch im übrigen Fürſorge getroffen 
werden, daß dieje für die Sicherung des Gigenthums der Depotfunden jo wichtige 
Forderung allgemein erfüllt wird. Gin Verzicht auf das Nummernverzeihniß 
wird deshalb von Voransiegungen abhängig zu machen fein, welche Gewähr dus 
für bieten, daß der Hunde bei der Erklärung des Verzichtes fich der Bedeutung 
diefer Erklärung und der Folgen des Verzichtes wohl bewußt war. Aus diejer 
Erwägung wird ſowohl einem formlos erflärten Verzicht auf die Ueberſendung 
des Stückeverzeichniſſes die Giltigfeit zu verfagen fein, als einen allgemeinen Ber: 
zicht, weil ſonſt leicht der Fall eintreten fönnte, dab durch Aufnahme einer ent- 
iprechenden Klauſel in die Gejchäftsbedingungen der Bankhäuſer die Rorjchrift 
wegen des Stückeverzeichniſſes unwirkſam gemacht und die beabfichtigte Sicherung 
des Publikums namentlich fir den weniger erfahrenen Theil desielben vereitelt 
würde. Der Entwurf macht deshalb die Giltigfeit eines Verzicht auf die Leber: 
jendung des Stüdeverzeichnified davon abhängig, dab derjelbe bezüglich des eine 
zelnen Auftrages ausdrücklich und Ichriftlich erflärt iſt. 


Suspendirung der Heberfendung des Stüceverzeichnilies 
wegen mangelnder Gegenleiftung. 


Eine Verpflichtung des Kommiffionärs zur Nebertragung des Eigenthums 
der beichafften Werthvapiere auf den Kommittenten ift nach allgemeinen Rechts— 
grundiägen erit begründet, wenn er für feine Aniprüche aus dem Kommiſſions— 
geschäft befriedigt ift oder ihm gleichzeitig Befriedigung angeboten wird, es ſei 
denn, daß der Kommiſſionär für die Gegenleiftung des Kommittenten Stundung 
gewährt hat, was namentlich bei der Annahme von Aufträgen zur Anjchaffung 
von Werthpavieren gegen einen bloßen Einichluß, ſowie bei Einkaufskommiſſionen 
im SKtontoforrentverfehr anzunehmen fein wird, Im übrigen kann die Abficht, 
Kredit zu gewähren, aus der Annahme eines Auftrags zur kommiſſionsweiſen 
Beihaffung von Werthpapieren, ohne vorgängige Dedung, noch nicht ohne 
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weiteres gefolgert werden. Iſt aber eine ſolche Abiicht micht anzunehmen, To 
werden die Intereſſen des Kommiſſionärs durch das ihm an dem Kommiſſions— 
gute zuftehende Prandrecht für jeine Ansprüche aus dem Geichäfte nicht geniigend 
geihügt. Denn, wenn er gezwungen fein fol, sich des Rechts der Verfügung 
über die eingefauften Stüde vor feiner Befriedigung zu entäußern, jo erleidet er 
den — namentlih für Banquiers mit Eleinerem Betriebsfapital ſchwer ins Ge— 
wicht fallenden — Nachtheil, daß er einen Theil feiner Geldmittel im dem für 
den Stommittenten zu verauslagenden Staufpreiie feitlegen muß, und gleichzeitig 
doc gehindert iſt, die eingefauften Papiere noch zur Streditbeihaffung zu benugen. 

Wenn biernacd die Weberjendung des Stüdeverzeichnifies, welche die Voll: 
ziehung der Beligübertragung und damit den Erwerb des Eigenthums an dem 
Kommiſſionsgute durch den Stommittenten bewirkt, dem Kommiſſionär nicht zus 
gemutbet werden fann, jofern der Kommittent nicht jeinerjeits leiltet oder Stundung 
erhalten bat, jo iſt es andererieit3 für die Erreihung der mit dieſem Geſetz be= 
abjichtigten Ziwede geboten, daß der Stommittent völlige Stlarheit über die Lage 
des NRechtöverhältnifies erhält. Der Entwurf entbindet deshalb den Kommiſſionär, 
joweit und jolang er für jeine Yorderungen aus dem Kommiljionsgeichäfte nicht 
befriedigt ift und auch nicht Stundung gewährt hat, von der Ueberſendung des 
Stückeverzeichniſſes, verpflichtet ihn jedoch, dem Kommittenten unter Beifügung 
einer Nechnung über den ihm zu zahlenden Betrag — innerhalb der für die 
Mittbeilung des Stüdeverzeichniffes gelegten Friſt — Ichriftlicdy zu erklären, daß 
er das Stüdeverzeihniß nah Zahlung dieſes Betrages überienden merde. 


Prajudiz. 

Bon den voritehend erörterten VBorjchriften des Entwurfs über die Pflichten 
des Einkaufskommiſſionärs bei Indepotnahme der beichafften Werthpapiere wird 
der beabfichtigte Erfolg eines erhöhten Schutes der Depotfunden nur dann er: 
wartet werden können, wenn ihre Ausführung durch die Androhung von Rechts— 
nachtheilen gegen Zumiderhandlungen in wirkſamer Weile fichergeitellt wird. Ab: 
geſehen von der nach $ 11 unter gewillen Vorausjegungen eintretenden Beitrafung 
des Kommiſſionärs, ftellt der Entwurf ein für alle Fälle anwendbares zivilrecht— 
lihes Bräjudiz auf, indem er im $ 5 dem Stommittenten das Necht einräumt, 
bei Nichterfüllung der dem Kommiſſionär obliegenden Pflichten (SS 3 und 4) das 
Geihäft als nicht für feine Nehnung geichloffen zurückzuweiſen und Schadens: 
erjag wegen Nichterfüllung zu beanipruchen. 

Ein jo weitgehendes Recht muß indeifen, ſoll es nicht für den Kommiſſionär 
zu unverhältnigmäßigen Härten führen, in seinen WBorausiegungen und jeiner 
Dauer eingeichränft werden. Cine Analogie bieten die Beitinnmungen des Handels: 
gefegbuchs über die Folgen des Verzugs beim Kauf (Art. 354 bis 356). Jeder 
der beiden Stontrahenten ift darnach befugt, bei Verzug der Gegenpartei ſtatt der 
Erfüllung Schadenserjag wegen Nichterfüllung zu fordern oder von dem Vertrage 
abzugeben. Will er jedoch von diejer Befugniß Gebrauch machen, jo muB er 
dies dem anderen Kontrahenten anzeigen und ihm dabei, wenn die Natur des 
Geſchäfts dies zuläßt, nod) eine den Umständen angemeflene Friſt zur Nachholung 
des Verſäumten gewähren. In Anlehnung an diefe Vorjchriften beitimmt der 
Entwurf, daß das Recht des Kommittenten, das Geichäft als nicht für jeine 
Rechnung geichlofien zurückzuweiſen und Schadenseriag wegen Nichterfüllung zu 
beanjpruchen, erit eintritt, wenn der mit jeinen Verpflichtungen aus SS 3 und 4 
im Verzuge befindliche Kommiſſionär auf eine an ihn ergangene Aufforderung 
- des Kommittenten das Verſäumte nicht binnen drei Tagen nachholt, und dab 
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dieie Aufforderung ihre Wirfung verliert, wenn der Kommittent dem Kommiſſionär 
nicht binnen drei Tagen nach dem Ablauf der Nachholungsfriit erklärt, dab er 
von demselben Gebrauch machen wolle. Hit dieje Erklärung nicht rechtzeitig ab— 
gegeben, jo bedarf es einer erneuten Aufforderung an den Kommiljionär, an welche 
fih demnächſt die gleichen Folaen knüpfen, wie an die frühere Aufforderung. 


Umtaufcd von Werthpapieren. 


In ähnlicher Meile wie die Einkaufskommiſſion behandelt der Entwurf den 
Fall, daß ein Kaufmann als Kommiſſionär den Umtauſch fremder Werthpapiere 
bewirft oder mittels derjelben ein Recht zum Bezuge von MWerthpapieren, ins 
beiondere von neuen Aktien, welche von den Belisern der alten Aftien beaniprucht 
werden fönnen, geltend macht. Da auch bei diejen Geichäften der Kaufmann das 
Eigenthum an den eingetauichten oder bezogenen Papieren zunächſt für fich er: 
wirbt, jo verpflichtet ihn der Entwurf in gleicher Weiſe wie den Einkaufs: 
fommiflionär, behufs Vollziehung des constitutum possessorium feinem Kommitten— 
ten ein Verzeichniß der bezogenen Stüde mit Angabe der Gattung, des Nenn 
werthes, der Nummern oder ſonſtiger Unteriheidungsmerfmale zuzuftellen, falls 
er die neuen Stüde im Depot behält. Für den Fall der Nichterfüllung war es 
hier nicht angezeigt, den gleichen Nechtönachtheil wie bei der Einkaufskommiſſion 
anzudrohen. Während die Zurückweiſung des Geihäfts durh den Einkaufs— 
fonmmittenten dasjelbe für den Einkaufskommiſſionär zu einem Kauf für eigene 
Rechnung maht und ihm jeinen Anſpruch auf Erſatz des Kanfpreiſes entzieht, 
fanı ein analoges Ergebniß bei der Umtauſchkommiſſion überhaupt nicht und bei 
der Ausübung eines Bezugsrechtes nur in den Fällen eines Bezuges (z. B. junger 
Aktien) gegen Baarzahlung herbeigeführt werden. Die Nüdgewähr der um— 
getauichten alten Stüde, die die Folge der Zurüdweilung des Geichäfts fein 
würde, ift in der Negel thatlächlich ausgeichloflen und für den KKommittenten ohne 
wirthichaftlihe Bedeutung. ES ift daher zu befürchten, daß ein in dieſer Art 
geitelltes Präjudiz eine Quelle chifandjer, ſchwer zu emtjcheidender Schadenserjag: 
jtreitigfeiten werden würde. Der Entwurf trifft deshalb für den Kommiſſionär, 
der den Umtausch 2c. zu beforgen hatte und feinen Pflichten gegen den Kommit— 
tenten nicht genügt, ein andere Präjudiz, indem er beitimmt, daß der Kom— 
miſſionär alsdann feinen Anſpruch auf Proviſion verliere. Dieſer Rechtsnachtheil 
iſt nicht ſo hart, daß es geboten wäre, ſein Eintreten von einer vorhergehenden 
Aufforderung tes Kommittenten und dem fruchtlofen Ablaufe einer Nachholungs— 
frift abhängig zu machen. Andererſeits ift zu berüdlichtigen, daß die in Rede 
ftehenden Geichäfte häufig der Ausflug größerer Finanzoperationen find, die 
namentlich für die beionderen Depotinftitute eine augenblidliche Steigerung der 
Gejihäftsthätigfeit in ſolchem Umfange bedingen, dab die Friſt für die Ueber— 
jendung des Stideverzeichniffes bei der Einkaufskommiſſion, bei welcher legteren 
jih die Geichäfte gleihmäßiger vertheilen, hier zu kurz ericheint. Der Entwurf 
läßt deshalb den Verluſt der Brovifion eintreten, wenn der Umtauſchkommiſſionär 2c. 
das Stüdeverzeihnig binnen zwei Wochen nad) Empfang der neuen Stüde nicht 
überjandt hat. 


Verkaufskommiffion. 


Mit der Verkaufskommiſſion hat der Entwurf fi nicht befaßt, weil dieſes 
Geihäft — abgeſehen von den nicht zahlreichen Fällen, in denen in Folge Limi— 
tirung des Berfaufspreijes eine längere Aufbewahrung der Papiere ftattfinden 
fann — in jo furzer Frift zur Grledigung zu fommen pflegt, daß eine Ver—— 
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wahrung der Papiere faum in Frage kommt, wie denn auch der Wille des Ver: 
faufsfommittenten auf die Veräußerung der dem Kommiſſionär übergebenen 
Papiere nicht aber auf deren Erhaltung und Verwahrung gerichtet iſt. 
Ueberdies witrde der Verſuch einer Sicherung des Eigenthums des Verkaufskom— 
mittenten an den dem Kommiſſionär zum Verkauf übergebenen Papieren regel: 
mäßig an der Berechtigung des letzteren ſcheitern, ſelbſt als Käufer einzutreten 
und dadurd, unter Erwerb des Eigenthums der Papiere, den Kommittenten auf 
einen perjönlidyen Anipruch auf den Kaufpreis zu beichränfen. 


Mitwirkung mehrerer Banquiers. 


Es ift oben dargelegt worden, daß die Nothwendigfeit der Mitwirkung 
mehrerer Banquiers an vielen Depotgeihäften zur Folge bat, dab die in deu 
Beſitz der hauptitädtiihen Banquiers gelangenden Werthpapiere der Kunden der 
Provinzialbanquiers dem Pfandrechte der eriteren unterworfen werden, auch wenn 
die Gigenthümer der Bapiere weder ihrem Provinzialbanquier noch dem haupt— 
ftädtiichen Banguier etwas jchuldig find. Solche Prandrechte. der hauptjtädtiichen 
Banquiers können entitehen: 

1) an Papieren, die ihnen von den Provinzialbanquiers zum Zweck der 
Aufbewahrung, des Umtauſches oder des Bezuges anderer Werthpapiere, oder 

2) zur Ausführung einer Verkaufskommiſſion überlandt find, endlich 

3) an Papieren, die jie nach Ausführung einer Einkaufskommiſſion im Auf: 
trage von Propinzialbanquiers Für deren Kunden in Belig behalten, 

Der Entwurf 8 9) beichränft ſich darauf, für die zu 1 erwähnten Fülle 
Vorfehrungen dagegen zu treffen, daß die in den Beſitz des hauptitädtiichen 
Banquier3 gelangenden Bapiere demſelben als Pfandobjekte für jeine Aniprüche 
gegen den Provinzialbanquier haften. Zu dieſem Behuf verpflichtet er einen 
Kaufmann, welcher in feinem Gejchäftsbetriebe fremde Wertbpapiere einem Dritten 
zum Zwed der Aufbewahrung, des Umtauiches oded des Bezuges von anderen 
Werthpapieren, Zins: oder Gewinnantbeilicheinen ausantwortet, zur Mittheilung 
an diejen Dritten, daß die Werthpapiere fremde ſeien, und knüpft an die Mit— 
theilung die rechtliche Folge, daß an den übergebenen oder an den neu beichafften 
Werthpapieren ein Prandreht oder ein Zurücdbehaltungsrecht des Dritten nur 
wegen jolcher Forderungen an feinen Auftraggeber geltend gemacht werden kann, 
welche mit Bezug auf dieſe Werthpapiere entitanden find. Daß eine Verpflichtung 
zur Erjtattung der fraglichen Anzeige dann nicht beitebt, wenn die Werthpapiere 
dem Banquier nad) Maßgabe des 8 2 zu freier Verfügung übergeben find, vers 
ſteht ich von ſelbſt; es handelt ich dann eben nicht mehr um „fremde“ Werth 
papiere im Sinne des 8 9. 

Von einer Ausdehnung der Beſtimmung des S 9 auf die oben unter 2 und 3 
bezeichneten Fälle it Abitand genommen worden. Gin praktisches Bedürfniß zur 
Reieitigung des beitehenden Webelftandes hat ſich vorwiegend für die unter 1 er: 
wähnten Fälle, in welchen gewiſſe Gffeften zeitweile in großem Imfange bei den 
Zentral: Banfinftituten zuſammenzuſtrömen pflegen, geltend gemacht. Was den 
Fall der Beriendung von Werthpapieren zum Verkaufe betrifft, jo handelt es 
ich hierbei, wie ſchon bemerkt, in der Regel nicht um eine längere Aufbewahrung ; 
dieie findet vielmehr durch die Veräußerung der Papiere ein Ende, und hiermit 
erliicht audy das Intereſſe des bisherigen Gigenthümers an den Papieren. Prak— 
tiih von größerer Bedeutung it an fich der unter Nr. 3 erwähnte Fall einer 
Weiterübertragung der Ginfaufsfommisision. Hier würde indellen die Auf: 
erlegung einer Anzeigepflicht nad Analogie des 8 9 erheblichen Schwierigkeiten 
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begegnen. Dies gilt ſowohl bezüglich der Beltimmung des Zeitpunktes, im 
welchen die Beichränfung des Pfandrechts des zweiten Kommiſſionärs einzutreten 
hätte, al& bezüglich der Geitaltung des Nechnungsverhältniffes der beiden Kom— 
miflionäre, da für dieſes die bloße Trennung in ein eigenes Konto des Pro— 
pinzialbanquier® und ein allgemeine® Konto der ſämmtlichen Kunden bdesielben 
jedenfalld nicht ausreihen würde. Es wird der bevorftehenden Reviſion des 
Handelsgeſetzbuchs vorbehalten bleiben müſſen, die Frage zu entjcheiden, ob nicht 
in anderer Weile, insbeiondere durd eine gewiſſe Einschränkung des gejeglichen 
Prandrechts3 des Kommiſſionärs oder des Schuges für den gutgläubigen Erwerb 
diejes Pfandrechts, die Antereffen dritter Perſonen auch in Fällen der bier in 
Frage ſtehenden Art beiler gewahrt werden fünnen. 


Strafrechtliche Belimmungen. 
Ergänzung der Vorſchriften über die Interihlagung. 


Der Begriff der Unterfchlagung, wie ihn das Strafgeiegbuch beitimmt, hat 
fich infofern als lückenhaft erwieſen, als er auf rechtswidrige Verfügungen über 
frenıde, im Gewahriam des Thäters befindlihe Sachen, bei deren die Ablicht nicht 
auf Aneignung gerichtet ift, nicht ammwendbar iſt. Um dieſe Lüde auszufüllen, 
nimmt der Entwurf eine Ergänzung der Vorichriften über die Unterſchlagung 
durch eine Vorschrift (4 10) in Ausjicht, welche vechtswidrige Verfügungen eines 
Kaufmanns über fremde, in feine Verwahrung gelangte Werthpapiere zum eigenen 
Nusen oder zum Nuten eines Dritten — falls dieje Verfügungen nicht den 
Thatbeitand des $ 246 des Strafgeſetzbuchs darftellen — mit Gefängniß Dis 
zu einem Jahre und mit Gelditrafe bis zu 3000 Mk. oder mit einer dieſer 
Strafen bedroht. Den Thatbeitand dieſes Vergehens bilden namentlich die zum 
Nutzen de3 Depofitars erfolgende Verpfändung devonirter Werthpapiere und ihre 
Benugung zu Neportgeichäften ohne die, nah S 2 des Entwurfs ausdrücklich 
und fchriftlich zu erflärende Ermächtigung des Eigenthümers. Die gleihe Strafe 
muß demjenigen treffen, welcher der Borichrift des $ 9 über die Anzeigepflicht 
bei Ueberſendung fremder MWerthpapiere zu eigenem Nugen oder zum Nuten eines 
Dritten vorſätzlich zuwiderhandelt; denn auch in einem ſolchen Verhalten it mit 
Rückſicht auf feinen Erfolg eine rechtswidrige Verfügung über die Papiere zu 
erbliden. Durch die ausdrüdliche VBorichrift des Abi. 2 des 8 10 wird dies 
außer Zweifel gelegt. 

Die in der Nechtsiprechung beftehende Praxis, die Anwendbarkeit des $ 246 
des Strafgeiegbuchs bei einer objektiv rechtswidrigen Zueignung fremder vertrets 
barer Sachen auszuschließen, falls der Thäter im Augenblid der Aneignung die 
Abſicht des Griages hatte und deren Ausführbarfeit durch bereite Mittel gewähr: 
leiftet war, wird, imfoweit es fich um bei einen Kaufmaun hinterlegte oder ver: 
prfändete Werthpapiere handelt, dur die Beitimmung des 8 2 des Entwurfs für 
die Zukunft beieitigt werden Die dieſer Praris eutiprechenden Enticheidungen 
beruhen, wie oben näher ausgeführt, auf der Erwägung, daß im dem Ihäter 
durh das Vorhandensein von Abficht und Möglichkeit jederzeitiger Erſatzleiſtung 
die Annahme begründet werde, der Eigenthümer werde mit der unter folchen lm: 
ftänden geichehenen Aneignung der Sache einveritanden fein, und daß dadurch das 
Bewußtſein des Verwahrers von der Nechtswidrigkeit der Aneignung ausgeichlojien 
werde. Gegenüber der Rorichrift des $ 2, wonach die Befugniß des Verwahrers, 
jtatt der in Verwahrung genommenen Werthpapiere nur gleichartige zurüdzuge: 
währen, und zu Verfügungen zum eigenen Nutzen von einer ausdrücklich und 
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Ichriftlich erklärten Ermächtigung des Eigenthümers abhängig iſt, wird fünftig 
nur jehr ausnahmsweiſe die Zuſtimmung des lesteren zu einer Zueignung der 
Werthpapiere durch den Verwahrer aus dejlen durch bereite Mittel fichergeitellter 
Griagabficht gefolgert werden können. 


Zuchthausſtrafe für Depotunterfclagungen ? 


In der Tageöprejle iſt mehrfach angeregt worden, Depetunterichlagungen 
unter Zuchthausſtrafe zu stellen. Die gleiche Forderung erhebt der Eingangs er: 
mwähnte, in dem Neichdtag eingebrachte Antrag des Abgeordneten Dr. von Cuny. 
Für eine derartige Strafihärfung ſprechen in der That verschiedene Momente, 
Bon einen Kaufmann, welder berufsmäßig Depotgeichäfte macht, pflegt eine be: 
jondere PVertrauenswürdigfeit erwartet zu werden. Der Mißbrauch dieſer Ver: 
trauensitellung durch Veruntreunng der ihm in Hinblick auf dieielbe anvertrauten 
MWerthpapiere bekundet einen verbreceriichen Willen Ichlimmiter Art. Dazu tragen 
Depotunterichlagungen, namentlich wenn fie in größerem Umfange stattfinden, den 
Charakter großer Gemeingefährlichfeit an fich, nicht allein durch die Schädigung 
der von der Unterichlagung Betroffenen, Tondern insbeſondere auch, indem fie 
Mißtrauen bei dem Publikum erweden, auf Handel und Wandel lähmend ein: 
wirfen und das wirthichaftliche Leben ungünstig beeinflufen. 

Andererjeits fällt ins Gewicht, daß die Bedrohung der Depotunterichlagungen 
mit Zuchthaus mit dem Strafeniviten des Strafgeſetzbuchs nicht im Einklange 
ftehen und zu einem Mißverhältniß nicht nur gegenüber auderen Vergehen führen 
würde, jondern aud) gegenüber jonitigen Arten der Unterichlagung, welche, wie 
die Veruntreuung von Mündelgeldern, Sparfalleneinlagen und ähnliche, einen 
nicht minder groben Vertrauensbruch daritellen und nicht minder ſtrafwürdig er- 
icheinen wie Depotunterichlagungen. 

War aus diefen Erwägungen davon abzuiehen, Depotunterichlagungen an ich 
unter Zuchthausftrafe zu stellen, jo ericheint doch Zuchthausitrafe dann angezeigt, 
wenn durch Hinzutreten des Stonfuries des Thäters die Veruntreuungen einen 
beſonders gemeingefährlichen Charakter annehmen. Der Entwurf 8 12) bedroht 
demzufolge einen Kaufmann, welcher jeine Zahlungen eingeitellt hat oder über 
deilen Wermögen das Konfursverfahren eröffnet worden it, mit Zuchthaus, wenn 
er Depot3 unterichlagen hat und ein innerer Zuſammenhang zwischen dielen Unter: 
ichlagungen und dem Konkurſe oder der Zahlungseinitellung dadurch gegeben ift, 
daß der Kaufmann die Depotveruntrenungen im Bewußtſein feiner Zahlungs: 
unfäbigfeit oder Ueberſchuldung begangen hat. 


Gewerbepolizeilihe Strafe ? 


Nach eingehender Grörterung der Frage, ob die Grfüllung der durch den 
Entwurf dem Werwahrer und PBfandgläubiger in Betreff der gejonderten Ber: 
wahrung und der Buchung der Depots, dem Kommiſſionär in Betreff der lieber: 
jendung des Stüceverzeichnifies au den Kommittenten auferlegten Pflichten da= 
durch zu Sichern fein möchte, daß deren Nichtbeobahtung als aewerbepolizeiliches 
Vergeben unter Strafe zu Stellen wäre, ift von einer ſolchen Vorſchrift abgeiehen 
worden. Gnticheidend hierfür war die Erwägung, daß eine gewerbepolizeiliche 
Strafbeitimmung nur dann wirkungsvoll jein könnte, wenn die geichäftliche Thätig— 
feit der Banfen einer regelmäßigen polizeilichen Nevifion untennvorfen würde, wie 
folhe in der Preſſe mehrfach gefordert worden iſt. Die Einführung einer ſolchen 
polizeilihen Kontrole erjcheint indeilen völlig unangebracht. Zunächſt liegt auf 
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der Hand, daß die Durchführung einer jolchen Kontrole eine kaum zu bewältigende 
Aufgabe jein und daß es ſchwer halten würde, das für eine ſolche Aufgabe ges 
eignete Perjonal zu finden. 

Auch an und für fid) betrachtet aber fan aus beflagenöwerthen Vergehungen 
Einzelner fein Grund entnommen werden, einen Gewerbebetrieb, welcher vorzugs— 
weile in den Händen hochangeiehener Mitglieder des Handelsitandes ruht, einer 
nit dem Grumdiägen unſerer Gewerbegeieggebung nicht vereinbarlichen und von 
derjelben bisher nur ganz ausnahmsweile ($ 38 der Gewerbeordnung) aus bier 
nicht zutreffenden Geſichtspunkten zugelallenen Maßregel zu unterwerfen. 

Gegen eine gewerbepolizeilihe Strafbeftimmung der gedachten Art ſpricht 
überdies auc der Umſtand, dag eine jolche von unzufriedenen Angeitellten der 
Banken, jowie von dem durch Vermögensverlufte im Bank- und Böriengeichäfte 
betroffenen Bublifum nicht ſelten in chifandier Weile ausgebeutet werden wiirde. 

Der Entwurf enthält sich aus dieſen Gründen einer gewerbepolizeilichen 
Strafvorichrift. Dagegen war erforderlich, die Erfüllung der durch SS 1, 3 und 
6 daſelbſt fonftituirten Pflichten der Banguiers, abgeiehen von den oben erörterten 
zivilrechtlichen Präjudizien, aud) durch eine Ergänzung der ftrafrechtlichen Be- 
ſtimmungen zu fichern. 


Strafbare Bumwiderhandlung gegen SS 1 und 2. 


Dem Xerwahrer und dem Pfandgläubiger liegt gemäß $ 1 des Entwurfs 
einerieitö die gelonderte Verwahrung der in Depot erhaltenen Gffekten ob, ans 
dererjeit3 die Führung eines Handelögeiegbuches, in das die hinterlegten oder ver— 
pfändeten Werthpapiere entweder jpezialifirt einzutragen find oder eine Bezugnahme 
auf daneben geführte Stüdeverzeichniffe zu vermerken if. Die Führung von 
Handelsbüchern, zu der ein Kaufmann geieglich verpflichtet ift, kann ftrafrechtlich 
von Bedeutung werden, wenn er feine Zahlungen einitellt oder über jein Ber: 
mögen das Konfursverfahren eröffnet wird. Nach $ 209 der Konkursordnung 
wird der Gemeinichuldner wegen betrügeriichen Bankerotts bejtraft, wenn er in 
der Abjicht, feine Gläubiger zu benachtheiligen, Handelsbücher zu führen unters 
laſſen bat, deren Führung ihm gejeslich oblag, oder jeine Handelsbiicher vernichtet 
oder verheimlicht oder jo geführt oder verändert hat, daß diejelben feine Ueberſicht 
des Vermögenszuftandes gewähren. Beſtand dieje Abficht nicht, jo wird der Ge: 
meinichuldner nad) $ 210 a, a. DO. wegen einfachen Bankerutts beitraft, wenn 
er Handelsbücher zu führen unterlaflen hat, deren Führung ihn geſetzlich oblag, 
oder dieſelben verheimlicht, vernichtet oder jo unordentlich geführt hat, daß fie 
feine Weberiicht Teines WBermögenszuftandes gewähren. Obſchon durch den vor— 
liegenden Entwurf, wenn er Gejegesfraft erlangt, das im $ 1 Abi. 1 Ziffer 2 
vorgeichriebene Depotbuh ein Handelsbuch im Sinne der vorerwähnten Beſtim— 
mungen der Konfursordnung wird, jo werden die legteren hinfichtlich dieſes Depot: 
buches doch nur in beſchränktem Umfange anwendbar ſein. 

Zunächſt iſt im Hinblid darauf, daß die Unterlaſſung der Führung des 
Depotbuches, ſowie deſſen Vernichtung, Verheimlihung oder unrichtige Führung 
regelmäßig die Benachtheiligung der Gläubiger, d. i. der Konfursgläubiger, 
nicht bezweden oder herbeiführen kann, jondern weientlih eine Schädigung der 
Ausionderungsberechtigten, die, wenn fie die Ausübung des Ausſonderungsrechts 
hindert, den Stonfursgläubigern fogar von Nugen jein fann, der Thatbeitand des 
betrügeriichen Bankerutts ausgeichloflen. Aber auch die Möglichkeit der Beitrafung 
wegen einfachen Banferutts ift nur in dem Falle gegeben, wenn der Gemein 
ichuldner die ihm geieglich obliegende Führung des Depotbuches völlig unterlafien 
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bat. Denn die Verbeimlihung, Vernichtung und ımordentliche Führung eines 
Handelögeilegbuches it nur dann geeignet, den Thatbeitand des Banferutts zu 
bilden, wenn fie zur Folge hat, daß die Handelsbitcher feine Ueberſicht des Ver— 
mögensftandes des Kridars gewähren. Für diefe Ueberſicht aber iſt das Depot: 
buch, welches nicht die Vermögenslage des Gemeinichuldners, fondern das Eigen— 
thum der Deponenten £larzuftellen beſtimmt it, nicht unbedingt weientlich. 


Soll eine den WVorichriften der Konkursordnung über die unordentliche Führ— 
ung der Handlungsbücer analoge Vorichrift in Betreff des Depotbuches getroffen 
werden, jo muß der Stridar unter Strafe geitellt werden, wenn durch feine Schuld 
der mit der Verpflichtung zur Führung eines Depotbuces beabjichtigte Zweck 
nicht erreicht wird. Da nun die Führung des Depotbuches und gleicher Weile 
die Prlicht der gelonderten Aufbewahrung der in Depot genommenen Effekten die 
Sicherung des NAusjonderungsanipruchs des Eigenthimers beim Konkurs des Ver: 
wahrers bezwedt, jo wird dem legteren Strafe alsdann anzudrohen fein, wenn 
durch die Nichterfüllung oder durch die mangelhafte Erfüllung der ihm gemäß 
$ ı Ziffer 1 und 2 des Entwurfs obliegenden Pflichten im Stonfursfall das 
Ausſonderungsrecht des Eigenthümers fich als. gefährdet erweilt. In diefem Sinne 
beitimmt der $ 11 des Entwurfg, dat ein Kaufmann, welcher jeine Zahlungen 
eingeitellt hat oder über deilen Vermögen das Konkursverfahren eröffnet worden 
it, mit Gefängniß bis zu zwei Jahren zu beitrafen Tei, wenn er den WVorichriften 
des $ 1 Biffer 1 oder 2 zumidergehandelt hat und dadurch der Berechtigte be- 
züglid des Anipruchs auf Ausfonderung der von jenem zu verwahrenden Werths 
papiere benachtheiligt wird. Die gleichen Gejichtspuntte, welche der gegen den 
Terwahrer und gegen den Prandgläubiger gerichteten Strafbeitimmung zu Grumde 
liegen, kommen der Hauptjache nach auch bezüglich des Kommiſſionärs in Betracht, 
der feiner Verpflichtung zu Meberiendung des Stückeverzeichniſſes vorläglic nicht 
nachgefommen iſt und hierdurch das Ausionderungsrecht des Kommittenten im 
Konfurie vereitelt hat. Im Entwurf iſt deshalb die Strafbeitimmung auch auf 
diejen Fall ausgedehnt. 

Im $ 13 des Entwurf werden ichließlich den Strafbeſtimmungen der SS 10 
bis 12 analoge Borichriften in Beziehung auf die Mitglieder des Vorſtandes 
einer Aftiengeiellichaft oder eingetragenen Genoſſenſchaft, die Geichäftsführer einer 
Geſellſchaft mit beichränfter Haftung Sowie auf die Liquidatoren einer Handels: 
geiellihaft oder eingetragenen Genoflenichaft getroffen. 

Im einzelnen ift zu den Beitimmungen des Entwurfs Folgendes zu bemerfen: 


Zu S 1. 

Die Hinterlegung von Werthpapieren erfolgt entweder in der Form des 
offenen oder des geichloflenen Depots. Leber die Nechte und Pflichten des Ver: 
wahrers eines verichloilen hingegebenen Depots find feine Zweifel hervorgetreten, 
die geltenden Geſetze genügen vollitändig. Der Entwurf konnte jih demgemäß 
auf die offenen Depots von Werthpapieren beichränfen. Gegenstand dieſer Depots 
find vorzugsmeile die im $ 1 aufgeführten Papiere. Den Borjchriften des Gut: 
wurfs nicht zu unterwerfen waren die Banknoten, weil fie zwar vom rechtlichen 
Standpuntte aus nicht Geld, auch nicht Papiergeld, Tondern nur Anweiſungen 
auf Geld find, aber nach ihrer dem Verkehr zu Grunde liegenden wirthichaftlichen 
Aufgabe an die Stelle des Geldes zu treten beſtimmt find und daher die Ber: 
pflihtung zu ihrer Aufbewahrung in specie nicht dem zu vermuthenden Willen 
der Berheiligten entiprechen würde. 
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Konnoſſemente und ähnliche Papiere fallen nicht unter die im Abi. 1 auf 
geführten Werthpapiere. Da diejelben in Depot nicht gegeben zu werden pflegen, 
jo lag feine Beranlafiung vor, ihrer in dem Entwurf Erwähnung zu thun. Much 
anf MWechiel finden die Beſtimmungen des Entwurfs feine Anwendung. 


Zu 8 2. 

Die Vorſchrift, daß die im $ 2 behandelte Ermäcdtigungserflärung, um 
giltig au fein, ausdrücklich abgegeben werden müſſe, bezweckt, für den Verzicht 
eine klare, unzweifelhafte Ausdrudsweiie zu fordern, um zu verhindern, daß aus 
unflaren, in ihrer Bedeutung dem Hinterleger nicht genügend zum Bewußtiein 
gelangten Ausdrüden in den ihm zur Anerkennung vorgelegten Schriftitüden, 
namentlich in jogenannten Geichäftsbedingungen, ein von demjelben nicht gewollter 
Verzicht hergeleitet werden fannı. Durch die Beitimmung im $ 2 ift nicht aus— 
geichloffen, daß die Hingabe eines Darlehns in Werthpapieren wie bisher jo aud) 
fünftig beionderen formalen Grforderniffen nicht unterliegt. Iſt dagegen der 
Mille der Stontrahenten auf Begründung eines HDinterlegungsverhältnifies an den 
Merthpapieren gerichtet, jo soll für den Staufmann das Recht, Werthpapiere 
gleicher Menge und Art der ihm übergebenen zurückzugeben (depositum irregulare), 
nur durch eine Ichriftliche und ausdrüdliche Erklärung des Dinterlegerd oder Ver: 
pfänders rechtsgültig begründet werden fünnen. Auch die Ummandlung eines 
depositum regulare in ein depositum irregulare fann danach gültig nur durd 
eine im Sinne des 8 2 Ichriftlih und ausdrüdlich abgegebene Erklärung voll: 
zogen werden, während die Umwandlung eines urjprünglichen Dinterlegungspers 
trags in ein Darlehn zu ihrer Nechtsgültigkeit feiner Form bedarf. 


Zu $ 3. 

Nah Abi. 1 beginnt die dreitägige Friſt für die Weberiendung des Stüde: 
verzeichnifies, wenn der Kommiſſionär einen dritten Verkäufer namhaft gemacht 
bat, mit dem Erwerb der Stüde Zum Grwerb der Stüde iſt es nicht 
nothwendig, daß der Kommiſſionär fie £förperlich empfängt, ſondern es genügt — 
was für den Fall der Betheiligung mehrerer Banguiers an der Ausführung der 
Kommiſſion von Bedeutung iſt —, daß der Kommiſſionär des Stunden (alfo unter 
Umftänden ein Zwiſchenkommiſſionär) durch) Constitutum possessorium des von 
ihm mit dem Erwerb der Stüde beauftragten Kommiſſionärs Beliß und Eigen— 
thum am denielben erwirbt. Die Friſt für den Zwijchenfommijfionär, welcher 
einen dritten Werfäufer namhaft gemadt hat, beginnt daher in dieſem Falle mit 
dem Empfange des ihm von dem hauptitädtiichen Kommiſſionär überſandten Stücke— 
verzeichnifies. 

Wenn der Kommiſſionär den Verkäufer nicht benaunt hat, jo beginnt die 
dreitägige Frilt mit Ablauf des Zeitraums, innerhalb deilen er nach Eritattung 
der Anzeige über die Ausfuhrung des Auftrages die Stüde bei ardnungs— 
mäßigem Geihäftsgange beziehen konnte. Dieſer Zeitraum ift nicht nad) 
dem abitrakten Maßitab eines für alle Fälle als Negel zu betrachtenden ordnungs— 
mäßigen Geichäftsganges zu bemejlen, es find vielmehr alle die thatfächlichen Um: 
ftände dabei zu berüdlichtigen, die in einzelnen Fall ohne Verichulden des Kom— 
miſſionärs zu einer Verzögerung des Bezuges der ihm zu liefernden Stüde führen 
fönnen. Durch die Faſſung der Vorschrift ift dies außer Zweifel geitellt. Inter 
Berüdfichtigung aller biernab in Betracht kommenden Umſtände wird die Frift 
zur Ueberſendung des Stüceverzeichnifies aud in denjenigen Fällen zu beſtimmen 
jein, in welchen es fih um Werthpapiere handelt, die an einer ausländiichen Börſe 
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einzufaufen find. Daß die Borichriften des 8 3 auch im ſolchen Fällen Anz 
wendung finden, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob die Papiere von dem in— 
ländiihen Kommiſſionär bezogen oder bei den ausländischen Banquier in Depot 
belaifen werden, ergibt jich aus der allgemeinen Faſſung des $ 3 von jelbit. In 
dem legteren Fall hat der Kommiſſionär ebenio wie ſonſt, wenn er die Papiere 
nicht selbit bezieht, dafür zu jorgen, dab ihm das Stüdeverzeihniß behufs der 
lebermittelung an jeinen Kommittenten zugelandt wird. 


Zu 8 4. 

Sobald im Falle des $ 4 entweder der Kommittent die aus dem Kommiljions- 
geichäft herrührende Forderung des Kommiſſionärs befriedigt oder der leßtere be— 
züglid des Betragd oder Reſtbetrages Stundung gewährt hat, iſt binnen einer 
von dieſem Zeitpunft ab laufenden dreitägigen Friſt das Stüdeverzeihniß zu 
überienden. 

Zu S 6. 


Die Beitimmungen in SS 6 und 7 finden nur Anwendung, wenn es ſich 
um ein Kommiſſionsgeſchäft handelt, dagegen nicht auf Umtauichakte, bei denen 
der Banquier nur Vertreter des Gigenthümers in thatjächlihem Sinne ift, ohne 
überhaupt ein Nechtsgeichäft geichweige, denn ein jolches in eigenem Namen ab» 
zuichließen. Dahin gehören der Umtausch von Interimsicheinen in die definitiven 
Stüde, der Umtauſch beichädigter Stücde gegen neue, die Empfangnahme neuer 
Stüde an Stelle verloren gegangener amortifirter Stüde und ähnliche Fälle, wo 
ein Anichaffungsgeichäft nicht vorliegt und fein Zweifel darüber beiteht, daß der 
Vertreter unmittelbar für den Vertretenen den Beſitz erwirbt. 


Zu 8 8. 

Durch den Abſatz 3 des 8 8 werden dem Kommiſſionär jedenfalls vom Zeit— 
punkt der Abſendung des Stückeverzeichniſſes an den Kommittenten ab die Pflichten 
eines Verwahrers (5 1) inſoweit auferlegt, als er die Papiere in Gewahrſam 
hat. Wenn die Papiere im Fall der Berheiligung mehrerer Banquiers am der 
Ausführung der Kommillion bei dem bauptitädtiichen Banguier in Verwahrung 
bleiben — ein Fall, der praftiich häufig vorfommt —, jo fönnen dem Zwiſchen— 
banquier, welcher alsdann gar nicht in den Gewahriam der Papiere gelangt, aud) 
die Pflichten ded3 Verwahrers nicht zugemuthet werden. 

Wenn der Kommiſſionär, ſei es veriehentlich, jei es in vorſätzlich rechts— 
widriger Abficht über die gleihen Papiere an mehrere Perſonen Stüdeverzeichniiie 
gelandt oder ein Stüceverzeihniß über Papiere mitgetheilt hat, die einem Anderen 
förperlich übergeben worden find, jo beitimmen sich die Nechtöverhältnifie dieſer 
Perionen zu einander und zu dem Kommiſſionär nach den allgemeinen Gejegen. 

Zu $ 9 vergl. die Austührung des allgemeinen Theils. 

Zu $ 10. 

Die Benugung von auvertrauten Aktien zur Ausübung des Stimmrechts in 
ber Generalverfammlung ift nicht als eine rechtswidrige Verfügung im Sinne des 
Entwurfs anzufehen, da es ſich hierbei um einen Gebrauch der Papiere handelt, 
welcher das Gigenthum an denjelben nicht berührt. Es verbleibt daher, ſoweit 
eine ſolche Benutzung ohne Cinwilligung des Gigenthümers und ohne Befugniß 
zu deifen Vertretung erfolgt, lediglich bei der Vorſchrift des Artikels 249 des 
Handelögefegbuch® in der Faſſung des Geſetzes, betreffend die Kommanditgeſell— 
ihaften auf Aktien und die Aftiengeiellichaiten vom 18. Juli 1884 (R.G.-Bl. 
©. 123). Dagegen fällt, wie ſchon oben hervorgehoben, die Verpfändung der 
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Papiere unter die Strafvorichrift des Entwurfs. Cine rechtswidrige Verfügung 
liegt dann nicht vor, wein die Handlung durch das Intereſſe des Dinterlegers 
oder Verpfänders geboten iſt ($ 1 Abi. 2 de3 Entwurfs), wenn diejer ſich aus: 
drücklich und Ichriftlich damit einverstanden erflärt hat ($ 2 des Entwurfs), oder 
wenn die Verfügung in Ausübung eines beitehenden Nechts vorgenonmmen wird, 
wie 3. B. der Zwangsverfauf des Kommiſſionsguts oder des Fauſtpfands auf 
Grund der Artikel 375 und 310 des Handelsgeſetzbuchs. 

In Subjektiver Hinsicht it dem Erforderniß der Vorjäßlichkeit durch das Zeit— 
wort „verfügen“ Ausdruck gegeben. Als Dolus aber jet das im $ 10 des 
Entwurfs vorgeichene Vergehen auf Seiten des Thäters ferner das Bewußtſein 
der Nechtswidrigfeit der Verfügung voraus. Denn die Nechtswidrigfeit iſt ein 
TIhatumftand, der dem Thäter nah $ 59 Abi. 1 de3 Strafgeiegbuchs nicht zu: 
gerechnet werden darf, wenn er deilen Vorhandeniein bei Begehung der Strafthat 
nicht kannte. Cine objektive rechtswidrige Verfügung würde demnach 3. B. dann 
nicht unter die Beitimmung des $ 10 fallen, wenn der Verfügende diejelbe als 
durch das Intereſſe des Hinterlegers, Nerpfänders oder Stoinmittenten Für geboten 
gehalten bat. 

Jede Ausantivortumg fremder Werthpapiere an Dritte, jei e8 zum Zweck der 
Aufbewahrung, des Umtaniches oder des Bezuges anderer Papiere oder von Zins: 
oder Gewinnantheilicheinen, würde die Möglichkeit der Gntitehung von Pfand: 
rechten oder Zurückbehaltungsrechten Dritter au den Papieren und damit der 
Schädigung der Cigenthümer mit fich bringen, wenn der betreffende Kaufmann 
bei der Ausantwortung nicht die in S 9 vorgeichriebene Mittheilung macht. Die 
im Bewußtſein der Rechtswidrigkeit erfoigende Hingabe der Papiere ohne ſolche 
Mittheilung enthält ſonach eine rechtswidrige Verfüguug. Hierdurch rechtfertigt 
jih die Strafvorichriit im Abſatz 2. 

Da die Beitiinmungen in Abſatz 1 und 2 fich wejentlich als eine Ergänzung 
de3 geltenden Rechts binfichtlich der Strafbeitimmmmgen gegen Unterihlagungen 
daritellen, jo erichien es geboten, auf die dadurch getroffenen Fälle auch die in 
8 247 des Strafgeießbuchs aufgenommenen Sonderbeitimmungen für anwendbar 
zu erklären. Hinſichtlich des dort vorgeiehenen Erforderniffes des Strafantrags 
fönnen, da e8 fich hier nur um Strafthaten eines jelbitändigen Kaufmanns handelt, 
nach der Natur der Sache nur die gegen Angehörige gerichteten Zuwiderhandlungen 
in Frage kommen, und es genitgte daher die Aufnahme einer entiprechenden Bes 
ſtimmung. Dagegen waren im HDinblid auf die Gleichartigkeit der Vorausſetzungen 
die Vorichriften in Abjag 2 und 3 des 8 247 des Strafgelegbuchs ohne weiteres 
auch auf den $ 10 des Entwurfs entiprechend für anwendbar zu erflären. 

Bei Normirung der angedrohten Strafe iſt davon ausgegangen, daß der 
Entwurf mit der fraglichen Strafvorichrift Fälle treffen will, auf welde $ 246 
de3 Strafgefegbuchs nicht angewendet werden kann, weil ed an dem einen oder 
andern Thatbeitandsmerfmal dieſes Paragraphen fehlt. Da es fich hiernah um 
Verfchlungen handelt, die im allgemeinen minder jchiwerer Natur find, als das 
Vergehen der Unterichlagung, jo war die Strafandrohung milder, al$ bei legter 
geichehen, zu fallen. Dabei erichien es im Hinblick darauf, daß in der Negel 
Gewinnjucht der Beweggrund des Thäters fein wird, augemeflen, neben der Ge: 
füngnißftrafe auch die Verhängung einer Gelditrafe als Negel vorzuichreiben. So 
erwünscht e3 an ich ſein würde, durch möglichit weite Feſtſetzung des zuläljigen 
Höchitbetrages der Gelditrafe dem crfennenden Nichter die Möglichkeit zu gewähren, 
die Gelditrafe dem erlangten oder eritrebten WBermögensportheil des Thäters ans 
zupafien und fie So zu bemeſſen, daß fie auch demjenigen Thäter, der über bes 
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trächtliche Geldmittel verfügt, fühlbar wird, jo mußte es doch andererjeits für 
bedenklich erachtet werden, bei dieſer einzelnen Borichrift über diejenigen Beträge 
allzuiehr hinauszugreifen, welche das geltende Strafgeießbuch für ähnliche Straf: 
thaten in die Strafandrohungen aufgenommen hat. Letztere Rückſicht hat zur 
Beſchränkung des Höchitbetrags auf 3000 ME. geführt. Da beim Vorhandenfein 
mildernder Umſtände auch in den Fällen der Unterichlagung allein auf Gelditrafe 
erfannt werden darf, jo erichien es angemeilen, auch bei der rechtswidrigen Ber: 
fügung die Verhängung einer bloßen Gelditrafe zuzulaflen. 


Zu $ 11. 
Der Thatbeitand des Vergehen wird ſchon durch die Zuwiderhandlung gegen 


eine der beiden in $ 1 Ziffer 1 und 2 gegebenen Worichriften erfüllt, wenn 
durch dieſelbe eine Benactheiligung der Berechtigten herbeigeführt worden ilt. 


Zu $ 12. 

Ein urfähliber Zulammenhang zwiichen der Zueignung und der Zahlungs: 
einitellung oder Konkurseröffnung wird bei der Vorjchrift des $ 12 des Entwurfs 
ebenfowenig vorausgeleßt, wie in den Fällen des $ 209 der Konfursordnung 
binfichtlih der dort vorgejehenen Banferutthandlungen. Dagegen müſſen beide 
TIhatbeitandsmerkmale hier wie dort in einem zeitlichen Zuſammenhange itehen, 
und zwar hier in der Weile, daß die zur Zeit der rechtöwidrigen Zueignung bes 
itehende Zahlungsunfähigfeit oder Heberihuldung zu derjenigen Zahlungseinitellung 
oder Konkurseröffnung geführt hat, die al3 zweites Thatbeitandsmerfmal in Be: 
traht kommt, 

3u 8 13. 


Auf die Mitglieder des Vorſtands einer Aftiengelellichaft oder eingetragenen 
Genoſſenſchaft, die Gejchäftsführer einer Geiellichaft mit beichränfter Haftpflicht 
und die Liquidatoren einer Handelsgejellichatt oder eingetragenen Genoſſenſchaft, 
welche in Anjehung der in der Verwahrung der Gefellihaft oder Genojlenjchaft 
befindlichen oder von ihr angeichafften oder einem Dritten ausgeantiworteten Werth: 
papiere eine der in den SS 10 bis 12 mit Strafe bedrohten Handlungen begangen 
haben, würden die betreffenden Strafvorichriften an sich nicht Anwendung finden, 
da nicht der geſammte Thatbeitand der fraglichen Handlungen fich in ihrer Perſon 


erfüllt. Es bedarf daher einer bejonderen Borichrift, welde -— analog dem 
$ 214 der Sonfursordnung — die Strafbarfeit der Vertreter der bezeichneten 


Geſellſchaften und Genoſſenſchaften begründet. 

Diefem Zwed ſoll $ 13 des Entwurfs entipreden. In den Fällen der 
SS 10 und 12 fann es für die Strafbarfeit feinen Interichied begründen, ob die 
rehtswidrige Verfügung oder Zueignung zum periönlichen Bortheil des Thäters 
verübt iſt oder zum Wortheil der Gejellichaft oder Genoflenichaft, für die der 
Thäter in feiner Eigenſchaft als Geiellichafts: oder Genoflenichaftsorgan gehandelt 
bat. In den Fällen des 8 11 fönnen überhaupt nur Handlungen der legteren 
Art in Frage kommen. 

3u 8 14. 

Nach Artikel 5 des Handelsgejeßbuchs gelten die im Betreff der Stauflente 
gegebenen Beitimmungen auc Für die öffentlichen Banfen in den Grenzen ihres 
Handelsbetriebs, unbeſchadet der für fie beitehenden Verordnungen. Nach dieler 
Vorſchrift beſtimmt fich die Anwendbarkeit des vorliegenden Geſetzes auf die Neichd- 
banf und die Öffentlichen Banken der Bundesitaaten. 


Miszellen. 


Preuß. Miniſterial-Anweiſung über die Aufnahme und Entlaſſung 
von Geiitesfranfen, Idioten und Epileptiihen in und aus Privat- 
Srrenanftalten ($ 30 der Gewerbeordnung), jowie über die Ein— 
rihtung, Zeitung und Beaufiihtigung folder Anftalten, vom 
20. September 1895. 


I. Aufnahme. 


8 1. Die Aufnahme einer Perſon in eine Privat:-Anftalt für Geiltesfrante, 
Idioten und Gpileptiihe darf nur auf Grund eines ärztlichen Zeugnifles er: 
folgen, aus welchem erlichtlih find: Weranlaffung zur Ausitellung und Zweck 
de3 Zeugnilies, Zeit und Ort der Unterſuchung, die dem Arzt gemachten Mit: 
theilungen einerjeitS und jeine eigenen Wahrnehmungen andererjeits. Das Zeug: 
niß joll jich darüber ausſprechen, an welcher Form geiltiger Störung der Kranke 
leidet, und begründen, weshalb er der Aufnahme in die Anstalt bedarf. 


S2. In der Regel joll das Zeugniß vom Kreisphyſikus oder, wenn dieſer 
behindert oder Arzt der Anstalt ift, von dem fir das Phyſikat geprüften Kreis- 
wundarzte des Streiles, in welchem der Stranfe jeinen Wohnfig hat, auögeitellt 
werden. it aud dies nicht angängig, jo erfolgt die Ausftellung durch einen 
anderen Phyſikus oder für das Phyſikat geprüften Sreiswundarzt. Der lektere 
hat jeinem Amtscharakter den Vermerk hinzuzufügen, dab er für das Phyſikat 
geprüft tft, 

$3. Liegt bereits ein den Anforderungen des $ 1 entiprechendes Zeugniß 
eines Arztes vor, jo genügt ed, wenn der beamtete Arzt ($ 2) auf Grund perjön- 
liher Unteriuchung des Kranken dem Inhalt des Zengniſſes beitritt. 


$ 4. In dringenden Fällen fann die Aufnahme vorläufig auf Grund eines nach 
Borichrift des $ 1 abgefahten Zeugnifles eines jeden approbirten Arztes erfolgen. 

Auf diefe Weile Aufgenommene müflen jedoch ipäteftens innerhalb 48 Stunden 
nad) der Aufnahme durd den Phyſikus oder, wenn dieſer behindert oder Arzt 
der Anftalt ift, durch den für das Phyſikat geprüften Kreiswundarzt, oder durch 
den Phyſikus eines benachbarten Kreiſes unterfucht werden. Der lnterjuchende 
hat jofort ein Zeugniß auszustellen, welches für das Verbleiben des vorläufig 
Aufgenommenen in der Anftalt oder für feine Entlaffung maßgebend iſt. 

In zweifelhaften Fällen ift die Unteriuchung in furzen Friften zu wieder— 
holen; das Zeugniß iſt alsdann jpäteltens innerhalb zwei Wochen nad der Auf: 
nahme auszuitellen. 

5 5. Von der nachträglichen amtsärztlichen Unterſuchung kann abgeiehen werden. 

1. wenn der Stranfe mit einem privatärztlichen Zeugniß, weldhes den Vor: 
ihriften des $ 1 genügt, auf Antrag des ihm als Geiftesfranfen beitellten Vor— 
mundes aufgenommen worden it; 

2. wenn das nach Borichrift des $ 1 abgefaßte Aufnahmezeugniß von dem 
ärztlichen Leiter einer öffentlichen Irrenanſtalt oder einer piychiatrifhen Unis 
verfitätssstlinift unter Beifügung des Amtöcharakters ausgeſtellt worden ift. 
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$ 6. Die Aufnahme eines Kranken in eine Privatanitalt darf nur innerhalb 
einer Friſt von zwei Wochen nad) der legten ärztlichen Unterfuhung erfolgen. 

Der Zeitpunkt der legten Unterfuhung ift in dem ärztlihen Zeugnifje an= 
zugeben. 

$ 7. Die Uebernahme eines Kranken aus einer anderen Anftalt — jei es eine 
Öffentliche oder eine private — darf nur erfolgen, wenn von deren Vorftand ein 
Uebergabeichein und eine beglaubigte Abjchrift des Aufnahmezeugniffes, zutreffenden- 
fall3 auch des Nachweiſes der erfolgten Entmündigung, ſowie ein Zeugniß über 
den Fortbeſtand der Strankheit übergeben wird. Das Zeugniß ift von dem ärzt— 
lihen Leiter der Anstalt auszustellen, in der fich der Kranke bisher befunden hat, 
und hat jich darüber auszuiprechen, ob das Leiden als heilbar anzufehen ift. 


S 8. Die Aufnahme eined Kranken ift binnen 24 Stunden der für die 
Anftalt zuftändigen Ortö-Polizeibehörde vertraulich anzuzeigen. 

Sit die Aufnahme ohne Willen der Polizeibehörde des Wohnorts erfolgt, 
jo ift außerdem diejer Behörde binnen derjelben Frift unter Beifügung einer be— 
glaubigten Abichrift der Aufnahmezeugniffe und der lleberweilungspapiere ver: 
trauliche Mittheilung zu machen. 

Innerhalb derielben Friſt it die Aufnahme nicht entmündigter Kranker dem 
Griten Staatsanwalt desjenigen Gericht3, welches für die Entmündigung des 
Kranken zuständig ift, oder falls diejes Gericht unbekannt ift, dem Eriten Staats— 
anmalt desjenigen Gerichts anzuzeigen, in deſſen Bezirk die Anftalt Liegt. 

Die Aufnahme entmündigter Straufer ift dem zuftändigen Vormundſchafts— 
gericht anzuzeigen. 

S 9. Bei Ausländern ift die Aufnahme auch dem für die Anstalt zuständigen 
NRegierungd-Präfidenten anzuzeigen. Hierbei ift die Perſon oder die Behörde, 
welche die Aufnahme veranlaßt hat, und der Heimathsort des Stranfen anzugeben. 


II. Entlafung und Beurlaubung. 


8 10. Die Entlaffung muß erfolgen, wenn 
1. der Kranke geheilt ift, 
2. jein geleglicher Vertreter die Entlaſſung fordert. 
Iſt der Kranke unter Mitwirkung einer Polizeibehörde aufgenommen, To 
darf die Entlaſſung nicht ohne Zuftimmung diefer Behörde erfolgen. 


$ 11. Beurlaubungen eines Stranfen aus einer Privatanitalt dürfen die Dauer 
von zwei Wochen nicht überjchreiten und in dem Falle des $ 10 Abi. 2 nur mit 
Genehmigung der Polizeibehörde stattfinden. Cine Nüdführung nah Ablauf 
diejer Zeit gilt ald Neuaufnahme. 

8 ı2. Ein Kranker, welcher als für ſich oder andere gefährlich zu betrachten 
it, darf nur entlaifen oder beutlaubt werden, wenn die Bolizeibehörde des zukünftigen 
Aufenthaltsort? auf vorherige Anzeige der Anftalt der Gntlafjung oder Be: 
urlaubung zuſtimmt und wenn für die fichere Ueberführung gelorgt ilt. 

Sit die unmittelbare Ueberführung in eine andere Anjtalt fichergeitellt, ſo 
genügt es, daß die Polizeibehörde des Orts der entlaffenden Anftalt vorher be: 
nahrichtigt wird. 

$ 13. Sobald die Entlafiung eines Kranken thatſächlich erfolgt ift, jo muß 
davon den in $ 8 genannten Behörden jofort Anzeige gemacht werden unter 
Angabe des Tages der Entlaffung und des Orts, wohin der Kranke entlaſſen ift. 

Diefe Behörden find auch danı zu benachrichtigen, wenn ein Sranfer ges 
ftorben ift oder ſich aus der Anstalt entfernt hat. 
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II. Befimmungen über freiwillige Penfionäre. 


8 14. Beabfichtigt der Unternehmer freiwillige Penſionäre, d. h. ſolche Kranfe 
aufzunehmen, die aus eigener Entihließung in die Anstalt einzutreten wünſchen, 
fo bedarf er hierzu der Grlaubniß der Orts: Bolizeibehörde. 

Bor ihrer Ertheilung hat ſich die Ort3-Polizeibehörde der Zuftimmung des 
Negierungs-Präfidenten zu verfihern, die in Landfreifen durch Vermittlung des 
Landraths einzuholen it. Die Erlaubniß wird nur unter Vorbehalt des jeder- 
zeitigen Widerrufs ertheilt. 


8 15. Die Genehmigung darf nur einer Anftalt ertheilt werden, in welcher 
ein Anftaltsarzt wohnt. 

$ 16. Zur Aufnahme eines Penfionärs ift erforderlich: 

1. eine ärztlihe Beicheinigung der Zweckmäßigkeit der Aufnahme vom 
mediziniichen Standpuntte, 

2. die ſchriftliche Ginwilligung des Penfionärs ſelbſt, die, wenn er einen 
geleglichen Vertreter hat, von diefem zu genehmigen ift. 

Die Aufnahme ift binnen 24 Stunden bei der DOrtö:Bolizeibehörde der 
Anstalt vertraulich anzuzeigen. 


$ 17. Anträgen auf Entlaffung muß, wenn fie von den gejeglichen Vertretern 
der Penfionäre ausgehen, in jedem Falle entiprochen werden. Die Ablehnung eines 
von dem Penſionär jelbit geitellten Antrags darf nur ftattfinden, wenn zugleich 
der Anitaltsvoritand das im 8 4 vorgejehene Verfahren einleitet. 

Die Entlaffung ift alsbald der Orts-Polizeibehörde 8 16 Abi. 2) anzuzeigen. 


IV. Einrihtung und Leitung. 


$ 18. Die Privatanftalten für Geiftesfranfe, Idioten und Epileptiiche unter: 
liegen den allgemeinen geiundheitspolizeilichen VBorichriften über die baulichen und 
technischen Einrichtungen von Stranfenanftalten. Außerdem gelten für die Privat: 
anftalten folgende bejondere Beitimmungen: 

1) Die Anftalten müfjen, ſoweit e3 fich nicht um wirthichaftliche und Bureau— 
angelegenheiten oder um den lnterricht der Stranfen handeit, von einem in der 
Pſychiatrie bewanderten Arzt geleitet werden, der durch längere Thätigfeit an 
einer größeren öffentlichen Anstalt oder an einer piychiatriichen Univerfitätsflinif 
— wenn auch als Bolontär — Sid) die nöthigen Kenntniſſe verichafft bat. 

2) Der Unternehmer der Anstalt bedarf für die eigene Uebernahme der ärzt- 
lihen Leitung oder für die Anstellung des leitenden Arztes der Genehmigung der 
Ortöpolizeibehörde, die nicht ohne Zuftimmung des Regierungs:Präfidenten zu 
ertheilen ilt. 

Die Genehmigung fann zurüdgenommen werden, wenn die Inrichtigfeit der 
Nachweiſe dargetban wird, auf Grund deren fie ertheilt worden ift, oder wenn 
aus Handlungen oder Interlaffungen des Arztes fich deſſen Unzuverläſſigkeit in 
Bezug auf die ihm übertragene Thätigfeit ergibt. 

3) In Anftalten, im denen heilbare Kranke Aufnahme finden, oder welche 
für mehr als 50 Geiltesfranfe oder mehr als 100 Epileptiiche beſtimmt find, 
muß mindeitens ein nach Borichrift der Pr. 1 ausgebildeter Arzt wohnen. 

4) Ueberiteigt die Zahl der Geiitesfranfen 100 oder der Epileptifchen 200, 
jo muß ein zweiter Arzt beitellt werden und in der Anjtalt wohnen. 

Für den zweiten Arzt it zwar ebenfall® der Nachweis einer piychiatriichen 
Borbildung erforderlich, doch brauchen in diejer Beziehung nicht die Bedingungen 
erfüllt zu werden, die an den leitenden Arzt zu ftellen find. 
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5) Sind mehr ald 300 Geifteöfranfe oder mehr ald 400 Epileptiiche in 
Behandlung, jo kann für je 100 Geiftesfranfe und je 200 Epileptiiche die Ans 
jtellung eines weiteren Arztes angeordnet werben. 

6) Für jeden Kranken müſſen Berjonalaften mit fortlaufender Kranken— 
geihichte vorhanden fein; außerdem muß ein Hauptbuch (A) und eine Zus und 
Abgangsliſte (B) nad den beifolgenden Anweifungen geführt werden. 

S 19. Der Unternehmer hat dem leitenden Arzt namentlich folgende Obliegen- 
heiten zu übertragen: 

1) Die Anordnung der Jolirung eines Kranken — abgejehen von Noth— 
fällen, in denen jedoch nachträgliche ärztliche Genehmigung erforderlich ift —, ſo— 
wie die Gintragung jedes Falls von Iſolirung in ein bejonderes, hierfür bes 
ſtimmtes Bud. 

2) Die Anordnung etwaiger mechanischer Beichränfung eines Kranken durch 
jogenannte Jaden, Binden oder ähnliche Vorrichtungen, jowie die Eintragung 
jedes jolchen Fall und des Grundes der Anordnung in ein bejonderes, hierzu 
beſtimmtes Bud. 

3) Die Anordnung der einzelnen Stranfen zu gewährenden bejonderen Soft 
und Verpflegung. 

4) Die Beitimmung über die geſammte Thätigfeit des Warteperjonals, ſo— 
weit es jih um die Krankenpflege handelt. 

5) Die Beantwortung aller jchriftlichen und mündlichen Anfragen von Bes 
börden, Anverwandten und gejeglichen Vertretern, joweit die Anfragen fih auf 
den Zuftand der Kranken beziehen. 

Außerdem darf der Unternehmer Berlegungen von Kranken auf eine andere 
Abtheilung, die Beichäftigung der Stranfen und die allgemeine Negelung ihrer 
Beköftigung, jowie die Vertheilung des Warteverjonald nur mit Zuftimmung des 
leitenden Arztes vornehmen. 


V. Beauffihtigung. 
$ 20. Die Privatanftalten werden regelmäßig durch den zuftändigen Phſikus 
oder einen zu deſſen Bertreter bejtellten Medizinalbeanten und außerdem durch 
eine von den Miniitern der Medizinal-Angelegenheiten und des Innern eine 
zuiegende Bejuchstommilfion befichtigt. 


$ 21. Die Belichtigungen finden unvermuthet ftatt, und zwar: 

1) durh den Phſikus oder deſſen Stellvertreter ohne bejonderen Auftrag 
alljährlich zweimal — einmal im Sommer, einmal im Winter —, 

2) dur die Beſuchskommiſſion in der Negel einmal jährlich. Der zuftändige 
Phyſikus hat diefer Bejichtigung beizumohnen, 

Bei jeder Befihtigung find die Merzte der Anftalt zur Anweſenheit und 
Ertheilung von Auskunft verpflichtet. 

$ 22. Der Phyſikus oder deſſen Stellvertreter hat über jede von ihm vor— 
genommene Belichtigung dem Regierungs: Präfidenten nad) Anleitung des anliegenden 
Schemas (C) zu berichten. 

Außerdem ift betreffs des Wechſels u. ſ. w. der Stranfen und der Zahl 
u. ſ. w. des Perionals jedesmal das beiliegende bereitS vorgeschriebene ftatiftiiche 
Formular (D) auszufüllen. 


823. Die Beſuchskommiſſion hat die unter I bis III des Schemas für den 
Bericht des Kreisphyſikus angeführten, außerdem ſonſt wichtig erſcheinende Punkte 
(austeichende Verſorgung mit Aerzten [$ 18, 5], Verhalten des Warteperſonals, 
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Bollitändigfeit der Kranfengejhichten) zu berüdiichtigen, über das Ergebniß an 
den Regierungspräfidenten zu berichten und hierbei zur Abitellung vorgefundener 
Hebeljtände die geeigneten Maßnahmen vorzufchlagen. 


VI. Schluß- und Hebergangsbefimmungen. 


8 24. Bei ſämmtlichen auf Grund diefer Anweijung zu erftattenden Anzeigen 
find, wenn fie nicht mitteld Poftbehändigungsicheins erfolgen, die betreffenden 
Behörden um eine Empfangsbeitätigung zu erjuchen. 


$ 25. Al Merzte im Sinne diefer Anweifung find nur die im Deutjchen 
Reich approbirten Aerzte ($ 29 der Gewerbeordnung) zu verftehen. 


$ 26. Ueberall, wo in diefer Anweiſung vom Negierungs-Präfidenten die 
Nede it, tritt an deſſen Stelle für Berlin und Charlottenburg der Polizei: 
Präſident von Berlin. 


S$ 27. Dieje Vorfchriften diefer Anweifung treten ſofort in Kraft, ſoweit 
nicht in den folgenden Paragraphen etwas Anderes beftimmt wird. 


$ 28. Privatanftalten, denen die Genehmigung zur Aufnahne freiwilliger Pens 
fionäre (Abichnitt IIT) unter anderen Vorausfegungen als denen des $ 15 er: 
theilt ift, dürfen künftig jolhe Kranke nicht aufnehmen. 

Die Beitimmung im legten Sage des $ 14 gilt auch für beitehende Anitalten. 


$ 29. Bei den an Privatanftalten bereit3 thätigen Aerzten fann, jo lange 
fie bei derjelben Anstalt verbleiben, vom Nachweile der im $ 18, 1, 3 und 4 ge 
forderten VBorbildung mit Zuftimmung des Regierung: Bräfidenten abgejehen werden. 
Im übrigen muß den Vorfchriften des $ 18, 3, 4 und 5, ſoweit jie nicht 
früher erfüllt werden fünnen, bis fpäteftens zum 1. Oftober 1896 genügt werben. 


$ 30. Aus den im $ 18, 2 Abi. 2 angegebenen Gründen fann auch einem 
beim Inkrafttreten diefer Anweiſung eine Anftalt leitenden Arzte dieje Leitung ent— 
zogen werben. 


$ 31. Auf die beim Inkrafttreten diefer Anweilung bereits beitehenden Anitalten, 
deren Einrichtung der Polizeiverordnung über Anlage, Bau und Einrihtung von 
Öffentlichen und Privat-Kranken-, Entbindungs- und Jrrenanftalten vom 19. Auguſt 
1895 nicht entiprechen, fommen die dort getroffenen Beitimmungen erit dann zur 
Anwendung, wenn ein Neubau, Umbau oder Erweiterungsbau ftattfindet. 

Soweit die Beitimmungen der Polizeiverordnung vom 19. Auguſt 1895 
($ 8) nit Platz greifen, beivendet es für die Bemeſſung des jedem Stranfen zu 
gewährenden Luftraum und für die VBerforgung der Anstalt mit Badeeinrichtungen 
bei den beitehenden Beltimmungen. 

Jedoch dürfen neue Kranke nicht eher aufgenommen werden, bis infolge der 
Verminderung des Beltandes durh Abgang und Entlaffung die im $ 8 der 
PBolizeiverordnung vorgejchriebenen Make ded für den Kopf zu gewährenden 
Raums auch in diefen Anftalten erreicht worden jind. 


Statiftifche Unterſuchungen 
über die Entwicklung und Ausbreitung des 
Giro-Verkehrs der deutlichen Beichsbank.') 


Non 


Uudolf Blum, Sieuer Aſſeſſor. 


In Folgenden joll die Entwidelung und Ausbreitung des Giro-Verkehrs 
vr deutſchen Reichsbank einer ftatiftiichen Unterfuchung unterzogen werden. 
Das Material hierzu liefern die VBerwaltungsberichte der deutjchen Neichsbanf 
und zwar ſoll der Zeitraum 1876-—-1890 einer eingehenden Betrachtung unter: 
worfen werden. Die ſtatiſtiſche Unterſuchung ſoll fich nur bis Ende des Jahres 
1890, des letzten Jahres erjtreden, aus welchem bei Beginn der Unterfuchung, der 





j Ar den Giro-Verkehr der Reichsbant gelten nachitehende Beſtimmungen: 


1. Die Anträge auf Eröffnung eines Gontos find an diejenige Keichsbanthauptitelle 
oder Keichsbantitelle zu richten, zu deren Bezirk der Antragiteller feinen Wohnſitz nach gehört. 

2. Wird der Antrag genehmigt, ſo erhält der Antragſteller außer den nöthigen Formnlarien 
ein ContoGegenbuch, im welches alle von ibm oder für ihn baar oder durch Verrechnung 
eingehenden Welder eingetragen werden. Weitere Beſcheinigungen werden von der Reichs— 
bank nicht ertbeilt. 

3. Baare Einſchüſſe, bei der Reichsbank zablbare Chefs und Wechſel, desnleichen dis- 
fontirte Wechſel und ertheilte Yombard- Tarlehen werden dem Giro-Conto ſofort gutgeſchrieben. 

4. Tie der Keichsbanf zum Incaſſo übergebenen Checks. Wechſel, Aumeiſungen. Rech⸗ 
mungen und ſonſtigen Papiere müſſen quittirt ſein und mit einem ſpeziellen 2 Verzeichniß 
eingereicht werden, zu welchem die Bank die Formulare liefert. Auf den leßteren iſt Die 
Zeit, bis wann die Ablieferung der Bapiere an die Bank erfolgen muß, für jede Reichs: 
bantamitalt genau angegeben 

Ter Geſammtbetrag der in dem Verzeichniſſe angegebenen Inkaſſo Papiere wird in 
dem Conto— Gegenbuch vor der Yinie ſofort eingetragen. Die definitive (Hutichrift erfolat 
erit nach Eingang, in der Regel aber noch an dem zur Finziebung, beitimmten Tage. 

Unbezahlt gebliebene Papiere erhält der Conto-Inhaber gegen feine C nittung ſpäteſtens 
am Normittage des auf den Einziehnngstag folgenden Werktags zurück. Auf die Proteſtirung 
der Wechſel läßt ſich die Bank nicht ein. 

5. Die Eintaſſirung von Effekten u. j. w. übernimmt die Reichsbank nur an den be— 
jonders befannt zu machenden Orten, an welden ſich ein Bedürfniß dafür geltend macht. 

Tie Effekten u. 1. w. ſind der Hanf mit ſpeziellem Verzeichniſſe zu übergeben. Jedes 
Badet muß verfiegelt und mit dem Namen des Cinlieferers, dem Namen des Empfängers 
und mit dem nach dem Verzeichniſſe dafür zu erbebenden (Heldbetrage verſehen fein. 

Tie Verredinung der \ Beträge erfolgt nach den Beſtimmungen in Abſatß 2 der Wr. +4. 

6, Ueber fein Guthaben kann der Conto ‚Inhaber in beliebigen Ibeilbeträgen jederzeit 
verfügen, aber, abgeſehen von den Beſtimmungen unter Nr. 8, nur durch Gheds auf ‚For: 
mularien, welche ihn Die Bank geliefert bat. Verfügungen anderer Art werden nicht 
bonorirt. 3 

Baare Abbebungen_ erfolgen durch weiße Cheds, welche auf eine beitinmte Perſon 
oder ‚yirma mit dem Zuſatze „oder Ueberbringer“ lauten. Tie Bant zablt den Betrag an 
den —— ohne Legitimationsprüfung, auch wenn der Ghed an eine beſtimmte ‘Berion 
girirt iſt 

Soll der Check nur zur Verrechnung mit der Neichsbanf oder einem Conto— Inhaber 
benutzt werden, jo muß er gekreuzt, d b. auf der Vorderſeite mit dem quer über den Tert 
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Nechenfchaftsbericht der NReichsbanf vorlag. Zumächit theilen wir diejen Zeit: 
raum in drei Aofchnitte, in drei Quinquennien, um die Zufälligfeiten in den 
einzelnen Jahren zu befeitigen und um den Durchichnittscharafter nicht zu 
trüben, berechnen dann unter Weglaſſung der drei legten Stellen die fünfjährigen 
Durchichnitte der Periode 1876— 1880, 1881— 1885 und 1886—1890 auf 
Grund der in den Berwaltungsberichten über Giro:Verfehr angegebenen Beträge 
und unterfuchen alsdaun diejenigen Urfachen, welche zur Entwidelung und Aus: 


geſchriebenen oder gedruckten Vermerk verſehen werden: „Nur zur Verrechnung“. In dieſem 
Falle darf die Bank den Betrag nicht baar auszahlen. 

Zu den llebertragungen auf Conten an demjelben oder an einem anderen Bankplatze 
jind die rothen Check-Formulare beitimmt. Sie müſſen auf den Namen ausgeitellt werden 
und find nicht übertragbar. 

7. Die Ched-sormulare werden jedem Conto-Inhaber nah Bedarf in Heften yon 
mindeitens 50 Stüd gegen Quittung von der Pant geliefert. Er it verpflichtet, die For— 
mulare forgfältig aufzubewahren und trägt alle Folgen und Nachtheile, welche aus dem 
Verlufte oder jonitigen Abhandenkommen diejer Formulare entitehen möchten, wenn er nicht 
feine contofübrende Bankanſtalt rechtzeitig von dem Abhandenkommen ichvittlich benachrichtigt 
bat, um die Zahlung an einen Unberechtigten zu verhindern- 

Ebenſo iſt der Gonto- Inhaber der Bank dafür verantwortlich, wenn er die in den 
Check⸗Formularen offen gelaſſenen Stellen nicht ſo ausfüllt, daß eine Fälſchung unmöglich 
iſt, oder wenn er von der auf der rechten Seite der weißen Checks befindlichen Zahlenreibe 
nicht diejenigen Zahlen vor der Ausgabe abtrennt, welche den Betrag des Cheds überiteigen- 
Checks, welche geſchriebene Zuſähe zwiſchen den vorgedrudten Zeilen enthalten, werden zurück— 
gewieſen. 

Amen Check⸗Formulare find an die Bank zurückzuliefern. 

8. Wechſel, aus welchen ein Conto Inhaber zu einer Zahlung verpflichtet iſt, find bei 
der Reichsbanf oder einem andern Bantbauie, welches mit der Neichsbanf im täglicher Ab- 
rechnung ſteht, zahlbar zu machen und rechtzeitig zu aviſiren. Ein Verzeichniß dieſer Bank— 
häuſer it in dem Giro-Gomptoir aufgelegt. Im Beſitze der Reichsbank befindliche Wechiel, 
welche weder bei ihr, noch einem der in dieſem Verzeichnifie genannten Bankhäuſer zahlbar 
gemacht oder nicht rechtzeitig avifirt find, müſſen baar bezahlt werden. 

— Papiere werden dem Conto- Inhaber gegen Empfangsbeſcheinigung aus— 
geliefert. 

9. Verfügt der ContoInhaber über mehr, als ſein Guthaben beträgt, To lehnt die 
Bank nicht blos die Zahlung’ ab, fondern bebält fich auch vor, den Verkehr mit ihm ſofort 
abzubrehen. Verfügt er über jein ganzes Guthaben, jo drüdt er damit die Abjicht aus, 
jein Gonto_ zu ſchließen. 

10. Die GiroGelder werden von der Bank ſpeſenfrei verwaltet, aber nicht verzinit. 

11. Tie Conto-Gegenbücher Nind möglichit oft zur Eintragung der Poſten vorzulegen. 

Jährlich am 7. Juli und 31. Tezember werden ſämmtliche Conten abgeichloiien und 
der Saldo auf's Neue vorgetragen. 

12. Die Neichsbanf erwartet, dab die Konto: \nhaber von den ihnen voritebend unter 
Nr. 4 und 8 eingeräumten Befugniſſen regelmäßig Gebrauch machen, die Giro-Ginrichtung 
aber nur für fich jelbit oder andere Conto-Inhaber, nicht für dritte Perfonen benuten und 
ein der Mühewaltung entiprechendes baares Guthaben halten werden. Zie behält fich das 
Necht vor, den Betrag obne Weiteres durch Ichriftliche Benachrichtigung aufzuheben, wenn 
diefer Erwartung nicht eutiprochen wird, oder wenn fie aus andern Gründen die Aufhebung 
für angemeſſen erachtet. 

Außerdem können die voritehenden Beltimmungen nach 14 Tage vorbergenangener 
öffentlicher Ankündigung in den nach 8 30 des Neichsbantitatuts beitimmten Wlättern 
jederzeit abaeändert werden. 

13. Vor Eröffnung des Conto's hat ſich der Conto— Iuhaber mit dieſen Beſtimmungen 
durch Vollziehung eines Druck-Erxemplars derſelben einverſtanden zu erklären. Die Unter 
ichriften der übrigen Berfonen, welche als Geichäftstheilbaber oder jonit zur Zeichnung des 
Namens oder der Firma des Conto-Inhabers berechtigt find, müſſen bei der Bank nieder- 
gelegt werden. Für Prokuriſten oder Bevollmächtigte find außerdem beſondere Vollmachten 
nach den bei der Reichsbank eingeführten Formularen niederzulegen. Alle der Reichsbank 
mitgetheilten Unterſchriften und Vollmachten bleiben jo lang giltia, bis der das Gonto 
führenden Bankanitalt Ichriftlih von dem Erlöſchen Anzeige nemacht worden iſt. 
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breitung des Giro-Verfehrs beigetragen haben. Wenn wir die in den Bank— 
berichten angegebenen Zahlen in obiger Weife fürzen, jo wird dies ohne Nach: 
theil für dag Ergebniß der Arbeit geſchehen fünnen, da die Zahl an und für 
ih kaum, Sondern mur ihr Verbältniß zu anderen Zahlen von Be: 
deutung it. Zur Erleichterung der Ueberſicht zerlegen wir die Arbeit in 
folgende vier Theile, im welchen wir die einzelnen Perioden einer bejondern 
Betrachtung unterziehen wollen und zwar in: 

. Die Ausbreitung des Giro-Verkehrs der deutichen Neichsbanf an ver: 
Ichiedenen Orten während der Periode 1881—1885. 
Die Entwidelung und Ausbreitung des Giro-Verkehrs der deutichen Reiche: 
banf an demjelben Orte in den 15 Jahren 1876--1890. 
Die Ausbreitung der einzelnen Arten des Giro-Verfehrs an demfelben 
Drte während der Periode 1885 — 1890. 
Die Entwidelung und Ausbreitung des Giro-Verkehrs der Reichsbank in 
Konkurrenz mit andern Banken an demjelben Plate in den 15 Jahren 
1876— 1890. 


l. Die Ausbreitung des Giro-Berkehrs an verfchiedenen Arten während der 
Periode 18S1—1885. 


Zu einer derartigen Unterfuchung wählen wir die Periode 1881—1885 
aus, weil diefe Periode von den genannten drei die mittlere ift und Die ver: 
ihiedenen wirtbichaftlichen ‚Saftoren, welche von längerer Dauer waren und 
zur Entwidelung und Ausbreitung des Giro:Berfehrs beigetragen haben, am 
beiten in dieſen Durchichnittszahlen zum Ausdruck kommen und weil zugleich 
die im Jahre 1855 vorgenommene Berufsjtatiitif (ſ. Statiftif des Deutjchen 
Reichs. Neue Folge Band 2 ©. 49 Berlin 1854. Berlag von Puttfammer 
und Meühlbrecht) einen Vergleich der umgeſetzten Beträge der einzelnen Städte 
mit der Größe und der Erwerbsthätigfeit ihrer Einwohner ermöglicht. Nach 
dem Erjcheinen des Verwaltungsberichts der Neichsbanf pro 1895 fann für 
1891-—1895 eine neue Unterfuchung auf Grund der im Jahre 1895 auf: 
geitellten Gewerbeftatijtif gemacht werden, deren Bearbeitung der Verfaſſer ſich 
vorbehält. Um nun die erforderlichen Zahlen zu erhalten, berechnen wir, nach— 
dem wir die fünfjährigen Durchichnitte der Periode 1881— 1885 gebildet haben, 
die auf 1000 Einwohner durchichnittlich vereinnahmten und verausgabten Be: 
träge. Wie wir unjere fünfjährigen Durchichnitte um die drei letzten Zahlen 
gefürzt haben, jo runden wir behufs Vereinfachung des Nechenverfahrens bei 
Berechnung der auf 1000 Einwohner fommenden Umſätze die drei legten Stellen 
der Einwohnerzahl auf 1000 ab. Hat 3. B. Machen 85 992 und Augsburg 
61 331, fo nehmen wir für unfere Rechnung 86 000 bezw. 61 000 Einwohner 
an. Wir bilden uns zur Erleichterung der Ueberficht zwei Tabellen, die eine 
joll uns in Stand fegen, die auf 1000 Einwohner kommenden Beträge der 
gejfammten Einnahmen und Ausgaben mit der auf 1000 Einwohner fommenden 
Erwerbsthätigfeit der verjchiedenen Berufsarten zu vergleichen, die andere Tabelle 
dagegen joll die auf 1000 Einwohner kommenden Durchichnitte der einzelnen 
Arten des Giroverfehrs veranſchaulichen. Ein Vergleich der niedrigjten mit 
den höchſten umgejegten Beträgen in der Tabelle 4, zweiten Spalte, Liefert 
manche interejlante Ergebniſſe. Wir jeben 3. B, daß Graudenz die Fleinjte 
(60), dagegen Frankfurt a. M. die größte Gejammteinnahme (20 242) auf: 
zumeifen bat, zugleicy finden wir, day Frankfurt a/M. eine der höchſten 
Zahlen der Handel und Berfehr treibenden Berfonen (349.1), Graudenz dagegen 
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eine der höchiten Zahlen der in Land» und Foritwirtbichaft thätigen Perſonen 
(559.2) reprälentirt und daß die Zahl ihrer Handeltreibenden eine der niedrigiten 
it. Zur Bervollftändigung unſeres Vergleichs ziehen wir auch noch eine Stadt 
in Betracht, Die einen wejentlich indujftriellen Charakter trägt. Dieſe Stadt 
it Bochum. Bochum hat die meilten Juduftriellen (735.4) und eine Giro-Ein- 
nahme von 1229. Bergleicht man nun die girirten Beträge dieſer drei Städte 
mit einander, jo fommt man unwillkürlich zu dem Schluſſe, daß jich der Handel 
am meijten und die Yandwirtbichaft fich am wenigiten des Giro-Verkehrs be— 
dient und daß die Induſtrie mehr, als die Yandwirtbichaft, aber weniger als 
der Handel den Giro-Berfehr in Anſpruch nimmt. 

Um nun dieſe Behauptung jtatiitiich zu beweilen, bilden wir für Handel, 
für Landwirtbichaft, für Induſtrie und Für Handel und Induſtrie zufammen 
je eine bejondere Tabelle (ſ, Tabelle VI—IX). In einer jeden ordnen wir 
die Städte in der Weiſe, daß Die Städte, welche auf 1000 Einwohner die 
meisten von der betreffenden Berufsart aufzuweiſen haben zuerjt und zuletzt 
diejenigen fommen, welche Die relativ fleinfte Zabl von der betreffenden Be: 
rufsart bejigen. Zugleich faſſen wir je 7 Städte zu einer Gruppe zuſammen 
und berechnen für jede Gruppe die Zahl der Erwerbsthätigen, die auf 1000 
Einwohner fommen, ſowie die auf 1000 Einwohner fommenden GiroEinnahmen. 
Der Einfachheit der Tabelle halber, ſowie zur Erleichterung des Vergleiche 
fünnen wir bierbei von den Giro-Ausgaben abjeben. 

Indem wir die Städte ımd Gruppen nach dem Grade ihres Dandels: 
harafters aufeinander Folgen laſſen, erhalten wir nachitehende Zahlen ſſiehe 
Tabelle VI): 





Gruppe: x [ix [yerfvu | vi] v je] 
Handelscharafter . 2. 341 3551 235] 221) 208] 195] 187] 1651 141] 76. 
Zumme der (Wiro-&innabmen . 9389] 4501] 1377] 2173] 2456] 1064] 1125] 982] Bus] 418. 





























Um nun die Ordinaten für überfichtliche Kurven zu befommen, bilden wir 
den Durchſchnitt einer jeden Reihe, jegen denſelben gleich 100 und bringen 
obige Zablen hierzu in ein entiprechbendes Verhältniß. Wir erbalten alsdann 
folgende Nefultate: 





Gruppe: x [is [vmfvu] ve] v Islejalı 
Handels — u ; 173] 126] 116] 109] 1031 66 92 82 70 37. 
Summe der GiroEinnahmen . 38441 184] 565 891 1000 431 461 40 AU 17. 





























Wie wir aus vorſtehender zweiten Reihe „der Summe der GiroEin— 
nahmen” erſehen, jteigen die Einnahmen, von einigen Heinen Schwankungen 
abgeieben, bi8 zur Gruppe VI, von da ſinken fie bis zur Gruppe VIII und 
steigen dann bedeutend bis zur legten Gruppe Das auffallende Sinfen bei 
Sruppe VIII it dem Umſtande zuzujchreiben, daß in diefer Gruppe mebrere 
Städte, wie: Thorn, Flensburg, Koblenz, Bromberg. vertreten find, die troß 
ihres bedeutenden Handelscharafters nur velativ geringe Umſätze baben. 

Im Allgemeinen können wir jagen, daß die Einnahmen beim Handel eine 
jteigende Tendenz haben und daß im Allgemeinen mit zunehmendem Handel 
auch die Gire-Einnahmen zunehmen. 
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Noch deutlicher kommt dies zum Vorjchein, wenn wir je zwei Gruppen 
vereinigen. Auf dieſe Weile erhalten wir nur fünf Gruppen mit folgenden 


Zahlen: 








Gruppe: vl a] | 1 
Handelscharatter Er 281] 227] 202] 175] 107. 
Zumme der Giro— Einnahmen 50751 1840] 1807] 1052] 693. 














Um pajjende Kurven, welche uns den Handelscharafter und die Giro: 
Einnahmen beijer daritellen, fonftruiren zu können, bilden wir von jeder Reihe 
den Durchichnitt, Segen denselben gleich 100 und reduziren entiprechend Die 
vorjtchenden Zahlen. 


Wir gelangen alsdann zu folgenden Ergebniſſen: 














Orumne vlvfımfır| 
Handel Ischaralter . Fe 1421 1154 101 ssI 55. 
Zumme der Giro &mnabmen . 2631 81 791 46 30 
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Aus vorjtebenden Zablen, jewie aus dem Berlauf der Kurve für die 
Giro: Einnahme zeigt Sich uns recht deutlich, wie mit zimebmendem Handel auch 
der Giro:WVerfehr zunimmt. Zugleich bemerken wir aber auch hierbei, daß bei 
den Einnahmen alle Sruppen mit Ausnabme dev Gruppe Vuunter dem Durch: 
ichmitt Liegen. Wir jeben jomit, daß der Giro-Verkehr beim Handel fich in 
der V. Sruppe fongentrirt, welche die zehn großen Handelsſtädte umfaßt. 

In auffallendem Gegenſatz zu dieſer letzten Kurve ſteht diejenige, welche 
wir erhalten, wenn wir die Städte und Gruppen nach ihrem landwirthſchaft— 
lien Charakter orditen. 


Hierbei gelangen wir zu folgenden Zahlen ij. Tabelle VII 


1 
Gruppe: x [In vn [vi a ae er | — J | | 





Yandwirtbichartl. Sharatteı S14]) 162] 32 1: - ' 
Summe der Giro Einnahmen 333] S11] 19771 7866] 11: J uU En v1] 








Setzen wir den Durchſchnitt einer jeden Reihe gleich 100 und bringen 


obige Beträge bierzu in das entiprechende Verbältniß, jo erbalten wir folgende 
Reſultate: 
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Gruppe: x | ıx [va] von] v | v |ov [m] u I 
Yandwirtbichaftl. Gharakter . . | 595] 190] 60) 401 30) 27] 22] 17) 10) 5. 
Summe der Giro-Finnahmen . 11] 26) 66) 261] 37] 84 73] 73] 146] 221. 


























Wie wir aus den Zahlen für die gefammten Giro-Einnahmen erjeben, 
nehmen diejelben mit zunehmender Landwirtbichaft ab; nur bei Gruppe V 
folgt eine Eleine, bei Gruppe VII eine bedeutende Zunahme. Im Allgemeinen 
fönnen wir von diejen Einnahmen im Gegenſatz zu den gefammten Einnahmen 
des Handels jagen, daß fie eine ſtark finfende Tendenz haben. Die Zunahme 
bei Gruppe VII ift ganz abnorm und einzig und allein dem Umſtande zuzu— 
Ichreiben, daß Frankfurt a M. mit feinen großen Giro-Umſätzen zu dieſer 
Gruppe gehört und daß diefe Stadt im Bergleich mit andern großen Handels— 
und Induſtrie-Städten eine große Zahl Landwirthſchaft (wohl überwiegend 
Gärtnerei) treibender Einwohner unter ihrer Bevölkerung bat. 

Noch etwas deutlicher zeigt fih das Sinfen der Giro-Einnahmen, wenn 
wir je zwei Gruppen zujammenfafjen: 


Gruppe: |v iv ju] it | 1 


Sandwirtbichaitl. Charakter . . ı 3771 481 2a ı7 





8. 
Zumme der Giro-Cinnabmen . . 520] 4893] 2051] 22174959. 














Um Kurven zu erhalten, welche uns iüberjichtlicher den landwirthichaft: 
lichen Charakter, jowie den Verlauf der Summe der Giro-Einnahmen zeigen, 
jegen wir den Durchichnitt einer jeden Zahlenreihe gleich 100 und gelangen 
dann Durch entiprechende Reduktion der vorjtehenden Beträge zu folgenden 
Ergebnijjen: 





Gruppe: v | ıv | 11 | 1 
Pandwirthichaftt. Charatter . . | 401] 46] 261 18) 9. 
Summe der GiroEinnahmen | 18] 167] 701 751 169. 


























In voritehender Kurve für die gefammten Einnahmen jehen wir, wie die 
Giro-Einnahmen von Anfang bis zu Ende jinken; nur bei Gruppe IV, wo 
eine ftarfe Steigung eintritt, findet aus den oben jchon angeführten Gründen 
eine Ausnahme jtatt. 
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Für die Industrie erhalten wir folgende Zahlen (j. Tabelle VIII): 











Gruppe: | x |ıx ſnſvu vi BARZELNE | I 
Induitrie-Charatter 20.0.0678] 584 540] 491] 456] 439] 410] 370] 329] 218. 
Summe der Giro-Cinnahmen . | 1871| 1319] 5020] 3480] 2579] 4489] 2831] 8855] 1619] 220. 





























Wenn wir nun wiederum die Durchjchnitte voritebender Reihen gleich 
100 jegen und die einzelnen Zahlen entiprechend fürzen, jo erhalten wir folgende 
Rejultate: 








Gruppe: X | IX ſvmſvu vi | V | iv Im | 11 | 1 
Andutrie-G — 13501 1291 119 107] 994 sel sol 89 72] 48. 
Summe der Giro— Einnahinen 5891 491 1561 108] 80] 139] 88 274 51 7. 





























Wie wir aus vorſtehenden Zahlen erſehen, ſteigen die Geſammt-Einnahmen 
zunächſt bis Gruppe III und erreichen mit dieſer ihren Höhenpunkt, von bier 
aus jinfen jie unregelmäßig, indem bei Gruppe V, VII und VIII nochmals 
Steigungen jtattfinden bis zur Endgruppe. Der Betrag diejer Gruppe (X) 
it größer, als derjenige der Anfangsgruppe; auch bei den vorhergehenden 
Gruppen (II—IX) find die Beträge nie fleiner, als der Betrag der Anfangs: 
gruppe. 

Unterziehen wir nun die Gruppe III einer näheren Betrachtung, jo fällt 
und unter den Städten wiederum Frankfurt a. M. auf, auch bei den Gruppen 
V und VIII, wo nochmals Zunahmen zu verzeichnen jind, werden  Dieje 
Steigungen durch bedeutende Handelsitädte, wie: Hamburg, bezw. Berlin ver: 
urſacht. 

Aus den einzelnen Zahlen der Induſtrie-Gruppen, ſowie aus den zu dieſen 
Gruppen gehörigen Städten geht deutlich hervor, daß die Maxima nicht durch 
die Induſtrie, ſondern durch den Handel hervorgerufen werden. Einfacher und 
überſichtlicher zeigt ſich dies, wenn wir je zwei Gruppen vereinigen und dann 
die Kurve für den Induſtrie-Charakter und die für die geſammten Einnahmen 
konſtruiren: 








Grunve: vll] |ı 
nbufteie-Gharater Er 6833| 529] 446] 395] 283. 
Summe der Giro Ginnahmen . 1607] 4681] 3759] 517111024. 














Segen wir Die Durchſchnitte der einzelnen Reihen gleich 100 und bringen 
die übrigen Zahlen hierzu in ein entſprechendes Verhältniß, ſo erhalten wir 
folgende Beträge und Kurven: 








Gruppe: | vlıylarf | 1 
—— — J | 138] 1161 98] sel 62. 
— der Giro— Einnahmen . 501 144 1161 1591 31. 





172 R. Blum: Statiſtiſche Unterfuchungen über die Entwickelung 


V IV III I! 
ea gen 
zss7 — 
ou — 


E/G 


In vorjtehender Kurve für die Einnahmen finden wir die drei Steigungen 
der früheren drei Gruppen in zwei Öruppen zujammengedrängt, auch bier zeigt 
fich die große Steigung bei Gruppe II und die fleinere bei Gruppe IV. Die 
Gründe wurden oben jchon näber angegeben. 

Es erübrigt nun noch, die Kurve für Handel und Induſtrie zuſammen 
einer näheren Betrachtung zu unterzieben. 

Wir befommen zunäcit für Handel und Induſtrie zuſammen folgende 
Zahlen (. Tafel IX): 


oO 








Gruppe: x [x [wur] vo] vi | v Ivjufef I 
em — — 2 , - — F 
Handels- u. Induſtrie Charakter 860] 7981 745] 719 7101 679 647] 5911 502] 321. 
Summe der Giro-Einnahmen . 1870 6344 3356] 7209] 1866] 1897] 1681] 1356| 1407] 210 























oder, wenn wir die Durchjehnitte obiger Zablenreiben gleich 100 ſetzen 
und die obigen Beträge entiprecheud fürzen: 





Gruppe: IX | IN vnı| vor | vir | v | IV | in | A | 1 
Dandels- u. Induſtrie-Charaktter 131] 121] 114] 110] 108] 105] 98] 901 761 49 
Summe der Giro-&immahmen . 691 2331 124] 265] 60] 700 621 491 52 8, 


























Hinſichtlich der Einnahmen von Handel und Induſtrie zeigt ſich Aehn— 
liches, wie bei der entſprechenden Einnahme für Induſtrie. Dieſelben nehmen 
Anfangs langſam zu, ſinken bei Gruppe V auf VI etwas, wachſen alsdann 
raſch und erreichen bei Gruppe VII ihr Maximum, finfen nun wieder, jteigen 
bei Gruppe IX nochmals bedeutend und fallen bieranf bis zum Ende. Die 
Einnahme der Endgruppe iſt größer als die der Anfangsgruppe, auch ſonſt 
jeben wir, daß die Kurve nie unter den Stand der Aufangsgruppe ſinkt. Wie 
bei der Induſtrie, Jo find es auch bei Handel und Induſtrie zufammen die 
großen Handelsitädte, welche die Steigungen der Kurve bervorrufen. Bei 
Gruppe VII ift es Frankfurt a. M. und bei Gruppe IX Hamburg und Berlin. 

Bereinigen wir num auch bier zwei Gruppen zu einer neuen, jo erhalten 
wir folgende Nejultate: 





$ruppe: x ivfjau] | l 
Handels u. Induſtrie-Charakter S10| 734 699] 632] 420. 
Zumme der GiroEinnahmen 453] 5008] 1877| 1594] 862. 











Segen wir die Durchichnitte vorjtehender Zahlenreihen gleich 100 umd 
reduziren die einzelnen Beträge obiger Reihen entiprechend, jo erhalten wir 
folgende Zahlen: 
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Gruppe: vl] ulı 
Handels- u. Induſtrie Charakter 1231 1101 1061 961 64. 
Summe der Giro-Einnahmen 18414 1691 644 541 29. 














Aus den beiden erſten Zahlenreihen können wir die beiden folgenden 
Kurven Eonjtruiren: 








Die Kurve der Giro-Einnahmen jteigt bier, wie die Handels: und Induſtrie— 
Kurve von Anfang bis Ende; die Zunahme der Einnahmen nach dem Ende 
zu it, bei der fünftbeiligen Gruppirung in Folge der Zuſammenfaſſung weg: 
gefallen und das Maximum it aus eimer Der legten Öruppen (VAL, in die 
Endgruppe gerücdt. Auch bei diefer Gruppe ſind wieder, wie oben, die großen 
Handelsjtädte, wie: Hamburg, Bremen, Mannheim, Berlin, welche durch dieſe 
Bereinigung zur Endgruppe kommen, ausschlaggebend 

Aus dem Verlauf der Kurven für die Induſtrie und Yen Handel und 
Induſtrie zujammen gebt nun unzweidentig hervor, Daß der Handel einen be: 
deutend größeren Einfluß auf die Entwidelung des Giro-Verkehrs ausübt, als 
die Induſtrie; deun das Maximum in den beiden Kurven finden wir nicht in 
einer Induſtrie-Gruppe, Tondern immer in einer Gruppe, in welcher die großen 
Handelsjtädte vertreten ſind. 

Wir finden jomit die zu Anfang aufgeitellte Behauptung vollitändig bes 
jtätigt, Daß der Handel am meijten umd Die Yandwirtbichaft am wenigiten zur 
Entwickelung des Giro-Verkehrs der Neichsbanf beiträgt und daß zwischen 
dieien beiden die Industrie ſteht. Werfen wir nun noch einen Blick in das 
Berzeichniß der Giro: Kunden vom Sabre 18584, jo jeben wir, daß die 
meilten Giro-Kunden Kaufleute jind. Diejelben finden wir vorberrichend vor 
allen in den Handelsplägen, im den Induſtrie-Städten übenviegen unter den 
Giro-Kunden die Fabrikanten an Zahl, und in den Städten mit überwiegend 
Yandwirtbichaft treibender Bevölkerung berricht wieder der Handelsitand vor. 
Auffallend bei dieſen legten Städten it es nun, Daß viele, oft Die meiſten 
Kaufleute mit Produkten der Yandwirtbichaft und Forſtwirthſchaft Handel 
treiben. Wenn jich jomit Yandwirtbichaft und Forſtwirthſchaft nicht direkt am 
Giro-Verkehr betheiligen, jo üben diefe doch indireft ihren Einfluß aus. Der 
Zahl nach finden wir in Handelsjtädten die meilten und in Städten mit vor: 
berrichend landwirtbichaftlicher Bevölkerung die wenigiten Giro-stunden. Was 
nun Die einzelnen Arten der Geſchäfte betrifft, jo betbeiligen fich am Giro— 
Verfehr vor allen Dingen die Bankgeschäfte und Gejchäfte ähnlicher Art, in 
den einzelnen Induſtrie-Städten ſind es die jeweiligen berrichenden Induſtrie— 
Arten. Bon einer eingehenderen Betrachtung des Werzeichnifies der Giro— 
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Kunden fünnen wir wohl deßhalb abjehen, weil uns dasjelbe ja doch feinen 
Aufſchluß gibt, mit welchen Beträgen fich die einzelnen Firmen an dem Um— 
ſatz betheiligt haben. 

Auch in Borjtehendem finden wir wohl unfere frühere Behauptung be- 
jtätigt, daß der Handel am meijten und die YLandwirthichaft am wenigiten zur 
Entwidelung des Giro-Verfehrs beiträgt und daß die Induſtrie unmittelbar 
nad) dem Handel kommt. 

Außer den drei genannten Berufsarten finden wir in der Berufsſtatiſtik 
vom Jahre 1882 noch drei andere Berufsarten aufgeführt, die Hauptrepräjen- 
tanten des einen Berufs find die Beamten, die des anderen die Zohnarbeiter 
und die des dritten die Nentner. Doch fünnen wir dieje drei Berufsarten bei 
unſerer Betrachtung ganz außer Auge laſſen, da diejelben in Folge ihrer 
Einfommens: und ihrer VBermögens-Verbältnifie wohl nur jelten oder über: 
haupt nicht jich des Giro-Verfehrs bedienen. Ein Bergleih der Einnahmen 
und Ausgaben unter einander in ihren Einzelheiten auf Grund der Tabelle V 
bietet manches Intereſſante. Zunächſt find bei den Einnahmen durchichnittlich 
die Baarzahlungen am größten, jodann fommen die Uebertragungen von anderen 
Banfitellen und zulegt kommen die Uebertragungen am Plage. Bergleichen 
wir die Baarzablungen untereinander, jo haben die Handelsftädte, wie z. B. 
Frankfurt aM., Mannheim, Leipzig, Hamburg, Bremen 2c. die höchſten Be: 
träge, alsdann kommen die Induſtrieſtädte und zulegt die Städte mit über: 
wiegend Yandwirtbichaft treibender Bevölkerung. Bei den Uebertragungen am 
Plage und bei den Uebertragungen von anderen Bankſtellen finden wir ähn— 
lihe Erjcheinungen. Sehen wir nun nach den höchjten Beträgen unter den 
einzelnen EinnahmesArten, jo finden wir, daß Frankfurt a/M. bei den Baar: 
zahlungen und den Webertragungen von anderen Banfitellen, Hamburg Dagegen 
bei den Uebertragungen am Platze die erite Stelle unter allen Städten ein: 
nimmt. Eine näbere Betrachtung umd ein Vergleich beider Städte mit einander 
it von Wichtigkeit. Frankfurt a / M. iſt befannt wegen jeines großen Geld- 
markts und Börſenverkehrs, Hamburg Dagegen durch feinen ausgedehnten 
Waarenhandel. Trogdem nun das Giromwejen in Hamburg jchon lange vor 
Gründung der Neichsbanf bejtand und dort die Zablungsausgleihungen jchon 
zwei Jahrhunderte lang von der Hamburger Giro-Banf vorgenommen wurden 
und jomit die Vortbeile dieſer wirtbichaftlichen Einrichtung dort Schon lange 
befannt waren, jo iſt doh Hamburg von Frankfurt a M. bei den Baarzahl: 
ungen und der Uebertragung von anderen Bankſtellen, wie wir oben geſehen 
haben, überholt worden. Die Urjache dieſer Erjcheinung iſt der Geldmarkt 
und die Börje Frankfurts. Zahlreiche Kaufleute der Stadt, jowie auch von 
auswärts bejigen ein Konto bei der Neichsbanf oder bei einem der Frank— 
furter Banfınftitute, der Chedverfehr, das Einzieben und Diskontiren der Wechjel 
wird dadurch erleichtert und der Giro-Verfehr ausgedehnt. Hanıburg hat nicht 
jo viele und große Banfgejchäfte als Frankfurt a/M., dagegen jind verhältniß: 
mäßig viele Kaufleute Giro-Kunden der Neichsbanf. Daber ift dort der Giro- 
Berfehr nach außen, das llebertragen von anderen Bantitellen, das Einziehen 
und Diskontiren von Wechjelm weniger bedeutend, dagegen iſt der Giro-Verkehr 
am Plage, „die Uebertragung am Plate“, entwidelt. Bei den Ausgaben 
finden jich ähnliche Ericheinungen. Im Allgemeinen find die Beträge „Durch 
Baarzablung” am größten, dann fommen die „Uebertragungen von anderen 
Bankſtellen“ und zulegt die Uebertragungen am Plage. Wie bei den Ein- 
nahmen, jo treten auch bei den Ausgaben die Städte Frankfurt und Hamburg 
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durch ihre Beträge wieder hervor, dieſes bei den Uebertragungen am Plate, 
jenes bei den Baarzablungen und MUebertragungen von anderen Bantitellen. 
Vergleichen wir nun die einzelnen Einnahmefpalten mit den Ansgabejpalten, 
jo zeigt jich ung zunächit, daß die Uebertragungen am Plage einander gleich find, 
weil beim Giro-Verkehr am Plage die Beträge, welche für den einen Giro: 
Kunden Einnahmen find, bei den anderen als Ausgaben „Durch Uebertragung 
am Plage“ erjcheinen. Sodann iſt an demſelben Orte die Baarzahlung plus 
ven Uebertragungen von anderen Banfitellen bei den Ausgaben ungefähr gleic) 
den Beträgen von den beiden entiprechenden Spalten der Einnahmen, ferner 
iehen wir am Ende des Jahres die Nejte an feinem Orte auf Null ſchwinden 
oder negativ werden. Die Urjache diejer legteren Erjcheinung it in der Be: 
ſtimmung zu juchen, daß der Giro-Kunde, um jolcher zu bleiben, nie über jein 
ganzes Guthaben bei der Neichsbanf verfügen kann, denn vollftändige Heraus: 
nahme des Guthaben ift gleichbedeutend mit Kündigung des Kontos. Ber: 
gleihen wir nun die Spalte Baarzahlung bei den Einnahmen und Ausgaben 
mit einander, jo finden wir, daß die Beträge bei den Ausgaben im Allgemeinen, 
größer als bei den Einnahmen jind. Bei den Uebertragungen von anderen 
Bankſtellen ift es im Allgemeinen umgekehrt, indem die Einnahmen größer, als 
die Ausgaben find. In allen Fällen nun, wo an einem Orte, z. B. Bremen, 
Cottbus 20. die Baarzahlung bei den Ausgaben Eleiner, als diejenige bei den 
Einnahmen ift, finden wir das Umgefehrte bei den Uebertragungen von anderen 
Banfplägen. Fragen wir uns nun, wodurch fich die Höhe der Beträge in 
der Baarzahlungsipalte bei den Ausgaben erklärt, jo it die Urjache wohl 
darin zu juchen, daß die Giro-Kunden nicht alle Einnahmen wieder zu geichäft- 
lihen Zweden und zu Zahlungen an Giro:Kumden, jondern auch zu Zahlungen 
an Nicht-Giro-Kunden verwenden. 


2. Fntwicdelung und Ausbreitung des Giro-Berkehrs an demfelben Prte 
in den 15 3ahren 1876— 1590. 


Um die Ausbreitung des Giro-Verkehrs an demjelben Orte zu verjchiedenen 
Zeiten verfolgen zu können, bilden wir zunächſt die Differenz der Perioden: 
Durchſchnitte 1876,80 und 1881,85, ſowie diejenige von 1881,85 und 1886/90. 
Bergleichen wir die Differenzen der verichiedenen Perioden miteinander, jo 
fönnen wir aus deren Zu: und Abnahme einige Schlüffe bezüglich der weiteren 
Entwidelung des Giro: Verfehrs an demjelben Plage ziehen. 

Was zumächit die Periode 1881/85 (Tabelle X) in Hinblid auf die 
weitere Entwidelung und Ausbreitung des Giro-Verkehrs betrifft, jo it im 
Allgemeinen eine bedeutende Zunahme für jeden einzelnen Ort zu Eonftatiren, 
jowohl die Einnahmen, als auch die Ausgaben ſind gewachjen, nur bei ein: 
zelnen Theilbeträgen, aus denen fich die gefammten Einnahmen und Ausgaben 
zuſammenſetzen, jeben wir zumeilen einen Nüdgang Eine Abnahme der durch 
Baarzablung vereinnahmten Beträge bat in Gleiwitz, Königsberg i/Pr. und 
in Straljund jtattgefunden, die Uebertragungen am Plage find mit Ausnahme 
von Emden, Hamburg, Nürnberg, Straljund und Thorn überall bei den Ein- 
nahmen geitiegen. Auch die Uebertragungen von anderen Bankſtellen haben 
überall, nur von Dresden und München abgejehen, zugenommen. 

Hinfichtlich der Ausgaben finden wir, daß Jich die verausgabten Beträge 
an jämmtlichen Stellen erböbt haben, die am Plate verausgabten Beträge 
find an ſämmtlichen Orten geitiegen und nur bei wenigen Stellen bat ei 
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Rüdgang jtattgefunden. Bei den Hebertragungen am Plage find es die Städre 
Emden, Hamburg, Nürnberg, Stralfund und Thorn und bei den Uebertrag- 
ungen auf andere Bankjtellen Bromberg und Stralfund. Ziehen wir nun auch 
noch die Differenzen der Perioden 1881/85 und 1886/90 (Tabelle XI) in 
Betracht, jo eben wir, daß die gefammten Einnahmen und Ausgaben der 
Periode 1886/90 gewachſen jind mit Ausnahme der Städte: Königsberg, 
Elbing, Injterburg und Köslin. Um die Differenzen der einzelnen Arten der 
Einnahmen und Ausgaben mit einander vergleichen zu können, müſſen wir, da 
die Periode 1581,56 unter den Baarzablungen bei den Einnahmen auch die 
disfontirten Wechjel und die eingezogenen Wechjel und unter den Baarzahl— 
ungen bei den Ausgaben auch noch die Domizilwechjel ericheinen, die ent— 
iprechenden und in der Periode 1856/90 getrennt ericheinenden Beträge für 
jeden einzelnen Pla in einer Summe zuſammenfaſſen. Unterziehen wir 
nun zunächit die Differenzen derjenigen Städte einer näheren Betrachtung, bei 
welchen wir in der Periode 1881/85 einen Rückgang der einzelnen Theil: 
beträge fonjtatirt haben, jo können wir nicht behaupten, dal; fich der Rück— 
gang im Allgemeinen auch noch im der Periode 1835/90 bemerkbar mache; 
bei den meilten Städten find die Beträge geftiegen, nur in Königsberg macht 
jich nicht allein bei den Baarzablungen, fondern auch in allen übrigen Spalten, 
mit Ausnahme der Üebertragungen von anderen Banfitellen bei den Ausgaben, 
ein allgemeiner Nücdgang der girirten Beträge bemerfbar. Königsberg iſt Die 
einzige Stadt, wo der Giro-Verfehr die Tendenz zeigte, im Yaufe der Zeit 
abzunehmen. In der Periode 1856/90 find die girirten Beträge außerdem 
noch bei folgenden Städten zurückgegangen bei: Elbing, Inſterburg und Köslin 
Vergleichen wir nun Diefe Städte, bei denen ſich ein Sinfen der Beträge ge: 
zeigt bat, mit ihrer geograpbiichen Yage, To füllt uns ſofort auf, daß Die 
meiſten dieſer Städte dem öftlichen Dentichland angehören. Die Urſache Diejes 
Rückgangs müſſen wir wohl darin juchen, daß Handel und Industrie im Oſten 
Deutichlands weniger entwidelt find, als im Weſten und daß die unginftigen 
politiichen und wirtbichaftlichen Beziehungen zu Rußland noch vielfach zum 
Nücgang beigetragen baben. Wenn nun ſonſt dev Giro-Verkehr gewachten 
it, To iſt dieſe Erſcheinung auf die Zımabme des Handels und Verkehrs, Der 
Induſtrie und auf das Wachlen der Zabl der Giro Kunden überbaupt zurück— 
zuführen. Wie wir ſchon eben geſehen baben. zeigt der Giro-Verfebr im öjt: 
lichen Deutichland ſtarke Schwankungen für einzelne Orte und an einem Plage 
einen Rückgang, Fir das weltliche Dentichland können wir dieſe Wahrnehm— 
ungen beim Giro-Verkehr nicht machen, trogdem unjere politischen Beziehungen 
zu Frankreich nicht bejonders günftig find umd die Kriegsgerüchte zuweilen 
recht beunrubigend für das Öffentliche Yeben waren. Da num in den öjtlichen 
Provinzen die Yandwirtbichaft, in den weitlichen dagegen der Handel und vie 
Induſtrie überwiegen, jo berechtigt Dies wohl zu dem Schlufie, daß der Giro: 
Berfehr umter der Herrichaft des Handels und der Indnſtrie jtetiger fortichreitet. 

Nachdem wir in Borjtebendem die Zunahme des Giro-Berfehrs im Allge: 
meinen ımterjucht haben, wollen wir in Nachitebendem noch eine Betrachtung 
darüber anjtellen, wie die abjolute, und wie die relative Zunahme der Giro: 
Umſätze unter der Herrichaft des Handels, der Yandwirtbichaft und der Indujtrie 
geweien it. Wie in Abjchnitt I wählen wir uns zumächit für diefe drei Er: 
werbsthätigfeiten je eine Stadt aus, deren Einwohner ſich vorberrichend mit 
dem Handel, der Yandwirtbichaft oder der Induſtrie befafien; für den Handel 
wählen wir Hamburg, fir die Yandwirtbichaft Graudenz und für die Induſtrie 
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Eſſen aus. Hamburg bat von 1876/80 auf 1881/85 abjolut um 131117, 
relativ um +”/,, von 1881/85 auf 1886 90 abſolut um 698513, relativ um 
20°/,, Graudenz bat von 1876 80 auf 1581/85 abjolut um 2418, relativ um 
184°/,, von 1881/85 auf 1886/90 abjolut um 1498, relativ um 40°), 
len bat von 1576 80 auf 1881/85 abjolut um 83933, relativ um 143 °/,, 
von 1881/85 auf 1885 91 abſolut um 145563, relativ um 102 ”/, zugenommen 
J. Tabelle XL und XIL). 

Wir fommen nach vorjtebenden Zahlen zu dem Ergebniß, daß die abjolute 
Zunahme bei dem Handel am größten und bei der Landwirthſchaft am kleinſten, 
die relative Zunahme dagegen bei der Industrie und Yandiwirtbichaft am größten 
md bei dem Handel am fleinjten ift. 

Wie weit ſich nun dieſes Nefultat verallgemeinern läßt, joll durch eine 
näbere Unterjuchung der Gruppen noch feitgejtellt werden (j. Tabelle VI—XI: 
die beiden legten Spalten). 

Bevor wir auf eine Prüfung dieſes Nefultats näher eingeben, wollen wir 
vorber noch umterjuchen, wie jede der drei Erwerbsthätigkeiten jich bezüglich 
der abſoluten umd wie bezüglich der relativen Zunahme des Giro-Verkehrs 
verhalten bat. 

Für den Handel berechnet jich die abjolute Zunahme von 1876/80 auf 
1881/85 und die relative (j. Tabelle VI), wie folgt: 


1876/80 auf 1881,85 








x KK mu vi vi J IV I. ı N 





abiolut 
1,955,100 :4,702,035 253,329 601,728 437,518 304,459 181,429 130,474. 208,184 70,30% 
relativ 


31 102 67 76 60 222 90 63 174 86 


oder, wenn man die Durchſchnitte der beiden Reihen gleich 100 ſetzt und die 


vorſtehenden Zahlen hierauf reduzirt: 


N IN Yııı vn VI V IV —1114 Il I 


221 iD 24 68 44 3 25 15 24 8 
32 lin ı 69. 78 —F — 23943 65 —1809 al) 


Aus dieſen Beträgen gebt im Allgemeinen bervor, daß mit zunebmenden 
Handel die abjolute Zunahme des Giro-Verkehrs größer, die relatiwe Dagegen 
Heiner wird. Die Gruppen Il und V weijen deshalb eine jo hohe Zunahme 
auf, weil Lei Diejer in der Beriode 1881,85 die Städte Wiesbaden und Darmitadt, 
in jener Bochum zum erjten Mal auftreten 

Um die Zufälligfeiten in den einzelnen Gruppen noch mehr zu bejeitigen 
und um unſer Nelultat um jo deutlicher zu zeigen, wollen wir in dieſem, wie 
aub in den nächiten Fällen je 2 Gruppen vereinigen, die Durchichnitte jeder 
Heibe gleich 100 jegen und die einzelnen Zahlen jeder Reihe hierauf veduziren. 
Wir erhalten alsdann folgende Zahlen für den Handel: 
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1376/80 auf 1881/85 Zunahme 








Ivı ww | m 1 I 
abfolut . .6,698.185| 855,057 | 741,977 | 311,908 | 278,576 
relativ . . 61 13 85 76 138 





Um aus obigen Beträgen eine überfichtliche Kurve fonjtruiren zu können, 
jegen wir, wie erwähnt, die Durchjchnitte der Neiben gleich 100 und fürzen 
die einzelnen Zahlen entiprechend: 














I \ v/ım|n I 
J — 
abſolut. (mie 4181216 
telatıv . „| 70 84 98 7 159 











UV —— “r . 77 


Aus dem Verlauf beider Kurven geht hervor, daß mit zunehmendem 
Handel die abſolute Zunahme größer, die relative aber kleiner wird. Die 
Zunahme des Giro-Verkehrs von 1881/85 auf 1886/90 zeigt ein ähnliches 
Ergebniß. Wir erhalten hierfür folgende Zahlen (j. Tabelle VI): 


1881/86 auf 1886/90 Zunahm 











xx |wm| wm| m V vy|im| an 08 








abiolut 


2,538,955 5,436,679 689,778] 552,620 406,559, 420,853 316,741 243,408 | 261,731 193,910 





relativ 


| 8 mio la 8 mine 


oder jegen wir die Durchichnitte der beiden Reihen gleich 100 und reduziren 
alle Zahlen hierauf, jo erhalten wir folgende Beträge: 











__]x |x |m/[ w/m | v/w/ mju 
232 | 496 | 68 > 1 8% 


abjolut. i 


| |“ 24 
relativ 


| 
109 | 121 10 











45 88 | 165 61 58 | 14 | 1% 
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Faſſen wir vorjtehende 10 Gruppen in 5 Gruppen zufammen, jo befommen 

wir folgende Rejultate : 
1881/85 auf 1886,90 Zunahme 
ıv |  w ı | ı N 





abfolut.. .7,975,634 | 1,242,407 87,412 560,149 , 355,641 
Il 
relativ. . 45 61 52 9 4 
oder jegen wir die Durchichnitte gleich 100 und bringen die Zahlen in ein 
entiprechendes Berhältniß bierzu: 





























FI Hd N 
abjolut. .' 364 52 98 , 26 16 
relativ. .„, ”2 98 8 | 127 119 


Wie wir aus diefen Beträgen erſehen, wird die Richtigfeit obiger Behauptung 
durch die Zunahme von 1881/85 auf 1886/90 bejtätigt. Zugleich zeigt fich 
noch eine weitere Erjcheinung, wenn wir die legte Zunahme 1881,85 auf 
1886,90 mit der eriten 1876/80 auf 1881/85 vergleichen. Nehmen wir der 
Einfachheit und der Heberfichtlichkeit halber die beiden nicht auf 100 reduzirten 
Gruppiruugen in 5 Theile heraus, jo bemerfen wir im Allgemeinen, daß die 
abjolute Zunahme des Giro-Verkehrs mit der Zeit noch größer, die relative 
dagegen noch fleiner geworden ift. 

Sehen wir nun, wie bei der Yaudwirtbichart, für welche wir folgende 
Zahlen erhalten, die abjolute und wie die relative Zunahme geweſen iſt (jiebe 
Tabelle VI). 

1876/80 auf 1881/85 Zunahme 








si Ei EI MT FT Ra] ld 








abjolut 
72,358, 156,391 | 315,504 1,157,862 169,864 696,844 520,355 501,905 4,533,059 763,901 
relativ 


I 


82 166 | 61 | 55 108 1 650 3 20 


oder, die Durchichnitte der einzelnen Neihen gleich 100 gefeßt und hierauf 
entiprechend redugirt: 


” 








= j/wejwelwejueıvs iv] ml elı 


abfolut. .| 8 17 |, 85 | 180 | 10 | 78°| 58 | 56 | 5ı0 | 86 
relativ. .I 96 |! 198 ı 72 | 64 I 127 | 180 | 76 | 106 | 109 | 4 


Bei der Gruppirung in 5 Theile ergeben fich folgende Beträge: 
1876/81 auf 1881,85 Zunahme 


V IV Ill 11 | 





abjolut . 
relativ. .| 123 57 110 75 61 





8 
8 
* 
21 


‚49 1473,366 866,708 1,022,200 53,296 960 
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Wir erhalten folgende Zahlen und Kurven, wenn wir die Durchichnitte 
der Neihen gleich 100 jegen und hierauf entiprechend rednziren: 





WELT Ein 





abfolut. .. 18 83 
145 66 


relative 





Aus dem Berlauf der beiden Kurven müſſen wir Schließen, daß bei der 
Yandwirtbichaft im Gegenſatz zum Handel die abjolute Zunahme mit zunehmender 
Yandwirtbichaft kleiner, Die relative Dagegen größer wird. Dieſelbe Erfcheimung 
zeigt fich auch bei der Zunahme pro 1581/35 auf 1886/90 if. Tabelle VIL) 



































1831/85 auf 1856,90 Zunahme 
X IN vm vu vi v IV in» +: ] 
abſolut 
37,350 238, 3224 203,980 1,048,737 301,376 832.349 596,488 682,290 5,572,712 320211 
relativ 
23 un 2 32 92 63 45 64 59 7 
oder Die Durchſchnitte gleich 100 geſetzt und alle übrigen Zahlen hierauf ent: 
ſprechend bezogen: 
A— yı Wim. Mid 
abrjolut. 4 24 27 106 | 30 54 60 ug 563 33 
relativ... 4 IE 63 BO 1258 88 56 
Durch Zuſammenfaſſung von je 2 Gruppen befommen wir folgende Größen 
1831/85 auf 1886 9) Zunahme 
| v v|ım| ıu| ı 
abiolut  .' 275,674 |1,312,717 | 1,133,725 | 1,278,778 | 5,901,998 
relativ 67 32 69 58 42 
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oder wie oben auf 100 reduzirt: 




















IiIvIiIv| m!Iı)|j a 
abſolut.. m | 6 | 65 298 
relativ .„ . 124 | 59 12328 107 78 


Dieſelbe Beobachtung, die wir beim Handel gemacht haben, können wir 
auch hier machen, nämlich, daß die abſoluten Beträge mit der Zeit noch mehr 
gewachſen, die relativen dagegen noch mehr zurückgegangen ſind. Für die In— 
duſtrie ergibt ſich folgende abſolute, bezw. relative Zunahme (ſ. Tabelle VIII): 

1376/80 auf 1881/85 Zunahm 





























x ıx | vu|vmm|vıviw/imyjaljlı 
| abjolnt | | 
194,924 283,911 4,039,597| 699,647 | 735,169 | 602,008 | 739,897 1,067,408 194,105 51,918 
| | ı | I 
relativ 
| | ' | 
29 18 1a | 89 7260 158 87 51 31 | 13 


| | | 
oder wenn wir die Durchichnitte gleich 100 jegen und hierauf entiprechend fürzen: 





x x [va volvo — 





J ı 





abſolut. .56 82 458 70 83 68 83 120 226 
relativ. .148 118 181 100 87 | 17 100 59 | 86 | 199 
allen wir wieder je 2 Gruppen zufammen, jo haben wir folgende Beträge: 
1876/80 auf 1881/85 Zunahm 








| NV IV III II l 


abiolut . | 778,835 |4,739,244 | 1,337,177 | 1,807,305 | 246,023 
relativ 118 110 26 62 38 


Um aus den legten Beträgen überfichtliche Kurven fonjtruiren zu können, 


jegen wir die Durchichnitte der einzelnen Reihen gleich 100 und reduziren alle 
Zablen hierauf. 


Wir erhalten alsdann nachitehende Beträge und Kurven 




















| ıv | m 11 1 
abfolut . | 4.0266 > im 14 
relativ . 166 155 37 87 54 
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Die Kurve der abjoluten Zunahme nimmt mit zumehmender Induſtrie 
einen recht unregelmäßigen Berlauf. Die Kurve jteigt und fällt abwechjelnd 
und erreicht ihre Höhenpunfte bei Gruppe IV umd IL, in denen die Haupt: 
handelsjtädte vertreten find. Im Allgemeinen fünnen wir von diejer Kurve 
jagen, daß fie mit zunehmender Induſtrie jteigt. Einen viel regelmäßigeren 
Berlauf zeigt die Kurve für die relative Zunahme Mit Ausnahme der 
Gruppe III, bei der mehrere große Handelsjtädte vertreten find und im Folge 
des Handels die relative Vermehrung gering tt, jteigt die Kurve von Anfang 
bis zu Ende. 

Wir fommen biernach zu dem Ergebniß, daß im Allgemeinen mit zus 
nehmender Induſtrie die abfolute, wie relative Zunahme des Giro-Verfehrs 
größer wird. 

Aus der Zunahme von 1851,85 auf 1886/90 fünnen wir ähnliche Wahr: 
nehmungen machen (j. Tabelle VIII legte Spalte) 


von 1881/85 auf 1886/90 Zunahme 
X | ıx vn | vo| ve| v vimlu ı 

















abiolut 
724,391 | 324,975 4,508,705| 839,112|1,146,140 1,322,506 640,206 1,168,560 240,779) 45,947 


relativ 
I 


ss 58 Be DB Eu Zu 617 a || m | m |: 


| 
| t 


oder wenn wir die Durchichnitte gleich 100 jegen und hierauf reduziren: 








ıixıx|velujvlvijiwijim|ıo I 





abfont ..| 6 70 411 a leeren a 
relativ | 163 114 | 16 | 12 | ısı | 5 | 78 | 8 | 57 | 110 

Bereinigen wir je 2 Gruppen, jo erhalten wir für die dadurch entjtehenden 
5 Gruppen folgende Zahlen: 


1881,85 auf 1886,90 Zunahme 





—e—e = * 






































ivIiIw|j| umu|j ıu| a 
abfolut.. .\1,049,366 5,347,957 | 2,468,646 | 1,808,766 | 286,726 
relativ . .| 3 1 59 38 38 32 
oder ähnlich, wie oben auf 100 reduzirt: 
|vıIıw | m TE GE 
abfolut. | 48 | 244 113 82 13 
relativ 152 | 18 ”» | 67 


Bei einer Bergleichung der beiden Perioden Zunahmen mit einander, 
finden wir auch bier die Erjcheinung, daß die abjolute Zunahme mit der Zeit 
noch größer geworden ijt, die relative fich dagegen noch mehr verringert hat. 


Handel und Industrie zufammen haben fich, wie folgt vermehrt (ſ. Tabelle IX): 
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1876/80 auf 1881,85 Zunahm 





xix |w|i um |jviv/iwjmiıu I 














abiolut 
494,894 4,564,409 1,003,815, 1,149,377. 542,739 353,918 427,665 138,934 154,687, 55,208 
relativ 
we | | | 8 | | m 1 | 86 | 37 ' 20 
oder wenn wir die Neihen-Durchichnitte gleich 100 jegen und hierauf ent- 
iprechend fürzen: 


Ix| x vmvolvjviıwimjmlı 
| 6 














—m 


abiolut . | 56 














514 | 118,129 | 6140 148 | 16 ı 17. 
relativ . .| 147 | 70 | 109 | 60 | 66 | 4 84 98 442 
Durch Vereinigung von je 2 Gruppen erhalten wir: 


1876/80 auf 1881/85 Zunahme 


238 

















— — ———— 
REDE — EEE 
abjolut . .|5,059,803|2,153,192 | 896,652 | 566,599 | 209,890 
relativ. ll | 8 ss | 





Setzen wir auch hier die Reihen-Durchſchnitte gleich 100 und reduziren 
die übrigen Beträge hierauf, fo erhalten wir folgende Zahlen, woraus wir die 
weiter nachjtehenden Kurven konſtruiren können: 











| a 
abiolut. .| 28 | 121 | 50 | 2» 
relativ . .| 1065 ı 108 | 10 3 68 





Mit zunehmendem Handel und Induſtrie fteigt auch die Kurve der ab» 
foluten Zunahme, die Kurve der relativen Zunahme hat ebenfalls eine fteigende 
Richtung, zeigt hierbei jedoch einen unregelmäßigen Verlauf. Das Marimum 
der legten Kurve liegt in der zweiten Gruppe. Die Zunahme des Handels 
und der Induftrie von 1881/85 auf 1886/90 ift folgende (j. Tabelle IX 
legte Spalte): 

18° 
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von 190108 auf 1886 90 Zunahme 





x| x |m| vu]lv|jviwjmj| u I 


abio f ut 
724,421 5,727,940, 893,077 1,192,580, 1,137,561 a 475,077 262,446, 175,377 45,604 
relativ 


4 | 8004 ss m ıw| 8 | 27 | 56 


oder wenn wir die Durchichnitte gleich 100 ſetzen und die Zahlen hierauf ent: 
jprechend beziehen: 
 —— 1x] m/mwmjvmajvmijviwjm|au 














— | 
relativ . .| 
Bereinigen wir je 2 Gruppen der erjten beiden Neihen, jo erhalten wir 

von 1881/85 auf 1886,90 Zunahme 





| 
Jse/e2jajwım io 43 24 164 
| I 78 | 66 140 72 86 | 166 | 50 | 

















v IV I ıı U. l 
—— .16,542,360 2.085.657 1,464,717 | 737,523 | 220,981 
relativ . .| 50 39 64 56 30 
oder den Zurchſchnitt gleich 100 ) geiept * hierauf die Zahlen bezogen: ö 
1 vi mw 111 ı l 
abfsiat. | 200 094 68 1.0 
relativ. .) 14 | 8 1333| 7 | 8 


Würden wir aus den beiden legten Reihen-Beträgen Kurven konſtruiren, 
jo würden wir jeben, daß die Kurve fir die abjolute Zunahme einen ähnlichen 
Berlauf hätte, wie wir oben von 1876/80 auf 1881/85 gezeigt haben. Bei 
der Kurve für die relative Zunahme würden wir das Marimum der Kurve 
jedoch nicht bei Gruppe II, jondern bei Gruppe III finden. Im Allgemeinen 
fünnen wir aus den Zahlen für Handel und Induſtrie zufammen den Schluß 
folgern, daß mit zunehmendem Handel und Induſtrie die abjolute Zunahme 
raſch wächit, die relative dagegen nicht fo ſcharf ausgeprägt jteigt. 

Nachdem wir die abjolute umd relative Zunahme einer jeden Ermerbe: 
thätigfeit mit einander verglichen haben, wollen wir in Folgendem die abjolute 
und relative Zunahme der einzelnen Erwerbstbätigfeiten untereinander vergleichen. 


Die abjolute Zunahme der einzlenen Griwerbsthätigfeiten von 1876/80 
auf 1881/85 iſt folgende: 








N ww" mai u |.ı 
Sande . . 2.2.2.2. 16.098125 855,057 | 741,977 | 311,903 278,576 
Landwirtbichaft . 1.228.749  1,473,366 866,708 ‚ 1,022,260 5,296,960 
mduftrie. . 2. + | 778,835 , 4,739,244 1,337,177  1,807,305 : 246,023 
| 
| 


Handel und gmduflrie 5,059,303 | 2,153,192 |; 896,652 566,599 209,890 
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Die relative Zunahme von 1876/80 auf 1881/85 ift nachitehende: 








Handel.... 61 | 85 | 76 | 138 
Landwirtbichaft. . . . 125 57 110 3 | 6 
Amduitrie. 2.22... 18 110 26 | 62 | 38 
Handel und nduftrie . 65 | 67 63 76 40 





Vergleichen wir nun die abjolute, bezw. relative Giro-Vermehrung der 
einzelnen Ermwerbstbätigfeiten mit einander, jo fommen wir zu dem Ergebniß, 
daß zumehmender Handel der abjoluten Zunahme überhaupt am günftigjten, 
und zunehmende Landwirtbichaft der abjoluten Zunahme überhaupt am uns 
günstigsten it und daß jich Handel und Yandwirtbichaft bezüglich der relativen 
Giro-Vermehrung von 1876/80 auf 1881/85 aber umgekehrt verhalten haben. 
Die mittlere Stellung zwiſchen diejen beiden Ertremen nimmt immer die In— 
duſtrie ein. 

Die abjolute, bezw. relative Zunahme von 1881/85 auf 1886/90 war 
wie folgt: 

abjolute Zunahme 




















Iıvtetew | um|j| ua | 0a 
des Handeld. . © 2... 17.975.634 | 1.242407 | 827,412 560,149 | 355,641 
der Yandwirtbichafit . . - | 275,674 | 1,312,717 | 1,133,725 | 1.278.778 | 5,901,923 
der „nöwitrie » 2 220. 41,049,366 5,347,957 | 2,468,646 | 1,808,766 | 286,726 


| 
des Handels und der {nduitrie  6,452,360 | 2,085,657 | 1,464,717 ı 737,523 | 220,981 





relative Zunahme 





wre PR, AR - 
des Handels. . » 22.045 61 52 1 79 74 
der Yandwirtbihait . . .» | 67 | 32 69 58 42 
der Induſtrie. — 73 59 38 38, 32 
des Handels undder Induſtrie 50 | 839 64 56 30 


Bei einem Bergleich der abjoluten, bezw. relativen Zunahme von 1876/80 
auf 1881,85 und derjenigen von 1881/85 auf 1885,90 fommen, wie wir 
weiter oben jchon gezeigt haben, wir zu dem Ergebuiß, dab im Yaufe der Zeit 
die abjolute Zunahme des Giro-Verfehrs bei den einzelnen Erwerbsthätigfeiten 
noch größer, die relative dagegen noch Eleiner wird. Fragen wir uns m, 
woraus jich erklärt: 


1. Daß der Handel einen jo günjtigen Einfluß auf die abjolute, Die 
Induſtrie und die Landwirthſchaft aber einen jo vortbeilhaften Einfluß auf die 
relative Zunahme des Giro-Verkehrs äußerten; 

2. die abjolute Zunahme mit der Zeit noch größer, die relative noch 
feiner wurde, jo dürfte wohl die Urjache der abjoluten Vermehrung der 
Giro-Umſätze in der Entwidelung und dem Aufblühen des Handels, der In— 
dujtrie und der Landwirtbichaft überhaupt, die relative Zunahme aber darin 
zu juchen jein, daß vor allem unjere Induſtrie in den letten Jahrzehnten 
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relativ rajch emporblühte und daß man in -den Induſtrie-Gebieten, wie in den 
Gegenden mit überwiegender Landwirthichaft die Vorzüge des Giros in den 
legten Jahren immer mehr kennen und jchägen lernte umd die Betheiligung am 
Siro-Verfehr daher, was ſowohl Zahl der Kunden als auch was Höhe des 
Geſchäfts— Umſatzes betrifft, immer größer wurde. 

In den Handelsſtädten waren den Kaufleuten vielfach die Vortheile des 
Giro-Verkehrs bei der Gründung der Reichsbank jchon befannt. Die Kauf: 
mannfchaft bat fich deßhalb gleich in der eriten Periode 1876/80 in großer 
Zahl an den Giro-Umjägen der Reichsbank mit dem vollen Gejchäfts-Umjage 
betheiligt. Deßhalb jehen wir in Handelsjtädten ſchon in der erjten Periode 
1876/80 hohe Umſätze, die mit dem weiteren Aufblühen des Handels mit der 
Zeit abjolut noch mehr zunahmen. Anders lagen dagegen die Verbältnifje in 
den Städten, wo die Induſtrie und die Yandwirtbichaft vorberrichte. Den 
einzelnen Erwerbsthätigen waren die Borzüge des Giro-Verkehrs von vorn: 
herein nicht jo befannt, al8 dem Kaufmann. Soweit eine Betheiligung möglich 
war, betheiligten ſich nicht alle; andere wiederum waren Giro-Kunden, ließen 
aber nur geringe Beträge über Giro gehen. Erſt nach und nad) lernte man 
die Vortheile des Giro-Verkehrs auch in Dielen Kreifen kennen und mit der 
Zeit wuchfen bei der außerordentlichen Zunahme unferer Induſtrie die Giro: 
Umſätze des einzelnen Gejchäfts, wie auch die Zahl der Giro-Kunden. 

In diefer Anficht wird man vor Allen durch Hamburg bejtärft.- Wie 
wir Schon oben geſehen haben, kannten die Hamburger die Vorzüge des Giro: 
Verkehrs Schon durch die alte Hamburger Giro-Bank. Man betheiligte fich 
dort jchon gleich bei der Gründung der Neichsbanf in möglichit großer Zahl 
und womöglich mit dem vollen Umjage des Geihäfts am Giro:Verfehr. Deß— 
halb ſehen wir auch (Tabelle I), daß der Umjag Hamburgs in der erjten 
Beriode 1876/80 von allen Plätzen der größte, die relative Zunahme aber von 
1876/80 auf 1881/85 überhaupt die kleinſte von allen Neichsbantitellen ift 
f. Tabelle VI, vorlegte Spalte). 


3. Ausbreitung der einzelnen Arten des Giro-Berkehrs an demfelben Orte 
während der Periode 1585/90. 

Behufs Unterfuchung des Giro-Verkehrs an demielben Orte zu gleicher 
Zeit wählen wir die Durchjchnitte der Periode 1885,90. Die Tabelle III 
dDiefer Periode iſt detaillirter, al$ die bei den anderen Perioden, indem fie die 
disfontirten, die eingezogenen und auch die eingelöjten Wechjelbeträge enthält. 
Es it hierbei nicht nöthig, die Beträge feitzuitellen, welche auf 1000 Ein: 
wohner fommten, weil wir ja die Beträge desjelben Ortes miteinander ver: 
gleichen. Fallen wir zunächit die Einnahme in's Auge, jo finden wir, daß die 
meilten Städte ihre höchiten Beträge bei den Uebertragungen von anderen 
Bankſtellen haben, eine andere Anzahl hat diejelbe bei den Baarzahlungen, 
einige Induſtrieſtädte, wie: Wielefeld und Grefeld und einige Städte mit über: 
twiegend landwirthſchaftlicher Bevölkerung, wie: Stolp und Tilſit haben die 
höchiten Beträge bei den Ddisfontirten Wechjeln und mehrere große Handels: 
jtädte, wie: Dresden, Frankfurt, Hamburg, Yeipzig haben diejelben bei den 
Uebertragungen am Plage. Faſt alle Städte haben ihre geringjten Einnahme: 
Beträge bei den eingezogenen Wechſeln, an manchen Orten find diefe ganz um: 
bedeutend und an anderen Orten fallen fie ganz aus. Letztere Wahrnehmung 
fünnen wir bauptlächlich bei Städten mit vorberrichend Tandwirtbichaftlicher 
Bevölkerung, wie 3. B. bei Inſterburg, Minden, Glogau, Cöslin ꝛc. machen. 
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Wie bei den disfontirten Wechjeln, jo jind die Städte mit landwirthſchaftlicher 
Bevölkerung auch mit nur geringen Beträgen bei den Uebertragungen am 
Plage betheiligt. Sodann fällt uns noch auf, daß Frankfurt die einzige Stadt 
ijt, deren eingezogene Wechjelbeträge größer, als die disfontirten find. Die 
Urſache diejer Erjcheimung ift darin zu ſuchen, daß Frankfurt zahlreiche Bank: 
geichäfte bejigt, welche zu einem niederern Diskontoſatz diskontiren als die 
Neichsbant Zudem num einerjeits viele Geſchäfte bei Privatbanken disfontiren 
und andererjeits bei den vielen Banfinjtituten das Einziehen der Wechjel durch 
die Neichsbanf erleichtert wird, müſſen die diskontirten Wechjelbeträge vers 
bältnigmäßig gering, die eingezogenen dagegen verhältnigmäßig groß jein. 

Vergleichen wir die einzelnen Berufsarten mit den verjchiedenen Arten 
der Einnahmen, jo fommen wir zu dem Ergebniß, daß in Handelsjtädten Die 
einzelnen Arten relativ gleichmäßig entwidelt find, der Handel jomit die ver: 
Ichiedenen Einnahmen in gleichem Maße fördert, daß in Iuduftrieftädten die 
Beträge bei den Baarzablumgen, disfontirten Wechjel und Uebertragungen von 
anderen Bankſtellen gleichmäßig eutwicelt, die eingezogenen Wechjel, jowie die 
Üebertragungen am Plate zuweilen unbedeutend find, wie: z. B. bei Bochum, 
Barmen, Duisburg und daß in Städten mit bauptjächlih Landwirthſchaft 
treibender Bevölferung die Uebertragungen am Plage recht gering und die ein- 
gezogenen Wechjel nicht jelten ganz Fehlen. 

Was nun die Ausgaben betrifft, jo jehen wir, daß faſt an allen Pläßen 
wohl in ‚Folge des noch nicht vollitändig ausgebildeten Giro-Verkehrs und des 
Zahlens an Nicht-Giro-Kunden die Baarzahlungen am größten find und nur 
wenige Städte hiervon eine Ausnahıne machen. So haben 3. B. Hamburg 
und Dresden ihren höchiten Betrag bei den Uebertragungen am Plage, Cottbus, 
Düfjeldorf, Barmen und verfchtedene andere Städte haben fie bei den Ueber: 
tragungen von anderen Bantfitellen. Bei den eingelöften Wechjeln und den 
Uebertragungen am Plage find die Städte mit vorberrichend landwirthichaft- 
liher Bevölferung mit den geringiten, die Handelsjtädte dagegen mit den 
höchſten Beträgen betheiligt. Was die eingelöften Wechjel betrifft, jo fällt 
uns Mannheim unter allen Plägen durch den höchjten Betrag auf. Die Ur: 
ſache ijt wohl darin zu juchen, daß Mannheim nicht allein ein großer Ge— 
treidemarft, jondern auch ein Haupthandelsplatz für Kaffee, Buder und 
Spezereien iſt und daß zahlreiche Kaufleute ihre Gläubiger in Wechſel zahlen, 
welche an dieſem Orte domizilirt find und zur Einlöfung gelangen. Auch bei 
den Ausgaben zeigt Sich der Einfluß des Handels, der Induſtrie und der 
Yandwirtbichaft auf die Entwidelung der einzelnen Arten, ähnlich wie bei den 
Einnahmen. Der Handel iſt der Entwidelung der einzelnen Ausgaben gleich 
günstig, nicht befonders günſtig it die Induſtrie den eingelöften Wechjeln und den 
Uebertragumngen am Plage und am ungünſtigſten it legteren die Landwirthſchaft. 

Nach diefen Unterfuchungen fommen wir zu dem Ergebniß, dal; der Handel 
den Giro-Verkehr ſowohl am Plage, als auch mit anderen Orten, die Induſtrie 
dagegen weniger am Plate, als nach außen und die Landwirthſchaft fait nur 
nach außen entwickelt und ausbreitet. 


4. Entwidielung und Ausbreitung des Giro-Berkehrs der Keichsbank in Kon- 
kurrenz mit anderen Banken an demfelben Plate in den 15 Jahren 1876— 1890. 

In Folgenden joll nun eine nähere Betrachtung darüber angeitellt werden, 
in welcher Weife die wenigen noch beſtehenden PBrivatnotenbanfen und für 
Berlin der Kaſſenverein auf den Giro Verkehr der Reichsbank eingewirkt haben 
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und umgekehrt. Jedoch haben nicht alle, jondern nur die in diefem Abfchnitt 
genannten Privatnotenbanken ihr Material dem Verfaſſer zur Verfügung ge: 
jtellt. Ein Gejammtbild des Giro-Berfehrs der Privatnotenbanfen gegenüber 
der Neichsbant war deßhalb nicht möglich, weil die Bank für Sitddeutichland 
und die Braunschweiger Bank dem Verfaſſer feine Mittheilung über ihre Giro: 
Umfäge machten. Der Einfachheit halber, jowie zur Erleichterung der Ueber: 
ficht jollen auch in diefem Abjchnitte alle Beträge um die drei legten Stellen 
efürzt werden. Wie früher erwähnt, war der Giro-Verkehr in Hamburg 
* frühzeitig entwickelt. Der Giro-Verkehr der alten Hamburger Giro-Bank 
wurde im Jahre 1876 von der Reichsbank übernommen. Dieſe Seite des 
Bankweſens hat ſich dann raſch weiter entwickelt. Wir finden für unſere drei 
Perioden folgende Durchſchnitte für Hamburg: 





1876/80 | 188185 | 1886/90 
— —— — — J 1 = — ö—— — —— — — — — — = — — — 
Einnahme 3,315,761 3,435,699 4,134,412 
Ausgabe. 3,299,646 3,436,399 4,133,345 


Der Giro:Berkehr hat Schon in der erften Periode mit einem bedeutenden 
Umſatz begonnen. Die Einnahmen find in der zweiten Periode um 119,938 
und die Ausgaben um 136,753 gewachien, in der dritten Periode gar hat der 
Giro-Verfehr einen noch viel größeren Aufihwung genommen, die durchichnitt- 
lihen Einnahmen find um 698,713 und die Ausgaben um 696,946 gegen Die 
vorhergehende Periode 1881/85 geitiegen. 

Weniger günftig waren für die Entwidelung des Giro-Verkehrs die Ver: 
hältnifie in Berlin, wo der Berliner Kafjenverein das Ab: und Zujchreiben 
vornimmt. 








N az — F 
Kaſſenverein 


Reichsbank-Einnahmen durch 
Uebertragung von! 





| 
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llebertragung | 























' Baarzablung | R anderen Bant- | Zulammen | Einnahmen 
| Bee Blaß ſtellen u j WBGW 
1875 . | | | 5,210.412 
1876 .ı 981,595 272,425 475,021 1,697,946 4.045,79 
1877 . | 1,855,121 638,480 1,099,740 3,112,909 4,247 723 
1878 . | 1,379,507 899.974 1.145.655 3.451,781 4,248,119 
1879. 1,148,131 1.098.465 1.409.198 |  3,877,788 5.847,781 
1880 1,448,098 1,368,856 1.634426 |  4,451,380 7,354,595 
1881 . | 1,797,092 1,718,004 1,531,076 3446.173 8,990, 536 
1882 . | 1,634,919 1,558,596 1,764,318 |  4,957,834 7,248.689 
1883 . 1,694,187 2,952,087 1,903,768 | 6,550,043 6,754,195 
1884 . 1,871,050 5,148,550 2,145,026 364,628 7,918,425 
1885 . || 1,989,394 3323,224 2,203,039 | 9,516,158 7,450.279 
1886 . | 2,174,052 | 5,713,3838 |  2,307,587 10,195,023 8,277,699 
1887 .\) 2,153,187° | 5,415,330 |. 2,474,319 | 10,042,833 7,178,059 
1888 . | 2,264,086 | »,654,780 2,798,944 10,717,811 10,165,170 
1889 . | 2,562,247 | 7,321,562 2.913,659 12.795.470 14,099,177 
1890 . | 3,094,241 | 7,259,863 2,640,173 12,994,276 |  11,864,122 
| l 


Wie aus vorjtebenden Zablen hervorgeht, hat der Giro-Verkehr der Reiche: 
banf gleich im erjten Jahre 1875 auf den des Kaſſenvereins eingewirkt, dent 
wir jehen von 1875 auf 1876 einen Rückgang des Umjages beim Kaſſen— 
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verein, von 1876 nehmen die Beträge bei denjelben wieder ſtetig zu bis 1881, 
von da an finden wir eine unruhige hin- und berichwanfende Zunahme. 
Anders iſt es dagegen bei den Giro-Umſätzen der Neichsbanf, diejelben nehmen, 
vom Jahre 1832 und 1887 abgejehen, jtetig zu, bis zum Jahre 1883 find 
die Umſätze fleiner, von da an find diejelben, das Jahr 1859 ausgenommen, 
größer als die des Kaſſenvereins. Die fünfjährigen Perioden - Durchichnitte 
find, wie folgt: 





| Reichsbank-Einnahmen durch Kafſenverein 

















Uebertragung von — 9— 
Baarzahlung Uebertragung anderen Bant- : Zuſammen Einnahmen 
| am Platz | 
u U ar ea EZ z - Stellen de Tg ah er ee 3 
il | — 
1876/80 J 1,292,490 | 855,500 1,152,811 | 3,300,797 f 5,144,802 
1881.85 .ı 1,797,368 | 83,340,092 |  1,969,625 | 7,107,047 | 6,393,687 
1886/90 2,449,563 | 6,272,984 2,626,938 | 11,349,084 | 10,316,845 








Die Einnahmen der NReichsbanf von 1881/85 find jomit um 3,806,250, 
die des Sallenvereins Dagegen nur um 1,248,835 gegen Die vorhergehende 
Periode gewachlen; die Einnahmen der a pro 1886/90 find um 
4,242,037 und die des Kafjenvereins um 3,923,158 gegen die Periode 1881,85 
geitiegen. Auf 1000 Eimwohner fommen bei der Neichsbanf für die Periode 
1881,85 an Einnahmen 6,142. Diejer Durchichnitt iſt erheblich geringer, als 
der von Hamburg, welcher 11,888 it. Vorſtehende Zahlen zeigen uns recht 
deutlich einerjeits, daß die Verhältnifie der Ausbreitung des Giro-Verkehrs der 
Reichsbank in Berlin nicht ſo günftig waren, wie in Hamburg, anderjeits aber 
auch, welchen nachtheiligen Einfluß der Giro-Verkehr der Neichsbanf auf den 
des Berliner Kafjenvereins geübt bat. 

Wie in Berlin, fo batte die Neichsbanf auch an anderen Orten Deutſch— 
lands zum Theil mit bereit beſtehenden, zum Theil mit noch entjtehenden 
Banfen bei der Einführung und Ausbreitung ihres Giro-Verkehrs zu kämpfen. 
Die Notenbanfen Dentichlands ſcheinen recht erheblich auf den Giro:Berkehr 
der Neichsbanf eingewirft zu haben und umgekehrt. Da mir das Material 
zwar nicht von allen, jedoch vom größten Theil der Notenbanfen zur Ver: 
fügung gejtellt wurde, jo läßt fich dies für die folgenden Orte nachweilen. 

Die Dresdener Notenbanf betreibt jeit 1858 den Giro:Verfehr. Die Um: 
jäge der Neichsbanf und der Dresdener Bank ind folgende: 


Ginnabmen der Reihsbanf Dresdener Bant 


Zu: | Baar-  Tistont, Finger. Ueber- Uebertragung. 


R Mechie ARUNg | von anderen | Einnahmen 
ſammen zablung Wechſel Vechſel am Rab Banifeien 


| De en, = . - — u — 
N) 


1886 | 476,664 9 118817 55,501 | 6,306 | 145,548 150,491 — 
1887 587,194 146,765 75,331 7,075 218,800 134,201 — 


1888 837, "890 | 208, 347 59,331 , 3,420 | 354,506 182,283 127,646 
1889 919.464 236.354 | 78,735 50 | 402,043 202,281 215,369 
1890 ‚924,854 | 234,698 | 88, s69 | 30 | 401,093 200,154 281,718 








| | 
Bergleichen wir die Umſätze der beiden Banken mit einander, jo finden 
wir, daß die Umſätze der Neichsbanf ſeit 1888 immer noch jährlich gewwachien 
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find, aber nicht mehr in dem Berhältniß wie früher. In Dresden jehen wir, 
wie der neu eingerichtete Giro-Verkehr einer Notenbank die weitere rajche Ent: 
wicklung des Giro-Verkehrs der Neichsbanf hindert, in Stuttgart finden wir 
den entgegengejegten Fall. Wir jehen an diefem Orte, wie der Giro-Berfehr 
einer jchon beftehenden Notenbank durch den Giro-Verkehr der Reichsbank 
immer noch mehr eingejchränft wird, die girirten Beträge bei der württem- 
bergischen Notenbank wachſen bis 1875, mit der Gründung der Neichsbanf 
nehmen fie jtetig ab. Folgende Beträge geben uns die Umjäge der württem- 
bergiichen Bank und der Neichsbanf an: 








Reichsbank— Ein nahmen du rch MWiürttemb. Bank 











NE = ' Vebertrag | 
Ir ne von anderen Zuſammen Einnahmen 
— J ———i E00 rn 
185 | — | — — 34,686 
1876 14142 | 5.098 44,406 123,646 | 21,472 
1877 | 158098 | 7.928 79,198 | 252,584 15,998 
1878 | 175241 | 34,693 87,860 300,466 11,190 
1879 183,223 | 47,086 104,346 336,885 | 12,218 
1850 192,026 | 55,662 98,776 346,465 | 11,809 
1881 197,098 | 67,040 106,411 365,530 12,515 
1882 208,361 | 68,728 92,400 369,490 11,100 
1883 | 269,853 | 63,525 107,288 440,666 5,782 
1834 | 321,235 | 56,056 121,826 499,118 3,387 
1885 | 821,711 | 50,125 130,213 502,050 4,297 
1886 841216 , 55,660 136,308 533,172 3,425 
1887 | 336,365 | 42,105 135,231 513,703 244 
18588 | 361,263 | 41,560 165,370 568,175 | 4,652 
1889 | 396,883 | 53,719 172,156 622,759 | 6,638 
1590 | 388.251 | 63541 182,875 | 634,666 | 5,139. 
| ) 





Bei der Reichsbank iſt ein ftetig Fortichreitendes Steigen der Umſätze, bei 
der mwürttembergijchen Notenbank eine jtetige Abnahme der Beträge bis zum 
Jahr 1887, von 1888 ſchwanken fie, in den nächiten zwei Jahren jehen wir 
ein Fleines Steigen, dann wiederum ein Sinfen. Bei den Umſätzen beider 
Banken Fällt uns ſodann noch auf, daß im Jahr 1887 für beide Banken ein 
Rückgang ich zeigt. Bei der württembergischen Notenbank finden wir im Jahr 
1557 überhaupt den geringjten Umſatz und bei der Neichsbanf den einzigen 
Nüdgang der Einnahmen und Ausgaben jeit ihrem Bejtehen. Auch bei anderen 
Städten, hauptiächlich in Wejt-Deutjchland, wie Köln, Frankfurt a. M., Mainz, 
Wiesbaden, Düfjeldorf, Elberfeld u. j. w. zeigt jich eine Abnahme der Beträge 
im Jahre 1857. Der Grund diejes Rückganges iſt in der geringen Gejchäfts- 
ſtimmung dieſes Jahres zu juchen, welche durch die in dieſem Fahre wieder: 
holt aufgetauchten Gerüchte eines bevorjtehenden Kriegs mit Frankreich gedrüdt 
worden ift. Wir fünnen jomit in dem Jahre 1337 ſehen, wie jehr die Ent: 
widelung des Giroverfehrs einer Bank von einer richtigen Spefulationsluft 
abhängt und wie mit finfender Luft auch die girirten Beträge abnehmen. Was 
jelbjt die Fünfjährigen Durchichnitte der Neichsbanf und der württembergijchen 
Bank betrifft, jo iſt für erjtere ein fortwährendes Steigen, für letztere dagegen 
en fortwährendes Sinfen zu fonftatiren. Die fünfjährigen Durchjchnitte find 
olgende: 























und Ausbreitung des Giro-Verkehrs der deutichen Reichsbant. 191 
Reihbsbant-Cinnabmen durd Stuttgart. Bant 
Niebertrag J 
Baar- Uebertragung 
M von anderen | Zuſammen Einnahmen 
——— lie: — Beaukſtellen 
1876/80 | 155.545 | 32,083 82,917 270,545 14,538 
1881/85 | 263,652 60,095 111,628 435,375 7,417 
1886/90 | 364,793 51,317 158,387 574,400 4,460. 


Uehnliche Erjcheinungen zeigen fich auch in Frankfurt a. M. zwifchen der 
Neihsbanf und der Frankfurter Banf. Der Giroverfehr der Frankfurter Bank 
nimmt jedoch nicht, wie der Giroverfehr der württembergiichen Bank von Fahr 
zu Jahr jtetig ab, ſondern wir bemerfen ein unrubiges hin- und herichwanfendes 
Zurückgehen der girirten Beträge. 





E Re ichs b an t-Gi nnab men durd 


Frankfurter Bant 











| _ | Uebertrag | | 
| —— ee von anderen | Zulammen | Ginnabmen 
— — —— De — \ Bantitellen — — 
N j N 
| | 
1874 ._ — — — 2312,723 
1875 — — — 2,284,680 
1876 569,538 232.431 231.594 1,033.565 1,728,845 
1877 914,865 | 396,890 516.366 1.845.286 1,619,531 
1878 865,811 | 414,421 544,625 1,845.,422 1,565,247 
1879 1,101,881 | 465,484 659 574 2.254.286 1.883,814 
1880 1,405,272 | 564,509 | 779,284 2,745,067 | 2,888,711 
1881 1,412,930 | 491,096 851,659 2,755,686 2,120,817 
1882 1.229,100 | 419,313 731,071 2.379485 1,376,020 
1883 1,298,263 | 840,216 810,345 2,948,825 1,200.625 
1884 1,157,966 1,111,979 844,896 3,114,842 | 1,382,768 
1885 1,095,601 1,063,673 811,244 2.970,519 1228111 
1886 1,273,435 1,194,686 941,415 3,409,538 1,510,112 
1887 1,190,568 1,167,004 904,973 3,262 546 1,370,996 
1888 1,321,865 1,283,002 1,040,244 3.645,113 1,639,277 
1889 1,504.045 1,433,070 1,224,496 4,161,614 2,011,422 
1890 1,610,547 1,413,324 1,120,448 4,144,318 1,709,094 


Die fünfjährigen Durchichnitte jtellen fich für beide Banken, wie folgt: 














un 





PBaar- 
zablung 


Uebertragung 


| 







Reihsbanf-Ginnahmen durd 


llebertrag 


von anderen 












Anlammen | 


—— Bank 


Einnahmen 


er Platz Boanblſtellen | — 

* Se a ee — | u zen — Fe f — td 
1876/80 971,473 414,747 545,489 1,931,709 1,937 ,230 
881 85 | 1,238,772 785,255 809,843 2,833,871 1,461,668 
1,380,992 1,298,217 1,046,315 3,724,626 1,648,180 


Der unruhige hin- und herichwanfende Rückgang drückt ſich auch in den 
Durchſchnitten aus. In der erſten Periode find die durchichnittlicheit Beträge 
am größten, in der nächiten 1881/85 find jie am kleinſten und in der legten 
wieder etwas höher. Betrachten wir die Umſätze der einzelnen Sabre etwas 
näher, jo finden wir, daß vor dem Jahre 1876 die Einnahmen und Ausgaben 
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je über 2 Milliarden betrugen und daß jie jpäter nach 1876 eine annähernde 
Höhe im Ganzen nur drei Mal im Jahre 1880, 1881 und 1889 erreichten. Ganz 
diefelbe Wahrnehmung, wie bei der Frankfurter Bank, fünnen wir auch bei 
der Danziger Bank machen, auch bier jehen wir ein Zurücdgeben der girirten 
Beträge, fein ruhiges jtetiges, jondern ein umrubiges hin- und herichwanfendes 
allen der Umjäge des Girofontos. 





| Tanziger Bant 








Reichsbank-Einnahmen durd 









































| 5 lebertrag 
| — ee oe von anderen , Zufammen ° Ginnahmen 
nung | am FB | Mantitellen | ee Fun 
1874 — — — — | 44,914 
1875 | _ | — _ | — 63,711 
1876 | 21,722 4,462 22,191 48,462 45,325 
1877 | 41,310 10,928 | 56,834 109,470 47,620 
1878 | 49,950 9,718 67,346 127,822 | 42,105 
1879 | 49273 | 12.429 68,487 131,250 37,978 
1880 50,150 10,670 65,524 126,38 | 29,608 
18831 Ü 50,139 10,897 67,748 | 128,785 35,033 
1882 63,867 15.256 | 1,731 160,855 | 42,418 
1883 88,433 13,932 | 87,360 189,726 39,069 
1884 100,862 9870 | 84,119 | 194,858 | 26,694 
18855 | 116,099 13,356 | 91,528 220,984 27,667 
1886 93,766 12068, 74,261 180,098 28,087 
1887 | 84,866 7142 | 72748 164,755 | 29,596 
1888 | 98,804 15,998 | 84,188 198,993 | 42,895 
18899 | 86,698 | 15,134, 83,617 185,446 | 38,355 
1890 || 102,238 12,833 | 81,386 208,183 | 38,559 
| 








Die Einnahme der Danziger Banf im Jahre 1876 betrug 45,325, im 
Sabre 1877 finden wir noch eine Heine Zunahme der Beträge, während die: 
jelben in den nächjten Jahren nie mehr die Höhe von 45 Millionen erreichen. 
Den niedrigiten Stand hat der Umjag im Sabre 1854 erreicht, alsdann tritt 
wieder ein Feines Wachlen ein, das im Jahre 1888 jeinen Höbepunft erreicht. 
* fünfjährigen Durchſchnitte der Reichsbank und der Danziger Bank ſind 
olgende: 








Reichsbank-Einnahmen durch 


Danziger Bant 
Baar- Uebertragung  Nebertrag 














r von anderen  YZufanımen | Ginnabmen 
i 4 ablung | —— Baulſtellen BEER | 
u | | 
1876180 I 424187 | 9641 56076 | 108.206 | 40,528 
1881/85 83,880 12,662 | 82407 | 179,041 | 34,176 
1886/90 | 93.27 12,833 | 81,386 187495 | 35,498 


Die Durchichnitts:Beträge find bei der Danziger Bank in der erjten Periode 
am größten, jodann geben ſie in der nächiten Veriode zurück und iteigen im 
der legten Periode etwas. Bei der Reichsbank dagegen fehen wir eine jtetige 
fortichreitende Zunahme der Beträge. 

In München hatte die Neichsbanf jchon von Anfang an mit der bereits 
bajtehenden Bayerischen Notenbank zu kämpfen. Die Umfäge beider Banken 
find folgende: 
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| Reihsbant- Ginnahmen durch | Bayer. Notenbant 

| llebertcag | 

Baar- Uebertragung von anderen | Zuſammen | Ginnabmen 

u zahlung | am Plab | Bantitellen | | 

| | 
1876 | 42,245 | 3,536 41,046 | 98,828 117,397 
1877 89,673 7,852 134,493 233,579 95,328 
1878, 99,298 8.258 143,690 252,809 20,292 
1879 96,829 15,183 188,597 302,171 88,198 
1880 134,146 | 19,895 155.949 309,991 80,400 
1881 142,355 26,710 131,430 | 300,497 89,550 
1882 | 183,418 25,268 111,148 i 319,934 79,542 
1883 256,345 55,219 105,772 | 417,336 125,352 
1884 | 312,848 72,518 118 ‘977 504,344 209,494 
1885 296,953 63,757 112.351 473,063 226.666 
1886 319,494 70,197 | 150,945 540,638 204,343 
1887 333,038 67,295 135.489 585.824 | 206.207 
1888 | 344,157 70,286 | 157,396 571,840 | 226,150 
1889 398,045 90,796 181.330 670,173 246,092 
1890 447.914 82.600 | 164.859 695.370 260.708 


ir *— Bayeriſchen Notenbank finden wir vom Jahre 1877 bis 1882, 
eine allerdings nicht fontinuirliche Abnahme der Beträge, von 1883 tritt dam 
wieder eine Steigung ein. Bei der Reichsbank dagegen läßt ſich ein faſt durch— 
weg ruhiges Steigen der Einnahmen und Ausgaben konſtatiren; nur die Jahre 
1881, 1885 und 1887 machen eine Ausnahme hiervon. Während in dieſem 
Jahre die Beträge bei der Bayeriſchen Notenbank fteigen, fallen die Umſätze 
bei der Neichsbanf. Das Umgekehrte finden wir 1352 und 1886, in diejen 
beiden Jahren finfen die Girobeträge bei der Bayerischen Bank und mwachjen 
bei der Neichsbanf. Dieſe Erſcheinung kann uns wohl wiederum zeigen, welche 
Konkurrenz zwei Banken an demjelben Plage fich bereiten, wie jehr der Giro- 
verkehr unter dem Einfluß der anderen Banfen leidet. 


Die fünfjährigen Durchichnitte find, wie folgt: 


Reihsbant- Ginnabmen durch 





Bayeriſche Bant 


| 





Uebertrag 
% ” z u 
nor | ebertrogung, von anderen | Zuſammen ' Ginnabmen 
— Rn , Bankſtellen 

| | = - = 
17580 93,837 10,945 | 132,755 237,536 92,323 
IS81/85 | 238,384 | 48,714 | 115,936 , 403,035 | 146.124 
1836/90 | 368,528 | 76,235 | 158,004 602,769 | 398700 


| | 
München macht wohl in fofern von Stuttgart, Danzig, Frankfurt a. M. 
eine Ausnahme, als die Beträge der Bayerischen Notenbank, von einigen 
Schwankungen abgejehen, gleich den Beträgen der Neichsbanf die Tendenz 
baben, mit der Zeit zu wachſen. Diefe Wahrnehmung fünnen wir an feinem 
der genannten Pläße machen und findet wohl zunächit ihre Erklärung in der 
Eigenartigkeit des Bayerischen Volkscharakters, der mit befonderer Vorliebe an 
den Bayeriſchen Einrichtungen feitbält. 
In Mannheim zeigen jich zwiſchen der Badiſchen Bank und der Reichs: 
bank ähnliche Erjcheinungen, wie in München zwiichen der Bayerischen Noten- 
bank und der Reichsbanf. Auch in Mannheim nehmen die Giro-Umſätze beider 
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Banfen von Jahr zu Jahr zu, ohne daß wir hierbei fonftatiren können, ob 
der Giroverfehr der einen Bank irgend welchen Einfluß auf den der andern 
Bank gehabt hätte; nur im Jahr 1890 jehen wir ein unbedeutendes Steigen 
des Giro-Umjages der Neichsbanf, dagegen eine bedeutende Zunahme des Giros 
der Badiichen Banf. Die Urjache diejer ausnahmsweife geringen Zunahme 
des Giroverfehrs der Reichsbank kann nicht einzig und allein in der Konkurrenz 
der Badischen Banf zu juchen fein, denn die Beträge diefer Bank find verhältniß— 
mäßig Elein zu denen der Neichsbanf. Daß die Badiſche Banf aber von irgend 
welchem Einfluß auf die Neichsbanf geweſen it, dürfte aus dem Umitande 
hervorgehen, daß die „Uebertragumgen am Play“ bei der Reichsbanf gegen 
das vorhergehende Jahr zurücdgegangen find, während diejelben in allen andern 
Jahren geitiegen find. Die Badiſche Bank hat ſeit 1883, wo wir zum erjten 
Mal den Giro-Berfehr bei derjelben jehen, folgende Umſätze im Vergleich zu 
denen der Neichsbantf. 
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| Reichs bant-Ginnab men durch BE Er? Banf 
TE 9 Vebertrag | — — 
Baar⸗ Uebertragung 9 
| zahlung am lab — — | Zuſammen Einnahmen 
7 — — — — — — — — — m. — — — ——— 
1881 190,949 89,099 120,345 | 400,394 | — 
1882 206,255 89,881 119,359 415,497 — 
1883 259,518 103,064 127,272 489,862 | 1,246 
1884 309,547 124,617 145,513 | 580,018 3,556 
1885 328,751 137,531 152,140  , 618,423 3,830 
1886 | 335,015 164,253 183.213 | 682,484 3,977 
1887 | 846,485 175,391 206,321 . 728,199 4,620 
1888 361,840 180,747 235,770 | 778,358 6,591 
1889 398,156 192,862 | 279439 | 870,459 8,615 
1890 | 419,717 179,527 | 272,554 871,798 15,944 
| N 
Die fünfjährigen Durchſchnitte find, wie folgt: 
£ Ei Reichsbank-Einnahmen durd | Badiſche Bank 
u FrienEr 77 DE EEE 
Baar | Vebertragung | „on anderen | Zulammen | Einnahmen 
ı zablung | am PBlab | gankitellen 
Be Zu — 
1876/80 | 128,396 | 53,090 | 79,855 | 255,771 | = 
1881/85 | 259,004 108,846 132,987 | 500,839 | 1,726 
1886/90 372,245 | 178,556 235,460 | 786,258 7,950 
| 














| 
Faſſen wir zum Schlufje an den Orten Berlin, Stuttgart, Frankfurt a. M., 
Danzig, Münden und Mannheim die Umfäge der Privatnotenbanfen einerjeits 
und die der Reichsbank andererjeitS periodenweile zujammen, jo erhalten wir 
folgende Beträge: 























| Reichsbank-Einnahmen durd | PBrivatbanfen 
I Baar Uebertra Uebertrag | 
- gung Daf | ' 
von anderen Zuſammen | Ginnabmen 
bung | om Play | Pantieten —_ | a: 
1876/80 | 2,679,228 | 605,986 | 2,049,4038 | 5,334,620 | 7,029,328 
1881/85 | 8,881,020 | 4,355,664 | 3.222,426 | 11,459,108 | 8,044,817 
1886/90 | 5,292,420 | 8,200,539 | 4,480,974 | 17,973,955 | 12,366,557 
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Die Privatbanken find hiernach in der Periode 1881/85 um 1,015,489, 
in der Periode 1885/90 um 4,321,740 gegen die entjprechend vorhergehende 
gejtiegen. Die Reichsbank dagegen ift in der Beriode 1881/85 um 6,124,448 
und in der Periode 1886/90 um 6,514,837 gegen die vorhergehende gewachien. 
Wir jehen jomit, daß die Beträge der Reichsbank viel mehr, als die der Privat: 
banfen gejtiegen find, beſonders zeigt fich dies in der zweiten Periode, wo die 
Beträge der Privatbanken zuſammen nur verhältnigmäßig wenig zugenommen 
haben. Bergleichen wir die Umſätze beider Banken periodenweiſe mit einander, 
jo finden wir in der erjten Periode für die Reichsbank ein Minus von 1,694,708, 
in der zweiten Periode ein Plus von 3,414,291 und in der dritten ein Plus 
von 5,607,383 gegen die Privatbanken. Wir jehen hieraus, daß die Reichs: 
banf bezüglich ihres Umſatzes die Privatbanfen in der zweiten Periode über: 
holt und in der dritten Periode noch mehr übertroffen bat. 

Wir fommen biernach zu dem Ergebniß, dal der Giroverfehr der Privat- 
Notenbanken und der der Reichsbank auf einander einwirkt, daß der Giroverfehr 
der Reichsbank hierbei aber einen viel nachtheiligeren Einfluß auf die Privat: 
banfen übte, al3 umgekehrt. 
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und Ausbreitung des Giro-Verkehrs der deutichen Keichsbant. 
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Die Bentenkonvertirnng.') 


Non 


Dr, iur. et phil. £riedrid) Zahn. 


Wenn wir uns vergegenwärtigen, welche Entwicklung der Zinsfuß in 
Deutſchland jeit Beginn dieſes Jahrhunderts genommen hat, jo gewahren wir 
drei große Phajen der Bewegungen: zuerjt eine Periode des ſinkenden Zins: 
jußes, dann eine Periode des im großen Ganzen fteigenden und jchließlich 
wieder eine Periode des finfenden Zinsfußes. 

Die erite Periode hebt mit dem Jahre 1815 an und reicht bis ungefähr 
in die Mitte der 40er Jahre. Es iſt die Friedenszeit, welche nach Ende der 
Napoleonischen Kriege eintrat. Unter dem Schuß des Friedens blühten Handel 
und Induſtrie empor, die Kapitalbildung mehrte fich, mit dem verjtärften An— 
gebot von Kapital ſank der Zinsfuß. Die Kurje der Papiere der deutſchen 
Staaten jtiegen und erreichten bald eine jolche Höhe, daß fie ihre hochzinjenden 
Schuldtitel in niederverzinsliche umwandeln konnten. Wegen der zahlreichen 
Zinsherabjegungen auf 3'/; und 3°/, gilt jpeziell Die Zeit von 1830—1845 
als die Periode des niederen Zinsfußes xaT Efoyiv. 

Die zweite Periode bildet die Zeit von der Mitte der 40er Jahre bis 
zum Frankfurter Frieden 1871. Der Bau weiter Eijenbahnjtreden, welcher 
in dieſe Zeit jällt, rief eine lebhafte Nachfrage nach Kapital hervor. Zahlreiche 
Aktiengeſellſchaften thaten ſich auf, deren glänzende Geſchäfte eine recht ergiebige 
Dividende abwarfen und den Kapitaliſten an einen höheren Ertrag gewöhnten, 
als er bei Anlage feines Vermögens in Ddeutjchen Staatspapieren erwarten 
fonnte. Als weiterer zinserböbender Faktor trat hinzu, daß deutſche Kapitalien 
in Maſſe nach Defterreich, Ungarn, Rußland, Italien, Schweden und der nord: 
amerikanischen Union wegen des zum Theil 6—7°/, dort ausmachenden Zins: 
ſatzes auswanderten. Endlich wirkten die politiichen Ereigniffe der Jahre 1848, 
1854, 1859, 1564, 1566 und 1870 erichütternd auf den Staatäfredit. Sie 
riefen große Militäranleben hervor und jteigerten damit ebenfalls die Nachfrage 
nach Kapital. Auf diefe Weile gediehb der Zinsfuß von feinem niedrigjten 
Stande mit 3 und 3'/,°/, zu einer Höhe, die man mehr über als unter 5°, 
anjchlagen darf. 

Seit Beendigung des deutich-franzöfiichen Krieges ift der Zinsfuß wieder 
im Sinfen begriffen. In der nunmehrigen Friedensära fonnte nämlich Die 
Stapitalbildung wieder ungehindert um fich greifen. Die Umstände, welche in 
der vorigen Epoche einen Geldmangel bedingten, kamen jegt nicht mehr im 
Betracht. Sp waren die Eijenbahnen nach ihren größeren und wichtigeren 
Yinien gebaut, die minder bedeutenden erbeilchten nur relativ geringes Kapital. 
Die hochzinſenden amerikaniſchen Werthpapiere kamen in Wegfall und ſtellten 
die anſehnlichen Summen, die ſeiner Zeit nach Amerika gefloſſen waren, für 


" Wortrag, gehalten am 29. Nov. 1895 im kaufmänniſchen Verein „Merkur“ zu München. 
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den dentichen Kapitalmarkt wieder zur Verfügung. Die Ichlechten Erfahrungen, 
welche man in den Gründerjahren um 1873 mit jchwindelbaften Unternehm: 
ungen gemacht, führten die Gelder den Staats: und Kommunalpapieren zu, 
wo ſie zwar niedriger verzinit, aber deſto jolider und ficherer untergebracht 
wurden. Durch all dieje wirtbichaftlichen Ericheinungen erflärt es ſich, daß 
der Zinsfuß bei den ficheren Mobilienwerthen jchon bis Mitte der 1880 er Jahre 
um ein volles Prozent zurüdging. Die Bewegung bielt aber damit noch nicht 
inne. Das umfangreiche Einftrömen amerifanijchen Goldes, die ungünstige 
Yage von Handel und Gewerbe, und dadurch hervorgerufener Mangel an Unter: 
nehmungsluft und Sefchäftsitille jteigerten die ohnehin am offenen Kapitalmarkt 
bereits vorhandene Geldfülle noch mehr, die Nachfrage nach eriten Anlagepapieren 
erhöhte fich weiterhin, der Zinsfuß wurde in jeiner fallenden Tendenz 
bejtärft. ') 

Wie lebhaft durch diefe Bewegung der Nursitand unjerer heimischen Staats— 
papiere berührt wurde, erbellt beifpielsweile aus dem Kursſtande unjerer Reichs— 
anleihen während der legten Jahre. Sie wurden notirt:?) 
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Aus Ddiejer — die ſich in analoger Weiſe für die preußiſchen 
Konſols und die bayeriſchen Staatspapiere aufmachen ließe, erhellt nicht nur, 
daß die Nachfrage nach unſeren Staatspapieren in ganz eminenter Weiſe in 
den legten Dezennien geſtiegen iſt, ſondern auch, daß der Kurs der 4, 3°/, und 
3°/,igen Titres nur ſehr ummejentlich differirt. 

Nun wurde zwar mit Nücjicht auf das ſtetige Fallen des Zinsfußes be— 
reits gegen Mitte der Ser Jahre der Zinzfuß der öffentlichen Anleihen von 
5 auf 4'/,, auf 4 und vereinzelt auf 3°/,%/, berabgejegt. Nachdem jedoch in 
den legten Jahren, wie oben bemerkt, der Kurs der 4, 3"/, umd 3°/,igen 
Staatsobligationen auf ziemlich gleich hober Stufe ſich hält, ift feit Summer 
vorigen Jabres eine Bewegung im Gange, welche auf weitere 
Konvertirung drängt Die Gründe, welche in diefer Bewegung für und 
wider die Konverjion der Staatsrenten geltend gemacht werden, werde ich im 
Yaufe meines Vortrags noch im einzelnen vorführen. 

Zunächſt aber ein Wort über den Begriff der Komvertirung. Was ver: 
jteht man darumter, in welcher Art kann diefelbe vorgenommen werden ? 

Konverfion einer Schulöverichreibung bedeutet zunächit lediglich Umwand: 
lung berjelben. Sie kann auf viererlei Art jich vollziehen. Entweder das 


y Dergl. r. Julius Kahn, Geichichte des Zinstußes in Teutichland feit 1815. 
Stuttgart 7 

*, Mergl. Salings Börſen— Jehrbuch fiir 1893/94, Berlin 1893; ferner Conrads 
Jahrbücher 9. Bd. 3. Folge) 5. 895 


224 Fried. Zahn: Die Rentenfonvertirung. 


Schuldfapital bleibt unverändert und wird nur der Nominalzinsfuß dem lauf: 
enden Binsfuße des Kapitalmarkts gleichgeitellt, jog. Nonverjion al pari, 
alfo wenn eine 4/,ige Schuld zu 1000 ME. in Frage fteht und der Laufende 
Zinsfuß 3'/,°/, beträgt, wird die 4°/,ige Schuld zu 1000 in eine 3',.°,, ige 
Schuld zu 1000 umgewandelt. Es fann aber auch der K apitalsbetrag 
erhöht und das nene Anlehen unter dem Zinsfuße des Geldmarfts verzinit 
werden, jog. Konverfion unter pari, aus unſerer 4/,igen Schuld zu 
1000 ME. wird in diefem Fall 3. B. eine 3°/,ige Schuld zu 1500 ME. Ferner 
fann das Schuldfapital jelbit vermindert, dagegen der Nominalzinsfuß erhöht 
werden, jog. Arrofirung, Statt einer Schuld von 1000 zu 4°/, wird Finftig 
eine Schuld 3. B. von 800 Mk. zu 4',,°/, verzinſt. Schießlich fünnen bei einer 
Konverjion auch ſonſtige Bedingungen geändert werden, z. B. es kann ftipulirt 
werden, daß die Tilgung der zurücdzuzablenden Schuld in Nentenform gejchieht. 

Die erite Komverfionsart, bei welcher die Staatsichuld von ihrem nomi— 
nellen einfach auf den laufenden Zinsfuß umgeitempelt wird, bedeutet für 
den Staat eine oft beträchtliche Erjparniß in der Gegenwart, alſo eine Ent: 
laftung der Steuerträger. Sie ermöglicht neue Konverſionen in Zulnnft bei 
ſtetem Anschluß an die Bewegungen des laufenden Marktzinsfußes. 

Die Komverfion unter pari, nach welcher in England 1884 verfahren 
wurde, erzielt allerdings eine noch größere Zinfeneriparniß. Letztere gebt 
aber auf Koften des Kapitals der Schuld. Außerdem ift derjenige Inhaber 
des unter pari zinjenden Staat&papiers, welcher dasjelbe als feite Anlage be: 
nügen will, minder günftig geftellt als der Staatsgläubiger, welcher durch Ber: 
fauf des neuen Schuldtitels einen Kursgewinn erzielt und fich hierdurch für Die 
Nentenminderung jchadlos hält. 

Bei der Arrofirumg, welche mit Erhöhung des Nominalzinsfußes verbunden 
it, it VBorausjegung, daß der Staat längere Zeit jich des Nechts auf Rück— 
zahlung des Kapitals jeiner neuen Schuld begibt. Sonft kauft niemand die 
Renten der höher verzinslichen nenen Schuld, welche ihrem Wejen nach der 
Gefahr der Rüdzahlung in hohem Maße ausgeſetzt iſt England, welches 
diejes Syitem 1830 praftijch zur Anwendung brachte, garantirte beiſpielsweiſe 
42 Jahre die damals neu geichaffenen Ö°/,igen Menten. 

Die vierte Art der Konverfion wird meiſt nicht jelbjtändig, Tondern in Ver: 
bindung mit einem der vorerwähnten Spiteme verwerthet. 

Gegenwärtig fommt ausjchließlich die erſte Konverfionsart, die Konverfion 
al pari, in Betracht. Man will die Schuld des Reichs bezw. der Einzel 
jtaaten nicht tilgen, das Kapital nicht etwa zu Pari zurüczahlen, jondern die 
Berzinfung lediglich dem allgemeinen Zinsfuß, der niedriger als vier zu fein 
icheint, affomodiren. Die Konverjion al pari gilt übrigens als die beliebtefte 
Urt der Schuldummwandlung, fie übertrifft an Deutlichkeit, Einfachheit und 
allgemeiner Beritändlichkeit die anderen Methoden bei weitem, und man bat 
daher, wenn man von Konvertirung ſpricht, TtetS jene erſte Art, die Konverfion 
al pari, im Auge— 

Bekanntlich ift im Laufe des legten Jahres jeitens vieler größerer Banken 
und Kommunen die Konverſion al pari bezüglich ihrer 4°/,igen Prandbriefe 
bereit3 im Angriff genommen. Nicht jelten waren biefür ausdrüdliche Anträge 
derjenigen Schuldner bejtimmend, welche ihre Darlehen auf der Bafis der 
4°;,igen Pfandbriefe erhalten hatten und mit ihren Kapitalien noch nicht in 
einer höheren Tilgungsjfala jtanden und um deswillen an der Neduftion des 
Zinſes jehr intereifirt find. Die einzelnen treditinjtitute trugen jenen Anträgen 
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angejichtS der derzeitigen Geldmarktverhältniſſe Rechnung, fie ſetzten gegenüber 
den Hppothefjchuldnern den Darlehenszinsjag von 4 auf 3'/,°/, herab und 
fündigten in Werfolg dieſer zinanzoperation ihre #°/,igen Pfandbriefe — 
wenigjtens theilweife — zur Heimzahlung, wobei jie den Beligern der gekün— 
digten Prandbriefe anboten, gegen eine Konvertirungsprämie von 1°/, 3'/zige 
Scyuldtitel ihres Kreditinjtitut3 einzutauschen. 

Es fragt ſich nun: Soll auch das Reich, ſollen die Einzeljtaaten, ins— 
bejondere Bayern fich diefen Konvertirungsmaßnahmen anjchließen? 

In Betracht fommen biefür die 4°/,ige Neichsanleihe mit 450 Millionen 
Mark, die 3'/,/, Neichsanleihe mit 737,365,200 Mark. Preußen befigt an 
4°/,igen Konjols 3,592,667,850 ME., an 3'/,igen 1,913,792,550 ME Im 
Bayern entziffert der Schuldenftand nach den Hauptrechuungen von 1894 
für die allgemeine 4°/ ige Staatsſchuld die Summe von rund 206,307,759 ME. 


für die Eifenbahnjchuld a * die Summe . : 2... 967,460,400 
ee Eh 677,000, 0000, 

die Grundrentenſchuld à FÜR 6166 

die Landeskulturrentenſchuld a 4, . . . ne 1,833, 500 


Vom Rechtsſtandpunkt aus unterliegt die Ronvertivung der Reichsanleihe 
feinem Bedenken, falls die erforderliche Genehmigung des Bundesraths und 
Neichätags vorliegt. Ebenjo kann nach der bayerischen Verfaſſung eine Kon— 
verjion jtattfinden, nur ijt die Zuftimmung des Landtages erforderlich, wenn 
der Staat zum BZwede der Komvertirung, Kündigung und Heimzahlung der 
alten Schuld neue Mittel benöthigt, die ihm nicht bereit aus vorhandenen 
Ueberſchüſſen zu Gebote jteben. ') 

Ob aber die Konvertirung von Staatsanleihen zwedmäßig erjcheint, 
bemißt ſich nicht bloß nach fisfalifchen, ſondern namentlich nach volfswirtb- 
Ihaftlihen Erwägungen. °) 

Bom fisfaliichen Standpunkt aus ift zu jagen: Sobald der landesübliche 
Zinsfuß unter die Höhe des für die Staatsichuld feſtgeſetzten Zinsfußes 
berabgefunfen ift und biebei jtabil bleibt, fobald mit anderen Worten 
der Kurs der Staatspapiere dauernd über pari ſteht, ijt der Staat Mangels 
entgegen jtebender VBerabredungen zu konvertiren berechtigt wie verpflichtet. 
Angefichts des ſtets wachjenden Staatsbedarfs und der immer größeren 
Inanſpruchnahme der Steuerkraft darf der Staat feine Anleihe nicht ohne 
bejondere Veranlaſſung höher verzinfen als es der allgemeine Kapitalmarkt er: 
fordert. Die Weiterentrichtung eines durch die Aenderung der Verhältniſſe 
nicht mebr gerechtfertigten Zinſes erwieſe fich als ein Opfer, das der Staat 
von der breiten Maſſe der Stenerzabler zu Gunsten der beijer fituirten Staats— 
gläubiger verlangen würde. Und ein derartiges Verhalten jtebt in Widerjpruch 
mit dem Staatsinterejje. Diejes gebietet, daß den Stenerzablern mur zur 
Dedung nothbwendiger Bedürfniffe der Gejammtheit Laſten auferlegt 
werden und daß dieje Laſten nicht dazu bejtimmt fein dürfen, einzelnen Kate: 


ı Wal. Art. 73 der Neichsverfaiiung, Tit. VII S 11 Abſ. 2 der bayr. Verfaſſungs 
urfunde. Yaband, Fe des deutichen Reichs, 3. Aufl, Bd. II S. 834 ff; Sendel, 
bayr. Staatsrecht, 2. Aufl, =. 402 f. 

?) gt. über das ae meine Abhandlung „Fur Frage der Rententonverfion“, 
bayr. Handelszeitung vom 19., 26. Januar und 2, Februar 1895; Thieß, Tie Konverfion 
der Staatäanleiben in Deutichland, Gonrads Jahrbücher 1895, 2. 889; Arendt, Die 
Stonverfion, deutiches Wochenblatt vom 17. Oktober 1895, Verhandlungen des Reichstags 
in der Sikung vom 26. März 1895. 
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gorien Vorzugsleiftungen zuzumenden. Die notbwendigen Laſten ſollen aber, 
und zwar im allgemeinen wie auch insbefondere zur Berzinfung der Staats: 
ihulden, möglichit gering jein, damit der Staatöfredit jo hoch als möglich 
jtehe. Vom fisfaliichen Standpunkt empfiehlt ich alfo jede durchführbare, 
Binfen eriparende Komverfion. Wird Dagegen diejelbe bei dargebotener Gelegen- 
heit unterlafjen, jo geben Neich und Staat nicht nur an Zinſen mebr aus als 
fie nothwendig haben, jondern fie büßen bei neuen Anlehen auch an Kapital 
jehr erhebliche Summen ein. 

Freilich darf der Staat nicht wie ein Börjenjpieler lediglich nah Maß: 
gabe des größten augenbliclichen finanziellen Gewinnes handeln. Der Staat 
muß vielmehr ich der volfswirtbichaftlichen Wirkungen bewußt bleiben, 
die jede Zinsherabjegung äußert, ev muß bedenken, daß eine fisfaliiche Kon: 
verjionspolitif dem nationalen Wohlitande die ſchlimmſten Schäden bringen fann. 

Bei jeder Zinsherabjegung wird nämlich dem gejammten Erwerbsleben 
der Nation ſtark zugeleßt. Das Einfommen der Kleinen Mentner, der Wittiwen 
und Waiſen erleidet Einbuße. Der fleine und mittlere Befig werden gefährdet. 
Es it zu befürchten, daß der Kapitalift höher verzinglichen aber unsicheren 
exotischen Werthen jich zumendet und auf diefe Weile große Berlufte für Die 
heimischen Vermögen entiteben. Die politiich jo bedeutungsvolle innige Ver— 
fettung des heimischen Kapitals und der heimischen Gläubigerichaft mit den 
politiichen Schidfalen des Neichs kann in ihrer Entwicklung gehemmt und er: 
heblich gejtört werden. Für die durch die Alterirung des Erwerbslebens her— 
vorgerufenen Schädigungen bietet die Konvertirung und damit verbunden Die 
Neduftion des allgemeinen Zinsſatzes allerdings einen beachtenswertben Aus: 
gleich. Die produzirenden Stände erhalten die Möglichkeit, zu billigeren Be— 
dingungen Leihkapitalien fich zu beichaffen und jo in vortheilbafterer Weile 
ihrer Wirthichaft jich zu widmen. 

Aus den Gejagten erhellt, daß, wenn einmal vom finanzpolitiichen Stand 
punkte aus eine Konverfion nicht mehr unterbleiben darf, doch die äußerſte 
Vorſicht und weiſeſte Umſicht am Plage ift, um jeden jähen Uebergana zu 
vermeiden. Der Staat muß jein fisfalisches Intereſſe, welches eine Zins: 
ermäßigung fordert, mit ———— Rückſichten auf das Publikum bei jeder 
Konverſion in Einklang ſetzen. Er iſt zwar wicht verpflichtet, feinen Gläubigern 
einen höheren Zins zu zahlen, als durch die Lage des Landes umd die Ber: 
hältnijie des Geldmarltes geboten ift. Seine Stellung ift aber gegenüber den 
Gläubigern wejentlich anders als die eines Privatmannes; fie iſt insbejondere 
beeinflußt von dem Schuß des wirtbichaftlichen Wohls der ıumteren und mitt= 
leren Klafjen, mit anderen Worten der Staat darf Konverſionspläne nur voll 
ziehen unter größtmöglicher Schonung der in Meitleidenjchaft gezogenen Intereſſen. 

Wir jagten vorhin: VBorausjegung jeder Konvertirung ift, daß ein natur— 
gemäßer dauernder Nüdgang des Zinsfußes in Frage fteht. Wie verhält 
e3 jich mit diefer VBorausjegung in der Gegenwart? 

Selbitredend kann man nicht eine abjolute Sicherheit dafür verlangen, 
daß der Zins niedrig bleibe, denn dann könnte man niemals fonvertiren und 
hätte niemals Fonvertiren fönnen. Es muß genügen, wenn eine längere Reihe 
von Jahren hindurch fich der Zins auf einem niederen Niveau gehalten hat. 

Wie wir num aus der bereits mitgetheilten Tabelle erjehen, währt der 
hohe Stand der Bapiere fajt ununterbrochen jeit 1886. Damals notirte die 
4°/,ige Neichsanleihe 106 und jeitdem vartirt fie fortwährend um diefen Kurs— 
ftand zwijchen 105 und 108. Andererjeits hat die 3'/,0/,ige Anleihe bereits 
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im Sabre 1887 den Parikurs überichritten und hat im legten Jahre fast den 
gleichen Stand erreicht wie die 4°/,ige Anleihe. Die 3°/,igen Baptere aber 
jteben auf beinahe 99, aljo dicht an Bari. Würde die Konvertirung die 
Kurje nicht drüden, jo müßten im Vergleich zu den 3°/,igen Papieren ſchon 
jegt die 3'/,°/,igen Papiere etwa 115, die 4’/,igen aber 152 notiren. 

Daß aber der hohe Kurs der 3"/,igen Papiere nicht bloß eine Börſen— 
mache iſt, beweift einmal die Stabilität des Kurſes im Laufe des ganzen legten 
Jahres, jodann aber ein Blick auf die ausländischen Staatspapiere. In Eng: 
land jteht die 2°/,"/sige Rente, deren Umwandlung in 2'/,"/, ſchon beichlofien 
ift, über Bari. Ebenſo hat die franzöfiiche, belgische und jchweizeriiche 3°/, ige 
den Parikurs überichritten. Im Schweden, Dänemarf, Holland wird in 3 ”/, 
fonvertirt. Angeſichts der auderwärts bereits eingetretenen Berbilligung des 
Zinsjages, angefihts der Konvertirungen in fajt allen Staaten dürfte da- 
ber die Meinung, das Sinfen des Weltzinsfußes jet nur vorübergehend, je 
länger je weniger jich aufrecht halten laſſen. Mit diefen Thatſachen ſtimmt 
überein, daß die Kursiteigerung der 3"/,igen Anleihe nicht zum wenigjten durch 
das Intereſſe bewirkt wurde, welches das Ausland, namentlich England diejen 
Papieren entgegenbrachte. Es find zumeift englische Käufe geweſen, welche 
unſere 3°/,igen Staatspapiere auf Bari boben; die Engländer haben richtig 
erfannt, daß Die dentichen 3°/,igen Papiere eine Steigerungsfähigfeit befigen, 
welche ihren Erwerb vortheilbafter ericheinen läßt, als den der höher ver— 
zinslichen Konjols, die vielleicht noch furze Zeit mehr Zinſen bringen, dafür 
aber feinen Kursgewinn, jondern eher Kursverluſt bei der Kowerſion in Aus: 
jicht Stellen. In der Ueberzeugung, daß ein Staat nicht dauernd mehr Zinjen 
zahlen kann, als jeine Kreditwürdigfeit erfordert, betrachten die englischen 
Finanzkreiſe die Konverfion umjerer 4: und 3'/,/„igen Bapiere als jelbjtverjtänd: 
lih und werden allem Anfcheine nach unfere 3°/,igen Wertbpapiere in jteigendem 
Maße aufnehmen.) Jedenfalls gebt aus dieſen Maſſenaufkäufen jeitens der 
Engländer das eine hervor, daß man unſere 3°/,igen Papiere dort für um: 
gewöhnlich und volfswirthichaftlich außerordentlich hoch verzinjt hält. 

Nach alledem möchte der gegenwärtige Zuftand, wo 3'/,: und #”/,ige 
Staatspapiere nahezu gleichiteben und kaum höher ala 3°/, notiren, feinesivegs 
als normal bezeichnet werden. Eine weitere Hochhaltung des Zinsfußes wird 
daher nicht lange mehr jeitens des Staates fich durchführen Lalien. 

Jede volfswirthichaftlihe Maßregel bringt nicht nur Vortheile, jondern 
auch Nachtheile mit ſich. Aufgabe der Staatsfunft iſt es eben bier, richtig 
abzumejjen, ob die Vortheile groß genug find, die Nachtheile in den Kauf zu 
nehmen, oder die Nachtheile jo groß ſind, daß man lieber auf Die zu er: 
wartenden Vortheile verzichtet. Was gilt in diefer Beziehung, wenn die Kon— 
vertirung in nicht zu ferner Zeit vorgenommen würde ? 

. Der direkteſte Vortbeil von der Komvertirung erwächit für den Staat 
bezw. den Staatzfisfus. Die Konvertirung von 4 auf 3'/,"/, erleichtert Die 
jährliche Zinslaſt im Neich allein um jährlich 2,250,000 ME. und im Neid) 
und in den größeren Bundesjtaaten insgefammt um ca. 29 Millionen, die 
Konvertirung in 3°, um 59 Millionen Mk. Will man gleich auf 3°, 
zurücgehen, jo können eventuell auch die bisherigen 3/2 °/,igen Anleihen gleich- 
zeitig fonvertivt werden. Hiedurch wird eine weitere Zinſenerſparniß von 
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14 Millionen Mark jährlich erzielt. Die geſammte Zinfenerfparniß beträgt in 
diefem Falle für das Reich 7°/, Millionen Mark. Nebenbei nur jei bemerkt, 
daß die in Bayern im Jahre 1879 durchgeführte Konverjion den Erfolg einer 
Binseriparniß von jährlich 1,600,000 Mark hatte, was einem Kapitaliwerth 
von 40 Millionen Mark gleichkommt.) 

Wie ohne weiteres erhellt, fließen auf dieſem Wege den Staatsfinanzen 
beträchtliche Summen zu, welche bei dem fortwährenden Bedarf nach erhöhten 
Einnahmen jchwer in’s Gewicht fallen und neue Steuern überflüjfig machen. 
Namentlich wird durch die Erſparniſſe die Möglichkeit geboten, die längſt ges 
wünſchte Tilgung unſerer Neichsichulden in die Wege zu leiten. In den 
Einzelitaaten, wo noch das Ertragsiteuerjyitem in Wirfiamfeit und die Budget: 
lage an ſich eine befriedigende it, wäre an eine gleihmäßige Herabjesung der 
ſämmtlichen Ertragsitenern zu denken, um die Vortbeile der Konvertirung nicht 
einzelnen bevorzugten Klaſſen, jondern allen Steuerzahlern zuzuwenden. 

Abgeſehen bievon wird durch eine wohl gelungene Komvertirung der 
Staatsfredit erheblich verbeſſert. Die jetzt fünftlich gedrücten Kurje werden 
fteigen, Die zur Begebung gelangenden nenen Serien Neichsanleibe dürften 
einen wejentlich höheren Kurs erzielen, als dies bei den bisherigen Emiſſionen 
der Fall geweſen. Die alſo erreichte Verbejierung des Kredits kann dann 
namentlich für den Kriegsfall von Belang fein. 

Der auf Diefe Weile dem Staat durch die Konvertirung zufommende 
Bortheil wird gerne in Zweifel gezogen. Man wendet ein, was der Staat 
bei der Konverfion an Zinfen gewinnt, gebt ihm durch Sinfen der Erträgniſſe 
der Einkommen- und Kapitalventenjtener, für deren Ermittlung die +°/,igen 
Anlagen grundlegend find, und durch ähnliche Niücwirkungen verloren. Man 
weilt darauf bin, daß bedeutende Summen al® Miündel: und Stiftungsgelder, 
Kantionen und Berwaltungsanlagen in 4°/,igen Staatspapieren feitgelegt 
find. Wenn die Stiftungen für Unterricht, Wohlthätigkeit und Kultus einen 
Zinsausfall hätten, jo müßte — jagt man — das entiprechende Erträgniß 
durch erhöhte Staatsbeiträge ausgeglichen werden, damit die Stiftungszwecke 
erreicht würden. 

Demgegenüber genügt die eine Bemerkung: Was der Staat zugegebener 
Maßen an Kapitalrentenftener und durch erhöhte Stiftungszuſchüſſe verliert, 
kann der Natur der Sache nach nur ein Bruchtheil von dem fein, was cr ge 
winnt. Uebrigens find die Erträgnijje unferer Einfommen: und Klapitalrenten= 
jtener befanntlich im jtetem Steigen begriffen und dürften, wenn auch nicht 
mehr in gleich progreifivem Maße, jelbit dann noch jteigen, wenn die Kon 
verjion durchgeführt it. 

Mit befonderer Vorliebe wird in der Disfujfion der Stellung der Börje 
zur Stonvertirungsfrage gedacht. Häufig hört man, die Börje habe die Frage 
veranlaßt, da fie bei der Konverſion durch ihre Vermittlung zu verdienen und 
bei dem davon erwarteten häufigen Wechjel der Anlagepapiere neue Spiel- 
papiere und unſichere Anleihen unterzubringen hoffe. Zweifellos befteht großes 
Intereſſe der Börſe an der Komverfion. Sie darf wohl annehmen, daß durch 
die Komverfion nicht nur ein überaus reges Nommiffionsgefchäft hervorgebracht 
wird, jondern daß fich die Nachfrage nach allen, höher als 3 %/, verzinslichen 
Werthen fort und fort jteigern wird. Aber auch abgejehen von den Kommiſſions— 
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geichäften erwartet man für die großen Banken VBortheile, in der Hoffnung, 
daß die Regierung ſich bei Vornahme der Transaktionen der Hilfe der großen 
Inſtitute und Banken verfichern würde. 

Ganz ohne Widerjtreit it jedoch das Intereſſe der Bankiers und Börjen- 
ipefulanten an der Konvertirung doch nicht. Inſoweit diefelben ſelbſt Groß: 
fapitaliften find, jtehen nämlich ihrem einmaligen Verdienjte dauernde Berlufte 
gegenüber, wenn alle Anlagen im Lande fich niedriger verzinjen. 

Wer find denn überhaupt diejenigen, welche als Inhaber der fonvertirten 
Bapiere die Summen verlieren, welche das Weich und die Staaten, bezw. die 
Steuerzahler jparen ? 

Sicher iſt ein großer Theil der Papiere in den Händen von Groß- 
fapitalijten, Banfen und Ausländern. Die Genannten fünnten den 
Zinsverluft leicht verichmerzen, die Zinsherabjegung entbehrt bezüglich ihrer 
jeglichen volfswirtbichaftlichen Bedenkens. 

Ein anderer Theil ruht in den Händen von fleinen Kapitaliiten, 
Nentiers, Dffizieren und Beamten, welche derartige Papiere als 
Kaution hinterlegt haben, ein fernerer dient zum Unterhalt von Wittwen, 
die ganz darauf angewielen find, und iſt als Eigenthum von Waiſen als 
Miündelgeld deponirt. Die Schädigung diejer Fleinen Rentner wird zu allen 
Zeiten als Grund gegen größere Konverſionen angeführt. Viele von diejen, 
jagt man, würden der SKonverfionsmaßregel wehrlos gegenüberjtehen und 
durch die Verfürzung ihrer an ſich Schon knapp bemeijenen Einnahmen in ihrer 
Yebenshaltung empfindlich betroffen, fie jeien nicht in der Lage, ihr jo ge 
ichmälertes Einfommen durch irgend eine Arbeitsleiltung zu ergänzen Der 
Zinsfuß, der den von ihmen innegehabten Staatspapieren zu Grunde liege, ſei 
eine Lebensfrage für eine Menge ſolch' Eleiner Kapitaliiten. Namentlich ver: 
weilt man neuerdings darauf, daß eine beträchtliche Zahl kleiner deutjcher 
Kapitaliſten in den legten Jahren gewigigt durch ihre Verluſte an aleatorischen 
erotischen Wertben jich beimiichen Renten wieder zugewandt hatten, in der 
Üeberzeugung, Zeit ihres Lebens im ungejchmälerten Zinsgenuß zu bleiben. 

Demgegenüber iſt zunächit prinzipiell abzulehnen, daß der Staat ein Ein: 
fommen-:Minimum garantiren joll. Das wäre Kapitalfozialismus, wenn der 
Staat einen Minimalzins gemwährleiiten follte, analog dem Poſtulat der 
Sozialdemokratie, welche verlangt, daß der Staat einen Minimal-Arbeitslohn 
garantirt. Diejerhalb find auch alle Vorichläge mit Vorfiht aufzunehmen, 
die von einer Entjchädigungspflicht reden, welche der Staat gegenüber den in 
ihren Einfommensverhältniijen beeinträchtigten Wittiwen und Waifen habe. 

Ueberdies befigen die kleinen Nentner nicht nur Staatspapiere, fie halten 
jih Hypotheken, Prandbriefe, Prioritäten, Gemeinde:, Kreis:Schuldjcheine und 
werden bier allenthalben im Zins herabgeſetzt. Das Gleiche darf bei den 
Staat3papieren nicht als höchite Ungerechtigkeit ausgelegt werden, zudem es 
ja auch früher nicht möglich war, die fleinen Nentner vor der Ermäßigung 
von 5 auf #°/, zu bewahren. 

reilich hat der Staat an der Nichtbedrüdung der Eleinen Rentner ein 
jozialpolitiiches Intereſſe. Ließen sich dieſe fleinen Rentner al3 wirkliche 
Rentenempfänger des Staats bezüglich) des SKonvertirungsichidjal® von den 
großen Kapitaliften loslöfen, jo fünnte man vielleicht jozialpolitiich die Fort— 
gewährung eines höheren als der Marktlage entiprechenden Zinjes an Ddiejelben 
einigermaßen befürworten. Man darf aber nicht, weil man den Eleinen Rentner 
ihonen will, auch dem mittleren und großen Kapitalijten ein ungerechtfertigtes 

Aunzen ced Deutſchen Reicht, 189, 16 


230 Fried. Zahn: Die Rententonvertirung. 


Geſchenk auf Staatskoften zukommen laſſen. Uebrigens finden die jozial: 
politischen Nachtheile der Konverſion für die Kleinen Rentner einen gewiſſen 
Ausgleich in der Durch die BZinsreduftion ermöglichten Verminderung der 
direkten Steuerlaft. Und andererjeits find doc die Steuerzahler, deren Interefien 
den Nentenbefigern gegenüberjtehen und die legteren bei Weiterzahlung der höheren 
Zinſen ein Geſchenk machen wirden, an Zahl, Bedürftigfeit und Gewicht des 
Sejammtinterejies den legteren zweifellos weit überlegen. Die Rückſicht auf eine 
Anzahl Eleinerer Haushaltungen, die ganz oder zum überwiegenden Theil auf das 
Nenteneinfommen angewiejen find, darf nie darüber täujchen, daß immer eine 
viel größere Anzahl von Hausbaltungen vorhanden it, die aus ihrem Weber: 
Einfommen die zu jolcher Rückſicht erforderliche Steuerlaſt aufbringen müſſen. 

Nun führt man zum Beweile, daß auch die Nermiten von einer eventuellen 
Konvertirung betroffen werden, an, daß die Sparfajien in Folge deſſen ge: 
zwungen wären, ihren Zinsfuß herabzuſetzen, und daß gerade die Fleinen 
Sparer, die Arbeiter, hiedurch gejchädigt würden. Allerdings werden die Spar: 
faljen in ihren Zinſen berabgeben, da fie ihre Ktapitalien zum großen Theil 
in 4’/,igen Anleben angelegt haben und nach der erfolgten Konvertirung diejer 
Papiere ebenfalls nicht mehr den boben Zins aufrecht halten fünnen. Indeſſen 
dürfte der Berluft, der hiedurch der ärmeren Bevölferutig erwächſt, nur jehr 
unbedeutend jein. Iſt beifpielsweile der Zins der Sparfalien um "12°, 
zurüc, jo verliert derjenige, welcher 50 ME. jährlich einlegt, nur 25 Pf. im 
Jahre, und in 10 Jahren unter Berücjichtigung von Zinjeszins nur 14 Me. 
Was zum anderen die Befürchtung betrifft, daß biedurch der Spartrieb unter: 
bunden werde, jo ſieht Ddiejelbe wohl zu jchwarz. Unſere Sparkaſſen werden 
erfahrungsgemäß nicht weniger bemügt, wenn fie den Zinsfuß herabſetzen. 
Nicht die Verzinſung, jondern die Sicherheit der Anlage, die Kapitals: 
erhaltung ijt bier die Hauptiache. Wer 500 ME. auf der Sparfalie beſitzt, 
der will das Kapital als Nothgroſchen ficher angelegt haben, ob er 15, 17'), 
oder 20 ME. Zinjen erhält, kommt für ihm wenig in Betracht. Uebrigens 
hat die Meinung viel für ſich, daß die Fleine Schädigung durch den Rückgang 
der BZinfen nicht annähernd im Verhältniß fteht zu der vermehrten Arbeits» 
gelegenheit und dem jchon dadurch bedingten höheren Löhnen, die ein Auf: 
ſchwung der Produktion im Fall der Komvertirung mit fich bringen wird. 

Aus dem Geſagten ergibt fich zum Mindeiten die eine Lehre, daß Die 
Sparfajjen mit der Erhöhung des von ihnen zu entrichtenden Zinsfußes augen: 
blielich jehr vorlichtig jein jollten. Es wird gut jein, wenn die Sparkajjen 
der Eventualität der Komvertirung ihrer Anlagepapiere jchon jegt Rechnung 
tragen, damit ihre Bilanzirung feiner Zeit feinen Schwierigkeiten begegnet „ 
und den Zins ihre Einleger möglichſt unberührt läßt. 

Auf dem gegenwärtigen Zinsertrag beruht auch die Bilanz von Ber: 
jiherungsgejellihaften. Im Falle der Konvertirung wird es dieſen 
Berlicherungen, namentlich der Lebens: und Nentenverficherung, ſchwer jein, 
bei gleichen Leiftungen der Berjicherten weitere Verficherungen abzujchließen 
und die bereits eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen. Viele diejer Injtitute 
mögen wohl dieſe Schwierigkeiten auszugleihen im Stande fein durch den 
Binfengewinn, den fie in anderen Gejchäftsbranchen (Hypothefenverficherung 2c.) 
bei der Komvertirung erzielen. Abgejehen bievon find die Schwierigkeiten auf 
feinen Fall jo groß, daß fie die ganze Konvertirung hindern fönnten, jie 
werden jicher ebenio gut überwunden werden, als dies bei früheren Konver— 
tirungen der Fall war. 
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Des Weiteren macht man geltend, daß durch die Konverſion das deutſche 
Kapital in die Arme des höheren Zins zahlenden Auslandes getrieben würde. 
Feſte Anlagen würden deklaſſirt, ſolide Inveſtirungen in ſolche riskanteren 
Charakters hingedrängt. Ruſſen, Italiener, Portugieſen, Mexikaner, Argen— 
tinier, Griechen, welche an Stelle der deutſchen Staatspapiere träten, bergen 
die Gefahr in ſich, daß gewaltige finanzielle Verluſte und tiefgehende Schädi— 
gungen dem deutichen Volksvermögen widerfahren. Daneben entitche, abge: 
jehben von der politisch keineswegs ſicheren Lage Deutichlands, eine wirtbichaft- 
liche Krijis von jo ungeheuren Dimenfionen, daß ihr die Bedeutung eines 
nationalen Unglücks zufomme. 

Diejer Gefahr kann die Neichsregierung einigermaßen vorbeugen, indem 
fie die Einführung erotischer Werthe, namentlich ſolcher von finangwurmftichigen 
Yändern, nach Deutichland wirkſam bejchränft oder von Fall zu Fall abwehrt. 
So bat beijpieläweije die Börfenenquetefommiifion empfohlen, es jolle der 
Brojpeftzwang auf ausländische Emiffionen, die im Inlande zugelafjen fein 
wollen, ausgedehnt und diejer Proſpekt jorgfältigit geprüft werden. Man foll 
namentlich darüber wachen, daß, joferne gegen die früheren Bedingungen durch 
die neuen Emijjionen Beränderungen oder eine Minderung der früheren etwaigen 
Sicherheiten herbeigeführt werden, dies in den Emiſſionsplänen klar und 
deutlich zum Ausdrud gelange. Schon auf dieje Weile fünnen nicht ausreichend 
fundirte, den Wohlitand der inländischen Erwerbsfreife gefährdende Emijfionen 
terngehalten, kann eine Verſchlechterung des deutſchen Effektenbefiges in gewiſſem 
Mahe verhindert werden. ') 

Sodann wird dieſe Gefahr von vornherein nicht jo bedeutend fein, wenn 
der Staat den richtigen Zeitpunkt gewählt hat, nämlich den, wo jeine Gläu— 
biger für das ihnen gefündigte Kapital innerhalb der inländischen joliden Anz 
lagen feine Verwendung zu einem höheren Zinsfuß finden als der ift, welchen 
der Staat für die fonvertirte Anleihe bietet Den umjichtigen Gläubigern 
wird es in Diefem Falle nicht beifommen, im fiktiven Werthen des Auslandes 
ihre KRapitalien zu deplaziren, fie werden vielmehr für ihre Gelder nach wie 
vor den joliden Alnlagepapieren des Inlands den Vorzug geben und auf die 
Riſikoprämie des Auslandes, die bei den heimischen wohlfundirten Staats: 
obligationen nicht erforderlich ijt, gerne verzichten. 

Solche, die durch den hohen Zins von erotischen Papieren fich über deren 
Geringwerthigfeit hinmwegtäufchen laſſen, hat e8 zu allen Zeiten gegeben, aud) 
dann, wenn feine Komvertirung in Sicht war. Um ihretwillen braucht eine 
ſonſt berechtigte Konvertirung nicht verichoben zu werden. Sie lafjen fich durch 
dergleichen Rückſichten doch nicht befehren. 

Außerdem wird eine Verfchlechterung des deutjchen Effeftenbefites auch 
dadurch vermindert, daß man bei Ausführung der Konverſion fich der geeigneten 
Mapnahmen bedient. j 

Iſt man ſich über die Nothwendigkeit der Stonvertirung einig, jo wird es 
gut fein, die Frage baldigft zu einem definitiven Abjchlup zu bringen. So 
lange die Frage in der Schwebe ijt, jo lange die höher verzinslichen Papiere 
vorhanden find, find die Kurje wie der landesübliche Zinsfuß gehindert, fich 
jo zu entwideln, wie es ihrer Natur zuſagt. So haben wir es im Laufe 
dieſes Jahres erlebt, daß die 3°/,igen Papiere das Bari überjchritten und 


N Mal. Entwurf eines Börſengeſetzes, veröffentlicht im April 1895, Abichnitt III, 
Zulaffung von Wertbpapieren zum Börſenhandel. 
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die 4 und 3'/,"/,igen Staat3papiere heruntergingen und bis auf einige Zehntel 
Prozent Differenz auf etwa über 103°/, zujammenfamen; jeit Oftober I. 3. 
jtiegen hinwiederum die 3"/,= und bejonders die 4°/,igen Staatspapiere, legtere 
um beinahe 2”/, und die 3°/,igen Staatöpapiere fielen um beinahe 2°/, und 
zogen jelbjtredend den Kurs der 3°/,igen landichaftlichen Pfandbriefe herunter. 
Jedenfalls wäre es wünjchenswertb, daß die auf diefe Weife der Spekulation 
preißgegebenen Staatspapiere bald tbunlichit wieder den Charakter von ficheren 
Anlagepapieren befommen. Andernfalls beiteht Gefahr, daß es der Börje ge- 
lingen wird, die 4°/,igen Papiere den Eleinen Leuten zu verkaufen und jo 
ihren Schaden auf dieſe abzumälzen. Auch verdienen die Intereſſen der 
Kapitalnehmer und Kapitalgeber möglichite Ausgleihung und muß der Effekten: 
befig möglichit jtabilifirt werden. Sol fich aber der Kurs der 3- und 3'/,: 
Higen Papiere günjtig entwideln, jo gibt es wohl fein bejjeres Mittel als 
das Verſchwinden der höher verzinslichen, da® fommt dann auch denjenigen 
zuftatten, welche uriprünglich jolche hochzinjende Papiere bejaßen. 

Abgejehen hiervon find ala Formen der Durchführung der Konverjion 
folgende zu erwähnen: gleichzeitige Konvertirung des ganzen Betrags an Konz 
jols, jerienweile Umwandlung, fafultative Konvertirung, endlich Konvertirung 
in 3'/;, und 3°/,ige Konſols. 

Muskat fchlägt in der Zeitichrift „der neue Kurs“ vor, die 4°/,igen 
Anleihen alle 5 Fahre um '/,°/, im Zins zu reduziren, fo zwar, daß fie bis 
1. Januar 1900 nur 3°/,°/,, bis 1. Januar 1905 3'/,°/,, bis 1. Januar 1910 
3'/,°/, und von da ab dauernd nur 3", Zinſen tragen ſollen. Das läuft da— 
rauf hinaus, den Zins jchon jegt auf 3°/, herunterzufegen, den Konvertirenden 
aljo 3°/,ige Titres zu geben und zwar zu 100°/, mit einer Prämie von 7'/,°/,, 
die allmählig bis 1910 zu zahlen wären. Allerdings wiirde für den Schuldner 
biedurch der weiteſtgehende Nugen erzielt. Doch iſt mehr als zweifelhaft, ob 
damit die heutigen Befiger der 4°/,igen Anleihen befriedigt wären. Unſere 
Kapitaliften find gewöhnt, auffteigende Chancen für ihren Effeftenbefig zu 
beanfpruchen, fie wirden aber in einem Papier mit ſucceſſiv jfinfender 
Berzinfung das gerade Gegentheil zu erbliden haben. 

Empfehlenswertber iſt der Borichlag, die reduzirten Staat2papiere min— 
dejtens ein Jahrzehnt als unfündbar zu bezeichnen und eventuell eine freimillige 
Konverfion durch eine angemejjene Konverfionsprämie wachzurufen. 


Die freiwillige Konverfion fünnte dadurch veranlaßt werden, daß man den 
Beligern von L’/,igen Papieren, welche diefe in 3'/,°,, umwandeln, eine Un— 
findbarfeit der fonvertirten Konfols auf 10 Jahre, und dementiprechend den 
Bejigern 3'/.°/, iger Papiere, die auf 3°/, fonvertiren, eine Unfündbarkeit für 
20 oder 30 Fahre anbietet. Borausfichtlich wird auf diefem Wege ein erheb— 
licher Theil der 4’/,igen Staatspapiere verjchwinden. Denn deren Befiger 
rechnen bereits mit der Konverfion ala einem bevorjtebenden Uebel, fie werden 
froh jein, dal fie fich die Unfindbarkeit ihrer Efonvertirten Konſols für einen 
längeren Zeitraum fichern fünnen. Wollte der Staat dieje Bindung auf längere 
Zeit nicht eingehen, jo würden bei jedem auch nur vorübergehenden Sinken 
des Zinsjages die auf 3"/,°/, konvertirten und die alten 3'/,”/,igen Anlehen 
durch die Beſorgniß gedrüdt, daß jehr bald eine weitere Herabjegung auf 3%, 
fommen fünnte. Und dies wäre ausreichend, um den Marktwerth viefer Ans 
leben niederzuhalten und ihren Befi dem deutichen Publikum zu verleiden, 
welches, wie bemerkt, Werth darauf legt, mit feinen Sparanlehen die Möglich: 
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feit einer Werthiteigerung zu verfnüpfen, und ſei diefe Möglichkeit auch nur 
ein Gegengewicht für die Gefahr zufälligen Preisrüdgangs. 

Eventuell läßt jich der Umtausch noch durh Konverfionsprämien er: 
leichtern, welche im Betrag von 1°/, baar beim Umtausch auszuzahlen, jedoch 
alljährlich herabzujegen wären. 

Je mehr freiwillig fonvertirt würde, um jo größer wäre die Gefahr der 
Zwangsfonverjion, aljo des Berluftes der Konverjionsprämie und der Mög: 
lichkeit, jene lanafichtige Nente zu erhalten. In Folge dejien würde fich die 
freiwillige Konverfion jchnell und im einer Form vollziehen, welche dem jegigen 
Staatsgläubiger wahricheinlih noch Nutzen und jedenfalls Keinen anderen 
Schaden als eine jehr geringe Verminderung feiner Nente brächte, während 
der Staat erhebliche Erjparnitje erzielte. Der Kursgewinn, welcher dann bei 
der Konverſion mit Sicherheit zu erwarten iſt, entſchädigt die Kapitaliſten 
für den Zinsrückgaug und hindert das Kapital, unſichere Werthe aufzuſuchen. 
Als Beiſpiel in dieſer Beziehung fan angeführt werden, daß die bayeriſche 
Hypotheken und Wechjelbanf im Oktober 1880 eine freiwillige Konvertirung 
ihrer 4"/,igen Pfandbriefe in 3"/, %/ ige vorgenommen hat. Sie gab damals 
befannt, daß die Auffündigungen und Verloofungen der 4°/,igen Prandbriefe 
in gleich jtarfem Maße wie bisher fortdauern, daß fie jedoch, um den Beligern 
jolher Prandbriefe Gelegenheit zu geben, jich unter möglichjt günjtigen Be: 
dingungen diejen fortmährenden Störungen zu entziehen, bereit ſei, die 4°/,igen 
Prandbriefe mit einer Prämie von 1°/,,";. gegen 3'/,"/,ige umzutaufchen. Bon 
diejer Aufforderung wurde jo zahlreich Gebrauch gemacht, daß die Konvertirungs: 
jumme bei Ablauf der biefür feitgelegten Zeit 94 Millionen betrug. Aehnlich 
wurde jüngjt von Seiten mehrerer großer Banfen eine freiwillige Konverſion 
injzenirt, und wie man hört, hat das Publikum bereitwillig auf die freiwillige 
Konvertirung reagirt. 

Schwer ift es zu jagen, ob es räthlich erjcheint, mit der Komverjion zu 
warten, bis jich der Zinsfuß auf 3°%/, feitgefegt hat, jo daß dann der Ueber: 
gang unmittelbar vom 4: zum 3°/,igen Typus ohne Durchgang durch eine 
Konverfion in eine 3’/,/,ige Obligation gewählt werden fünne. In Diejem 
alle brauchte das Anlagefapital nicht zweimal geändert zu werden, was mit 
großen Auslagen und eventuellen bedenflichen Berlujten und schlimmen Be: 
läftigungen verbunden iſt. Es läßt ſich jedoch eimwenden, vom Standpunkt 
de3 Finanzminiſters ſei beſſer '/,’, Zinseriparmiß in der Hand als 1"/, in 
der Erwartung. Auch ift zu fürchten, daß bei einer Zinsreduftion von + auf 
3°/, trotz Konverjionsprämien noch leichter deklaflirt wird. Was aber be: 
ſonders zu beachten, das Maß der zuläfligen Reduktion des Zinsfußes jteht 
in einem fejten Verhältniß zum bisherigen Zinſe. Je Feiner der bisherige 
Zins bereits ift, um jo Heiner darf der Bruchtheil jein, um welchen ihm eine 
Kouperfion vermindert, wenn anders Die berechtigten Intereſſen der Staats- 
gläubiger reipektirt werden jollen.‘) Aus diefem Grunde möchte es ſich em: 
pfeblen, zunächſt nur in 3"/,°/,ige Papiere die 4°/,ige Staatsichuld zu kon— 
vertiren, womit ja die Begebung eines langfichtigen, unkündbaren 3°/,igen 
Rentenanlehens recht wohl verbunden werden kann. 

Wenn der Staat in der vorgeichilderten Weiſe feine 4°/,igen Schuld» 
verichreibungen Eonvertiren und ihm dieſe Komvertirung gelingen jollte, jo 


') Vergl. Dr. Saenger, die engliihe Rentenichuld und die lebte Konverſion der— 
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würde die Schon jegt vorhandene Tendenz, den landesüblichen Zinsfuß niedriger 
zu stellen, alsbald voll zum Ausdruck kommen. Den jtaatlichen Anleihen 
würden, joweit fie nicht Schon vorangegangen, die der fommunalen Verbände, 
Kreiſe 2c. folgen. Auch die Kreditverbände werden fonvertiren, und namentlich 
die Privatfreditinftute werden Veranlafjung haben, in höherem Maße als bis: 
ber zu Gunsten ihrer Schuldner zu fonvertiren. 

Welcher Bortheil in diefer umfafjenden Stabilifirung des niedrigeren Zinjes 
für alle mit fremdem Kapital jchaffenden Stände liegt, brauche ih nur ans 
zudeuten 

Die Landwirtbichaft, welche nicht jelten mit einem Zinje von #'/, und 
5°/, ihr Streditbedürfnig bisher befriedigt, Fanın fich von ihrem gegemwärtig 
ſtark verjchuldeten Zuſtande rajcher befreien; die Erleichternng, welche ihr die 
Zinsherabjegung bringt, kann fie zu einer bejchleunigteren Amortifirung der 
Grundſchulden verwenden. Das Betriebsfapital, an dem es dem Landwirth 
jo vielfach gebricht, fann ihm jeine Streditfajle Fünftig zu günftigeren Beding- 
ungen jchaffen, und es kann jo die Bewirtbichaftung des Bodens rationeller 
und intenfiver jtattfinden, was allein bejjere Erträgniſſe gewäbhrleijtet und unſere 
Landwirtbichaft wieder in die Höhe zu bringen geeignet ift. 

Nicht minder fommt der Zinsrückgang der Induſtrie, dem Gewerbe und 
Handwerk zu Gute, ſoweit diefelben mit fremdem Kapital arbeiten. Der fleine 
Handwerfer wird bei Befriedigung jeines Kreditbedürfnifjes mehr eriparen als 
er auf der anderen Seite durch die Konvertirung als Feiner Kapitalbejiger 
verliert. Die gewerbliche und induftrielle Thätigfeit wird durch billigeres Geld 
angeregt und ihr Wettbewerb mit dem Auslande erleichtert, welches bereits mit 
billigerem Zinsjage arbeitet. Neue Unternehmungen werden ermöglicht, das 
deutiche Kapital befommt im Inland ein erhöhtes Abjaßgebiet. Dadurch hebt 
ich die Arbeitögelegenheit, vermehrt fich der Arbeitsverdienit, der Werth der 
ichaffenden Arbeit wird erhöht. Dem Kapitallojen wird eher die Möglichkeit 
geboten, mit fremdem Kapital zu arbeiten und vorwärts zu kommen. Der jozials 
politiich jo wichtige Mittelftand empfängt nene Kräftigung und Belebung. 

Wo immer entiwiclungsfähige Nationen in Betracht famen, war Die 
Niedrigfeit des Zinsfußes ein wohlthätiger Sporn zu erhöhter Kapitalbildung 
und für den Nationalwohljtand fürderlih. In Dentichland zeigte ſich Dies 
Ende des vorigen, Mitte des laufenden Sahrhunderts, wo jichere Kapitals 
anlagen 3°/, verziniten. Hoffen wir, daß dieſer vielleicht in Bälde wieder: 
fehrende tiefe Zinsjtand für Deutfchland eine hohe fulturliche und wirtbichaft: 
liche Entwidlung bedeutet, welche die geſammte Kaufkraft der Bevölferung ver: 
beijert und Die heimiſche Produktion neu belebt zum Wohl der produzirenden 
Stände, zum Segen unferes gefammten Vaterlandes! 


Die ſtantliche Regelung der Schulfparkafen 
im Herzogthum Brauuſchweig. 


Non 


Finanzrath Dr. F. W. U. Zimmermann zu Braunſchweig. 


Die Schule und Jugendſparkaſſen find erit eine Einrichtung der neueren 
und neuejten Zeit, die jich aber ungemein raſch eingebürgert und daher jchon 
jest eine verbältnigmäßig hohe Blüthe erreicht hat. Zunächſt wohl ausſchließ— 
(ich und jet immer noch mehr oder weniger vegelmäßig entwicelten fich die 
Kaſſen im Anſchluß und auf direkte Veranlaſſung beziehungsweiſe unter Leitung 
der Schule und zwar der Schule, die ihre eigene Beſtimmung in höherem 
Sinne aufgefaßt und nicht nur unterrichten, ſondern auch erziehen will. So 
iſt der moraliſche Zweck, welchen die Schule bei der Errichtung der Schul: 
ſparkaſſen verfolgt, der, den theoretischen Belehrungen über den Werth der 
Sparjamfeit die praktische Anleitung zum Sparen jelbjt und die Uebung im 
Sparen hinzuzufügen. Daneben kommt dann aber der nicht zu ımterjchägende 
und an ficb doch noch die Hauptiache bildende materielle Zwed in Frage, 
welcher darin bejteht, Durch eine wöchentliche Annahme, Aufbewahrung und 
Berzinfung von Spareinlagen, welche bei der tonfirmation zurücdgezablt werden, 
die Mittel (oder wenigitens einen Theil derjelben) anzuſammeln, welche für die 
Ausjtattung der Kinder bei ihrer Nonfirmation und zur Beltreitung der ſonſt 
mit der Konfirmation verbundenen Unkosten nothwendig Find. 

Zunächſt machten die Schuliparfajlen in England die größten Fortichritte, 
allerdirngs nicht ohne wejentliche Förderung von Seiten der Regierung, welche 
zu Anfang der neunziger Jahre es bewirkte, daß in jeder Stadt: und Yand- 
ihule ein Bertrieb von Poſtſparmarken jtattfinde; Veranlaſſung bot dazu 
wiederum die Aufhebung des Schulgeldes, welche am 1. September 1891 er: 
folgte; man wollte veranlaflen, daß ein Theil des frei gewordenen Schulgeldes 
zu Erjparniijen für die Schulkinder verwendet wiirde und hatte auch den 
nennensiwertben Erfolg, daß in den eriten Jahren nach Erlaß des Schulgeld: 
aufhebungsgeieges etwa dreieinhalb Millionen Mark in den Poſtſparkaſſen auf 
die Namen von Schulfindern binterlegt wurden. Sodann hat das Schulipar: 
kaſſenweſen in Belgien namentlich größere Verbreitung gefunden, mwojelbit vor: 
wiegend vermöge der dort ſtark in Uebung befindlichen Kinderarbeit in den Spar: 
einlagen fich zu einem erheblichen Theil das Arbeitsverdienft der Kinder darſtellt; 
Ende des Jahres 1892 bejtanden an 5604 Schulen Sparfafien, die Zahl der 
Sparer betrug 228,478, die Höhe der Einlagen 4,3809,992 Frances. Frank: 
reich zählte nach den nenejten Angaben des Manuel general de U’Instruction 
primaire du 29 Septembre 1894 23,950 Schuliparfajien. In Deutichland, 
welches ſchon jeit einer Reihe von Jahren einen „Deutichen Verein rür Jugend: 
ſparkaſſen“ unter der thätigen und tüchtigen Leitung des Pfarrers und Schul: 
inipeftors Ernſt Sendel zu Hobemvalde befigt, it vornehmlich in der legten 
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Zeit ein Lebhafterer Aufſchwung eingetreten; nach dem 12. Bericht des Deutichen 
Vereines für Jugendſparkaſſen waren Ende 1892 in Deutichland Jugend» oder 
Schulſparkaſſen vorhanden für 158 Städten und 2272 Dörfer ımd 1091 Echulen, 
welche 4000 Sammeljtellen mit 243,933 Sparern und 1,761,972 Mark jähr- 
lichen Einlagen umfaßten; bis Ende Oktober 1894 find 162 Schulſparkaſſen 
und 397 Jugendſparkaſſen binzufommen und beläuft fich die Zahl der einzelnen 
Schulſparkaſſen auf 1253 umd die der Jugendiparfafjen, welche meiſt mit Reiff— 
eiſen'ſchen Darlehenskaſſenvereinen verbunden jind, auf 1926, daneben beiteben 
aber noch eine Reihe anderer Spargelegenheiten für die Jugend, jo Prennige 
iparkaflen, Konfirmandeniparvereine, Sonntagsſchulſparkaſſen 2c , jo daß man die 
Zahl der einzelnen Stellen auf 4—500V veranjchlagen fan. Bon den deutjchen 
Schulſparkaſſen entfällt etwa die Hälfte auf dag Königreich Preußen, innerhalb 
deſſen fich wiederum die Provinzen Poſen, Schlefien und Sachſen bejonders 
auszeichnen ; unter den übrigen Staaten des Deutjchen Neiches ragt bauptjächlich 
das Königreih Sachſen, einine Thüringiiche Staaten wie das Großberzogthum 
Sachjen: Weimar und das Herzogthum Sacjen- Meiningen, das Herzogthum 
Anhalt und das Herzogthum Braunfchweig hervor. Für das Herzogthum Braun: 
jchweig, welches ung hier befonders angeht, ſtellten fich die Verhältniſſe, wie 
fie durch zwei am 1. Oftober 1892 und am 1. März 1894 regierungsjeitig 
angejtellte Enqueten näber Eargelegt wurden, folgendermaßen : Die erſte Schul: 
Iparfafie des Landes war im Jahre 1879 im Kreiſe Gandershein ges 
gründet worden, bis Anfang 1890 wurden jodann 25 weitere Schul: und 
Stonfirmanden:Sparfafien errichtet, darunter auch der Sparverein für Nonfir: 
manden in der Stadt Braunfchweig, welcher 1883 ins Leben gerufen, jchnell 
zu großer Ausdehnung gelangte und 18592 9824 eingejchriebene Kinder mit 
132,230 Mark Spareinlagen zählte und über ein Gejlammtvermögen von 
481,161 Mark verfügte; nunmehr erfolgte die Entwidlung in einem rajcheren 
Tempo, bis zum 1. Dftober 1892 wurden 46 und von da an bis zum 1. März 
1894 weitere 20 Kaſſen und zwar über das ganze Herzugthum verbreitet ein— 
gerichtet, zu dem erfteren Termine befaßen die Sparkaſſen, abgejeben von dem 
mit den Rechten einer milden Stiftung verfehenen Sparverein für Konfirmanden 
zu Braunfchweig, ein Kapitalvermögen von 256,427 Mark, am legteren ein 
jolches von 399,630 Mark; auf die ſechs Kreiſe des Herzogthums vertheilten 
ſich die Sparfafien in folgender Weife: auf Braunfchweig (abgejeben von der 
Stadt Braunfchtweig) famen 21, auf Wolfenbüttel 26, auf Helmjtedt 16, anf 
Handersheim 11, auf Holzminden 5 und auf Blankenburg 12; gegenüber der 
Sejammtzahl der Gemeinden des Herzogthums zu 457 iſt der Schulſparkaſſen— 
ſtand von 92 gewiß ein micht unbedeutender zu nennen umd aus dem vajchen 
Aufſchwung in den legten Jahren fonnte man mit Necht wohl darauf jchließen, 
daß Ddieje Fortentwicklung auch weiter andauern werde. 

Das Schule und Jugendſparkaſſenweſen bat fih in Deutichland voll: 
fommen frei und jelbititändig entwidelt, hier und da hat vielleicht einmal eine 
Negierung eine Aufforderung oder eine Anleitung zu zweckmäßiger Errichtung 
gegeben, aber diefes war doch immer nur ausnahmsweiie der Fall, jodaß der 
bisherige Aufſchwung im wejentlichen ohne jedwedes Eingreifen des Staates 
oder einer Behörde dejielben erfolgt iſt. Eine natürliche Folge dieſer jelbit- 
jtändigen Entwicklung war wiederum eine große Manigfaltigfeit in der Ein: 
richtung und der Berfaflung der einzelnen Sparfafien, unterjcheidet doch der 
Pfarrer Sendel zu Hohenwalde in jeiner 1893 erjchienenen Denkichrift „Die 
Errichtung der Deutfchen Schule und Jugendſparkaſſen“ nicht weniger als 
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ſechszehn verſchiedene Verwaltungstypen ſolcher Klaſſen welche er ſämmtlich 
der Praxis entnommen hat und die ſich vom einfachſten Sparmarkenverkauf 
bis zur völlig ſelbſtſtändigen Kaſſe mit eigener Verwaltung der eingelegten 
Gelder abſtufen. Auch die Braunſchweigiſchen durch die Enqueten feſtgelegten 
Verhältniſſe geben hierfür einen Beleg, in Verwaltung, Beitragleijtung, Ein: 
lagenrüdzahlung und Belegung der Kapitalien haben wir die manigfachiten 
Abweichungen unter den einzelnen Kaſſen. So gejchieht bei 14 Kaſſen die Ber: 
waltung durch den Schulvorjtand, bei 45 durch einen jonjtigen Vorſtand aus 
mehreren Berjonen, bei 27 durch eine einzelne Perſon (bei 12 durch einen 
Prediger, bei 11 durch den Lehrer, bei 4 durch eine jonjtige Perſon); 45 
Fallen haben den Mindeftbetrag der Beiträge auf 5 Pfennig oder in beliebiger 
Höhe feitgejegt. 35 auf 10 Prennig, 6 auf mehr als 10 Pfennig, 25 haben 
daneben noch eine Marimalgrenze in verjchiedener Höhe bejtimmt, welche bei 
den übrigen fehlt; 32 Kaſſen laſſen die Rückzahlung der Spareinlagen lediglich 
bei oder vor der Konfirmation eintreten, 54 aber auch bei anderen Anläſſen, 
wie VBerzieben aus der Gemeinde 2c.; ihre SKapitalien belegen 45 Sparkaſſen 
in mündelficheren Bapieren, 2 in Staatöpapieren und Hypothelen, 20 bei dem 
Herzoglichen Leihhauſe, 13 bei den jonjtigen Inftituten oder Bereinen und 6 
bei Privatbankiers. Dieſe Meanigfaltigfeit unter den Kaſſen umd im ihren 
Einzeleinrichtungen, welche an und für ſich ja auch jchon mit dem deutjchen 
Nationalcharafter im Einklang ftebt, kann gewiß nur als ein Borzug angejeben 
werden, denn fie ermöglicht gerade die weitelte Verbreitung und hat auch zu 
der jchnellen Entwicklung der legten Jahre jicher ein Wejentliches beigetragen. 

Wenn nun aber auch an jich die vollfommen freie Entwicklung der Schul: 
und Jugendſparkaſſen nur als vortbeilbaft bezeichnet werden kann und jich 
thatjächlich auch jo erwiejen bat, jo muß doch die jo erheblich jteigende Be— 
deutung der Kafjen und die Höhe der durch fie zur Belegung kommenden 
Gelder auch in „erhöhten Maße die Aufmerkſamkeit der Regierungen auf ſie 
lenken und die Frage nahe legen, ob nicht ein Eingreifen des Staats wenigſtens 
in einem gewißen Grade im Intereſſe der Geſammtheit und auch der Sache 
ſelbſt für geboten erſcheinen könnte. Hierzu lag aber um ſo mehr Veranlaſſung 
vor, als von den Hauptvertretern der Sparkaſſen ſelbſt und ſpeziell von dem 
deutſchen Vereine für Jugendſparkaſſen eine ſtaatliche Inſchutznahme der Kaſſen 
und eine Regelung ihres bislang nicht ganz klaren Rechtsſtandes als wünſchens— 
werth bezeichnet und gefordert wurde. Und ſo ſah ſich denn nach reiflicher 
Sachprüfung die Herzoglich Braunſchweigiſche Landesregierung veranlaßt als 
erite hier auf geieglichem Wege vorzugehen. Die beitimmenden Gründe dafür 
jind -bei der vermitteljt Schreibens vom 15. Mai 18594 erfolgten Vorlage des 
Entwurfes eines Gejeges, die Errihtung von Echuliparfafien, Konfirmanden: 
Sparvereinen und anderen Jugendſparkaſſen und Vereinen betreffend, an die 
Landjtände in folgender Weiſe (die Schon oben näher gegebenen jtatijtischen 
Nachweiſe find in der nachitebenden Wiedergabe fortgelafjen) ausgedrüdt: „Die 
in voltswirthichaftlicher Beziehung jo wichtigen Schul: und Jugendſparkaſſen 
haben in neuerer Zeit auch innerhalb des Herzogthums erheblich an Zahl und 
Bedeutung gewonnen... . . Gerade in den legten Jahren bat mithin Die 
Bildung von Schuls und Konfirmanden-Sparkajjen einen bejonders jtarfen Auf: 
ſchwung genommen und es iſt zu erwarten, daß dieſe Fortentwicklung auch 
weiter andauern wird. Aus dieſer Entwiclung mußte die Herzogliche Yandes- 
regierung Anlaß nehmen, zu prüfen, ob die Verhältniſſe der gedachten Spar— 
anſtalten überall ſo geordnet ſind, als die Bedeutung der Kaſſen für das 
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Volkswohl folches erheifcht. Die Erhebungen, die zu diefem Zwed veranitaltet 
worden find, haben ergeben, daß das nicht der Fall ift. Die Art der Gejchäfts- 
führung bei den einzelnen Kaſſen iſt eine außerordentlich verfchiedene und als 
eine zweckmäßige nicht immer zu bezeichnen; vor Allem aber ift in den Ber: 
fafjungen der Kaſſen für die Sicherung der angefammelten Gelder nicht überall 
genügend Vorforge getroffen. Ohne im Uebrigen die freie Selbitverwaltung 
der Kaſſen einfchränfen zu wollen, hält e& die Herzogliche Landesregierung für 
erforderlich, hier Abhülfe zu ſchaffen. Als Weg der Abhilfe bietet jich nur der 
Weg der Gejeßgebung. Die auf Grund des 8 360 Nr. 9 des NReichsitraf- 
geſetzbuches getroffenen Beſtimmungen des Geſetzes Nr. 25 vom 20 Juni 1893, 
die Genehmiqung zur Errichtung von Ausſteuer- Sterbe: oder Wittwen-Kaſſen, 
Berficherumgsanftalten und anderen dergleichen Gejellichaiten und Anjtalten bes 
treffend, find auf Schul: und Jugendſparkaſſen, welche lediglich die eingezablten 
Kapitalien verzinfen und demnächſt zurückzahlen, nicht anwendbar Oppen— 
bof, Kommentar zum Reichsſtrafgeſetzbuch $ 360 Nr. 69). Weitere gejegliche 
Vorſchriften, welche eine Ueberwachung der Schul: und Jugendſparkaſſen durch 
die Staatsbehörden ermöglichten, bejtehen aber nicht.“ Die von der Landes— 
regierung für den Geſetzentwurf vorgebrachten Gründe wurden von der Landes— 
verlammlung allgemein als vollfommen zutreffend anerfannt, die Kirchen- und 
Schulkommiſſion derjelben äußerte ſich in ihrem schriftlichen Bericht in folgen— 
der Weife dazu: „In vorliegendem Entwurf wird zum eriten Male der Verſuch 
gemacht, eine geiegliche Negelung der Schuliparfafjen und Konfirmanden:Spar: 
vereine herbeizuführen und dadurch allen dieſen Anjtalten Die feſte geficherte 
Grundlage zu geben, die manchen derjelben zu ihrem Schaden gefehlt bat. 
Hauptjächlich handelt es fich darum, für eine angemeljene geordnete Ber: 
waltung der Kaſſen und für fichere und fachgemäfe Verwerthung und Belegung 
der angefammelten Kapitalien Sorge zu tragen. Mit volliter Sicherheit iſt 
anzunehmen, daß die Sache der Jugendiparkafien durd die Mitwirkung der 
Negierung erbebliche Förderung erfahren wird.“ Unter diefen Umständen konnte 
es feine Schwierigkeiten machen, den Gefegentwurf zur Annahme zu bringen, 
welche jodann auch ohne wejentliche Aenderungen erfolgte. Wenn die Berathung 
des Geſetzentwurfes bei den erjten Verhandlungen der Landesverſammlung 
zunächit zurücgefegt wurde und jodann erft zu Anfang des Jahres 1895 
erfolgte, jo hatte dieſes keineswegs in irgendwelchen Bedenken gegen den Ent: 
wurf, jondern lediglich in der Häufung anderer dringlicher Berathungsgegen- 
jtände jeine Urjache. Unter dem 19. Februar 1895 konnte dann der von der 
Yandesverfammlung genehmigte Entwurf als Gejeg Nr. 13, die Errichtung 
von Schulfparkafien, Konfirmanden-Sparvereinen und anderen Jugendfparfafien 
und Bereinen betr., erlaflen werden. 

Der $ 1 des Gejeges lautet folgendermallen: „Zur Erridtung von 
Schulſparkaſſen, Konfirmanden: Sparvereinen und anderen der- 
artigen Jugendſparkaſſen und Vereinen ift, jofern deren Wirk 
jamfeit über den Verwaltungsbezirk einer einzelnen Herzog 
lichen treisdireftion, andernfalls die Öenehmigung des Herzog: 
liben Staatäminijteriums erforderlich.“ In diefem Paragraphen 
liegt die Grundbeſtimmung des ganzen Gejeges; die Motive der Yandesregierung 
jagen Dazu Folgendes: „Der vorgelegte Entwurf gibt die Möglichkeit der 
jtaatlichen Ueberwachung, indem er die Errichtung von Schul und Jugend: 
Iparfaljen an die Genehmigung der Herzoglichen Streisdireftionen bezw. des 
Herzoglichen Staatsminiitertums fnüpft. Diejenigen Vorjchriften, welche dann 
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im Cinzelnen Seitens der Behörden bei der Ertheilung der Genehmigung zu 
beobachten jein werden, behält der Entwurf der Anordnung im Verwaltungs: 
wege vor”. Auf diefe Weile hat die Gejeßgebung wie wir glauben in höchſt 
jachgemäßer Weiſe einen Mittelweg eingeichlagen. Indem fie lediglich das 
Erforderniß einer ftaatlichen Genehmigung für die Kaſſen aufitellt, bat fie auf 
der einen Seite es vermieden in die freie und jelbititändige Organifation weiter 
einzugreifen und die bisherige Bieljeitigfeit und das Anpaſſen an die befonderen 
Verhältniſſe zu bejeitigen, und andernfalls bat fie doch den eigentlichen Zwed, 
die Schul und Jugendiparfajien im Allgemeinen zu überwachen und ihnen die 
nöthige Sicherjtellung und den rechtlichen Halt zu verleihen, erreicht. Daß 
man mit der Regelung in diefer Weile das Richtige getroffen, dürfte immerhin 
auch der Umjtand mit erbellen, daß die Sparkaſſen ſelbſt diefelbe durchaus 
billigen, wie joldyes in einer zu Ende des Jahres 1894 erjchienenen Schrift des 
Pfarrers Sendel „Zur geieglichen Regelung und Verwaltung der Schul: 
ſparkaſſen“ ausgeiprochen iſt. 
In dem zweiten Paragraphen wird die nachträgliche Einholung der Ge— 
nehmigung für die bereits beitehenden Kaſſen in folgender Weile angeordnet: 
„Zur gortführung der beſtehenden Schulſparkaſſen u. ſ. w. iſt 
die in $ 1 vorgeſchriebene Genehmigung nachträglich ſpäteſtens 
bis zum 1. Juli 1895 einzuholen.“ Die Vorſchrift iſt in der Natur der 
Sache begründet und bedarf keiner weiteren Erläuterung. Ebenſo liegt die 
Sache auch bei dem folgenden Paragraphen, welcher die Genehmigung auch 
auf jede Aenderuug der Verfaſſung ausdehnt: S 3. „Der im $1 vor— 
geihriebenen Genehmigung bedarf aud jede Menderung der 
Berfaflung einer Schulſparkaſſe u. j. w. Der $ 4 beſtimmt jodann 
Folgendes: „Bei Ertheilung der Genehmigung ift wejentlich darauf 
zu jeben, daß durch die Verfaſſung der Schulſparkaſſe u. ſ. w. 
für eine zwedmäßige Gejhichtsführung und für die Sicherung 
der angejammelten Gelder Sorge getragen ift”. Hier wird aljo 
bejtimmt, auf welche Punkte bei der Genehmigung der Kaſſen das Augenmerk 
gerichtet werden joll. Die Motive der KYandesregierung äußern dazu Folgendes: 
„Der Entwurf gibt in $ 4 nur denjenigen allgemeinen Grundjag, welcher für 
die im Berwaltungswege zu erlajlenden Ausführungsbejtimmungen maßgebend 
jein joll. Die Behörden werden danach im Wejentlichen darauf zu jehen haben, 
daß die Verfaflungen der Schuljparkafjen u. ſ. mw. für eine zweckmäßige Ge: 
Ihäftsführung und für die Sicherung der angefammelten Gelder Sorge tragen“. 
Die jtaatliche Ueberwadung und Einwirkung auf die Kaſſen ift danach auf 
das denkbar geringite Maß, welches den beabfichtigten Nugen noch erzielen 
läßt, zurüdgeführt worden, die freie Selbjtverwaltung der Kaſſen wird nicht 
eingejchränft. Der fünfte Paragraph gibt dann die Strafbeftimmungen 2c.: 
S 5: „Wer vor Ertheilung derimS1lovorgejehbenen Genehmigung 
die Gejchäftsführung einer Schulipartafie u. ſ. w übernimmt, 
imgleichen wer die Gefhäftführung einer —— Schul— 
ſparkaſſe u. ſ. w oder die Sammlung oder Vereinnahmungvon 
Beiträgen ohne die im $ 2 EN Senehbmigung über den 
1. $uli 1895 hinaus oder ohne die nah $3 erforderlich gewordene 
Genehmigung fortjegt, wird mit Geldftrafe bis zu einhundert: 
undfünfzigMarfoder Haft bejtraft. Unabhängigvonder Straj- 
verfolgung ſteht im Falle der Zumwiderhbandlung gegen die Vor— 
Ihriften des $ 1 oder $ 2 der Zandespolizeibehörde die Be— 
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fugniß zur Schließung der betreffenden Schuljparfaife u. f. w., 
allen Theilnehmern aber das Recht zu, die gemachten Einlagen 
nebjt den gejeglihen Zinjen zurüdzufordern und die Zahlung 
von weiteren Beiträgen zu verweigern“ Much diefe Borjchriften 
haben ihre Begründung in fich jelbit und bedürfen feiner weiteren Hinzufügung. 
Der Schlußparagraph endlich jchreibt für die weitere Regelung den Berwaltungs- 
weg vor. $ 6: „Die erforderliden weiteren Ausführung & 
bejtimmungen werden im Berwaltungswegevonlinierem Herzog: 
lihen Staat3minijterium erlaſſen“. Much bierzu braucht weitere 
Erläuterung nicht gegeben zu werden. Zu dem $ 6 hatte die Kirchen- und 
Schultommijjion der Yandesverfammlung in ihrem jchriftlichen Berichte bemerkt: 
„Es wird gewünscht, Die beitchenden Kaſſen in ihrer Selbjtverwaltung möglichit 
wenig zu bejchränfen”. Bei der Beratbung im Plenum, welche übrigens weitere 
Debatten nicht hervorrief, erklärte der Vertreter des Herzoglichen Staatsminis 
jteriums, daß dem im Kommiljionsberichte geäußerten Wunſche thunlichit ent- 
jprochen werden jolle. Nach der die Annahme des Geſetzes ald Ganzes be: 
wirkenden Abjtimmung der Landesverſammlung wurde Namens der Stirchen: 
und Schulkommiſſion der Herzuglichen Landesregierung noch ausdrüdlih Dank 
dafür ausgejprochen, daß ſie als die erite die hobe Bedeutung der Jugendſpar— 
fajjen in ihrer volfswirtbichaftlichen und erziehlichen Beziehung durch das Geſetz 
anerfannt babe. 

Nachdem das Geſetz jo zu Stande gekommen und in vorjchriftsmäßiger 
Weiſe erlaſſen war, veröffentlichte das Herzogl. Konſiſtorium dasjelbe nochmals 
in jenem Amtsblatte und machte in einem lad vom 1. März 1895 Die 
Seiftlichen darauf, und namentlich auf den S 5 desjelben, nochmals bejunders 
aufmerfjam, indem es fie gleichzeitig anwies, von dem Geſetz ohne Verzug auch 
den ihnen unterjtellten Lehrern, in deren Händen ſich etwa die Leitung einer 
Sculiparfafje oder anderen durch das Geſetz betroffenen Ginrichtung befinde, 
Kenntniß zu geben, damit jie nicht den darin angedrobten Strafen und Nach: 
theilen verfallen fönnten. Yon dem Herzoglichen Staatsininijterium wurden 
dann die ihr im Geſetz vorbebaltenen Ausführungsvorichriften i in einem Reſkript 
an die Herzoglichen Kreisdireftionen vom 19. März 1895 in folgender Weije 
erlajien: „Zur Ausführung des Gejehes, die Erridtung von 
Schulſparkaſſen, Konfirmandeniparvereinen und anderen 
Jugendſparkaſſen und Bereinen betreffend vom 19. Februar 
d. J. Nr. 13 bejtimmen wir hiermit, was folgt: Für jede Schul— 
iparfajje zc. iſt ein Statut zu errichten, welches wenigitens Be- 
ftimmung treffen muß über 


1. den reis derjenigen Berjonen, welde der Kaſſe als 
Mitglieder beitreten fünnen, 

2. die Höhe der Beiträge, 

3. die Nüdzahlung der Spareinlagen, 

4. die Berwaltung der Kaſſe, 

5. den Höchſtbetrag des zuläfiigen baaren Kajjenvorratbs, 

6. die Belegung verfügbarer Gelder, 

7. die Außerfursjegung beziehungsmweife Hinterlegung der 
Wertbpapiere, 

3. die Aufjtellung und die Prüfung der Jahresrechnung, 

9. die Abänderung des Statuts. 
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Zu Ziffer 3 wird bemerft, daß insbeſondere auch über die 
Höhe der Berzinjung der Spareinlagen Bejtimmung zu treffen 
ist, jei es, daß ein bejtimmter Zinsfuß im Statut feitgefegt 
oder diejenige Stelle benannt wird, welche jeweilig die Höhe 
des Zinsfußes feitjegt. Verfügbare Gelder ($ 6) dürfen nur 
wie Gelder bevormundeter Berjonen angelegt werden. Das 
Rehnungsjahr joll die Zeit vom 1. April bis zum 31. März 
umfajjen. Die Jahresrehnung tit, jofern nicht Anlaß vorliegt 
zur Anordnung einer bäufigeren Borlegung, etwa alle fünf 
Jahre an die Herzoglidhe Kreisdireftion einzujenden und dort 
einer Prüfung zu unterzichen. Alljährlich und zwar bis 
jpätejtens 1. Juni jeden Jahres jollen Herzoglicher Kreis— 
dDireftion zwei Eremplare einer Nachweiſung nach dem anliegen: 
den Mujfter eingereicht werden, von Denen ein Eremplar bis 
zum 1. Juli von der Herzoglichen Kreisdireftion an das Herzog: 
liche ftatiftiijhe Büreau weiterzugeben iſt An der Hand der 
Nachweiſung und erforderlichenfalls unter Vergleichung der: 
jelben mit der einzufordernden Jahresrechnung bat die herzog: 
lihe Kreisdireftion zu prüfen, ob die Borjdhriften bezüglid 
derBelegung desKajjenvermögens beobachtet find — Sm ALL 
gemeinen wirdes Aufgabe der Herzoglidhen Kreispdireftion fein, 
darauf zu halten, daß die Verwaltung der Schulſparkaſſen x. 
zwedmäßig eingerichtet und fortgeführt wird, ohne daß die 
freie Selbjtverwaltung der Kaſſen mehr al3 durdaus nöthig 
eingeihränft wird“. Für die von den Schuliparfafjen u. ſ. w. jährlich 
zu gebenden Nachweifungen it folgendes Muſter vorgejchrieben : 

„Nachweiſung 
über die Verwaltung der...... Schulſparkaſſe) in 
für das Jahr . . . . . . 


. oa HE... 


Gejammtzahl der Theilnehmer am Jahresichluf . 
Gejammtjiumme der während des Geihäftsjahres von 
den Theilnehmerngemachten Spareinlagen . . . . · · · . . 
6. Geſammtſumme 
a. der während des Geſchäftsjahres zurückgezahlten 
Spareinlagen..... 
b. der darauf gezahlten Zinfen....... 
7, Beitand des vorhandenen Bermögens (nah dem Stande 
am Jahresſchluſſe) . . .- 
8. Art der Belegung dieſes Vermögens EEE E * 


Damit find die gegebenen Musführungsvorjchriften erichöpft In denjelben 
tritt der ſchon bei Erlaß des Geſetzes von der Herzoglichen Landesregierung 
ausgejprochene Grundſatz, Die freie Selbjtverwaltung und Bejtimmung der 
Kaſſen thunlichit wenig einzuschränfen, deutlich zu Tage; man bat eben mur 
dasjenige verlangt, was unumgänglich nothiwendig war, damit der Staat die 


1. Zahl der Theilnebmer am Jabhresanfang . . . . .. 

2. Zahl der während des Gejhäftsjahres eingetretenen 
Theilnehmer . . 4... 

3. Zahl der im Geſchäftsjahre ausgeſchiedenen Theil— 
nehmer . . 4 

4. 

5. 
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gewiſſe Garantie für die Sparfafjen, die er durch die Genehmigung derjelben 
dem Publikum gegenüber übernommen bat, auch thatlächlich zu leiten und 
fortgejegt zu erfüllen im Stande ift. Das von den Kaſſen Verlangte wird jich 
jedenfalls mit Leichtigkeit leiften lafjen und werden diejelben gewiß die Noth— 
wendigfeit des Angeordneten erkennen und fich demjelben gern unterziehen. Die 
jährliche Einreihung der Nachweiſung, deren einzelne Punkte ohne weitere 
Mühe angegeben werden fünnen, fann etwa als eine unnöthige Beläftigung 
der Kafjenverwaltung mit Schreibwert für die Regierung nicht angejehen werden, 
fie mußte vielmehr gefordert werden, um dem Staat den allgemeinen Ueberblid 
über den Stand der Kaffe zu geben, welchen er für die allgemein übernommene 
Ueberwachung haben muß. Wir glauben deshalb, daß die Ausführungsvor: 
ichriften in gleicher Weife, wie folches bezüglich des Gefeges der Fall geweien, 
die Billigung der betheiligten Kreife und der warmen Förderer des Schulipar: 
kaſſenweſens finden werden und find überzeugt, daß das Ganze den Schul= und 
Jugendſparkaſſen zum Bortheil und bleibenden Segen gereichen und eine ges 
deihliche Weiterentwiclung derjelben fürdern werde. 


Aliszellen, 


Ueber die preußiihen und deutihen Gymmalien veröffentlicht Profeſſor 
Dr. Gemß als wijjenjchaftliche Beilage zum Jahresbericht des Luiſen-Gymnaſiums 
in Berlin eine auf den Nahresberichten der deutichen Gymnaſien beruhende 
Statiftif, welche eine Zujammenjtellung der Gymnaſialabiturienten Deutichlands 
in den letzten drei Schuljahren 1891/92, 1892/93, 1893/94 nad dem ge— 
wählten Beruf, der Konfeſſion und nah dem Stande der Eltern 
giebt und damit einen interejjauten Beitrag zur Kulturgeſchichte des deutſchen 
Volkes liefert. Die Zahl der Gymnaſien Deutichlands mit Yjährigem Kurſus 
ijt 434; von diejen fommen auf Preußen (Größe 348437,3 qkm, Einwohner— 
zahl 29 957 367) 275, auf Bayern (Gr. 75864,7 qkm, E. 5594982) 37, auf 
das Königreich Sachien (Gr. 14 992,9 qkm, E. 3502684) und die Neichslande 
(Gr. 14509,5 qkm, E. 1603506) je 17, auf Württemberg (Gr. 19503,7 qkın, 
E. 2036522) 16, auf Baden (Gr. 15081,1 qkm, E. 1657867) 14, auf 
Helen (Gr. 7681,38 qkın, E. 992883) 9, auf Medlenburg Shwerin (Ör. 
13161,6 qkm, E. 578342) 7, auf Braunjchweig (Gr. 3672,2 qkm, 
E. 403733) 6, auf Oldenburg (Gr. 6423,5 qkm, E. 354968) 5, auf Anhalt 
(Gr. 2294,4 qkm, E. 271963) 4, auf Sachjen-Weimar (Gr. 3594,9 qkın, 
E. 326091) und Mecdlenburg:Strelig (Gr. 2929,5 qkm, E. 97978) je 3, auf 
Sahjen-Meiningen (Gr. 2468,1 qkm, E. 223824), Sadjen-Altenburg (Gr. 
1323,7 qkm, €. 170864), Sachſen-Coburg und Gotha (Gr. 1956,5 qkm, 
E. 206513), Schwarzburg=- Sondershaufen (Gr. 862,11 qkm, E. 75510), 
Neuß j. 2. (Gr. 825,7 qkm, E. 119811), Lippe-Detmold (Gr. 1215,5 qkm, 
E. 128495), Bremen (Gr. 255,6 qkm, €. 180443) und Hamburg (Gr. 
713,7 qkm, €. 622530) je 2, auf Schwarzburg-Nudoljtadt (Gr. 940,6 qkm, 
E. 85863), Walded (Gr. 1121,0 qkm, E. 57281), Neuß ä. 2%. (Gr. 316,4 qkm, 
E. 62754) und Lübeck (Gr. 297,7 qkm, E. 76485) je 1. Dieje 434 Gym— 
nafien entließen der Eingangs erwähnten Statijtif zufolge in den lebten drei 
Schuljahren ca. 19600 Abiturienten. Davon jtellte Preußen 11227 = 57,1°/,, 
Sadjen 1235 = 6,26 °/,, das übrige Norddeutichland (mit rund 4030000 E.) 
1542 = 7,8 °/,, Bayern 3054 = 15,6 °/,, Württemberg, Baden und Hejien 
zujammen (mit rund 4688000 €.) 2129 = 10,66 °/,, Eljah = Lothringen 
467 = 2,37 °/,; mit anderen Worten: Bayern, Württemberg, Baden und 
Heſſen jtellen im Verhältniß zu ihrer Einwohnerzahl mehr Gymnajial-Abiturienten 
als Preußen, Sachjen und die übrigen norddeutichen Staaten; in Elfaß-Lothringen 
wird das richtige Verhältniß fait erreicht, wenn wir die Abiturienten des Biſchöf— 
lihen Seminars von Montiany bei Metz mit ca. 60 hinzurechnen. Bei Sid» 
deutjchland iſt ferner noch zu beachten, daß wir über die Zahl der aus theo= 
logiſchen Stiften abgehenden Abiturienten feinen Nachweis finden, dieje aljo hier 
wegjallen, obwohl ihre Zahl feine geringe it; ihre Sinzurechnung würde für 
Süddeutjchland einen nod höheren Prozentjaß ergeben. Den Grund diejer hohen 
Prozentzahl finden wir darin, daß Helfen zwar neben 9 Gymnaſien 4 Neal: 
gymnafien, Bayern aber neben 37 Gymmajien gleihjalls nur 4, Württemberg 
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neben 16 nur 2, Baden neben 14 nur 2 Realgymnaſien aufweilt, die überdies 
nicht durchweg mit denjelben Berechtigungen wie in Preußen ausgejtattet find, 
3. B. in Bayern, wo der Zugang zum Offiziersitande nur den Gymnaſial— 
Abiturienten offen ſteht, daß mithin in Siddentichland viele Schüler das huma— 
niſtiſche Gymnaſium bejuchen, die in Norddentichland ein Realgymnaſium bejuchen 
würden, Für Bayern und Baden kommt noch die große Zahl katholischer Theologen 
hinzu, die auch in den fatholiichen Provinzen Preußens manche Verschiebung hervorruft. 

Die einzelnen Berufsarten find unter den Abiturienten im ganzen Neich, 
wie folgt, vertreten; im Klammern fügen wir die betveffenden Zahlen für jedes 
der drei legten Schuljabre hinzu, aus denen jich die Zu- vder Abnahme in den 
einzelnen Jahren entnehmen läßt: 


Rebtswiiienihaft) 2 0 a nn ne. 4786 (1454-1586 - 1734| — 24,75 9% 
Medizin . . een... 8429 .1146—1077 —1206) = 17,74 °)o 
Katholiſche Theologie , nn. + 2290 778- 715—797) = 11,9 °% 
Evangeliſche Theologie’ .. ne. . 2140 758 - 728 - 638 — 11 % 
Militär . .. nenne. 1498 466 - 459 — 573 = TI 
Poſtfach.. en 835 .273--274— 288) = 432°o 
Philologie . ren 508 170 - 161 - 17—) — 2,6 No 

dazu Philol. und Theol. gleichzeitig Studivende) 133 48—36—39\ = 07% 
Baufah . . .. 4656 134 - 131 - 17) == 2,3 0 
Ingenieure und "Techniker — A a ra a 433 ı120—175— 138) —= 224° 
Forſtfach.. 375 ı102—127— 146) =. #29 

(davon 165 in Bayern 

Kaufmannsſtand.. 25357 1106-79-72) 
Maichinenbaufah > 2: 241 65 87 - 73 
Chemie > 2 ee ee... 168 49 - 66 -53) 
Bergfach...167 63-59 - 45 
Diathbematit - - > > 2 2 2 2 2 183 (47—51—65) 
Naturwilienihaften . 2 2 2 2 men nn. 158 158-539 —46) 
Steurfab > > > 2 ee ne. een. 158 155 - 55 - 48 
Elektrotechittttt 2148 151-5750) 
Neuere Sprachen. 2132 35 40 -57 
Landwirthſchaf t. 128 46-40 -42) 
Bankfach4119 1284447) 
Geſchichte. 29128 38 - 25 
Marinee... 381l1425 - 26 - 30) 
Vhiloiopbie » > 2 2 rennen. 70 118- 27 - 25 
Bureaudienſt . .- Er er 63 (19—21—23) 
Berfebrsdienit und cllenahufach en 61 25- 16 - 20 
Kataſterfach . - . .... 32 116-17- 19 
Deutſche Sprache 2% 202 228.87 ,16—-10—11) 

— in Siddeutjchland) 2.2... 834 (7-15 —12) 

* Ice — — . 29 69- 16- 6 

tut .. .... 21 3-8- 10 
Schifbaufad, 20 ee 
Thierarzneikundeee... 169 5—-7—-7 
Orientalia . - 18 6—5 -7 
Regiminalfach (in Württemberg — Verwaltungsfach) 17 ı7—5—5' 
Kunit: und Literatur-Geichihte - . - 15 (4—6—5) 
Nationalöfonomie . . 2.2... ..10 6 -4—0) 
Malerei und Bildbauertunft er Te ar Da e 5—-5—0) 
Arhbäöloge . . . .» MR RR SE TER 2—1-4) 


Schauſpielkunſt.. 4 1—-1-—-]) 


'ı, Die Differenz von 12 ift auf die bier erfolgte Jurechnung der fich der Diplomatie 
und Koniulatstarriere Widmenden zurüdzufübren. 

?, Die Hinzufügung der evangeliichen Theologen Württembergs, die aus den Seminaren 
bervorgeben, würde eine höhere Zahl ergeben. 

Beſonders in Süddeutjchland, oft nur den Eintritt in die philof. Fakultät bezeichnend. 


Miszellen. 245 


Außerdem haben 7 kurzweg das Schulfach, weitere 7 andere praftijche Fächer 
als künftigen Beruf angegeben, 9 widmen fih dem Studium der Pharmafopöe. 
Stellen wir weiter innerhalb der einzelnen Jahrgänge die jtudierenden Abiturienten 
den nichtitudierenden gegenüber, jo fommen 

1891/92 4661 Studierende auf 6274 Abiturienten = 74, 5°/,, 
1892/93 4659 u „ 6360 R 73,270. 
1893/94 4913 u „6709 a 73, 5°)o. 

Die Zahl der Studierenden ſank aljo von 74,5°/, auf 73,27°/,, bob ſich 
dann zwar wieder auf 73,5°/,, erreichte aber nicht die alte Höhe, es widmen 
jih in Deutſchland dem Studium 73°/,°/,, anderen Berufdarten 
26'/4°/, der Gymnafial-Abiturienten. 

Faſt dieſelbe Reihenfolge der Berufsarten wie im Reid, nur mit mehr oder 
weniger abweichenden Prozentjägen, finden wir aud) innerhalb des preußiſchen 
Staatd. Hier nehmen die 1. Stelle gleichfall3 die Jurijten ein mit 2597 
(790—831— 956), aber mit nur 23,14°/,, die 2. die Mediziner mit 2135 
(721—663— 751), d. 5. mit 19°), (gegen 17,74°/, im Reich). Es folgen an 
3. Stelle die evangelifhen Theologen mit 1312 (476—445— 391), bei 
denen in den einzelnen Jahren ein allmählicher Rückgang bemerfenswerth it; fie 
bilden 11,73°/, ſämmtlicher preußijchen Abiturienten, während die an 4. Stelle 
mit 1130 Abiturienten ftehenden fatholijhen Theologen (415—319—396) 
10°/, aufmeijen, aljo einen höheren Prozentjaß ald® man in Preußen erwarten 
jollte. An 5. Stelle folgen mit 811 Abiturienten (262—257— 292) die Militär- 
Ajpiranten mit dem um 1/,°/, niedrigeren Satze von 7,25°/,, an 6. die 
Pojteleven mit 612 (196—198— 21% = 5,3°/,, aljo einem höheren Satze. 
An 7. Stelle it das Baufach vertreten mit 347 (109—105—133) — 3°/,, 
aljo wieder mit einem höheren Sage; an 8. Stelle finden wir die Philologen 
mit 271 (83—88—100, aljo mit fteigenden Zahlen) = 2,7°/,, die allerdings 
bei Hinzufügung der Theologie und Philologie gleichzeitig Studierenden, nämlich 
110 (36—41—33), die 7. Stelle einnehmen würden. 202 (79—62—61) wollen 
fih dem Raufmannsitande, 173 (45—75—53) dem Ingenieurfache, 
ebenjoviele (50—67—56) dem Maſchinenbau-, 132 (52—47—33) dem 
Bergfadh, 126 (27-—46—53) dem Forjtfacdh widmen, 101 (38—35—28) 
jur Steuer, 100 (22—42—36) zur Banf, ebenjoviele (35—31—34) zur 
Landwirthſchaft, 99 (35—32— 32) zur Eleftrotechnif übergehen. Dann 
finden wir mit 98 (23—38—37) die Chemifer, mit 82 (29—30—23) die 
der Naturmwiijenjhaften, mit 78 (27—19—32) die der Mathematif 
Berliffenen vertreten; 65 (20—28—17) wollen fi) dem Studium der Geſchichte, 
56 (12—19—25, zu beachten ift die Steigerung in den 3 Jahren) dem der 
neueren Sprachen, ebenjoviele (17—17— 22) den verjchiedenen Zweigen des 
höheren Subalterndienites, 51 (16 —12—23) dem Dienft in der Kriegs— 
marine, 27 (7—9—11) dem Katajterfac widmen. Dann finden wir mit 
je 18 das Studium der deutjhen Sprache (8—6—4) und der jüdiſchen 
Theologie (5—9—4), fowie die Schiffsbaukunſt (4—7— 7) vertreten; 
17 Abiturienten (4—8—5) wenden fich den verjchiedenen Zweigen der Kunſt, 
je 9 dem Eijenbahndienjt (2—0O—7) und der Thierarzneifunde 
(3—3—3) zu; mit nod geringeren Zahlen find die übrigen afademischen Berufs: 
arten vertreten, zufammen mit 71, ſowie die anderweitigen praktischen Fächer 
mit 7. Mit Einrehnung von 47 noch Unjchlüffigen kommen alfo auf Preußen 
11227 Ubiturienten, und zwar 1891/92: 3661, 1892/93: 3636, 1893/94: 
3930. Davon ftudirten 1891/92: 2663 — 72,9°/,, 1892/93: 2564 — 70°], 
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1893/94: 71,5°/,, aljo weniger als im ganzen Reich, wenn auch der Unterjchied 
nur ein geringer it. Welhen Schwanfungen aber dieſe Verhältnißzahlen 
in den einzelnen Provinzen Preußens unterliegen, darüber gibt folgende 
Zufammenjtellung einen Ueberblid, die fih auf das Jahr 1892/93 bezieht. 
Während im Staat der Durchjchnittsjag für die jtudierenden Abiturienten 70°/, 
it, fommen auf 100 Abiturienten in Djtpreußen 72*/,, in Wejtpreußen 65,3, 
in Berlin 67, in Brandenburg 73,8, in Bommern 65, in Pojen 70, in Schle= 
jien 70, in Sachſen 68, in Schleswig-Holitein 85, in Hannover 70, in Wejtfalen 
76, in Heſſen-Naſſau 73, in der Nheinprovinz 79, ohne daß ein bejtimmtes Geſetz 
ſich feititellen ließe. 

Nicht weniger interejjant gejtaltet ich die Ueberficht über die prozentuale 
Vertretung der Hauptfächer in ſämmtlichen deutichen Landen. Die Juriſten 
itehen, mit Ausnahme Bayerns, überall in erjter Neihe, mit dem höchſten Sat 
— 35,1%, — im Königreich Sachſen, mit 30 in den kleineren norddeutjchen 
Staaten, mit 29 in EljaßsLothringen, mit 26,6 in Württemberg, Baden und 
Hellen, mit 23,14 in Preußen, mit 23,13 in Bayern. Die Mediziner er— 
reihen den höchſten Sat ebenfalls in Sachſen mit 21°/,, es folgen Preußen mit 
17,74, das übrige Norddeutichland mit 17, Wirttemberg, Baden und Hejjen mit 
15, Eljaß-Lothringen mit 14,3, Bayern mit 14. Die evangeliihen Theo: 
logen erreichen den höchiten Sat mit 16,1 in den Fleineren Staaten Norddeutjch- 
lands, den niedrigiten mit 4,8 in Bayern, dazwifchen ſtehen Sachſen mit 14!/,, 
Elſaß-Lothringen mit 13, Preußen mit 11,73, Württemberg, Baden und Heſſen 
mit 8°/,, während fatholifhe Theologen in Sadhjen und den Eleineren 
norddeutjchen Staaten kaum in Betracht fommen, den höchſten Saß in Bayern 
mit 26,6, den nächſten mit 19 in Württemberg, Baden und Hejjen, die weiteren 
mit 10'/, in EljahsLothringen und mit 10 in Preußen aufweien. Die philo— 
ſophiſche Fakultät, der wir aud die mathematifchenaturwifjenichaftlichen 
Fächer hinzufügen, weilt die höchſte Zahl auf in Württemberg, Baden und Heſſen 
mit 10°/,, es folgen die fleineren norddeutſchen Staaten mit 9,4°/,, Elſaß-Loth— 
ringen mit 8,73°/,, Preußen 7,6°/,, Bayern mit 7,55°/,, Sachen 7,2°%,,. Eigen 
thümlich jteht es mit dem Poſtfach; während sich in Eljaß-Lothringen 7,28°/, 
ihm widmen, in den kleineren norddeutichen Staaten 6,25°/,, in Preußen 5°/,, 
in Württemberg, Baden und Helfen 3'/,°/,, in Sadjen 2'/5%/,, ſinkt der Satz 
in Bayern auf 0,16 herab, während umgekehrt Bayern die größte Zahl von 
Studierenden des Forſtfachs aufweiit, nämlich 5°/,”/,, ihm zunädit Elſaß-Loth— 
ringen 3,6°/,, weiter die Eeineren norddeutichen Staaten 2°%/,, Württemberg, 
Baden und Heſſen 1,8°/,, Preußen 1,1°/,, Sacjen endlich 0,6°/,. Die tech— 
nijhen Fächer finden wir vertreten in Preußen mit 7,24 vom Hundert, in 
Sachſen mit 12,7, in den Eleineren Staaten Norddeutichlands mit 5,4, in Bayern 
mit 5,4, in Württemberg, Baden und Heſſen mit 7,3, in Eljaß:Lothringen mit 
4,7. Was die Militär-Ajpiranten anlangt, jo jteht Preußen nicht an 
eriter Stelle, dieje wird vielmehr mit 11,6°/, von Bayern, die zweite von Sachſen 
mit 8'/,°/, eingenommen; Preußen weijt nur 7,25 auf; ihm folgen Eljaß-Loth- 
ringen mit 6?/,, unter denen aber jo gut wie fein eingeborenes Landeskind it, 
Württemberg, Baden und Helen mit 6°/,, die Hleineren norddeutichen Staaten 
mit 61/,0/o. 

Wir Schließen heute mit einer Zufammenjtellung der Brozentjäße der Studieren 
den in den einzelnen deutjchen Landen. In Preußen wollten, wie jchon oben 
gejagt, 1891/92: 72,9°%/,, 1892/93: 70°/,, 1893/94: 71,5°%/, der Abiturienten 
Itudieren. Im Königreich Sachſen überjteigen diefe Prozentjäte infolge der 
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hohen Ziffern der Juriften und Mediziner natürlicherweife den Durchſchnittsſatz 
für das Reich; 1891/92 kamen 312 Studierende auf 397 Gymnaftal-Abiturienten 
= 781/,0/,, 1892.93: 329 auf 422 = 78°/,, 1893/94: 327 auf 416 = 
79°/,; dabei ift aber nod zu beachten, daß die große Zahl der Realgymnaſien 
und techniihen Schulen in Sachſen die humaniſtiſchen Gymnaſien ſchon von vielen 
entlajtet, die ji) von vornherein fir ein technifches Fach entjchieden haben. In 
den übrigen norddeutihen Staaten geitaltet ſich das Verhältniß der 
Studierenden zur Gejammtzahl jo, daß 1891/92 auf 544 Abiturienten 395 
Studierende — 72,6, 1892/93 auf 506 Abiturienten 383 Studierende = 75,5 
1893/94 auf 492 Abiturienten 366 Studierende — 74°, fommen; beachtens= 
werth it hier auch die jtetig finfende Zahl der Abiturienten. In Bayern läßt 
ih das Verhältnig der Studierenden zur Gejammtzahl infolge der an einigen 
Anjtalten erfolgten jummarifchen Angabe der Abiturienten nicht ganz genau be= 
itimmen. NRechnet man aber, wozu man wohl berechtigt it, von den 147 uns 
beitimmbaren 100 den Studierenden und 47 den Nichtjtudierenden zu, fo jtehen 
2237 Studierende 824 Nichtjtudierenden gegenüber, alſo 73°/, gegenüber 27°/o; 
die große Zahl der ſich dem Militärdienjt und dem Forſtfach Widmenden, zu— 
janmen 503, hebt daS Uebergewicht der fatholiichen Theologen, 716, wieder auf. 
In Württemberg, Baden und Hejien find unter den 675 Abiturienten des 
Jahres 1891/92 die Studierenden durch 529 = 78,37°/,, unter den 737 des 
Jahres 1892/93 durch 583 — 79°/,, unter den 717 des Jahres 1893/94 
durh 578 — 80°/, vertreten, aljo durch jehr hohe Prozentjäge, die noc eine 
Steigerung durch die evangelischen Theologen erfahren würden. In den Reichs— 
landen endlich jtellen fich die Prozentſätze der Studierenden folgendermaßen: 
1891/92 jtudierten 102 von 133 — 76,7°/,, 1892/93: 106 von 131 = 80,9°/,. 
1893/94: 72,4°/, von 147 Abiturienten, aljo Süße, weldhe die preußifchen über: 
treffen umd nur hinter denen von Württemberg, Baden und Heſſen zurüditehen. 
Denn wiederholen wir noch einmal den Durchſchnitt dev 3 Jahre jowie der ein— 
zelnen Sabre, jo widmen jich in Preußen 71,4 (72,9—70— 71,5), in Sachen 
78,5 (78,5—78— 79), im übrigen Norddeutichland 74 (72,6 —75,5—74), in 
Bayern in den ganzen 3 Jahren 73,8, in Württemberg, Baden und Heſſen 79,12 
78,37 —79—80), in Elfaß=Lothringen 76,7 (76,7—80,9— 72,4) der Abiturienten 
akademischen Studien. (Reichs-Anz.) 
Die preußiſchen Sparkaſſen 1894 bezw. 1894/95. — Aus den vorläufigen 
Ergebniſſen der Sparkafjenitatiitit für das Jahr 1894, bezw. bei den nach dem 
ftaatlihen Nechnungsjahre abichließenden Kaſſen für das Jahr 1894/95, fand 
ein Zugang von 14 Sparfafien ftatt, jo daß fich deren Gelammtzahl auf 1485 
belief. Dieſelben hatten am Jahresſchluſſe 6526 700 Bücher im Umlaufe, 
271193 mehr ald am Scluffe des Vorjahres. Bon 6491573 Büchern war 
der GEinlagebetrag ermittelt; es entfielen davon in Hunderttheilen der Geſammt— 
zahl im Berichtjahre 29,16 (im Worjahre 29,44) auf Bücher bis zu 60 ME, 
16,04 (16,20) auf ſolche von über 60 bis 150 ME., 14,12 (14,22) auf ſolche 
von über 150 bis 300 ME., 15,42 (15,44) auf ſolche von über 300 bis 600 Mt., 
endlich 25,26 (24,70) auf joldhe über 600 ME. Gegen das Vorjahr hat fich 
die Biicherzahl dieſer Kontenklaſſen um 3,31 bezw. 3,24, 3,54, 4,17 und 6,69 
Hunderttheile vermehrt. Am ftärkiten ift alio die Zunahme bei den größten 
Stonten geweien, was beiläufig bei fortichreitender Sparthätigfeit und dem dabei 
nothwendigen Heraufſteigen in immer höhere Kontenklaſſen durchaus natürlich it. 
Auch bei den mittleren und unteren Stontenflaffen aber, welche vorzugsweiie der 
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großen Maffe der Bevölkerung angehören, it nad) den obigen Ziffern die Zu— 
nahme der VBücherzahl etwa dreimal jo groß al die Zunahme der Bevölkerung. 
Bon den 1640158 Büchern, welche auf einen Betrag von mehr ala 600 Mt. 
lauteten, entfielen 1415631 = 21,81 v. 9. der Geſammtzahl aller Bücher auf 
Konten von über 600 bi$ 3000 ME., 198933 — 3,06 v. 9. auf foldye von 
über 3000 bi 10000 Mt. und 25594 = 0,39 v. 9. auf ſolche von mehr 
ald 10000 Mt. Die Zahl der Bücher, welche ſchon nah der Höhe ihres Bes 
trage3 aus den wohlhabenden Klaſſen herrühren müſſen, ift alfo ziemlich gering. 
Bon den 25594 Büchern, welche auf einen Betrag von mehr ald 10000 Mt. 
lauten, famen allein 9051 auf Weitfalen, 5085 auf ScleswigsHolitein und 
4571 auf Hannover. In den ſechs öftlichen Provinzen waren überall weniger 
als 300 Bücher dieler Slafle, Pommern mit 750 ausgenommen. Die Bücher 
von 3000 bis 10000 ME. vertheilten ſich ganz ähnlich. 

Die Spareinlagen haben im Berichtsjahre einen Zuwachs erfahren wie 
noch nie zuvor, nämlich um 249,76 Millionen ME. Selbit die Jahre 1887 —89 
mit 201,32 bezw. 217,17 und 213,81 Millionen bleiben weit dahinter zurüd. 
Allerdings jtect bei der gewaltigen Zunahme der Spareinlagen von Jahr zu Jahr 
in der Zınvachäziffer eine immer größere Summe von zugeichriebenen Zinſen, im 
Berichtsjahre von 104,00 Millionen ME, jo daß der Heberihuß der Neueinlagen 
über die zurücdgezogenen Spareinlagen nur 149,76 Millionen betrug. Nicht ab: 
gehobene Zinien jtellen aber ichließlich eben jo gut einen Vermögenszuwachs dar 
wie neue Ginlagen, und überdies iſt auch der Ueberſchuß der Neueinlagen des 
Berichtsjahres über die Nüdzahlungen in feinem der Vorjahre erreicht worden. 
Am nächſten fam dem Berichtsjahre das Jahr 1888 bezw. 1888,89 mit 141,94 
Millionen Ueberſchuß. In allen Provinzen ohne Ausnahme waren die Neueinlagen 
weit höher als die Rückzahlungen. Der Gelammtbeitand der Einlagen überichritt 
mit 4000,46 Millionen zum eriten Male die vierte Milliarde; die dritte war im 
Verlaufe des Jahres 1889 bezw. 1889/90, die ziveite 1884 bezw. 1884/85, 
die erite 1875 bezw. 1875/76 überichritten worden. In weniger al3 zwei Jahr: 
zehnten haben ſich alio die Einlagen bei den preußiichen Sparkaſſen vervierfacht. 
Troß der bedeutenden Zunahme der Spareinlagen wird immerhin alljährlih ein 
beträchtlicher Theil davon wieder zurüdgezogen. Die Rüdzahlungen betrugen im 
Berichtsjahre 861,62, die Neneinlagen 1007,38 Millionen ME. Bon dem ges 
lanımten Bejtande famen 


auf Oftpreußen. . . . T4o Millionen = 1, v. 5. des Gefammtbeitandes, 
„ Weitpreufen . . . 68,» a — u 7 DE - 
„ Bein - . » . . 173,0 2 — ee 97 BE J 
„ Brandenburg . . . 275,0 =: Bm. 5, u = 
„ Pommern . . . . 184,5 " = 4a, um 
„ Boln 2. 2» 2020» 60,88 a u 7 BE 5 
„ Schleiin . . » . 332,4 — = Du. u ’ 
„ Sabien . . 438,10 - — 117° VS 

„ Schleswig: Holftein . 428,50 z — 1 2 ——— . 
„ Hannover » . .  . 539,55 u = Be, „ „ . 
„ Weitfalen . . » . 656,01 a — 160 33 
„ BeilenWNaflau. . . 185,00 u = du, „. % “ 
„ das Rheinland . . 570,18 — — Us, u ö 


Hohenzollern . . . 12,14 u U 77 EEE " 
Auf die ſechs öftlihen Provinzen famen aljo 29,26, auf die ſechs weitlichen 
und Hohenzollern 70,74 vd. 9. des Einlagevermögens. (Stat. Korr.) 
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Die völkerrechtliche Vereinigung Elſaß-Lothringens mit dem Reich 
und ihre Konſequenzen. 


„La France renonce en faveur de l'Empire allemand à tous ses droits 
„et titres sur les territoires, situés à l’est de la frontiere —— * 
„sienee . 
„L' Empire allemand possedera ces territoires N perpetuite en — 
„souverainete et propriété.“ 


Diefe Sätze des Artikels 1 der Verſailler Friedenspräliminarien vom 
26. Februar 1871?) bezeichnen den wölferrechtlichen Akt, durch welchen Frank: 
reich die im Vertrag näher bezeichneten Gebiete — furzweg Elſaß-Lothringen 
genannt — an das Deutjche Reich unter Uebertragung jämmtlicher Eigenthums— 
und Hoheitsrechte abtrat. Nechtlich vollwirkffam wurde diefe Gebietsübertragung 
mit dem 2. März 1871, an welchem Tage die Ratififationsurfunden zwiſchen 
den vertragjchliegenden Theilen ausgetaufcht wurden. Der völferrechtliche 
Vorgang iſt klar: eine bisher zum Staate Frankreich gehörige Ländermaſſe 
icheidet aus diefem Staatzverband völlig aus und fällt dem „Deutjchen Reich“, 
einem neugejchaffenen Bundesjtaate, zu. Verbunden mit dieſer fonfreten Ge— 
bietsübertragung ift der vertragsmäßige Uebergang der vollen Souveränetät 
und Gebietshoheit („propriete*) über diefe Lande. Als Rechtsnachfolger 
Frankreichs befaß jomit das Deutjche Reich die unumfchränfte Staatsgewalt 
über Elfaß-Lothringen. Eljaß-Lothringen wurde völferrechtlich deutſches Staats— 
gebiet, die Einwohner des Landes völferrechtlich Deutjche. 

Da nun, im Gegenjag zu dieſer unbejchränkten Staatsgewalt des Reiches 
über Elfaß-Lothringen, die Neichsgewalt den Bundesjtaaten gegenüber eine be- 
ihränfte ift, fommt Leoni’) zu dem Schluß, in der Nechtsperjönlichfeit des 
Reiches jeien zwei Staatsgewalten vereinigt, die bejchränfte Reichsgewalt über 
die Bundesstaaten, die unumſchränkte Landezftaatsgewalt über Eljah-Lothringen ; 
er folgert hieraus, daß eine Identität der elſaß-lothringiſchen Staatsgewalt 
mit derjenigen des Neiches nicht bejtehe. 

2aband‘) hält diefe FFolgerung für unrichtig; „ihr Ausgangspunkt" — 
die Annahme einer bejchränften Reichsgewalt — „widerjpreche dem Begriffe 
des Bundesitaates und der Souveränetät der Reichsgewalt, deren Weſen in der 
Unbejchränftheit, in der jogen. Kompetenz-Kompetenz bejtehe.“ 


2) Die Anregung zu diefer Arbeit verdante ich meinem verehrten Lehrer, Herrn Ge: 
heimen Oberregierungsrath Profeſſ or Dr. Bernhard Hübler 
2, Abgedrudt „Annalen“ 1871, ©. 509 f. Der definitive Triedensvertrag vom 
10. Mai 1871 und fein Zuſatzartikel hat dieſe Beſtimmungen im weſentlichen beſtätigt. 
Das öffentliche Recht des Reichslands Elſaß-Lothringen, 1. a Verfaſſungsrecht S. - 
*% Das Staatsrecht des Deutichen Reiches, III. Auflage, I. Band, S. 682, Anm. 
Annalen des Deutſchen Reis. 1896. 18 
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Allerdings hat Leoni') recht, wenn er dem gegenüber behauptet, es 
fomme nicht darauf an, daß dieje befchränfte Neichsgewalt, „Eraft eignen Rechtes 
ihre Machtiphäre erweitern fünne.“ Denn die Staatsgewalt des Neiches ijt 
danach zu beurtheilen, in welcher Ausdehnung fie im Momente des Friedens— 
vertrages thatlächlich beitanden bat, folglich muß fie trog de8 Art. 73 R.V. 
al3 eine den Bundesjtaaten gegenüber bejchränkte angejehen werden. Dennod 
irrt Yeoni, wenn er auf Grund diefer ihrer verschiedenen Ausdehnung num 
der Staat3gewalt des Weiches über die Bundesjtaaten und derjenigen über 
Elſaß-Lothringen die Fdentität abipricht. Denn es ift thatjächlich ein und die— 
jelbe Staatsgewalt, welche in beiden Fällen wirkſam vorhanden ijt, nämlich 
die Reichsgewalt. Diejenige Staatsgewalt, welche infolge des Friedens 
vertrages in Eljaß-Lothringen fonjtituirt it, it ebenfogut Reichsgewalt — denn 
das Neich ijt ja Subjekt der Souveränetät in Elfaß-Lothringen gemäß Art. 1 
— mie die vom Reich über die Bundezjtaaten ausgeübte Staatdgewalt, welche 
ihre Baſis in der Neichsverfafjung hat. Daß diejelbe fi) in Eljaß-Lothringen 
in Wirklichkeit weiter erjtredt, als in den Bundesjtaaten, widerjpricht nicht dem 
Prinzipe, daß es nur eine und diefelbe Staatsgewalt iſt. Denn die dem Weiche 
innewohnende Staatsgewalt iſt keineswegs zerlegbar in zwei Gewalten, jie 
wirft nur nach verjchiedenen Seiten hin verjchieden: nach 25 Richtungen bin 
it ihr Bereich ein begrenztes, nad) einer Richtung Hin ein unbegrenztes. Aber 
im Prinzip iſt jede Wirkung nur ein Ausfluß einer und derjelben Reichsgewalt. 
Die durch den Friedensvertrag dem Reich zugefallene Staatsgewalt über Elſaß— 
Lothringen iſt Daher in der Reichsgewalt aufgegangen. 


Erſter Abſchnitt: Die Staatsgewalt in Elſaß-Lothringen. 
® 1. 


Das Gefeh vom 9. Iuni 1871 als flaatsrechtlicer Bereinigungsakt 
und feine Behandlung in der Literatur. 


Neben dem Akte, welcher nach außen hin im internationalen Staaten 
verfehr den Anschluß der neu erworbenen Gebiete an das Deutiche Neich 
dofumentirte, bedurfte es noch eines für den inneren Staat wirkenden, alfo 
jtaatsrechtlichen Ausdrudes der Einverleibung Elſaß-Lothringens. Ein ſolcher 
mußte gemäß Art. 75 der Reichsverfaſſung in Form eines die Verfajjung ab» 
ändernden Reichsgeſetzes erfolgen, da eine Erweiterung des Reichsgebietes 
zweifellos eine Menderung des Inhaltes von Art. 1 der Reichsverfaſſung dar: 
jtellt.*) Dies war vornehmlich die Bedeutung des Neichsgejeges, betreffend 
die Bereinigung von Eljaß-Lothringen mit dem deutſchen 
NReih vom 9. Juni 1871) Da man e3 für unzweckmäßig bielt, die 
Neichsverfafiung jelbit jofort in Elſaß-Lothringen einzuführen und das feiner 
Einzelitaatsgewalt, jondern der Reichsgewalt unmittelbar unterjtehende Gebiet 
nicht gut von dem jchwerfälligen und räumlich entfernten Organismus des 
Neiches geleitet werden Fonnte, erließ man in dem Einverleibungsgejeß gleich- 
zeitig Bejtimmungen über die Staatsgewalt, die Gejeggebung und den Zeit: 
punkt der Einführung der Reichsverfallung.*) 

) A. a. O., S. 3, Anm. 7. 

Seydel, Kommentar zur Verfaſſungs-Urkunde für das Deutſche Reich, S. 31. 
Reichsgeſeßblatt 1871, S. 212, Geſeßblatt für Elſaß-Lothringen 1871, ©. 1. 

* Siehe darüber auch unten Abichnitt II, 
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Diejes wichtige Geſetz, hauptjächlich der $ 3 desjelben, hat in der ſtaatsrecht— 
lichen Xiteratur eine manigjache und jehr verjchiedenartige Auslegung gefunden. 

Die Mehrzahl der Schriftiteller behauptet, durch den Paſſus 1 des S 3 
„Die Staatzgewalt in Eljaß-Lothringen übt der Kaijer aus” ſei die Staats- 
gewalt dem Weiche verblieben, der Kaiſer übe nur als Organ des Neiches 
fraft Delegation die Staatsgewalt des Neiches aus; jo Yaband!), Georg 
Meyer’), Roenne’), Stengel‘), Joel’), Kayfer®), welche einfach von 
„der Staatsgewalt“ jprechen, die der Kaijer im Neichsland ausübe, ohne deren 
Umfang näher zu bejtimmen. Am weitejten bezüglich der Ausdehnung der 
faiferlichen Staatsgewalt gehen Haenel’), Fiiher‘) und Hübler‘), 
welche eine Delegation „aller landesherrlichen Rechte” annehmen, und Zorn '®), 
welcher den Kaiſer „den Ddelegirten Träger der gejammten Staatsgewalt“ 
nennt. Ihnen ſchließt ſich Schulze") an, welcher nicht nur behauptet, daß 
der Kaiſer „die geſammte Staatsgewalt im Namen des Reiches“ ausübe, ſon— 
dern im Hinblick auf die Kontroverſe noch hinzufügt „auch die geſetzgebende 
Gewalt”. Dem gegenüber wird die Anſicht vertreten, daß der Kaiſer nicht 
die geſammte Staatsgewalt ausübe SeydeLl'?) behauptet, daß es nur einzelne 
Rechte der Staatsgewalt jeien, welche dem Kaiſer delegirt find. Stoeber“) 
kommt im Gegenſatz zu Schulze zu dem Reſultat, daß der Kaiſer die Staats— 
gewalt mit Ausnahme des Gejeggebungsrechtes ausübe. Einen eigenartigen 
Standpunkt vertritt Loening!“). Er jcheint zunäcjt dem Kaifer eine nur 
beichränfte Staatsgewalt zuzuerfennen, wenn er ausführt, daß derjelbe „im 
Namen des Neiches die Staatögewalt ausübe, joweit nach der Neichsverfajjung 
diejelbe nicht Durch andere Organe des Neiches ausgeübt wird” ; merfwürdiger: 
weife folgert er aber dann weiter, daß dem Kaiſer danach in Eljaß-Lothringen 
diejenigen Befugniſſe zukommen, „welche in den YBundesjtaaten dem Monarchen 
zuftehen.*“ Im Gegenfag nun zu allen diefen Autoren, welche wenigjtens 
darın einig find, da die Staatsgewalt des Neiches an den Kaiſer nur delegirt 
jei, legt Yeoni'’) dem Vereinigungsgeieg eine viel größere Bedeutung bei. 
Nach jeiner Anficht iſt Durch dieſes Gejeg die Staatögewalt vom Reich auf 
den Kaiſer übergegangen. Er präcifirt die Nechte desjelben dahin, daß derjelbe 
„Zräger und Zuhaber” der gefammten Staatsgewalt, einschließlich der gejeß- 
gebenden Gewalt und „Durch dieſes Reichsgejeß zum Herricher über das Land ein- 


"1, ©. 683. 
*) Yebrbud) des beutichen. Staatsredhts, ©. 393. 
’ Das Staatsrecht des Deutichen Reiches I, S. 76. 
*) Das öffentliche Recht und die Verwaltungsgerichtsbarteit in Eljab-Lothringen in 
„Annalen“ 1876, ©. 815. 
’, Das Geſeß. betreffend die Stellvertretung des Reichskanzlers vom 17. März 1878, 
„Annalen“ 1878, ©. 772. 
? In Holben dorff $ Nechtsleriton, Band III, 
' Deutiches Staatsrecht I, ©. 831. 
*) Das Recht des deutichen Kaiſers, Berlin 1895, S. 179. 
— * Organiſation der Verwaltung in Preußen und im Deutſchen Reich, Berlin 
10). Das Staatsrecht des Deutichen Reiches. 1. Band: Das Verfaſſungsrecht, S. 524. 
1) gehrbuch des deutichen Staatsrechtes II, S. 361. 
in) Stommentar, S. 93 f. 
) Die parlamentariiche Immunität des Landesausſchuſſes für Elſaß-Lothringen im 
Archiv für öffentliches Recht, Bo. I, S. 649. 
Lehrbuch des Deutichen Derwaltungsrechtes, S. 78. 
1) A. a. O. S 5 und 6. 
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gejegt jei.” Ihm hat ſich nur Rehm!) angeichlojjen. Zur Löſung Ddiejer 
für das ganze Verfafjungsrecht Elfaß-Lothringens ausjchlaggebenden Streitfrage 
iſt es erforderlich, neben einer Interpretation des Gejebestertes auf die Ent: 
ſtehungsgeſchichte?) des Geſetzes zurüdzugehen und den Willen des Gejeßgeberg, 
jowie den wahren Sinn feines Werkes zu erforjchen. 


82. 
Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes. 
a) Motive. 


Am 23. April 1871 wurde dem Reichstag der Geſetzentwurf mit Motiven 
vorgelegt. Derſelbe enthält im 8 1 die nothwendige ſtaatsrechtliche Vereinigung 
Elſaß-Lothringens mit dem Reich, im 8 2 die Terminsbeſtimmung über das 
Snfrafttreten der Reichsverfaſſung und ein dem Kaijer verliehenes Verordnungs— 
recht bezüglich früherer Einführung einzelner Verfaſſungstheile. Am wichtigiten 
für unfere Frage iſt S 3. Derjelbe bejtimmt zunächſt proviforiich, daß bis 
zur Wirffamfeit der Reichsverfaſſung der Kaifer unter Zuftimmung des Bundes- 
rathes das vollftändige Geſetzgebungsrecht in allen Angelegenheiten ausübe ; 
ferner proponirt er, daß nad Einführung der Reichsverfaſſung das Gefep- 
gebungsrecht für alle Materien „dem Weiche“ zuitehe, „bis zur anderiweitigen 
Regelung durch Reichsgeſetz“. Als legten Paſſus enthält der S 3 des Regierungs- 
entwurfes den Sag: „Alle anderen Rechte der Staatsgewalt übt der Kaifer aus.“ 


Die diefem Gejegentwurf beigegebenen Motive?) find eine furze und über: 
fichtliche Darftellung der Abfichten der Regierung. Sie beginnen damit, die 
im Entwurf enthaltenen NRechtsjäge unter 6 Ziffern zu gruppiren und im An: 
Ihluß daran den ganzen Stoff zu behandeln. Es wird zunächit darauf bin: 
gewiejen, daß die Gejtaltung, die Elfaß-Lothringen erhalten joll, die eines 
„unmittelbaren Reichslandes“ ift und daß „die Landeshoheit über dasjelbe im 
Reiche ruhe.“) Es wird jodann erläutert, daß zum Zwecke einer umunter- 
brochenen Gejesgebungsthätigfeit im Abſatz 1 des $ 3 dem Kaifer jene außer: 
gewöhnliche Befugniß delegirt worden iſt.) Auch wird ſchon die Möglichkeit 
in's Auge gefaßt, daß eine Landesvertretung einmal zum Antheil an der Geſetz— 
gebung herangezogen werden könne. Die Thatiache, daß eine derartige In— 
ftitution — wie fie ja heute in Wirklichkeit im Landesausschuß beſteht — that— 
ſächlich einen Verzicht des Neiches auf die ihm ausschließlich zuftehende Gejeß- 
gebungsgewalt bedeute, führt den Verfaſſer der Motive zu folgender richtiger 
und treffender Präzifirung:°) 

„Daraus, daß das Reich als Träger der Staatshoheit über das 
Neichsland erjcheint, folgt jtrenggenommen, daß das ganze Recht der 
Gejeggebung dem Reiche zufteht, im Reiche ruht.“ 


— 29* Die rechtliche Stellung des Staatsdienſtes nach deutſchem Staatsrecht in „Annalen“ 
) di Entitehungsgeichichte des Geſetzes it in der Literatur bei Auslegung desielben 
bis jetzt meiſt überſehen worden. Nur Stoeber a. a. O. ©. —— berührt diejelbe 
in zwar furzer, aber präcijer Weile; fiehe auch Stengel F a. . 816 f.; Seydel 
Kommentar, S. 98 ff. 
wlotive und Geſetzentwurf find abgedruckt „Annalen“ 1871 S. 846, 847 ff. 
„Annalen“ 848 unter I. 
s „Annalen“ 5. 849 unter III und IV. 
9) „Annalen“ S. 850 unter V. 
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In fonjequenter Durchführung diejer Theorie fagen die Motive unter VI:') 
„Sämmtliche übrigen Hobheitsrechte außer der Gejeßgebung werden vom Kaiſer 
ausgeübt." Als jelbitveritändlich betrachten die Motive e8 zum Schluß, daß 
die Gegenzeichnungen der Faijerlichen Anordnungen und Berfügungen durch) 
einen Minifter und zwar den Neichsfanzler erfolgen,?) da „für das Neich ver: 
waltet wird und dem Reich Verantwortung zu legen jet.“ ') 

Aus diefer Daritellung der Motive läßt jich klar erfennen, was die Re— 
gierung mit diefem Entwurfe beabjichtigte, ſoweit es für unſere Frage in Bes 
tracht kommt: 

1. Bis zum Eintritt der Reichsverfaſſung: Delegation der Gejeßgebung 
an Kaijer und Bundesrath. Abi. 1 S 3 des Entwurfes. 

2. Nach Eintritt der Reichsverfaſſung: Zuſtändigkeit des Neiches für die 
gejammte Gejeßgebung. Abi. 2 S 3 des Entwurfes. 

3. Daher insbejondere Zuftändigfeit des Reiches für jede weitere Regelung 
der Gejeggebungsfompetenz. Ab). 2 8 3 des Entwurfes verbis „bis zu ander: 
weitiger Regelung durch Reichsgeſetz“ 

4. Ausübung aller anderen, nicht genannten echte der Staatsgewalt 
durch den Kaiſer. Abi. 3 8 3 des Entmwurfes. 

Es geht jomit aus den Motiven hervor, daß der an den Reichstag 
gebrachte Entwurf nicht bezwedte, dem Kaifer die gefammte Staatsgewalt zu 
übertragen, jondern nur die Staatsgewalt mit Ausnahme der definitiven Gejeß: 
gebungsbefugnig. Einmal wird dies deutlich ipsissimis verbis in den Motiven 
unter VI (fiehe oben) ausgejprochen, andererjeit3 ergibt es fich logisch aus der 
ganzen Konftruftion des 5 3. Derfelbe beläßt dem Weich die Gejeßgebung 
nah Einführung der Reichsverfaijung und überhaupt die weitere Regelung der 
Gejeggebungstompetenz ; folglich ift die defegirte Staatsgewalt des Kaiſers, 
negativ Ddargejtellt, eine volle Staatsgewalt, vermindert um Die beiden dem 
Neich belajjenen Rechte. °) 

Wäre der Entwurf in diefer Faſſung Geſetz geworden, dann wäre eine 
Meinungsverjchiedenheit über jeinen Inhalt ausgejchlofjen gewejen. Denn an 


'); „Annalen“ =. 850. j 

2) Yeonia.a. ©. S. 7 behauptet, „der Neichstanzler ſei nur Minifter für Elſaß— 
Lothringen, wie er daneben auch preußticher Minifter it“ und beruft fich dabei auf eine Neußerung 
des Fürſten von Pismard, „Se. Majeität der Kaiſer kann ja einen verantwortlichen Minifter 
für Eljaß-Lothringen ernennen, ich habe dazu feinen nothwendigen Beruf.“ \ym Zuſammen— 
bang der parlamentariichen Verhandlungen ſiehe darüber Annalen 1871 5. 984) hat Diele 
Bemerkung einen ganz anderen Sinn. Fürſt von Pismard erblidte den Wideritand der 
Voltsvertretung gegen die im S 3 dem Kaiſer provisorisch zugedachte Gejehgebungsbefugniß 
theil8 auch darin, dab man in derielben eine Erweiterung feiner, Bismard’s, Machtbefugniſſe 
als des gegenzeichnenden, alſo leitenden Miniiters für derartige Angelegenheiten finde. Um 
auch dieſe Gegner der Vorlage für diejelbe zu gewinnen, wollte er durch dieſe Bemerkung 
feine Berjon ganı aus dem Spiel ziehen. So politisch und diplomatiich charatteriftiich Diele 
Aeußerung auch ift, fo gänzlich entbehrt fie doch einer juriftiichen Bedeutung. Wenn Yeont 
a. a. O. als Konſequenz diefer Bismard’ichen Worte die im ‚jahre 1879 erfolgte Ernennung 
eines Statthalters als verantwortlichen Miniiters anführt, jo Ipricht auch dies nicht für die 
Richtigkeit feiner Argumentation; denn der Statthalter it als Miniſter für Elſaß Lothringen, 
abgeiehen von den ihm übertragenen anderen Befugniſſen, ebenfalls Reihsminifter; durch 
jeine Ernennung find die Befugniſſe des Neichstanzlers ſtatt wie bisher einer, nunmehr 
zwei Perſonen übertragen worden. — Juriſtiſch forreft it die ‚Frage allein durch obige 
Stelle der Motive behandelt. . 

) Wenn bier und im Folgenden von „Rechten des Kaiſers“ im Gegenſatz zu „Rechten 
des Meiches“ geiprochen wird, jo joll damit in feiner Weile in Abrede geitellt werden, daß 
alle die Rechte des Kaiſers demielben nur vom Neich delegirt find, welchem fie nach wie 
vor zu eigenem Rechte zuitehen; fiehe die Ausführungen unten im S 3. 
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Deutlichkeit und Klarheit darüber, daß dem Kaiſer nicht die volle Staats» 
gewalt delegirt werden jolle, laſſen jowohl der Entwurf als auch die bei- 
gegebenen Motive nichts zu wünſchen übrig. Leider follte der Entwurf nicht 
in diefer Faſſung Gejeg werden. 


b) Barlamentarijhe Berhandlungen. 


Mit einer politifch interejlanten Rede leitete Fürit Bismard die Berathung 
des Entwurfes am 2. Mai 1871 ein. Die juriftiiche Seite der Frage wurde 
dabei nicht berührt, e3 wurde nur ausgeiprochen, daß die Negierung mit der 
Vorlage lediglich einen Berfuh made, um auf empiriichem Wege zu einer 
definitiven Regelung der eljaß-lothringiichen Verhältniſſe zu gelangen.) Die 
Borlage wurde zur Berathung an eine Kommiljion verwiejen und dieje Kom: 
mifjion bat die Vorlage nach allen Richtungen be= und verarbeitet. Die Mehr: 
zahl der Mitglieder hatte feine Elare Anfchauung von dem, was geichaffen 
werden ſollte. Man deutete meift nur an, was man wirklich rügen oder ber- 
vorheben wollte, man vermied ängjtlich jede juriftiiche Begriffsbeitimmung, weil 
man fürchtete, Vollmachten zu ertheilen, deren Tragweite man nicht über: 
ſchauen konnte. Daß aus einer derartigen Berathung auch eine jo Klar gefaßte 
Vorlage, mie die vorliegende, nicht verbejjert hervorgegangen ift, kann nicht 
verwundern.?) In diefem Sinne wirfte von allen im Kommilfionsbericyte vom 
16. Mai 1871 angeführten Anträgen bauptjächlich der Antrag Nr. 8, welcher 
jpäter in das Geje aufgenommen wurde. Gr lautete’): 

„Unter Bezugnahme auf Abjah 3 + des Entwurfes wurde vor: 
geichlagen, dafür an die Spite des Paragraphen zu jtellen: „Die 
Staatdgewalt in Eljaß und Lothringen übt ver Kaiſer aus.‘ “ 

Bezüglich ihres Zwedes laſſen fih nun Anträge gliedern im 1) folche, 
welche einen Entwurf materiell abändern, d. h. an Stelle der Entwurfs: 
bejtimmung eine andere jegen, welche einen anderen Inhalt bat, und 2) jolche, 
welche einen Entwurf nur formell abändern, d. h. welche materiell dem Ent— 
wurf zujtimmen und mur zur Herbeiführung größerer Klarbeit und Deutlich: 
feit, zur prägnanteren Firirung des Geſetzestextes rein äußerliche Veränderungen 
vornehmen, So einfach vorjtehende Eintheilung auch it, jo Jchwer wird es 
doch jein, den Antrag 8 vollftändig unter diefelbe zu bringen. 

l. Eine materielle Menderung fünnen wir in demfelben nicht erbliden. 
Zunächſt ift durch die bloße Voranftellung der Worte an erjte, jtatt dritter 
Stelle gewiß materiell nichts geändert. Denn die Thatjache allein, daß ein 
Rechtsſatz an erjter Stelle im Sapgefüge aufgeführt wird, kann auf jeinen 
Inhalt feinen Bezug haben. Wohl aber jcheint e8, daß durch die neue Faſſung 
„Die Staatsgewalt” jtatt „alle anderen Rechte der Staatsgewalt“ der $ 3 
einen ganz anderen Sinn erhalten hätte und der Kaiſer nunmehr „die“ d. h. 
die volle Staatögewalt ausübe. Aber auch dies trifft nicht zu. Gewiß, wären 
an Stelle des ganzen $ 3 des Entwurfes nur die neuen Worte „die Staats: 
gemalt übt der Kaijer aus“ gekommen, dann wäre dies eine Abänderung von 
einschneidender Bedeutung: Unumjchränfte Staatsgewalt jtünde dem Kaiſer zu. 
So aber, wo die neuen Worte nur an Stelle des früheren Abjages 3 getreten 





1 — 


©. „Annalen“ .0. D. S. 857. 

* Siehe darüber — Seydeh'a. a. O. S. 93 ff. 

— Siehe „Annalen“ a. a. ©. 28 866; auch Sten. Ber. des deutichen Reichstags I. Yeg.- 
Periode, 1. Seil. 1871 Bo. III S. 357. 

* Nämlich des & 3. 
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find, der übrige Theil des $ 3 alſo beitehen bleibt, bejagt der jpäter zum Ge— 
je gewordene Antrag 8 nur Folgendes: 

1. Im Allgemeinen übt die Staatsgewalt der Kaiſer aus. 

2. Dagegen bleibt die ausfchließliche Zuftändigfeit des Reiches) für die 
im Abjag 2 ff. des 8 3 bezeichneten Nechte begründet. 

3. Folglich ift die Staatsgewalt des Kaiſers eine um die im Abſatz 2 ff. 
genannten Rechte zu Gunjten des Reiches verminderte. Es iſt Dies derjelbe In— 
balt, welchen — wie wir oben gejehen haben — der Negierungsentwurf und die 
Motive haben. Eine materielle Aenderung enthält demnach der Antrag 8 nicht. 

Il. Eine formelle Aenderung iſt in dem genannten Antrage wohl zu er: 
bliden. Denn e8 werden zumächit die dem Kaiſer delegirten Nechte aufgeführt 
und erjt in zweiter Linie Diejenigen des MNeiches. Da aber in der auch vom 
Antrag 8 beibehaltenen Faſſung des Gejegentwurfes die Rechte des Kaiſers, 
fonfret geiprochen jeine Staatsgewalt, nur negativ als alle jolche bezeichnet 
werden, welche nicht mehr dem Neiche ausjchließlich zufteben, jo war es 
jedenfalls glücklicher, wenn der Entwurf zunächſt alle dem Reiche zuftehenden, 
nicht delegirten Nechte aufzählte umd zum Schluß jagte: alle anderen, d. b. 
die im Borjtehenden nicht genannten Nechte der Staatögewalt übt der Kaijer 
aus. Die Faſſung des Antrages 8 dagegen erweckt durch Voranftellung des 
Sapes „Der Kaijer übt die Staatögewalt . . . - . . aus“ zunächſt den Anz 
ihein, al3 ob dem Kaiſer die volle Staatsgewalt zujtände, während die 
weitere Lektüre des Tertes zeigt, daß ihm thatlächlich gewiſſe Nechte der Staats— 
gewalt ausdrüdlich nicht übertragen, jondern dem Neich belafien find. Es iſt 
der Antrag 8 alſo zwar eine formelle Abänderung, aber feineswegs eine jolche, 
welche eine Verbeſſerung des Gejegestertes erzielt, wie fie unjere Klaſſe 2 der 
Eintheilung der Anträge vorfiebt, jondern vielmehr eine jolche, welche zur Un- 
Harbeit und Ungenanigfeit Des — geführt hat. Dieſe unſeres Er— 
achtens ſchlechte Redaktion des 8 3, welche von der Kommiſſion mit 19 gegen 
8 Stimmen beichlofjen worden iit® )), war die Urjache und Beranlafjung der 
unferer Anjicht nad) irrigen interpretation, welche der S 3 und das ganze 
Vereinigungsgefeß in der jtaatsrechtlichen Literatur gefunden haben. 

Ob in der Kommiſſion jelbit durch diefe unglücliche Faſſung Schon Miß— 
verjtändnifje entjtanden find, wiſſen wir nicht. Der Bericht jchweigt darüber. 
Er erwähnt nur noch die korrekte Anficht des Staatsminister Delbrüd*) über 
diefen Antrag: 

„Der Präfident des Bundestanzleramts erflärt fi dahin, daß er 
in der beantragten Umjtellung feine jachliche Aenderung erblide.“ - 

Am 20. Mai begannen die Berathungen der Borlage im Plenum in 
zweiter Leſung. Nach Erledigung des Kommiſſionsreferats ergriff zunächit der 
Abgeordnete von Treitichfe das Wort. Aus feiner Rede heben wir folgenden 
Paſſus hervor‘ ): 

„Die Monarchie aber, die kaiſerliche Gewalt, die der Reichstag 
dort im Elſaß jchaffen joll, fie ſoll auch alle die unveräußerlichen 
Nechte der Monarchie befigen, und zu dieſen rechne ich zum Mindeſten 
das Eine, daß in dem monarchiichen Staate nichts geichehen darf 
gegen den ausgejprochenen Willen des Monarchen.“ 


Siehe oben S. 253 Anm. 3. 
* „Annalen“ 5. 870. 
) „Annalen“ 5. 869. 
Annalen“ 5. 887. 
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Wir glauben nicht, daß der Hiftorifer von Treitichke, deſſen ganze 
Ausführungen lediglich hiſtoriſcher und politifcher Natur waren, mit diejem 
Satze jtaatsrechtliche Grundjäge entwideln wollte. Auch Leoni fcheint dies 
nicht darin gefunden zu haben, jonjt hätte er gewiß diefe Redewendung zu 
Gunften feiner Theorie verwerthet. Aber auch, wenn wirklich Treitichte Dies 
beabjichtigt hätte, jo wäre dennoch damit gar nichts bemwiejen. Denn jene 
Worte enthalten nur einen energiich ausgeiprochenen Wunſch ohne jegliche Be— 
gründung in Hinblid auf den vorliegenden Entwurf. Daß zu den Nechten 
eines Monarchen in erjter Linie cin Veto in der Gejeßgebung gehört, wird 
Niemand bejtreiten. Daß aber der Kaiſer in Elſaß-Lothringen ein jolcher 
Monarch ijt, dafür iſt uns von Treitjchfe den Beweis jchuldig geblieben 

Im Berlauf der Debatte find die präziien Aeußerungen des Abgeordneten 
Wagener interejlant und erwähnenswerth.') Derjelbe bezeichnet die durch den 
Antrag 8 geichaffene Aenderung ganz richtig als eine „Verdunfelung“ des 
ganzen Verhältniſſes; dennoch verjagt er dem Amendement feine Zuftimmung 
nicht, da eben eine materielle Aenderung darin nicht enthalten je. Wie in 
der Kommiſſion, jo präzifirte auch im Reichstag der Präfident des Reichs— 
fanzleramt3 den Standpunft der Negierung dabin,*) daß er in der Umitellung 
„der Alineas im $ 3 auch heute noch und, nachdem er Zeit gehabt, ich die 
Umijtellungen mit ihren Sonjequenzen näher zu überlegen, feine fachlichen 
Henderungen enthalten finde.“ Die dem Kaifer auch nach der Berathung der 
Kommiljion zuftcehenden Nechte der Staatsgewalt werden von Delbrüd 
folgendermaßen formulirt: 

„Die Stellung des Kaiſers endlich ift dahin — und zwar jowohl 
in der Borlage der Negierungen, wie, ich wiederhole es, in der Nor: 
lage der Kommiſſion — prägifirt, daß der Kaiſer die nicht zur 
Gejepgebung gebörigen Rechte, als Kaifer, in Elſaß-Loth— 
ringen ausübt.“ 

Diefen Ausführungen des Negierungsvertreters jchloß fih im Wejentlichen 
in unſerer Frage der Abgeordnete Lasker an, nur findet fich im jeiner Rede 
ein jehr merfwürdiger Paſſus.“) Gr jagt nämlid): 

„Was die faiferliche Diktatur anbelangt, jo iſt es gleichgültig, 
wie der Kaijer dieſe innerlich auffafje, ob er ſich jage, „Sch übe dieje 
Gewalt im Namen oder in Vollmacht des Bundesrathes aus‘ oder 
ob er jich jage Ich übe fie in eigenen Namen aus’. 

Es ijt ganz, umverjtändlich, wie diefer herporragende Parlamentarier den 
zwar praktiſch wenig in's Auge jpringenden, in der Theorie des Staatsrechtes 
aber wichtigen Unterjchied zwiſchen einer übertragenen Gewalt und einer Gewalt 
fraft eigenen Nechtes für jo unbedeutend halten konnte. 

Bon den folgenden Nednern hat nur noch der Abgeordnete Roemer‘) die 
Trage der Staatögewalt behandelt. Er bat Eorreft unterjchieden, daß „Recht 
der Staatsgewalt“" und „Ausübung der Staatögewalt“ zwei verjchiedene 
Dinge feien. Dagegen bejtreitet er die aanz einfache Folgerung diejes Unter: 
Ichiedes, dal dem Kaifer die Ausübung der Staatsgewalt wieder werde entzogen 
werden fünnen. Diejen logischen Febler in den Ausführungen des Abgeordneten 


„Annalen“ S. 897. 
*Annalen“ S. 901. 
„Annalen“ =. 903 
+ „Annalen“ >. 920 
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Römer bat Seydel') treffend widerlegt durch die Anführung des Kardinal: 
ſatzes des Staatsrechtes, daß ein durch Geſetz geichaffenes Recht auch durch 
Geſetz wieder befeitigt werden könne. 

Die zweite Berathung des Entwurfes wurde gejchlojien, ohne daß über 
die Staatögewalt noch weiter disfutirt wurde. In der dritten Leſung wurde 
der Entwurf wiederum in die Kommiljion geſchickt und fchließlih im Plenum 
am 3. Juni erledigt, das Geſetz jelbit unter dem Datum des 9 Juni am 
14. Juni im „Reichsgeſetzblatt“ veröffentlicht. — Bezüglich der Staatsgewalt 
und der Gejeßgebung wurde der Entwurf in der Form Gejeg, wie ihn die 
erite Kommiſſion fejtgejtellt oder, richtiger gejagt, verichlechtert hatte. 

Aus der Entitehungsgeichichte des Gejetes geht jomit hervor, daß der 
Wille des Gejeggebers, wie er fich im NRegierungsentwurf, in dem materiell 
im Wejentlichen iübereinjtimmenden Kommiljionsentwurf, in den Erflärungen 
der Regierungs- und Volksvertreter fundgibt, entjprechend dem logischen Sinn 
des Geſetzes jelbit, ſich zuſammenfaſſen läßt in dem Nechtsfag: 

Der Kaijer übt mit Einführung der Neichsverfafjung 
die ihm delegirte Staat3gewalt in Elſaß-Lothringen 
aus mit Ausnahme der Rechte der Gejeggebung und 
Berfaflungsfompetenz,’) weldhe dem Neich verblieben 


find. 
S 3. 
Interpretation des Gefehestertes. 

Eine Beitimmung des Gejeßestertes des SB a. a.D. haben wir, Hand 
in Hand mit der Beiprechung der Entjtehung des Entwurfes, jchon einer Inter: 
pretation unterworfen, indem wir fejtgeitellt haben, welchen Sinn die Worte 
„Die Staatsgewalt des Kaiſers“ im Zufammenhang des 8 3 des Gejeges haben. 
Es erübrigt noch an diejer Stelle zu unterfuchen, welche Bedeutung dem Worte 
„ausüben“ im Geſetze beizulegen iſt, was vielleicht zur Beleuchtung der Lehre 
von der Staatsgewalt*”) in Eljaß-Lothringen beiträgt. 

Im gewöhnlichen Sprachgebrauch bedeutet das Wort „ausüben“ joviel 
wie bethätigen, eine Thätigfeit vollziehen, eine Handlung begeben. In der 
Jurisprudenz it das Objekt folcher Bethätigung nicht jedes Thun, jondern 
gewöhnlid) ein Necht, eine Berugnig Dieſes Recht, welches man bethätigt, 
indem man die in demjelben abjtraft enthaltene Befugniß durch konkrete Hand» 
lungen verwirklicht, kann nun von verjchiedener Herkunft fein: 1. einmal kann 
der Bethätigende infolge feiner ihm fubjektiv zufommenden Stellung im Rechts: 
verfehr kraft jeiner Perſönlichkeit ein für allemal berechtigt jein, diefe Befugniß 
zu bethätigen, oder 2. es ijt aber auch möglich, daß dem einen im Rechts— 
verfehr dieſe Befugniß zukömmt, daß aber diefer die Bethätigung der Befugniß 
aus einem oder dem anderen Grunde auf einen Dritten überträgt. 

Beidemal iſt es diefelbe Perſon, welche die Befugniß bethätigt, „jie aus— 
übt“, nur mit dem Unterjchiede, daß im einen Falle der Bethätigende auch das 
Recht der immerwährenden Bethätigung befigt, während im anderen Falle 


ma. a. O. S. 95. 

»Mit dieſem Ausdruck wollen wir die Zuſtändigkeit zur Regelung und Aenderung 
der Verfaſſung von Elſaß-Lothringen bezeichnen. 

’ Tie einzelnen Beltimmungen des Vereiniqgungsgeleßes im S 3 über die Art der 
Ausübung der Geiehgebung vor und nah Ginführung der Reichsverfaſſung werden im 
2. Abichnitt interpretirt. 
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ihm nur die Bethätigung durch einen anderen, den Inhaber des Rechtes, vor: 
übergehend geftattet iſt. Wie jomit Mar ift, bezeichnet das Wort „bethätigen“ 
(alſo auch „ausüben“) nur, daß Jemand eine abitrafte Befugniß praftiich ver: 
wirflicht, dagegen gibt dieſes Wort gar feinen Aufichluß darüber, ob ver 
die Thätigkeit Ausübende auch das immermwährende Necht der Ausübung befigt, 
oder ob ihm die Ausübung dieſes Nechtes nur vorübergehend von einem 
anderen übertragen ift. 


Auch die deutichen Staatsgrundgefeße liefern einen Beweis dafür, daß das 
Wort „ausüben“ im ftaatsrechtlichen Sprachgebrauh in jenem Sinne ver: 
wandt wird. 

Die Verfafjung des Deutichen Neiches vom 28. März 1849 jagt im 
Artikel 73'): 

„Der Kaifer übt die ihm übertragene Gewalt durch verantwort: 
liche Miniſter aus.” 

Die Verfafjungen von Württemberg”), Sachen’) und Helen‘) Definiren 
die Nechtsitellung des Monarchen folgendermaßen: 

„Der König (Großherzog) ift das Haupt (fonveräne Oberbaupt) 
des Staates, vereinigt in ſich alle Rechte der Staatsgewalt und übt 
fie umter den durch die Verfaſſung (Hefien: von ihm gegebenen, in 
diejer Verfaſſungsurkunde) feitgejegten Bejtimmungen aus.” 

Dieje Berfafjungsartifel ’) beweifen durch ihre Faſſung deutlich, Daß das 
„Ausüben“ eines Nechtes und die „Innehabung“ eines Nechtes verichiedene 
Dinge find, ſonſt wäre der in den Verfaſſungen gewählte Zuſatz „und übt 
1: RER aus“ ohne jeden Zweck und ohne Bedeutung. Andererſeits it 
nicht anzunehmen, daß in jo wichtigen, grundlegenden Urkunden Worte gebraucht 
werden, welche nicht unbedingt zur Präzifirung und Abgrenzung der gegebenen 
Begriffe nöthig find. 

Am beiten aber wird der Gegenjag zwilchen „Ausüben” und „Innehaben“ 
durch die Beſtimmungen der einzelnen Verfaſſungen über die „Negentichaft“ 
beleuchtet. So jagt die Preußische Verfaſſungsurkunde ®): 

„Der Negent übt die dem Könige zuftehende Gewalt in deſſen 
Namen aus.“ 

Noch charafterijtiicher it der Wortlaut der Württembergiichen ') und 
Sächſiſchen“)) Berfailung: 

„Der Reichs: Regierungs-) verwejer übt die Staatsgewalt in dem 
Umfange, wie fie dem Könige zufteht, im Namen des Königs (Sachſen: 
unter deſſen Namen) verfafiungsmäßig aus.“ 

Während aljo im Normalfalle der Monarch die Staatsgewalt nicht nur 
zu eigenem Rechte — gemäß der Verfaſſung — inne bat, jondern fie auch 
thatjächlich ausübt, theilt fich dies für den Fall der Negentichaft: Bier iſt der 

') Abgedrudt bei Binding, Deutiche Staatsgrundgelege, Heft II ©. 15. 

) 9-11. vom 25. September 1819, 5 4. 

) W141. von 4. September 1831, 8 4. 

HM. vom 17 Dezember 1820, A. 4. 

°) Fine äbnliche Bedentung bat das Wort „ausüben“ auch in den Art. 62, 36 ver 
Preuß. V.-U. und in den Art. 2, 35 und 52 der Neichsverfafiung. 

B. U. vom 31. Januar 1850, Art. 58. 
a. a. O. 8 14. 
O. 3 12. 


— 
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Monarch nur Inhaber der Staatsgewalt, während der Negent diejelbe that- 
ſächlich ausübt.') 

Wendet man die jo gewonnenen Regeln auf das Geſetz vom 9. Juni 
1871 an, jo gelangt man zu folgender Ueberlegung: Aus dem Wortlaute des 
s3 „die Staatögewalt übt der Kaifer aus“ kann man nur jchließen, daß der 
Kaifer die (näher bezeichneten) Rechte der Staatsgewalt wirklich bethätigen 
ſoll: daß ihm dieſe Rechte als eigene zuftehen follen, läßt ſich daraus nicht 
— und iſt auch aus keiner ſonſtigen Beſtimmung des Geſetzes zu 
folgern. Ueber die „Innehabung“ der Staatsgewalt in Elſaß-Lothringen iſt 
in dieſem Geſetze überhaupt nichts geſagt, ſomit auch keine Veränderung in 
dieſer Beziehung herbeigeführt. Folglich müſſen wir annehmen, daß die 
Staatsgewalt als ſubjektives Recht troß dieſes Geſetzes unverändert weiter 
Demjenigen zu eigenem Rechte zufteht, dem jie auch vor dem Geſetze zujtand, 
aljo dem Reiche. 

Durch das Bereinigungsgejeß iſt alfo für Elaf-Lothringen ein theilweiſe 
analoger Zujtand geichaffen worden, wie für eine Monarchie in dem oben 
geichilderten Falle der Negentichaft: Necht und Ausübung der Staatsgewalt 
ind nicht, wie im Normalfalle, in einer Hand vereinigt, jondern vertheilt auf 
zwei Nechtsjubjefte. Wie bei der Negentichaft der Inhaber der Staatögewalt 
regierungsunfähig ift und deßhalb die Ausübung derjelben kraft der Verfaſſung 
einem Anderen zufällt, jo it bier der Inhaber der Staatsgewalt — das Neid) 
— nicht gewillt, in der gewöhnlichen Weile felbit die Regierung auszuüben, 
und bat die Ausübung derjelben, wie wir gejehen haben, zum Theil einem 
anderen, dem Kaijer, mittel® Gejeßes verliehen. Wie für den Negenten die 
Berfafjung die Grundlage jeiner Berugniß bildet, jo iſt für den Sailer der im 
Heichsgejeß ausgejprochene Wille des Neiches dic Quelle jeines Nechtes. Die 
Ausübung der Staatsgewalt des Negenten ift jomit abhängig von den Be- 
timmungen der Verfajlung, ihre Dauer durch fie firirt. Die Ausübung der 
Staatsgewalt des Kaiſers in Eljaß:Lothringen ijt abhängig von dem Willen 
des Meiches, ihre Dauer allein durch den Willen des Neiches beftimmt. 

Durch alle Regierungshandlungen des Kaiſers in Ellaß-Lothringen wird 
daher nur der Wille des Neiches fundgegeben. Diejer Gedanke kann nicht 
bejier ausgedrüdt werden, als durch die dem Art. 17 der Neicheverfafjung 
entiprechende Formel: 

Der Kaifer übt die Staatsgewalt in Elſaß-Loth— 
ringen, joweit jie ihm delegirt tft, aus 
„im Namen des Neiches."?\, 
84. 
Britik der Leoni'ſchen Anficht. 


Das Nefultat unferer Unterfuchung weicht zunächit von allen den Schrift: 
jtellern ab, welche annehmen, daß der Kaiſer die volle Staatögewalt in 
Eljaß-Lothringen ausübe; fie find zumeift durch die aus dem Kommiſſions— 


‘) Der Gegenſatz zwijchen Ausübung und Innehabung findet im Privatrechte eine 
gewiſſ ſe Analogie. Der Innehabung eines öffentlichen Rechts entipricht das Eigenthumsrecht 
an einer Sache, der Ausübung entſpricht der Beſiß. Aus dem bloßen Beſihe, wie aus der 
Ausübung allen ijt nicht erfichtlich, wer Eigenthümer der Sache, beziebungsweiie Inhaber 
des Rechtes iſt 

Leider hat die Kommiſſion dieſe prägnanten Worte „im Namen des Reiches“ aus 
dem Entwurf geitrichen ; fiehe darüber auch Seydel, itaatsrechtliche und politiiche Abhand— 
lungen S. 71: „Der Zufag hätte die Wahrheit ausgedrücdt !” — 
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antrag 8 entjtandene Faſſung des Geſetzes zu ihrer irrigen Anficht gelangt. 
Einer befonderen Widerlegung derjelben bedarf es nicht. 

Prinzipiell find wir aber zu einer Verwerfung der Leoni’schen Anficht 
veranlaßt. Leoni') jucht feine oben?) geichilderte Anficht durch Folgenden 
Gedanfengang zu beweijen. Er jagt: 

l. Die Staatsgewalt über Eljaß-Lothringen iſt virtuell von der Reichs— 

gewalt umterichieden. 

2. Dem Kaiſer ijt mit der Staatsgewalt auch die gejeggebende Gewalt 
übertragen, fo daß alle in der Landesſtaatsgewalt begründeten Hoheits- 
rechte in jeiner Hand vereinigt jind. 

3. Folglich iſt Elſaß-Lothringen ein Staatswejen und der Kaijer reichs— 
gejeglich zum Herrſcher über das Land eingejeßt. 

Gegen die Schlußfolgerung wäre nichts einzinvenden, wenn die Vorauss 

jegungen richtig wären. 

Die Unrichtigkeit der eriten WVorausjeßung (1) haben wir jchen oben?) 
nachzuweiſen verfucht, indem wir zu dem Schluß gelangten, daß die Neichs- 
gewalt und die Staatsgewalt in Eljaß-Lothringen identisch find und von einer 
Trennung derjelben nicht geiprochen werden kann. An diejem jchon jeit dem 
Friedensvertrag bejtehenden Nechtözuftande bat auch das Bereinigungsgejeg 
durch Feine einzige Bejtimmung eine Veränderung hervorgerufen. — Auch Die 
weitere Borausjegung Leoni's (2) ftimmt nicht überein mit dem Nefultate, 
welches ung die Entwidlungsgefchichte des Gejeges geliefert hat, daß nämlich 
die dem Kaifer delegirte Staatsgewalt nicht eine volle ift, jondern daß ihm 
Gejeßgebung und Berfafjungsfompetenz vom Reich ausdrüdlicd nicht über: 
tragen find. Auch die Argumentation Leoni's vermag uns nicht zu überzeugen. 
Auf die Entjtehungsgeichichte des Geſetzes eingehend, betont er,') der $ 3 Des 
Negierungsentwurfes häite die faliche VBermuthung auffommen laſſen können, 
als jei „der Kaiſer nur als höchjtes Organ der Landesverwaltung eingelegt 
worden, und als feien ihm nur vorübergehend bis zur Einführung der Neichs- 
verfajjung auch gefeßgeberifche Funktionen übertragen worden“. Dann bejpricht 
er die Aenderung, welche die Kommiſſion an dem Entwurf vorgenommen hat. 
Er jagt, es jei zwar von mehreren Nednern betont worden, „daß Durch die 
Umjtellung nichts geändert werde“, aber es jei doch wiederholt hervorgehoben 
worden, „Daß die Umitellung zu dem Zwede geicheben jei, um deutlich und 
bejtimmt hervortreten zu lajien, dal; dem Kaifer die Geſammtheit der Staat$- 
gewalt zuſtehe“. 

Demgegenüber ift mit Nückjicht auf unfere früheren Ausführungen Folgendes 
klarzuſtellen: 

Der Regierungsentwurf war in ſeiner Faſſung ganz und gar nicht zwei— 
deutig und es konnte und kann demſelben nichts anderes entnommen werden, 
als daß die Geſetzgebungsgewalt nicht dem Kaiſer übertragen worden iſt. 
Was die unzweckmäßige Aenderung der Kommiſſion an dem $ 3 des Entwurfes 
anbetrifft, jo haben nicht nur „mehrere Nedner” betont, daß die Umjftellung 
feine materielle Aenderung enthalte, jondern es haben jich jämmtliche Redner, 
allen voran der Negierungsvertreter, dahin geäußert, daß fie in dem Amendement 
feine Aenderung erblicten und nur mit diefer Begründung überhaupt dem An— 


a. a. O 55 und 6. 
Siehe oben S. 250 ft. 
Siehe oben 8 1. 

a. a. O. S. 5. 
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trage 8 zugejtimmt. Much konnte der Abänderungsvorichlag nicht, wie Leoni 
meint, bezweden, die Thatjache zu präzifiren, daß dem Kaiſer die Gefammtheit 
der Staatsgewalt zuftehe. Denn es iſt unmöglich, daß eine Wortfompofition 
eine Thatjache hervorzuheben im Stande ift, welche dem Sinne und der Be: 
deutung der Worte, wie wir nachzumweifen verfuchten, direft widerjpricht. 
Leoni geht dann auf die Berathungen des Gejebes vom 2. Mai 1877 
über und glaubt, die „richtige“ Auffaſſung gelange dafelbjt zum Ausdrud. Er 
beichränft fi) in feiner Beweisführung darauf, mitteljt zweier Zitate die 
Richtigkeit jeiner Argumentation nachzuweiſen. Er berichtet, daß gegenüber 
einer irrigen Auffallung des Abgeordneten von Schorlemer der Abgeordnete 
Haenel und mit diejem materiell übereinitimmend der Negierungsfommiljar 
Eonftatirt hätten, daß „an dem Vetorechte des Kaiſers in der Landesgejeßgebung 
Eljaß-Lothringens nicht das Mindeſte geändert werde“. Mit diejem einen 
Zitate in Berbindung mit feinen obigen Ausführungen will Leoni beweifen, 
der Kaijer beige die Staatsgewalt, einjchließlich des Gejeggebungsrechtes. 
Dieſe ganzen Berathungen bat Leoni mißverftanden. Obwohl wir im 
jpäteren Zuſammenhang das Geſetz von 1877 noch erörtern werden?), muß in 
Widerlegung der Leoni'ſchen Anficht bier kurz auf dasjelbe eingegangen werden. 
Bekanntlich bejtimmte das Gejeß von 1877 im $ 1, daß „Landesgejeße 
für Eljaß-Lothringen vom Kaiſer erlaſſen werden, wenn der ED Landes» 
ausihuß denjelben zugejtinmt hat“, während es im $ 2 den Weg der Reichs: 
gejeßgebung vworbehält. Der Abgeordnete von Schorlemer-Alft*) hatte nun 
allerdings fälichlih aus dem Wortlaut „erlaſſen werden“ gejchlofjen, der 
Kaifer müſſe, wenn Bundesrath und Landesausichuß zugejtimmt hätten, ein 
Geſetz erlafien, er hätte aljo für den Fall des 8 1 des Gejeges fein Veto, wie er 
es provilorisch für den Fall des $ 3, Abſatz 2 des Geſetzes von 1871 gehabt 
batte. Demgegenüber fonjtatirte nun der Abgeordnete Haenel*) mit Recht, daß 
dies nicht der Fall jei, jondern daß Zweck und Sinn des neuen Geſetzes jei, 
dem Kaijer für dieſen fpeziellen Fall das Sanctionsrecht zu gewähren. Das 
Beto, von welchem in diefem Zujammenhang die Nede ift, ift lediglich ein 
Veto, welches der $ 3, Abf. 1 des Geſetzes von 1871 dem Kaifer proviſoriſch 
zugebilligt hat, ein Veto, wie es weiter nur für den Fall des $ 1 des Geſetzes 
von 1877 eriftirt, ohne jegliche generelle Ausdehnung, aljo feineswegs ein 
abjolutes, uneingejchränftes Veto, welches ein definitives Geſetzgebungsrecht in 
jih birgt. Mit anderen Worten: Es handelte fich bei * Debatte um 
einen ganz beſtimmten Punkt, um ein jus singulare, das bei der prinzipiellen 
Zuftändigfeitsfrage nicht ausschlaggebend iſt. Es hat dem Abgeordneten Haenel 
aber nichts ferner gelegen, als mit diefen Worten zu jagen, daß dem Kaiſer 
— von Ddiefem Sonderfall abgeſehen — ein Vetorecht in Eljaß-Lothringen 
zuftände. Die Unrichtigfeit der Schlüjje, welche Leoni aus diefen Worten 
zieht, zeigt aber Far und deutlich die von ihm ſelbſt angezougene Erklärung 
de3 Regierungskommiſſars, des Unterjtaatsjefretärs im Reichskanzleramt für 
Elfaß-Lothringen Herzog, welcher ausführte: °) 
„sh halte es indejlen für geboten, ..... zunächſt zu Eonftatiren, 
* auch die Regierung eine Veränderung in den Rechten des Kaiſers, als 


a. O. S. 5 a. E. u ©. 6. 
) Eiche unten S. 271. 
) Stenogr. Bericht 1877, 3. Leg. -WVeriode, 1. Seſſion, Bd. 1, S. 258. 
*, Stenogr. Bericht, a. a. D. ©. a 
s) Stenogr. Bericht, a. a. ©. ©. 270. 
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Trägers der Staatögewalt in Eljaß:Lothringen, wie fie durch das Gejeg 
vom 9. Juni 1571 feitgeitellt worden find, durch diefe Vorlage nicht erfennt“. 
Auch durch das Geſetz vom 2. Mai 1377 ijt alfo an den biöherigen 
Beitimmungen über die Staatsgewalt in Eljaß-Lothringen nicht? geändert 
worden und es iſt in den VBerbandlungen des Gejeges nichts zu Tage getreten, 
was für die Leoni'ſche Anficht Tpricht. 

Leoni behauptet weiter unter der Aubrif „die rechtliche Stellung des 
Kaifers“ '), die Thatjache, daß das Recht des Kaiſers ein abgeleitetes jei, daß 
jeine Staatsgewalt nicht in feiner Perjon, jondern im Reich wurzele, jchließe 
nicht aus, daß der Kaiſer als Yandesherr zu betrachten jei. Auch die Monarchen 
der einzelnen deutſchen Bundesjtaaten jeien dem Neich dadurch untergeordnet, 
daß die Neichsgewalt jelbjtändig ihre Zujtändigfeit erweitern fünne. Trotz der 
Unterwerfung unter eine andere Gewalt jei eine Yandeshoheit denkbar, „jo lange 
durch die Unterwerfung die Entfaltung eines bejonderen jtaatlichen Willens 
nicht verhindert wird.“ 

Soweit diefe Ausführungen Leoni's allgemein jtaatsrechtlicher Natur 
find, fünnen wir fie nur vollfommen billigen. Ganz gewiß muß man vom 
Standpunkte der Bundesjtaatstheorie aus jagen, daß die Unabhängigkeit (Sou- 
veränetät) fein unbedingtes Erforderniß eines jelbjtändigen Staatswejens ift. 

Uber Leoni unterfchägt den Gegenjaß zwijchen eigenem und abgeleitetem 
Recht. Wäre der Kaifer zum Landesherrn von Elſaß-Lothringen wirklich 
bejtellt — wie er es thatjächlich nicht ift — jo würde ihn jeine Abhängigkeit 
vom Reiche und der Neichsgewalt gar nicht hindern, Landesherr ın Elſaß— 
Lothringen zu jein. Trotz der über ihm jtehenden Neichsgewalt übt der König 
von Sachſen in jeinem Lande als Yandesherr königlich ſächſiſche Nechte, nicht 
aber Neichsrechte aus, und ebenjo die übrigen Monarchen. Was aber der 
Kaijer in Eljaß-Lothringen ausübt, das ift die Staatsgewalt des Neiches, 
nicht eine elfaßslothringiiche;*) denn eine jolche, getrennt von derjenigen des 
Neiches, ijt nicht fonftituirt. Und eben dadurch, daß dem Kaiſer die Aus: 
übung der Staatsgewalt vom Weich übertragen wurde, dadurch, daß dieſe 
Staatsgewalt nur eine vom Reich abgeleitete ift, ilt der Kaiſer nicht zum 
Subjekt, jondern nur zum „Träger“ gemacht worden, er ijt ebenſowenig Yandes: 
herr, wie ein Negent „Landesherr“ ift. Der Grund aljo, weshalb der Kaiſer 
nicht die Landeshoheit in Elſaß-Lothringen bejigt, iſt nicht in jeiner Abhängig: 
feit von der Reichsgewalt allein zu ſuchen, wie Leoni meint, jondern in dem 
Mangel eines beſonders fonftituirten ftaatlihen Willens in Eljaß- 
Lothringen. Daß ein jolcher im Neichsland eriftirt, hat Yeoni nicht nach: 
gewiejen; auch durch das Vereinigungsgeſetz iſt, wie wir gezeigt haben, ein 
derartiger Wille nicht geſchaffen worden.*) 


Ra. a. O. S 4. 

Bezeichnend dafür iſt der Wortlaut des Vereinigungsgeſetzes „die Staatsgewalt in 
Elſaß und Lothringen.“ Es beißt nicht die elſaß-lothringiſche Staatsgewalt, auch nicht die 
Staatsgewalt von Elſaß und Lothringen; die beiden leßten Ausdrücke hätten auf eine 
ſelbſtändige „elſaß-lothringiſche Staatsgemwalt“ ſchließen laſſen. 

) * dieſem Zuſammenhang bemerkt Yeoni 5. 48 auch, irreführend jei die Be 
bauptung einer Neichsgerichtsenticheidung, dab dem Kaiſer die Staatsgewalt „als Organ 
des Reiches“ zuftebe. Denn die Eigenſchaft des Kaiſers als Organ des Neiches jei nur 
beitimmend gemwejen, ihm die Staatsgewalt zu übertragen; eine Berechtigung dazu fönne er 
aus jener Eigenſchaft nicht ableiten; das Reich hätte gerade ſo gut jedem anderen Bundes— 
fürſten dieſelbe übertragen tönnen. Damit icheint uns Yeoni den Wortlaut der Ent- 
ſcheidung mißveritanden zu haben. Es beißt nämlich Enticheivungen des Neichsgerichts in 
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Die ganze Beweisführung Yeoni’s zu Gunsten feiner Theorie von der 
Staatögewalt leidet jomit, wie ums jcheint, vornehmlich an dem Fehler, daß 
er auf Grund einzelner, aus dem Zuſammenhang geriſſener Zitate ſein Urtheil 
gefällt hat; eine gründliche Erforſchung des Berathungsmaterials hätte ihn 
zweifellos zu anderen Reſultaten geführt. Zudem hat er vielfach ſich verleiten 
laſſen, jenen Aeußerungen einzelner Abgeordneten zu viel Gewicht beizulegen. 
Gewiß ſind die Berathungen eines Geſetzes werthvolles Material für die Er— 
forſchung des Willens des Geſetzgebers und inſofern haben auch wir ſie zu 
benutzen verſucht. Aber — fie find es nicht ausſchließlich und unbedingt.!) 
In erjter Linie gilt es, zu erforjchen, nicht, was ein einzelner Abgeordneter 
im Auge hat und berauslieft, jondern vielmehr was in Wahrheit nach jtaats- 
rechtlicher und logischer Interpretation Sinn der Gejegesitelle it. Allerdings 
bedarf es ja bei dem, wie wir zu zeigen glaubten, nicht jehr glüdlich redigirten 
Terte des Vereinigungsgeſetzes einiger Borficht, um zu erfennen, was das 
Gejeg in Wirflichfeit bezwedt, und die Reichstagskommiſſion ift Schuld daran, 
wenn Leoni ©. 47 argumentirt: „Der Kaiſer übt, wie e8 im 8 3 des 
Geſetzes vom 9. Juni 1871 geſagt ift, Die Staatsgewalt, aljo die 
ganze Staatsgewalt aus." Folglich jei er ein Monarch ! 

Wir kommen jomit zum Refultate, daß die Leoni'ſche Anficht weder 
durch Motive und Parlamentsverhandlungen bejtätigt wird, noch dem nach 
den Grundjägen der Logik aus dem Wortlaut abjtrahirten Sinne des Gejeges 
entſpricht. Leoni's Theje, dem Kaiſer jei durch das VBereinigungsgejeg Die 
ganze Staatögewalt in Eljaß-Lothringen als Herricher übertragen worden, tjt 
hienach unrichtig aus folgenden Gründen: 

1. Der Kaijer befigt nicht die gefammte Staatsgewalt, jondern nur einen 
Theil derjelben, nämlich die Staatsgewalt außer der Geſetzgebung. Ein Träger 
nur einzelner Nechte der Staatsgewalt ift aber niemals Monard. 

2. Der Kaijer befigt die Staatsgewalt, auch wenn fie eine volle wäre, 
nicht zu eigenem Recht, ſondern es iſt ihm nur die Ausübung derjelben über: 
tragen worden. Monarch ijt aber nicht derjenige, welcher nur eine delegirte, 
fremde Staatsgewalt ausübt.*) 


85. 
Refultat. 


Unfere Unterjuchung hat ala Reſultat ergeben, daß durch das Gejeg vom 
9. Juni 1871 in Eljaß-Lothringen folgender Rechtszuſtand geichaffen it: 

J. Das Recht der Staatögewalt als jolches, als „eigenes Recht“, jteht 
nach wie vor dem Weiche zu. 


Strafiaben Band X ©. 313 f.: „Tiefe ihm vom Weiche übertra * Gewalt ſteht dem 
Kaiſer nicht in feiner  Eigenfchaft als Bundesfürit, fondern als Organ des Neiches zu.” 
Dies bedeutet aber nicht, wie Yeoni meint, der Kaiſer hat als Organ des Reiches, d. h. 
weil er Kaiſer iſt, diefe Gewalt erhalten, Yondern das Reichsgericht will damit nur kon— 
ftatiren, daß die dem Sailer verliehene Berugniß, eine von feinen bisherigen Rechten unab— 
bängige und neue it und dab er durd diefe Delegation wiederum zum Organe des 
Reiches gemacht ift, d. h. Rechte des I dasjelbe ausübt. 

", Siehe auch Seydel Komm. 5. 95: „Die Reichstagsverhandlungen find fein 
Geſetzhuch 5 

*, Mit diefer Ablehnung der Leoni'ſchen Lehre von einer in Elſaß-Lothringen für 
den Kaiſer konſtruirten ſelbſtändigen Staatsgewalt fällt auch im weſentlichen deſſen Theſe 
von einem beſonderen Staate, oder, wie er es nennt, von einem Staatsweſen Elſaß-Loth— 
ringen; denn ohne Staatsgewalt iit fein Staat denkbar. 
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11. Diefe Staatsgewalt des Reiches wird ausgeübt: 
1. theils unmittelbar von dem Neich jelbit, joweit es fih um Ber: 
faſſung, Gejeßgebung und Geſetzgebungskompetenz handelt ; 
2. theils mittelbar durch den Kaiſer, welchem die übrigen Rechte der 
Staatsgewalt zur Ausübung im Namen des Neiches delegirt find. 
In welcher Weile nun das Neich die Gejeggebung in Elfah-Lothringen 
ausübt, joll im nächiten Abjchnitte ausgeführt werden. 


Zweiter Abſchnitt: Die Gefesgebung in Elſaß-Lothringen. 
8 6. 
Erfie Periode: Giltigkeitsdauer des Abfabes 2, 8 3 des Gefebes von 1871. 


So wichtig, wie die ftaatsrechtliche Vereinigung von Elſaß-Lothringen 
mit dem Weich, war auch die Ermöglichung einer jofortigen Wirkfamfeit der 
Staatsfunftionen in dem neu erworbenen Neichsland. Es galt, den Rechts— 
zuftand, welchen die völferrechtliche Okkupation gejchaffen, möglichit abzufürzen 
und an Stelle der Ddiktaturartigen Normen des Völkerrechts die dem täglichen 
Berfehrsleben mehr angepaßten Bejtimmungen des Staatsrechtes treten zu Lafjen. 
Diejenige Funktion des Staates, welche die wichtigfte ift, — die Geſetzgebung 
— mußte ing Leben gerufen, für fie mußte die Form gejchaffen werden. 

Der Gejeßgebungsweg wie er in der Neichsverfajlung vorgezeichnet iſt, 
fonnte nicht ohne weiteres in Eljaß-Lothringen maßgebend fein, denn die Reichs— 
verfafjung war ja noch nicht jofort in Elſaß-Lothringen eingeführt worden. 
So war e3 denn eine zweite Aufgabe des Vereinigungsgeſetzes, feitzuftellen, 
wie das Neid feine Gejeßgebungsgewalt im Neichsland ausüben wolle. Es 
lag auf der Hand, daß das Neich feine eigenen, jchon vorhandenen Organe 
zur Handhabung der Gejeggebung berufen würde, und daß es in einem 
Momente, wo e3 galt, möglichit rajch eine Beſtimmung zu treffen, feine neuen 
Organe freiren würde; dies wurde der jpäteren Entwidlung überlafjen. 

AUndererjeit3 wäre es das natürlichjte geweſen, dieſe Organe des Reiches 
bei der Gejeggebung in Eljaß-Lothringen in derjelben Weile in Funktion 
treten zu lajjen, wie fie im eich an der Gejeßgebung betheiligt find. Mit 
anderen Worten: die Gejeßgebungsform der Reichsverfaſſung durch das Ver: 
einigungsgejeg im Reichsland einzuführen. Dies ift nicht gefchehen, vermuthlich, 
weil man dieje Form für eine Zeit, wo die Gejeßgebungsmajchine ſtark be— 
Ihäftigt werden jollte, für zu umftändlich hielt. Die Gejeggebung war für 
diefe Epoche vielmehr nad Abjag 2 (auch 3) des $ 3 folgendermaßen geregelt: 

Der Kaiſer ift bei Ausübung der Gejeggebung 1) im allgemeinen nur 
an die Zuftimmung des Bıundesrathes; 2) bei Aufnahme von Anleihen oder 
fonftigen, die Reichskaſſe belaftenden raten für Elfaß-Lothringen auch noch 
an die Zuftimmung des Reichstags gebunden. Auch dieje Faflung des Geſetzes 
ift redaktionell verunglüdt. Das wichtigſte Moment ift möglichjt unfcheinbar 
berührt, wenn das Geſetz jagt: „Der Kaiſer ift bei Ausübung der Gejeggebung 
an die Zuftimmung ...... gebunden.” Biel deutlicher u. E. hatte der 
erite Regierungsentwurf den Zuitand definirt mit den Worten: 

„Bis zum Eintritt der Wirkſamkeit der Reichsverfaſſung wird für 
Elſaß und Lothringen das Recht der Gejegebung in feinem ganzen 
Umfange vom Kaifer ausgeübt.”') 


©. „Annalen“ a. a. O. ©. 847. 
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Denn das Charafterijtiiche der für diefe Epoche geltenden Gejeggebungs- 
form ift nicht die Bindung des Kaiſers an Bundesrath und eventuell Reichs: 
tag, Sondern der Umſtand, daß der Kaiſer es ift, welcher in diejer Zeit die 
Geſetzgebung in Elſaß-Lothringen für das Weich ausübt, welcher alſo vom 
Reich für Ddiefe Zeit zu dem wichtigen Berufe des Gejebgebers beitellt ift. 
Formell jtaatsrechtlih hat aljo das Weich die Ausübung des Geſetzgebungs— 
rechtes für diefe Epoche dem Kaiſer delegirt. Der Kaifer war für dieje Zeit 
jomit mit einem Regierungsrechte ausgejtattet, wie es jonft nur einem Landes— 
herren in jeinem Staate zuftand: er war — im Gegenjaß zu feiner Stellung 
im Reiche —- ein gejeggebender Faktor im Reichsland und noch dazu, wie der 
Wortlaut des Gejeges klar ergibt, der janktionirende. Laband! leitet dieſe 
Delegation vom Neih an den Kaifer auch noch aus Abſatz 1 des S 3 ab. 
Er jagt nämlich, da der Kaiſer die Staatögewalt augübe und die Gejeßgebung 
nicht3 anderes als Bethätigung der Staatsgewalt fei, jo jtehe dem Kaijer die 
Ausübung der Gefeßgebung zu. Wir halten dieſe Deduftion, bejonders bei 
dem verfänglichen Wortlaut des Geſetzes, für nicht ganz forreft. Bei näherer 
Unterfuchung ergibt fich nämlich, daß der Kaifer auch nicht in dieſem Zeitraum 
die volle Staatsgewalt in Eljaß-Lothringen ausübt. Zwar übt er in diejer 
Epoche neben den anderen Rechten der Staatögewalt auch das der Gejeggebung 
aus, und es ijt flar, daß dieſe Gejeggebung die Gebiete der Reichs- und 

Sandesgefeßgebung umfaßt, twie dies auch die Motive unter IV?) richtig hervor— 
heben. Was ihm aber auch in diejer Periode fehlt, das it die Ausübung 
der Berfaffungs-Kompetenz. Dieje wird nad) wie vor auch vom Reiche 
ausgeübt. Denn es ijt mit feinem Worte im Geſetz von 1871 gejagt, daß 
der Kaijer darüber zu bejtimmen habe; folglich hat ſich das Neich diejelbe 
vorbehalten. Es kann jomit jederzeit das Neich, und nicht der Kaiſer, ver: 
rafjungsrechtliche Bejtimmungen über Eljaß-Lothringen erlafjen und jolche, die 
ihon erlajjen find, abändern. Diejer Grundjag hat jeine praftiiche Verwirk— 
lichung gefunden im Reichsgeſetz vom 20. Juni 1872.) Mit dieſem iſt der 
im Vereinigungsgeſetz feſtgeſetzte Termin für die Wirkſamkeit der Reichsverfaſſung 
in Elſaß-Lothringen abgeändert worden und damit die dem Kaiſer delegirte 
Geſetzgebungsbefugniß um 1 Jahr, bis zum 1. Januar 1874, vom Reich ver— 
längert worden.“ Ebenſogut wäre es möglich geweſen, die dem Kaiſer über— 
tragene Geſetzgebungsbefugniß zu verkürzen und durch Reichsgeſetz auch wieder 
zurückzuziehen. Nicht minder hätte das Reich in dieſem Zeitraum beſtimmen 
können, daß fortan bis zur Einführung der Reichsverfaſſung nicht mehr der 
Kaiſer, ſondern z. B. der Bundesrath die Geſetzgebung ausübe. Wäre die 
Laband'ſche Anſicht richtig, dann hätte der Kaiſer mit Zuſtimmung des 
Bundesrathes das Geſetz vom 20. Juni 1872 erlajlen müfjen, er wäre aljo 
imftande gemwejen, feine Gejeggebungsbefugniß beliebig lange auszudehnen. 


Wer aljo wie der Kaifer zwar verjchiedene Rechte der Staatsgewalt — 
darunter das wichtige der Gejeggebung —, dieje aber nur für eine vom Reich 
feftgejegte, von demjelben jederzeit abänderbare Reihe von Jahren auszuüben 
berechtigt ift, jomit alfo durch die Geſetzgebungskompetenz eines anderen be= 
ihränft ift, von dem fann man nicht furzweg jagen, daß er die volle Staats— 


I, S. 721. 
„Annalen“ a. a. D. ©. 847. 
n (68 braudt kaum — zu werden, dab dieſes Geſeß gemäß Art. 5 der RB. 
zuſtande tam. 
Siehe Laband, I, ©. 728. 
Annalen tes Deutſchen Reicht. 1806. 19 
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gewalt ausübe. Es laſſen fich jomit nicht Schon aus Abjab 1 — wie Laband 
meint —, jondern erjt aus den Worten des Abj. 2 „bei Ausübung der Gejep- 
gebung” die dem Kaiſer delegirten Rechte ableiten. 
Für den Zeitraum bis zur Einführung der Neichsverfafjung galt daher 
bezüglich der Gejeggebung im Neichsland folgendes: 
I. Die Gejeßgebung als Recht gehört dem Reiche. 
II. Dieje Gejeggebung wird ausgeübt: 
1) theil® vom Neich jelbit, joweit es jih um Verfaſſungskompetenz 
handelt; 
2) theils via delegationis vom Kaiſer, welcher als janktionirender 
a. im allgemeinen nur der Zujtimmung des Bundesrathes zur 
iltigfeit eines Geſetzes bedarf. 


87. 
weite Periode: Bon dem Inkrafttreten der Reihsverfaflung bis zur 
Einführung des Reichsgeſetzes von 1877. 
a) Interpretation des Geſetzestertes. 


Mit dem 1. Januar 1874 lief die dem Kaijer übertragene Gejeßgebungs: 
befugniß ab. Der Kaijer hatte daher mit diefem Tage aufgehört, Gejeßgeber 
für Eljaß-Lothringen zu fein, die Ausübung dieſes Nechtes fiel am 1. Januar 
1874 an den Deleganten und Inhaber des Rechtes, das Neich, zurüd. Es 
bleibt nunmehr zu unterfuchen, in welcher Meile das Neich die Gejeßgebung 
in dieſem Zeitraum ausübt. Die einzigen gejeglichen Bejtimmungen für dieje 
Epoche find im Abjag 4 des 8 3 des Bereinigungsgejeßes enthalten. Diejer 
Paſſus war, wie feine einleitenden Worte „nady Einführung der Weiche: 
verfafjung“ zeigen, gerade für den Moment, der uns jet bejchäftigt, zu: 
gejchnitten und jeine Wirffamfeit durch den Eintritt dieſes Ereigniſſes bedingt 
bezw. on Er bejagt: 

Das Recht der Gejeggebung auch in den der Neichögejeggebung in 
den rer ie nicht unterliegenden Angelegenheiten ſteht „Dem Neiche” zu. 


Mit diefen Worten ift fein uns neuer Gedanke ausgeſprochen. Es wird 
nur auch für diefen Zeitraum die allerdings wichtige Thatjache konſtatirt, daß 
dem Reiche in Eljaß:Lothringen die Gejeggebung quoad ius zuſtehe Dies tit 
eine einfache logiſche Konſequenz daraus, daß das Reid in Eljaß-Lothringen, 
wie wir nachgewiejen haben, Inhaber der Staatögewalt it. Aus diefem Ge— 
fichtspunfte erklärt e8 ich auch, daß das Reich „auch in den der Neichsgejeg- 
gebung in den Bundesjtaaten nicht unterliegenden Angelegenheiten“ zuftändig ilt. 
Denn die Gejeggebung in diefen Meaterien gehört nach Analogie der Bundes- 
ftaaten zur Zujtändigfeit der in Eljaß-Lothringen berrichenden Staatsgewalt ; 
diefe jteht aber wiederum dem Reiche zu, folglich ijt die Gejeggebungsbefugniß 
des Neiches in Elſaß-Lothringen eine unbejchränfte, ſich auf alle Angelegenheiten 
erjtredfende. Der Abſatz 4 hebt ſomit etwas hervor, was nicht nur für dieſen 
Zeitraum und, wie wir ſehen werden, alle nachfolgenden gilt, ſondern was 
auch ſchon in dem Zeitraum vor Einführung der Reichsverfaſſung galt. Denn 
in dieſem übte zwar der Kaijer die Gejeßgebung aus, als Recht jtand fie aber 
ebenfalla dem Neiche zu. 

2. Die Worte im Abjag 4 „bis zu andermweitiger Regelung durch Reichs: 
geſetz“ bejagen die ebenfalls Schon für den vorigen Zeitraum Eonjtatirte That— 
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jadhe, daß die Regelung diejer verfajjungsrechtlichen Fragen durch ein Reichs: 
gejeß zu geichehen habe, mithin ebenfalls Reichsſache iſt 

3. Doc wie ſteht e8 mit der Ausübung der Gejeggebung in dem neuen 
Zeitraume? Welche Faktoren hat das Neich nunmehr damit betraut? 

Wenn wir näher zuſehen, ijt eine direkte Beantwortung diejer Fragen in 
feinem Worte des Gejeges enthalten. Dennoch läßt ſich leicht erkennen, unter 
welchen Formen die Gejeggebung in Elfaß-Lothringen ſich nunmehr vollzieht: 
nämlich in der im Art. 5 der Reichsverfaſſung bezeichneten 
Form des Reichsgeſetzes. 

Dieſer Rechtsſatz ergibt fich theils unmittelbar, theils mittelbar aus der 
Thatjache der Einführung der Reichsverfaſſung in Eljaß-Lothringen. 

Daß nach diefem Ereignijje nunmehr bezüglich der im Art. 4 der Reiche: 
verfajjung genannten Angelegenheiten die Gejepgebungsform für Elſaß-Lothringen 
die des Reichsgeſetzes jein werde, iſt eine direkte Folge der Einführung der 
Reichsverfaſſung. Denn die Reichsberfaffung in Elſaß-Lothringen einführen, 
heißt eben nichts anderes als die Beſtimmungen in der Reichsverfaſſung mit 
Rechtswirkſamkeit auch auf Elſaß-Lothringen übertragen, für unſeren ſpeziellen 
Fall mithin den für ganz Deutſchland gemäß Art. 5 der Reichsverfaſſung er: 
lajjenen Reichsgeſetzen auch Giltigkeit in Eljaß-Lothringen verleihen. Wird 
aljo gemäß Art. 4 in der Folge ein Neichsgefeg erlaſſen, jo gilt es kraft Ein- 
führung der Reichsverfaſſung auch in Eljaß-Lothringen. 

Es bleibt nunmehr noch zu bejtimmen, in welcher Form Geſetze für die 
übrigen, ſonſt nicht zur Zuftändigfeit des Neiches gehörigen Materien in Eljaß- 
Lothringen zujtande kommen, oder jagen wir nach Analogie der Bundesjtaaten, 
in welcher Weiſe Die Landesgejeggebung im Reichsland bethätigt wird. 

Für diefe Materien ift aus der Einführung der Neichsverfafjung direkt 
nichts zu folgern. Denn das Neich hatte fich bisher mit diefen Meaterien nicht 
befaßt. Da aber die frühere Gejeggebungsform (Delegation an den Kaiſer) 
bejeitigt ijt, von einer neuen in dem Vereinizungsgeſetz feine Rede it, jo muB 
nunmehr nad Einführung der Reichsverfaſſung mangels einer darüber bejtehen- 
den Beltimmung das Weich die „Landesgeſetzgebung“ im Reichsland unbedingt 
in der einzig im Weich möglichen und giltigen Gejeggebungsform ausüben und 
das ijt eben auch die in der Neichöverfafjung firirte Form des Reichs— 
geſetzes. Diejer Schluß ijt zwar ein negativer, aber dennoch ein jo zwingen: 
der, daß man ihn volljtändig nach den Grundjägen der Logik aus zwei Prämiſſen 
als „eonelusio* ableiten kann: 

l. Dem Reich jteht das Recht der Gejeggebung auch in Meaterien der 
Landesgejeßgebung im Reichsland zu, ohne daß e3 eine Form der Ausübung 
bejonders beſtimmt bat. 

2 Die einzige Gejehgebungsform, welche im Weich beiteht, iſt das 
Reichsgeſetz. 

3. Folglich iſt die Form der ſogenannten Landesgeſetzgebung auch das 
Reichsgeſetz. 

Es war ſomit für dieſe Periode an die Stelle des Kaiſers als Geſetz— 
geber das Reich getreten. Hätte Das Vereinigungsgejeg dieſen allerdings Leicht 
aus ihm zu interpretirenden Rechtsſatz expressis verbis hervorheben wollen, 
dann hätte der Abi. 4 des 8 3 folgende Faſſung erhalten müjjen: 

Nach Einführung der Reichsverfaſſung ſteht bis zu anderweitiger 
Regelung durch Reichsgefeg nicht nur das Necht, jondern auch die 
Ausübung der Öejeggebung in allen Materien dem 


19* 
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Neiche zu. Die Ausübung erfolgt nah den Örundjägen 
der Neichsverfajjung durch ein Reichsgeſetz. 


b) Barlamentarijhe Verhandlungen. 

Es iſt ebenjo interejjant wie lehrreich für die Beurtheilung der rechtlichen 
Lage diejes Zeitraumes, die Aeußerungen bei den parlamentarijchen Verhand— 
lungen des Bereinigungsgefeßes bezüglich unferes Abj. 4 zu verfolgen. 

In den Brogrammreden der eriten Lejung war für dieje, in der Zukunft 
erit praftiich werdende Frage Fein Platz. Erit in der Kommiljion jand der 
Abſ. 4 des Regierungsentwurfes die nöthige Beachtung. Es zeigt ſich dies 
am beiten daraus, daß zu diefem Paſſus fünf Anträge iNr. 15—19 des Be- 
richtes) eingebracht wurden, welche theils redaktionelle, theils materielle Aender— 
ungen bezwedten. Am meijten charakteriftiich in legterer Hinficht it unbedingt 
der Antrag 19), welcher bejagt: 

„Nach Eintritt der Wirkfamfeit der Verfafjung übt bis zu ander: 
weitiger Regelung durch Neichsgeje der Kaifer das Recht der Geſetz— 
gebung in den der Neichsgejeßgebung in den Bımdesjtaaten nicht 
unterliegenden Angelegenheiten mit Bundesrath und Reichstag aus.” 

Diefer Antrag enthielt alfo eine direkte Vorjchrift, nicht über das Recht 
der Gejeggebung, jondern vielmehr über die Ausübung, indem leßtere in der: 
jelben Form erfolgen jollte, wie vor Einführung der Reichsverfaſſung bei 
Aufnahme von Anleihen. Zu gejeßgebenden Faktoren waren aljo Kaijer, 
Bundesrath und Reichstag beitellt. Die Pointe diejes Antrages gegenüber dem 
Negierungsentwurf, die Hinzufügung des Kaiſers als gefeßgebender Faktor, 
war es aber gerade, welche diejes Amendement jchon in der Kommiffton zu 
Fall brachte. So wurde zunächſt, wie wir aus dem Kommifjionsberichte ?) 
erfahren, dagegen eingewendet, die Yandesgejeßgebung in Eljaß-Lothringen jolle 
doch Neichsangelegenheit bleiben; „das Gejeßgebungsrecht in Neichsangelegen: 
heiten jtehe aber nach der Reichsverfaſſung dem Bundesrat und Neichstag 
zu; eine Aenderung jest zu treffen, wie dies die Anträge beziveden, dürfte 
nicht angemejjen jein.“ 

Speziell der Juftizminifter von Mittnacht’) war es, welcher den ge: 
fährlidhen Keim diejes Antrages entdedte, wonach der Antrag 19 eine weitere 
Konjegnenz der unrichtigen Interpretation des Antrages 8 bedeuten jolle. Sehr 
forreft fährt er dann fort: 

„Der Entwurf wolle die Theilung zwijchen den Faktoren, wie 
fie die Reichsverfaffung normire, während die Vertheidiger des An— 
trages neues Staatsredht machen wollen. Als Landesherr jolle der 
Kaijer etwas Anderes fein, als im Neiche, wo er fein jelbjtändiger 
Faktor der Gejeßgebung, jondern nur das einflußreichjte Mitglied der 
Sejammtheit jei. In Folge dejien werde der Bundesrath eine erfte, 
der Reichstag eine zweite Kammer. Dieje Anficht entfpreche nicht dem 
Sinne des Gejegentwurfes.“ 

Wie wir aus der Gegenüberjtellung des Antrages 19 und des Regierungs— 
entwurfes erfehen, hat von Mittnacht den Sinn des leßteren, beziehungs- 
weiſe des jpäteren Geſetzes richtig erfannt: Die Ausübung der Gejeggebung 
ohne den Kaiſer und zwar gemäß der Reichsverfaſſung. Auch die Kommifjion 


) Annalen“ a. a. ©. S. 868. 
2 Annalen” a. a. O. ©. 873. 
) Annalen” a. a. ©. 5. 874. 
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iſt diesmal der gefährlichen Klippe entgangen und Hat mit 15 gegen 13 Stimmen 
den Antrag 19 bejeitigt. 

Bei der zweiten Lejung des Entwurfe® im Plenum wurde neben den 
Tragen der Staatsgewalt auch die Stellung der geießgebenden Faktoren „nach 
Einführung der Neichsverfajjung“ lebhaft behandelt. So führte der Präfident 
des Neichöfanzleramtes, Staatsminister Delbrüd,') in feiner ebenjo präzifen, 
wie fnappen Rede aus, daß durch die neue Vorlage — und hierbei zielt er 
offenbar auf Abj. 4 — die Beitimmungen der Neichsverfafjung in feiner Weile 
beeinträchtigt würden, 

„wenn die Organe des Neiches für Eljaß-Lothringen ein Necht der 
Gejeggebung ausüben, wie fie e3 den Bundesjtaaten gegenüber nicht 
haben. Der Reichstag, jo wenig wie der Bundesrath, ijt ja eine 
Fachverſammlung, lediglich zufammengejegt aus Kapazitäten in Bes 
ziehung auf die einzelnen, im Art. 4 der R.V. bezeichneten Objekte. 
Der Reichstag iſt eine Vertretung ganz Deutjchlands und befähigt, 
auch über andere Gegenjtände ihr (!) enticheidende: Wort zu jprechen, 
als über diejenigen, die der Art. 4 aufzählt.e Die Stellung des 
Bundesrathes jodann, die ja in vielfacher Beziehung ohnehin jchon 
eine adminijtrative ift, wird durch die Einfügung Eljaß-Lothringens 
in den Organismus in der Art, wie dies die Vorlage in Aussicht 
bat, in feiner Weiſe alterirt.“ 

In diefen Worten ift in deutlicher Weile vom Negierungstiich anerkannt, 
daß die Gejeßgebungsform der Neichsverfajjung auch in den Materien der 
„Landesgejeggebung“ mit der Vorlage eingeführt werden jolle, und es it 
gleichzeitig auch die politiiche Befähigung der dabei betheiligten Organe des 
Reiches, nämlich des Bundesrathes und Neichstages, zu dieſer Erweiterung 
ihrer Befugniſſe nachgewiejen. Unjtreitig am klarſten interpretirt ijt aber der 
Abſ. 4 vom Abgeordneten Lasker.“) Er erblidt in demjelben den direkten 
Grundſatz, 

„daß die Geſetze für Elſaß-Lothringen in derſelben Weiſe zu Stande 
kommen ſollen, wie die Reichsgeſetze zu Stande kommen.“ 

Die Beſtimmungen dieſes Abſatzes find für ihn „ein Nothbehelf, den wir 
in der Reichsverfaſſung angedeutet finden”, für den ja thatjächlidy eingetretenen 
Fall, daß bis zur Einführung der Reichsverfaſſung das Weichsland feine 
Zandesverfaljung erhalten jollte. Und wenn wir es kurz zuſammenfaſſen 
wollen, was Regierung und Barlament mit dem Abi. 4 des 8 3 beabjichtigt 
haben, wir fünnen e3 nicht deutlicher al3 mit den Schlußworten Lasker's: 

„Bis das endgültige Definitivum durch Reichsgeſetz geregelt wird, 
joll der Reichstag, mit Einſchluß der Vertreter von Eljaß-Lothringen, 
mit dem Bundesrath einftweilen die Gejeßgebung wahrnehmen.“ 


e) Kritif der Zorn’schen Anſicht und Nejultat. 

Steht einmal fejt, daß das Weich die Yandesgejeßgebung in Form eines 
Reichsgeſetzes ausübt, fo läßt ſich auch einfach daraus ableiten, wie die Organe 
des MNeiches bei der Gejeggebung in Eljaß-Lothringen thätig werden: eben in 
der Weile, wie fie überhaupt bei dem Zuſtandekommen eines Reichsgeſetzes 
betheiligt find. Dies ijt alſo: 

) Annalen“ a. a. O. S. 901. 

) „Annalen“ a. a. ©. 5. 905. 
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1. Worausjegung: Uebereinjtimmung zwijchen Reichstag und Bundesrath 
gemäß Art. 5 der Reichsverfaſſung. 

2. Sanktion diefes Beſchluſſes durch dasjenige Organ, welches die Staats: 
— im Reich repräſentirt: durch den Bundesrath. 

3. Dem Kaiſer liegt nach Art. 17 der Reichsverfaſſung Lediglich Die 
Pflicht ob, das zuitandegefommene Geſetz auszufertigen und zu verfündigen. 

Daraus, daß dem YBundesrath in diejer Periode die Sanktion des Gejeß- 
entwurfes obliegt, mithin er darüber zu enticheiden bat, ob ein Entwurf Geſetz 
wird oder nicht, folgt, daß er in dieſem Zeitraume, allerdings durch den 
Neichetag beſchränkt, der Geſetzgeber in Elſaß-Lothringen ijt. 

Zorn" fommt dem gegenüber zu einem ganz anderen, man möchte jagen 
entgegengeiegten Nejultat. Er bezeichnet zunächit ganz forreft „Neichsregierung 
und Neichsparlament” als „Die Träger der partifularen Nechtsbildung“, womit 
die Landesgejepgebung gemeint it, fügt aber dann hinzu: 

„jedoch mit der Modifikation, daß die Sanftion des Landesrechtes 
nicht, wie dies ſonſt für das Neich prinzipiell angenommen werden 
muß, durch den WBundesrath als den Nepräjentanten der Reichs— 
jonveränetät erfolgt, fondern durch den Kaiſer als den Ddelegirten 
Bertreter des Sonveräns in Ausübung der elfaßslothringiichen Landes— 
jtaatögewalt. Der Bundesrath trat jomit für diefe Periode für das 
elfaßslothringische Landesrecht ganz in die Stellung eines Oberhaufes, 
einer Pairsfammer und hatte nur die nämlichen Nechte, wie der 
Reichstag.“ 

Zur weiteren Begründung diefer Anficht und zur Widerlegung der anderen 
Autoren fährt Zorn?) fort: 

„Sanftion der Geſetze iſt der böchite Akt der Staatsgewalt. Die 
Staatsgewalt aber übt in Eljaß:Lothringen der Kaifer und daran 
wurde auch Durch die Einführung der Reichsverfaſſung nichts geändert. 
Demgemäß ſtand auch in dieſer Periode das Sanfktionsrecht dem 
Kaiſer zu.“ 

Diefe Ausführungen find von verichiedenen Gefichtspunften aus zu be: 
anjtanden, und Fontrajtiren, wie ung jcheint, jtarf mit dem Sinne des Geſetzes 
und * Willen des Geſetzgebers. Es läßt ſich dagegen Folgendes geltend machen: 

1. Zunächſt rührt die Zorn'ſche Anſicht nicht nur von einer falſchen 
Beurtheilung der für diefen Zeitraum maßgebenden Beſtimmungen ber, jondern 
fie wurzelt viel tiefer, fie it die Folge einer mißverjtändlichen Deutung des 
Bereinigungsgefehes bezüglich der Staatsgewalt. Zorn gebt zwar nicht joweit, 
wie Leoni, von dem wir oben gejeben haben, daß er diejelbe als ein vom 
Neid auf den Kaiſer übertragenes Necht anfiebt, aber er betrachtet den Kaiſer 
als den „delegirten Vertreter der Suuveränetät in Ausübung der eljaß=loth: 
ringischen Staatsgewalt.” Wir beziehen uns zur Widerlegung dieſes Satzes 
auf die ganzen Ausführungen in unjerem Abjchnitt I, wo wir nachzumweilen 
versucht haben, daß dem Kaiſer auch micht die Ausübung der ganzen 
Staatsgemwalt delegirt ift, wenn auch der Wortlaut des Gejeges von 1871 
im eriten Augenblick dafür zu ſprechen jcheint. Die Folgerung Zorn’s, day 
dem Kaiſer die Sanftion zuftehe, weil er die Staatögewalt ausübe, ift daher 
nichts anderes als ein Trugichluß und wideripricht dem Abj. 4 des S 3a. a. D. 


* i a. a. O. 12.530 f. Ihm bat fich im Endreſultat bei Beurtbeilung der nämlichen 
Frage für dei en — iden Zeitraum Leoni angeſchloſſen; ſiehe unten S 9b, 
a. a. ©. S. 531 Anm. 26. 
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2. Zorn jelbjt folgert aus jeiner Theje, daß dadurch der Bundesrath die 
Stellung eines Oberhauſes und die gleichen Rechte, wie der Reichstag erhalte. 
Diejes Rejultat jteht in grellem Widerfpruch mit dem Willen des Gejeßgebers, 
den wir im vorigen bei Beſprechung der Barlamentsverhandlungen kennen 
gelernt haben. Vor allem der Juſtizminiſter Mittnacht hat bei Prüfung 
des Antrages 19 zu erfennen gegeben, daß die Einführung des Zweifammer: 
ſyſtems mit den Prinzipien der Neichsverfafjung im Wideripruche jtehe und 
es ijt von allen Seiten anerfannt worden, daß durch das Wereinigungsgeſetz 
an den Beitimmungen der Neichsverfaijung bezüglich der geſetzgebenden Faktoren 
fein Wort geändert werden joll. 

3. Abgejeben von jeiner irrigen Ableitung aus der „Staatögewalt* hat 
Zorn jeine „Modifikation“ bezüglich der Sanftion mit feinem Worte motivirt. 
Er würde auch jchmwerlich eine Belegitelle für diejelbe finden; denn wie wir 
ihon geiehen haben, enthält ja gerade das Bereinigungsgejeg feine direkten 
Beitimmungen, welche die Ausübung der Geſetzgebung regeln jollen. Es bat 
aber eben dadurch, daß es fich bezüglich der Geſetzgebungsform, in Schweigen 
hüllte, die Anwendung der jonjt allein bezüglich dieſes Gegenjtandes geltenden 
geieglichen Beitimmungen, derjenigen der Neichsverfaflung, ermöglicht. Die 
Frage, welches die Gejeggebungsfaktoren in dieſer Periode jeien, it alle auf 
dieſe Weile Durch dieſes Schweigen aus einer jpeziell reichsländischen zu einer 
jolchen des allgemeinen Neichsjtaatsrechtes geworden. Folglich it auch für 
die Ertheilung der Sanktion allein in der Neichsverfallung die Antwort zu 
ſuchen; denn da fie allein darüber bejtimmt, wie das Neich jeine Gejeggebung 
jest auch in Elſaß-Lothringen ausübe, jo kann auch jie allein daranf Antwort 
geben, mem die Sanktion in Elſaß-Lothringen zuſteht: einzig und allein dem 
Bımdesrath. 

Diejes Reſultat ift aber auch im Gegenlaß zu dem Zorn’schen das einzig 
befriedigende. Denn da, wie Zorn, ©. 531, Am. 26 richtig ausführt, die 
sam der Gejege der höchſte Akt der Staatsgewalt ift, und das Reid) 

as Necht der Staatsgewalt bezüglich der Geſetzgebung in Elſaß-Lothringen 
a die Stantögewalt des Neiches aber auch im Bundesrath verkörpert ift, 
jo iſt es volljtändig folgerichtig, daß der Bundesrath janktionirt. 

Wir kommen jomit nach Ablehnung der Zorn’ichen Theile zur Aufftellung 
folgender Grundjäße für diefen Zeitraum: 

Il. Das Recht der Gejeggebung jteht dem Weiche zu. 

Il. Dieje Gefeggebung wird ausgeübt für jämmtliche Materien vom Reich 
jelbit nach den Grundjägen der Reichsverfaſſung 

II. Demgemäß iſt der Bundesrath der janktionirende Faktor der Geſetz— 
gebung.') 


Dritte Periode: Die Ueuzeit. 
$ 8. 
Ueberſchrift und S 1 des Geſetzes von 1877 


Daß der durch die Einführung der Neichsverfaljung in Elſaß⸗ Lothringen 
geſchaffene Zuſtand, ſpeziell was die Geſetzgebung anbetrifft, kein definitiver 


Der Vollſtändigkeit halber ſei erwähnt, daß dem Kaiſer gemäß SS des Reichs— 
gejeßes vom 25. Juni, 1873 gewiſſermaßen als Weberbleibiel der Geſetgebungsform der 
. erften ‘Beriode ein Nothverordnungsrecht unter Zuſtimmung des Bundesrathes) bei; gewiſſen 
Vorausſetzungen ee nad Einführung der Re U RE, gewährt ilt. Tas nähere 
ſiehe bei Yaband I, 735 #1, Yeont, S. 163 f 
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war nud jein jollte, war jchon zur Beit der Berathung des Vereinigungs— 
gejeges Har. Im Parlament wurde diefe Anficht zu wiederholten Malen aus— 
gejprochen, wir erinnern 3. B. an die Worte des Abgeordneten Lasker in 
der NReihstagsfigung vom 20. Mai 1871: „Wir find uns wohl bewußt, daß 
mit der Herrichaft der Reichsverfaſſung ein neues Proviforium anfängt.”') Auch 
ihon in den Motiven des Neichsgejeges von 1871 unter V*) ift angedeutet, 
daß mit dem 8 3, Abjab 2 des citirten Geſetzes feineswegs eine dauernde, 
„unmittelbare“ Ausübung der Gejeggebung durch das Reich beabſichtigt jei. 
So wurde denn auch jchon drei Jahre nach Einführung der Reichsverfaſſung 
im Reichsland ein „Reichsgejeg für Eljaß-Lothringen“ erlafjen, das zum eriten 
Male eine gründlichere Negelung der Gejeggebungsfrage bieten jollte, und das 
ſich im Vergleich zu feinen Vorgängern ausſchließlich mit der Geſetzgebung 
beſchäftigt. Dies zeigt ſchon die Ueberſchrift: 

„Reichsgeſetz, betreffend die Landesgeſetzgebung von Elſaß-Lothringen, 
vom 2. Mai 1877.“ 

Obgleich dieſes Geſetz ſich nun ex professo mit der Materie der Geſetz— 
gebung beſchäftigt, ergibt ſich doch aus ſeinem Inhalt, daß es nicht nur neues 
Recht ſchafft, ſondern vielfach, theils expressis verbis. theils ſtillſchweigend 
früher getroffene Beſtimmungen aufrecht erhält. 

Zunächſt it feſtzuſtellen. daß es nur von der „Landesgeſetzgebung“ 
Elſaß-Lothringen handelt, alſo nur von der Geſetzgebung in denjenigen An. 
gelegenheiten, welche jonjt nicht zur Zuftändigfeit des Neiches gehören. Daraus 
geht hervor, daß die Bejtimmungen der Reichsverfaſſung bezüglich dieſer Materien 
auch für Eljah-Lothringen nach wie vor maßgebend bleiben und durch dieſes 
Geſetz Feine Beeinträchtigungen erlitten haben. Von den nunmehr giltigen 
Gejeggebungsformen handeln fpeziell die SS 1 und 2 des Gefeßes, der erjtere 
ein bisher nenes Berfabren erläuternd, der leßtere auf frühere Beitimmungen 
zurüdgreifend. 

Der S 1 bejtimmt: 

„Landesgejege für Elſaß-Lothringen, einichließlich des jährlichen 
Landeshaushalts:Etats, werden mit Zuftimmung des Bundesraths 
vom Stailer erlajjen, wenn der . . . . Landesausſchuß zugejtimmt hat“ 

Damit ift folgender Nechtszuftand bezeichnet: 

1. Die erite Borausjegung für das Zuftandefommen eines Geſetzes tft 
die Uebereinſtimmung des Bundesrathes und des Landesausſchuſſes. Ueber 
bad erjtere Neichsorgan, das jchon früher auch an der Sejeggebung in Eljaß: 

Lothringen betheiligt war, bedarf es feines Wortes. Dagegen ijt Durch Ddiejes 
Geſetz ein neuer gejeggebender Faktor geichaffen worden: der Landesausſchuß. 
Zwar war derjelbe ſchon durch die kaiſerlichen Erlaſſe vom 29. Oktober 1874 
und 13. Februar 1877 ins Leben getreten, um, gewählt im Reichsland, „zur 
gutachtlichen Berathung“ von Gejeßentwürfen herangezogen zu werden, aber 
erſt Durch dieſes Geſetz iſt Diefes nen geichaffene Neichsorgan Ddireft durch Be— 
ſchlußfaſſung an der Gejeggebung betbeiligt.*) 

2. Die Uebereinjtimmung diefer Faktoren reicht aber nicht hin zum Zus 
jtandefommen eines Geſetzes CS tritt noch hinzu als dritter gejeggebender 


' Annalen“ a. a. ©. ©. 903. 

° Annalen” S. 850. 

* Die Organifation des Landesausichufies, welche nicht in den Rahmen dieler Arbeit 
gehört, ift durch SS 12—21 des Reichsgeſetzes vom 4. ‚juli 1879 verändert worden; ſiehe 


— — 


über dieſen ganzen Gegenſtand Laband, I, S. 705 ff., Leoni, S. 60 ff. 
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Faktor des Reiches: der Kaifer. Dies ijt der Sinn der Worte „werden vom 
Kaiſer erlaſſen.“ Es bedarf hier feiner Zitirung von PBarlamentsänßerungen 
zur Bekräftigung diejer Ansicht, denn die Worte jprechen deutlich und jind auch 
zum Glüd von feinem Schriftiteller mißverjtanden worden. Es it klar, daß 
Derjenige, welcher Gejege erläßt, und fie nicht nur ausfertigt und verkündet, 
mit dieſer Befugniß nicht nur die Pflicht verbindet, Gefege zu erlallen, jondern 
auch aus ihr das Necht ableitet, Gejege nicht zu erlajjen, mit anderen Worten 
diejen Erlaß von feinem Willen abhängig macht und dadurch gefeßgebender 
Faktor wird. Es folgt aber weiter aus diejer Beitimmung, daß der Kaiſer 
nicht nur ein an der Gejeßgebung betheiligter Faktor it, jondern der 
ausjchlaggebende Gejeggebungsfafter. Denn ein Geſetz erlaſſen, bedeutet 
nichts Anderes, als den Befehl ertheilen, daß dieſes Geſetz auch als jolches 
rechtswirfjam und beobachtet werde und diejer Befehl heißt jtaatsrechtlich tech: 
niich die Sanktion des Geſetzes. 
Der $ 1 hat jomit eine gänzlich neue Geſetzgebungsform geſchaffen: 

hat den Reichstag durch eim neues Reichsorgan, den Landesausſchuß ar 
er bat als neuen Gejeggebungsfaftor den Kaiſer hinzugefügt und außerdem an 
Stelle der Sanktion des Bundesrathes diejenige des Kaiſers treten Lajjen. 
Somit verwirklicht aljo der S 1 die Weisfagung der Motive von 1871, wo— 
nach nunmehr das Reich jeine Gejeggebungsgewalt nicht mehr nur unmittelbar 
ausübt, jondern auch mittelbar durch Delegation an den Kaifer, welcher bei 
Ausübung diefer delegirten Gefeßgebungsgewalt an die Zuftimmung des Bundes— 
rathes und Landesausſchuſſes gebunden ift. 


89. 
Ber 8 2 des Gefeßes von 1877. 
a) Interpretation des Gejekestertes. 


Der $ 2 des Geſetzes von 1877 jagt in jeinem Abjag 1: 

„Die Erlafjung von Landesgejegen (S 1) im Wege der Reiche: 
geſetzgebung bleibt vorbehalten.“ 

Mit diefem Satz ijt die zweite Form der Geſetzgebung in Elſaß-Lothringen 
bezeichnet. Bei der gerade an diefen Paſſus anfchließenden Kontroverje it um 
jo genauer zu prüfen, was Sinn diejer Gejeßesitelle ift; es läßt jich in diefer 
Pinficht Folgendes feititellen: 

Wie ſchon aus dem Wortlaut auf den erjten Blick erfichtlich, — 
der 2 einen „Vorbehalt“ und zwar einen Vorbehalt gegenüber dem 8 1 des 
Gejeges. Mit den Worten „die Erlafjung von Yandesgefegen . . . . .. bleibt 
vorbehalten“ ijt alfo eine Einjchränfung der im 8 1 gegebenen Gejeßgebungs: 
form enthalten. Objekt dieſes „Vorbehalts“ ijt die Geſetzgebung. Die Eins 
ſchränkung ift aber nicht für einen engbegrenzten Theil der Gejetgebung erfolgt, 
jondern allgemein für die „Zandesgejeße”. Die Bedeutung diefes mehr ab: 
fürzenden wie forreften Ausdrucks „Landesgejege haben wir jchon wiederholt 
flargeitellt, es jind damit einfach diejenigen Meaterien bezeichnet, welche in den 
einzelnen Bundesſtaaten zum Bereich der Yandesjtaatsgewalt gehören Folglich 
it die Einjchränfung der Gejeggebungsform des S 1 eine generelle und mangels 
jeglicher feitgejegten Bedingung, unter welcher von diefem Vorbehalt Gebraud) 
gemacht werden fann, it anzunehmen, daß ſtets in Jämmtlichen Fällen, in 
welchen die Gejeggebungsform des 8 1 zuläflig iſt, an ihre Stelle auch die 
im $ 2 vorbehaltene Gejeggebungstorm treten kann 
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Wer ift nun Subjekt dieſes Vorbebalt3? Der Wortlaut des $ 2 verbüllt 
dies, denn er jagt lediglich „bleibt vorbehalten". Aus einer einfachen Gegen- 
überjtellung läßt fich dieſe Yüde aber ausfüllen. Der $ 1 ftellt, wie wir 
nachzumeifen verfuchten, eine Delegation der Ausübung der Gejeggebung vom 
Reich auf den Kaiſer dar, aljo die Uebertragung von Rechten des Neiches an 
ein Reihsorgan zur Ausübung. Dies ift das Gegentbeil eines Vorbehalte. 
Spricht nun der $ 2 aus, daß bier eine Gejeßgebungsform geichaffen wird, 
welche nicht einem Dritten Rechte verleiht, jondern von der es heißt, daß fie 
„vorbehalten bleibt”, jo kann das Subjekt diefes Vorbehalt nur der Inhaber 
des Gejeggebungsrechtes, mithin nur „Das Neich“ jein. 

2. Das Neih bat daber in diefem Zeitraum zwar das Geſetzgebungs— 
recht dem Statjer delegirt, ſich aber jelbit vorbehalten, jederzeit und ımein= 
geichränft dasſelbe jelbit auszuüben. Wie das Reich nun feine Gejeggebung 
ausübt, ijt im Gegenſatz zu den Beſtimmungen früherer Gejege hier angegeben 
verbis: „im Wege der NReichsgejeggebung.“ Wit anderen Worten: 
Will das Reich fein Gefeggebungsrecht in Elfaß-Yothringen jelbjt ausüben, jo 
wählt es dafür den Weg der Reichsgeſetzgebung, d. bh. es erläßt ein Geſetz für 
Elſaß-Lothringen „auf demjelben Wege“, vermittelit desielben Aktes, welchen 
es auch jonjt zur Betbätigung jeines Geſetzgebungsrechtes wählt. 

Der Weg iſt die Neihsgeieggebuna, der Akt das im Art. 5 
der Neichsverfaflung präziſirte „Neichsgeieh". Es ergibt fich ſomit, daß 
die im $ 2 vorbehaltene Geſetzgebungsform feine andere it, als die für die 
Zeit vom 1. Januar 18574 bis zur Einführung diefes Geſetzes allein aültige, 
wie wir fie ans $ 3, Abi. 4 des Gejeges von 1871 md der Reichsverfaſſung 
abgeleitet haben. Die Darjtellung dieſer Geſetzgebungsform im Einzelnen it 
Daher wiederum der Neichsverfallung zu entnebmen, und wird vollitändig mit 
dem übereinitimmen, was wir für dem zweiten Zeitraum firirt haben:’) um 
es furz zu wiederholen: 

1. Uebereinjtimmung zwilchen Bundesratb und Reichstag; 

2. Sanftion durch den Bundesrath; 

3. Ausfertigung und Verkündigung durch den Sailer. 

Als Beleg für dieje Interpretation des 82 wollen wir aus den in dieſer 
Frage jehr wenig ergiebigen Verhandlungen des Neichstages nur eine Aeußerung 
des Abgeordneten Haenel?’) zitiven: „Die Neichsgejeßgebung bat gegenüber 
Elſaß-Lothringen feinerlei verfaflungsmäßige Schranfe. Während jedem anderen 
Yundesjtaat gegenüber eine beitimmte Schranfe nach Materien bejtebt, wie 
weit die Neichsgefepgebung eingreifen darf in die inneren Angelegenheiten des 
Landes, bejteht eine ſolche Schranfe gegemüber Elfaß-Lotbringen nicht ...... 
Die Neich3gejeggebung ift unter allen Umſtänden vorgebend, fie kann jeden 
Augenblick eingreifen in die Yandesgejeßgebung von Elſaß-Lothringen, obne 
Damit eine verfaſſungsmäßige Schranfe zu überjpringen. * 


b) Die Literatur, jpeziell Kritif der Leoni'ſchen Anjicht. 


Der durch den $ 2 eit. gefchaffene Nechtszuftand gipfelt nach der im 
vorigen gegebenen Interpretation darin, daß die Gejeggebung in Eljaß:- Loth: 
ringen heute — abgejeben von der Delegation an den Kaijer — ſtets noch 
von dem Reiche unmittelbar ausgeübt werden kann. Diejer Gedanke erhält 


" Siehe oben S. 270 ff. J 
* Siehe Sten. Ber. 1877, 3. Leg.Per. 1 Seſſ., Bo. J 5. 261. 


E. Mayer: Staatsgewalt und Gejeggebung in Elſaß-Lothringen. 275 


jeinen prägnanten Ausdruck dadurh, daß der Bundesrath ald Träger der 
Reichsgewalt dem jeweiligen Gejegentwurf die Sanftion ertheilt. 

Zu diefem Refultat iit die Mehrzahl der ftaatsrechtlichen Schritfteller 
gelangt. Wir erwähnen: Laband,') Gg. Meyer,?) Haenel,’) Schulze,‘) 
Noenne,d) Stengel) Weiterfamp,') Nehm,‘) Stoeber ‚") Hübler,'’) 
Fiſcher, ") Kayſer. Nur Zorn Eh Leoni fommen zu abweichenden 
en Beide jprechen dem Bundesrath das Sanktionsrecht ab und ver: 
leihen es dem Kaiſer. 

Die Zorn’iche'?) Argumentation haben wir ſchon in dem zweiten Zeit: 
raum fennen gelernt. Er begründet fie fiir diefen Zeitraum nicht von Neuem, 
fondern verweiſt nur auf jeine früheren Darjtellungen. Er bedarf daher an 
diefer Stelle feiner bejonderen Widerlegung mehr. 

Leoni's'* Argumentation läßt ſich ungefähr folgendermaßen zuſammen— 
falien. Bei der Beiprehung des 8 2 jagt er: 

1. Die Worte „im Weg der Neichsgejeßgebung“ verleiteten zwar zu der 
Anficht, daß die ganzen, für den Erlaß von Neichsgejegen maßgebenden rund: 
Jäge anzumenden jeien. Aber „die Abjicht des Paragraphen ginge lediglich 
dahin, die durch $ 3 Abi. 4 des Gejetes vom 9. Juni 1871 begründete, bis 
dahin ausſchließlich maßgebende Gefeßgebungsform'°) in Geltung zu erhalten,“ 
wonach vom Zeitpunfte der Einführung der Neichsverfaflung an das Necht 
der Gejeggebung dem Neiche zujtand. 

2. Wie aber oben (5 3) von ihm gezeigt jei, war von Anfang an nicht 
das Weich, jondern der Kaiſer der Gejeggeber in Elſaß-Lothringen und iſt es 
auch nad) Einführung der Neichsverfajjung geblieben. 

3. Der Hinweis auf das Reich bringe nur die erforderliche Zuſtimmung 
des Neichstages zum Ausdrud, die Mitwirkung des Neichstages an Stelle 
des Landesausſchuſſes mache aber das Gejeg nicht zum Neichsgejeg, vielmehr 
bleibe dasjelbe „ein der kaiſerlichen Sanktion unterliegendes Landesgeſetz.“ 

Was zunächſt die Leoni'ſche Auffajjung von dem Zwede des $ 2 und 
der Worte „im Wege der Reichsgeſetzgebung“ anbetrifft, jo it ihm inſofern 
zuzujtimmen, als thatlächlich damit die früheren, nach Wirkſamkeit der Reichs— 
verfajlung gültigen Bejtimmungen wieder aufgegriffen werden. Allein dieſe 
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», Laband iſt in ſeiner III, Aufl. S, 730 der irrigen Anſicht, Leoni meine mit 


der durch $ 3 Abi. 4 des Geſehes von 1871 begründeten Geengebungsform die Durch 
dieſes Geſeh eingeführte proviſoriſche Geſetzgebungsbefugniß für den erſten Zeitraum und 
ſucht Leoni dadurch zu widerlegen, daß er behauptet, dieſe ſei ſchon mit dem 1. „an. 1874 
abgeichafft worden. — Dieje unangebrachte Miderlegung berubt wohl nur auf einem »er- 
ſehen Laband's und einer momentanen Verwechslung des Abi. 1 mit dent Abi. 4 des 
betr. Geſetzes. 
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Worte enthalten, wie wir Schon ausführten, noch viel mehr. Sie dofumentiren 
nicht nur von meuem das Gejeggebungsrecht des Neiches, jondern fie jagen 
ganz direkt das, was Leoni ganz überjieht, wie dieſes Recht vom Neich 
ausgeübt wird, nämlic) im Wege der Neihsgejeggebung. Das faın 
doch gar nichts anderes heiten; als daß die Neichsgejeßgebung, wie fie im 
Art. 5 bejchrieben it, zur Ausübung des Gejeggebungsrechtes in Aktion tritt. 

Wenn aber Yeoni vielleicht meinen jollte, die Worte „im Weg u. j. w.“ 
bedeuteten nur, daß die Organe der Neichsgejebgebung zwar thätig werden, 
nicht aber in derjelben Weiſe, wie im Reich, jo iſt auch dies unrichtig. Eine 
allem Anjcheine nach offizielle, franzöfiiche Ueberjegung') des Ss 2a.a.d. 
zeigt dies ganz deutlich. Hier heißt es: 

„L’etablissement de lois pour l’Alsace-Lorraine ($ 1) par la legis- 
lation de l’Empire est reserve.“ 

„Par la legislation“ fann doch nur bedeuten durch, vermittelit eines Aktes 
der Neichögejeßgebung. Aber auch angenommen, der $ 2 wäre nicht in jo 
deutlicher Weije abgefaßt, jondern er würde nur lauten, „der Erlaß von 
Landesgejegen bleibt dem Neiche vorbehalten“, jo würde daraus ebenfalls zu 
folgern jein, daß das Neichsgejeß eben als Gejeßgebungsform des Reiches Plag 
zu greifen habe. 

Der zweiten Leoni'ſchen Theſe, daß nicht das Neich, jondern der Kaijer 
Gejeggeber von Eljaß-Lothringen ſei, ſind wir ſchon oben bei der Lehre von 
der Staatsgewalt begegnet. Sie iſt die hauptjächliche Urjache, daß, wie Zorn, 
jo auch Leoni, zu der Annahme einer Sanftion des Kaiſers gelangt jind. 
Wir wollen nicht mehr an diefer Stelle das in unjerem erjten Abjchnitt aus— 
führlich Dargelegte wiederholen, jondern lediglich darauf verweilen. Es iſt ja 
auch ganz Fonjequent von feinem Standpunkte aus, daß Leoni im Berfolg 
feiner von uns fritifirten Anficht argumentirt: ift der Kaiſer Gejeßgeber, dann 
janftionirt er auch. Wir möchten nur bier darauf hindeuten, in wie grellem 
Lichte die Yeoni'fche Lehre von dem Kaiſer als Landesheren, Inhaber der 
Staatsgewalt und Gejeggeber gerade in diefem Zufammenhang ericheint. Nach: 
dem er eben (S. 163) fejtgejtellt hatte, daß durch den Wortlaut des Gejehes 
vom 9. Juni 1871 das Recht der Gejeßgebung dem Neich zugewiejen jei, 
fährt er fort: „Bon Anfang an war aber nicht das Neich, jondern der 
Kaiſer Gejeßgeber in Elſaß-Lothringen ꝛc.“ 

Einen ſtärkeren Widerſpruch, als ihn Leoni bier fonjtatirt hat, kann man 
ſich ſchwerlich vorjtellen, und wenn er oben bei feiner Lehre von der Staats— 
gewalt es überjeben hatte, jo hätte ihn doch dieſe Gegenüberitellung von der 
Unrichtigfeit feiner Theje überzeugen müſſen. Wenn Leoni ſchließlich die 
Sanftion des Bındesrathes deshalb ausschließen will, weil überhaupt fein 
Neihsgejeg im vorliegenden Falle zu Stande füme, jo irrt er wiederum. 
Allerdings würde das bloße Mitwirken des Neichstages bei einem Geſetze in 
feiner Weile die Eigenjchaft desjelben als eines Neichsgejeges bedingen. Aber 
woraus entnimmt denn Leoni feine Behauptung, daß der $ 2 von 1877 Lediglich 
an Stelle des Landesausſchuſſes den Reichstag jegt? Es ijt mit feinem Worte 
im 5 2 jpeziell gejagt, Daß bei der zweiten Gejeßgebungsform als alleiniger 
Unterschied zur eriten der Neichstag mitwirfe. Es heißt mur, daß die Neichs- 
gejeggebung Plag greife und erjt daraus kann man indirekt jchließen, wer die 


') Sie befindet fich in einem „Urganijation und Gejchäftsordnnung des Landesaus— 


Ichufies von Elſaß-Lothringen“ Straßburg 1878, 6. Fiſchbach betitelten Hefte, welches einen 
Abdrud der wichtigiten Beſtimmungen für Yandesausichußmitglieder enthält, 
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gejeggebenden Faktoren find. Weußerlich allerdings ergibt ſich, daß bei der 
Segenüberjtellung aller bei den zwei GSejeggebungsformen irgendwie thätigen 
Faktoren auf der einen Seite') Kaifer, Bundesrath und Landesausihuß, auf 
der anderen Kaiſer (al3 Ausfertiger und Verfünder), Bındesrath und Neichstag 
jtehen, daß mithin bei der zweiten Form, rein äußerlich betrachtet, der Landes— 
ausihuß fehlt und der Reichstag hinzukommt. Dies kann aber doch Feines: 
wegs einen Schluß darauf zulaljen, daß der Reichstag deshalb bei der zweiten 

orm auch materiell an die Stelle des Landesausſchuſſes tritt, daß jeder 
Faktor bei der einen Form, wie bei der anderen thätig wird. Denn Die 

hätigfeit der Geſetzgebungsfaktoren im erjten Falle ift geregelt durch das Geſetz 
von 1877, diejenige der Faktoren im zweiten Falle ergibt ſich aber, ebenjo 
wie Die Faktoren jelbjt, aus den Beitimmungen der Reicheverfafiung. Und 
eben daraus, daß der Vorbehalt im $ 2 zu Gunjten des Neiches gemacht ift, 
und daß die Bejtimmungen der Neichsverfaflung über die Gejeggebung anzu— 
wenden jind, it zu folgern, daß auch in Wirklichkeit ein „Reichsgeſetz“ zu 
Stande fommt. 

Leoni behauptet num weiter (S. 163, Anm. 1): 

„Dafür, daß durch das Gejeh eine Veränderung in der Stellung 
des Kaiſers bewirkt, daß diefem ein ihm bis dahin nicht zuftehendes 
Recht verliehen werde, findet fih in der Begründung feine Andeutung- 
Das wäre aber, wenn man die Auffaljung getheilt hätte, ficher hervor: 
gehoben worden.“ 

Dem gegenüber möchten wir fejtitellen, daß thatjächlich in den Rechten 
des Kaiſers durch $ 2 feine Veränderung eingetreten it. Bon Anfang an 
war das Reich Gejeßgeber in Eljaß-Lothringen, es bat die Ausübung diejer 
Gewalt vielfach delegirt und in jolchen Fällen ſtets die jpeziell dem Kaiſer 
fingulär zuftehenden Rechte beſonders marfirt. So hat es im Falle des S 1 
des Geſetzes von 1877 ausdrücklich darauf hingewiejen, daß Candeögefehe" im 
Fall des S 1 vom Kaiſer erlajjen werden. Hätte dieje Singularität aud) 
auf den Fall des $ 2 ausgedehnt werden jollen, jo — dies beſonders im 
8 2 feſtgeſetzt werden müſſen. So aber, wo der 8 2 Iediglich jagt, daß 
Landesgeſetze auch im Weg der Neichsgejeßgebung erlaſſen werden fünnen, ohne 
hinzuzufügen, daß der Erlaß diejer Gejege anders zu erfolgen habe, wie jonft 
bei der Neichögejeggebung, ijt fein Grund vorhanden, von den Grundjägen der 
Reichsverfaſſung in diefer Hinjicht abzumweichen. 

Es wäre vielmehr Leoni’s Sache geweſen, zu beweijen, daß im vor— 
liegenden Falle die Thätigfeit des Kaijers eine von feiner ſonſtigen Thätig- 
feit bei der Reichsgeſetzgebung verjchiedene jei. 

Wir wollen zum Schuh nod auf eine in den Ausführungen Leoni's 
verjtedt enthaltene Unrichtigkeit hinweifen. Nachdem er dargethan, daß durch 
den $ 2 nicht ein „Reichsgeſetz“ als zweite Gejeßgebungsform eingeführt ſei, 
fommt er zu dem Schlufje, daß aljo ein von dem Kaijer zu janktionirendes 

„Landesgejeg“ vorliege. Er fonftatiert alfo dem „Reichsgeſetze“ gegenüber ein 
elfaß-Lothringiiches „Landesgeſetz“. Allerdings verführt der Wortlaut des Ge— 
jeges von 1877 zu Ddiefer Annahme, denn es wird nicht nur im $ 1 von 

„Landesgeſetzen“ geiprochen, jondern auch der $ 2 beginnt „die Erlafjung von 
Zandesgejegen ꝛc.“ Leoni will daraus muın fchließen, daß die im 8 2 be- 





Streng genommen gehört jeit dem — vom 4. Juli 1879, $ 9 ff. noch der 
——— aber nur als rein begutachtender Faktor, hinzu. 
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zeichnete Geſetzgebung in das Bereich der „Landesſtaatsgewalt“ von Elſaß— 
Lothringen gehöre, als deren Träger und Inhaber er den Kaiſer anſieht, daß 
alſo von einem „Reichsgeſetze“ keine Rede ſein könne. 

Auch dieſe Folgerungen, wie ſie Leoni mit der Hervorhebung des Wortes 
„Landesgeſetz“ andeutet, ſind unrichtig. Denn einmal bedeutet der Ausdruck 
„Landesgeſetz“, wie wir ſchon wiederholt hervorgehoben Haben und wie auch 
aus allen Belegitellen hervorgeht, nichts anderes als eine abgefürzte Ausdrucks— 
weije für diejenigen Gejeggebungshandlungen, welche der Staatsgewalt in den 
Einzeljtaaten zuftehen, und andererjeits ift auch eine bejondere „Yandesjtaats- 
gemalt" in Elſaß-Lothringen niemals vorhanden geweſen und niemals fonftruirt 
worden. Wie wir oben ſchon im Gegenjag zu Leoni feitgejtellt baben, be= 
Iteht im Neichsland nur eine Staatsgewalt, die Neichsgewalt, deren Kompetenz 
bezüglich der Gejeßgebung eine unumfchränkte iſt. 


Ss 10. 
Refultat, 


Stellen wir nun auch für die neuejte Periode im Reichsland die maß- 
gebenden Grundjäge zujammen, jo ergibt ich folgendes Rejultat: 

I. Das Necht der Gejeggebung bezüglich aller Materien ſteht dem Reiche 
zu, gemäß $ 3, Abjag 4 des Geſetzes von 1871 

11. Diejes Gejeggebungsrecht wird vom Reich ausgeübt: 

1) bezüglicy der allgemein für ganz Deutjchland zur Zuftändigfeit des 
Neiches gehörigen Materien, wie auch den Bundesjtaaten gegenüber, vom Reich 
jelbjt durch Reichsgeſetz. 

2) bezüglidy der übrigen Materien entweder 

a) unmittelbar vom Weich jelbjt mittels eines Reichsgeſetzes 
unter Sanktion des Bundesrathes ($ 2, Gejeg von 1877) 
oder wahlmeije 
b) mittelbar von dem Kaiſer fraft genereller Delegation des 
Neiches mit Zuftimmung des Bundesrathes und Landesausſchuſſes. 
($ 1, Geſetz von 1877.) 


Das Recht der Rückforderung 
ım Gebiete des deutſchen öftentlichen Rechtes. 


Von 
Dr. W. Gläffing zu Darmitadt. 
Schluß.) 


— 


5 9. Condiktionsfälle aus dem Gebiete des öffentlichen Abgaben- 
insbefondere Steuer- und Bollrechtes. 


Unter Hervorhebung allgemeiner Gefichtspunfte joll an diejer Stelle die 
gejeßgeberische Behandlung bejtimmter Rückforderungsanſprüche aus dem öffent: 
lichen Abgabenreht Play finden. Zunächjt eunge Worte über die rechtliche 
Natur der Abgaben jelbit. 

In der Lıtteratur herrſcht Uebereinjtimmung darüber, daß der Unterjchied 
zwijchen dem auf der Finanzhoheit beruhenden Öffentlichen Abgaben 
und den auf der Örundherrlichfeit jowie dem Lehnsverband erwachienen 
privatrechtlichen Abgaben nach dem gegemvärtigen Stande der Geſetz— 
gebung, insbejondere nach der Aufhebung bezw. Umgejtaltung des Lehnrechtes 
und der Grundgefälle, Bedeutung nicht mehr beanipruchen fann. 

Unter „Abgaben“ verjteht man heute nur noch die „öffentlichen“ Ab: 
gaben.) Es ijt jedoch nicht zu verfennen, dab Abgaben zu Gunſten des 
Staates auh aus jolchen Einnahmen eriwachien, die privatwirtbichaftlicher 
Natur jind, d. b. jolche, „welche die Finanzwirthichaft als Einzehvirthichaft 
durch Anteilnahme an dem allgemeinen volfswirthichaftlichen Erwerbe jich 
verjchafft, ſei es in freiem, jei es in bejchränftem Wettbewerb.“ ?) (Boit, 
Zelegraphie, Eijenbahn, Bergwerk). Da dieſe Nechtsbeziehungen zu über: 
wiegendem Theile dem Privatrechte angehören, wollen wir diejelben aus 
unjerer Betrachtung ausjcheiden und lediglich die öffentlich-wirthichaft- 
lihen Einnahmen, jomit die Nechtsbeziehungen ins Auge faljen, welche 
auf jtaatsrechtlichem Fundamente in vermögensrechtlicher Hinficht den Staat 
und jeine lieder verbinden. Mittelbar wird dieje Verbindung durch die 
Stellung und Thätigfeit des den Staatswillen ausübenden Organs begründet 
jein. Die Beziehungen dieſer Bindung gehören ohne Frage dem öffentlichen 
Recht an, da die gliedliche Stellung des Individuums im Gemein: 
wejen, der Staatszwed, injonderheit die Bejtreitung des öffentlichen 
Aufwandes und die Macht der Finanzhoheit das Verhältnig beherrichen. 


') Siehe von Mayr, Abgaben in Stengels Wörterbuch des deutichen Ver— 
waltungsrechtes I S. 1. — Eine generelle Definition der Abgaben ericheint bei der Berichieden- 
artigfeit derielben fait unmöglich. Cine möglichit vollitändige Aufzählung der öffentlich-recht- 
lichen, in das Gebiet der Abgaben fallenden Aniprüche des Staates und der Gemeinde, ſo— 
wohl der reichs- wie landesrechtlichen, enthält der Entwurf eines Großb. Heſſ. Ge- 
fees, das Verfahren der JZwangsvollitredung im Berwaltungsmege betr. 
Art. 1 in der Zeitichrift für Staats- und Gemeindeverwaltung im Großb. Heilen Nr. 19, 
17. Jahrgang (1893); über die Motive ſ. Nr. 20 dieſes Jahrganges 

) Nat. Mayr ib, S. 2. 
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Als Unterarten der öffentlichen Abgaben hat man in der Finanzwiſſen— 
haft vorzugsweife die Steuer und Gebühr gegemübergejtellt. Die beion- 
deren Abgaben oder Gebühren jind diejenigen, „welche aus Anlaß jpe= 
zieller Inanjpruchnabme öffentlicher Organe oder Anftalten zu zahlen 
find“, während den Steuern oder allgemeinen Abgaben dies Moment der 
Entgeltlichfeit fehlt.) Es bat nicht an Verjuchen gefehlt, die unter bejonderer 
Betonung des jynallagmatijchen Elementes in dem Begriffe der Gebühr diejer 
einen privatrechtlichen Charakter zuiprechen wollen, doc hat mit echt die 
herrjchende Lehre eine andere Anficht?). Der Charakter der Steuerpflicht 
dagegen tjt für die heutige Zeit ſtets ein ausſchließlich öffentlich-recht— 
licher gewejen.‘) 

Dieje Qualität muß hiernach auch dem Fundamente der diejen Nechten 
entnommenen eondietio beiwohnen. Letztere jelbjt ift, wie ein Weberblid auf 
dem Gebiete des Gebührenrechtes‘) zeigt, feineswegs in materieller Hin— 
jicht durch bejondere Beitimmungen geregelt. Findet der Rückforderungs— 
anſpruch überhaupt eine Erwähnung im Gejege, jo lieſt man hie und da 
Worte wie „Rückvergütung“ oder „Rüderjtattung“. Dieſe allgemeinen Aus- 
drücke entbehren der zur Beitimmung der Nechtsqualität des genannten Ans 


') von Mayr ibid. ©. 3 ferner: Das öffentliche Intereſſe mit Bezug auf das Ge— 
bübren= und Steuerwejen, die Erpropriation und die Scheidung von Privat: und öffent— 
lihem Recht Fr. J. Neumann in „Annalen“ 1886 ©. 361: „Steuern: zur Ge— 
winnung von Staats: oder Gemeindeeinnahme, i. e. ©. angeordnete Zahlungen oder 
Lieferungen, joweit dielelben weder Entgelte für jpezielle Gegenleiitungen_des 
Staates reip. der Gemeinde noch von den den legteren über- oder untergeordneten öffent- 
lichen Behörden als ſolchen zu leiften find. “ „Gebühren: zur Gewinnung von 
Staats- oder Gemeindeeinahmen i. e S. nah Maßgabe von Vorgängen angeordnete 
Zahlungen oder Lieferungen, joweit diejelben Entgelte für ipezielle Gegen— 
leiſtungen des Staates reſp. der Gemeinde von öffentlichem Intereſſe ID — Bgl. 
ferner Grgänzungsband zum Archiv für Vermwaltungsreht (Parey) 1890 ©. 

Zweifel können nur da entitehen, wo im öffentlihen tert nicht die 
Thätigteit des Staates, fondern eines Einzelnen das "Entgelt für die zu 
entrihtende Gebühr bildet So bei der Nebr ebühr der Schornfteinfeger vgl. 
Arhiv für Verwaltungsrecht von Stolp Bd. 16 ©. 151: „Leiftung und Gegen- 
leiftung verlieren bier ihren privatrechtlichen Charakter nicht dadurd, dab den Bezirkseinge- 
ſeſſenen im öffentlihen Intereſſe auferlegt ift, die zu leiftende Handlung einem be= 
ftimmten Gewerbetreibenden zu übertragen, und diejer verpflichtet ift, den Auftrag 
zur Leitung der Handlung gegen eine beftimmte Vergütung zu übernehmen und ebenio 
wenig durch den ganz nebenfächlichen Umftand, daß die adminiſtrative Ymangseinziebung 
* ame zugelaſſen iſt.“ E. des R.-G. vom 24. Oktober 1889 im „‚Juriftiichen Wochen= 

att“ 

’) von Mayr ibid. ©. 3: „Entgegen der mittelalterlichen vertrags— 
mäßigen Regelung der Beiteuerung zwiſchen Fürſten und Wolf iſt vorbe— 
reitet durch die Entwickelung des Steuerweſens in den neueren abſoluten Monarchieen mit 
der Erfenntniß der Gleichartigkeit der Staats: und Volksintereſſen und mit der ftetigen 
Steigerung der Gelammtaufgaben des Staates der Gedante der öffentlich-rechtlichen 
Steuerpflidt zum Durchbruch gekommen.“ Bol. ferner die dort angeführten 
Nachweiie aus den deutſchen Verfaffungsurtunden. — Es hat nit an Verfuchen gefehlt, 
jelbit die ſtaatsrechtliche Grundlage der Steuer privatrechtlich anfzufalien. So 
wurde in einer Konkursſache eine Steuerforderung zurüdgemwielen, nachdem fich berausgeitellt 
hatte, vaß der Gemeinichuldner feine ungünftige Geichäftslage durch unwahre Angaben vor 
der Steuerbebörde verjchleiert hatte Man behauptete, bier läge eine „Freigebigkeit“ des 
Gemeinihuldners in der Abgabe der unmwahren Deklaration. Mit Recht hat das Reichs— 
gericht (1. Givilfenat vom 5. „Juli 1884) bemerkt, daß Forderungen aus dreigebigteit nur 
aus Rechtsgeſ Ad entitehen können, daß jedoch die er des Staates 
nie einem Rechtsgeſchäfte, fondern einem ftaatsrehtlihen Redtsiage 
eine Reger, Bd. 5, S. 472, Nr. 360. (Rechtlicher Charakter der Eischelsciiien) 

ol. von Mayr ibid. ©. 466 ff. 
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ſpruchs unbedingt erforderlichen Präziſion. Auch in Formeller Hinficht, in 
der Frage des Rechtsſchutzes der Nüdvergütung, erjsheinen die geieglichen 
Beſtimmungen nicht zureichend. Nach dem überwiegenden Theile der deutichen 
Geſetzgebung ift für das Gebührenrecht ein Bejchwerde- oder Neflamationsiweg 
geichaffen. Die Frage, ob nad Erſchöpfung diejes Inftanzenzuges 
ein flagbarer Anjpruch auf Nüderjtattung der zu Unrecht gezahlten 
Gebühr vorhanden ijt oder nicht, hat die Gejeggebung zu einem großen Theile 
nicht durch ausdrüdliche Bejtimmung, jondern durch Schweigen 
vermeimt und dadurch auf diefem Gebiete nicht unerhebliche Zweifel geichaffen.') 

Eine Ausnahme von dieſer wenig erfreulichen Art gejeßgeberijchen 
bildet die Neichsftempelgejeggebung. Die Stempelabgaben haben, wenn 
man jie auch in der Negel unter die Klaſſe der Gebühren rechnet, doch 
eine von Ddenjelben verjchiedene Natur. Sie haben offenbar injoweit einen 
jtenerartigen Charafter, als von einem Entgelt für eine bejondere Staats: 
leiftung feine Rede it; die Pflicht zur Zahlung gründet jich vielmehr auf be= 
ſtimmte Vorgänge des VBerfehrslebens, jie it daher injoweit eine Ver: 
fehrsiteuer.‘) Das unjere Börjenfteuer enthaltende Reichsſtempelgeſetz bat 
zwar auch in der früheren Faſſung eine ausdrücliche Beitimmung über die 
Art und Weije der Geltendmachung von Kondiktionsanſprüchen nicht enthalten, 


’) So hat in Heilen noch bis vor furzem Zweifel über die Frage beitanden, ob eine 
von den heſſ. Gerichten der nicht jtreitigen Gerichtsbarkeit auf Grund des heſſiſchen 
Stempeltarifs gemachte Auflage Hagend vor dem ordentlichen Gerichte angefochten bezw. 
fondizirt werden kann, insbejondere mit der Behauptung, der angewandte Tarif ftehe mit 
dem Reichsrecht im Widerſpruch. Dem charakterütiichen Falle lag folgender Thatbeitand 
zu Grunde Die Bank für Handel und Induſtrie hatte in einer außerordentlichen General- 
verlammlung vom 12. März 1889 die Erhöhung ihres Aktienkapital um 12 Millionen 
Markt nominal beichlojien. Zur gerichtlichen Beurkundung diejes Beichluffes war nad 
Art. 2382 des 9.-G.-B. ein Amtsrichter zugezogen worden. Demnächſt wurden für dieſe 
Beurkundung nad) der heil. Verordnung vom 18. Januar 1882 bezw. Stemweltarif Ziffer 4 
und 29 im Ganzen 60000 Mark Stempelgebübren erhoben. Bergeblid hatte die Bant 
gegen Die Anforderung proteitirt, weil die Emiſſion ihrer Aktien nad dem Reichsgeſetze 
a. 29. Mai 1885 $ 1 einer Stempelabgabe unterliege, und eine wiederholte Beitenerung 

egen $ 5 eit. leg. veritoße. Die Beichwerden bei dem Amis⸗ und Yandgericht blieben ohne 
olg. Die Beiteuerung der Aktien ichließe die Pflicht zur Zahlung der Gerichtskoſten 
nicht aus, außerdem liege ein gebührenpflichtiger Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit vor. 
Der Klage auf Rüderftattung wurde der Fall des Kompetenzkonfliktes jeitens der 
beji. Regierung gegenüber geitellt, worauf die Angelegenheit zur Enticheidung des Ver— 
waltungsgerichtshofes kam. Das vorher mit der Sache befaßte Yandgericht äußerte ſich ge» 
jeglicher Borichrift gemäß über die Zuläſſigkeit des Rechtsweges und hat diele Frage in 
jeinem Berichte vom 10. April 1890 dahin entichieden: 
„daß im vorliegenden Fall weder durch Reichs- noch Landesgeieh der 
Rechtsweg verſchloſſen jein dürfte.“ 
—— wird unter Bezugnahme auf die Entſcheidungen des R-G. in Strafſachen, 
V, ©. 34, VII, ©. 255, XI, ©. 65 ff. und ©. 9%, Bo. XV, ©. 323 ff., fowie 
a Archiv Bd. 21 Nr. 279, BD. 24, Nr. 38, Bd. 27, ©. 174 dem Grundſatz von 
der allgemein anerfannten Zuläfligteit des Rechtsweges beigeflichtet, derjelbe auch näher 
begründet. Sodann wird Die Konformität der heil. Geſezgebung nachgewieſen und ferner 
konſtatirt, daß eine gegentheilige, den Rechtsweg ausſchließende Beſtimmung nicht vorhanden 
iſt. Trotzdem wurde ſeitens des Verwaltungsgerichtshofes die Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
angenommen: es ſei unzweifelhaft, daß der Inſtanzenzug die betreffende Stempelangelegen— 
heit völlig erledige. Vgl. gr Nähere Heinzerling im Archiv für prakt. Rechtswiſſen— 
ſchaft 16. Band 2. Heft, S. 160—180. 
Dieſe unterſcheidung iſt keineswegs leicht durchzuführen. Insbeſondere nicht für 
Heil en, da bier die Stempelabgabe nur zur Erhebung fonımt, wenn ein Beamter 
oder eine öftentlide Behörde eine ana gien auszuüben bat. Wal. aud 
Jakob, Stempelitener in Stengels Wörterbuch, Bd. 2, ©. 543. 
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es iſt jedoch von der Rechtſprechung!) ſtets dahin ausgelegt worden, daß 
den Rücforderungsanipruch der Rechtsweg nicht verjagt jet. Seitdem 
das Gejeg in der Faljung der Abänderungsnovelle vom 29. Mai 1885 
ein ausdrüdliches Klagerecht jtatuirt hat, dürfte jeder Zweifel bejeitigt jein.”) 
Es wäre jedoch unrichtig, wenn man letztere Beſtimmung als allgemeines 
Prinzip für alle Reichsitempelabgaben binjtellen wollte. Es gibt reichs— 
geieglich geregelte Stempelabgaben, deren Necht zum Theil in Folge partifu- 
laver, ergänzender Bejtimmungen einen flagbaren Anſpruch nicht fennt; wir 
nennen die Wechjelftempeliteuer und den Spielfartenjtempel. Fehlen hier flag: 
bare Rechte, jo dürften jolche fubjeftive Anjprüche auch nicht zu finden 
jein in den Borjchriften unjerer Steuerrechte, die ein Eingriffsrecht der 
Oberaufjichtsbehörde in die Thätigfeit der ihr untergeordneten Organe jtatuiren, 
wenn es jich um die Aufrechterhaltung jteuerrechtlicher Grundjäge handelt. 
Die amtliche Pflicht der Beauffichtigung jtellt feine Thätigfeit dar, auf deren 
Ausübung und Durchführung der Einzelne ein Recht hätte. Die Weigerung 
der Aufjichtsbehörde, auf dieſem Wege Nechtsnormen im Intereſſe des Petenten 
in Dervegung zu ſetzen, läßt ſich nicht mittels richterlicher Klage bes 
jeitigen. Leider ermangelt es in diejer jehr wichtigen ‘Frage unjeren Gejeg- 
gebungen — auc) die reichsrechtliche ift nicht ausgeſchloſſen — nicht jelten an der 
nöthigen Beſtimmtheit der Faſſung. So iſt 3. B. das Eingriffsrecht und die 
Jurisdiftionsbefugniß des Reiches in Finanzſachen überhaupt nicht durch beſondere 
Beſtimmungen des Geſetzes geregelt.) Erſt die Litteratur und Praxis haben die 
Anſchauung gefeſtigt, daß in dem Oberaufſichtsrechte des Reiches auch eine 
Jurisdiktion liege, „indem der Beſchluß des Bundesrathes im Weſentlichen ein 
Urtheil darüber enthalten kann, ob die Beſtimmung eines Reichsgeſetzes oder einer 
Bundesrathsverordnung richtig oder falſch ausgelegt reſp angewendet worden iſt.“) 
Dieje durch die reichsrechtliche Exekution vollziebbare Thätigfeit des Bundes- 
rathes als Oberanfjichtsbehörde in Neichsfinanzjachen iſt ohne Frage geeignet, 
das Bertrauen auf die Pflege des Nechtsgedanfens auch auf Dem Gebiete 
zu fejtigen, in welchem heute noch, wie die Vorwürfe der Gegenwart betonen, 


ı Vgl. RG. (Givilfachen), ®.11, 64—100. In klarer und überlichtlicher Weile 
bat Dr. Selir Hecht in jeiner —E in Schanzs Finanzarchiv, 1. Jahrgang. 
2. Heft: „Der Rechtsweg in Stempeljaden“, die Säße der früheren Rechtſprech— 
ung zufammengeitellt. — Diejer Hinweis muB bier wegen Raummangels genügen. In der 
enannten Abhandlung befindet ſich auch eine Jufammenitellung des gejammten im 

eutihland früher geltenden Rechtes. Bezüglich der Praris im Reichsrecht vgl. 
* = * XVI, S. 63; XVIII, ©. 6, 25, 54, 51; XX, 8, 5, 25; für das preuß. Land» 
recht : 255; X, 256, 265; xmi, 265: XIV, 256, 258; XVL 210; XV, 230; XVII, 
206; Zvii 209 | (Wertrag über eine elellriſche Leitung „Sadıe“ im Sinne Des Stempel. 
geiehes 9), a II, 427; XIX, 318; XXV, 222, 247, 952, 258, 323. 

8 „Im Beziehung auf die Verpflichtung zur Entrichtung der in dieſem Geſetze 
PERE As Absaben it der Rechtsweg zuläflig. Die Klage ift bei Verluft des Klagerechtes 
„binnen jehs Monaten nad erfolgter Beitreibung oder mit Vorbehalt geleiiteter 
„gablung zu erheben . . . . 

*) Dies gilt auch zum Theil von der Art des Rechtsſchußes. Es müßten denn gerade 
ausdrüdliche Vorichriften vorliegen. S. die bei Laband, das Finanzrecht deutihen 
Neihes in „Annalen“ 187 3, 5. 483 angeführten Geſetze. 

% Rabanda.a ©,5. 484. Natürlich bat, wie Yaband auch hervorhebt und be 
ründet, diejer Beichluß nicht den Gharakter einer Eniſcheidung quae jus facit inter partes, 

er Einzelne hat nur ein „Recht“ zur „Anzeige“ der Geießesverlegungen. Der Beſchluß 
ift aber maßgebend für die Regierungen, leßtere find verpflichtet, dafür zu forgen, daß die 
vom Bundesratbe für richtig erkannte Anſicht durchgeführt werde. „Die Wirkſamkeit der 
vom Bundesrathe gefällten Urtheile erſtredt ſich daher auf alle zukünftigen und alle noch 
nicht definitiv entſchiedenen, ſchwebenden Fälle, und auch für bereits erledigte Angelegen— 
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mittelalterliche Anjchauungen berrichen jollen.‘) Auh in Preußen 
it man neuerdings zu der Ueberzeugung gelangt, daß im Gebiete des Ge— 
meinDdejteuerrechtes eine Staatsfontrole für die Aufrechterhaltung fteuer- 
rechtlicher Grundjäge wünjchenswerth ift. Nach dem neuen preußijchen Ges 
meindeabgabenentwurf,*) der auch in jozialpolitiicher Hinficht von Intereſſe jein 
dürfte, it der Staatögewalt ein Necht des Eingriffs gegeben, im Falle 
die Beichlüffe einer Gemeinde gegen Bejteuerungsgrundjäge verſtoßen jollten. 
Gewiß können auch auf dem Wege der Anrufung der die Aufficht führenden 
jtaatlichen Behörde rechtlich begründete Kondiftionsanjprüche des Einzelnen ver— 
wirflicht werden. Aber cbenjo klar it es, daß jene objeftiv:rechtlichen, die Kom— 
petenzen der Behörden unter jich abgrenzenden Beitimmungen feineswegs jub- 
jeftive, rechtlich erzwingbare Aniprüche des Individuums begründen. Die Prüfung 
der Frage, in wieweit jolche Aniprüche im Steuerrechte anerfannt find, muß der 
bejonderen Unterjuchung des einzelnen in Betracht fommenden Rechtes über- 
lajjen bleiben. Es wäre falich, jene Frage im Allgemeinen mit der Begründ- 
ung zu verneinen, daß es den Beltimmungen eines Steuergejeges überhaupt an 
qgegenjeitigen Recht Sbeziehungen ermangele. Auch die Steuergejeggebung 
ſchafft Nechtsbeziehungen. Hat das verfallungsmäßig zu Stande gefommene 
Steuergejeg das Steuerobjekt, die Steuereinheit und den Steuerfuß feitgeitellt, 
jo tit mit der Thatjache der Heranziehung eine inhaltlich beitimmte und ihrem 
Umfange nach umgrenzte obligatio ex lege entjtanden. Die Schuldner der Obli- 
gation jind als die rechtlichen Inhaber der Steuerobjefte ohne weiteres gegeben. 
Wird das Vorliegen der für die Steuerpflicht maßgebenden Qualififation der 
fonfreten Einzelperjon bejtritten, jo tritt auch die Gegenjeitigfeit der durch 
den jtaatlichen Eingriff geichaffenen Nechtsbeziehungen hervor. 8 zeigt ſich 
dies insbejondere bei der Frage der nach Neichsrecht nicht zuläſſigen Doppel- 
beftenerung. Die einzelnen Landesrechte gehen von den verjchiedeniten Geſichts— 
punften bei Feititellung der Stenergrundlage aus. Bald iſt die Einkommens— 
quelle, bald das Einfonmen als jolches, bald der Wohnfig oder Aufenthalt 
oder die Staatdangehörigkeit zum Ausgangspunfte der Steuer gemacht. Hier: 
nach fonnte es micht ausbleiben, daß die Durchführung der Möglichtet, ein 
Steuerjubjeft hinfichtlich desjelben Steucrobjeftes mehrfach zur Steuer heran 
zuzieben, eine nicht jeltene Klage in der Praxis bilden würde. Indem mun 
der Gejeßgeber durch das reichsrechtliche das Landesrecht forrigivende Verbot 
der Doppelbejteuerung eine bejondere Rechtskontrolle für die Begründung jolcher 
Klagen ichuf, Hat er ohme (Frage in thesi das Vorhandenjein von Rechts— 
anjprüchen Einzelner anerkannt, die ſich unmittelbar auf die teuer: 
rechtliche IThätigfeit des Staates gründen und im Stande jein fönnen, alle 
Wirkungen diejer Staatlichen Willensäußerung zu bejeitigen. 

Für umjere bejtimmte Frage hat leider die Partifulargejeggebung im 
Allgemeinen nicht immer in flarer Form das Vorhandenjein eines jubjeftiven 


beiten fann unter _Umftänden ein Bundesratbsbeichluß Veranlaſſung geben, zu Unrecht 
erhobene Zoll- Steuer, Wechſelſtempel und andere Beträge aus Billigkeit 
oder in Folge eines gegen den Fiskus des betreffenden Staates ange: 
ftrengten Gioilprogefles zu reſtituiren, Sollte eine Yandesregierung, der an jie 
ergangenen Aufforderung ungeachtet, in der Verlegung oder Nichtbefolgung eines Bundes- 
geleben —— jo kann das Reich die Exekution gegen fie vollitreden.“ 
Vol. au Felix Hecht, a. a. O. 
) al Blätter für foziale Praxis von Pr. N. Brüdner, 1. Jahrgang, 1893, 
3. Mai: Die Staatstontrolle im vreußiihen Gemeindeabgabenentwurf in 
Seit Mr. 18 und 19. 
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Nechtsanipruch® anerfannt. Wohl aber gilt dies von den unzweideutigen Be— 
jtimmungen der Preußiichen Gejeggebung, joweit fie in formeller Hinſicht 
ausdrüdliche, wenn auch nicht immer conjequente Vorjchriften enthält. Sie 
mag daher an eriter Stelle hier Erwähnung finden. 

Zunächſt dürfte das Gejeg vom 24. Mai 1861, betreffend die Er: 
weiterung des Nechtsweges, von Bedeutung jein. Art. 9 dieſes Geſetzes 
regelt die Ööffentlich-rechtliche Erjtattungsflage. ') Zur Zeit diejes 
Erlaſſes war der Nechtszuftand in Preußen folgender: 

1) Ob eine Forderung einer Steuer, eine „allgemeine Anlage“ im Sinne 
des Geſetzes jei, hat lediglich die Verwaltungsbehörde zu bejtimmen. 

2) Ueber die Verbindlichkeit zur Entrichtung allgemeiner Anlagen findet fein 
Prozeß ftatt, aus welchem Grunde auch immer, der ungejeglichen Erhebung, der 
Prägravation oder jonit, ein Anjpruch gegen den Berechtigten auf Befreiung 
geltend gemacht werden könnte, mit alleiniger Ausnahme der folgenden Nummer. 

3) Behauptet Jemand aus den drei bejonderen Gründen: Vertrag, Privi- 
fegium oder erjigender Verjährung, die Befreiung von einer Abgabe, jo joll 
er darüber rechtlich gehört werden. 

4) Behauptet Jemand in der Beitimmung jeines Antheils über die Ge 
bühr belajtet zu jein, jo ift hierüber ein Prozeh unter den Kontribuenten — 
jedoch nur unter diefen — zuläjjig. °) 

Das Gejeg hat Fall 3 und 4 unberührt gelaſſen, diefen aber zwei neue 
hinzugefügt, in denen die Rückforderungsklage zuläſſig ift: 

1) Wenn der Steuerpflichtige behauptet, daß die einzelne Forderung 
bereit3 früher getilgt oder bereits verjährt jet, in welchem Falle die Klage 
auf Erftattung des Gezahlten binnen jechs Monaten jtattfinden joll; 

2) wenn er behauptet, daß die geforderte Abgabe feine öffentliche Abgabe 
jet, jondern auf einem aufgehobenen, privatrechtlichen Fundamente, insbejondere 
einem früheren gutöherrlichen, jchugberrlichen oder grundherrlichen beruhe. °) 

Unter legterer Modififation hat man den wohl für das gefammte Steuer: 
recht giltigen Grundſatz anerfennen wollen, wonach die einjeitige Bejtimmung 
der Natur der Abgabe als Steuer zu den Hoheitsrechten des Staates gehört, 
und hiernad ein Nechtsitreit über die Natur der Abgabe ausgejchlofjen jein 
joll.*) Hervorzuheben ift, daß der NRegierungsentwurf bei vorbehaltlojer Zahl: 
ung ein Rüdforderungsrecht nicht anerkennen wollte. Die Stelle des Kom— 
miſſionsberichts jagt: 

„Ein lebhafter und längerer Streit erhob ich jedoch über die Bejtim- 
mung des $ 9, nach welcher die Nüdforderungsflage binnen jechs Monaten 
nach der unter Vorbehalt geleifteten Zahlung ftattfinden ſoll“. Die Kom: 
mifjarien motivirten diejen Vorbehalt durch das fisfalische Intereffe und durch 


7859 Wegen allgemeiner Anlagen und Abgaben ($ 36, 41 der Verordnung vom 
26. Dezember 1808, Gejeßlammlung 1817, &. 283; $ 78, 79, TI. U, Titel 14, Allgemeinen 
Landrechtes) kann auf Grund der Behauptung, daß "die einzelne Forderung bereits früber 
getiig! oder verjährt fei, die Klage auf Eritattung angejtellt werden, — jedoch bei 
erluit des Klagerechtes — nur binnen ſechs Monaten nach erfolgter Beitreibung 
oder geleiiteter Zahlung. — Tie landesrehtlihe Stempelllage regeln Art. 
11 und 12 eit. leg. Erſt mit der Einführung des Gejeges * 24. Mai 1861 war dem 
Stempelrüdforderungsanſpruch die Klagbarkeit gegeben. Vgl. E. des R.G. Bd. 17, 206. 
) Worte der Motive zu dieſem Gelche, 2. Abe abgedrudt in. Hartmann, Ober⸗ 
Staatsanwalt beim Ober-Tribunal, das Verfahren bei Kompetenztonflitten, . 1861, ©. 11. 
’, Mal. Rommiffionsbericht des Abgeordnetenhaufes, abgedrudt ibid. 15 und 16. 
9 Val. hierüber die in Primker, die Kompetenzkonflikte in Preußen, "Berlin * 

S 43 44 und 45 angeführten Rachweiſe für Preußen. Hartmann, a. a. O. S. 1 
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analoge Grundjäße der condietio indebiti. Andererjeit3 wurde ein- 
— daß ein ſolches unbedingtes Erforderniß mit den Grundſätzen der 
Rückforderung einer Nichtſchuld (Allg. L. R. I, 16, 8 160 ff.) nicht überein— 
ſtimme; daß eine praktiſche Härte darin liege, von dem Zahlenden einen ſchrift— 
lichen Vorbehalt zu fordern, da man den Kaſſenbeamten doc nicht zwingen 
fünne, den Vorbehalt in die Quittung aufzunehmen, und daß der Zahlende 
überhaupt oft in entjchuldbarem Irrthum an einen jolchen Vorbehalt nicht 
denfen werde. Es wurde dagegen zwar repliziert, daß die Anwendung der 
Grundfäge (Allg. L. R. I, 16 8 160 ff.) jich nicht von ſelbſt verjtehe, 
weil es jich um fein privatrechtliches Verhältniß Handle, daß deshalb 
der Vorbehalt auch nicht jchriftlich zu jein brauche. Indeſſen wurde jchlieh- 
lıh die Streichung der Worte: „unter Vorbehalt“ mit 6 gegen 5 Stimmen 
beichlofjen, womit jich ein weiteres Amendement, dieje Worte durch den Aus— 
drud: „unter Widerjpruch“ zu erjegen, erledigte. ‘) 

Daß die Beftimmungen des preußischen Rechtes nicht fonfequent find, ift 
ihon gejagt. Es iſt ein Irrthum, behaupten zu wollen, die anerkannten Titel 
der Niückforderung fein Brivatrechtstitel?), daher jei auch der Nechts- 
weg vor dem ordentlichen Gerichte zuläſſig. Schon Brater (a. a. O. ©. 34) 
bemerft: „Die genannten Nechtstitel haben dann die Eigenschaft von Staats: 
rechts, nicht Privatrechtstiteln“. „Individuelle Befreiungen von öffentlich: 
rechtlichen Verpflichtungen”, jagt Hänel’), „kraft eines jpeziellen Nechtstitels 
3. B. nach preußiichem Rechte Steuerbefreiungen oder Freiheit von polizei- 
lichen Verfügungen mit vermögensrechtlicher Wirkung fraft Privileg, Vertrag 
oder Verjährung begründen jowenig ein privatrechtliches Verhältniß, als die 
Berreiungen ganzer Perſonenklaſſen fraft jus singulare. Denn der Nechts- 
titel enticheidet jchlechthin nicht über die private oder öffentliche Natur eines 
Rechtsverhältnifjes. Das durch jene Nechtstitel begründete Rechtsverhältnig 
it aber eine Beichränfung der Steuer: oder Polizeihoheit des Staates und 
jede Begrenzung der Staatsgewalt auch gegenüber dem Privat- 
rechte iſt Inhalt des Öffentlichen Nechtes. Daher denn auch die be- 
zeichneten MNechtsjtreitigfeiten nach neuem preußiichem Rechte (Zandesverwalt: 
ungsgejeß vom 30. Juli 1883, $ 127 und Zuftändigfeitsgejeg vom 1. Auguft 
1883, 8 160) vom Rechtsweg auf den Weg der VBermwaltungsgerichtsbarfeit 
verwieſen ſind.“ 

Dieſe Auffaſſung von der öffentlich-rechtlichen Natur des Verhältniſſes 
findet heute in den Motiven der neueren preußiſchen Geſetzgebung und in der 
Thatſache der Kompetenzabgrenzung ihre Beſtätigung. Die ältere Anſchauung 
von dem auf Privatrechtstitel begründeten zivilen Rechtsſtreite kehrt jedoch 
in der früheren und zum Theil heute noch gültigen Gejeggebung mancher Bundes- 
jtaaten wieder. So bejtimmt z. B. 8 11 des ſächſiſchen Geſetzes betr. die Kom— 
petenzverhältnifie für Juſtiz- und Verwaltungsbehörden vom 28. Januar 1835: 

In den Fällen des 8 8 und 6 (Bürgerrecht, öffentliche Abgaben und 
Leiftungen, ſchul- und firchenrechtliche Leitungen und Anfprüche) tritt aber die 
Kompetenz der Juftizbehörden, mithin der Nechtsiweg ein, wenn Jemand jich 
dabet nicht bloß auf Gejege, Provinzialortsjtatuten oder allgemeine Grundſätze, 
jondern auf bejondere Nechtstitel (Privilegien, vechtsfräftige Enticheid- 


’) Vgl. Hartmann, a. a. ©. S. 17. j 
So der Hommillionsbericht und die ihm folgende Literatur. 
) Deutfches Staatäredht, I, 5. 159, Anm. 7. 
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ungen, Privatwillenserklärungen, Verträge, legten Willen, Stiftungen, Aner: 
fenntnifje, Verjährung, Herkommen) beruft, und zwar ſowohl rüdjichtlich der 
Zuläjfigkeit, als des Beweijes und der Wirfung der gedachten Titel. — Ab- 
gejehen von der inneren Berjchiedenheit der mit Zwang unter ein äußeres 
Moment gebrachten Verhältniſſe hat fich, wie dies auch die Praxis bejtätigt, 
die prinzipielle Einhaltung der Grenze nicht durchführen laſſen. Speziell für 
unjere Frage iſt für das jächjtiche öffentliche Abgabenrecht troß des bejonderen 
Nechtstiteld der Rückforderung einer sine causa bezahlten Schuld die öffent- 
ficherechtliche Qualität der condietio indebiti oder sine causa anerfannt und 
demgemäß der Anjpruch dem VBerwaltungsgerichte zugetheilt. ') 

Aus dem neueren Steuerrechte von Sachien und Preußen fünnen wir 
an dieſer Stelle nur das jächjiiche Einfommenfteuergejeg vom 2. Juli 1878 
und das preußische vom 24. Juni 1891 hervorheben. Beide — innerlich nahe 
verwandt, Walker ?)nennt legteres eine „verbejjerte N achahmung“ des eriteren — 
itatuiren einen Reffamationsweg und haben eine bejondere legte Injtanz zur 
Entjcheidung von Rechtsfragen. In Sachjen enticheidet legtere der Finanz: 
minifter, in Preußen das Oberverwaltungsgericht. 

Die für unjere Frage bemerfenswerthe Nechtiprechung der bayerijchen 
Bermwaltungsgerichte ijt bereits oben °) bejprochen worden. Der jubjeftive Rück 
forderungsanjpruch wird nad) Anficht des Plenums des bayerischen Berwaltungs- 
gerichtshofes nad) den Theorien des Privatrechtes beurtheilt. Hinſichtlich der 
für die Geltendmachung individualrechtlicher Anſprüche des öffentlichen Nechtes 
beitehenden formalen Bejtimmungen verweijen wir, joweit verwaltungsgericht- 
liches Verfahren in Betracht fommt, auf die Abhandlung Seydels m den 
Annalen 1885 ©. 214—277. Was jpeziell die Staatsiteuern in Bayern 
anlangt, jo fünnen Anjprüche auf Rückerſatz bezahlter Steuern überhaupt nicht 
mehr geltend gemacht werden, wenn einmal in rechtsfräftiger Weije die Steuer: 
ſchuld feitgejtellt ift.*) Die Frage der Verjährung hat man ausdrüdlich ge 


") Ex. des ſächſ. GCompetenzgerichtshofes vom 28. September 1886 in Reger. B. 7 
Nr. 416. Das Urtheil adoptirt volltommen die Anihauungen Sarwens a. a. OD. © 
334, 562 Nr. 7. Vgl. ferner Urtbeil des Oberlandesgerichts Dresden vom 13. März 1884 
in Reger, B. 6 Nr. 369, das richtig die Gebübrenforderung des Staates als Ausfluß der 
Fistalgewalt bezeichnet und die Annahme eines privatrechtlichen Vertrages oder Geſchäfts— 
führung zurüdweiit. Im lebteren Falle wurde in Gemäßbeit des den $ 49 der fächi. Ver: 
fafjungsurfunde modiijirenden Geſetzes vom 28. Januar 1835 (bier S 7 Ziffer 3) die Zus 
läſſigkeit des Rechtsweges für die condietio angenommen, weil die bloße Behauptung ge: 
wahrt war, es läge ein Mipbrauch der Amtsgewalt vor. Ueber die Judicatur im Armen— 
recht vgl. Neger, B. 3, ©. 344. — Für den öffentlichvechtlichen Rechtsſchutz in Sachſen 
ſind beſondere Verwaltungsgerichte nicht eingeführt. Gewiſſe Garantien ind nur inioferne 
gegeben, al3 das enticheidende Forum ein aus drei gleichberechtigten Mitgliedern beitebendes 
Kollegium _daritellt und für das Verfahren im Adminijtrativitreit die Grundläge des älteren 
Hivilprozefies gelten. gl. Leuthold Staatsrecht des Königreichs Sachen in Marquardiens 
Handbuch 5.204. „Ein Schuß des Einzelnen durch Richteriprud; in den Fällen, in welchen derjelbe 
nur der Öffentlichen Gewalt gegenüberitebt und behauptet, durch eine Verfügung derjelben in 
einem ibm zuftehenden Rechte verlegt zu fein Mechtsbeichwerde), kennt das ſächſiſche Recht 
nicht.“ n 6 von Sarwey, öffentliches Necht und Verwaltungsrechtspflege 1880 S. 252. 

— der Rechtsſchuß gegen zu hohe Steuern und Steuereinfchägungen, 

Berlin 1898. 

) ©. 76 a 88. — Eine kurzgefaßte überfichtliche Taritellung des bayerischen Rechtes 
in unjferer Frage enthält Sarwen, — — S. 566 ff. 

*# Sendel bayer. Staatsredht, 1. Aurl., 5. 7, 202, 2. Aufl., II, S. 373, 485. 
Es entipricht dieje Worichrift dem — im rer allgemein anerkannten Gru nd» 
faße, wonach die exceptio rei judicatae ftets der Durchführung einer condietio entgegenitebt. 
Dal. Puchta, Vorlefungen $ 309. 
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regelt. Mit Ausnahme der Gejege über die Grubenfeldabgabe und über die 
Beiteuerung des Gewerbebetriebs im Umbherziehen ift in den Steuergejegen die 
Vorschrift aufgenommen worden, wonach die Beitimmungen im $ 32 des 
Sinanzgejeges vom 28. Dezember 1831 im ganzen Königreiche anwendbar find. 
Hiernach ijt eine dreijährige VBerjährungsfriit für das Komdiftionsrecht ſtatuirt. 
Die Rüderjaganjprüche müfjen bei der Behörde geltend gemacht werden, an 
welche die Zahlung geleiitet worden ijt. Cine restitutio in integrum gegen 
die Erlöjchung der Aniprüche fennt nur die Erbichaftsiteuer und zwar nur zu 
Gunſten minderjähriger phyſiſcher Perjonen.') Die Enticheidung über Rück— 
erjaganjprüche erfolgt mangels bejonderer gejeglicher Beitimmungen im Finanz— 
verwaltungswege. Wird bei der Haus- und Grundſteuer die condietio auf 
den Grund der Steuerbefreiung geitüßt, jo it der Verwaltungsgerichtshof in 
legter Inftanz fompetent. NRüderjaganjprüche im Gebiete der Erbichaftsiteuer jind 
innerhalb 14 Tagen bei dem Nentamte geltend zu machen. Im erjter Inſtanz 
enticheidet die Regierungsfinanzkammer, in zweiter der Berwaltungsgerichtshof.*) 

Das badijche Recht fennt für jämmtliche vorkommende Arten öffent: 
licher Abgaben ein durch Nücdforderungsflage vor den Verwaltungsgerichten 
geltend zu machendes jubjeftives Recht. Die Reklamation, beziehungsweije 
Beichwerde an die vorgejehte Berwaltungsbehörde befteht daneben; durch Er: 
greifen der Beſchwerde wird die Klage nicht ausgeichlojfen, und umgefehrt. °) 
Wer eine öffentliche Abgabe an den Staat oder an die Gemeinde bezahlt, hat, 
wenn die Zahlung „ungebührlich“, zu „Ungebühr“ gejchab, ein Rückforderungs— 
recht. Diejes Necht jegt nicht, wie die civilrechtliche condictio indebiti 
der Landrechtsſätze 1235 und 1376 ff., den Nachweis eines Irrthums voraus, 
es genügt vielmehr die Thatjache, day eine Nichtjchuld gezahlt wurde. Das Rück— 
forderungsrecht verjährt in 5 Jahren.*‘) Für den Anjpruch auf Nüderjtattung zu 
Ungebühr bezahlter Staatsabgaben ijt der VBerwaltungsgerichtshof in erjter und 
legter Inftanz zujtändig, joweit nicht etwa durch Reichsgeſetze der Rechtsweg 
vor den Berwaltungsgerichten ausgeſchloſſen it.) Für die Rückforderung von 
Gemeindeabgaben tt zujtändig in erjter Inſtanz der Bezirfsrath, in zweiter In— 
tanz der Bermwaltungshof.‘) Diejelbe Zuftändigfeit gilt für die Kondiktionen 
von Abgaben an Kreis: und Bezirfsverbände, jowie Armenunterjtügungen. ’) 


' Dal. die bei Seydel a. a. ©. 1. Aufl. IV S. 202 Anm. 4, 2. Aufl. II ©. 486 
Anm. 32 angegebenen Nachweiſe. 

Mol. Sendela. a. ©. 1. Aufl. IV ©. 184 und 185, 2. Aufl. II ©. 475. 

) In beitimmten ‚Fällen des preuß. Steuerrechtes bildet die Reklamation die Boraus— 
ſetzung des Kondiktionsaniprudhs val. Raren, Enticheidungen oberiter deuticher Gerichts- 
böfe in Streitiachen des öffentlichen Rechtes und der Verwaltung VI, ©. 129. 

* gl. ar. bad. Geſetz vom 21. juli 1839 über die Verjährung der öffentlichen Ab— 
gaben (Reg-Blatt 1839, Nr. XXI, ©. 175) ferner die oben S. 61 citirte Nechtiprechung 
des badiichen Vermwaltungsgerichtshofes. 

) Val. $ 3 Ziffer 1 des Gefeßes v. 14. Juni 1884, betr. die Verwaltungsrechtspflege. 

°%, Der Rüdforderungsaniprudh it in dem Gelee gar nicht erwähnt, letzteres fennt 
nur eine condictio von Staatsabgaben, die man analoger Anwendung früher nicht 
für fähig bielt. Vgl. Neger B. 3, 343. 

’, MWielandt, a. a.D., 5.45—46, 48, 59—54, 418. Die Beantwortung der Frage, 
gegen welche Behörde bei Staatsabgaben die condietio zu richten it, bat man in Baden 
in guter Abficht einer beionderen Norichrift überlaſſen und bier von dem Weichlufle be= 
ftimmter Behörden abbängig gemacht. gl. Verordnung vom 5. Auguſt 1884 Geſetz- und 
Verordnungsblatt, S. 369 Nr. 32.) Zu beachten iſt, dab im der Regel die Entſcheidung der 
unteren Steuerbehbörde (Steueramt, Obereinnehmerei) nicht fofort durch Klage an- 
gefochten werden kann, fondern der Verlegte zuerit die Entjcheidung der Mittelbebörde 
zu exrtrabiren und gegen dieje feine Klage zu richten bat. 
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Baden hatte befanntlich als eriter unter den deutichen Staaten eine Ber: 
waltungsgerichtsbarfeit gejchaffen, wir meinen das alte Gejeg vom 5. Dftober 1863, 
betr. die Organijation der inneren Verwaltung, ein Werf des nationalliberalen 
Barteiführers Lamey. Das Gejeß gewährte (m $ 5, 15—18) die condictio 
indebiti in demjelbem Umfange, wie fie heute bejteht, nur daß die Klage jtets 
vor dem Verwaltungsgerichtshof zu erheben war. Als im Jahre 1834 Die 
badijche »Verwaltungsgerichtsbarkeit unter dem maßgebendem Einfluſſe von Pro— 
feſſor Schulze-Heidelberg bedeutend erweitert wurde, wurden die genannten 
88 des . 1863er Geſetzes aufgehoben, jedoch in ihrem materiellen Inhalte gleich- 
bleibend in das Gejeg vom 14. Juni 1884 hinübergenommen. Bis 1863 
gab es feine Klage, jondern nur die Bejchwerde. 

Nach dem in Württemberg geltenden Rechte dürfte in Steuerjachen nur 
der Weg der Neflamation und der jogenannten Rechtsbeſchwerde) ge 
geben jein. Die Nechtsbejchwerde hat zur Boransjegung: 

a) daß eine auf Gründe des öffentlichen Wohls geitüste Entſcheidung 
oder Verfügung rechtlich nicht begründet, und daß der Betreffende 
hierdurc in einem ihm zuftehenden Rechte verlegt oder mit einer 
ihm micht obliegenden Berbindlichfeit belajtet iſt, und 

b) dal die Aırgelegenbeiten innerhalb des Inftanzenzuges der Verwalt— 
ungsbehörden — im vorliegenden Fall Ortsſtenerkommiſſion {nur bei 
Einfommenjtener; — Hauptiteueramt — Steuerfollegium — Finanz— 
miniſterium zum Austrag gebracht it. 

Ein Necht in Form einer Klage vor Gericht it nicht gegeben. °) 


) Württ. Archiv B. 14, 5. 280, 284, 286, 288, 292, 296, 298, B. 15, ©. 334, 337, 
340, 343, B. 18, 44,9. 00. ‚4. 

Sarmwey, öffentliches Recht, 3.563, charakterifirt die Beſchwerde als „administrative 
Klage“ hinſichtlich der Staatsiteuern, jeine Anficht vertritt die berrichende Auffaſſung. — 
Eine eingeheude und die neueſte Taritellung des zur Yeit in Württemberg über die Frage 
des Mechtsweges geltenden Mechtes enthält Gaupp, die auf den Civilprozeß bezüglichen 
Normen des württembergiſchen Yandrechtes, Freiburg bei Mohr 1893, S. 3-16. Auch 
die neuere Derwaltungsgeießgebung G. vom 16. XII. 1876) hat es nicht beabfichtigt, „Das 
Problem einer prinzipiellen (Hrenzicheidung jwiichen den Gegenitänden der bürgerlichen und 
der Verwaltungsgerichtsbarfeit zur geſetzlichen Löſung zu bringen“, es bat vielmehr wie 
Gaupp betont, „Die Feſtſtellung des Begriffes der bürgerlichen Nechtsitreitigfeit, ſoweit nicht 
für einzelne ‚Fälle durch Spezialgeſetze die Zuſtändigkeit geregelt worden, auch fernerhin der 
Wiſſenſchaft und Rechtſprechung überlaſſen und ſich darauf beſchränkt, einzelne auf der 
Grenze liegende Fälle, in welchen entweder die Kompetenzfrage bisher beitritten war oder 
in welcher die Kompetenz der Verwaltungsbebörden ywar feititand, aber Gründe der Zweck— 
mäßigteit für die Zulaſſung des Rechtsweges i. e. 5. vorliegen, in Art. 2 den Gerichten 
zuzumeifen.“ Soweit in Art. 10 eit ler. verwaltungsgerichtliche Zuſtändigkeit beftimmt 
iſt, erfcheint die Zuſtändigkeit der Zivilgerichte ausgeichloiien. NRüdforderungsaniprüce 
bezablter Gemeinde: und anderer Norporationsabgaben find nad Art. 10 ver: 
waltungsgerichtliche Streitiachen. _ Im Gebiete der direkten und indirekten Staats 
teuer galt nach ſchon früher feſtſtehender württembergiſcher Praxis nur der Adminiſtrativ— 
weg als zuläſſig. (Wal. Motive des Geſeßes vom 16. Tezember 1876). Weber Rück 
forderungsaniprüche von Staatsiteuern enticheidet zunächit die Berwaltungsbehörde; gegen 
die Enticheidung der höchſten Verwaltungsbebörde iſt die im Terte genannte Nechtsbeichwerde 
an den Nerwaltungsgerichtshof früher an den geheimen Math‘ zuläſſig. Nach den neueren 
Stenergefegen verjährt das Rüdforderungsrecht in der Regel nach drei jahren. In Er— 
mangelung öffentlich-rechtlicher Beitimmungen wurden in der Berwaltungspraris die Sätze über 
die condietio inıdebiti analog angewandt. Auch für die neueſte Zeit — Ver— 
öffentlichungen über die Praris der Verwaltungsbebörden find hierüber nicht vorhanden — 
it leßtere Thatiache dem Verfaſſer von Tr. Gaupp als richtig beitätigt worden. 

° Art. 10 des Geſetzes vom 16. NIT. 1876, Neg.-Blatt S. 485 gibt einen Katalog 
von 26 Arten von Rechten, in welchen auf erhobene , Klage“ entichieden wird. Dieſe Fälle 
dürften nicht hierher gehören. 
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Aehnlich Tiegt der Nechtszujtand in Heſſſen. Hier iſt in Staatsjteuer: 
jachen lediglich ein Reklamationsweg gegeben, nicht aber ein Klagerecht auf 
Nüderftattung. Auch im Gemeinderteuerrecht it zwar ein verwaltungsgericht- 
liches Berfahren, nicht aber ein förmliches Klagerecht gejchaffen. ') 

Inter contrahentes bejtehende Anjprüche für vorgelegte Steuern, wie 
jolche namentlich bei Liegenjchaftsverfäufen vorfommen, haben die heiltjchen 
Gerichte in der Negel zugelaffen. Es ift dagegen nichts einzumenden, jo weit 
in der Kaufnotul der Uebergang der Stenerlaft gewahrt ift umd auf Grund 
des Vertrages geflagt wird. Liegt dies nicht vor, jo iſt m. E. eine condietio 
nach heſſiſchem Nechte ausgeichloffen. Man denfe an folgenden gerichtlich jet 
entichtedenen Fall. A. it Eigenthümer eines Theiles eines größeren Gutes 
gewejen. Er hat '/, diejes Theiles an den Beklagten B. und °/, an Kläger E. 
veräußert. Lebterem wurden längere Zeit hindurch jeitens der Steuerbehörde 
die Steuern auf den ganzen früher dem A. gehörigen Theil des Gutes an- 
BEN E. hat diejelben auch jtets, ohne zu reflamiren, gezahlt. Nun flagt 

. und behauptet, joweit nach dem Vorgetragenen nicht er, jondern B. 
Schuldner der Abgaben jei, jet legterer ungerechtfertigt bereichert, auch habe 
ihm Kläger durch Zahlung der Steuer jeine, des Beklagten Gejchäfte geführt. 
Mit diejer Begründung wurde die Erjtattung eines Drittel8 der verausgabten 
Summe verlangt.) Mit Necht wurde eingewandt: 


. ") Art. 48, II, pos. 5 der heſſ. Kreis- u. Provinzialordnung vom 12. Juni 1874 
ipricht nur von „Beichwerden” gegen Zuziehung zu den Umlagen oder Beiträgen jeder Art 
der politiichen Gemeinden. Nur in II pos. 1 wird über beftrittene „Ansprüche“ der 
Ortsbürger an dem Genuſſe des Gemeindevermögens entichieden. Die Art. 56 ff. der Kreis— 
und Wrovinzialordnung, die von einer einzureichenden „NKlageichrift (Beichwerdeantrag)” 
iprechen, find abgeſehen von ihrer allgemeinen, unbeftimmten Faſſung Beitimmungen ledig: 
lih formeller Natur, die weder geeignet fino, noch auch beabjichtigen, die Eigenſchaft 
des Anspruchs zu regeln. Speziell für unſere Frage dürfte noch Art. 60 des Grb- 
ichaftsiteuergeieges vom 30. August 1884 in Betracht fommen. Er läßt Anſprüche auf Rück— 
erſatz bezahlter Erbichafts: oder Schenkungsitener im fünf Jahren verjähren. Bei einer 
irrigen faktiichen Unteritellung it nah Krug, Kommentar zu dem G. nach den Grundjäßen 
der condietio indebiti ein Nüdforderungsrecht erwachlen. Zur Geltendmachung des— 
jelben ıft bei Jablungsweigerung der Abtheilung für Steuerweien der Rekurs an den Ver: 
mwaltungsgerichtsbof gegeben. — Bei der bevoritehenden Reform des heil. Steuerrechtes ift 
allgemein eine befondere Inſtanz zur Enticheidung von Rechtsfragen in ‚Form eines un— 
abhängigen Gerichtshofes vorgeieben. Die 2. Kammer bat im ‚jahre 1895 einen diesbezüg- 
lihen Antrag angenommen. 

In der mündlichen Verhandlung wurde der Anipruch in rechtlicher Hinficht als 
actio negotiorum contraria, eventuell als condietio indebiti charakterilirtt. Das Gericht 
bat diejen Ausführungen beigeltimmt. 1. E. find beide Begründungen unhaltbar. Yon 
der condietio indebiti dürften nach der Klagebebauptung vielleicht folgende Erforderniſſe 
gegeben fein: 

1. Zablung zum Zwede der Erfüllung einer Verbindlichkeit. Der 
Zabler C. hat eine dritte fremde Schuld nicht als fremde, fondern als eigene Schuld ge- 
zahlt, weil er eine eigene Verbindlichkeit für gegeben hielt. 

2. Nichtſchuld. Was die Stenerbehörde von B. zu fordern bat, iſt eine andere 
Schuld, als diejenige, welche fie von G. fordern darf. Die Steuerbebörde hat nicht suum, 
ſondern aliud erhalten, der wahre Schuldner iſt nicht befreit, die wahre Forderung beitebt 
noch fort. Val. Art. 180 Teil 17. 16 des Ü.Y.R) Wer ferner nicht einen anderen von 
deſſen Schuld, ſondern ſich Selbit von feiner eigenen Schuld, die nicht beitebt, befreien will, 
muß ein Hondiltionsrecht haben. Hiernach liegt Sowohl vom Standpunkt des Jablenden, 
des Hondizenten, als auch von dem der die Zahlung empfangenden Behörde eine Nicht: 
ſchuld vor. 

3. Irrthum. Kläger bat fich Telbit für den zablungspflichtigen Schuldner gebalten. 

4. Ungerechtfertigte Bereicherung. Tem Bellagten B. it eine Ausgabe ev 
ipart geblieben, die er nach Anficht des Klägers hätte macen müſſen, wenn das Ver— 
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1. Es gibt kein derartiges allgemeines Recht, die Geſchäfte eines Anderen 
zu führen. 

2. Es geht nicht an, durch Zahlung einer angeblichen Nichtihuld der 
Gegenpartei ihr Neflamationsrecht zu nehmen.') Hätte Kläger veflamitt, jo 
wäre es vielleicht möglich gewejen, daß vetlagter einen Steuerzettel bekam, 
gegen den er hätte reklamiren können. Die Reklamation des Beklagten war 
nach ſeiner Anſicht deshalb von Erfolg, weil die Auflage einer Steuer über— 
haupt nicht zuläſſig war, da ein beträchtliches Gemarkungsvermögen der betr. 
Gemeinde zur Entrichtung ihrer Ausgaben zur Verfügung ſtand. 

3. Eine condietio vorgelegter Steuer ſetzt voraus, daß der Steuer— 
ausjchlag zu Laften des Beklagten‘) oder der von ihm bejefjenen 
Objefte Hattfindet wie dies namentlich in dem Falle vorfommt, wo nad) 
Verkauf von Liegenjchaften die Wahrung in dem Steuerfatajter noch nicht 
erfolgt iſt. Hier liegt die Sache jo, daß die Steuerbehörde bei dem Aus- 
ichlage die Immobilien des B. überhaupt nicht berüdjichtigt, jondern Die 
Steuer nur unter den Kläger und die anderen Bejiter des früheren Gutes 
ausichlägt. Kläger meint, wenn auch das Eigenthum des Beklagten heran 
gezogen würde, würde e8 ihm weniger Steuer ertragen. Es iſt dies cin ähn— 
licher Gedanfengang, als wenn eim reicher Mann bei der Einfommcenftener 
vergeſſen ift, umd die übrigen Dorfbewohner ihn mum mit einer Zivilklage 
belangen wollten, weil ihr Ausjchlag um jo größer geworden jei. — 

Nachdem das mit der Sache beichäftigte Gericht über die in Betracht 
fommenden Steuerprinzipien mehrmals Beweisaufnahme angeordnet und in 
der That den Verſuch gemacht. hatte, auf dem Wege des Zivilprozeſſes nach— 
träglich eine Steuerlifte zu conjtruiren, machte es von der Befugniß des 8139 
C. P. O. Gebrauch und ſetzte das Verfahren aus. Die zweite Inſtanz hob 
dieſen Beſchluß auf und wies die Sache an das Untergericht zurück, es müſſe 
noch Aufklärung gejchafft werden. Bis zu diefem Beſchluſſe hatte der Pro: 
zeß beinahe 2 Jahre gedauert. Er wurde 1891,92 anhängig und im Dftober 
1895 erging Urtheil auf Nlageabweijung. ?) 








fahren der Steuerbehörde gefeglich geweien wäre. — Abgeieben davon, daß es an ſich frag- 
lich ift, ob auch die Eriparung einer Ausgabe zur „Bereicherung“ binreicht, fo tritt doch 
gerade in diefem Punkte das Unbaltbare der flägeriichen Deduktionen bervor. Sit Be: 
Hagter B. etwa als Zahlungsempfänger der condietio anzuſehen? Zunächſt it an 
B. eine Zablung nicht erfolgt. Gewiß gilt nicht nur der thatlächliche Empfänger, ſondern 
auch derjenige als Empfänger „Für den rechtlich empfangen iſt, d. b. für den rechtlich der 
Empfang die Wirkung der Befriedigung gehabt hätte, wenn er der Nläger geweien wäre.” 
(Dgl. Nebbein, Enticheidungen des vormal. Obertribunals B. III, S. 86. Das trifft 
aber nicht zu. Hiernach kann nur die Steuerbehörde der richtige Beklagte jein, da dieſe nach 
2 die „Nichtſchuld“ erhalten hat. 

Ta der Reflamationsweg nicht mehr betreten werden konnte, ein Rechtsweg nad heſſ. 
Rechte gegen die Steuerbehörde ausgeichlofien ift, hatte Kläger den B. gerichtlich belangt. — 

Segen den (Hefichtspuntt der Seichärtsführung iprechen die von dem Anmalte des 
Beklagten im Terte wieder gegebenen Ausführungen. 

‘) Wo bleibt bier die Nühlichkeit oder gar Nothbmwendigkeit der Gejchäftsführung ? 
Die heil. Verordnung der Fortführung der Grundfteuerfataiter betr. \ Reg. ‚Bl. von 
1851 S 590) macht Die Zahlung der Zteuerpfliht von dem Eintrag im Grundbuch ab- 
— Iſt Jemand in Folge dieſes Eintrages zur Steuer herangezogen worden, ſo kann 
er nur feine eigene, nicht aber fremde Geſchäfte führen. Liegt nicht eine be— 
fondere Verabredung vor, jo mangelt dem Anſpruch in der That jede Grundlage. 

*) Yediglich der Einfachheit halber haben wir hier einen Bellagten angenommen, im 
Fragefall waren es drei Beklagte, die zuſammen etwa "s des Gutstheils gelauft hatten. 
Dieſe Sachlage iſt für Kläger noch inſofern ungünſtiger, als die angebliche Steuerſchuld nicht 
einfach in drei Theile getheilt werden kann, ſondern bei jedem der Beklagten beſonders der 


* 
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In Elſaß— Lothringen entſcheiden heute noch die ordentlichen Gerichte 
über die auf den indirekten Steuern beruhenden Kondiktionsanſprüche nach den 
Grundjägen des franzöjiichen Berwaltungsrechtes.') Das Verwaltungsrecht 
von Eljaß-Lothringen Zeoni und Mandel, Mohr, Freiburg 1895) unter- 
ſcheidet: 1) Antrag auf Freiſtellung oder Minderung mit der Begründung 
einer unrichtigen Anwendung des Gejehes. 2) Gejuh um Ent: 
bürdung oder Herabjegung, wenn die Gejegm äßbigfeit der Veranlagung 
nicht bejtritten, jondern nur aus Gründen der Billigkeit ein Steuernach— 
laß verlangt wird. Für den Anſpruch zu 1) iſt im Gebiete der direkten 
Steuern ein Verwaltungsrechtsweg gegeben, das Geſuch zu 2) entjcheidet 
der Bezirkspräſident und eine weitere Regierungsinſtanz. Im Gebiete der in— 
direkten Steuern entſcheiden die ordentlichen Gerichte über die Frage der 
Gejegmäßigfeit der Horderung, Dufour IV ©. 111, Bornbaf in Stengels 
Wörterbuch, Rechtsweg II ©. 336 ; nur in zwei hier nicht näher interejfivenden 
Fällen iſt die Zuftändigfeit der Verwaltungsgerichte begründet. Bol. a. v. O. ©. 
24 und 33. — Für Staatsſteuern ijt das Prinzip der Zuläſſigkeit des Nechts- 
weges in Streitjachen über indirefte Abgaben in der bayeriichen Pfalz 
bejeitigt, während noch jet nach Art. 32 der pfälz. ©. O. vom 29. April 1869 
Streitigfeiten über die VBerbindlichfeiten zur Entrihtung und die Rücdvergütung 
von fommunalen Berbrauchsjteuern und jonftigen örtlichen Gefällen zu dem 
ordentlichen Gerichte fompetiren. ?) 

So weit die hier hervorgehobenen Fälle des Steuerrechtes den ordent— 
lichen Rechtsweg fennen, find fienur al3 Ausnahmen von der im deutjchen 
öffentlichen Rechte geltenden Regel zu betrachten, wonach der Rechtsweg in 
Steuerjachen grundſätzlich verjchloffen ift.) Auf die Geltung einer all: 
gemeinen Negel dürfte auch der Sat von dem Charakter des Steuer: 
rechtes als eines jus cogens *) Anjpruch haben. Es fünnen daher vertrags: 
mäßige Vereinbarungen, die zu Laſten der Allgemeinheit die Eremtion eines 
Einzelnen von der Steuerpflicht bedingen, nicht als giltige Fundamente ) einer 
condictio von Steuern anerfannt werden, die gegen jene Vereinbarung ans 
ÜrIDrDerE und unter PBroteft beigetrieben wurden. °) — 


— * der Werth des Geländes und der Steuerfuß in Betracht zu kommen bat. — 
Nicht nur im öffentlicherechtlichen, fondern in rein zivilrechtlichen ragen bat fich die Praris 
über das Erfordernig des Zablungsempfängers bei der eondietio indebiti binmweg- 
gelegt und die Sätze der condietio indebiti da angewandt, wo vielleicht eine condietio sine 
causa oder noch nicht einmal dieje geneben war, Bergl. darüber Rebbein, Enticheidungen 
des vormaligen Preuß. Obertribunals, III. Band, S. 79. Hier it ein Fall erwähnt, wo 
nicht einmal eine Zahlung oder Leitung des Kondizenten vorlag, und der trogdem 
als condietio indebiti behandelt wurde. 

') Dies gilt jedoch nicht für den Fall der Berufung auf jpezielle Rechtstitel. 
In diefem Falle it für Baden und Elſaß-Lothrin gen der Rechtsweg nicht zuläſſig. 
Bal. Bornbat, Rechtsweg in — Wörterbuch, U S. 337. 

) Bornhak, a. a. 336. 

NM. a. 


Vgl. auch Laband im Archiv fir öffentliches Recht, B. VII, S. 189. 

>) Sarmwey, öffentliches Necht zählt S. 561 umd 562 in pos. 1 bis 8 Thatjachen 
auf, die als allgemeine Befichtspuntte bei Begründung der condictio in Betracht 
fommen. Die Spezialifirung aller fonftigen Nüdforderungsgründe bat an dieler 
Stelle feinen wilienichaftlichen Werth. 

 Ius publicum privatorum pactis mutari non potest. Bgl. ferner Archiv für 
Verwaltungsrecht Sarwey jekt Stolp B. S. 159. Die Frage nach der Modifikation 
des Beitragsverhältnifies zwiſchen Gemeinde und eines Gigenthümers von Grundſtücken 
gelegentlih der Inkommunaliſirung der lehteren liegt anders, namentlich wenn die Modi- 
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Am Schluſſe dieſer Ausführungen mögen noch wenige Worte über die 
Erjtattungsaniprüche dev gebühren- und jteuerähnlichen Verpflichtungen 
der Abgaben der Schul- und Wegbaula jt geftattet jein. Wir faſſen nur 
das Preuß. Necht ala das größte Gebiet ins Auge. Das Schulwejen an ſich 

ehört ohne Frage in den Bereich der öffentlichen Aufgaben des Staates.) 
Bienen fann auch fraft pofitiver Satzung einer Beitragspflicht zu den Kojten, 
welche die Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht und ihre Durchführung er: 
fordert, obliegen. Vorausſetzungen und Umfang dieſer Prlicht ſind genau 
geregelt. Kommt nun der Staat einer nicht bejtehenden, jondern nur ver: 
meintlichen Verpflichtung durch Zahlung nach, jo it ein Koudiktionsanſpruch 
gegeben, dejien Begründung von den Normen der dem Öffentlichen Rechte an- 
gehörenden Schulbaulaft abhängt. *) Auch die gebührenartige Verpflichtung des 
Individuums auf Zahlung des Schulgeldes als Entgelt für die Benugung der 
Staatlichen Schulanjtalt darf als dem öffentlichen Nechte angehörend betrachtet 
werden. Insbejondere weijt hierauf die Befugniß der Gemeinde zur jofortigen 
Pfändung, als landesrechtliche Begleiterſcheinung des öffentlichen Rechtes, bin.) 
Entbehrt die zwangsweiſe durchgeführte oder fremvillig geleiftete Zahlung ihres 
Rechtsgrundes, jo beiteht ein Nücderjtattungsanjpruch, der dadurch nicht „das 
publizijtiiche Gepräge”*) verliert, daß er auf eine Zahlung aus Irrthum zurüds 
geführt wird. Entjteht unter den Stontribuenten für ihre im öffentlichen Rechte 
begründete Verpflichtung zur Unterhaltung einer der "allgemeinen Schulpflicht 
dienenden Schule Streit über das Maß der Lajten, jo ijt die öffentlich-recht: 
liche Natur der ich hieraus ergebenden Nüderjtattungsaniprüche ebenfalls ans 
erfannt. Nach $ 9 Tit. 14 Th. II A. L. R. Hält man die Grundjäge der 
„ohne ausdrücklichen Vertrag entjtandenen Gemeinjchaft“ für ausreichend. Die 
Thatjache der Heranziehung begründe die zufällige Geiellicyaft. Die Klage 
aus dieſem Verhältniſſe geht u. a. auch auf Erjtattung des für die Ange: 
börigen einer jolchen Gemeinjchaft Geleifteten. (Dernburg, Preuß. Privat- 
recht 4. Auflage Th. IS 223 Anm. 23, Windicheid, Pand. 6. Auflage Th. IL 
©. Bun Wenn der innere Grund der Klage auch die grundloje Bereicherung 


fifation von der zuitändigen Auffichtsbehörde beitätigt worden ift. Tie Gemeinde ift jedoch 
befugt, dies an ſich rechtswirkſame Abkommen durch einen vom Kreisausſchuß beitätigten 
Neichluß wieder außer Kraft zu ſetzen. Wal. Ergänzungsband zu den Rechtsgrundjäßen 
des Preuß. Oberverwaltungsgerichts von Parey, 1837, 5. 70, Nr. 27 (Entich. B. XIV, 
S. 186) ferner Archiv für Verwaltungsrecht (Stolp) B. xir, & S. 171 Nr. 256, ‚ Enticheitung des 
O berverwaungogench vom 28. Mai 1885 in den Entſcheidungen des O. V. G. Bd. XI, 

120, Preuß. Obertribunal B. 81, S. 267 und die Ertenntnifie des Neichsgerichts vom 
14 Oftober 1884, mitgetbeilt im Vreuf,. Verwaltingsblatt Jabrgang VI, S. 64 und 80. 

) Tie Normen des Preuß. Schulmelens bilden „einen beionders geitalteten, für a 
beitehenden Tbeil des öffentlichen Rechts." Parey, Fraänzungsband 1892, 5.6, Nr. 1 

?, Deshalb it nach der reichsgerichtlichen Pratis nach S 47 des Geſehes vom 1. Kuguf 
1883 über ‚die Zuſtandigteit der Verwaltungs— und Verwältungsgerichtsbehörden Geſehes— 
ſammlung S S. 237 und 8 160 eit. leg. nunmehr die Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte 
inſoweit begründet, als bis dahin durch die beitehenden Vorichriften der Rechtsweg Für, I 
läſſig erklärt worden war G. vom 24. Mai 1861). Die fraglidie Zuftändigkeit iſt nach 8 
des G. B. G.eine die Zultändigfeit der ordentlichen Sum: RI IERINDE St 
Urtbeil des R. 6. 4. Cibilſ. v. 28. jan. 1890 in Neger B. XI, 101. 

’ Fir das Schulrecht in Schleiien vgl. Grgänzungsband der Rechtsgrundſätze des 
Preuß. Oberverwaltungsgerichts Parey 1887, S. 74. Nr. 58. Die im Geſetze vom 24. Mat 
mh erfolgte Zulaſſung des Rechtsweges kann nachträglich an dem Charakter des Anſpruchs 
nichts ändern. 

+ Nusdrud von Wach a. a. ©. 5. 108, vgl. weiter die Schon erwähnte Enticheidung 
des R. &, in Neger, B. XI, 3. 105. 
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jein möge, jo schließe doch die gegebene Klage die eigentliche Verfionstlage 
wegen deren jubjidiären Natur aus. So pr. D. V. ©. Bd. 27 ©. 138 ff., 
©. 147, vgl. ferner Bd. 20 © 128, Bd. 18 ©. 169. Kommen als Faktoren 
der Schulbau- und Unterhaltungslait Gemeinden in Betracht, die als erſtattungs— 
pflichtig in Anſpruch genommen werden, jo werden Klagen zugelajlen ohne 
Rückſicht darauf, ob die Mitglieder der Gemeinde zur Zeit der Stlageerhebung 
identisch ſind mit demjenigen aus der Zeit, für welche der fondizirt verlangte 
Schulbeitrag gezahlt wurde. Anders jteht es 3. B. mit der Geſammtheit der 
Anwohner eines Gutes, welche in dieſer Eigenichaft zwar, jedoch als Ein— 
zelne nach ihrer individuellen Leiitungsfähigfeit abgabepflichtig waren. Die 
zeitlichen Anwohner find bier nicht jchlechthin zur Aufbringung deſſen ver: 
pflichtet, was im den Borjahren von den damals im Gute vorhandenen Anz 
wohnern hätte gefordert werden dürfen, wenn die Veranlagung eine ordnungs— 
mäßige geiwejen wäre. Daher kann die Gruppe eines jolchen Lojeren Ver: 
bandes als jolche nicht für Niücderjtattungsanjprüche aus der Vergangenheit 
für haftbar erklärt werden. Bd. 18, ©. 169. 

Die Wegbanlaft ift ebenfalls eine üffentlich-rechtliche Verpflichtung in 
Preußen. Klar hat dies Art. 56 des Zujtändigfeitsgejeges vom 1. Auguſt 1833 
ausgejprochen. Fit der angeblich Prlichtige nad) Art. 55 eit. leg. durch die Weg— 
polizeibehörde zwangsweije zur Erfüllung einer Leiſtung angehalten worden, umd 
entbehrt dieſer behördliche Akt jeines Nechtsgrundes, jo it ein Nüderjagklagerecht 
gegen die Behörde gegeben. Die Klage ist, „joweit der in Anjpruch Genommene 
zu der ihm angejonnenen Leiftung aus Gründen des Öffentlichen Nechtes jtatt 
jeiner einen anderen für verpflichtet erachtet, zugleich gegen diejen richten.“ ') 
Iſt die Abwälzung der üffentlichsrechtlichen Bauverpflichtung auf dem Bes 
Hagten gelungen, jo iſt die Pflicht zur Rückerſtattung der bereits gemachten 
Shoe bezw. ihres Vermögenswerthes ohne Weiteres gegeben.”) Wohl 
nach denjelben Grundjägen find bejtrittene Beitragsverpflichtungen der An— 
lieger zu den Trottoirfojten einer Straße zu beurtheilen. ®) 


Das Räückerſtattungsrecht im Gebiete des Bollrechtes. 


8 12 des BVereinszollgejeges vom 1. Juli 1869 B.G.Bl. ©. 217) ent—⸗ 
hält folgende Beſtimmung: 

„Zur richtigen Anwendung des Vereinszolltarifes dient das amtliche Waaren- 
verzeichniß, welches die einzelnen Waarenartifel nad) ihrem im Handel und 
jonft üblichen Benennungen in alphabetiicher Ordnung aufzählt und die auf 
jeden derjelben anzumendende Tarifnummer bezeichnet. Bejchwerden über die 
a des Tarifs im einzelnen Falle werden im Verwaltungswege ent— 
chieden.“ 

Außer dem $ I des angef. Geſetzes, welcher den Erhebungsmaßſtab des Zolles 
jeitjegt, fommt nur noch $ 15 in Betracht, der eine Verjährungsfriſt für „alle 
Forderungen und Nachforderungen von Zollgefällen, desgleichen die Anſprüche 
auf Erjat wegen zuviel oder zu Ungebühr entrichteter Gefälle“ 
ftatuirt hat. 


) pos. 4, Art. 56 eit. leg. 

2 Mal. hierzu R. ©. 5. Civilſ. v. 8. Novenber 1890 in Reger, B. XI, S. 106. 

*) in vielen Landesrechten jtellt man diefe Beitragspfliht der Grund teuer gleich. 
Das Reichögericht hat wiederholt die Auffaſſung einer Gemeindeiteuer vertreten ſ. die Er- 
fenntnifle in Neger B. 19, ©. 108. 
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Noritehende Beltimmungen find die einzigen Normen des Reichs— 
rechts, welche für die Frage des Nechtsichuges in dem weiten Gebiete des Reichs: 
zollrechtes in Betracht gezogen werden fünnen. Hiernach aber iſt es ohne 
Meiteres einleuchtend, daß eine bejondere generelle Vorjchrift über die 
Frage des Austrages von Rüderjtattungsanjprüchen nicht vorhanden ift. Da 
die einzige Beſtimmung, welche den Anſpruch auf Rückerſtattung erwähnt, die 
Art jeiner Geltendmachung nicht normirt hat, jo fann es nur auf die Inter: 
pretation anfommen, durch welche die Bedeutung des $ 12 cit. leg. klarzuſtellen 
it. Und in diejer Frage iſt grumdlegend die Entjcheidung des R-G. in Bd. 5 
©. 34—48. Die Hauptſätze des eingehend begründeten Erkenntniſſes jind 
folgende : 

1) Der Vorwurf der umrichtigen Anwendung des Tarifes enthält ledig— 
lich die Behauptung der unrichtigen Subjumtion einer zu verzollenden Waare 
unter eine beſtimmte Waarenbezeichnung in dem amtlichen Waarenverzeichnijle. 
Die Beitimmung der Qualität einer Waare und die Interpretation einer 
Nubrif des Waarenverzeichniffes it aber eine Frage der Zolltehnif. Die 
Beurtheilung diejer Frage ſteht in vationeler Werje der Berwaltungsbehörde 
zu. Würde der Nechtsiweg zugelafjen, jo wäre eine geordnete Zollerhebung 
überhaupt unmöglich. Dagegen ift der Nechtsweg nicht ausgeichlofien, wenn 
es ſich um die Frage handelt: Waren zur ollerhebung die rechtlichen 
VBorausfegungen gegeben oder nicht ?') Hätte es in der Abficht des Gejch: 
gebers gelegen, allgemein den Rechtsweg auszujchliegen, jo wäre die Faſſung 
des 8 12 nicht denkbar. Der Rechtsweg ift daher nach Neihsrecht nicht 
verſchloſſen. 

2) Bei dem Mangel beſonderer reichsrechtlicher Normirung kann jedoch 
nicht ohne Weiteres für die Statthaftigkeit des Rechtsweges das Yandes- 
recht des Staates maßgebend ſein, deſſen Gerichte vom Kläger zur Entſcheid— 
ung jeines Anjpruchs angerufen jind. Die Frage, welches Recht maßgebend 
it, hängt mit derjenigen über die Pajjivlegitimation zujammen. Und die 
Frage: Iſt das Neich oder der Bundesjtaat der Behörde, deren Verfügung an: 
gegriffen ijt, der richtige Beklagte? hängt von der Beantiwortung der weiteren 
ab: Liegt in der durch den Erjaganjpruch angegriffenen Verfügung der Zoll: 
behörde eine Ausübung des Hoheitsrechtes des Neiches oder des Bundesitaates? 

3) Nach Art. 33, 35, 36, 7ON-B. iſt die Erhebung und Verwaltung 
der Zölle ein verfaijungsmäßiges Recht der Bundesjtaaten. Ein Auf: 
tragspverhältnig zwiichen dem Weiche und dem einzelnen Bundesſtaate liegt 
nicht vor. Die Organe der Bundesjtaaten find Yandesbeamt. Im Namen 
des Bundesjtaates werden die Reichsabgaben erhoben.) Das Neid) 
hat zumächit nur eine beaufjichtigende Gewalt und jteht in feinem unmittel— 
baren Verhältnijfe zu den einzelnen Neichsabgabepflichtigen. Ein jolches waltet 


') As „Rechtsfragen“ wurden behandelt in der reichsgerichtlihen Judikatur: 

1) Befreiungsgründe von Entrichtung des Zolles auf Grund Vertrages, Tilgung dur 
Bablung, Ungiltigteit des angewandten Zollgejeßes z. 3. der Finführung der Waaren in 
das Hollgebiet ; 

2) ‚ragen der Auslegung nicht des Tarifs, fondern des Tarifgeſetzes (feine 
Redaktion it im R-G-M. von 1885 ©. 111 enthalten und vom 25. Mai 1885 Datirt) 
vgl. R.-G. Bd. 5 S. 35, Bd. 16 ©. 37. 

2) Mal. insbeiondere nah RG Bd. 118.76 ff und Laband, Staatärecht 3. Aufl. 
Bd. 2 S. 804: Der Zoll: und Stenerfistus iſt unbeitritten Landes fiskus und zwar im 
ganzen Neichsgebiete, alſo auch jomeit die Yandesbehörden Zölle, Verbrauchs: und Stempel- 
abgaben für die Reichskaſſe erbeben. 
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vielmehr ob im der Stellung des Neiches zu den einzelnen Bundesſtaaten. 
Dem Reiche gegenüber iſt der Bundesjtaat Schulöner bezüglich der von ihm 
erhobenen beziehungsmeife noch zu erhebenden Zölle. Handeln hiernach die 
Zollbehörden al$ Organe ihrer Bımdesitaaten, jo ſind Anjprüche aus ungeſetz— 
lichen Verfügungen dieſer Behörden nicht gegen den Neichsfisfus, jondern 
gegen den Fiskus des Staates zu richten, in deſſen Kaſſe die 
angeblih zu Unrecht erhobenen Beträge geflojjen jind. 

4) Die Verfügungen diejer Behörden jtehen aber mangels reichsrechtlicher 
Normung unter den ftaatsrechtlichen Regeln, welche in dem Bundesjtaate 
gelten, von deijen Behörden fie ergangen jind, insbejondere auch hin— 
jichtlich der gegen jolche Verfügungen zuläjiigen Beſchwerden 
und Nechtsbehelfe. 

5) Das Reich ift paſſiv legitimirt, wenn ein cigenes Neichsorgan in 
Zollfachen gehandelt hat. Dann jind lediglich die reichsrechtlichen Grundjäge 
maßgebend. Dieje aber jchlieken auf dem Gebiete des Zollrechtes den Nechts: 
weg feineswegs allgemein aus. — Bol. 1. — 

Für Jeden, welcher die Begründungen des augef. Erkenntniſſes umd der 
jpäteren Urtheile des Neichsgerichts in unſerer Frage prüft, iſt es umverfenn- 
bar, daß der gänzliche Mangel einer bejonderen reichsrechtlichen Normirung 
von hoher Bedeutung für die Entjcheidung war. Enthielte das Neichsrecht 
auch nur eine Andentung über die Art des Austrages der in $ 15 cit. leg. 
genannten Anſprüche, jo wäre für die Beurtheilung der Frage ein Anhalt vor- 
handen. Und es wäre nicht möglich, day man noch heute fait in jeder In— 
ſtanz eine verjchiedenartige Beurtheilung ftreitiger Zollfragen im Bezug auf 
die Art der Geltendmachung und die Zuläfligfeit des Rechtsweges erbielte. 
Die Auffaſſung unjeres oberjten Gerichtshofes wird ohne Frage von Jedem 
mit Freuden begrüßt werden, welcher prinzipiell ohne Rückſicht auf den 
Nechtsharafter des Gebietes einer jtreitigen Frage die Nachprüfung 
der legteren einem richterlichen Forum zutheilt, weil es jich um die Entjcheid: 
ungen von Rechtsverhältniiien handele. Nun wird man nicht bejtreiten können, 
dar das HZollrecht ein Beitandtheil des öffentlichen Nechtes bildet. Es kann 
fihh daher auch nur um eine Öffentlichzrechtliche Frage handeln, wenn 
man Die gejeglichen Borausjegungen für die Verpflichtung des nad) Zollrecht 
in Anjpruch Genommenen nachzuprüfen hat. Als rechtlich begründet 
fann die Auffaſſung nicht bezeichnet werden, welche die Kompetenz des Ge— 
rihtes mut der Behauptung balten will, es läge an und für jich eine 
bürgerliche Nechtsftreitigfeit vor, da es jich um die Nüdforderung 
einer angeblid mit Unrecht gezahlten Geldjumme handele!) Jede 
auf dem Wege des Zwanges durchgeführte Anwendung des Tarifes hat in 
ihrer vermögensrechtlichen Wirfung die Zahlung einer Geldjumme zum Effekt. 
Daß auch em Privater ohne vorausgegangene Enticheidung oder behördliche 
Ermächtigung eine jolhe „Zwangszahlung“ realifiren könnte, kann nicht bes 
hauptet werden. Es fann fich daher nur um die Zuläſſigkeit des jtaat- 
lihen Eingrifis in das Vermögensrecht derer handeln, die jubjektiv oder 
objektiv dem Bollziwange unterworfen ſein jollen, Die Beantwortung diejer 
jtreitigen Nechtsfrage kann auch jegt im einzelnen Falle trog den ausführlichen 


') Tiefer Behauptung, welche von dem Geſichtspunkte eines zivilen Kondiktions— 
verhältniſſes ausgeht, it in dem HBollfalle in Bd. 16 5. 37 jeitens des R.G, nicht wider: 
fprochen worden. 
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Erdrterungen des MNeichsgerichts noch nicht als über jedem Zweifel erhaben 
bezeichnet werden. Die Entjcheidung darüber, ob die Borausjegungen der Ans 
wendbarfeit des Zolltarifes vorliegen, ob im verneinenden Falle ein Zoll „zu 
Ungebühr“ erhoben it, hängt nur zu oft von der Art und Weile ab, in 
welcher man die Bejtimmungen des Vereinszolltarifes umd die Pofitionen des 
zu jeiner Amvendung dienenden Waarenverzeichnijjes interpretirt hat. Nach 
Auffaffung des Reichsgerichts iſt ein richterliches Prüfungsrecht für die Voraus: 
jegungen der Anwendung des Tarifes zuläffig, während das Gegentheil von 
der zuleßt angeführten Borfrage gilt. Auch werden die Stimmen derer laut, 
welche jich fragen: Was hat es für einen Sinn gehabt, einen bis zum Bundes- 
vath führenden Inftanzenzug von Verwaltungsbehörden zu jchaffen, wenn 
lediglich Fragen der Zolltechnif Gegenjtand der von jenen Behörden zu 
treffenden Entjcheidungen jein jollten? Nur Techniker bejigen die zur Ent— 
jcheidung von technijchen Fragen erforderliche Fach kenntniß. Der Raum des 
jtreitigen ®ebietes, auf welchem die Verwaltung das Amt des Richters aus— 
üben joll, ericheint in feinem VBerhältnig zu dem behördlichen Apparat. 

Auch über die Frage der Bajlivlegitimation, die in engem Zuſammenhange 
mit derjenigen über die Zuläjligfeit des Nechtsweges fteht, können nach Lage 
des Falles Bedenfen obwalten. Es iſt der Fall nicht ausgejchlofjen, daß das 
Reich vermöge der ihm —— Befugniß der Oberaufſicht, welche ein Recht 
zur Jurisdiktion und zum Eingriffe enthält,) die Realiſirung von Zoll— 
verpflichtungen beſchließt, deren Exiſtenz in Folge des Einſpruchs der Rekla— 
manten ſeitens des zur Erhebung berechtigten Bundesſtaates verneint wird. 
Würde der Bundesjtaat ſich weigern, der Aufforderung des Bundesrathes nad): 
zufommen, jo fünnte der Bundesrat auf Grund der Thatjache, daB das 
Bundesglied über den Sinn des Geſetzes nach Auffaſſung der Reichsgewalt 
unterrichtet ift und fich weigert, die Auslegung des Gejeges durchzuführen, die 
Erhebung der Zölle auf dem Wege der reichsgeſetzlichen Execution anordnen. 
Die Betretung dieſes nicht gewöhnlichen Weges wäre zuläßig unabhängig von 
der Befugniß der Reichsgewalt, den Landesfiskus einfach für haftbar zu er— 
klären, wenn die rechtmäßige Erhebung von Zöllen unterblieb oder rechtmäßig 
erhobene Reichsabgaben zu Unrecht infolge Rechtsirrthums des Bundesſtaates 
reſtituirt worden wären. Würden nun die Landesbehörden gegenüber der 
drohenden Exekution des Reiches die Nacherhebung des Zolles vollziehen, ſo 
iſt es klar, daß die Erhebung „im Namen des Bundesſtaates“ im Fragefalle 
eine leere Formalität bedeutet, die nach Außen den wahren Urheber der 
Nacherhebung verdedt. In Wahrheit liegt eine Ausübung des Hoheits— 
rechtes des Reiches vor, welche über den Willen des Bundesgliedes hin⸗ 
aus und gegen denſelben in unmittelbare Beziehung zu denen tritt, die 
nach Auffaſſung der Reichsgewalt dem Geſetze unterworfen ſind. Das bundes— 
ſtaatliche Organ, welches in gewöhnlichen Fällen allein die behördliche Be— 
ziehung zu den in Anſpruch Genommenen darſtellt, tritt im Fragefalle gegen 
ſeine eigne Ueberzeugung lediglich kraft höheren mit rechtlicher Gewalt 
ausgeſtatteten Willens in Funktion. Natürlich hat eine erfolgreiche Durch— 
führung des Reichswillens zur Vorausſetzung, daß ſeitens des diſſentirenden 
Bundesſtaates nicht rechtskräftige Entſcheidung in der fraglichen beſtrittenen 
Zollpflicht ergangen iſt. Rechtskräftige Urtheile können niemals durch die Ober— 
aufſichtsbehörde einer betheiligten Partei beſeitigt werden. Die Rechtskraft 


Vgl. Laband, Finanzrecht des deutſchen Reiches in „Annalen“ Jahrg. 1873 ©. 488 ff. 
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wirkt auch gegen Dritte, wenn man unter legtere überhaupt die Cheraufjichts- 
behörde der an dem Berfahren betheiligten unteren Behörde bringen und nicht 
vielmehr jie als Partei anjehen will. Muß man nun nach der Lage des 
Falles die Erhebung des Zolles als einen Ausfluß der Reichsgewalt anſehen, 
muß man ferner die Frage bejahen, daß in Wahrheit eine Ausübung des 
Hoheitsrechtes des Reiches vorliegt, dann iſt das Bindeglied des nach ſeiner 
Auffaſſung zur Zollerhebung nicht berechtigten Bundesſtaates nicht zu berück— 
ſichtigen, es fann lediglich das Reich in Konſequenz der Auffaſſung des 
Neichsgerichts als paſſiv legitimirt erjcheinen. Die Frage, wem die Kaſſe 
gehört, in die zunächjt der Zoll floß, fann nicht ausjchlaggebend jein an: 
gejichts des Umjtandes, daß der Zoll für Rechnung des Neiches erhoben wird 
und endgiltig doch in die Kaſſe des legteren fommt. Nur derjenige, der end- 
giltig den Zoll behält, ijt in Wahrheit ſtets bereichert. Eine Bereicherung 
liegt auf Seiten des Bundesjtaates umjoweniger vor, als er nur vorübergehend 
die Bollgelder befigt und ein Grund zur Herausgabe der Bereicherung zweifel— 
[08 dann nicht gegeben ift, wenn die Bereicherung nicht auf einen 
Willensaft desjenigen zurüdzuführen it, der von Seiten eines Dritten 
geziwungen wird, von jeinem formellen Erhebungsrechte Gebrauch zu machen. 

Schon erwähnt wurde, daß abgejehen von dem joeben genannten alle 
der Reichsfiskus dann als pajjiv legitimirt erjcheint, wenn ein Neichsorgan 
den jtreitigen BZollbetrag erhoben hat.) Nun enticheidet allein das „Reiche: 
recht“ d. h. die Art der Interpretation des $ 12 B.-3.-6. In allen ans 
deren Fällen iſt nach Auffafjung des R.-G. das Landesrecht maßgebend. 
Die Normen über die Abgrenzung der Gebiete der Juſtiz ımd der Verwaltung 
jind in den einzelnen deutjchen Staaten durchaus verjchieden. Es handelt ſich 
um eine Frage des inneren Staatsrechtes, die auch mit dem innern Staats- 
organismus zujammenhängt. 

Für Breußen?) fommt in unjerer Frage zunächſt $ 36 der Verordnung 
vom 26. Dezember 1808 wegen verbejjerter Einrichtung der Brovinzial- und 
Finanzbehörden in Betracht. Hiernach findet der Nechtsweg „über die Ber: 
bindlichfeit zur Entrichtung allgemeiner Anlagen und Abgaben, denen ſämmt— 
(iche Einwohner des Staated oder alle Mitglieder einer gewiſſen Klaſſe des- 
jelben nach der bejtehenden Landesverfaſſung unterworfen jind, A.L.:R. Theil II 
Titel 14 $ 78, nicht jtatt“, jedoch „unter den im Allg. Zandrechte Theil II 
Titel 14 8 79 fejtgejegten Modifikationen, indem im den dahin gehörigen 
Fällen der Rechtsweg Niemandem verjagt jein ſoll.“ Die genannten Be- 
jtimmungen in Verbindung mit $ 9 und 10 des Gejeßes vom 24. Mai 1861, 
die Erweiterung des Nechtsweges betreffend, ergeben, daß der Nechtsweg 
der Regel nah ausgejchlojjen it. Nur dann ift er zuläjlig, wenn 
die Befreiung von der geforderten Abgabe auf die Behauptung gejtügt wird, 
die einzelne Forderung jei bereit3 getilgt oder verjährt, oder die geforderte 
Abgabe jei feine öffentliche, jondern beruhe auf einem früheren gut3herrlichen, 





) Vorübergehende Reichs zollämter wurde auf Grund bejonderer Berabredungen z. B. 
in den Hanfeftädten errichtet; vgl. Laband a. a. DO. S. 198. 

*, Bezüglich der Rechtsmittel anderer Terme im Gebiete indirefter Ab- 
gaben serweilen mir, um Widerholunge en zu vermeiden, auf die Hondiftionsfälle des Abgaben: 
und Steuerrechtes. "Das preußifche Recht umfaßt das größte Gebiet und kann daher bier 
eingehend behandelt werden. Durch die Judikatur des R.-®- it anerfannt, daß der Rechts— 
weg in Zöllen und anderen indirekten Steuern zuläſſig it nach_dem Landesrechte in Elſaß— 
——— und nah dem Abgabenrecht der freien Hanſeſtadt Bremen R-G. Bd. 16 

. 37 und Bd. 11 ©. 67. 
Annalen des Deutiben Reihe. 1896. 2 
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ſchutzherrlichen oder grundherrlichen Verhältniſſe. Auch die Behauptung eines 
perjönlichen Privilegö findet rechtliches Gehör. Dasjelbe gilt von dem Bes 
freinngsarunde de? Vertrags. Privilegium, Vertrag, Verjährung find die „be: 
jonderen Gründe“ der Berreinng im Sinne des $ 79. Unter den Begriff 
„Abgaben“ i. ©. des 8 79 fallen Staatsabgaben aller Art, direkte wie in— 
dDirefte. Das Gejeg muß daher auf das Zollgebiet Amvendung finden. Bei 
der auf Ausjchluß des Rechtswegs zunächſt gerichteten Tendenz der preußiichen 
Geſetzgebung erſcheint eine extenſive Interpretation des Geſetzes nicht zuläſſig. 
So muß beſonders hervorgehoben werden, daß ein Rechtsſtreit über die Haupt— 
frage, ob ein Steuerpflichtiger den ſpeziell geforderten Abgabenbetrag ſchuldet, 
ob die Srgrgegunae der Steuerpflicht überhaupt vorliegen, ausgeſchloſſen 
iſt.) Der Befreiungsgrund des „Privilegs“ dürfte in Preußen für Zollſachen 
wicht auf gerichtlichem Wege erſtritten werden können, weil ein Privileg, wie 
es nach preußiſchem Rechte für die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtsweges 
verlangt wird, in den Normen des Zoͤrehts nicht exiſtirt. Als Privileg iſt 
nur ein individuell beſtimmten Perſonen oder Sachen gemwährtes Recht anzu- 
jeden, wicht „eine Ausnahmebejtimmung oder Eremtion, welche in einem Ges 
jeße einer gewillen Stlafje von Berjonen oder Sachen nicht um diejer jelbit 
oder ihrer Bevorzugung willen, jondern aus inmerlichen, zu einer Bejchränfung 
der gejeglichen Negel führenden Gründen beigelegt ift.“?) Die Beltimmungen 
des Hollrechted, joweit jie Zollerleichterungen oder Zollbefreiungen normiren 
(vgl. $S 111—118 3.:8.-G.), ſind nach berrichender Auffaſſung nicht ausdrüd: 
liche perjönliche Privilegien, deren Qualität die Bejchreitung des Nechtsweges 
geitattete, jondern nur Ausnahmen oder Modifikationen von allgemein giltigen 
Geſetzen.) 

Streitig wird die Frage heute mit Recht wohl dann, wenn die den fremden 
Geſandten und ihren Legationsjefretären zugebilligte Sonderftellung in Frage 
fommt.‘) Hier dürfte eine nur einer gewiſſen Perjonenflajje zutommende Be— 
fugniß eingeräumt jein und zwar lediglich mit Nückjicht auf ihre bevorzugte, 
erzeptionelle Stellung.) Für dieje Auffaſſung jpricht der Umftand, daß das 
zu Guniten fremder Gejandte erlajjene Negulativ vom 15. Februar 1819 die 
Worte „Recht“ und „Befugniß“ gebraucht und genau den Umfang der Boll: 
freiheit jtatuirt. Was den Liberirungsgrund der Verjährung anlangt, jo 
war vor Erlaß des Gejeges, die Erweiterung des Rechtsweges betreffend, nur 
die ee daß die Abgabenfreiheit durch erjigende Verjährung ent— 


ı) Boll R.G. Bd. 5 ©. 46, K. G-H. v. 14. Oftober 1882, M-Bl. f. d. i. ®. ©. 268. 
Auch gegen die im Verwaltungszwangsverfabren bemirfte Imwangsvollftredung it feine Klage 
gegeben; vgl. K⸗H. vom 9. Uftober 1880 M.Bl. f. d. i. V. 303. Darüber, ob das 
— ———— zuläſſig iſt, iſt weder der — noch * Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren eröffnet. OV.G. J. vom 8. Januar 1879, M-BL. f. d. i. V. 1881 5. 131. 
R.G. „po. 4 vom 21. Februar 1881 Entih. 4 S. 213, O-VB.G. I vom 2. Juni 
1884, Bd. 6 S. 119, vgl. ferner Gruchot, 29 5. 109 "Entich. dv. R-6. vom i . Ottober 
1884. Obfervanz begründet fein Brivileg O.-Tr. II vom 27. September 1870, 205. 
Berufung auf Handelsverträge mit fremden Staaten erzeugt feinen individuellen ie —— 
grund 8.6.9. vom 14. Mai 1870, J. M.Bl. ©. 286. 
®, Rreuß. Gentr.-Wl. 1886 5.208. 
9 Vgl. die Norichriften in Preußen bei Havenſtein, die Zollgeießgebung des Reichs S. 12. 
Für Fürſtlichkeiten iſt das königliche Reitript vom 14. Oktober 1820 durch das 
Reikript vom 23. Februar 1821 auspdrüdlich dahin interpretirt worden, daß man eine 
Steuerfreibeit nicht babe ſchaffen wollen. Nur eine Befreiung von der Nahfrage 
jeitens der Behörden habe man in der Annahme ftatuirt, daß fie auf Reiſen feine jteuerbaren 
Gegenſtände bei ich führen. 
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jtanden jei, maßgebend für die Frage der Zuläfligfeit des Nechtsweges. Seit 
Erlaß des Gejeges ift auch der weitere Fall, daß die einzelne bene 
zu jpät eingefordert und deßhalb durch Verjährung erlojchen ift, Gegenjtand 
richterlicher Kognition. 

Daß die Zahlung, deren Vermögenswerth zurücverlangt wird, mit Bor: 
behalt erfolgt jein müfje, wird man im Gebiete des Zollrechtes nicht verlangen 
fünnen. Im diejer Frage erjcheint nicht das Landesrecht, jondern das Reichs— 
recht maßgebend. Und zwar deihalb, weil jeder Anhalt, den das Reichsrecht 
im Gebiete des Reichsabgabenrechtes bietet, in erſter Linie maßgebend ſein 
muß. Lesteres aber hat mit Abficht eine Klaſſifikation der möglichen Erjag- 
anjprüche nicht getroffen.) Die allgemeine Faſſung des $ 15 B.-3.-6. um: 
faßt jeden Fall, in dem zu Unrecht eine angebliche Zollverpflichtung erfüllt 
wurde. Der Vorbehalt iſt nach der reichsrechtlichen Faſſung feineswegs Bor: 
ausjegung für die Nejervirung oder Eriitenz des Nechtes auf Rückerſtattung. 
Desgleichen fann es nach dem Neichsrecht auf die Art des Irrthums, der den 
angeblichen Zollpflichtigen zur Zahlung veranlaßte, nicht ankommen. Jeder 
Irrthum wird zu dem Anjpruche auf Mücerjtattung genügen. Erörterungen 
in dieſer Frage find jchon deshalb volljtändig überflüjjig, weil der Bundes- 
rath in jeinem Bejchlujfe vom 11. März 1890 (PBrotofolle 8 148 Br. Eentr.- 
BY. ©. 60) ausdrüdlich anerfannt hat, daß zuviel erhobene Beiträge von 
drei Marf an und darüber von Amtswegen zurüdvergütet werden.?) Ueber 
die Art der Legitimation desjenigen, welcher den Anjpruch auf Empfangnahme 
der zurüczuvergütenden Summe erhebt, fehlt es ebenjalls an einer reichSrecht- 
lichen Normirung. Die Frage bedarf insbejondere in dem Falle einer Negelung, 
wenn die amtliche Ausfertigung, welche die geleiitete Zahlung beweiit, nicht bei- 
gebracht werden kann. Abgeſehen von der Frage der Amortijirung der in Verluſt 
geratbenen Urkunde fann wohl auch mit Necht jeitens der Behörde der Nachweis 
der Identität der Perſon, welche den Anjpruch auf Rückvergütung erhebt, mit der: 
jenigen, welche die Zahlung geleitet hat, verlangt werden.) Doc wird wohl 
auch eine bejondere Legitimation, welche das Nechtsverhältniß zwiſchen dem, 
der den Anjpruch erhebt, und dem, der die Zahlung geleitet hat, Kar jtellt, 
dann genügend erjcheinen, wenn jede Möglichkeit einer Doppelzahlung, eines 
Regreſſes jeitens des gezahlt habenden Gläubigers gegen die zur Nüdzahlung 
verpflichteten Behörde ausgeſchloſſen iſt. 


Es bedarf zum Schluffe noch der Erwähnung, daß ftreitige Zolltarif— 
fragen in dem Falle zur richterlichen Kognition gebracht werden 
fünnen, wenn der Strafrichter nach $ 459 St. P.O. über die Auslegung des 


') Die Direftivbebörden haben ausdrüdlich die Befugniß, die Rüdzahlung des Zolles 
für ſolche Waaren in allen Fällen anzuordnen, die irrt hümlich zur Verzollung angemeldet 
find; das Nähere in Br. FM. Reſkript vom 9. Dezember 1879 (Gentralblatt S. 370) und 
vom 25. Mai 1880 (Gentralblatt 5. 392). Sie fünnen den Zoll auch in allen Fällen reſti⸗ 
tuiren, in denen ſie ihn erlaſſen können. Pr. F-M.-R. vom 23. Dezember 1869, III. 25102. 

Beträge von nicht mebr als zehn Pfennig werden zwar notirt, aber nicht zurück— 
vergütet; Beträge über jebn Pfennig, aber unter drei Mark werden nur auf Antrag 
binnen Jahresfriſt vom Tage der Erhebung an zurüdvergütet. 

Diefe Grundfäge finden auch auf die Behandlung der Vergütungen, welche fich bei 
den gemeinjchaftlichen Berbrauchsiteuern, der tatiftiichen Gebühr, dem Spielfartenitempel 
fowie den — —— — entiprechende Anwendung. Dal. Beſchluß des 
Bundesratbes vom 11 März 1 

’) Beſondere — enthält in dieſer Hinſicht Zollner, die Zollgeſetze von 


Oeſterreich- Ungarn S. 219, 3.0. Wien 1871 S. 156 ff. 
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Tarifes als Vorausiegung des ftaatlichen Anjpruches auf Bejtrafung wegen 
Vergehen gegen das Zolljtrafrecht zu erkennen hat. Im Rahmen des Straf- 
prozejje3 iſt Die Auslegung des Tarifes jeitens der Verwaltungsbehörde für 
den Michter nicht bindend. Gemäß dem Grundjage des 8 266 St. P.O. 
haben die Gerichte die Frage, ob die betreffende Waare überhaupt zollpflichtig 
it, als Strafrechtliche Vorfrage zu enticheiden.') 


Schlußwort. 


Die Ausführungen im Haupttheile ergaben das Nejultat, daß die Rechts— 
form der condietio indebiti nicht al$ privatrechtlicher Beitandtheil des Klage: 
grundes angejehen werden darf. Dasjelbe gilt von dem Nechtsinftitute der 
condictio sine causa, weil die einzelnen Arten des privatrechtlichen Kon: 
diftionenrechtes das Prinzip und die Sätze der Bereicherung gemeinſam haben.?) 
Mit der Entfernung der privatrechtlichen Beſtandtheile ergibt jich die Noth- 
wendigfeit dev Beichränfung auf den materiellerechtlichen Inhalt des in jeiner An- 
wendung jtreitigen Gejeges. Mit legterem muß jedoch, um den Anjpruch des Ein- 
zelnen nach jeiner formellen Seite beurtheilen zu fünnen, die einem jedem Rechts: 
jtaate obliegende Aufgabe erfüllt jein, die Beziehungen jeiner Glieder zu jeiner 
eigenen Berjon nicht nur zu regeln, jondern auch zu jchügen. Der durch und 
durch publizistiiche Anjpruch des einzelnen Gliedes auf Nechtsichug jener Be- 
ziehungen, insbejondere derjenigen zum &emeinwejen, muß von leßterem res 
alijirt jein. Aber es ift far, daß die Verwirklichung einer derartigen Forde— 
rung auf Nechtsichug zur unbedingten Vorausjegung hat eine flare Erfaſſung 
des zu jchügenden Nechtsgutes, eine genaue Umgrenzung der unter jtaatlichen 
Schuß zu jtellenden Staatsglieder. Nur aus dem Umftande, daß es hieran 
bei unjerer Frage fehlt, erklären jich die Prozeſſe und widerjprechenden 
Entjcheidungen, die lediglich über die Art der prozefjualen Geltendmachung 
des Anſpruchs ergehen. Das Nechtsbewußtjein wird bei richtiger Erfaſſung 
des zu jchügenden Rechtsgutes und Betrachtung des jebigen Standes der 
Geſetzgebung zu folgenden Ergebnifjen gelangen müjjen. 

Wenn die Gejeßgebung unziveideutig von der Vorausſetzung ausging, daß 
bei beſtimmten Verhältniſſen ſich das Vorhandenſein eines klaren Rechtes über— 
haupt nicht nachweiſen laſſe, hat ſie die Ordnung dieſer Verhältniſſe unter Ver— 
ſagung eines Rechtsanſpruchs in das Ermeſſen der Verwaltung geſtellt. Dann 
kann der Ausſpruch dieſes Ermeſſens in der Form der Rechtspflege die fehlende 
Rechtsqualität des erhobenen Verlangens nicht erſetzen. Liegt jedoch die Exiſtenz 
der oben erwähnten VBorausjegung nicht klar zu Tage, ift vielmehr die Mög— 
lichkeit einer rechtlichen Begründung des Anſpruchs gegeben, dann müſſen 
wir in dem ung interejjirenden Gebiete der durch das öffentliche Abgabenrecht 
geichaffenen Beziehungen eine Grenzlinie anerfennen, welche nicht blos das 

et des Staates, jondern auch dasjenige des Einzelnen flar 


9 998, G. XI ©. 1, VII ©. 57. Dagegen baben ſich die Gerichte in ihren Straf- 
urtheilen jedes Ausipruchs über die nachzuzahlenden Yollgefälle u. deren Höhe zu 
enthalten; vgl. Pr. MR. vom 4. uni 1868 J.M.Bl. ©. 233. Die Höhe der Ab- 
gaben iſt natürlich zur Berechnung der Defraudations i itrafe felbftändig zu prüfen. 

2) Der Umfang des Anſpruchs bei der condictio sine causa richtet ſich in der Regel 
nach den Grundſätzen — eondictio indebiti. Vgl. Dernburg, Pandekten B. II, S. 365 und 
Entwurf e. b. ©. f. d. R. S 748, 3. 
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erfennen läßt. Vor uns liegt ein das Individuum feit umjchliegender Rechts: 
freis, dejjen Peripherie in den Vordergrund tritt, wenn man das weite Feld 
rechtlich nicht relevanter Handlungen in den Hintergrund des der Beobachtung 
unterliegenden Bildes zurücktreten läßt. Der Inhalt diejes Streijes wird aus— 
gefüllt durch das rechtliche Vermögen der Einzelperion, d. h. die Gejammt- 
heit der geldwerthen Güter des Einzelnen, jorweit fie diejem rechtlich zugehören.') 
Die Peripherie des Kreijes iſt erjichtlich, Jobald ziwiichen dem Einzelnen und dem 
den Willen des Gemeinmwejens ausführenden Organe darüber fein Zweifel herricht, 
daß ein im Namen des Staates verwirflichter Eingriff in das rechtliche Vermögen 
der betheiligten, dem Gejege unterworfenen Einzelperjon vorliegt. Iſt der Effekt 
einer Zahlung bewirft, jo liegt nicht nur in dem Falle, daß der Wille des jtaatlichen 
Organs gegen Brotejt auf dem Wege der Vollſtreckung realijirt wurde, ſon— 
dern auch dan, wenn der Einzelne der Anforderung der Behörde durch Zahl: 
ung nachfam, ein Eingriff in das Bermögen des Einzelnen vor. Es handelt 
jih um einen einjeitigen Willensaft, da auch in legterem Falle nur die 
hinter der Anforderung ſtehende Möglichkeit der Zwangsvollftrefung die Zahl- 
ung bewirkt und jo der legteren den Charakter einer auf den Willensaft der 
Behörde zurüczuführenden „Zwangsz ahlung“ verleiht. Nun hat das Rechts— 
gut des Einzelnen, ſein Vermögen, in ſeiner äußeren Begrenzung gegenüber 
der ſtaatlichen Machtſtellung eine feſte Poſition —— die Beſtimmungen 
der Grundrechte und der Abgabenverfaſſung. Erſtere hen die Unverletzlichkeit 
und Heiligkeit?) des Privatvermögens zu emem für den Staat und jeine Glieder 
verbindlichen Nechtsjage erklärt. Da man jich jedoch der Erfenntniß nicht vers 
ichließen fonnte, daß gerade im öffentlichen Rechte das Gemeinweſen ſelbſt dieſen 
Satz in ſeiner theoretiſchen Reinheit nicht immer durchführen kann, ſo mußte in der 
Abgabenverfaſſung, der objektiven Norm, eine Regelung derjenigen Vorausſetzungen 
eintreten, bei denen die Geltung des Satzes außer Kraft tritt. Durch die Une 
zuläjligfeit einer extenjiven Interpretation der legteren VBorausjegungen aus— 
nahmsweijer Bedeutung und der durch die für die Beamten vorgejchriebene 
Einhaltung gewiſſer Kautelen erzielten Garantie ift aber ein Verhältniß ges 


‚ Natürliches oder tbatlähliches Vermögen enthält tbatlächliche Beziehungen zu— 
nächit en — ERRANG ſo 3. B. Beſitz, Kundſchaft eines Geichäftes. Dernburg, 
Pandekten B. I 

?, Baner. Werfaftung Titel IV 5 8. Natürlich erlangt der allgemeine Ausipruch des 
Grundrechtes erit da konkreten Inhalt und praktiſche Bedeutung, wo ein Spezialgeieh, in 
unjerer Frage die Abgabenverfatiung, die Grenzen ftaatliher Gewalt genau firirt bat. Iſt 
nun die vorhandene natürliche Handlu nasfähigkeit der Einzelnen derart geſteigert, 
daß fie kraft poſitiver Rechtsordnung eine unmittelbare Einwirkung auf den ſtagt— 
lihben Willen, die Funktion ſeines Organs ausüben und die Wiederherſtellung des 
durch den ſtaatlichen Eingriff verlehten Gebietes verlangen kann, dann beſitzen mir in der 
itaatlichen Anerkennung diefer Fähigkeit ein vechtlihes Können. Wal. Jellinet a. a. O. 

45. Dieſe rechtlich anerkannte und damit relevante Fähigkeit zeigt die Grenzlinie des 
Nechtstreies des ‚Individuums. Yepterer und der reis vechtlicher Machtbefugnilie des Staates 
Ben zwei erhöhten, befeitinten Punkten in dem Wilde einer Yandichaft; die zwiſchen den 
Punkten liegende weite Ebene itellt das große Feld rechtlich nicht velevanter Handlungen dar. 
„jeder, der mur dieſes Feld betritt, dagegen die Peripherien der Rechtskreiſe nicht ütberichreitet, 
begebt nur rechtlich indifferente Handlungen. Auch das Individuum bat eine eigene ſtaats— 
freie Sphäre. Wird Diejelbe genen den Willen des Geſehes durch das ſtaatliche Organ 
durchbrochen, jo iſt der Anſpruch auf Wiederherſtellung der Linie, auf Rückgabe des okkupirten 
Rechtsgebietes nur die Konſequenz des Rechtsſtaates Neuerdings hat Mansfeld mit dem 
neuen Ausdruck: Der publiziſtiſche Reaktionsanſpruch operirt, ſ. Verwaltung 
archiv B.4, Heft 1 S. 56. Es handelt ſich bier nicht um einen neuen Geſichtspunkt, 
fondern nur ein neues Wort. 
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Schaffen, dejien rechtlicher Inhalt keineswegs nur durch einjeitige Ver— 
pflichtungen des Gemeinmwejens ausgefüllt wäre. Allerdings hat es auf 
den erjten Augenblic den Anjchein, als ob objeftivredhtliche, die Abgaben: 
pflichten normirende Gejege nur einjeitige Pflichten auf Seiten der Behörde 
und des Einzelnen hevorriefen. Aber der unvollfommene Ausdrud des ges 
jeglichen Willens und die Form, im welche er gekleidet it, darf ums nicht 
über jeinen wahren Inhalt hinwegtäuſchen. Es jchaffen vielmehr, wie das 
Meichsgericht mit Necht bemerkt, die Normen der gegebenen Abgabengejege 
„Recht gegen nnd für den Abgabenpflihtigen”.') Indem bei einer unvoll- 
fommenen Regelung der Rechtsichußfrage die materiellen Grundlagen 
des Ubgabengejeges zugleich die Bajis für den Schuß der Rechte 
der dem Geſetze Unterworfenen enthalten, it Schon durch den Aus— 
fpruch des gejeglichen Willens allein das „Vermögen“ der dem Ges 
jege Unterworfenen d. b. nach Savigny?‘) die durch das Dajein der Ver: 
mögensrechte „uns zuwachſende Macht, das, was wir durch jie auszurichten 
im Stande jind oder vermögen“ gejeglich fixirt umd für den Fall eines 
materiell rechtswidrigen ftaatlichen Eingriffs inhaltlich erweitert mworden.’) 

In dem Augenblide, in welchem der Staat als Finanzmacht in den Nechts- 
frei des Einzelnen eingreift, ijt für den proteftirenden Angehörigen des Staates 
ein formelles Recht entjtanden, die Dülfe desjelben Staates in jeiner 
Eigenjchaft ala Wächker der Rechtsordnung über die Gejeglichkeit des Aftes ans 
zurufen. Wie tft nun dieſes Recht jeiner materiellen Seite nach zu charafteri= 
ſiren? Welches Verlangen hat es zum Gegenjtande ? 

Der Entjtehungsgrund des Nechtes liegt, wie aus dem Vorausgegangenen 
erfichtlich, in einer auf ftaatlichen Willensaft zurüdzuführenden Vermögens: 
minderung des Betheiligten. Es handelt ſich um ein bewußtes Uebergreifen in 
ein fremdes Rechtsgebiet (fremde VBermögensrechte). Aber dieje Thatjache allein 
fann im öffentlichen Nechte nicht die Pflicht auf Wiederherſtellung des fremden 
Gebietes begründen. Denn der Staat iſt kraft poſitiver Satzung ſeinen Gliedern 
gegenüber berechtigt und verpflichtet, dem Proteſte vorerſt kein rechtliches 
Gehör zu ſchenken und die Zahlung durch Vollſtreckung zu realijiren. Dieſe 
Handlung allein ift noch nicht einmal objektiv rechtswidrig; jie fann 
daher nicht zum Ausgangspunkt eines Individualrechtes dienen. Sonach fan es 
ſich nur darum handeln: Iſt die Vermögensminderung materiell gerecht: 
fertigt, wird der Effekt der Zahlung gedeckt durch den Inhalt der Norm, 
liegen die Vorausſetzungen der kraft ſpezieller Beſtimmung für ſteuerpflichtig 
erachteten Beziehungen des Einzelnen zum Gemeinweſen vor? Iſt mit der 
Verneinung diejer Frage der Mangel eines für die Abgabenerhebung erforder: 
lichen materiellen Nechtsgrundes außer Zweifel gejtellt, jo würde dieſe That- 


19.6. 9. 11 ©. 70. 

*, Spitem des römischen Rechtes. B. 1 ©. 340 

Es läge nahe den Rechtsanipruch wegen des Eingriffs in das Vermögen nad) der 
Art des Gigentbumsanipruds wegen des Cingriffs zu behandeln. Der Gedante 
einer actio negatoria iſt in der That von einem Erkenntniſſe vertreten worden. Doch 
ift dies nicht zu billigen, wenn man beventt, daß im öffentlichen Recht der Tab, das Eigen 
thumsrecht als jolches trage ſchon die Befugniß in ſich, einen jeden fremden Willen aus: 
schließen in Betreff der Sache, nicht gilt. Abgeſehen davon können weder die Süße ber 
Beweislait noch der Umfang des Anipruchs z. B. auf Erzwingung von Sicherheitsmaßregeln 
genen Beunruhigung des Eigenthümers auf dem Prozeßwege Anwendung erleiden. Hier 
haben wir Anſprüche nur auf Beſeitigung ſtörender Zuſtände, nicht auf Vorbeugung von 
ſolchen, die kommen ſollten. 
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jache allein als die Feitftellung einer objektiven Rechtswidrigfeit, im Zivil: 
recht nicht hinreichen zur Begründung eines Anſpruchs des Einzelnen; mag 
diejer num auf die Nechtsform der condietio indebiti oder auf die Grund: 
Jäge des Schadenserjages im Obligationenrecht geftügt jein. Erſt der Nachweis 
einer vorjäglichen oder fahrläſſigen Verſchuldung des Schädigers würde hierzu 
erforderlich ſein“) Da nun jicher von unjeren Behörden erwartet werden 
darf, daß vor der bewirkten Heranziehung die Frage der Abgabenpflicht einer 
genauen Prüfung unterzogen wurde, und biernach bei wirklich erfolgter Feſt— 
jtellung der objektiven NRechtSvidrigfeit nur die Annahme eines jede Ber- 
Ihuldungsart bejeitigenden entichuldbaren Irrthums“) möglich it, jo 
würde die Anwendung diejer Grundſätze im öffentlichen Rechte der Bejeitigung 
von Folgen eines klar erwiejenen Unrechtes entgegenftehen. Deshalb iſt der 
Schluß gerechtfertigt: Im öffentlichen Abgabenrechte bildet ledig— 
lich der Mangel eines verpflichtenden Nehtsgrumdes die ma— 
terielle Grundlage des Rechtsmittels.’) Iſt ein jolches in Folge des 
Mangels oder doch der Unvollkommenheit der öffentlicherechtlichen Nechtichuß- 
bejtimmungen überhaupt nicht erwähnt, jo muß trogdem jeme Erijtenz als die 
Conjequenz des aus dem Inhalte des Gejeges gejchöpften argumentum e con- 
trario anerfannt werden.‘ Der Charakter, die rechtliche Natur und Form des 
Individualrechtes iſt nach dem heutigen Stande unjerer Gejeggebung als eine 
öffentlich-rechtliche restitutio inintegrum zu fennzeichnen. Die heutige 
Lage der Gejeßgebung unſerer Frage gleicht derjenigen der legten Jahrhunderte 
der römischen Nepublif, in der man die Neftitution begünjtigte. Auch damals 
machte jich das Bedürfniß mit gebieteriicher Nothwendigkeit geltend, Härten 
der pojitiven Gejeggebung da auszugleichen, wo vermöge der eigenartigen Lage 
des bejonderen Falles die gegebenen Nechtsbehelfe nicht als ausreichend an- 
erfanmt werden konnten. Diejer Grundgedanfe eines außerordentlichen und jub- 
ſidiären Behelfes dürfte im den Ericheinungen der Judifatur zu erfallen jein, 
die bei dem Mangel von genügenden Nechtichugbejtimmungen gerade für unjeren 
Anipruch ein richterliches Klagerecht geichafren haben. Hier wurde in der 


NG. Bd. 26 ©. 204. 

Na RB. a. a. O. S. 209. 

’, Prinzipiell anders die Enticheidung in Neger Bd. 9 ©. 146: „Nach dem allen 
wird es fih..... - . murmehr darum handeln können, ob dem durch die Geſetzwidrigkeit der 
Umlagenerbebung Beichädigten aus irgend welchem fonitigen, im öffentlichen Nechte anerfann- 
ten Nechtstitel als dem bloßen Mangel eines verpflichtenden Nechtsgrundes ein Anſpruch 
auf Nüderjab desjenigen zuiteht, was er ohne Rechtsgrund gezahlt hat. Vom Verwaltungs- 
gerichtshof find als derartige Nechtstitel die Bereicherung der Gemeindekaſſe oder eine ab- 
tichtliche Rechtswidrigkeit anerkannt.“ 

* Der badische Verwaltungsgerichtsbof bat Nüdforderungsaniprüche aus Gemeinde: 
abgaben, die in dem Kompetenzgeſehe gar nicht erwähnt find, auch eine materielle Regelung 
nicht erfahren haben, zugelafien. Bol. Wielandt a. a. ©. ©. 45; ferner ©. 46, 48, 49, 
49—53, 66, 112, 113, 122, 185, 407, 408, 418, 685 binfichtlich der übrigen Nechtiprechung. 
Nr. 10 der Zeitichrift für badische Werwaltungsrectspflege 1878 jagt: „Im öffentlichen 
Recht aber genügt es für den Rücdforderungsanipruch an der Thatiache, daß „jemand obne 
rechtlichen WVerpflichtungsgrund Zahlung geleiftet hat, weil dort der Entitehungsgrund und 
der Beitand einer öffentlich-rechtlichen Verbindlichkeit lediglich durch den Willen des Geiehes 
regiert wird. Auf jubjeftive Beweggründe fann es bier überall nicht an— 
tommen, aljo auch darauf nicht, ob der Zahlende aus Irrthum gehandelt oder nicht. 
welcher Art diefer Irrthum war, ob entichulobar oder nicht.“ Yebtere Worte dürften wohl 
mit der Einſchränkung anzuerkennen fein, daß ein Beweggrund, Sofern er zum Ausdrude kam, 
doch relevirt. Was jteht entgegen, einer beionders ausgeſprochenen Abficht der Schenkung im 
öffentlichen Rechte die Giltigkeit und Rechtswirkung zu verlagen ? 
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That neues Recht geichaffen, nicht etwa beftehendes anerfannt. Denn es 
it in einer großen Anzahl von ‚Fällen der Praris nicht zu verfennen, daß im 
Gegenjage zum Wortlaute der beitehenden Rechtsordnung die Inanſpruchnahme 
des Richters erfolgte und letzterer durch die Geſtattung des Rechtsweges eine be= 
ſondere richterliche Hilfe zu Theil werden ließ. Und wenn man num bei Be— 
trachtung der materiellen Seite des Anipruchs in Folge des Mangels einer 
öffentlichsrechtlichen Regelung die „analoge“ Rechtsform der privatrechtlichen 
condictio indebiti oder sine causa heranzieht und nach eingehender Prüfung 
zu dem Nejultate gelangen muß: Die Feinheiten des römischen Privatrechtes 
fünnen nicht zur Fundamentirung des öffentlichvechtlichen Verhältniſſes dienen, 
die bejondere Lage des Falles ſchließt die Möglichkeit der Anpaſſung dieſer 
Rechtsfiguren aus, dann ſtehen wir einfach vor der Alternative: Abweiju ng 
des Anjpruchs oder Schaffung eines eigenen Rechtes im öffent: 
lichen Nechte. Kann die Antwort wirklich zweifelhaft jein? Müſſen wir ung 
nicht auch hier in das Gebiet der Nejtitution begeben, indem die Nothwendig— 
feit vorliegt, für die Frage unjeres Anipruchs ein bei onderes materielles 
Recht zu ſchaffen?) Wir müjjen, dünkt uns, die Frage bejahend beant: 
worten. Ein Anſpruch, der nur bei dem Nachweije jubtiler Vorausjegungen ge 
geben jein joll, it doch nur eine Scheinertitenz, in Wahrheit, gar nicht vor— 
handen, wenn von vornherein jicher ift, daß der Nachweis jeiner Vorauss 
jegungen gar nicht glücden fann. Der Theil unſerer Judikatür, welcher fich 
nach böchit eingehenden wifjenjchaftlichen Erörterungen für die erſte Alternative 
entichteden hat, ſetzt ſich mit dem Zweckgedanken unſeres modernen Rechts— 
bewußtſeins im öffentlichen Rechte in Widerſpruch. Denn hier gilt es vor 
allem die wirthſchaftliche Exiſtenz des Einzelnen, die im Privatrechte an dem 
Buchſtaben des Geſetzes ſcheitern kann, aufrecht zu erhalten. Dieſe Aufrecht— 
erhaltung kann ſich nur nach der Richtſchnur der Leiſtungspflicht, nach 
der Leiſtungsfähigkeit bemeſſen. Liegen aber die feſtgeſtellten Voraus— 
ſetzungen der letzteren nicht vor, ſo zwingt uns im öffentlichen Rechte die be— 
ſondere Lage ein Rechtsmittel anzuerkennen, das im Gegenſatze zum 
— zu ſeiner Begründung lediglich des Nachweiſes von dem Mangel 


Die in allereriter Linie in Betracht kommende Rechtsfigur des Zivilrechtes iſt natür— 
lic die Vindikation, die Klage des nicht beſißenden Eigenthianers gegen den befikenden 
Nichteigenthümer. Allein weil diefer Gefichtspunkt ſchon in den Nechtsverhältniiien des 
Privatrehtes ſehr oft nicht ausweicht zur Begründung eines Anipruchs, deshalb it 
ihon im Zivilrechte die condietio indebiti als tubiidiäre Nechtsfigur gegenüber 
der Binditation anerfannt 

Archiv für ciwilit. Braris B. 78, S. 434; Bruns in Holtzendorffs Encyklopädie: 
„So lange Bindikation, feine Gondiktion.“ 

Die weitgehende Anerkennung der condietio engt natürlich das Rechtsgebiet der ſu b- 
jidiäriten Rechtsfigur: der restitutio in integrum ungemein im Jivilvechte ein. Für 
einen großen Theil unierer Judikatur im Zivilrechte iſt das Vorhandenſein des beſonderen 
Rechtes der Kondiktionen als der in erſter Linie gegebenen und anzuwendenden Rechts⸗ 
figur der Grund, die Sätze der restitutio in integrum für nicht anwendbar zu erklären 
bei einer ‚frage, die ja ichon ibre beiondere Regelung babe. Ta nun das öffentliche 
Hecht die condietio indebiti nicht zur ausdrücklichen Satzung erhoben hat, auch die Lage 
des Falles ſelbſt nicht die Anwendung einer mehr oder weniger verſchwommenen „Analogie“ 
diejer Rechtsform zuläßt, jo gelangen wir fofort zur restitutio in integrum, Iſt 
doch die Vindikation ſchon von vornherein dadurch ausgeichloiien, daß der Zahlende ſein 
Eigenthum verliert und der Empfänger es erwirbt, troß Leiſtung sine causa. Tiefe 
erflärungsbedürftige Ericheinung von dem Erwerbsafte, dem Cigentbumsübergang obne 
geſetzlichen Grund fann uns bis heute das Givilrecht noch nicht begreiflich machen. 

Vol. Bolze a. a. O. =. 455. 
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eines im Fragefalle verpflichtenden Rechtsgrundes bedarf. Nur dieſer Geſichts— 
punft faun den Staat in ſeiner Eigenſchaft als Hüter der Rechtsordnung. be 
herricht haben, als er im Gemeininterejje') die Tätigkeit der Organe jeiner 
Finanzmacht unter eine Nechtsfontrolle jtellte. Sollten wirflich bei der Funktion 
der legteren noch andere Grundſätze in Betracht fommen, jollte man, was bis 
jegt zu erweijen noch nicht einmal verjucht wurde, bei unjerer frage an privat- 
rechtliche Feinheiten gedacht haben, dann ijt es jedenfalls Thatjache, daß 
die Anwendung derjelben nicht mit dem Nechtsjinne der dem Gejee Unter: 
worfenen übereinjtimmt. Der ummijjende Laie wird nie verftehen, warum er 
allein unentjchuldbar geirrt haben joll, wenn er jich auf die Autorität der 
Behörde verlieh, er wird auch nicht begreifen, daß man nach der Bereicherung 
bejonders jucht und jchließlich doch den Ort nicht zu finden weiß, an dem jie 
ſich verjtedt hat. 

Iſt hiernach der Beweis der Nothiwendigfeit der Schaffung eines eigenen, 
der bejonderen Lage des Falles angepahten Nechtes geliefert, jo ift unjere An- 
nahme, welche den Anſpruch nach der Nechtslage eine Neftitution nennt, be 
gründet. Wer uns jagt, wir machten ja jelbjt für ein öffentlich-vechtliches Ver— 
hältniß mit der restitutio in integrum eine Anleihe beim Privatrecht, 
überfieht, dab wir feinesiwegs behaupten, die Borausjegungen jenes privat« 
rechtlichen, zum Theil antiquirten und von der modernen Öejeggebung nicht 
angenommenen?) Inſtitutes jeien für unjeren Anjpruch anwendbar. Wir wollen 
nicht in den Fehler gerathen, den wir Anderen vorhalten und der jich ledig: 
lich als eine Folge der vorherrjchend pandektiſtiſchen Ausbildung auf der Hoch 
ſchule darjtellt. Zwar läge die Verjuchung nahe, unjere Auffaſſung, wonach 
die Nechtslage von dem Grumdgedanfen der restitutio in integrum be— 
herricht ift, auch dadurd) zu jtügen, daß man einen Theil der VBorausjegungen 
jenes Nechtsinjtitutes auch zu denjenigen unjeres Anſpruchs jelbjt machte. 
Waren doch unter den anerfannten Nejtitutionsgründen auch die bei unjerem 
Anſpruche relevirenden Momente des Zwanges und des Irrthums ent— 
halten. Da ferner der Zwang das öffentlich-rechtliche Subjektions— 
verhältniß kennzeichnet, und der Irrthum als ſolcher keineswegs einen 
Begriff darſtellt, der nur im Privatrecht vorkommt, ſondern vielmehr in 
beiden Rechtsgebieten als allgemeiner Begriff des Bermögensrechts, ſo— 
mit als Bejtandtheil des üffentlicherechtlichen Vermögensrechts 
anerfannt tjt,°) jo jchiene auch die Prüfung Hinfichtlich dev Vorausjegungen 
jenes Anſpruchs begründet. Allein es iſt gar nicht zu bezweifeln, daß anderer: 
ſeits eine große Anzahl von zum Theil völlig veralteten Beitimmungen jenes 
Nechtsintitutes bejteht, deren analoge Ausdehnung volltommen ausgeichlofjen 


'ı), Nellinef a. a. ©. ©. 59 jagt: „Ansprüche des Individuums an den Staat von 
vermögensrechtlichem Charakter iind öffentlicherechtliche dann, wenn fie einerjeits einem öffent: 
lich-rechtlichen Verhältniß — der gliedlichen Stellung des ‚Individuums im Staate — ent— 
ipringen, andererjeits an ihrer Gewährung das Gemeininterefle überwiegend betheiligt it. 
Rüdforderung irrthbümlich gezahlter Steuern bat zwar in öffentlich-rechtlichem 
Verhältniſſe ihren Grund, it aber, als nicht überwiegend im Gemeinintereiie gewäbrt, eine 
einfache condietio indebiti. 

Tab die Rechtstontrollen im öffentlichen Intereſſe geſchaffen find und die Behauptung 
einer rechtswidrigen Grundlage des Finanzweſens die — berührt, glaube ich in 
meiner Abhandlung „Die condietio indebiti des d. ö. R.“ S. 65 und 66 nachgewieſen 
zu haben. 

?), Mal. namentlich die urn in Bd. 1 der Motive zum E. e. b.G.B. S. 392 - 95. 

5) Val. Jellinek a. a. ©.5.62, Yaband, Staatsrecht, Vorwort zur 1. — * — 
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it. Daher möchten wir hier die Thatjache wiederholen, daß wir lediglich zur 
Kennzeichnung der heute im öffentlichen Nechte vorherrjichenden Nechtslage aus 
dem Privatrechte nur das Wort jener Rechtsform entnommen haben. Da 
der Grad der Ausbildung eines Nechtes entjcheidend ift für das Maß der 
Reititution, jo ijt der Begriff der legteren überhaupt nicht amvendbar für eine 
Gejeggebung, welche die formelle und materielle Seite des Anſpruchs in aus- 
reichendem Maße geregelt hat. Ob letzteres aber umjerer deutjchen Geſetz— 
gebung zum Lobe nachzuſagen iſt, das dürfen wir wohl dem Urtheile unſerer 
in der Praxis ſtehenden Leſer überlaſſen. Nur da, wo der Geſetzgeber ſich 
nicht die Mühe genommen hat, ſeinen Willen in klarer und einwandsfreier 
Weiſe zum Ausdrud zu bringen, ift die Entitehung von erheblichen Zweifeln 
möglich. 

Möchte dereinjt eine Zeit fommen, im der es zur Drientirung über die 
Rechtslage nicht mehr erforderlich ift, eine Neije in das Labyrinth von wider: 
Iprechenden Entjcheidungen zu unternehmen! Möchte die Mahnung „Klarheit 
in der Faſſung de3 Ausdrucks“ nicht ungehört verflingen in einer Zeit, in 
der man nachgerade allgemein Stlage führt über die Sprache unſeres zu: 
fünftigen bürgerlichen Reichsrechtes! 


Rechnungsergebniſſe der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften für 1894.) 


VBorbemerfungen. 


Zu Tabelle 1 (Organifation). 

Il. Die Zahl der Berufsgenofjenjchaften, auf welche die Rechnungsergebnifje 
fi beziehen, blieb unverändert (112). 

Bei den landwirthichaftlichen Berufsgenofjenichaften find aud) in diefem Jahre 
noch — wie in den Nechnungsergebnifjen der drei Vorjahre — in Spalte 14 
der Tabelle 1 (und beziehungsweije Spalte 2 der Tabelle 3) für die durchjchnittlich 
verficherten Perſonen diejenigen Zahlen eingejeßt worden, welche zwar nad wie 
vor der Berufszählung vom 5. Juni 1882 entnommen, jedoch im Jahre 1892 auf 
Grund des durch die Volkszählung vom 1. Dezember 1890 gebotenen Materials 
jowie durch bejondere Ermittelungen einer ergänzenden Reviſion unterzogen, 
übrigend aud; der Bearbeitung der landwirthichaftlichen Unfallſtatiſtik für das 
Jahr 1891 zu Grunde gelegt worden jind. 

II. Die Zahl der jtaatlihen Ausführungsbehörden beträgt 133 gegen 132 
im Vorjahre, die der Provinziale und Ktommunal-Ausführungsbehörden — auf 
Grund der Ziffer 3 des SA des Bauunfallverficherungsgeiepes als leiſtungsfähig 
erflärte Verbände — 252 gegen 240, jo daß die Rechnungsergebniſſe ſich zu— 
jammen auf 385 Ausführungsbehörden, gegen 372 im Vorjahre, beziehen. 

Der größeren Ueberjichtlichfeit wegen find die Provinziale und Kommunale 
Ausführungsbehörden, — wie feit dem Jahre 1891 — nicht einzeln aufgeführt, 
iondern für Preußen nach Provinzen, im Uebrigen nad) Reichs-Gebietstheilen 
zufammengefaßt. Ein Berzeichniß der für das Nechnungsjahr 1894 in Frage 
fommenden einzelnen Provinzial: und NKommunalsAusführungsbehörden iſt den be— 
treffenden Tabellen am Schluß beigegeben. 

III. Bei den PVerfiherungsanjtalten der Baugewerfs-Berufsgenofjenjchaften 
it eine Menderung in der Organijation nicht eingetreten. 

Zu Tabelle 1 Spalte 15 (Lohnbeträge). Zur Vermeidung von unzutreffenden 
Schlüfjen wird hervorgehoben, daß die für die gewerblichen Berufsgenojjenjchaften 
eingeitellten Lohnbeträge jich mit den wirklich gezahlten Löhnen nicht durchaus 
deden. Der Vordrud der Spalte läht erkennen, daß es jid hier nicht um die 
Aufftellung einer Lohnitatiftif, jondern um die Gewährung eines Einblids in den 
für die Berechnung der Beiträge wichtigen, lediglich vechnerijchen Faktor der „ans 
rehnungsfähigen“ Löhne ꝛc. handelt. 

’) Vgl. „Annalen“ 1895 ©. 785 fi. bezüglich der Einzelheiten fiche Reichstags: Drudiache 


Nr. 62, 9. Leg-Per., VI. Seffion 1895/96. Hier find nur die Schluß» und Gelfammtiummen 
abgedrudt. 
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Bei den Berufögenojjenjchaften 1 bis 62 wird nach den gejeßlichen Be— 
ſtimmungen als „anrechnungsfähiger* Lohn x. der 4 A für den Arbeitstag 
überjteigende Lohnbetrag nur mit einem Drittel herangezogen, während anderer= 
jeits für jugendliche und nicht ausgebildete Arbeiter der ortsüblihe Tagelohn 
Erwachjener anzujegen iſt ($ 10 Abſatz 1 und 2 des Unfallverfiherungsgejepes). 
Vei der Tiefbau-Verufsgenoſſenſchaft (64) findet zwar eine Neduktion der 4 M. 
für den Arbeitstag überjteigenden Löhne bei der Beitragsberedhnung nicht ſtatt 
($ 10 Abſatz 1 des Bauunfallverficherungsgejeges), jedoch kommt auch bier für 
jugendliche und nicht ausgebildete Arbeiter der ortsübliche Tagelohn Erwachjener 
zum Anſatze. Bei der See-Berufsgenofjenjchaft (63) it der in Spalte 15 der 
Tabelle 1 eingejtellte Betrag unter Zugrundelegung der Zeitdauer der Beichäftigung 
der Berjicherten nach) Maßgabe des gemäß $ 6 bezw. 7 des Seeunfallverjicherungs= 
geſetzes feitgejegten Jahresarbeitsverdienjtes berechnet worden. 


Voritehendes ijt bei der Anjtellung von Vergleichen über die Lohnhöhe in 
den einzelnen Berufsgenofjenfchaften zu berüchichtiaen ; Berechnungen der Löhne 
auf den Kopf der verlicherten Perjonen gewähren für die verjchiedenen Berufs— 
genoſſenſchaften ein zutreffendes Vild um deswillen nicht, weil die durchichnittliche 
Arbeitszeit in den einzelnen Gewerben feinesiwegs gleich it. 


Für die landwirthichaftlichen Berufsgenofjenichaften, für welche hinsichtlich 
der Beitragsberechnung wejentlih abweichende gejegliche Beltimmungen Arbeits— 
bedarfsnachweifung, Grumditeuerfuß 2c.) gelten, ift die Aufnahme von Lohnabgaben 
in Spalte 15 der Tabelle 1 unterblieben. Das Gleiche gilt für die Verficherungss 
anjtalten der Baugewerf3-Berufsgenofjenjchaften. 


Zu Tabelle 2 „Ausgaben und Einnahmen“ (und bezw. Tabelle 1 Spalten 18 
und 19). Für die Aufnahme von Beträgen iſt bier wie in den Borjahren als 
leßter Termin der Nüdbuchung von Einnahmen der 15. Auguſt des auf das 
Nehnungsjahr folgenden Jahres im Allgemeinen maßgebend gewejen. 


Bei den Berficherungsanftalten der Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaften find 
Nücdbuchungen der für das abgelaufene Nednungsjahr zu verrechnenden Ein— 
nahmen und Musgaben nur bis zum 1. April 1895 zugelaffen worden, damit 
die vorliegenden Nechnungsergebniffe mit den nach S 18 Abſatz 1 Ziffer 5 des 
Bauunfallverficherungsgejeßes vom 11. Juli 1887 veröffentlichten Rechnungs: 
abjchlüjjen der einzelnen Verficherungsanjtalten, für welche Rückbuchungen gleich- 
falls nur bis zu dieſem Termin zuläſſig waren, übereinſtimmen. 

Zu Tabelle 2 Spalte 31. Die zufammen mit den Prämien für Rettung 
Berunglüdter und für Abwendung von Unglüdsjällen nachgewiejenen Kojten der 
Fürſorge für Verlegte innerhalb der erjten dreizehn Wochen nach dem Unfall, 
welche von einzelnen Berufsgenojjenjchaften und Ausführungsbehörden über das 
Maß der gejeplichen Berpflichtungen hinaus aufgewendet wurden, um die Folgen 
der Verlegungen für die Genofjenjchaft 2c. möglichjt zu erleichtern (vergleiche jetzt 
$ 76c der Krankenkaſſennovelle), haben im Nechnungsjahr, wie nebenher ermittelt 
wurde, 219 633,09, Sb. betragen. 


Zu Tabelle 2 Spalten 36 bis 47. In den für die Baugewerl3-Beruf3- 
genoſſenſchaften (Berufsgenojjenjchaften Nr. 43 bis 54 und 64) nachgewiejenen Ver— 
waltungsfoiten find die nicht ausscheidbaren Antheilfoiten für die Verſicherungs— 
anjtalten, welche von den legteren nach $ 17 Abſatz 6 des Bauunfallverjicherungs- 
gejebes al3 Paufchbetrag erhoben und der Genojjenjchaft erjtattet werden, mit 
enthalten. Die bezüglichen Baujchbeträge betrugen: 
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1. bei der Hamburgifchen Baugewerfs-Berufsgenofjenfhaft . 9,090,4 M., 
2. „m Nordöftlichen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft . . 20,000,00 m 
3. u - Scleitich-Pojenihen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft 1,893,05 
4 „ „ SBannoverjchen Baugewerk3-Berufsgenofjenihaft . . 13,868, 
5. nm Magdeburgiichen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft . 3,5644 „ 
6. „ „ Sädhliihen Baugewerfs-Berufsgenofienihait . . . 8,613. u 
7. » » Thüringifchen Baugewerf3-Berufsgenofjenihaft . . — 
8. u» HellenMNafjauischen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft. 2,659,623 
9. „m  Rheinisch-Wejtfäliichen Baugewerk8:-Berufsgenofjenichaft 3,549,4 
10. „ „ WBürttembergiichen Baugewerk3-Berufsgenojienshaft . 1,282, 
11. „ „ Bayerifchen Baugewerkö-Berufsgenofjenihaft . . . 5Addu „ 
12. „ „ Südwejtlihen Baugewert3-Berufsgenofj enfhaft u ABB u 
13. „ „ TiefbausBerufsgenofjenshait . . . . . . 37,656, 


— . ... 109,007,20 Ma. 
und jind die betreffenden Einzelbeträge unter Spalte 46 der Angaben für die 
betreffende Berjicherungsanitalt in Ausgabe und unter Spalte 56 der Angaben 
für die betreffende Genoſſenſchaft in Einnahme gejtellt worden. 

Die Thüringiſche Baugewerfs-Berufsgenojienichaft hat von der Berechnung 
eines Paujchbetrages nnd Cinverleibung der Selbjtverjicherer in die Berufs— 
genofjenschaft und der hiermit im Zujanmenhange jtehenden Verringerung des 
Umfanges des Gejchäftsbetriebes der Verficherungsanftalt Abjtand genommen. 


Zu Tabelle 2 Spalte 51 und bezw. 5la. Die am 15. Auguſt 1895 
rüdjtändigen Umlagebeiträge für das Jahr 1894, welche nad) den Angaben der 
Berufsgenojjenichaften zufammen 4,686,624,,5 M. betragen, werden erit in der 
nächſtmaligen Nachweifung der Nechnungsergebnifje zur Verrechnung gelangen, 
ebenjo die rüdjtändigen Prämien der Verjicherungsanjtalten der Baugewerks— 
Berufsgenofjenihaften mit 313,242,,. Mr 


Zu Tabelle 2 Spalten 51 und 58. Der von den Berufögenofjenichaften 
mit umgelegte Betrieböfonds zum Gejanımtbetrage von 7,866,446,,, M. it in 
Spalte 51, joweit derjelbe bi$ zum 15. Auguſt 1895 vereinnahmt worden war, 
mit in Rechnung gejtellt und erjcheint im Bejtande der Spalte 58. 


Die Kapitalwerthe für die von der TiefbausBerufsgenofjenihaft und den 
Berliherungsanitalten der Baugewerf3:Berufsgenofjenichaften bis zum 31. Dezember 
1894 jejtgejegten, an diejem Tage noch laufenden Renten betragen für die erjtere 
6,510,873,;5 M, für die Verfiherungsanitalten — einfchließlich derjenigen der 
TiefbausBerufsgenofienichaft — zufammen 3,883,701,,; M. Das vorhandene 
Dedungsfapital erjcheint ebenfalls — wie die Betriebsfonds in Spalte 58 als 
Beitand. (In den Rechnungsergebnijjen für 1888 bis einjchließlid 1892 wurden 
an diejer Stelle nur die Kapitalwerthe für die im Laufe der betreffenden Rechnungs: 
jahre feitgejegten Renten angegeben. Für das feit 1893 geltende Dedungsver- 
fahren, nad) welchem am Schluſſe eines jeden Nechnungsjahres die Kapitalwerthe 
für jämmtliche nod) laufenden Nenten neu ermittelt werden, kommen die Deckungs— 
werthe der im Laufe eines Jahres feitgeitellten Renten abgejondert nicht mehr in 
Betracht.) 

Zu Tabelle 2 Spalte 59 (und bezw. 48). Der in Spalte 59 nach— 
gewiejene Betrag des Reſervefonds jet ſich bei den Berufsgenofienjchaften zu= 
fammen: aus dem Bejtande am Schluſſe des Vorjahres, aus den rücjtändigen 
Einlagen des Vorjahres, aus den Zinjfen und aus der laufenden Einlage. 
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Die Fehlbeträge bei den Einlagen in den Nejervefonds (Spalte 48) bei den— 
jenigen Berufsgenojjenjchaften, welche zur Zeit des Abjchlufjes der Rechnungs— 
ergebnijje mit der Umlage zum Theil noch im Rückſtande waren, betragen zus 
ſammen 2,274,949,,% Mb. 

Bei den PVerficherungsanitalten it der in den Reſervefonds nad) näherer 
ftatutarifcher Bejtinnmung eingelegte Betrag von dem Nenten=Kapitalwerth (ver: 
gleiche Vorbemerkungen Ziffer 8 Abjag 2) berechnet und von den eingegangenen 
Prämien abgezweigt worden. 

Zu Tabelle 3 „Unfälle“. Die Mittheilung aller Unfälle — für welche die 
Vetriebsunternehmer der Drtspolizeibehörde Anzeige zu erjtatten haben — an 
die Berufsgenojjenjchaften (Spalte 31 a. a. D.) beruht auf jtatutarischen Be— 
ftimmungen der Berufsgenojjenjchaften. Dieſe Mittheilungen find daher hinjichtlich 
der gemeldeten, nicht entichädigungspflichtigen Unfälle — da eine unter jtatutarijche 
Strafe geitellte Verpflichtung zur Anmeldung der betreffenden Unfälle nicht durch— 
weg bejteht — nur als annähernd zutreffend zu erachten, und it anzunehmen, 
daß die in Spalte 31 angegebenen Gejfammtzahlen der Unfälle im Allgemeinen 
hinter der Wirklichkeit zurücbleiben. 

Die auf das Tuufend ausgeführten Berechnungen in den Spalten 8 und 32 
a. a. D. follen nur erkennen lajjen, wie viele von den in jeder Berufägenofien- 
Schaft durchſchnittlich bejchäftigten verficherten Perjonen alljährlih die Aussicht 
haben, einen Unfall zu erleiden. Zu Bergleihen über die Gefährlichkeit der 
Betriebe der Berufsgenofjenichaften unter einander bieten die angegebenen Zahlen 
nur einen ungefähren Anhalt, da die durchſchnittliche jährliche Arbeitszeit, während 
der die verficherten Perjonen einer Gefährdung ausgejegt find, in den einzelnen 
Berufsgenoſſenſchaften nicht gleich ijt. Ein Verſuch, die in den einzelnen Berufs— 
genojjenschaften bejchäftigten Perfonen nad) Maßgabe der geleijteten Arbeit (Arbeits- 
dauer) auf Bollarbeiter zurüczuführen, it gegenüber der von den Borjtänden 
geltend gemachten Schwierigkeit der Durchführung unterblieben. 
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Auszugsweiſe Zufammenitellung der wictigiten Zahlen aus den Tabellen. 


(Die entſprechenden Zahlen aus dem voraufgegangenen Nedinungsjahr 1894 find in edigen 
Klanımern beigeiegt.) 


Wie die Nachweiung erkennen läßt, find im Jahre 1894 


l. für 
113 (112) Berufsgenoſſenſchaften mit: 
914 914] Sektionen, 
1,095 [1,092] Mitgliedern der Genoſſenſchaftsvorſtände, 
5,253 [5,255) Mitgliedern der Sektionsvorjtände, 
23,459 [23,338] Vertrauensmännern, 
209 [170] angejtellten bejoldeten Beauftragten Revi— 
fionsingenieuren 2c.), 
1,002 [1,002] Sciedsgerichten, 
3,915 [3,970] Arbeitervertretern bei 
5,219,591 [5, 190, 117] Betrieben umd 
17,533,380 °?) [17,458,388] verjicherten Perſonen 
an Entjhädigungsbeträgen . . 39,718,296,5, M. [34,173,471,,, Me) 
und an laufenden Berwaltungsfojten 6,344,856,55 M.) [5,768,408,,: Mb] 


gezahlt worden. 

Die weiteren Ausgaben an Koſten der 
Unfallunterfuchungen und der Feititellung 
der Entjchädigungen, an Sciedögerichtö- 
und Unfallverhütungsfojten betragen. . 2,661,617,,5 M.  [2,318,488,;, Ab] 

Die auf Grund übernommener Unfall- 
verficherungsverträge ($ 100 des Unfall— 
verficherungögejeges) erwachſenen Aus— 
gaben. belaufen ih uf . . 350,49 Mb. [2,368,05 Me] 

In den NRejervefonds find für das 
Jahr 1894 bis zum 15. Augujt 1895 . 10,323,184,,, M& [12,285,879,,: Mb] 
eingelegt worden, jo daß im Ganzen . 99,048,305,:; 46‘) [54,548,615,55 «AM] 
an effeftiven Ausgaben (Tabelle 2, 

Spalte 49) für 112 Berufsgenofjen= 
ichaften nachgewiejen jind, denen . A, 422,740, M) [65,974,560,4, M] 

an effektiven Einnahmen (Tabelle 2 2, Spalte 57) — die leßteren umfafjen 
die von den meilten Berufsgenofjenichaften mitumgelegten Betriebsmittel für das 
Jahr 1895 — gegenüber jtehen. 

Die am Schluffe des Rechnungsjahres verbliebenen Beſtände belaufen fich 
für fämmtliche Berufsgenofjenjchaften auf 13,186,983,,, M. [12,356,97 1,35 Me] 
der Sejammtbetrag des Nejervefonds auf 113,643,514,,, M. [100,469,282,,: M] 


9 64 gewerbliche und 48 landwirthſchaftliche EAN 

”) Vergleiche hierzu Vorbemerkungen Ziffer 2 I Abiah 2. In obigen 17,533,380 
dürften eine bis anderthalb Millionen PBerfonen, die gleichzeitig in gewerblichen und land- 
wirtbichaftlichen Betrieben beichäftigt und verfichert find, doppelt ericheinen. Außerdem find 
darin enthalten alle verficherten landwirtbichaftlichen Unternehmer, welche bei ihrer um— 
faſſer landesgeſetzlichen und ſtatutariſchen Verſicherung nicht weit hinter der Zahl der in 
Spalt 10 Tabelle 1 Seite 314 aufgeführten Zahl der landwirthſchaftlichen Betriebe von 
4,793.256 zurüdbleiben werden. 

») Nach Abzug der PBaujchbeträge für die Berfiherungsanftalten im Betrage von 
109,007,20 46 (fiebe Borbemertungen Ziffer 6). 
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Sodann find für den gleihen Zeitraum 


II. bei 
385 [372] Ausführungsbehörden der Reichs-, Staats-, Provinzial: und 
Kommunalbetriebe mit: 
368 [358] Schied3gerihten und 


1,698 [1,643] Arbeitervertretern bei 
658,567 [660,462] verjicherten Perjonen 
an Entjhädigungsbeträgen . . 3,923,290,0 M. [3,444,101,,, Me] 
an BVerwaltungsfojten . . .. 8,059,,, Ab. [6,49 1,05 M.] 
an Roiten der Unfallunterfuchungen und 

an Feititellung der Entſchädigungen, ſo— 

wie an Schiedsgerichts- und —— 


verhütungsfoiten . . . er 81,667,,9 Me. [70,304,,, Me] 
im Ganzen . 2 2 220202000 4013,01 020 Me [3,520,897,5: Me) 


verausgabt worden. 


III. Bon den 13 Berjiherungsanftalten der Baugewerk3-Berufsgenofien- 
ichaften wurden verausgabt: 
an Entjhädigungsbeträgen . . } 640,148,50 «A [546,197,3; Me] 
an SEE NANOE LEN (einſ — des Pauſch⸗ 
betrages nah 8 17 Abſatz 6 des Baus 
Unfallverfiherungsgejebe8) -. - » . .  319,685,90 M. [280,690,,0 Me] 
an Koſten der Unfallunterfuchungen und der 
Feititellung der Entjhädigungen, ſowie an , 
Schiedsgerichts- und Unfallverhütungsfojten 23,983,,, M.  [19,940,,; M] 
an Koſten auf Grund übernommener Unfall 
verjicherungsverträge ($ 100 des Unfall— 
verfiherungägejeges) . ; 6,04 Me J — #] 

In den — find für das Jahr 
1894 . . 37,822,08 M. [28,737,,: M) 
eingelegt — ſo daß im Ganzer —F 1,021,647..- M [875,566,60 Me) 
an effektiven Ausgaben (Tabelle 2 

Spalte 49) für die 13 Berficherungsanitalten 

nachgewiejen jind, denen . . 3,846,448,55 Ab. [3,224,426,56 «M] 
an effeftiven Einnahmen (Tabelle 2 

Spalte 57) gegemüberjtehen. 

Der am Scluffe des Rechnungsjahres 
nachgewiejene Bejtand beläuft fih auf . . 2,824,796,,5 M. [2,348,860,96 Me) 
der Betrag des Nejervefonds uf . . . 474,373,50 M [422,443,,, Mb) 

Die Zahl der Verlegten und deren Hinterbliebenen und Angehörigen, welche die 
Wohlthaten der Unfallverfiherung im Jahre 1894 genofjen haben, ergiebt ſich aus 
den fpeziellen Angaben der Tabelle 2 Spalten 2—26. Dieje Zahlen umfafjen aud 
diejenigen Perjonen, deren Nentenbezüge 21. aus den Jahren 1885 bis 1893 
ftammen und im Jahre 1894 weiter gelaufen find. 

Die Gefammtfumme der gezahlten Entjhädigungsbetläige 
(Renten ꝛc.) beläuft jich auf 44,281,735,,, Mr gegen 38,163,770,3; M. im Jahre 
1893, 32,340,177,99 «AM im Jahre 1892, 26,426,377,90 M im Sabre 1891, 
20,315,319,,, M.im Jahre 1890, 14,464,303,,, M.im Jahre 1889, 9,681,44 7,9: Mk 
im fahre 1888, 5,932,930,,5 M. im Jahre 1887 und 1,915,366,,, M im Jahre 1886. 
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Die Anzahl der neuen Unfälle, für welche im Sahre 1894 Entichädigungen 
feitgejtellt wurden, beläuft jich: 

I. für den Bereich der Berufsgenofjenschaften auf. 65,288 [58,724] 

II. für den Bereich der Ausführungsbehörden auf. 3,389 [3,150] 


III. für den Bereich der Verficherungsanitalten auf . 942 [855] 
zufammen uf 2 2 nn... 69,619 [62,729] 
Darunter: 
Unfälle mit tödtlichem Ausgange —F 6,361 66,336) 
Unfälle mit der Folge einer dauernden völligen Erwerbs- 
unfähigfet . . 1,784 [2,507] 
Die Bahl der don den getöbteten Perſonen hinterlaſſenen 
entſchädigungsberechtigten Perſonen beträgt . . 12,296 [12,763] 


darunter: 4124 [4125] Wittwen, 7930 [8400] ] Kinder und 242 [238] Afzendenten. 


Die Anzahl jämmtliher im Jahre 1894 überhaupt zur Anmeldung ge— 
langten Unfälle beträgt 


I. bei den Berufsgenofjenichaften . . . . . 259,495 [241,126] 

II. bei den Ausführungsbehörden . . . . . 21,347 [21,213] 

III. bei den Berfiherungsanftalten . . .» . . 2,140 [1,791] 
zufommen > 22 nn nn. 282,982 [264,130] 


Annalen des Deuticen Reicht. 1896. 22 
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Tabelle 1. 
Organi— 
Zahl der 
| Mitglieder | | | 
\ Deles 
Set DE ſantiut- „Hirten Ver- ange— errich— | Ars | Unter: 
Self: 2 
. Se lichen | BUT. Öe- | trau- ſtellten teten beiter⸗ Be— neh« 
tio- noſſen⸗ Set nojjens | J 
ſchafts⸗ an ſchafts | ens- Beauf⸗ Schieds- | ver- | tricbe mer 
nen 17 | 
vor⸗ verſamm⸗ männer tra ten| erichte |treter | 
ſtandes —* lung | 8 . | 





ſtände Br | 








L- 2 «| 5 


A. Gewerblide Berufs— | | | | 
genofienihaften . .|[8: 741 | 1,987 | 2,568 | 7,720 205 | 409 2,729 426,335|59,464 
B. Landwirthſchaftliche | | | 
Berufsgenojienfchaften | 5: 354 | 3,266 | 1,631 15,739 | 


| 
593 ; 1,186.4,793,256 


Gefammtfumme . . ‚095 15258 | 4194 23,450 | 209 | 1,002 | 3,915'5,219,591|59,464 
| | ' 


Ausführung 
A. Staatlihe Ausführs 
ungsbebörden. 
a) Marineverwaltung 
b) Heeresverwaltung 
ec) Boit- u. —— 
verwaltung . 
d) Eifenbahnverwaltung 
€) Vaggereir, Binnen» 
ihifftahrtä>, Flößerei⸗ 
Prahm- u. Führbetriebe 
f) Land» und forjtwirth: 
ſchaftliche Verwaltung 
g) Bauverwaltung 
h) —— ꝛc. Be: 
triebe 

















B. Provinzial- und Kom⸗ 
munal⸗Ausführungs⸗ 
behörden 





Gefammtjumme . 





III Ber figerung 


Berfiherungsanftalten | | 
zufammen. . |— | — — | — — — — — — — 
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Allgemeine Ueberlicht. 














fationm. i Unfälle, 
— = -[tobnbeträge. (Zahl der Verletzten, 
Berjiherte Berfonen: (Für die Beitrags⸗ für welche Entſchädig⸗ Aus: "TER 
| berechnung in An) ungen fejtgeitellt 
durch⸗ | rechnung zu brin- worden find.) gaben. nahmen. 
ſchnittlich Zuſammen [gende Beträge der Im Laufe d. By 
beihäftigte | 3 Löhne und Ges] . Rechnungs: | (Val. Tab. 2 | (Vgl. Tab. 2 
Betriebs: | Andere (Spalten hälter der ver⸗ Beſtand jahres hin=| Spalte 49) | Spalte 57) 
beamte | jiherten Berfonen] aus den | zugefom- 
und | 11-18) | — Spalte 14.) Vorjahren | mene Fälle. 
Ürbeiter (Bol. Tab. 3 
| MM | Spalte 7) u Me 
2183 14 15 16 17 18 19 





genoffenfhaften. 
| | 
518,786 | 5,715 | 5,243,965 















3,431,714,380,35 47,276,500,51]58,233,595,ı2 





120,911 | 82,797 





- —  112.289,415 11,880,812,2[13,298,152,54 








61,931 | 32,491 





3,431,714,380,5s | 182,842 65,288  159,157,312,57[71,531,747,s6 




















— au 12,018 71.956,14 _ 
en en 33,311 251,127, = 
= — 17,164 50,747, ER 
= — | 264,820 2,972,404,04 = 
* = 3,549 51,718,10 = 
— — 219,665 376,366,13 — 
ar 66,548 161,690,6 — 
— 551 6,669,54 — 
| — 40,751 70,334,30 — 

| | 658,367 12,606 4,013,017,00 





suftalten. 


en | = | u | = 1,021,647,27 | 3,846.443,53 











2,666 | 942 


99% 


— 
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Zabelle II. 








Ausgaben. 





a. Entihädigungs- 


Erwerbsunfäbigfeit. 








Todesfälle. 


Koſten dei Renten F : 
Heil 5 Beerdigungs: 
verfahreus Verletzte loſten 
Perſ. „Ib Keri A er). M 





1 2 3 









A. Gewerbliche ee 
ſchaften 


B. Landwirthſchaftliche Berufs— 
genoſſeuſchaften 


25,466, 872 372, 130.496 20,854.244,51 | 3,569 201, 655.20 





10,295  314,701,57 85,234 6,647,878,04 | 2,397 75,556,0s 






















Gefammtfumme . 36,761 1,187,074.15, 215,730 27,502,123,25 | 5,966 '277,212,15 
| 


Il. Ausführungs- 
A, Stantlihe Ausfihrungs- | 
behörden. 

a) Marineverwaltung . 14 | 1,080,1s 

13 768 2⸗ 

—11 634,» 


369 | 19,700..4 


12 ı 1055| 224 56,334,54 
83 2,971, | 1,012 211,581,» 
6 142 34,452 
1,395 85,114,71 | 71,639  2,035,366,3s 


b) Seeresverwaltung 


— 
* 


c) Poſt⸗ und FRE 
d) Eijenbahnverwaltung 





e) Baggerei-, Binnenſchifffahrts-, 
Flößereir, Brahms u. Fährbetriebe 

f) Land- u. forjtwirtbichaftliche Ber 
waltung 

g) Bauverwaltung . 

h) Seeſchifffahrts-⸗ ıc. Betriebe 


Bern 157 ro — 2 
569 | 16,118, | 2,362) 248,958, 
9ı | 4825| 600) 108,271, 
1 35,45 6 2.443,85 


118 | 3,734, 
27 | 1,402, 


B. Provinzial- und Kommunal- 
Ausführungsbehörden 





44 1,397 ‚» 371 58,417 ,.2 11 488 57 








Gefammtfumme . ' 12,513 | 2,780,487, 








| 112,786,» 563 | 27,808 2 





III. Ber figerungs- 
119 | 5,1720 


Berfiherungsanftalten zufammen 1,310 | 33,863, | 3,037 | 440,128,07 











— Digitized by Gool 
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Ausgaben und Einnahmen. 





Uuödögabe m 








beträge. 














Todesfälle. = [Unterbringung 

— —ñ t—— —ñ — ⸗ñ —⸗— — im Krankenhaus 

Renten | Abfindungen Renten Renten Renten an die 
an —— — an an Ehefrauen 

Birtwen | | Kinder Afzendenten ee ringe 
Getödteter | verheiratung Getödteter Getödteter —** 
Perſ. Me | Beri. A) Per. #7 Ber. | AM Peri. | M 
8 9 110 ı | 2 13 | 14 15 | 77 











ir ai 
| | | 
15.645 2,499,024,1s| 575 | 312,932,8 | ‚=, 830) 3,802,325,26 | 1,373 199 ‚085,50 
| | 
| 










6,477 | 205,336,.6 





6,787 506, ri 173 | 39,492, 26 ‚11,098 173 13,335,0s | 1,310 | 18,590,40 









553,920, | 











22,432 3,005,540,14 748 | 352,425,00 43,923 4,356,246,16 | 7,187 | 223,927,06 
| | 








1,546 212,420,ss 


behörden. 
| | 





| 
27 5.208,08 | 1 








4590 | 47 5,986, | — — 2 40,84 

44 1,722) 1 764,22 80 | 11,633, | 8 417,1 25 | 818,8 
44 | 7618| 1 wol 2 38,00 
2,084 | 303,170, | 69 | 29,955, 13,749 | 387,935, | 166 | 21,627, | 236 | 6,861, 
25 | 5,174,s5 | — — 40 5,906,47 | 3 480,00 11 697,13 


I 
| | 
I; | 


2,0240 | 568 28,112, | 22 1,498, 80 854,75 


| | 

5480| — -— 1% 
| 
| | 
338 | 25,082, 10 | 
fi 
| | 
| 
| 











107 | 128,94) 4 | 1,688 | 164 | 14,780,w | 14 | 1,4740 | 80 | 1,001, 
9 1,544,03 Ä — — 18 | 2,317, 1 1 194,40 — — 
| 4888| 1 5 2 — u 15 | 164 
370,719, | 86 | 35.4120 14,779 | 466,438, | 210 | 





25,785,75 | 401 | 10,477,10 











j | 


auftalten. 
a6 | 59,22%| 12 | 46010 | 730 | 62,976 


i 


} | | | | 


142 | 2,958,00 


1 | 1.470,74 
| 
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(No Tabelle II. 








Ans ga ben. 
a. Entfhädigungss 
Unterbringung im Krankenhaus. 
Renten an die | Nenten an | 
Kinder Alzendenten Sur: und Ber- 
in Stranfen: | in Sranfen» | pflenungstojten 

















häuſern | bäujern ‚ an flranten= 
untergebrachter | untergebradter häuſer gezahlt 
Verletzter Verletzter 
Perſ. | Per | M Perſ. * 


1 1819 | 20 











| 
Le 
| 


21 22 23 


Il. SßSernfs- 


A. Gewerblidie Berufsgenofienfhaften . 14,056 305,655,10 | 174 7,084, 10,97311,714,176, 


B. Landwirtbidaftlide — 


| | | 
ſchaften 2661 23544000 14 | 215 | 8,676 407,372, 


.Jı6,717 329,199, 188 | 7,249,54 114,649 2,121,548,0s 


| | I 


11. ee 


Gefammtjunme 











A. Staatliche Ausführungsbehörden. 














| | 
| | 

a) Marineverwaltung 2 2805| — — 11 | 447,0 
b) Heeresverwaltung . ; 54 | 2,022, | — — | 42 | 4,532,:8 
c) Poſt- und Telegraphenverwaltung 6 80 — 7 1,372, 
d) Eiſenbahnverwaltung en 445 | 8258. | 12 659,38 | 368 | 47,171, 

e) Baggereis, Binnenichifffahrts- , Slößereis, | 
Prahm- und Führbetriebe . 19 854,05 — — | 15 | 2,118,0o 
f) Land» u. forjtwirthichaftliche ERROR 158 1,095 ‚ss 6 | 36,17 | 125 | 12,296, 
g) Bauverwaltung er 66 1,044,18 | 1 | 6,4 | 47 5,893 ,rı 
h) Seeſchifffahrts- x. Betriebe. — — | — — | 1 | 90, 

B. Provinzial: und Kommunal: Aus: 
führungsbebörden . | 21 2,237 ‚0 
Gefammtfumme . . | 775 18,526: | 19 | 701,0 | 637 | 76,160, 

| | | | 








II. Berfiderungs- 


BVerfiherungsanftalten zufammen.. . . . | 244 | 3277,00 | 1 | 5% | 220 22,559,s6 


I I 
1 


| | | 


a 
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Ausgaben und Einnahmen.) 








Mau 89 aben. 

















beträge. b. Koſten d. Unfallverhütungskoſten. 
- der VRR E EEE —— 
= r | Prämien für 
ze HER | Koſten | Brno 
Ab uniet= Te, Schieds⸗ bei Erlaß glüdter und für 
. ſchadigungs ſuchungen Ueber- von | Atwenbung von Zufammen 
” und ber i . noludsfällen, 
— beträge ee gerichts — * | fonie Koften dr | (oyatten 29 
(Spalten 3, 5, er * Furſorge fr * 
Auslander | 7a. 11,3, | Mellung | loſten Betriebe | ungs⸗ | Perleste innerpar vie 31 
—— 3 a, Entſchädig⸗ |. vor. ge | 
‚ ungen \ Ichriften | Unjall | 
wer) Me A se Me A| Ah M 
24 





genoſſenſchaften. 


202 136 468.031, 110,8312, 2010 836,447,ss| 459,732,5.| 428,461,0) 6,187,10 184,721,20 | 619,370, 
\ 





13] b, 860 401 8,607,983,00| 545,773,25| 181,016,55 -_ | 56,20  19,220,50 19,276,70 






640,749,0s 





498,461, 6,243, 208,941,10 ı 688,647,o5 
| | 


70,591,s0 675,00 150,08 — — 90,55 90,83 
243,182, 51 3,493,51 | 3,632,10 — — 13, ,.2 13,32 
50,469,0s 114,50 143,00 — — 20,20 20,20 

6,5886 | 14,161. | — 20,52 3,797,5 | 3,818,05 





50,100,78 1,052,70 365,37 — — — | — 
339,812,55 | 10,333,201 7,799,24 — — 13,855,» 13,855, 20 
149,331,40 3,784,5ı 7,060,s6 — — 195,10 | 195,10 

6,626,10 12,0 29,24 — — L0 Lo 





65,354 34 1,869,27.| 2,211,0s = | 89,50 106,8 | 195,56 


3,923,290,00 | 27,924,10 | 35,552,64 — 1009,æ 18,080,044 | 18,190,36 





anfialten. 





38,910,» 3,379,05 | 3,981,» | 


r 
.) 





640,148 ,00 | 15,936,77 








en 685,7 ; 4,667,08 
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(Noch Tabelle II. 






















A. Gewerblide Berufö- 
genofienfhaften . . 
B. Laudwirthſchaftliche Be: 

rufsgenoſſenſchaften. 


Geſammtſumme 


A. Staatliche Ausführungs— 
behörden. 

a) Marineverwaltung 

b) Heeresverwaltung 


c) Boit- und — 
verwaltung 


d) Eifenbahnverwaltung 

e) Baggerei, Binnenjchiif- 
lahrt2=, Flößerei-, Brahm- 
und Führbetriebe . 

f) Land» und forjtwirth: 
ſchaftliche Verwaltung 

g) Bauverwaltung 

h) Seeſchifffahrts · tc. Betriebe 


B. Provinzial: und Kom— 
munal = Ausführungs- 
bebörden 


Ausgaben 














I 


146,30 | 


















e. Allgemeine Berwaltungstoften. 
Du 1. Koſten 2. Laufende 
der eriten Einrihtung | Berwaltungstoiten. 
| Reifetoften und 
| . einjchliehlib etwaiger in teine ver 
Ausgaben aufjımebmenben 
Perſönliche auf Grund | a. | b. 
und übernommener Zufammen Mitglieder . 
jachliche | Unfall- ee ” ber Genoſſen⸗ | der der Ver 
ag | * 34) ſchate |  Seftiond 
Kojten | verfiherungs= voritände und der Ausicüffe| trauens— 
rkäoe Kommiſſionen ıc., * 
verträge und für den Bereich der manner 
Genoſſenſchaft Setktion | 
sk. se —* MM | se. 
33 | 





350,00 350,0» | 207,892,44| 133,015,12 


| 70,797 2: 
| | 


— 33, 737.10 8.792,12] 26,187, 





350,0 | 350.00 | 241,020. 141,807: 96.985,10 


II. Ausführung s- 


| 


119,03 266,54 


97,00 





Gelammtiumme . 


u se zu⸗ 
fammen . 


146 30 





490 ‚20 97,00 | — 


III. 


6366 


Verſicherungs— 


6,04 6,04 30,00 2,730,05 








2,188,07 
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Ausgaben und Einnahmen.) 











Ang g aben. 
e. Allgemeine Berwaltungsfloften. 





2. Zaufende Berwaltungstfoiten. 








Tagegelder ] | 

















3 4 Er 
—— — Gehälter Lokal⸗ ann: In—⸗ Zinſen 
ce !d der miethen, | Drud: { Porto: — und — 
der Dele- Beamten Heizung, ſachen. For⸗ Be | jonjtige —— 
girten Aut | Be- mulare xc.,| Boten- Rubli- Verwal: ne 
ur Beamten > Ian, Kr * 8 Löhne ꝛc. fations- | tungsanf- | 
attöver- q u e 
—— ee | Inventars koſten wand 
Mb I KM Me | Se — 4 
— = R | e | _ — Zn _ zn 
39 40 | 4 2 | 8 | 4 5 6 47 





ae 





| | 
95,804,» , 41,822,00 —— 473,48 436,546, J 440, 62 AIR 406,115,75 4,871,582,54 


| | 


12,725,32; 5,092,15 713,808, 40,604,20 112,100, 127,331,15| 3,927,07) 497,977 
I 





1,582,281,a2 











108,530,2s 46,915,74 3,407,717,ı0 328,077,12) 548,647,u 568,053,12 66,406, 30 904,093, 6,453,883 16 


behörden. 




















| | 
— 272,76 | _ | — | 173,08 _ — | 2,26 448,05 
— — | * | — | 801. — 0,25 ! 805,0 
| | | 

= Be | = | = | 9,00 —— 5,50 | 14,50 
— 5l,ss | — 42,10 106,85 — — 200,10 
— 11000 | 2807. | — 5 | 1660 | — | 8160 | 4,195 
— — 700,00 — 583,14 36,35 — — 1319,40 
ne = — — — — — — 

— — 20,00 | — 181,72 | 84,10 _— | 54,10 437,82 


494, | 3,607,50 


aunfttalten. 


— 2,516,40 398,05 


— | 2ll,or ı 123,324, , 5,508,:6 19,571, 21,801, 705,25 143,434,56 | 319,685, 
| | | 
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(Noch Tabelle H. 
































Andgaben. Cinnabmen. 
Summe Beitand Eingegangene Bei: 
räge. 

1. der zu Anfang 

Einlagen men des 

in den Rechnungs: | Umlagen Prämien 

& 26, 27 
Nefervefomds Is yoasaru.acı] jahres 


















A. Gewerbliche Berufs— 











genofienihaften.. - . | 9,378,703,0 | 47,276,500,5ı |10,568,029,50| 46,388,016 2 — 
B. Landwirthſchaftliche Be— 
rufsgenoſſenſchaften. 944,480,:5 | 11,880,812,201 1,757,159,50 11.470.907, — 
Gejammtiumme . 10,323,184,25 | 59,157,312,57 |12,343,189,oo| 57,858,923 se 


II. Ausführung »- 
A. Staatlihe Ausführ: | 
ungsbehörden. 
a) Marineverwaltung . 
b) Heeresverwaltung 
c) Poſt⸗ und Telegraphen- 
verwaltung k 
d) Eijenbahnverwaltung 
e) Baggerei-, Binnenſchiff⸗ 
fahrtö>, Flöherei-, Prahm— 
und Führbetriebe . 
f) Land» und jorjtwirth- 
ichaftlihe Verwaltung . 
g) Bauverwaltung . 
h) Seeſchifffahrts- ꝛc. Ber 
riebe 


71,956,74 
251,127,43 




















50,747 us 
2,972,404,04 


51,718,70 


51,718,70 
376,366,73 


161,690,s6 


B. Provinzial: und Kom: 
munal « Ausführungs- 
behörden . ; 








70,334,30 


Gejammtiumme . | 4,013,017,20 





IIlL Ber fiherungs- 


Berfiherungsanftalten zu: 
: 37,822,0s | 1,021,647,:7 | 2,348,860,00 | 94,444 ,42 


fammen . 





1,296,228 «3 
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Ausgaben und Einnahmen.) 
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Ginnahbmen, 





| Ein: | 
Ent- | nahmen | 
— Straf: —— Bin Sonitige 
r fi Zinjen j 
Referve- gelder | — Einnahmen 
fonds | Sp. 34) 
fe. | Me Mi m 
52 | 58 | 54 5 


senoffenfdhaften. 


| 
580,03 | 395,055,81 | 381,496 15 
| 


29,365,07 | 


— 163,175,10| 


9,273,00 31,446,15 


| 
319,242,54 172,449 18 


behbörden. 








„falten. 


— | 94,859, | 1,884 15 


— | 10,166, | 





580,03 | 424,420,08 412,942,08 
l | 









Betrag 
Beltand des 
Summe am Schluß |Refervefonds 
ber des am Schluß 
nn Rechnungs⸗ des 
9— gr \ jahres | Rechnungs: 
jahres 
SM. Mb. A 
58 
58,233,595,12 | 11,194,658,5:]109,587,520,a2 
| 
‚13,298,152,.4 | 1,992,330,2:| 4,055,994,52 


71,531,747,s6 | 13,186,983,76[113,643,514,74 





2,824,796,20 | 474,373,0 








' 3,846,443,.6 
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Tabelle III. 








A. Gewerblide — 
ſchaften 

B. Landwirthſchaftliche Verufs 
genoſſenſchaften 


Geſammtſumme 


A. Staatliche Ausführungs- 
behörden. 


a) Marineverwaltung 

b) Heeresverwaltung 

c) Poſt- und Telegraphen— 
verwaltung 

d) Eifenbahnverwaltung 

e) Baggerei-, Binnenjciff- 
fahrts-, Flößerei-, Prahm— 
und Fährbetriebe 

f) Land» und forſtwirthſchaft- 
liche Verwaltung. 

g) Bauverwaltung 

h) Seeſchifffahrts⸗ ꝛc. Betriche . 


B. Provinzial: und Kommunal⸗ 
Ausführungsbebörden . 


Geſammtſumme 


ee zu⸗ 
fammen . 5 





Verlegte Perſonen, für welde im 
















Durchſchnitt⸗ 
liche Zahl 
der 
verſicherten 
Perſonen 
(Tabelle I 
Spalte 14) 








5,243,965 


12,289,415 


17,533,380 


12,013 
33,311 


17,164 
264,820 
3,549 
219,665 


66,543 


551 


40,751 


658,367 | 





a. 


Zahl, 





Erwachſene 











30,555 1,157 
23,752 7,589 
54,307 8,746 
II. 
60 — 
177 32 
36 2 
1,850 7 
2 — 
| 
834 18 
203 4 
2 _ 
| 
116 2 
j 
3,320 65 
III. 
920 14 





| -| — 


Jugendliche 
(unter 
16 Jahren) Zufammen 


| 


Alter und Geſchlecht 
der Berlegten. 





Auf 1000 
verficherte 
Berjonen 
(Spalte2) 
fomnten 
Verletzte 
Spalte 7) 










J. SßSerufes- 


116 32,797 6,25 


228 32,491 2,64 


398 





65,288 | 3,718 


führung s- 


— 61 ),08 
— 210 6,0 
— 38 2,21 

1 1,858 T,or 
42 11,ss 
— 853 3,88 
— 207 3 
— 2 3,03 
— 118 2,» 
— 3,389 5,15 


Derfiherung #- 
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Unfälle. 





Laufe des Rechnungsjahres Eutſchädigungen feſtgeſtellt worden ſind. 


b. Gegenſtände und Vorgänge, bei welchen ſich die Unfälle ereigneten. 






































Zuſammen— Fall 





























Dampftejiel,| — , Feuer: Amuf— 
— Dampf— Soreng gefährliche, bruch, on Leitern, Auf: und 
mifjionen leitungen ſtoffe. heiße und | Einjturz, Treppen :c.,| Abladen 
u q und Dampf] (Erplofion ägende | Herab- und aus von Hand, 
Arbeita- . — ne von Bulver,| Stoffe ꝛc. | Umfallen —— 3 Heben, 
58 ebezeuge | (Erplofion . Yaje, von Gegen | in Bertief- , 
maſchinen x. und ſonſtige Dynamit ec. Dämpfe x. | ſtänden ungen ꝛc. Tragen ıc. 


















15 


5,869 3,972 


2,250 2,324 


14,511 6,296 





8 — 9 — 1 7 5 7 
59 6 7 2 6 15 31 43 
— en — _ _ 8 16 5 
55 18 7 2 12 111 256 266 

1 6 — — — 8 8 12 

1 1 3 — 385 62 100 

6 5 1 1 2 25 22 29 
— — — — — — 1 
— — 1 13 17 16 

130 36 25 8 22 572 417 479 


8 | 11 | — | 13 | 20 | 246 | 304 | 101 
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(Noch Tabelle III. 








Verleste Berjonen, für welde im 













b. Gegenjtände und Vorgänge, bei welden ſich 
die Unfälle ereigneten. 

































Thiere Hand⸗ 
Fuhrwerk Shi (Stoß, [werfszeug 
——— an und 
* infache 
betrieb Verkehr B 2c.ı | ein — 
(Ueber: [au Wailer | ; eine Geräthe Sonjtige 
(Fall über ſchließlich (Hämmer, 
aller Art | fahren zc.) |‘ aller Um | Werte, 


—* 9 52* — 2 — 
x.) Bord ꝛe. fülle beim | Spaten, 
Reiten | Haden ıc.) 


21 






19 








17 18 


Il. Serufs- 


A. Gewerblide Berufögenojien- 


ihaften . . . . 1,985 939 871 376 2,269 2,151 
E. Landwirtbidaftliche Berufs: 

nenofienihaften. - -. - . 5,873 38 17 3,906 2,550 3,206 

Geſammtſumme . . 7,858 977 388 4,282 4,819 5,357 


II. Ausführungs- 
A. Staatlide Ausführungs: 


behörden. 
a) Marineverwaltung . . . . — —1 4 13 6 
b) Heeresverwaltung -» . . . 9 2 — 3 13 14 
c) Poſt- und a 
verwaltung . . . — 3 4 — — 2 — 
d) Eiſenbahnverwaltuug. . . 22 762 2 1 147 197 
e) Baggerei-, Binnenihiffiahrts-, 
tslößereis, Brahms und Fähr: 
betriebe . . _ — —1 — 3 3 
f) Land» und ern 
Berwaltung . . .» . 36 5 _ 17 103 139 
g) Bauverwaltung . . . ; 4 1 38 1 42 30 
h) Seeſchifffahrts⸗ ac. Betriebe s — — —1 — — — 
B. Provinzial: und Kommunal: 
Ausführungsbehörden . - 9 1 = 3 29 29 
Gefommtfumme. .| 88 776 46 | 25 352 | 418 


III. Ber figerung s- 
Berfiherungsanftalten zuſammen 37 | 5 | 1 | 4 | 177 
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Unfälle.) 





Laufe des Rechnungsjahres Entihadigungen feitgeitellt worden find, 


c. Folge der Berleßungen. 





— dent Auf 1000 ver- 
gahı Det aller Verlegten, für |... +. Mori 
Dauernde Boriüber: entichädiqgungsberechtigten weiche im Raufe des IE Plan 
Erwerbs⸗ gehende | Hinterbliebenen der Ge— TER (Spalte 2) 
Tod | unfähigfeit = Rechnungsjahres 
Erwerbs— tödteten : : kommen Verletzte 
Re (Spalte 23) Unfallanzeigen = 
— unfähigfeit — — F eritattet wirrden (Spalte 31) 
vollige t aAlweiſe — Fe Lid 


inber | 





venten ſammen 


28 | 29 | 30 








genoffenfhaften. 






























3438| 855 20,025 8,479 2,174 4,498| 178 6,850 190,744 6,6 
I 
| 
2261| 560 117,185 12,485 |1,424 2,472 34 | 3,930 68,751 5,0 
5,699 | 1,415 = 20,964 [3,598 6970| 212 De 259,495 ld» 
behbsrden. 
13 35,88 
9 30,:» 
10 8,33 
373 56,» 
— 100,51 
105 13,08 
32 14,34 
— 16,33 


12,07 
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1,742 | 759 








21,347 | 32,42 


anftalten. 


111] 82 535 264 91 1856| — 














277 | 2,140 | - 


Miszellen. 


Verſicherung gegen Hagel und Regelung des Hagelſchadens in Preußen 1894. 
Nachrichten darüber, in welchem Umfange unſere Landwirthe dem alle bedrohenden, 
im einzelnen Jahre aber verhältnißmäßig nur wenige treffenden Hagelſchaden ent— 
gegen zu treten ſuchen, liegen zur Zeit leider nicht vor. Aus dem vorhandenen 
Erhebungsmateriale läßt ſich nur feſtſtellen, in wie weit die in den einzelnen 
Jahren durd Hagel beichädigten Flächen verfichert waren. Hiernach wurde 1894 
der Schuß, der der Landwirthſchaft durd die Verficherung gegen Hagelſchäden ge— 
boten wird, in weiterem Umfange in Aniprucd genommen; denn von der 1894 
durch Hagel beihädigten Fläche von 395 837 ha waren 234 941 ha oder 59 0. 9. 
gegen Hagel verficherf, d. h. 8 v. 9. mehr als im Vorjahre. 

Dieſe Zunahme der Verficherung ift indeß nur jcheinbar und zurüdzuführen 
auf eine nachträgliche PVervollitändigung der Mittheilungen über Hagelichäden, 
welche ausnahmsweiſe das ftatiftiiche Bureau durch umfangreihe Nahforihungen 
bewirken fonnte.. Da als Anhalt für dieje Unterfuhungen nur die befannt ges 
twordenen, jeitend der Verjiherungsgeiellihaften gezahlten Entihädigungen dienten, 
jo betrafen die nachträglichen Ergänzungen naturgemäß fait ausichließlich durch 
Verfiherung gededte Schäden. 

Wie in den Vorjahren, jo wurde aud) 1894 inSbejondere in den weitlichen 
Provinzen Weitfalen, Heſſen-Naſſau, Rheinland und Hohenzollern der Schug, der 
der Landwirthichaft durch die Verficherung gegen Hagelichaden geboten wird, nur 
in verhältnißmäßig geringem Umfange in Anjpruch genommen. Die Urfahe diejes 
Gegeniages zum Oſten dürfte wejentlich die Vertheilung des Grundbejiges bilden. 
Bon den öftlichen Provinzen mit überwiegendem Großgrundbefige treten insbeſondere 
Pommern und Poſen, ferner Schledwig-Holitein und Schlefien mit einer ftarfen 
Verſicherung der durd Hagel beichädigten Fläche hervor (71 bezw. 70, 67 und 64 
v. 9. gegen 35 bezw, 29 und 22 v. 9. in Weſtfalen, Heſſen-Naſſau und Hohenzollern). 

Vergleichen wir ferner noch die für Hagelichaden gezahlten Entihädigungs: 
jummen mit dem durch Hagel bewirften Verlufte, ſowie mit der Verſicherungsſumme 
der beihädigten Fläche, jo erjehen wir, daß die für erlittene Einbußen gezahlte 
Verfiherungsentihädigung betrug: 

vom Hundert 


des Hagelichadens der Verfiherungsiumme 
in 1890 1891 1892 1893 1894 1890 1891 1892 1893 1894 
Dftpreußen . .. . - 35» 312 374 83: 14, 9ı 106 174 10, 8,3 
Weftpreußen .... 38: 465 555 Ma 5ls 8,5 9, 6,1 9,» 9, 
Brandenburg . . . . 422 Alu 502 542 46 17: 152 105 11:3 12, 
Pommern...» . 400 485 6685 695 58,5 10» 104 9s 138: Il, 
Boien ........ 535 4. 55la 544 5lo 11,s 9% 12» 13. Tr 
Schleſien ...-.. 35: 4s 433 314 640 86 17% 12ı 11. 12% 
Sachſen ..-.... 350 420 6lı 508 5dı 125 12: 29» 85 11», 
Schlesmwig-dolftein . 36, 27, 53 5ls 66,» 15,5 10,: 95 11» 125 
Hannover -..... Sl» 8325: 36. 424 481 14 344 11, 9,1 7a 
MWeitfalen .. . ... I700 19: 16» 295 $Le 85 33. 6,8 6,0 9, 
HeflenMNallau ... Te 20, 150 200 21, 154 172 10, 120 Tr 
Rheinland ..... 195 101 205 240 32, 108 203 17:5 114 9 
Hohenzolleen .... 4 13» 12:3 355: 11a 18,2 84 17% 5,5 14, 
im Staate .... Bu Br Bi 895 Si | 11a 17% 154 114 10: 


(Stat. Eorr.) 


Das frauzöſiſche Fremdenrecht 
unter beſonderer Berückſichtigung der Rechtsſtellung der Deutſchen. 


Von 
Dr. Sito Mayr, k. Amtsrichter in Roſenheim. 


$ 1. Einleitung. 


In der Zeit der erjten franzöfischen Könige waren die Fremden in Franf- 
reich vollfommen von der Ausübung irgend welcher Nechte ausgejchlofien. Es 
galt damals noch der Grundfag der germanischen Stammesberrichaft: wer 
nicht Stammesangeböriger war, war rechtlos. 

In der folgenden Zeit der Fendalberrichaft wird jeder als Fremder be= 
trachtet, der nicht auf dem Gebiete des Lehensherrn geboren it. Die Fremden 
(aubains) werden in zwei Klaſſen eingetbeilt, die Espaves, die außerhalb des 
Köntgreich® geboren, und die Forains, die in Frankreich geboren find. Wer 
nicht in den Lehensverband eines Lehensherrn aufgenommen worden war, 
wurde als Höriger desjenigen Lebensherrn betrachtet, auf deſſen Gebiet er 
angetroffen wurde. Wer nicht Höriger eines Lehensherrn war, wurde Höriger 
des Königs. Die Hörigen, gleichgültig, ob eines LYehensherrn oder des Königs, 
waren vollfommen rechtlos: ſie fonnten weder erwerben noch veräußern; all’ 
ihr Hab und Gut gebörte dem Lehensherrn und fiel ihm nach ihrem Tode 
von Nechtswegen zu.') 

Mit der Erjtarfung des Königthums geitaltete ſich Die rechtliche Stellung 
der Fremden günstiger, da die Fremden nun unter dem königlichen Schuge 
jtanden. Nachdem durch die Ordonnanz Yudwig des Zänkers von 1315 die 
Leibeigenjchaft al3 dem Naturrechte zuwider abgejichafft worden war, wurde 
auch dem Fremden eine bejchränfte Nechtsfähigkeit zugeltanden. Der Fremde 
fann nunmehr erwerben und unter Xebenden veräußern, weil dies als ein Aft 
des natürlichen Nechts angenommen wird; dagegen kann er nicht auf dem 
Erbiwege oder durch Schenfung-von Todeswegen eriwerben. Der Nachlaß der 
im Lande gejtorbenen Fremden fällt dem Könige zu (droit d’aubaine — Heim: 
fallörecht). 

Das droit d’aubaine wurde jedoch nicht mit voller Strenge durchgerührt. 
E3 wurden zahlreiche Privilegien zu Gunſten einer großen Zahl von Fremden 
geichaffen, jo zu Gunften fremder Studenten, zu Gunſten Fremder, die in der 
franzöfiichen Armee dienten, zu Gunsten fremder Kaufleute, zu Gunjten Fremder, 
die bei Trodenlegung von Siümpfen oder in Minen arbeiteten. 


Siehe Louis Durand, Essai «le «droit international prive précédé d'une etude 
historique sur la condition des ötrangers en France, Paris 1884, der eine ſehr aus- 
führliche Darstellung der Entwidlung des franzöſiſchen Fremdenrechtes gibt; ferner Andre 
Weiss, Traite &el&mentaire du droit international prive, Paris 1890. 
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Die Privilegien liefen Hauptjächlid darauf hinaus, daß die genannten 
Fremden ihre Mobilien auf ihre Verwandten vererben fonnten. Dieje Be: 
jtimmung, daß die Fremden ihre beweglichen Güter vererben dürfen, wobei 
jedoch der Yandesherr bei den in's Ausland gehenden Gütern ein Abzugsrecht 
(5—10°/,) hat, findet jich auch in zahlreichen Friedens- oder Freundſchafts— 
und Handelsverträgen, jo im ?Friedensvertrage von Amiens mit Holland und 
Sardinien 1760, im Friedensvertrage von Utrecht 1768, in den Berträgen 
mit Preußen, Bayern und den übrigen deutjchen Staaten in den Jahren 1750 
bis 1788, in dem Bertrage von 1766 mit Dejterreich, 1772 mit Dänemarf 
und Schweden, 1762 mit Spanien und den beiden Sizilien, 1778 mit den 
Vereinigten Staaten, 1773 mit den Niederlanden, 1777 mit Polen, 1778 mit 
Portugal und 1787 mit Rußland. 

Im Jahre 1789 begann in Folge der franzöfiichen Revolution auch für 
die Fremden in Frankreich eine neue Aera. Beeinflußt durch die philofophiichen 
Ideen des 18. Jahrhunderts jtellten die Mitglieder der gejeßgebenden Ver: 
ſammlungen den Grundfaß der „fraternite universelle“ auf und jegten zivil- 
rechtliche Gleichheit der In- und Ausländer feit (Dekret vom 
6./18. Auguſt 1790, Abichaffung des droit d’aubaine betr.'), Defret vom 
8./15. April 1791 Art. 3, Berechtigung des Fremden zur Inteſtaterbfolge 
enthaltend,?) Titel VI der Stonftitution vom 3./l4. September 1791). Die 
Stonftitution des Jahres III ſprach ſodann in Art. 355°) Folgendes aus: 
„Die Ausländer, gleichgültig, ob fie fich in Frankreich niedergelaflen haben 
oder nicht, beerben ihre Verwandten, jowohl Ausländer als Franzoſen; fie 
fünnen Verträge jchließen, fäuflich oder auf andere Weile in Frankreich gelegene 
Immobilien erwerben und darüber ebenjo wie franzöfiiche Bürger verfügen, 
mit allen gejeglich geitatteten Mitteln. 

Doch diejes Syitem der völligen Gleichheit war nicht von langer Dauer, 
und jchon die Nedaktoren des Code civil fehrten zum Syſtem der Beſchränkung 
der bürgerlichen Nechte der Fremden zurüd. 

Zur Milderung diefes Syitems führte man nun durch den Art. 11 des 
Code eivil das Spitem der Neciprocität ein. Nach Art 11°) jteht der 
Fremde dem FFranzofen in privatrechtlicher Beziehung nicht mehr gleich, ſondern 
jeine Stellung im franzöfiichen Nechte wird von der Stellung abhängig gemacht, 
die der Franzoſe jeinerjeits in dem Rechte des betreffenden fremden Staates 
eingeräumt erhält. Dieje allgemeine Beitimmung fand ihre Ergänzung durch 
Art. 726 cod. eiv., welcher die Erbfolge eines Fremden in jolche Güter, 
die der Erblajjer in Frankreich befaß und durch Art. 912 cod. eiv., welcher 
die Gültigkeit aller Verfügungen eines Franzojen zu Gunsten eines Fremden 
von der Weciprocität abhängig machte. Hiedurch wurde das Gejeß vom 
8./15. April 1791, welches die zivilrechtliche Gleichjtellung der In- und Aus- 
länder in Hinficht auf das Erbrecht fejtgeiegt hatte, abgeschafft, und nunmehr 
fonnte der Fremde im Wege der Erbjchaft oder Schenfung nur mehr erwerben, 
wenn durch irgend welche gejegliche oder Bertragsbeitimmung im Heimatlande 


!, Duvergier J. B., Collection complete des lois, decrets, ordonnances, regle- 
mens et avis du conseil d’etat Bd. I &. 318. 

?, Duvergier ®b. II ©. 348. 

°, Duvergier Bd. VIII ©. 297. 

Bezüglich des Wortlautes des Art. 11 fiebe unten S. 331, wo des Näheren von 
demielben die Rede jein wird. 
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des Fremden zu Gunjten des Franzoſen die Fähigkeit, zu erben und durch 
Berfügungen bedacht zu werden, jtatuirt, jomit die Neciprocität gegeben war. 

Die Art. 726 und 912 des cod. eiv. wurden zwar jchon durch Geſetz 
vom 14 Juli 1819') wieder abgeichaftt. Das Gejeg vom 14. Juli 1819 
macht den ‘Fremden erbfähig, jo gut wie den Franzojen; auch find Verfügungen 
zu Gunjten eines Fremden nun wieder vollfommen gültig Jedoch das Prinzip 
der Neciprocität bleibt beſtehen. 


Diejes ift der Stand des Fremdenrechts in Frankreich, wie es bis auf 
den heutigen Tag — geblieben iſt, und wenn auch z. B. durch das Geſetz 
vom 26. Juni 1889 in einzelnen Punkten Abänderungen getroffen worden 
ſind, ſo iſt das Prinzip doch nicht berührt worden. 


F 2. Die Quellen für die geltenden rechtlichen Beſtimmungen über die 
Stellung der Fremden in Frankreich. 


Die Beſtimmungen über die Ausübung des Privatrechts finden ſich im 
Code eivil?), insbeſondere Tit. 1 Kap. I „De la jouissance des droits civils“, 
und Die allgemeine Nichtichnur für die rechtliche Stellung des Fremden gibt 
Art. 11:°) „Der Fremde genießt in Frankreich dieſelben bürgerlichen Nechte, 
welche den Franzoſen durch die Verträge mit dem Staat, welchen der Fremde 
angehört, bewilligt jind, oder bewilligt jein werden.“ 


Ueber die Auslegung des Art. 11 beitehen drei verjchiedene Anfichten. 
Nach der einen fünnen die Fremden nur diejenigen bürgerlichen Rechte aus— 
üben, Die ihnen ausdrüdlich durch das Geſetz (irgend welche gejeßliche Be: 
ſtimmung) gewährt find. Nach der anderen Anficht fünnen die Fremden im 
Gegentheil alle bürgerlichen Nechte ausüben, die ihnen nicht ausdrüclich durch 
das Geſetz verweigert worden find. Nach einer dritten Anſicht endlich ſtehen 
dem Fremden nur die natürlichen Nechte zu, d. b. jolche Nechte, welche allen 
Menichen gemeinjam find und ihre Grundlage in der Natur des Menjchen 
baben, und wird biemit der Unterjchied des römischen Rechts zwiſchen ius civile 
und ius gentium auf die Fremden angewandt. 


Will man mun fejtitellen, welche dieſer drei Muslegungen die beite Be: 
gründung für fich bat, jo muß man vor Allem die allgemeine Tendenz der 
Gejeggebung zur Zeit der Schaffung des Art. 11 Code eivil in Betracht 
ziehen. Die durch die Nevolution neu gewonnenen freiheitlichen Ideen be= 
berrichten noch alle Geilter. Die Idee der fraternit6 universelle war noch 
nicht vergejlen und die Gleichjtellung dev In- und Ausländer in privatrecht: 
licher Beziehung war eine nothwendige Folgerung, die auch in der Gejeß- 
gebung Ausdrud finden mußte. Dies zeigt ſehr deutlich die Faſſung des Art. 11 
im erjten Entwurf des Code civil vom Jahre 1801, die folgendermaßen lautete: 


! Nouveau Code general des lois frangaises par M. Em. Durand, Paris 1884, 
S. 198, 

® Code eivil annote des arröts de la cour de cassation et (des circulaires 
ministerielles avec une conference des articles basée prineiplement sur la jurisprudence 
precede des lois constitutionelles et suivi des textes de l'ancien droit mis en rapport 
avec les articles de ce code par H. F. Riviere, docteur en droit, conseiller à la 
eour de cassation, Paris 1893. 

” Franzöfiicher Wortlaut: „L’etranger jouira en France des m&mes droits civils 
que ceux qui sont au seront accordes aux Frangais par les trait6s de la nation & 
laquelle cet @tranger appartiendra.“ 


23” 
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„Les etrangers jouissent en France de tous les avantages du droit naturel, 
du droit des gens, du droit civil proprement dit, sauf les modifications etablies 
par les lois politiques qui les concernent.* 


Des Weitern muß der durch Art. 11 verfolgte befondere Zwed in's Auge 
gefaßt werden. Der einige Zeit gehandhabte Grundjag der fraternit@ univer- 
selle und die durch die franzöſiſche Gejeßgebung beabfichtigte zivilrechtliche 
Stleichjtellung der In- und Ausländer verurjachte bei der praftiichen Durch: 
führung injoferne Schwierigkeit, als die Geſetzgebungen der übrigen Staaten 
damals feineswegs einen jo liberalen Standpunkt einnahmen, jondern im 
Gegentbeil die Fremden ſtärkeren Bejchränfungen unterwarfen. Durch den 
Art. 11 des Code civil jollte daher die Möglichfeit und die Handhabe geichafft 
werden, denjenigen Fremden gegenüber, deren Heimatsjtaaten die Franzoſen 
Beichränfungen unterwarfen, auch Beichränfungen eintreten zu laſſen. Dieſe 
durch Art. 11 allgemein gewährte Befugniß wurde durch die oben erwähnten 
fpäter wieder aufgehobenen Art 726 und 912 cod. eiv.’) im Wirklichkeit ums 
gelebt. 

Um alſo die heutige Bedeutung des Art. 11 und die ibm gebührende 
Auslegung in Kürze zufammenzufaflen, jo kann man jagen, im Großen und 
Ganzen it der Fremde in Frankreich dem Franzoſen privatrechtlich gleich: 
gejtellt; wo und wann Dies nicht der Fall it, it es ausdrücdlich im Code eivil 
oder in dem betreffenden Gelege ausgeſprochen. Im Art. 11 iſt aber vor: 
gejehen, daß auch in einem jolchen Falle, wo der Fremde nad) der Gejeß- 
gebung Beichränfungen unterworfen ift, durch Verträge den Fremden die ihnen 
entzogenen Rechte im Neciprocitätswege gewährt werden können. 

Dies iſt die Bedeutung des Art. 11, der maßgebend ijt für die Auf 
faljung des Code eivil, joweit er die Fremden im Frankreich betrifft, umd ſomit 
für Die ganze privatrechtliche Stellung des Fremden 

Die Beltimmungen über das öffentliche Necht Frankreichs finden ſich im 
den verjchiedeniten Gejegen zerjtreut. Die Grundlagen find durch die Ber: 
faljungen der franzöfiichen Revolution, vor Allem derjenigen vom Jahre IL, 
gegeben. In ‚Folge des häufigen Regierungsſyſtemwechſels in Frankreich jeit 
der Nevolution wurden jedoch die Beitimmungen über die Organijation der 
Öffentlichen Gewalt vielfach geändert, und eine einheitliche Nedaftion der jo 
vielfach zeritreuten Beltimmungen des Öffentlichen Nechts in Frankreich iſt bis 
heute nicht erfolgt. Für die bier aufgeworfene Frage kommen fie allerdings 
mr in geringem Umfange in Betracht, da die dem Fremden in Frankreich 
zuſtehenden öffentlichen Nechte der Natur der Sache gemäß nur jehr beichränft 
jein fünnen. 

Abändernd beeinflußt wird das eben dargelegte geltende Necht durch die 
beitehenden Verträge. Wie zwilchen anderen Staaten, find auch zwijchen 
Deutichland und Frankreich mehrfache Verträge in der Abficht abgeſchloſſen 
worden, zu Gunſten der eigenen Angehörigen den Kreis der den Fremden zus 
gänglichen Nechte auf ihren beiderjeitigen Gebieten zu erweitern. In dieſen 
Verträgen werden zu Gunſten der Fremden Vereinbarungen getroffen, laut 
welcher an Stelle des in den einzelnen Staaten geltenden gemeinen Rechts 
mildere Beitimmungen treten. Dieje find gewöhnlich einzeln aufgezählt; jehr 
oft findet Jich aber die Klaufel, daß die Nechte der meiltbegünftigten Nation 
zugefichert werden. Was will dieſe Klaufel bejagen? Ihr Zwed iſt nicht 


", Siebe oben ©. 330. 
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jowohl, dem Angebörigen cines Staates unmittelbar Vortheile, welche den 
Angehörigen eines anderen Staates früher bereits zugejtanden find, zufommen 
zu laſſen, als vielmehr, ihnen im Boraus alle diejenigen Vortheile zuzugeſtehen, 
die möglicher Weile in der Folge Angehörigen anderer Staaten bewilligt 
werden würden. Die Meijtbegünftigungsklaujel iſt vor Allem in den Handels— 
und Niederlajjungsverträgen beliebt, denn für einen fremden Kaufmann iſt es 
von Intereſſe, weniger daß die Zolltariffäge mäßig find, als vielmehr daß er 
auch die niedrigiten, d. h. die gleichen Sätze genieße, welche die meijtbegünftigte 
Nation genießt, mit andern Worten, daß die Konkurrenz einer andern Nation 
feinen Borjprung vor ihm habe. 

Für den Fall, daß weder die franzöfiiche Gejeßgebung noch die vor— 
handenen Verträge über einen in Frage gekommenen Punkt Auskunft geben, 
müſſen die allgemein anerfannten Säge des internationalen Rechts zur Aus: 
füllung dieſer Lücken herangezogen werden. 


Ss 3. Die Stellung des Fremden im öflentlihen Nedte Frankreichs. 


sem unterſucht werden joll, welche Nechte dem Fremden im öffentlichen 
Rechte Frankreichs gewährt werden, jo iſt Folgendes zu berückſichtigen. Frank: 
reich iſt Republik. Die Urquelle für das öffentliche Recht der franzöſiſchen 
Republik findet ſich in den Ideen der franzöſiſchen Revolution; ſie iſt enthalten 
in den beiden Grundſätzen der „liberté“, d. h. der dem einzelnen Menschen 
gewährleijteten Möglichkeit, fich nach jeder Nichtung hin frei zu entwideln, 
und der „egalite*, d. h. der Anerkennung, daß „Alle“ gleiche Rechte haben. 
Dieje Grundfäge find in erjter Linie für das öffentliche Necht in Frank— 
reih mahgebend, und daraus folgt, daß an umd für fich Jeder das gleiche 
Recht hat, daß alſo dem Fremden in Frankreich jedes Necht zufteht, das ihm 
nicht ausdrüclich verweigert oder den Franzoſen vorbehalten worden ilt. 
Hiebei ift zu berücjichtigen, daß das franzöfiihe Necht zwei Arten von 
Fremden unterjcheidet, denjenigen Fremden, der gemäß Art. 13') des code civil 
durch obrigkeitliches Defret ermächtigt worden ijt, feinen Wohnfig in Frank: 
reich aufzuichlagen, und denjenigen ‘Fremden, der diefe Ermächtigung nicht be: 
figt. Die Folge der Ermächtigung gemäß Artikel 13 c. c. ift, daß der fo 
ermächtigte Fremde rechtlich günstiger geftellt ift, al8 der gewöhnliche Fremde. 
Jedoch hat Art. 13 c. ce. heutzutage nicht mehr die Wichtigkeit, die er früher 
bejaß*) und bildet gegenwärtig eigentlih nur mehr ein Borjtadium der 
Naturalifation. Im Nacjitehenden wird daher das Fremdenrecht ohne dieſe 
Untericheidung behandelt werden; Art. 13 c. c. wird nur in ſoweit in Betracht 
gezogen werden, als er eine Wenderung der regelmäßigen Verhältnijie ver— 
anlaßt. 





') Art. 13 in der Faſſung vom 26. Juni 1889 lautet: »L’etranger qui aura été 
autorise par decret à fixer son domicile en France, yv jouira de tous les droits civils. 

L'effet de l’autorisation cessera A V’expiration de cinq anndes, si l’etranger ne 
demande pas la naturalisation ou si la demande est rejetee. 

En cas de deces avant la naturalisation l’autorisation et le temps de stage qui 
a suivi profiteront A la femme et aux enfants qui etaient mineurs au moment du 
decret d’autorisation, 

” Die durch Art. 13 dem Fremden gewährte Vergünitigung, dab er alle bürgerlichen 
Rechte genießen dürfe, machte ſich beionders mertlich, als durd Art 726 und 912 cod. eiv. 
die Erbräbigkeit des Fremden noch beichränft war. Seit aber Art. 726 und 912 e. c. durch 
durch das Geſeß vom 14. Juli 1889 abgeichafft find, bildet Art. 13 nur mehr das Vor— 
ftadium der Naturalifation. 
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I. Scfentlice Rechte, weldhe dem Fremden in Frankreich nicht zuftehen. 


In jedem Staate gibt es öffentliche Nechte, deren Ausübung die Staats— 
angehörigfeit vorausjegt, jogenannte politische Nechte, mit denen eine Direkte 
oder indirefte Theilnahme an der Negierung des Staates verbunden it. 


Demgemäß hat der Fremde in Frankreich weder das Wahlrecht noch die 
MWählbarkeit für irgend eine öffentlich rechtliche Körperſchaft. 

Ausdrüdlich ift dies Necht nur den Franzoſen zugeiprochen, und zwar für 
den Senat durch die loi organique sur les élections des Senateurs vom 2. April 
1875") und loi portant modification aux lois organiques sur l’organisation du 
Senat et l’eleetion des Senateurs vom 9. Dezember 1884, Art +?) für Die 
Deputirtenfammer durch die loi organique sur l’election des Deputes vom 
30. November 1875, Art. 6°) umd das deeret organique vom 2. Februar 
1852 über die Wahl der Deputirten, Art. 12, aufrecht erhalten durch das 
Geſetz vom 30. November 1875 '); ebenfo für die Departementswahlen zum 
Generalrath durch das Gejeg vom 10. Augujt 1871, für die Wahlen zum 
Arrondiſſementsrath durch die Gejege vom 22. Juni 1833, 10. Mai 1835 nnd 
30. Juli 1874 und für die Munizipalmwahlen durch die loi sur l’organisation 
municipale vom 5. April 1834, Art. 14 und 31°) und die loi vom 7. Juli 1874, 
Art. 7, relative à l'élection munieipale °) aufrecht erhalten durch Art. 163 des 
Geſetzes vom 5. April 1834. 

Weiter iſt der Fremde von jedem öffentlichen Amte in Frankreich aus— 
geſchloſſen, da jedes öffentliche Amt eine tbeilweife Uebertragung der öffent: 
lichen Gewalt in jich jchließt, uud wird nach Rechtsſprechung des Staatsraths 
für alle „‚fonetionaires“ die franzöfiiche Staatsangehörigfeit gefordert. 

Der Fremde kann alſo weder Richter noch Gejchworener werden ‘), Fein 
firchliches oder Lehramt inne haben‘), nicht in der Armee dienen '), weder 
Notar, noch Wechjelagent, nod) Kapitän eines Handelsjchiffes fein. %) 

Der Fremde kann nicht Gejchworener fein gemäß der loi du 21 novembre 
1872 sur le jury. art 1.°) 


Der Fremde kann nach art 3 loi du 15 jwillet 1389 sur le reerutement 
de l’armee”) nicht in der franzöfiichen Armee dienen; diefer Grundjaß iſt jedoch 
nicht jtreng eingehalten worden, denn durch die neue Staatsangehörigkeits- 
gefeßgebung, wovon unten noch die Rede fein wird'”), werden gewiſſe Kate: 
gorien von Fremden als Franzoſen erflärt und dann gemäß Art. 11 citirten 
Geſetzes als Soldaten in die franzöfiiche Armee eingereiht. '") 


Code eivil, edition Riviere 5,5, 
”, Lois administratives Frangaises, Recueil methodique eontenant 
1) les lois, decrets et röglements, 
2) les «dispositions qui ont précédé In législation en vigueur par M. Vuatrin 
et A. Batbie. Tome Il 5, VII Paris 1884. 
Nouveau Code S 6, 
+ Nouveau Code S. 6 und 14. 
°, Lois administratives T. 11 S. 28. 
°, Nouveau Code 5, 658 e. 
) Siehe unten S. 335 
%, Nouveau Code 5. 774. 
” Annuaire de la l&gislation francaise, neuvieme annde, Paris 1888, S. 170. 
10, Siehe S. 348 
Nach franzöſiſcher Auffaſſung it dann allerdings der Betreffende nicht mehr z. B. 
Deutſcher, ſondern Franzoſe und ſomit der Grundſatz gewahrt. 
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Eine eigenthümliche Beitimmung findet jich bezüglich der garde nationale, 
indem das Dekret vom 11. Januar 1852 in Art. 8 verfügt '): „La garde 
nationale se compose de tous les Francais et les etrangers jouissant des droits 
eivils (art 13 cod. eiv.)*, ſonach fünnen auch Fremde, die gemäß Art. 13 
cod. eiv. autorifirt ſind, fih in ‚Frankreich nieder zu laſſen, in die garde 
nationale eintreten. 

Der Fremde fann ferner weder Direktor noch überhaupt Lehrer an einer 
öffentlichen Bolksichule fein gemäß Art. 4 der loi du 30 octobre 1856 sur 
l'organisation de l’enseignement primaire. *) 

An PBrivatvolfsichulen können Fremde als Lehrer verwendet werden, wenn 
fie gemäß Art. 13 c. e. zur Niederlaflung autoriſirt find, den durch das Geſetz 
vom 16. Juni 1881, loi relative aux titres de capacit® de lenseignement 
primaire®) verlangten Befäbigungsnachweis erbringen und das vorgejchriebene 
Alter haben; vgl. Art. 4 Abſ. 2 des angeführten Geſetzes vom 30. Dftober 1856. 

Ausländische Befähigungsnachweiſe fünnen den franzöfiichen als gleich» 
wertbig erklärt werden gemäß Art. + Abi. 3 des genannten Gejeges und 
Defret vom 18. Jannar 1857 ayant pour objet l’exeeution de la loi organique 
de l'instruction primaire. *) 

‚Für Privatvolksſchulen, die lediglich für fremde in Frankreich wohnende 
Kinder bejtimmt find, können Fremde als Direktoren und Yehrer zugelafien 
werden, wenn fie gemäß Art. 13 e. e. zur Niederlafliung autoriſirt jind; in 
einem ſolchen ‚zalle fanıı auch von der Erbringung eines Beläbigungsnachweiies 
Umgang genommen werden gemäß Art. 4 Abi 5 des Gejeges. 

Die Lehrer und Profeſſoren an den öffentlichen Mittel- und Hochichuten 
werden vom Staate ernannt, jind jomit Beamte und müſſen als jolche Fran: 
zoſen ſein. 

Es ſind durch das Geſetz zwar auch private Anſtalten für den Mittel— 
und Hochichulunterricht geitattet, jedoch wird außer bejonderen Befähigungs— 
nachweien für die Direktoren und Profeſſoren an jolchen Anstalten immer die 
franzöfiiche Nationalität verlangt. 

Ebenjo kann der Fremde nicht öffentliche Urfundsperjon jein, weder in 
einem Notariatsafte nach Art. 9 der loi du 25 ventöse an VI, eontenant 
organisation du notariat°), noch in einem Tejtamentsaft nach Art. 980 
eode eivil. 

Auch kann der Fremde nicht Advokat werden, denn der Advofat kann in 
Frankreich unter Umſtänden dazu berufen werden, an der Juſtizverwaltung 
theilzunehmen und jo Beamtenthätigfeit entwiceln zu müſſen, ef. loi du 22 
ventöse au VII Art. 24, 29, 30 ff.) 

Endlich fanı der Fremde nicht Wechlelagent fein, denn das Dekret vom 
7. Oftober 1890, portant reglement d’administration publique pour l'exécution 
de l’artiele 90 du code de commerce et de la loi du 28 mai 1885 sur les 
marches & terme lautet in Art. N bejtimmt: „Nul ne pent ätre agent de 
CHUNDEO » - un nern. sıl n’est Frangais.” 


, Duvergier, Bd. 52, ©. 6. 
Annuaire 1886, S. 89 
Duvergier, Wo. 81, S. 195. 
Annuaire 1886 5. 116. 
Nouveau Code 782. 
Nouveau Code 1367 u. 1368. 
‘ Annuaire 1890, 138. 
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II. Oeffentliche Rechte, weldye dem Fremden in Frankreich zuftchen. 
Aus den bereit® erwähnten Grundſätzen der liberte und egalite er- 


gibt ſich: 
1. Das Recht der Freiheit der Perjon. 

Das Recht der freien Perfünlichkeit, auch dem Staate und der Staats— 
gewalt gegenüber, ift in Frankreich zuerjt durch die franzöjiiche Revolution 
proffamirt worden, und jeitdem als eines der Grundrechte des Menſchen in 
Geltung. Die Freiheit der Perſon iſt auch für den Ausländer in Frankreich 
anerfannt, wenn auch unter gewiſſen Einjchränfungen. Der Ausländer fann 
alfo 3. B. nicht verfolgt, bejtraft werden 2c., außer in den gejeglich vor— 
geſehenen Fällen. 

Die nothiwendige Ergänzung der perjönlichen Freiheit ift die Freiheit des 
Eigenthums. Sie wird für den Ausländer jo lange anerfannt, wie feine 
Rechtsfähigkeit überhaupt. 

Aus der perjönlichen Freiheit ergibt jich weiter die ‘Freiheit der Arbeit, 
welche ebenfall3 durch die franzöfiiche Nevolution proflamirt murde, und 
heutigen Tags Inländern wie Ausländern zugeltanden wird. Jedoch wird 
gerade in neueſter Zeit vielfach von einer Beichränfung der ausländiichen 
Arbeiter zu Gunſten der Franzofen, z. B. durch Auferlegung einer Taxe 
gejprochen.!) 


a) Aufenthalt und Niederlafjung in Franfreid. 


Der Fremde fann an jich die franzöfiiche Grenze überjchreiten und nad) 
Frankreich reifen, ohne bejonderen Beſchränkungen zu unterliegen. Jedoch kann 
er nach den bejtehenden Sefegen ?) zum Nachweile feiner Identität durch Bei— 
bringung eines von der zuftändigen Verwaltungsbehörde feines Heimatitaates 
ausgeſtellten Paſſes angebalten werden. 

Die gejeglichen Beitimmungen über den Aufenthalt und die Niederlaflung 
der Ausländer in Frankreich haben verjchiedene Wandlungen erfahren. ”) *) 

Nenerdings iſt der Aufenthalt und die Niederlaffung der Ausländer in 
Tranfreich wieder erfchwerenden Bedingungen unterworfen worden. 

Die für den Aufenthalt und die Niederlaflung von Ausländern gegen 
wärtig maßgebenden gefeglichen Beſtimmungen finden jich in dem Defret vom 
2. Oftober 1833, astreignant les etrangers residant en France et non admis 
a domicile’) umd in dem Geſetze vom 8. Auguft 1893, loi relative au 
sejour des etrangers en France et ä la protection du travail 
national. 99 ) 


Siehe unten 5. 339. 


*Geſetz vom 28. — 1792, vom 10. vendemiaire des Jahres IV und Dekret vom 
29. Oktober 1820. 

Geſeh vom 19./22. Juli 1791, avis du conseil d’Etat du 20 prairial XI, art. 18 
des Code civil in feinen verichiedenen Abänderungen, Tefret vom 2. Oftober 1888 und 
Geſeß vom 8. August 1893. 

* Ueber das Geſetz vom 8. Auguſt 1893 fiehe des Näberen meine Abhandlung in 
Böhn’s Zeitſchrift für internationales Privat: und | Strafrecht, Jahrgang 1894 ©. 433 ff. 

5 „ Duvergier, Bd. 88 S. 279, Annuaire 1888, 5. 53 u. 54 

Journal ofticiel de a "Republique Francaise vom 9. Auauit 1893 Nr. 214. 
Siehe ie Rundschreiben des Minifters des Innern von 24. Oktober 1893, welches Aus- 
führumngsbeftimmung zu dieſem Geſetze enthält, Clunet 1894 ©. 616. 

Das Dekret vom 2. Oktober 1888 iſt durch das Geſeß vom 8. Auguſt 1893 nicht 
aufgehoben worden; jedoch findet letzteres ausschließlich Anwendung, Tomweit es ſich um 
Aurentbalt oder Niederlaſſung mit Berufsausübung handelt. 
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Faßt man die durch dieſe beiden Geſetze geſchaffene Lage kurz zuſammen, 
ſo ergibt ſich Folgendes: 

1. Binnen 8 Tagen miüſſen ſich bei der Ortsbehörde anmelden: alle 
Ausländer, die in einer franzöfischen Gemeinde Aufenthalt nehmen, um dort 
irgend einen Beruf!) auszuüben. Gleihgültig ift es, ob fie fich längere oder 
fürzere Zeit aufhalten, gleichgültig, ob fie wie 3. B. Gejchäftsreifende oder 
gewiſſe Arbeiter periodifch wiederfehren. Der franzöjische Ausdrud ift: „arri- 
vant dans une commune“, vergl. Art. 1 des Gejeges vom 8. NAuguft 1893.°) 

Jeder Fremde hat einen Anmeldeichein zu löfen. Der Schein wird bei 
Anmeldung ausgejtellt und dient als Ausweis für die erfüllte Anmeldepflicht. 
Als Gebühr für denfelben werden 2 res. 10 CEts. bis 2 res. 55 Ets. erhoben.) 

Als gültige Legitimationspapiere werden anerfanıt: Notariatsurkunden 
(3. B. Eheverträge), jtandesamtliche Negiiteranszüge, Militärpapiere, Päſſe 
und Beitätigungen der Gejandtichaften und Konſulate. 

2. Binnen 14 Tagen müljen fich bei der Ortöbehörde anmelden: 
alle Ausländer, die aus anderen, nicht beruflichen Gründen, für längere Zeit 
(d. h. 3. B. ein Jahr oder mehr) in Frankreich Aufenthalt nehmen, gemäß 
Art. 1 des Defret3 vom 2. Oftober 1588), für dejien Auslegung der das 
Dekret begleitende „Rapport au president de la Republique Francaise* ’) maß: 
gebend iſt. Diejer Bericht enthält folgende Erklärung: „. . . . la nouvelle 
reglementation ne s’applique qu'aux etrangers qui se sont definitivement fixés 
en France ou qui s’y etablissent avec la pensée d’y faire un sejour prolonge. 
(es dispositions ne concernent pas les etrangers qui sont momentanement de 
passage sur notre territoire pour leurs affaires ou leur plaisirs.“* 


" Der franzöfiiche Ausdruck iſt profession, was ganz allgemein Beruf, Stand, aber 
auch Handwerk, Gewerbe beißen kann. 

®. Art. 1 lautet: „Tout etranger non admis A domiecile, arrivant «dans une com- 
mune pour y exercer une profession, un commerce ou une industrie, devra faire ä 
la mairie une declaration de residence en justifiant de son identite dans les huit 
jours de son arrivee. 11 sera tenu, & cet effet, un registre d’immatrieulation des 
etrangers, suivant la forme determince par un arröte ministeriel. 

Un extrait de ce registre sera delivre au deelarant dans la forme des actes 
de l'etat civil, moyennant les m&@mes droits 

En cas de changement de commune letranrer fera viser son certifieat d’imma- 
trieulation, dans les deux jours de son arrivee à la mairie de sa nouvelle residence.* 

’ Tie verichiedene Höhe der Gebühr entiteht aljo: un droit fixe de 1 fr. 80 pour 
le timbre, un droit d’expedition pour la eaisse munieipale, feitgelegt auf 0,30 Fres. 
für die Gemeinden unter 50,000 Einwohner, auf 0,50 Fres, für die Gemeinden über 
50,000 Einwohner und auf 0,75 Fres, fir Paris. Siehe deeret du 12 juillet 1807. 

* Art. 1 des Dekretes vom 2. Oktober 1888 lautet: Art. 1er: Tout etranger non 
admis a domiecile, qui se proposera d’etablir sa residence en France devra, dans le 
delai de quinze jours a partir de son arrivee, faire a la mairie de la commune ol 
il voudra fixer sa residence une deelaration enoncant: 

ses nom et prenoms, ceux de ses pere et möre, 

‚sa nationalite, 

le lieu et la date de sa naissance, 

‚ le lieu de son «lernier domieile, 

sa profession ou ses moyens d’existence, 

), le nom, l’äge et la nationalite de sa femme et de ses enfants mineurs 
lorsqu'il sera accompagne par eux 

Il devra produire toutes pieces justifieatives a Vappui de sa deelaration. Sil 
nest pas porteur de ces pieces, le maire pourra avec lapprobation du prefet «du 
departement, lui accorder un délai pour se les procurer, Un recepisse de sa deela- 
ration sera delivre gratuitement à linteresse, 

" Annuaire 1888 ©. 53. 


Suerun- 
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3. Keiner Anmeldung unterliegen: 

a) Die Ausländer, die von der franzöfischen Regierung ermächtigt find, 
in Frankreich ihren Wohnfig zu nehmen, gemäß Art. 13 des cod. eiv.') 

b) Ausländer, die als diplomatische Vertreter oder als Konſuln jih in 
Frankreich befinden. 

c) Ausländer, die aus nicht beruflichen Gründen nur einen furzen, nach 
Tagen, Wochen oder Monaten zu berechnenden Aufenthalt in Frankreich nehmen. 

Der Ausländer alfo, der als Vergnügungsreiiender fich im Frankreich auf— 
hält, unterliegt feinen Kontrollmaßregeln oder Aufentbhaltsbejchränfungen. Da— 
gegen ſind natürlich die Hoteliers, Penſionsinhaber und jonjtigen Wohnungs: 
vermietber jtrengftens verpflichtet, der Polizei über die Perfünlichfeit jedes 
Fremden, den fie beherbergen, genauen Bericht zu eritatten, und iſt jo jeder 
Ausländer allerdings indireft veranlaßt, genaue Auskunft über jeine Perſön— 
lichfeit den Gajthausbefigern ze. gegenüber zu_geben. ?) 

Falls die Anmeldung nicht in der vorgejichriebenen Weiſe bethätigt wird, 
verhängt das Dekret einfache Polizeiſtrafen; das Geſetz vom 8. Auguſt 1893 
zeigt jedoch eine bedeutende Steigerung in den Strafbeitimmumngen. Wer Jich 
mit der Anmeldung nach Art. 1 des Geſetzes vom 8. Auguſt 1893 verjpätet 
(und die Friſt ijt bei einem Ortswechſel 3. B. nur zwei Tage) oder wer dieſe 
Anmeldung gar nicht erjtattet, verfällt in eine Geldjtrafe von 50 bis 200 Fr., 
wer bei der Anmeldung falſche oder auch nur ungenane Angaben macht, ver— 
fällt in eine Geldftrafe von 100 his 300 Frs. und kann außerdem noch aus- 
gewiejen werden. Selbit der Franzoſe, bei dem ein nicht angemeldeter Fremder 
beijchäftigt ift oder war, wird mit Polizeiftrafen geahndet. Eine Beſtimmung, 
die ſehr leicht eine chicanöfe Handhabung des Gejeges veranlafien kann, it 
diejenige des Art. + des Gejeges vom 8. Auguſt 1593, durch welche Das 
fisfaliiche Sutereile der Gemeinden, in denen Ausländer jich aufhalten, mit 
ing Spiel gezogen wird. Der Strafenerlög fällt nämlich in die Kaſſe Der: 
jenigen Gemeinde, in der der jtraffällige Ausländer jich aufhält. 

Dabei läßt fich nicht läugnen, daß die Beitrebungen in Frankreich jich 
dahin neigen, den Aufenthalt der Ausländer noch weiteren Kontrollmaßregeln 
und jogar direkten Beichränfungen zu unterwerfen. Nicht nur in der Literatur 
wird hiefür lebhaft Propaganda gemacht ), es kam dieje Stimmung insbejondere 
auch im der franzöfischen Deputirtenfammer, in der Sikung vom 6. Mai 1893, 
zum Ausdrud, in der eine Neihe von Vorjchlägen zur weiteren Beſchränkung 


1) Siehe oben 5. 333. 


8, Gemäß Art. 5 des Geſetzes vom 19/22. Juli 1791, relative A lorganisation d’une 
police municipale, das noch heute geltendes Recht it. ‘Duvergier. m 111 S. 132. 
Tiejelbe Beſtimmung findet ſich wieder und it aufrecht erhalten in Art. 475 52 des code 
penal «Edition Tripier). ine Minifterialverfügung vom 9. Februar 1887 beitimmt nun— 
mehr, daß die Herbergs, Gaſthofbeſißer ıc. von jedem Reiſenden, der ſich in ihrem Gait- 
bofe ꝛc. einfindet, einen Rapportzettel, der Angabe des Namens, Standes ıc. verlangt, aus— 
füllen und unterichreiben laſſen müſſen. Den jo ausgefüllten Rapportzettel muß der Gaſt— 
hofbeſiher ꝛc. in die Liſte übertragen, die er nach angeführtem Art. 5 des Geſetzes vom 
19.22. Juli 1791 führen muß, und jeden Morgen find die ausgefüllten Rapportzettel auf 
dem Bolizeifommiiiariate abzuliefern. 

a Val. 3. B. Berard Alexandre, linvasion des etrangers et la taxe de sejour, 
wo wir Seite 33 über die Ausländer folgende bezeichnende Stelle finden: »Ils ne doivent 
pas tre laisses formant de generation en generation une classe a part dans la 
nation, ne partieipant pas a notre vie publique, mais parvenant A se soustraire aux 
obligations du service militaire et jouissant de notre seeuritd nationale sans parti- 
eiper à la defense de nos frontieres.« 
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der Ausländer gemacht wurden. Lediglich dem mäßigenden Einfluß der fran- 
zölischen Regierung it e8 zu danken, daß das Geſetz vom 8. Auguſt 1893 
nicht noch jchärfere Beltimmungen enthält. 

Die Vorschläge, wie man den Aufenthalt der Ausländer weiter bejchränfen 
fünne, geben, um einige der marfanteiten herauszugreifen, dahin, allen aus— 
ländiichen Arbeitern, die um einen niedrigeren Lohn arbeiten als die franzöfiichen 
Arbeiter, gejeßlich eine Tare aufzuerlegen, oder von allen Arbeitgebern, Die 
Ausländer befchäftigen, eine Abgabe von 5 Prozent des Tagelohnes, den dieſe 
erhalten, oder von den in Frankreich arbeitenden Ausländern die Militärtare 
zu erheben, welche den des Militärdienites enthobenen Franzoſen auferlegt it. 
Den Brennpunkt aber bildet die Aufenthaltstare, die überhaupt von jedem 
Ausländer, der fich in Franfreich aufhält, erhoben werden joll. Ueber die Art 
und Weiſe der Erhebung diefer Aufenthaltstare gibt es wiederum die ver: 
Ichiedenften Vorſchläge. Es wird 3. B. folgendes Geſetz vorgeichlagen '): 
Art. 1: „Jeder Ausländer bezahlt eine jährliche Aufenthaltstare von 18 Frs., 
Arbeiter 6 Fr., Frauen umd Kinder nichts." Art. 2: „Der Ausländer, der 
in Frankreich geboren ift und nicht für die franzöftiche Staatsangehörigfeit 
optirt hat, zahlt eine jährliche Aufenthaltstare von 54 Frs.“ Art 3: „Die 
Tare fällt zu einem Drittel der Gemeinde, in der der Fremde ſich aufhält, zu 
zwei Drittel dem Staate zu.“ 

Mit der Einführung einer derartigen Aufentbaltstare in Frankreich dürfte 
es jedoch noch gute Weile haben, da nach Ausführungen des Meinifters des 
Auswärtigen, Develle, in der Situng der franzöfiichen Deputirtenfammer won 
6. Mai 1893 Frankreich gegemwärtig durch jeine internationalen Verträge vers 
hindert iſt, im dieſer Hinſicht gejeggeberiich thätig zu werden. Wie Diejer 
Minijter ausführte, kann nach dem Handelsvertrage Frankreichs mit der ſüd— 
afrifanischen Republif, der am 10. Juli 1885 abgeichlolien wurde und bis 
1897 in Kraft ift, nämlich Frankreich den Angehörigen der ſüdafrikaniſchen 
Republik feine anderen oder höheren Taren auferlegen, als die Franzofen jelbit 
treffen. Kraft der Meijtbegünjtigungsklanfel iſt nun diefe Beſtimmung auch 
ammendbar auf Englaud, Belgien und das Deutiche Neich, auf legteres gemäß 
Art. I1 des FFriedensvertrages vom 10. Mai 1871.) Bis zum Jahre 1897 
iſt es jomit für Frankreich unmöglich, dem Ausländer, der jich in Frankreich 
aufhält, irgend eine Taxe aufzuerlegen, die nicht auch den Franzoſen träfe. 
Daß die jo geplanten Beichränfungen mit dem Geiſte des franzöfifchen üffent- 
lichen Rechts und den Urgrumdjägen der franzöjiichen Nepublif, der liberte 
und égalité, gang und gar nicht im Einflange jtehen, ſei nur nebenbei bemerkt. 
Es fam dies übrigens auch in der franzöfiichen Kammer in der jchon mehr: 
fach erwähnten Zigung vom 6. Mai zum Ausdruck, indem der befannte Abs 
geordnete und frühere Minister Ronvier ausrief: „Nous nous r&elamons tous iei 
des principes de 1789. Eh bien! si nos aneötres de la grande epoque assistaient 
a la discussion d’une pareille loi, ils en seraient stupefaits et humilies." 


b. Ausweiſung. 


Die auf die Ausweilung aus Frankreich bezüglichen Beſtimmungen finden 
fih im Gejeg vom 3. Dezember 1849 Art. 7.°) Diefer Art. 7 lautet wörtlich: 


„Le ministre de l’Interieur pourra, par mesure de police, enjoindre à tout 


Y Siehe Berard 3. 36. 
?) Meichsgeleßblatt 1871, S. 230, 
’, Duvergier, Bd. 49, S. 415. 
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etranger voyageant ou residant en France de sortir immediatement du 
territoire frangais et le faire conduire à la frontiere. Il aura le m&me droit 
a l’egard de l’etranger qui aura obtenu l’autorisation d’etablir son domiecile 
en France; mais apres un delai de deux mois, cette mesure cessera d'avoir 
effet si l’autorisation n'a pas été revoqude suivant la forme indiquee dans 
l'article 3. — Dans les departements frontieres le prefet aura le möme droit 
a l’egard de l’etranger non residant à la charge d’en referer immediatement 
au ministre de l’Interieur.‘ 

Die Ausweifung ift eines der Nechtäinftitute, das manche Ueberreſte aus 
der früheren Zeit der reinen Willfür enthält und noch jehr der Regelung 
bedarf. Auf den Seffionen des Institut de droit international von 1891 und 
1892!) wurde die Frage der Ausweilung gründlich erörtert, jedoch mag es 
noch lange dauern, bis die dort feitgelegten Grundjäge in die Praris über: 
führt werden.*) 

In dem eben zitirten jranzöfiichen Geſetze iſt lediglich ein Unterichied 
zwijchen der Behandlung der gemäß Art. 13 des cod. eiv. autorifirten Aus: 
länder und der gewöhnlichen Ausländer feitgejegt. Der zur Niederlaſſung 
autorifirte Ausländer fann nur nach Ablauf einer bejtimmten Friſt und nach: 
dem die Autorifation zuriücgezogen worden, ausgewiejen werden. Weiter ijt 
nichtS geregelt worden; weder ift bejtimmt, aus welchen Gründen und unter 
welchen Vorausfegungen die Ausweifung zu erfolgen, noch daß der Ausweilung 
eine richterliche Entjcheidung voranzugehen babe, noch dal überhaupt der Aus: 
zumeiiende zu hören, noch daß eim Rekurs gegen die Ausweilungsverfügung 
möglich jei. Die Handhabung der Ausweilung iſt ſomit vollfommen in das 
Belieben des Minijters des Innern und feiner Polizeiorgane gejegt.”) 

Eine bejondere Beltimmung, die übrigens mit der Gefeßgebung anderer 
Länder übereinstimmt, findet ich in Art. 272 des code penal*) über die Aus: 
weiſung der Yandftreicher, wonach jedes Individuum, das wegen Landjtreicherei 
verurtheilt ijt, über die Grenze geichaftt werden fann, wenn es Ausländer ift. 

Diefe Beitimmung ijt verallgemeinert worden durch ein Nundjchreiben 
des ie des Innern an die Präfekten vom 20. Juli 1893, welche ver: 
fügt: „J'ai decide, en consequence, que tont etranger condamne correctionelle- 
ment devra faire l'objet d’une instruction à fin d’expulsion.* Die Aus: 
weilung joll danach zwar nicht obligatorisch fein, aber doch joll in jedem 
einzelnen Falle unterfucht werden, ob fie fich nicht empfehle. 

Einige nähere Regelungen über die Ausweifung von bayeriichen Staats: 
angebörigen enthält endlich noch die Stonvention vom 30. Mai 1868 zwiichen 
Bayern und Frankreich’) die Ausweifung bayerischer Staatsangeböriger aus 
Frankreich und franzöfiicher Staatsangeböriger aus Bayern betr. Nach diejem 
Bertrage muß vor der Ausweiſung die Staatsangehörigkeit des auszuweiſenden 
Individuums feitgejtellt werden. Dieſe Feititellung fowie die Papiere des 
Auszuweiſenden müſſen der betreffenden Gejandtichaft oder dem zujtändigen 


" Revue de droit mternational Bd. XXIII S. 408 ff. u. Bd XXIV ©. 529 ff. 

) Rev. dl. dr. int. Bd. XXIV 529. 

Der Miniſter des Innern hat —J B. durch Verfügung vom Auguſt I. J. (1895) den 
Präfeften ſtrenge Vorichriften ertheilt wegen fofortiger Ausweiſung von Ausländern, welche 
an antipatriotiichen Hundgebungen theilnehmen. 

' Art. 272 Iautet: „Les individus deelares vagabonds par jugement pourront, 
sils sont &trangers, ©tre "eonduits, par les ordres du gouvernement, hors du territoire 
du royaume.* (Code penal, edition Louis T ripier. Paris 1893.) 

°) Bayer. Regierungsblatt 1868 2. 1178, Weber Gei.B.-D.-Samml. Bd. 7 ©. 307. 
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Konſulate mitgetheilt werden. Dem Auszuweiſenden wird eine Neiferonte vor— 
geichrieben mit Angabe des Punktes der Grenze, wo er diejelbe zu überjchreiten 
bat. Dieje Neijeroutefarte muß von der betreffenden Gejandtichaft viſirt, und 
zugleich die Erklärung abgegeben werden, daß der Aufnahme des Ausgewiejenen 
in jeinem Heimatitaate fein Hinderniß entgegenftebt. 

Auch exiſtiren bejondere VBorichriften, die bei der Ausweiſung deutjcher 
Seeleute zu beobachten find. Gemäß einer diplomatischen Uebereinfunft zwischen 
Frankreich und Deutichland werden die dentjchen Seeleute, die in Folge einer 
Gefängnißjtrafe, zu der fie verurtbeilt worden find, ausgewielen werden, wie 
Schiffsdejertenre nad) Art. 13 des Schifffahrtsvertrages vom 2. Auguſt 1862') 
zwiichen den Staaten des deutjchen Bollvereins und Frankreich behandelt. Sie 
jollen nämlich nach Abbüßung ihrer Strafe den betreffenden Konjuln über: 
twielen werden. 

Es dürfte vielleicht am Plage jein, bier auch noch des Spionagegejeges 
„loi du 12 avril 1586. tendant a etablir des penalites contre l’espionage,’ 
Erwähnung zu thun, da die meilten Ausweilungen aus Frankreich wegen Ber: 
dachts der Spionage erfolgen. Anwendung ſoll das zitirte Geſetz finden auf 
alle Ausläuder, welche ihren Namen, Stand, Beruf und ihre Nationalität 
verheimlichen, Frankreich durchreiſen, Pläne aufnehmen, Zeichnungen machen, 
die Einheimiſchen befragen, und Belehrungen über Punkte ſammeln, die die 
Landesvertheidigung betreffen, fiebe Art. 5 Abi. 1 und 2 des angeführten 
Gefetzes. Je machdem mun die Beſtimmungen dieſes Geſetzes gehandhabt 
werden, kann jeder in Fraukreich reijende Ausländer wegen der geringfitgigiten 
Ursachen in den Verdacht der Spivnage geratben. 

Nach dem neueſten von der franzöſiſchen Deputirtenfammer in der Sigung 
vom 6. Juli 1895 angenommenen Gejegentwurfe, betreffend die jtrengere Be— 
jtrafung der Spionage (lex Dreyius) wird zum erjten Male ein jcharfer Unter: 
ſchied zwijchen den Delikten „trahison* und „espionage* fejtgeftellt und werden 
unter leßterer nur die von Ausländern zum Schaden der äußeren Sicherheit 
des Staates begangenen Handlungen gezäblt: Zugleich iſt die Zuftändigfeit 
der ordentlichen Gerichte zu Gunſten der Militärgerichte weſentlich eingejchränft 
worden. 


2. Das Recht der Gewiſſens- und Multusfreibeit. 


Diejes iſt im Frankreich für Jedermann, alfo auch für den Fremden 
gegeben. 

Art. 10 der Erflärung der Nechte (1789) jagt: „Niemand darf wegen 
jeiner Meinungen, auch der religiöjen, beunruhigt werden, vorausgejegt, daß 
ihre Kundgebung nicht die gejeglich begründete Staatsordnung ſtört,“ womit 
die Gewiljensfreibeit verkündet iſt. 


Die Kultusfreiheit iſt ausdrüdlich zugeitanden durch die Verfaſſung vom 
5. Fruktidor des Jahres IM. Art. 354°): „Niemand kann daran gehindert 
werden . . . . den Kultus auszuüben, den er gewählt bat“, und dieſe Be— 
ſtimmung iſt aufrecht erhalten und ausdrücklich betont worden durch das Dekret 
vom 7. Bendemiaire des Jahres IV,‘) Dem Einzelnen fteht bienach die 


— Siehe unten S. 347. 

— Bdos6 ©. 161. Vezüglich der äußerit harten Strafen fiebe Art. 75 
und 82 Code penal. 

N Duvergier Bd. 8 S. 297. 

*, Duvergier ®. 8 ©. 360. 
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Ausübung jeines Kultus vollflommen frei: Was die gemeinfame Ausübung 
des Kultus anlangt, jo ſind biefür die Beltimmungen des Vereins- und Ver: 
jammlungerechtes maßgebend. Die Ausübung ijt für regelmäßige Vereine von 
vorgängiger Ermächtigung der Regierung abhängig.) Jedoch find die vom 
Staate anerfannten Kulte (katholischer, proteitantischer und ijraelitiicher Kult) 
durch die Gejeggebung begünftigt; namentlich genießen 3. B. die öffentlichen 
Kultusverfammlungen unbejchränfte Freiheit, wenn ſie innerhalb der biezu 
bejtimmten Gebäude jtattfinden. 

Eine weitere Frage it, ob Fremde im Kirchendienit in Frankreich ver: 
wendet werden können. 

Was den fatholiichen Kult anlangt, jo kann nach der loi relative a l’or- 
ganisation des eultes du 13 germinal an X) art. 2 et 32, ein Ausländer 
mit Erlaubniß der Regierung zu allen firchlichen Aemtern verwendet werden, 
jedoch fann nach Art. 16 de3 gen. Gel. Bilchof nur ein Franzoſe werden, 
(und zwar geborener, nicht naturalifirter Franzofe). Ein Rundſchreiben des 
stultusminifters vom 30. Juli 1887 verfügte, daß der Art. 32 des Gef. vom 
Sabre X nur mehr auf jolche ausländische Geiftliche Anwendung finden joll, 
welche zuvor ermächtigt worden find, ihren Wohnfig in Frankreich zu nehmen, 
in der Abſicht einer jpäteren Naturalifation (cf. art. 9 cod. eiv.); die Nemter 
des curé, chanoine und vieaire-general fünnen jie nur nach erfolgter Naturali- 
jation verjeben. Im proteitantischen Kult muß nach dem genannten Geſetz 
vom 18. Germinal an X, articles organiques des cultes protestants, art. 1°) 
und nach Geſetz vom 1. Auguſt 1879, Art 3°) der Geiftliche Franzoſe fein. 

Im iſraelitiſchen Kult muß nach der ordonnance du roi portant reglement 
pour l'organisation du culte israelite vom 25. Mai 1844 Art. 28°) wohl 
das Laienmitglied der Confiitorien, nach Art. 33 ff. nicht aber der Rabbiner 
Franzoſe fein. Vgl. auch Defret vom 29. Augujt 1862) ®). 

An den übrigen Kulten werden mit Genehmigung der Regierung Aus— 
(länder als Geiftliche geduldet cf. loi du 19. mars 1859 °, 


3. Verſammlungs- und Bereinsfreibeit. 


Die Verſammlungsfreiheit ift Durch das Gejeß vom 30. Juni 1881, loi 

sur la liberte de reunion *) geregelt. Danach ift auch für Ausländer die Ver— 
Jammlungsfreiheit gewährleiftet worden, natürlich unter Einhaltung der geſetz— 
lichen Erfordernifje, d. 5. unter der Auflage für den Veranftalter, 24 Stunden 
vorher die zuftändige Verwaltungsbehörde davon zu benachrichtigen und ihr 
den Zwed der Verſammlung mitzutbeilen. 
_ Die Vereinsfreibeit, d. h. die ganze Gejeggebung über das Vereinsweſen 
iſt noch jehr lückenhaft. Das gegenwärtig geltende Gejeg vom 10. April 1834, 
sur les associations"), das gleichzeitig mit Art. 2931—294 des Code penal 
Amvendung findet, enthält ſehr rigorofe Beitimmungen und ift mangelhaft. 
Irgend welche Beſtimmung bezüglich der Ausländer findet ſich darin nicht. 

) Vgl. Code penal art. 291. 

?, Nouveau Code &, 685. 

Nouveau Code 5. 688, 
‚ Nouveau Code 702, 
°, Duvergier Bd. 44 3. 621, 
) Duvergier Bd. 62 5. 447. 
’, Nouveau Code 01. 
" Nouveau Code 546, 
®, Nouveau Code 535. 
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Dagegen verfügt der Entwurf des neuen Gejeßes, sur les associations, wie er 
in der Kommiſſion im April 1893 feitgejegt wurde, in Art. 13: „L’assoeiation, 
composee exelusivement ou en majorite d’etrangers, celle qui compterait des 
etrangers parıni ses administrateurs ou direeteurs, velle qui serait affilice 
à des associations etrangeres ou qui aurait elle-meme des suceursales à 
l’etranger, ponrra „etre dissonte par deeret du President de la Republique 
rendu en conseil des ministres. 

L’assocjation qui comptera des etrangers parmi ses membres, sans qu'ils 
Y serient en majorite, pourra etre mise en demeure de les exelure; et, faute 
d’obtemperer ä cette injonction, elle pourra &tre dissoute dans la forme édic— 
tee au paragraphe preeedent.* 

Eine ähnliche Beitimmung findet jich übrigens jchon in dem Geſetze vom 
21. März 1884 über die Gewerbejyndicate (syndicats professionels), indem es 
vorichreibt, daß nur Franzoſen VBoritandsmitglieder jein können. 


+. Preßfreibeit, 


Dieje ıjt für den Fremden in Frankreich, wenn auch mit einigen Ein: 
ichränfungen, gegeben. Der Artifel 11 der Erklärung der Rechte von 1789 
bejtimmt, daß „Jedermann“ das Necht hat, frei zu ſprechen, frei zu jchreiben 
und zu druden, vorbehaltlih der in den eimjchlägigen Geſetzen gegebenen 
näheren Bejtimmungen. Das Geje vom 29. Juli 1881, sur la liberte de la 
presse '), hat die Freiheit der Preſſe nun definitiv durchgeführt. 

Das Drudereigewerbe und der Buchhandel it für Jedermann frei, nur 
liegt den Drudern (Berlegern) ob, die aus ihren Drucdereien bervorgegangenen 
Werke in Doppeltem Exemplar zu hinterlegen. Die die Ausländer treffenden 
Einschränkungen find: Ber periodifchen Zeitichriften, vor Allem Zeitungen, wird 
verlangt (Art. 6 des gen. Gel.), daß der Nedakteur ein Franzose ilt. 

Bezüglich der ausländischen Zeitungen kann eine vom Miniſterrath be: 
ichlojjene bejondere Entjcheidung deren Verbreitung in Frankreich verbieten. 
Handelt es fich nur um die Verbreitung einer einzelnen Nummer, jo genügt 
eine Entjcheidung des Miniſters des Innern. 


>. Geſundheits- und Unterjftügungsweien. 


Ausländische Aerzte fünnen zur Ausübung der PBraris in Frankreich zus 
gelafjen werden. Jedoch find Die Bedingungen gegen früber*) in neuejter Heit 
bedeutend erjchwert worden. Die loi sur l’exereice de la medecine vom 
30. November 1892?) bejtimmt nämlich in Art. 5: „Les medeeins . . . . . . 
diplomes à l’etranger, quelle que soit leur nmationalite, ne pourront exercer 
leur profession en France qu' à la condition d’y avoir obtenu le diplome de 
docteur en medeeine.... .. ‚et en se conformant aux dispositions prevues 
par les articles preeedents. (Die allgemeinen Vorbedingungen enthaltend.) 
Des dispenses de scolarite et d’examens pourront être accordees par le ministre, 
conformement A un rerlement delibere en conseil superieur de l’instruction 
publique. En aucun cas, les dispenses accordees pour l’obtention du doctorat 
ne pourront sur plus de trois epreuves.‘“ 


!) Nouveau Code ©. 707. 
?, Mgl. loi du 19 ventöse an Xl art 4 (Duvergier Bd. 14 ©. 132). 
) Journal ofliciel vom 1. Dezember 1893. 
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Die näheren Beitimmungen enthält das deeret du 25 juillet 1893 relatif 
aux dispenses à accorder aux médécins pourvus d’un diplome etranger!) und 
dag deeret du 21 novembre 1893 à la loi sur l’exereice de la medeeine. *) 

Diefelben Bejtimmungen wie für die Merzte gelten für die Zahnärzte und 
Hebammen (vgl. Art. 2, 3, 5 des Gejeges vom 30. November 1892) °). 

Als Sacverjtändige vor Gericht fünnen nur franzöfifche Aerzte fungiren 
(vgl. Art. 14 des angeführten Gejeges). Ein ausländischer Arzt, der Praris 
ausübt, ohne die obigen Vorichriften zu beobachten, wird mit Geldjtrafe von 
100 bis 200 Fr. belegt (vgl. Art. 20 des angeführten Geſetzes) Rückwirkende 
Kraft hat dieſes Gejeg, das jeit I. Dezember 1893 in Wirffamkeit ijt, jedoch 
nicht (vgl. Art. 23 und 34). 

Seijtesfranfe und verlafjene Kinder werden von Frankreich und Deutich- 
land gegenfeitig übernommen. Cine Gejeggebung hierüber exiftirt nicht, nur 
diplomatische Abmachungen und Gebräuche. 

Bremen bat unterm 20. DOftober 1866 über Uebernahme von Geiſtes— 
franfen und Schwerfranfen einen Vertrag mit Frankreich abgejchlojlen, der 
durch Art. 18 der Zujagfonvention vom 11. Dezember 1871 aufrecht erhalten 
worden iſt.) Ferner hat das Deutſche Neich mit Frankreich über das Ber: 
fahren bei Uebernahme bilflofer Berfonen, verlaifener Kinder und Geijtesfranfer 
gewilie Vereinbarungen getroffen, Die namentlich den Uebernahme:Ort und die 
Uebernahmezeit betreffen. ’) Beſondere Beitimmungen find für hilfsbedürftige 
Seeleute gegeben durch die Konvention zwiichen Frankreich und Dentichland 
vom 16. Mai 1830. 

Das Gejeg vom 20. Juli 1886, ıelative A la caisse nationale des 
retraites pour la vieillesse bejtimmt in Art. 14°), daß die Fremden, welche 
in Frankreich ihren Wohnfig haben, ermächtigt find, Einzahlungen in die Alters— 
penſionskaſſe unter denjelben Bedingungen wie die Einheimischen zu machen. 
Einige Vorbehalte beftehen jedoch zu Gunſten der Franzofen, jo 3. B., daß 
Penjionen, die in Folge von Invalidität vor Erreichung des 50. Jahres aus 
einem bejonderen Fonds des Minifters des Innern ausbezahlt werden, nur 
von Franzoſen erlangt werden fünnen. Vgl. Art. 11 Abi. 2 des genannten 
Gejekes.) 

8. Seetrausport und Küſtenfiſcherei. 


Die Induſtrie des Seetransportes (industrie du transport maritime) iſt 
den Fremden gejtattet, jedoch nicht zwiſchen franzöfiichen Häfen und nur für 
längere Streden (voyages de long cours). Solche find gegeben, wenn in der 
Richtung nach Süden der 30. Grad nördlicher Breite, in der Richtung nach 
Norden der 72. Grad nördlicher Breite, in der Richtung nach Wejten der 
15. Grad wejtlicher Länge von Paris und in der Richtung nad Oſten der 
44. Grad öjtliher Länge von Paris überschritten wird. Vgl. art 377 Code 
de commerce, ‘) 


‚Journal officiel vom 26 juillet 1893. 
Journal officiel vom 23 novembre 1893. 

) Siehe aud die Dekrete vom 25. Juli 1893 im Journal officiel vom 26 juillet 1893. 
Reichsgelegblatt 1872 S. 7 ff. 

Cahn, Comm. 3. Reichegel, vom 1. Juni 1870 2. Aufl. S. 265 f. 

Annuaire 1886 < ©. 74. 

Edition Riviere & 69. Paris 1893. 
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Als Matrofen werden Ausländer im Dienjte der frangöfiichen Handels: 
flotte zugelajjen, jedoch nicht ala Kapitäne und jelbjtändige Schiffsführer, aus- 
genommen auf den algerischen Linien. 

Die Küftenfifcherei jteht nur den FFranzojen zu. Das Gejeg vom 1. März 
1835), ayant pour objet d’interdire Ja p&che aux 6trangers dans les eaux 
territoriales de France et d’Algerie, beftimmt in Art. 1, daß der Filchfang 
für fremde Fischer in den Küſtengewäſſern von Frankreich und Algier verboten 
it und zwar innerhalb einer Zone von drei Seemeilen vom Ufer ab, nad) 
dem Stand der Ebbe berechnet. Dieſer Artifel bejtätigt die durch das Völker— 
recht und die Konvention vom Haag vom 6. Mat 1882?) feitgejegten Grund: 
fäge. Die Konvention vom Haag hatte im Art. 2 feſtgeſetzt, daß die Küften- 
fiicherei den Nationalen vorbehalten fein joll und zwar innerhalb von drei 
Seemeilen, vom Ufer aus (Stand der Ebbe) berechnet. 


III. Deffentlihe Pflichten, welde den Fremden in Frankreich obliegen. 
1. Die Stellung des Fremden nad dem franzöfifhen Strafredhte. 


Die Stellung des Fremden vor den franzöfischen Strafgerichten hat nichts 
Bejonderes an fich. Verfahren, Unterfuhung und Urtheil unterjcheiden fich in 
feiner Weiſe, ob es fih um einen Musländer oder einen Staatsangehörigen 
handelt. Der fchuldige Ausländer wird verhaftet, verurtheilt, bejtraft unter 
den nämlichen Bedingungen wie ein Staatsangehöriger. 

Im Ganzen iſt im franzöfiichen Strafrechte la loi territoriale maßgebend; 
doch gibt es Ausnahmen, in denen la loi nationale in Betracht fommen kann 
(vgl. Art. 5 u. 7 Code d’instruction eriminelle. ®) 

Mit einem Worte, der Fremde verfällt in Frankreich der Strafgericht3- 
barfeit jedesmal, wenn er die öffentliche Ordnung verlegt, jei es durch eine 
jtrafbare Handlung, die er innerhalb des franzöfiichen Staatsgebietes (Art. 3 
$ 1 Code civil), A e3 durch eine jolche, die er außerhalb des franzöfiichen 
Staatögebietes, im Auslande, nach Art. 7 Code d’instruction criminelle be: 
gangen hat. 

Für die Auslieferung Fremder aus und beziehungsweile durch Frank— 
reich jind die Außslieferungsverträge maßgebend. 

Der in den Auslieferungsverträgen gegebene, jehr umfangreiche Stoff joll 
bier nur infoweit einer Erörterung unterzogen werden, als e3 fi) um die Aus— 
lieferung Deutfcher aus oder deren Durchlieferung durch Frankreich handelt. 

Es find zwei Fälle möglich, einmal der Fall, daß die Auslieferung eines 
Deutjchen aus Frankreich von der deutjchen Regierung und dann der, daß die 
Auslieferung von einem dritten Staate verlangt wird. 

Der erjte Fall ift gegeben, wenn ein Deutfcher, der in Frankreich delin- 
quirt hatte, fich nach Frankreich geflüchtet Hat und nun von der deutjchen 
Regierung feine Auslieferung begehrt wird. Ein einheitlicher Vertrag über die 
Auslieferung von Verbrechern beiteht bis jett zwiichen dem Deutjchen Reiche 
und Frankreich nicht, Dagegen gibt es zahlreiche Verträge zwijchen einzelnen 
deutfchen Bundesstaaten und Frankreich *), jo mit Preußen vom 21. Juni 1845, 
Bayern vom 29. November 1869, Sachſen vom 28. April 1850, Württem- 





) Annuaire 1888 ©. 23 ff. 
R.G.Bl. 1884 ©. 25 u. 
», Edition Tripier ©. 2. 
% Deutiche Auslieferungsverträge, Zulammenitellung von ®. Heer, Berlin 1883, 
Annalen des Deutiben Reichs 1896. 24 
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berg vom 25. Januar 1853, Baden vom 27. Juni 1844 nebjt Ermeiterung 
durd) Erklärungen d. d. Karlsruhe 16. November 1854 und 22. März 1868, 
Heſſen vom 26. Januar 1853 nebſt Uebereinkunft über die Ausführung des 
Vertrages vom 10. April 1869, Mecklenburg— Schwerin vom 26. Jannar 1847, 
Sadjen:Weimar vom 7. Anguft 1858, Medlenburg:Strelig von 10. Febrnar 
1847, Didenburg vom 6. März 1847 nebſt Zujag-Deflaration vom 5. Mai 
1868. Waldeck vom 10. Juli 1854, Lübeck vom 31. Auguſt 1847, Bremen vom 
10. Zuli 1847, Hamburg vom 5. Februar 1848. Für Eljaß- Lothringen gilt nach 
Art. 18 der Zuſabkonvention (zum Friedensvertrage) vom 11. Dezember 18717), 
der preußiichsfranzöfische Vertrag vom 21. Juni 1845. Dur den genannten 
Art. 18 find die verjchiedenen Berträge und Konventionen, welche vor dem 
Kriege beitanden hatten, mit Ausnahme der Handelsverträge, wieder in Kraft 
gejegt worden. 

Die hauptjächlichiten in diefen Verträgen niedergelegten Beitimmungen find 
folgende: 

Es wird im Allgemeinen nur wegen der in den Verträgen aufgeführten 
Verbrechen und Bergeben ausgeliefert. Dieje Verbrechen find: Meuchelmord, 
Giftmischerei, Vatermord, Todtichlag, Nothzucht, vollendete oder verjuchte gewalt- 
jame Verlegung der Schambaftigkeit, Brandftiftung, Berfälichung von authen: 
tiichen Schriften oder Handelspapieren und von Privatjchriften, mit Inbegriff der 
Nachahmung von Bankbillets und öffentlichen Papieren, wenn die angejchuldigte 
That von Umjtänden begleiter ift, die, wenn Diefelbe in Frankreich begangen 
wäre, die Anwendung einer peinlichen oder entehrenden Strafe zur Folge haben 
würde, Nachmachung oder Ausgebung faljcher Münzen mit Jnbegriff der Nad): 
machung, Ausgebung oder VBerfälichung von Papiergeld; falſches Zeugniß, Ver: 
leitung von Zeugen zu einer falſchen Ausſage; Diebitahl, wenn derjelbe von 
Umftänden begleitet ift, Die ihm mach der Gejeggebung beider Staaten den 
Charakter eines Verbrechens geben; Unterjchlagungen feitens öffentlicher Kaſſen⸗ 
beamten für den Fall, daß dieſelben nach den franzöſiſchen Geſetzen mit einer 
peinlichen und entehrenden Strafe beſtraft werden; endlich betrügeriſcher Bankerutt. 
Der Vertrag —8* s mit Frankreich vom 29. November 1869 läßt die Aus— 
lieferung noch für eine Reihe weiterer Verbrechen zu und führt 26 verſchiedene 
Arten von Vergehen und Verbrechen an, wegen deren ausgeliefert werden muß.”) 
Außer auf Grund dieſer Verträge finden aber auch Auslieferungen auf Grund 
der Gegenfeitigfeit ſtatt. Bevor die franzöfiiche Regierung in folchem Falle 
dem Antrage ſtattgibt, verfichert fie fich zugleich einer Gegenfeitigkeitserflärung 
der Seichbregierung oder des betreffenden Bındesitaates. Wegen politijcher 
Verbrechen und Vergehen und wegen einer Handlung, die mit einem jolchen 
in Zujammenbang jteht, findet eine Auslieferung nicht jtatt. 

Die Auslieferung wird zugeftanden, jobald die Gerichte des erjuchenden 
Staates den Auszuliefernden in Unterfuchung gezogen oder verurtheilt haben, 
ausgenommen nach dem Vertrage zwiſchen Frankreich und Weimar, nach welchem 
nur wegen der im Gebiete des erjuchenden Staates begangenen Strafthaten 
ausgeliefert wird. 

Die Auslieferung findet nicht ftatt, wenn ſeit der begangenen jtrafbaren 
Handlung oder der legten Handlung des Strafrichters oder der erfolgten Ver: 
urtheilung nad den Geſetzen des Staates, in welchem der Verfolgte zur Zeit 





') Reichsgefebblatt 1872 ©. 19 ff. 
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des Auslieferungsbegehrens fich befindet, Verjährung der jtrafgerichtlichen 
Verfolgung oder der erfaunten Strafe eingetreten ift. 

Die Auslieferung wird, wenn fich der Auszuliefernde in dem requirirten 
Staate wegen einer amderen jtrafbaren Handlung in Unterfuchung befindet, 
bis zur Beendigung diejer Unterfuchung und bis zur vollendeten Vollſtreckung 
der etwa gegen ihn erfannten Strafe aufgeichoben. 


Ausgeliefert wird troß der Verbindlichkeiten des Auszuliefernden gegen 
Privatperjonen; es wird dem beeinträchtigten Theile überlajien, feine Nechte 
vor der zuftändigen Behörde geltend zu machen. Der badiiche und waldeck'ſche 
Bertrag enthalten diefe Beſtimmung nicht. 

Eigene Unterthanen werden nicht ausgeliefert. 


Die Auslieferung muß auf diplomatiichem Wege beantragt werden. Dem 
Auslieferungsantrage muß entweder das verurtbeilende Erfenntniß oder der 
Beichluß, durch welchen der Auszuliefernde, ſei es in Anklageſtand verjegt oder 
vor den erfennenden Nichter verwiefen wird, oder ein Haftbefehl, ſei eg im 
Originale oder in gehörig beglaubigter Abjchrift beigefügt werden. Da die 
erforderlichen Urkunden nicht immer jofort vorgelegt werden fünnen, fann auf 
Antrag eine einjtweilige Feſtnahme erfolgen; jedoch wird der Feſtgenommene 
wieder auf freien Fuß gejegt, wenn die Urkunden nicht binnen beitimmter Friſt 
(bi3 zu drei Monaten) beigebracht werden. Die bei dem Auszulierernden be: 
Ichlagnahmten entfremdeten Sachen oder Gelder jowie die zum Beweiſe des 
Verbrechens Ddienlichen Gegenjtände werden mit ausgeliefert. Der erjuchte 
Staat iſt auch verpflichtet, zur Beiſchaffung von Beweismitteln (3. B. Zeugen) 
bebülflih zu ſein. Die Koften werden nicht eritattet. Der erjuchende Staat 
trägt auch jtets die Koften des Durchgangstransportes. 

Der zweite Fall iſt der, daß ein Deuticher, der in einem dritten Staate 
3. B. Spanien delinquirt hatte, ſich nach Frankreich geflüchtet hat und nun 
von Seiten des dritten Staates die Auslieferung dieſes Deutjchen verlangt 
wird. Hier finden wir in den franzöfischen Auslieferungsverträgen zwei Möglich: 
feiten vorgejehen. Theils liefert Franfreih an den dritten Staat nur aus, 
wenn der Heimatjtaat nicht widerjpricht, theils enticheidet ‚Sranfreich, wenn 
der Heimatjtaat den Berbrecher reflamirt oder jich der Auslieferung desjelben 
an den erjuchenden dritten Staat wiederjegt, darüber, an welchen von den 
beiden Staaten die Auslieferung zu bethätigen ift. Gegenüber Deutjchland 
hat Frankreich neuerdings den Grundjag der Priorität des Auslieferungs— 
antrages zur Geltung gebracht; es würde alſo einen Deutichen, der von an 
Deutichland und Belgien reflamirt wird, nach Belgien ausliefern, wenn diejes 
zuerjt die Auslieferung beantragt. 

Ueber die Auslieferung von deutjchen Seeleuten, welche in einem franzö— 
fiihen Hafen von ihrem Schiffe entlaufen find, finden ſich bejondere Be- 
jtimmungen im Sciffahrtvertrage zwiſchen den Staaten des deutichen Bull 
vereind und Fraukreich vom 2. Auguſt 1862, Art. 13, wonach insbejondere 
die Franzöfiichen Lofalbehörden verpflichtet find, den deutjchen Konjularbehörden 
zur Feſtnehmung der entlaufenen Seeleute behilflich zu jein.') Wehnliche Be— 
jtimmungen, wie fie in den Yluslieferungsverträgen zwiſchen Franfreich und 
den deutjchen Staaten enthalten jind, finden ſich auch in den Austieferungs: 
verträgen Frankreichs mit den übrigen Kulturjtaaten. 


!, Martens, Nouveau Recueil general de traites etc. Tome XIX, p. 292. 
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>) Militärpfliht und Stellung des Fremden nad dem franzöfiihen Militärgejete. 


Der franzöfiichen Militärpflicht fann naturgemäß der Fremde nicht unter: 
tworfen werden. Sämmtliche franzöfiiche Nekrutirungsgejege enthalten deshalb 
den jtriften Grundjag, daß nur Franzoſen im der franzöfiichen Armee zus 
gelajien find, jo heißt es noch im Mekrutirungsgeieg vom 27. Juli 1872 
„Nul n’est admis dans les tronpes frangaises, s'il n'est Frangais.“ Bei der 
von Jahr zu Jahr ſich jteigernden Anſpannung der militäriichen Kräfte und 
der motorischen Abnahme der franzöfiichen Bevölkerung war der franzöfiiche 
Staat jedoch allmählig mit jeinem Menjchenmaterial am Ende angelangt, und 
jo wurde mit dem obigen Grundjage gebrochen und wurden auch Fremde zum 
militäriichen Dienfte herangezogen. Art 3 des neueſten franzöfiichen Rekru— 
tirungsgejeges vom 15. Juli 1889 lautet nämlich alfo: „Nul n’est admis 
dans les troupes frangaises s’il n'est Francais ou naturalise Frangais sauf 
les exceptions determines par la presente loi.“') Dieje Aus 
nahmen finden fich in Art. 11, der bei der Wichtigkeit dieſer Bejtimmung 
wörtlich angeführt zu werden verdient: „Les individus deelares Francais en 
vertu de l’article I" de la loi du 16 decembre 1874?) sont portes, dans 
les communes oü ils sont domieilies, sur les tableaux de recensement de la 
classe dont la formation suit l’&poque de leur majorite.°) Ils sont soumis 
au service militaire s’ils n’etablissent pas leur qualite d’etranger. 

Les individus nes en France d’etrangers et resilants en France sont 
egalement portes, dans les communes oü ils sont domieilies, sur les tableaux 
de recensement de la classe dont la formation suit l’epoque de leur majorite 
telle quelle est fixee par la loi francaise. Ils peuvent réclamer contre leur 
inseription lors de l’examen du tableau de recensement et lors de leur con- 
vocation au conseil de revision ceonformement à article 16. (Der den näheren 
Modus der Prüfung der Stammrollen bejtimmt.) S’ils ne r&clament pas, le 
tirage an sort équivaudra pour eux à la declaration par l’art. 9 du Code 
eivil. S’ils se font rayer, ils seront immediatement declues du benefice 
du dit article. 

Les mäömes dispositions sont applicables aux individus residant en France 
et nes en pays etranger soit d’un etranger, qui depuis lors a été naturalise 
Frangais, soit d’un Francais ayant perdu la qualite de Frangais, mais qui 
la recouvree ulterieurement, si ces individus &taient mineurs lorsque leurs 
parents ont acquis ou recouvre la nationalite francaise.“ 


Unter Berüdjichtigung der in obigem Art. 11 citirten Artikel des Code 
eivil‘) fünnen Ausländer aljo in folgenden Fällen in Frankreich zur Rekru— 
tirung fommen: 


1) Jeder in Frankreich geborene Sohn eines Ausländers, wenn eines der 
Elterntheile auch in Frankreich geboren ift. Iſt die Mutter in Frankreich 


!, Annuaire 1889 S. 167. 

Redaltionsfehler, da diejes Geiet bereits durch Art. I des Geſetzes vom 26. Juni 1889 
(loi sur la nationalite) abgeihafft worden war. Nunmehr maßgebend Art. 8, 9 und 10 
code eivil in der durch das Gejeh vom 26. Juni 1889 gegebenen Faſſung. Edition 
Riviere 1893. 

Neueite Faſſung des Art. 8 c. c.: Loi du 22 juillet 1893, journal officiel vom 
23. Juli 1893; ſiehe das nähere unten unter Perſonenrecht. 
*) jedes Jahr stellen die Maire® vor dem 15. Januar die Stammrolle derjenigen 
jungen Zeyite auf, welche im Laufe des vorhergehenden Jahres das 20. Lebensjahr erreicht haben. 
* Edition Riviere Paris 1898 und loi du 22 juillet 1893, 
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geboren, jo hat er das Recht, die franzöjische Staatsangehörigfeit gemäß der 
Beitimmungen des Art 8, 4° cod. eiv. (fiehe folgende Ziffer) abzulehnen. 
Vgl. Art. 8, 3° modifie Cod. eiv.') 

2) Jeder in Frankreich geborene und zur Zeit feiner Großjährigfeit dort 
wohnhafte Ausländer, wenn er nicht in dem auf feine Großjährigfeit (nad 
franzöfiichem Rechte) folgenden Jahre, die franzöfische Staatsangehörigfeit ab- 
gelehnt und durch eine amtliche Bejtätigung der ausländiichen Negierung nach: 
gewieſen hat, daß er noch Ausländer ift, und außerdem durch ein Zeugniß 
den Nachweis erbracht hat, daß er feiner Militärpflicht im Heimatitaate ges 
nügt bat, abgejehen von den durch Verträge herbeigeführten Ausnahmen ; 
vgl. Art. 8, 4° code eiv. 

3) Jeder in Frankreich naturalifirte Fremde und die in Frankreich 
geborenen Söhne desjelben, was hier deshalb anzuführen ift, weil 3. B. ein 
Deuticher gemäß des deutichen Staatsangehörigkeitsgefeges trog diejer Natura= 
lijation bis zum Ablauf von 10 Fahren Deutjcher bleibt. 

4) Die Söhne von in Frankreich naturalifirten Fremden, die im Aus— 
lande (aljo nicht in Frankreich) geboren und zur Zeit der Naturalifation des 
Vaters noch minderjährig waren. 

5) Die in Frankreich geborenen Söhne von Fremden, die die Erklärung 
nad rt. 9 code eiv. abgegeben haben d. h. erklärt haben, daß fie, die zwar 
in Frankreich geboren, aber im Auslande wohnhaft find, in Frankreich ihren 
Wohnſitz nehmen und die franzöfiiche Staatsangehörigfeit erwerben wollen.?) 


3) Stenerpflidt der Fremden in Frankreich. 
a) Direkte Steuern. 


Im Prinzipe ift der Fremde, wie der Franzoſe den Steuern unterworfen, 
weil er, wie der Einheimijche, die Vortbeile des Staatslebens genießt. 


Der Fremde unterliegt: 


2) Der Grundjteuer (impöt foncier, eontribution foneiere), twelche nach 
den Gejegen vom 23. November /1. Dezember 1790 und 3. Frimaire VII auf 
dem reinen jtenerbaren Ertrag des nicht überbauten und dem Miethwerth des 
überbauten Grumdeigenthums liegt. 

5) Der Thür: und Fenſterſteuer (contribution des portes et 
fenötres — une charge de l’immeuble), welche nach den Geſetzen vom 
4. Frimaire XII, 13 Floréal X und 21. April 1832 von allen auf die 
Straßen, Promenaden und Gärten gehenden Deffnungen der Häufer erhoben 
werden. 

y) Der Berjfonen und Mobiliarjtener (contribution personelle et 
mobiliere). welche gemäß den Geſetzen 13. Januar / 18. Februar 1791 und 
21. April 1832 von jedem nicht als bedürftig geltenden Landeseinwohner zu 
bezahlen iſt. Die Steuer beſteht aus zwei Theilen, aus der drei Taglöhnen 
entiprechenden Berjonenftener und aus der auf dem Miethwerth der perjünlichen 
Wohnungen ruhenden Mobiliarjtener. In Art. 12 des Gejeßes vom 21. April 


" Loi du 22 jnillet 1893 Art. 1 und Art 2, welcher leßterer die Uebergangsbeſtimmung 
enthält, dab die zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes großjährig Werdenden ein weiteres 
Jahr Hedentzeit haben ſollen. Dieſe lebergangsbeitimmung tt jedoch im Cirenlaire du 
Ministre de la guerre relative à lapplieation de la loi du 22 juillet 1893 vom 12. Auguſt 
1893 nicht berüdiichtigt. 

" al. loi du 22 juillet 1893 art. 3. 
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1832 ijt ausdrücklich die Steuerpflicht des Ausländer betont; e3 heißt dort: 
„La contribution personelle est due par... . — chaque etranger de tout 
sexe, jouissant de ses droits et non repute indigent.*') Beſteuert wird der 
Fremde, der am 1. Januar eine eingerichtete Wohnung bejaß, und dort während 
eines Jahres gewohnt bat.*) 

d) Der Batentjteuer, impöt des patentes), welche nach dem Gejege 
vom 17. März 1791, 25. April 1844 und 15. Juli 1880 von Jedermann 
zu bezahlen ift, welcher in Frankreich einen Handel, ein Gewerbe zc. betreibt, 
und zwar wird Die Steuer nach der Art und Wichtigkeit des Handels, der 
Induſtrie u. j. w. erhoben. 

Die Handlungsreienden find bejteuerbar nach dem Grundſatze der Gegen— 
feitigkeit, d. h. wenn fie Angebörige eines Landes find, das die franzöfiichen 
Handlungsreifenden bejteuert. Die deutſchen Handlungsreifenden find nach dem 
Frankfurter FFriedensvertrage wegen ihre Handelsgejchäfte in Frankreich nicht 
bejteuerbar. 


b) Indirekte Steuern. 


x) Gebühren. Der Fremde unterliegt dem impöt d’enregistrement. 

Es gibt Gebühren beim Uebergang von Saden unter Lebenden, Ueber: 
gang von Grundeigenthum jowohl, wenn dasjelbe in Frankreich belegen ift 
als Uebergang von beweglichen franzöfiichen und ausländischen Wertben. 

Ebenjo gibt es Gebühren beim Uebergang auf Todesfall. Dieje fallen 
natürlich) nur an, wenn die Succejfton fich nach franzöfiichem Nechte richtet, 
d. h. wenn der Erblajier gemäß Art 13 cod. eiv. in Frankreich domicilirt 
war. Und zwar find bewegliche Sachen in allen Fällen diejen Uebergangs: 
gebühren (droits de mutation) unterworfen, unbewegliche Sachen nur, wenn 
fie in Frankreich belegen jind. 

Die Fremden, die in Frankreich Verträge ſchließen, haben die Formalität 
der „enregistrement* nöthig, um dem Akt, welcher die gegenfeitigen Verein— 
barungen fetjtellt, einen bejtimmten Datum zu verleihen umd um dieſen Akt 
vor Gericht geltend machen zu können. 

Die Ermächtigung zur Wohnfignahme und die Naturalijation unterliegen 
gleichfalls einer Gebühr. 

8) Die eigentlichen indireften Steuern, oder Conjumfteuern, 
wie Getränk, Alkohol, Salz, Zuder:, Del:, Stearin:, Eſſig-, Dynamit, 
Schnellzugs:, Boftzugs-, Wagenſteuern 2c. treffen den Ausländer jogut wie 
den Franzoſen. 

) Die Zollgebühren, welche beim Ein: und Ausgang der Waaren 
über die Grenze fällig werden. Was dieſe betrifft, jo hat die Franzöfiiche 
Bollverwaltung vor Kurzem (Ende 1893) eine in mehreren Sprachen, darunter 
auch im deuticher Sprache verfaßte Bekanntmachung veröffentlicht, welche die 
Neijenden über die ihmen bei ihrem Eintritt in Frankreich obliegenden Zoll: 
formalitäten belehren joll. Der deutiche Text diefer Bekanntmachung ift 
folgender: „Reiſende jind bei ihrem Eintritt in Frankreich bei Gefahr der 
Beichlagnabme, Geld» und unter Umständen Freiheitsſtrafe gejeglich verpflichtet: 
Gold: und Silberwaaren, Kolonialwaaren, Zeugmwaaren, neue Kleidungsjtüde 
und ı neue Wäſche, Spirituoſen, ſowie überhaupt alle nicht gebrauchten Gegen— 


1) — r Bd. 32 ©. 238. 
” Neueitens wird ein Geſeß über Beitenerung der Einkünfte aus ausländischen Werth- 
papieren geplant; ck. Bericht der Budgetkommiſſion der franzöliichen Hammer vom 10. Mai 1894. 
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jtände, welche fie aus dem Auslande hereinbringen — ganz gleich, ob fie die: 
jelben bei fich oder in ihrem Gepäd führen — den Zollbeamten anzırgeben 
und vorzuzeigen. Ziündhölzer, Pulver und Schießvorräthe, Spielkarten, Nach: 
drude, fremde Scheidemünzen, im Bolltarif nicht aufgeführte Arzneimittel, von 
der Negierung verbotene Schriften, Stiche, Bilder u. ſ. w. dürfen überhaupt 
nicht eingeführt werden und müſſen daher, jelbit wenn man fie vor der Unter: 
juchung angemeldet hätte, wieder ausgeführt oder dem Zollamt überlaſſen 
werden. Das Cinfuhrverbot, welches auch Tabak, Cigarren und Gigaretten 
trifft, erjtrect fich nicht auf Neifevorräthe, jofern diejelben regelmäßig deflarirt 
wurden. Ausnahmsweiſe fünnen dieſe VBorräthe den nachjtehenden gejeglichen 
Zollfägen unterworfen werden: Gigarren und Gigaretten 36 Fr. pro Kilo, 
Rauchtabak (aus dem Orient) 25 Fr. pro Kilo, Nauchtabat (anderen Ur: 
jprungs) 15 Fr. pro Silo, Schnupf: und Kautabaf 15 Fr. pro Kilo. Das 
Hinein- und Hinausichaffen, Oeffnen und Verſchließen der zur Zollbejichtigung 
gelangenden Gepäckſtücke it nicht Sache der Zollbeamten. Alle darans er: 
wachjenden Unkoſten berühren fie nicht; fie haben lediglich die ftaatlichen Zoll: 
gebühren zu erheben und darüber mit befonderem Stempel verjehene Quittung 
zu ertheilen.“ 

Man hat in Frankreich faſt nur Einfuhrzölle, und zwar ijt biebei zu 
unterjcheiden zwilchen fisfaliichen Zöllen für Produkte, welche in Frankreich 
nicht erzeugt werden und Schußzöllen, die auf jolche Erzeugniſſe, welche den 
frauzöfischen Konkurrenz machen, gelegt werden. Außer dem Generalzolltarif 
bejteht jedoch noch ein minder hoher Stonventionaltarif fiir Diejenigen Länder, 
welche mit Frankreich Handelsverträge geichlojien haben, zu welch’ legteren 
Deutjchland gemäß des ?Friedensvertrages vom 10. Mai 18571 auch gehört. 


F 4. Die Stchlung des Fremden im franzöſiſchen Privatredte. 
I. Altgemeines. 


Die privatrechtliche Stellung des Fremden in Frankreich iſt durch Art. 11 
cod. eiv. vorgezeichnet: Gemäß Art. IL it, wie oben bereitS ausgeführt, ') 
der Ausländer dem Franzojen zivilvechtlich gleichgejtellt, joweit im Code eivil 
ſich nicht ausdrücklich eine gegentheilige Beitimmung findet. Im Code eivil 
it denn auch de facto des Fremden nur Emvähnung gethan, wenn ihm be: 
jtimmte Rechte verweigert werden, woraus mit Grund geſchloſſen werden kann, 
da ihm die übrigen Zivilrechte zustehen. 

Der Code eivil unterjcheidet zwei Stlafjen von Fremden, nämlich a) jolche, 
denen die Privilegien des Art. 13 cod. eiv. nicht zujtchen, gewöhnliche Fremde, 
die ſich nur thatjächlich im Frankreich aufhalten, und b) jolche, die gemäß 
Art. 13 ce. ce. privilegirt jind. 

Art. 13 lautet wörtlich: „L’etranger, qui aura été autorise par deeret 
a fivxer son domicile en France y jouira de tous les droits eivils* d. h. bat 
alle Zivilrechte, auch diejenigen, die jonit nur der Franzoſe hat. Jedoch hat, 
wie oben jchon erwähnt, Art. 13 jeine Bedeutung ziemlich verloren, jeit Art. 
726 und 912 cod. eiv., durch welche die Erbfähigfeit des Fremden bejchränft 
worden war, aufgehoben worden jind, da auch der gavöhnliche Fremde eigentlich 
alle Zivilrechte hat. 


») Siehe oben ©. 331. 
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Die zitirte Beitimmung des Art. 13 hat heutzutage nur mehr den Zwed, 
die Naturalifation des Ausländers zu erleichtern, wie aus Abjag 2 und 3 
des Art. 13 deutlich hervorgebt.') 

Im Nachitehenden wird zuerit und hauptjächlicy von den Fremden als 
gewöhnlichen Fremden, die nicht im Sinne des Art. 13 c. c. privilegirt find, 
die Nede jein und jodann die rechtliche Stellung derjenigen, die nach Art. 13 c. c. 
zur Domizilirung autorijirt find, beiprochen werden, joweit fie eine Abweichung 
bildet. 

Bei Beiprechung der einzelnen Privatrechte (droits eivils) wird der Ueber: 
jichtlichfeit halber die übliche Eintheilung in Perſonen-, Sachen:, Obligationen:, 
Familien- und Erbrechte benüßt, jedoch werden nur diejenigen Rechtsinjtitute 
einer Erörterung unterzogen, bei denen ſich Beſonderheiten ergeben. 


II. Die privatrechtlihe Stellung der Ausländer, welche nicht gemäß Art. 13 
eod. eiv. privilegirt find und ſich nur thatfädhlid in Frankreich aufhalten. 


A. Materielles Privatrecht. 
1. Berfonenredt. 


Für den Perjonenjtand und die Handlungsfähigfeit der Ausländer in 
Frankreich find die ausländischen Gejege auch in Frankreich maßgebend Es 
ergibt ich die aus der für die Ausländer geltenden Gegenjeitigfeit bei Ans 
wendung des Art. 3 des Cod. civ. 

Art. 3 Abi. 3 cod. eiv. bejtimmt nämlich: „Les lois concernant T’etat 
et la capacite des personnes regissent les Frangais, möme residant en pays 
etranger.“ Aus demjelben Grund fünnen die Ausländer in Frankreich ihr 
ausländriches Statusrecht für fich beanjpruchen, zumalen ihnen ja das Frans 
zöjische Statusrecht mach dem eben angeführten Art. 3 Abj. 3 cod. eiv. nicht 
zuſteht. 

Dei allen privatrechtlichen Fragen iſt aber der perſönliche Status von 
entjcheidender Bedeutung. Daher it in eriter Linie die Nationalität einer 
Berjon zu bejtimmen. 

Ber der Feſtſtellung, ob ein in Frankreich Lebendes Individuum Deuticher 
oder ‚sranzoje ift, können jich große Schwierigfeiten ergeben, da die Ungleich- 
heit der deutſchen und franzöſiſchen Gejeggebung über Erwerb und Verluſt 
der Staatsangehörigfeit eine tiefgehende it. 

Gemäß der deutjchen Geſetzgebung bleibt der im Auslande lebende Deutiche 
jo lange Deutjcher, bi8 er aus einem der im Gejeße vom 1. Juni 1870 
8 13 ff. angeführten Gründe die deutiche Staatsangehörigfeit verloren hat. 

Dieje Gründe jind:?) 

1. ‚zamilienrechtliche Gründe: a) Legitimation bei unehelichen Kindern, 
falls der Vater Ausländer ift, b) Verheiratung einer Deutjchen mit einem 
Ausländer. 

2. Entlafjung. 

') Art. 13 cod. eiv. Abſ. 2 lautet: L’effet de l’antorisation cessera A l'expiration 
de eing annedes si l’etranger ne demande pas la naturalisation ou si la demande est 
rejetee. bj. 3 lautet: En cas de deces avant la naturalisation, l’autorisation et le 
temps «de stage qui a suivi profiteront A la femme et aux enfants, qui étaient mi- 
neurs au moment du deeret d’autorisation. 

Laband, Staatsrecht des Teutichen Reiches Bd. I, S. 163 ff. Freiburg 1888. 
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3. Nichtgebrauch während 10 Jahren, wenn jic der Deutiche ununter- 
brochen 10 Jahre im Auslande aufhält, ohne mit einem Heimatjchein oder 
—— verſehen oder in eine Konſulatsmatrikel eingetragen zu ſein. 

4. Durch einſeitigen Rechtsakt der Staatsregierung kann die deutſche 
Staatsangehörigfeit entzogen werden. 

Der Deutjche wird aljo nach deutjcher Auffaffung erjt dann als Franzoſe 
angejehen, wenn er gemäß der deutichen Gejeggebung aus den angegebenen 
Gründen die deutjche Staatsangehörigfeit verloren und hierauf gemäß der 
franzöfiichen Gejeggebung die franzöfiiche Staatsangehörigfeit envorben bat. 

Dagegen it nach franzöfiichem Staatsangehörigfeitsgejege!) Franzoſe, 
ohne Rückſicht auf die Gejeßgebung des Heimatlandes des betreffenden Ins 
dividuums, hier aljo des Deutichen: 

1. Jedes in Frankreich geborene Kind fremder Eltern, wenn ein Eltern— 
theil in Frankreich geboren ift, gemäß Art. 8 Abſ. 2 Ziff. 3 cod. civ. in der 
Faſſung vom 22. Juli 1893. 

Iſt die Mutter im Frankreich geboren, jo bat das fragliche Kind das 
Necht, in dem auf jeine Großjährigfeit folgenden Jahre die franzöftiche 
Nationalität gemäß den Beitimmungen des Art. 8 Abi. 2 Ziff. 4 cod. eiv. 
abzulehnen. 

Nach dem deutjchen Gejege ijt ein jolches Kind deutſcher Staatsangehöriger, 
deun der Vater war zur Zeit der Geburt Deutjcher. 

Bemerkenswertb it, daß in Folge dieſer Beſtimmung des franzöſiſchen 
Geſetzes die zweite Generation der in ‚sranfreich lebenden Deutichen und zum 
Theil ſchon die erjte für Deutjchland in der Negel auf immer verloren tft, 
und die Zahl iſt jedenfalls feine geringe, wenn man bedenft, daß im Jahre 
1593 über 100,000 Deutiche in Frankreich lebten. 

2. Ferner ift Franzoje nach Art. 8 Abſ. 2 Ziff. 4 cod. eiv.: 

Jeder im ‚Frankreich geborene ‘Fremde, der zur Zeit jeiner Srofjährigteit 
in Frankreich jeinen Wohnjig hat, außer wenn er in dem auf jeine Groß— 
jährigfeit, jo wie fie durch das franzöfiiche Geſetz geregelt it, folgenden Jahre 
ausdrücdlich die franzöſiſche Staatsangehörigfeit abgelehnt und nachgewiejen 
bat, daß er die Staatsangehörigfeit jeiner Eltern bewahrt hat. Als Nachweis 
wird eine amtliche Beltätigung der Negierung jeines Heimatjtaates verlangt, 
die der Ablehnungserflärung angefügt bleibt. Außerdem muß er geeigneten 
Falls ein Zeugniß beibringen, durch welches bejtätigt wird, daß er der Wehr: 
pflicht jeines Heimatlandes gemäß den * geltenden Beſtimmungen Genüge 
geleiſtet hat, es ſei denn, daß durch Verträge beſondere Ausnahmen vor— 
geſehen wären. 

Dieſe theoretiſch ſcheinbar ganz harmloſe Beſtimmung hat in der Praxis 
eine nicht unbedeutende Wirkung. Sie rechnet mit der angeborenen Bequemlich— 
keit des Menſchen überhaupt und der häufig anzutreffenden Gleichgiltigkeit des 
Deutſchen insbeſondere, wo es ſich um „Nationales“ handelt. Denn wie 
Viele werden nicht zur Zeit ihrer Volljährigkeit dieſe Beſtimmung vergeſſen 
oder zu gleichgiltig ſein, die verlangte Erklärung der Ablehnung der fran— 
zöjischen Staatsangehörigkeit abzugeben? Wie Viele werden nicht die Mühe 
ichenen, die durch die Beiichaffung der amtlichen Betätigung des Heimat: 
jtaates über ihre Staatsangehörigfeit entiteht? Und geradezu unmöglich wird 





') Code eivil Art. 8 ff. in der Faſſung vom 26. juni 1889 mit 22. Juli 1893. 
*Franzöſiſcher Tert. 
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e3 für den größten Theil jein, ein Zeugniß über erfüllte Wehrpflicht beizu- 
bringen, da ja erfahrungsgemäß ein nicht unbeträchtlicher Theil der im Aus— 
ande lebenden Deutichen die Wehrpflicht eben nicht erfüllt. 

Weiter it zu bedenfen, dal ein großer Theil der im Auslande lebenden 
Deutſchen in Folge der in vielen Fällen unpraftiichen Beltimmung des deutjchen 
Staatsangebörigfeitsgejeges über den zehnjährigen Nichtgebrauch die deutiche 
Staatdangehörigfeit verloren haben, obwohl jie feine andere Staatsangehörigkeit 
nicht erworben haben, noch auch je erwerben wollen, jondern den Gedanken 
hegen, jpäter wieder ins Mutterland zurüdzufehren. Ein großer Theil der im 
Auslande lebenden Deutichen bat jomit formell überhaupt feine Staats- 
angehörigfeit, deshalb wird es ihren Kindern oft unmöglich jein, einen Staats- 
angehörigfeitsnachweis zu liefern umd 3. B. die Bedingungen des emvähnten 
Art. 8 Abi. 2 Ziff. 4 zu erfüllen. 

Wer diefe Bedingungen aber nicht erfüllen fann, wird von der franzöfiichen 
Gejeggebung als Franzoſe angejehen und behandelt. Die nächjte Folge ift, 
daß er unter das frangöfiiche Nefrutirungsgejeg Fällt und im die franzöfiiche 
Armee geſteckt wird. 

3. Endlich wird man Franzoſe durch die Naturalijation. 

Wenn der Deutjche jich in Frankreich naturalifiren läßt, ſo verliert er 
damit nach unjerem deutichen Staatsangehörigfeitsgeiege die deutſche Staats— 
angehörigfeit nicht, wenn nicht zugleich eine der oben angeführten Boraus- 
jegungen, der Berlujt der Staatsangehörigfeit nach dem deutſchen Gejege, alio 
3. B. durch Entlaffung, zehnjährigen Nichtgebrauch ꝛc. vorliegt. 

Die franzöftichen gejeglichen Beſtimmungen über die Naturaliation ind 
befonders intereffant wegen der ihnen innewohnenden Tendenz, Denn die 
Naturalijation wird dem Ausländer nicht nur ſehr erleichtert. jondern die Aus— 
länder werden geradezu angelodt und geangelt.e Man bemüht jich in Frank— 
reich durch Begünftigung der Naturaliiation fremder Staatsangehöriger der in 
Folge des teten Nüdganges der Geburten drohenden Abnahme der Ber 
völferungsziffer vorzubeugen. Im Sabre 1892 3. B. wurden 4537 Berjonen 
(3671 Männer und 866 Frauen), darunter 2309 Deutjche naturalilirt. Dieſe 
Berjonen hatten 5895 Kinder, und zwar 618 großjährige und 5277 Minder: 
jährige. Die Ziffern jprechen für jich jelbit. 

Nach dem franzöfiichen Gejege fünnen naturalifirt werden: Siehe Art. 3 
cod eiv. Abi. 3 Ziff. 14. 

1. Die Fremden, welche jich zehn Jahre ununterbrochen in Frankreich 
aufgehalten haben. Dem Aufenthalt in Frankreich wird es gleich geachtet, 
wenn man jich im Dienjte oder Auftrage der franzöfiichen Regierung im Aus: 
lande aufgehalten bat. 

2. Die Fremden, die gemäß Art. 13 cod. civ. die Ermächtigung erhalten 
haben, ihren Wohnfig in Frankreich aufzuichlagen, nach einem Aufenthalte von 
drei Jahren in Frankreich, vom Tage der Einreichung ihres Gejuches im 
Juſtizminiſterium an gerechnet. 

3. Fremde, die ermächtigt find, ihren Wohnfig in Frankreich aufzujchlagen, 
nach Ablauf eines Jahres, wenn fie dem franzöfiichen Staate bedeutende Dienite 
geleitet, oder wenn jie bedeutende QTalente mitgebracht, oder jei es eine In— 
dujtrie oder müßliche Erfindungen eingeführt, oder indujtrielle Etablifjements 
oder andere, oder landwirtbichaftliche Unternehmungen gejchaffen haben, oder 
wenn jie jich unter irgend einem Titel in den franzöfiichen Kolonien und 
Schugländern dem Melitärdienjte unterzogen hatten. 
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4. Der Fremde, der eine Franzöſin geheiratet hat, auch nach einem Jahre 
ermächtigten Wohnſitzes, wodurch nicht nur verhindert werden joll, daß im 
alle von gemijchten Heiraten, d. h. bei Verheiratung einer Franzöfin mit 
einem Fremden jowohl die Betreffende als die Kinder der franzöſiſchen Staats- 
angebörigfeit verloren gehen, jondern auch bewirkt werden joll, dab der Mann 
für die franzöliiche Staatsangehörigkeit gewonnen wird, obwohl ja gewöhnlich 
und dem anerkannten Rechte gemäß Frau und Kinder der Staatsangehörigfeit 
des Mannes folgen. 

Ueber das Naturaliiationsbegebren wird durch Dekret entjchieden, nachdem 
zuvor über das unbejcholtene Vorleben des Gefuchitellers Erhebungen gepflogen 
worden jind. 

Ganz eigenthümliche Beltimmungen enthalten Art. 9 u. 10 cod. eiv. in 
der Faſſung vom 26. Juni 1889. Diejelben lauten wörtlich: 

art 9. Tout individu ne en France d’un @tranger et qui n’y est pas 
domieilie à l’epoque de sa majorite pourra, jusqu’ à lage de vingt-deux 
ans accomplis, faire sa soumission de fixer en France son domicile, et s’il l’y 
etablit dans l’annee à compter de l’acte de soumission, reelamer la qualite 
de Francais par une declaration qui sera à peine de nullité enregistree au 
ministere de la justice. — Abſ. 2—-9 enthalten die näheren Beltimmungen 
über das Envegijtrement. 

Abſ. 10 enthält die Beſtimmung, daß die Erklärung, wenn der betreffende 
Fremde weniger als 21 Jahre alt ijt, vom Vater, ſonſt von der Mutter oder 
von Bormund abgegeben werden kann. 

Abj. 11: Il devient egalement Francais si, ayant été porte sur le tableau 
de ıecensement il prend part aux operations de recrutement sans opposer son 
extraneite.“ 


art. 10: „Tout individu ne en France ou & l’etranger de parents dont 
Yun a perdu la qualitE de Francais") pourra reelamer cette qualite à tout 
äge, aux conditions fixees par l’article 9. a moins que domieilie en France 
et appel& sous les drapeaux, lors de sa majorite, il n’ait revendique la qua- 
lite d’etranger.“ 

Gemäß Art. 9 u. 10 e. c. kann alfo 3. B. jeder Deutjche, der zufälliger 
Weije in Frankreich geboren wurde, gleichgültig ob er jpäter je wieder in 
Frankreich war oder nicht, und jeder Deutiche, deſſen Vater oder Mutter je 
einmal die franzöſiſche Staatsangehörigfeit bejefjen haben, zur Zeit jeiner 
Bolljährigfeit die franzöfiiche Staatsangehörigkeit erlangen, durch die einfache 
Erflärung, daß er jeinen Wohnfig in Frankreich nehmen wolle, wenn er jich 
dann auch wirklich in Frankreich niederläßt. 

Aber auch, wenn ein Fremder, der in Frankreich geboren war, 3. B. aus 
Berjehen auf die franzöfiiche Stammwolle kommt, an der Aushebung theil- 
nimmt und nicht zur rechten Zeit jeine Fremdeneigenſchaft geltend macht, jo 
wird er Franzoſe. 

In all den eben angeführten Fällen ift aljo nach der franzöfiichen Geſetz— 
gebung das betreffende Individuum Franzoſe, nach der deutjchen Gejeßgebung 
Deutjcher, die Nationalität jomit beftritten oder Doppelt vorhanden. Da nun 
die ganze perjonenrechtliche Stellung eines Individuums von jeiner Nationalität 
abhängig it, jo fünnen jich hier in der Praxis viele Schwierigkeiten ergeben. 


N Bezieht fih namentlich auf Elfah-Lotbringen. 
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Was die Handlungsfähigfeit des Ausländers betrifft, jo läßt fich im 
Ganzen behaupten, dal jie in Frankreich feinen Beichränfungen unterrvorfen 
it. Der Fremde kann 3. B. in Frankreich jchenfen und Gejchenfe annehmen. 

Eine Streitfrage iſt, ob ein nicht nach Art. 13 cod. eiv. privilegirter 
Fremder ein Domizil im Nechtsjinne in Frankreich haben fann. 

Unter Domizil im Rechtsjinne verjtcht man den Mittelpunft der wirth- 
ichaftlichen Thätigkeit einer Perjönlichkeit. Ein Deutjcher fann den Mittel- 
punft jeiner wirthichaftlichen Thätigfeit de facto eben jo gut in Frankreich als 
in Deutjchland haben. 

Da nun für die perjünlichen Verhältnifie eines Deutjchen in Frankreich 
nach dem oben Ausgeführten deſſen nationales Recht, d. h. das deutjche Recht, 
maßgebend it, jo entjteht die weitere frage, ob nad) dem für die perjünlichen 
Verhältniſſe des Deutichen maßgebenden deutjchen Nechte diejer faktiſche Wohn- 
fiß auch als der rechtliche anerfannt wird. Es muß dies bejaht werden. Für 
das deutjche Necht find die vömijchrechtlichen Grundjäge über das Domizil 
enticheidend, nämlich, daß das Domizil einer Perſon überall da ift, wo die 
jelbe hauptjächlich ihre wirthichaftliche Thätigkeit ausübt. 

Von einer Reihe franzöſiſcher Juriſten wird nun behauptet, daß mit Rück— 
ſicht auf Art. 13 cod. eiv.') der (gewöhnliche) Fremde ein wirkliches Domizil, 
Domizil im Nechtsfinne (un veritable domicile) in Frankreich nicht erwerben 
fünne. Aber abgejehen davon, daß für Diefe Frage die statuta personalia, 
aljo das deutjche Recht | mahgebend ift, dürfte auch der Inhalt des Art. 13 e. c. 
nicht entgegenstehen. Dieſer Artifel hat zum Zwede, den Umfang der Rechte 
zu regeln, die denjenigen Fremden gewährt werden, welche die Ermächtigung 
der Regierung erhalten, in Frankreich ihren Wohnfig zu nehmen und bejtimmt 
demgemäß, dab jolche Fremde alle franzöfijchen Privatrechte, wie der Franzoſe 
genießen; keineswegs aber beſtimmt er, daß ein Fremder, der dieſe Ermächtig— 
ung nicht hat, gar fein Domizil im Rechtsſinne haben kann. Ueber dieſe 
Ihatfrage dürfte die franzöfiiche Gejeggebung faum haben enticheiden wollen. 


2. Sacheurecht. 

Der Fremde kann in Frankreich Eigenthum erwerben jowohl an beweg— 
lichen als an unbeweglichen Sachen. 

Die beweglichen Sachen folgen den Geſetzen der Perjon des Eigenthümers, 
d. h. den Gejegen feiner Nation oder jenes Wohnſitzes. 

Die unbeweglichen Sachen unterliegen dagegen wie in den meilten anderen 
Ländern der lex rei sitae, dem franzöftichen Nechte. Denn Art. 3 Abi 2 cod. 
eiv. verfügt: „Les immeubles, meme ceux possedes par des etrangers sont 
regis par la loi française.“ 

Das literariiche und künſtleriſche Eigenthum der Deutichen in 
‚sranfreich war rechtlich anerkannt und geichügt durch die Uebereinkunft zwiſchen 
Deutjchland und Frankreich vom 19. Aprit 1883. Inzwiſchen it die inter: 
nationale Uebereinfunft vom 9. September 1886 °) nebit Zujagartifel, Schluß: 
und Vollziehungsprotofoll, betreffend die Bildung eines internationalen Ber: 
bandes zum Schuge von Werfen der Yiteratur und Kunſt geichloflen worden, 
eine Uebereinkunft, bei welcher außer Deutichland und Frankreich auch Belgien, 
Spanien, England, Italien, die Schweiz, Haiti, Liberia und Tunis betheiligt ind. 
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Hienach genießen die einem der VBerbandsländer angehörigen Urheber von 
Büchern, Brojchüren und allen anderen Schriftwerfen, dramatiichen und 
dramatiſch-muſikaliſchen Werfen, mujfifalischen Kompofitionen mit oder ohne 
Text, Werfen der zeichnenden Kunſt, der Malerei, der Bildhauerei, Stichen, 
Lithographien, Illuſtrationen umd geographischen Karten, geographiichen, topo— 
graphiſchen, architeftonischen oder ſonſtigen wiſſenſchaftlichen Plänen, Skizzen 
und Daritellungen plaftijcher Art, überhaupt jedes Erzeugniffes aus dem Be 
reiche der Literatur, Wifjenjchaft oder Sunft, welches im Wege des Drudes 
oder jonftiger Vervielfältigung veröffentlicht werden fann, in den übrigen Ver: 
bandsländern für ihre Werfe (und zwar jowohl für die in einem der Verbands- 
länder veröffentlichten, als für die überhaupt nicht veröffentlichten) diejenigen 
Rechte, welche die betreffenden Gejege den inländijchen Urhebern gegemwärtig 
einräumen oder in Zukunft einräumen werden. (©. Art. 1—4.) Die Einzel 
bejtimmungen find aus der Webereinfunft jelbft zu erjehen. Die deutjchen Ur: 
heber haben alſo nach diejer Uebereinkunft in Frankreich diejelben Rechte zu 
beanjpruchen wie die franzöfiichen Urheber. Die hier einjchlägigen franzöfiichen 
Gejege jind die vom 14. Augujt 1852, 8. April 1854 und 14. Juli 1866, 
die allerdings theilweife durch angeführte internationale Uebereinfünfte eine Ab- 
änderung erfahren haben. 


3. Obligationenredt. 


sm Vorhergehenden wurde dargelegt, dab dem Ausländer in Frankreich 
die volle zivilrechtliche Handlungsfähigfeit zugebilligt wird und daß er dent 
gemäß in Frankreich Eigenthümer jein kann. Hieraus ergibt ſich aber weiter, 
dab dem Ausländer dann auch alle Möglichkeiten, Eigenthum zu erwerben und 
zu veräußern, zuftehen müjjen und daß jomit das ganze Livre III Cod. eiv. 
„Differentes manieres dont on acquiert la propiete* auf ihn Anwendung findet. 
Der Ausländer kann aljo auch Schuldner und Gläubiger in Frankreich jein, 
was überdies ausdrüdlich in Art. 14 und 15 cod. eiv.') ausgeſprochen iſt, 
nach denen jowohl die im Frankreich als auch die im Auslande zwiſchen 
Franzoſen und Ausländern abgejchlofjenen Verträge von den franzöfiichen 
Gerichten verfolgbar find. Hievon wird jedoch jpäter noch des Näheren die 
Rede jein. 

Fremde fönnen aljo in Frankreich rechtsgültig Schuldverhältnifje eingehen, 
Gläubiger wie Schuldner jein, und ebenjo haben im Auslande von Fremden 
ns mit Franzoſen) abgeſchloſſene Schuldverhältnifje in Frankreich 

eltung- 

Für die Giltigfeit einer zwijchen einem Franzojen und einem Ausländer 
eingegangenen Obligation fommen außer den allgemeinen Erfordernijfen, dag 
Uebereinjtimmung der Stontrabenten, bejtimmier Gegenjtand und erlaubte 
causa vorhanden jein muß, insbejondere die Handlungsfähigfeit der Kontra= 
henten umd die Form, in welcher fontrahirt wurde oder werden mußte, in 
Betracht. Hier kann als allgemein geltender Sat (jedoch bei großer Ver— 
Ichiedenheit in den Einzelbejtimmungen) aufgejtellt werden, daß die Handlungs— 








N Art. 14: „L’etranger m&me non r&sidant en France, pourra &tre cite devant 
les tribunaux frangais, pour l’ex&cution des obligations par lui contractees en France 
avec un Frangais; il pourra ötre traduit devant les tribunaux de France, pour les 
obligations par lni contractees en pays &tranger envers des Francais.“ 

Art. 15: „Un Frangais pourra être traduit devant un tribunal de France, pour 
des obligations par lui contractees en pays @tranger, möme avec un &tranger.“ 
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fähigfeit jich nach dem perjönlichen, dem nationalen Geſetze richtet, während 
für die Form die lex loci eontractus maßgebend iſt. 

Iſt die Mitwirkung der öffentlichen Gewalt nothwendig, um einem im 
Auslande gejchlofienen Vertrage in Frankreich Giltigkeit zu verichaffen, jo muß 
die Anrufung der betreffenden Behörde natürlich gemäß den franzöjiichen Ge— 
jegen erfolgen; gewöhnlich it ein Notariatsaft genügend. Soll jedoch z. B. 
ein im Auslande abgejchloffener Vertrag in Frankreich die Volljtredbarkeit 
erhalten, jo fann dies nur durch Anrufung der Juſtizbehörde erwirkt werden. 

Wir werden auf einige Säge des Obligationenrechts näher eingehen. Eine 
interejjante Frage entjteht bezüglich der Zinjen. 

Das franzöfiiche Gejeg vom 3. September 1807, die Geldzinjen betreffend '), 
bejtimmt in Art. 1, daß die Zinjen (l’interöt conventionnel) 5°/, in bürger: 
lichen, d. h. gewöhnlichen Nechtsgeichäften (en matiere ceivile) und 6°/, ın 
Dandelsgejchäften (en matiere commereiale) nicht überjteigen dürfen. Das 
Sejeg vom 19. Dezember 1850 ?) bejtimmt weiter, daß der Gläubiger für die 
Zinjen, die er zu viel genommen bat, Erjag leijten muß und bejtimmt die 
Höhe des Erſatzes. 

Das Geſetz vom 12. Januar 1886’), die Geldzinjen betreffend (sur le 
taux de l'interet l’argent), verfügt jodann in jeinem einzigen Artifel, daß die 
Geſetze vom 3. September 1807 und 19. Dezember 1850 abgeichafft jeien, 
joweit ſie Handelsgejchäfte betreffen, daß fie jedoch für die übrigen Nechts- 
geichäfte aufrecht erhalten bleiben. 

Damit iſt für die Handelsgeſchäfte die Zinsfreiheit proflamirt, für die 
übrigen Nechtsgeichäfte die Zinsbeichränfung aufrecht erhalten worden. 

Eine weitere Frage des Obligationenrecht$, die Erwähnung verdient, it 
die der cessio bonorum. 

Nach Art. 1263 des eod. civ. jteht dem Schuldner die cessio bonorum 
zu. Nach Art. 905 des code de procedure civile*) it jedoch dem Ausländer 
dieſe Vergünſtigung ausdrüdlich abgeiprochen. Es heißt nämlich in eit. art. 905: 
„Ne pourront etre admis au benefice de cession les etrangers . . . .“ 

Eine Streitfrage ijt ferner, ob der Fremde die Verjährung in Frank— 
reich in Anfpruch nehmen kann. Ein großer Theil der franzöfiichen juridiichen 
Schriftiteller iprechen das Anrufen der Verjährung dem Ausländer ab, indem 
fie jagen, daß die Verjährung keineswegs aus dem natürlichen Rechte fließe, 
ſondern ausdrücdlich Durch das Zivilrecht feitgeftellt jei. 

Mit Rückſicht auf das bisher Ausgeführte muß jedoch angenommen werden, 
day der Ausländer die Verjährung anrufen kann, jo gut wie jedes amdere 
Mittel des Erwerbs und Verluſtes des Eigenthums oder der Befreiung von 
Schuldverhältniffen. Es iſt dem Ausländer gejtattet, Eigenthümer, Gläubiger 
und Schuldner zu jein. Diefe Haupteigenjchaften gewähren auch alle Mittel, 
Die zugejtandenen Nechte zu erwerben, zu erhalten oder zu verlieren. Da nun 
Forderungen durch Berjährung erlöjchen und Eigenthum durch Verjährung er 
worben wird (jiehe Art. 2219 ff. cod. eiv.), jo geichieht dies jo gut zu Gunjten 
des Ausländers als des Franzojen. 

Was die Siherung von Forderungen anlangt, jo kann diejelbe 
durch Hypothefbeitellung erfolgen. Eine jolche Sicherftellung it auf Grund 


) Tuvergier Bd. 16 ©. 176. 
?) Duvergier Bd. 50 ©. 49. 
°, Annuaire 1886 ©. 37 ft. e 
9 Code de procedure eivile, Edition Riviere, Paris 1893. 
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des oben Geſagten auch für den Fremden in Frankreich möglich. Der Code 
eivil unterjcheidet die hypotheque judiciaire (Art. 2123) und hypotheque con- 
ventionelle (Art. 2124— 2133). Cine hypotheque judiciaire fann auf Grund 
eines ausländijchen gerichtlichen Urtheils nicht erlangt werden, außer wenn es 
durch die franzöfiichen Gerichte für vollſtreckbar erflärt worden iſt (fiche 
Art. 2123 Abf. 4 cod. eiv. und Urt. 546 cod. de proc. eiv.). 

Was Die hypotheque conventionnelle anlangt, jo fünnen im Ausland ab: 
geſchloſſene Verträge feine für Frankreich giltige Hypothefbejtellung zu Stande 
bringen (jiehe Art. 2128 cod. eiv.). Eine Hypothekbeſtellung auf einem in 
Frankreich belegenen Grundſtück kann gemäß Art. 2127 des eod. eiv. nur durch 
einen Aft vor zwei franzöfiichen Notaren oder einem franzöjiichen Notar und 
zwei Zeugen erfolgen. Will aljo ein Ausländer auf Grund eines mit einem 
Franzoſen eingegangenen Bertragsverhältnifjes eine Hypothefbeftellung erwirfen, 
jo muß er noch eimen bejonderen Hypothefvertrag abjchliegen. Man untere 
icheidet dann zweit Verträge, den urjprünglichen Vertrag, der jich nach lo— 
personelle und den Hypothekvertrag, der ich nach der loi territoriale richtete, 


4. Familienrecht. 

Was das Familienrecht anlangt, jo verdienen nachjtchende Punkte eine 
Erörterung. 

Bei der Ehej chließung von Ausländern in Frankreich iſt das per— 
ſönliche, nationale Geſetz für jeden der fontrabirenden Theile maßgebend, 
wenigitens was die perjönliche Fähigkeit umd die Verbindlichfeiten eines Jeden 
betrifit. 

Die Form der Ehejchließung richtet jich nach dem Geſetze des Ortes, wo 
ſie ſtatt hat. 

Der Code eivil ſpricht nur von Eheſchließungen der Franzoſen im Aus: 
fande (Art. 3 umd 170), micht aber von Ehejchliegungen der Ausländer in 
Frankreich. 

Die Ausländer können nun jedenfalls für ſich in Frankreich das gleiche 
Recht in Anſpruch nehmen, das der Code eivil in Art. 170 für die Franzoſen 
im Auslande in Anjpruch nimmt, nämlich dal ſie lediglich ihrem perjünlichen 
und nationalen Gejege unterworfen jeien. Dieſe Anſicht iſt bejtätigt durch 
ein Rundſchreiben des Siegelbewahrers vom 4. März 1831, welches vor- 
jchreibt, daß jeder Ausländer, der ſich im Frankreich verheiraten will, mit 
einem Zeugnig der zuftändigen Behörde jeines Heimatlandes verjehen jein 
muß, welches bejtätigt, daß er nach den Geſetzen jeines Deimatlandes jich ver: 
heiraten fann. Ein minijterielles Rundſchreiben vom 29. April 1832 verlangt 
von einem Ausländer, der ſich gemäß den Geſetzen ſeines Heimatlandes vor 
dem 15. beziehungsweiſe 18. Lebensjahre nicht verheiraten darf, für dieſen 
‚all die Beibringung eines Altersdiipenjes. 

Die Ehejcheidung richtet ſich nach denſelben Beſtimmungen wie die 
Ehefchließung, und das Verlöbniß ebenfalls nach dem perjünlichen natio- 
nalen Gejeße. 

Für das eheliche Güterrecht von ausländijchen Ehegatten it in erjter 
Linie deren Ehevertrag maßgebend. It ein jolcher nicht vorhanden, jo wird 
angenommen, daß, wenn von zwei Ausländern im Frankreich eine Ehe ge 
ichlofjen wurde, diejelben das Güterrecht der gejeglichen Gütergemeinichaft für 
ihre Ehe feitgejegt haben, wenn jie im Zeitpunkt ihrer Verehelichung ſich in 
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Frankreich niedergelajjen und dort ihren Wohnjig genommen haben, und wenn 
aus den Umjtänden fich ergibt, daß jie beabjichtigt haben, in Frankreich ihren 
ehelichen Wohnſitz zu nehmen.?) 

Eine Streitfrage befteht darüber, ob ein Ausländer einen Franzoſen 
adoptiren fann. 

Eine große Zahl franzöfiicher Juriſten verneint dies, und zwar aus 
folgenden Gründen. 

Während der Code eivil fich ausdrüdlich darüber ausipreche, daß Heiraten 
zwijchen Ausländern und franzöjischen Staatsangehörigen jtatthaft ſeien, ent: 
halte er über die Adoption zwijchen Ausländern und Franzoſen feine Silbe. 
Und da alles, was nicht ausdrüclich im Code eivil ausgejprochen jei, nicht 
zuläjlig jet, jo jei eine Adoption eines Franzoſen durch einen Ausländer nicht 
erlaubt. Es jei dies übrigens auch einleuchtend, wenn man die Folgen Diejer 
beiden Akte, der Heirat und der Adoption, betrachte, die ganz wejentlich ver: 
jchiedener Natur jeien. Die rau folge im Moment der Heirat dem Stande, 
der rechtlichen Lage ihres Gatten und es jtelle jich für die Staatsangehörig- 
feit eine Art Einheit zwijchen den verjchiedenen Gliedern derjelben Familie dar. 
Ganz anders jei dies bei der Adoption, die feineswegs die Eigenjchaft des 
Ausländers auf Seite des Adoptirenden noch die des Franzoſen auf Seite des 
Adoptirten verjchwinden laſſe. 

Uebrigens dürfe auch nach Anjicht derjenigen, die den Ausländern in 
Frankreich alle bürgerlichen Nechte zugeftehen, die ihnen nicht ausdrücklich 
verweigert find, dem Ausländer das Necht der Adoption nicht zuerkannt werden ; 
denn die Adoption zu üben ſei eine Art öffentliches Recht, und öffentliche 
Nechte jtehen nur den Franzoſen zu. 

Wie oben’), eingangs der Abhandlung bereits dargelegt, kann der Aus: 
länder nach der Intention des Code civil jedes bürgerliche Necht in Frank— 
reich ausüben, das ihm nicht ausdrüdlich verweigert wird. Ueber die Adoption 
durch einen Ausländer iſt im Code civil (ef. Art. 343 ff.) nichts enthalten, 
aljo steht nichts entgegen, daß ein Ausländer in Frankreich die Adoption übe. 
Daß die Adoption eine Art öffentliches Necht jet, fann nicht anerfannt werden; 
dieje Auffaffung fteht auch mit der von den Juriſten aller Zeiten und Länder 
angenommenen Eintheilung in Widerjpruch. Die Adoption und die Heirat 
haben eine gewille Achnlichfeit in ihren Folgen. Die Adoption bildet einen 
Erſatz der natürlichen Vaterſchaft, inden fie eine rechtliche, künſtliche Vater— 
ihaft jchafft. Eine Heirat zwijchen Ausländern und Franzoſen iſt nun möglic) ; 
die rechtlichen Beſtimmungen über VBaterichaft und Kindſchaft gelten auch für 
dieje Ehen. Warum joll aljo zwiichen Ausländern und Franzojen nicht auch, 
jo gut wie eine natürliche Baterjchaft, eine fünjtliche bejtehen fünnen? Die 
Adoption eines Franzoſen durch einen Ausländer muß als zuläſſig erachtet werden. 

Aus Ddenjelben Gründen, wie die Adoption, it auch eine tutelle 
offieieuse?), eine Art freiwillige Vormundjchaft, eines Ausländers über 


) Mergl. Böhm, — f. int. Privat- und Strafrecht, Bd V, ©. 66. 

* Siehe oben ©. 

5, Art. 361 c. c., = fie im Code eivil einführte, lautet: „Tout individu äge de 
plus de cinquante ans, et sans enfants ni descendants legitimes, qui voudra, durant 
la minorit& d'un individu se l’attacher par un titre légal, pourra devenir son tuteur 
officieux en obtenant le consentement des pere et mere de l’enfant, ou du sur- 
vivant d’entre eux, ou, à leur defaut, d’un conseil de famille, ou enfin si l’enfant 
n'a point de parents connus, en obtenant le consentement des administrateurs de 
l'hospice oü il aura été recueilli, ou de la municipalite du lieu de sa residence.“ 
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einen Franzoſen möglich. ES it dies allerdings ein franzöſiſch rechtliches 
Inſtitut, aber im Code eivil iſt nicht gejagt, dab dasſelbe den Franzoſen aus— 
ichliehlich vorbehalten iſt, alſo kann auch ein Ausländer „tuteur offieieuse* 
eines Franzoſen jein. Aus rem natürlichen Gründen ergibt jich übrigens das— 
jelbe. Die tutelle officieuse ijt eine Art Vorſtufe der Adoption, jomit, wenn 
die Adoption zuläſſig it, muß vernünftiger Weile auch ihre Vorſtufe zus 
läſſig jein. 

Eine weitere Streitfrage ift, ob die Bormundichaft eines Ausländers 
über einen Franzojen nach franzöjiichem Nechte erlaubt it. 

Die franzöſiſchen Juriſten erklären fajt durchweg, dab die Vormundſchaft 
eines Ausländers über einen Franzoſen nach franzöſiſchem Rechte ungiltig ſei. 


Auf die auch hier aufgeſtellte Behauptung eines Theils der franzöſiſchen 
Juriſten, dab dem Ausländer nur Diejenigen bürgerlichen Nechte zuſtehen, die 
ihm ausdrüdlich durch den Code eivil zugejprochen jeien, braucht nicht mehr 
eingegangen zu werden, da ſie oben ſchon zurücgewiejen worden ift. 


Es wird aber weiter behauptet, die Vormundſchaft ſei ein öffentliches 
Ant (munus publicum). Mit Unrecht. Die Vormundſchaft wird in allen 
Geſetzbüchern, jo auch im Code eivil, Art. 389 ff., nicht als eine dem öffent- 
lichen Rechte, jondern als eine dem bürgerlichen Rechte angehörige Materie 
behandelt. Die Thätigfeit des Vormunds erſtreckt ſich auch nicht auf öffentlich- 
rechtliche Verhältniſſe, Jondern nur auf privatrechtliche; jomit fann die Vor: 
mundſchaft als Öffentliches Amt nicht bezeichnet werden. Es a" nach Auf: 
faſſung aller Gejeggebungen wohl eine Staatsbürgerpflicht, eine Vormundſchaft 
zu übernehmen, aber damit tt der Fremde nicht ausgeichloffen; er ericheint 
nur nicht verpflichtet dazu. ES wäre übrigens dem Zwecke der VBormundjchaft 
ganz zumider, wollte man den ‚sremden prinzipiell von der Vormundſchafts— 
führung ausjchliegen. Die Vormundſchaft hat, kann man jagen, ihren Ur— 
Iprumg im matürlichen Nechte. Als Vormund wird beitellt oder joll bejtellt 
werden, wer der Natur der Dinge nach am beiten geeignet it, für die zu be 
vormundende Perſon, das Mündel, zu jorgen. Gewöhnlich werden dies die 
Verwandten jein, weil jie die VBerhältnifie des Mündels am beiten fennen; 
deßhalb werden nach den Geſetzgebungen aller Yänder die Verwandten in erfter 
Linie zur Vormundſchaft berufen. 


Betrachten wir nun folgenden Fall. Es jtirbt ein Franzoſe in Franf- 
reich mit Dinterlaflung von minderjährigen Kindern. Es mul alſo ein Vor: 
mund für fie bejtellt werden. Der Verſtorbene hatte ſich erſt furz vor jeinem 
Tode in Frankreich naturaliſiren lafjen und die ſämmtlichen vorhandenen Ber: 
wandten, die auch größtentheils in Frankreich leben, jind Ausländer. Nach 
der obenangeführten franzöjiichen Auffaſſung dürften aljo die Verwandten, da 
fie nicht Franzojen jind, nicht als Vormünder aufgejtellt werden, jondern 
würde die Vormundichaft einem vielleicht mit den VBerhältniffen der Mündel 
ganz unbekannten Franzoſen übertragen werden, was doch gewiß dem ganzen 
Weſen der Vormundſchaft widerjpricht. 

Nach dem Dargelegten dürfte aljo fein Hinderniß bejtehen, daß ein 
Fremder in ‚Frankreich Vormund jein kann, ſowohl über Franzoſen als über 
Fremde. 

Aus denſelben Gründen kann er natürlich auch Mitglied eines Familien— 
rathes jein. 

Annalen ded Deutihen Reichs. 1896, 9 
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5. Erbredt. 


Wie eingangs!) bereitS dargelegt worden iſt, jteht dem Ausländer m 
Frankreich heutzutage das Necht zu, ab intestato zu erben und beerbt zu 
werden. *) 

Ebenjo hat der Ausländer die Fähigkeit, ein Tejtament in Frankreich zu 
erreichten und durch Tejtament im Frankreich bedacht zu werden. Was Die 
Form des Tejtaments anlangt, jo gilt der Grundſatz locus regit actum. 

Als Gerichtsitand der Erbjchaft „gilt der Ort, wo die Erbſchaft eröffnet 
ift. (Art. 59 cod. de proc.) Der Ort aber, wo die Erbjchaft eröffnet wird, 
bejtimmt fich nach dem legten Wohnfig des Erblajjers Art. 110 cod. civ. 

Bezüglich der Erbfolge in das bewegliche Vermögen eines Ausländers it 
bejtritten, ob die lex originis beziehungsweiſe Staatsangehörigfeit oder Die 
lex domieilii maßgebend jein joll. Der franzöfiiche Gerichtsbrauch huldigt 
jedoch mehr der legteren Ansicht. 

Wenn aber der Ausländer gemäß Art. 13 cod. eiv. zur Domizilirung in 
Frankreich ermächtigt war, vererben jich die beweglichen Güter nach franzöfiichem 
Nechte, nach dem Geſetze des Wohnfiges. 

Die Erbfolge in die unbeweglichen Güter richtet ſich dagegen mit Rück— 
jiht auf Art. 3 cod. eiv. immer nach dem Geſetze der belegenen Sache. 


6. Brivatrechtliche Beſtimmungen des Handelsrechts. 


Eine handelsrechtliche Frage von großer praftijcher Bedeutung ijt folgende: 
Hat der fremde Kaufmann ein Necht auf Schuß jeiner Fabrikmarke und 
jeiner Firma in Frankreich? 

Das franzöſiſche Gejeg vom 23. Juni 1857 sur les marques de fabrique 
et de commerce?) erffärt in Tit. II („Dispositions relatives aux etrangers“) 
Art. 5, dab die Ausländer, welche in Frankreich Induſtrie- oder Handels: 
etablifjements haben, für die Produktion dieſer Etablifjements das Necht ge 
nießen, das ausschließliche Eigenthum ihrer Marken in Anjpruch zu nehmen 
(revendiquer la propriete exclusive de leurs marques), vorausgejeßt, daß fie 
die für die Inländer vorgeſchriebenen Formalitäten erfüllen. Ausländer, die 
ihre Etabliſſements im Auslande haben, können gemäß Art. 6 des zitirten Ge— 
ſetzes vom 23. Juni 1857 das ausſchließliche Eigenthum ihrer Marken nur 
dann beanjpruchen, wenn in dem Lande, wo ihre Etablifjements gelegen find, 
durch Ddiplomatijche Verträge im Neziprozitätswege den Franzoſen gleichfalls 
der Schuß ihrer Fabrikmarken zugeitanden it. 

Dies iſt im Deutjchland der Fall, nachdem durch die Deklaration des 
Art. 11 der zujäglichen Uebereinkunft vom 12. Dftober 1871 zu dem Friedens— 
vertrag vom 10. Mai 1871 zwiichen Deutjchland und Frankreich, vom 
von 8. Oftober 1873*) ausgejprochen worden ift: „Man ijt darüber ein- 
verjtanden, daß alle Bejtimmungen, welche in den vor dem Kriege zwiſchen 
einem oder mehreren deutjchen Staaten einerjeits und Frankreich andererjeits 
abgejchlofjenen Berträgen über den Schuß der Fabrik und Handelszeichen 
(3. B. mit Baden vom 2, Juli 1857, mit dem Zollverein vom 9. Mai 1865) 


') Siehe oben ©. 331. 

2), Mal. loi du 14 juillet 1819, relative à l’abolition du droit d’aubaine et de 
detraction, das — einige noch geltende Beitimmungen zu Guniten franzöfifcher Mit- 
erben enthält, deren Auslegung nicht unbeftritten üft. 

) Nouveau Code ©. 981 

) R.G.⸗Bl. 1873 ©. 365. 
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getroffen jind, durch Art. 11 der genannten Uebereinkunft wieder in Kraft 
gejegt find.“ Andererjeit3 iſt durch das deutjche Neichögejeg vom 30, November 
1874 über den Marfenihug den Ausländern, jomit auch den Franzojen der 
Schutz ihrer Fabrikmarken ausdrüdlich zugejtanden worden. 

Der deutjche Kaufmann hat aljo jedenfall das Recht, den Schuß jener 
Fabrikmarke in Frankreich zu beanjpruchen. 

Auch das Patentrecht jteht dem Ausländer in Frankreich zu gemäß 
Gejeg vom 5, Juli 1844 sur les brevets d’invention Titr. III (Des droits 
des etrangers) Art. 27, 28, 29') und deeret sur la contrefagon d’ouvrages 
etrangers vom 28, März 1852.) An der Konvention der Union inter- 
nationale pour la protection de la propriete industrielle vom 20. März 1883, 
die den Schug der Patentrechte, Fabrikmarken, Firma zc. zum Ziele hat, hat 
ſich wohl Franfreich, aber nicht das Deutſche Neich beteiligt. 

Was die Stellung der ausländischen Handelsgejellichaften in Frank 
reich anlangt, jo läßt jich Folgendes bemerken. Grundſatz des internationalen 
Privatrechts ijt, daß die Frage, ob und unter welchen VBorausjegungen eine 
juriſtiſche Perſon rechtliche Eriitenz hat, ſich nach der Gejeggebuug ihres ur— 
Iprüngfichen Hauptjiges richtet und zwar in der Weile, daß dieſe Nechtsfähig- 
feit im Nuslande angenommen wird, jobald fie nach den Geſetzen des Heimat: 
landes bejteht. Dies gilt insbejondere von Aftiengejellichaften und iſt 3. B. in 
Dentjchland durch Geſetz und Rechtsſprechung (Vgl. E. d. R. G. vom 28. April 
1877 Bd. XXI ©. 147) anerkannt. Auch in Frankreich hat diejer Grund— 
ja gemäß den Beitimmungen des Code eivil und Code de commerce bis zur 
Schaffung des Gejehes vom 30. Mai 1857 ımbejtrittene Geltung gehabt. 
Durch diejes Gejeh vom 30. Mat 1857?) wurde nämlich verfügt, dab alle 
von der belgiſchen Negierung autorijirten Gejellichaften in Frankreich ihre 
Rechte ausüben und vor Gericht ftehen fünnen und daß die gleiche Beitimmung 
durch Staatsratbsbeichluß und Ertheilung eines Dekrets auf andere Staaten 
ausgedehnt werden fünne. 


Viele Staaten haben ſich in der Folge auch jolche Defrete verichafft, in 
Deutjchland Preußen und Königreich Sachen. *) Durch das franzöfiiche Gejeg 
vom 24. Juli 1867 sur les societes ift jodann in Titr. II (Des societes 
anonymes) durch Art. 21 die Nothiwendigfeit einer Negierungsgenehmigung für 
Aftiengejellichaften aufgehoben worden, mit Ausnahme der Lebensverficherungs= 
gejellichaften und Tontinen (Art. 66 cit. Gel.) Diejer Art 21°) lautet: „A 
l'avenir les societes anonymes pourront se former sans l’autorisation du 
(Gouvernement. — Elles pourront quelque soit le nombre des associes, e&tre 
formees par un acte sous seing prive fait en double original. — Elles seront 
soumises aux dispositions des articles 29, 30, 32, 33, 34 et 36 du Code de 
ecommerce et aux dispositions eontenus dans le prösent titre.*“ Daß das 
Geſetz vom 30. Mai 1857 aufgehoben werde, ift im Geſetz vom 27. Juli 
1867 jedoch nirgends ausgefprochen. Es iſt nun die Frage aufgeworfen 





»ı Nouveau Code 5. 968. 

?; Nouveau Code 5, 969. 

°, Duvergier ®b. 57 ©. 152. 

* Die Hanfaitädte hatten Fich das ester en justice ihrer Handelsgeſellſchaften durch 
den Handels- und Scifffahrisvertrag mit Frankreich vom 4. März 1865 gefichert. Nach 
richtiger Meinung ift jedoch der darin enthaltene Art. 18 nicht mehr in Kraft, da nur die 
„clauses maritimes* aufrecht erhalten worden find. 

9 Code de commerce, Edition Rivier. Paris 1893. Appendice ©. 13. 


25” 


364 Otto Mayr: Das franzöfische Fremdenrecht. 


worden, ob durd) das Gejeh vom 27. Juli 1867 jenes vom 30. Mai 1857 
ganz oder theilweije aufgehoben jet, und ob und in wie weit die ausländijchen 
Geſellſchaften nun noch eines Zulaſſungsdekretes bedürften. 

Der zitirte Art. 21 ſpricht jedenfalls lediglich von den Aktiengeſellſchaften; 
es ſcheint auch mehr oder weniger geſucht, zwiſchen dieſem Artikel und dem 
Geſetz vom 30. Mai 1857 einen Zuſammenhang herzuſtellen. Augenſcheinlich 
iſt beſagter Art. 21 lediglich auf den früher geltenden Art. 37 des Code de 
commerce zu beziehen, der bejtunmte: „La société anonyme ne peut exister 
qu’ avec l’autorisation du Roi . . . .. “und durch Art. 21 des angeführten 
Geſetzes aufgehoben wurde. Ob dieſe ganze Streitfrage für die rechtliche 
Stellung der deutjchen Handelsgejellicbaft in Frankreich noch Bedeutung bat, 
fommt darauf an, ob man den im Art. 11 des Frankfurter Friedensvertrages 
vom 10. Mat 1871 für die deutiche und die franzöftiche Negierung und ihre 
Handelsbeziehungen feitgejtellten Grundjag der Meiftbegünitigung auch für 
juriſtiſche Perſonen gelten lafjen will. Nach Abi. 3 des Art. IL’) iſt die 
Meiitbegünitigung auch Für die Zulaflung und Behandlung der Angehörigen 
(sujets) beider Nationen gegeben. Dafür, dab unter den „sujets“ lediglich 
phyſiſche Perjonen zu verſtehen jeien, find feine bindenden Erflärungen abgegeben 
worden; die überwiegende Memung gebt aber dabin, daß beuhiche Handels= 
gejellichaften in Frankreich und umgefchrt franzöfiiche in Deutjchland nicht 
ohne bejondere Genehmigung als rechtlich exijtent und rechtsfähig angejchen 
werden. Im Interejje beider Nationen läge es daher, wenn die Zulaſſung 
durch eine Deklaration, ähnlich der vom 8. Oftober 1873 bezüglich der Fabrik— 
und Dandelszeichen, ausdrüdlich ausgeiprochen würde. 

Eine fonjequente Nechtsiprechung der franzöfiichen Gerichte über die Ausleg— 
ung des Art. 11 des Frankfurter Friedensvertrages hat ſich bisher nicht gebildet. 

Neuerdings hat Jich ein Urtheil des Tribimals der Seine vom 18. Februar 
1893 ?) dahin ausgefprochen, daß der Art. 11 des Frankfurter Friedensvertrages 
zwijchen juriftischen und phyſiſchen Perſonen feinen Unterjchied mache und dag 
demnach auf Grund des angerührten Art. IL die deutſchen Aftiengejellichaften, 
auch wenn jie nicht durch ein Dekret der franzöfiichen Staatsregierung ers 
mächtigt jind, ihr Necht in Frankreich ausüben fünnen. 

Die Prozeßfähigkeit deutſcher Handelsgejellichaften im Frankreich ift nun— 
mehr ausdrüdlich anerfannt durch Urtheil des Naffationshofes vom 14. Mai 
1895. °) 


B. Berwirflidung diejer Rechte. 
1. Nichtſtreitige Nechtöpflege.*) 
a) Verlajjenihaftsabhandlung.’) 


Bezüglich der Berlafjfenichaftsabhandlung über den Nachlaß eines Aus: 
länders in Frankreich beiteht die Webung, daß die Gejege des Auslandes von 
den franzöjiichen Gerichten infoweit in Anwendung gebracht werden, als dies 








R.G.Bl. 1871 S. 230. 

* Siebe Böhm, „getfhri „ int. Priv.= u. Strafrecht Bd. IV ©, 492. 

* Siehe Böhm Bo. V 

* Die nichtitreitige — iſt in Frankreich hauptſächlich den Notaren, zum Theil 
auch den Friedensrichtern (wie das Vormundichaftsweien) übertragen. 

°) Die Verlafienichaften werden meiſt von den Notaren erledigt. Wenn jedoch Minders 
jährige oder Ausländer beteiligt, und ſoweit Sicherheitsverfügungen nothwendig find, iſt 
der Friedensrichter zuftändig. 
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durch einen zwiſchen Frankreich und dem betreffenden ausländiichen Staate 
beitehenden völferrechtlichen Vertrage vorgejehen ift. 


Zwiſchen Frankreich und dem Deutjchen Reiche oder den deutjchen Einzel 
ftaaten it jedoch ein jolcher Vertrag über die Behandlung des Nachlaſſes der 
gegenjeitigen Staatsangehörigen nicht abgeichloflen werden. Somit ift im 
einzelnen Falle die Art und Weije der Berlaffenichaftsabdhandlung in das 
Belieben des einzelnen Richters geitellt. 


b) Wirkungen der von Öffentlichen deutjchen Aemtern in der 
nichtitreitigen Rechtspflege aufgenommenen Akte, 


Die einzige gejegliche Beitimmung bierüber iſt Art. 2128 cod. civ, welcher 
lautet: „Les contrats passes en pays etranger ne peuvent donner d’hypotheque 
sur les biens de France, s'il n’y a des dispositions contraires ä ce principe 
dans les lois politiques ou dans les traites.* Diejer Artifel jteht in dem— 
jenigen Theile des Code eivil, der von den Hypotheken handelt und zivar 
unter der Weberichrift: „Section Ill“ (Des hypotheques conventionelles). 
Art. 2128 handelt alio lediglich von den vertragsmäßigen Hypotheken, und 
beitimmt, daß eine vor einer ausländtichen Behörde, z. B. einem deutjchen 
Notar, aufgenommene Dppothefbeitellung für in Frankreich belegene Immobilien 
wirkungslos it, daß vielmehr eine jolche Hypotbefbeitellung vor dem zuftändigen 
franzöfiichen Notar erfolgen muß, wenn nicht in Verträgen oder Geſetzen ſich 
anderweitige Beitimmungen befinden, und das iſt bezüglich Deutjchlands nicht 
der ‚all. 

Eine Berallgememerung diejes Artifels auf alle ausländischen Urkunden in 
dem Sinne, dal dieſe in Frankreich wirfungslos wären, it unbegründet und 
unrichtig. Vielmehr kann behauptet werden, dal jede von einer ausländiichen 
Behörde in vorjchriftsmäßiger Form aufgenommene Urkunde gemäß dem Saße 
locus regit actum in Frankreich die gleichen Wirkungen haben wird, wie man 
fie vor einem Öffentlichen franzöfiichen Beamten abgejchlojjen wäre. Alſo wird 
3. B. ein von einem deutjchen Notar in Deutjchland aufgenommenes Tejtament 
in Frankreich zweifellos Gültigfeitt haben gemäß der allgemeinen Veſtimmung 
des Art. 1134 Code eivil: „Les conventions legalement formees tiennent lieu 
de loi à ceux qui les ont faites.“ 

Eine andere Frage iſt es, ob die Unterschrift des ausländischen Beamten 
beglaubigt jein muß, wenn die Urkunde in Frankreich anerfannt werden joll. 
Die Antwort fann in den verjchiedenen Fällen verſchieden lauten. 


2. Streitige Rechtspflege. 


Wie oben dargelegt, it es dem Ausländer nach franzöjtichem Nechte 
geitattet, im Frankreich zu erwerben und rechtlich gültige Verbindlichkeiten ein= 
zugeben. Wenn aber den Ausländern dies zugejtanden it, danı muß ihnen 
auch das Necht gegeben werden, die erworbenen Nechte geltend zu machen und 
zur Seltendmachung derjelben geeigneten Falls die Dilfe der Gerichte anzus 
rufen. Mit andern Worten, der Musländer mul in Frankreich auch prozefliren 
dürfen, was ihm denn nach Art. 14, 15 und 16 des Code civil auch gewährt 
it. Im Allgemeinen berricht in Frankreich allerdings die Anficht, daß die 
jtaatlicyen Behörden, und jo auch die Juftizbehörden, in erjter Linie und aus: 
ichlieglich im Interefie der Staatsangehörigen vorhanden jeien. 
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Die Frage der Prozeßfähigkeit des Ausländer in Frankreich ift in 
der Theorie jehr vielfach und eingehend erörtert worden!) und kann im Nach: 
jtehenden natürlich nur in groben Umrifjen behandelt werden. 

Der Fremde fann im Frankreich Prozejie führen. Es find drei Fälle 
näher zu erörtern: 

a) Kann der Fremde einen Franzoſen vor den franzöfiichen Gerichten 

verflagen? 

b) Kann der Fremde von einem Franzoſen vor einem franzöfiichen Ges 

richte verklagt werden? 
e) Kann der Ausländer einen anderen Ausländer vor einem franzöftichen 
Gerichte verklagen oder von einem jolchen verklagt werden ? 


Handelt es fich um einen Streit über in Frankreich gelegene Immobilien, 
jo ijt nach Art. 3 Abi. 2 des cod. eiv. das franzöjtiche Gericht ausjchlichlich 
und immer zuftändig. Bei Erörterimg der eben aufgejtellten drei Fälle werden 
deshalb Klagen, die ſich um Immobilten drehen, nicht weiter in Betracht 
gezogen werden. ”) 


a) Kann der Fremde einen Franzoſen vor den franzöſiſchen 
Gerichten verflagen? 


Hierüber gibt Aufichluß der Art. 15 des cod. eiv., welcher lautet: „Un 
Frangais pourra &tre traduit devant un tribunal de France, pour des obli- 
gations par lui contractees en pays etranger, möme avec un etranger.* Dieſe 
Beitimmung ift vollfommen den allgemeinen Nechtsgrundjägen entiprechend. 
Sei die Verbindlichkeit mım im Inland oder Ausland mit einem Inländer 
oder Ausländer eingegangen, es muß jedem der Kontrahenten jederzeit das 
Necht zuerkannt werden, den andern auf Erfüllung jeiner Verbindlichfeiten 
belangen zu fünmen, es muß alſo auch dem Ausländer geftattet jein, einen 
Franzoſen vor einem franzöfiichen Gerichte zu verklagen. 

Jedoch ift e8 mothwendig, dal der Inländer vor den Folgen der Gefahr 
eines allenfallfigen Verſchwindens des Ausländers geſchützt wird, es iſt noth— 
wendig, dab der Ausländer gemügende Garantien für die Vollſtreckung des 
Urtheils bietet für den Fall, daß er unterliegt. Die Garantie, die vom Aus: 
länder verlangt wird, ift die cautio iudieatum salvi. Dies iſt im franzöfiichen 
Nechte feitgejegt durch Art. 16 cod. eiv.,°) ergänzt durch Art. 166 und 167 
cod. de proc_ civ. 

Urt. 16 cod. eiv.?) lautet nun folgendermaßen: „En toutes matieres 
l’etranger qui sera demandeur prineipal ou intervenant sera tenu de donner 
caution pour le paiement des frais et dommages-interets resultant du proces, 
a moins qu'jl ne possede en France des immeubles d’une valeur suffisante 
pour assurer ce paiement.“ 





) z. B. De la competence des tribunaux Francais a l’egard des etrangers en 
matiere civile et commereiale par Marie Auguste Gerbaut, avocat. Nancy 1882, eine 
jehr ausführliche Arbeit, ferner De la competence des tribunaux Francais à l'egard des 
etrangers en matiere civile par Etienne Crestovitsch. Paris 1885, De la competence 
des tribunaux civils frangais a l’Egard des etrangers par Romulus Lanata. Paris 1882 
und viele andere. 

?) Der Entwurf zur Abänderung der franzöftichen Zivilprozeßordnung enthält bezüglich 
der Yuftändigfeit der franzöfiichen Gerichte in Anjebung von Ausländern mehrfache Ab— 
weichungen vom gegenwärtig geltenden Nechte, worüber das Nähere unten. 

°) In der Faſſung des Geſetes vom 5. März 1895. 
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Die Kaution bejteht in der Stellung einer dritten zahlumasfäbigen Perjon, 
welche jich für den Ausländer verpflichtet und die etwa nöthig werdende Er: 
jtattung des Betrages übernimmt, zu dem der Ausländer verurtheilt werden 
fann. Siche Art. 2011 ff. cod. civ. 

Seleiftet werden muß die Kaution von dem Ausländer, der Kläger iſt, 
zu Gunſten des beflagten Franzoſen. 

Die Kaution hat zum Gegenitand die durch den Prozeß erwachjenden 
Koſten und Schäden und Intereſſen (ſiehe Art. 166 cod. de proc. eiv.), was 
folglich die Honorare der Advokaten ausſchließt. 

Streitfrage iſt, in welchem Zeitpunkt die Kaution verlangt werden muß. 
Der Code de procedure civile ſpricht ſich darüber nicht deutlich aus. Nachdem 
jedoch für den ausländiſchen Kläger die Stellung einer Kaution obligatoriſch, 
nicht fakultativ, oder mit anderen Worten Vorausſetzung der Möglichkeit zu 
prozeſſiren iſt, kann der Beklagte wohl die Kaution verlangen, wenn es ihm 
beliebt, falls der Kläger nicht, was das Gewöhnliche ſein wird, ſie aus freien 
Stücken bei Beginn des Prozeſſes leiſtete. 

Die Kaution braucht vom ausländiſchen Kläger nicht geleiſtet zu werden 
in den nachfolgenden Fällen: 

1. Wenn der Ausländer durch einen Vertrag zwiſchen der Regierung 
jeines Staates und der franzöfiichen Negierung davon befreit ijt, gemäß Art. 11 
des cod. eiv. Zwiſchen Deutichland und Frankreich exijtirt fein derartiger Vertrag. 

2. Wenn der Ausländer im Frankreich Immobilien bejigt, die einen ge 
nügenden Werth haben, um die Eritattung der Kojten und Schäden und 
Intereſſen dommages — interets) des Prozeſſes zu fichern, gemäß eit. Art. 16 
cod. eiv. und 167 cod. de proc. eiv. Es genügt, daß der Ausländer jein 
Eigenthum nachweift, und it dies eine hinreichende Sicherheit, denn der Fran— 
zoje hat auf Grund eines vechtsfräftigen Urteils jeder Zeit die Möglichkeit, 
die Immobilien 3. B. durch Eintragung einer Hypothek in Anſpruch zu nehmen. 

3. Wenn der Fremde gemäß Art. 167 des cod. eiv. eine gemügende 
Summe deponirt, um die Dedung der Prozeßkoſten zu jichern. Art. 167 
lautet nämlich: „Le jugement qui ordonnera la caution fixera Ja somme 
jusqu’a concurrence de laquelle elle sera fournie: le demandeur qui con- 
signera cette somme ou qui justifiera que ses immeubles situes en 
France sont suffisants pour en repondre sera dispense de fournir caution.“ 
Es iſt dies der Weg, den Die Ausländer gewöhnlich einjchlagen; denn cs iſt 
ein viel einfacherer Modus, als eine Kaution im oben angegebenen Sinne zu 
ſtellen, welche der Fremde nicht immer leicht finden dürfte. 

4. Wenn er in Frankreich zum Armenrecht zugelaſſen iſt, wie der Deutſche 
gemäß Art. 3 der Uebereinkunft zwiſchen Deutſchland und Frankreich wegen 
Bewilligung des Armenrechts vom 20. Februar 1880,') welcher lautet: „Art. 3. 
Sind Deutiche in Frankreich oder Franzoſen in Deutjchland zum Armenrecht 
verjtattet, jo jind jie biemit von Nechtswegen auch von jeder Sicherheits: 
leiftung oder Hinterlegung befreit, welche unter irgend einer Benennung von 
Ausländern wegen ihrer Eigenjchaft als jolche bei Prozejien gegen Inländer 
nach der Gejeggebung des Landes, in welchem der Prozeß gerührt wird, ge 
fordert werden fünnte.“ 





Y Reichsgeſetzbl. 1881 S. 81. Art. 1 diejer Uebereinkunft lautet: „Deutſche werden 
in ‚Frankreich und En werden in Deutſchland unter denjelben Bedingungen und 
geſetzlihen Vorausſetzungen zum Armenrechte zugelaſſen, wie die Angehörigen des betreffenden 
Landes, in welchem die Bewilligung des Armenrechts nachgeſucht wird.“ 
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Yisher war gemäß Art. 16 cod. eiv. und Art. 423 cod. de proc. der 
ansländijche Kläger auch von der Kaution befreit, wenn es jich um Handels: 
jachen handelte. Die franzöjiiche Kammer hat jedoch in der Situng vom 
10. März 1893 einen Geſetzentwurf angenommen, wonach die cautio iudicatum 
salvi auch für Dandelsjachen gelten joll. Der Gejeßentwurf modifizivt Art. 
16 e. e. und hebt Art. 423 c. de fr. auf. Der Entwurf ift zum Geſetz er- 
hoben worden durch Gejet vom 5. März 18%. 


b) Kaum der Fremde von einem Franzoſen vor einem franzöjiichen 
Gerichte verflagt werden? 


Art. 14 cod. eiv. antwortet auf dieje Frage folgendermaßen: „L’etranger, 
meme non residant en France pourra &tre eit@ devant les tribunaux frangais, 
pour l’exeention des obligations par lui contractees en France avec un 
Frangais, il pourra etre traduit devant les tribunaux de France, pour les 
obligations par lui contrautees en pays etranger envers des Frangais.“ 

Art. 14 untericheidet zwei Fälle: 

1. Daß der Ausländer mit einem Franzoſen in Frankreich Eontrabirt, 

2. daß er mit einem Franzoſen im Auslande kontrahirt. 

Aus Art. 14 ergibt jich ferner, Tpeziell aus dem Worte „envers“, daB 
der ‚sranzoje, jedesmal, wenn er Gläubiger iſt, gleichgiltig ob das Schuld- 
verhältniß in Frankreich oder im Ausland eingegangen worden it, den Mus: 
länder vor den französischen Gerichten verfolgen fan. 

Dieſe Beſtimmung jteht der durch das internationale Necht anerkannten 
Negel: „Actor sequitur forum rei* diametral entgegen. 

Zu ihrer Begründung führen die franzöſiſchen Juriſten Folgendes an: 

Es müſſe dies aus nationalem Intereſſe gejchehen, denn es fünnte jür 
den Franzoſen manchmal ſehr ſchwer ſein, Recht zu erhalten. Sodann habe 
man dem Franzojen die Koſten einer Reiſe in's Ausland erſparen wollen, die 
durch einen jolchen Prozeß oft wegen geringfügiger Angelegenheit veranlaßt 
würden. Ferner ſeien Die ausländijchen Urtheile in Frankreich nicht ohne 
weiteres vollſtreckbar und würde Der Franzoſe jo zu einem ſehr koſtſpieligen 
Umwege genötbhigt, wenn er Güter eines Ausländers, die in Frankreich bes 
legen ind, in Anſpruch nebmen wollte Und endlich werde durch Art. 14 
eod. eiv. nur eine gerechte Neziprozität hergeitellt, da ja der Ausländer auch 
jeinerjeittS den Franzoſen vor den franzdfiichen Gerichten verklagen fünne. 

Gründe, wenigitens juriltiiche Gründe, find dies nun nicht, und umjere 
deutiche Reichszivilprozeßordnung steht auf eimem viel fortgeichritteneren, 
gerechteren Standpunkt, indem fie, ohne jich Durch einjeitige Nationalitäts— 
rückſichten leiten zu laſſen, feftjegt, dal; der allgemeine Gerichtsitand einer Berjon 
durch den Wohnſitz beitimmt wird, ſofern nicht für eine Klage ein ausſchließ— 
licher Gerichtsitand begründet it, und daß für Diejenigen Perſonen, welche 
feinen Wohnſitz haben, der Gerichtsftand durch den Aufentbaltsort im Deutjchen 
Reich beftimmt wird, wenn aber ein ſolcher nicht bekannt it, durch den letzten 
Wohnſitz, — Beltimmungen, die eben jowohl auf den Ausländer als auf den 
Inländer Anwendung finden. 

Außer der eben erörterten Hauptfrage ergeben ſich noch einige Neben: 
fragen, die eine Beſprechung verdienen. 

Daß Art. 14 cod. eiv. auf die juriitiichen Perſonen eben jo gut 
Anwendung findet, als auf die phyfiichen folgt aus den allgemeinen Grund» 
ſätzen des Nechts. 
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Eine andere Frage it, ob Art. 14 auch auf fremde Regierungen 
Anwendung findet, jo daR aljo ein Franzoſe, der mit einer fremden Negierung 
irgendwie Verträge abjchließt, vor dem franzöfiichen Gerichten gegen die fremde 
Negierung Elagbar werden fünnte. 

Dies wird jelbit von der franzöfiichen Doktrin verneint, und der oberite 
franzöjiiche Gerichtshof hat dieſe Anficht beftätigt. 

Man jagt, der Franzoſe, der mit einer fremden Negierung fontrabire, 
unterwerfe ſich den Gejegen und der Jurisdiftion dieſer Negterung. Auch regle 
Art. 14 lediglich die Beziehungen der Privaten zu einander. Doch der eigent- 
liche Grund, den die franzöjiiche Jurisprudenz veranlaßt, hier eine Ausnahme 
von ihrer ſonſt engberzig nationalen Auffaſſung zu machen, liegt wohl im 
praftiichen Erwägungen; denn es dürfte faum eine Regierung gewillt fein, jich 
der Jurisdiftion eines fremden Staates zu unterwerfen; es wäre dies anderer: 
jeits auch die Quelle bejtändiger Neibercien. 

Eine weitere Schwierigfeit ergibt fic) aus dem Wortlaute des Art. 14. 
Es heigt dort: der Ausländer kann vor die franzöfiichen Gerichte zitirt werden 
aus Verträgen „par lui contraetes avec un Francais“. 

Was joll hiemit gejagt jein ? 

Kommt Art. 14 ec. c. nur zur Amvendung, wenn der Ausländer Schuldner 
geworden iſt aus Schuldverhältniifen, die von ihm perjönlich eingegangen worden 
jind, jo daß der Ausdruck par ui contractes avec un Francais eine ganz enge 
wörtliche Auslegung erbielt, oder fann der Ausländer vor den franzöfiichen 
Gerichten verklagt werden, wenn er aus irgend einem Grunde, aus dem ein 
obligatorisches Verhältniß entitchen kann, der Schuldner eines Franzoſen ges 
worden it, jei es nun durch Ktontraft oder Quaſikontrakt, durch Delift oder 
Duafidelift? Im Anbetracht deiien, daß der Zwed des Art. 14 iſt, den fran- 
zöſiſchen Gläubiger möglichht zu jchügen, mu wohl die weitere Auslegung als 
die richtigere erklärt worden, 

Schwieriger geitaltet jich die Frage, wenn fein direktes obligatoriiches 
Verhältniß zwischen dem ausländischen Schuldner und dem franzöjischen Gläubiger 
vorhanden it, wenn der Ausländer 3. B. in Folge eines Indoſſaments aus 
einer mit einem Ausländer eingegangenen Wechjelverbindlichkeit Schuldner eines 
Franzoſen geworden it. 

Sind auch in diefem Falle gemäß Art. 14 die franzöltichen Gerichte zus 
jtändig ? 

Unter den franzöfiichen Juriſten find bierüber zweierlei verjchiedene Ans 
fichten vorhanden. Die engberzig franzöfiichen Juriſten jagen, Art. 14 iſt 
immer amvendbar, wenn es jich handelt, die Nechte eines franzöſiſchen Gläubigers 
zu ſchützen, denn es iſt das unveräußerliche Necht des Franzoſen, dal das 
franzöſiſche Geſetz und die franzöfiichen Gerichte ihm vollen Schuß jeiner Nechte 
gewähren. Weberdies jet Dies nur eine gerechte Neciprocität, denn nachdem der 
Ausländer vor den franzöfiichen Gerichten gegen den Franzoſen auftreten fünne, 
müſſe dasjelbe Necht auch dem Franzoſen zuitehen. Gin anderer Theil der 
franzöfiichen Juristen jagt, daß in dieſem Falle der Art. 14 nicht anwendbar 
jet. Einmal bejtimme der Wortlaut ausdrüdlich: „pour Nexeeution des obli- 
gations par lui contractes avec... .* umd dann ſei der Fall des Indoſſaments 
nach den Grundjägen der Ceſſion zu behandeln. Nun ſei es aber eine alte 
Negel, daß der Gejlionar nicht mehr Nechte haben fünne als der Cedent. 
Demgemäß fünne auch ein ausländijcher Indoſſator, der z. B. einen Wechſel 
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weiter begebe, nicht mehr Rechte übertragen als er jelbit habe, daher fünne 
aus einem jolchen Schuldverhältnig der Schuldner nicht vor ein franzöſiſches 
Gericht gezogen werden. 

Welche von beiden Anfichten die herrichende ift, läßt ſich nicht beitimmen ; 
da ein jtehender Gerichtsgebrauch nicht vorhanden.’) Es fommt wohl auf die 
Lage de3 einzelnen Falles an und wird dann meijtens die weitejte, d. h. dem 
Franzoſen günftigite Auffafjung des Art. 14 Platz greifen. 

Welches iſt nun aber nad) Art. 14 ce. c. das zujtändige franzöfiiche Gericht ? 

Der Wortlaut des Art. 14 bejagt nichts hierüber. Handelt es ſich um 
dingliche Stlagen, jo iſt zweifellos der ‚Gerichtsitand der belegenen Sache maß⸗ 
gebend, vorausgeſetzt, daß die Sache in Frankreich belegen iſt. 

Handelt es ſich dagegen um perſönliche Klagen, ſo kommt es darauf an, 
ob der Beklagte Ausländer in Frankreich iſt oder nicht. Hat der Ausländer 
in Frankreich Wohnſitz oder Aufenthalt, jo iſt gemäß Art. 59 cod. de proe. 
eiv. das Gericht des Wohnjises oder Aufenthaltsortes zuſtändig. Dat der 
Ausländer weder Wohnſitz noch Aufenthaltsort in Frankreich, To fan, wenn 
der Vertrag in Franfreich abgeſchloſſen wurde, das forum eontractus gemäß 
Art. 420 des cod. de proc. eiv. gegeben fein. It aber das Schuldverhältniß 
im Ausland eingegangen und der ausländische Schuldner hat weder Aufen— 
thaltsort noch Wohnſitz in Frankreich, jo tt mangels einer diesbezüglichen 
gejeglichen Beitimmung nach franzöfiicher Anficht jedes franzöſiſche Gericht für 
die Stlage des franzöſiſchen Gläubigers zuftändig, wobei lediglich aus Billigfeits: 
rüchiichten den an der Grenze des Heimatsftaates des ausländijchen Schuldners 
gelegenen franzöjtichen Gerichten der Vorzug zu geben jet. 

Eine Streitfrage it endlich noch, ob der beklagte Ausländer die Einrede 
der Rechtshängigfeit bezw. die exeeptio rei indieatae mit Erfolg geltend machen ' 
fönne, wenn der franzöfiiche Gläubiger, nachdem er vor einem ausländijchen 
Gericht die Sache gegen den Ausländer anhängig gemacht hatte, nun während 
des Verfahrens oder nach erfolgtem Urtheil diejelbe Sache auch noch vor den 
franzöfiichen Gerichten verfolgt. 

Unter den franzöfüichen Juriſten gibt es hierüber zweierlei Meinungen. 
Die einen behaupten, der Frangoſe könne bei jeder Sachlage und unter allen 
Umſtänden den ausländischen Beklagten vor den franzöfiichen Gerichten ver: 
Klagen. Denn die ausländischen Urtheile jeien in Frankreich nicht volljtredbar, 
darum ſei bauptjächlich der Art. 14 gejchaffen worden, und liege es deshalb 
im Jutereſſe der öffentlichen Ordnung, daß der Franzoſe auf dieſes Recht nicht 
verzichte. Die Anderen vertreten die Anſicht, daß der Franzoſe, der eine Sache 
einmal vor einem ausländiſchen Gerichte anhängig gemacht hat, dieſelbe nicht 
auch noch vor die franzöſiſchen Gerichte bringen könne, außer zum Schutz 
ſeiner Rechte in dringenden Fällen, wenn es ſich darum handelt, ſeine Intereſſen 
beſſer zu wahren. Denn es ſei ungerecht und allen Rechtsgrundſätzen entgegen, 
wenn der Franzoſe ſo gleichſam von einem Gerichte zum anderen herumziehen 
könnte, und für den Fall, daß er im Auslande kein ihm paſſendes Urtheil er— 
hielt, die Möglichkeit hätte, es noch vor den franzöſiſchen Gerichten zu ver— 
ſuchen, die ihm als Landsmann vielleicht günſtiger geſinnt wären. Es habe 
vielmehr der Franzoſe durch Anhängigmachung des Prozeſſes im Ausland das 
ihm Bis Art. 14 zuftehende Necht verloren. Eine Ausnahme jei jedoch in 
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Nothfällen zu machen, wenn der Franzoſe feine andere Möglichkeit habe, jeine 
Interejlen zu jchügen, als fich auch noch am die franzöfiichen Gerichte zu 
wenden, 

Ein feſtſtehender Gerichtsbrauch ift auch hier nicht vorhanden, es fommen 
vielmehr in den Urtheilen der oberjten franzöftichen Gerichte beide Anjichten 
zum Ausdrud.') 


c) Kann der Ausländer einen anderen Ausländer vor einem 
tranzdjiichen Gerichte verflagen und von einem joldhen ver: 
flagt werden? 


Die franzöſiſchen Geſetze ſchweigen hierüber. An ſich beiteht feine geieß- 
liche Beitimmung, welche den franzöjiichen Gerichten verbietet, über Nechts= 
jtreitigfeiten zwischen Ausländern zu erfennen, Die franzöfischen Gerichte halten 
jtch aber nur dann zur Entjcheidung von Nechtsjtreitigfeiten zuitändig, wenn 
wenigjtens eine Partei die franzöfiiche Staatsangehörigfeit befigt, und erklären 
bei Nechtsitreitigfeiten zwijchen Ausländern die Unzuftändigfeit, jobald Diele 
Einrede geltend gemacht wird. Jedoch wird im folgenden drei Fällen dem 
Ausländer dies Recht umbeftritten zugeitanden. Die franzöfiichen Gerichte 
nehmen ihre Zuftändigfeit an: 

1) Bei Stlagen, die jich auf in Frankreich belegene Immobilien beziehen, 
gemäß dem bereits mehrfach angeführten Art. 3 Abj. 2 cod. eiv. ımd Art. 59 
cod. de proc. eiv. „.... en matiere reelle, devant le tribunal de la situa- 
tion de l'objet litigieux . . . .* 

2) Bei Civilflagen, welche aus in Frankreich begangenen Deliften hervor- 
gehen. Es ijt dies eine nothwendige Folge des Art. 3 Abſ. 1 cod eiv., nad 
welchem „les lois de police et de süreté obligent tous ceux qui habitent le 
territoire.“ 

3) Ber allen Klagen, die dem Handelsrechte angehören. Dies bejtimmt 
Ichon die ordonnance de commerce, mars 1673, tit. 12, art. 17: „Dans les 
matieres attribudes aux juges et coıfsuls, le ereancier pourra faire donner 
lassignation à son choix, ou au lieu du domicile du debiteur, on au lieu 
auquel la promesse a ete faite, et la marchandise fournie, ou au lieu auquel 
le paiement doit etre fait**) und Ordonnance de la Marine, aoüt 1681 tit. 2 
art. 1.°) Dieje Beftimmungen finden jich wieder im Art. 420 cod. de proe. 
eiv. Die franzöfiichen Gerichte betrachten jich auf Grund davon nach feit 
jtehendem Gerichtsgebrauch als zujtändig für alle DHandelsrechtsjachen. 

Dagegen it jehr bejtritten, ob und inwieweit die franzöfiichen Gerichte 
zuftändig jind bei rein civilrechtlichen Klagen zwijchen Ausländern. 

Gewöhnlich erklären jich die franzöfiichen Gerichte für unzuftändig. 

Auch hier ſtehen jich verjchiedene Anfichten gegenüber Nach einer Anficht 
jind die franzöſiſchen Gerichte nicht zujtändig, denn es gibt, jo jagt man, feine 
Gejegesitelle, nach welcher man ihre Zuftändigfeit annehmen könnte, und dann 
jeien die franzöjiichen Gerichte dazu da, um über Franzojen zu richten, nicht 
über Fremde. Nach einer anderen Anficht it die Zuftändigfeit der franzö— 
ſiſchen Gerichte fafultativ. Die franzöfiichen Gerichte fünnen je nach der 

") Wal. Dalloz, Repertoire. 
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Lagerung des einzelnen Falles, alſo mehr oder weniger nad) Belieben ihre Zus 
jtändigfeit annehmen oder nicht. Mechtsgrund läßt jich für diefe Annahme 
jedenfalls feiner anführen; höchitens fann man von Nüslichkeitsgründen jprechen. 
Eine dritte Ansicht endlich lautet: „Die franzöfiichen Gerichte find zuſtändig 
und müſſen zuftändig fein.“ Denn nachdem die Ausländer gemäß den 
Beltimmungen des Code eivil in Frankreich Eigenthümer, Gläubiger und 
Schuldner ac. jein künnten, müſſe ihnen die Möglichkeit zugejtanden werden, 
dem Mechte, welches das Gejeg ihnen verleibe, auch Anerfennung verjchaffen 
zu fünnen. Nuch jei es billig und vernünftig, dab, wenn Ausländer ein fran- 
zöjiiches Gericht angingen, dieſes Gericht ſie nicht abweije, jondern ihre Anz 
gelegenheit entjcheide, wobei jedoch zwei Ausnahmen gemacht werden müßten, 
einmal wenn es fich um im Ausland eingegangenen Schuldverhältnifie und 
dann wenn es jich um Statusfragen handle. 

Die letzte Ansicht it jedenfalls die allein den Grundjägen des inter: 
nationalen Mechts entiprechende. Ihre Begründung liehe fich jedoch vielleicht 
beiier in ‚Folgendem finden. Nach den Grundiägen des internationalen Nechts, 
umd auch im Ganzen nach den Grundſätzen des franzöfiichen Nechts ſoll der 
Ausländer dem Inländer in privatrechtlicher Beziehung gleich geitellt jein. Dar: 
aus folgte aber naturgemäß, dal; der Ausländer auch in civilprozeſſualer Hin— 
jicht dem Inländer gleichgestellt werden muß, d. b. daß er die Möglichkeit 
haben muß, zum Schuge der ihm zuaeitandenen PBrivatrechte eventuell die 
franzöſiſchen) Gerichte anrufen zu fünnen. Der Umfang der Möglichkeit richtet 
jich nach dem Givilprozehgejege des betreffenden Yandes, im vorliegenden Falle 
alio nach dem Code de procedure eivile art. 59 ff., d. h. der Ausländer kann 
in ‚sranfreich nur dann gegen einen Ausländer vor einem franzöfiichen Gerichte 
flagen, wenn und injoweit einer der durch das franzöjiiche Prozeßgeſetz be: 
ſtimmten Gerichtsitände 3. B. des Wohnfiges, Aufenthalts, Erfüllungsortes ıc. 
gegeben it. 

Der der franzöfischen Deputirtenfammer unterm 6. Mat 1890 vorgelegte 
Entwurf einer Abänderung des Code de procedure eivile ergibt wejentliche 
Abweichungen von dem bisherigen, unter a, b und ce dargelegten Standpunft 
der franzöſiſchen Zivilprozeßordnung.!) 

Im neuen Entwurf finden ſich unter dem Kapitel „Des ajournements“ 
die Art. 9 und 10, welche lauten: 

Art. 9: „Les dispositions qui precedent (Art. 1—8, allgemeine Be: 
ſtimmungen über den Gerichtsitand enthaltend), sont applicables aux actions 
à intenter contre un etranger. 

L’etranger qui n’a en France ni domicile ni residence peut etre assiene 
par un Francais devant le tribunal du domieile du demandeur, meme à 
raison d’obligations qui n’ont pas pris naissance et ne sont pas ex&cutoires 
en France. lorsque, d’apres la legislation du pays auquel ressortit l’etranger 
ou lorsqu' un Frangais pourrait, dans les mömes conditions. etre eite devant 
les tribunaux.* 

Art. 10: „L’etranger peut, dans les memes conditions que les Frangais, 
sauf application de l’artiele 16 du code civil, assigner devant les tribunaux 
francais un Frangais ou un etranger.* 

Abſatz 1 des Art. I gibt die Stleichjtellung des Franzoſen und Ausländers 
bezüglich der Bajlivlegitimation d. d. der Franzoſe kann gegen den Ausländer 
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unter dei gleichen VBorausjegungen wie gegen den Franzoſen klagen, nämlich 
wenn der Ausländer irgend einen in dem cod. de proc. eiv. beitimmten Gerichts: 
ſtand im Frankreich hat. 

Abjag 2 des Art. 9 enthält jedoch zwei Ausnahmen zu Gunjten Des 
franzöfiichen Klägers im Sinne des bisherigen Art. 14 cod eiv. Der franzöjiiche 
Kläger kann den ausländiichen Beklagten vor den franzöfiichen Gerichten be- 
langen, einmal wenn der beflagtüche Ausländer „non residant en France“ it 
und dejjen nationale Gerichte Jich für unzuftändig erklären, über eine Klage 
zu erfennen, die von eimem Franzojen gegen ihm angeſtrengt iſt, und Dan, 
wenn es ich um einen Ausländer handelt, deſſen nationales Geſetz zulaſſen 
würde, einen Franzoſen jeinem natürlichen Nichter zu entziehen und ihn vor 
ein ausländisches Gericht zu zitiren. 

Die erjte Ausnahme will dem Franzoſen die Möglichkeit geben, jein Necht 
geltend zu machen, auch wenn die ausländischen Gerichte unzuftändig jmd, 
während die zweite Ausnahme die Möglichkeit ſchaffen ſoll, Neprejfalien üben 
zu fünnen, jalls die Geſetzgebung eines ausländischen Staates eine ähnliche 
Beſtimmung enthalten jollte, als der jegige Art. 14 cod. civ. 

Art. 10 des Entwurfs jtellt die Franzoſen und Ausländer (entgegen dem 
bisherigen Art. 15 cod. eiv.) bezüglich der Aktivlegitimation gleich, mit der 
Ausnahme, dab der Ausländer den Beitimmungen des Art. 16 cod. eiv., der 
Verpflichtung der cautio indiecatum salvi, unterliegt. 

Der Urt. 10 des Entwurfs gibt den franzöſiſchen Gerichten des weitern 
auch für Zivilprozejle unter Ausländern die Zuitändigfeit. 


d) Sınd die im Ausland gefällten Zivilurtheile in Frankreich 
vollitredbar? 

Gemäß Art. 546') cod. de proe. eiv. und Art. 2123?) cod. eiv. haben 
die ausländijchen, d. h. die von den Gerichten ausländischer Staaten erlajjenen 
Urteile in Frankreich nicht die gleiche Kraft wie die inländiſchen, ſie ſind nicht 
volljtrekbar. Die ausländijchen Urtheile müſſen vielmehr, um in Frankreich 
rechtliche Wirkung zu erhalten, durch ein franzöfiiches Gericht vollſtreckbar 
erflärt werden, es jei denn, daß zwiſchen dem ausländischen Staate und Franf- 
reich durch Verträge oder jonjt wie die Gegenjeitigfeit verbürgt it. 

Das Deutſche Neich hat zur Zeit noch feine Verträge geſchloſſen, wodurd) 
die Gegenjeitigfeit zwiichen dem Meiche umd einem ausländiichen Staate ver: 
bürgt iſt. Much exiitiven, ausgenommen zwijchen Baden und Frankreich vom 
16. April 1846, feine Verträge der einzelnen Bundesitaaten mit Franfreich,”) 
jo dab aljo die Gegenjeitigfeit gegenüber Frankreich nicht verbürgt it. 


", Art. 546 cod. de proc. eiv. lautet: „Les jugements rendus par les tribunaux 
etrangers (et les actes recus par les officiers etrangers), ne seront susceptibles 
d’execution en France que de la maniere et dans les cas par les articles 2123 
(et 2128) du Code civil.* 

*), Art. 2123 cod. eiv. lautet: „L’hypotheque —— resulte des jugements 

en faveur de celui qui les a obtenus, , . . . L’hypotheque ne 
peut resulter des jugements rendus en pays &tranger, qu 'autant quils ont ete 
declares executoires par un tribunal francais; sans prejudice des dispositions con- 
traires qui peuvent ötre dans les lois politiques ou dans les traites.“ 

”) Seuffert, Kommentar zur Neichszivilprozehordnung $ 661 Anm. Te und badiiches 
Regierungsblatt 1846 5. 188 „Staatsvertrag zwilchen Baden und Frankreich über die 
wechſelſeitige Bollitrefung der Urtheile in bürgerlichen Rechtsſachen ꝛc. Leber die Aus: 
dehnung dieſer Beitimmungen auf Elſaß-Lothringen fiche Art. 18 Abſ. 4 der Zuſatz-Con— 
vention vom 11. Dezember 1871, R.G.Bl. 1872 ©. 7 ff. 
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Worin beiteht nun die Mitwirkung der franzöfiichen Gerichte und in 
welcher Weiſe erfolgt die Bollitredbarfeitserflärung der ausländiichen Urtheile? 

Ausdrücliche, klare geſetzliche Beitimmungen hierüber find nicht vorhanden, 
und bat jich jo eine Neihe von Anjichten gebildet. 

Nach einer Doftrin bejteht die Aufgabe des franzöfiichen Gerichts darin, 
dem ausländischen Urtheil lediglich jein Viſum zu verleihen, indem es ihm die 
formelle Rechtsfraft durch Erteilung der Bollitredungsklanjel gebe; um den 
Inhalt des Urtheils habe es ſich gar nicht zu fümmern. Dies ergebe jich aus 
dem Wortlaute der Art. 2123 cod. eiv. und 546 cod. de proc. eiv., die nur 
verlangten, daß die ausländischen Urtheile formell vollftrefbar erklärt würden. 
Auch aus Gründen des internationalen Nechts müſſe man dies folgern. Das 
ausländische Urtheil ſei an ſich rechtskräftig, res iudicata. Das franzöfiiche 
Gericht könne deshalb das Urtheil in materieller Dinficht nicht prüfen und 
feine Entjcheidung über den Inhalt treffen, denn dann würde nicht das aus 
ländiſche Urtheil vollitredungsfähig gemacht, jondern ein neues Urtheil geichaffen. 

Die Gegner diejer Anficht jtellen dem entgegen, daß, wenn es jich lediglich 
um eine Form, um die Beifügung der Vollſtreckungsklauſel handele, dann die 
Mitwirkung des Gerichts, d. h. einer ganzen Kammer, überhaupt überflühig 
jei, und daß es andererjeitS zwecklos jei, die Intervention des Gerichts zu 
verlangen, wenn man demjelben nicht auch die Möglichkeit gebe, das aus 
ländiſche Urtheil einer Prüfung zu unterziehen. 

Nach diefer Doktrin ift eine Nachprüfung des ausländischen Urteils nad) 
jeder Hinficht nothwendig. Nach ihr verlangt Art. 2123 cod. eiv., indem er 
die Volljtredbarfeitserflärung des ausländischen Urtheils durch das franzöfiiche 
Gericht feitjegt, eine wirkliche Entjcheidung des Gerichts. Und eine jolche 
Entjcheidung jet mur möglich, wenn man das ausländische Urtheil einer Prüfung 
unterziehe, es gleichſam revidire. Auch jei es aus nationalen Gründen ge 
boten, daß man die ausländischen Urtheile, in denen Franzoſen als Parteien 
betheiligt jeien, genau prüfe; denn es jei Aufgabe der franzöfiichen Juftiz, die Frans 
zojen vor einem allenfalliigen Uebelwollen der ausländischen Gerichte zu jchügen. 

Dieje Anficht it in Theorie und Praxis am verbreitetiten, und ijt es jedenfalls 
mit ziemlichen Schwierigfeiten verbunden, einem von einem deutichen Gerichte ge: 
fällten Zivilurtheile ohne Weiteres die Bollftredbarfeit in Frankreich zu verjchaffen. 

Das Richtige wäre wohl, einen Mittelweg zwiſchen Dielen beiden Ans 
jichten einzuichlagen, ähnlich wie dies in $ 661 der Reichszivilprozehordnung 
geichieht. Die Vollſtreckbarkeitserklärung jollte ohne Prüfung des materiellen 
Inhalts des ausländischen Urtheils erfolgen, jedoch verweigert werden, wenn 
das ausländische Gericht nicht zuftändig war, wenn durch das ausländiiche 
Urtheil eine Handlung erzwungen wurde, die dem Nechte des Inlandes wider: 
Ipricht, und im ähnlichen Fällen. 

Die Wirkungen der Bolljtredbarfeitserflärung beftehen darin, daß das 
ausländische Urtheil nun dem inländichen gleichiteht und diejelbe Kraft hat, 
jomit die Art. 2123 (hypotheque judieiaire) und Art. 1351 (l’autorite de la 
chose jugee) des Code eivil in vollem Umfange auf fie Amvendung finden. 


e) ann der Fremde in Frankreich in Konkurs erklärt werden? 


Art. 437 code de commerce bejtimmt: „Tout commergant qui cesse ses 
paiements est en tat de faillite“ . . . . und gibt ein Urtheil des Kafjationg- 
bofes vom 24. November 1857 folgende Erläuterung zu Art. 437: „L’etranger 
faisant le commerce en France peut, quoique non autorise A y resider, &tre 
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declare en faillite, et cela même malgre la resistance de ses ereanciers (ran- 
gais“'). Die franzöfiichen Gerichte find jomit zuftändig, einen in Frankreich 
wohnenden und dort Handel treibenden Ausländer in Konkurs zu erklären, 
und iſt der Konkurs da zu eröffnen, wo der Gemeinjchuldner jeinen Wohnſitz 
hat und zwar genügt der rein faktiſche Wohnſitz und iſt nicht nothwendig, 
daß der Ausländer zur Wohnſitznahme autoriſirt iſt. 


III. Die privatrechtliche Stellung der Fremden, die gemäß Art. 13 cod. eir. 
privilegirt find. 


Der Wortlaut des Art. 13 wurde bereits oben?) angegeben und dort 
auch die heutige Bedeutung näher erörtert. Mit kurzen Worten läßt fich der 
Inhalt des Art. 13 dahin fallen: Der nach Art. 13 privilegirte Fremde it 
beinahe Franzoſe, jedoch it er von gewiſſen öffentlichen echten noch aus- 
geſchloſſen, und ſein Status, ſeine perſönlichen Fähigkeiten, richtet ſich noch 
nach ſeinem beimatlichen Rechte. 

Was die Privatrechte anlangt, jo ſteht er in deren Ausübung den Frans 
zoien vollfommen gleich, „il jouit de tous les droits eivils.“ Dem nad Art. 
13 c. e privilegirten Ausländer jtehen aljo nicht nur die oben sub II, IF-6 
dem gewöhnlichen Ausländer zugejprochenen Nechte zu, jondern auch die dort 
dem Ausländer abgejprochenen oder bejtrittenen. 

Was das Perjonenrecht anlangt, jo richtet ſich der perjünliche Stand und 
die perjönliche Fähigkeit, wie bereits erwähnt, nach) dem jog. nationalen Geſetz. 
Der privilegirte Fremde erwirbt aber auch nach Anficht der meisten fran= 
zölischen Juristen einen Wohnfig im Rechtsſinn, was ziemlich tlar aus dem 
Wortlaute des Art. 13 ſich ergibt, indem es dort heißt: . .. autorise .. 

a fixer son domicile ... . Die franzöfiiche Gejegesiprache unterjcheidet ſehr 
wohl zwijchen domieile und residence ; das erjte bezeichnet den rechtlichen, das 
legte den faktiſchen Wohnſitz. 

Im Sachenrecht läßt jich feine Bejonderheit anführen, dagegen genießt 
der autorijirte Ausländer die oben im Obligationenrecht berührte cessio bonorum, 
welche nach Art. 905 cod. proc. eiv. dem gewöhnlichen Ausländer verjagt it. 

Im Familienrecht wird dem autorijirten Fremden das Necht der Adoption 
auch von dem franzöfischen Juriſten unbeftritten zugeitanden, während deren 
Mehrzahl ihm die Fähigkeit, Vormund eines Franzoſen zu jein, mit der Be— 
gründung abjpricht, dat die VBormundjchaft ein munus publieum jet, und öffent- 
liche Rechte auch dem nach Art. 13 privilegirten Fremden nicht zuſtehen können. 

Im Erbrechte und Handelsrechte ergibt ſich zwiichen der Stellung des 
privilegirten und nicht privilegirten ‘Fremden feine Verjchiedenheit. Dagegen 
hat der privilegirte Fremde im Zivilprozehrechte eine günftigere Stellung als 
der gewöhnliche Fremde. Einmal jtehen ihm die Vortheile des Art. 14 cod. 
eiv. zu. Er fann als Gläubiger eines anderen Ausländers, mit dem er im 
Auslande fontrahirt hat, dieſen Ausländer vor die franzöſiſchen Gerichte zitiren. 
Dann aber braucht er die nach Art. 16 cod. eiv. dem Fremden vorgeichriebene 
eautio iudicatum salvi nicht zu leiten, jondern fan im Gegentheil von einem 
anderen Ausländer, mit dem er im Prozeſſe it, dieje Sicherheitsleijtung verlangen. 


) H. F. Riviere, Code de Commerce. Paris 1893. 80. Gemäß Art. 1 des 
Gel. vom 4. März 1889 ſtehi dem Deutſchen in Be a auch bénéftice de la liqui- 
dation judiciaire“ zu; cf. Riviere Anbang 5 

2) Siehe oben &. 333, 
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Was die Wirkungen der nach Art. 13 cod. eiv. erfolgenden Autorijation 
betrifit, jo iſt ſie eine perjönliche und erſtreckt ſich nicht von ſelbſt auf Frau 
und Kinder des betreffenden Fremden. Wenn auch im Allgemeinen der Satz 

ilt, daß Frau und Kinder dem Wohnſitze ihres Mannes oder Vaters folgen, 

Jo handelt es ſich doch hier um eine Wohnſitzverleihung, die beſtimmte Rechte 
nach ſich zieht, und nur demjenigen verliehen wird, der ſie ausdrücklich wünſcht. 
Soll die Autoriſation daher auch für Frau und Kinder Platz greifen, jo muß 
jie ausdrüdlich für dieſe verlangt werden. 

Dieje Nutorifation wird mur unter der Bedingung bewilligt, daß man 
jich wirklich und dauernd in ‚Frankreich niederläßt; eine fingivte oder vorüber: 
gehende Niederlaflung gemügt nicht. 


$5. Schlußbemerkungen. 


Wenn man, wie in vorjtehender Skizze, das geltende franzöftiche Necht flüchtig 
durchmuftert, jo kann man ſich des Eindruces nicht erwehren, daß ein gewiſſer 
nationaler Zug die ganze frauzöfijche Geſetzgebung bejeelt, der dem Deutichen um 
jo mehr auffällt, als gerade auf dem Hauptrechtsgebiet, dem Gebiete des Privat: 
rechts, eine einheitliche deutiche Geſetzgebung noch mangelt, und in dem parti- 
kulariſtiſch zerjtücelten, mit römiſchen Formeln überwucherten deutſchen Privat 
Nechte der nationale Gedanke kaum ſchüchtern zum Durchbruche kommt. 

Der franzöfiiche Geſetzgeber hat jtrenge das eine Ziel im Auge: Welche 
rechtliche Negelung iſt für den Franzoſen, für Frankreich insgeſammt am nütz— 
lichiten? Und auc) der praftiiche franzöſiſche Juriſt iſt jtetS von dem einen 
Gedanken bejeelt: Welche Auslegung des Nechtes iſt dem Franzoſen am 
günftigften? — Diejer Gedanke führt, wie wir geſehen haben, mitunter zu 
einer einfeitigen umd engberzigen Auffaſſung des Nechts überhaupt. 

Gerade bei der Frage, welche Nechte jtehen dem Nichtfranzojen, dem Aus: 
länder im Frankreich zu, macht ſich die engherzige Auffaffung des franzöſiſchen 
Juriſten fübhlbar. 

Das geltende franzöftiche Necht, das in der Hauptſache noch heute durch 
den Monumentalbau des Code Napoleon repräjentirt wird, iſt zwar auf den 
Grundſätzen der franzöſiſchen Nevolution aufgebaut umd huldigt jomit auch 
dem Grundſatz der „egalite* dem Sugeitänduiß, dab „Alle“ (Ins und Aus: 
länder) gleiche Rechte haben jollen, d. h., wenigjtens was die Ausübung nicht 
politijcher Nechte anlangt. Doc iſt dieler Grundſatz der Gleichheit im Laufe 
eines Jahrhunderts merklich verblaßt und hat heute einer vielfach recht engherzigen 
und einſeitigen Hervorkehrung des Nationalitäts Standpunktes Platz gemacht. 

Die Beſtimmungen des franzöjiichen Rechts, die von der rechtlichen 
Stellung der Ausländer handeln, jind, wie oben gezeigt, jehr wenige, und jind 
im Gegenjag zur jonjtigen Klarheit des Code Napoleon oft unflar. Die Folge 
ift, dab die VBermuthung, die Analogie und die Auslegung eine große Rolle 
jpielen, dal die Auslegungen jelbit wieder vielfach beftritten find, mit einem 
Worte, daß der durch die Geſetzgebung dem Ausländer gewährte rechtliche 
Boden jehr ſchwankend und unjicher iſt. Auch bat jich bisher feine bejtändige 
Gerichtspraxis herausgebildet und es fommt nicht jelten vor, daß in Frank: 
reich nationale Leidenjchaften, ſobald es jich um Beurtbeilung von Ausländern 
handelt, auf die Uebung des Nechts und der Gerechtigkeit einen hemmenden und 
zerjtörenden Einfluß üben — man denfe nur z.B. an den Prozeß von Angouleme. 
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I. Reichögejek vom 16. Juni 1895, 
betreffend die Abändernng des Branntweinjteuergejeges vom 24. Juni 1887. 
(R-G.:Bl. S. 265.) 
Artifel I. 
An die Stelle des $ 1 Abſatz 3 und 4, $ 2 Abſatz 3 bis 6, $ 12, $ 13, 
S 40 letzter Sat, $ 41 und 8 42 des durch das Geſetz vom 8. Juni 1891 
(Reichs-Geſetzbl. S 338) abgeänderten Geieges vom 24. Juni 1887 (Neich$- 
Geſetzbl. S. 253) treten folgende Beſtimmungen: 


1. S ı Abjag 3 und 4. 


Die Gefammtjahresmenge, von welcher der niedrigere Abgabeſatz zu entrichten 
ift (das Geſammtkontingent), ſowie der Betrag des niedrigeren Abgabeſatzes jollen 
alle fünf Jahre einer Reviſion unterliegen. 

Bon der VBerbrauchsabgabe befreit und bei Feititellung der nad) dem Vor— 
ftehenden maßgebenden Jahresmenge außer Anſatz bleibt: 

1. Branntwein, welcher ausgeführt wird, 

2. Branntwein, welcher zu gewerblichen Zweden, zur Eijigbereitung oder 
zu Putz-, Heizungs-, Koch- oder Beleuchtungsziveden verwendet wird, 
nad) näherer Beltimmung des Bundesrathd. Die!) VBrennereibefiger 
find gegen Webernahme der Koſten berechtigt, die amtliche Denaturirung 
ihres Brauntweins in ihren Brennereien zu verlangen. 

Der Bundesrath iſt ermächtigt, auch ſolchen Branntwein von der Verbrauchs— 

abgabe frei zu laſſen, der zu willenschaftlichen oder Heilzweden verwendet wird. 


2. 5 2 Abſas 3 bis 5. 

Bon fünf zu fünf Jahren wird für die einzelnen bisher betheiligten Bren- 
nereien und für die inzwiichen neu entitandenen landwirthichaftlichen ($ 41 D) 
oder Materialbreinereien ($ 41 III) die Jahresmenge Branntwein, welche jie zu 
dem niedrigeren Abgabeiage heritellen dürfen (das Ktontingent), nen bemeilen. Die 
Neufontingentirung erfolgt im Laufe des Ietten Jahres der jeweiligen fünf: 
jährigen Periode für die folgenden fünf Betriebsjahre nach folgenden Grundjägen: 

a) Negelmäßiges Verfahren. 

Die bisher betheiligten Brennereien werden nad) Maßgabe der in den vor— 

hergehenden fünf Betriebsjahren durhichnittlih zum niedrigeren Abgabejage 
bergeitellten Altoholmengen weiter betheiligt.?) Bei Brennereien, die in einem 





) Der folgende Sat fehlt im Entwurf. 

2 Mon bier ab lautet der Abfa im Entwurf: Wenn Brennereien wegen Mißernte, 
Feuerſchaden oder ähnlicher Ereigniſſe in einem oder mehreren der fünf Jahre das Kontin= 
gent überhaupt nicht oder nicht vollitändig beritellen können, fo wird für dieſe Jahre gleich 
wohl die volle Kontingentsmenge als bergeitellt angenommen. In gleicher MWeife kann 
nad näherer Beitimmung des Bundesraths verfahren werden, wenn in einzelnen Jahren 
ein wirthichaftliches Bedürfnik vorliegt, den Brennereibetrieb möglichit einzuichränten. 
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oder mehreren der fünf Jahre das Kontingent überhaupt nicht, oder nicht voll» 
ftändig heritellen, wird für diefe Jahre aleihwohl die volle Kontingentsmenge 
al3 hergeitellt angenonmen, wenn wwenigitens in dreien der fünf Jahre das 
Kontingent vollftändig bergeitellt worden ilt. Nach näherer Beltimmung des 
Bundesraths können in Abfindungsbrennereien die Kontingente auch dann als 
bergeltellt angeiehen werden, wenn diejelben in mehr als zwei Jahren überhaupt 
nicht oder nicht vollftändig hergeſtellt find. 

b) Stontingentöminderung beim Betrieböwechiel. 

Die für die einzelne Brennerei bei der Neufontingentirung in Rechnung zu 
jtellende Alktoholmenge wird 

1. wenn eine dickmaiſchende Getreidebrennerei während der legten fünf Bes 
triebsjahre zur Hefenerzeugung übergegangen ift, um drei Siebentel, 

2. wenn eine Brennerei, die zuvor andere Stoffe als Getreide verarbeitet 
hat, in dieſer Zeit zur Hefenerzeugung übergegangen ift, um die Hälite 
und wenn fie zur Getreideverarbeitung ohne Hefenerzeugung übergegangen 
ift, um ein Achtel 

gekürzt. Iſt der Hebergang nur ein theihweifer geweien, To erfolgt Kürzung 
zu einem entiprechenden Theile. Bei Wiederholung eines Betriebswechſels der: 
jelben Art findet eine erneute Kürzung nur infomweit Statt, als die Menderung 
der Betriebsart bei der früheren Kürzung noch nicht berüdiichtigt iſt.!) 

ec) Neuveranlagung zum Stontingent. 

Die Neuveranlagung zum Kontingent findet ſtatt: 

1. für die bis zum Beginn des legten Jahres der jeweiligen Kontingents— 
periode neu entitandenen und betriebsfähig hergerichteten landwirthichaft- 
lihen und Materialbrennereien, 

2. für diejenigen bisher betheiligten Iandwirthichaftlichen Brennereien, deren 
wirthichaftlihe Lage durch Verringerung oder Vergrößerung der regel: 
mäßig beaderten oder ſonſt Iandwirthichaftlich genugten Fläche während 
der legten fünf Betriebsjahre eine wejentliche Veränderung erfahren hat, 

3. für Diejenigen landwirthichnftlichen Brennereien, welche als dickmaiſchende 
Getreide: oder als Hefebrennercien am Stontingent betheiligt waren und 
im Laufe der vorhergehenden fünf Jahre dauernd entweder zur Der: 
arbeitung von Kartoffeln übergegangen find oder die Hefenerzeugung 
aufgegeben haben, 

4. für diejenigen landwirtbichaftlichen Brennereien, bei deren früherer Neu— 
fontingentirung wejentlibe Veränderungen des Areals unberüdjichtigt 
geblieben find. 

Für die bezeichneten Brenmereien ift nad dem Umfange ihrer Betriebs: 
einrichtungen unter Berüdiichtigung des beaderten oder ſonſt landwirthichaftlich 
genugten Areals und der gelammten woirthichaftlihen Verhältniſſe ſowie des 
Betriebsumfanges anderer am Stontingent betheiligter Brennereien nah Anhörung 
zweier Sachverſtändigen der BrennereisBerufsgenoflenichaft diejenige Alkohol— 
menge zu ermitteln, deren jährliche Herſtellung als angemeſſen zu erachten iſt. 
Der Bemefjung des künftigen Kontingents ift von dieſer Menge derjenige Theil 
zu Grunde zu legen, welcher dem VBerhältniß entipricht, das in den ohne Neu: 
EN am Stontingent zu betheiligenden Brennereien derjelben Art zwiichen 


") an, Polende Sag des Entwurfes it bier geitrihen: Der Bundesrath ift ermächtigt, 
anderweite Ausnahmen zuzulaſſen. 
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ihrer Gejammterzeugung und der von ihnen zum niedrigeren Abgabejage her: 
geitellten Alkoholmenge während der vorhergehenden fünf Jahre durhichnittlich ') 
beitanden hat. 

d) Falls die auf Grund der Norfchriften unter a, b und e in Rechnung 
zu Sstellenden Alfoholmengen 150000 Xiter überfteigen, werden fie um ein 
Zwanzigitel?), jedoch nicht unter den Betrag von 150000 Liter herabgejekt. 

Die auf Grund der Vorichriften unter e in Rechnung zu ftellenden Alkohol— 
mengen dürfen im Falle einer Neubetheiligung am Stontingent oder einer Kon— 
tingentserhöhung für landwirthichaftliche Brennereien SO 000 Liter, für Materials 
brennereien 8000 Liter nicht überſchreiten. 

e) Die auf Grund der PVBorichriften unter b, e und d neu zugetheilten 
Kontingentsmengen find bei der nächiten Neubemeſſung auch für das legte Jahr 
der vorangegangenen Bertheilungsperiode in Rechnung zu stellen. 


Die nad) Abſatz 1 unter b für den Fall der Neufontingentirung vorgejehenen 
Kontingentsminderungen find unbefchadet der endgiltigen Feitiegung des Kontingent 
am Sclufje jeder Periode nad) den dort bezeichneten Grundjägen ſchon am Schluſſe 
jedes Betriebsjahres vorzunehmen’). 

Landivirthichaftlihe und Materialbrennereien, die zum gewerblichen Betriebe 
($ 42 I) übergehen, dürfen Branntwein au dem niedrigeren Abgabejage nicht 
beritellen. 

Yandwirtbichaftlichen und Materialbrennereien, welche in einem Betriebsjahre 
nicht mehr als 10 SHeftoliter reinen Alkohols heritellen, kann nach näherer Be— 
ftimmung des Bundesraths geitattet werden, ihr gefammtes Erzeugniß zu dem 
niedrigeren Abgabejage herzuitellen. . 


3 5 12. 


Bei der Ausfuhr von Trinkbranntweinen aus dem freien Verkehr, ſowie von 
Fabrifaten, zu deren Herſtellung Branntwein aus dem freien Verkehr verwendet 
worden iſt, fann nach näherer Beitimmung des Bundesraths eine Vergütung der 
Berbrauchsabgabe für die Trinfbranntweine und den zu den Fabrikaten verwendeten 
Branntwein gewährt werden. 

4. 813. 

Für Diejenigen Brennereien, welche in einem BBetriebsjahre nicht mehr als 
1500 Hektoliter Bottichraum bemaischen, ſowie für die Abfälle der Biererzeugung 
verarbeitenden Brennereien diejer Größe*) und die Materialbrennereien kann von 
der Landesregierung angeordnet werden, daß die Vorichriften des S$ 3 Abiak 1 
und 2 und der SS 5 bis 11 und 42 V feine Anwendung finden. Die Ber: 
braudsabgabe iſt in diefem Falle von derjenigen Alktoholmenge, welche aus dem 
angelagten Maiichbottichraume oder der zur Verarbeitung auf Branntwein ange— 
meldeten Stoffmenge hergeitellt, oder welche während der erflärten Betriebszeit 
mit der zum Gebrauche beitimmten Brennvorrichtung nad) ihrer Leiltungsfähigfeit 
gewonnen werden fan, im Voraus durch die Steuerbehörde nad) Anhörung des 
Brennereibeſitzers bindend feftzuiegen und, Soweit nicht Stundung eintritt, Drei 
Monate nad) Heritellung des Branntweins vom Brennereibefiger zu entrichten. Ihre 
fofortige Einziehung iſt zuläflig, wenn der Schuldner in Vermögensverfall geräth. 


’) Diefes Wort fehlt im Entwurf. 

?) Der Entwurf bat Fünfundzwanzigſtel. 

) Dieſer Abia fehlt im Entwurfe. . 
* Die Worte: „dieſer Größe” fehlen im Entwurf. 
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Die Landesregierung kann geitatten, daß der in einer abgefundenen Brennerei 
erzeugte Branntwein unter Abitandnahme von der Erhebung der Verbrauchsabgabe 
unter Steuerfontrole geftellt wird. 

In beionderen Fällen iſt Abfindung mit der Maßgabe zuläflig, dab die 
Mindeitmenge des zu ziehenden reinen Alkohols feſtgeſetzt wird. 


>. $ 40 legter Sak. 

Die in einzelnen Bundesftaaten vor dem 1. Oktober 1887 zugeltandenen 
Betriebserleihterungen dürfen von der Landesregierung auch ferner in Geltung 
belajfen werden; der Bundesrath ift ermächtigt, dieſe Erleichterungen allgemein 
einzuführen und weitere Abweichungen von den in den 88 6 bis 12, 14 und 
16 bis 42 des Gejeges vom 8. Juli 1868 vorgejehenen Beſtimmungen anzuordnen. 


6. 5.41. 


I. Die Erhebung der Maiichbottichiteuer erfolgt nur noch in den land» 
wirthichaftlichen Brennereien. 

Als Tandwirthichaftliche Brennereien gelten diejenigen während des ganzen 
Betriebsjahres ausſchließlich Getreide oder Kartoffeln verarbeitenden Brennereien, 
bei deren Betrieb die ſämmtlichen Rückſtände in einer oder mehreren den Eigen— 
thümern oder Beligern der Brennerei gehörenden oder von denielben betriebenen 
MWirthichaften verfüttert werden und der erzeugte Dünger vollitändig auf dem 
den Cigenthümern oder Beligern der Brennerei gehörigen oder von denjelben 
bewirthichafteten Grund und Boden verwendet wird. Nach näherer Beitimmung 
des Bundesrath3 kann der Brennereibefrieb als landwirthſchaftlicher aud dann 
behandelt werden, wenn eine vorübergehende Veräußerung von Schlempe oder 
Dünger erfolgt oder wenn neben Kartoffeln und Getreide im Zwiſchenbetriebe 
nicdhtmehlige Stoffe allein verwendet werden. 


II. Die Maiichbottichiteuer beträgt 1,5, Mark für jedes SHeftoliter des 
Nauminhalt3 der Maiichbottihe und für jede Einmaiſchung. Bei der Steuer: 
berechnung bleibt der überjchiegende Nauminhalt, welcher 25 Liter nicht erreicht, 
außer Betracht 

In Brennereien, welche nur während der Zeit vom 16. September bis 
15. Juni nicht länger als 8'/, Monate betrieben werden, wird die Matichbottichiteuer 

a) wenn an einem Tage durdichnittlich nicht über 1050 Liter Bottichraum 

bemaiſcht werden, nur zu ſechs Zehnteln, 

b) wenn an einem Tage durchichnittlich mehr als 1050, jebody nicht über 

1500 Liter Bottichraum bemaiicht werden, nur zu acht Zehnteln, 
e) wenn an einem Tage durchſchnittlich mehr ald 1500, jedoch nicht über 
3000 Liter Bottichraum bemaifcht werden, nur zu nenn Zehnteln, 
des im Abſatz 1 feitgeiegten Steuerbetrages erhoben. Gelangen während eines 
Stalendermonat3 im einer der bezeichneten Brennereien mehr als 1050, 1500 
oder 3000 Liter Bottichraum durchſchnittlich täglich zur Bemaiſchung, To wird 
für den Monat der entiprechend höhere Steuerjag erhoben. Wird die Betriebs— 
frift von 8'/, Monaten überfchritten, jo ift der volle Maiichbottichjteueriag für 
die ganze Betriebözeit zu entrichten '). 


') Folgende Beitimmung des Entwurfs ift bier geitrihen: Die oberiten Yandesfinanz- 
bebörden find jedoch nach näherer Beitimmung des Bundesratbs ermächtigt, ſoweit ein 
wirthichaftliches Bedürfniß für die Ausdehnung des Betriebes vorliegt, von einer Nach— 
erhebung der Steuer für die in die achteinhalbmonatliche Brennfrift fallenden Bemaiichungen 
Abitand zu nehmen. 
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III. Als Materialbrennereien gelten diejenigen Brennereien, welche während 
des ganzen Betriebsjahres Tediglih nichtmehlige Stoffe, mit Ausnahme von 
Melaſſe, Rüben und Rübenſaft, verarbeiten. 

Die Branntweinmaterialiteuer beträgt vom Hektoliter: 


a) Treber von Sernobit und een Weintrber . . On, Mark, 
b) Kernobſt . . i un 2 ne ur Ale on 
ce) Beerenfrüdte aller Art Br a oe a 


d) Brauereiabfälle, al gepreßte MWeinhefe und Wur— 
zeln aller Art . . 0,50 

e) Trauben oder Obftwein, flüſſige Weinhefe und Steinobft O,35 

Die Materialitener wird 

a) von denjenigen Brennern, welche in einem Jahre nicht mehr ala 50 Liter 
reinen Alkohols erzeugen, nur zu vier Zehnteln, 

b) von denjenigen Brennern, welche in einem Jahre mehr als 50 Liter, 
jedoh nicht über 1 Heftoliter reinen Alkohols erzeugen, nur zu acht 
Zehnteln 

der vollen Steuerſätze erhoben. 


Für diejenigen Brennereien, welche in einem Betriebsjahre nicht mehr 
als 1500 SHeftoliter Bottichraum bemaiſchen, jowie für die Abfälle der Pier: 
erzeugung verarbeitenden Brennereien und die Materialbrennereien kann bon ber 
Landedregierung angeordnet werden, daß die nad) der beitehenden Gejeggebung an- 
geordneten Betrieb3einrichtungen und Kontrolen in MWegfgll kommen. Die Steuer 
it in dieſem Falle von dem angejagten Maifchbottichraume oder der zur Ber: 
arbeitung auf Branntwein angemeldeten Stoffmenge oder derjenigen Materials 
oder Maifchmenge, welche während der erklärten Betriebszeit mit der zum Gebraud) 
beſtimmten Brennvorrichtung nach ihrer Leiftungsfähigkeit abgetrieben werben kann, 
im Voraus durch die Stenerbehörde bindend feitzuiegen. 

V. Eine Nüdvergütung der Maifchbottiche oder Branntiweinmaterialiteuer 
fann nad mäherer Beitimmung des Bundesrath3 außer für gewerbliche Zwecke 
aud für Branntwein bewilligt werden, welcher zu Heil-, zu wijlenichaftlichen oder 
zu Putz-, Heizungs-, Soc: oder Beleuchtungszweden Verwendung findet,') oder 
welcher, jo lange er unter Steuerfontrole fteht, durch Werdunftung oder fonftige 
natürliche Einflüſſe verloren geht. 


7. 8 42. 
I. In den gewerblichen Brennereien findet die Erhebung der Maiichbottich- 
jtener und der Branntweinmaterialitener nicht mehr itatt. 
Als gewerbliche Brennereien gelten alle Brennereien, welche weder zu ben 
landwirthichaftlihen noch zu den Materialbrennereien gehören. 


II. Bon dem in gewerblichen Brennereien bergeitellten Branntwein wird, ſo— 
weit er der Verbrauchsabgabe unterliegt, ein Zuichlag zu diejer erhoben, welcher 
0,0 Marf für das Liter reinen Alkohols beträgt. 

Bei ſolchen gewerblichen Brennereien, welche vor dem 1. April 1887 bereits 
beitanden haben und nicht mehr als 10000 Liter Bottichraum an einem Tage 
bemaijchen, tritt für den Umfang des vor dem 1. Oftober 1887 geübten Be— 
triebes, nad näherer Beltimmung de3 Bundesraths, eine Ermäßigung des Zu: 
ſchlages um O,,, Mark für das Liter reinen Alkohols ein. Bemaiſchen Brennereien 
diefer Art mehr ald 10000 Liter, jedoch nicht über 20000 Liter Bottichraum, 


') Die folgenden Worte fehlen im Entwurf. 
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jo beträgt diefe Ermäßigung des Zuichlages O,. Mark. Dieje Beltimmung 
findet feine Anwendung während derjenigen Monate, in denen Hefe erzeugt, oder 
Melaſſe, Rüben oder Rübenſaft verarbeitet wird. 

II. Auf Antrag find auc landwirthichaftliche und Materialbrennereien von 
der Erhebung der Maiichbottich- oder Branntweinmaterialiteuer frei zu laſſen. 


Sofern hiervon Gebraud; gemacht wird, werden von dem hergeitellten Brannt— 
wein folgende Zuichläge zur Verbrauchsabgabe für das Liter reinen Alkohols er— 
hoben: 

a) an Stelle der Maifchbottichiteuer: 


1. in Brennereien, die in einem Jahre nicht mehr al3 100 Hektoliter reinen 
Alkohols erzeugen, 
während derjenigen Monate, in denen fie ohne Hefenerzeugung bes 
trieben werden O,, Marf, 
während derjenigen Monate, im denen fie mit Sefenerzeugung bes 
trieben werden O,, Mark; 

2. in Brennereien, die in einem Jahre mehr als 100, jedoch nicht über 
150 Seftoliter reinen Altohol3 erzeugen, 

während derjenigen Monate, in denen fie ohne Hefenerzeugung be= 
trieben werden O,, Mar, 

während derjenigen Monate, in denen sie mit Defenerzengung bes 
trieben werden O,,, Mark; 

3. in Brennereien, die in einem Jahre mehr als 150 SHeftoliter reinen 
Altohols erzeugen. Os, O,ıs, oder O,, Mark nad) Maßgabe der Vor— 
Ichriften unter Ziffer II; 

b) an Stelle ber Branntiveinntateriaffteuer: 


1. foweit von einem Brenner in einem Jahre nicht mehr er 50 Liter 
reinen Alkohols erzeugt werden . . 0,0 Mar, 
2. jomweit von einem Brenner in einem Jahre mehr als 50 ne jedoch, 
nicht über 1 Heftoliter reinen Alkohols erzeugt werden . O,s Marf, 
3. foweit von einem Brenner in einem Jahre mehr als ı Ben reinen 
Alkohols erzeugt wid . . . — Os Marl. 


Die Steuerbehörde fann SE —— Aa oe deren Antrag dem 
Zuſchlag zur Verbrauchsabgabe ftatt der Materialftener unteritellen. 

IV. Die in den SS 11 bis 39 des gegenwärtigen Geſetzes hinfichtlich der 
Verbrauchsabgabe gegebenen Beſtimmungen finden auf den Zuichlag zu derjelben 
entiprechende Anwendung. 


V. Für Brennereien, in welchen nah Ziffer IT und IIT der Zuichlag zur 
Verbrauchsabgabe erhoben wird, gelten die Tonftigen Beltimmungen des Geſetzes 
bon 8. Juli 1868 mit folgenden Aenderungen: 

a) die Größe und Zahl der Nebengefühe, als; Hefengefäße, Maiichbehälter 
u. ſ. mw. bedürfen einer Genehmigung nicht; 

b) Abänderungen des angemeldeten Betriebes find mit der Maßgabe zuläflig, 
dat die Abweichung vorher im Betriebsplan bemerkt und binnen 24 Stunden 
der Steuerbehörde angezeigt werden muß; 

e) die Brennfrift fann von der Stenerbehörde dem wirklichen Bedürfniß 
entiprechend eingeichränft werden ; 

d) die unbefugte Benutzung von Maiſchgefäßen, welche leiten der Steuer: 
behörde außer Gebrauch gelegt worden find, zum Ginmaiichen, ſowie 
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die Cinmaiichung oder Zubereitung von Maiiche, die dem Steuerbeamten 
gar nicht angejagt, oder die an anderen Tagen, in anderen Räumen 
oder in anderen Gefäßen als den in dem amtlich beitätigten Betriebs: 
plan dazu angemeldeten vorgenommen wird, unterliegt einer Gelditrafe 
von einer bis zu dreihundert Mark. 


Artikel I. 


$ 1. Neben den beitehenden Branntweinfteuern wird in denjenigen Brennereien, 
welche in einem Jahre mehr als 300 Hektolitor reinen Alkohols erzeugen, von 
der mehr erzeugten Altoholmenge ein bejonderer Zuſchlag zur Berbrauchsabgabe 
(Brenniteuer) erhoben, und zwar: 

a) in landwirthihaftlichen und gewerblichen Brennereien, die während des 
ganzen Betriebsjahres weder Hefe erzeugen, noch Melaſſe, Rüben oder 
Rübenſaft verarbeiten '): 

für die Erzeugung über 300 bis zu 600 Hektoliter je O,, Mark, 


„on „ " 600 „m 900 " „1 " 
" „ " " 9 00 " " 1 200 " " 1 [27 " 
" " " n 1200 " ” 1500 n " 2 " 
”v "” Rn " 1 50 0 " " l 800 " " 2 [2 " 
— * — „ 1800 „ „ 2000°%) „ u 2 — 
" " " " 2000 * 2 200 ” " 3 [27 " 
" " w " 2200 nn 2400 " " 4 7 
W * 2400 , 2600 jr — °5 
” " " " 2600 "on" 2800 " " 5 
" " u " 2800 " " 3000 " " 5 rs " 

3000 — 6 


" ” " " 1 
vom Hektoliter reinen Altohols;?) 

b) im ſämmtlichen Brennereien, die im Laufe des VBetriebsjahres Hefe er: 
zeugen, im denjenigen gewerblichen Brennereien, welche im Laufe bes 
Betriebsjahres Melaſſe, Rüben oder Nübeniaft verarbeiten, und in den 
Materialbrennereien: 


” Im Entwurf heißt es: a) im landmwirtbichaftlichen Wrennereien, die während des 
ganzen Betriebsjahres ohne Hefenerzeugung arbeiten. 

) Mon bier ab find die Säbe gegen den Entwurf verändert. Ste lauten im Entwurf: 
1800— 2000, 2000— 2100, 2100— 2400, 2400— 2700, 2700— 3000, 3000— 3300, 3300— 3600, 
über 3600. 

’, Der Entwurf enthielt zwischen der jehigen lit. a und b (dort ©) folgende lit. b: 
in gewerblichen Brennereien, die während des nanzen Betriebsjahres weder Hefe erzeugen, 
noch Melafie, Rüben oder Rübenſaft verarbeiten: 


für die Erzeugung über 300 bis 400 Heftoliter je 0, Mark, 
400 1 


" ” ” " " 600 " [23 ” 
” " ” " 600 ” . 800 * 1 ‚ ”„ 
— J 800 „ 1000 e „2 5 
Ne * J 1000 „ 1200 A „2 „ 
en n m 1200 „ 1400 — 3 J 
— ie a 1400 „ 1600 r „BE u 
FRE 2 „1600 „ 1800 E „4 = 
———— x „ 1800 „ 2000 z 1 
—— „2000 „ 2200 . a‘ bs 
eh = „. 2200 „ 2400 { PT 

2400 „ — R „6 “ 


vom Heftoliter reinen Altohols: 
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für die Erzeugung über 300 bis 500 Heftoliter!) je O, Mark 
—1 


" " " " 500 ” 700 " " " 
" " " " 7 00 " 900 " " 1, " 
" " " " 900 " 1000 " " 2 " 
" n " ” —1 000 1 1 00 " " 2 ıb " 
" " " " 1100 " 1200 " ” 3 " 
" " " " 1200 " 1300 ” ” 3,5 " 
" " " " 1300 2 1400 " i 4 " 
" " " " 1400 " 1500 " " 4 " 
n " " " 1500 " 1600 " " 5 " 
" " " " 1600 „ 17 00 " " 5,5 " 
2 1700 — a „ 6 = 


vom Hettoliter reinen Altohols. 


In landwirthichaftlihen Genofienichaftäbrennereien, die al3 ſolche am 1. April 
1895 beitanden haben, wird für den Umfang des bisherigen Betriebes die Brenn 
ſteuer nur mit drei Viertel der vorbezeichneten Sätze erhoben. ?) 

An allen landwirthichaftlichen Bremnereien, die im Laufe des Betriebsjahres 
Maiichbottichiteuer entrichtet haben, wird außerdem für jedes in der Zeit vom 
16. Juni’) bis 15. September hergeitellte Seftoliter reinen Alkohols folgende 
Brenniteuer erhoben: 

a) jofern während dieſer Zeit an einem Tage durhichnittlich mehr ald 1050, 

aber nicht über 1500 Liter Bottichraum bemaiiht werden . 1 Marf. 
b) jofern während diejer Zeit an einem Tage durhichnittlich mehr als 1500, 
aber nicht über 3000 Liter Bottichraum bemaiicht werden . 2 Marf, 

ce) jofern während diejer Zeit an einem Tage durchſchnittlich mehr als 
3000 Xiter Bottihraum bematiiht werden . . 2 3 Mark. 
Diejelbe Abgabe ift zu erheben, ſoweit der Betrieb einer derartigen 
Brennerei in die Zeit vom 16. September bis 15. Juni 8'/, Monate 
überichreitet. *) 

In denjenigen am Kontingente betheiligten’) VBrennereien, bie 
Melafje, Rüben und Rübenſaft verarbeiten, wird, ſofern fie in einem Betriebs: 
jahre eine Alkoholmenge heritellen, die das Kontingent um mehr ald ein Fünftel 
übersteigt, die Brennitener um 15 Marf*) für jedes weitere Heftoliter reinen 
Alkohols erhöht.) In denjenigen Brennereien der bezeichneten Art, welche nicht 
fontingentirt find, tritt die gleiche Erhöhung injoweit ein, ald ihre Geſammt— 
erzeugung 20 000 Heftoliter reinen Alkohols überfteigt; diefe 20 000 Hektoliter 
werden auf die innerhalb der Testen drei Jahre im Betriebe geweſenen Brennereien 
der bezeichneten Art nad) dem Umfange ihrer Betriebsanlagen vertheilt; gehen 
dieje Brennereien zur Erzeugung von Hefe über, jo wird von dem betreffenden 
Betriebsjahre an die Altoholmenge, die der um 15 Mark erhöhten Brenniteuer 


) Sämmttliche Sätze find gegenüber dem Entwurfe geändert, indem der Entwurf Ab- 
tufungen zu 100 Seftoliter von 300—1400 hatte; der legte Sat tft über 1400. 

) Diefer Abſatz fehlt im Entwurf. 

® * Entwurf 1. Juni. 

Dieſer Satz fehlt im Entwurf. 

°) Die geiperrt gedruckten Worte fehlen im Entwurf. 

% Entwurf 5 Marf. 

) Der Reit des 8 1 fehlt im Entwurf, der itatt deſſen Folgendes enthält: In den- 
jenigen Brennereien der bezeichneten Art, welchen ein Kontingent nicht zugetbeilt ift, unter: 
liegt_die gelammte Erzeugung der erhöhten Brennfteuer mit der Mabgabe, daß auch für 
die Erzeugung bis zu 300 Heftoliter je 5 Mark vom Heftoliter reinen Alkohols erhoben werden. 
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nicht unterliegt, um die Hälfte gefürzt. Neu entjtehende Brennereien, die Melaffe, 
Rüben oder Rübenjaft verarbeiten, unterliegen für ihre gejammte Erzeugung der 
erhöhten Brennfteuer mit der Maßgabe, dab auch für die Erzeugung bis zu 
300 Heftoliter je 15 Mark vom Heftoliter reinen Alkohols erhoben werden. 

$ 2. Die Brennfteuer ift zu entrichten, jobald bie erzeugte Altoholmenge in 
der Brennerei amtlich feitgeitellt ift oder die Berechnung der fteuerpflichtigen Alkohol: 
menge im Wege der Abfindung ftattgefunden hat. Zur Entrichtung iſt der 
Brennereibefiger verpflichtet. Cine Stundung findet nicht ftatt. 

$ 3.!) In denjenigen Fällen, in welchen bei der Ausfuhr von Branntwein 
fowie von Fabrifaten, zu deren Heritellung Branntwein verwendet worden ilt, 
nach dem Auslande ein Erlaß oder eine Vergütung der Branntwein-Berbrauds- 
abgabe eintritt, ift der Betrag von 6 Mark für jedes Heftoliter reinen Alkohols 
zu erjtatten. Bis zu dem gleichen Betrage kann für den zur Effigbereitung ver: 
wendeten Branntwein eine Vergütung der Brennfteuer gewährt werben. 

Die Vergütungsfäge unterliegen nad) näherer Beltimmung des Bundesraths 
alljährlich einer Revilion und find von Bundesrathe für das folgende Jahr ent— 
iprechend herabzujegen, wenn die Geſammtſumme der gezahlten Vergütungen oder 
im Falle einer vorherigen Kürzung der Ausfuhrvergütung diejenige Geſammtſumme 
an Vergütungen, welcde bei Gewährung der vollen Ausfuhrvergütung gezahlt 
jein würde, für das abgelaufene Jahr einen Betrag ergiebt, der größer iſt als 
die gleichzeitige Einnahme an Brennſteuer. 

Soweit in einem Jahre die gezahlten Vergütungen hinter dem Aufkommen 
an Brennftener zurüctgeblieben find, fünnen aus dem Weberihuß auch für Brannt- 
wein, der zu anderen ftenerfreien Zweden als zur Eſſigbereitung verwendet wird, 
Vergütungen bis zu 6 Marf gewährt werden. 

Die während des Jahres vom 1. Oktober 1900 bi3 30. September 1901 
auffommende Brenniteuer darf, iniomweit als die Gefammtiumme der jeit dem 
Inkrafttreten diejes Gejeged gezahlten Brennftenervergütungen die Geſammtſumme 
der während dieſes Zeitraums aufgefommenen Brennfteuer überitiegen haben jolite, 
zur Vergütung nicht verwendet werden. 

$ 4. Die in den 88 16, 17, 18 Ziffer 1 bis 3, 19 bis 24, 26, 27 umd 
30 bis 38 des Branntweiniteuergefeges vom 24. Juni 1887 binfichtlich der 
BranntweinsVerbrauchsabgabe gegebenen Beltimmungen finden auf die Brennfteuer 
entiprechende Anwendung. 


Artifel III.) 


Der Bundesrath wird ermächtigt: 

a) den Kleinhandel mit dematurirtem Spiritus abweichend von den Vor— 
ichriften des $ 33 der Gewerbeordnung zu regeln. 

b) dahin Beitimmung zu treffen, daß beim Stleinhandel mit denaturirtem 
oder undenaturirtem Spiritus die Alkoholſtärke des abzugebenden Spiritus 
durch Aushang an der Verfaufsftelle dem Publikum erfichtlich zu machen ift. 


', $ 3 lautet im Entwurf: In denjenigen Fällen, in welchen bei der Ausfuhr von 
Branntwein nad dem Auslande ein Erlaß oder eine Vergütung der Branntwein-Berbrauchs- 
abgabe eintritt, it der Betrag von 6 Mark für jedes Hektoliter reinen Alkohols zu eritatten. 
Der Vergittungsiag von 6 Mark unterliegt nach näberer Beltimmung des Bundesrathes 
alle drei Jahre einer Revifion und ift vom Bundesrath für die folgenden drei „jahre ent- 
iprechend herabzufegen, wenn im Zeitraum der drei vorausgegangenen ‚jahre die Durch— 
ichnittsfumme der gezahlten Vergütungen höher gemweien iſt als die durchichnittliche Jahres— 
einnabme an Brennfteuer. 

Fehlt im Entmurfe. 
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Zuwiderhandlungen gegen die vom Bundesrath erlaflenen Beltimmungen 
werden mit einer Gelditrafe bis zu 150 Marf oder mit Haft beitraft. 


Artikel IV.) 

I. Diejes Gejeß tritt am 1. Juli 1895 mit der Maßgabe in Kraft, da 
e3 bis zum 30. September 1898 bei den für die Periode 1893/96 zugewiejenen 
stontingentsmengen verbleibt, und daß die Reviſion des Gelammtfontingents, jowie 
die Neubemeilung der Stontingente im Betriebsjahre 1897/98 unter Zugrundelegung 
der Ergebniſſe der vier Betriebsjahre 1893/94 bis 1896/97 vorgenommen wird. 

Die Vorichriften des Artikels IL treten am 30. September 1901 außer Kraft. 

Diejenigen Brennereien, welche vor dem 22. März 1895 die zum Abbrennen 
beitimmten NRohmaterialien angefauft und den hieraus herzuitellenden Branıtwein 
durch einen vor dem 22. März 1895 abgeichlojienen Vertrag zur Lieferung bis 
zum 30. September 1895 veräußert haben, find berechtigt, ſoweit die in der geit 
vom 22. März bis zum 1. Juli 1895 erzeugte Branntweinmenge hinter den 
verfauften Mengen zurücdgeblieben ift, den an den verfauften Mengen fehlenden 
Vranntiwein zu den bisherigen Steuerbedingungen abzubrennen. 

Denjenigen landwirthichaftlichen und Mlaterialbrennereien, welche vor dem 
1. Oftober 1895 neu entitanden und betriebstähig hergerichtet find, faun bereits 
für die Betriebsjahre 1896/97 und 1897/98, vorbehaltlich der demmächitigen 
Neuveranlagung, ein angemellenes Kontingent zugemwielen werden. 


Artifel V.?) 


Der Reichsfanzler wird ermächtigt, den Tert des Geſetzes, betreffend Beſteuerung 
des Branntweins, von 24. Juni 1887, wie er fich in Folge der hierzu ergangenen 
abändernden Beitimmungen ergibt, durch das Reichs-Geſetzblatt befannt zu machen. 


II. Begründung des Geſetzentwurfs. 


Der dem Neichötage während der Seifion 1892/93 unter Nr. 51 der Drud: 
ſachen vorgelegte, nicht zur Verabichiedung gelangte Entwurf einer Novelle zum 
Branntiveinftenergeieg von 24. Juni 1887 beziwedte neben der Gewinnung einer 
Mehreinnahme eine Anzahl von Menderungen, für welde ein praftiiches Bedürfniß 
bervorgetreten war. Bon der Verfolgung des finanziellen Zieles der dantaligen 
Borlage iſt inzwiichen Abftand genommen. Dagegen haben die feither gemachten 
Erfahrungen ergeben, daß es einer Ausgeftaltung des Geſetzes in wejentlich wei: 
terem Umfange bedarf, als vorden erfennbar geworden war. 








') Abi. I und II lauten im Entwurf: 

I. In denjenigen Melaſſe verarbeitenden Brennereien, welche im Betriebsjahr 1894/95 
eine Altobolntenge beritellen, die das —— um mehr als fünfzig Prozent überſteigt, 
werden für jedes weitere nach dem 31. März 1895 hergeſtellte Hektoliter reinen Alkohols 
5 Mark Brennfteuer gemäß Artikel II erhoben. In nichtkontingentirten Brennereien der 
begeichneten Art unterliegt jedes in der Zeit vom 1. April bis 30. September 1895 erzeugte 
Heftoliter reinen Alkohol diejer Abgabe. 

II, Artifel I u. II diefes Geſetzes treten am 1. Oktober 1895 mit der Maßgabe in Kraft, daß 

a) die im Artikel ITS 3 vorgeicehene Vergütung der Brennſteuer auch bimfichtlich 
desjenigen Branntweins gewährt wird, der vor dem 1. Oftober 1895 erzeugt ift, 

b) es bis zum 30. September 1898 bei den für die Beriode 1893,96 zugewieſenen 
Hontingentsmengen verbleibt und dab die Nevilion des Geſammtkontingents 
fowie die Neubemeſſung der Kontingente im Betriebsjahre 1897/98 unter Zus 
grundelegung der Ergebniſſe der vier Betriebsjahre 1893,94 bis 1896/97 vor: 
genommen wird. 

?) Fehlt im Entwurfe. 
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Zwei Punkte find es hauptſächlich, an denen ein Cingreifen geboten ericheint. 

Obwohl die Branntweinerzeugung Seit 1887 um etwa 25 Prozent zurüd: 
gegangen iſt, überiteigt die Produktion der Brennereien den inländiichen Bedarf 
jährlih immer noch um einige hunderttaufend Heftoliter reinen Alkohols. Dieie 
Ueberſchüſſe vollitändig aus dem Lande herauszuſchaffen und dem Weltmarkt zu: 
zuführen, iſt gegenüber der durch hohe Erportprämien unteritügten ruſſiſchen und 
Öfterreihiicheungariichen Konkurrenz bisher nicht möglich geweſen; fie üben in 
‚Folge deſſen einen derartigen Drud auf die Inlandspreiſe, daß zahlreiche land: 
wirthichaftliche Brennereien ihren Betrieb in dem durd das Wirthſchaftsbedürfniß 
bedingten Umfange nur noch mit Verlusten aufrecht zu erhalten vermögen. Soll 
das Gleihgewiht zwiihen den Spirituspreiien und den Pro— 
duftionsfoften wieder hergeitellt werden, Jo muß der dauernden 
Anſammlung von größeren Branntweinbeitänden, für welde es 
an einer Abſatzmöglichkeit im \nlande Fehlt, vorgebeugt werden. 
Zur Grreihung dieſes Zwedes wird in dem vorliegenden Gelegentwurf vorge: 
ichlagen, einerieitö die über eine gewiiie Grenze hinausgehende Branntweinerzeugung 
der einzelnen Brennercien durch einen progreiliven, vom Brennereibeiiger zu ent: 
rihtenden Zuichlag zur Verbrauchsabgabe (Brennſteuer) zu erichiveren, anderer— 
jeits die Ausfuhr dur eine Srportprämie zu erleichtern. Die hierzu erforder: 
linen Beträge jollen in Form der neuen Abgabe von den Breunern jelbit aufs 
gebracht werden. 

Mit den Maßregeln zur Hebung des Spirituspreiies muß 
ferner eine Neuordnung des VBerhältniiies der verichiedenen 
Brennereigattungen zu einander Hand in Hand geben. Aus der 
beiliegenden ſtatiſtiſchen Ueberſicht wird erlichtlich, in welchem Grade die Hefe— 
brennerei gegenüber der Kartoffel- und dickmaiſchenden Getreidebrennerei durch das 
Gejeg von 24. Juni 1887 begünftigt ift und welche außerordentliche Entwidelungs: 
fübigfeit die großfapitaliitiich betriebene Mtelaflebrennerei, insbeſondere in Folge 
des Sinfens der Melaflepreile, gewonnen hat. Im Vergleiche mit den landwirtb: 
ihaftlichen Startoffelbrennereien befinden sich auch die großen gewerblichen Did: 
maiichbrennereien und Mlaterialbrennereien inſofern im günſtigerer Lage, als sie 
durch feine Beichränfungen bezüglich der Betriebsfriit und der Befugniß zum 
Schlempe- und Dungverfauf behindert find. Die Erhaltung der landwirthichaft- 
lihen Brennereien erfordert es, dat der leberlegenheit der Großbetriebe innerhalb 
der bezeichneten Brennereigattungen, insbeiondere der großen Hefe und Melaſſe— 
brennereien wirkſamere Schranfen gezogen werden als bisher. Diejer Zweck würde, 
joweit die Eleineren landwirthichaftlichen Brennereien in Betracht kommen, schon 
dur eine einheitliche nah dem Betriebsumfang abgeitufte Beitenerung des 
Brennereibetriebes erreicht werden fönnen. Für die mittleren und größeren lands 
wirtbichaftlichen Betriebe würde jedoch eine derartige Maßnahme ihre Wirkung 
verjagen. Um dieſe Brennereien nicht der doppelten Konkurrenz ſowohl jeitens 
der durch die progreilive Beitenerung bevorzugten Stleinbetriebe als auch jeitens 
der großgewerblichen Brennereien auszufegen, iſt es erforderlich, eine differenzielle 
Behandlung der Vrennereien nicht nur nad) dem Umfange der Branntweinerzeugung, 
ſondern aud nad der Brennereigattung eintreten zu laflen. Am Geiegentwurf 
wird demgemäß für die dickmaiſchenden landwirtbichaftlichen Brennereien, für die 
didmaischenden gewerblichen Brennereien, für die Hefe und Materialbrennereien 
und für die Melaſſe- (Rüben: und Nübenjaft:) Brennereien je eine befondere 
Staffelung der Brennftener in Aussicht genommen. Hierdurch werden die Groß— 
betriebe der zulegt bezeichneten drei Vrennereifategorien in dem Verhältniß belaitet, 
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daß eine Zurüddrängung der dickmaiſchenden Ianbwirthichaftlihen Brennereien durch 
einen geiteigerten Wettbewerb jener Großbetriebe faum zu befürdten fein wird. 

Mehreinnahmen zu erzielen liegt nicht in der Abficht des Gejegentwurfs. 
Der Ertrag der Brennftener Täßt ſich auf Grund der amtlichen Statiftif über die 
Produktion der einzelnen Brennereien während der früheren Betriebsjahre auf 
2 bis 2%), Millionen Mark veranſchlagen. Derjelbe geftattet, die Ausfuhr: 
vergütung für einen Erport von etwa 300000 Heftolitern reinen Alkohols auf 
6 ME. für das SHeftoliter zu bemeifen, und gewährt außerdem die Mittel, um 
den Ginnahmeausfall auszugleichen, welcher zufolge der im Artikel I unter 
Ziffer 7 III vorgejehenen Zufchlagsermäßigungen in Höhe von etwa 150000 
bis 200000 ME. zu erwarten ift. 

Zur Erläuterung der einzelnen Beitimmungen des Gejegentwurfs iſt Folgen— 
des zu bemerfen: 

Artifel I. 
Ziffer 1. 

Die Revifion des Geſammtkontingents und die Neupertheilung bdesielben 
jtehen mit einander im Zuſammenhange, fo daß es fich empfiehlt, die im Ss 1 
Abſatz 3 des Geſetzes vom 24. Juni 1887 vorgeiehene Friitbeitimmung mit der 
in Ziffer 2 des Entwurfs von drei auf fünf Jahre verlängerten Frilt für die 
Neubemeſſung der Kontingente in Webereinitimmung zu jegen, 

In 8 1 Abſatz A des bezeichneten Gefeges iſt vorgeichrieben, daß nad) 
näherer Beitimmung de3 Bundesraths unter anderem auch der zu wiſſenſchaft— 
lihen und Heilzweden verwendete Branntwein von der Verbrauchsabgabe befreit 
bleibt. Dabei handelt es fich vorwiegend um die Gewährung der Steuerfreiheit 
für undenaturirten, daher zu Genußzmweden geeigneten Branntwein. Die 
Ausführung der Worichrift bereitet erheblihe Schwierigkeiten. Einerſeits kann 
von den Intereſſenten beaniprucht werden, daß ihnen die Steuerfreiheit für alle 
irgendivie zu einem Heilzwecke beitimmten Fabrikate, gleichviel ob dielelben auch 
zu Genußziweden dienen oder dienen fünnen, zugeitanden werde, andererjeit3 be— 
fteht die Gefahr, dak das Steuerauffommen durch Mißbrauch des jteuerfrei be— 
laſſenen Branntweins für micht fteuerfreie Verwendungszwecke in erheblichem 
Umfange geihädigt wird. Der Entwurf will das fisfaliiche Interefle gegen zu 
weitgehende Anforderungen jhügen und die Gleihmäßigkfeit des Verfahrens jicherer 
jtellen als bisher. 

Schon vor Jahren hat fich der Bundesrath genöthigt geliehen, für eine 
Reihe von Mitteln und Zweden, bei denen die Gefahr der mißbräuchlicen Wer: 
wendung des undenaturirt ſteuerfrei abgelajlenen Branntweins beiteht oder Die 
Möglichkeit genügender Kontrole mangelt, namentlich für alle Geheimmittel, die 
Steuerfreiheit auszuichliegen. Die Maßregel bietet indeß, wie die Erfahrung ges 
zeigt hat, feine Gewähr dafür, daß nicht für ähnliche, aber unter anderer Be 
zeichnung auftretende Fabrifate oder für inlche Mittel, aus denen die von der 
Steuerfreiheit ausgeichloffenen Präparate hergeitellt werden können, die Steuer: 
freiheit von einzelnen Steuerbehörden gewährt wird. Auch fann ein Verzeichniß 
der don der Steuerfreiheit auszuichliegenden Mittel bei der außerordentlichen 
Zahl der mit Branntwein zubereiteten, zudem ſich beitändig vermehrenden Prä— 
parate niemals erichöpfend ſein. Wollends auf dem Gebiete der Geheimmittel 
mangelt es an genügend zuverläfligen Kriterien. Hiernach ift e8 erflärlih, daß 
die Enticheidungen der Stewerbehörden in den einzelnen Amtsbezirfen und noch 
mehr in den verichiedenen Bundesgebieten überaus ſchwanken und von einander 
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abweichen. In diefem auf die Dauer unhaltbaren Zuftande wird nad) den ge: 
machten Erfahrungen nur Bejlerung geichaffen werden fünnen, wenn der Bundes- 
rath von der Befugniß zur Verſagung der Steuerfreiheit infoweit Gebrauch macht, 
daß er, den jeweiligen Umjtänden und Bedürfniſſen entiprechend, fünftig diejenigen 
Mittel und Zwede, für welche die Gewährung der Steuerfreiheit eintreten darf, 
einzeln namhaft macht. Nur hierdurd wird die für die betheiligten Gewerb— 
treibenden vor allem Anderen wichtige Gleihmäßigfeit der Behandlung inner: 
balb des ganzen NeichögebietS ermöglicht werden. Dabei bleibt die Möglichkeit 
beitehen, öffentlichen Krankenhäuſern, willenichaftlihen Instituten und ähnlichen 
Anstalten, an deren Zuverläfligfeit nach ihrer Ginrihtung und Verwaltung nicht 
zu zweifeln ift, die Steuerfreiheit ebenjo wie gegenwärtig auch fernerhin in une 
falfender Weile zu gewähren. 

Die Gejammtmenge des im Brennereibetriebsjahre 1892/93 für Heil und 
wiſſenſchaftliche Zwede iteuerfrei abgelaffenen Branntweins beträgt 15926 Hekto— 
liter reinen Altohols. Daß diejelbe durch die in Ausficht genommene Neuregelung 
eine nennensiwerthe Werringerung erfahren wird, ift nicht anzunehmen. 

Die Vorjchrift des geltenden Geſetzes, wonach die Brennereibeſitzer berechtigt 
fein jollen, gegen lebernahme der Stoften die amtliche Denaturirung ihres Brannt- 
weins in ihren PBrennereien zu verlangen, ift in den Entwurf nicht übernonmen. 
Diejelbe gehört, da fie lediglich daS Denaturirungsverfahren betrifft, nicht 
unter die materiellen Beitimmungen über die Steuerfreiheit. Es iſt indeß nicht 
beabjichtigt, dur ihre Beleitigung an der beitehenden Hebung der Steuerbehörden 
etwas zu ändern. 

Ziffer 2. 

Bei den Umſtändlichkeiten des Vorverfahrens, mit denen die jedesmalige 
Neuvertheilung der Gelammtjahresmenge Branntwein, welche zum niedrigeren Sage 
der Verbrauchsabgabe hergeitellt werden darf, verknüpft ift, wirft die alle drei 
Jahre eintretende Wiederholung für die Steuerverwaltungen der Bundesregierungen 
in hohem Grade beläftigend. Cine Verlängerung der Periode erjcheint deshalb 
erwünjcht. Auch für das Brennereigewerbe iſt die Erlangung größerer Stabilität 
des Kontingents Bedürfniß. Es wird um jo zwedmäßiger fein, die Periode 
auf Fünf Jahre auszudehnen, ala auch die Volkszählung im Neiche, nach deren 
Ergebniffen die Höhe des Kontingents jeweilig Feitzujegen it, in fünfjährigen 
Zeiträumen ſich wiederholt. 

Es hat ſich ferner das dringende Bedürfniß ergeben, die Neufontingentirung 
nicht erit im Laufe der neuen Vertheilungsperiode, jondern bereit$ vor Beginn 
der legteren vorzunehmen und auf dieſe Weije die Zutheilung propiioriicher, der 
ipäteren Berichtigung unterliegender Kontingentsmengen zu vermeiden. Erfahrungs— 
mäßig ift die nachträgliche Ausgleihung des Unterichiedes zwischen der vorläufigen 
und der endgültigen Kontingentirung jowohl für die Brennereien als für die 
Steuerbehörden mit erheblichen Schwierigkeiten, für die Reichskaſſe mit einer uns 
erwünschten, die Aufitellung des Etats erjchwerenden Verſchiebung der Einnahmen 
verfnüpft. Es ſoll daher fünftig die Neubemeſſung bereits im legten Jahre der 
ablaufenden Bertheilungsperiode erfolgen. 

a) Aus der Vorſchrift des Geſetzes, dab nad Ablauf einer Kontingent: 
periode neben den inzwiichen mein entitandenen landwirthichaftlihen und Materials 
brenmereien auch diejenigen, die während der legten Periode einen regelmäßigen 
Betrieb nicht gehabt haben, nadı den Umfange ihrer Betriebsanlagen und unter 
Berüdfichtigung der landwirthichaftlichen Verhältniffe neu zu veranlagen find, ent— 
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ipringt die Möglichkeit einer mißbräuchlichen Ausnugung. Da die Brennereien 
es in der Hand haben, ihre Brennerei unregelmäßig zu betreiben, jo kann von 
ihnen durch willfürlichen unregelmäßigen Betrieb die Neuveranlagung zu dem Bes 
hufe erziwungen werden, um ohne Rückſicht auf den Umfang ihrer bisherigen 
Produktion zu einem höheren Sahresfontingent zu gelangen. Aus den Erfahr: 
ungen bat jich das Bedürfniß ergeben, die vorliegende Beitimmung im Sinne 
einer Ginichränfung abznändern. 

Für ſolche Brennereien, die durh Mißernte, Feuerſchaden oder „ähnliche 
Ereigniſſe“ in der Wirthichaft an dem vollftändigen Abbrennen ihres Kontingents 
verhindert worden find, iſt die Neueinihäsung überhaupt entbehrlih, da ans 
genommen werden faun, daß fie die ihnen zugetheilte Kontingentsmenge hergeitellt 
haben würden, wenn das hindernde Greigniß nicht eingetreten wäre. Als ein 
„ähnliches Ereigniß“ im Sinne des Gejegentwurfs ift e8 auch auzujehen, wenn 
Abfindungsbrennereien durch die Ernteergebniſſe oder andere beiondere Umftände 
veranlaßt find, zeitweile ganz oder zum Theil von der Berarbeitung mehliger zu 
derjenigen nichtmebliger Stoffe überzugehen oder den Betrieb ganz einzuitellen 
und hierdurch verhindert werden, ihr Kontingent auszunutzen. 

So wenig es in der Billigfeit läge, den Brennereibeiigern aus wirthichaft: 
lihen Störungen einen Scaden bei der Neuvertheilung des Kontingents er: 
wachſen zu laſſen, dürfte es auf der andern Seite gerechtfertigt fein, aus der: 
artigen Umständen Veranlaſſung einer künftigen höheren Bemeflung des Kontin— 
gents zu nehmen. Vollends aber jollte eine lediglich willfürliche Unregelmäßigkeit 
des Betriebes nicht dazu führen, daß bei der Neuvertheilung das Kontingent für 
die betreffende Brennerei nach einem vortheilhafteren alö dem allgemein gültigen 
Maßſtabe bemeilen wird. Die Neuveranlagung bisher betheiligter Brennereien 
ericheint bhiernacdh in der Negel nur inſoweit begründet, als die wirthichaftliche 
Lage der Betriebsanitalten durch Verringerung oder Vergrößerung der regelmäßig 
beaderten oder ſonſt landwirtbichaftlih genusten Fläche (Wieſen und Weiden) 
oder durch Uebergang zu einer anderen Betriebsart während der abgelaufenen 
Periode eine wejentliche Veränderung erfahren hat. (Bgl. littr. c. 2 und 3 des 
Entwurfs.) 

Für Jahre mit befonders ungünſtigen Ernten fann es für die allgemeine 
Bolksernährung von hoher Bedeutung fein, daß die im Inlande zur Verfiigung 
ftchende Menge von Startoffeln und Brotfrücdten nicht durch ausgedehnte Ber: 
wendung zu Brennzweden verringert, jondern in möglichit umfaflendem Mate 
für den menschlichen Konſum erhalten wird. Dem würde jedoch gegebenen Falls 
das geltende Branntweinstenergejeß entgegen ftehen, da nach demfelben die Brennerei- 
beiiger gezwungen find, zum Zwecke der Erhaltung ihres Kontingents, bis zur 
vollen Höhe desielben Branutwein herzuftellen. Hierzu fommt, daß die Nöthigung 
zum Abbrennen des Kontingents unter Umständen auch zur Vergrößerung der 
Ueberproduftion an Branntwein beiträgt und injofern für das Brennereigeiverbe 
geradezu ſchädlich wirkt. Zur Beſeitigung dieſer Unzuträglichfeiten wird es ge: 
nügen, wenn dem WBundesrath die Ermächtigung ertheilt wird, für einzelne Jahre, 
in welchen eine Einſchränkung des Brennereibetriebes angezeigt ericheint, dahin 
Beitinnmung zu treffen, dab aus der Nichterledigung der Kontingente ein Nach: 
theil für die finftige Neufontingentirung nicht erwachſen lol. 

b) Laut $ 2 Abiag 1 des Geſetzes find bei der erften Bemeſſung der dem 
niedrigeren Abgabejage unterliegenden Brauntweinmenge Hefebrennereien und ſonſtige 
Getreidebrennereien nicht nad dem gleihen Maßitabe wie die übrigen, Tondern 
mit im Werhältniß ihrer geringeren Maiſchraumausbeute gefürzten Beträgen, Die 
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Hefebrennereien mit vier Achteln, die Tonftigen Getreidebrennereien mit ſieben 
Achteln betheiligt worden. In dem Abſatz 5 dajelbit ift vorgeichrieben, daß für 
diejenigen Getreidebrennereien, welche nad Inkrafttreten des Geſetzes zur Hefen— 
erzeugung übergehen, die Neubemeſſung des Kontingents nad den für die Hefe 
brennereien geltenden Grundiägen zu erfolgen habe. Das Gejeg bat aber nicht 
ausdrüdlich den Fall vorgeiehen, daß Brennereien, welche andere Stoffe als Ge— 
treide verwendet haben, zur dickmaiſchenden Getreidebrennerei oder zur Hefenerzeugung 
übergehen. Um Zweifeln zu begegnen und im ntereffe der Gleichmäßigfeit er— 
iheint eine Ergänzung dahin geboten, daß auch in dem legteren Falle nach dem 
Prinzip des Abjag 1 verfahren werde. Jedoch muß hiervon eine Ausnahme ge 
macht werden für jolche Brennereien, welche je nad) dem Ausfall der Ernte und 
den Marftpreiien bald als Startoffels, bald als dickmaiſchende Getreidebrennereien, 
bald als Hefebrennereien betrieben werden, damit fie nicht in die Gefahr gerathen, 
wegen einer Abänderung der Betriebsart, die bereit3 bei einer früheren Kontin— 
gentirung Anlaß zu einer Stontingentsminderung gegeben hat, im Falle ihrer 
Wiederholung mehrmald an ihrem Kontingent gekürzt zu werden. Außerdem 
empfiehlt es fich, eine Grmäctigung des Bundesraths zur Zulaffung anderweiter 
Ausnahmen vorzujehen, namentlich um die Möglichkeit offen zu halten, daß in 
Jahren einer Mißerute landwirthichaftliche Brennereien in den Stand gelegt 
werden können, ausnahmsweiſe Getreide ftatt Kartoffeln zu verarbeiten, ohne Ges 
fahr zu laufen, diejerhalb bei der nächiten Neuvertheilung des Kontingent als 
Getreidebrennereien behandelt zu werden. 

ce) Die Zuläffigfeit der Neuveranlagung der Brennereien auf Grund eines 
unregelmäßigen Betriebes in der voraufgegangenen Stontingentsperiode ermöglichte 
es bisher, etwaige Irrthümer, die bei der früheren Kontingentirung untergelaufen 
waren, bei der nächiten Neufontingentirung auszugleihen. Dieje Möglichkeit fällt 
jedody weg, wenn künftig die Neuveranlagung der bereits beitehenden Brennereien 
nah Maßgabe der Ziffer 2 und 3 beichränft werden ſollte. Es würde dann der 
Fall eintreten können, daß in Folge von Jrrthümern wejentliche Arealveränderungen 
landwirthichaftlicher Brennereien, welce eine Vermehrung oder VBerminderung 
ihres Stontingents bedingen, dauernd unberüdjichtigt bleiben. Hiergegen ſoll durch 
die Ziffer 4 Vorjorge getroffen werden, indem beitimmt wird, daß in ſolchem 
alle der unterbliebene Ausgleich zwiichen der Höhe des Koutingents und dem 
landwirthichaftlichen Bedürfniß ſpäter nachzuholen it. 

Die geltenden Beſtimmungen über das Verfahren bei der Neuveranlagung 
find, wie die bisherigen Neufontingentirungen ergeben haben, nicht erichöpfend 
und entſprechen nicht den durch das Geſetz geichaffenen Berhältnifien. Abzuändern 
iſt in&bejondere die Vorjchrift, daß für die Bemeſſung der Ktontingente der neu 
veranlagten Brennereien dasjenige Verhältniß zu Grunde zu legen iſt, nad) welchem 
die bisher beitandenen Brennereien an der zum niedrigeren Abgabejag beritellbaren 
Sahresmenge im Verhältniß zur Maiichbottichjtener betheiligt werden. Diejelbe 
war bei Erlaß de3 geltenden Geſetzes geboten, injofern damal3 für die Schägung 
der Produktion einer Brennerei fein anderer Maßſtab als der der gezahlten Steuer: 
beträge gegeben war. est it fie ſchon um desmwillen unzureichend, weil nad) 
Einführung de3 Zuichlages zur Verbrauchsabgabe die Maiichbottichiteuer in zahl: 
reihen Brennereien nicht mehr erhoben wird. Da gegenwärtig die von den 
Brennereien erzeugten Branntweinmengen unmittelbar zur amtlichen Feſtſtellung 
gelangen, und da ferner dad Verhältniß ziwiichen Produktion und Stontingent 
bei den einzelnen Brennereigattungen ein durchaus verichiedenes ift, jo wird es 
ſich empfehlen, die Abmeſſung nach demjenigen Verhältniß vorzunehmen, welches 


392 Die Branntweiniteuer-Reform. 


zwiichen der Gelammterzeugung der zu derjelben wirthichafilichen Stategorie ge: 
hörigen Brennereien und der von ihnen zum niedrigeren Abgabeſatze hergeitellten 
Altoholmenge während der vorhergegangenen fünf Jahre beitanden hat. 


d) In Folge der Beltimmung des $ 2 Abſatz 1 des Geſetzes, wonad die 
erste Kontingentirung auf Grund des Betriebsumfanges der einzelnen Brennereien 
in den Sahren 1879/80 bis 1885/86 zu erfolgen hatte, find eine Anzahl 
Brennereien in den Beſitz jehr hoher Kontingente gelangt. Diele hohen Kon— 
tingente bilden den Gegenitand lebhafter Beſchwerden der niedrig fontingentirten 
Brennereien, die hierin eine dauernde Verftärfung der Ueberlegenheit der Groß: 
betriebe erbliden. Man wird zugeben müffen, daß durd die Gewährung derartiger 
großer Kontingente eine aufiteigende Entwidelung des Kleinbetriebes erichwert ift. 
Der auf eine Förderung des legteren gerichteten Tendenz des Gejegentwurfs wird 
eö daher entiprechen, wenn die hohen Kontingente zu Gunsten der minder vor— 
theilhaft fontingentirten Brennereien herabgeiett werden. Um hierbei nicht über 
dad durh Rückſichten der Billigfeit gebotene Maß hinauszugehen, wird vor: 
geichlagen, die Kürzung auf diejenigen Kontingente zu bejchränfen, welche mehr 
alö 150 000 Liter betragen, und mit derielben nur allmälig vorzugehen. Die 
Maßregel würde, wenn man die Kontingentirung der Periode 1890/93 zu Grunde 
legt, 54 landwirthichaftliche, 27 gemwerblihe und 21 Melaflebrennereien treffen. 
Sie wird ſich insbefondere auch bezüglich der landwirthichaftlichen Brennereien 
rechtfertigen laffen, da die in Betracht kommenden Betriebe der überwiegenden 
Mehrzahl nach im Verhältniß zu ihrem Kontingent erheblid) weniger Branunt— 
wein zum höheren Berbrauchsabgabejag heritellen, als die anderen landwirthichaft: 
lihen Brennereien. Es läßt fich hiernah annehmen, daß dieſelben auch bei der 
in Ausficht genommenen Herabiegung ihrer Sontingente im Allgemeinen in der 
Lage fein werden, ihren Betrieb in dem durd das landwirthichaftliche Bedürfniß 
bedingten Umfang fortzuführen. Bei einer weitergehenden Kürzung aud der 
minder hohen Kontingente würde dies nicht mehr der Fall fein, da alödann zahl: 
reiche Kartoffelbrennereien mit getroffen würden, die behufs Erhaltung des Kultur— 
zustandes der dazu gehörigen Ländereien jchon jegt gezwungen find, die verluſt— 
bringende Produktion von jogenanntem 7Oer Branntiwein über das Durcichnitts« 
maß hinaus auszudehnen. 

Wo es fih um neu entitehende oder folche Brennereien handelt, für die 
eine Koutingentserhöhung beansprucht wird, Scheint behufs Werhinderung des 
Entitehens neuer Großbetriebe ein jchärferes Vorgehen gegen die hohen Kontin— 
gente geboten und auch zuläſſig, da hierbei ein Eingriff in beitehende Verhältniſſe 
nicht jtattfindet. Als Höcjitbetrag des Kontingents iſt demgemäß für ſolche land: 
wirthichaftlichen Bremnereien eine Menge von 80000 und für Materialbrennereien 
eine Menge von 8000 Xitern reinen Alkohols in Ausjicht genommen. in 
Kontingent don 80000 Litern geitattet es, bei einer Tagesbemaiihung von 
6000 Litern etwa 5 Monate lang zum niedrigeren Abgabelage zu brennen. 
Su der abgelaufenen Stontingentsperiode hatten nur 424 landwirthichaftliche 
Brennereien ein böheres Kontingent. Gin Bedürfniß, die obere Grenze höher zu 
bemeilen, wird hiernady nicht anzuerfennen fein. 


Die größeren Materialbrennereien ftehen nicht in unmittelbarer Verbindung 
mit der Landwirthichatt und nur zum Theil dienen fie derjelben mittelbar, indem 
fie die Erzeugnifle des Wein: und Obftbaues aufnehmen. Der Betrieb hat mehr 
den Charakter der gewerblichen Brennereien. Die Grenze von 8000 Litern dürfte 
für diefe Betriebe angemellen zu erachten jein, wenn man berüdlichtigt, daß 3. 2. 
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im Betriebsjahre 1892/93 von 47385 Materialbrennereien nur 14 mehr als 
10000 Xiter und nur 16 zwiſchen 5000 und 10000 Liter reinen Alkohols 
erzeugten. 

e) Die KHontingentsminderungen und »Erhöhungen auf Grund der Ziffern 
b, ce und d würden bei einer jpäteren Neufontingentirung zum Theil wieder weg: 
fallen, wenn der Grundſatz unter a, wonach für die Theilnahme am Kontingent 
die in den vorhergehenden fünf DBetriebsjahren durchſchnittlich zum niedrigeren 
Abgabeiag hergeitellte Alkoholmenge maßgebend ift, uneingefchränft zur Anwendung 
füme. Beijpielöweije würde, wenn das Stontingent einer Brennerei bei der vorher— 
gehenden Neuvertheilung von 100 auf 200 Heftoliter reinen Altohols erhöht 
wäre, nad jenem Grundjage für das erite Jahr des fünfjährigen Zeitraums, 
welches noch in die alte Kontingentsperiode Fällt, nit 200, ſondern höchſtens 
100 Heftoliter Kontingentöproduftion anzufegen jein und der für die Brennerei 
in Rechnung zu ſtellende Durhichnitt der Kontingentsproduftion demgemäß 180 
Hektoliter nicht überiteigen fünnen. Für eine derartige Nenderung des durch die 
vorangegangene Umfkontingentirung als angemeflen anerkannten Verhältniſſes der 
Berheiligung am Kontingent ift ein innerer Grund nicht vorhanden. Es empfiehlt 
ſich deshalb, derjelben dadurdh vorzubeugen, dab in den hierher gehörigen Fällen 
für das legte Jahr der früheren Bertheilungöperiode ſtets da3 neu zugetheilte 
Kontingent in Anja gebracht wird. 

Nah Ziffer TI des Entwurfs würden zu den gewerblichen Brennereien 
fünftig aud) die Melajjebrennereien zu rechnen jein. Demgemäß ſoll der im $ 2 
Abſatz 4 des Geſetzes vorgejehene Verluſt des Kontingents auch dann eintreten, 
wenn landwirthichaftlihe Betriebe in Melaſſebrennereien umgewandelt werben. 
Die Erwägungen, welde dazu geführt haben, die Melafiebrennereien als gewerb— 
fihe zu behandeln, find unter Ziffer 7 näher angegeben und haben bezüglich der 
Kontingentirung im geltenden Geie bereit? inſofern Berüdjichtigung gefunden, 
al3 neu entjtehende Melaflebrennereien ebenjo wie die gewerblichen Brennereien 
von der Erlangung eines Kontingeuts ausgeſchloſſen ſind. 

Für die Materialbrennereien, die zum gewerblichen Betriebe übergehen, iſt 
ſeiner Zeit eine gleiche Beſtimmung wie für die landwirthſchaftlichen Brennereien 
nicht getroffen worden, anſcheinend, weil das Vorhandenſein eines Bedürfuiſſes 
hierzu nicht angenommen wurde. Es hat ſich indeß eine entſprechende Ergänzung 
der Vorſchrift als nothwendig erwieſen, da ſonſt die Möglichkeit beſtände, daß 
neue gewerbliche Betriebe im Wege der Umwandlung aus Materialbreunereien in 
den Befig von Sontingenten gelangen. 

Der Abjag 3 entipricdht den vom Bundesrath zum $ 1 Abja 6 des Gejeges 
beichlofjenen Ausführungsbeftimmungen imiofern, als nad letteren Diejenigen 
Materialbrennereien, welche mehr als zehn Heftoliter reinen Alkohols erzeugen, 
von der Begünftigung, ihr gelammtes Produkt zum niedrigeren Abgabejage zu 
verfteuern, ausgeſchloſſen werden und der Sontingentirung unterliegen, Der 
Bundesrath hatte feiner Zeit von der Ermächtigung, alle Meaterialbrennereien 
an diejer Begünitigung theilnehmen zu laflen, Gebrauh gemadt. Er hat ſich 
indeß jpäter veranlaßt gejehen, die obige Beſchränkung eintreten zu laſſen, weil 
die Annahme, unter welcher der Abſatz 6 in das Gejeß aufgenommen war, daß 
nämlich als Deaterialbrennereien ausschließlich kleine, zu einer beträchtlichen Aus- 
dehnung der Branntweinerzeugung nicht befähigte Betriebe in Betracht kommen 
würden, jich zum Theil als unzutreffend erwies. Dies gilt beiſpielsweiſe bezüg— 
lih einer Anzahl von Brennereien, die in erheblicherem Umfange nichtmehlige 
Brauereiabfälle, Hetenbrühe, Wein und Nofinen verarbeiten. 
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Auf der anderen Seite erſcheint es angezeigt, die auf die Kontingentirung 
der Materialbrennereien bezüglichen Grundſätze auch auf die ganz kleinen land— 
wirthſchaftlichen Brennereien auszudehnen. Beide Arten der Brennereien . ftehen 
fich jehr nahe, ſowohl in Bezug auf die wirtbichaftliche Bedeutung, wie binlicht: 
lid) der Art des Betriebes. Ihre gleihmähige Behandlung empfiehlt ſich außer: 
dem don dem Gefichtspunft, daß dadurch die Stontingentirungsarbeiten weſentlich 
vereinfacht und zahlreiche Eleinere Beliger der damit verfnüpften MWeiterungen ent: 
hoben werden. Die Zahl der landwirthichaftlichen Betriebe, welche hiernach fort— 
an der Klontingentirung nicht mehr unterliegen würden, beträgt wenigitend® 6000, 
wovon annähernd die Hälfte auf das Königreih Württemberg und annähernd je 
ein Viertel auf das Königreih Bayern und das Großherzogthun Baden entfallen. 
Eine Benadtheiligung der übrigen Brennereien iſt dabei nicht zu befürchten, da 
die in Betracht kommenden Brennereien auch bisher fait ausnahmslos derartige 
stontingente zugetheilt erhalten haben, daß jie ihr gelammtes Erzeugniß zum 
niedrigeren Sag der Verbrauchsabgabe veriteuern konnten. 


Ziffer 3. 

Die Beitimmung des $ 12 des Geſetzes, daß bei der Ausfuhr von Fabrifaten, 
zu deren Heritellung im freien Verkehr befindlicher Branntiwein verwendet ift, nad) 
näherer Bejtimmung des Bundesraths für jedes in den Fabrikaten enthaltene Liter 
reinen Alkohols eine Bergütung der Berbraucsabgabe von O,, ME. gewährt 
werden fann, bat ſich in mehrfacher Hinficht als zu enge erwieſen. 

Es beiteht das Bedürfniß, die Gewährung der Ausfuhrvergütung über den 
Kreis der Fabrifate, zu deren Heritellung Branntwein verwendet iſt, hinaus aud) 
auf diejenigen im freien Verkehr erzeugten Trinkbranntweine auszudehnen, welche 
in diefer Geftalt ichon von der Brennerei hervorgebracht und deshalb unter den 
Begriff der Fabrikate aus Branntwein nicht zu ziehen find. Als jolche kommen 
namentlich die Branntweine aus nichtmehligen Stoffen in Betracht, injoweit die— 
jelben in gemäß $ 13 Abſatz 1 des Geſetzes abgefundenen Brennereien erzeugt 
werden und deshalb ſchon mit ihrer Heritellung in den freien Verkehr gelangen. 
Die Beitimmung in Abjat 2 dajelbit, wonach die Yandesregierungen die abgabe: 
freie Lagerung des in joldhen Brennereien hergeitellten Branntweins behufs jpäterer 
Ausfuhr geitatten dürfen, hat für den Zweck der Grleichterung der Ausfuhr um 
deswillen nicht genügt, weil die Mehrzahl diefer Betriebe zu Elein ift, um von 
der Vorſchrift Gebrauch zu machen. 

Die inländiiche chemiiche Industrie, welche große Mengen von Branntwein 
verbraucht, und inſoweit, als es ſich um micht jteuerfreie Verwendung handelt, 
gezwungen it, denjelben aus dem freien Verfehre zu entnehmen, ftellt neben jolchen 
Erzeugniſſen, in welchen der als Lölungsmittel dienende Branntwein verbleibt und 
ſteueramtlich ermittelt werden kann, auch ſolche Präparate her, bei welchen ber 
Alkohol eine gänzliche Umwandlung erfahren hat oder vollitändig wieder vertrieben 
worden ift, jo daß fich feine Spur desielben mehr nachweiien läßt. In Folge 
davon, daß bei der Ausfuhr jolcher Fabrikate die. Verbrauchsabgabe für den ver: 
mwendeten Branntwein nicht vergütet worden ift, hat der Erport eine jehr empfind— 
lihe Beeinträdtigung erlitten. Bet der hohen Bedeutung, welche die chemiiche 
Induftrie bei uns bejist, it ihre Forderung, daß in diefer Beziehung durch Er: 
weiterung der geieglichen Borichrift Abhilfe gejchaffen werde, ald wohl begründet 
anzuerfennen. 

Da der Preis des veritenerten Branntweind — gleichviel, ob derjelbe an jich 
mit 50 a} oder TO „A Verbrauchsabgabe für das Liter belaftet iſt — ſich immer 
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auf der Grundlage einer Abgabe in Höhe von 70 5 regelt, ericheint es ferner 
billig, die Beichränfung der Vergütung auf den Sat von 50 % für das Liter 
reinen Alkohols in Fortfall zu bringen. Sace des Bundesraths wird es fein, 
die ihm vorbehaltenen Beſtimmungen dergeftalt zu treffen, daß dabei die Möglich: 
feit einer Schädigung des fiskaliſchen Intereſſes ausgeſchloſſen bleibt. 


Ziffer 4. 

Der $ 13 des Geſetzes hat eine Abfindung der Eleinen Matjchbrennereien, 
der kleinen fogenannten Brauereibrennereien, d. h. Brauereiabfälle verwendenden 
Brennereien, fowie aller Materialbrennereien in der Art vorgejehen, daß ermittelt 
wird, welche Alkoholmenge mit der zum Gebrauch beitimmten Brennvorrichtung 
nach ihrer Leiftungsfähigfeit während der erflärten Betriebszeit gewonnen werden 
kann. Nach den inzwiichen gemachten Erfahrungen bietet für diejenigen VBrennereien, 
weldye mehlige Stoffe verarbeiten, der deflarirte Maiichbottichraum in der Regel 
eine zuverläfligere Grundlage für die Berechnung der Abgabe, während für die 
zahlreichen Betriebe der allerfleiniten Art eine erleichterte Abfindung auf Grund 
der zur Verarbeitung angemeldeten Stoffmengen im Bedürfniß liegt. Um die 
Benutzung diefer Wege zu ermöglichen, joll die Beitimmung entiprehend ergänzt 
werden. 

Bei der im letzten Abſatz vorgejehenen Abfindung auf die Mindeitmenge des 
zu ziehenden reinen Alkohols ijt der geſammte in der Brennerei erzeugte 
Branntwein zur ſteuerlichen Abfertigung vorzuführen mit der Makgabe, dab der 
Brenner, welcher weniger als die im Wege der Abfindung feitgeitellte Alkohol: 
menge zur Abfertigung jtellt, die Fehlmenge veritenern muß. Die Zulaffung 
dieſer Maßregel liegt überwiegend im Intereſſe derjenigen größeren Brennereien, 
in denen den Anforderungen der Berwaltung bezüglich der fteuerficheren Ein— 
rihtung mit Sammelgefäßen u. ſ. w. (SS 5 ff. des Geſetzes) nicht entiprochen 
wird, ſei es, daß die Einrichtungen überhaupt fehlen, oder daß fie im Laufe des 
Betriebes fih al3 unzureichend erweilen (Berlegungen an den Sammelgefäßen oder 
Nohrleitungen, Störungen der Mebapparate un. ſ. w.). In ſolchen Fällen würden 
die Steuerbehörden wegen der Höhe der auf dem Spiele ftehenden Steuerbeträge 
häufiger von dem Recht der Unterfagung des Betriebes (SS 8 und 10 des Ge: 
ſetzes) Gebrauh machen müſſen, wenn ihnen nicht die Möglichkeit gegeben wird, 
eine Abfindung eintreten zu laſſen, welde das Stenerauffommen in erhöhten 
Mate ficher Stellt. Die Abfindung auf die Mindeitmenge entipricht diejem Er— 
forderniß. 


Ziffer 5. 


Durd die im Branntweinftenergefeg vom 8. Juli 1868 GBundes-Geſetz-Bl. 
©. 384) vorgejehenen detaillirten Kontrolbeſtimmungen wird bie Steuerverwaltung 
häufig behindert, den Wünſchen der Brennereibeſitzer auf Zulaflung von Betriebs: 
erleichterungen zu entiprechen, Die im Bedürfniß der Brennereileitung liegen und 
vom Gelichtöpunft der Wahrung des Steuerintereffes nicht zu beanitanden jein 
würden. &3 ericheint deshalb zweckmäßig, die Beitimmung des $ 40 des Geſetzes 
vom 24. Juni 1887, wonad die in einzelnen Bundesitaaten vor dem Dftober 1887 
zugeftandenen Erleichterungen beibehalten und auf das ganze Branntweinjteuergebiet 
ausgedehnt werden fünnen, dahin zu erweitern, dat behufs Vereinfachung der Kon— 
trolen und Ausnugung der neueren Grfahrungen auf dem Gebiete der Brennerei- 
technif auch andere Abweichungen von den bezeichneten Kontrolvorſchriften jeitens 
des Bundesrath3 zugelaſſen werden dürfen. 
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Ziffer 6. 


Der durd das Geſetz vom 8. Juni 1891 bereit weſentlich modifizirte $ 41 
ift — ebenjo wie der $ 42 — behufs Erleichterung der Ueberſicht vollftändig in 
den Gejeßentiwurf aufgenommen. Er enthält alfo zum Theil unverändert die 
geltenden Beftimmungen. 

I. Hinfihtlih der Bedingungen, unter denen eine Brennerei an den Be- 
günftigungen des landwirthichaftlihen Betriebes Theil nehmen darf, ift eine Er: 
leihterung in Ausfiht genommen, indem dem Bunbesrath die Ermächtigung ertheilt 
wird, das Verbot des Schlempeverfaufs zu mildern. Ein Bedürfniß hierzu beiteht 
inſofern, ald nad dem Wortlaut des geltenden Gejetes jede einzelne durch be— 
fondere Verhältniſſe vielleicht gerechtfertigte Abgabe von Schlempe für die abgebende 
Brennerei den Verluft des landwirthichaftlichen Charakters und damit zugleich des 
KontingentS herbeiführen müßte. Auch empfiehlt es fih, die Möglichkeit zu er— 
öffnen, daß landwirthichaftliche Brennereien bei allgemeiner Futternoth Schlempe 
an umwohnende Yandwirthe abgeben dürfen. Etwas weitergehende Erleichterungen 
werden außerdem den fleineren landwirthichaftlihen Hefebrennern zuzugeitehen fein. 
Für diejelben beiteht unter Umftänden ein gewiiler Zwang, Sclempe über das 
Bedürfniß ihrer eigenen Wirthichaft zu produziren, da fie zu Zeiten großer Hefen— 
nachfrage, namentlih vor den großen Feſten, den Brennereibetrieb veritärfen 
müffen, um ihre Lofaltundichaft zu befriedigen. Das Verbot der Schlempeabgabe 
wird von ihnen in jolhen Fällen um jo härter empfunden, als ihnen anderer: 
jeit3 das Mequivalent der Steuerermäßigung, welches die übrigen landwirthichaft: 
lihen Brennereien genießen. biöher vorenthalten geblieben ift, indem fie nach $ 42 
Abſatz 2 und 3 des Geſetzes ebenſo wie die gewerblichen Hefebrennereien ſtets den 
vollen Zuſchlag zur Verbrauchsabgabe entrichten müflen. In bejfonderen Aus— 
nnahmefällen liegt auch ein Bebürfniß vor, landwirthichaftlihen Brennereien die 
Veräußerung von Dünger zu gejtatten. 

Die Beitimmung, daß das Verarbeiten nichtmehliger Stoffe im Zwiichenbetriebe, 
d. h. innerhalb derjenigen Zeitabjchnitte, für welche die Brennerei zum Betriebe 
mit mehligen Stoffen nicht angemeldet ift, bei fleineren Brennereien den land: 
twirthichaftlichen Charakter nicht aufheben joll, entipricht dem $ 41 II Abſatz 4 des 
Geſetzes; in der veränderten Stellung und Faſſung läßt die Vorichrift feinen Zweifel 
darüber, daß die zu einer derartigen Mitverwendung nichtmehliger Stoffe übergehen: 
den Brennereien nicht nur bezüglid der Erhebung der Maiichbottichiteuer, fondern 
auch bei der Kontingentirung als landwirthichaftliche Betriebe zu behandeln jind. 


Der Vorbehalt bezüglich der Zulaffung des Zwiſchenbetriebes iſt erforderlich 
im Intereſſe zahlreicher Eleiner Brennereien, namentlih im Süden und Weiten 
des Neichs, bei denen in Folge des Ernteausfalls häufiger das Bedürfniß entiteht, 
in demjelben Betriebsjahre ſowohl mehlige, wie auch jelbitgewonnene nidt- 
mehlige Stoffe zu verarbeiten. Dieſelben jollen, ſofern fie den geleglichen An— 
forderungen bezüglich der Verwendung der Schlempe und des Düngerd genügen, 
gleichviel, wie das Verhältniß der verarbeiteten mehligen und nichtmehligen Stoffe 
ſich geitaltet, als landwirthichaftliche Betriebe behandelt werden fünnen. Bei 
Verarbeitung fremder nichtmehliger Stoffe wird ein in gleiher Weile zu 
berüdiichtigender Zwijchenbetrieb etwa in den Fällen anzunehmen fein, wo er im 
Verhältnii zu den Umfange des Betriebes mit Kartoffeln oder Getreide eine 
untergeordnete Bedeutung befigt. Gin landwirthichaftlicher Zwiſchenbetrieb mit 
Melaſſe, Nüben oder Rübenſaft dürfte überhaupt nicht zu geitatten jein. Land: 
wirthichaftlicye Brennereien, die in einzelnen Jahren zur ausſchließlichen 
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Verarbeitung von der Materialitener unterliegenden nichtmehligen Stoffen über: 
gehen, find für diefe Jahre als Materialbrennereien zu behandeln und erleiden 
durch dieſen Uebergang feine Einbuße am Kontingent. 

II. Durd Artikel II Ziffer 3 des Geſetzes vom 8. Juni 1891 wurde die 
uriprünglid vom 1. Oktober bi3 15. Juni laufende Betriebsfriſt für die zu den 
ermäßigten Maifchbottichiteuerfägen zugelaſſenen landwirthichaftlihen Brennereien 
iniofern erweitert, al3 ihnen geftattet wurde, bei Innehaltung eines achteinhalb- 
monatlichen Gejammtbetriebes mit den Einmaifchungen bereit3 am 1. Septeniber 
zu beginnen. Hierdurch und durch entjprechende Erleichterung de3 September: 
betriebes der größeren Brennereien (Ziffer 6 a. a. DO.) jollte dem IUmftande Rechnung 
getragen werden, dab die Brennereibefiger, namentlich in den öftlichen Gebieten 
des Reichs, oft durch Witterungs: und YFutterverhältniffe in die Nothwendigfeit 
verlegt werden, den Betrieb jchon vor dem Dftober zu eröffnen. Die getroffenen 
Maßregeln haben zu einer erheblichen Steigerung der Septemberproduftion bei— 
getragen, welcher eine entiprechende Betriebseinichränfung in den folgenden Monaten 
nicht gefolgt it. Die Branntweinerzeugung im Monat September betrug 1890 
nur 31279 Heftoliter reinen Alkohols, erhöhte. fi aber in den folgenden Jahren 
auf 78536, 91616, 68428 Heftoliter und betrug im abgelaufenen Jahre troß 
einer lebhaften Agitation für eine Betriebseinichränfung immer noh 53465 Hekto— 
liter. Im Intereſſe der Produftionsminderung haben Sachveritändige, insbeſondere 
auch ſolche aus den dftlichen preußiichen Provinzen, befünvortet, den Anfangs: 
termin der Betrieböfriit von 1. auf den 16. Septeniber zu verlegen. 

Andererieits dürfte in einer Hinficht eine fteierliche Erleichterung des Sommter: 
brandes angezeigt jein. Nach der jetigen Lage der Beſtimmungen find, wenn die 
an den Maijchbottichitenerermäßigungen betheiligten Brennereien zum Sommer: 
betrieb itbergeben, die fiir die achteinhalbmonatlihe Betriebsfriſt gegenüber dem 
Normalfage nachgelaſſenen Maiichbottichitenerbeträge nachträglich einzuziehen. Hiermit 
wird den £leineren landwirtbichaftlichen Brennereien, Die nicht mehr als 3000 Liter 
Bottihraum täglich bemaiichen, der Sommerbetrieb geradezu zur Unmöglichkeit 
gemacht. Dieier Zuſtand entipricht nicht dem landwirthſchaftlichen Bedürfniß, 
weldhes unter Umständen, 3. B. bei einem ausgedehnten Mißwachs an Futter, 
auch den jommerlichen Brennereibetrieb bedingt. Die Abſicht des Branntwein— 
ftenergefeßes war, wie fih aus 8 42 II Abſatz 1 des Gejekes ergiebt, nicht auf 
eine Verhinderung, sondern nur auf eine Grichwerung des Sonmmerbetricbes 
gerichtet. Um ihr zit entiprechen, empfiehlt es ich, die fleineren landwirthſchaft— 
lichen Betriebe ebenio wie die größeren in den Stand zu jegen, gegen Entrichtung 
einer höheren Abgabe — volle Maiichbottichiteuer bezw. Brennſteuer nach Mahgabe 
des Artikel II S 1 Abſatz 2 des Entwurfs — auch im Sommer zu brennen. 
Zu dem Zwecke wird vorgeichlagen, den oberiten Landesfinanzbehörden die Er: 
mädhtigung zu ertheilen, von der Nacderhebung der Maiſchbottichſteuer abzujehen. 

111. Die Feititellung des Begriffs der Materialbrennerei ift nach verjchiedenen 
Richtungen, 3. B. für die Feitfegung der Höchſtmenge des Kontingents, die Zu: 
läffigkeit der Abfindung, von Bedeutung, läßt aber die Frage, in welchen Fällen 
die Branntwein-Materialftener zu erheben iſt, unberührt. Hierfür bleibt vielmehr, 
abgeiehen von der in Ziffer 71 Abjag 1 des Entwurfs für die gewerblichen 
Brennereien vorgeichlagenen Nenderung, der $ 2 b des Gejetes vom 8. Juli 1868 
maßgebend, wonach jede Bereitung des Branntweins aus nichtmehligen Stoffen 
der Materialiteuer unterliegt. Die Branntiwein-Materialitener ift daber auch in 
landwirthihaftlidhen Brennereien zu erheben, joweit in denjelben ein 
Zwiichenbetrieb mit nichtmehligen Stoffen Itattfindet. 


J 


Durch die Beſtimmungen im Artikel 11 unter Ziffer 4 und 5 der Novelle 
vom 8. Juni 1891 ſollte den kleineren Landwirthen, welche darauf angewieſen 
find, die von ihnen geernteten Obſtmengen, Weintreſter 2c. auf Branntwein zu 
verarbeiten, eine Grmäßigung der Materialiteuer gewährt werden. Dieje Ablicht 
ift, wie ſich inzwiſchen herausgeftellt hat, durch die Fallung des Gejeges nur in 
unvollfommenem Mahe erreicht. In der Mehrzahl beiigen die Betheiligten, wenigiten® 
in Baden und Eljaß-Lothringen, feine eigenen Brennkeſſel, jo daß fie genöthigt 
find, ihre Materialien in emeindebrennereien 2c. oder auf fremden Geräthen 
abzubrennen. Inſofern bei Zulammenrehnung der erzeugten Mengen in den 
betreffenden Brennereien eine Weberichreitung der zuläfligen Höchftmenge von 50 
bezw. 100 Litern reinen Alkohols eintritt, fällt die Steuervergünftigung fort. 
Unter diejen Verhältniffen find gerade die kleinſten Leute von der Erleichterung, 
welche von der Novelle erwartet wurde, ausgeichloffen geblieben. Es ericheint 
erforderlih, in dieſer Hinficht Abhilfe zu Ichaffen und zu dem Zweck den Be 
ihränfungen, an die das Gejek die Gewährung der Steuerermäßigung geknüpft 
hat, nicht mehr die Brennereien, jondern die Brenner perfönlich zu unterwerfen. 


Ziffer 7. 

I. Als gewerbliche Brennereien würden nad dem Entwurf zu behandeln fein: 

a) diejenigen Brennereien, welche ausichließlich mehlige Stoffe verarbeiten, 
aber die jonjtigen Bedingungen der Ziffer 6 I Abſatz 2 des Entwurfs 
nicht erfüllen, 

b) diejenigen Brennereien, welche zeitweile mehlige, zeitweile nichtmehlige 
Stoffe verarbeiten, joweit es fich hierbei nicht um einen landwirthichaft- 
lichen Zwiichenbetrieb (Ziffer 6 I Abjag 2) haudelt, 

ce) diejenigen Brennereien, welche Miſchungen aus mehligen und nicht— 
mehligen Stoffen oder beide Stoffarten nebeneinander verarbeiten, 

d) die Melaſſe-, Rüben: und NRübeniaftbrennereien. 


Die zulegt bezeichneten Brennereien find, obwohl jie ihrer Betriebsweije nad) 
rein gewerblichen Charakters find, durch das Geje vom 24. Juni 1887 von der 
Entrihtung des Zuichlages zur Verbrauchsabgabe, dem die übrigen gewerblichen 
Brennereien unterworfen wurden, ausgeichlojlen und gleich den landwirthichaft: 
lihen Brennereien der Maiichbottichiteuer unteritellt worden. Es war damit bes 
zwedt, den Melafjebrennereien den Wettbewerb gegenüber den landwirthichaftlichen 
Brennereien zu erichweren, indem man von der Annahme ausging, daß die Aus: 
beute aus dem zu veritenernden Bottichraum bei der Melafjebrennerei eine weſent— 
lich geringere jei alö bei den Startoffele und Getreidebrennereien. Die inzwiichen 
gelammelten Erfahrungen haben jedoch dieſe Vorausſetzung nur in beſchränktem 
Umfange beftätigt, da die inländischen Mtelafjebrennereien jeit 1887 bei unerheb: 
lihen Schwankungen im Durchſchnitt mehr als 8, Prozent Alkohol aus dem 
Liter Bottichraum gezogen und im Ginzelnen Ausbeuten von 9, Prozent und 
mehr erzielt haben. Hiermit dürfte aber, namentlich wenn etwa fünftig in Folge 
mangelnder Nachfrage des Auslandes und der Entzuderungsanitalten zuderreichere 
Melaſſen den Brennereien zugeführt werden jollten, das höchſte Maß der Leiſtungs— 
fähigkeit noch nicht erreicht fein; beilpieldweije werden in Belgien, wo eine jehr 
hohe Maiichbottichiteuer beiteht, ichon jest Ausbeuten bis 12 Prozent aus der 
Melaſſe erzielt. ES liegt ſomit die Gefahr nahe, daß die heimiichen Kartoffel— 
und Getreidebrennereien, in welchen eine Ausbeute von 10 Prozent zumeift nicht 
erreiht und nur ausnahmsweiſe überichritten wird, von den Melaflebrennereien 
überflügelt werden, Diejer Entwidelung ſoll dadurd vorgebeugt werden, daß die 
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Melajiebrennereien in die Slategorie der gewerblichen Brennereien eingereiht und 
jtatt der Maiichbottichiteuer dem Zuſchlage zur Berbrauchsabgabe nach dem Sage 
von O,, Mark für das Liter reinen Alkohols unterworfen werden. 

Die durchſchnittliche Belaſtung des Melaflebranntiweins durch die Maiſch— 
bottichiteuer beträgt zur Zeit auf das Hektoliter reinen Alkohols faum mehr als 
15 Mark, wogegen im Falle der jteuerfreien Verwendung 16,4, Mark vergütet 
werden. In der Folge würde beim stenerpflichtigen Verbrauch eine etwa um 
5 Mark höhere Beltenerung Platz greifen, während bei der Verwendung zu ſteuer— 
freien Sweden der Zuſchlag unerhoben bliebe. 

II. Die Beitimmung im $ 42 I Abjag 2, legter Sat, des Gelege, dab 
die für die gewerblichen Brennereien vorgejchenen Zuiclagsermäßigungen auf 
Hefebrennereien feine Anwendung finden, ift bisher dahin ausgelegt worden, daß 
den Hefebrennereien die Ermäßigungen nur für diejenigen Monate zu ver: 
jagen jeien, in welden eine Hefenerzeugung ftattfindet. ES empfiehlt ſich, diejer 
‚nicht ganz zweifelöfreien, ſachlich jedenfalls begründeten Anwendung des Gejetes 
durch eine anderweite Faſſung eine ficherere Grundlage zu geben. 

III. Die landwirthichaftlichen Sefebrennereien find bei ihrer geringen Alkohol— 
ausbeute nicht mehr in der Lage, unter der Maifchbottichiteuer zu arbeiten, da fie 
dabei erheblich jchlechter jtehen würden als die gleichartigen, dem Zujchlag zur 
Berbrauchsabgabe unterworfenen gewerblichen Berriebe. Sie find in Folge deſſen 
gezwungen, auf Grund des $ 42 I Abſatz 3 des Geieges den Antrag auf Zus 
laſſung zur Entrichtung des Zuichlages zur Verbrauchsabgabe zu Stellen. Hierbei 
bleibt ihnen, da der Zuſchlag für die Defebrennereien einheitlich auf O,. Mart 
für das Liter reinen Alkohols bemeifen ift, eine ähnliche Steuerermäßigung, wie 
fie Die übrigen landwirthichaftlichen Brenner auf Grumd des $ 41 II bezw. des 
Ss 42 1 Abſatz 3 des Gejeges genießen, veriagt. Diele Ungleichmäßigfeit wird 
um jo dritdender empfunden, als gerade innerhalb der Hefebrennerei der Gegen 
jag zwiichen Groß- und Kleinbetrieb beionders jchroff zu Tage tritt. Das Geſetz 
hat hier, wohl ohne Abſicht, eine Lücke gelaffen, die auszufüllen im Intereſſe des 
landwirthichaftlichen Stleinbetriebes geboten it. Zu dem Zweck wird vorgeichlagen, 
den fleineren landwirthichaftlihen Hefebrennereien ermäßigte Zuichlagläge von 
O,,5 bezw. O,,; Mark für das Liter reinen Alkohols zuzugeitehen. Hierbei würde 
einerjeitS ein angemeſſenes Belaſtungsverhältniß gegenüber den kleinen dick— 
maiſchenden landwirthichaftlichen Brennereien gewahrt, andererjeits in Verbindung 
mit der ftärferen Staffelung der Brenuſteuer für die großen Hefebrennereien (Ar: 
tifel ITS 1 Ablag 1 umter c) den berechtigten Ansprüchen der landmwirthichaft: 
lichen Stleinbetriebe auf eine ausgleichende Abitufung der Stenerbelaitung ent: 
jprochen werden. Bon inögefammt etwa 630 landwirthichaftlichen Hefebrennereien 
würden über 500 an der Steuerermäßiaung Theil nehmen; der daraus eriwadjiende 
Steuer-Ausfall iſt auf Grund der amtlichen Statistik über den Brennereibetrich 
auf nicht höher ala 150,000 bis 200,000 Mark zu veranichlagen. 

Aehnlih wie bei den Hefebrennereien liegen die Verhältniſſe bei zahlreichen 
kleinen Startoffelbrennereien im Weiten und Süden des Neihs. Much Diele er: 
zielen bei ihren unvollfonmenen Betriebseinrichtungen häufig jo geringe Alkohol: 
ausbeuten aus den Bottichraum, daß behufs Vermeidung einer unverhältnig- 
mäßigen Maifchbottichiteuer-Belaftung ihre Zulaffung zu einem ermäßigten Zu— 
ſchlage dringend erwünſcht ift. Zur Zeit müßten fie nach $ 42 I Abiag 2 und 
3 des Geſetzes einen Zuichlag von mindeftens O,, Mark für das Liter reinen 
Alkohols entrichten, während für die fleinen landwirthichaftlichen dickmaiſchenden 
Getreidebrennereien im Abjag 3 Zufchläge von O,,, und O,,, Mark vorgeieben 
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find. Es dürfte zwedmäßig und unbedenflih fein, hieran auch die fleinen 
Kartoffelbrennereien Theil nehmen zu laffen. Die Zahl der Betriebe, die von 
diejer Erleihterung Gebraudy machen würden, läßt fi) nicht fchägen, wäre aber 
entiprechend der großen Zahl der hierher gehörigen Kartoffelbrennereien jicher jehr 
beträchtlih. Der finanzielle Ausfall iſt ebenfalld nicht zu veranjchlagen, dürfte 
fih indeh innerhalb jehr enger Grenzen halten, da nur diejenigen Betriebe mit 
Vortheil zur Entrihtung des Zujchlags übergehen fönnten, die weniger als 
6,5 Prozent Alkohol aus dem Liter Bottichraum gewinnen. Es würden jomit, 
da die durchichnittliche Ausbeute aller für die Ermäßigung in Betracht kommenden 
Brennereien auf etwa 7,, Prozent anzunehmen ift, in der Regel nur die fleiniten 
Betriebe dem ermäßigten Zuſchlage unterliegen. Die jährliche Gejammtproduftion 
der Nartoffelbrennereien mit einer Jahreserzeugung von nicht mehr als 150 Hekto— 
liter Branntwein beträgt etwa 90,000 Hektoliter reinen Alkohole. 

Zu Abſatz 2 unter b des Entwurfs wird auf das zu Ziffer 6 III Abiag 2 
Geſagte Bezug genommen. 

Bei größeren Materialbrennereien hat es fich gezeigt, daß fie eine Alkohol- 
ausbeute erzielen, welcdye über die den Materialitenerfägen zu Grunde liegende 
Annahme hinausgeht. Um die hieraus fich ergebende Begünſtigung der Groß— 
betriebe zu verhüten, empfiehlt es fich, die Anwendung der Zuichläge an Stelle 
der Materialftener auch ohne Antrag der Brennereibeliger zuzulaffen. 

V. Die Herabjegung des Mindeitbetrages der Strafe auf 1 ME. entipricht 
dem Artikel II Ziffer 2 des Gejeges vom 8. Juni 1891, wodurd der $ 26 des 
Gejeges vom 24. Juni 1887 im derjelben Weife abgeändert worden ilt. 


Artifel II. 

$ 1. Die vorgeichlagene auf Verhinderung der Ueberproduktion abzielende, 
vom Brennereibejiger zu entrichtende Brennſteuer Toll bei den mittleren Brennerei— 
betrieben niit dem Sage von 0,50 ME. für das SHeftoliter reinen Alkohols be 
ginnen ımd nach Maßgabe der Höhe der in den einzelnen Brenneveien ftattfindene 
den Branutiweinerzengung allmälig bis zu einen Sage von 6 ME. für das Hekto— 
liter steigen. Die DBerichiedenheit der Rentabilität der einzelnen Brennereien, 
welcher die Staffelung der Abgabe Nehnung tragen will, beruht vorwiegend in 
der Höhe der auf dem Betriebe ruhenden generellen Unkoſten (Fabrikationskoſten 
ohne Berüdiichtigung des Werthes der Nohmaterialtien und der Steuer). Nach 
vorliegenden Grmittelimgen betragen diejelben in Startoffelbrennereien, die mehr 
als 1500 Liter Bottichranm täglich bemaifchen, je nach dem Umfange des Be 
triebes, zwiihen 6 und 14 ME. fiir jedes erzeugte Hektoliter reinen Alkohols; 
in den zahlreichen Brennereien mit weniger al3 1500 Yiter Tagesbemaifchung 
dürften fie häufig über den Betrag von 14 ME. hinausgehen. Die großen 
Brennereien find ſomit in der Lage, das Heftoliter Alkohol um einen Betrag bis 
zu 8 ME. und mehr billiger berzuitellen als die Fleineren Betriebe. Für die 
Getreidebrennereien liegen die Verhältniſſe ähnlich, und imfofern der Unterſchied 
zwiichen Groß- und Kleinbetrieb bier noch ſchärfer hervortritt, wohl noch ungünftiger. 
Dem gegemüber dürfte die in Ausſicht genommene Progreilion der Brennſteuer 
nicht zu weit gehen. Der Vortheil aus derjelben füme ſämmtlichen Eleineren 
Brennereien einichließlich der gewerblichen zu gute. 

Diejenigen Brennereien, deren Sahresproduftion nicht mehr ald 300 Hekto— 
liter reinen Altohols beträgt, follen von der Abgabe befreit bleiben. Bei Zus 
grumdelegung der legten Jahresitatiitif (1892/93) würden von 60025 Betrieben 
wenigiten® 57 000 Betriebe hierunter fallen. 
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In Anjehung der einzelnen Brennereigattungen joll eine Verſchiedenheit 
der Belaftung erft eintreten bei einer Produktion von mehr als 400 Hektolitern; 
es würde in Folge defjen eine verhältnigmäßig nur geringe Zahl von Brennerereien 
von einer höheren Belaftung als die landwirthſchaftliche Brennerei der Klaſſe a ge— 
troffen werden, nämlid 10 bis 20 Brennereien der Klaſſe b und etwa 180 
Brennereien der Klaſſe c. Wie das Belaftungsverhältnig im Einzelnen jich Stellen 
würde, ergibt die Anlage 2. Die Mehrbelaftung gegenüber den dickmaiſchenden 
landwirthichaftlichen Brennereien beträgt biernach bei gleichem Imfang der Pro— 
duftion in der Klaſſe b höchſtens 1,13 ME. für jedes erzeugte Hektoliter, im der 
Stlaffe ce höchſtens 2,12 ME. 

Die im Abjfa 2 vorgejehene Erichwerung des Sommerbetriebes durch eine 
beiondere Abgabe entipriht im Prinzip dem 8 42 II Abjag 1 des geltenden 
Geſetzes. Die Steuerfäge find abweichend hiervon unter Berüdjihtigung des Weg— 
falls der Maiichbottichitenerermäßigungen jo bemeifen, daß jedes im Sommerbetrieb 
bergeitellte Heftoliter Alkohol neben der Verbrauchsabgabe annähernd gleihmäßig 
mit etwa 16 ME. belaftet jein würde. Die allgemeine Brenniteuer nach den im 
Abiag 1 unter a feitgeitellten Sägen würde zutreffenden Falls neben der Abgabe 
für den Sonmerbetrieb zu erheben ſein. 

Für die Melafjebrennerei joll die Brennſteuer um 5 ME, erhöht werden, ſo— 
bald ihre Produktion das ihnen zugetheilte Nontingent um mehr alö 20 Prozent 
übersteigt. Nichtlontingentirte Brennereien dieſer Art jollen den Brennjteuerzuichlag 
für ihr geſammtes Erzeugniß entrichten. 

Die Erzeugung von Melaffeipiritus bat ih im Laufe des leuten Jahres 
derart verbilligt, dab die Produktion ſchon bei einem Preiſe von wenig itber 
30 Me. für das Heftoliter lohnend iſt. Trotz des Tiejtandes der Spirituspreife 
haben in Folge deſſen in neuerer Zeit mehrfach früher ruhende nich tkontingentirte 
Melailebrennereien den Betrieb wieder aufgenonmtn. Angeſichts diefer Entwicke— 
lung, die bei vorwärtsjchreitender Technik und ettvaiger Verarbeitung zuderreicherer 
Melafien, Towie bei der Möglichkeit eines weiteren Sinfens der Melaſſepreiſe och 
nicht als abgeſchloſſen anzujehen fein dürfte, Dietet die im Abjag 1 unter e vor— 
geichene Brenniteuer feinen ausreichenden Schutz gegen eine weitere unerwünschte 
Vergrößerung der Branntweinproduftion. Um biergegen eine feitere Schranke zu 
errichten, - ift die erwähnte Erhöhung der Brennſteuer in Ausficht genommen. 
Diejelbe wird die fontingentirten Melafjebrennereien, jo lange ihr Betrieb die bis: 
ber in der Negel innegehaltenen Grenzen nicht überjchreitet, überhaupt nicht treffen, 
dagegen wird fie verhindern, daß dieſe Brennereien ſchon bei einer eintretenden 
geringen Steigerung der Spirituspreile ihre Produktion verdoppeln oder verdrei— 
fachen. Cine Inbilligfeit dürfte in einer derartig geltalteten Maßregel um To 
weniger zu erbliden ſein, als die erhöhte Breunſteuer kaum denjenigen VBoriprung 
ausgleichen würde, den die Melaflebrennerei jeit 1887 in Folge des Sinkens der 
Melailepreife vor den Kartoffel- und Getreidebrennereien gewonnen bat. 

Die wenigen nichtlontingentirten Melaſſebrennereien find bisher überhaupt 
nicht regelmäßig in Thätigfeit geweien. Aus Anlaß des Hinaufgehens der 
Spirituspreife in den Jahren 1890 bis 1892 ala Spefulationsunternehmungen 
errichtet und vorübergehend mit großem Nuten betrieben, beziweden fie lediglich, 
günstige Konjunfkturen des Spiritusmarktes für fich vortheilhaft auszunugen, 
Die vorgeichlagene Anwendung der Brennſteuer auf ihre geſammte Produktion 
ericheint deshalb ebenſo unbedentlih wie nothiwendig. Derielben Behandlung 
würden aud die etwa neu entitehenden Melaffe:, Rüben- und Niübenfaftbrennereien 
zu unterwerfen fein. 


„ — — 
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8 2. Der Ausſchluß der Stundung der Brennſteuer fol dazu beitragen, 
ihre produftionseinichränfende Wirkung zu erhöhen. Bedenken hiergegen dürften 
um beöwillen nicht beitehen, weil von der Abgabe mit erheblicheren Beträgen nur 
die größeren Brenner betroffen werden würden. 

8 3. Das finanzielle Interefle erheiicht es, daß die Reichskaſſe vor der 
Eventualität einer Belaftung durch die Erportvergütung ficher geitellt werde. In 
diefer Hinficht wird hier dur eine Beitimmung VBorjorge getroffen, wonad für 
den Fall, dab die Aniprüce des Exports wider Erwarten den Ertrag der Brenn: 
fteuer überjteigen follten, eine zeitweilige Derabminderung des Vergütungsiages 
einzutreten hat, der bei der nächſten Nevifion wiederum eine Erhöhung bis auf 
den Betrag von 6 ME. für das Heftoliter folgen fann. 

$ 4 iſt den $ 42 III des geltenden Geſetzes nachgebildet. 


Artikel III. 


I und II. Die Grmittelungen der Steuerbehörden haben ergeben, daß io: 
wohl fontingentirte als auch nichtfontingentirte große Melaffebrennereien jeit dem 
Bekanntwerden der Grundzüge des Entwurfs ihren Betrieb jehr erheblich veritärft 
haben. Es unterliegt feinem Zweifel, daß diejelben, wenn nicht alöbald geſetz— 
liche Vorfehrung getroffen wird, bis zum Anfrafttreten des Geſetzes den inländ: 
iihen Markt mit ihrem Branntwein iüberfüllen, für längere Zeit die Spiritus: 
preije herabdrüden und außerdem auf Grund der Ziffer IIa diejes Artikels die 
Gritattung der Brennfteuer für große Branntweinmengen in Aniprud nehmen 
werden, für welche die Brennſteuer nicht entrichtet worden iſt. Hiergegen Toll 
durch die Beitimmungen unter Ziffer I Vorforge getroffen werden. Im Webrigen 
joll die Brennſteuer mit den übrigen Beltinnmungen des Entwurfs erſt am 
1. Oktober 1895 in Kraft treten. 

Il. Unter der VBorausiegung, dab die Stontingentirungsporichriften des 
Entwurfs mit den fünfjährigen Kontingentsperioden Geltung erhalten, empfiehlt 
es fi, ſchon die jegige, vom 1. Oftober 1893 bis 30. September 1896 laufende 
Kontingentsperiode auf fünf Jahre zu verlängern. Hierbei wird indeß auf die: 
jenigen neuen Brennereien eine billige Nüdiicht zu nehmen jein, die inzwijchen in 
der Ausficht auf eine jhon zum 1. Oftober 1896 eintretende Neufontingentirung 
errichtet worden find. Es ericheint unbedentlih, denjelben für die Zeit vom 
1. Oftober 1896 bis 30. September 1898 propijoriih ein Kontingent zuzus 
weijen, für deſſen Bemeſſung, namentlich in Anjehung des Höchitbetrages, jelbit- 
verftändlich die im Artikel I Ziffer 2 des Entwurfs feitgeitellten Grundfäge maß— 
gebend jein würden. 
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1. Produktion, Verbrauch und Ausfuhr von Brauntwein. 
An Branntwein wurden hergeſtellt: 


a) int Gebiete der früheren Brannt— 
weinjteuergemeinjchaft : 


Heftoliter 


reinen Alkohols. 


b) in Bayern, Württemberg 


und Baden: 


Heftoliter 
reinen Alkohole. 


im Gtatsjahre 1880/81 3504558) 33385338 200000) 233358 
1881/82 3913 176 zEtgsEsF 200 000 Ep 
1882/83 3597 8361| 2E8 228532 200 000| 2E°*% 
1888182 3 733 063 85 <er$5 200.000 Er ggss 
1884/85 3815497 E>$02&52 200 000 FE: 228 
1885/86 4013 977 —— 200 000] —23 
1886,87 3— 200.000) 333828 
im Durcichn. 1880/81—1886/87 3 724 236 200 000, = 3 924 236 hl 
Heftoliter Hektoliter 
reinen Alkohols. reinen Alkohols. 
im Betriebsjahre a 2882 936) =. 5 £ 175 089 
1888/89 2529430| 322 °= 197 631 
1889/90 2942596| 332 2% 202 205 
1890/91 2740350, 23023 228 799 
1891/92 2696 954| „= =® = 251 290 
1892/93 2 766 246] 32-25 262 674 
1893/94 2946 324) E3* 2 275 400 





Ichn. 1887/88— 1893/94 


Der Verbraud von Branntwein (inländischen wie ausländiſchem) zu Trinkzwecken 


2 786 405 227 584, zu. 3 013 989 hi 


betrug:!) 1880/81 . 2745154 hl 1884/85 . 2 936 209 hl 
1881/82 . 2811205 „ 1885/86 . 2871942 „ 
1882/83 . 2675690 „ 1886/87 . 2559101 „ 
1883/84 . . . 2797398 „ 
im Durchichnitt EFT: 2 770 957 hl 
1887/88 — 1694 700 hi 1891,92 . 2192 500 hl 
1888,89 . 2200100 „ 1892/93 . 2254 900 „ 
1889/90 . 2296 500 „ 1893/94 . 2263 400 „ 
1890/91 . 2203 300 „ 


im ; Darchfchnitt (ausichl. des jahres 1887/88) 


2235 117 hl 


mithin Rüdgang des Trinktverbrauchs gegenüber der Beriode 1880/87 535 840 hl = 19,5 Bros. 


Die Verwendung von Brauntwein zu jteuerfreien Zwecken belief ſich: 


im Gebiet der früberen 


un 


1880/81 93 242 hi 1884,85 144 078 hl 
1881/82 109 110 „ 1885/86 163 224 „ 
1882/83 129 982 „ 1886,87 183 105 „ 
1883/84 158 249 „ 
innerhalb des jegigen Branntmweinitenergebiets 

1887/88 387 568 hl 1890/91 519 104 hl 
1888/89 431294 „ 1891/92 »n1 300 „ 
1889/90 581 375 „ 1892/93 606 670 „ 


2) Mergleiche die Grtragsberehnung zum Monopol-Gelegentwurf (Seite 839 und 840). 
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Aus dem Zollgebiet ausgeführt wurden an Branntwein aller Art (Spiritus, 
verjegter Branntwein u. ſ. w.): 


180 2. 2222. 5B7I8hl 1888 2 22 20202816709 hl 
1E1 . 2 2 22.797808 „ 1839. 2222... 39679 , 
1832. 2 .2.2.2.2866.020 „ 1890 . 2.2.2.2...8098320 „ 
BOB... 0.000. 0807 - 1891 222220. 17654, 
1884 2 2 22.2.2 708896 5 1892 ...... 110927, 
1 1898 - » 22... 11628 , 
186 2. 2222. . 715788, 184 2.2.2.2... 105168, 
1887 517883 „ 


2: Preiſe — Produktiouskoſten für Kartoffelbrauntwein. 
a) Die Berliner Jahresdurchſchnittspreiſe für Kartoffelſpiritus (10 000 Liter— 
As loco ohne Faß, ſeit 1888 mit 70 M. Verbraucsabgabe) betrugen: 


1880 60,5 M 1888  . 92: A 
1881 ; 2. 55.0 e 1889 . .„ . 34: „ 
22 ... 8, 1890... 202 Be, 
1883... 5a 1801... 5. 018,, 
188 . .. 470. 1892 . . . 38e „ 
IBBE: u. Ale, 1898 :... 0.887, 
1886 . Sie. 1894 1 en 


durchfepmittlih . 49,1 Sa Dusrchfchnittlich SB TIER: ausichlieglih 1891. . 35 46 
Frei Brennerei Stellen fich die Preiſe etwa 1 bis 3 Me niedriger als in Berlin. 


Die Berliner Monatspreije jeit dem 1. Januar 1888 ergibt die nadjitehende 
Ueberſicht: 




















Monat 1898 | 1889 | 1890 | 1891 | 1892 | 1893 | 1894 

m ⸗ Me 7 se # HM 

SIOHUnt. ee ee 31» | 330 | 325 | 480 | 485 | 32: | 32, 
Sebruar. - » > 2 2.2 20221802 | 388 | 336 | 50, | 45, | 38. | 32% 
ANDEE 0 29, | 33: | 84 | 50,8 ı 4837 | 35. | 30,# 
er 
110) Wr ee N u Sa | 356, 34a | Sl, | 40, | 37, | 29a 
A 28. | 85» | 85,4 | 50: | 87. | 38 | 81. 
Wi. 222 | 3 | 86% | 370 | 485 | 366 | 36» | 81 
SEO 33,0 370 | 40. 53,1 | 35,0 34,4 31, 
Septembeer na 34,3 | 36» | 421 | 554 | 86,0 | 35,0 | 32,4 
A u Be 33,3 |! 340 | Ad; | Sl | 34ı | 33: | 32 
Movember . > 2 22 2. 34,0 | 320 | 407 | 581 | 320 | 326 | 31» 
Dezember . . . 340 | 3Ls } 45, | Sl | Sl | le | 3 





‚Für Die Monate Dfiober bis Dezember 1887 wurde nur nachverſteuerte Waare | 
notirt (mit 96,2 bis 97,» Abi. 


Im Bergleicdy zu den jeweiligen Jahresdurchſchnittspreiſen für Brennfartoffeln 
ergiebt uw — Bild: 









isbd isi 1882 1883. 184 1885/1886.1887 1888 1889 1890 1891/1892 1893. 1894 
" AED 666 
Brennklartoffeln 
(100 kz) 1880/81 
Stettiner, 1882/94 
Berliner Breife . . | 3,01) 3,16 2,70) Zus] 2,51 


Spiritus 
(10 000 Ziterprozent) | 
Berliner loco-Breife; | | 
feit 1887 mit 70 M | 
Verbrauchsabgabe . [60,7 155.0 48; [53,4 47,6 Alıı 137% | ? |32, 184, 137» 851, |88. |34; | 


2,10] 2,05] 2,0] 20] 2,201 2,0] Lırl Bol 2 2a 
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b) Zur Herjtellung eines Heftoliter8 reinen Alkohols aus Kartoffeln find 
erforderlich: 
18 Zentner Kartoffeln (bei mittlerem Stärkegehalt von 18°/,) 
a 1,45 A. (Durchſchnittspreis der Jahre a ze == 20... A 


50 bis 72 Pfund Gerſte etwa . . . i — 
Hierzu treten: 
an Maiſchbottichſteuer durchſchnittlich . . 18 5 


an generellen Unkoſten (Heizung, Löhne, Inſtandhaliung 
der Brennerei, Verzinſung, Amortiſation u. ſ. w.) 


J 25 De mE: 
zuſammen ——— 

Nach Abzug des Futterwerths der Schlempe mit Oo Mb. 
für den Zentner verarbeitete Kartoffeln = . 5," 





verbleiben rund 47,00 A 

Die generellen Koften jinfen in großen Brennereien bis 6 M., jteigen da— 

gegen für kleinere Brennereien bi3 auf 14 A und darüber. Die Produftiond- 

fojten für ein SHeftoliter reinen Alkohols haben ſomit jeit 1887 in den einzelnen 

Kartoffelbrennereien etwa 44 bis 52 M. und in den zahlreichen Betrieben der 
kleinſten Art noch mehr betragen. 


3. Kartoffelanbau, Kartoffelernten und Verwerthung der Kartoffeln in den Brennereien. 











Zu Sa verarbeitet | Bemerfu RB: 
ge 


Getreide und fon 


Erntefläche Erntemengen in der in der mehlige Stoffe 
Jabı im im früheren jetzigen wurden verarbeitet 
Deutſchen Deutihen | Branntwein- | Branntwein- | | int Gebiet der 
Reiche Reiche ſteuer⸗ ſteuer⸗ früheren Branntwein⸗ 
| gemeinschaft | gemeinfchaft ſteuergemeinſchaft 
Hektar 1000 kg 1000 kg 1000 kg 1000 kg 












































1881. 2 767 538 25491 022 | 2894 333 2 962 333 406 465 
1882, 2 765 547 18 069 332 2 391 940 2459 940 354 666 
1883. 2 906 263 24 906 431 2 502 996 2 570 996 402 647 
1884. 2 907 630 24 019 601 2649 707 2 717 707 362 968 
1885. 2 916 333 27 953 643 3 087 345 3155 345 387 814 
1886. 2 915 747 25 143 020 2 719 348 2 787 348 344 408 
1881/86 durchſchnittlichſ 24 263 843 — 2775611 376 495 
= 11,% 
1887. 2918 147 25 272 998 1 939 067 2.009 410 267 997 
1888 . 2 920 330 21 910 996 1639 701 1698 951 272 465 
1889. 2917720 | 26 603 965 2.005 808 2083515 280 616 
1890. 2 905 870 23 320 983 1614 697 1685 867 237 706 
1891. 2 992 766 18 558 379 1 272 905 1334 602 421 550 
1892. 2 929 808 27 988 557 2.003 443 2 105 890 286 709 
1887/92. durchſchnittlichſ 23 942 646 — 1819 706 302 840 












= 186 
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4. Der Nüdgang der Hleineren Brennereien 


in der ehemaligen Steuergemeinichaft erhellt aus nachitehender Ueberſicht: 





PBetriebsjahr 


1888/89 


1889/90 


1890/91 


1891/92 


1892/93 


| ” 20.000 „ 
| ” 20.000 ” 


| „ 20000 „ 








Jahresproduktion 
an 
reinem Alkohol 





Bis 500 Liter 
| über 500 bis 10000 
„10000 „ 20000 
20000 „ 50000 , 
50 000 „ 100 000 
über 100 000 


zuſammen 
500 Liter 


Bis 
| über 500 bis 10000 , 
„ 10000 „ 20000 





1] „20000 „ 50000 
. 50000 „ 100.000 . 
iiber 100 000 „ 

zufammen 
Bis 500 Liter 
über 500 bis 10000 „ 
„10000 „ 20000 


50 000 
„ 0000 „ 100000 
über 100 000 , 





zuſammen 


Bis 500 Liter 
500 bis 10 000 
10 000 „ 


20000 „ 

50000 , 

50.000 „ 100 000 
iiber 100 000 


| über 





zufammen 


Bis 500 Liter 

| über 500 bis 10000 „ 
„10000 „ 20000 
50000 „ 
„50000 „ 100000 „ 
iiber 100 000 















zufammen 


Bis 500 Liter 

| über 500 bis 10000 „ 
„ 10000 „ 20000 

„ 20000 „ 50000 

| „ 0000 „ 100000 „ 
iiber 100 000 


zufammen 












Ban der 





a artoffel; 


brennereien 





649 

— 493 
AN 944 
> | 1035 
= 754 
3 987 

_ 101 
= | 555 
- 435 
> [1081 
Z {1110 
a 488 
3 770 

—* 608 
— 437 
12 925 
241032 
a 808 
3 920 

— 99 
— 541 
- 464 
eo 988 
N 21197 
au 611 
3 830 

* 101 
8 462 
= | 392 
> [1047 
m 21160 
a 510 
3 672 


* 99 
2 436 
2486 
B889 
& | 1173 
al 669 








Getreide— 









brennereien 








Zuſammen 











3 1692 342341 
al 388 | » I 86 
a 183 o [1127 
8 | 65 © 21100 
49 » | 808 

2538 6525 

= 181 e.) 282 
371708 | 822263 
cl 918 el 753 
F | 201 eo [1282 
- 71 3 ?!1181 
| 55 ® | 543 
2534 6 304 

= 169 o { 279 
11624 | 8 12232 
al 288 al 725 
„f 212 n (1197 
2 64 S | 1 096 
° 54 >| 862 
2411 6 331 

5 1 602 2 914 
al 313 on | 77 
R 198 —_ [118 
= | 66 51119 
. 51 >| 662 
2392 6222 

In 17 12 2 — 273 
= 21508 221965 
- | 308 al 69 
— eo [1268 
= BE S !1232 
J *2 | 563 











2 324 


| 158 
1532 
| 298 


3164 3.009 
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5. Betheiligung der einzelnen Brennereigattungen an der inländiihen Braunt— 





weinproduftion. 
Es wurden hergeftellt: 
| ıss7iss | 1888/89 | 1889/90 | 1890/91 | 1891/92 | 1892/98 
Hektoliter | Heftoliter | Hektoliter Hektoliter | Heftoliter | Heftoliter 


























a) dv. Kartoffelbrennereien | 2 534 708 | 2 080 977 | 2531 710 | 2233 136 | 2 124 923 2876 468 


b)v. Getreidebrennereien 

ohne Öefenerzeugung . 99782| 121199 
e)von Hefebrennereien .| 327605 | 411122 
d)v. Melajlebrennereien 75 002 77010 
e) v. Materialbrennereien 
“ (nichtmehlige Stoffe 

verarbeitende Bren— 

nereien ausjchließlich 

der Melafjebrennereien) 20 928 36 753 19 316 23 551 27 679 27 645 


Zufammen . - .|3 058 025 |2 727 061 | 3 144 801 |2 969 149 | 2 948 244 | 3 028 920 







99 928| 106615 | 156115 | 120853 
409692 | 404612| 379279) 398.004 
84155 | 201235| 260248| 105 955 





6. Die Belaftung des Hektoliters reinen Altohols durd die Maiſchbottichſteuer 
uud die an ihre Stelle, bezichnngsweife daneben tretenden Zuſchläge zur Ver: 
brandsabgabe, 


jtellte jich während der beiden Brennereibetriebsjahre 1891/92 und 1892/93 
folgendermaßen: 
A. Nach regelmäßigen Steuerfäßen: | 
I. inlandwirthihaftlihen Brennereien ($ 41 la und II Abjaß 1 
und 2, $ 42 II Abjab des Geſetzes vom 24. Juni 1887): 
a) tägliche Bemaifchung bis 1050 Liter Bottihraum, Maiſchbottich— 
jteuerfaß ®/,, = 78, Pfennig für 100 Liter Bottichraum : 
&) Kartoffelbrennereien (Ausbeute 7,95 bezw. 7,, Prozent) = 
10,55 bezw. 92, Ab 
B) Getreidebrennmereien (Ausbeute 6,4 bezw. 6,, Prozent) — 
11,., bezw. 12,95 Mr 
b) täglide Bemaifhung bis 1500 Liter Bottihraum, Maiſchbottich— 
ſteuerſatz 0 — 104,, Pfennig für 100 Liter Bottichraum: 
&) Kartoffelbrennereien (Ausbeute 8,5, bezw. 9,3 Prozent) — 
11,,, bezw. 11,7 Mb. 
B) Getreidebrennereien (Ausbeute 8,,, bezw. 7,, Prozent) = 
12,55 bezw. 13.04 AM 
e) täglihe Bemaifhung bi8 3 000 Liter Bottichraum, Maiſchbottich— 
ſteuerſatz /,, — 117,, Piennig für 100 Liter Bottichraum: 
&) Kartoffelbrennereien (Ausbeute 9,,, bezw. 9,, Prozent) = 
12,4; bezw. 12,03 Ab. 
8) Getreidebrennereien (Ausbeute 8,5. bezw. 8,, Prozent) — 
13,7, bezw. 13,25 «4 
d) täglihe Bemaifchung bis 10 000 Liter Bottichraum, voller Maifch- 
bottichjteuerfaß don 131 Pfennig für 100 Liter Bottichraum: 
&) Kartoffelbrennereien (Ausbeute 9, bezw. 10,, Prozent) 
B 13,55 bezw. 12,9, 
B) Getreidebrennereien (Ausbeute 9,5, bezw. 10 Prozent) 
13,95 bezw. 13,10 


Si — 


I a * 
=. 
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e) täglihe Bemaiſchung von 10000 bi8 20000 Liter Bottichraum, 
voller Maifchbottichjteuerjag von 131 Pfennig für 100 Liter Bottich- 
raum und Zujchlag von 2 Pfennig für das Liter reinen Alkohols: 

x) Kartoffelbrennereien (Ausbeute 9,,, bezw. 10,, Prozent) — 
15,38 bezw. 14,96 No. 
B) Getreidebrennereien (Ausbeute 9.5, bezw. 11,, Prozent — 
15,80 bezw. 13,0 Mb. 

f) täglihe Bemaifhung über 20000 Liter Bottihraum, voller Maijch- 
bottichiteuerfjag von 131 Pfennig für 100 Liter Bottichraum und 
Zuſchlag von 4 Pfennig für das Liter reinen Alkohols: 

x) Rartoffelbrennereien (Steine). 
ß) Getreidebrennereien (Ausbeute 11,,, bezw. 11,; Prozent) = 
15,18 bezw. 15,90 «H 
IH. in gewerbliden Brennereien ($ 42 I Abi. 1 und 2 a.a. 0): 

a) Breunereien ohne Hefebereitung: 

&) für den Umfang des bisherigen Betriebes bei einer täglichen 


Bemaifchung 
bis 10 000 Liter Bottihraum . . . . 16 4 
über 10 000 bis 20 000 Xiter x Votticheaum Werl, 
Bin 2. 2.20 
b) Hejebrennereien durchweg . . » . . 207% 


MI. in Melaſſe, Rüben oder Nübenjaft —— Seas 
($ 41 Iba. a. D.), Maifchbottichjteuerjat von 131 Pfennig für 100 Liter 
Bottihraun (Ausbeute 8,46 bezw. 8,; Prozent) = 15,,; bezw. 15,96 Ma. 

B. Nah den auf Antrag an Stelle der Maijchbottichjteuer zu entrichtenden 

Zujchlagsfäßen ($ 42 I Abf. 3 a. a. D.): , 

a) in landwirthichaftlichen Brennereien, welche Getreide verarbeiten, jofern jte 

1. ineinem Jahre nicht mehr als 100 Heftol. reinen Ulfohols erzeugen 12 Mk. 
2. in einem Jahre mehr als 100 Hektoliter, aber * über 150 Hekto— 
liter reinen Alkohols erzeugen . u 9” 

b) in den übrigen landwirtbichaftlichen Brennereien wie zu A H. 

C. Nah den für den Sommerbrand in den landwirtbichaftlichen Brennereien 
vorgejchenen Stenerfägen (SS 41 II Ab}. 1 und 42 II Abi. 1a. a. ©): 

a) täglihe Bemaifhung bis 1500 Liter Bottichraum, Maifchbottichiteuerjag 

131 Pfennig für 100 Liter Bottihraum (Ausbeute ungefähr 8—9 Prozent) 
etwa... . . . 14, bi8 16, M 
b) tägliche Bemaifchung über 1 500 Liter Bottichraum ... 20 


7. Hefebrennereien. 


Der in Hefebrennereien erzeugte Branntwein war vor dem Inkrafttreten des 
Geſetzes von 24. Juni 1887 (bei einer Alkoholausbeute von 4—4'/, Prozent aus dem 
bemaijchten Bottichraum) mit einem Maifchbottichiteuerbetrage von etwa 29—34 Mk. 
für das Heftoliter reinen Alkohols belajtet. Demgegenüber betrug die Belajtung : 

a) des Kartoffelbranntweins (bei 8 '/, bis 9 Prozent Ausbeute) etwa 14,, 

bis 15,, Ab, aljo weniger etwa . . . —66 

b) ir im Dickmaiſchbetriebe hergeitellten Getreidebranntweins (bei 6'/, bis 

8 Prozent Ausbeute) 16,, bi$ 20 MA, aljo weniger etwa. . 13 A. 
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Dieje Belaftungsdifferenzen blieben auch im Falle der jteuerfreien Verwendung 
oder der Ausfuhr des Branntweins bejtehen, da die Maifchbottichjteuervergütung 
in jedem Falle nur 16,0, Ab. für das Hektoliter Alkohol beträgt. 

Seit 1887 unterliegt das Erzeugniß der le jtatt der Maijch- 
bottichiteuer dem Zujchlag zur Verbrauchsabgabe mit . . > ee 204 

Die Maiſchbottichſteuerbelaſtung beträgt: 

a) für Kartoffelbranntwein durchichnittlich etwa 13 „4, alfo weniger etwa 7 «A 

b) fir im Dickmaiſchbetriebe hergeſtellten Getreidebranntwein durchſ Te 
etwa 13 bis 14 M, aljo weniger etiva 6 M 

Die früher bejtandene Belajtungsdifferenz zu Wanſten der Kartoffelbrennereien 
und der dickmaiſchenden Getreidebrennereien iſt hierdurch im Falle der Erhebung 
des Zuſchlages um etwa 9 beziehungsweiſe 7 Mb. für das Hektoliter vermindert, 
für Die Fälle der jteuerfreien Verwendung oder der Ausfuhr 
de3 Hefebranntweing, wobei der Zujchlag zur VBerbrauchsabgabe unerhoben 
bleibt, aber gänzlich bejeitigt worden. 


8. Melafjiebrennereien. 








Zahl Produktion Zur 
8 der Brennereien, JKdieſer Brennereien | Branntweinbereitung 
etriebsjabr die hauptjächlich | an reinem Alkohol | verarbeitete Melaſſe 
Melafje verarbeiten Hektoliter 100 kg 
187188 — 19 75 002 276 496 
1888/89 . . . .. . 18 77010 253 000 
IB. 18 84 155 279 812 
189081. .„. . x. - 26 201 235 734 644 
I8BL)98 ... 3.5: 5% 39 260 248 947236 
1892/8 . :» - —— 27 105 955 374 526 
18984... . 2. 27 97 331 334 625 


Der Melafjeverbrauc zu Brennziweden belief jich in der ehemaligen Steuer— 
gemeinſchaft: 


1880/81 auf. 880 882 Doppelzentner, 

1881/82 „ .. 684 605 

188288 2 2 2222220. 425061 J 

195888: N u rn OO s 

1855 een nn. 781267 z 

1885/8566 „> > 2 2 2 2 000 0. 289915 x 

1886/87 , . u Ser AT T 
Die dnbrsturgjäntiseie für Brennmelajje haben betragen für 100 kg: 
1880 ae ern a A 1888 . ae an 76 im Me 
18888.. VE ABB: 4 7: 
IBBB: .- 0. 20:20 Gen Jam 3: et ; 
1888.. S — 2 0400er A 
184... 2 2.0: be, 180808... ER. © vos 
1885 2 -,.:4- 2 arm U, ZOU8: :. .. 4.4 oa. Me 
Bß ? 1894 ..... © 
1887 D,16 „ Yanuar 508 l,ss „ 


Zur ringe eines Heftoliters Branntwein werden gebraucht 7 Zentner 
Melaſſe. Diefelben fojteten: 


im Jahre 1887. : 0.0200 000 18,00 M 

ü 894 . Ba ar car cr 

in den legten Monaten des Jahres 1894 etwa... - 7, bis 8 ‚so Mb 
und zur Zeit etwa - — “ — er Ir To w 
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1887/88 auf 
1888/89, 
1889/90 „ 
1890/91 „ 
1891/92 5 
1892/98 , 


8,5 Prozent 


84 
———— 
8,6 
8 6 " 
8,7 = 


Die durchichnittliche Alkoholausbente der Melajjebrennereien aus 
maischten Bottichraum jtellte jich im Betriebsjahre 


dem be— 


9, Ueberſicht über die innerhalb des Branutweinftenergebiets während des Betrichs- 
jahres 1892/93 im Betriebe gewejenen Brennereien nad der Produftionsmenge und 
den Brennereigattungen. 








Sabresproduftion 


an 


reinem Alkohol 


Ueber 0, 
> 1 
A l,; 
a 2 
— 5 
— 10 
n 20 
u 50 
100 
ä 200 
* 500 
a "A 
„2000 
„83000 
„4000 
5000 
66000 
„1000 
„5000 
„ 9000 
„11000 
„ 12 000 
„ 42 000 

Gejammtzahl 


reien : 


1000 

2 000 
„83000 
„4000 
5000 
6 000 
7 000 
8000 
„9000 
„ 10 000 
„12000 
„38000 .,; 
„43000 , 


" 





der Brenne— 


Gelammtproduftion der 


Brennereien an 
Alkohol - 


reinem 


. 12 368 030) 8 373 


Zahl der Brennereien, 
welche hbauptiächlich verarbeiteten: 








Kartoffeln 











Getreide 
——— —A— 
232 BE | 85 
s3: |2=2|1375| 2323| 

— — se = 

I — — — 
739 3 2382 10 
379 4 858 4 
133 3 266 6 
132 1 132 4 
345 13 | 292 34 
201 ‘| 14 61 
230 l| 215 109 
27 — N 422 216 
283 l 358 140 
513 1 204 108 
1082) 1 119 101 
103 2 4 3 
65 1 3 26 
55 1 3 9 
91 1 7 
Bez 1 > 
1 — | 1 4 
— => | = 1 
— — | — 3 
= — | E 1 
— — | — 1 
= — | — 1 
_— — = 1 
62301 40) 5450 893 

hl hl | hl hl 














176 871341 986 














Ge⸗ 
* ſammt⸗ 
—der 
S 3 E * Brenne— 
5 al treten 
— — 1 
— 393581 42492 
= 173 6413 
— 1266 1674 
— 527 796 
— 715 1399 
— 187 603 
— 80 635 
1 49 0985 
— 16 798 
— | 7 833 
3 5 1311 
— 1 1286 
3 — 668 
5 1 74 
4 — 22 
3 11 
1 7 
J 4 
2 — 5 
ll — 3 
— I - 1 
— 3 1 
1 — 2 
— — 1 
27147385] 60025 
hl hl hl 


Davon wurden 
in Verbindung 
mit Hefefabri- 





fation betrieben 
| 
TE, 
23 88 
ser 
2 — 
1 
1 1 
2 1 
6 ıl 
17! > 
30 18 
148 70 
189 87 
134 8 
81 86 
19 3 
3 24 
6 
— 7 
1 3 
— 4 
— 1 
— 3 
— 2 
— 1 
— 1 
— 1 
— 1 
634 449 
hl hl 


105 955 27 64513 028 920} 85 907,312 097 
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Anlage 2. 


Belaftung 


des 


in den einzelnen Brennereien erzeugten Branntweins mit der Brennfteuer 
(Artikel II 8 1 des Entwurfs). 





Nach Nach 











Nach 
Skala a Sfala b | Stala c 
| 
bis 300 hl Produktion . . . frei | frei frei 
bei 600 „ ” . +1 0,254 pro hl | 0,12 A& pro hl | 0,00 M& pro hl 
" 900 " " ” — 0,50 " 4 "| ‚3 u " " 1 Mon " " 
” 1 200 ” " ® 0,15 ” " " | la " " "| 1,ss " " ” 
" —1 500 " " 1,00 " " " N 1,s0 " " " | 2,0 " " " 
" 1 800 " " 1,25 " [77 ” | 1,7 " n [77 | 3,17 " " "” 
” 2 100 " " 1,50 n " ” | 2,30 " " " | 3,57 " " n 
” 2 400 ” ” 1,15 ” " "| 2 ss „ 77 " 3,87 „ " "” 
” 2 700 " " 2,00 " ” „ 3,09 " " " 4 ” " " 
” 3 000 ” ” 2,35 " ” " | 3,38 “ " ” 4,30 " " ⸗ 
„ 3300 „ e "2 DET: - Re 
” 3 600 ” " 2,75 " " " 3,82 " " "| 4,08 " " ” 
„ 30 „ E Bin: u. DEE 
” 4 200 ” " 3,21 ” * 2 4,ıs 2 " "| 4,10 ” " " 
" 4 500 ” ” 3,40 " " " 4,:0 " " ” 4,s7 LG " ” 
" 4 800 " 27 3,56 23 ” ” 4,30 " " " 4,04 “ " " 
‚ 5 100 ” * 3,10 [7 " ” 4,4 "” " ” 5,00 " ” ” 
" 5 400 " " 3,88 " " " 4,55 ” 3 " D,08 " " ” 
* 5 700 * 3,05 " ” " 4,02 ” " 7) 5,1 " ” " 
" 6 000") " m 4,05 DD " " 4,69 " " " 9,16 " " " 





) Im Jahre 1892/93 produzirten zwei landwirthichaftliche Brennereien zwiichen 5 000 
und 6000 hl reinen Altohols. Größere Brennereien diejer Nategorie waren nicht vorhanden. 
Von Brennereien der Klaſſe b wurde eine Produktionsmenge von 3000 hl reinen Alkohols 
nicht überichritten. 


28* 


Miszellen. 


Zur Statiſtik des öſterreichiſchen Tabacksmonopols. Das Heft 1 des Jahrg. II 
der Mittheilungen des K. K. Finanz Ministeriums enthält u. a. eine Abhandlung: 
„Statiltiiche Mittheilungen über das öfterreichiihe Tabadsmonopol für das Jahr 
1894", in weldyer namentlich die über die Entwidelung des Tabacksmonopols jeit 
1870 und über die Arbeiterverhältnifie in den Monopolfabrifen beigebradyten Daten 
ein allgemeinered3 Intereſſe in Anspruch zu nehmen geeignet ericheinen. 

In eriter Linie steht in dieſer Beziehung der in den Verſchleißergebniſſen 
zum Ausdrud gelangende Umfang des Tabadfonjumd. Die verichiedenen 
Tabadfabritate — Zigarren, Zigaretten, Tabad, in Rollen und geichnitten, und 
Schnupftabat — haben ſeit 1870 bezüglich des Konſums eine jehr verichiedene 
Entwidelung genommen. Während der Berichleiß in Zigarren von 1870 bis 
1894 von 783653000 Stüd auf 1188197000 Stüd gewaächſen ift, weiſt der 
Verichleiß von Zigaretten jogar eine Steigerung von 17621000 auf 1705485 000 
auf. Der Verſchleiß in Tabad, geichnitten und in Nollen, iſt nur von 217838 
Doppel: Ztr. auf 226821 geitiegen, und der Schnupftabadverichleiß jogar von 
18729 Doppel-Ztr. auf 15581 gefallen. Der Gelderlös ftieg in der gleichen 
Periode bei den Zigarren von 21666170 Fl. auf 42429220, bei den Zigaretten 
von 277938 Fl. auf 13917429, beim Tabad, geichnitten und in Rollen, von 
20319657 Fl. auf 28425171; er ſank dagegen beim Schnupftabafd von 
3821373 Fl. auf 2656575. Im Ganzen ftieg der Gelberlös des Tabad: 
verichleißes von 46085138 Fl. auf 87428395. Der leberfhuß der Einnahme 
über die Ansgabe des Tabadmonopols betrug im Jahr 1870 31481999 Fl. 
und im Jahr 1894 59815621 Fl. 

Auf den Hopf der Bevölkerung berechnet, wurden 1894 abgeiest 
48,43 Stüd in ganz Delterreih, davon 48,25 Stüd Zigarren eigener Erzeugung 
und 0,18 Stüd (im Ganzen 4291696) importirte Zigarren. Nach Geldwerth 
berechnet, betrug der Konſum für den Kopf 1,73 Fl. bei einem durchichnittlichen 
stoniumtionspreis von 3,57 Fl. für 100 Stud An Zigaretten eigener Er: 
zeugung wurden auf den Stopf 69,47 Stüd im Geldwerth von 0,56 Fl., an 
importirten 0,04 Stüd abgelegt. Im Zigarrenverbrauch ſtanden obenan Deiter: 
reih unter der Enns mit 119,66 Stüd auf den Kopf und Sclefien mit 82,93 
Stüd; den geringiten Verbrauch hatten Bukowina mit 2,54 und Galizien mit 
8,60. Im Bigarettenverbraudh ftand obenan das Küftenland mit 221,55 Stüd 
und Defterreichh unter der Enns mit 172,92; den geringiten Verbrauch hatten 
die Bufowina mit 18,16 Stüd und Tirol und Vorarlberg mit 24,69. Der 
Berbraud von Tabad, geichnitten und in Nollen, war am höchſten in Salzburg, 
1,82 kg pro Kopf, am geringiten in Galizien 0,50 kg. Im Schnupftabad: 
verbrauch jtanden die Küftenlande mit 0,30 obenan, Dalmatien, Schlefien, Mähren 
und Stärnten mit 0,02 an letter Stelle. Won allen Tabadfabrifaten zufammen 
wurden dem Geldiverth nach verbraucht in Oeſterreich unter der Enns 8,48 Fl. 
pro Kopf, in Salzburg 5,14 Fl., dagegen in Dalmatien 1,05 und in Galizien 1,67. 

Die Monopolverwaltung beichäftigte 1894 an „Beamten“ 412 Perfonen 
mit einer Gehaltiumme von 494540 Fl., an „Dienern“ 233 Perjonen mit 
einer Gehaltjunme von 133 825 Fl. und endlih 33219 „Arbeiter“ mit einer 
Jahreslohniumme von 6374946 Fl. Unter den Arbeitern waren 29734 
weiblihen Geihlehts und nur 3485 männliden Geihlehts. Bei 
einer Zahl der Arbeitstage im Jahre von 295 pro Arbeiter und einer durchichnitt- 
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lichen täglichen Arbeitsdauer von 10 Stunden ftellte fich für alle Fabriken und 
Nemter der durchſchnittliche Wochenverdienſt im Zeitlohn für den männ— 
lichen Arbeiter auf 5,01 Fl., für den weiblichen auf 3,68 Fl., im Gedingelohn 
auf 5,40 bezw. 3,92 Fl. Der höchſte durcdhichnittliche Zeitlohn betrug in den 
32 Monopolfabrifen und Memtern für den männlichen Arbeiter wöchentlich 7,75 FL., 
für den weiblichen 5,14, der höchſte Gedingelohn 7,80 bezw. 5,82 Fl. Die niedrigiten 
Zeitlöhne waren 2,38 bezw. 2,27, die niebrigiten Gebingelöhne 2,86 und 2,11 Fl. 

Die Arbeiterverfiherung, ſowohl die Franken» und Unfallverficherung 
wie die Invalidenverforgung, war jhon vor Durchführung der neuen Arbeiter— 
verficherungögelege ald Aufgabe der Monopolverwaltung anerkannt. Im Jahre 
1888 wurden die bei allen Tabackfabriken beitehenden Sranfenvereine in jolche 
Kranfeninftitute umgewandelt, welde auf Grund des Berficherungsgeieges 
vom 30. März 1888 organifirt find. Dabei haben die Stranfeninftitute den 
Doppeldarakter der alten Krankenvereine bewahrt, indem fie einen Krankenfonds 
und einen Unterftiguugsfonds darftellen. Der Krankenfonds gewährt die vom 
Stranfenverficherungägeieß bejtimmten Leiftungen, während der Unterftügungsfonds 
neben der eigentlichen Sranfenunterftügung noch andere Aushilfen, Invaliden— 
zulagen u. ſ. w. gewährt. Der Krankenfonds dedt jeine Ausgaben vornehmlich 
durch die gejeglichen Beiträge der Mitglieder und des Nerard, der Unterſtützungs— 
fonds wird durch Weberichüffe des Krankenfonds und durd freiwillige Wochen: 
beiträge der Mitglieder dotirt. Manche Sranfeninftitute haben bereit3 größere 
Bermögen angejammelt, welche den ftatutenmäßigen Nejervefonds namhaft über: 
jchreiten. 1894 beliefen fich die Einnahmen des Kranfenfonds auf 247 378,32 FI, 
die Ausgaben auf 215574,69. Beim Unterftügungsfonds ftellten fich dieſe beiden 
Poſten auf 35269,77, der Antheil am Inftitutsvermögen betrug beim Kranken— 
fonds 397509,90 Fl., beim Unterftüßungsfonds 249477,60 Fl. — Als jehr 
nüglih hat ſich bei den Stranfeninjtituten die Einführung von jogenannten 
„Kranfenvätern“ erwielen, von denen jede Fabrik einen oder mehrere hat. 
Diele bejuchen die Kranken, überbringen deren Wünſche den Fabrikvorftänden und 
Fabrikärzten und haben auf Simulationen zu achten. 

Bezüglih der Unfallverjiherung jei erwähnt, daß die feitgeitellte 
geringe Unfalldgefahr neuerdings eine erheblich niedrigere Einſchätzung der Taback— 
fabrifen in die Gefahrenklaffen der Unfallverfiherungsanftalten veranlaßt bat. 
Benerfenswerth ift auch die Einrichtung, daß die Generaldireftion den verunglüdten 
Arbeitern, joweit fie fih durch Erfenntniffe einer Unfallverfiherungsanitalt bes 
nachtheiligt glauben, Rectshilfe gewährt. Die Invalidenverjorgung be 
fteht ſchon jeit 1784, ift dann 1835 reformirt und endlich durch Allerhöchite 
Entichließgung vom 25. Oktober 1891 auf neuer Bajis geordnet worden. Unter 
Fortrall der bis dahin gültigen Vorausſetzung der Mittellofigfeit erhält jet jeder 
Tabadfabrifarbeiter, welcher nad) einer mindeſtens 15jährigen anrechenbaren Dienit- 
zeit erwerb3unfähig wird, eine ärariiche Invalidenpenfion, und zwar die Aufjeber, 
Arbeiter und Arbeiterinnen, je nachdem fie 15—20, 20— 30, 30—40 oder über 
40 Dienjtjahre haben, täglich 18, 21, 25 oder 30 Streuzer, bezw. 16, 18, 21 
oder 24 Kreuzer, bezw. 12, 14, 17 oder 20 Streuzer. Ende 1894 war der 
Stand der Invalidenbezüge 47410 Fl., im Laufe des Jahres 1894 hatte der: 
jelbe eine Zunahme von 18112 Fl. erfahren, während nur 3171 Fl. in Abgang 
famen. Neben dieſen SInvalidenbezügen Teifteten die Unteritügungsfonds der 
Kranfeninftitute 1894 Zufchüfle in Höhe von 54922 Fl. Ron den 818 In— 
validen waren 728 Arbeiterinnen, 85 Arbeiter und 5 Aufieber. N. Anz. 
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Die Eifenbahnen Deutihlands, Englands und Frankreichs in den Jahren 
1891 bis 1893. Im „Archiv für Eifenbahnwejen“ (1895, Heft 6) wird eine 
überjichtliche Zujammenftellung der Hauptbetriebsergebnifje der deutichen, eng= 
liſchen und franzöfiichen Eijenbahnen fir 1891/93 nad amtlihen Quellen ver— 
öffentlicht, aus der ich Folgendes über Zunahme an Bahnlänge, Anlagefapital, 
Betriebömitteln und Verkehr ergibt. (Die Angaben für die deutſchen Eijen=- 
bahnen beziehen ſich auf die vollipurigen Bahnen für öffentlichen Verkehr [ohne 
Schmaljpurbahnen), während bei den franzöſiſchen Angaben die jchmalipurigen 
Eijenbahnen mit inbegriffen find [jedoch ohne Andujtriebahnen]. In der enge 
lijhen Statiftif fehlen diefe Angaben.) 

Das Eijenbahnnep Deutjchlands übertraf am Ende des Jahres 1893 mit 
43557 km Bahnlänge dasjenige Englands um 10338 km und dasjenige Franke 
reich um 4200 km. 

Die Zunahme der Bahnlänge in den drei Kahren 1891 bis 1893 betrug: 
für Deutichland 1232 km oder 2,9°%/,, für England 732 km oder 2,3°/,, für 
Frankreich 1634 km oder 4,2°/,. 

Der Umfang des Staatsbahnneges!) jtellte fi) Ende 1893 für Deutſchland 
auf 39737 km = 91,2°/,, für Frankreich auf 2590 km = 6,6"/, der Bahnlänge. 

Die Zunahme betrug in 1893 (gegen 1891) bei den Staatsbahnen für Deutſch— 
land 1376 km oder 3,6°/,, für Frankreich 56 km oder 2,2°/,. 

Bei den doppel- und mehrgleifigen Streden ergab ſich in 1893 (gegemüber 
1891) eine Zunahme?) in Deutjchland von 1397 km oder 10,4°/,, in England 
von 333 km oder 1,9°/,. 

Die Zunahme beim Anlagekapital?) beträgt für 1891/93 bei den deutjchen 
Eijenbahnen 3,4°/,, bei den engliichen Eijenbahnen 5,6°/,, bei den franzöjiichen 
Eijenbahnen 3,5°/,. 

Für die Betriebsmittel jtellt jich die Zunahme in 1893 (gegen 1891) wie folgt: 

a. bei den Lokomotiven für Deutſchland auf 6,3%/, (927 Stüd), für England 

auf 7,0°/, (1172 Stüd), fir Frankreich auf 2,3", (225 Stid). 

b. bei den Perjonenwagen für Deutjchland auf 7,8°/, (2163 Stüd), für Eng 

land auf 4,9°/, (1936 Stüd), für Frankreich auf 9,4°/, (2228 Stüd). 

e. bei den Gepäck- und Güterwagen für Deutjchland auf 5,0°/, (15126 Stüd), 

für England auf 5,5°/, (32233 Stüd), für Frankreich auf 2,5°/, (6516 Stiüd). 

Die Gejammteinnahmen haben für 1891/93 bei den deutjchen Bahnen um 
rund 63,5 Millionen Mark oder 4,7°/, und bei den franzöfiichen Bahnen um 
rund 16,7 Millionen Mark oder 1,7°/, zugenommen, dagegen bei den engliichen 
Bahnen um rund 24,6 Millionen Mark oder 1,5”/, abgenommen. 

Sceidet man die jonjtigen Einnahmen aus, unter denen vielfache, mit dem 
eigentlichen Bertehrsdienjt nicht unmittelbar zujammenhängende Einnahmebeträge 
jih befinden und die deshalb auc in der engliihen Statijtif bei der Berechnung 
der Einnahmen auf das Zugkilometer außer Betracht bleiben, jo ergibt jich für 
die VBerfehrseinnahmen in 1893 gegen 1891: bei den deutichen Bahnen 
eine Zunahme um rund 63,7 Millionen Markt oder um 5,0°/,, und bei den 
franzöfischen Bahnen um vund 18,0 Millionen Mark oder um 1,9”/,, dagegen bei 
den englischen Bahnen eine Abnahme um rund 30,3 Millionen Mark oder um 1,9”/,. 


A) Die engliſchen Eiſenbahnen ſind ſämmtlich Privatbahnen. 

9 Für Frankreich liegen ſtatiſtiſche Zahlen über die Länge der zwei- und mehrgleiſigen 
Strecken für 1893 noch nicht vor. 

) Das kilometriſche Anlagekapital bat ſich bei den deutſchen und engliſchen Bahnen 
um 0,3 bezw. 3,30 vermehrt, bei den franzöſiſchen Bahnen um 0,8%o vermindert. 
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Die filometrifche Einnahme aus dem Perſonen- und Güterverkehr ift bei den 
deutjchen Einnahmen um 2,2°/, geitiegen, dagegen bei den englijchen Einnahmen 
um 4,1°/, und bei den franzöliichen Einnahmen um 2,6°/, gefallen. 

Im Perſonenverkehr hat eine weitere Zunahme jtattgefunden, und zwar it 
die Einnahme daraus bei den deutichen Bahnen um 4,6°/,, bei den englijchen 
Bahnen um 2,0°/,, bei den franzöfiichen Bahnen um 8,2°/, geitiegen. 

Die Einnahmen im PBerjonenverfehr jind bei den deutjchen Bahnen: 


für die I. Klaſſe.. um 6,9°/, gefallen, 
DRREBEN:. u. E95 nee a 

we Eh Sn er 

nn IT. „ C... 9,9 geſtiegen. 


Die Steigerung der Einnahmen im Perſonenverkehr der engliſchen Eiſen— 
bahnen betrug fir III. Klaſſe und Parlamentszüge 3,7°%/,, für Zeitkarten 6,2°/,, 
während für I. und II. Klaſſe fich eine Abnahme um 3,5 und 18,4°/, ergibt. 

Bei den franzöjiichen Bahnen, bei denen die Einnahmen für 1893 nad) den 
einzelnen Klafjen nicht getrennt jind, beträgt die Steigerung der Einnahmen (gegen 
1891) für I. bis III. Klaſſe zuſammen 7,6°/,. 

Zur Steigerung der Einnahmen aus dem Perfonenverfehr haben, abgejehen 
von den Nebeneinnahmen, bei den deutjchen Bahnen vorwiegend die III. und 
IV. Klaſſe, bei den engliichen Bahnen ausschließlich die III. Klaſſe und die billigeren 
PRarlamentszüge beigetragen. 

Die Zahl der beförderten Perſonen ijt in 1891/92 gejtiegen bei den deutjchen 
Eijenbahnen um 12,4°/,, bei den englifchen Eifenbahnen um 3,3°/,, bei den fran— 
zöjischen Eifenbahnen um 25,8°/,. 

Die Zahl der geleisteten Perſonenkilometer) hat bei den deutjchen Bahnen 
um 7,5°/,, bei den franzöfiichen Bahnen um 20,7°/, zugenommen, 

Im Güterverkehr find ſowohl die Einnahmen als auch die beförderten Güter: 
mengen bei den deutjchen Eifenbahnen gejtiegen, dagegen bei den englifchen und 
franzöfifchen Bahnen zurüdgegangen. 

&3 hat in 1891—93 die Gefammteinnahme aus dem Güterverkehr: 

bei den deutjhen Bahnen um 5,1°/, zugenommen, 
Dagegen „ „ engliichen . 0 
und „„franzöſiſchen „ „ 2,1, abgenommen, 
während die filometrijche Einnahme im Güterverkehr: 
bei den deutſchen Bahnen um 2,3°/, geitiegen, 
dagegen „ „ engliichen . a. Me 
und „ „ franzöjiihen „ „ 6,4 „ gefallen iſt. 
Die beförderten Gütertonnen und gefahrenen Giütertonnen-Kilometer') jind 


geitiegen (in Prozenten): Gütertonnen Giütertonnenskm 
bei den deutschen Balnen . » » 2... + 5,9% + 5,8°/, 
„ „m engliihen „ ee re )J — , 
„ „franzöſiſchenn, . . —- 07, — 0,2, 


Die Zahl der beförderten Gütertonnen und Tonnenfilometer betrug 1893: 


bei den deutichen Bahnen rund 242 Millionen t (24485 Millionen tkm) 
„m engliden „ „ 298 ü 1 — 
„»  - franzdjifchen „ „ 107 & „ (12 344 J. 


" " 


— 


) Für die engliſchen Bahnen fehlen in den Quellen Angaben hierüber. 
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Die nadjitehende Zufammenftellung gibt einen vergleichenden Leberblid über 
die prozentuelle Zunahme der Einnahmen, Ausgaben und des Ueberſchuſſes für 
den Geſammtverkehr in 1891 bis 1893. 

Es betrug die prozentuele Zunahme für Einnahme Ausgabe Ueberſchuß 


bei den deutfhen Bahnen . . . 2. + 47% — 0,9%, — 16,3°/, 
"nn englijchen a ee a a 1,5, + 12, — 48, 
„»  n franzöfifhen „ ei; — 766, — DR, 


Für das Betriebsjahr 1893 bezifferten ſich Einnahme, Ausgabe und Ueberſchuß 


(in abgerundeten Zahlen), wie folgt: 
Einnahme Ausgabe Ueberihuß 


: ol 

E3 betrug in 1893") Millionen Mark 
bei den deutichen Bahnen . . 1407 (1339) 859 (841) 548 (498) 
„m engliihden „ . . 1613 (1537) 914 (877) 699 (660) 
„»  „ franzöfijchen „ . 977 ( 963) 562 (550) 415 (413) 


Der Eilometrifche Ueberihuß bat fi in 1891—93 
bei den deutjchen Bahnen um 12,8°/, vermehrt, 
dagegen „  „ engliichen a . BD; 


und „  „ franzöfiichen „ „ 94, vermindert. 
Die durchichnittliche VBerzinfung des Anlagefapitals it in der Zeit von 1891 
bis 1893 bei den deutihen Bahnen um 12,0°/, gejtiegen, 


dagegen „  „ englichen “ 10,0, 
und „  „ franzöftichen „ „71, gefallen. 

Die deutſchen StaatSbahnen ergaben in 1893/94 durchſchnittlich 5,07°/, auf 
das verwendete Anlagefapital, während die deutjchen Privatbahnen durchſchnittlich 
4,53°/, erzielten, 

Von den deutjchen Privatbahnen gaben in 1893/94 die höchſte Dividende 
für die Stammaltien: 

die 7 km lange Ludwigseifenbagn (Nürnberg— Fürth) = 21°/,, die 
Altenburg-Zeitzer Eiſenbahn = 9,97”/,, die Stendal-Tangermünder 
Eijenbahn — 7,5°/, und die Pfälziſchen Eifenbahnen — 6,99°/o. 

Bei den engliſchen Eijenbahnen jtellte jich die Durchichnittsdividende in 1893: 


für Stammaltien . . . auf 3,51°/, 

„ garantiertes K dapital (A, 35%/,). und Obligationen (3, 2°) 5 | 8 
Anleihen (4,20°%/,) und Schulden (3,72%). - - 10 re ED 
das Gejammtkapital . . . er ii GE 


Da für die franzöfij — —— die genauen \ ftatiftifchen Zablen 
für 1893 noch nicht vorliegen, jo läßt ſich aus den Quellen über die durchſchnitt— 
lihe Berzinjung des in den franzöfiichen Bahnen angelegten Kapitals nur be= 
merfen, daß für 1893 das franzöfiiche Staatsbahnnek das Anlagefapital dur 
den Weberjchuß nur mit rund 1'/,°/, verzinjte, während das Gejammtneß der 
großen Privateifenbahngejellichaften im Durchſchnitt in 1893 rund 3°/, Verzinfung 
erzielte. Der vom Staat, infolge übernommener Zinsbürgichaft, an die großen 
Gejellichaften zu zahlende Zinszufchuß hat fi in 1893 gegenüber 1891 um 
36,3 Mill, Mark — 82,9°/, erhöht, wovon auf die Parid-Lyon-Mittelmeerbahn 
rund 22 Mill. Markt Mehrzuſchuß entfallen. 


) Die Klammerzahlen beziehen ſich auf Verkehrseinnahmen, Betriebskoften und Ber 
triebsüberichüile. 


Die deutſche Handelsftatiftik, 


Von K. Wiefinger, 
K. bayer. Oberzollrath, vormals Mitglied des Kaiſ. Statift. Amtes. 


Herr Brofefior M. Diezmann in Chemnig hat in einem Aufſatz über 
den Ddeutichen Außenhandel (Conrad’3 Jahrbücher für Nativnal:Defonomie, 
III. folge, 7, 1894 I. Sem. ©. 260 ff.) hinsichtlich der Aufſtellung der 
deutschen Handelsbilanz bemerkt: „Außerhalb der Fachkreiſe it es nur wenig 
befannt, auf wie zweifelhafter Grundlage die den auswärtigen Handel betreifen« 
den Werthangaben wie fajt in allen Yändern, jo auch bei uns beruhen. Die 
„amtlichen“ Zahlen der Handelsjtatijtif werden von den Gebildeten unjeres 
Bolfes in der Regel mit demjelben abjoluten Vertrauen aufgenommen, tie 
eine amtliche Abrechnung über eine Kajjenverwaltung!* — Nachdem im weiteren 
Verlaufe dieſes Artifel3 über gewiſſe, der deutjchen Neichsjtatijtif durch die 
Treihafenjtellung von Hamburg und Bremerhaven-Geeſtemünde ſowie die Frei— 
bezirfe Bremen und Brafe anhaftenden Eigenthümlichkeiten ſich ausgelajjen 
wird, fommt der Herr Verfaſſer auf die durch den Anjchluß von Hamburg 
und Bremen als Zollitädte an das Bollgebiet bedingte Umänderung unſerer 
Handelsjtatiftif und unſerer Handelsbilanz. Wenn mum biebei auch anerkannt 
wird, daß dieſer Anjchluß der früheren Zollausichlüfe in bedeutendem Maße 
zu dem ſeit 1889 eingetretenen Umſchwung unferer Handelsbilanz beigetragen 
bat, da früheres Zollausland zum Zollinland wurde und fich die Bevolferung 
des Bollgebiet3 im Jahre 1883/89 vun 47,7 auf 48,9 Millionen Seelen, aljo 
um 1,2 Millionen Köpfe vermehrte, jo meint Herr Diezmann dennoch, daß 
außer dem Zollanfchluß auch noch andere Urjachen zu der Umgeftaltung unferer 
Handelsbilanz, deren Einfuhr-Ueberihuß jih von 1888 auf 1889 von 
67 Millionen Mark auf 825 Millionen Mark erhöhte, beigetragen haben 
müſſen, — „da nicht3 darauf hindeutet, daß unfere internationale Zahlungs: 
und Wirthſchaftsbilanz jeit 1883 (abgejehen von dem Bollanjchluß der 
Hanjejtädte) ſich wejentlich verändert hätte.“ 

„Biel wahrjcheinlicher — jo calculirt Herr Diezmann — iſt die Er— 
Härung zum Theil wenigitens darin zu juchen, daß die Mängel unferer 
Handelsjtatiftif fich neuerdings im anderer Weije geltend machen als früher.“ 
Und weiter wird vorgebradht: 

„Es iſt nicht zu erwarten, daß in der Ermittelung der in den Berfehr 
getretenen Mengen wejentliche Aenderungen außer den durch die Einverleibung 
der früheren Zollausſchlüſſe veranlaßten eingetreten find. 

„Es iſt daher wohl als jicher anzunehmen, daß die von der Reichs» 
ſtatiſtik Fonjtatirte jtarfe, meist anhaltende Zunahıne der Mengeneinfuhr ges 
wiſſer Waaren und andererjeits die anhaltende Abnahme der Mengenausfuhr (?) 
gewiljer anderer den Thatjachen jo genau entipricht als die Ermittelungsorgane, 
deren Gewiljenhaftigkeit außer allem Zweifel jteht, überhaupt nachzuweiſen 
vermögen." 
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„Der Verdacht richtet fich vielmehr gegen die Schätzung der Werthe, 
deren Zuverläffigfeit notorijch eine jehr beichränfte ift. Beruhen doc) die 
berechneten Verkehrs-Werthe zu einem großen Theil auf der Annahme von 
Durchſchnitts-Preiſen der Einheits:Mengen, welche faum etwas anderes als 
„Bermuthungen“ find.“ — Dann heißt e3 ferner: 

„Oft genug ift der Widerfinn eines Schägungsfyitems hervorgehoben 
worden, welches den Werth einer gewijjen unter einem Namen zuſammen— 
gefaßten Waarenmenge, die aus Artikeln der verjchiedenjten Art in unbes 
fannten (?) Berhältnijien zufammengejegt iſt, nach einem gemeinjchaftlichen 
auf Bermuthung beruhenden Durchſchnittspreis berechnet. Der Grundmangel 
des Syſtems läßt ſich auch durc Befragung noch jo zahlreicher und noch jo 
tüchtiger Fachmänner jeitens des Statijtiichen Amtes nicht bejeitigen. Das 
Statiftiiche Amt frägt eben mehr, als der weiſeſte Mann beantworten kann; 
ſcheut es doch jelbjt nicht davon zurüd, den Werth von Delgemälden nad 
deren Gewicht zu Ichägen! Es iſt daher nicht zu verwundern, daß die be= 
fragten Sachverſtändigen die gewünſchte Auskunft Häufig nur jehr ungerne 
geben, nicht jelten diejelbe auch verweigern (?) und daß die Reichs-Statiſtik 
troß ihrer anerfennenswerthen Bemühungen zu Nefultaten gekommen ijt, die 
mit der Wahrjcheinlichkeit in entihiedenem Widerjpruce jtehen.“ — 
„Die deutſche Statiftif mit ihrem Werthſchätzungsſyſtem ver- 
mag nur eine rohe Annäherung über die deutſche Handels 
bilanz zu geben!“ — 

In einer im Jahre 1835 bei Leonhard Simion herausgegegenen Brojchüre 
über „Deutichlands Waarenhandel mit dem Auslande von 1872—1887* fommt 
derjelbe Herr Verfaſſer zu dem Schluß, daß die große VBerjchiedenheit der 
deutfchen Handelsbilang vor und nad) 1880 hauptſächlich veranlaßt worden 
it „Durch die Ungleihmäßigfeit der Wertbichägung.“ Er bemerkt biebei 
Folgendes: „Das Kaiſerl. Statiftiiche Amt ift anjcheinend der Anficht, daß es 
jeinen fortgejegten Bemühungen gelingen werde, allmählich zu immer richtigeren 
Durhichnittsjägen für die Werthbejtimmungen zu gelangen. Die bisherigen 
Erfolge (bis 1888) jprechen nicht gerade für die Nichtigkeit dieſer Anficht. 
Eine wejentliche Berbejjerung iſt aller Wahrfcheinlichkeit nach nur zu erwarten 
von der Einführung der obligatorischen Werthdeflaration, welche manche 
Bertreter des deutſchen Handelsjtandes jo oft verlangt haben. Allerdings 
wird dabei ein umfangreiches Kontroliyjtem nicht entbehrt werden fünnen und 
abjolut richtige Nejultate werden auch im beiten Falle nicht erreicht werden. 
Es muß dahingeſtellt bleiben, ob der zu erwartende VBortheil den mancherlei 
Beläjtigungen und dem Aufwand an Arbeitskraft entiprechen würde, welche 
mit einer derartigen Neform unferer Handelsjtatijtif verbunden find. Es würde 
aber wohl ſchon ein anjehnlicher VBortheil fein, wenn die jegt nur in wenigen 
Ausnahmefällen eintretende Pflicht der Werthdeklaration auf einzelne Waaren— 
Arten ausgedehnt würde, deren Werthichägung ganz bejonderen Schwierigkeiten 
begegnet und deren Berfehr bedeutende Werthbeträge umfaßt.“ 

„Unter den jegigen Verhältniſſen iſt die Handelsbilanz, die auf mehr oder 
weniger willfürlichen Borausjegungen beruht, ein Wahngebilde, dejien 
ernithaite Behandlung nur geeignet it, den Spott zu erweden.“ — 

Daß Herr Diezmann von der auf Werthdeflaration aufgebauten 
engliichen Handelsitatijtif eine bejjere Meinung hat, als von der nicht „ernjt“ 
zu behandelnden und Spott erwedenden Deutjchen Statiftif, läßt der Herr 
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Berfafjer in dem gleichfalla in Conrads Jahrbuch I 1894 ©. 294 über Eng: 
lands Außenhandel im Jahre 1892 veröffentlichten Artifel genugſam erjeben. 

Hier nimmt Herr Diezmann Kenntniß von den amtlichen Ausweifen der 
englijchen Statijtif wie von abjolut ficheren Ziffern, ohme nur ein einziges Mal 
oder mit einem einzigen Worte auf die mangelhafte Grundlage der englischen 
Zahlen hinzumeijen oder eine folche vorauszuſetzen. — 

Um nun über den Werth oder Unwerth der Ermittelung der deutjchen 
Handelsjtatiftif bezw. der für Ddiefelbe die Grundlage bildenden Waarenwerthe 
ein Urtheil fällen zu können, it es von Intereſſe und auch erforderlich, die 
Methoden der verjchiedenen VBerwerthungen des Urmaterial® und der Werth: 
Ermittelungen in den einzelnen Staaten der Kulturwelt zu beiprechen und ſo— 
dann auf das in Deutjichland bejtehende Verfahren zu fommen und dasjelbe 
Ipeziell und eingehend zu erläutern. 

Der Außenhandel eines gemeinfamen Zoll und Handelsgebiets jebt fich 
zufammen aus der Waaren: Einfuhr, Waaren- Ausfuhr und Durch— 
fuhr. Die Gejammtwaarenbewegung in Ddiefer dreifachen, ſich über die Boll: 
grenze bewegenden Richtung wird unter dem Ausdruck: Generalhbandel 
zufammengefaßt, welcher aljo die gefammte Einfuhr über die Zollgrenze zum 
freien Verkehr nebſt der Einfuhr auf Niederlagen und zur Beredlung ſammt 
der direften Durchfuhr begreift; in der Ausfuhr umfaßt der Generalhandel die 
Gejfammtausfuhr aus dem freien Berfehr, von Niederlagen und im Veredlungs- 
verkehr ebenjo einschließlich der Durchfuhr. Der Spezialhandel dagegen 
erfaßt nur die Einfuhr zum freien Verkehr d. H. zum Confum (Verbrauch) und 
die Ausfuhr heimischer und nationalilirter Waaren aus dem freien Verkehr. 
In der deutſchen Statiftif wird noch der Gejammteigenhandel (früher 
Sahresaußenhandel genannt) unterjchieden, d. 5. die Gefammtwaarenbewegung 
mit dem Ausland ohne die direfte Durchfuhr jedoch mit Einjchluß des Nieder: 
lage: und des Veredlungsverfehrs. Die erſten Anjchreibungen, die Heritellung des 
Urmaterials, liefern in der Negel die Zollbehörden, denen bei der Einfuhr die 
Waarenabfertigung zum Eingang obliegt, weshalb die Zollpapiere gewöhnlich 
die Grundlage für die ſtatiſtiſche Anſchreibung der Eingangswaaren bilden, jo: 
fern nicht auch hiefür bejondere jtatijtiiche Anmeldungen gefordert werden; für die 
Waaren-Aus- und Durchfuhr find bejondere jtatiltiiche Anmeldungen erforderlic). 
Hienach ijt es erflärlich, daß ſich die Statiftif über den Waarenverfehr mit dem 
Auslande zumeiſt jtreng an den Zolltarif und die Zollgefeggebung anschließen muß. 

Die franzöfiiche Handelsjtatiftift unterjcheidet Commerce general 
(Ein: und Ausfuhr mit Einfchluß der Durchfuhr) und Commerce special, 
Einfuhr zum Berbrauch und zum freien Verkehr und Ausfuhr aus dem freien 
Verkehr Außerdem bejtehen bejondere Nachweije über die Waarendurchfuhr.') 


) Le commerce general ecomprend A limportation, la totalit& des marchandises 
etrangeres arrivees de l’etranger, des colonies et de la grande p@che, par terre ou 
par mer et declarees tant pour la consommation que pour le transit, l’entrepöt, le 
transbordement, la r&dexportation ou Vırlmission temporaire; A l'exportation la tota- 
lit& des marchandises qui sortent effeetivement de France sans distinetion de leur 
origine nationale ou &trangere, c'est A «dire les marchandises reprises au commerce 
special, plus les marchandises @trangeres, qui ne font que transiter sur le territoire 
frangais, ou qui sont transborddes dans nos ports A destination de l’Etranger, celles 
qui ont été extraites des entrepöts pour la rdexportation et celles qui, apres avoir 
et& admises temporairement en franchise, sont reexportees apres main d’oeuvre pour 
lapprement de commissions. 

Le commerce special comprend A l’importation toutes les marchandises mises 
en consommation, c'est & dire la totalit@ des marchandises importees en exemption 
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Ebenso umterfcheidet die italienische Handelsitatijtif den General- und den 
Spezialhandel mit bejonderer Daritellung der Waarendurchfuhr.') 

Die ſchweizer Handelsitatiftit hat eine der deutichen Anfchreibung ziem— 
lich conforme Einrichtung und in der Dejterreihiih-Ungariichen Handels: 
ftatiftif werden die Hauptergebnifie des Handels im freien Verkehr nach Einfuhr, 
Ausfuhr und Durchfuhr befonders nachgewiejen, auch die Hauptergebnilje über 
den Seneralbandel einjchliehlich des Vormerkverkehrs und der Durchfuhr in 
drei Jahresbänden veröffentlicht. In England wird zwiichen Generalimport 
d. h. Einfuhr aller Waaren über engliiche und irische Häfen, jofern fie nicht 
fofort zum Weiterverfandt bejtimmt find (transshipment) und Generalerport 
unterjchieden. Bei den im Generalimport begriffenen zollpflicdhtigen 
Waaren wird diejenige Menge, welche nach Berzollung in den Verbrauch über: 
gegangen iſt, befonders nachgewieſen, bei den zollfreien Waaren ijt dies nicht 
der Fall. Der Generalerport zerfällt in Ausfuhr von Produkten und Fabrifaten 
des vereinigten Königreichs und Ausfuhr von fremden und Kolonial-:Waaren, 
welche in den Handel Englands übergegangen find. Der Generaltranfit ijt 
mit transshipment identisch. 

Die Vereinigten Staaten von Amerika veröffentlichen nach Fisfaljahren 
„The foreign commerce and Navigation of the United States and Im- 
port and Export of Gold and Silver and Marchandise by countries and 
custom distriets, Export ot domestie Marchandises, Export of foreign 
marchan.lises, Transit and Transshipment trade, Import of marchandise 
Warehoused, Import of marchandise transported Pride to appraise- 
ment, Import of marchandises entered for eonsumption, Tonnage Move- 
met. Treasury Department, Washington, Government printing Office. 
Großbritannien publizirt: Annual Statement of the Trade of the Uni- 
ted Kingdom with foreign countries and British Possessions for the 
year, nach General-Import, General-Export of British Produce, Transit, 
Bonded Warehouse accounts, Reexport foreign and Colonial March, 
Parcel Post. Compiled in the eustom-house from documents colleeted 
by that Department, printed for Her Majesty's Stationery office, London.“ 


Wichtig bei der Anfchreibung dev Waaren und Heritellung der Handels: 
ausweile iſt auch der Verkehr des Landes mit den einzelnen fremden Ländern 
d. h. mit den Herkunfts- und Beftimmungsländern. Hier beitehen bekanntlich die 
zwei Hauptuntericheidungsarten, indem einerſeits bei der Herkunft der Waaren das 
Uriprungstand d. h. das Erzeugungsland und bei der Ausfuhr das Verbrauchs: 
land notirt werden kann, in welchem Fall der Handel eines Landes nach Ur- 
jprung und Verbrauch der ein- und ausgeführten Waaren dargeitellt wird; 
oder andererjeits joll der wirkliche Handel eines Landes mit dem Handels: 
verfehr anderer Länder den Gegenitand des Nachweiies bilden. In leßterem 
Fall wird als Herkunftsland einer eingeführten Waare dasjenige Land notirt, 
aus dejien Eigenhandel die Waare jtammt und als Bejtimmungsland das: 


definitive des droits, et s'il s’agit de marchandises taxdes, les quantites qui ont été 
soumises A lacquittement des droits, soit a larrivee, soit apres avoir été declardes 
pour le transit, l’entrepöt ou l’admission temporaire; a l’exportation la totalit& des 
marchandises nationales exportces et les marchandises d’origine &trangere qui 
ayant été admises en franchise ou nationalisces par le payement des droits et se 
trouvent, par suite, sur le marche libre de l'interieur, sont renvoydes A l’etranger. 

) Italien veröffentlicht: Movimento commerziale del Regno d'Italia, Ministero 
delle finanze, Direzione delle gabelle, Roma Tipogratia Nazionale. 
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jenige Land angegeben, in deſſen Eigenhandel die ausgeführte Waare fommt. 
So gilt für die engliſche Handelsftatiftif dasjenige Land als Herkunftsland 
bezw. als Beitimmungsland, in deijen Hafen die Waare geladen oder gelöfcht 
wird, weshalb die Schweiz, weil ohne Seegrenze, aus dem englischen Handel 
ganz verſchwindet. Nach den für die französische Statiftik beitehenden Vor— 
Schriften dagegen foll das Land, aus welchem die Waare urfprünglich her: 
ſtammt bezw. nach welchem diefelbe endgiltig bejtimmt ift, angegeben werden 
(„le pays de provenance effective actuelle et de la destination effective 
actuelle“). Im Zweifelsfalle wird beim Landverkehr das Nachbarland, über 
deijen Grenze die Waare ein: oder ansgeht, beim Seeverkehr das Land, in 
welchem der Hafen der Herkunft bezw. Beltimmung des Schiffes liegt, als 
das Land der Herkunft bezw. der Beltimmung der Waaren angenommen. 
Rußland meilt den Ein: und Ausgang feiner Waaren über die europäifche 
Grenze, über die finländiiche Grenze und iiber die afiatiiche Grenze mit An: 
gabe der Herfunft3 und Beitimmungsländer nad). Die Dentihe Handelsitatiftif 
bejtimmt Hinfichtlich der Herkunft und Beitimmung der Waaren Folgendes: 


„Bei der Einfuhr ift das Land der Herkunft, bei der Ausfuhr das Land 
der Beltimmung und bei der Durchfuhr das Land der Herkunft und Beitimmung 
anzugeben. Als Land der Herkunft ift dasjenige Land, aus deſſen Gebiet 
die Verjendung der Waare erfolgt ijt und als Land der Beitimmung das— 
jenige Land, wohin die Verſendung der Waare gerichtet ift, anzufehen; 
dabei bleiben die Länder, durch welche die Waaren auf dem Transport, fei 
es auch mit Umladung oder Umſpedition, durchgeführt werden, außer Betracht.” 

In der Einfuhr find demgemäß die Waaren dem Eigenhandel desjenigen 
Landes, in welchem fie von dem inländischen Empfänger gefauft, in der 
Ausfuhr dem Eigenhandel desjenigen Landes, nach welchem fie vom inländischen 
Berjender verkauft worden find, zuzurechnen. Werden Waaren eingeführt, 
die von einem ausländischen Kommiljionär gefauft worden find, jo it als 
Herkunftsland dasjenige Land anzugeben, in welchem der eigentliche Verkäufer 
der Waare feinen Wohnfis hat. So iſt 3. B. für Wolle, die von einem 
Kommiſſionär in Antiverpen für Nechmung eines Australier nach dem deutjchen 
Bollgebiet verkauft worden iſt, Auftralien als Herkunftsland anzugeben. Sit 
bei einem derartigen Waarenbezug das eigentliche Herkunftsland nicht zu er: 
mitteln, jo ijt ftatt deilen das Urjprungsland anzugeben.“ 

Die deutfche Handelsstatiftif will daher bei der Provenienz der eingeführten 
Waaren umd bei der Beltimmung der ausgeführten Waaren den Nachweis 
liefern, mit welchen Ländern wir in Handelsbeziehungen ſtehen, nicht 
blos welche Waaren wir beziehen und aus welchem Uriprungslande 
wir fie einführen. 

Was noch Ipeziell die jeit einigen Jahren durchgreifend ausgebildete 
Ööfterreichifch-ungarische Handelsftatiftif betrifft, jo wird ſeit 1891 dieſelbe 
aus dem ſog. Urmaterial der bei dem ftatijtiichen Departement des f. f. Handels: 
Ministeriums errichteten handelsitatiitischen Abtheilung beſorgt. Als Herkunfts— 
und Beitimmungsländer unterfcheidet die öfterreichiich-ungarische Handelsſtatiſtik 
52 Yändergebiete (die deutjche Handelsitatijtit 66) und Dr. Vietor Mataja?), 
der Vorſtand des handelsjtatijtiichen Dienftes im E. £. öfterreichiichen Handels— 
Minifterium, läßt jich über die Nachweife der Herkunfts- und Beſtimmungs— 
länder folgendermaßen aus: 


!) Die Handelsitatiftit des öfterr.ung. Zollgebiets. Vortrag von Dr. Mataja, Wien 1894. 
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„Neben Art und Menge der Waaren wollen wir aber aud) die Länder 
willen, mit denen wir Verkehr treiben Eine offenbare Unvollkommenheit 3. B. 
der englischen Handelsftatiftif ijt es, die Erhebung der Brovenienz und Dejtination 
der Waaren vornehmlih an den Verſchiffungs-, bezw. Beltimmungshafen zu 
fnüpfen, weshalb nad) einem oft beregten Mangel die Schweiz in den 
englijchen Ausweiſen regelmäßig gänzlich verjchwindet, andere Länder, wie 
Dejterreich-Ungarn unverhältnigmäßig gering vertreten find (da 3. B. Waaren, 
die per Elbe nad) Hamburg gehen, als von Hamburg herjtammend in den 
engliichen Handelsausweiſen fiquriren). 

„Wir haben rationeller Weife nur die Wahl: 1. entweder die Länder zu 
ermitteln, aus deren Eigenhandel die Waaren ftammen, oder in deren Eigen- 
handel fie üibertreten, oder 2. jene Zänder, wo die Waaren thatjächlich erzeugt 
oder verbraucht werden. Bei dem erjteren Syſtem beruft man fich darauf, 
daß es dem Charakter der Handelsjtatijtit angemefjener fei, eben die 
Länder zu erheben, mit denen man Handel treibt, daß wir ferner Schuld 
und Forderung nicht gegenüber jenem Lande erwerben, das eine Waare erzeugt 
oder confumirt, jondern von dem oder an das wir Waaren beziehen oder 
jenden (kaufen oder verfaufen) '). 

„Das zweite Syitem ſtützt fich darauf, daß unfer Handels-Verkehr in letzter 
Linie nicht von den Yändern abhängt, welche die Rolle von Zwifchenhändlern (?) 
jpielen, fondern von jenen, welche unfere Erzeugnijje auch wirklich verzehren 
oder unjern Bedarf wirklich erzeugen, daß es für uns von größerem Werthe 
fei, zu beitimmen, wohin unfere Brodufte endgiltig gelangen, als in was für 
eine Zwiſchenhand fie übertreten, daß der Umweg, den etwa Waaren ein- 
Schlagen, etwas ziemlich Zufälliges und Wechjelndes ſei im Vergleich mit den 
realen Momenten der Erzeugung und Confumtion, daß endlich die Erhebung des 
wirklichen Conſumtions- und Produftionslandes die Werthbejtimmung erleichtert. 

„Delterreich-Ungarn hat das zweite Syitem gewählt. Dasjelbe hat 
überdies den Vortheil, daß es der Gefahr bejjer entgegenwirft, der alle Land» 
angaben ausgeſetzt jind; dieſe ift nämlich nicht die, Daß das Herfunfts- und 
Beltimmungsland zu weit, fondern, daß e3 zu nahe gefucht und angegeben 
wird. Wie belangreich die richtige Beitimmung des Herkunfts- und Beitimmungs: 
landes ijt, beweiſt die Handelsjtatijtif der Schweiz, welche feit 1892 jtatt des 
legten Umſatzlandes das endgiltige Verbrauchs: und urfprüngliche Erzeugungs— 
land ermittelt, wodurch die Einfuhr aus den Schweizer Grenzländern, jowie 
aus Belgien, Holland, England um 130 Millionen Francs niedriger, die 
Einfuhr aus entfernteren Ländern um dies höher erjcheint “ 

Spweit Herr Dr. Mataja. Da wir mit diefen Zeilen nur die Dar: 
ſtellungsweiſe der verjchiedenen Handelsitatiftifen reproduziren wollen, jo ver: 
zichten wir auf eine Kritik darüber, welche Anfchreibung bezüglich des Herfunfts- 
und Beitimmungslandes handelsitatijtiich Die richtigere ijt und wollen wir nur 
noch einen kurzen Blick auf die allgemeine Einrichtung hinſichtlich der Art der 
Anjchreibung der Waaren in den einzelnen Ländern werfen. In Deutſchland 
dient bekanntlich das dem Zolltarif angepaßte jtatiftiiche Waarenverzeihniß 





ı) Nach diefem Syſtem ift die deutſche Handelsftatiftit eingerichtet, da nur in dem 
Falle, wenn Haufs- und Berfaufsländer einander gegenüber gejtellt werden, hinfichtlich der 
Schuld und Forderung eine Handelsbilanz bintichtlih der einzelnen Provenienz- und 
Deitinationsländer von Werth iſt und ein ntereffe bat. In Frankreich wird, wie bereits 
erwähnt, dans la pratique le pays de la provenance effective actuelle à l'entrée et le 
pays de la destination effective actuelle A la sortie angegeben. 
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mit 925 Nummern!) al3 Grundlage der Anfchreibung, während das Waaren- 
verzeichniß in Defterreich- Ungarn fir die Einfuhr 1309 und 1134 für die 
Ausfuhr, in Frankreich 1200, in Großbritannien an Ein: und Ausfuhr 
zufammen 1043 und in Italien 1732 (für Ein: und Ausfuhr) Poſitionen 
zählt. Das franzöfiiche Waarenverzeihniß it gleichzeitig ſyſtematiſch geordnet, 
jo daß die Ein: und Ausfuhr-Waaren nach Matieres animales, vegetales, 
minerales et fabrications; auch nach Objets alimentaires, necessaires 
pour l’industrie, fabriques und Poſteolli geordnet find. In Rußland 
werden die zollpflichtigen Waaren nach Verzehrungsgegenftänden mit 75 Waaren- 
benennungen, Nobitoffen und Halbfabrifaten mit 122 Wortbenennungen und 
TFabrifaten mit 217 Waarenbenennungen, auch nach Thieren nachgewieſen. 
Der Berfehr in Edelmetallen und Sold wird in den meilten Staaten bejonders 
dargeftellt, nur in der deutichen Handelsitatiftif iſt Diefer Verkehr in der all: 
gemeinen Darstellung mit inbegriffen, da es ſchwer zu unterfcheiden ift, wann 
Edelmetalle als Geld (Contanten) oder als Waare ein:, bezw. ausgehen. 

Schon aus Ddiefer furzen Skizze der verschiedenartigen Behandlung der 
Statistischen Anjchreibung der Ein und Ausfuhr in dem einzelnen Ländern ift 
zu eriehen, wie wenig das Verlangen gerechtfertigt erfcheint, daß die Statijtifen 
der einzelnen Yänder je nach der bejonderen Anjchreibung in dem einen oder 
anderen Yande unter fich übereinjtimmen mühten, um Vertrauen zu verdienen. 
Nach der verjchiedenartigen Behandlung der Herkunfts- und Beitimmungsländer, 
der Verſchiedenheit in der größeren oder geringeren Spezialifirung der für die 
ſtatiſtiſche Erfaſſung des Urmaterials dienenden Waarenverzeichniffe und Nomen: 
flaturen, ja auch nach der zeitlichen Verschiedenheit der Anfchreibung ift es 
ganz undenkbar, dal die ſtatiſtiſchen Nachtweife der verichiedenen Länder für 
bejtimmte Zeitabjchnitte vollitändig unter fich übereinftimmen. 

Wir fommen num zu dem bier zu beiprechenden Hauptpunft des ftatiftischen 
Ermittelungswejens, der zFeititellung der Handelswerthe! 

Hier fann man 2 Syiteme unterſcheiden: 

a) die Werthdeflaration für jede einzelne Sendung ſeitens der Parteien, 
jo daß der Geſammt-Ein- und Ausfuhrwerth lediglicy durch Addition 
der deflarirten Einzelwerthe ermittelt wird und 

b) die Durchichnitts-Bewerthung auf Grund gewiſſer Wertheinheiten, 
wonach ſich durch Multiplikation der Waarenmengen mit dieſen Einheits— 
preijen die Geſammtwerthe ergeben. 

Welches Spitem verdient num von dieſen ziweien den Vorzug? 

Herr Dr. Mataja bemerkt hierüber in der oben allegirten Broſchüre: 
„An jich ericheint das eritere Syitem einfacher und natürlicher und doch jtellen 
jich jeiner Berbreitung twejentliche Hindernifje entgegen. Den Parteien, namentlich 
den Frachtführern, fehlt es häufig an der Kenntniß des Werthes, zumal dann, 
wenn, wie die deutiche Waarenverkehrsſtatiſtik anitrebt, der ganze Waaren— 
verfehr mit dem Auslande, gleichviel ob derjelbe mit gewerbsmäßig betriebenen 
Transportanftalten oder durch Privatfuhren bewerfitelligt wird, mit andern 
Worten, gleichviel ob eine ſog Handelswaare oder eine Privatjendung vorliegt, — 
den Zollorganen wiederum regelmäßig an Meitteln einer ausreichenden Kontrole 
und wo eine genauere Ueberprüfung ausnahmsweiſe jtattfindet, wie dort, wo 
eine Werthverzollung üblich ift, beirrt diefer Umstand eben jo gut die Richtigkeit 
der Deflarationen, wie er fie fürdern kann. Die engliiche Handelsſtatiſtik 


Ja Wirklichfeit find es etwas mehr, da mehrfach einzelne Nummern Unterabtbeil- 
ungen mit a, b, c u. ſ. w. haben. 
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beruht allerdings auf Werthdeflaration und funktionirt, wie „Einzelne 
meinen“, fogar fehr gut; bier liegen aber auch exceptionelle Berhältnifje vor. 
Der engliiche Außenhandel jpielt fich eben ald Seeverfehr ab und die Perſonen, 
die hierbei auftreten, insbejondere auch die Zwijchenperjonen beim Frachtgeichäft, 
find vermöge der Verbreitung der Seeafjefuranz ꝛc. anders zu Ausfünften über 
den Werth der Sendungen befähigt, als es häufig beim Landverfehr der Fall 
ift. Die Schweiz hat demnach auch die Wertherhebung beim Import im Wege 
der Schätzung eingeführt und die Deflarationen nur bei der Ausfuhr beibehalten. 

„But wäre wohl vielfach eine Kombination beider Syjteme, wobei eben 
das eine zur Unterftügung des anderen herangezogen würde, wie 3. B. zum 
Theil in der Schweiz geichieht. Aber auch hier macht fich die Nothmwendigkeit 
einer Defonomie der Kräfte geltend und man behilft fi) daher mit einem der 
beiden und zwar regelmäßig jegt mit der fachmänniſchen Abſchätzung 
des Werthes der Mengeneinheit, wobei fich der Werth der Gejammtheit 
dann aus der Multiplikation der Mengen mit den Einheitswerthen ergibt. 
Die Entwidelung diefer Einheitswerthe jelbjt gejchieht dann am beiten 
periodijch durch eine ftändige fachmänniſche Commiſſion — bei ung (in Oeſterreich— 
Ungarn) befanntlich in allgemein gewürdigter Weile durch die Permanenz: 
Commiſſion für den Handelsverfehr u. ſ. w. 

Die Tendenz der Schönfärberei liegt der Handelsitatijtif ferne. 

Die Genauigkeit diefer Schägungen kann auch deshalb nicht bezweifelt 
werden, weil jich etwa Abweichungen in unjeren Werthfeititellungen von denen 
in ausländischen Statiſtiken nachweijen lafjen. Ein aufmerfjames handels: 
ſtatiſtiſches Büreau wird allerdings an derartigen Verjchiedenheiten nicht achtlos 
vorübergehen, ein Zufammenfallen der Bewerthungen ift aber aus verjchiedenen 
Gründen von vornherein ausgefchloffen, vor Allem durch die Verjchiedenheiten 
in der Nomenklatur und durch den Umstand, daß jelbjt unter der gleichen 
Benennung 3. B. Kurzwaaren, Eijenwaaren, Kleider 2c. nicht in allen Yändern 
die nämlichen Waaren verjtanden werden." 

Abgejehen von diefen völlig zutreffenden Bemerkungen gibt auch, wie jchon 
bemerkt, die Verjchiedenheit der zeitlichen Anjchreibung hinſichtlich der Aus: 
und Einfuhr einer und derjelben Waare bei den verjchiedenen Ländern und die 
Abschlußgrenze des Berichtsjahres — ob 3.3. der 31. Dezember oder 30. Juni, 
wie in der Amerikanischen Union üblich ift, zu Differenzen in den Handels: 
Statijtifen der einzelnen Staaten Beranlafjung. 

Um auf die verjchiedenen Arten der Feſtſetzung ber Handelswerthe nad 
den im den einzelnen Staaten bejtehenden Methoden zurücdzufehren, jo ift für 
unfer Nachbarland Dejterreih-Ungarn hiefür eine £. £. Permanenz-Kom— 
million eingejegt, wofür gemäß Allerhöchfter Entjchließung vom 9. Juni 1877 
ein befonderes Statut ausgearbeitet ift. Hienach hat diefe Permanenz-Kommillion 
die Aufgabe, für die amtliche Handelsjtatiftif die Preiſe der Verfehrsgegenjtände 
jährlich zu erheben und fejtzuftellen. Die Permanenz-Commiſſion, welche dem 
Handelsminifter unmittelbar untergeordnet ijt, zerfällt in eine allgemeine Ber: 
waltungs-Abtheilung und nach der Gejchäftsordnung vom 4. April 1880 
bezw. 7. Suni 1885 in 16 Fachabtheilungen, nämlich je eine Gruppe für 

I. Koloniale und Ehmwaaren, Wein und Tabaf, 

II Feld und Gartenfrüchte, Bier und Spirituofen, 

III. Thiere und tbieriiche Produfte, 

IV. Fette und Chemifalien, Erden, 

V. Baumwolle (Rohjtoffe, Halbjabrifate und Fabrikate), 
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VI Keinen (Robjtoffe, Halb: und Ganzfabrikate), 
VII. Schafwolle (Rohſtoffe, Halb» und Ganzfabrifate), 
VIII. Scide (Robitoffe, Halb: und Ganzfabrifate), 

IX. Kleider und Strohmaaren, 

X. Bapier, Literatur- und Kunftgegenjtände, 

XI. Leder, Lederwaaren, Kautſchuk und Kürfchnerwaaren, 

XII. Glas-, Steine, Thonwaaren, 

XIII. Holz und Kohlen, 

XIV. Edle Metalle, Kurzwaaren und Inſtrumente, 

XV. Eijen, Eijenwaaren, Majchinen und Fahrzeuge (Transportmittel), 

XVI. Unedfe Metalle (ohne Eijen), aljo Kupfer, Blei, Zink, Zinn, Alumi— 
nium u. ſ. w. 

Die Allgemeine Abtheilung (Berwaltungs-Abtheilung) hat die der 
PVermanenz » Commifjion gemeinjamen Angelegenheiten wahrzunehmen, die er: 
bobenen Werthe der Nevifion zu unterzieben und zufammenzuftelfen. 

Die Permanenz-Kommiſſion bejteht aus dem Präfidenten, aus je zwei 
Vertretern der Minifterien der Finanzen, des Handels, des Aderbaues und 
der ſtatiſtiſchen Gentral-Commiffion (8), aus je einem Vertreter der nieder: 
Öfterreichiichen Handels» und Gewerbefammer und des Wiener Hauptzollamtes, 
fowie aus einer Anzahl von vom Handelsminifter aus den fachmänniſchen 
Kreifen der Land» und Foritwirthichaft, der Induftrie, des Handels, namentlich 
der Handel3- und Gewerbefammern auf 6 Fahre ernannten Mitgliedern. Die 
Stelle eines Mitgliedes der Permanenz-Commiſſion ift ein Ehrenamt und wird 
unentgeltlich verjehen. Ein wichtiges Glied in der ganzen Organijation find 
die Obmänner, die aus der Mitte der Fachabtheilungen gewählt werden. Diefe 
Dbmänner, meiſtens langjährige Commiffions:Mitglieder, berufen die Fach— 
abtheilungen zur Sikung ein, leiten Ddiejelbe, vernehmen Experten u. |. w., 
Ihlagen neue Mitglieder vor. Die Mitglieder der Permanenz-Commiſſion 
führen nach Allerhöchſter Entichließung vom 18. Dezember 1883 den Titel: 
f. £. Commerzialrath für die Dauer ihrer Funktion; der Titel kann auch auf 
Lebensdauer verliehen werden. 

Wir laſſen hier aus dem erwähnten Statut und der Gejchäftsordnung 
für die E. f. Permanenz-Kommiſſion noch folgende Beitimmungen hervortreten: 

Die Fachabtheilungen arbeiten Elaborate über die Preisbildung und Preis- 
feſtſetzung des lebten Berichtsjahres aus, worüber ein vom Präſidenten er- 
nannter Generalreferent in der Allgemeinen Abtheilung Bericht zu erjtatten hat, 
worauf die von den Fachabtheilungen erhobenen Handelöwerthe revidirt und 
zulammengeftellt werden. Außerdem hat die Allgemeine Abtheilung die Vor: 
lagen für die Plenarverfammlung vorzubereiten, welch’ letztere aus ſämmtlichen 
Mitgliedern der Permanenz-Kommiſſion bejteht und aus welcher die Fach: 
abtheilungen mit ihren Obmännern gebildet werden. Auch die Vertheilung 
der Schäßungsobjefte unter den Fachabtheilungen hat die Plenarverfammlung 
vorzunehmen. Jede Fachabtheilung befteht aus mindeltens drei Mitgliedern 
und aus den von ihr bejtimmten Experten. Sie wählt aus ihrer Mitte den 
Dbmann und dejien Stellvertreter. Der Obmann leitet die Feſtſtellung der 
Handelswerthe in der beziglichen Fachabtheilung, bildet nöthigen Falls Unter: 
abtheilungen, jegt ſich mit Sacverjtändigen und auswärtigen Mitgliedern in 
Ichriftlichen Verkehr und legt die Elaborate feiner Abtheilung dem Präfidenten vor. ') 


N Vergl. oben 37 ff. 
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In Frankreich, das fchon Seit 100 Jahren an möglichiter Vervoll— 
kommnung feiner Handelsitatiftif arbeitet, hat man jchon am Ende des vorigen 
Jahrhunderts durch die „Offiziellen MWertbtafeln des Außenhandels der Jahre 
1787 —1792* die Approrimativ-Werthe der Schiffe-Eingangs: und Ausgangs: 
Ladungen zu ermitteln gejucht und veröffentlicht. Hierauf follte auf jpezielle 
Beranlaffung des feinerzeitigen Minifters des Innern, M. Noland, von 1792 
an jährlid” eine Schätungstabelle der Ein: und Ausfuhr unter Zugrundes 
legung der Mittel- oder Gemein:Werthe veröffentlicht werden, was jedoch durd) 
die Ereignilje der Jahre 1793 u. ſ. f. unterblieb. Erſt im Jahre 1818 wurde 
aufs Neue die Nothwendigkeit erkannt, außer der Nachweilung der Mengen 
der ein= und ausgeführten Waaren auch die Werthe des Ein: und Ausfuhr— 
handels zu ermitteln. Im Jahre 1820 wurden demgemäh die Handelsausweiſe 
auch mit Wertbziffern verjehen, welche jpäter Seitens der Handelsfammern 
Frankreichs einer Prüfung unterzogen wurden. Im Jahre 1826 wollte man 
eine noch größere Genauigkeit in Bezug auf dieſe Werthermittelung erreichen 
und unter dem Vorſitz des Präfidenten des Handelsbureaus wurde eine Kom— 
milfion von 39 Mitgliedern eingejebt, welche die fogenannten „Valeurs officielles 
de 1827“, die offiziellen, ein für allemal feftgefegten Werthe ermittelten. In— 
dem feine Aenderung diefer Werthe vorgefehen war, diente das Tableau von 
1827 definitiv zur Werthermittelung der ein- und ausgeführten Waaren bis 
zum Jahre 1847. In Ddiefem Jahre verlangte Leon Faucher mit vielen 
anderen Neflamanten, daß die deflarirten Werthe Statt der offiziellen 
Werthe der Berechnung der Handelsbilanz zu Grunde gelegt werden follen 
und es fam endlich nach dem Vorſchlag des Generalzolldireftors folgendes 
Uebereinfommen zu Stande: 1. Die bisherigen offiziellen Werthe jollten in den 
jährlichen WBeröffentlihungen ſchon wegen der Vergleichbarkeit beibehalten 
werden, daneben aber jollten 2. bei einer gewiljen Anzahl von Artifeln die 
fogenannten aktuellen Werthe beigefügt werden und 3. die Handelsfammern 
und eine bejondere aus Sachverjtändigen und Fachleuten zuſammengeſetzte 
Kommiſſion follten die Ermittelung der aftuellen Werthe bejorgen. 

Diefe Vorjchläge fanden am 11. Dezember 1847 bei der franzöfiichen 
Negierung Annahme und die fogenannte Werthe-Kommiſſion, zuſammengeſetzt 
anfangs aus 29, dann aus 24 Mitgliedern, wurde am 25. März 1848 er: 
nannt. Dieje Kommiſſion eriftirt heute noch unter dem Namen: „Commission 
permanente des Valeurs de Donane“*“ und theilt jich in eine Verwaltungs: 
Abtheilung und vier Juduftries bezw. Handels-Abtheilungen. Die Verwaltungs: 
Abtheilung bejteht aus einem Präfidenten und dem Direktor des auswärtigen 
Handel3 im Handelsminiſterium, dem Generalzolldireftor und Generalzull: 
verwalter, dem Direktor des Statiltiichen Bureaus und Statiftiichen Archivs 
und dem Direktor der Handel: und Konfulats: Angelegenheiten im Minifterium 
des Auswärtigen. Die vier anderen Abtheilungen haben ſich mit den Preiſen 
der Nahrungsmittel, der Erze und der Nobitoffe, der Tertilbrande und 
der ſonſtigen Fabrikation zu beichäftigen. Die erjte Abtheilung beiteht aus 
dem Prälidenten und den 6 obenerwähnten Beamten, die zweite Abtheilung 
hat 14 Mitglieder, die dritte Abtheilung 13 Mitglieder, die vierte Abtheilung 
hat 49 Mitglieder und die fünfte Abtheilung 23 Mitglieder, zufammen 
105 Mitglieder. 

Buerjt werden von diefer Kommiſſion für die mehr gewöhnlichen Waaren: 
Gattungen und Waaren:Dnalitäten beim Eingang und Ausgang für das be— 
treffende Jahr die gewöhnlichen Durchichnittspreife ermittelt, danıı werden in 
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gewiljen Fällen durch Ausicheidung von Spezial:Qualitäten und Einzelgattungen, 
auch durch Berücdjichtigung des Herkunfts- und Beitimmungslandes jpezielle 
Preiſe und Werthe feitgejtellt und hienach wird der Gefammtwerth der Ein- 
fuhr und Ausfuhr berechnet. Die hienach aufgeftellte Tabelle wird in den 
Annalen des Auswärtigen Handels publizirt, ebenfo der Bericht des Prä- 
fidenten und der Abtheilungsjefretäre. Dieſer Generalbericht ift die Zuſammen— 
ftellung aller Spezialberichte jeder Fachabtheilung. 

Der pro 1894 erjtattete Bericht der „Commission permanente des 
valeurs de Douane“ mit den pro 1893 gejchägten Werthen ijt die Arbeit 
des M. Grandgeorge, Sekretär der 4. Abtheilung (Tertil-Öruppe). 

Die erite Sektion bejteht aus dem Generaldirektor der Zölle, Staatsrath 
Mr. Pallain, dem Direktor der Konjulate und Handelsjachen im Auswärtigen 
Minijterium, Mr. Bompard, dem Direktor des Auswärtigen Handel® am 
Handelsminijterium, Der. Chandeze, dem Aominiftrator der Zölle, Mr. Leroy, 
dem jtellvertretenden Borjtand des Statiftiichen Bureaus bei der Generalzoll- 
direftion, Mr. Moucheront und dem Borjtand des Zulltarifamts und der Boll: 
gefeggebung, Mer. Couſin als Sekretär. Das Nähere hierüber ift enthalten in: 

Instruction concernant l’ex&cution du Service de la Statistique Com- 
merciale, Paris 1894, Cireulaire vom 2. Juni 1894, wo es heißt: Depuis 1847 
cette determination est confiee A une commission speciale et permanente 
instituee auprès du Departement du commerce et de l’industrie. Com- 
posee d’une section administrative et de quatre sections industrielles 
et commercielles, cette commission arr&te chaque annee, dans le courant 
du mois de Mars les taux moyens d’&valuation qui peuvent ötre de- 
finitivement appliques aux marchandises importees et exportees pendant 
l'année anterieure, de plus elle fixe les taxes applieables aux produits 
Juin releves au brut dans les documents statistiques des douanes, 
oivent, en outre, figurer au net dans les etats de developpement du 
Tableau general du commerce general et special de la France. Les 
taux d’evaluation arr&tes par la commission permanente des valeurs 
servent de base provisoire pour la valuation des marchandises im- 
portees et exportees pendant l’annee en cours etc. 

In England ijt feit 6. Dftober 1854 unter dem Minifterium Wilfon 
die jeitdem etwas modifizirte Handels-Statiſtik des Außenhandel® Groß— 
britanniend eingeführt worden. Die Werth:Ermittelung bezieht jich auf Die 
Agrifultur-Produfte und auf die Induſtrie und gründet fich auf die De- 
Haration der Interefjenten im In- und Auslande. Die von diefen feit an— 
gegebenen Werthe werden in einem Bureau von fünf Beamten unter Beauf: 
jihtigung des General-Inſpektors der Ein: und Ausfuhr zufammengeftellt. 
Der Preis der Einfuhr-Güter ift derjenige der Waaren im Hafen inclufive 
Shiffsfraht und Nebenkosten big zur Entlöfchung; bei den Ausgangs: 
Gütern hat man den Werth der Waaren im Berfchiffungshafen angenommen. 
„Bei der Einfuhr gibt die Kontrole der Zollverwaltung einiger: 
maßen eine Garantie für die Richtigfeitderdeflarirten Werthe, 
joweit wenigftens zollpflihtige Waaren in Betradt fommen, 
deren es nur wenige find. Bei der Ausfuhr dagegen befteht 
gar feine Kontrole hinfichtlich der Richtigkeit der abgegebenen 
Deflarationen, da die Erporteure nur gehalten find, ihre Anz 
meldungen innerhalb einer Friſt von ſechs Tagen nad Abgang 
des Schiffes abzugeben und die einzige Prüfung derjelben be- 
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ftebt in der Vorlage und Durhficht der Konnofjemente Die 
Kontrole der Werthe wird durch ein Gentral:Statiftiiches Bureau, der Generals 
Bollverwaltung unterjtellt, wahrgenommen. Die englische Statiftif nimmt, wie 
ſchon früher bemerft wurde, zu wenig Rückſicht auf das eigentliche Herfunftss 
und Beitimmungsland der ein- oder ausgeführten Waare. (Val. Gg. Michel, 
Economiste frangais Wr. 1, 1894): „ Bei der Einfuhr nimmt man den 
Werth der Waaren im Einfuhrbafen, einschließlich aller Koften bis zur Aus— 
ladung, bei den Ausgangsgütern nimmt man den Werth am Ort der Ber: 
ladung bezw. des Verjendungsortes." 

In Belgien werden die Handelswertbe jeit 1833 erboben und find mit- 
getheilt in dem „Tableau du commerce de la Belgique de 1831--1834*., 
Als Grundlage biefür dienten die laufenden Preiſe und die Meittheilungen 
einer großen Anzahl von Geſchäftsleuten und Induſtriellen. Im Jahre 1534 
bejtimmte die Negierung die Fortdauer dieſer fo feitgejtellten Einheitswerthe. 
Erjt im Jahre 1843 ging man daran, dieſes Syſtem zu modifiziren, aber es 
dauerte bis zum Jahre 1847, daß eine Reviſions-Kommiſſion zur Ermittelung 
der Durchichnittswerthe eingefegt wurde. Dieje aus fünf Meitgliedern be: 
ftehende Kommiſſion follte fich mit der Börfe in Antwerpen wegen der laufenden 
Preife und mit dem Ackerbau-Miniſterium in Berbindung jegen, um auf Grund 
der offiziellen Marktzettel die Schäßungen der Werthe zu bethätigen. Gleich— 
zeitig wurden hiezu die Mittheilungen der Hütten:, Berg: und Steuerverwaltung, 
die Berichte der Handelsfammern ımd die Angaben hervorragender Kaufleute 
und Induſtrieller verwendet. Es werden jedoch nur die Ausfuhrwerthe im 
Wege der Schätzung ermittelt und die Werthe der zollfreien Waaren; als die 
Werthe der zollpflichtigen Waaren werden diejenigen angenommen, welche bei 
der Zollberechnung als Grundlage dienten. 

Auch in Spanien beiteht eine Werthſchätzungs-Kommiſſion unter Zeitung 
des Finanzminiſteriums, welche aus fünf Miigliedern der Zollverwaltung und 
36 Mitgliedern aus dem Kaufmannsitande, Senatoren und Deputirten beitebt. 
Beim Eingang der Waaren gilt der Werth, den die Waare beim Webertritt 
über die Grenze ohne Zoll und ſonſtige Spefen bat. Beim Ausgang gilt 
gleichfalls der Wertb, den die Waare beim Austritt über die Grenze hat, obne 
Zurechnung eines etwaigen Ausgangszolles. Die Kommiſſion unterrichtet ſich 
durch die Marktberichte, die Konfulatsberichte und die Unterfuchungen der Zoll: 
Verwaltung, welche die Driginalfakturen einfordert. Die Schägungen finden 
jedes Jahr ftatt. 

In Italien it eine Zentral-Kommiſſion für Ermittelung der Handels: 
und Bollwerthe durch Dekret von 2. Dftober 1879 eingelegt worden. Die- 
jelbe unterjteht den Minijterien fir Ackerbau, Induſtrie und Handel und beſteht 
aus dem General:Stenerdireftor, dem Direktor der Induſtrie, den Vertretern 
der verjchiedenen Handelsfammern, aus hervorragenden Handels- und Geichäfts: 
leuten. Auf Grund der Mittbeilungen der Handelskammern und der General: 
zolldireftion werden von der Zentral-Werthſchätzungs-Kommiſſion die Einheits- 
und Durchjchnittswertbe feitgefegt, indem Urfprung und Bejtimmung der 
MWaaren in einer für die erforderliche Genauigkeit der Wertbhermittelung aus: 
reichenden Weife berücichtigt werden. Die Werthe find diejenigen, welche die 
Waare an der Grenze bat, ohne Eingangs: oder Ausgangszoll und Speſen. 

Die italienische Waaren- Schägungstommifftion (Commissione Centrale dei 
Valori per le Dogane) hat nad) dem 3. Zt. geltenden Dekret vom 23 Nov. 1894 
unter Leitung des Miniſters für Handel, Aderbau und Gewerbe die Waaren: 
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werthe jährlich feitzujegen. Sie iſt zufammengejegt aus den Direktoren der 
oberjten Steuerbehörden und einem Abtheilungs-Cher des Finanzministeriums, 
mehreren Delegirten des Aderbaus und yorjtdepartements und der Zollämter 
und bejteht 

aus dem Generaldirektor der Steuern Busca, 

„ dem Öeneraldireftor des Aderbaues Miraglia, Deputirter, 
„ dem Generaldirektor der Statijtif Yodio, Profefjor, 

„ dem Generalinfpeftor der Steuern | Direftiong: Pizzo, 

„ Dem Direktor der Zoll-Abtheilung | Mitglieder Franzeschi, 





„ dem Ober-Bergwerks-Inſpektor Bellati, 
„ dem Induſtrie-Inſpektor Yatteg, 
„ dem PBräfidenten der Handelsfammer zu Genua Solari, 
„ Dem Bize-Präfidenten der Handelskammer zu Neapel Giampietro, 


„ dem Senator Boccardo, 
„ dem Induſtriellen aus Mailand Gandiani, 
„ dem Scatdireftor Stringher, 
„dem Ober-Bergwerks-Ingenieur Demarchi, 


„ dem Präjidenten des Agrar-Comitiums zu Rieti PBotenziani (Senator), 
„ dem Bräfidenten des Agrar-Comitiums zu Ravenna Conti, 

dem Ober-Forſtinſpektor Siemoni 
und zivei Sekretären. 

Die Kommifjion wird alljährli am 25. Januar zufammenberufen und 
bat bis 10. Februar die Tabelle der neuen Werthe dem Ackerbau-Miniſter zu 
übergeben, wo fie geprüft und approbirt wird. Der gefammte Außenhandel 
wird in 16 Abtheilungen eingetheilt und für ein oder zwei Abtheilungen ein 
Referent aufgejtellt, jo 3. B. für Spiritus, Getränfe und Dele und Colonial- 
artifel, Droguen und Tabake Kommijjionsmitglied Miraglia, für Yarben und 
Chemikalien, Harze und PBarfumerien Kommifjionsmitglied Candiani, für Textil— 
itoffe von Lein und Hanf Franzeschi, für Baumwolle Stringher, für Wolle und 
Haare Pizzo, für Seide Callegari, für Holz und Stroh Siemoni, für Bücher 
und Karten Bodio, für Felle und Leder Lattes, für Metalle und Erze Belotti, 
für Steine, Erden, Glas ꝛc. Solari, für Gerealien und Mehl Siemoni, für 
diverfe Gegenftände Demarchi. 

Die Kommijjion hat einen Bericht zu erjtatten an den Aderbau: und 
Handelsminiiter. 

sn Holland (den Niederlanden) werden die wirklichen und offiziellen 
Werthe der Waaren feitgeitellt; für eingangszollpflichtige Waaren gilt der 
deflarirte Zolliwerth, für zollfreie Waaren hat der Importeur den reellen Werth 
nach dem Tagespreis zu deflariven, für andere, alſo namentlich die Ausfuhr: 
Waaren, gelten die offiziellen Werthe, welche jeit 1862 umverändert geblieben 
jind. Hinfichtlich der Feititellung der Einfuhr:Werthe, nach welchen der Werth: 
zoll erhoben wird, gilt das Gejeg vom 20. April 1895. (Handels-Archiv 1895 I 
S. 551, wonad eine Schätzungskommiſſion und ein Berufungsrath eingelegt tft.) 

Ju der Schweiz wird der Werth der meiſten Einfuhrgüter durch eine 
Kommiſſion von 30 Mitgliedern geichägt; diefe Mitglieder find Sachverſtändige, 
die von der Zollverwaltung aufgejtellt werden, für die Ausfuhrgüter und für 
eine beitimmte Anzahl von Eingangswaaren begmügt Jich die Verwaltung mit den 
Deklarationen der Interejienten, jedoch unter der Kontrole der Sadjverjtändigen. 

In Rußland fegen die Zollbeamten die Aus- und Einfuhrwerthe fejt 
und zwar zum Theil auf Grund der Deklarationen der Importeure und Er: 
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porteure, zum Theil mittel3 Bejichtigung der Waaren und Einholens von 
Gutachten jeitens der Sacverjtändigen, wenn die Deklarationen fehlen oder 
falſch find. 

Su den Bereinigten Staaten von Amerifa endlidy bejteht gleich- 
falls eine Werthermittelungsfommiliion, welche nach den Deflarationen der 
Einbringer oder nad) den Schiffspapieren, die von Fmporteuren oder Ex— 
porteuren vorgezeigt werden müſſen, die Werthe feitießt. 

Die Handelsjtatiftif Griehenlands unterjcheidet Spezial- und General- 
handel. Der Spezialhandel umfaßt alle Waaren, welche in den Konſum über: 
gegangen find, in der Einfuhr und bei der Ausfuhr alle Waaren, die aus 
dem freien Verkehr ausgeführt werden, auch fremdländiiche Waaren, wenn fie 
naturalifirt find. Hinfichtlich der Werthberechnung waren von 1886— 1883 
die Werthe firirt durch die Zollverwaltung, von 1889 fand die Werthebejtimm- 
ung durch eine vom Finanzminijter eingejegte Kommiſſion ftatt. Dieſe Wertbe- 
tabellen enthalten die Mittelwerthe für jede Waarenklaſſe. Dieſe Werthe find 
vom Finanzminister revidirt und gebilligt durch k. Dekret vom 29. April 1894 
unter der Bezeichnung: Fire Werthe. 

Die Waaren find nad) dem Zolltarif in 20 Gategorien eingetheilt, welche 
twieder in 364 Abtheilungen bei der Einfuhr und 130 Abtheilungen bei der 
Ausfuhr zerfallen. 

Auh China und Japan unterjcheiden im ihren ſtatiſtiſchen Veröffentlich- 
ungen (Report of foreign trade of China und Resume Statistique de 
l’Empire du Japon) zwijchen Import, Export and Reexport of foreign 
Goods, Reexportation des produits &trangers). Die Werthe find auf 
Grund der abgegebenen Deflarationen unter Zuhilfenahme einer Abſchätzung 
feftgejtellt. „The total value of merchandise imported aggregates 10700 000 
H. Tael over the estimate of the previous year. (China.) La valeur 
des chiffres indiques, est representee en argent. Les importations de- 
clar&es en or sont converties en argent. (Japan.)“ 

„Man fieht, jo ſchließt Gg. Michel feine im ‚Economiste Frangais‘ 
Nr. 1 1894, über die Handelswertbfejtiegung der verjchiedenen Staaten ver: 
öffentlichte Studie, welcher wir zum Theil vorjtehende Darjtellung entnommen 
haben, welch’ tiefe Abweichungen in dem Vorgehen der verjchiedenen Staaten 
bei Schägung der Handelswerthe exiſtiren. Hiedurch allein ijt es jchon um: 
thunlich, die verjchiedenen Handelsitatiftifen der einzelnen Länder als unter fich 
vergleichbar zu betrachten, ganz abgejehen davon, daß (wie Mataja ebenfalls 
ichon bemerkte) auch bei den Mengen-Einheiten, 3. B. ob Brutto oder Netto: 
gewicht, bei Waarengattungen (binfichtlic” des Inhalts einer Nomenklatur) tief: 
gehende Berjchiedenheiten obwalten. Zu diejen allgemeinen Urjachen der Irr— 
thümer und Mißverſtändniſſe kommen noch andere Gründe, welche die Richtig: 
feit der ſtatiſtiſchen Nachweiſe beeinträchtigen.“ „Warum, jo fragen wir — 
meint Gg. Michel — ift die von den Erportgejchäften angegebene Werthziffer 
immer niedriger als der reelle Preis? Weil die Ausfuhrdeklarationen abgegeben 
werden angejicht3 des Einfuhrlandes und der Käufer in diefem Lande immer 
die Preiſe feiner Einfuhrwaaren niedriger fakturirt haben will, in der Abficht, 
einen geringeren Eingangszoll bezahlen zu fönnen! Ohne Zweifel iſt Ddiefe 
Preisberabfegung für den Einzelfall von geringer Bedeutung, aber bei der 
Vielheit der Fälle geeignet, das Totalergebniß des internationalen Waaren- 
austaufches empfindlich zu alteriren. Hiedurch kommt es, daß die auf Grund 
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von Ausgangs-Werthdeflarationen gemachte Statiftif Hinter der Wirklichkeit ſtets 
erheblich zurücbleibt.') 

Wie aus VBorjtehendem erhellt, haben die metjten Staaten das Werth: 
ſchätzungs-Syſtem adoptirt und mur in Gngland, den Niederlanden und 
Belgien ıjt dag Werthdeklarations:Syjtem eingeführt. Auch die deutiche Statijtif 
hat das erjtere Verfahren angenommen, wie des Weiteren ausführlich gezeigt 
werden wird. Im Uebrigen wurde bei Cinführung des Gejeges über die 
Waarenſtatiſtik reiflich erwogen, ob nicht die Verpflichtung zur Werthdeflaration 
acceptirt werden joll. Die Motive zu dem erwähnten Geſetz (Bundesraths- 
Drudjahe 1879 Nr. 83) enthalten darüber folgendes: 

„Mängel beim Nachweis der Werthe der ein= und ausgeführten Waaren.“ 

„Um den Werth der im auswärtigen Handel des Deutjchen Zollgebiets 
umgejegten Waaren zu ermitteln, war das Statijt. Amt bisher (d. h. bis 
1879/80) darauf angewiejen, die einzelnen Handels und Gewerbefammern 
alljährlih um Meittheilung von Durchichnittspreijen über die in ihrem Bezirk 
gehandelten Waaren zu erjuchen. Daneben konnten als werthvolles Hilfsmittel 
die in der Bremer und Hamburger Handelsitatijtif enthaltenen, auf Grund 
von Werthspdeflarationen der Kaufleute ermittelten Werthe benußt werden, 
letztere wenigſtens injoweit, ald3 die Waarenbenenmungen und Maßjtäbe der 
offiziellen deutſchen Handelsitatijtif mit demjenigen der erwähnten Partikular— 
jtatijtifen übereinſtimmten. Hieraus läßt fih nun zwar ein recht ſchätzbares 
Material zur Entwidelung der im auswärtigen Waarenverfehr des deutjchen 
Bollgebiets umgejegten Werthe gewinnen, indejjen genügt dasjelbe keineswegs, 
um für jede einzelne, im Statijt. Waarenverzeichnijje befonders (in 933 Nummern) 
nambaft gemachte Waarengattung einen zutreffenden Durchichnittswerth zu 
ermitteln, vielmehr it man erfahrungsgemäß alljährlich bei Feititellung des— 
jelben Hinfichtlich eines beträchtlichen Theils des Waarenverfehrs auf mehr 
oder minder gewagte Schäßungen angewiejen. Daß bei diefem Mangel an 
zureichenden Hilfsmitteln Mißgriffe unvermeidlich ſind, verſteht ſich wohl von 
ſelbſt; nur treten dieſelben in den meiſten Fällen nicht in einer Weiſe hervor, 
daß das Vorhandenſein von Fehlern und das Maß der Fehlerhaftigkeit im 
Einzelnen genau nachgewieſen werden kann. Bei jeder noch ſo genau bezeich— 
neten Gattung von Waaren gibt es eine große Mannichfaltigkeit von Werth— 
abſtufungen und dieſe Mannichfaltigkeit iſt um ſo größer, je mehr ver— 
ſchiedenartige Waarengattungen unter einer Waarenbenennung zuſammenge— 
faßt werden.“ 


Wie aus vorſtehenden Anführungen zu entnehmen iſt, war man ſich bei 
dem Entwurf des Geſetzes über die Waarenverkehrsſtatiſtik und der Preis— 
ermittelung ſehr wohl klar über die Unſicherheit der auf Grund von Schätz— 
ungen ermittelten Werthe. 


Es wurde daher in der aus Beamten der Zollverwaltung, ſtatiſtiſchen 
Fachmännern, Vertretern der Poſt und Eiſenbahn zuſammengeſetzten, vom 
Bundesrath im Jahre 1877 einberufenen Kommiſſion mit Rückſicht auf die 
Wichtigkeit, welche einer zuverläßigen Statiſtik des auswärtigen Waarenver— 
kehrs in handelspolitiſcher, kommerzieller und wirthſchaftlicher Beziehung bei— 


) „Es iſt bekannt — fo heißt es in der Denkſchrift des Tabaf-Vereins Mannheim 
gegen das projeltirte Tabakfabrikatſteuer-Geſeßz — daß beim Erport nach Staaten mit 
Werthzöllen zwei Fakturen ausgejtellt werden, eine für den Empfänger, eine für den ver- 
zollenden Staat!! 
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emejjen werden muß, eingehend erwogen, ob die jtatijtiiche Anmeldung der 
Baaten nicht auch auf die Werthe derjelben zu erjtreden fein möchte. In 
ihrer Korrejpondenz mit dem Kaiſ. Stat. Amte haben verjchiedene Handels- 
fammern jich für die Werthdeflaration ausgejprochen, wenn nur genügende 
Garantien gegen ihre mißbräuchliche Verwendung gegeben jeien. Gleichwohl 
fam die Kommifjion und der Gejeßentwurf nicht dazu, die Verpflichtung zur 
Werthdeflaration vorzujchlagen. 


„Es ijt zwar anzuerkennen, heißt es in der Begründung zum Statiftif- 
Geſetz, daß die Werthdeflarationen in Hamburg und Bremen jehr gute Rejultate 
lieferten, die jeither den Werthichägungen für Die Zollgebietsjtatijtif zu Grunde 
gelegt jind. Die Verhältniſſe Liegen jedoch in Bremen und Hamburg für eine 
jolche Werthdeflaration ausnehmend günftig und das dort erzielte Ergebniß 
darf nicht von entiprechenden Maßnahmen im ganzen Bollgebiet erwartet 
werden. In diejem würde es — wenigftens zur Zeit — nicht möglid) 
jein, alle Deklarationen unmittelbar zu einer Zentraljtelle zufammenfließen 
zu lafjen') und fie in folcher Weiſe gegen jede mißbräuchliche Benutzung zu 
jichern. Ferner liegt wenigſtens bei der Ausfuhr wegen der in verjchiedenen 
Staaten bejtehenden Werthzölle ein Intereſſe vor, die Werthe möglichjt niedrig 
zu deflariren. Das Nefultat der Deflarationen müßte daher von um jo 
zweifelhafterer Richtigkeit jein, al3 eine Kontrole nur in ganz ungenügender 
Weiſe ausgeübt werden fünnte. Außerdem fommt in Betracht, daß der deutjche 
Bolltarif mit einer Ausnahme bei Waggons ꝛc. Werthzölle nicht Fennt und 
daher auch bei der Einfuhr eine richtige Werthdeflaration ſchwer zu erlangen 
fein möchte. 


Endlich Fällt gegen die Einführung einer Werthdeflaration in's Gewicht, 
daß mit dem Nachweis der Werthe die Arbeit, welche die Zoll und Steuerämter 
auf Herjtellung der Statijtif zu verwenden hätten, ganz erheblich vermehrt 
werden würde. 


Wenn aus Ddiejen Gründen die Einführung einer Werthdeflaration nicht 
empfohlen wird, jo wird doch feinesiwegs verfannt, daß eine Berechnung der 
Werthe der Einfuhren und Ausfuhren ohne eine wejentliche Schädigung der 
Statijtif des auswärtigen Handels nicht aufgegeben werden darf. Es bleibt 
daher für eine ſolche Berechnung nur die Schägung der Werthe übrig. Diejer 
Werthefhägung kann aber auch ohne Beläftigung des Publikums durch Maß: 
regeln der Verwaltung eine erheblich bejjere Grundlage, als fie jeither hatte, 
gegeben werden und zwar durch entjprechende Erweiterung des Statiftiichen 
Waarenverzeichnijjes, Aufführung der Werthe in den von Bremen und Ham: 
burg für die Waarenverfehrsjtatif des Neiches zu Liefernden Nachweilungen 
und Ermächtigung des Statijt. Amtes, behufs Vorbereitung 
der alljährli von demjelben vorzunehmenden Preis-Er— 
mittelungen geeignete Sadhverjtändige zu vernehmen.“ — 


') Dies wäre beutzutage auch noch nicht wohl angängig, da die Revifion der ſtatiſtiſchen 
Anmeldedeklarationen in Bezug auf ihre Gebührenbewerthung bei den Yandesdireftivbehörden 
ftattzufinden bat. Dagegen wäre die Einſendung aller ſtatiſtiſchen Anmeldungen, insbeſondere 
der Ausfuhr— Anmeldeſcheine in Urſchrift an das Kaiſ. Statiſt. Amt, wie dies in 8 21 der 
öfterr. V. O. v. 18. Der. 1893 den ölterr.-ungar. Zollitellen vorgeichrieben ift, zur richtigen 
und genauen Daritellung bezw. ftatiftiichen Erfaſſung von hervorragenden Werlde, da ins 
beiondere aus der handelsüblichen Bezeichnung der Ausfuhrwaaren der richtige Werth leichter 
und ficherer entnommen werden könnte, al3 aus einer leeren Nummer, 
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Bevor wir nun auf die nach vorftehenden Gejichtspunften erlafjene Be— 
jtimmung des 8 70 der Dienitvorschriften zum Statiſtik-Geſetz eingehen, wollen 
wir noch aus dem Auflage über die deutſche Handelsjtatiftit des Herrn 
Dr. v. Scheel (Schmoller’3 Jahrbuch für Gejepgebung, Verwaltung und 
Volfswirthichaft im Deutſchen Neih N. F. VI. Jahrg. 1. Heft) Folgendes 
anführen: Nachdem der Herr Verfaſſer die vom Statijtif-Gejeg und den hiezu 
erlajjenen Ausführungsbejtimmungen und Dienftoorjchriften vorgejehenen Be: 
jtimmungen zur Erlangung richtiger Aufzeichnungen über die Waaren— 
mengen beiprochen hat, fommt er auf die Mittel zur Gewinnung richtiger 
Waarenwerthe zu ſprechen, — „denn erjt hiedurch gewinnt die Handels- 
ftatiftif ihren eigentlichen Abjchluß, erit al8 Werthſummen werden die ver— 
Ihiedenen Waarengattınıgen additionsfähige und vergleichbare Größen. Werth: 
deflarationen durch den Verſender bezw. Empfänger der Waaren zu erlangen, 
wie es in England, in Hamburg und Bremen gejchieht, hat man für Die 
Reihsjtatiftif nicht zwedmäßig gefunden, ſowohl weil man fürchtete, dem 
Handelsjtande Hiedurch eine zu große Lat aufzulegen, als auch, weil man 
diefen Weg zur Erlangung richtiger Werthe nicht für den geeignetjten 
hielt. Die Werthe find alfo erjt nachträglich, bei der Verarbeitung des 
Materials zu bejchaffen und diefe Aufgabe fiel dem Statiſtiſchen Amte zu. 

Wenn die Werthe durch Deklarationen der Verſender) und Empfänger 
bezw. der Waarenführer ermittelt werden, fe ergeben fich die Geſammtwerthe 
für jede Waarengattung unmittelbar durch Addition der Einzelwerthe der 
Waarenpoften. Um gleihmäßige und brauchbare Angaben zu erhalten, wird 
man aber Grundjäge aufjtellen müſſen, nad) denen die Preisangaben zu machen 
ind, da ſonſt der Eine den Einkaufspreis, der Zweite diejen ſelbſt nebjt irgend 
einer Summe von Transportkojten, der Dritte den Verkaufspreis als Werth 
angeben fünnt. Das Nichtige wird fein, daß man die Angabe desjenigen 
Preiſes vorschreibt, den die Waarenfendung an der Grenze hat, d. i. den 
Fakturapreis nebſt Transportkoften bis dahin. Immerhin it e8 denkbar, daß 
aus mancherlei Gründen und Rückſichten willfürliche Angaben gemacht werden 
und es iſt Feineswegs ohne Weiteres zu behanpten. daß Werth- 
deflarationen zu rihtigeren Ergebnifjen führen als die nach— 
träglihen Ermittelungen von Einheitspreijfen. Wo nun Diele 
angewendet werden, Handelt es fich natürlich darum, den Durchichnittspreis 
der Waarengattung für denjenigen Zeitraum feitzuftellen, für welchen die Nad): 
** erfolgt, bei den Jahres-Nachweiſungen alſo für den Durchſchnitt eines 

ahres. 

Diefer Durchichnittspreis ift aber natürlich wiederum ſehr verjchieden, je 
nad dem Ort, an welchem, und je mach der Hand, in welcher ſich die Waare 
befindet, ob am Produktions: oder Abjagort, ob im Groß: oder Kleinhandel. 
Für die Waarenverkehröftatiftif handelt es fich nun überhaupt darum, feit- 
zujtellen: welhe Werthbjummen für eingeführte Waaren an das 
Ausland und weldhe Werthjfummen für ausgeführte Waaren 
vom Auslande gezahlt worden find Dieſe Werthſummen bejtehen 
niht nur im dem eigentlichen Waarenpreifen, jondern auch in den daran 


Die Ausführungsbeitimmungen zu dem Statiſtik-Geſetz und dieſes felbit bezeichnet 
als den zur Abgabe des Anmelveicheines Verpflichteten den Abiender der Waare. Hienach 
gilt ala Abiender, wer die Waare mittels Abſchluſſes eines Frachtvertrags nach dem Aus— 
land verſchickt, der Verſender iſt derjenige, welcher die Waare z. B. einem Spediteur zur 
Weiterverfendung nad) dem Ausland übermittelt. Vgl. Mackower Handelsrecht. 
Annalen des Deutſchen Reiche, 1896. 30 
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hängenden Transportpreijen und Spejen, die an das Ausland (bei Jmport: 
“ waaren) bezw. an das Inland (bei Erportwaaren) zu zahlen waren. Als 
leitende Grundfäge für die Shäßung der Einheitspreife werden 
fi) daher folgende aufjtellen laſſen: 

1. Bei der Einfuhr iſt auf die Qualitäten der betreffenden Waaren 
Nücficht zu nehmen, welche vom Ausland bezogen werden; für diefe find Die 
Großhandelspreiſe an den Hauptbezugsorten feitzuftellen und diefen die Trans— 
portfoften bis dahin zuzujchlagen, wo fie auf inländische Transportmittel über: 
gehen. Das wird in der Negel an der Bollgrenze bezw. Neichsgrenze der 
Fall fein; für den Seeverfehr iſt jedoch zu berücjichtigen, dab die Waaren 
zum Theil auch durch inländische Schiffer vom Auslande geholt werden, jo 
daß Inländer die Transportkojten verdienen; dieſes mag man für etwa die 
Hälfte der Transporte annehmen. 

2. Für die Ausfuhr iſt der Großhandelspreis der hauptſächlichſten in: 
ländiichen Erzeugungsorte der Waare zu Grunde zu legen und der Transport 
bis zur Grenze als von inländischen Eijenbahnen u. ſ. w. bejorgt in Anfchlag 
zu bringen, binfichtlih der Waaren Qualität und des Seeverfehrs find ent: 
jprechende Nücdjichten zu nehmen wie bei der Einfuhr. Eigentlich jollten für 
die einzelnen Herkunfts: und Beltimmungsländer bejondere Preis:Ermittelungen 
angejtellt werden, indejien würde das bei vielen Waaren, deren Provenienz 
und Ausfuhr jich nicht auf wenige Länder bejchränft, doch zu weit führen 
und man muß jich mit weniger eingehenden Schätzungen begnügen, die indejien, 
von Sadjverjtändigen ſorgſam ausgeführt, durchaus befriedigend ausfallen 
werden; und wenn auch für manche fomplizirte Waarengattungen 3. B. jeidene 
Beugwaaren, Stidereien u. ſ. w. die Ermittelung von Einheitspreifen mit 
befonderen Schwierigkeiten und Unficherheiten verknüpft ift, jo iſt e8 doch 
gerade für die bei den Werthberechnungen den Ausichlag gebenden Maſſen— 
güter nicht allzujchwer, genügend jichere Werthſchätzungen zu bewertjtelligen 
bezw. Jahres-Durchſchnittspreiſe feitzuftellen. 

Die Gejichtspunfte, von denen das Kaif. Stat. Amt bei der Ermittelung 
der Einheitspreife ausgegangen ift, find von der im Jahre 1880 erjtmals 
zufammenberufenen Waarenjchäßungs-Kommiljion in folgenden Sag zufammen- 
gefaßt: „Im Allgemeinen wird man bei der Waaren-Einfuhr und Ausfuhr 
zu Lande zu ziemlich richtigen Nefultaten gelangen, wenn man den Werth der 
Waaren ermittelt, welchen fie auf dem Transport nad dem Beitimmungsort 
bei Ueberjchreitung der Zollgebiets:Srenze erlangt haben, alſo den Verkaufs— 
preis am Herkunftsort anfegt und demjelben die bis zur Zollgebiet3:Grenze 
aufgelaufenen Transportkoſten, Gebühren und Spefen bHinzurechnet. Beim 
MWaarenverfehr zur See muß aber, weil für den Transport außerhalb der 
Zollgebiets Grenze auch an inländische Schiffer Frachtkojten zu zahlen find, 
bei der Einfuhr von den bis zur Grenze erwachſenen Transportkoften ein ent: 
Iprechender Abzug, bei der Ausfuhr zu den bis zur Grenze erwachjenden 
Transportfojten u. ſ. mw. ein entiprechender Zujchlag gemacht werden.“ 

Diefe Anschauungen hat ſich die Schätzungs-Kommiſſion für die 1880er 
Werthe zu eigen gemacht und hienach wurde jeitdem verfahren, unbejchadet 
dejjen, daß im Laufe der Zeit noch mannichfache Verbeſſerungen vorgefehrt 
wurden. 

Wie befannt, jtüßt jich das im Deutſchen Neich gehandhabte Verfahren 
der Ermittelung der Waaren-Werthe durch Sachverftändige und Kommifjionen 
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auf den 8 70 der Dienitvorjchriften zum Geje betr. die Waarenverkehrs— 
ftatiltit vom 20. Juli 1879. 

Diejer $ 70 lautet: „Die FJahresnachweilungen über die gefammte Ein: 
und Ausfuhr des Zollgebiets (mit Ausschluß der unmittelbaren Durchfuhr) 
jind jowohl bezüglich der einzelnen Waarengattungen, als auch bezüglich des 
Verkehrs mit den einzelnen Herkunfts- und Bejtimmungsländern (diefen Verkehr 
für jedes Land nicht nur im Ganzen, jondern auch in feiner Zergliederung 
nad) den verjchiedenen Waarengattungen genommen), auf die Werthe der Waaren 
zu erjtreden. 


Zu dem Ende hat das Kaiſ. Statijt. Amt die Einheitspreife der einzelnen 
MWaarengattungen alljährlih ſchätzungsweiſe zu ermitteln. Zum Zweck der 
Preigermittelung iſt dasjelbe befugt: 

1) geeignete Sachverjtändige zu vernehmen, welchen, joweit fie von aus— 
wärts berufen werden, Tagegelder und Reiſekoſten zu gewähren find; 

2) die Hauptzolle und Hauptjtener- Aemter betreffs jolcher Waarennummern, 

welche verjchiedene Waarengattungen ohne Unterjcheidung zuſammen— 
fallen, um die namentliche Bezeichnung der Gattung der Waaren in 
den Nachweilungen über die Einfuhr in den freien Verkehr und die 
Ausfuhr aus Ddemjelben, jowie für einzelne Waarennummern, deren 
Breisermittelung ohne Kenntniß der Verſendungsorte oder der bejon- 
deren Art der Waare zu große Schwierigkeiten bietet, um Einfendung 
der von den Waarenführern eingelieferten Anmeldejcheine der Waaren- 
abjender zu erjuchen.” — 

Nach diejen Beitimmungen iſt das Werthermittelungsgeichäft und die Ein- 
richtung der deutichen Neichsitatijtif bisher ausgeführt worden, indem nach den 
gejeglichen Grundlagen der Statijtif über den deutſchen Außenhandel (Gefeh 
vom 20. Juli 1379, Ausführungsbeitimmungen und Dienftvorichriften nach der 
Nedaktion vom 9. Dezember 1838 und 3. März 1892) die Sammlung umd 
erſte Anfchreibung der ſtatiſt. Angaben den dazu beionders bejtimmten Ans 
meldejtellen (Zoll und Steuer-Aemter, Anmeldepoften) übertragen ift. 


Das Kaiferlihe Statift. Amt bearbeitet aus dem ihm in halbmonatlichen 
Nachweiſen zugehenden jtatijtiichen Material zumächft die „Meonatlichen Nach: 
weile über den Auswärtigen Handel des deutichen Zollgebiets“. In diejen 
wird unter Angabe der hauptjächlichiten Herkunfts- und Bejtimmungsländer 
die Ein: und Ausfuhr im Spezialhandel eines jeden Monats für ſich und in 
Bujammenfafjung mit den vorhergehenden Monaten des Kalenderjahres nad) 
den Mengen behandelt. Bierteljährlich wird eine auf Grumd der Einheits- 
reife des Vorjahres hergejtellte proviſoriſche Werthberechnung veröffentlicht, 
& daß im Dezemberbeft, welches am 25. Januar des darauffolgenden Jahres 
erjcheint, jchon der ganze Jahres-Spezialhandel nach Menge und provijori- 
ihen Wertbziffern erjcheint: Im Monat Mai wird ſodann im II. Viertel: 
jahröheft der Reichs-Statiſtik der deutſche Spezial:Außenhandel nach den im 
Februar und März von den Sachverjtändigen fejtgeltellten Definitiv: Werth: 
ziffern herausgegeben. 

Die den Zeitraum eines ganzen Jahres umfafenden Nachweiie über den 
auswärtigen Handel des deutichen Zollgebiets kommen im dem alljährlich er: 
icheinenden Hauptwerk „Statijtif des deutjchen Neiches“ in zwei Bänden zur 
Berdffentlichung. Hiervon erjcheint der I. Band im Juli, der 2. Band im 
September. 


30* 
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Diefe Statijtif des Deutichen Neiches enthält folgende Tabellen: 


a) der Generalhandel nah Mengen ohne Werthberechnung, weil bier 
die direfte Durchfuhr inbegriffen ift und die Durchfuhr, die weniger 
für die Handelsftatijtif als mur für die Transportftatiftif ein Intereſſe 
hat, nicht nach Werthen berechnet wird; 

b) der Gejammteigenhandel nad Menge und Werth. Der Geſammt— 
eigenhandel gibt ein völlig entiprechendes Bild über die gefammte 
Maarenbewegung mit dem Ausland; 

ec) der Spezialhandel nach Menge und Werth; 

d) die Durchfuhr nach Mengen; 

e) der Gejammteigenhandel und Spezialhandel mit der Durchfuhr unter: 
jchieden nach) den 66 Ländergebieten der Herkunft und Bejtimmung ; 

f) Die einzelnen Waarengattungen nad) Mengen und Herkunfts wie 
Beltimmungsländern mit Angabe der Wertheinheit; 

g) der Niederlage-Berfehr; 

h) der Veredlungsverkehr; 

i) eine Berechnung der Zollbeträge nach Kalender: und Etatsjahr und 

k) Gefammteigenhandel, Spezialhandel und Durchfuhr in ſyſtematiſcher 
Gruppirung der Waaren, auf Grund des international vereinbarten, 
Iyitematischen Waarenverzeichnijjes; Einfuhr und Ausfuhr wieder nad 
Mengen und Werth berechnet. 


Der Werthermittelung, welche alljährlich bei dem Kaijerl. Statift. Amte 
durch eine in fieben Gruppen zerlegte Kommiſſion von Sachverjtändigen vor: 
genommen wird, dienen als Grundlage 

a) die von verichiedenen deutichen Handelsforporationen, Handelskammern 
und einzelnen Induſtriellen mitgetheilten Zahresdurchjchnittspreije ein— 
zelner Waarengattungen; 

b) die für eine Reihe von Waaren und hervorragenden Handelsartifeln 
regelmäßig gelieferten monatlichen Preisnotizen von mehreren Handels- 
fammern, 3. B. derjenigen von Hamburg über Kolonial-Waaren, Betro: 
leum, Metalle, Tabak, Textil-Rohſtoffe, Häute, Spiritus ꝛc. zc.; 

ce) eine Zufammenftellung der vom Hamburger Handelsitatijtiichen Bureau!) 
für die Hamburger Handels: und Scifffahrtsftatiftif berechneten Durch— 
jchnittspreife, das Jahrbuch für bremijche Statiftif, bejondere Er: 
hebungen des Staijerl. Statift. Amtes über einzelne Waaren-Artikel 
und deren Großhandelspreije. 


) Die Beltimmungen der Hamburger und Bremer Norfchriften über Erhebung der 
Statiſtik find folgende: 

Die Bremiſche Statiftil des MWaarenvertehrs ftüßt fich auf das Geleh über die Güter: 
deflaration für die bremiiche Handelsitatiltit vom 10. November 1862 mit Nenderung vom 
14. Oftober 1888 in Folge des Zollanichlufies von Bremen an das deutiche Zollgebiet. 

Alle in das bremiiche Staatsgebiet ein, aus: und durchzuführenden Güter, jeewärts oder 
landwärts, feien es Speditions= oder Figengüter, find anzumelden. Für die in den Bremer 
Freibezirk ein= oder aus demſelben ausgehenden Güter find ftatt der für die bremiſche Statistik 
vorgeichriebenen Deklarationen die reichsgeieglich angeordneten, für die Zwede der bremiichen 
Maarenitatiitit erweiterten Anmeldeicheine und Deklarationen abzugeben. In den hienach 
verlangten Deklarationen iſt Herkunft: und Beltimmungsland der Waaren, Anzahl der Kolli, 
Benennung der Waare nad) den Bezeichnungen des ſtatiſtiſchen Waarenverzeichniljes der 
Reichsitatittit unter Dinzufügung des Uriprungslandes, fowie bei Kaffee, Tabak, Zuder auch 
der Zorte; das Gewicht in Kilogramm, in der Kegel das Nettogewicht und der Werth 
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für jeden MWaarenpoften in Mark nach dem Fakturenbetrag unter Zufchlag der Fracht, Aſſe— 
furanz und Spejen bezw. wenn dies nicht möglich ift nach gewilienhafter Schägung; ferner 
ift anzugeben, ob die Waaren Eigen- oder Speditionsgüter jind. Die Werthermittelung 
derjenigen Speditionsgüter, bei welchen die Dellarirung ohne gleichzeitige Werthsangabe 
erfolgte, geichiebt bei Waaren, die im Eigenhandel häufig und in großen Bolten vor- 
fommen, nad) dem Durchichnittswerth der betreffenden Woche, bei anderen Waaren wird 
der ‚jahresdurchichnittspreis der Berechnung zu Grunde gelegt. Ein» und Ausfuhr von 
edlen Metallen werden unter der MWaarenitatiftif nicht A jondern im Abichnitt: 
Geld- und Kreditweſen mitgetheilt. 

Für die Hamburger Statiftit des Waarenverfehrs bildet das Geſetz vom 12. Oktober 
1888, betreffend die Deklaration für die Handels: und Scifffahrtsitatiftit, die Grundlage. 
Nach den Vorichriften dieſes Gefehes find alle Wuaren, welche über die Grenze des Ham: 
burgiichen »Freihafengebietes von See eingehen oder nadı See ausgeben, innerhalb 8 Tagen 
nach der Ankunft derielben in dem Freihafen bezw. nach der Verladung derjelben zur Aus— 
fuhr nad See, jchriftlih anzumelden. Die Anmeldung der Waaren ift von dem biefigen 
Empfänger * Verſender zu beſchaffen. Iſt der Empfänger oder Verſender kein Hieſiger 
und auch ein Vertreter desſelben hier nicht vorhanden, ſo fällt die Verpflichtung zur Dekla— 
rierung dem betreffenden Schiffsexpedienten zu. Die Deklarationen müſſen enthalten: die 
Benennung der Waare, die Anzahl und genaue Bezeichnung der Kolli, das Gewicht in 
Kilogramm unter Angabe ob Brutto- oder Nettogewicht, den Werth der Waare und die 
Herkunft bezw. Beitimmung derielben. Es ift ferner anzugeben das Transportmittel, mit 
welchem die Waare eingeführt bezw. ausgeführt wurde, und der Tag, an welchem die An- 
kunft bezw. Verjendung erfolgte. Für die Werthdellaration ift der Börfenpreis am Tage 
der Einfuhr, bei auszuführenden Gütern am Tage der Verladung der Waare maßgebend. 
Dei Waaren, welche feinen Börfenpreis haben, itt der fafturierte Werth und zwar bei der 
Einfuhr unter Zufchlag von Fracht, Aſſekuranz und Speien bis bier anzugeben. Bei zur 
Durchfuhr beftinnmten Speditionsgütern kann der Werth der Waare nad) gewilienhafter 
Schäßung, eventuell unter Zugrundelegung des Aſſekuranzwerthes, angegeben werden. Sit 
bei der Cinreichung der Deklaration die — das Gewicht oder der Werth der Waaren 
noch nicht genau bekannt, ſo kann die Vervollſtändigung und Berichtigung der betreffenden 
Angaben auf vier Wochen vorbehalten bleiben. 


Für jedes in das Freihafengebiet von See beladen ankommende Schiff iſt ferner 
von dem Schiffsführer bezw. von dem betreffenden Schiffserpedienten innerhalb vierzehn 
Tagen nach der Ankunft ein Ladungsverzeichniß einzuliefern, in welchem alle verladenen 
Güter aufzuführen find und welches mit den Konnoſſementen und ſonſtigen Ladungs- 
papieren übereinitimmen muß. Ebenſo ilt für jedes aus dem Freihafengebiete, ſowie Fir 
jedes aus dem Zollhafen nad See beladen abgebende Schiff innerhalb acht Tagen nad) 
dem Abgange von bier ein vollitändiges Yadungsverzeichniß einzureichen. Für den Ber: 
fehr von und nach der Oberelbe beitehen ähnliche Vorjchriften wie für den Seeverkehr. 
Tie — bezw. deren Vertreter haben für jedes beladene Fahrzeug, gleichviel ob 
dasjelbe im ;Freibafen oder im Zollhafen angefommen oder von dort nach der Ober: 
elbe abgegangen ift, ein Yadungsverzeichniß aufzuftellen. Die Eingangsmanifefte, für deren 
Vollſtändigkeit und Richtigkeit der Schiifsführer haftet, find innerhalb 14 Tagen nach der 
Ankunft, jedenfalls aber vor dem Wiederabgange (die Ausgangsmanifeſte ſofort beim Ab— 
gange) einzuliefern. Weber die bier antommenden oder abgebenden Gilenbahntransporte 
geben die Yadungsverzeichnifie der in Hamburg einmündenden Eijenbahnen Auskunft, welche 
er den Verwaltungen der betreffenden Bahnen aufzuitellen und binnen drei Tagen vor- 
zulegen nd. 

‚Für die von See in das FFreibafengebiet eingeführten Waaren ift von dem Deflaranten 
eine Abgabe von Ein vom Taufend, für die aus dem Freihafengebiet nah See ausgeführteu 
Waaren eine Abgabe von Ein Zehntel vom Tauſend von dem deflarirten Werthe zu ent: 
richten. Die auf Einfuhren erhobene Abgabe von Ein vom Tauſend wird zurüderftattet, 
wenn vie Güter wieder ausgeführt werden und die Nüdgabe mit der an Eidesitatt ab- 
egebenen jchriftlichen Erklärung beantragt wird, daß die Waaren während ihres Aufent- 

Ite8 weder bier am Platze uoch von bier nach auswärts verfauft find. Von der Des 
Harationsabgabe befreit bleiben die lediglich durd das Freihafengebiet durchgeführten 
Waaren, ferner Kontanten und Münzen, jowie Sendungen, deren Werth 100 ME. nicht 
überfteigt. As Durchfuhrgüter find diejenigen Waaren anzufehen, welche in das Frei— 
bafengebiet mit der Beltimmung der Weiterverfendung nad der HZollitadt Hamburg oder 
nach einem bejtimmten anderen Orte des In- oder Auslandes eingehen und im reis 
hafengebiete feinen anderen als den durch die Weiterbeförderung bedingten Aufenthalt er— 
fahren. Solde Waaren gelten auch dann als Durchfuhrgüter, wenn fie vorübergehend 
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Die Regeln, welche bei der Werthihäßgung der Waaren-Ein- und Aus— 
fuhr des deutfchen Zollgebiet3 in Betracht kommen, find folgende: 


Vegeln für die Werthfhäbung der Ein- und Ausfuhr des deutfhen Bollgebiets. 


Nach 8 70 der vom Bundesrath in feiner Sikung vom 6. Dezember 1888 
und 3. März 1892 bejchlofienen „Dienjtvorfchriften zum Geſetz, betreffend die 
Statiitif des Waarenverfehrs des deutichen Zollgebiets mit dem Auslande, 
vom 20. Juli 1879" hat das Kaiferliche Statiftiiche Amt die Aufgabe, alljähr- 
lich die Werthe der ein= und ausgeführten Waaren fejtzuftellen und zu dieſem 
Zwecke die Einheitspreije der einzelnen Waarengattungen ſchätzungsweiſe zu er— 
mitteln. Zur Erlangung richtiger Schägungen fann die genannte Behörde der 
Mitwirkung des deutichen Gewerbe: und Handelsjtandes nicht entbehren, umd 
fie wendet fich daher jedes Jahr an verschiedene deutiche Handelsforporationen 
mit dem Erſuchen um Mittheilung von Durchichnittspreifen für das betreffende 
Jahr. Die hierauf eingehenden Angaben werden bei dem Amte überjichtlich 
geordnet und dienen als wejentliche Grundlagen für die Arbeit einer Kommiffion 
von Sacverftändigen, welche in mindlicher Berathung die Einheitsiwerthe feſt— 
jest, die das Statiftiiche Amt für feine Berechnungen benußt. 

Die einzelnen Waarengattungen, welche bei der Statiftif des Auswärtigen 
Handels auseinander zu halten, und für welche die Einheitswerthe zu ermitteln 
jind, zählt das ftatiftiiche Waarenverzeichniß auf, das fich, ſowohl wegen der 
zolle und handelspolitiichen Zwede der Handel3:Statiftif, als auch wegen der 
Art und Weile ihrer Erhebung, dem Zolltarif anjchliegen muß. Bei der Aufz 
jtellung dieſes Berzeichnifieg werden für die wichtigeren oder werthvolleren 
Artikel des auswärtigen Waarenverfehrs bejondere Bofitionen gebildet und zu 
dem Zwecke diejenigen jogenannten Sammelpofitionen des Zolltarifs zerlegt, 
welche ſich aus Artikeln verfchiedener Art oder erheblich verjchiedenen Werths 
zufammenjegen. Indeß war es unmöglich, diefe Zerlegung vollftändig durch: 
zuführen, oder gar die im Werthe von einander abweichenden Qualitäten und 
Sorten derjelben Waarengattung einzeln zu verzeichnen; es mußten vielmehr 
auch im Statistischen Waarenverzeichniß für verjchiedene minder wichtige Waaren— 
artifel Sammelpofitionen beibehalten werden. Welche Waaren darin im ein= 


bis zur demmächitigen WMeiterbeförderung auf ein Lager des Freihafengebietes gebracht 
und daſelbſt umgepadt werden. 

Nach den in Folge diefes Geſetzes eingehenden Dellarationen und Ladungsverzeichniſſen 
werden vom Handelsitatiftiichen Bureau tabellarifche Neberfichten zufammengeitellt. Diejelben 
eritreden fich, Tomweit der Waarenverfehr in Frage fommt, auf die Nachweitung der Waaren- 
Einfuhr und Ausfuhr zur See und Waarem-Cinfuhr und Ausfuhr mitteltt der Berlin- 
Hamburger Eiſenbahn, Yübed-Damburger Eiſenbahn, Benlo-damburger Eifenbahn und auf 
der Oberelbe. Gin Bild über die Geſammt-Einfuhr und Ausfuhr Hamburgs liefern 
diefe Meberfichten alfo nicht; vollitändig it nur der Seeverkehr Hamburgs dargeltellt, 
derfelbe enthält ſowohl den Verkehr des Freihafens von und nach See als auch denjenigen, 
welcher über den Zollhafen fich bewegt bat. Tiefer Verkehr wird ermittelt aus den von 
den Yollftellen gemachten Feititellungen. Den vorerwähnten Beröffentlihungen, welche jeit 
dem ‚jahre 1846 unter dem Titel „ITabellariiche Weberfichten des Hamburgiichen Handels“ 
im Trud ericheinen, find die nachitehenden Mittbeilungen entnommen: 

Im ‚jahr 1894 famen 94 830 000 Doppelzentner MWaaren im Werth von 2680 Millionen 
Mark zur Einfuhr über Sce, auf den Bahnen und Glbeaufwärts und 59220000 Doppel: 
zentner Waaren im Wertb von 2350 Millionen Mark zur Ausfuhr feewärts, per Bahn und 
Flbeaufwärts. Die Cinfuhr an Hontanten betrug 173 Millionen Mark und die Ausfuhr 
7 Millionen Mark: Auf das Ausland trafen bei der Einfuhr 2250 Millionen Mark und 
bei der Ausfuhr 1950 Millionen Mark. 
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zelmen zufammengefaßt find und welche Mengen von der Gefammteinfuhr auf 
die einzelnen Artikel entfallen, wird das Kaiſerliche Statiftiiche Amt von Zeit 
zu Zeit ermitteln. 


Die Sachverſtändigenkommiſſion beobachtet bei den Werthichägungen die 
—— Regeln: 


.Für jede Nummer des ſtatiſtiſchen Waarenverzeichniſſes wird der Durch— 
ſchnittswerth des betreffenden Jahres nach Maßgabe der Preisſchwank— 
ungen der einzelnen Monate ermittelt, und iſt es daher erforderlich, 
ſich über die im Laufe des Jahres vorgekommene Preisbewegung 
der einzelnen zu ſchätzenden Waarenartikel Kenntniß zu verſchaffen, 
wie auch die Geſammthandels-Verhältniſſe des deutſchen Zollgebiets 
mit dem Auslande in Bezug auf dieſelben gebührend in Betracht zu 
ziehen ſind. 

2. Der Zeitraum, auf welchen die Werthſchätzungen ſich beziehen, umfaßt 
das verfloſſene Kalenderjahr. Der Durchfuhr-Verkehr, Niederlage: und 
Beredlungsverfehr bleibt bei der Werthermittelung ohne Berücfichtigung ; 
e3 fommt nur der Spezialhandel des deutichen Zollgebietes, d. h. Ein— 
fuhr in — und Ausfuhr aus dem freien Verkehr in Betracht. 


3. Die Mengeneinheit, für welche die Werthe, foweit nicht Ausnahmen 
Pla greifen, zu ermitteln find, bildet das Nettogewicht von 100 kg. 
Es ijt daher bei Waaren, die nicht nach Gewicht, fondern nah Maß 
und Zahl gehandelt werden, der handelsübliche Preis auf den Werth 
der Gemwichtseinheit von 100 kg umzurechnen, 3. 3. bei Slleiderftoffen. 

Bei Flüffigfeiten, mit Ausnahme von Syrup und Melaſſe, 
bei denen eine Faßtara in Abzug fommt, wird die unmittelbare Um: 
ſchließung bei dem ſtatiſtiſchen Anschreibungen im Einklang mit den be: 
ftehenden ZollabfertigungssBorfchriften zum Nettogewicht gerechnet, jo 
daß alfo bei Bier, Wein, Delen u. ſ. w. der Werth der Waare nad) 
dem Gewicht der Flüſſigkeit einschließlich der jie umgebenden Um: 
ſchließung wie Fäſſer, Flaſchen, Krufen anzujegen it. Bei der Werth— 
ermittelung ift daher das Verhältniß des Gewichtes der Flüſſigkeit zur 
Faſtage entiprechend zu ermitteln. So iſt alfo 3. B. bei Wein und 
Bier, Spiritus, Del u. ſ. w. zu berechnen, wieviel kg fich von dem 
zu jchägenden Gejammtgewicht zu 100 kg 1. auf die Flüffigkeit, aljo 
den Inhalt jelbjt und 2. auf die Faſtage 2c. vertheilen und hiernach 
ijt der Werth dieſer Artikel wie oben angegeben zu bejtimmen. 

Bei den übrigen Waarenartifeln dagegen ift lediglich das Netto- 
gewicht nad) Maßgabe der hierfür beitehenden Zollabfertigungs-Bor: 
Schriften über die Tara der Wertbfejtitellung zu Grunde zu legen. 
Hiernach aber werden auch die Fleinen, zur unmittelbaren Sicherung 
der Waaren während ihrer Aufbewahrung nöthigen Umſchließungen 
und Aufmachungen, wie Bapier, Brettchen und Garnrollen zum Netto: 
gewicht gerechnet. 

Bei Waaren, die nicht nach dem Gewichte geichägt werden, ift der 
Maßſtab, wonach die Schägung jtattfinden foll, ſtets nach Maßgabe 
des Bolltarifs befonders angegeben. 


4. Die Werthe find für Einfuhr in den freien Verkehr und Ausfuhr aus 
dem freien Verkehr gejondert zu ermitteln, wobei das Augenmerk dar— 
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auf zu richten ift, welche Qualitäten, Sorten und Gattungen, ob billigere 
oder feinere Arten, vom Auslande bezogen oder dorthin abgefegt werden. 


Als Einheitswerth gilt grundjäglich der Preis, den das Ausland 
für eine vom Inland bezogene Waare an Ddiefes entrichtet und den das 
Inland für eine aus dem Auslande eingeführte Waare an diejes be= 
zahlt. Es wird behufs Durhführung dieſes Grundſatzes derjenige 
Werth zu ermitteln jein, welchen die Waare beim Webertritt über die 
Landesgrenze hat. Die bei der Waaren-Einfuhr zu entrichtenden 
Bollgefälle und Abfertigungsipefen werden daher dem Werthe der Aus: 
landswaare nicht zugerechnet, ebenjowenig die Frachtkoſten und fonftige 
Auslagen vom Grenzübertritte bi8 zum Bejtimmungsorte oder der 
Handelsgewinn des Importeurs. Man kann aljo den Werth der aus: 
ländifchen Importwaaren auch derart ermitteln, daß man von den Ge: 
jtehungsfojten am inländiichen Berfaufsplage die von der Bollgrenze 
bi3 dahin erwachlenen Transportkoſten, Gebühren und Spejen, Zölle 
und Auflagen abzieht und auch den eventuellen Handelsgewinn außer 
Anja läßt. 

Bei der Ausfuhr der Waaren ijt derjenige Preis zu ermitteln, 
den das Ausland für den Artikel an das Inland bezahlt. Hiernach 
ift dem Breife der Erportwaaren am Verjandtorte noch der Betrag der 
Trangsportkoften, Gebühren und Spejen bis zur Landesgrenze hinzu— 
zurechnen, etwaige Zoll- und Steuer-Vergütungen find jedoch davon 
abzuziehen. 

Bei der Ausfuhr von, nach Verzollung im freien Verkehr befind- 
lihen Waaren, 3. B. Kolonialwaaren, Saffran zc. fann jedoch der be— 
zahlte Zoll nicht in Abrechnung gebracht werden, da derjelbe der Regel 
nach nicht rüdvergütet wird. Nur bei den gegen Bollrüdvergütung 
ausgeführten Taback- und Kakaofabrifaten kommt der Betrag der Rück— 
bergütung in Abrechnung. 


- Die Herkunft der Waaren, ebenfo die Beitimmung derjelben fommt bei 


der Werthermittelung wejentlich in Betracht. Es iſt beifpieläweife der 
Werth der Weinbeeren bei der Einfuhr aus Italien, Dejterreich-Ungarn 
oder Portugal, der VBettfedern aus Rußland oder aus Dänemark, der 
Pierde aus Rußland oder aus England, von wo beifpielsweife jehr 
werthvolle Rennpferde kommen, jehr verjchieden. Ebenſo ift bei der 
Ausfuhr von Pferden der Werth der im Grenzverfehr nad) Defterreich: 
Ungarn und nach Belgien verkauften Pferde und der nach England 
und Rußland erportirten Lurus: Pferde um mehr ala 1000 ME. pro 
Stüd differirend. Bei der Ausfuhr 3. B. der Bettfedern differiren die 
Werthe der nach Defterreich-Ungarn erportirten und der nad Rußland 
verjchieften Bettfedern (Eiderdaunen) ganz weſentlich. 

Es ijt daher von größter Wichtigkeit, jachkundige Notizen über den 
Werth gewiljer Waaren einer bejtimmten Provenienz oder eines mich: 
tigeren Erportartifel3 nach einem bejtimmten Lande zu erhalten, da die 
Ermittelung, ausgejchieden nach den Herfunftsländern bezw. den Be: 
ftimmungsländern, die ſicherſte Methode zur Erlangung richtiger all» 
gemeiner Durchichnittspreije ift und man davon nur dann abgehen fann, 
wenn es jih um Urtifel handelt, die ihrer Natur nach von gleicher 
Qualität jind. 
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Auch laſſen ſich in vielen Fällen nur die mit Berücjichtigung des 
Produftionslandes oder des Beitimmungslandes durch Schäßung er: 
mittelten Werthe verwenden. Der länderweilen Werthermittelung ift 
daher die größtmögliche Ausdehnung zu geben. 

6. Beſtehen die einzelnen Nummern des ftatiftischen Waarenverzeichnifjes 
aus Sammelpojitionen mit verjchiedenen Waaren, jo wird man jich 
über die Mengenverhältniije der zu dieſer Pofition gehörenden Waaren 
in Einfuhr und Ausfuhr zu informiren haben, und ift hiernach aus 
den jpeziell für die einzelnen Artikel vorher ermittelten Preifen nad) 
Maßgabe der angenommenen Mengenverhältnilje der zu der Sammel: 
pofition gehörenden Waaren der Einheitswerth für die ganze Bofition 
proportionell zu berechnen. 

Sit ſodann unter Beachtung der vorjtehenden, auf die Preisbildung eines 
Handelsartifel3 Einfluß ausübenden Umſtände für das Kalenderjahr der mittlere 
Durchichnittspreis für die in Betracht fommende Mengeneinheit als Einheits- 
werth jeitens der Sachverſtändigen-Kommiſſion fejtgejtellt, jo wird das Kaifer- 
liche Statiftiiche Amt auf Grund der ftatiftiich nachgewielenen Einfuhr: und 
Ausfuhrmengen die Werthe des Auswärtigen Handels berechnen. 

Für die Arbeiten der Sachverſtändigen-Kommiſſion ift e8 daher von be- 
jonderem Werthe, wenn die Preisangaben, welche die Handel3-Korporationen 
mittheilen, nach den oben befannt gegebenen Grundjäßen erfolgen. 


Sedenfall3 aber ijt es erwünſcht, wenn (in der hierfür eröffneten Rubrik 
der mitgegebenen Preisliften) bei einer von obigen Negeln abweichenden 
Methode der Werth-Ermittelungen erjchöpfend angegeben und erläutert wird, 
auf welche Weile die Preisfeitjegung zu Stande fam oder ob beifpielaweije 
die Preismittheilungen nur für gewiſſe Artikel, für bejtimmte Qualitäten oder 
einzelne Bezugsländer Geltung haben follen.“ — 


Nachitehend laſſen wir noch das PVerzeichniß der im Jahr 1395 zur 
Wertbihägung in der Zeit vom 14. Februar 1895 bis 7. März 1895 in 
jieben Sigungen von je 2—3 Tagen Dauer zufammengefommenen Herren Sach— 
verjtändigen folgen. (Val. Statiftif d. D. Rchs. N. F. Bd. 80 ©. 54 ff.). 


Berzeichnig der Mitglieder der Sachverftändigen-Kommiffion für die Schäbung 
der Ein- und Ausfuhrwerthe des Jahres 1394. 
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Nr. | N | " nort 
ki ————— e Stand —— —— — 
Gruppe I. 
1| W. Gerbel | Tireftor des Vereins deutfcher Delfabrifen in Mannheim. 
2 | Louis Hirſch | (in Firma Jacob Hirſch & Söhne) in Mannheim. 
3) Hugo Lehnert ' Gutsbeiiger in Miersvorf, Kreis Teltow. 
4 Oskar Maß | Obithändler in Berlin. 
5) Emil Meyer | vereideter MWaaren= und Produften-Mafler in Berlin. 

6) Dtto Meyer ‚ (in Firma Ernit Gajtell), Mitglied des Voriteher-Amts 
' | der Haufmannichaft, in Königsberg i. Pr. J 
7ODito von Pfiſter (in Firma Ed. & Friedr. v. Pfiſter, nunmehr Pfiſter, 

| Mayr & Co.) in München. 
s \ Wilhelm Vielit Kommiſſionshandlung in Berlin. 


Albert Weit landwirthſchaftliches Bankinſtitut in Berlin. 
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Felix Ballermann 
Sriebr. A. Döbner 
W. A. Frihe 

W. Gerbel 

F. Heinrich 


Max Kantorowiez 
Emil Meyer 
Emil Wilhelm 


Heinrich Zelter 


Emil Berenz 
Ernit Fey 
Dr. 2. Hurtzig 


Karl Keferitein 
Dr. R. Münd) 
Fritz Riedel 


Gottfried Hagen 
Benjamin Hirich 
Karl Schemmann 
Arthur Stenbel 
A. Tbielen 
Auguſt Vaupel 


Fr. Wolff 


Adolph Bieling 
Bernhard Boeßneck 
Julius Gunſt 
Chr. Heinſon 
Paul Juſt 

C. Königs 

Robert dehmann 
Joſephe Lewinſohn 
Louis 

L. P. Mitterdorfer 


Alexander Riedig 
Alfred Schön 


H. Geſell 


Robert Haenſchke 

Dr. von Haſe 
Wilhelm Kleemann 
Emil Michelfobn 
Adolf Pfretzſchner 

G €. Th. Keinbardt 
Paul Sauerwald 





Profeſſor Aler Schmidt | 


Gruyse 1 II. 


(in Firma Ballermann & Herrichel) in Mannheim. 

in Dambur 

Rhederei K A. Fritze & Co.) in Bremen. 

Direktor des Vereins dentjcher Delfabrifen in Mannheim. 

Nommerzienrath in Firma Joſeph Falchk Weingroß— 
händler in Mainz. 

Mitinhaber der Firma Hartwig Kantorowicz in Bojen- 

vereideter Waaren- und Produkten-Makler in Berlin. 

Stommerzienratb (in Firma Franz Natbreiner's Nach— 

folgen, Wilhelm & Brougier) in München. 

Kaufmann in Berlin. 


Gruppe III. 


| Mitglied des Vorfteberamts der Kaufmannſchaft in Danzig. 


(Firma Gehe & Co.) in Dresden. 

Nommerzienrath (in Firma Wilhelm Sattler) in Schwein= 
furt a M 

in Berlin W. 

(in Firma Dr. —— & Röhrs) in Berlin NW. 

in Firma J. D. Riedel) in Berlin N. 


Sruppe IV. 


Fabrikant in Kalt b. Köln a. Rh. 

in Firma Aron Hirſch & Sohn) in Halberitadt. 

in Firma Schulte & Schemmann) in Hamburg. 

(in ‚Firma Arthur Otto Stenbel) in Breslan. 

Direktor der Attiengelellichaft „Bhönir” in Yaar bei Ruhrort. 

Prokuriſt des Bochumer Vereins für Beraban und Guß— 
itahlfabritation in Bodum. 

in Firma Guſtav Kerdhoif) in Hagen i. Weſtf. 


Gruppe V. 


Mitglied der Handelskammer in Hamburg. 

im ‚Firma Ernſt Boehned) in Glauchau. 

iin Firma Gunit & Go) in Bielefeld. 

in Hamburg. 

in Firma Prinke, Juſt & Co.) in Zittau, Sachien. 

Zeidenwaarenfabrifant in Krefeld. 

(in Firma F. G. Lehmann) in Bohrigen in Sachſen. 

in Firma E. Tewinjchn) in Berlin SO. 

Hoflieferant in Berlin \ 

—— mechaniſcher Stickereien in Friedenau, „Villa 
erka“. 

Mitglied der Handelskammer in Gera. 

(in Firma Ed. VBaucher & Co.) in Mülhauſen i- Elſ. 


Gruppe VI. 


in Firma Geſell & Cie, Edeliteinhandlung), Abgeord- 
neter in ‚Pforzheim. 

Nonmerzienratb in Waldenburg i. Sc. 

\Breitfopf & Härtel) in veipsig. 

in Firma Erh. Adermann) in Weißenſtadt bei Wunfiedel. 

in Firma Paul Hinze) in Berlin. 

in Firma G. A. Pfretzſchner in Markneukirchen i. Sachſen. 

früher der Firma E. KLüchenmeiſter angehörend) in Dresden. 

in Firma Conrad Sauerwald) in Berlin. 

in Coburg- 
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N. Name | Stand und Wohnort 
Gruppe VII. 
1 | Otto Eſenwein | (in Firma Editein & Ejenwein) in Badnang i. Württemberg. 
2 6. Gokmann | (im Firma Goßmann & Jürgens, Mitglied der Handels» 
| fammer in Lübeck. 
3; MNobert Ilgen-Lindner (in Firma oh. Chriſtoph Lindner), Worfibender der 
| Dandelstammer in Sonneberg bei Coburg. 
4 Emil Lange in Firma N. Lange & Söhne) in Glashütte bei Tresden. 
5 | Heinrich Lerch (in Firma Krauth& Go.) in Höfen a. d. Enz. (Württemberg.) 
6, Rudolf Maaß in Damburg. 
7 Arthur Roicher Fabrikbeſiter in Regensburg. 
8 | Fz. E. Weintraud Geheimer Kommerzienrath in Offenbach am Main. 
9 | Fritz Lüdecke Fritz Lüdecke, Kommerzienrath, Berlin. 


Auch das Verzeichniß über die den einzelnen Gruppen zugewieſenen 
Waarenartikel möge hier der Vollſtändigkeit wegen und da wir öfters darauf 
zu verweiſen haben, Platz finden. 


Verzeichni der den einzelnen Gruppen der Sachverſtändigen-Kommiſſion zur 
Schäßung der Ein- und Ausfuhrwerthe für 1894 zugetheilten Waaren-Artikel. 











— —— Bezeichnung der Waaren-Artikel 


Gruppe I. (Obmann: DO. v. Pfiſter) 
7, 185, 202, 210, 315—338. | Kleie, Malzteime xc.; Balm und Kokosnüſſe; Seegras ıc.; 
Meberkarden; Getreide; Hiülfenfrüchte; Uelfrüchte ; 
Mais; Malz. 
340, 341. | MWeinbeeren. 
343, 345— 352. | Blumen, Blüthen; Futtergewächſe; Grasiamen; Hanf- 
faat; Kartoffeln; Kleeſaat; Nüchengewächle ıc.; Obit. 
354— 356. | Strob; — und ſonſtige landwirthſchaftliche Er— 
zeugniſſe. 
378, 380, 387, 456. | Bettfedern; Pferdehaare; Hopfen. 
617, 618, 625, 626, 627, 628. | yleiich; nicht lebendes Federvieh; erlegtes Wild; Süd— 


früchte. 
666, 680—682, 729, 821, 839. | Nüſſe; Mihlenfabrifate; Delrüditände; Torfitreu; 
Bienenſtöcke mit lebenden Bienen. 
841, 846, 864— 877. | Lebendes Federvieh ıc.; anderweit nicht genannte lebende 
Ihiere und Vieh. 


2 Gruppe II. (Obmann: F. Ballermann.) 
& 








142. 8. 
342, 344, 353. | Cichorien; Eicheln; Runkelrüben. 
602— 616, 619—624, 629—646, | Material: und Spezerei-, auch Nonditorwaaren und 


648— 665, 667— 679, 683— 693, andere Konfumtibilien (4. B. Bier, Spiritus, Wein, 
695— 704, 706— 708, 710-714. Butter, Fiſche, Gewürze, Kaffee, Käſe, Kaviar, 


Cigarren, Backwerk, Zuder). 
715—728, 730, 765, 767, 769. | Speiſe- und andere fette Oele, Schmalz; Petroleum. 
840, 842— 844, 848. | Blaien und Därme; Flußkrebſe; Milch; Seemuicheln ; 
Gier von Geflügel. 


Gruppe III. (Obmann: Dr. Hurkig.) 
3—6, 8—10. | Abfälle; Dünger; Thierknochen; fünftl. Düngungsmittel. 
56. | Bleiglätte. 


— se ae Troguerie-, Apotheker- und Farbewaaren. 
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Nummer des ftatiftiichen 
MWaarenverzeichnilies 
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Bezeichnung der Waaren-Artifel 








266, 268, 272, 273, 275. 
279-281, 283, 284. 


339, 597, 647, 705. 
731-737. 


764. 766, 768, 


791 — 797. 
R3l— 858. 


845, 847. 


1. 

55, 57—61. 

224—257, 259, 261— 264. 
286 - 304. 

462—471. 


500 —502. 
503—517, 520, 521. 


817—820, 822. 
924-927. 
929— 932, 


14— 4. 
310— 314. 
381— 383. 


386, 388. 
488 499. 
534. 

550 — 596. 
TTO—TW. 
78 - 880. 
881- 923. 


63—67, 145, 146. 


267, 269—271, 274, 276— 278, 
282. 

305— 309. 

379, 385. 

403—405, 410, 411, 413, 414, 
430, 439, 446, 452, 453. 


457, 459, 461. 


Graphit. 

Kreide; Kryolith und Bauxit; Magneſia; Schwerſpath; 
Strontian. 

Anderweit nicht nenannte Erden. 

Anis, Koriander, Fenchel; Lichte; Gewürze zur Dar: 
itellung ätberifcher Tele; Thee zur Theinfabritation. 

Schmalzartige Fette zur Seifen- und Yichtefabrifation; 
Stearin: und Palmitinſäure; Fiſch- und Robben: 
ived; Talg; andere Thierfette; Bienenwachs; ge- 
reinigter Ozokerit; Gerefin. 

Prauntoblentheeröl ıc.; mineraliiche Schmieröle; ſchwere 
Zteintoblentbeer-Tele. 

Seife und Parfümerien. 

Asphalt; natürliche Balfame ; Gummilad; roher Ozokerit; 
Pech; Theer; Harze. 

Waſchſchwämme; andermw. nicht gen. thieriiche Produkte. 


Gruppe IV. Obmann: A. Tbielen.) 


Abfälle von der Eilenfabrifation. 

Blei und MWaaren daraus. 

Giien und Eiſenwaaren. 

Erze; edle Metalle. 

gofomotiven und Lokomobilen; Maichinen; Dampf: 
keſſel; raken. _ 

Antimon; Arſenik; Kobalt- und Nidelmetall. 

Kupfer, Meffing und Tombad; Queckſilber; Wismuth; 
andere unedle Metalle; Kupfer ꝛc. Waaren- 

Braunkohlen; Koks; Steinfohlen; Torf; Prebtohlen. 

Zint und Waaren daraus. 

Zinn und Waaren daraus. 


Gruppe V. (Obmann: A. Bieling.) 

Baumwolle und Baummollenwaaren. 
Flachs; Hanf; Heede; Jute; anderweit nicht genannte 

vegetabiliiche Spiunſtoffe. 
Haare von Pierden und Menschen und Waaren daraus. 
Schmudiedern. 
Kleider, Leibwäſche, Putzwaaren. 
Waaren aus Geſpinnſten in Verbindg. m. and. Material. 
Leinengarn; Leinwand und andere Leinenwaaren. 
Zeide und Seidenwaaren. 
Wachstuch; Wachsmuſſelin; Wachstafft. 
Wolle und Wollenwaaren. 


Gruppe VI. (Obmann: H. Geiell.) 


Bürftenbinder und Siebmacherwaaren; Bait, Binſen; 
GFipartogras. 

Asbeit; Gement; Grde; Gips; Kalk; Porzellanerde; 
Meerichaum. 

Asbeitiwaaren. 

Boriten, Federipulen- ü 

Bernflein; Elfenbein; Thierhörner, Knochen; Berl: 
muſchelſchalen; Steinnüſſe; Walfiſchbarten; andere 
Schnitzſtoffe; Hornplatten 2c.; Fiſchbein- und Horn— 
Stäbe; gepreßte Hornknöpfe. 

Mufikaliſche Inftrumente; aſtronomiſche, chirurgiſche, 
optiſche ꝛc. Inſtrumente. 
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Nummer des jtatiftijchen 
Maarenverzeichniiies 


Bezeichnung der Maaren-Artikel 
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476. | Kalender. 
477—482, 484—487. | Kautſchuck und Guttaperha und Waaren daraus. 
522—526, 529—531. | Kurze Waaren, Galanterie und Quincailleriewaaren; 
Flienbein und Berlmutterplatten; Fächer; Blatt— 
gold u. Blattilber; Brillen u. Opernguder; Schirme. 
598—601. | Literarische und Kunſtgegenſtände. 
754. | Deden aus Kamptulikon, Korticium, Linoleum. 
798. | Spielfarten. 
799—816. | Steine und Steinwaaren. 
823—825, 827—830, | Stroh: und Baltwaaren. 
849— 862. | Thonmwaaren, Porzellan. 


Gruppe VII. (Obmann: ©. Ejenwein.) 


2, 11, 12, 13. | Abfälle von Glashütten zc.; Lumpen; alte Nebe ac. ; 
Rapieripäne, Makulatur. 
62, 258, 260, 265. | Spielzeug aus Blei; desgleichen aus Eiſen; Uhrwerke. 
357—377. | Glas und Glasmwaaren. 
384, 389-400. | Friſirte Puppenköpfe; Häute und ?yelle. 
401, 402, 406— 409, 412,415— 429, | Holz- und andere vegetabilifche Schnigitoffe und Waaren 
431—437, 40—445, 447—451, daraus; Waaren aus animaliichen Schnißitoffen, 
454, 455. andermweit nicht genannt; gevoliterte Möbel. 
458, 460, 475. | Mufitinftrumente, als Ninderipieljeug dienend; ge 
ichliffenes optiiches Glas; gevoliterte Wagen. 
483, 518, 519. ir aus Kautſchuck; Ddesgleihen aus Kupfer, 
eſſing ꝛc. 
527, 528, 532, 533, 535—539. | Wand⸗ ıc. Uhren; Wachswaaren; Wachsperlen; Puppen; 
Tafchenubren. 
540—549. | Leder und Lederwaaren. 
738—753, 755— 761. | Papier und Rappmwaaren. 
762, 763. | Belzwerf. 
826, 863, 928, 933. | Puppenbüte; Spielzeug aus Porzellan ; desgleichen aus 
Zint und aus Zinn. 


Der franzöfiiche Statiftifer und National:Defonom Gg. Michel bemerkt 
in jeinem jchon oben angeführtem Artikel über: L’evaluation des valeurs 
en douane en France et ä l’Etranger, Economiste francais No. 1 1894, 
binfichtlich der deutichen Methode: En Allemagne d’abord les statistiques 
parraissent avoir les bases les plus serieuses(!. Pour chaque 
article de la nomenclature douaniere, ainsi que nous l’apprend le dernier 
rapport du president de la commission des douanes en France la valeur 
moyenne est fixee annuellement sous la Direetion de l’Office imperial 
de statistique par une commission d’experts, qui se renseigne aupres 
des Chambres de commerce, des autres corporations commereiales, des 
plus notables negociants ete. Les &evaluations sont distinetes a l’entree 
et a la sortie. Il est de regle que le prix soit celui des marchandises 
au moment oü ils passent la frontiere. A l’importation, on n'y comprend 
ni les droits de douane, ni les frais de transport, d’assurance, d’entre- 

öt etc., qui sont payes aux intermediaires allemandes depuis la frontiere 
Jasqu’au lieu de destination. A l’exportation, on tient compte de 
toutes les charges interieures au territoire, mais non exelu les droits 
de sortie ainsi que les remboursements de Droits de douane ou d’impöts 
et les primes de sortie. Les quantites sont relevees d’apres les decla- 
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rations obligatoires aux termes de la loi de l’Empire du 20 Juillet 
1879 et d’apr&s les pesees effectives, que le fise opere a l’importation. 
Pour les marchandises avee emballage les poids net est etabli par 
deduction des taxes officielles. Une garantie tr&s efficace de la 
sincerite des declarations consiste dans l'obligation pour les trans- 
porteurs de produire eux-m&mes ces declarations et de verifier qu’elles 
sont conformes aux lettres d’expedition. 

On s’attache, autant que possible, a r&echercher le veritable pays 
d’origine (?) ou de destination. 

L’Allemagne saisit etisole le transiten libre cireulation, 
qui en France, rentre dans le commerce special: de ce chef seul les 
statistiques de deux nations peuvent presenter de grandes divergences. 

Alſo in Frankreich wird die Durchfuhr im freien Verkehr d. h. Die 
zollfreie Einfuhr mit der Beitimmung der Durchfuhr nicht jofort zum Tranfit 
erfaßt, wie in Deutichland. Es gelingt hier ja auch nicht vollflommen, die un— 
mittelbare Durchfuhr, auch der zollfreien Güter, jofort von der Einfuhr zum 
Verbrauch und von der Ausfuhr inländiicher Güter aus dem freien Verkehr zu 
trennen, aber dennody wird bei ung wegen der Gebährenfreiheit der Durchfuhr: 
Waaren der Tranfit am jchärfiten erfaßt. Vgl. auch $ 35 des Entwurfs zu den 
neuen Ausführungsbejtimmungen zum Statijtif-Gejeg und die Begründung hiezu: 

„In der Einfuhr fommen vielfach Waaren vor, die zwar von vornherein 
zur Durchfuhr bejtimmt find, die aber nur, weil fie zollfrei find, zur Einfuhr 
deflarirt werden, demnächſt aber von einem inländischen Speditionsplag mit 
neuem Frachtbrief nad) dem Ausland wieder gehen und dann als Ausfuhr 
aus dem freien Verkehr angemeldet und angeichrieben werden. Um ſolche 
Waaren ftatiftiich als Durchfuhrgüter genauer zu erfaflen, ift in $ 35 der Aus— 
führungsbejtimmungen nach 8 12 Ziff. 2 des Geſetzes vom 20. Juli 1879 die 
Beitimmung aufgenommen woorben, nad) welcher für derartige Güter die Nüd- 
erſtattung der jtatiftischen Gebühr zuläſſig it, wenn durch Vorlage von Fracht: 
briefen oder Korreipondenzen dargethan wird, daß diejelben zur unmittelbaren 
Durchfuhr beftimmt waren.“ 

Anschließend an vorstehende Ausführungen lajjen wir mit Erlaubniß des 
Kaiſerl. Statift. Amts einige Auszüge aus den Brotofollen der 7 Gruppen der 
Sachverſtändigen Kommifjare für die Handelswerthfejtiegung der Jahre 1892, 
1893 und 1894 folgen. 





Auszug aus den Protokollen der Sachverſtändigen-Sitzungen über die Werth- 
fehfeßung für den deutfhen Außenhandel in den Jahren 1892—1894. 
Gruppe I. 


In Gruppe I findet, wie aus den obenftehenden Notizen erfichtlich ift, die 
Seititellung der Werthe für eine Neihe von Nahrungsmitteln und Erzeugnifjen 
des Landbaues und der Viehzucht jtatt. 

Bei der Feſtſetzung der Getreidepreije für das Jahr 1892 wurde im 
Allgemeinen zur Nichtichnur genommen, daß die niedrige Preislage des 
Weizens nicht allein in dem allgemeinen Preisrüdgang, ſondern namentlich 
darin zu fuchen jei, daß die Einfuhr zu einem jehr erheblichen Theil, auch 
noch nach der guten 1892er Ernte erfolgte. Bei der Weizen-Einfuhr aus 
Rußland wurde angenommen, daß */, über die wejtliche und "/, über die öjt- 
liche Grenze Deutſchlands eingingen. Der öjtliche Preis wurde zu 14,60 ME. 
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per 100 kg, der weltliche zu 15,30 ME. angenommen. Die übrige Weizen: 
Einfuhr wurde nach den einzelnen Uriprungsländern gejchägt, wobei auch die 
Fracht- und Zufuhr:Modalitäten Berücfichtigung fanden. So wurde beifpiels- 
weile angenommen, daß der bulgarische Weizen zur Hälfte jeewärts, zur anderen 
Hälfte donanaufwärts nach) Deutichland gelange. Aus dieſen verjchiedenen 
Gejichtspunften gelangte man zu einem Durchichnittspreis für ruffiichen Weizen 
zu 15,30 ME. und für anderen Weizen zu 15,39 Mi. rund 15,40 Mk. per 
100 kg netto. Die Ausfuhr wurde zu 18 ME. angenommen. 

Bei der Wertbichägung pro 1893 wurde im Allgemeinen Hinfichtlich der 
Getreidepreiſe konſtatirt, daß diejelben — Hafer und Buchweizen ausgenommen — 
zurüdgegangen ſeien. Vom Juli 1893 ab!) machte fich der Einfluß der neuen 
Ernte geltend, weshalb bei der Bewerthung die Einfuhren im I. und II. Se- 
mejter auseinandergehalten wurden. Bei dem Eingang von Getreide aus den 
Donanländern iſt auf die Einfuhr jeewärts mit billigen Frachten und auf der 
Einfuhr landwärts — donauaufwärts —; bei der Einfuhr rujfischen Getreides 
auf den Eingang über die weitliche Grenze, welcher fich etwas theuer jtellt und 
über die öftliche Grenze Nücjicht genommen worden. 

In Befolguug diefer Grundfäge wurde feitgeitellt, daß ruſſiſcher Weizen 
im Jahre 1893 zu */, im eriten umd zu '/, im zweiten Semejter eingeführt 
wurde, die Einfuhr über die Oſtgrenze (50°/,) wurde zu 11,20 ME. und die 
Einfuhr über die Wejtgrenze zu 13 ME. bewerthet, als Durchichnittspreis 
ergab jich demnach ein jolcher von 12 ME. und für dem nicht ruſſiſchen Weizen 
von 12,66 ME. rund 12,70 Dit. Für die Ausfuhr wurden 16,00 Mi. feſt— 
gelegt, da nur guter Weizen zum vollen Inlandspreis damals ausgeführt werden 
konnte und der Zollvoriprung mit in Berechnung zu ziehen war. Für das 
Jahr 1894 wurde der Preis für rujfischen Weizen auf nur 9,70 ME. feſtgeſetzt, 
indem die Einfuhr aus Rußland zum größten Theil nach der Ernte erfolgte 
und 14 Theile über Emmerich, 10 Theile über Hamburg und nur 4 Theile 
über Djtpreußen eingingen. Hiernach ergab ſich aus 10,30 Mk., 9,40 Me. 
und 8,10 Me. ein Durchjchnittspreis von 9,70 ME. 

Für Weizen nicht ruſſiſchen Uriprungs ergab ſich unter Berüdfichtigung 
der einzelnen Herfunftsländer ein Preis von 10,39 ME., rund 10,40 ME. 

As Ausfuhrwerth wurde nur mehr ein jolcher von 10,52 ME ange 
nommen, da nunmehr jeit Mai 1894 die Einfuhrjcheine eingeführt worden find 
und als Ausfuhrpreis der Inlandspreis einschließlich Frachtkoften bis zur 
Grenze, jedoch abzüglich des Werthes der Einfuhrjcheine feitgejegt wurde. Die 
Haupt: Ausfuhr an Weizen hat nach der Ernte jtattgefunden. Nach Hamburg, 
Dänemark, England, Holland, Belgien, Schweden und Norwegen ift die Haupt: 
ſache nach ojtpreußischer, nach Frankreich elfaßslothringiicher, nach der Schweiz 
bayerischer und badifcher Weizen gegangen. Die Ausfuhr nach Dejterreich- 
Ungarn betrifft hauptjächlich Grenzverfehr, hierbei, jowie bei den Eleineren Aus— 
fuhren nach anderen Ländern, die aus Saatweizen bejtanden haben mögen, it 
angenommen worden, daß Einfuhrjcheine nicht ertheilt worden jind. 


" Die deutiche Weizen-Ernte pro 1891 betrug 2,3, pro 1892: 3,1, pro 1893: 3,0 
Millionen Tonnen, die Roggen-Ernte 4,8, 6,8 und 7,5 Mill. Tonnen. Die NRoggen:Ernte 
bes jahres 1893 war die beite feit 10 Jahren im Deutichland. Im Jahr 1894 betrug die 
Meizenernte 3 Mill. Tonnen und die Nogaenernte 7 Mill. Tonnen. Die Einfubrwerthe 
für Weizen und Noggen wurden ermittelt in Frankreich zu 22 Fr. pro 1892 und 16'8 Fr. 
pro 1893 (Weizen, jodann 15,75 Air. pro 1892 und 16 Fr. vro 1893 (Roggen). Die Ausfuhr: 
werthe waren 18'/s Fr. für Roggen und 26 bezw. 21’): Fr. fir Weizen. 
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Für Roggen geitaltete fich die Preisfeitfegung wie folgt: 

Für das Jahr 1892 wurden für Ruffiichen Weizen 15,20 ME. fejtgejegt. 
Im Allgemeinen iſt Hinfichtlich der Roggenpreisbewerthung bemerkt worden, 
daß die NRoggenpreife deshalb verhältnigmäßig hoch waren, weil die Gefammt: 
Noggen:Einfuhr zu *°/, während des I. Halbjahres, aljo vor der Ernte jtatt: 
fand. Aus Ddiefem Grunde und weil die Einfuhr bei Weizen der Zeit nad 
weniger differirte, berechneten fich die Roggenpreife pro 1892 bezw. höher als 
die Weizenpreife. Ruſſiſcher Roggen wurde zu 45°/, über die MWeitgrenze, 
a 16 ME. pro 100 kg und zu 55°, über die Ditgrenze a 14'/, ME. ein- 
geführt. Zu den höheren Preiſen vor der Ernte wurden '"/,,, zu den niedrigeren 
nah der Ernte '/,, der Gejammtmenge eingeführt: Won Roggen anderer 
Provenienz wurden aus Britiich-Nordamerifa */, vor der Ernte zu 17 ME. 
und '/,; nad der Ernte zu 12 Mk importirt, hienach bildete fich ein Preis 
von 16'/, Mk. Die Ausfuhr an Roggen bejtand in 1892 zum großen Theil 
aus gutem Saatroggen, fand aber erjt im II. Halbjahr jtatt, daher wurde 
ala Ausfuhrpreis 18 ME. angelegt. 

Im Jahr 1893 erfolgte die Einfuhr ruſſ. Roggens zu "/, im erjten und 
zu °/, im zweiten Semejter und zu 60°, über die Dftgrenze und 40°,, über 
die Weitgrenze, hienach wurde ein Durdyichnittspreis zwiichen 10,00 ME. und 
11 Me. mit 10,26 ME. berechnet. 

Die Einfuhr von Roggen nicht ruffischer Provenienz erfolgte zu ?/, im 
im I. und zu °/, im II. Semefter. Es wurde angenommen, daß die Einfuhr 
aus Frankreich und auch zum Theil aus Belgien und namentlich aus England 
aus guter Qualität (Saatroggen) beitehe, daß ferner die Einfuhr aus Rumänien 
zum größten Theil jeewärts (8.80 Dit. pro 100 kg im Durchichnitt) erfolgte, 
jo daß ein Durchſchnitispreis von 10,75 ME. fich herausrechnete. Die Aus: 
fuhr wurde mit 15 ME. angenommen, indem der Zollbetrag zum Örenzeingangs: 
preis zugejchlagen wurde. 

Sm Jahre 1894 erfolgte die Einfuhr von Ruſſ. Roggen hauptſächlich 
nach der Ernte und zivar über Hamburg und rheinaufwärt3 zu 82°/, (mit 
8'/, ME.) und nad Oſtpreußen (18°,,) zu 7,30 Mt. pro 100 kg. Als Durch— 
Ichnittspreis ergab fih 8,30 ME. Die Haupteinfuhr nicht ruſſiſchen Noggens 
erfolgte vor der Ernte (wegen des Bollfrieges mit Rußland), zum Preis von 
855 Mk. Als Ausfuhrwerthb wurden munmehr wegen der Einfuhrjcheine und 
da die Hauptausfuhr nach der Ernte erfolgte, nur 8,05 ME. angejegt. Neben: 
jtehend Lajjen wir die länderweife Schägungstabelle für Weizen und Roggen folgen. 


Für Hafer wurden folgende Durchjchnittöpreife ermittelt (pro 100 kg): 

















Ruſſiſcher Hafer l Nicht Ruſſiſcher Hafer 
| Einfuhr | Ausfuhr Einfuhr | Ausfuhr 
1892 | 1120 Mt. — | 11,25 mt. 15,50 Mt. 
1893 | 1020 „ _ 12,4 „ 16,50 „ 
1894 | 8,90 „ _ 11,30 „ 8,68 „ 


Ruffiiher Hafer wurde unter den Kampfzöllen bis zur Schlichtung des 
HZollfrieges im Jahre 1894 wenig aus Rußland eingeführt. Im Jahre 1894 
wurden über Emmerich und Hamburg ?/, und über die Oſtſeehäfen '/, importirt. 
Die Haupteinfuhr an nicht ruſſiſchem Hafer erfolgte im Jahre 1894 vor der 
Ernte, ald Rußland noch nicht confurrenzfähig war und die Preife noch nicht 
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ee —— die Ein- u. AR von Weizen u. —— im Jahre 1894. 








Einfuhr — Ausfuhr 





Einfuhr von — 
Ausfuhbrnad: 


Sinheits- 
preis 
für 100 kg 


Menge 


Menge 
in 100 kg 


in 100 kg 
netto 


Einheits⸗ 
| preis 


a 


Belgien 
Tänemarf 
Niederlande . 
Deiterreih-Ungarn 
Rubland . i 


Freihafen Hamburg 
Bollausihluß Helgoland . 
Badiſche esse ie. 
Belgien 

Bulgarien 

Dänemarf 

Frankreich 
Großbritannien . 
italien 

Niederlande . 
Norwegen : 
Deiterreich- Ungarn 
Rumänien 

Rußland . 

Schweden 

Schweiz 

Serbien 

Türkei 

Napland . 

Transvaal 

Ditafrifa ohne beutiche — 
Britiſch Oſtindien ꝛc 


(Eumuhr zur Siarkefabrikation) 
China 
‚japan 
Argentinien . 
Braiilien . . ’ 
Britiich —— 
Chile 
Uruguay - 
Vereinigte Staaten ı von Amerifa 
Britiſch Auftralien 
Seewärts ıc. (Öavarie) 


Annalen des Deutichen Reiche. 


Vorjähriger 
„ Einfuhrmwerth 
für 100 kg in Mb | 


Weisen, ruſſiſcher 











netto Per 


1 


2 
230 
1 
112 


>4 
1 
1 


372 
12 


2 10,30 
101 10,00 
2 767 10,30 
1 062 11,50 
12,00 | 2805 943 9,70 
Weisen, nicht ruffifcher 
13,80 12 12,00 
15,00 2 340 13,00 
13,00 133 453 10,50 
11,60 42 778 10,00 
12,80 2176 11,00 
16,00 841 13,60 
17,00 960 15,00 
12,90 79 314 10,50 
— 20 11,00 
14,40 193 032 12,50 
11,80 1 429 526 10,50 
12,80 200 11,00 
14,00 1168 13,00 
11,60 6 714 10,50 
12,00 998 10,10 
13,30 94 699 10,70 
— —1 11,00 
— 1 11,00 
12,60 3 462 445 10,00 
12,40 4 278 10,00 
13,00 2 977 10,60 
12,50 12 178 10,50 
_ 3880 | 10,40 
13,00 3 234 975 10,60 
14,00 19 532 11,40 
— 1 3,00 
1896. 


393 
11 
2 
780 


447 
009 
149 

1 
662 
996 
925 

3 
209 
391 
882 


= 
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—— für die Ein- und Ausfuhr im Jahre 1894. 














* Einful br BES EEE Ausfuhr I 
| BE = | 
Einfu brvon — BE% Menge — Menge — 
Ausfuhr nach: E38 in 100 kg für 100 Ka in 100 kg für 100 kg 
25 = netto | in * netto | in A 
Roggen, ruſſiſcher 
Dänmal . 2.2... — 424 | 8,80 — = 
Niederlande . - . » » »| 11,00 19664 | 8,80 — — 
Oeſterreich Ungarn . . | — 1110 | 8,00 er = 
Rußland - © 2 2 = = .1 1025 | 5334491 | 830 = a 
Roggen, nidıt ruffifcher 
Freihafen Hamburg . - .| 12,00 — — 7 — 
Badiſche Zollausſchlüſſe. -| 13,00 209 10,50 — — 
Grenzvertehr) 
Bein -. -. » » » . 1 12% 33484 | 850 991 8,00 
Bulgarien » 2. 2 2... 11,00 107 767 8,30 — — 
Dänemart 12,00 1562 | 9,00 200 779 8,00 
Ftanteih . 2 > 2%. 12,60 3839 | 11,20 4 11,00 
Griechenland — 19700 — — 
Großbritannien . » . .| 18,00 2.003 10,50 25 473 8,00 
Halten . . . . (Saatgut) — — — —1 11,00 
Niederlande . » » . . .] 12320 20 477 9,00 8108 8,00 
Norwegen . . . 12,20 — — 33 360 8,00 
Defterreich-IIngarnı — 11,70 3151 10,40 700 11,00 
Portugal» - » 2. .E 13,20 — | — _ — 
Rumänien . . ; 9,80 884 417 8,50 2 11,00 
Rußland (aud) Finland) ; . — — 23 954 8,00 
Schweden : 2 2 2... 12,20 499 g— 172 778 8,00 
Ehwes - » . . ...] 13,00 3 10,00 30 915 8,50 
Serbien - - » - . . «E 11,00 3393 825 — — 
Türkei SE — 11,20 44 054 8,50 _- — 
Transvaal . - A: — — — 1 11,00 
Rritiich O ftinbien ı Sn — — — 300 8,00 — — 
Argentinien a a 11,20 16 227 9,00 1 11,00 
Britiſch NRordamerika . st 11,50 2227 9,00 — — 
1: 11,20 — — — — 
Vereinigte Staaten von Amerita]| 11,40 55 709 9,00 37 11,00 
Britiih Australien . . .| 12,00 632 9,50 -- — 


Seewärts (Havarie) . . .| 12,00 2 2,00 — — 
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jo tief ftanden, wie gegen Ende des Jahres 1894. Die Ausfuhr entfällt 1894 
auf die Zeit nach der Ernte, weshalb der Ausfuhrpreis niedriger angeſetzt 
wurde als der Einfuhrpreis. 

Für Gerſte wurden nach der länderweiſen Schägung, wie in Gruppe I 
durchgehends, ‚die Preije wie folgt berechnet: 












Einfuhr 





1892 9,80 ME. 

1893 850 „ 

1894 720 „ 
1892 


Die Einfuhr ruſſ. Gerite er- 
folgte zu *s nach der Ernte, im 
Preis zu 9,50 ME. Bei der Ein— 
juhr aus d. Donauländern und 
Rußland kommt viel Futter | 
gerite in Betracht, bei Ceiterreich- | 
Ungarn "/1o uttergerite, "10 
Braugerſte zu 11 bezw. 15 ZOM. 
Rumänien liefert Autter, Chile | 
Braugerſte. Die Ausfuhr beiteht 
aus guter Gerite. 








— Gerſte ur ER] 


Nicht ruſſiſche Berite 








Ausfuhr” Einfuhr Ausfuhe 


— 


1893 


Bei ruſſ. Gerſte entfallen 
auf's erſte und auf's 
II. Semeſter. 300 kamen 
über die Oſtgrenze zu 8,10 M., 
70’% über die Weitgrenge zu 
8,70 M. Aus Deiterreich wird 
die Einfuhr überwiegend als 
Braugerite, aus deu Donau: 
ländern und der Türkei als 

K Futtergerſte angenommen. 


Für Malz ergaben fich folgende Preife: 


1892 


Einfuhr 23,65 ME, Ausfuhr 29,21 ME. 


13,68 ME. 
12,48 
11,70 





Einfuhr 23,69 at. 





1942 
13,30 , 


1894 


Gerite ift billiger geworden, 
onit murden die ‚gleichen 
Worausfegungen wie im Vor— 
jahre geltend gemadt. Bei 
der Ausfuhr wird angenom— 
men, daß nur beilere Gerite 
gegen Ginfubrichein ausge 
führt wird, es wurde Der 
Durchichnitt zwischen öftlichem 
und weitlichem Preis ermittelt. 


19,00 Mt. 


" 


Ausfuhr 29,40 ME. 


1894 
Einfuhr 21,49 ME, Ausfuhr 24 ME. 
Gerſte it im Jahre 1894 billiger geworden, daher wurden auch die 


Malzpreiſe herabgeiegt. 


Für Mais und Dari ruffiichen Urſprungs wurde die Einfuhr zu 9,80 Me. 
(1892), 8,10 ME. (1893) und 7,70 ME. (1894) feitgefegt. 


Für Mais und Dari anderen Urjprungs: 


1892 
Einfuhr 10,48 Mt. 


1894 
Einfuhr 9,07 ME., 


Ausfuhr 15,50 Me. | 
Die Einfuhr umfaßt viel Futterimais in 
ſich, die Ausfuhr badiſche Saatwaare. 


Die Einfuhr umfaßt aus Suter Gin 
quantion Mais, aus Rumänien ‚Futtermais, 
in der Ausfuhr badiich. u. elſäß. Saatgut. 


Der franzöfische Preis für Mais und Dari ijt 15 res. in der Einfuhr 


und 18 Fres. in der Ausfuhr pro 1892 und 1893. 


1 

Einfuhr 9,07 ME, 
Die Einfuhr beiteht zum großen Theil aus 
Futterwaare, die Ausfuhr ausgut. Saatmais. 


93 
Ausfuhr 16 Mt. 


lusfuhr 1226 Mt. 


Für Buchweizen ſind folgende Preiſe berechnet worden: 


1892 
Einfuhr 
ruſſ. ————— . 12,80 Dt 
anderer „ 48, 05 Mr 


ruſſ. Buchweizen . 
anderer 


1893 
Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr 
— — ruſſ. Buchweizen . . 10,90 Mk., — 
17,00 Mt. anderer, . .1397 „ 1750 ME. 
1894 

Einfuhr Ausfuhr 

. 10,80 ME. — 
»„ ..1815 „ 17200Mt 
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Die Großhandelspreife für die ebengenannten Getreidearten wurden nach den 
Beröffentlihungen des Kaiſ. Statift. Amtes im Durchjchnitt wie folgt angegeben: 

Für Weizen im Jahre 1892 abzüglich des Zolles: 15 ME., 1893: 12 ME., 
1894: 10 ME. und als Julande: Preis 18'/, Mt., 16 ME. und 13',, Mt. 
Der von der Sachverſtändigen-Kommiſſion feitgejegte Ausfuhrwerth für Weizen 
betrug 1892: 18 ME, 1893: 16 ME. und 1894: 10',, ME., in diefem Jahre 
ohne Einfuhrichein im Werthe zu 3"/, ME. für 100 kg ausgeführten Weizen. 
Die Roggen-Großhandelspreiſe beziffern fich auf 17 ME, 14 ME. und 11'/, ME. 
im Durchichnitt für die legten 3 Jahre; die Ausfuhrwerthe der Sachverftändigen- 
Kommifjion werden auf 18 Mk., 15 Mi. und 8,05 Mei. (für 1894 obne 
Einfuhrjchein) angejegt, alfo durchgehende etwas höher, da für die Ausfuhr 
bejjere Waare angenommen wurde. Die Großhandels:Haferpreije waren: 
14 ME., 15 Mk. und 12'/, Mf. Die Werthe der Sachverſtändigen-Kommiſſion 
eritellten fih auf 15'/, Mk., 16'/, ME. und 8,68 ME. 1894, ausschließlich 
des Einfuhrjcheines. Die Gerften Großhandelspreiſe waren je nach Qualität 
verschieden nnd ſchwankten zwiſchen 13,70 Mk und 19,40 ME. im Jahre 1892, 
von 11,50 Me. bis 18,20 ME. im Jabre 1893 und 10,80 Me. bis 17,10 Me. 
im Jahre 1594, während die Ausfuhrpreife der Sachverſtändigen-Kommiſſion 
von 13,30 ME. (ohne Einfuhrichein im Jahre 1894) bis 19,42 ME. varüirten. 

Wenn man erwa gt, daß die in der — Kommiſſion ermittelten 
Getreidepreiſe erſt durch Berechnung der einzelnen Einfuhr: und Ausfuhr: 
Mengen mit den für die einzelnen Herkunfts- und Beitimmungsländer fejt: 
gejegten Einheitspreien gefunden werden mußten, jo erjcheint, namentlich mit 
Berücdjichtigung der oben angeführten Gründe und thatjächlichen Feititellungen 
bezüglich der Zeit der Einfuhr und der Qualität die Uebereinjtimmung mit 
den nach Monatspreiſen fejtgejtellten Jahres-Durchſchnitts-Großhandelspreiſen 
um jo erfreulicher, als dadurch die nahezu abfolute Sicherheit für Genauigkeit 
der von der Sachverſtändigen-Kommiſſion ermittelten Preife garantirt ift. 


Die Einfuhr und Ausfuhr von Getreide gejtaltete ſich in den 3 Jahren 
1892— 1894 tabellarisch wie folgt: 
A. Einfuhr 
(in Tonnen zu 1000 kg und Millionen Mark Werth) 




















= E = 
. = u. — 84 - ER 
Jahr Weizen E 8 Roggen 5 8 | Hafer “ 5* Gerſte 5 \ 
(Tonnen) | 25 | (Tonnen) = 3 | (Tonnen) ER | (Tonnen) | ER 
ca ia [ = j — 
1892 | 1296218 | 1992 | 548599 | 889 | 87837 | | 99| 583297 | 72,9 


88,9 | 224262 | 23,6 | 242 946 | 


30,0 | 851 740 96,3 
117,9 6583 625 54,5 402 550 


1893 | 703 450 
| 1 38,5 | 1097497 | 1044 


1894 153 887 








(in Tonnen. zu 1000 kg und Millionen Mark Werth) 





| 
| 





1 








e ii = = 
Jahr Mais und Dari 5 = Buchweizen 5 E | Malz g * 
— Tonnen) ER E (Tonnen) a = — (Tonnen) ER 
1892 | 717310 75,0 | 27 963 3,7 72 661 17,2 
1893 761 079 68,9 21 630 2,7 77 602 18,4 
1894 583 177 | 51,4 21 410 2,4 75 066 16,1 
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B. Ausfuhr 
(in Tonnen mu 1000 kg und Millionen Markt Werth) 











































Jahr | Weiten = we  Noggen == | Hafer | =% Gerite | SE 
(Tonnen) | — (Tonnen) 35 | (Tome Connen) |A5 
1892 | 244 00 | 9 567 1,8 
1893 2938 | 00 8.235 1,6 
1894 | 79191 8,3 19 405 2,6 
Jahr Mais und Dari | Er Buchweizen 

(Tonnen) | =} (Tonnen) 











1894 


Die Einfuhr an Getreide n. Malz hat demnach in den legten 3 Jahren betragen: 
im Jahre — = Millionen Mark bei 3,3 Millionen Tonnen 


" " 2 ” " " ’ “ " 


u „ 1894: 384 a vn 40 
Die Ausfuhr ergab in den Jahren: 


1892: 2,5 Millionen Mark bei 12,000 Tonnen 
1893: 1,9 " " " ’ 7 


1894: 17,3 x ”„ „172,000 z 
fo daß eine Netto-Einfuhr verbleibt: 
im Sabre Bi 2 Millionen Markt bei 3,3 Millionen Tonnen 


" " ' „ ” ” "” " 


" ” 1894: 366, 1 177 " " 3 ‚3 " 


Der Verbrauch an Brod:Getreide und anderen Setreidearten zu thierifcher 
und menfchlicher Nahrung und für techniiche Zwecke abzüglich der Ausfuhr 
zeigt folgende Tabelle (Stat. Jahrbuch f. d. D. R. 1895 ©. 136). 


Zeitraum Roggen Meizen Gerſte Hafer 
1889/94 5,6 Mill t 8,2 will t 2,8 Mill. t 40 Mill. t 
per Hopf 112'!/2 kg 63") kg 55/2 kg 80'/s kg 


vro 1895 5,9 Mill. t 3,3 ll, t 2,9 Mill. t 42 Mill. t 
bei rund 50 resp. 52 Millionen Konſumenten.) 


Die Ernte beträgt im Durchichnitt nach Abzug des Ausſaatsquantums: 


Roggen . . 5,7 Millionen Tonnen. Ginfuhrbedarf 200,000 Tonnen 
Weizen — * 5 2,8 ” " " 500,000 n 
Gerite . » . 238 . = 3 600,000 # 
Hafer = X = 4,2 " " 4 200,000 " 


zufammten 15,0 Millionen Tonnen. zuſammen 1500 000 Tonnen. 
Eingeführt wurden nach Abzug der Ausfuhr: 


an Noggen an Meizen “ Gerſte an Hafer an Mais an Malz 
1889 1,0 Mill. t 05 Mill. t TMU tt 02Mil. t 0,3 Mill. t 0,1 
1890 09 , 07... 07 : 11.7 06 „ 0,1 
1891 08 „ 09 0,7 " 01 DA 0,1 
1892 05 „ 18 06, 01, 07 0,1 
1893 02 , 07 _, 68 © 02, 08 0,1 
189 06 , 1,1 1,0 04 06 0,1 


Sa 40 Mill.t 52 Mil.t 45 Mil.t 11 1 Mill.t "34 £ MIT. t 9,5 Mill. t 
pro Jahr 660 000 870 000 t 770 000 t 180 000 t 600 000 t 100 000 t 
J zuſammen 2480 000 Tonnen. zufammen 700 000 Tonnen. 


= Nach | dem Statiit. Jahrbuch pro 1896 hat fich der Getreideverbrauch erheblich; vermehrt. 
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Es werden alfo durchichnittlih pro Jahr an Brot: und fonjtigem Ge— 
treide d.h. an Weizen, Noggen, Hafer und Gerfte etwa 15 Millionen Tonnen 
geerntet, während der Verbrauch etwa 16'/, Meillionen Tonnen ausmacht, jo 
daß der Bedarf an ausländischem Getreide etwa pro Jahr 1500000 Tonnen 
beträgt. Eingeführt wurden durchichnittlich 2,5 Millionen Tonnen, wovon 
jedoch die in Form von Mehl und Mühlenfabrifaten ausgeführte Quantität 
abzuziehen ift. 

Die Mehl: und Mühlenjabrifate-Ausiuhr erfolgt bekanntlich zumeiſt im 
Mühlenlager:Berkehr') d h. das rohe Getreide wird auf Zollfonto genommen, 
zu Mehl und Grüge 2c. verarbeitet und zum Theil im Inland abgejegt, zum 
Theil ins Ausland ausgeführt. Sämmtliche Mühlenfabrifate werden nad) 
bejtimmten Süßen auf das Roh-Getreide umgerechnet und hienach der Ein: 
gangszoll für das im Bollinland abgejegte Mehl 2c. erhoben oder für das 
Erport: Mehl freigejchrieben. 

Mehl wurde früher in Gruppe II geſchätzt. Die Preife pro 1894 find 
auf 18,13 M. in der Einfuhr und 10,80 Mark in der Ausfuhr angenommen 
worden. Für geichrotenes Getreide wurden die Preife mit 17,07 ME. in der 
Einfuhr und 14,35 ME. in der Ausfuhr ermittelt. Aus Franfreih kommt 
MWeizengries, aus Italien Maisgries, aus Defterreich: Ungarn kommt beite 
Waare an Mehl. Die Ausfuhr beitand aus geringmwerthigem Weizenmehl 
und Noggenmehl, die Preife find wegen des Preisfalles für Getreide herab: 
geſetzt worden. 

Im Fahre 1894 find 3,1 Millionen Doppelzentner Weizen, 2,7 Millionen 
Doppelzentner Roggen, 2283 Doppelzentner Hafer, 43113 Doppelzentner 
Buchweizen, 378593 Doppelzentner Gerjte auf Mühlenlager gefommen und 
davon 725173 Doppelzentner Weizenmehl, 889666 Doppelzentner Rogaen: 
mehl, 166671 Doppelzentner Roggenfchrot, 1083 Doppelzentner Hafergrüße, 
14136 Doppelzentner Buchweizengrüge, 20072 Doppelzentner Gerſtenmehl, 
71000 Doppelzentner Gerjtengraupen und -Grütze ausgeführt worden, aljo 
mit noch 4172 Doppelzentner Weizengries, ca 8000 Doppelzentner Miſch— 
mebl und 135 000 Doppelzentner ſonſtiger Mühlenfabrifate, zufammen 2154500 
Doppelzentner Mübhlenfabrifate im Werth von a 11 ME = 24 Millionen ME. 
Ausfuhr Werth’). Eingeführt wurden ca. 341 300 Doppelzentner Mehl und 
Mühlenfabrifate — darımter 91480 Doppelzentner für Grenzbewohner — 
zollfrei — im Geſammtwert von 6 Millionen Mark, jo daß eine Netto-Ein: 
fuhr von etwa 1,3 Millionen Doppelzentner im Werth von 18 Millionen 
Mark vorhanden iſt. Die erportirte Mebl-Quantität entipricht einer Getreide: 
Menge von etwa 2,3 Millionen Doppelzentner oder 280000 Tonnen. Nach 
Abzug dieſer Getreide:Menge verbleibt eine Netto-Einfuhr von rund 2!/, Mill. 
Tonnen Roggen, Weizen, Gerfte und Hafer. 

Bei Nr. 7 des ftatiftischen Waarenverzeichnifjes (Kleie, Malzkeime 2c.) wurde 
angenommen, daß aus Britiich:Oftindien, Portugal, Griechenland, Hamburg, 
Chile vorwiegend Reis-Abfälle, aus Belgien und Großbritannien Reisabfälle 
und Weizen: und Roggenkleie, aus Dänemark Roggenkleie, aus Frankreich 


') Die Ausfuhr von Mehl und Miübhlenfabrifaten betrug im Jahre 1894 2 154 500 Doppel» 
zentner, davon im Mühlenlagervertehr 1908430 Doppelzentner und gegen Einfuhrichein 
239 030 Toppelzentner. 

Die franzöſiſchen Preiſe für Mehl find auf 25—83 res. fiir Weizenmehl, 22—25 Fres. 
für Roggenmehl, 28-30 res. für Gerjtenmehl, 27—28 Fres. für Hafermehl feſtgeſetzt. 
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Malzfeime, aus Argentinien Weizenffeie, aus den Vereinigten Staaten über: 
wiegend getrocdnete Biertrebern eingeführt worden. Die italienischen Reis: 
abfälle find mit Marmorſtaub vermengt, daher minderwerthig. 

Wir gehen nun zu den Viehpreiſen über. Hiebei wurde für das 
Sahr 1892 im Allgemeinen feitgeftellt, daß wegen Futtermangel3 und weil 
das Angebot größer war als die Nachfrage, Vieh im Preife nachgelaſſen hatte. 
Auch der Preis der Pferde war gefunfen Für die Einfuhr von Pferden aus 
Belgien wurde angenommen, daß *;, zu 800 ME. und "/, zu 1200—1500 Me., 
aljo im Durchichnitt zu 1000 ME. pro Stück eingeführt werden. Die franzöfifche 
Einfuhr wurde zu '/, als Grenzverfehr zu 450 ME. pro Stüf und als 
qute Pferde zu 1300 ME. pro Stüd angenommen und hienach als Mittel 
900 ME. feitgeiegt. Die Einfuhr von Dejterreih:Ungarn und Rußland foll 
viel geringes Material enthalten, jchon wegen des Grenzverfehre. Der Werth 
inländijcher Pferde ift geitiegen und die Ausfuhr umfaßt überhaupt nur qute 
Pierde, daher wurde als Durchichnittspreis ermittelt für die Einfuhr 765 ME. 
und für die Ausfuhr 1061 Mk. 

Im Sabre 1393 jind die Preife für ausländische Pferde noch weiter 
gelunfen, bei Großbritannien wurde angenommen, daß die Einfuhr von dort 
nur gute, theure Pferde umfaſſe, während bei der Ausfuhr dorthin es ſich 
mehr um Eleine Arbeitspferde handelt; nah Rußland gingen Zuchtpferde, 
ebenjo nach überjeeilchen Yändern, auch nach Ftalien gingen werthvolle Kutſch— 
pferde. Die Preife wurden auf 756 ME. in der Einfuhr und 962 ME. in 
der Ausfuhr feitgelegt. 

Im Jahre 1894 wurden die Preije für 1893 jo ziemlich belafjen. Herab- 
gejegt wurde der Einfuhrmwerth bei England, da außer den edlen NRennpferden 
auch Fohlen eingeführt wurden, auch bei Dejterreich-Ungarn und Rußland 
wurde der Einfuhrmwerth herabgejegt, weil die ruffiichen Pferde billiger geworden 
find und aus Dejterreich viel ausrangirte Pferde famen. Nach Dänemark find 
mehr Zuchtpferde gegangen als früher umd in der Ausfuhr nach der Schweiz 
it ein großer Theil für Italien bejtimmter NRemontepferde enthalten. Die 
Preife wurden feitgejegt auf 722 ME. in der Einfuhr und 994 ME. in der 
Ausfuhr per Stüd. 

Die Preife für Mauleſel und Ejel wollen wir hier als unwichtig übergehen. 
Die Preije für Nindvieh waren wie folgt feſtgeſetzt worden, für: 























Jahr | Kühe | Stiere Ochſen Zugochſen Jungvieh | Kälber 
aM 4 fe 4 4 

1892 Einfuhr 332 | 340 | 360 375 248 55,20 
Ausfuhr | 400 | 509 479 = 292 42,70 

189g Kinfuhr ı 383 | 39 | 339 350 | 236 49,50 
Ausfuhr | 377 | 482 458 = 278 45,87 

1894 Ginfuht | 352 | 8363 379 | 8370 246 48,27 
* Musfuhr | 430 | 568 500 | — 322 51,00 





Bei der Einfuhr von Kühen wurde pro 1892 angenommen, daß aus 
Defterreih '/,; Zucht: und Schlachtvieh, aus der Schweiz ?/; Schlachtvieh 
und "/; Zuchtvieh eingeführt werde. Der Preis für Schlachtvieh wurde zu 
250 ME bis 450 ME. und der Preis für Zuchtvieh zu 700 bis 800 ME. 
angenommen, jo daß fich ein Durchjchnittspreis von 332 ME. ergab. 
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Bei der Ausfuhr wurde zum Theil der Grenzverkehr, zum Theil aber 
auch, wie bei der Ausfuhr nach Dänemark, der Erport von Rajjefühen berück— 
fichtigt. Bei der Einfuhr von Ochjen, Stieren und Jungvieh wurde Die 
Dualität der Einfuhr aus den einzelnen Ländern gewürdigt, jo daß 3. B. auf 
Großbritannien nur Zuchtvieh, aus Italien Schlachtvieh und aus der Schweiz 
zum Theil Zucht, zum Theil Schladhtvieh eingeführt werde. 

Im Jahre 1893 waren die Preife für Vieh im Allgemeinen gefunten 
wegen der Futternoth und des dadurch erfolgten größeren Angebots. 

Im Jahre 1894 war der Preis für Nindvieh im Allgemeinen der Preis: 
jteigerung entiprechend um 5— 10 °,, höher anzufegen. Was die Kühe anbelangt, 
jo hat ſich die Einfuhr von Zuchtmaterial aus der Schweiz gejteigert; aus 
Dänemark fommt fait nur Schlachtvieh, deſſen Breife durch den Schlachtziwang 
in Hamburg gedrüdt wurden; talien liefert nur geringes Schladhtvieh; die 
Einfuhr aus Holland erfolgte der Seuchenverhältniſſe halber nur in dem erjten 
Drittel des Jahres 1894 Die Ausfuhr nach Defterreich:Ungarn ſetzt fi) aus 
Zuchtvieh von Baden und Oldenburg und aus Schlachtviehb zufammen, fo daß 
ji ein Einfuhr-Durchichnittspreis pro 1894 für Kühe zu 352 ME. und ein 
Ausfuhr-Durhichnittspreis zu 430 ME. per Stüd ergab. 


Für die übrigen Rindviehjorten wurden im Jahre 1894 folgende Preife 
feitgejegt : 
für Stiere. . . . in der Einfuhr 363 Mark, in der Ausfuhr 568 Mark 
tür Ochſen ° ‘ — " ” ”n 379 ” ” ” ” 500 " 
für Zugochſen ⸗ 2 ” ” 370 " ” " ” — ” 
für Jungvieh bis 27/2 \}.) „ BAR > u.’ 2 n 322 „ 
für Rälber (unter 6 W.) „ ii 4827 „ 51 


In der italienischen Statiftif werden die vorftehend genannten Thiere wie 
folgt geſchätzt: 
Biene in der Einfuhr an Lire, in der Ausfuhr 600 Lire 
d 


en ” "” " ” " " " ” 


Stiere " " n 580 ” " n " 430 " 
Kühe ar 400 2 203 
Jungvieh „ — 8, — 28 
Kälber „ „ MM, : „ 120 


Die Permanenz-Kommiſſion der Franzöſiſchen Statiftit hatte folgende 
Merthe feitgejegt für: 
Pferde in der Einfuhr (1892): 450—1400 und (1893): 450—1300 Fres. 

„in der Ausfuhr (1892) 350 - 2500 und (1898): 350— 2500 Fres. 

Ochſen 430450 res. in der Ein» und Ausfuhr der Jahre 1892/93 
Kühe 300—325 Fres., Stiere 325— 850 Fres. Kälber und Färſen 103—110 Fres. 

Die franzöfiiche Statiſtik umterfcheidet für diefe 6 Viehgattungen nad) 
11 Unterjcheidungsarten, 3. B. ſchon bei den Pferden nach Hengjten (entiers), 
Wallachen (hongres), Stuten (juments) und Füllen (poulains). 


Bei den Ochjen werden diejenigen algierischer Provenienz nicht ſehr hoch 
bewerthet, mit 220—240 Fres. per Stüd. 


Für die Schweine waren die Preife in Deutfchland, Italien und Frankreich 
wie folgt fejtgejegt worden: 
1892 1893 1894 
Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr 
Deutichland 114 Mt. 109 ME. 119 ME. 109 ME. 114 Mi. 102 ME. 
Italien 115 Lire 115 Lire 115 Lire 115 2ire 115 Lire 115 Lire 
Frankreich 110 Fre. 115 Free. 110 Fres. 115 res. 110 Fres. 115 Fres. 


" ” ” " 
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Hinfichtlih der Schafe wurde bemerkt, daß die Ausfuhr deutichen Schaf: 
viehes nach Fraukreich, England, Belgien der Menge und dem Werthe nad 
und in den Preijen bedeutend nachgelajien hat. Bon Frankreich beziehen wir 
Zuchtichafe. Die Preife geſtalteten ſich im Jahre 1892 auf 45,57 ME. in 
der Einfuhr und 25,17 ME. in der Ausfuhr, 1893: 89,30 Me. in der Einfuhr 
und 21,383 ME. in der Ausfuhr, 1894: 111 ME. in der Einfuhr und 24,76 ME. 
in der Ausfuhr. In der Einfuhr kommt theures Zuchtmaterial (Wollfchafe) 
in Betracht. 

Die Preiſe der franzöfiichen Statiftif find für beliers (Widder) und Schaf: 
vieh (brebis) nicht algerischer Provenienz 39 und 40 Fres., in Italien wird 
das Schafvieh nur auf 15 Lire per Stück geichäßt. 

Die Preije für Lämmer und Ziegen wollen wir hier übergeben. 

Für Federvieh und Federwild wurden PBreife von 75 ME. bis 183 ME. 
per 100 kg angenommen, während in Frankreich für Volailles 160—170 Fres. 
und Volailles morte 240 Fres, pro 100 kg als Einfuhr: und Ausfuhrpreis 
ermittelt wurden. Die deutjchen Einfuhrpreife mußten wegen der Einfuhr von 
Gänjen niedriger gehalten werden, insbeſondere aus Rußland und Dejterreic) 
fommt billige Waare. 

Wir lajjen nun die Preife für ausgefchlachtetes Fleiſch folgen, wobei wir 
nur ſummariſch, ebenjo wie für die übrigen Artikel diefer Gruppe, die haupt: 
Jählichiten Gründe angeben werden, da wir ums ſonſt zu viel in das Detail 
verlieren würden. 

Bei Fleisch unterfcheidet die deutiche Statiftif z. Zt. nur zwifchen Fleiſch, 
friſch ausgeſchlachtet, gefalzen, geräuchert, gekocht, Sped, Würjte, Schinken ꝛc. 
und Fleiſch — zullfrei — für Grenzbewohner bis zu 2 kg auf einmal eingehend.') 

Die Fleiſchpreiſe wurden wie folgt angeſetzt: 

Fleisch von Vieh ausgeichlachtet, geräuchert ıc. ıc. 
1892 1893 1894 


Einfuhr: 84.40 ME. 88.40 ME. 89.90 ME. 
Ausfuhr: 117.00 Mt. 121.00 Mt. 135 00 Mt. 

Hiezu gehört alfo, wie jchon bemerkt, nicht blos das friich ausgejchlachtete, 
jondern auch das geräucherte, gepödelte Fleiſch, Wurſtwaaren 2c., jo daß die 
Preife je nad) der Provenienz ganz verjchieden find. Aus Italien fommen 
befanntlich feine Fleiſchwaaren, Salami ꝛc, daher it Hier ein Preis von 
280 Mk., aus Großbritannien dagegen fommt das billige Büchſenfleiſch, aus 
den Vereinigten Staaten kommt gefrorenes Fleiſch, daher iſt für dieje Pro: 
venienzen ein Werth von BO—100 ME. angenommen worden. Aus Defterreich- 
Ungarn fommt Sped, aus Schweden Rennthierfleiich, aus der Schweiz Würfte 
und Delikateßwaaren. 

Die deutiche Ausfuhr befteht in Hammelsvierteln nach Frankreich und 
Belgien (in Franfreich pro kg zu 1,70 res. geichäßt), aus Delikateßſachen und 
NRäucherwaaren nach anderen Ländern. 

Die italienische Statiftif unterfcheidet zwijchen Carne fresca, salata, 
eotta und jegt 125—230 Free. pro 100 kg als Werth feit, die franzöfifche 
Statijtif trennt ſogar Hammel-, Schweine:, Rindfleiſch, Pöckelfleiſch, Charcuteries 
waaren, Wild u. ſ. mw. und jeßt die Preife von 120— 250 Fres. feſt 

Die Einheitspreije für Südfrüchte, friiche Feigen und Nüſſe wurden wie 
folgt ermittelt. 


") Bom 1. Januar 1897 ab foll für Fleiſch in der deutichen Statiftit nach 12 Arten 
unterfchieden werden, wie in Frankreich. 
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Bei der Einfuhr von Siüdfrüchten zc. aus Italien wurde angenommen, 
daß (1894) 6°, der betr. Einfuhr in Salzwafjer eingelegte Südfrüchte zu 
30 Mk., 64°/, Drangen zu 24 ME., 30 /, Citronen und Limonen zu 22,40 Mi., 
alfo im Durchichnitt zu 23,90 Mk. rund 24 ME. bejtanden haben. 

Der Wert) der arancı e limoni wird in der italienischen Statijtif pro 
1894 zu 15 Lire, umd für andere frische Früchte, nicht namentlich genannt zu 
20 Lire, in Frankreich zu 30 Fres, angegeben. 

Die deutſche Einfuhr an friichen Süpdfrüchten aus Oefterreih-Ungarn wird 
mit 6°/, als in Salzwaijer eingelegte Südfrüchte und zu 94°, als Orangen 
und Limonen angenommen mit einem Durchſchnittspreis zu 22,60 Mk. Für 
Feigen wurde der Preis zu 60 ME und für Nüſſe und Kaftanien zu 37,69 Mi. 
in der Einfuhr und 60 Mk. in der Ausfuhr angejegt. Die Einfuhr aus Ftalien 
bejtand zu 30°/, in Haſelnüſſen zu 37 ME. und zu 70°, in Kajtanien zu 
25 Mk. Für Kaftanien ijt in der italienischen Statijtif der Preis mit 15 Yire 
angejeßt, in Franfreich zu 25— 27 Fres. 

Die Preife für Weintrauben und Weinbeeren haben fich in den 3 Jahren 
1892— 1894 wie folgt geftaltet: 


| Jahr B. Andere Weinbeeren 
we | zur Weinbereitung 











Weinbeeren zum zehedeund 





Einfuhr 3 61 ME, Ausfuhr 433ME | 1892 Einfuhr 16,44 ME, Ausfuhr 21,61 ME. 
R = „ee, I 188 | „ 188 „ „. 219 „ 
® 7 — 60,00 | 1304 u 17,9 „ . 25,00 „ 


” 


Die Weintrauben:Breife im Sabre 1894 find gegen 1893 und 1892 
wegen der jchlechten Ernte in Deutichland erheblich höbere, nur bei der Ein— 
fuhr von Tafeltrauben trat wegen der Preisberabjegung derjelben aus Spanien 
eine Eleine Ermäßigung ein. Im Jahre 1892 und 1893 waren nämlich die 
jpanifchen Tafeltrauben auf 100 ME. pro 100 kg, alſo pro kg 1 ME ge 
Ihäßt worden, was etwas zu hoch war, im Jahre 1894 wurde der Preis 
hiefür auf 7O ME. feitgefegt. Für die italienischen Weintrauben zum Tafelgenuß 
wurden die Preiſe auf 32—34 ME, und auf die Weinbereitungstrauben zu 
12— 16 ME. ermittelt. Nach der italienischen Statiftit wurde der Werth für 
100 kg uva fresca mit 16 Live, alfo 12 Pig. pro kg normirt, ein Preis, 
der mit dem von dev deutschen Sachverſtändigen-Commiſſion ermittelten Preis 
zu 12—16 Big. pro kg — denn es handelt fich bier hauptſächlich nur um 
Weinbereitungstranben — fait genau übereinjtimmt. Frankreich unterjcheidet 
auch hier wieder jehr genau zwijchen raisins forces, raisins de vendange, 
raisins de buble und mare de raisins mit 1030 Me. pro 100 kg. 

Es erübrigt nur noch der Bolljtändigfeit halber, auch der Behandlung von 
og. Sammelpojten zu erwähnen, 3. B. Sämereien nicht namentlich genannt, 
Küchengewächſe, Futtergewächle, nicht namentlich genannt, Thiere, nicht beſonders 
genannt ꝛc. Bei den Sämereien wurde auf Grund der vom Kai). Statiſt. 
Amt angejtellten Ermittelungen feitgeitellt, daß aus Belgien hauptjächlich Ge: 
müjefamen (Breis 190-200 ME), aus Dänemark Waldholzjamen (Preis 
W—100 Me), aus Franfreich Gemüjefamen und Kanarieniaat (Preis 140 
bis 150 ME), aus Rußland Niübenfamen (80-90 ME), aus Dejterreich- 
Ungarn Ktobljamen (Preis 27 ME), aus der Türkei und Spanien Kanarien— 
ſamen (Preis 35 ME. importirt werden. Die dentiche Ausfuhr beiteht vorzugs— 
weie aus Gehölz: und Gemüſeſamen. Im Jahre 1893,94 wurde für Dejterreic)- 
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Ungarn der Einfuhr-Werth auf 70 ME. heraufgefegt, da auch Rübenſamen ein: 
geführt wird. Aus diefen länderweijen Ermittelungen und Berechnungen ergab 
jich jodann ein Durchjchnittspreis für Nr. 355 des Statift. Waarenverzeichnijjes 
we 100 *8 von: 


1892 | 1893 5 1894 





Einfuhr - . » 5970 ME.) Einfuhr. .» » 8440 Mt. Einfuhr. . . 92,50 Mt. 
Ausfuhr . . -» 77,60 „ | Ausfuhr . . 101,00 „ Ausfuhr . . 101,00 „ 











Bei den friichen Küchengewächlen wurde angenommen 
im Jahre 1892 ala Einfuhr aus Ftalien: 


a Blumentohl -. . > 2 2 2 2.20.3020 Me. 

), Babel, u.5-.2 2, mar 15 Mt. 
ER aus a 

'/s Blumenfohl . . . . N TE  : pr 

Ro... 80; 


Die Einfuhr aus Türfei * Eahpien beſteht aus Zwiebeln. 


In den Jahren 1893 und 1894 wurden die Preife etwas billiger 
angenommen: 


nämlich in der Einfuhr aus — u a ae ae 20 Mk. 
aus Frankreich (feiner Salat) . er an er ar = 
aus Ftalien (billige Zwiebeln) . . ». 2» 22... 12 „ 
aus Portugal (feines Gemüfe) . >» > 2 2202.80 „ 
aus Spanien " a 0V⏑ 
aus Türkei und Egypten (Biwiebeln) EP IEN I. © 


Bei der Einfuhr der Futtergewächje, welche — im Jahre 1894 
recht bedeutend war, wurde die Zeit der Einfuhr, ob vor oder nach der Ernte, 
genan berüdfichtigt und ſind hienach die Preije feitgefeßt worden. So lieferte beis 
ſpielsweiſe Oeſterreich Ungarn "/, vor und ?/; nach der Ernte, weshalb der Preis 
zu 7,50 ME. feitgefegt wurde, die Schweiz aber */;, vor und '/, nach der Ernte, 
weshalb hier 9,50 ME. normirt wurde. Die Preife waren für Nr. 345 (Futter: 
gewächle) im Jahre 1392 5,22 ME. in der Einfuhr und 4,89 Mi. in der Aus: 
fuhr, 1893 9,10 ME. und 9,73 ME. und 1394 7,63 ME. und 6,16 Me. 

Die Preije für Kartoffeln wurden wie folgt feitgefegt: 

1892: Einfuhr 5,87 ME., Ausfuhr 7,15 ME. Die Kartoffeln waren ziemlich 
theuer vor der Ernte, die Ausfuhr erfolgte größtentheils vor der Ernte 
und die Einfuhr von geringwertbigen Brennkartoffeln aus Rußland aud) 
nach der Ernte. 

1893: Einfuhr 3,32 Mt, Ausfuhr 4,73 Mk. Die Kartoffeln waren wejentlich 
billiger geworden. Die Ausfuhr erfolgte zu */, vor der Ernte. 

1894: Einfuhr 3,09 ME, Ausfuhr 4,43 Me. Die Frühlartoffeln waren 
etwas theurer wegen dev Mißernte auf Malta, jedoch die eigene große 
Ernte brachte Ermäßigung der Preiſe bei Ein- und Ausfuhr. 

Der Kartoffelverbrauch ftellt fich) in Deutjchland auf 400 kg pro Kopf 
und im Durchſchnitt auf 20 Millionen Tonnen. 
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Für Hopfen gejtaltete ſich die Preig-Ermittelung wie folgt: 


1892: 


1893: 


1894: 


Einfuhr 375 ME., Ausfuhr 330 ME. Im Jahre 1892 war an Hopfen 
große Ernte, daher Preis-Nüdgang, namentlich der belgischen Hopfen. 
Einfuhr 454 Mk., Ausfuhr 599 Mi. Große Preis-Steigerung! Aus— 
5* wurden gute Qualitäten, mit Ausnahme nach Rußland und 
talien. 

Einfuhr 282 ME, Ausfuhr 197 ME. Wegen großer Hopfenernte Rück— 
gang der Preiſe. Die Großhandels Preiſe notirten für Landhopfen 1892 
260 Me, 1893 330 Mk. 1894 270 Mi. 


Die Preiſe für friſches Obſt waren folgende: 


1892: 


Einfuhr 18,01 Mk., Ausfuhr 38,03 Mt. Im Jahre 1892 war eine 
ſchlechte Kernobſt-Ernte in Dejterreich-Ungarn, aber eine gute Steinobit: 
Ernte, weshalb legtere Objtjorte mehr eingeführt wurde und die Preiſe 
für Oeſterreich höher anzuſetzen waren. 


1893: Einfuhr 13,72 ME, Ausfuhr 28,98 Mk. Die Preiſe find wegen der 


1894: 


guten Objternte erheblich gefunfen. Die Einfuhr aus Frankreich enthält 
auch Ananas, daber höhere Preife für diefe Provenienz. 

Einfuhr 19,11 ME, Ausfuhr 33,24 Me. Obſt ift wieder theurer 
geworden, die Einfuhr aus Amerifa wird mit feineren Aepfeln ange- 
nommen und darnach die Preife fejtgejegt mit 40 ME. pro 100 kg. 
Aus Portugal und Chile fommen nur feine Sachen, daher 100 Mk. 
pro 100 kg. 


Im —8 ſeht die franzöſiſche Statiſtik 25°—30 Centimes pro kg an. 

Die Preile für Palm: und Kofosnüjje waren in den Jahren 1892 
10 und 12 Me. und im Jahre 1893/94 gleichfalls 10 ME. in der Einfuhr 
und 12 ME. in „der Ausfuhr. 





j 1892 | | 1898 | 1894 
Rreiie _ — um —— 
A Se nl Me i 
Mr 
Für Erdnüſſe und Gromandeln: | 
aus Weitafrita kommen Erdnüſſe | — 
mit der Schale, aus Oſtafrika 22,50 21,78 19,95 in der Cinfubr 
fonımen fie enthüllt zur Einfuhr. 26,50 25.00 22,00 „ „ Ausfuhr 
Für Raps und Rübſaat: 
die Einfuhr beſteht in oſtindiſcher 
und ruſſiſcher Saat, aus Oeſter— 
reich, Frankreich u. Holland kommt 
Raps, die Ausfuhr gebt nach Täne- ß 
mark f. Nopenbagener Telfabriten 20,30 20,06 17,92 „ „ infubr 
und beiteht aus Holiteiner Raps. 25,00 24,03 2221 „ „ Ausfuhr 
Für Mohn: 
es wird Speile- und Schlagmohn 
eingeführt, die Ausfuhr beiteht in ‚00 24,92 2362 „ „ Einfuhr 
auten Qualitäten. 5,00 50,00 36,00 „ „ Ausfuhr 
Für Senf, roh: 
aus der Türkei kommen die beſten 31,00 29,96 24,31 „ „ Einfuhr 
Sorten. 36,00 838,00 33,00 „ „ Ausfuhr 
Für Seſam: 
Seſam kommt aus Oſtindien, 
Afrika und der aſiatiſchen Türkei, 25,20 26,04 25,758 „ „ Einfuhr 
legterer iſt der wertbvollite. 28,00 — 2700 „ „ Ausfuhr 
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1892 1893 1894 
Preise en 

u EN Are MU |. Me MM 
Mir Zeinjaat: | 

es wird inbüiche, a Plata-Saat 20,40 20,08 19,08 „ „ Ginfubr 

und ruſſiſche — eingeführt. 19,60 19,52 18,13 „ „ Musfubhr 
Für Ricinusfanen : 

oftind. Ricinusfamen 17,50 .4 19,15 17,73 1625 „ „ Einfuhr 

italienifcher Ricinus 18,00 „ 20,00 18,00 18,00 „ „ Ausfuhr 
Für Baummwolliamen : 12,90 12,50 12,00 „ „ Eimfubr 

‚Heine Einfuhr zu Berfuchszweden). 15,00 15,00 13,00 „ „ Ausfuhr 
Für Hanflaat: 19,00 17,16 16,70 „ „ Einfuhr 
(die Preiſe gingen v. 1892/94 zurück) 20,00 20,08 19,05 „ „ Ausfuhr 
Für Kleeſaat, Cipariette: 

man unterjcheidet Rotbflee 130.6), 104 110 112,00 „ „ Einfubr 

Gelbklee, Luzerner, Eſparſette 36.46) 117 129 126,00 „ „ Ausfuhr 


Für Grasſamen, Timotbee: 

im Jahre 1893 wurde Grasſamen 

theurer, Timothee dagegen billiger, 

aus Großbritannien und Italien 52,00 48,85 44.44 

kommt Raygras. 65,00 55,50 58,50 
Für Deltuchen: 

aus Belgien, Deiterreich, Rußland 

und Rumänien fommt gering: 

wertbige Waare (Danfkuchen), aus 

England dagegen fommen die Lein— 

fuchen, aus Frankreich der Seſam— 

huchen, aus Indien Kokosnuß— 


„ „. Einfuhr 
„ „. Ausfuhr 


tuchen, a. den Vereinigten Staaten 12,75 12,22 8,76 „ „ Einfuhr 

von Amerika Gottonktuchen. 11,81 12,00 10,17 „ „ Ausfuhr 
Für Palmkerne, Koprah: 

die Haupteinfuhr beſteht aus Palm: (Die Ausfuhr umfahte viel Leinkuchen, Palmtuchen 

fernen zu 22 6, die aus Weſtafrika und Baxteitieie) 

fonımen; aus Dftafrifa, Indien u. 21,75 22,30 2252 „ „ Einfuhr 

Australien fommt Koprah zu 30 Mb. 25,00 26,00 27,85 „ „ Ausfuhr 


Bei der Einfuhr: und Ausfuhrbewerthung von Blumen, frisch und getrodnet, 
batte im Jahre 1594 der Verein zur Beförderung des Gartenbaues in den 
preußifchen Staaten auf Anfrage des Kaif. Statijt. Amtes Preife mitgeteilt, 
die jedoch von der Annahme der Sadverjtändigen-Commilfion zum Theil er: 
heblich abwichen. Die Angaben des gedachten Vereines bezogen ſich haupt: 
ſächlich nur auf norddeutsche Verhältniſſe und laſſen die ſüddeutſche Einfuhr 
und Ausfuhr unberückſichtigt. Bei der Einfuhr wurde demnach eine Durch— 
ſchnittszahl gefunden zwiſchen den Angaben des Vereins und den Anſätzen der 
Commiſſion mit 190 ME. in der Einfuhr und 274 ME. in der Ausfuhr. Im 
Jahre 1893 war die Einfuhr (etwas zu hoch) mit 253 ME. und die Ausfuhr 
mit 326 ME angegeben, und war angenommen tworden, daß 

aus Belgien werthvolle Treibhausblumen . . . zu 500 ME. 

aus Frankreich theuere Nojen, Varièté-Roſen, lieder „ 600 „ 

aus Großbritannien Orchideen und Chrifanthemum „ 600 „ 

aus Italien zum großen Theil Bindegrün . . . „ 280 „ 

aus Defterreich-Ungarn vorwiegend Lorbeerblätter . „ 100 „ 

aus der Schweiz vorwiegend Epheublätter . . . „ 200 „ 

aus Kapland getrodnete Kranzblumen und Gräfer. „ 300 „ 

aus den Vereinigten Staaten Gräfer und Palmblätter „ 200 „ 
eingeführt werden. 
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Was die Einfuhr und Ausfuhr von Bohnen, Linfen, Erbjen anbelangt, 
jo gejtaltete fich die Preislage wie folgt: 





Artikel 


Bohnen . 
Erbſen ıc. 
Linfen 


Luzernen 





1892 


A 


Einfuhr 13,53 
Ausfuhr 19,22 
Einfuhr 14,82 
Ausfuhr 20,00 
Einfuhr 36,79 
Ausfuhr 44,65 
Einfuhr 8,50 
Ausfuhr 10,00 


1893 
— 





Einfuhr 11,61 
Ausfuhr 16,00 
Einfuhr 13,93 
Ausfuhr 21,00 
Ginfubr 31,60 
Ausfubr 36,36 
Einfuhr 9,03 
Ausfuhr 12,00 





Einfuhr 14,20 
Ausfuhr 17,74 
Ginfubr 12,53 
Ausfuhr 19,43 
Einfuhr 24,19 
Ausfuhr 33,25 
Einfuhr 7,32 
Ausfuhr 10,90 





Bei Stroh, Dach: und Weberrohr gingen die Preife von 4 ME. (1892) 
auf 5,50 — 6,30 ME. (1893) in die Höhe infolge der Trodenheit des Jahres 1892. 
Für das Jahr 1894 wurden die Einfuhr-Preiſe mit 6,03 ME. feitgefegt, da die 
Stroheinfuhr zu vor der deutjchen Ernte erfolgte, die Ausfuhr wurde mit 


3,90 ME. ermittelt, da diejelbe zu */, mach der deutjchen Ernte eintrat. 
Die Preife für Bettfedern und Pierdehaare variirten wie folgt: 





Artikel 





Rohe Bettfedern - 
Gereinigte Bettfedern 


Pferdehaare . 


1892 


1893 || 


1894 





M 


Einfuhr 207,00 
Ausfuhr 311,00 
Einfuhr 339,00 
Ausfuhr 394,00 
Einfuhr 169,00 
Ausfuhr 230,00 





M 


Me 








Einfuhr 187,00 
Ausfuhr 308,00 
Einfuhr 325,00 
Ausfuhr 373,00 
Einfuhr 215,00 
Ausfuhr 236,00 


Einfubr 189,00 
Ausfuhr 243,00 
Einfuhr 325.00 
Ausfuhr 367,00 
Einfuhr 157,00 
Ausfuhr 179,00 











Bei den Bettfedern wurde, wie bei fämmtlichen Nummern diejer Gruppe, 
genaueftens nach der Provenienz unterjchieden, jo daß z. B. Bettfedern aus 
Norwegen mit 3000 ME. pro 100 kg, dagegen aus Frankreich und Italien 
mit 105 bzw. 180 ME. angejeßt wurden. 

Bei der Ausfuhr wurde Nußland mit 1000 Mei. pro 100 kg an erite 
Stelle gejegt, da dorthin nur feine Daunen gehen, ja jogar für gereinigte 
Bettfedern wurde 3600 ME. für Rußland bewilligt, jür Frankreich 1200 MiE., 
für Rumänien 600 ME. 

Indem wir hiemit die Beiprehung der Gruppe I abichließen, wollen wir 
nur bemerken, daß es mit Darjtellung der vorjtehenden Protokoll: Auszüge 
nicht möglich war, alle die bei den einzelnen Positionen zu Tage geförderten 
Anſchauungen und Mittheilungen der Herren Sachverjtändigen wiederzugeben, 
wie jie in der Sigung auf Grund von äußerſt gewiljenhaften, das ganze Jahr 
hindurch bethätigten Necherchen, Umfragen und Gorrefpondenzen zur Preis: 
fejtjtellung gegemjeitig ausgetaufcht wurden. 

Wir gelangen nun zur Gruppe II, welche Hauptjächlich die Preije für 
Material und Spezereiwaaren, Käfe, Butter, Dele und Fette, Getränke und 
Petroleum fejtzufegen hat. 


K. Wielinger: Die deutiche Handelsſtatiſtik. 463 


Gruppe II. 
Il. Getränfe. 

a) Bier. Bei Bier, wie bei allen Flüſſigkeiten, ijt vorweg zu be: 
merfen, daß diefelben nach den Beitimmungen der deutichen Zollgeſetzgebung 
und den Borjchriften für die Waarenverfehrs:Statiftif einschließlich der un— 
mittelbaren Umjchliegung nach dem Gewicht angejchrieben werden. Es ijt da= 
ber zu berücjichtigen, daß 100 kg Bier immer inclufive Faß, oder daß 3. 8. 
100 kg Flaſchen Wein inchuive Glas ſich veritehen, jo daß beiſpielsweiſe 
100 kg Bier im Faß aus etwa 84 kg oder 82 Liter Bier und 16 kg Holz 
beitehen, daß ferner 100 kg Wein in Flajchen etwa 80 kg Wein und 20 kg 
Glas vorftellen. 

Bier in Fäſſern. Die Schätzungs-Kommiſſion der Gruppe II nahm 
an, daß (1892): 

1 hl Bilfener Bier inclufive Faß 145 kg'), 1 Barrel Bale Ale 210 kg 
oder per hl 145 kg, 1 hl deutjches Bier 150 kg, 1 Oxhoft Bale Ale und 
Porter 311 kg haben. Bei der Ausfuhr ift der Werth ohne Faß zu rechnen, 
da die Fäſſer zum Füllen eingeben; bei der Einfuhr ift der Werth a priori 
mit Faß berechnet. Bei der Ein: und Ausfuhr ift daher nur ?/; des Ges 
wichts als Bier zu berechnen; da die Anjchreibungen, wie jchon bemerft, 
brutto erfolgen, jo wurde angenommen, daß der Werth des deutjchen Bieres 
bei der Ausfuhr im Mittel 19 ME. pro hl beträgt, alfo auf 100 kg ums 
gerechnet (ohne Zap) 13—14 ME. 

Sn der Einfuhr wird der Werth inclufive Faß zu 25—26 ME. pro 
100 kg angenommen, davon ab für Faltage 13 ME., jo daß 13 ME. für das 
Bier verbleiben, auf 15 ME. erhöht, da ein Theil der Faſtage im Inland ver: 
bleibt. Ein Faß Piljener Bier berechnet fich auf 12 Gulden per hl + Faß— 
werth zu 8 Gulden = 20 Gulden (34,60 Mf.) + 2 Mt. Fracht = 36,60 ME. 
für 145 kg, jo dab 25,25 Mf. pro 100 kg verbleiben. Ein Oxhoft Porter 
oder Ule berechnet fich zu 92,60 ME. für 311 kg, aljfo für 100 kg zu 
29,78 Mi. + 2 ME. Fracht — 31,78 Me. 

Aus den beiden Preifen berechnet fi) unter Berücjichtigung der Einfuhr: 
Mengen ein Durchichnitt von 25,87, rund 26 ME., jo dal; nad) Abzug der 
Faſtage, wie oben bemerkt, ein Durchichnittspreis von 15 ME. feſtzuſtellen 
war; die Ausfuhr wurde mit 13 ME. per 100 kg angelegt. 

Bier in Flaſchen. '/, Flaiche Bier wiegt brutto 1,34 kg bis 1,36 kg 
und enthält 60—70 el; ';, Flaſche Bier wiegt brutto 0,78 bis 0,80 kg und 
enthält 44—47 el. Der Preis wurde mit 38 Mark in der Einfuhr und 
29 Marf in der Ausfuhr angejegt für 100 kg Bier incl. Flajchen. 

Im Jahr 1895 wurde die Preisberechnung für Bier in folgender Weiſe 
feitgejtellt: 

Es fommt nur die Bier-Einfuhr aus Dejterreich und England in Betracht. 

Bierim Faß. Ein hl Bier aus Pilſen wird zu 150 kg brutto an— 
genommen. 1 Barrel Bale Ale zu 210 kg, 1 hl deutjches Bier zu 150 kg, 
1 Oxhoft Pale Ale und Porter zu 311 kg. Da jomwohl die inländischen 
als die ausländischen Fäſſer zurücgefendet werden, ift der Werth des Bieres 
allgemein ohne Faß berechnet worden. 


') Nach der. bayeriichen Statiftit (vergl. z. B. Bayer. Amtsblatt 1890, S. 5N wird 
1 hl Bier in einfachen Gebinden zu 122,7 kg brutto angenommen, jo daß z. B. 6054 kg 
= 49 hl Bier darftellen. 
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Das engliiche Bier wird angenommen zu 30 Me. per hi oder 20 Mt. 
per 100 kg, das Pilſener Vier zu 16", ME. per hi + 2 Mi. Fracht bie 
zur deutjchen Grenze = 18'/, Me. oder per 100 kg 12'/, Mi. Hieraus 
wurde (engl. und öjterr. Bier) ein Durchichnittspreis für die Einfuhr zu 13'/, ME. 
berechnet und in Berücdfichtigung anderer Spejen allgemein auf 13'/, ME. erhöht. 

Für die Ausfuhr wurden gleichfalls 13'/,;, ME. angenommen, da die 
Fracht bis zur Grenze ficher etwas zu gering angejchlagen wurde. 1 hl 
Münchener Bier — 150 kg brutto‘) foll 18 ME. Eoften. Hiezu Fracht und 
Spejen bis zur Grenze im Durchichnitt 3 ME. per hl, ergibt fich ein Preis 
von 21 ME. oder von 14 ME. per 100 kg. Mit Nücdiicht auf die billigeren 
Hamburger und Straßburger ErportBiere, die bis zur Grenze geringe Fracht: 
fujten haben, wird der Preis auf 13'/, ME. in der Ausfuhr feitgejegt. 


Bei Bier in Flaſchen kommen beim Erport nach überſeeiſchen Ländern 
auch die Paſteuriſirungskoſten in Betracht. 

Eine Kiſte mit 48 '/, Flafchen (Export nach Amerika) wiegt brutto 90 kg 
und Eoftet 21 ME; eine Kijte mit 96 halben Flaſchen wiegt brutto 106 kg 
und fojtet 3O ME Angenommen wurde, daß */, der Ausfuhr in ganzen und 
Y/, in halben Flaſchen beitehe Hieraus ergibt fih (60 kg zu 14 ME. und 
35 kg zu 10 Me.) für 95 kg ein Durchichnittspreis von 24 Mk. oder für 
100 kg zu 25'/, ME. Hiezu die Fracht im Durchichnitt zu 2'/, MiE., jo daß 
fi ein Ausfuhrpreis von 27,50 Mk. per 100 kg Bier incl. Flajchen ergäbe. 
Bei der Berechnung des Verhältnijjes des Bieres zur Flaſche iſt auch das 
Berpadungsmaterial zu berücjichtigen, jo daß 60 ganze Flaſchen Bier inclufive 
Strohverpadung 100 kg zu 24 ME. und 104 halbe Flaſchen = 100 kg 
zu 28 Mi. wiegen, woraus fi) ein Durchichuittspreis von 26 ME. per 
100 kg ergibt. Man einigte fi) auf 27 DE. Ausfuhrwerth per 100 kg. 

Für das Fahr 1894 wurden auf Grund länderweifer Schäßung und 
unter Beachtung der vorjtebenden Grundjäge die Einfuhr: und Ausfuhr: Preije auf 

12 HI ME. in der Einfuhr für Bier in Fäſſern, 
| re SABINE Se en 2 

3040 , un Einf „ nn Flaschen, 

27,00 "en" Ausfuhr " " m " 
feſtgeſetzt. 

b) Spiritus. Bei Spiritus in Fäſſern werden 100 kg — 1hl 
Spiritus angenommen’) und (1892) die Einfuhr per 100 kg zu 90 ME. und 
die Ausfuhr zu 27 ME. angejegt. Für Arraf, Cognak, Rum in Fäſſern 
wurde pro 1892 angenommen: 54°/, Cognak aus Frankreich zu 232 ME; 
27’/, Rum aus England zu 110 Mk., 18%, Arrak aus den Niederlanden zu 
65 ME. und 1°, Diverje zu 100 Mk., woraus fich ein Durchjchnitt von 
167,68 ME. ergibt (rund 168 ME.). Bei der Ausfuhr kommen nur ordinäre 
Saden in Betracht, daher 40 Mi. 

Für Branntwein in Flaſchen wurde (1892) die Einfuhr zu 195 Mk., 
die Ausfuhr zu 26 ME. angenommen, für Liföre Einfuhr 163, Ausfuhr 67 ME. 
Bei der Einfuhr find die theueren Chartreufe, Benediktiner und andere Schnäpfe 
in Berüchſichtigung zu ziehen. 


J Für ı hl Münchener Bier incl. Faß felbit mit Stroh-Verpadung oder Eis dürften 
150 kg etwas zu hoch jein. 

*) Der — eines Faſſes mit Branntwein iſt verſchieden nach dem Stärkegrad 
des Spiritus. 
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Für das Jahr 1893 wurden folgende Preife acceptirt: 

Für Spiritus in Fäſſern: Einfuhr 86 ME. per 100 kg, Ausfuhr 
25,14 Mf. Bei der Einfuhr überwiegt der franzöfiiche Weinfprit, wovon 
91°/, der Gefammt-Einfuhr eingeführt worden find, während aus den übrigen 
Ländern nur 9°/, kamen. 

Die franzöfiihe Waare ift Langnedoc-Weinfprit zu 90 ME. per hl. 
Da 100 kg = 92 Liter & 86°/, find, jo iſt der re für 100 kg = 83 Mt. 
Hiezu_ Fracht und Spejen zu 3 ME = 86 ME 

Die Ausfuhr betrug (1893) 96,600 (100) kg, wovon 82,997 (100) kg in 
Fäſſern und 13,603 (100) kg in Baffin- Wägen erportirt wurden. Die Haupt: 
Abjagitellen für unferen Erport:Spiritus find Freihafen Hamburg mit 31°/, und 
die Schweiz mit 31°, der Geſammtausfuhr Der Neit von 33°/, geht nad) 
verschiedenen Ländern; die nad dem Freihafen Hamburg bejtimmte Waare 
beiteht aus 80°), Rohſpiritus und 20°/, rektifizirtem Sprit. Nach der Schweiz 
geht nur vreftifizirter Spiritus beijerer Dualität fir die dortige Monopol: 
verwaltung, deſſen Preis noch durch theuere Landfracht erhöht wird. Die 
oben erwähnten 13,603 (100) kg Spiritus in Baflin-Wagen waren fajt aus: 
Ichließlich für die Schweiz bejtimmt und repräjentiren die Hälfte des gefammten 
Erport3 dorthin. (169 kg Spiritus in Baſſin-Wagen = 100 kg in Gebinden 
[reinen Alkohols.]) Die Spirituswerthe wurden nach dem Jahresmittel der 
Berliner und Hamburger Börſenpreiſe berechnet. Hiebei ift von dem Hamburger 
Preis der Werth des Falles mit 4 ME. abgerechnet, für die veftifizirte Waare 
dagegen find zugerechnet: 1,30 ME. Rektifikationskoſten und 2,40 ME. für das 
Faß. Bei den Berliner Preiſen ijt abgerechnet: die Nücvergütung der Maiſch— 
Raumfteuer zu 15,70 ME.; dagegen it hinzugerechnet: die Durchjchnittsfracht 
zu 1 Mk., für das Faß 4 ME. und Nektififationskojten 3 ME. 

Es ergaben ſich alſo folgende Wertbe: 

Für Freihafen Hamburg (31°/,) zu 20,48 ME. ; für die Schweiz (31°/,) zu 
28,654 Mk. für die übrigen Länder (38°/,) zu 26,08 Mi. (im Durchſchnitt 25,14 Mk.). 

Branntwein nicht bejonders genannt, in Fäſſern, alio Rum, 
Arrak ꝛc. Für 1893 wurde angenommen, daß 95 1 Rum, 89'/, 1 Arraf, 
92'/, 1 Eognaf je 100 kg wiegen. 

E3 wurde angenommen, daß 43° , Cognak aus Frankreich zu 220 Mk., 
30%), Rum aus England und Wejtindien zu 110 ME., 17°/, Arrak aus den 
Niederlanden und Djtindien zu 68 ME., 3"/, Californifcher Cognak aus den 
Vereinigten Staaten von Amerifa zu 110 Me., 1%, Weinfprit und Cognak 
aus Spanien und 1°/, aus den übrigen Ländern eingeführt werden, woraus 
ih ein Durchichnitt von 155 ME. berechnet. 

Bei der Ausfuhr werden die alkoholhaltigen Fruchtiäfte befonders ge— 
ſchätzt, während für die übrigen Branntweine der Vorjahrs-Werth zu 40 Mk. 
belaſſen wurde. In der Geſammtausfuhr-Menge zu 21,185 (100 kg ſind 
nach — — enthalten 

1279 (100) kg Kirſchen mit Sprit:Wafjer übergofjen, 
38501 (100) kg Fruchtjäfte, Alkohol enthaltend, 
16,105 (100) kg übrige Branntweine. 

Die beiden eritgenannten Arten find infolge der M’Kinley:Bill erheblich 
im Erport und im Preis zurücgegangen, jo daß 16,105 (100) kg Branntwein 
zu 40 Mk., 1279 (100, kg Kirſchwaſſer, altoholhaltig, zu 29 ME. und 
3801 (100) kg Sruchtjäfte zu 19 ME, zufammen 21,185 (100) kg zum Werthe 
von 753,510 ME. oder 100 kg zu 35,5 55 Mt. rund 36 Mt. zu berechnen find. 
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Branntweinin Flaſchen, Krügen zc. (1893). 

Diefe Einfuhr bejteht zu 71 Theilen aus Frankreich (feine Cognaks 
a 7 Fres. per Flache, eine Kifte von 12 Flaſchen = 8,61 zu 20'/;, kg 
fojtet 84 Fres.), mithin 100 kg — 420 Fred. oder 340 ME. ; zu 6 Theilen 
aus England (feiner Rum und Whisky zum halben Preis des Cognaf), aljo 
170 ME. per 100 kg; zu 4 Theilen aus Holland (Gin und Arraf) zum 
Durchhichnittswertd von 60 ME, zu 3 Theilen aus Rußland mit 80 Mk. 
Durchſchnittswerth zu 3 Theilen aus der Schweiz Kirſchwaſſer & 3',. Mk. 
per I, 441 = 100 kg, alio 154 Mk., zu 1 Theil aus Britifch- ‚Weitindien 
via England zu 170 —RD zu 1 Theil aus Amerika (feiner Wisfy) zu 170 ME. 
Hieraus berechnet fich ein Durchichnitt von 297 Me. für 100 kg Einfuhr: 
Waare. Bei der Ausfuhr wurde ein Durchjchnittspreis von 28 ME. ftatt 
25,14 ME. des Vorjahrs angenommen, da angenommen wurde, daß wegen 
der allerwärts bejtehenden hohen Spirituofen= Zölle bejjere Sachen, 3. B. Kirſch— 
wajjer, erportirt wurden, 

Im Fahr 1894 wurde auch die Schägung der Spiritus- Ausfuhr länder: 
weile vorgenommen. Für die Einfuhr (aus franzöfiichem Weinjprit bejtehend) 
find 75 Me. für 100 kg Spiritus in Fäſſern feitgejegt worden, dagegen ijt als 
Ausfuhrwerth der Betrag von 22,68 ME. per 100 kg fejtgeitellt — 
Die Spirituspreiſe ſind im Jahr 1894 gewichen. Die Ausfuhr beſteht 1. in 
der Ausfuhr nah Hamburg; dieſelbe umfaßt 80°, Rohwaare zum Berliner 
Sahres= Durchichnittspreis für 10,000 1 Prozent minus 15,70 Mk. Rück— 
vergütung der Maiſch-Raumſteuer + 1 Mi. Fracht für 100 kg bis zur 
Grenze nah Hamburg Freihafen + 3,75 Mk. auf 100 I für das Gebinde 
(die Ausfuhr nach dem Hamburger Freihafen beträgt 38°/, der Geſammt— 
Ausfuhr) und 20%, Nektifikationswaare zum Berlin-Hamburger Durchichnitte- 
preis — 3 ME. für MNektifilation, 1 ME. Fracht, 4 ME. für Gebinde und 
minus 15,70 Mf. Steuer Rückvergütung, ſoweit der Berliner Preis in Betracht 
fommt. Der Durchichnittspreis ftellt fich demnach auf 19,07 ME. 2. In der 
Ausfuhr nach England; 13°/, der Geſammt-Ausfuhr mit 21,40 Me. Durch: 
Ichnittspreis. 3. In der Ausfuhr nach der Schweiz; 19/, der Gejammt: 
Ausfuhr. Diefer Erport umfaßt feine Nektifitationswaare mit 5,50 ME. 
Nektififationskoften. 26°, find in Baſſin-Wagen und 74°, in Fäſſern aus: 
geführt worden. Für den erjteren Theil ift der Berliner Preis minus Steuer 
Nücvergütung + Fracht, für den legteren gleichfalls der Berliner Preis minus 
Steuer Nüdvergütung + Fracht + Gebinde in Anſatz zu bringen. 

Hieraus ergibt ſich ein Durchichnitt von 27,62 Mi. 4 Die Ausfuhr 
nach den übrigen Ländern (30°/,) wird zu 24,66 ME. angenommen. 

Den auf Grund der Thatfachen genau ermittelten Berechnungen find die 
jeweiligen Monatspreife nach Verhältniß der in den einzelnen Monaten aus: 
geführten Mengen zu Grunde gelegt. 


Anderer Branntwein in Fäſſern (1894). 

Die Einfuhr wird länderweife ermittelt und gefchägt, aus Frankreich 
kommt Gognaf (210 ME), aus England, Britifch-Wejtindien, Bortorifo, Cuba: 
Rum (110 ME), aus den Niederlanden und Niederländifch-Wejtindien: Arrak 
(71 ME) und den Vereinigten Staaten: Californiicher Coguat (95 Mt), 
jo daß ein Einfuhrpreis zu 156 ME. ermittelt wird. Die Ausfuhr bejteht 
aus Fruchtſäften, mit Alkohol verjegt — 2614 (100) kg und Kirſchen, mit 

Sprit übergojjen — 2231 (100) kg — aus Kirihwafler (600 (100) kg); 


K. Wiefinger: Die deutiche Handelsitatiftif. 467 


Zwetſchgenwaſſer, Kümmel und 18,609 (100) kg geringwerthige Waare, jo 
daß fi ein Durchichnittspreis von 22 ME. ergibt, wie nachjtehende Berech— 
nung zeigt: 

2614 (100) kg Fruchtjäfte a 17 Me. — 44438 Mt. 

2231 (100) kg Kirſchen mit Alkohol à 30 Mt. = 66 930 Me. 

19209 (100) kg andere Waare zu 21,75 ME. — 4177965 Me. 
zuf. 24 054 (100) kg — 22 Mt. — 529 164 Mt. 

Im Vorjahr waren 36 ME. ermittelt worden, der Abichlag ergibt fich 
aus dem Preis-Rüdgang und der genaueren Ermittelung der Musfuhr:Qualitäten. 
Feitgejegt wurde ein Ausfuhr-Preis von 21,75 Mk. 

Branntwein in Flaichen (1394). Einfuhr 310 ME, Ausfuhr 33 Me. 
(außer Likör). Die Schäßung erfolgt länderweiſe: 

71°/, aus Frankreich, feiniter Cognak zu 390 ME, da die billigen Sorten 
in Fäſſern bezogen und in Deutfchland auf Flaſchen abgefüllt werden. 

9%,, aus England, feiner Rum zu 200 Mk. Whisky ac. 

3°/, aus den Niederlanden zu 60 ME. (Genever). 

6°/, aus Dejterreih-Ungarn zu BO ME (Stivovig, Maraschino zc.). 

11°/, Reit zu 80 ME., mit Ausnahme von Dänemark, den Vereinigten 
Staaten u. A 

Die Haupt-Ausfuhr geht nach Weitafrifa und bejteht aus geringjter 
Waare zu 30 ME, mac den übrigen Bejtimmungsländern geht theurere 
Waare und zwar im größeren Verhältwß als früher, daher fich der Ausfuhr: 
werth etwas erhöht. 

Die Liföre feinerer Qualität fommen zumeift aus Frankreich und Holland 
und es wurde pro 1893 angenommen und ermittelt wie folgt: 

Die Einfuhr beiteht aus 64° , Benediftiner und Chartreuſe aus Frank: 
reih zu 155 ME., 16°/, aus den Niederlanden zu 103 ME, 5"/, Maraschino 
aus Dejterreich zu 145 ME, 3%, Allaich aus Rußland zu 160 Me. und 
12°/, aus anderen Ländern zu 127 ME Hieraus berechnet jich ein Durch— 
jchnittSiwerth von 143 ME. Hiezu Flajchentara mit 24°), = 34 Mf., in 
Summa aljo 177 Me. Einfuhrwerth. 

Die Einfuhr aus Frankreich hat jich mehr der Chartreufe zugewendet und 
bejteht num aus 70°/, Benediktiner zu 190 Fres., 15°, Chartrenje zu 240 Free. 
und 15°/, diverje zu 144 Fres., alfo im Durhichnitt 191 Fred. = 155 ME,, 
wie oben. 

An der Ausfuhr jind (1893) nachjtehende Länder betheiligt: 


I nach Freihafen Hamburg zu 68 Mk. 
80 


9% „Belgien — — 
8, „ Dänemarf „ 80 „ (von Dften-Bitter) 
3, u Frankreich 
11%, „ den Niederlanden „ 80 „ 
25%, „  Brafilien —70 
150/ Amerika „ 62 


Hieraus ergibt fi) für 80°), der Ausfuhr ein Durchjchnitt zu 72 ME 
2'/,°/, Liköre in Fäßchen zu 36 ME, 
10,0 Kiefover Lebensejjenz zu 100 ME, 
16'/,°/, jonftige Liköre nach verichiedenen Ländern zu 71 ME., 
aljo ein Gefammt-Durchichnittspreis zu 71 ME. 
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Im Jahr 1894 wurde ermittelt, daß die Einfuhr aus Holland etwas 
höher zu bewerthen iſt als im Vorjahr, die Einfuhr aus Oeſterreich-Ungarn 
beiteht nicht aus lauter Maraschino, jondern auch aus Banille-Liför, aus 
Britifch-Weftindien fommt auch AngofturasBitter; die Ausfuhr erfolgt zumeijt 
in Kijten und Flafchen. Der Einfuhrwerth wird auf 201 ME., aljo etwas 
höher wie im Vorjahr, wo der Einfuhrwerth zu 177 ME. berechnet wurde, 
ala Ausfuhrwerth wurde pro 1894 ein jolcher von 99,40 Me. ermittelt, aljo 
auf etwas höher, da die Ausfuhr an Likör in Fäßchen ganz aufgehört hat 
und bejiere Qualitäten exportirt werden. 


Anbei folgt die Tabelle über die Preis-Ermittelung für Bier, Brannt- 
wein und Wein. 


Giuheitsmwerthe, 


welche für dad Jahr 1894 gejondert nach den einzelnen Ländern der 
——— oder Beſtimmung von der Gruppe II der Sachverſtändigen— 
Kommiſſion feitgejeßt worden jind. 












































Waarengattung  Einbeits- || Waarengattung Einheits— 
und werthe werthe 
für 100 ke ‚für 100 kg 
Länder in Mart Lander in Mark 
602a. Bier aller Art, in Fäſſern. ' Rubland . 
| Schweden . 
Einfuhr. | Schwein 
Freihafen —— Da A — | 19 Spanien ar 
Belgien . . - | ‚yapan . — 
Dänemark. en ! 15 iederländiich- Oftinien — | 97 
Frankreich. — Argentinien . ; — 
Großbritannienn. 19 Brajilien . ee 
Hole a Dane ee En | 
Niederlande a A ea u Kolumbien . » 2 2 4 
Deiterreih-Ungarn - . . . .\ 12, Nenezuela . . 
Rußland ER Vereinigte Staaten von Amerifa) 
Schweden . Seewärts . . ee) 
Schweiz ae wär 15 Durchſchnitts⸗ Preis — 30,0 
— WE: : | j | 
ereinigte Staaten von Amerita|| Dr J | 
Britifch Yutralien i wor | 603. Lilöre, in Umidhließnngen Il 
Durhichnitts-Preis . . . .| 12,0 aller Art. | 
| Ginfubr. | 
602b. Bier aller Art, in Flaſchen. Belgien . > 2 22.2.0. 188 
Binf TDänemat. . . 2...) 18 
j IRIENE Frankreich. u © 
Freihafen Hamburg \ Großbritannien . » 2... 197 
Helgoland . ‘ | SEHEN. 2 u ee N 158 
Belgien Fer 27 ı Niederlande . — — 195 
Dünemat. . . 2... | | Norwegen - . ———  ; 
Frankreich.. 2.2. Deiterreich- Ungarn 121 
Großbritannien.. 22. 38 Rußland...9211 
Niederlande . . » 2 2. | Schweden. - » » 2... .L| 132 
Norwegen. . . | 27 ı Schweiz er BE — 132 
Deiterreich- Ungarn Ä Britiic Weſtindien en 263 
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Waarengattung Einheits- || Waarengattung Einheits⸗ 
und — | und TG kg 
Länder "in Mart | Länder \ in Mart 
— en a —— 


| 
Vereinigte Staaten von Amerika | 82 















Niederländiich-Weitindien . . | 132 | 
Bortorito, Cuba . . 132 Bentral= Amerikanifche Bann | 105 
Vereinigte Staaten von Amer | 158 ı | Britirch-Auitralien . 
Seewärts . . Er 132 Dentich-Neuguinea . » » = .g 108 
Turcichnitts-Preis Er 201 Seewärts . . re | 
. Durchſchnitts⸗ Preis — — 99 40 
Ausfuhr. | i A j 
Sreibafen Samburg 89 6048. Spiritus, in Fäſſern. | 
Helgoland . . 2 ee | Ausfuhr. 
Belgien U | 108 Freihafen Hamburg . - 19,0: 
Dänemark. Badiſche — 
Frankreich 99 Belgien J 
Griechenland. ar 108 Tänemarf . 24,00 
Großbritannien ea inte 89 | Franfreich . — V 
Gibraltar ꝛc.. ee ES 108 Griechenland . ee 
1 ee 108 Großbritannien . ea 21,4 
iederlande » » 2.2... 105 21121172: VEN BE EEE 
Norwegen. . Er 105 Niederlande . ge 
Deiterreich- Ungarn De 108 | Norwegen . ; -. 
Portugal . —— * 108 Deiterreich-Ungam - . » 4 
Rumänien . —— 108 | Portugal - © > 2 22. * 
Rußland cl 10 Rumänien — 
Schweden 5 105 Nußland 
Schweiz Schweden. .. - 
Spanien Shwe3 .... 27,03 
Türtei . . Erle =; 
Egyp ppten - : . Gayptn . . 
Deutich-Weitafrita . Deutid- -Meitafrita - . 
Deutſch⸗Oſtafrika Weſtafrika ohne — caun 
Kapland gebiete . . 
Marotto . . Britiich- Offindien 
Iransvaal . . China . . 
Weitafrita ohne deutihe Schub; 108 apan . 
gebiete . . rgentinien . 94 
Oft 0 ohne beutſche — Brafilien . . - * 
ge Britiich-Weftindien . 
Britiich-Oftindien Däntih-Weitindien . . 
China ... Biederländiich Weftinbien 
apa . » BERN, Urugua 
ER ERR . | mie Bi 
N er | Vereinigte Staaten von Amerifa 
Argentinien - - » 2.2. 1 Britiich-Auftralien . 2 
alien ; FE | * — — * 
in . . ur nitts⸗ reis ‚ss 
—— N * 
ndi . P 604b. Anderweitig nicht ge— 
.. . nannter Branntwein, in Fäſſern. 
Ba: 
Haiti 3 RE Einfuhr. 
Kolumbien >22 2... 108 — damburg ri 
eeeiin . . 0... N Belgien u Re AO 
Niederländiich-Weltindien . . Dänematt . 
üb... } en ae reis om 
ee 0 0 0. | pro Liter. 
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Waarengattung | Finbeits- Waarengattung Einheits⸗ 
und imeriüe und „werte 
5 für 100 kg * fiir 100 kg 
Länder | in Markt I Yänder i 

Frankreich. EIG. Ber 2.1 
Sriechenland . 150 Venezuela. . S 
Hroßbritannien . 116 Vereinigte Staaten von Amerika 
alien . 150 Hawai-Inſeln . . — 
Niederlande . 71 Durchichnitts- Preis 
Norwegen . . 
Deiterreich: Ungarn : Ausfuhr. 
——— ge Freihafen Dekan 
Rußland . Helgoland i 
Schweden . — 
Schweiz 150 Lin: 1 
Serbien Dänemarf. ; 
Spanien orankveich. | 
Fürkei | Griechenland . | 
Kapland a Großbritannien . J 
Oſtafrika ohne deutſche Schupgeb. —— — 
Britiſch⸗Oſtindien — N E 
Niederländiih-Oftindien . ; 71 IENETIORDE + 
Braiilien . . er s 150 — Au r j 
Britiſch— Weſtindien: 116 So — ngarn . 
Däniih-Weitindien 9 ——— u Ze 
Franzoſiſch— N | N 
Haiti —F A| Rußland | 
Kolumbien gj 1590 en 
Merito . . Zerbien 
!ieverländifch- Weftindien, — ar 
Vortoriko, Cuba 116 Surfen 
Nenezuela . . 150 Gan eh 
Vereinigte Staaten von Amerita 95 Tun ich: Woftafrifa . 
Zentral⸗ Anerianiſce — 150 Beud tt u \ 4 
Seewärts .. 150 ae ſtafrita | 
Turchichnitts- Preis 156 N * Gffo 
605. Branntwein, aufer Likör. vansvanl . 

G a ; — Weſtafrika ohne deutiche Schutzgeb 

infuhr. Oſtafrika ohne deutſche Schubgeb. 

Freihafen Hamburg 80 Britifch- Oftinbien F i 
Belgien ; 80 1 — u, 28 J 
Dänemark. 200 Jap || 
Frankreich'. 390 Niederlänbifc Oftinbien ’ . 
Hroßbritannien . 200 Sim . - . | 
‚alien . 80 Rhilippinen . { 
Niederlande 60 Uebriges Aiien . j 
Norwegen . ' Argentinien 
Deiterreich- Ungarn ; Bolivien 
Rumänien j Bralilien . . 
Rußland . Britiih-Nordamerifa 
Schweden . 80 am Meitindien . 
Schweiz Chile 
Spanien —8 Weſtindien. 
Türkein Ecuador . ; 
Argentinien — Franzöſiſch⸗ Wetindien 
Britiich-Weftindien . 200 Haiti EN i 
Cie . . ... 80 Kolumbien 
Däniſch-Weſtindien. Merito . 
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Wanrengattung | Einbeitse | Waarengattung | Einheits- 
und werthe und — 
ns | für 100 kg‘ F für 100 kg 
Länder | in Mart tänder in Mark 
RUN | Ausfuhr. 
Beru . — 
Poriorito, Cuba | sreihaten-damburg » +». ..| 70 
Uruguay I Selgoland . eg 70 
Venezuela . J Badiſche gollausiclüfe . | 40 
9 
Vereinigte S Staaten von Amerika 45 | u en i | . 
Bentral= Ameritaniiche — ——— 98 
Britiich-Auftralin . . . | | Seankreich . 40 
Teutich-Neuguinen . a |) ' Großbritannien - = rc SER 
aa nie j | Gibraltar &.. » » 110 
Durchichnitts-Rreis u 33 Italien | 10 
: | Niederlande . 100 
6l1a. Wein und Moft, in Füſſern. orwegen 105 
Ginf 1, in Füſf Oeſterreich⸗ Ungam . 120 
infubr. Portugal j 110 
Badiſche —— 22 Rumänien > Se 110 
Belgien i | 49 RMußland.. 160 
Dänemark. 60 Schweden . — 100 
Frantreich. 49 Schweiz 40 
Griechenland 53 Serbien 
Großbritannien . 83 Spanien 
Gibraltar, Malta ic. 83 Türfei . . 
Italien. 26 Egypten 
Niederlande 67 Deutſch⸗ Meitafrita } 
Norwegen j \ .| 104 Deutich-Ditafrita 
R Delterreich- Ungarn 3 f 70 | —— 
Portugal . ; 101 Marokko . . 
—— | 35 Wejtafrita ohne deutſche Schutz 
ußland x 35 gebiete . 
eg i . | 55 | Oitafrifa ohne deutche Schup: | 
Schweiz ; 26 gebiete . . | 
Serbien J 35 | Britiid- Oftinbien 
u . 61 | en er 
Zürfei . 35 . 
Egypten 35 | Jtiederländifch- Oftindien 110 
— 80 Ban ; : j 
aroffo rafilien . . ; 
Keftafrite ohneveutiheSchupneh | Britifch- Nordamerita . 
— — — rn Weſtindien. 
ma... . | Shile 
Japan. . j | Doniſch⸗ Weitindien . 
ie -Oftindien : Ecuador 
Uebriges Alien . : Haiti 
— 60 — 
raſilien . Mexiko 
Britiich-Nordamerita . Niederländiich- Weftindien 
na eilinbien . j em: 
ile | eu . . 
Diese | Bortorifo, Cuba“ 
J Benezuela . 
Hort, Cuba . | || Vereinigte Staaten von Amerika 
Vereinigte Staaten von Amerika 55 1 Bentral-Ameritanifche — 56 
Sein -Anitralien . j 2 | Britiſch Auftralien . J 
eewärts . . Seewärts . . ; 
Durchſchniits Preis 53,00 | Durchſchnitts⸗ Preis 69,10 
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| Einheits⸗ Waarengattun Ginbheits- 
Maarengattung 8 8 
wertbe | d werthe 
und für 100 ke] ; un für 100 kg 
Länder in Mark | _ xänber in Mart 
614. Wein, mit Ausnahme von | Portugal . ©» 2... 150 
Schaumwein und Cider, in Numänien: > 2 2 rn 172 
kleineren Flaſchen. air re Eee ri 2 
Einfuhr. Fr 
Deeibafen Dam, wi . Serbien - > 2» 00 20% * 
elgien W 2 ' Spanien = 2 2 2 2 nn 
Ba. ee 174 — a en 
Frankreich nr I ee 230 Egypten ar; u 
Griechenland. . . 2... 120 Teutich Weitafrita . Ba 
Großbritannien . . = 2.2. Deutich Himivite — 
BIRR.- 2.2 2 Kapland 
— Dee a m Marotto 140 
Oelterreih-Ungarn . . . . » Transvaal 
Portugal » » 220. 136 Weſtafrika ohne deutſche Schutz⸗ 
Rumänien. 174 nebiete . 
Rußland Er Er Se 230 Ofairitn ohne deutfehe Schub. 
Schweden. » . 2. — 230 gebiete . - i 
Schw » 2.0... 120 | —88 Oftindien R 156 
Serbien Wr ba: Er A na = un , 2 | 
Spanien on Jap j 
— ee * | Nlieverlänbiich Oſtindien 140 
aypien -. - 2. 2 2 2 20 Siam . .» i ’ 
fapland . . . Philippinen. | 
Ku Oftinden Vlebriges Aſien N 
ma . .. Argentinien . 2 2 2 ne. 
Jap ae | Bolivien — SE a He re 140 
Diedetänbie Oftinpien — 174 | — — * 
rgentinten . Er Britiſch! ordamerila — — 
— Britiſch Weſtindien. . . . 160 
ile Chile EA 
Peru . Daniſch Weſindien 
Vereinigte Staaten von Amerita 120 Ecuador . . Ä 
Britiſch Auftralien 2... 174 Haiti j 
— u ee er Kolumbien 
urchichnitts- reis ee Meriko 
Niederländifch Weſindien 4* 
Ausfuhr. Paraguay. . R 
Freihafen — a ai 140 [ Beru . . ; 
—— — en RE > | | — Cuba 
AD = ee a . : 
Bulgarien. > 2 2 22. 140 || Venezuela . f 
Dänemart. . > 2 2 2. 133 Dereinigie Staaten von Amerika 130 
Trantteih- - = > 2 20. 175 entral = Amerifanijche a 140 
Griebenland . » 2 2 2... 140 Britiſch Australien . . 160 
— ————— a | a | ea —— 
Gibraltar ꝛc. . a — — Hawai-⸗Inſeln Meer Ep 
Ytalien \ GE | 148 ' Samoa=injeln . —F 140 
en Er | n a Dujſelu | 
orwegen . —— Seewärts . . F 
Oeſterreich— Ungarn ER | 200 TDurhichnitts-Preis . . . . 156 
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Die Preiſe für Wein find folgendermaßen feſtgeſetzt worden: 
1892 1893 1894 

Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr 
ME. ME. ME. ME. ME. Mk. 

Wein in Fällen . . 56 68 5220 6870 5360 69,10 
Rother Nerichnittwein 21,20 — 21,80 — 320,30 — 
Wein zur Cognakbereitung . 12 — 17,50 — 220 — 
Schaumwein in Flaſchen 225 123 225 123 225 123 
Wein in Frlaichen . 207 157 204 158 201 156 
Cider in Flaſchen - 35 34 35 34 35 34 


Die Weinpreife wurden ländermweije ermittelt; die Einfuhr der Waare zur 
Gognafbereitung bejteht jegt in beſſeren Sorten, infolge der fchlechten Erfahr: 
ungen, die früher mit den geringen Qualitäten gemacht wurde. Die Einfuhr 
der Verſchnittweine jegte fi) im Jahre 1894 zujammen aus: 


5° aus Frankreich zu 32 ME, 
52° „Italien A 
5 „ Oejterreich-Ungarn 88: u 
23° „ Spanien „20 „ 
15°/o übrigen Ländern „20 „ 


Der Wein zur Gognafbereitung ftammt zu 31°/, aus Frankreich zu 24 ME. 
Die Wein-Einfuhr (in Fällern) wurde 1890 mit 49 ME. aus Frankreich, 
26 Mi. aus Ftalien, 61 ME. aus Spanien, 70 ME. aus Oeſterreich-Ungarn, 
26 Mf. aus der Schweiz, 83 ME. aus Großbritannien angefegt; die Flaſchen— 
weine (echter Schaummein) aus Dejterreich-Ungarn) wurden zu 170 Mk., aus 
Frankreich zu 230 ME, aus Ftalien zu 100 Mk., aus Spanien zu 136 Mk., 
aus Griechenland zu 120 ME. angenommen. — 

Die Preije für Tabak und Tabadfabrifate ergaben fich wie folgt: 


(nach den Ermittelungen des Syndikats in Mannheim) 


1892 1893 1894 
Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Ginfuhr Ausfuhr 
ME. ME. ME. ME. ME. ME. 
Rohtabakblätter . 135 53,30 166 50 172 73!. 
Tabatitengel . 16 — 15'/a — 12 — 
Cigarren 2 2. ..2800 7138 2 300 781 1 977 624 
Gigarettien >» » 2. ...130 900 1250 900 2.079 1 284 
Rauchtabak 150 150 100 150 100 150 
Schnupftabat .. 300 250 300 250 300 290 
Entrippte Tabatblatter 161 161,30 169 169 164 164 


Bei der Einfuhr der Rohtabakblätter wurden pro Jahr 1893 folgende 
Preiſe angenommen: 


33% —= 31141 (100) kg zu 170 ME. = 5293 970 ME 
Niederlande... 0. - — = a 5, nn. = 5795800 
Oefterreich- — ch 6 the 24200 
Zune j ö 832 " " ” 40 " = 33 280 ” 
ürfei . - 3919 „un 200» = 783800 „ 
Dftindien Sumatra) 63874 „ un 230 „ = 141140290 „ 
Brafilien eu 114984 „ „u „100 „ = 12648240 „ 
Haiti . 35430 „ un 80, = 2834400 „ 
Kolumbien . 28204 „ „ „10 „ = 28320400 „ 
erilo ; 2369 „ „ „350 „ = 89150 „ 
j 75% Habana — 6603 —3 3 Sa — 2641200 
— und Cuba 125% Java = 201 . 2.0) = 4000 
enezuela ——— 10008 480, — 85840 „ 
10% Habana = 8707 „ „8350 „ = 8047450 „ 

Ver „Staaten Amerit { 90% Kentuty = 78 362 "nn m. = 5485540 
447 199 7100) k 77 107 490 Mr 


— 100 kg 173,90 Mt. = 174 Mt. 
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Nah nochmaliger Schätzung für die einzelnen Länder wurde der Preis 
für die Niederländiiche Einfuhr auf 325 ME, für Tabak aus Brafilien auf 
100 ME., aus Haiti auf 60 ME, aus Kolumbien auf SO ME., aus Portorifo 
und Cuba auf 350 Mk., aus den Vereinigten Staaten Amerika auf 98 und 
aus den übrigen Staaten auf 40 ME. feſtgeſetzt, fo daß ſich ein Durchſchnitts— 
preiß von 166 ME. ergab, der auch acceptirt wurde. Die Ausfuhr geht zu 
16°/, nad) der Schweiz zum Werth von 60 ME. und zu 84°/, nach Frank: 
reich und Ftalien zu 43 Mf., woraus ſich ein Durchichnitt von 49,92 Mk. = 
50 ME. berechnet. 


Die Ausfuhr von Cigarren geht nach Frankreich, Großbritannien, Nor: 
wegen, Schweden, der Schweiz, Deiterreich:Ungarn, Britiich-Auftralien; für 
1000 Stück Cigarren werden 6 kg Nohtabaf angenommen. Die Ausfuhr 
wurde bemwerthet nad): 


1893: 1894: 
ssreihafen Hamburg . - ... 383 ME 583 ME. 
Kanfeih . 2 2 22 22.500 „ 500 „ 
Großbritannien. » © » 2 2.697 „ 917 „ 
Norwean . 2 2 2 222.830 „ 750 „ 
Ehmevtn . » -» 2 2.2.2.8 „ 70 „ 
der Scwel -. . - 2. 2 2.2.70 „ 330 „ 
Oeſterreich Ungarn. . =» 2.2. 250 „ 430 „ 
Britiich-Auftralin . . . 500 „ 500 „ 


Die Ausfuhr nach Deiterreich: — wurde 1894 höher angenommen als 
1893, weil der inländiſche Tabak theurer geworden iſt und beſſere Qualitäten 
dorthin (außer den Grenzverkehr, der aber ftatijtifch nicht erfaßt wird), gehen, 
jchon wegen der Lizenzgebühr. 


Die Ausfuhr von Gigaretten wird im Jahr 1893 auf IOO ME. und die 
Einfuhr zu 1250 Me. bewerthet. Im Jahr 1894 wurde auf Grund der An: 
gaben von La ferme in Dresden die Ausfuhr bewerthet nach Belgien 1000 ME., 
Italien 2000 ME, Großbritannien und Frankreich 1500 ME., Defterreid: 
Ungarn 2000 ME, Schweiz 500 Mk., Schweden 1000 Me. Somit ein Durch: 
Ichnittspreis von 1254 ME. ermittelt. Bei der Einfuhr find die Cigaretten 
aus Rußland und der Türfer mit 3000 ME, ſonſt mit 2000 ME., 1500 Me. 
und 1000 ME. bewerthet, jo daß fich entgegen dem Durchichnitt von 1593 zu 
1250 ME., ein jolcher von 2079 ME. herausrechnet. 


Bei der Nummer 703 Tabakfabrikate, andere) find nicht blos der Rauch— 
tabaf, jondern auch die jogenannten Garotten, ein Halbfabrifat aus Brafilien, 
für die Schmälzlerfabrifation in Altbayern mit inbegriffen, weshalb die Ein: 
fuhr niedriger al3 die Ausfuhr bewertbet wurde. Der Schnupftabakspreis 
wurde im Jahre 1394 auch etiwas erhöht, auf Grund von Mittheilung zweier 
jehr bedeutender Schnupftabaffabrifanten. — 


Butter und Käſe. 


1892 1893 1894 
Ginfuhr Ausfuhr Ginfuhr Ausfuhr Finfuhr Ausfuhr 
Butter . > 2202... MO ME 200 ME 160 ME 200 ME. 139 Mt. 184 M. 
Säle. . » 139 „ 100 „ 144 110 ._ 185 „ 105 „ 


Die Yutter- ia Käfepreife find zuriücgegangen, die Einfuhr von Mar: 
garine ijt unbedeutend. 
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Gewürze. 
Pfeffer (1892). Die Einfuhr wird zu 67°, fchwarzen und 33°, 
weißen Pfeffer angenommen. Der jchwarze Pfeffer zerlegt ſich in 
40°/o Singapore à 60 ME. = 2400 Mt. 


18’ Benand „2 „= 916 „ 
9° Lamponıy „FA „ = 486 „ 
Der weiße Pfeffer in 
9% Singapore „E22 „ = 738 „ 
24/0 Benang „70 „ =1680 „_ 
100°/o 6 240 Mt. rund 62'/s Mt. pro 100 kg. 


Im Fahr 1893 betrug der Einfuhrpreis 60 Mk., im Jahr 1894 49,50 ME., 
die Piefferpreife find billiger geworden. Der Ausfuhrwerth wird um 55 ME. 
höher angenommen, da nur verzollter Pfeffer ausgeführt werden Fann. 


Banille und Banillin. 
1892: Cinfuhr 2400 Mt. Ausfuhr 2600 Mk., 
1893: „ 2700 „ „ 540 „ 

Die Ausfuhr war im Jahr 1892 zu niedrig geichägt, weil Banillin mit 
7°/, der Gefammtausfuhr zum Preis von 400 Mi. pro kg in Betracht zu 
ziehen ift. Hiernach berechnet fich der Durchfchnittstwerth : 

7°/o à 40000 Mt. = 280 000 Mt. (Banillin) 
93% A 2900 „ == 269700 „ (Banille), 
549 700 Di. rund 5490 Mi. 

Pro Fahr 1894 wurde ermittelt, daß in den ausgeführten 33 Doppel-Btr. 
der Nummer 643 rund 5 Doppel-Ztr. Banillin enthalten feien, alfo nicht 
7°/,, jondern 14°/,. Es vertheilt fich die Ausfuhr wie folgt: 
nah Belgien . - . 8 Theile Vanille zu 3500 ME. Wanille it theurer geworden.) 

7 u PVanillin zu 40000 Mt. Turchichnitt 29 050 ME., 


„ Tänemart . » . .9 „  Wanille und 1 Theil Banillin. Turchichnitt 7 150 ME, 
„Ntanfreih . . . . nur Vanille, Durchichnitt 3500 ME., — 

„ England.. . » .„ 9 Theile Vanille und 1 Theil Vanillin. Durchſchnitt 7 150 Mk., 
„ Holland..... 7 J er p — 14450 „ 
„ Norwegen » ...49 „ J ———— 4230 „” 
„ Oefterreih-Ungarn . 39 „ „ at. = : z 4413 „ 
„ Rußland — u 3 wol: .; M 7150 „ 
-„ Schweden . . . . ebenio, 


„ den Ber. Staaten von Amerika nur Wanillin. 


Hieraus berechnet ſich der Durchſchnitts-Ausfuhrwerth zu 8997 ME. 


Gemwürznelfen. Der Preis für diefe wurde auf 56,80 ME. in der 
Einfuhr (1894) und 112 ME. in der Ausfuhr auf Grund länderweifer Schägung 
jeitgejegt; für Zanzibar-Nelfen wurden 52 ME., für Amboina:Nelten 106 ME. 
ermittelt. Aus England und Afrita kommen Zanzibar-Nelken, aus Niederl. 
Ditindien Amboina Nelken, aus Holland gelangen 3 Theile Amboina und 
7 Theile Zanzibar-Nelken zur Einfuhr. Der Ausfuhr:Werth jegt fich zufanmen 
aus dem Durchſchnitts-Werth + Zoll + 5 Mi. Geichäftsgewinn. 


Die Kaffeepreife wurden wie folgt ermittelt: 


1892 1893 1894 
Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr 
Roblafte-. - . . » . 161 ME 211 ME 175 Mt. 225 Mt 166 ME. 218 ME. 


Aus Großbritannien kommen feine Kaffee's, aus den Niederlanden Java 
(50°,,) und Santos (50”/,) Java koftet 184, Santos 150 Mf., aus Griechen: 
land und Türkei (220 Def.) Mokka, aus Britiſch-Oſtindien Ceylontaffee (190 ME). 
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Kakao in Bohnen foftete 1893 bei der Einfuhr 155 Mk., nämlich Guya— 
quil-Amba 160 ME., St. Thoma 140 Mk., Babia 140 Mk., Miarafaibo 250 Mt., 
Para 152 Mk., Trinidad 150 ME., Surinam 144 ME., Ceylon 216 Me. 
Sm Jahr 1894 wurde die Einfuhr von Kakao in Bohnen länderweife gejchägt; 
die Preiſe find billiger getworden, jo foftet Geylon nur mehr 143 Mk., Curacao 
145 Mk., Marakaibo 180 Mk. Der Durchichnittspreis ergab 112 ME. 

Ein wichtiges Nahrungsmittel find auch die Filche friſch, geialzen, ge: 
trocknet und die Häringe. 

Bei der Einfuhr friicher Fiiche wurde angenommen, daß aus Belgien 
4 Theile Steinbutt und Seezungen zu 180 ME, aus Dänemark Schellfiice 
zu 25 ME., aus Frankreich Lachs zu 250 ME., aus England Steinbutt, aus 
den Niederlanden bejjere Scheltfifche zu 30 ME., aus Norwegen frijche Häringe, 
aus Dejterreich Karpfen, Waller zu 120 Mk., aus Rußland Zander zu SO Mt 
fommen. Die Ausfuhr beitebt aus Weißfiſchen (20°) zu LO Mk., Karpfen 
und Hechten (50°,,) zu 130 ME, Malen (20",) zu 200 Mk., Salm (3°/,) zu 
400 ME, Forellen (2°/,) zu 700 ME, und Flußzander (5°/,) zu 150 ME 
Die Preife wurden feitgelegt in der Einfuhr zu 27 Mk. bezw. 25 ME. und 
in der Ausfuhr zu 145 Me. 


Die Einfuhr der gefalzenen und geräucherten Fiſche beſteht aus 27 Theilen 
Sardellen & 58 ME. und 3 Theilen Büclingen a 31 ME, daher im Durch— 
Schnitt 55 Mf. Der Durchichnittswerth der Sardellen berechnet jich aus den 
Preifen zwiichen 26 und 38 ME. per Anfer zu 50 kg. 


Im Jahre 1894 wurde die Einfuhr diefer Poſition wie folgt ermittelt: 


16°) geräucherte Fiſche .. zu 30 Mt. 2 
12”Jo geſalzene Fiſche ee Ne Ss3 
23”/o geräucherte Büdlinge . » „25 „ ==5 
33% Sardellen . . -» 22259 „ ea 
8"/o gelalzener Labs . .» . u 300 „ 3533 
3°/o geräucherter Yads . . . „ 600 „ — 3 
1°/o Yaberdan . 6 253 
1°/o geräucherte Matrelen run > *8 
1° Ktippfiiche - . - u DO. I RSH 


Der Ausfuhrwerth wurde von 70 ME. auf 60 ME. herabgeſetzt. 

Die Einfuhr der gefalzgenen Häringe wurde im Jahr 1893 eritmals 
länderweiſe geſchätzt, wobei der Werth der ſchottiſchen Häringe auf 23 ME, 
der holländischen Häringe zu 18 Mef., der norwegischen zu 17 ME, der 
ſchwediſchen zu 16 ME. angenommen wurde, daher Gejammt- Durchfchnittspreis 
19.54 ME. Im Jahr 1894 trat eine fleine Preisjteigerung ein, weshalb jih 
der Einfuhr: Preis auf 21.88 ME. erhöhte. 

Es jollen noch die Preife für Zuder, Honig, getr. Objt, Salz und 
Betroleum bier angeführt werden. 

Bei Zuder it die Ausfuhr aus Deutjchland maßgebend. Im Jahr 
1892 wurden die Ausfuhrpreife für Rohzucker auf 27'/, ME, 1893 auf 28°, Mt. 
und 1894 auf 22.40 ME. ermittelt. 

Die Gefammt: Ausfuhr an Nobzuder der Nummer 710 hat im Jahr 1893 
4 233 000 (100) kg betragen, wovon über Stettin 1171000 (100) kg, über 
Danzig 838000 (100) kg und über Hamburg 2274000 (100) kg au 
getreten find. Die Preije waren folgende: 
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1893 f. a. B. Hamburg f. a. B. Stettin Ausgang nach Mengen-Verhältniß 
Januar .. RB — ME. 27 ‚2 ME. 6’ zu 27,82 Mt. = 167 Mt. 
‚sebmar ». . . 27,45 27.44 = 1° „ 27,74 = 27 „ 
Mir... . 872 „ 28,32 „ 10°0 „ 98,12 „ms „ 
Anl. 3222 3182 7% „ 3.92 „ = , 
Mi... 358, 34,98 , 76 „348, =242 „ 
222 86,88, 36,48, 7» 368 „ = „ 
li 22.0. 3452 „ 3412 „ 3b „392 „ = „ 
Auguftt . . . 80,18 „ 29,78 „ „m. aueh > 
September . . 29,06 „ 28,76 „ De, 28,56 = 85, 
Oktober . . . 26,80 „ 2640 „ 16° „ 2660 „= 46 „ 
November . . 2520 „ 24,80 „ 22h „u — = _ 
Dezember . . 24,38 „ 24 —; 15010, 24,10 „ = 360 

Alfo im Turchichnitt 28 mr. 28,00 Mr 


Die Ausfuhr nad) Schweden 142 000 (100) kg oder 3'/,°/, des Ganzen 
it um 100 Pig. höher pro Doppel:Ztr., diejenige nah Holland (387 000 
1100] kg) oder 9/, des Ganzen um 40 ig. höher zu bewertben, daber 3'/,°/, 
a 29 Me. = 97 ME, 9°%,, a 28,40 Mk. 256 Mk., 87°/,°, à 28 Mt. 
— 2460 Dr. au. 28,13 alſo pro 100 kg, die Commitfion jegte den Ausfuhr: 
Preis auf 28,75 Me. feit. 

Im Jahr 1894 trat ein erheblicher Preis-Rückgang für Rohzucker ein, 
es wurde gleichfalls wieder in Berüdjichtigung gezogen, daß 43°/, der Ausfuhr 
über Stettin und 57°/, über Hamburg gingen, die Stettiner Preife find um 
20°, niedriger als die Preiſe frei an Bord Hamburg. Die Preiſe wurden nach 
den Monatspreijen und nad) den ausgeführten Mengen-Verhältnifjen pro Monat 
wie in 1893 berechnet und gelangte die Commiſſion zu folgenden Durch: 
ſchnittspreiſen: 

Nr. 710 Rohzucker 22,40 ME. Nr. 711 Kandis- und Brodzucker 30 ME. 
(Borjahr 35'/, ME.). Nr. 712 anderer harter Zuder 2I ME. (Vorjahr 34'/, ME. 
Nr. 713 Zucker ohne Zufchuß 53 Mk. (Vorjahr 58 Me). 

Die Preije für Honig jchwankten von 54 Mf. (Einfuhr) und 84 ME. 
(Ausfuhr) in 1892 und 45 bezw. 75 ME. (1893), 46'/, bezw. 100 Mf. (1894). 

Bei der Einfuhr wurden angenommen: 

3°/, ZTafelhonig a 738—75 ME., 7°/, californifcher Honig a 75—70 Mt. 
und 90°/, Honig aus der Havannah, Cuba, Chile, Dejterreich zc. zu 52—50 ME. 

Das getrodnete Obſt jpielt hauptſächlich in der Einfuhr aus Amerika 
(Californien) eine bedeutende Nolle. Es wurde angenommen, daß 

aus Dejterreih und Serbien getr. Pflaumen a 34 ME, 

aus Amerifa Dampfäpfel A 75 ME. und Quarters (Schnigäpfen), & 50 ME, 

aus Frankreich Prlaumen à 80 ME, 

aus Italien Birnen und Kirſchen & 30 Mk., 

aus der Schweiz Aepfel a 55 ME. eingehen. 

a jind die Einfuhr (1892) 33,32 Mf., 1893 36,23 ME., 
1894 23 ME. Die amerikanischen Dampfäpfel und Schnißäpfel jtiegen im 
Preis, Fe der Werth) der eingeführten getrodneten Pflaumen iſt im Jahr 
1894 jehr gefunfen, daher ergab fich eine Ermäßigung des Einfuhrpreifes. 

Koch- und Siedefalz. Die Einfuhr befteht nur aus Seejalz zu 4 ME. 
pro 100 kg. Bei der Ausfuhr wird angenommen: + Theile Steinjalz & 1,22 ME. 
und einen Theil Siedejalz à 2,70 ME. 

Im Fahr 1893 wurde der Einfuhrwerth auf 1,57 ME. herabgeſetzt, da 
ſich ermitteln ließ, das das eingeführte Salz feinen höheren Werth hat, als 
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das inländische; es bejteht die Einfuhr aus 90°/, in ordinärem englischen 
Stochjalz zu 15 Sh. pro Ton oder 1,53 Mf. pro 100 kg und aus 10”/, por: 
tugiefischem Seejalz zu 1,90 ME. pro 100 kg, alfo im Durchjchnitt 1,57 ME. 

Der Ausfuhrwerth wird auf 1,63 ME. feſtgeſetzt. 

Für das Jahr 1894 wurden die Ermittelungen über die Salzpreije aufs 
eingehendſte gepflogen. 

Die Einfuhr wird auf 1,64 Mk. berechnet, die Ausfuhr auf 1,11 Det. 
ermittelt, da auf Grund der erhobenen Salzjtatiftik fejtgeftellt wurde, daß fein 
höherer Preis erzielt werden fonnte. Die Haupt-Ausfuhr an Siedefalz 
erfolgt nad) Dänemark zu 2,64 ME, nach Schweden zu 2,65 ME., nach Afrika 
zu 2,15 Mk., nach Großbritannien zu 2,20 ME, nach Norwegen zu 2,50 Mk., 
der Ausfuhrwerth von Steinjalz ift nur 92 Pig. bis 100 Pfg., jo daß fich ein 
Durchichnittspreis von 1,11 ME. ergibt. 

Die Preisfeititellung für Petroleum erfolgte unter Berüdjichtigung 
folgender Geſichtspunkte: 

Die Einfuhr vollzieht ſich in Tanfjchiffen und in in= und ausländijchen Fäſſern. 


a) Petroleum in Tankichiffen. 

Nachdem bei der Einfuhr das eingeführte Nettogemwicht zuzüglich 25°/, 
Faßzuſchlag zur ftatiftischen Anfchreibung kommt, jo find bei der Werth: 
bemejjung von dem ermittelten thatlächlichen Preiſe 20°, in Abzug zu bringen, 
weil um 20°, weniger Petroleum eingeführt wird, als die Statiftif binfichtlich 
der Tankſchiff-Einfuhr (wegen der Verzollung) anjchreibt. Der Zoll beträgt 
alſo 6 + 25°, = 7, ME. pro 100 kg Del Nettogewidt. 

b) Petroleum in Fäſſern ausländischer Provenienz. 
Für 100 kg Nettogewicht ift der Zoll mit 7%, ME. + 3,30 ME. für 
den Werth des Falles zu 100 kg hinzuzufchlagen. 
e) Für Petroleum in inländischen Fäſſern. 
Für 100 kg Nettogewicht + 7'/, ME. Zollzufchlag. 
Es ergeben fich demnach folgende Preije für a) 6,50 ME., für b) 9,90 Mt. 
und für c) 6,60 Mt 


Im — 1893 betrug die Geſammteinfuhr an Petroleum: 


2 342 600 100 kg in Tankſchiffen umd Baſſinwagen zu 5,— Mt. = 11,7 Mill. Mt. 
2.890 20 ausländiſchen Fällen . » » „805 „33 „ 2 
2418200 4 u 0m Mmländiichen Fällen . . .» „9510 „ = 123 


Summa: 47,3 Mill. ME. 

Der Durchſchnitt für die Gefammteinfuhr erjtellt fi) daher auf 6,18 Mt. 
pro 100 kg Del. 

Bemerkt wird, daß die Einfuhr aus Rußland (4°/, der Geſammt-Einfuhr) 
zum größten Theil in Baffinwagen kommt, diejenige aus den Vereinigten 
Staaten von Amerika war zu in Tantichiffen. 

Der Geſammtdurchſchnittswerth zu 6,18 ME. gegen 8,17 ME. des Bor: 
jahres ergab ſich daraus, daß die Berroleumpreife gejunfen find und die Ein: 
fuhr ar bezw. Tanfjchiffen jtatt in ausländischen Fäſſern ge: 
stiegen ift. 

Für das Jahr 1894 wurde der Durchichnittswerth des Petroleums aus 
5,08 ME. für Tankſchiffe und Baſſinwagen, 5,18 in inländichen Fäſſern und 
8,12 ME. an ausländischen Fällern = 5,80 ME. feitgeftellt. 
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Es find nämlich eingeführt 
(ü 5,08 ME.) 2 756 635 (100) kg in Tantichiffen und Ballinwagen. . » 140 Mill. ME. 


„812 „1719821 „ u. ausländischen Fäaſſern ee: on 

(„ 5.18 „23351666 „ Mländiichen Fällen . . 2»... 174 — { 
2284 „ Blechkannen, Glas-Bottons 

Summa: 7851 016 Summa: 45,3 Mill. Mt. 


Hiermit berechnet fih ein Durchichnitts-Einfuhr: Dreis zu 5,80 Me. 

Der Einfuhrpreis des Mineralöls wurde zu 9,52 ME. durch länderweiſe 
Schätzung ermittelt. 

Bei der Einfuhr an Därmen ſind zu unterſcheiden: Ochſendärme und 
Schweins-, bezw. Schafdärme. Im Jahr 1893 betrug der Einfuhrwerth 
123'/, ME., der Ausfuhrwerth 224 ME, da die Einfuhr in Ochjendärmen, 
die Ausfuhr zumeiit in Schafdärmen beſteht. 

Es wurde folgende Tabelle aufgeſtellt: 


Ochſendärme Schweinsdärme Schafdärme 


Einfuhr aus a 50 DE. A230 Mt. A250 ME. 
Belgien - . » 2.2.4695 (100) kg 70°/o 15° o 15”/o 
Tänemart -. . . » . 391 „ „ 70°lo 15°jo 15°Jo 
Sant - » ©.» 58098 u u 70°lo 10”/o 20° /o 
Großbritannien » . . 386 „ „ 70°/o 20” /o 10 '/o 
Holland . . . 2 RE 80”/o 10”/o 10°/o 
Deiterreich- Ungarn 1 — 75°/o 10°!o 15°/o 
Rubland. . . 18.846 FR: 50°/o 10°) 40°) 
Ver. Staaten v. Amerika A756 5. 5 70”/o 30°/o — 

Ausfuhr nach 
Dänemart. . . B—— — — 100°/o 
Mani »- » 2.2. Bun 40°o 40° 20°/o 
Großbritannien . . . 1224 „ „ — — 100°Jo 
Solland . . - — TB: 5% — — 100°/o 
Teiterreich- Ungarn .. 4584 u 30°/o 20°/o 50°/o 
Schweiz — er ı | N 60°lo 25° 15°/o 
Spanien. . . ; 983 „ n 60°fo 20°]o 20°), 
Ver. Staaten v. Amerika 2 103 ® — — 1000 


Für das Jahr 1894 a die Einfuhr an DOchjendärmen zu 55"/,, an 
Schweinsdärmen zu 25°, und an Schafdärmen zu 20°, angenommen. Der 
Werth der Schafdärme jtieg auf 500 Me. Die Ausfuhr beſteht aus 35°/, 
Schafdärmen zu 600 ME, 33%), Schweinsdärmen zu 220 Mt., 32°), Ochſen⸗ 
därmen zu 55 Mk, woraus ſich ein Durchſchnittspreis von 298 Mt. in der 
Ausfuhr und von 195 ME. in der Einfuhr berechnet. 

Zum Schluß wollen wir noch Eier und Schmalz erwähnen. 

Eier. 
Die Einfuhr wird wie folgt berechnet (1892): 
aus Deiterreich 1000 Stüd — 50 kg = — 56 Mt., 


„ Rußland r „= „ = aM „ 
" Italien ” ” = 58 " — = 68 " 


Hiernach fojten 100 kg Eier aus DejterreichUngarn 112 ME., aus Ruß: 
land 113 Mk., aus Ftalien 118 Mk. Da aus Dejterreih:Ungarn 32 Theile 
der Einfuhr ftammen, jo ergibt dies einen Betrag von 3584 Mk., aus Rußland 
itammen 25 Theile = 2825 ME., aus Jtalien 3 Theile = 354 Me. zujammten 
60 Theile zu 6763 ME. oder pro 100 kg rund 113 Me. 

Für das Jahr 1893/94 wurden die Preiſe etwas herabgeiegt, da 1000 Stüd 
öfterreichifche Eier nur 47, italienische 53, ruffische 40 und bayerische 44 DIE. koſteten. 
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Eine Kite enthält in der Negel 1440 Eier’ und wiegt durchichnittlich 
brutto: mit Öfterreichiichen Eiern 90 kg, mit italienifchen 106 kg, mit ruffischen 
86 kg, mit bayerischen 86 kg, mithin wiegen 1000 Stüd Eier brutto: 

öfterreichiicher Provenienz a kr zu 75 ME. pro 100 kg, 
> 


italienijcher " ‚* nn " " " " 
ruſſiſcher u. bayer. 5 WE —— 


Die Einfuhr zerfällt in 


38 Theile aus Defterreich-lingarn — 2850 ME, 

4 „ „ Stalien ==: 816. 

6. „ Rußland, Rumänien ıc. =: 1742 „ 

68 Theile. Sumnta: 4908 ME. = 72 ME. pro 100 kg brutto 


oder mit 18”/o Zufchlag für Netto-Gewicht = 85 ME. 

Da die Einfuhr auch einen Theil Eigelb enthält, wurde der Durchichnitts- 
werth auf 86 ME. feſtgeſetzt und für die Ausfuhr 96 ME. 

Eingeführt wurden an Geflügel:Eiern im Fahr 1894 796 091 (100) kg und 
1893 663 143 (100) kg; da 100 Stüd Eier netto durchichnittlich 55 kg wiegen, 
fo betrug die Einfuhr ca 15 Millionen Stück Eier und die Ausfuhr 140, 000 Stüd. 

Herrn Diezmann it der voraufgeführte Eierpreis pro 1892 zu hoch. Wenn 
in England 120 Stüd Eier (1892) 6,13 ME. koften, jo koften 1000 Eier 51 ME. 
Taufend Eier aber wiegen brutto rund 66— 68 kg und netto 55 kg, aljo koſten 
100 kg 92 Mk. jo daß der Preis mit 113 ME. pro 1892 allerdings etwas 
hoch ericheint. Dehalb erfolgte auch pro 1893,94 eine Preisherabjegung. 

Oeſterreich— Ungarn führte im Jahre 1891 
359,147 qu.') Eier im Werthe zu 10,2 Mill. fl. und im Jahr 1892 
432,943 „ ö 15.2 „„Nnach Deutſchland aus, aljo 
792,090 qu. Cier im Werthe zu Millionen Gulden oder per quintal zu 
100° kg = 32,1 fl. oder 54,5 ME. und pro 1892 35 fl. = 65'/,, ME., nicht 
47 und "481, ME., wie zc. Diezma um angibt (Eonrads Jahrbücher 1894, ©. 282). 

Wir fommen übrigens auf einige derartige Bemängelungen des DER 
—— n noch eingehender zurück. 

Schmalz koſtete im Jahre 1892 78 Mk. in der Einfuhr und 218 Mk. 
in der Ausfuhr. Die Ausfuhr beſteht zur Hälfte aus Lanolin. Im Jahr 
1893 wurden die Preiſe auf 95 bezw. 186 ME. feitgejegt, da die Einfuhr 
bejjere Qualitäten aufweilt. Die Einfuhr zerfällt nämlich in 


13°/o gemilchtes Schweinefett zu 1 ME, 
52°/o gereinigtes . a = Durdichnitt 95 Mt. 
35° 0 Dleomargarin R 102% — 

Die Ausfuhr zerfällt in 


= —J Lanolin zu 273 ME., 
5°/o Dleomargarin „102 „ ni 
22° Schweineichmalz „ 100 R J Durchſchnitt 186 ME. 
10°/o Gäniefett 140 " 
Im Jahr 1893 wurden die Einfuhr: und Ausfuhr-Mengen-Berhältniije 
noc eingehender ermittelt. Hiernach bejteht die Einfuhr aus: 


56°/o reinem Schweinefett à 79 ME, 
15° Fairbank 1 Durchſchnitt 80 Mi. 
29°) Dleomargarin en 
Die Ausfuhr beiteht aus: 
560 Yanolin zu 450 ME., | 
19’) Dleomargarin „105 „ 


17’ Schweineihmal; „ 9M „ | Durchſchnitt 295 Mt. 
8° Fettgemenge „100 „ 
) qu = quintal = 100 kg. 
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Gruppe III. 


Hinsichtlich der Preisbewerthung für die Gruppe III (Chemikalien, Farben 
und Droguen) ift die Schlußbemerfung, die Herr Diezmann in Chemnitz 
in jeiner Bearbeitung des deutjchen Chemikalienhandels feit 1885 (Nr. 15 und 
16 der Zeitichrift: Chem. Induſtrie 1894) macht, hier vorauszufchiden. Herr 
Diezmann jagt: 

„sm Ganzen gibt die vorliegende Skizze (über den deutfchen Chemikalien: 
handel) ein jehr günftiges Zeugniß von der Entwidelung der deutjchen chemi- 
ſchen Induſtrie. Die Ausfuhr zahlreicher wichtiger Yabrifate läßt geradezu 
großartige Fortichritte erfennen und vielfach wird die ausländische Waare vom 
inländischen Markt fräftig zurücgedrängt. Aber vielfach zeigen auch die 
Schwanfungen der Zahlen, daß es fich um feinen leichten Siegeszug handelt; 
in einzelmen, wenn auch nicht gerade zahlreichen Fällen, erringt das Ausland 
jogar auf dem deutſchen Markte neue Erfolge.“ 

„Allerdings liegt die Frage nahe, ob die Ausweiſe, auf welche ſich dieſes 
Urtheil gründet, genügende Zuverläffigkeit zu beanfpruchen haben. — Be⸗ 
antwortung dieſer Fragen kann ſowohl die innere Glaubwürdigkeit dieſer Aus— 
weiſe, ihr Gehalt an Widerſprüchen mit ſich ſelbſt und an groben Unwahr— 
ſcheinlichkeiten, wie der Vergleich mit den Statiſtiken anderer Länder heran— 
gezogen werden. Beide Wege führen zu dem Nejultate, daß eine gute Doſis 
Sfepfis bei Benügung der „Deutschen“ Handelsjtatijtit ganz gut angebracht ift, 
wie dies bei den auferordentlichen Schwierigkeiten, welche die zahlenmäßige 
Feſtlegung unſeres Handelsverfehrs bietet, Leicht erflärlich ijt, daß aber gerade 
die Die chemische Industrie betreffenden Ausweiſe zu den beſten unjerer Statiftif 
gehören und mindeſtens die gleiche Glaubwürdigkeit zu beanfpruchen haben, 
mie die irgend eines anderen Yandes.“ 

Herr Diezmann läßt alfo der Gruppe III und den von den Sach— 
verjtändigen diefer Gruppe feitgejegten Werthen einige a widerfahren 
und wollen wir nun an der Hand der Protofolle der legten 3 Jahre erjehen, 
auf welche Weiſe die Werthe dieſer hier in Frage fommenden Waaren fejt- 
gejegt wurden. 

Die Rohſtoffe und Fabrikate der chemilchen Induſtrie und Pharmazie 


ergaben ah; 
in der Einfuhr (im Spezialhandel) 


Rohſtoffe im Werth von | Fabrikate im Werth von 
1885 .. 622664 t.. . 123: Mill. Mt. | 192067 t . 2. 2 2.2976 Mill. ME. 
1890 .. 1016254 „...196 „ „ ) 21995, :...:.- Ms „u 
1894 . . 109235 „..-10d 5 1 2140.» > 2:22: 1000 0 

in der Ausfuhr 

1885... 285335 t.... 25 Mill ME. ! 341162 t . .  . 194: Mill. Me. 
1890 . . . 25746 u 2.2 0 AM 5. > 22. MA 5 m 
1894 .. 382 484 un 2... u u 1 524298 , DI 


Es ergab ſich alfo im Jahr 1594 eine Netto-Einfuhr an Rohſtoffen zu 
128,3 Mill. ME. und eine Netto-Ausfuhr an Fabrifaten zu 161,9 Mill. ME., 
demnach ein Ausfuhr-Ueberſchuß von 33 Mill. ME. Die hauptjächlichjten Roh— 
jtoffe der chemiſchen Induſtrie find: 

Chilejalpeter. Preis 1892/93: 17 und 18 ME, 1894: 17 umd 
20 Mk. Der Ausfuhr:Wertb wurde in 1894 etwas erhöht, da die Ausfuhr . 
meiſt in raffin. Chileſalpeter bejteht. 
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Guano, thierijcher. Peruguano wurde für 1892 zu 16'/, ME, 
Fiſchguano dagegen zu 12 ME. geichäßt, letzterer kommt aus Skandinavien, 
Dejterreih 2c.; aus Uruguay fommt Fleiſchmehl zu 16 ME, jo daß für Die 
Einfuhr ein Durchichnitts: Werth zu 15',—16 Mk. und für die Ausfuhr ein 
jolcher zu 17 Me. auf Grund länderweifer Schäßung und ebenjolcher Berech- 
nung angenommen wurde. 

Bleiglätte. Bei Bleiglätte wird unterjchieden zwijchen deutjcher Glätte 
zu 26 ME. und englifcher Slätte zu 28 Mk. franzöfiicher Glätte zu 27 Mk., 
öjterreichiicher Glätte zu 26 ME. Unter Annahme, das die Einfuhr von Hamburg, 
Schweden, Belgien, den Niederlanden aus englischer Glätte bejteht, wurden 
die Einfuhr-Werthe länderweiſe nach obigen Sätzen fejtgeitellt und als Durch: 
fchnitt pro 1892: 26,38 ME. für 100 kg berechnet. Im Jahr 1893/94 
wurden die Einfuhrmwerthe wegen billiger Preife für Bleiglätte um I—2 ME. 
berabgejegt; die Ausfuhr wurde um 1-2 ME. theurer als der Durchichnitts: 
Einfuhrmwerth angenommen (wegen der Speſen bis zur Grenze und des Handels: 
geminns). 

Sumad. Für ſicilianiſchen Sumad wurden 1392 noch 20 Mk. für 
öfterreihiichen Sumacd 14 Mf. bezahlt, im Jahr 1393 Janfen die Preiſe auf 
12 ME. für öjterreichiichen Sumady) und auf 8,50 ME. für Tiroler Sumad, 
der italienische Sumacd) wurde mit 22 ME. angenommen. Im Jahr 1894 
jtiegen die Durchichnittzpreife wieder auf 20,12 ME. in der Einfuhr und 22 Mi. 
in der Ausfuhr, da der Bezug aus Italien überwiegend ift. 

Die Preife für Weinjtein janfen von 100 ME. in der Einfuhr und 
160 ME. in der Ausfuhr (1892) auf 90 und 145 Me. (1893). Die Ein- 
und Ausfuhr wurde gleichmäßig um 10°, berabgejegt, da die etwaige Durch- 
fuhr von ausländiihem Weinftein feinesfalls unmittelbare Durchfuhr fein wird, 
jondern durch Bermittelung des deutjchen Eigenhandels erfolgt und demnach auch 
ein Handelägewinn verbleibt. Die Staßfurter Abraumfalze (Boracit, 
Carnallit 2c.) wurden auf 2'/; ME. pro 100 kg (1892/93) geihägt, während 
im Jahr 1594 auf Antrag eines die Verhältniffe ganz genau fennenden Sad) 
verjtändigen die Einfuhr mit 22 ME. normirt wurde, da bier nur türkischer 
Boracit vorliegen könne. Für die Ausfuhr zu 2’; Me. find die Preife der 
zu Diüngerzweden dienenden Kalijalze, namentlich von Kainit, wovon 184 000 
Doppel:Ztr. ausgeführt wurden, maßgebend. Für die Bezeichnung: Abraum— 
jalze iit das Amtl. W. B. zum Zolltarif maßgebend. 

Chinarinde erjcheint in 1892/93 mit 70 und 200 ME, 1894 mit 
60 und 200 ME. Der Preisjturz der Chinarinde ift befannt. 


Kampher ift in 1892 mit 290 Mk. bezw. 350 ME. angeführt, 1593 
mit 300 und 380 Mk., 1894 aber wieder mit 220 und 300 Mk. Die Ein: 
fuhr erfolgt in rober, die Ausfuhr in gereinigter Waare und für legtere find 
10°/, Gemwichts-Berluft in Anſatz zu bringen. Nach der franzöfiichen Statiftif 
wird roher Kampher zu 4 und raff. Kampher zu 4°, Fr. geichägt. Gebe 
und Cie. notiren in ihrem Preisverzeichniß den Kampher iraffinirt) in Broden 
ab Hamburg zu 3,20 ME. pro kg, bei camphora pulverata zu 3 Mt. 


Kryolith und Baurit wurde 1892 in der Weije geichägt, daß bei der 
Einfuhr 2 Theile Kryolith zu 70 ME. und 15 Theile Baurit zu 5—6 ME, 
alfo im Durchichnitt zu 13 ME. angenommen wurden. Die Ausfuhr beitebt 
nur aus Kryolith, weshalb der Ausfuhrwertb mit 70 ME. angejeßt wurde. 
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Im Fahr 1893 und 1894 wurden jodann diefe Werthe belafien, da Baurit aus 
Frankreich und Kryolitb aus Dänemark eingeführt wird und die Verhältni- 
zahlen richtig find. 

Graphit. Für Graphit wurde 18392 bei der Einfuhr aus Deiterreich 
ein Preis von 8'/, ME., aus Frankreich, England ein jolcher zu 13 Mk. und 
ein Durchichnittspreis zu 14,17 ME. in der Einfuhr und zu 12 ME. in der 
Ausfuhr angenommen. Hierüber wurden pro 1893 noch eingehende Recherchen 
gepflogen und die Einfuhr jodann länderweije geihäßt, fo da fich ein Einfuhr: 
Preis von 14,93 ME. und ein Ausfuhrpreis von 12 ME. herausitellte, da die 
Ausfuhr uur aus bayer. und öjterr. Graphit beitehe. Für das Jahr 1894 
wurden namentlich binfichtlich der Ausfuhr noch weiter gehende Ermittelungen 
gepflogen und hiebei feitgeitellt, daß der Ceylon-Graphit aus Britisch Indien, 
England, Belgien und Holland eingeht und der geringwerthigere Graphit aus 
Dejterreich und Italien jtammt. Bei der Ausfuhr wurde nun angenommen, 
daß nicht blos deutſcher und öfterreichiicher Graphit, jondern auch Ceylongraphit 
als Tranfitgut ausgehe, jo daß nach England und Belgien billiger öfterreichiicher 
Graphit exportirt werde, daß aber nad Italien, Dejterreich.Ungarn und Ruß: 
land guter Eeylon-Graphit als Durchgangsgut von England über Hamburg ꝛc. 
gehe. In Folge Ddiejer legteren Rückſichtnahme wurde der Einfuhrpreis auf 
14,94 Mi. belafien; der Ausgangswerth aber auf 18,92 Mi. erhöht, und 
biemit einer begründeten Erinnerung Diezmann's Nechnung getragen. 

Ulfaloide und deren Salze Die Schäßung dieſer Pofition ijt 
etwas jchwierig, da Stofain, Santonin, Antipyrin, Strychnin, Morphin 2c.'2c. 
unter diefe Nummern fallen und die Werthe der einzelnen Alkaloide jehr ver: 
Ichieden find. Nach den Angaben eines der Herren Sachverftändigen konnte 
jedod Einfuhr und Ausfuhr ziemlich genau nad) den einzelnen Alkaloiden er: 
mittelt werden und ift der Preis auf 11219 bezw. 2219 ME. fejtgefeßt worden, 
da die Ausfuhr mehr billige Artikel umfaßt, nämlich Santonin, Antipyrin und 
Cinchonin. Die Einfuhr aber betrifft Santonin (33°/,), Morphin (22°/,) und 
35°/, Kofain, Akonitin u. ſ. w. Morphin koſtet 16000 Me., Kokain 50 000 Me. 
pro 100 kg, Santonin 1200 Me. 

Für Chlorfalium war der Preis in 1392/93 14,25 ME. und 1894 
14,35 Mt 

Für Chlorfalzium und Chlorjaures Kali und Natron waren 
die Preije in den legten drei Jahren jo ziemlich die gleichen geblieben, nur 
für chlorjaures Kali und Natron jind die Preife im Jahr 1893 etwas höher 
gewejen, wurden aber im Jahr 1894 namentlih von Großbritannien aus 
wieder gedrückt. 

Hinfichtlic der Preisberechnung der Kohlenjäure fanden eingehende 
Erhebungen jtatt. Die Ausfuhr flüffiger Kohlenſäure findet in Stahlcylindern 
jtatt, mit einem Inhalt von 10 kg à 45 Pig. Der Eylinder wiegt 25 kg 
und £ojtet 4O Mi. Der Cylinder fommt vom Ausland zum Füllen wieder 
zurüd. Die erjtmalige Anſchaffung des Eylinders geſchieht auf Koſten des 
Auslandes. Dieje Hin und Herjendung kommt wohl gegen 100 mal vor. 
Um dem Werth des Eylinder® Rechnung zu tragen, werden 40 Big für Ab—⸗ 
nützung bei jedesmaliger Sendung hinzu gerechnet, jo daß 35 kg (Eylinder — 
Säure) = 4,50 ME. (10 kg) + 40 Pig. = 4, 90 ME. koften; 350 kg koſten alio 
49 ME. und 100 kg Kohlenjäure (mit Verpackung koſten 14 Mk. Es wurden 
rund 20 ME. für Ein- und Ausfuhr feitgefegt und auch pro 1893 und 1894 
jo belaſſen. 


33° 
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Hinfichtlich der Karbolfäure wurden die Preife im Jahr 1892 als Aus: 
nahms-Preiſe angenommen (wegen der Cholera) zu 130 und 100 Mt. Im Fahr 
1893 aber wurden die Preife wejentlich herabgefegt auf 75 und 55 ME., denn ab: 
gejehen von den Eholerapreiien foll die Einfuhr zu "/, in friftallifirter Karbol— 
jäure zum Preiſe von 105 ME. und zu */, im rober, 100°, ,iger Karbolfäure 
zu 45 ME. bejtehen, was einen Durchichnitt von 65 ME. ergäbe. In der Aus: 
fuhr jollen drei Theile rohe 50°/,ige zum Preis von 17 ME. und ein Theil 
frijtallifirte reine Karbolfäure zum Preiſe von 120 ME. enthalten jein, was 
einem Durchichnittswerth von 43 ME. für die Ausfuhr gleichfäme. Es wurden 
jedoch über Ein: und Ausfuhr der Karboljäure noch weitere Ermittelungen 
angejtellt und nad) eingeholtem Urtheil von Fachmännern und Großhändlern 
wurde angegeben, 

I. daß die Einfuhr zu einem Theil aus friftall. Karboljäure beitebe 
a 105 ME. per 100 kg und zwei Theile rober Starboljäure zu 45 Mt, 
Durchichnittspreis 65 ME, 

II. daß die Einfuhr zu fünf Theilen aus friftallifirter Starbolfäure & 
115 ME. umd zu drei Theilen roher Karboljäure zu 45 ME. bejtebe, 
Durchſchnittspreis 88 ME, 

IIl. das die Einfuhr zu einem Theil aus frijtallifirter Karbolfäure zu 
115 ME. und einem Theil roher zu 35 ME. beſtehe, Durchjchnitts- 
preis 75 ME., daß 
die Ausfuhr aus einem Theil Eriftallifirter & 120 ME. und drei 
Theilen roher Karbolfäure zu 17 ME, Durchichnittspreis 43 ME, 

2) aus drei Theilen kriſtalliſirter & 140 ME. und fünf Theilen rober 
Karboljäure à 17 ME, Durchhichnittspreis 63 ME. und 

3) aus einem Theil Eriftallifirter und einem Theil roher Karboljäure im 
Durchſchnitt zu 75 ME. beitehe. 

Es wurden demnah 75 ME. für die Einfuhr und 55 ME. für die Aus: 

fuhr angenommen. 

Im Jahr 1894 wurden die Preile nah) Maßgabe der vom Kaiſerlichen 
Statistischen Amt eingeleiteten Necherchen über die Einfuhr und Ausfuhr an 
ober und friftallifirter Karbolfäure zu 56 ME. in der Einfuhr und 52'/, Mt. 
in der Ausfuhr angenommen. 

Nach zollamtlichen Angaben zerfällt nämlich die Einfuhr in 75°/, rohe und 
25°/, friitall. Karboljäure, die Ausfuhr in 70°/, rohe und 30°/, Eriitallifirte. 
Hienach berechnet jich der Einfuhrwerth nach 75°/, zu 40 ME. und 25%/, zu 
105 Mk., Durchichnitt 56 Mk., und der Ausfuhrwerth nach 70°/, zu 15 Mi. 
und 30°/, zu 140 Mk., Durchſchnitt 52'/, ME. 

Schwefeljiaures Kali. Bei der Feſtſtellung des Prozentverhältnijies 
von Kali zu Kali-Magneſia wurde angenommen (auf Grund jorgfältiger Er: 
mittelungen), daß Kali und Kali-Magneſia zu gleichem Theile exportirt werden, 
der Preis für Kali-Magneſia it 17,35 ME. und für Kali 8,75 ME., jo daß 
fih ein Durchjchnittswerth für die Ausfuhr zu 13,25 ME. und für die Ein- 
fuhr zu 11 ME. ergab. Die Einfuhr erfolgt hauptſächlich aus Oeſterreich 
und bejteht in Zuckerfabrikations-Rückſtänden. Die Ausfuhr wurde auf 15 Me. 
herabgejegt, da eim Kleiner Preisabichlag jtattgefunden hat. Im Fahr 1894 
jind 136 918 Doppel=Ztr. jchwefelfaures Kali à 18,25 Mf. und 124 333 
Doppel: Ztr. Kalimagnejia a 3,25 Mk ausgeführt worden, Durchichnittspreis 
11 und 13'/, ME. 


1 


— 
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Strontian, die Einfuhr umfaßt nur Cöleſtin, die Ausfuhr nur Strontianit 
zur Zucderfabrifation, die Werthe wurden in 1893 und 1894 etwas billiger 
angejegt, zu 3'/, in der Einfuhr und 18 ME. in der Ausfuhr. Strontian- 
präparate. Die Ausfuhr beiteht aus jalpeterjauren Strontianpräparaten, 
wofür die Preije billiger geworden ind. 

Kalijalpeter. Der Preis des rohen Kalifalpeters ift zu 35 ME. und 
der des gereinigten zu 40 ME. ermittelt. Da es fich bei der Ein- und Aus— 
fuhr faft nur um gereinigten Kalialpeter handelt, jo wurden 40 ME. (18394) 
feſtgeſetzt. 

Schwerſpath und Witherit. Die Einfuhr beſteht nur aus Witherit, 
die Ausfuhr beſteht aus Schwerſpath. Witherit iſt von 8 auf 11 Mk. im 
Preis geſtiegen. 


Die Preiſe für Gummi arabicum wurden wie folgt angeſetzt: 1892 Ein- 
fuhr 300 Mk., Ausfuhr 380 ME. Im Jahre 1893 wurde bemerkt, daß Gummi 
arabicum, Gummi Senegal, Gummi Tragant ganz verjchiedene Preiſe haben, 
weshalb die Einfuhr länderweiſe geihäßt wurde. Aus England fommen billige 
ojtindische Gummi, aus Frankreich bejjere Sorten; Gummi arabicum wird von 
Egypten geliefert zu 70 ME. per 100 Kilogramm. Da Gummi arabicum und 
Gummi Senegal in der Einfuhr vorherrichend it, fo mußte die Einfuhr auf 
230 ME. herabgejegt werden, auch der Ausfuhrwerth war zu hoch, obwohl 
die Ausfuhr bejjere Sorten begreift. der Durchſchnittswerth war auf 275 Met. 
fejtzufegen. Im Jahre 1894 wurde die Einfuhr noch weiter herabgejeßt, auf 
134 ME., da nicht Alles, was als Gummi arabicum angemeldet wird, wirf: 
liches Gummi arabicum iſt; Einfuhrwerth 134 ME., Ausfuhrwerth 250 Me. 
Die Bemerkungen Diebmanns über die Höhe der Gummiwerihe der deutſchen 
Reichsſtatiſtik zu 3UO—400 ME. fanden alſo durch die Kommiſſions-Verhand— 
lungen ihre Erledigung. 


Knoppern und Eckerdoppern. Aus Oeſterreich gehen hauptſächlich 
Eckerdoppern und Knoppern, aus der Türkei Valonea ein. Es wurde pro 1898 
angenommen, daß annähernd 25 °/, in Eckerdoppern und Knoppern zum Preiſe 
von 18 ME. und 75°, in Balonea zum Preis von 21 ME. bejtehen. Durch: 
jchnittspreis 20,50 Mk. Die Ausfuhr wurde zu 22'/, ME. fejtgeftellt. Für 
das Jahr 1894 wurden die Durchichnittswerthe zu 23'/,;, ME. und 26 ME. 
ermittelt, da der Balonea- Preis gejtiegen ift. 


Die Preife für Blauholz, Gelbholz, Rothholz wurden in den Fahren 
1893 und 1894 etwas erhöht, da Farbhölzer theurer geworden find; Gelbholz 
it im Jahre 1394 wieder billiger gemejen. 


Die Einfuhr von irländifchem und isländischem Moos wurde länderweiſe 
geichägt und hiebei angenommen, daß aus Frankreich, Belgien, Großbritannien 
irländiſches Moos zu 35 Mk., ſonſt isländischese Moos zu 24 ME. eingebe. 
Die Ausfuhr bejteht in isländischem Moos. 


Inſektenwachs und PBflanzenwachs. Die Einfuhr beiteht aus 
27 Theilen Theilen Japanwachs a 80 Mk., 16 Theilen gelbes Bienenwachs 
a 250 Me. und 6 Theilen Carnaubawachs à 100 Me., aljo 140 ME. in der 
Einfuhr. Die Ausfuhr bejteht aus Bienenwache. 


Hinfichtli” der in dieſe Gruppe fallenden Fabrikate famen folgende 
Werthe zu Stande: 
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Uether und Aethberpräparate. 1892: Einfuhr 100 Mk., Ausfuhr 
90 Mt. Die Ausfuhr enthält Schwefeläther zu 60 Mk. und Eſſigäther zur 
Pulverfabrifation mit 100 Mit. 1893: 100 Mi. und SO Mi. Die Einfuhr 
bejteht aus Fruchtätber, der Ausfuhrwerth wurde mit Rückſicht auf Die ge— 
junfenen Spirituspreife berabgejegt. Kollodium, das neben Schwefelätber 
(48 ME.) und Eſſigäther (120 ME.) ausgeführt wird, foitet 110 ME. und 1894: 
100 ME. und 70 Mi. Der Ausfuhrwertb wurde wegen Preis:Rüdganges 
des Schwefeläthers, der in der Ausfuhr vorberricht, herabgeſetzt. 

Aetheriſche Dele. 1892. Die Ginfuhr wird länderweile geichäßt. 
Aus Bulgarien und Rumänien fommt Rojenöl zu 70—80000 Me., aus 
Stalien Bitronenöl zu 1800 ME, Bergamotöl zu 2200 ME., PBomeranzenöl 
zu 1600 ME., im Durchichnittspreis 1800 Mk.; aus Dejterreih:Ungarn kommt 
Fenchel- und Korianderöl zu SOO ME., aus Rußland Anisöl zu 1600 — 1800 Me., 
aus den Niederlanden Gajeputöl, aus China Caſſia- und Sternanisöl, aus 
Frankreich Lavendel: und Thymianöl, Eufalyptusöl, aus Großbritannien 
Pfeffermünzöl, aus den Vereinigten Staaten von Amerika Safjefrasöl. 


Die Ausfuhr wurde angenommen zu 


7 Theilen Anisöl . . » >» 2 ....% 1600 Mi. = 11200 Mt. 
10 „ Nümmeöl -. -. » » :.5%3 80 „ = 800 „ 
15 „ MNelenöl .» . 2.0... 500 — IM „ 
5 Fenchelbbà 700 = 8500 „ 
3 „ "Bieffermünzöl » . . . . 22500 „ = 7500 „ 
2 „  Sandelholöl . . . - . 2800 „= 6000 „ 
2 „  Weitindiihes Del . . . & 1300 — 200 „ 
2 R Senföl . » » » *..5886000 „ = 7200 

1 Macisöl . . » » =» ..5%R100 „ = 1000 


47 Theile 54500 Mt. 


— 1159,60 Mt. im Durchichnitt. 

Die Durhhichnittswertbe wurden demnach auf 2057 ME. in der Einfuhr 
und 1150 ME. in der Ausfuhr feitgejegt. 

Im Jahre 1893 wurde die Einfuhr wieder länderweile geichägt und 
biebei auch auf die unmittelbaren Umſchließwagen, in welchen die Dele ein- 
gehen und mit zum Netto-Gewicht gerechnet werden, Nücdfjicht genommen. Die 
Einfuhr aus Japan wird als Menthol: und Pfeffermünzöl angeiprochen, der 
Werth von Pfeffermünzöl iſt geitiegen, aus den Philippinen fommt Ylang= 
Ylang zu 30000 ME., aus Mexiko Linaloöl, aus Brafilien und Uruguay 
das Betitgrainöl zu 1500 ME. Der Durchichnitts : Einfuhrprei® war auf 
1645 ME. und der Ausfuhrpreis auf 1200 ME. fejtgejegt, da Anisöl theurer 
geworden ilt. 

Für das Jahr 1894 wurden die Einfuhrpreiie zu 1515 ME. und die 
Ausfuhrpreije zu 1200 ME. im Durchjchnitt ermittelt. 

Zitronenöl iſt im Preiſe gefunfen, aus der Türfei fommt auch billigeres 
Geraniumöl, Anisöl it theurer geworden, desgleichen Caſſia-, Sternanis- und 
Mentholöl; Linaloöl aus Mexiko ijt in Folge der Silberentwerthung billiger 
geworden, der Durchichnittspreis berechnet fich daher etwas niedriger als im 
Borjahre. 

Wacholder: und Nosmarinöl. Die Einfuhr wurde länderweiſe 
geihäßt. ES wird angenonmen, daß aus Frankreich Nosmarinöl, aus Ftalien 
geringes Rosmarinöl, aus Deiterreich-Ungarn Wachholderholzöl eingeht, Die 
Ausfuhr bejteht nur in Wachholderbeeröl. 


Kt. Wieſinger: Tie deutiche Handelsſtatiſtik. 487 


Die Preije betrugen 1892: Einfuhr 274 ME., Ausfuhr 400 Mk.; 1893: 
Einfubr 295 Mk., Ausfuhr 400 ME (Nosmarinöl war theurer geworden); 
1894: Einfuhr 303 Mf., Ausfuhr 400 Me. (Nosmarinöl wurde wiederholt 
tbeurer). 

Berliner Blau. Die gegen früher vermehrte Einfuhr bejteht aus einem 
gewöhnlichen Gasblau, welches zur Heritellung von gelbem, blaufaurem 
Kali verwendet wird. Der Durchichnittspreis für dasjelbe beträgt 30 ME. per 
100 Kilogranım Es ilt daher die Geſammt-Einfuhr anzunehmen zu: 


3 Theilen dä IM. = 9 ME. 


1 Theil à 183 ,„ = 185 
4 Theile 275 Mt. = 70 Mi. im Turchichnitt. 


Die Ausfuhr bejteht fait mur in gereinigtem Berlinerblan. Es wurden aljo 
die Durchichnittspreife feftgelegt zu: (1892): Einfuhr 7O ME, Ausfuhr 200 DE; 
(1893): Einfuhr BO ME, Ausfuhr 220 ME. (Preisteigerung); (1894): Einfuhr 
80 ME., Ausfuhr 200 Mt. Die Ausfuhr ift billiger geworden, da eine Fabrik 
in Holland (Roermond) Concurrenz macht. 

Ultramarin. Einfuhr 69 ME., Ausfuhr 58 Me. (1892/93). Im Jahre 
1894 jtiegen die Preife auf 70 ME. in der Einfuhr und fielen auf 56 Mk. in 
der Ausfuhr. 

Blei: und Farbenitifte: Einfuhr 160 ME., Ausfuhr 300 Me. (1892/93 
und 18394). 


Maler: und Waſchfarben: Einfuhr 105 ME, Ausfuhr 120 ME. 
(1832/93 und 1894). 

Yrom. Zwiſchen den Vereinigten Staaten von Amerifa und Deutjch- 
land bejteht eine tonvention, wonacd nach Deutichland aus Amerika fein Brom 
ein und aus Dentichland nach Amerika fein Brom ausgeführt werden jollte, 
daber die geringe Einfuhr. Im Jahre 1893 ijt Brom theurer geworden, daher 
325 ME. Ausfuhrwerth. Die Ausfuhr von Brom betrug 82439 Kilogramm. 
Im Jahre 1894 ift Brom auf 375 ME. geftiegen, Einfuhr war gar feine 
vorhanden. 


Terpentinöl, Harzöl, Kampberöl. Die Einfuhr wurde länder: 
weile geichäßt. Die amerikanische und franzöfiiche Waare wird auf 49,50 Mi 
geihägt; aus Japan und China fommt robes Kampheröl; ausgeführt wird 
jogenannte polniihe Waare und gereinigtes Kampheröl. Im Jahre 1893 find 
die Werthe gejunfen, daher jtatt 47,23 ME. nur mehr 43,17 Mk. Die Aus- 
fuhr dagegen umfaßt feinere vektifizirte Waare, daher von 40 ME. auf 45 Me. 
erhöht, bei der Ausfuhr fommt auch bejieres Terpentinöl in Betradt. Für 
1894 wurden die Preiſe auf 41,54 ME. und 45 Mit. feſtgeſetzt. 

Anis, Koriander und Kümmel. Die Preije wurden fejtgejegt auf 
(1892) 35,08 ME. in der Einfuhr und 48 ME. in der Ausfuhr; (1893) 45,07 ME. 
in der Einfuhr und 55 ME. in der Ausfuhr und (1894) 49,66 ME. in der 
Einfuhr und 58 ME in der Ausfuhr. 

Die Einfuhr bejteht aus Belgien, Marokko und den übrigen überjeeiichen 
Ländern in Koriander, aus den Niederlanden, Norwegen, Schweden, Dänemarf, 
Jalien und Hamburg in Kümmel, aus Oeſterreich-Ungarn, Rußland und 
Spanien in Anis, aus Großbritannien, Gibraltar, Malta in Cumin und aus 
Frankreich in Anis und Cumin. Die Ausfuhr beſteht aus 2 Theilen Koriander 
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a 30 ME. und 6 Theilen Fenchel à 55 Mk, alfo im Durchichnitt 48 ME, 
die Fenchelpreiſe erhöhten jich im Jahre 1893 bis auf 70 Mk. und jtiegen 
1894 noch mehr. 

BZitronenfäure und Zitromenfaft. Die Zitronenjäure koſtet 320 ME. 
und der Saft Eojtet 100 Mf. Es ijt daher vor Allem feitzuftellen, in welchem 
Berbältniß dieje beiden unter Nr. 139 des Statiſtiſchen Waaren:Berzeichnifies 
vereinigten Artikel ein: und ausgehen. 

Bei der Einfuhr find °/,;, Säure und '/, Saft, die Ausfuhr bejteht nur 
aus Säure. Für 1893 und 1894 erfolgte Länderweife Schägung, indem an: 
genommen wurde, daß aus Frankreich, Großbritannien, Niederlanden, Ver: 
einigten Staaten von Amerika Zitronenfäure, aus Stalien, Dejterreih:Ungarn, 
der Schweiz und Britiſch Wejtindien Saft eingebe. 

Der Einfuhrmwerth betrug 1893 223 ME. und der Ausfuhrwerth 320 ME., 
im Jahre 1894 214 und 272 ME. Der Ausfuhrwerth wurde wegen Preis: 
minderung der Säure herabgejeßt. 

Der Verbrauh von Safflor ift nur noch gering und wird bald ganz 
aufhören, da er durch die Anilinfarben verdrängt wird. Die Anilinfarben und 
andere Theerfarbitoffe fojten 460 ME. in der Einfuhr und Ausfuhr, während 
jie früher noch 500 Me. koſteten. 

Harze nicht befonders benannt. ®/, der Einfuhr bejteht in Kopal, dejien 
Preis zwijchen 280 und 360 ME. ſchwankt; das legte Viertel bejteht in Drachen: 
blut u.j.w. Die Preiſe wurden mit 200 und 240 ME. fejtgefegt. 

Terpentinharze, Terpentinbalfam. Aus Ftalien kommt der venetianiiche 
Terpentinbaljam, aus der Türkei fommt Chiosterpentin, die tropiichen Länder 
liefern die theuren Balfame, aus Franfreih und Nordamerifa kommt Solo: 
phonium. 

Die Preife ergaben fih auf 10—11 ME. im Durchſchnitt, für Balſam 
480 und 530 ME. Vgl. folgende Preisermittelung: 

Terpentinhbarze; Terpentine. Einfuhr: Belgien 7,5, frankreich 12, 
Großbritannien 7,5, Italien 90, Niederlande 7,5, Norwegen 7,5, Deiterreic- 
Ungarn 9, Rußland 7,5, Schweden 7,5, Schweiz 12, Türke, Mearoffo, 
Uebriges Aſien, Peru und Venezuela 90, Vereinigte Staaten von Amerika und 
Seewärts 7,5 Mi. 

Für die Haufenblaje wurden die Preife auf Grund länderweifer Schätz— 
ung pro 1894 zu 1505 ME. in der Einfuhr und 1800 Mk. in der Aus: 
fuhr angejegt. 

Aus England kommt die bejte, aus Rußland und den Vereinigten Staaten 
geringwerthige Sorte. 

Bei Ruß und Außbutten ift zwiſchen öfterreichiichem Ruß zu 70 Mk., 
franzöfifchem Ruß zu 120 ME. und ſchwediſchem Ruß zu 25 ME zu unter: 
icheiden, die Ausfuhr beſteht aus Falzinirtem Ruß. 

Hinfichtlih der Parfüms-Extrakte und Eſſenzen wurden eingehende Cr: 
mittelungen gepflogen. 

Aus England kommen an alfoholartigen Efjenzen jog. Kopfwaſſer, aus 
Frankreich Eau de Quinine, Kölniſch Waller ijt ein Ausfuhr-Artifel, Amykos 
fommt aus Schweden, Anatherin-Mundwaſſer aus Dejterreich. 

Die Preije jchwanfen für Ertrafte zwiichen 1300700 Mk. und für 
Eſſenzen zwifchen 400 und 200 ME. 
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Bezüglich der Bomaden und wohlriechenden fetten Dele it zu bemerfen, 
daß bievon auch ziemlich viel ausgeführt wird, namentlich Vaſelin-Präparate, 
auch Salben, Puder und Schminken jind Ausfuhr:Artifel. Die Preife wurden 
in der Einfuhr auf 950 und 500 ME., in der Ausfuhr auf 500 und 400 ME. 
jejtgejegt, da die Einfuhr theuerere Artikel enthält. 


Wir lajjen hier den Bericht eines Sachverftändigen folgen: 

Esprits. Nr. 796. Ginfuhr 330 ME. — Ausfuhr 500 ME. 

„gur Einfuhr fommen, hauptſächlich aus Frankreich und England, Ertrafte 
(Barfüms für Tajchentücher 2c.), wobhlriechende Kopfwaſſer (3.8 Eau de Quinine) 
und alfoholartige Toilette-Waſſer; diejelben Artikel find auch die hauptjächlich 
für die Ausfuhr in Betracht kommenden. 

Kölniſch Waſſer wird verſchwindend wenig aus Franfreih und England 
eingeführt; ift dagegen aber ein bedeutender Ausfuhr-Artifel. 

Amykos, aus Schweden, und Anatherin:Mundwajjer ans Dejterreich find 
Nebenartikel und werden nur in kleineren Bolten eingeführt. 


Preiſe für Extrafe . . Einfuhr 1500 Mk., Ausfuhr 700 ME. 
„ „ Sopfwafler . a 300 „ Pe." :, 1 Augen 
„»  " Zoilette-:Wajjer R 400 „ . 20, 
„nr Kölnish Wajjer n 400 „ u 5300; 


Barfümerien. Nr. 797. Einfuhr 500 ME. — Ausfuhr 400 ME. 
Pomaden und wohlriechende fette Dele werden in größeren Quantitäten 
jowohl eingeführt wie ausgeführt, ebenjo Brillantine. Preife E. 600, A. 300. 


Seifenfpiritus und Glycerin-Crème fommen hauptſächlich aus Dejterreich. 
Preiſe E. 350. 


Haarfärbemittel fommen bei der Einfuhr wenig in Betracht, da die meijten 
ausländischen Fabrikate diefer Art wegen ihrer Zuſammenſetzung in Deutjchland 
verboten find. 

Wohlriehende Paſtillen kommen hauptjächlich aus England; Preije E. 600. 

NRäucherband, Räucherblätter, Räucherkerzen, Räucherpapier, Räucherpulver, 
Rauchpillen find Nebenartifel von jo geringer Bedeutung, daß deren nament- 
liche Aufführung faum gerechtfertigt erjcheint; an Stelle derjelben werden neuer: 
dings alfoholhaltige Zimmerparfüms ſowohl importirt als erportirt. Preiſe 
E. 300, A. 200. 

Riechpulver, ziemlich wichtiger Artikel für Import wie auch Erport; nament- 
lich Polvere d’Ireos in fleinen Umjchliegungen wird viel von Italien einge: 
führt. Preiſe E. 500, U. 500. 

Kiechfifien in Seide werden wohl meijtens als Seidenwaaren behandelt. 

Salben (Cremes), Puder und Schminken find wichtige Ausfuhr-Artikel. 
ebenjo wird viel hiervon importirt, namentlich aus Frankreich. Preiſe E. 300, 
A. 500 

Barfümirtes Bajeline fommt aus New-York, doch werden Vaſeline-Fabri— 
fate auch bedeutend erportirt. Preiſe E. 35V, U. 200. 


Bahupaften und Zahntinkturen find wichtig für Erport wie auch für Import 
(aus England, Frankreich und Defterreich) (Kalvdont). Preiſe E. 600, A. 400. 

Die für beide Pofitionen in den legten Fahren angenommenen Durch- 
ichnittspreife dürften wohl auf richtiger Schägung beruhen und auch für 
das legte Fahr maßgebend jein fünnen.“ 
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Wegen der Preisfeitjegung für Karbolfäure möge nachitehend die Mit: 
theilung eines Sadyveritändigen bier veröffentlicht werden, um daraus zu er= 
jehen, mit welch peinlicher Genauigkeit bei der Ermittelung der Waarenpreije 
vorgegangen wird. 

„Nach jchriftlich eingeholtem Sachverjtändigen-Urtheil zweier Fabrifanten 
und eines Großbändlers in dieſen Präparaten werden von diejen drei Quellen 
die Ein: und Ausfuhrpreife folgendermaßen geichäßt: 


Einfubr: 
A. 1 Theil kryſt. a Mt. 105.1 * 
2 roh à 45. 44 =a ME. 65 — 
B. 5 Theile kryſt. A Mt. 115.—L __ 2* 
3. ob A, s_} — Mt. 88.80 
C 1 Theil kryſt. a ME. 115.— E__ 
1 2 roh a J — un Me. in, 
NE. 228.80:3 
Durchſchuitt Mt. 76.— 
Ausfuhr: 
A. 


1 Theil kryſt. a Mi. 120.— — s— 
a th “. 
3 


B. 3 Theile kryſt. a ME. 10.—\ _; 2* 
C. wie bei der Einfuhr . .. - Mt. 75.— 


ME 181.—:3 
Durdhichnitt DE. 60.— 


Ber der Ausfuhr ift die von C gewählte die (Me. 75) ohne nähere 
Begründung nur in Analogie der gleich hohen Ziffer der Einfuhr gemuthmaßt 
worden, weshalb ich auf diejelbe feinen zu großen Werth lege. Auf Grund 
meiner eigenen Berechmungen und den mündlichen Verhandlungen möchte ich 
vorschlagen, die Preije für die. Einfuhr auf Mi. 75.— 
Ausfuhr 55.— 

zu ſetzen, wobei die Differenz von Mk. 20.— zwiſchen Ein: und Ausfuhr als von 
zwei maßgebenden Seiten fommend, wohl als annähernd richtig bezeichnet 
werden dürfte. 

Die billigeren Breije an fich gegen das Vorjahr find Dadurch zu motiviren, daß 
im Sabre 1892 die bedeutend höhere Ausfuhrziffer durch die Cholera allein ver— 
urjacht worden ijt. Es wurden damals die älteſten Lager gänzlich geräumt und die 
Karboljäure aller Neinheitsgrade zu immer fteigenden PBreifen verkauft, während 
im Jahre 1893 große Posten der Einfuhr vielfach zu lang dauerndem Lagern 
verurtheilt wurden und bei umgekehrter Tendenz der Preiſe unverfäuflich blieben. 

Aus der Einfuhr: Notiz B intereffirt die aus jehr gut unterrichteter Quelle 
geichöpfte große Ziffer für friitallilirte Waare. Die betreffende Quelle iſt einer 
der bedeutenditen Händler in dem Artikel, der einerjeitS zwiichen den Farben: 
fabrifen und den englischen Smporteuren und andererjeit3 zwiichen den Salizyl— 
jäure und Pikrinſäure-Fabriken jtebt. Derjelbe hält die in der Kommiſſion aus: 
geiprochene Annahme bezüglich Eriltallifirter Waare in der Einfuhr, nämlich 
1 Theil des Importes, 857 000 Kilo und hierzu die ungefähre Fabrikation 
der deutjchen Fabrifanten, ca. 300000 Kilo Summa 1157000 Kilo Friftalli- 
jirter Karbolſäure, für zu gering.“ 
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Gruppe IV. 


Die Preisbewegung der Rohmetalle in den legten drei Jahren war folgende 
(pro 100 kg netto): 





























Einfuhr N q u« uhr Nach der franz. 
1892 | 1898 | 1894 | 1892 1893 | 189 Statijtif 
TE Mark ! _ Mart | Mark | Mar | Mare | Marl j Fres Ei 
1. Blei, robes | 21. 50 20.—| 19.79 21.25 19.50 19 20126— 28 hür pro 
| | | 100 kz 
2.Robeiien, | 481 454 464 550 Oz 
3. Vrucheifen 5— 4.50 454 550 5.— 5.22 er 
4. Robfupfer 3— 92.— 85.05) 101.— 95.— 87.03]  120—140 
5.Robint | 45 — 036— 3074 4150 0 3 2930| 46-54 
6.Robjinn | 190.—| 170. 139.—| 192.— 172.—| 141.—1 225—235 
7. Robaold 1278 200.— 278 200.— 278 200.— 278 200.— 278 200.—|278 200.—]| 3 pro Gramm 
8. Rohſilber 11 670.—! 10425.— 8555. — 11 750 IOATS- 8600. I3-14 cs. pro 
| | | | Gramm 
9. Quediilber | 400.— 3885.— g60.— 420.-| 395.—| 3870.- 4—5 
10. Wismutb | 1620.— 1575—| 1350— 1650.— 1600.—| 1375.— 21 
11. tobaltund | | | | 
Nidelmetall | | | 
roh 4% | — 375. 325.— »75.— 425.— 375.— 5 


Die Preiſe für Blei, Eiſen, — Nickel, Silber, Queckſilber, Wismuth, 
Zink und Zinn find in den Jahren 1893 und 1894 erheblich zurückgegangen. 


Die Preiſe für Halbfabrifate geitalteten ſich wie folgt: 


1. Walzblei und Bleiröhren. 


1892: 24 und 23 Dif. bezw 24’, ME., 1893: 22 und 23 ME., 1894: 
21'/, und 21 ME. 


2. Stab: und Winfeleijen, Eifenbahnfchienen. 


Die Preije für Winfeleifen waren in 1892 10—11'/, ME, 1893/94: 
9— 10 Mit. Stabeijen ergab nach länderweifer Schäßung in der Einfuhr 1392 
15,75 ME. und in der Ausfuhr 10,70 ME., 1893: 14',—10'/, Mt., 1894: 
141 /,— 9,80 Mk. Eifenvahnſchienen I9—8 M., Nadfranzeifen 1892 19 ME. 
in der Einfuhr und 18 ME. in der Ausfuhr, 1893 und 18094 herabgefegt. 
Eijenplatten 1892 11'/, und 17'/, Me., 1893: 10, und 14'/, Mk., 1894: 
10,380 un 12,20 Me. Weißblech 1592 33 und 35’, Mk., 1893: 32 und 
33 ME, 1894: 27,50 und 31,50 Mk. Eifendraht in der Einfuhr 33 umd 
in der Ausfuhr 12!/, Mk., 1893: 33 und 12'/,, Me, 1894: 33 und 11,20 Me. 


3. Kupferbalbfabrifate. 

Kupferdraht 1892 147 Mk. in der Einfuhr und 150 ME. in der Ausfuhr, 
1893: 130 und 125 DE, 1894: 125 und 123 ME. Schmiedefupfer 1592 
130 Me. in der Einfuhr und 120 Mk. in der Ausfuhr, 1893: 120 und 
110 Mk., 1894: 110 und 103 ME. 


4. Walzzink. 


1892: 47'), ME. in der Einfuhr und 46 ME. in der Ausfuhr, 1893: 
39,75 Mf. und 33,25 ME, 1894: 34'/, und 33°, ME. 
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5. Walzzinn. 
1892: 215 Mf. in der Einfuhr und 225 ME. in der Ausfuhr, 1893: 
200 und 210 ME., 1894: 170 und 180 Me. 
Für die hauptfächlichiten Metallfabrifate wurden die Preife wie folgt er: 
mittelt. 


1892 1893 1894 

Grobe Gilenwaaren . . . 60 u. TOME. 60 u. 68Mk. Tu 65Mt. 
Nähnadeln .. . . . 2100 „ 900 „ 2050 „ 800 „ 2050 „ 800 „ 
Schreibfden . ». » =» ...90 „ 700 „ 950 „ 700 „ 900 „ 650 „ 
Kriegsgewehre . . . . 1300 „1250 „ 1290 „ 1400 „ 1250 „1250 „ 
Grobe Nupferichmiedwaaren 200 „ 210 „ 190 „ 200 „ 184 „ 19% „ 
Grobe Zintwaaren B8:;-: 188: 8 „ 118 „ 72 .. 118-, 
Grobe Zinnwaaren = 270 20,» 0. 0. 0, 0, 
Lolomotven . . 2... 100 „ 114 „ 100 „ 110 „ 95 „ 105 . 

[9015 ALTE 0. 73 „ 70 u 78— 67 „ 70 „ 
Maihinen aus) Gußeifen . 58,60, 56 „ 58 „ Au 5. 

\Schmiebeifen ee. RB. 66 „ 70 „ 64 „ 68 „ 
Nähmafcdhinen . — — 80 „ 95 „ 90 0, 

Erze. 


Eijenerze, länderweife geihäßt. Die Ausfuhr nad) Belgien und Frank: 
reich bejteht in der Hauptjache in Minettes von Lothringen und Luxemburg, 
welche von 1892 auf 1893 billiger wurden. Die Einfuhr aus Spanien beitebt 
in hochwerthigen Erzen, in der Einfuhr aus Frankreich find hochwerthige 
algieriihe Minettes enthalten, aus Griechenland kommen gute Seriphos-Erze, 
aus Italien Elbaerze, Norwegen liefert gute Lofotenerze. Die portugiefische 
Einfuhr bejteht aus Huelvaerzen, aus Dejterreich-Ungarn geht Spatheijenitein 
ein Der Werth der Eijenerze fiel von 1,34 in der Einfuhr auf 1,31 Mt. 
Der Ausfuhrwerth von 30 Pfg. ijt geblieben. 

Blei: und Kupfererze. Die Zujammenftellung der Blei: und Kupfer 
erze unter eine jtatijtiiche Nummer erjchwert die Schägung, weshalb Fünftig 
dDieje beiden Arten von Erzen getrennt nachgemwiejen werden. Als Einfuhrmertb 
für Rupfererze gelten 1892 40 Mk., für Bleierze 20 ME. Die Einfuhr be 
Steht zu einem Theil aus Kupfererzen und zu vier Theilen aus Bleierzen, johin 
mit einem Durchjchnittswerth von 24 ME. Unter Berüdfichtigung, daß aud 
noch jehr hochwerthige Erze eingeführt werden, wurde pro 1892 ein Durd: 
Ichnittspreis von 30 ME. in der Einfuhr angenommen. Die Ausfuhr befteht 
überwiegend aus Bleierzen, daher 20 Mt. Bro 1893: 27 und 15 Mk. wegen 
Preisrüdganges. Im Jahr 1894 find aus Belgien 2000 Tonnen Kupfererze 
im Preije von 50 ME. und 8700 Tonnen Bleierze im Preije zu 5 ME. pro 
100 kg eingegangen, (Durdhichnittspreis 13 ME), aus Frankreich hoch— 
werthige Kupfererze 100 Tonnen, aus Griechenland iberbattoe Bleierze, aus 
England Stupfererze, aus Defterreich Ungarn hochhaltige Bleierze, aus Portugal 
Kupfererze, aus Rußland, Schweden und Spanien zum Theil Kupfererze, aus 
Transvaal, Argentinien, Bolivien, Brafilien und Britiſch-Nordamerika filber: 
haltige Bleierze, aus Chile Kupfererze, desgl. aus den Vereinigten Staaten von 
Amerika, aus Aujtralien Bleierze mit jtarfem Silbergehalt. Die Ausfuhr nad 
Defterreih hat in Kupferzement, nach der Schweiz und Dftindien in Glaſur— 
erzen, nach den übrigen Ländern in Bleierzen beitanden Auf Grund diejer 
Annahmen wurde unter Berüdfichtigung der länderweijen Einfuhr: und Ausfuhr: 
Mengen der Preis in der Einfuhr auf 16,59 ME. und in der Ausfuhr auf 
17,60 ME. fejtgeitellt. 
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Gold:, Silber: und Platina-Erze. 
1892: E. und A. 115 ME. Bon der Gejammteinfuhr zu 19,300 Tonnen 
entfielen auf: 
Silbererze 18270 Tonnen à 100 ME, 
Golderze 1 027 —— nn 
Platinaerze 81), a „20000 , 

1893: 100 ME. 189: E. 86 ME, A. 50 Mt. Nach ländertvetjer 
Schätzung wird die Einfuhr wegen Rückgang des Silberpreijes erheblich er: 
mäßigt, dgl. die Ausfuhr Aus Rußland fommen Platinaerze (14 Doppel:Ztr.) 
im Werthe zu 15 000 ME., daher der hohe Durchſchnittswerth für Rußland 
zu 11 800 Mt. 

Kobalt: und Nidelerze. 

1892: €. 140, 4. 90 Mk. 1893: E. 120, U. 75 Mt. 1894: E. 94 
und U. 60 ME. Die Einfuhr aus Franfreih und England bejteht der Haupt: 
jahe nad aus Nickelſpeiſe, ſonſt aus Nideljchladen. Die außereuropäiichen 
Provenienzen bejtehen aus Nidelerzen. 

Die Preife haben fich fortgejegt verbilligt. 


Manganerze. 


1892: €. 8 und 9. 15. 1893: 8 und 15 Mi. 1884: 6 und 12 ME. 
Die Ausfuhr beiteht zum Theil in Braunfteinpräparaten. 


BZinferze. 
1892: 8'/, Mt. 1893: 7 Dit. 1894: 4°/, ME. (Preisrüdgang.) 


Untimonerze und Arien. - 
1892: 60 und 32 ME. 1893: 50 und 35 Me. 1894: 27 und 21 Me. 
(PBreisrüdgang.) Die Einfuhr aus Japan beiteht in Antimonium crudum, aus 
Bolivien in geringem Antimon. Die Ausfuhr umfaßt geringere und Arjenerze. 


Chromerze. 
1892: 9 Mt. 1893: 10 Mt. 1894: 3'/, Mt. 


Schladen von Erzen. 
1892: 1u.1,25 Mf. 1893: 1,10u.1,40 Mt. 1894: 1,38 u. 1,47 ME. 


Thomasjchladen. 
1892: E. 3u.3'/, Mt. 1893: 5,40 Mf. 1894: 2,50 u.4 ME. (Preig- 
Rüdgang.) 
Schwefelfies, Mlaunerz. 
1892: 1,80 u. 1,30 Mt. 1893: 1,90 u. 1,30 Mt. 1894: 1,98 u. 2,28 ME. 


Braunfohlen und Steinfohlen, Koaf2. 

Braunfohlen. 1892: 38 u.40 Pf. 1893: 38 u.40 Pf. 1894: 36 u. 38 Pf. 

Steinfohlen. 1892: 1,11u.1,34 Mt. 1893: 1,08u.1,28 Mk. 1894: 
1,04 u. 1,25 Mt. 

Koaks. 1892:1,70u.1,80ME. 1893:1,54u.1,57 ME. 1894: 1,40 u.1,57 ME. 

Aus dem vorjtehenden, zu den Gruppen I—IV im Auszug gegebenen 
Inhalt der Sigungsprotofolle der Sachverjtändigen: Kommiljionen für Die 
Schägung der Handelswerthe dürfte mit Sicherheit zu entnehmen fein, daß die 
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für die einzelnen Waarenartifel ermittelten Werthe bei der Ausdehnung, 
welche die länderweiſe Schägung in der deutschen Handelsitatiftif angenommen 
bat, nahezu als abjolut richtig erachtet werden können. Aber auch die für 
Sammelpofitionen rechnerisch ermittelten Durchichnittswerthe können Angefichts 
der Sachkenntniß umd der eingehenden Berathung ſeitens der Sachveritändigen, 
wovon hier jelbitverjtändlich nur jfizzenhaft die Quintejjenz der vorgebrachten 
Gründe und Gegengründe, des Meinungsaustaufches und der VBortragserjtattung 
jowie der Verhandlungen mitgetbeilt werden kann, Anſpruch auf thunlichite 
Genauigkeit erheben. Es ijt dies bei den vorjtehenden Gruppen um jo leichter 
möglich geweſen, als die dorthin gehörigen Waaren zumeiſt ſchon im Handel 
nach — einen beſtimmten Preis haben. Aber auch für die Waaren der 
folgenden 3 Gruppen, in welchen Bücher, Handſchuhe, ja ſogar „Oelgemälde“ 
nach Doppelzentnern in ihrem Werthe abgeichäßt werden, joll gezeigt werden, 
daß auch diefe Preisermittelungen eine jehr jolide Grundlage haben. 
Im Uebrigen repräjentiren die vier behandelten Gruppen folgende Ge: 
fammtwertbe: 
Ginfubr. Ausfuhr. Einfubr. Ausfubr. 
a) Nahrungsmittel, Genußmittel. f Abfälle, Tiüngungsmittel und verjchiedene 


1892 . . 1243 Mill. Mt. 344 Mill. ME | thieriſche Produkte. 

1893.. 1055 „ 40 5.118902 ...1290 Mill, M. 35 Mill. Mt 

1894 ..1156 „ 1. u | 188...17 . m 0... 
11894 ...14 „ „ 7 





b) Induſtrie der Fette, Oele, Mineralöle. ) Brennfoff 
1892 . . . 221 Mill. M. 26 Mill. ME. | ——— 





1893... um TR „1892... 98 Mill. Mt 135 Mill. Mt 
1894 ...47 „ 32 _” Re, 1808.25: 97 & r 140 „ " 
— i 1894... 4 „ = 143 „ “ 
ce) Chemiiche . trie und Pharmazie. | h) M 
R | etall- \nduitrie. 

1898 ...273 „ 29.» 11898 ...1090 ** 3 
104... 0. 0 DM. |... 5 0. 

d) — und andere lebende Thiere. | i) Erze. 
1892... . 261 Mill. Mt. 25 Mill. ME. | 1892... 70 Mit. Mt. 10 Mill. Mt 
1898 ..... 222 — Bu», „ | 1898... 64 „ AR 10 „ ; 
184 ...281 „ m Pi | 1894 . 60 } 0». . 

e) Sämereien und Futtergewächſe | Kı —7 Inſtrumente und Apparate. 
1892 . .. 49 Dill. ME. 30 Mill. ME. | 1892... 53 Mil. Me. 150 Mill. Mt. 
1898... 64 „ u 39 „ „11898... 54 „ r 160  „ ” 
Try a Tr 3 Bl lı4..0o. . 32), 


Bon der Gejammteinfuhr in den Jahren 1892 —1894 zu 12 646 Mill. ME. 
entfallen auf die vier eriten Öruppen jchon 7 310 Dill. ME., alfo 57'/,”/, und von 
der Geſammt— Ausfuhr in den letzten drei Jahren zu 9446 Mill. DE. entfallen 
auf dieje vier Gruppen 4233 Dill. Mk. oder 40'/,°/, und vom Sefammthandel 
zu 22092 Mill. Mk. 11543 Mill. ME. oder etwas mehr wie die Hälfte. 


Gruppe V. 
In der Gruppe V famen die Preife für die Textilrohſtoffe zu ſchätzen: 
1. Baummolle, rohe, hatte einen Werth von 
77,30 ME. in der Einfuhr 1892; 79 Di. in der Ausfuhr 1892, 


85, 00 " " " " 1893; 37 ” [2 " " 1893, 
690 0 TO. „189. 
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Die Breife wurden länderweije ermittelt und nach den Ein- und Ausfuhr: 
Mengen der Durchichnittspreis berechnet, ſoweit nicht nach den Angaben der 
Sadyverjtändigen ohnehin jchon die Baumwolle in Eine und Ausfuhr nad 
Dualitäten ermittelt worden war. Die egyptiiche Baummolle wurde (1893 
zu 96 Mf., die jüidamerifanische zu 92 ME., die mittelamerifanische zu 89 ME. 
und die oftindische zu 73 ME. berechnet. 

Für das Jahr 1894 wurde die Einfuhr aus Egypten und Dejterreich: 
Ungarn (Trieſt) auf 88 ME, aus Britifch: Indien auf 56 ME., aus China auf 
60 ME, aus Großbritannien auf 64 Mf., aus Belgien und den Vereinigten 
Staaten auf 72'/,; ME. angenommen. 

2. Flachs, außer neufeeländifcher. 

Die Preife wurden auf Grund von genauen Informationen, Die von der 
Ravensburger Spinnerei eingeholt worden waren, länderweile gejchäßt. 

Die Durchichnittsmwerthe wurden 1892 auf 54,80 ME. und 55 ME. feſtgeſetzt. 

3. Hanf, außer Aloe und Manillahanf. 

Die Schäßung erfolgte länderweile und wurden die Preije (1892) auf 
50 Mit. in der Einfuhr und 48 ME. in der Ausfuhr fejtgeiegt. 

4. Heede und Werg, 32 ME. 

5. Jute. Für Jute wird pro 1892 eine Preisjteigerung Eonjtatirt und 
die Einfuhr auf 32 und die Ausfuhr auf 34 ME. angenommen. 

In den Jahren 1893 und 1894 wurden die Preife für Hanf, Flachs und 
Heede hinaufgejegt auf 66'/, ME. (1893) bei Flache, auf 57,20 ME. bezw. 
60 Mk. bei Hanf und 34 bis 36 ME. bei Heede. Jute wurde zu 31 und 
33 ME. angenommen. 

Für das Jahr 1894 wurde folgendes bemerkt: 

Die Einfuhr von Flachs aus Rußland macht 93°/, der Gejammteinfuhr 
aus und erfolgte zu */, im erjten Semejter des Jahres 1894, wo die Waare 
boh im Preiſe Itand. Aus Belgien kam bejte Qualität, aus Frankreich 
fommt ruſſiſcher gebechelter Flach. Bei der Ausfuhr wird angenommen, daf 
die nach Belgien, Frankreich und Dejterreich-Ungarn ausgegangenen Mengen 
aus ruſſiſchem Flachs bejtanden haben, die wohl großentheils gewiß in den 
Eigenhandel Deutfchlands übergegangen waren, aber auch unmittelbare Tranfit- 
waare daritellen. 

Durchichnittspreis-Einfuhr 71,50 Mk. Ausfuhr 71,70 ME. 

Die Einfuhr von Hanf aus Großbritannien iſt minderwerthig 3. B. Sifal. 
Oſtindiſche Hänfe find im Preife zurückgegangen. Auch die ruffiiche Waare ift 
etwas billiger wie in 1893. Fir die Ausjuhr werden 5°%/, zum Durchjchnitts- 
preis der Einfuhr binzugeichlagen. 

Durchichnittspreije: Einfuhr 87,90 ME. Ausfuhr 61,00 Dik. 

Die Heede iſt 1894 im Werth geitiegen, dagegen find Spinnerei-Abfälle 
geringwertbiger geworden. Durdichnittspreis: E. 35,89 ME., U. 38 ME. 

Die Jute-Preife waren in 1894: 29 und 31 Mk. 

6. Scide. 

sloretjeide, ungefärbt, Ginfuhrpreis 1892: 1950 ME. U. 2000 Mk—., 
1393: 1850 und 2000 Mk. 1894: 1583 ME. und 1450 Mt. 

Die Einfuhr enthält geijponnene und blos gefämmte Floretjeide, die Aus— 
fuhr bejteht aus gejponnener Floretieide. 

Rohſeide, ungefärbt, E. 1892: 3800 und A. 4000 Me. 1893: 4456 
und 4700 Mt. 1894: 3150 und 3243 ME. 
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Die Breife wurden länderweiſe feitgefegt und hieraus der Durchichnitt berechnet. 
Bis zum 15. Mai 1893 jtiegen die Seidenpreife, um von da an wieder zu fallen. 

Seidenabjälle, Bupfjeide: E. 500, AU. 400 ME. (1892); 500 und 450 Me. 
(1893) und 834 für Einfuhr und Ausfuhr (1894). 

Nah Anſchauung eines des Herrn Sachverjtändigen joll unter diejer 
Nummer auch gefänmte Floretjeide nachgewiejen werden, worüber noch Er: 
mittelungen jtattfinden jollen. (Siehe den am Schluß folgenden Bericht eines 
Sachverſtändigen der Gruppe V). 

Zwirn aus Robjeide: 3850 ME, 3000 Mk und 4000 Me. 

Sejärbte Floretjeide: E. 2000. ME, U. 2250 ME. (1892 u. 1893), 1800 umd 
1900 Me. (1894). Bei der Einfuhr findet ſich bier die Miſoie, eine ſtark beſchwerte 
ſchwarze Franzenſeide, welche billig iſt, aber bei der Ausfuhr nicht vorkommt. 

Gefärbte Rohſeide: 4500 Mk., 5000 und 4380 Mi. 

Bei der Preisfeſtſetzuug der gefärbten Rohſeide wurde der Preis der un— 
gefärbten Rohſeide unter Berückſichtiging von 20—25°/, Gewichtsverluſt und 
400 Me. Färberlohn, für Lacets aus Rohſeide, die in dieſe Poſition als Halb— 
jabrifate zc. nicht gehören, werden 2500 ME. angenommen. Nach amtlichen 
Ermittelungen zerfällt die Einfuhr in 99°/, Nobfeide und 1°/, Lacets. Die 
Ausfuhr bejteht nur aus gefärbter Nobjeide, daher 4400 Mi. 

7. Schafwolle und Kunſtwolle. 

Rohe Schafwolle wurde im Jahre 1892 zu 158 ME. in der Einfuhr und 
250 ME. in der Ausfuhr bewerthet (auf Grund länderweiler Schäßung). 

Für das Jahr 1893 betrugen hienach die Durchjchnittswerthe 154 Mi. 
und 240 ME. und für das Jahr 1894: 138 und 220 ME. 

Die Wolle aus Frankreich wurde zu 300 ME, aus Argentinien zu 73 ME, 
aus Gapland zu 148 ME., aus Br.-Auftralien zu 165 ME., aus Rußland zu 
128 ME., aus Defterreich-Ungarn zu 150 Mk. angenommen. 

Die Kunftwolle ſank im Preis von 60 auf 57 ME. 

Die Ein: und Ausfuhr der Textil-Rohſtoffe zeigt fich aus folgenden Tabellen: 


a) Einfuhr. 


1892 1893 1894 
J M J = 

Rohe Baummolle und Baum— Mill. Mt. Mill. ME Mill. IE — — 

woll-Abfälle » . . . . 195 221 200 Mil. ME. 616 
11 3l 39 39 „u 18 
Hanf. A a BE Be 25 23 26 — — 74 
Heede Werg) . a a ae 7 6 7 5 n 20 
Yute. . . 18 28 23 ü 2 69 
‚rloretieide, gefärbt. ungefärbt 27 29 21 W 7 
Rohſeide, — 100 105 82 = 287 
Seidenabfälle, Zupfſeide IE 5 6 8 Se 19 
Wollabfälle, AAN, Rob: 

Schafwolle . 2358 236 230 ö a 724 
Getämmte Wolle u. tämmlinge 30 30 28 " " &8 


Zuſammen Mill. Mt. 2.083 
b) Ausfuhr. 

Die Ausfuhr von roher Baummolle ift nur unbedeutend und betrug in 
den legten drei Jahren 52 Mill. ME, ſodaß die Netto-Einfuhr an rober 
Baumwolle betrug 564 Mill. ME. oder 188 Mill. ME. pro Jahr. Der Ber: 
brauch an roher Baumwolle betrug in den legten Jahren 4'/;—D kg pro Kopf, 
alſo 250 000 Tonnen pro Jahr auf die Gejfammtbevölferung. Die Tonne zu 
800 ME. berechnet, ergibt fi eine Ausgabe von 200 Mill. ME. 
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Die Ausfuhr von Flachs, Hanf, Heede und Jute betrug in den lebten 
drei Jahren: 
an Flachs 43 Mill. ME., an Hanf 36 Mill. ME, an Heede I Mill. ME. und 
an Jute 5 Mill. ME, zufammen 93 Mill. ME, ſodaß die Netto-Einfuhr an 
dieſen Spinnſtoffen 179 Dill. ME. ausmacht oder pro Jahr rund 60 Mill. ME. 
Der Verbrauch an Jute beträgt 3. Zt. 1’/. kg pro Kopf oder fajt 80000 Tonnen. 

Die Ausfuhr an Roh—-, Floret- und Zupfjeide betrug in 1892 35 Mill. Mk., 
1893: 34 Mill. ME, 1894: 33 Mill. ME, zufammen 102 Mill. ME., jo daß 
die Netto-Einfuhr an jeidenen Spinnftoffen in den leßten drei Jahren 281 
Dil. ME. betrug oder pro Jahr 94 Mill. Mk. 

Die Ausfuhr an Wolle und Kunſtwolle, Kämmlingen ꝛc. belief fich in 1892 
auf 46 Mill. Mk., in 1893 auf 56 Mill. ME, in 1594 auf 53 Mil. ME, 
zulammen auf 155 Will. Mk., jo daß die Netto-Einfuhr in Wolle, Wollabfällen 
und Kämmlingen betrug 1892/94 rund 657 Mill. DE. oder pro Jahr 219 Mill. Mk. 

Die Preisbewerthung der Halb- und Ganzfabrifate in der Textil-Waaren— 
Induſtrie macht einige Schwierigkeiten, doch gelang es auch hier auf Grund der 
großen Sachkenntniß und der eingehenden Ermittelungen und Probeverwiegungen 
jeitens der Sachverſtändigen die Preife auf 100 kg netto richtig abzujchägen. 

Die Baummollengarne wurden auf Grund der Baummollpreife ermittelt, 
bei der Ausfuhr wurde in Betracht gezogen, daß auch das Vicogne-Garn hier— 
unter enthalten ijt, welches als jolches nicht ausdrücklich angemeldet wird, da 
es jonjt unter Nummer 39 gehörte. Die Preife für baummollene Gewebe jind 
auf Grund eingehender Probeermittelungen jeitens einiger der Herren Sachver— 
jtändigen fejtgejeßt worden. 

Bei den Leinen und Wollgarnen wurden gleichfalls die Preis-Konjekturen 
aufs genauejte berücjichtigt und hiernach die Preije feſtgeſetzt, das gleiche Ver: 
fahren wurde bei den Wollgarnen vorgenommen. 

Ebenjo wurden die Preiſe für die Gewebe aus den einzelnen Spinnftoffen, für 
die Strumpfwaaren nnd die fonfektionirten Waaren, für Spigen und Stidereien 
ermittelt und laſſen wir nachitehend die jchriftlichen Erläuterungen eines der Herren 
Sachverſtändigen zu Nr. 43 und 49 des Statift. W.V. (Gardinenftoffe) folgen. 


Erläuterungen 
zu Nr. 48 und 49 de3 Statiltiihen Waarenverzeichnifies. 
Gardinenitoffe). 


Um die mir vorgelegten Fragen beantworten zu können, babe ich eine 
Reihe von uns gemachter Sendungen nach dem Auslande von 1892 und 1891 
geprüft, auch eine Anzahl der in den lebten Jahren von uns aus England 
bezogenen Sendungen roher Gardinen auf Ihre Fragen hin revidirt und komme 
zu dem folgenden Ergebniß. 

Wir, wie die meijten Firmen des Vogtlandes erportiren Gardinen haupt: 
jächlich in den Preisfagen von 25 Pf. bis 1.50 ME. pro Meter (gemebte 
Gardinen) nur in fertig ausgerüſteter Waare, alfo appretirt und gebogt und 
da ermittele ich einen Durchichnittswerth unjerer Ausfuhr in Gardinen 

für 100 kg 1892 1891 
mit rumd ca. 500 ME 550 ME. 
und habe bei diefen Summen eher zu hoch, als zu niedrig gegriffen. 

Nun werden ja von einigen anderen Firmen ausſchließlich nur feinere, 

geitickte und tambourirte Gardinenfabrifate exportirt, wofür der Durchjchnitts: 
Annalen des Teutichen Reicht. 1806 34 
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werth ein bedeutend höherer ift, aber immerbin halte ich den in Ihrer Tabelle 
angenommenen Sat von 750 ME. ala Durchichnittäwerth für 100 kg aller 
im Jahre 1891 in Deutichland ausgeführten Gardinen, für viel zu hoch, 
denn unſere gewebten Qualitäten bilden ja den weitaus überwiegenden Theil 
aller ausgeführten Gardinenfabrifate. 

Eine Ausfuhr von Rohwaare haben wir nicht, ich glaube auch nicht, dat 
fie irgend nennenswerth in Deutſchland geichicht, aber die Zahlen, die in Ihrer 
Tabelle für Ausfuhr von Rohwaare gegenüber denen von appretirter Waare 
angegeben find, kann ich mir nicht erklären. Wenn ich annehme, daß im 
Durchſchnitt diefelben Qualitäten auch roh ausgeführt wurden, wie jie im 
appretirter Waare erportirt werden, dann fommt man doch zu folgendem Erempel: 


100 kg appretirte Gardinen EN ca. 500 m 
a ca. 80 Pfg. 
100 kg rohe Gardinen enthalten ca. 900 m & ca. 65 Pig. ge 585 Mk. 


Ich nehme dabei gleiche Durchſchnittsqualitäten an; die Rohwaare wiegt viel 
leichter, halb ſo viel als appretirte, bei gleichem Gewicht erhalte ich daher 
mehr Meterzahl und mehr Werth, wenn auch der Werth eines Meter roh 
weniger iſt, als der eines Meter appretirt. 

Ich finde daher für die in Ihrer Tabelle angeführten Zahlen des Ausfuhr— 
werthes appretirter Waare pro 100 kg mit 750 Mk. gegenüber roher Waare 
pro 100 kg mit 520 ME. feine Erklärung. 

Was in den legten Jahren in Deutjchland in Gardinen eingeführt worden, 
ift jehr wenig, in Folge der Ausdehnung und Vervollkommnung unferer in- 
ländiichen Produktion; was eingeführt worden, ift fait ausichlieglich rohe Waare 
und nur in feinſten Qualitäten, worin unfere eigene Broduftion noch ungenügend 
oder nicht ausreichend ift. Nach unjeren legtjährigen gen von Rohmaare 
aus England ergibt fih ein Durchichnittswerth für 100 kg rohe Gardinen 
ca. 750 ME. Einen Unterjchied zwijchen 1892 und 1891 faun ich nicht er: 
mitteln, er ift auch deswegen nicht vorhanden, weil bei diefen bezogenen, aus: 
ichlielich feiniten Sorten, eine Preisveränderung Telbjt bei erheblichen Preis: 
konjunkturen nicht jtattfindet, Die Mufterleiftung und Qualität wie Ausführung 
lediglich ijt für den Preis maßgebend. Die Einfuhr appretirter Waare in 
Sardinen aus dem Ausland ift jo unbedeutend, daß fie kaum in Betracht 
fommt, der billigere Zoll für Rohwaare und die verbejjerte Appretur in Deutich- 
land haben den Bezug von appretirter Waare fajt unmöglich gemacht, nur 
weniger ausgefallene Sachen, farbige, applicirte Gardinen in feinjten Genres 
mögen noch appretirt in Deutjchland eingehen, aber für die Gefammteinfubr 
jpricht Dies nicht mit und wiirde auch nichts an der angegebenen Durchſchnitts— 
Ziffer ändern oder nur wenig. 

Die Frage nun, wieviel Prozent durchichnittlich die Preife ſich 1892 gegen 
1891 verändert haben, beantworte ich dahin, daß unſer dentiches Fabrikat, 
alio die Waare, die wir ausführen, durchichnittlich im Jahre 1892 rund ca. 
10°/, billiger gewejen ijt, als im Jahre 1891. 

Wenn ich Ihnen ſonſt noch mit einer Auskunft dienen Fann, bitte um 
Mittheilungen, ich ſtelle meine Dienfte —— gern zu Ihrer Verfügung. 


Ferner laſſen wir anbei die Tabelle über die länderweiſe Schätzung der 
in dieſe Gruppe fallenden Rohſtoffe und Fabrikate folgen, wobei wir hauptſãch⸗ 
lich auch auf die Ausfuhrwerthe für Damaſte hinweiſen. 


1= om | ei, 
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Giuheitswerthe, 


welche für das Jahr 1894 gefondert nach den einzelnen Ländern der 

Herkunft oder Beftimmung von der Gruppe V der Sadverjtändigen- 
Kommiſſion feitgefegt worden find. 

— u ———— 


























Emheite⸗ Einheits⸗ 
Waarengattung und Länder für 100 kg | Waarengattung und Länder |za1o0 kg 
| in n War = — u z — Lin Mart 
14. Baumwolle, rohe.’ | Oeſterreich— — et 80 
Rußland . . Re 
Einfuhr. ei | Schweden . u — | 70 
ihafen ale ' Schweiz... — 4 
— v es | 79,5 Sritiich Oftindin . ©... | 80 
Dänemark . | 
anfreich . 88 Ausfuhr. 
toßbritannien . a RE re Er 72 
Gibraltar xc. . | 88 | Dänemat . . . 2 2.222.1120 
talien . J720Frankreich. 222 72 
derlande . . | 56 | Großbritannien . . 2 2 2... 67 
eh Tingere .. 88 Niederlande....... 110 
Rußland . . . : \ 2 Norwegen . . re ne, A 
Ehmeiz, * | Deiterreih-Ungam © 2 220. . 71 
Türkei F 84 Portugal . 2 2 on 130 
Ohr ’ a nrw 70 
= afrika EN ee ee 125 
Sg ohne deutiche Schubgebiet | 70 ae a Ve 2 
" | Spanien . . ee Aa? 0 
5* "Oftindien ” k | 56 Britiſch Auftralien . oo. | 80 
60 | 
sap ndi 056 4 | 
— en — J — su. Hanf, mit Ausnahme von Aloe 
\ und Manillahanf. | 
dr Weitindien. | > | —80 fr. 84 Lire.) 
Haiti ER —— 
Kolumbien. 2200. . Belgien . | 8 
Beru ra \ 80 | Dänemart . | 53 
Denezuela . . J Frankreich . .. 65 
—5* ‚Staaten von Amerifa | 72, | Großbritannien 30 
alien . . — Italien. 75 
Uebrige auſtraliſche Infeln 60 \ Niederlande 65 
— Ungarn . 60 
310. Flachs, mit Ausnahme von | Rubland . 52 
neuſeeländiſchem. Schweiz . 5 
Italieniſcher Preis für lino greggio | Serbien. = 53 
5 Lire. Türkei . 30 
Einfuhr | —— ohne deut Schusgebiee 95 
a | ! arrıla " : ” | 
en rw een de .| 152 | Brit Oftindien aan 
änemar ee a Bann "China . . . a —— 30 
Frankreich . I a } 100 | Philippinen FE 
Großbritannien 20.012 Meile. . 28 
Niederlande > 2 2 22 22.2180 Vereinigte Staaten von Amerifa . 40 





u 





" Nach der  franzöftichen Statiftif wurde der Werth der Rohbaummolle auf 77 bezw. 
95 es. bis 1,00 Fr. reſp. 1,10 Fr. neichäpt. 
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— | Finbeits: | ng 
MWaarengattung und Länder für 100 xg | — und Länder *3* 
— SEN SIE SEEREASCHER ___' in Marl | 2 








312. Heede; and Abfälle von an— I Ruhm +: ae. | 1550 
deren vegetabilifdhen Spinnitoffen. ‚ Schweden . BA a an Me 770 
Schweiz . Be a A a a ne 550 
Cinfubr. Spanien -» < = 2 2... .] 1000 
. Damlıag — 40Türkkeee.28600 
elgien. - . - u ar 12 Egnpten ; 1000 
DEDEMOER 3° 5 ar ar N 39 Oſtafrika ohne deutſche Schupgebiet N 600 
ante.» > en Britiſch Oftindien . . 
Großbritannien . . 2 2 2... 43 Argentinien Be ne re 
ERHLIERR 95: : 5:36: 0 ca nn 50  Braitlien a 800 
Niederlande 2 2 2. 43 Briuſch Nordamerika 
Norwegen . . BEE ehr A 39  Ghile . 
— Ungarn a ca 33,;5 Däniſch Weitindien 700 
Rußland — 29 | Merito . . . Te Re 
Schweden RE ET ter. 800 
weis: . ae —— 39 Venezuela . . 700 
Britifch Oftindien RE GEN Vereinigte Staaten von Amerita . 600 
Niederländiich ———— | Zentralamerikaniſche ——— Re \ 200 
en .30  Britiich Australien . —F * 
Ghile . : | | 
Vereinigte Staaten von Amerila | 770. Zloretfeide 
563. Yeinengarn, eindrähtiges, roh, — Einfuhr. 
über Nr. 35 engliſch. Belgien. - - » = 2.2... .} 1400 
Frankreich.. | 1 600 
Ginfubr. Großbritannien Sahne 
Belgien. -» «0 end 30 Viftalien. . © 2 2202 .| 1700 
Frankreich. en 230 iederlande. 1600 
Örohbritannin 2 220. \ 664 Oefterreich- — —14117100 
Niederlande an he tape Se oe Rußland . . een era: LO 
Oefterreih-Ungan . » x: . > 205 | Shwel. - » : 2 2 2 2. .[] 1550 
BUNG... 3%... 0 au 


591. Damajt, leinener, aller Art zc.') 


g 171. No A 
A usruhr 1 bfeide :c 


(34'/» Air. prokg. 4 100—5 200 Lire 


Freihafen Damburg. . . 2». ko‘ 

Helgoland . > 2 2 2 2 nen 700 | — u 

Belgien + 000 nennt 640 Einfuhr. 

EEE late 600 | Belgien . . 2 2 2 42200 
rantreih . » » = 2 2000. 0 »] 1550 Dänemat - 2 64028506 
Griechenland . . » » 2.5.1080 ı Arankrih . > 2 2 2800 
Großbritannien - » 2 > 20. 540 Großbritannien ei er a ——7—— 
Italien.. 700 Italien.. 423400 
Niederlande » 2.222...) 600 |, Niederlande . .. 2200 
Norwegen . . RL 770 Oeſterreich— — Be 
Cefterreih-Ungam . - ©...) 1200 Rußland . . ie RR 
HTEDEL 3a ö 440 . Schweiz. ; ———00 
Rumänien . 580 China 2050 


u 

ı Bei der Cinfuhr von Leinendamait wird angenommen, dab aus — Amiens 
und Oeſterreich-Ungarn nur kunſtvolle Sachen eingehen, daher 1100 Mt. pro 1894. Bei 
der Ausfuhr wurde länderweile Schägung vorgenommen, auf Grund der Angaben einer 
der bedeutenditen — Nach den Vereinigten Staaten von Amerika find in 1894 
in Folge der ungünitigen wirtbichaftlichen Verhältniſſe viel geringwerthigere Fabrikate aus⸗ 
geführt worden, weshalb nur 600 ME. angenommen werden. Auch ſonſt haben die großen 
Norräthe in den Lagern die Vreiſe jehr gedrüdt. 
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Waarengattung und Länder rirmoxg | Waarengattung und Länder jr 1m kg 
ae TR 71.2 — Kin Marl 
Ausfuhr. | ‚886. Schafwolle, roh, gefrempelt, 
Belgien . | 3500 | gebleicht oder in Lodenform gelegt. | 
— | 2500 | (160 Lire. 150—190—200 Fr.) 
roßbritannien | | 
Italien . . N 3500 | Cinfubr. 
Niederlande ; ) E Freihafen Tamburg . 168 
Telterreich-Ungarn . ; 2 500 elgien . 265 
Rußland nn | Dänemaf . 128 
Schweden Pr FE | ‚ranfreih . . 300 
Schweiz . 3500 || Großbritannien 160 
Argentinien_ : | \stalien . a. 90 
Vereinigte Staaten von Amerifa . ‚Miederlande . . . s0 
Oeiterreich- — 150 
"Portugal - . Be tr ee | 80 
- = —* 
772. Seidenabfälle. nn En er alte 
(1100 Lire.) Schweden . . » 22000. N 
. Schweiz ee a0 
Einfuhr. — Er RE wer er 75 
; BEREL Da tr a 65 
Delgien. > > 2 220 Ol 2... 148 
Frankreich — 1 000 | Marofto j 5 
A een DENE AIR SSR ER 2 Meitafrita ohne deutiche Schupgebiete | 
Ntiederlande re a — 700 Ä Gi ——— 80 
— ——— BERGE. rn Uebriges Alien . . ! 
Schwei Br EN EN 800 Argentinien 73 
China 3. " " i i ö ö " " " 400 Braſilien 148 
Er Su Ze EEE Zi DR 21 A 158 
EEE, 5. re Sale ee 9a 169 
‚ Uruguan . : 73 
Vereinigte Staaten von ainerita 178 
Britiſch Auftralien . . .. j 165 
Hawaii-Inſeln . . A \ 170 
US auftraliiche Inseln 





Gruppe VI und VII. 


Die Sachverjtändigen-Öruppe VI und VII hat vorzugsweije die Preije für 
fertige Fabrikate zu ſchätzen. An Rohſtoffen fommen biebei nur in Betracht: 
Asbeſt, Erden, Zement, Gips, Kalk, Alabaſter, Marmor, Edeljteine, Steine 
und Sciefer, Elfenbeine, Perlmutterſchalen, Borften, Kautfchuf, Hörner und 
Knochen, Häute und Felle, Holz und Rohr, Kork, Rinden zc. 

Für Asbeſt wurden die Preije in 1892 auf 55 und 60 ME., in 1893 
anf 45 und 50 ME. in 1894 feſtgeſetzt. 

Zement fojtete 3,50 ME. und verbilligte ich auf 3,25 ME., in der Aus: 
fuhr auf 2,75 ME. 

Erden, Mergel, Sand u. ſ. w. wurden mit 35—40 Pig: pro 100 kg 
bewerthet, Gips mit 2 ME. in der Einfuhr und 3 ME. in der Ausfuhr. Kalk 
fojtet 5 und 7 ME., Kaolin, Feldſpath 3'/; ME. Die Preife für Meerichaum 
find 550 ME. und für Bernjtein, rohen: 1000 Mi. Für das Jahr 1893 
wurde der Breis für Bernitein (Schnigbernftein) zu 715 ME. ermittelt; allein 
nach den Angaben der Firma Stantien ımd Beder in Königsberg” i. Br. 


502 ft. Wieſinger: Tie deutiche Handelsſtatiſtik. 


2 


wurde für 1894 der Preis mit 1000 ME. angenommen. Elfenbein koſtete 
früher (1892) 2000 und 1800 Mk, iſt aber jeit 1594 billiger geworden und 
fojtet nur mehr 1650 ME. in der Einfuhr. Die PBerlmutterichalen wertben 
240 ME. und die Thierhörner und Hufe 35 ME. in der Einfuhr und 23 ME. in 
der Ausfuhr; Steinnüſſe fojten nach ze. NKugelmann in Hamburg 19 und 20 ME. 
Der Hauptimport beiteht aus Guayaquil:Nüfjen, deren Preis 16'/, Mk. beträgt. 

Die Walfiihbarten wurden auf Grund länderweiler Schäßung mit 1529 Me. 
in der Einfuhr angenommen. Die Breije für Walfiichbarten find ſehr zurüd- 
gegangen, fie fojteten 1892 noch 4 sh. per engliiches Pfund und 1894 3 sh. 
per englilches Pfund. Hiewegen wird auf folgendes Schreiben eines Sad) 
verftändigen verwieſen: 


„Auf das geehrte Schreiben vom 26. vor. Mits. habe ich ganz ergebenit 
zu eriwidern, daß der Durchſchnittswerth von Arctik- und Davisſtraits-Walfiſch— 
Barten im Jahre 1893 ungefähr 3250 Marf per 100 kg anzunehmen itt. 

Der Preis von Aretik-Barten in Nord-Amerifa ſchwankte erheblich und 
war im Januar v. %. 4 Dollar, Februar 3',, März 3'/,, April/Auguit 3, 
berührte im Oftober 2 und jtieg wieder bis Dezember auf 3 Dollar per 
Pfund amerifanifch (engliich). Bei mittlerem Wechjelfurie stellt ſich 
jeder Dollar, der für ein Pfund amerif. gezahlt wird, auf LO Mart 
per kg bier, d. b. 1000 Mark per 100 kg incl. Seefradht und Aſſekuranz. 

Bon den eingeführten 66 300 kg dürften die 

4000 aus Großbritannien, 

4300 ,„ Niederland v. New-Norf-Rotterdam), 

3200 „ Britiich Nordamerika, 

47000 „ Vereinigten Staaten 

58500 Arctik- reſp. Davisitraits:Barten geweſen jein, die den 
oben genannten Werth (durchichn. 3250) haben. (Die 4000 von Großbritannien 
fünnten aber auch Finm-Barten geweſen fein). 

Die 300 aus Dänemark und 7400 aus Norwegen find jedenfalls Finn: 
barten, deren Werth zwischen 200-700 Markt per 100 kg jchwantft, alie 
durchichnittlich 450 Mark anzunehmen it. 

Was num die 2600 kg Ausfuhr betrifft, jo bemerfe ich, daß ein regulärer 
Ausfuhr-Handel in Walfiichbarten in Deutjchland nicht mehr beiteht. 

Daher dürfte e8 fich bei dem Export nach Belgien, Rußland, Schweben, 
Schweiz um irethümliche Deklaration, nach Franfreih, Großbritannien um 
Tranfito, allenfalls auch um Theile (geringerer Qualität) von Walfischbarten 
handeln. Die 1000 kg nach Defterreich könnten eher noch Original-Walfiſchbarten 
(Werth 3250) fein, wahricheinlich aber auch nur Theile von Barten, oder 
Untermaaß:Barten (Ausſchuß von Standard), die ungefähr /;— '/; Werth haben. 

Sollte ich hiermit die gewünschte Auskunft nicht erichöpft haben, jo bin 
ich jederzeit bereit, eventuell ferner gewiünjchte Mittheilungen zu machen. Mit 
Hochachtung ergebenjt: Unterjchrift.“ 


Zelluloid (Zelhorn) in Platten, Stäben und Röhren wird mit 550 Mt. 
angenommen, wovon unter Nummer 430 des ftatift. W.-V. (Hornplatten) etwa 
60°/, fallen. 40°/, find mit 200 ME. zu bewerthen, daher 400 ME. im Durch— 
Schnitt, gegen 1893 auf Grund zuwerläffigerer Schäßung etwas erhöht. Nober 
Kautichuf war früher theuerer, daher pro 1894 mit 400 ME. bemertbet, 
Alabajter und Marmor ift mit 12 und 18 ME. feſtgeſetzt. 
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Bau: und Nugbolz Eojtete 1894 in der Einfuhr 3'/, ME. und in 
der Ausfuhr 4 ME, da die Preije billiger geworden jind; Holzborfe und 
Gerberlohe wurde in der Ein: und Ausfuhr länderweile geichäßt und biebei 
angenommen, daß zur Einfuhr gelangt: 


aus dem Freihafen Hamburg. - » . Gemablenes Quebrachoholz 13 Mk., 
„ Belgien — dal. 3 
„Großbritannien. 2.2.2... Mimolarinde BE; 
„ Teiterreih-Uilngarm . . . - .» .  Ichlechtefte Tualität Borfe 8 

„ Rubland - . 2 22202020. Meidenrinde 187 +. 
„ den Ver. Staaten von Amerifa . Nanaigralobe 13% 
„ Britiih Australien...» . Mimoſarinde 24 


9* Ausfuhr beſtand zum großen Theil aus gemahlenem Quebrachoholz 
zu 13 Me. 

Quebrachoholz wird nämlich im deutjchen Zolltarif, wie folgt, behandelt: 
Quebrachoholz, roh, Nr. 5m. (Mr. 188 des ſtatiſt. W.V.) zollfrei. 
Quebrachoholz, zerkleinertes, (gemahlen, gerajpelt 2c. ꝛc. nicht aus 

gelangt Nr. 13b, (415 *) br. Zoll 0,50 Mk. per 100 kg; ver: 
tragsmäßig zollfrei. 

Das nicht zerkleinerte Quebrachoholz wurde in Gruppe III zu 5 und 
6 ME. bewerthet. 

Hinſichtlich de Glasmanufaktur und Glasfabrikate iſt folgendes 
noch zu bemerken: 

Bei gegoſſenem Spiegelglas erſchien die Ausfuhr von 14 13+ Doppel:Ztr. 
des Jahres 1894 gegen 1483 Doppel-Ztr. des Jahres 1893 den Sach— 
verſtändigen zu hoch, insbeſondere wurde die Ausfuhr nach Italien angezweifelt; 
es ſtellte ſich jedoch auf Grund näherer Recherchen heraus, daß eine deutſche 
Glasfirma zur Ausjtattung ihres neuerrichteten Filiallagers in Florenz that— 
jächlich die angefchriebene Menge zum Preis von 24 Mf. per 100 kg aus: 
geführt hatte. 

Die Preife für Tafel- und Spiegelglas find in den legten drei Fahren 
jehr zurückgegangen, und mußten von 150 auf 110 in der Einfuhr und von 
240 auf 150 ME. in der Ausfuhr herabgejegt worden (von 1890— 1844). 
Auch grünes und naturfarbiges Hohlglas iſt im Werth gelunfen, jo daß bei= 
ſpielsweiſe heutzutage eine gewöhnliche Weinflafche nur mehr 5 Big, ftatt 
früher 10 Pig. koſtet. 

Die Häute und Felle find bereits in den legten Jahren im Preiſe ge: 
jtiegen, nur grüne Kalbfelle jind etwas billiger geworden. 

Nindshäute, grüne und gejalzene, fojteten 1890: 75 ME., dann 65 ME, 
jet ijt der Preis (1894) wieder 70 ME. Gekalkte und trodene Rindshäute 
dagegen find von 120 auf 85 ME. im Preis gejunfen, ebenjo Schaf: und 
Ziegenfelle. 

Roßhäute, deren Einfuhr länderweiſe geſchätzt wurde, ſind gleichfalls 
im Jahre 1894 im Preis geſunken. Aus Frankreich und Großbritannien 
fommen jchwere Hänte, aus Rußland gelangen trodene Häute zur Einfuhr; 
die argentinische Waare ift jehr viel billiger geworden. Nach Großbritannien 
gehen nur Roßichilder, nach Rumänien nur trodene Häute. Die Einfuhr wurde 
pro 1894 auf 64,30 ME. und die Ausfuhr auf 70,40 ME. ermittelt. 

Sohlleder. Die Haupteinfuhr kommt von Chile. Chile-Sohlleder 
wird aber nicht als Sohlleder, jondern als Coupon eingeführt, die minder: 
werthigen Theile werden im fFreihafengebiet Hamburg abgeichnitten, nad) England 
wieder ausgeführt, daher wurde der Einfuhrwerth von 235 auf 250 Mk. erhöht. 
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Handſchuhe. Hinfichtlih der Handichuhe wurden in Bezug auf das 
Berhältnig der Paarzahl zum Gewicht genaue Ermittelungen angejtellt, der 
Ausfuhrpreis war früher 8500 ME, wurde aber auf 6500 ME. herabgejegt, 
da auch Handſchuhe von ſchwerem Leder ausgeführt werden. Ein Baar Hand: 
ihuhe wiegt durchichnittlih 30 Gramm, alfo gehen 33 Paare auf 1 kg; das 
Paar zu 2Mk. angenommen, ergibt fich ein Betrag von 66'ME. pro kg oder 
6600 ME. pro 100 kg. 

Ber den feinen Lederwaaren wurde pro 1894 der Erportwerth dem Ein: 
fuhrmwerth gleichgeftellt, da das inländiiche Fabrikat dem eingeführten an Güte 
nicht mehr nachiteht. 

Ber den Uhren (Tafchenuhbren) wurden im legten Jahre die Preiſe herab: 
gefegt, insbejondere enthält die Ausfuhr viel billige Nickeluhren (Rublaerubren). 

Die Ein: und Ausfuhr der mufifaliichen Inſtrumente wurden länderweije 
gejhägt und pro 1894: 575 bezw. 483 ME. ermittelt. 

Die Werthe für Bücher, Karten, Mufifalien, Deldrudbilder, 
Gemälde wurden nach den genauen prozentualen Ermittelungen dee Sad)- 
verſtändigen aus Leipzig feitgejest. 

Schließlich wollen wir noch der Werthermittelung für Spielzeug ge: 
denfen. Der Artikel Spielzeug iſt befanntlich in unjerem Zolltarif und jtatift. 
WB. nicht beſonders als folches aufgeführt, jondern wird bei der Einfuhr 
nah Maßgabe des Materials behandelt und bei der Ausfuhr wurde bisher 
nur eine Erleichterung in der Deflarationsangabe dahin gewährt, daß z. B. 
bei Spielzeug aus Eijenguß, Eifenbleh und Schmiedeifen (Nr. 258 und 26U 
des jtatijtischen Waarenverzeichniijes die Deklaration „Spielzeug aus Eijen“ 
genügte. Ebenjo wurde Spielzeug aus Kupfer u. ſ. w. behandelt. 

Bon Seite der Spielwaaren:;zabrifanten Deutichlands in Thüringen und 
Nürnberg wurde jchon feit längerer Zeit darnach getrachtet, für Spielzeug aller 
Art eine jeparate, Jelbftändige Nummer im jtatift. W.-V. und womöglich auch 
im Bolltarif zu erhalten; es wurde jedoch diefem Anfinnen gegenüber bisher 
Itets auf Die Begünftigung des $ 2 Abſ. 3 des ſtatiſtiſchen Geſetzes verwieien, 
wonac bei Zufammenpadung verjchiedenartiger Waaren die Zolldireftivbehörde 
ausnabmsweile eine allgemeine Bezeichnung des Gefammtinhaltes des Kollo und 
die Angabe des Gejammt-Bruttogewichts nebſt Verpadungsart zulajjen könne. 

Dit Einführung des neuen jtatijtijchen Waarenverzeichnijjes hat num für 
die Ausfuhr Spielzeug aller Art eine gemeinfame Nummer erhalten, der rt, 
daß die Erportenre das Nettogewicht eines jeden zur Ausfuhr angemeldeten 
Kollos und den Werth des Inhaltes anzugeben haben. Hiedurch wird für die 
Folge die Ausfuhr von Spielzeug ftatiftiich beſſer erfaßt. 

Spielzeug umfaßte bisher folgende Nummern des ſtatiſt. W.V.: Nr. 62, 
Spielzeug aus Blei, aus Eijenguß (258), aus Eifen (260), aus gewöhnlichen 
und farbigem Glas (361, 376), grobes und feines Spielzeug aus Holz (445, 
450), aus Hartgummi und Kautſchuk (481 und 483), aus Kupfer und Meſſing 
(518, 519), aus Leder und Fellen (547), aus Papier (756 und 760), aus 
a (863), Spielzeug aus Zinf und Zinn (928, 933), frifirte Puppen— 
föpfe (384), Puppen und PBuppenbälge angekfeibet (533), Puppenhüte aus 
Stroh (826), Kindertrompeten und mufikaliiche Inſtrumente, als Kinderipielzeug 
dienend (458), Schuſſer (Knider, Klier, Marmeln) aus Marmor, Stein und 
Thon u. | w. (Nr. 815 und 811), Farben: und Tuſchkaſten (75), Kinder— 
jpielfarten, Die Ausfuhr an Spielzeug belief fich nach den ſtatiſtiſchen Angaben 
bisher jährlich auf rund 30 Millionen Mark. 
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Wir verfuchen num zum Schluß, einige fritifirende Bemerkungen des Herrn 
Diezmann in jeinen Aufjägen und Abhandlungen zu entkräften: 

I. Artikel betreffend den deutjchen Außenhandel jeit 1885, Conrad's Jahr—⸗ 
bücher für Nationalökonomie ꝛc. ꝛc. 1894, 3. Folge 7. Band, S. 260 ı. f.). 

Daß nunmehr, ſchon ſeit mehreren Jahren, bei der Ausfuhr von Nieder: 
lagen und überhaupt im &ejammteigenbhandel, der Einfuhrwerth bei Tabaf, 
Reis und Heringen u. ſ. w., auch für die Wiederansfuhr in Berechnung ge: 
zogen wurde, hätte der Herr Verfaſſer des Artikels im Jahr 1894 aus Band 66 
der NReichsitatiitif (pro 1892) ©. I. 35 entnehmen fünnen. 

Im Webrigen ift gerade bei Tabaf der Ausfuhrwerth beim Abgang aus 
der Niederlage nicht immer derjelbe wie bei der Aufnahme zur Niederlage, in 
dem beijpieläweije auch inländischer Tabak in die ——— anfgenommen 
werden kann, der einen höheren oder geringeren Werth repräſentirt, als der 
wirklich ausländiſche Tabak. 

Damit erledigt ſich auch die weitere Bemerkung des Herrn Diezmann hin— 
ſichtlich der Werthberechnung für Petroleum, Hefe und Branntwein in Fäſſern. 

Die bemängelten 65 kg gemünztes Gold find im Jahr 1893 von der Nieder— 
lage abgemeldet worden (D. R.-St. Bd. 74, ©. 147); die fragliche Sendung ge: 
langte nach einem Freibezirfe und war daher mit Nachweilung II wie zur Auf: 
nahme in eine Niederlage zu behandeln. Die Bemerkung hinfichtlich der Werthberech— 
nung der Durchfuhr hat injofern bezüglich der Vergleichbarkeit mit den Statijtifen 
anderer Yänder feine rechte Bedeutung, als die Durchfuhr iiberall anders behandelt 
wird; vgl. beifpielweile die Inſtruktion für die Nachweilung des franzöfiichen 
Generalhandels.') Hiernach gibt es (Ziff. 19 und 21) nur Commerce general 
d’importation und d’exportation. Bei der Einfuhr im General-Handel werden 
alle Waaren, die zum Konjum, zu Niederlagen, zum Tranſit und zur Reex— 
portation oder zur admission temporaire deflarirt werden, angejchrieben, bei 
der Ausfuhr ebenjo. Der Tranfit im freien Verfehr, aljo von zolljreien, nicht 
unter Zollfontrole tranfitirenden Waaren wird demnach in Frankreich nicht feſt— 
gehalten. Was die Berjendung von Kaffee im Gejammteigenhandel Deutjch: 
lands nach Rußland anbelangt, jo find im Jahr 1893 2253 Tonnen Rob: 
faffee nach Rußland verjendet worden. Da Kaffee einem hohen Zoll ſowohl in 
Deutjchland als in Rußland unterliegt, jo fann eine Ausfuhr von diefem Waaren— 
artifel nur im Niederlageverfehr, alfo aus einer Hollniederlage itattfinden. Die 
Anjchreibungen bierüber find aber abjolut ficher und wenn im Lübecker Handel mehr 
Kaffee nadı Rußland verfendet wird, fo beweiit dies eben blos, daß der Lübecker 
Handel an ſich mehr Waaren umfaßt als zullamtlich zur Anmeldung gelangen, 
3. B. wenn ein Lübeder Kaufmann auf eigene Rechnung eine Ladung Nobfaffee 
direkt von Brafilien nach Petersburg gehen läßt, jo wird dieſes Gejchäft vielleicht 
im Lübecker Handel ericheinen, aber in feinem deutſchen Zollausweis fich vorfinden. °) 





) Direetion generale des Douanes: Statistique Commereiale Instruction concer— 
nant lexecution de ce service, Paris 1894, Circulaire Nr. 2418. VBergl. die hierwegen 
früher dargelegten Bemerkungen, wonach beiſpielsweiſe in Frankreich die Finfuhr zollfreier 
(Hüter und deren Miederausfubr ſtatiſtiſch nicht tfolirt wird und Nr. 34 der allen. Inſtruktion: 

Les expäditions de transit «lireet sans passage prealable par l’entrepöt d'une 
frontiere de terre ou de mer sur une autre frontiere . . . . sont comprises dans les 
6eritures du bureau de Destination. Üelui-ei ainsi A les inscrire soit simultanement 
au commerce general d’entree et de sorti si le transit a ete consomme soit au com- 
merce general d'entrée. 

ı Auch wenn 3. B. Rohlaffee von Brafilien auf Rechnung eines Yübeder Kaufmanns 
ver Schiff nach Hamburg kommt, von dort im Freihafengebiet per Bahn mit Ladungs— 
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Als Edelmetalle werden in der dentjchen Neichsitatistif die unter Nr, 298 
bis 304 aufgerübrten Mengen berechnet, da eine Ausjcheidung, welche Edel: 
metalle als Kontanten und welche als Waaren zu betrachten find, nicht möglich 
ericheint. Der Ausdrud „Bagament“') jteht im zollamtlichen Waarenverzeichniß 
und muß daher auch in das jtatiftiiche Waarenverzeichniß übernommen werden. 
Was den Anjchluß der Hanlaltädte Bremen und Hamburg anbelangt und Die 

Dadurch berbeigeiührte Umgeltaltung unſerer Handelsbilanz, jo iſt doch richtig, 
daß Die in dem Yagerı der ehemaligen zollausgeſchloſſenen Stadt Hamburg 
befindlichen Gegenftände — ſoweit zollpflichtig, Durch Nachveritenerung und fo: 
weit zollfret — obne Weiteres — als Einfubr in den freien Verfebr auf: 
getreten find und ijt die Anmerkung auf Seite 265 1. c. ganz unverjtändlich. 
Damit erledigt fich auch der Zweifel über die 212,44 Tonnen Baumwolle auf 
S. 283 1. c., da in dem Mebr die Hamburger Yagerbeftände enthalten Find. 
Unjere Ausfuhr: Nachweiſung über Hamburg bat in Folge der früheren Boll: 
ausichluß:- Qualität diefer Stadt und auch jeßt noch wegen der Freibafenitellung 
noch nicht die erforderliche Durchlichtigkeit, weshalb in der Begründung zu der 
neuen Redaktion der Ausjührungsbeftimmungen zum ſtatiſtiſchen Geſetz gejagt wird: 

„Durch die vom Bundesrath im Jahr 1892 beſchloſſenen Aenderungen 
der Ausjührungäbejtimmingen und Dienftvorichriiten der deutichen Waaren: 
verfehrsitatiftif it dem im Yaufe der Zeit bervorgetretenen dringenditen 
Abänderungsbedürmiß, welches hauptiächlich im Verkehr mit dem Freihafen— 
gebiet Hamburg fich gezeigt hatte, Nechnung getragen worden... .. 
Ber Aufſtellung der Ueberfichten des deutichen Außenbandels für die Jahre 
1392,93 haben die abgeänderten Bejtimmungen im Allgemeinen eine Erleichterung 
in der technijchen Bearbeitung der von den Anmeldeſtellen dem ſtatiſtiſchen 
Amte eingejendeten Nachweilungen berbeigerührt und insbeſondere bei der Aus: 
fuhr eine genauere Erfaflung der Beltimmungsländer beim Verkehr über das 
‚sreibafengebiet Hamburg ermöglicht. Während nämlich der Antheil des Frei— 
bafengebiet3 Hamburg an der Geſammtausfuhr im Spezialbandel des deutichen 
Zollgebiet3 dem Wertbe nach für 1891 noch zu 1,6",, dargeftellt wurde, war 
er im Jahre 18592 mit 1,2%, und im Sabre 1893, in welchem die volle 
Wirfung der abgeänderten Borichriiten eintrat, mit O,9/, zu verzeichnen. Die 
Einfuhr aus dem Freibafengebiet Hamburg in das Hollgebiet für 1891 bis 
1593 betrug im Spezialhandel gleihmäßig O,4'/, vom Wertbe und darf als 
der Wirklichkeit entjprechend angejehen werden, da diefer Prozentſatz den Werths— 
Antheil derjenigen Waaren darftellt, welche durch die im FFreibafengebiet er: 
baltene Bearbeitung als Erzeugniſſe des Freihafengebiets anzuſehen find. Die 
Ausfuhr nad) dem Freihafengebiet erjcheint dagegen etwas zu hoch, weil in 
den für fie ermittelten Zahlen Wertbe für Mengen enthalten find, die nicht 
rür den Verbrauch im Freibafengebiet beftimmt, jondern nur vorläufig dabin 
verbracht worden ſind, um demmächit in den Handel anderer Yänder übergerührt 
zu werden. Das Bekanntwerden diejer Thatfache (durch Mittheilung des handel: 
ſtatiſtiſchen Bureaus in Hamburg an das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt) verzögert 
ſich aber in uam Fällen über den Zeitpunft hinaus, zu welchem der Abſchluß 


Berzeihniß ı und Wegleitzettel nach Lübeck veriendet und dort ſofort in ein Schiff zur Aus— 
fuhr nach Rubland eingeladen wird, fo ericheint dieſe Yadung Kaffee in den ſtatiſtiſchen 
Nachweiien Hamburgs als Einfuhr bezw. Ausfubr, in der deutichen Reichsitatiftit als Turd- 
fuhr und in der Yübeder Statütit als Ausfuhr, weshalb derartige Vergleiche immer 
hinfen werden. j 
Vagament aus Bruchgold und Bruchſilber zuiammengeichmolzene Barren) 7a frei. 
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der jtatiftiichen Tabellen zu erfolgen bat. Die betreffenden Mengen können 
daher den Letteren nicht zugejchrieben werden.“ 

Es find jedoch in der Neuredaktion der Ausführungsbeitimmmungen und 
Dienjtvorschriften in Bezug auf die Anmeldung von Waaren zur Ausfuhr 
über das FFreibafengebiet Hamburg und Bremerhaven-Geeitemünde und darüber 
hinaus nach fremden Ländern behufs Forrefterer Erfaſſung der eigentlichen Be: 
timmungsländer die entiprechenden Vorſchläge gemacht worden, damit fich die 
Ausfuhr namentlich in das FFreihafengebiet Hamburg thunlichit genau erfaſſen 
läßt. Am beiten wäre es, wenn das Freihafengebiet Hamburg binfichtlich der 
Waarenverkehrsſtatiſtik gleich den Freibezirken Bremen und Brafe behandelt würde. 

Wie die Waarenpreife in der deutſchen Neichsitatiftik für den Handelsverfehr 
ermittelt twerden, dariiber verweilen wir auf die in diefer Abhandlung mit ab: 
gedruckten Werthſchätzungs-Regeln und ift die von Herrn Diezmann auf 
S. 267 1. ce. hiewegen gemachte Darftellung nicht ganz der Richtigkeit entiprechend, 
insbejondere ift die an den Zollanfhluß von Hamburg und Bremen gefniüpfte 
Folgerung, daß die über die Nordieefüfte eingegangenen Waaren nach 1888 
billiger umd die ausgegangene Waare theurer geworden fein müßten, mit den 
Thatſachen nicht übereinftimmend, da Schon immer Hamburger und Bremer Preiſe 
benüßt worden find. Auch das Beilpiel vom Staffee, der in einem Hamburger 
Schiff nah Brafilien aus: und eingeführt wird, ift unrichtig, da nicht der 
Brafiltanische Preis, jondern der Preis an der deutſchen Zollgrenze maßgebend iſt. 

Mie in die Ausweiſe über den freien Verkehr die Kolonialwaaren kommen 
jollen (S. 258), die Hamburg und Bremen zur Verſorgung Skandinaviens 
berbeiholt, ijt umverftändlich ; dafür find ja die FFreihafengebiete Hamburg und 
Bremerhaven-Geeſtemünde gejchaffen, daß dieſer Handel ohne deutjche Zoll: 
Kontrolle umd ohne Anmeldung für die deutjche Statiftif vor ſich gehen kann. 
Zu diefem Zweck find die Spezialhandels:Ausweife für Bremen und Hamburg 
und auch noch von Lübeck vorhanden, weshalb aud) die Anmerkung auf ©. 273 
nicht zutreffend ift, da Bremens Handel und der Handel des deutſchen Zoll: 
gebiets Doch nicht gleich find. 

Selbjtverftändlih muß der Anschluß der Hanjeftädte auf Verminderung 
unjerer Ausfuhr-Nachweiſe und Vermehrung unferer Einfuhr-Mengen hinwirken, 
wie auf Seite 418 jchon bemerft wurde 

Was nun noch einzelne Preisbemängelungen anbelangt, jo muß hinficht: 
ih der Perde auf die genane Darlegung der Preisbeftimmungen in Gruppe I 
verwiejen werden, wonach der Preisanjag für die Durchfuhr — ruffischer 
Pferde — viel zu hoch ift, der Einfuhrwerth für ruſſiſche Pferde iſt für das 
Jahr 1894 nur noch mit 480 ME. feſtgeſetzt, der Hamburger Werth ijt aller: 
dings nur auf 290 ME. gejtellt. 

Wir laſſen umſtehend die Liſte über die Preisfeftitellung für Pferde pro 
1894 folgen 

Die dänischen Schweine wurden pro 1894 nur mit 90 ME. pro Stüd 
bewerthet, wonach für ca. 280,000 Stüd nicht 31,5 Mill. ME., jondern nur 
25,2 Mill. ME. zu berechnen wären. 

Die Anjchreibung des aus dem Auslande nach Deutichland eingeführten 
Getreides zum Konſum und zum Mühlenlager:Berfehr als Einfuhr in den freien 
Berfehr ijt im den ftatiftischen Nachweifungen des Kaiferl. Statijt. Amtes überall 
vermerkt (vgl. die Vorbemerkungen zu den Monatsheften des Ausw.-Handels, 
Abſ. 4). Die auf Mühlenlager-Konto verbrachten Getreidemengen, Körner und Del- 
früchte bleiben zollfrei, foweit hiefür Fabrikate nach einem bejtimmten Ausbeute: 
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Burfgnittensrrihe für die Ein- und Ausfuhr von 1 Pferden im Sahre 1894. 
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Freihafen Hamburg 


ee, A * 
Badiſche —— 9 850 
Belgien 896 1000 
Dänemark 462 | 1000 
Frankreich 309 | 1 000 
Großbritannien 374 1500 
Italien 84 2000 
Niederlande . 1 259 900 
Norwegen — — 
Oeſterreich⸗ Ungarn 1008 900 
Rumänien — — 
Rußland . 205 1800 
Schweden 11 1500 
Schweiz 900 
Spanien . 
Türkei 
Egypten . . 
Teutich Weſiafrita 
Kaplande 
Argentinien . 
Prafilien . 
Ghile 
Venezuela 
Vereinigte Staaten ven Amerıta 


Zuſammen 


Verhältniß wieder ausgeführt werden, wobei ein Identitäts-Nachweis nicht ſtatt— 
findet. Der nicht ausgeführte Reſt muß verzollt werden. Demnach iſt bei Feſt— 
ſtellung des Getreide-Verbrauchs in Deutſchland, wie im IV. Vierteljahrsheft der 
Deutſchen Reichsſtatiſtik pro 1894 und pro 1895") (Mühlenlagerverkehr) und in 
den Vorbemerkungen zu den Monatlichen Nachweifen des deutichen Außenhandels 
au 4 angegeben tit, anzunehmen: 

) die Einfuhr des Getreides in den freien Verkehr nach Abzug der auf 

Mühlenkonto gebrachten Mengen; 

) der Ernteertrag nach Abzug des Ausſaat-Quantums; 

) die vom Mühlenfonto durch Abjag in's Inland in Form von Mühlenfabri— 

faten verzollten Mengen, umgerechnet auf Körner, und die Einfuhr von Mehl 

und Mühlenfabrifaten aus dem Auslande im deutfchen Spezialhandel. 








) Non Weizen umd Roggen wurden zum freien Verkehr . kai Müblenlager 


Getreide eingeführt: Weizen. Rog 
1882/84 .. .. 2083 663 Tonnen 2396 386 — 
1885/89 . ... . 2249 612 u 3 686 052 
1890/94 . . 4 731 422 ” 3 149 043 - 

Hiervon BERG au Müblenlager- Konto: 

1882/54 .. .. 388760 Tonnen 225 858 Tonnen 
1885/89 .... 614536 9553358 , 
1890/94 . ... 124769  ) 1031008  , 
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Die Einfuhr in den freien Verkehr der deutichen Reichsſtatiſtik und die 
Verzollungserträgniſſe können mit Rüdjicht auf die Beitimmungen des Mühlen: 
lager:Stontoregulativs niemals übereinstimmen. 

Hinfichtli) der Preife für Getreide und Mehl und in wieweit hier ein 
Mißverhältniß obwaltet, wird auf die Darjtellung der Preisermittelung diefer 
Waaren in Gruppe I verwiejen und nochmals bemerkt, wie die Zeit der Einfuhr, 
das Herfunftsland u. ſ. w. auf die Preisermittelung von erheblicher Rückwirkung 
ift und daß die Mehlausfuhr fjelbjtverjtändlich zu 99%, nur aus zollfreiem 
Mübhlenkontogetreide erfolgen fann. Wir laſſen umitehend die Tabelle über 
Mehlpreis-Ermittelung pro 1894 folgen. 

Die Bemängelung der Eier: Preife wurde jchon früher beiprochen. 

Wenn 1818 Stüd Eier auf 100 kg gehen und das Stüd zu 5 Pig. 
gerechnet wird, jo trifft auf 100 kg ein Preis von 90 ME. und der engliiche 
Preis zu 6,13 ME. pro 120 Stück ergibt gleichfalls 92 ME. pro 100 kg. 
Da in der deutjchen Einfuhr auch Eigelb und italienische Eier enthalten find, 
jo ra der deutjcherjeits pro 1894 zu 86 ME. ermittelte Preis keinesfalls 
zu hoch. 

Die Preigermittelung für Wolle, welche von Herrn Diezmann ange 
zweifelt wird, lajien wir umjtehend folgen. 

Die Bemerkung auf Seite 255, wonach der Werth der ausgeführten Oel— 
jabrifate dem Werth der eingeführten Delfrüchte nicht gleichkommt, läßt erjehen, 
daß der Herr Verfaſſer von der zolltechnifchen Behandlung des Miühlenlager: 
Verkehrs und von der Art desjelben nicht die richtige Kenntniß hat. 


An Oelfrüchten wurden eingeführt: 


1890/94 . . ... 850510 Tonnen; Hiervon fommen auf Mühlentonto: 

1890/94 .. .. 365487 ,„ 5; Nnsgefübrt wurden als Oelfabrifate: 
1890/94 .. .. 133716 „5; (umgerechnet auf Delfrüchte). Berzollt wurden 
1890/94 .... 31771 , (umgerechnet auf Oelfrüchte.) 


Im Sahre 1894 wurden an Mohn, Erdnüſſen, Raps und Rübſaat, 
Saatfürnern, Seſam und ſonſtigen Delfrüchten über 90000 Tonnen auf 
Mühlenkonto verbracht und an Delfabrifaten ausgeführt 10000 Tonnen. Die 
Preiſe für Raps zu 17 ME. und für Rapsöl zu 45 ME. angenommen, er: 
gibt fih ein Einfuhrwertd von 15 Mill. ME. und ein Ausfuhrwerth von 
4'/, Mill. Mk. (Val. das Gefe vom 14. April 1894, Ziff 3 und das 
Negulativ betreffend die Gewährung einer Bollerleichterung bei der Ausfuhr 
von Mühlen: oder Mälzereisfzabrifaten vom 27. April 1894 8 8, ferner das 
Regulativ betreffend die Gewährung einer Zollerleichterung bei der Ausfuhr 
von Delfabrifaten $ 8.) 


Von Mübhlenlagern wurden in Form von Mühlenfabrifaten ausgeführt: 


Weizen. Noggen. 
1882/84 . ... . 312297 Tonnen 148 344 Tonnen 
1885/89... . 504 062 5 607 577 = umgerechnet auf Körner. 
1890/94... . 531517 — 407 408 J 
Von Mühlenlagern wurden verzollt: 
1882/84 .... 76463 Tonnen 77514 Tonnen 
1885/89... . 110474 . 347 761 F | umgerime auf Körner. 
1890/94 .. . . 716 162 . 623 600 B 
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Burdfchnittswerthe für die Ein- und Ausfuhr von Mehl aus Getreide, Hülfen- 
ER: . und Reis (aud gebrannt oder geröfet) im Jahre 1544. 



















* Einfuhr „a* Ausfuhr 
on = — —I1[2$58 
Einfubr von BEx Ginbeits- zes | Einheite- 
Ausfubr nad: E32 a preis |2E8 Es | preis 
S8= in 100 ke für 100 ka 8 =S in 100 kg für 100 kg 
u. netto in Ab Bir netto in Mb 
| 
Freihafen Damburg : — 448 | 14,00 — 37157| 103 
Zollausſchluß Helgoland — | — — 1513| 10,25 
Badiiche BONAMIORANE ’ — — | — 8/ 12,50 
Belgien 5 — 7020 12,20 — 499 8,50 
Tünemart — 7 14,00 — 15157831 12,60 
Frankreich — 3 753 12,30 — 606 | 12,00 
Griechenland - — — — 3 12,00 
Großbritannien _ 727 12,00 — 83 7121 14,00 
Italien — 26 12,00 — 34| 12,50 
— = ı7ı | 1100 | — | s13915| 10,0 
Norwegen . . — — — 465 166 | 11,50 
Deiterreich- Ungarn. — 219 520 21,00 — 405 12,00 
Bortugal . - . — — — 11 12,50 
Rumänien — 9858 8,00 -- — — 
Rußland . — 4980 7,00 — 365 638 9,50 
Schweden — 3 14.00 — 404 751| 10,25 
Schweiz — 219 14,00 - 54 444 9, 
Serbien — 13 726 7,00 — — — 
Spanien . — — — — —1 — 
Türkei. . — 8 7,00 — 3 — 
Deutſch Weſlafrika — — — 348 — 
Deutſch Oſtafrika — — — -- 40 _ 
Napland . — — — — 15 — 
Marotlo . — — — — 2 — 
Transvaal — — — — 2 _ 
Meitafrita opne eutfche Equbgeb. — — — — 421 — 
Oſtafrika obne deuiſche Shußgebiete — — — — 11 — 
Britiſch eh, x. — 73 12,00 — 17) 12,50 
sen - ß — — _ — 5 — 
Jap — — — — 44 — 
hiederländiich Oftindien 3 a 2| 12,00 — 118 — 
Philippinen . ; — — — — —1 — 
Argentinien . — 29 12,00 — 12 _ 
Bolivien . — — — — 1 — 
Braſilien . — 1 — — 65 — 
Britiſch Rordamerita. — —1 12,00 — _ _ 
Chile. . - _ 37| 1220| — | — 
Beru . - — — — — 1 — 
Uruguay . _ _ — — 4 — 
Venezuela — — — — 8 — 
Vereinigte Staaten von Amerita — 46 305 13,00 — 92 — 
Zentralamerikan. Republiken ) — — * — 83 — 
Britisch Auitralien — 5 13,00 — 16 — 
Deutſch Neuguinea ꝛc. — — — — 1 — 
Seewärts ꝛc. .. nn — 16 : 13,00 — 3066 — 
— 23 15 [1883735 | 10,80 


308 535 | 15,13 
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Durchſchnittswerthe für die Ein- und Ausfuhr von Schafwolle, roh (auch ge- 








| 
| 





walchen), gekrempelt, gebleicht oder in Locdenform gelegt, im Jahre 1804. 











— Einfuhr „a. Kuslehn 
z &5- — 35 ——— 
Cinfubr von — BEr Menge | Einbeits- BER Menge | | Einbeits- 
Ausfuhr nad: ZES|:; oo). mei ISES |; ınnk preis 
fuh ch 853 [in 100k8 jur lohkeſe 33 [in 100 ke jun 100 ke 
"Sof netto | nd || nette | in k 
I | 
Freihafen Hamburg . . 176 6) 168 _ 356 — 
Zollausſchluß — 176 — — — — — 
Belgien 280 71211 265 — 6770 — 
Bulgarien — — — 55 _ 
Tänemarf 135 853 | 128 — 3570 
Frankreich 320 41 659 300 — 6727 — 
— — — — — — 14 — 
Großbritannien 17: 266 919. 160 — 4025 — 
Italien 96 3 742 90 _ 799 — 
Montenegro . — — — — — | 220 
Niederlande . 88 1524 | 80 . 21777 — 
Norwegen j 150 — — — 2221 — 
Oeſterreich— Ungarn 160 26 885 150 — 36 440 — 
Vortugal . . 85 3 80 — 11 | — 
Rumänien 85 1408 80 — 323 — 
Rußlande 135 9112 128 — 19 796 — 
Schweden 170 19 160 _- 4 696 — 
Schweiz 170 2364 160 — 7424 
Spanien . 80 812 75 — 43 = 
Türfei 70 600 | 65 — 7 — 
Egypten .. — — — 2 — 
Teutſch Weſtafrita 100 — — — — — 
Deutſch Ditafrifa . 100 — — — — 
apiand 155 88209| 148 — 831 — 
Marotto . i 80 5336 75 — — — 
Weſtafrika ohne deutſche S«huhaeb. 86 5 80 -- -- 
PBritiich Oftindien ac. . 86 5249 80 — 1 — 
China . — 27 80 — — — 
Uebriges Aſien (Berfien, Algbas 
niitan, Belupiiitan ıc) . . 86 29 80 J — — 
Argentinien . 88 549 662 70 — — — 
Braſilien. 160 47 148 — li — 
Chile 170 61 158 — —1 _ 
Kolumbien — — — — 4 — 
Paraguay 88 — — — — — 
Beru 175 166 169 — — — 
Uruguay . 88 2936 | 73 — — — 
Venezuela ; 88 — — — — — 
Vereinigte Staaten ven Amerita | 185 91 178 — 202 — 
Britiſch Auſtralien .1 178 323551 165 — — — 
Hawaii⸗Inſeln . . 180 1 170 — — — 
Uebrige auſtraliſche Wiſein 178 4| 1% — — 
Zuſammen 154 | 1610 790 | 138 240 | 97 663 220 
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Ueber die Bewertbung der jogenannten Halbleiden-Waaren (S. 287) iſt zu 
bemerken, daß allerdings die Waaren der Nummer 789 des ftatiftiichen Waaren: 
Verzeichnifies etwas Schwer dem Preis nach zu jchägen find, daß aber gerade 
hiefür Drei ſehr tüchtige Sacwerftändige aus Crefeld, Zittau und Berlin: 
Friedenau vorhanden find, welche feine Mühe jcheuen, um die möglichjt genauen 
Ziffern für die jog. Halbjeiden-Waaren, halbjeidenen Bänder u. ſ. w. zu ermitteln. 

Im Sabre 1893 wurde an jeidenen Garn: und Spinnftoffen eingeführt 
(netto nach Abzug der Ausjuhr): 

rund 35 000 Ditr. im Werthe von 100 Mill. ME. und ausgeführt an 
jeidenen und halbjeidenen Stoffen, Geweben, Bolamenten zc.: 
50000 Ditr. im Werth von 150 Mill. ME 

Hiebei ift zu bedenken, wie viel Wolle und Baumwolle bei den Halbjeidenen 
Zeugen mitverwendet wurde und daß ja auch jeidene Fabrikate importirt 
wurden, die in der einen oder andern Form wieder zur Ausfuhr gelangten, 
eventuell auch als Kleider- und Konfektionswaaren, Negenichirme 2. Ein 
jicherer Schluß läßt jich alfo aus jolchen Gegenüberjtellungen niemals ziehen, 
zumal auch nach der Auffaſſung des deutichen Zolltarifs zu den Halbjeiden- 
Waaren alle Tertilwaaren mit Seidenmilchung gehören. (Vgl. auch die Be: 
merfungen ©. 22—24 der Diezmann’schen Abhandlung: Deutſchlands Waaren: 
handel 1872 — 1537.) Was ferner die ala unmöglich bingeitellte Ermittelung 
des Durchichnittspreiies für unbedrudte Wollenwaaren (S. 288) und für dichte 
Baummwollwaaren betrifft, jo haben behufs Feititellung diefer Durchſchnittswerthe 
die eingehenditen Recherchen, Brobe-Berwiegungen, Anfragen bei Handelsfammern 
————— ſo daß der einmal ermittelte Durchſchnittspreis als richtig anzu— 


Hier heißt es: Nach alledem ſcheinen Seidenwaaren Artikel zu ſein, für welche das 
Wertbfhäpungefuften des Kaiferlichen Statiſtiſchen Amtes ſich recht ichlecht erweiit! Dieſer 
Schluß wurde daraus gewonnen, daß uniere Ausfuhr Ziffern und Werthe mit den Angaben 
der Engliſchen Statiſtik, der Statiſtik der Vereinigten Staaten, der Bremer, Hamburger und 
Schweizer Statiitit nicht übereinitimmen. Es gelten hier die bereits oben erwähnten Be 
tradhtungen über die Vergleichbarkeit der einzelnen Statiſtiken! 

Nach der „Silk Association of America* find in den lebten 2 Fiskaljahren in New— 
Nork zur Einfuhr gelangt: 





1894/95 1893/94 

Seidene Stückgüter - . . . 14» Mill. Doll. 11: Mill. Doll. 
Sammt und Plüjch, — rc. . Ye o „— . 2 m = 
Zeidenbänder . . . Fe Tue — — 
Svitzen a A A a EN = Di 5 a 
Strumpfwaaren . . er ö O« * 
Shawls, — x. — | " Or. -% R 
Borten . . UREEBFER | 7 Er: r O5 x 
Seidengaın. . - » >»... L „ r 08 R 
Halbfeidenwaaren ee 5 8» 3.0 

7 SITE Son 22,» m. Soll. 


Im Jahr 1894 betrug nach Angaben der Amerikaniſchen Statiſtik die Einfuhr von 
Silk manufactures aus Germany 535 154 Dollars, Dress and Prices goods aus Ger 
many 2971633 Dollars, Laces and Embroideries für 82628 Dollars, ribbons für 
124 732 Dollars, another für 148 720 Dollars, zu. für 4 Mill. Dollars = 20 Mill. Mt. 

Nach der deutichen Keichsitatiitift ergab die Ausfuhr nach den Vereinigten Staaten 
in Nummer 770—789 allerdings 30 Mill. ME., wobei bauptiächlich der Artikel Halbjeiden- 
waaren nicht übereinstimmt. Wach der Amerikanischen Statiftit betrug die Einfuhr an 
Halbjeidenwaaren etwa 3 Mill. Dollars = 12 Mill. Mk.; nad der deutichen Statiſtik 
24 Mill. Me. Es wurde jchon bemerkt, daß Halbjeidenwaaren nad den Begriffen der 
Teutichen Statiſtik ein weiteres Gebiet umfaßen als nach der Amerikaniſchen Statiftif. 
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nehmen war und die Ermäßigung oder Erhöhung nur nach Maßgabe der Schwanf- 
ungen der Nohmaterialien eintrat. Wir verweilen auch auf den am Schluß diefer 
Abhandlung abgedrudten Bericht eines Sachverſtändigen der Gruppe V. 

Woher Herr Diezmann weiß, dal der Nüdgang unferer Ausfuhr in 
baummwollenen Strumpfwaaren in den Jahren 1887—1892 „feinesfall® den 
Thatfachen“ entjpricht, ijt nicht erfindlich; daß bei der Ausfuhr von baum: 
wollenen Strumpfwaaren in den legten Jahren fortwährend ein Preisdrud 
ftattfand, ijt durch die weitere Herabjegung der Ausfuhrpreiſe in 1893 und 
1894 gefennzeichnet. Wenn die Statiftit der Vereinigten Staaten von Amerifa 
von der Einfuhr von Zwirnipigen und Stidereien in der im der deutichen 
Statiftif angegebenen Ausfuhr-Menge nichts weiß, jo müſſen deswegen unfere 
Ziffern nicht unrichtig fein. Wichtig ift, daß der Werth der baummollenen 
Stidereien und Spigen früher etwas zu hoch geichägt wurde, nachdem ermittelt 
wurde, daß in der Ausfuhr auch ganz billige Sachen enthalten find. 

Richtig ijt ferner, daß nach den Beitimmungen des deutjchen Zolltarifs 
und des Amtlichen Waarenverzeichnifies Albums mit einem Einband von Leder 
oder Zedertuch als feine Lederwaaren behandelt und angejchrieben werden müfjen. 

Die Ermittelung der Preije für Bücher nach Gewicht läßt ſich auf Grund 
von PBrobeverwiegungen und Durchjchnittsberechnungen wohl ausführen und 
it der Umstand, daß der Verein der Berliner Buchhändler jich außer Stande 
erflärt hat, einen Durchichnittspreis für die aus Deutichland ausgeführten 
Bücher zu geben, noch nicht maßgebend dafür, daß diefer Zweck nicht doch 
noch erreicht werden kann. 

Unter die Nr. 599 des Statift. W.-V. fallen nicht blos Farbendruckbilder, 
jondern auch Kupfer- und Stahlftiche, Photographien, Lithographien, Holzichnitte 
und hat jich die Ausfuhr der Menge und der Qualität nach entichteden gehoben, 
weshalb die Erhöhung von 1000 ME. auf 1100 ME. wohl gerechtfertigt ift. 

Zum Schluß der betr. Abhandlung fommt Herr Diezmann wiederholt 
auf den Umſchwung unferer Handelsbilanz in Folge des Zollanſchluſſes der 
Hanfejtädte zurück, verfällt aber hiebei wieder in den bereits früher fonjtatirten 
‚sehler, al3 ob hiedurch die Einfuhr unferer Waaren billiger und die Ausfuhr 
theuerer geworden wäre. Es wird daher wiederholt auf die zu umjerer Ab— 
handlung abgedrudten Regeln über die Werth-Ermittelung zu verweilen fein. 

II. Abhandlung über den deutichen Chemifalienhandel feit 1885 in der 
Zeitichrift „Chemifche Industrie 1894 Wr. 15 --18. 

Hier werden insbejondere die Preisfejtiegungen für Gummi bemängelt. 
Wir laſſen deshalb die Tabelle über die länderweile Feſtſetzung der Preife für 
Gummi umjtehend folgen. 

Wegen der Werthiejtiegung fiir Graphit wurde bereit8 oben das Erforder- 
liche erwähnt. 

Was die Bemerkungen über die Sendungen und Bezüge von Ultra— 
marin anbelangt, daß die Berjendungen von deutichem Ultramarin nach Eng— 
land wahrjcheinlich außereuropäiiche Yänder angehen und daß die direkten Be: 
züge aus China und Djtindien auffallend niedere jeien, jo verweilen wir auf 
das über die Aufgabe und Ziele der deutichen Handelsitatiftif Gejagte. Die 
deutiche Handelsitatijtif will nicht die Urjprungsländer und Konſumländer, 
jondern die Yänder, mit denen wir Handelsbeziehungen haben, ermitteln und 
erfaſſen; Schuld und Forderung befteht nicht immer zwijchen den Ländern, wo 
ein Gegenjtand erzeugt umd wo er fonjumirt wird, jondern zwiſchen jenen 
Ländern, von welchen eine Waare bezogen und wohin ein Artikel verjendet wird. 

Annalen vet Deutihen Rede, 1896, 35 


























514 K. Wiejinger: Tie deutiche Handelsitatiitif. 
Durhfchnittswerthe für die Ein- und Ausfuhr von Gummi (arabicum, Senegal, 
Tragant) im Jahre 1594. 
— Einfuhr * Ausfuhr 
Einf = 527 — RE er 
z na . en = Ss: Menge rg S32]| Menge a: 
Ausfuhr nad: DE R eig ZZ 
3E= in 100 kg für 100 ke] S 25 in 100 kg für 100 kg 
"Su netto ind I® =] netto | in M 
— — 
| 
Freihafen Hamburg _ — 4 | — 
Belgien 404 110 337 | _ 
Bulgarien — — — — 5 — 
Dänemark — — — — 120 — 
Frankreich — 3618 75 — 2456 — 
Griechenland — 10 110 — 5 — 
Großbritannien — 8365 120 — 233 — 
talien — 256 110 — 82 — 
Niederlande . — 295 110 — 37 — 
Norwegen — — — — 37 — 
Oeſterreich⸗ Ungarn . — 1060 250 — 2494 — 
Bortugal . a — — — — 6 — 
Rumänien — _ | — — 24 — 
Rußland. — 68 110 — 244 — 
Schweden — — — — 84 — 
Schweiz — 48 110 341 — 
Spanien . — — — — 47 — 
Türfei . — 1537 350 _ 32 — 
Egupten . — 1901 200 1 — 
Teure Wenafrita 20 110 — — 
Kapland 1 110 1 — 
Marokkon 103 75 _ 2 — 
Weſtafrika ohne deutſche equbxet. 524 | 110 nr — — 
O Anl, bee deutfche Schungebiete 23 | 110 — —1 — 
Britifch : — u. ; 4237 | 100 — 4J — 
China . — - | —- — 1 — 
Japan _- 5 ı 110 _ 1 — 
Niederfändifh Oftineien ı x ; — 5:.110 — 9 — 
Siam . . ; — — — — 1 — 
Philippinen xc. ; — — _ — 19 — 
Uebriges Aſien (Berfien, ai — 
niſian, Beludſchiſtan zc.) — 166 350 — — 
Argentinien . 15 | 110 — 17 — 
Brafilien . — — = — 90 — 
Chile — — — — 17 250 
Ecuador — — — 15 — 
Kolumbien — — | — — 4 — 
Mexiko — — — — 95 — 
Peru . . — — — -- 21 — 
Portorico, Cuba — — - — 7 — 
Venezuela — — — — 13 = 
Vereinigte Staaten von Amerit⸗ — 46 | — — 53 — 
Zentralamerikan. Republiken — — = 4 — 
Britiſch Auſtralien — 1: 110 — — — 
Zuſammen 230 | 22708 | 134 275 7057 250 
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Die Preife für Ultramarin wurden pro 1894 nad den Angaben der 
Vereinigten deutſchen Ultramarin Fabriken fejtgefegt auf 70 ME. in der Ein: 
fuhr und 56 ME. in der Ausfuhr. Ausgeführt werden meijt geringere Qualitäten. 

Aus vorjtehender, zum Theil nur ſtizzenhafter Darjtellung — da der 
Raum mangelt, um ausführlich jede Nummer des Statijtiichen Waarenver: 
zeichnifies zu beiprechen, wie dies in den über 3 Wochen lang tagenden Siß- 
ungen der Sadverjtändigen für die FFeititellung der Handelswerthe geichieht — 
dürfte zu erjehen fein, daß das Kaiſerliche Statiftiiche Amt feine Mühe und 
Anstrengung jcheut, um bei der Werthfejtitellung der Handelsftatijtif la plus 
serieuse base zu erreichen, die Georges Michel bereits der deutjchen Handels: 
jtatiftif zuerfannte. Daß bei dem furzen Zeitraum, der jeit Einführung der 
ſyſtematiſchen Schägung in Deutichland erjt verflofjen ijt, bisher noch einzelne 
Unrichtigfeiten unterlaufen Eonnten, ijt nicht in Abrede zu jtellen und auch 
nicht zu verwundern, daß aber die Ziffern der deutichen Handelsausweile fu 
wenig vertrauenerwedend find, wie Herr Diezmann meint, dürfte aus vor: 
jtehender Abhandlung nicht zu entnehmen fein. Mit der Neuredaktion der Aus: 
führungsbeftimmungen und Dienftvorichriften zum Statiſtiſchen Geſetze jollen die 
Befugniſſe des Kaiſerlichen Statift. Amtes zur Einziehung von Informationen 
von den Anmeldejtellen, Waarenempfängern, Abjendern oder Werjendern von 
MWaaren im Intereſſe der Waarenverfehrsitatiftif noch erweitert werden, da 
Derartige Informationen Häufig zur Erlangung zutreffender Waarenwerthe 
führen. Es foll daher der $ 70 der Dienjtvorichriften für die Folge lauten: 

($ 45.) Die Werthe der Waaren des auswärtigen Handels find alljähr- 
lich durch das Kaiferliche Statistische Amt feitzuftellen, indem Einheitspreife 
für die einzelnen Waarengattungen ermittelt werden. Zum Zwed diejer Preis- 
Ermittelung 

1) wird das Kaiſerliche Statiftiiche Amt fich mit Handelafammern, kauf: 
männijchen und induftriellen Vereinen, hervorragenden Kaufleuten, Induftriellen zc. 
in Verbindung ſetzen und erhalten, um über die Preisgeftaltung der Waaren 
Nachrichten einzuziehen ; 

2) it das Kaiſerliche Statiftiiche Amt verpflichtet, jährlich Sachverjtändige 
der verjchiedenen Zweige det Handels und der Induſtrie einzuberufen, welche 
als Kommiffion in der Ermittelung der Handelswerthe gruppenweije und 
nöthigenfall3 auch als Geſammtkommiſſion zujammentreten, um die Schäßung 
und die Ermittelung der Einheitswerthe vorzunehmen; die Sachverſtändigen 
erhalten Tagegelder und joweit fie von Auswärts berufen werden, auch Reiſe— 
koſten; 

3) iſt das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt befugt, ſich von den Anmelde— 
ämtern (Hauptzoll- und Hauptſteuerämter) für einzelne Waarennummern, deren 
Preisermittelung ohne Kenntniß der Verſendungsorte oder der beſonderen Art 
der Waare zu große Schwierigkeiten bietet, die betr. Anmeldeſcheine einſenden 
zu laſſen, ferner alle für die Bearbeitung der Handelsſtatiſtik beim Kaiſerlichen 
Statiſtiſchen Amt zweddienlichen Informationen von den Anmelvejtellen, Ab- 
jendern und Empfängern einzuholen.“ 

Werden diefe Borjchriften genehmigt, jo find die Befugniſſe des Kaiſer— 
lichen Statiftiichen Amtes zur Einziehung von Informationen bei den Anmelde: 
jtellen und Waaren-Berjendern bezw. Empfängern erheblich erweitert und 
günstiger als bisher. 

Es wird daher für die Folge auch gelingen, noch eingehender die Schägung 
und Feſtſtellung der Waareneinheitspreije vornehmen zu fünnen und dadurch 
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an eine beinahe abjolute Sicherheit heranzufommen. Cine Vergleihung mit 
der Statijtif anderer Staaten ift fein Beweis fir die Nichtigkeit oder Mangel: 
baftigfeit einer bejtimmten Statiftif, wie jchon öfters bemerft wurde. Wir 
erinnern nur 3. B. an den Punkt, daß Defterreih-Ungarn für aus Deutjchland 
fommende Waaren drei Herkunftsländer hat: Deutjches Neich mit Luxemburg, 
Freibezirf Bremen und Hamburg; daß z. DB. Frankreich die Einfuhr vieler 
Waaren zur admission temporaire kennt, welche aljo nicht im Spezial-, 
jondern im Generalhandel erjcheinen, bei uns aber aus dem freien Werfebr 
ausgeführt werden, aljo im Spezialhandel nachzuweiſen ſind;!) daß ferner die 
Preiſe der Waaren in dem einen Land allgemein, im andern Land nach Der: 
kunfts- und Bejtimmungsländern ermittelt worden jind. 


Zum Schluß möge nodh die von einem Herrn Sachverjtändigen der 
Tertil-Waaren-Gruppe (V) verfaßte Abhandlung über die pro 1894 erfolgte 
Werth-Ermittelung bier Pla finden, woraus zu erjehen iſt, mit welcher Liebe 
zur Sache und mit welch’ hingebendem Eifer dieſe Herren bei der ihnen ge 
jtellten Aufgabe vorgehen Dieſe Abhandlung lautet: 

„Der Wunſch, unfere Abjchägungen und die Prinzipien, auf welchen die 
jelben beruhen, auf ihre Nichtigkeit zu prüfen, hat mich veranlaßt, Vergleiche 
anzuftellen zwiichen den Biffern, welche wir pro 1894 ermittelt haben, und 
den Abſchätzungen, welche die ftatiftiichen Nemter Dejterreihs und der Schweiz 
für dasjelbe Jahr veröffentlicht haben. Ich wählte diefe beiden Länder, weil 
die Tertilinduftrie Dejterreichs in faſt allen Zweigen mit annähernd gleichen 
Verhältniſſen zu rechnen hat wie Deutichland und weil die Schweiz, namentlich 
in der Seidenbranche, für uns als einführender Staat in Betracht fommt, 
dejien Ausfuhrziffern für uns um jo wichtiger erjcheinen, als in der Schweiz 
die Ausfuhr obligatorisch) nach dem Fakturenwerth deflarirt wird und nur die 
Einfuhr einer Taration durch Sachverjtändige unterliegt. Die Ziffern, welce 
die Schweiz für die Ausfuhr angibt, zeigen alfo die Beträge, welche für den 
Erport diefes Landes wirklich deflarirt worden find. Eine abjolute 
Sicherheit gewähren ſie freilich trogdem nicht. 

Zu den einzelnen Artikeln übergehend fomme ich zu folgenden Refultaten: 


14. Baumwolle, rohe. 


Deutihland . . . Einfuhr: ME. 69, — Ausfuhr: ME. 70,— 
Deiterrih . . . z „66,81 2 „70,24 
Shwei :. . .. z „82,40 n —— 


In Frankreich können folgende Waaren auf admission temporaire abgefertigt werden: 

Ausländiicher Mais zur Alkobol- und Stärfebereitung; 

Zuder zum Raffıniven und zur Öeritellung von Bonbons und Zuderwaaren ; 

Kakao zur Bereitung von Chofolade; 

Kupferne Walzen zum Gravieren; 

Walzeiſen und Bleche zum Galvaniiiren ; 

Garn zum Anfertigen von Tauwerk und Bindfaden ; 

Mollgarn zur Anfertigung von Alpaltaichnüren ; 

Rohes Pelzwerk zum Zurichten ; 

Handſchuhleder zum Färben; 

Zitronenſaft zur Gewinnung von Zitronenſäure; 

Handſchuhe zum Beſtiden; 

Brillengläſer zum Faſſen; 

Gewebe aus reiner Seide zum Färben, Bedrucken ıc.; (Pongee Gewebe, d. b. ine 
jiiche Seidengemwebe, iind überhaupt tarifmäßig sollfrei‘. 

Geitelle (cages) zu Tajchenubren f. Gehäus-Monteure u. 5. Vergolden, Graviren u. |. m. 
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Dieje Ziffern beweifen, daß wir und mit unſerer Schägung möglichjt an— 
nähernd richtig halten, feinesfall® aber zu tier gegriffen haben. Oeſterreich hat 
qualitativ ungefähr gleichen ° Durchſchnitt wie Deutjchland, eher aber noch etwas 
Darüber, weil es weniger Surat-:Baummwolle verarbeitet, und beziffert doch die 
Einfuhr niedriger al3 wir. Die höhere Ziffer bei der Schweiz kommt daher, 
daß diejes Land nur ungefähr 1 Proz. feiner Einfuhr aus Dftindien bezieht, jonft 
aber vorwiegend egyptiſche und amerikanische meift bejter Klajien verarbeitet. 


15. Baummollabfäll. 


Deutihland . . . — Mk. 37,— Ausfuhr: ME. Her 
Defterrih . - . „80,62 N 4,90 
Schweiz . . i „67,33 ö S = 24 


Zu dieſer Poſition iſt zu bemerken, daß dieſelbe äußerſt ſchwierig zu 
ſchätzen iſt. Jede Baumwollſpinnerei icheibet die Abfälle, welche jich bei Dem 
Spinnen ergeben, in eine große Anzahl Sorten, deren billigjte mit 3—10 Me. 
per 100 Kilo beginnt, deren theuerjte oft — je nach der Reinheit — fogar 
theurer als rohe ungereinigte Baummolle ift. Je nachdem nun das betreffende 
Land von feinen Abfällen mehr den geringeren oder den beijeren Theil jelbit 
verarbeitet, wird das in den Handel nach auswärts übergegangene ausgeführte 
Quantum einen geringeren oder höheren Werth haben. Nun ift im Allge- 
meinen anzunehmen, daß der FFrachtkoften wegen die geringjten Sorten kaum 
einen Dandelsartifel von Land zu Land ausmachen dürften, daß vielmehr der 
Abjall-Handel über die Landesgrenzen ſich auf beijere und mittele Sorten 
bejchränft. 

Nach den öfterreichifchen Ziffern fcheinen die unfrigen zu hoch, nach den 
Ichweizerischen zu niedrig. Bei der bereits erwähnten großen Verjchiedenartigfeit 
der in dieſe Pofition fallenden Waaren fann für beide Länder die Abjchägung 
richtig jein, doch glaube ich, werden wir in Zufunft an dem Prinzip feitzuhalten 
haben, daß die Einfuhr nach TDeutichland, weil beijere Klaſſen enthaltend, 
3—4 Me. höher zu beziffern iſt als die Ausfuhr. 

Die Schweiz hat mit ihrer Einfuhrziffer ohne Zweifel viel zu hoch ge- 
griffen, während die auf Zwangswerthdeflaration beruhende, alfo wahricheinlich 
richtigere Ausfuhrziffer jich dadurch erklärt, daß die Schweiz jehr viel hoch: 
feine gefämmte Maco:-Garne ſpinnt und die Abfälle derjelben, Maco-stämm- 
linge, höher im Werthe ſtehen, al& die jonjt im Handel vorfommenden Baum- 
wollabfälle. 


16. Baummolle, kardätfchte, gefärbte und dgl. 


Deutihland . . . Einfuhr: Mt. 112, — Ausfuhr: Me. 112,— 
Oeſterreich . . . J „ 69,72 . " ; 

Sch habe zu diefer Pofition in den Sigungen nachgewiejen, daß bierbei 
fajt nur gefärbte Baumwolle zur Bigogne-Spinnerei in Frage fommt und daß 
die auf meinen VBorjchlag angenommenen Ziffern die thatſächlichen Durd: 
ſchnittswerthe der die Handelsbewegung in diejen Artikel leitenden Firmen waren. 

Die Ziffern Deiterreichs find abjolut falſch. Es fallen in dieje Position 
nur ſolche Baummollen, welche gereinigt find und ſchon deshalb bedeutend 
mehr fojten müjjen, als rohe Baumwolle, auch wenn fie nicht gefärbt find. 
Bei der Ausfuhr aber gar noch niedrigere Säge anzımehmen, als für robe 
Baumwolle, das ijt ganz miderfinnig. 
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Baummwollgarne lajien fich nicht vergleichen, da Dejterreich und die 
Schweiz andere Unterabtheilungen haben. 
Dasjelbe gilt im Allgemeinen von baummollenen Webwaaren, worin die 
Schweiz und Dejterreich viel mehr Unterabtheilungen haben. 
Vergleichen läßt jich aber: 
41. DBaummollener Tüll, roh ungemuftert. 
Diejen Artikel nahmen wir an mit: 


Einfuhr: Mi. 1600, — Ausfuhr: ME. 1600, — 
Dagegen: 
Deiterrih . . . . Einfuhr: ME. 1484,— Ausfuhr: ME. 805,— 
Schweiz . . . 1 „ B4l,— a R 751, 


Gegenüber ber ſchweizer chen Ausfuhrziffer icheinen wir doch etwas zu 
hoch gegriffen zu haben, worüber neuerliche Ermittelungen erwünſcht find. 


45. Baummollene Pofamenten und Knopfmadherwaaren. 


Deutihlad . . . . Einfuhr: ME. 650,— Ausfuhr: ME. 650,— 
Defterrih . . . . — 796,80 — 664— 
Schweiz J " " 380, —— " " 1 155, — 


Die Ziffern bei Schweiz find wabricheinlich zu hoch, während ich unfere Ein- 
fuhrziffer, wie in der betreffenden Sitzung auch von mir betont, zu niedrig halte. 
Die öfterreichischen Ziffern fcheinen mir in diefem Falle richtiger als die unjrigen. 


46. Baumwollene Strumpfwaaren. 


Deutihland . . . Einfuhr: ME. 850,— Ausfuhr: Me. 520,— 
Deiterrih . . . z „ . 896,— Pr „ 415,— 
Schwer . . . „562,40 2 „867,20 


Hierzu ift folgendes zu einerfen: 

Deutichlands Einfuhr bejchränft ſich auf hochfeine und jehr theure ‘Fancy: 
Artikel, zumeift aus England und Frankreich. 

Für Deutfchlands Ausfuhr hatte ih Mk. 560 vorgeichlagen, drang aber 
damit nicht durch. Die fchweizerifche Einfuhrziffer — faſt nur deutiche Aus: 
fuhr — käme meinem Borjchlage nahe. 

Die öfterreiche Einfuhr ftammt auch fat nur aus Deutjchland. Nach der 
dort ermittelten Ziffer ſchiene unſere Ausfuhr zu niedrig, es ijt aber bei legterer 
in Betracht zu ziehen, daß wir 50 Proz unſerer Ausfuhr in Mafjenartifeln 
nach Amerika, aber nur ungefähr 2 Proz. nad Dejterreich in bejonders guten 
Sachen verjchiden. Unverſtändlich ift mir die ſchweizeriſche Ausfuhrziffer, bei 
welcher, wie bei ung, Amerifa die Hauptrolle jpielt. Sch glaube aber, aus 
den Ziffern Defterreichs und der Schweiz den Schluß ziehen zu müſſen, daß 
unſere Ausfuhr etwas zu tief taxirt iſt. 


48 und 49. Gardinenſtoſſe laſſen ſich nicht vergleichen, da anders klaſſirt. 
51. Baumwollene Z3pitzen und Stickereien. 


Deutihlad . . . . Einfuhr: Me. 1900— Ausfuhr ME. 1900,— 

Deitrrih : . . - ’ „2380,39 2 „597, 

Schweiz (Spigen) . . ü „1871,20 R „6319,20 
„Gandſtickereien) 10400,— „ 13344,— 


(PBlattjtichitidereien) „ „2800, — R „2810, 
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Die Schweiz theilt alfo in drei Bofitionen, was Deutichland und Oeſter— 
reich in eine vereinigen. Nachdem 26 Proz. unjerer Einfuhr aus der Schweiz 
jtammen, von den drei fchweizeriichen Pofitionen aber jelbjt die niedrigite bei 
der Ausfuhr ganz bedeutend über unſerer Ziffer jteht, jollte ich) meinen, daß 
wir fünftig einen höheren Werth einzujegen haben werden. 


92, 53, 54 nicht vergleichbar. 


310. £ladıs. 
Deutſchland . . . Einfuhr: Mi. 71,50 
Deiterrih . .» ® „10,55 
Schwei3 - . . . vafat. 


Ausfuhr nicht vergleichbar, da in Sammelpojten. 
Die fleine Differenz gewährt die Beruhigung, daß unfere Ziffer möglichit richtig. 


311. Hanf. 


Deutihland . . . Einfuhr: ME 57,90 Ausfuhr: Mi. 61, — 
Deiterrih . . . 2 „. 50,70 „ nicht vergleichbar 
Schweiz : . . vafat. 


Keine Differenz von Belang. 
312. Heede (Werg). 


Deutihland . . . Einfuhr: Mf. 35,89 Ausfuhr: Me. 38,— 
Dejterreich unterjcheidet: 
Einfuhr Flahswerg . . . ME. 49,31 
= Hanwerg . 200m. 35,04 


Bielleicht gibt legtere Angabe einen Hinweis zur Unterfuchung, ob wir 
mit unjerer Schägung auf dem richtigen Wege jind. 
313. Jute. 
Dentihlad . . . Einfuhr: ME. 29,— Ausfuhr: Mi. 31,— 
Deiterid : . . — „80,71 
Da Dejterreich den größten Theil feiner Einfuhr an Jute auf dem Wege 
des Zwiſchenhandels aus Deutjchland bezieht, jo bejtätigt die geringe Differenz 
zwilchen den Schägungen deren annähernde Richtigkeit. 


314. Begetabilifche Spinnkoffe, nicht befonders benannt. 
Deutjchland Ein- und Ausfuhr: ME. 42,—- 
Deiterreih Einfuhr: „49,80 
Bei der Schwierigkeit, diefen Sammelpoften verjchiedenwerthiger Artikel 
zu jchägen, fünnen beide Ziffern richtig fein. 
382. Menfdenhaare. 
Deutihland . . . Einfuhr: Mi. 3000, — Ausfuhr: Me. 4500, — 
Deiterrih . .- . „. 8300,-— J „ »130,— 
Die jehr bedeutende Differenz hat mich zu genauen Ermittelungen veran- 
laßt, deren Reſultat ift, daß Deiterreichs Ziffern zu hoch, die unfrigen zu 
niedrig find. Wir müjjen pro 1895 höher als bisher geben! 
356. Schmudfedern, roh. 
Deutihland . . . . Einfuhr: ME. 2000,— Ausfuhr: Me. 1000,— 
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388. Schmucfedern, zugerichtet. 
Deutihland . . . . Einfuhr: ME. 9000,— Ausfuhr: ME. 9000, — 
Dagegen 
Deiterreid. Einfuhr: 
575. TRIERER: zugerichtet und Arbeiten 


daraus . . . fl. 253809 Mi. 42 342,94! 
171. Straußiedern, Reiher-, Marabut-, —— 
federn, nicht zugerichtet . B5312,— 
Andere Schmuckfedern, nicht zůgerichtet Dar dr 99, — 
Deiterreih. Ausfuhr: 
141. Schmudfedern, nicht zugerihtet . . . . Mei. 2938,— 


Schweiz: 
PBugmacherwaaren, ae Blumen und Schmud: 
jeden . . . . . Einfuhr: Me. 3709,— 
Ausfuhr: „ 951,20 
Die Differenz in den Ziffern zeigt, wie ſchwierig dieſe Artikel zu be 
urtheilen find; unjere Schäßungen dürften aber doch etwas zu tief ge 
griffen fein! 


494. Seidene Herrenhüte. 


Deutihland . . . . Einfuhr: ME. 6500,— Ausfuhr: ME. 5500,- 
Deiterrih . . f A 5707. — Ri „ 1432,— 
Bei der Schweiz fommt der Artikel nicht vor. 


499. Künftlihe Blumen aus Web- oder Wirkwaaren. 


Deutſchland. . . . Einfuhr: Me. 9000,— Ausfuhr: ME. 1700,— 
Dejterreich unterjcheidet: 
Kiünftlihe Blumen . . Einfuhr: Mt. 19172, — Ausfuhr: ME. 2564,— 
Beitandtheile künftlicher Blumen 
Einfuhr: Mk 4014,— Ausfuhr: ME. 2683, — 


Bei der Schweiz ift der Artifel mit den Schmudfedern verſchmolzen. 


Unjer Herr Spezialfachverftändiger für diefen Artifel dürfte wohl um 
Ermittelungen darüber anzugehen fein, ob unſere Ausfuhrziffer nicht doch etwas 
zu niedrig gehalten ift. 

Jute- und Manillahanfgarne lajjen fich nicht vergleichen, da wir 
andere Abtheilungen haben als unfere Nachbarn. Dasjelbe gilt von Geweben 
aus Jute und Leinen. 


991. feinener Damal. 


Deutichland E.: Mi. 1100,— A: Mt. 624,— 
Defterrih E.: Mk. 1098,70 AU : mit anderen Leinenwaaren verjchmolzen. 


971. Seile, Taue ac. 


Deutihland . . . Einfuhr: ME 74,— Ausfuhr: ME —_ 
Deiterrih . . . a „ M01— J 10470 
Schweiz - . R 120, — — 118,40 


Nach dieſen Biffern feinen wir doch etwas tief zu jtehen. 
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572. Andere Seilerwaaren. 
Deutihland . . . Einfuhr: ME. 170,— 
Deiterrih . . . - — 130,6 
Schweiz ... „ 192,— 
994. Leinene Strumpfwaaren. 
Deutihlad . . . Einfuhr: Mi. 800,— Ausfuhr: ME. 700,— 
Deltrrid . . .. “ 747,— — „ 431,— 
Schweiz — vakat. vakat. 
595. Leinene Stickereien. 
Deutſchland. . . . Einfuhr: ME. 3500,— Ausfuhr: Mi. 3500, — 
Deiterrih . . - . J 41650,⸗ J 2822 — 
Schweiz. . . . .  fiehe 596. 
596. Leinene Bwirnfpiben. 
Deutihlad . . . . Einfuhr: ME. 8000, — Ausfuhr: ME 8000, — 
Deiterrih . . 5 4025, — — „3403,— 
Die Schweiz faßi 595 und 596 zufammen mit: 
Einfuhr: Mi. 3200,— Ausfuhr: Me. I051,-— 


Ich halte nach diejer legteren Ziffer die deutjche Einfuhr für zu niedrig. 
770. £lorettfeide, ungefärbt. 


Deutſchland. . . . Einfuhr: ME. 1583, — Ausfuhr: ME. 1450, — 

Oeſterreich . . — „.1596,— R 1 960, —- 
Die Schweiz heilt den Artikel in: 

ungezwirmt . . . . Einfuhr: ME 1134, — Ausfuhr: Me. 1568, — 

gezwirmt . . . — „ 1241,— f 1841,— 


Nach dem Wortlaute der deutſchen jtatiftischen Nr. 770 gehört bahin auch die 
nur gefämmte, nicht gejponnene Florettſeide und haben wir bei der Abichägung 
angenommen, daß etwa 20 Broz. Peignées in der Einfuhr enthalten fein könnten. 
Nach den Sigungen habe ich aber Ermittelungen angeftellt, welche ergeben — wie 
ih in eimer längeren Eingabe an das Statiſtiſche Amt nachgewiejen habe — 
daß die deutichen Zullämter die Peignées überhaupt nicht in 770 anjchreiben, 
jondern in 772. Danach wäre unſere Einfuhrziffer etwas zu niedrig gegriffen. 


771. Rohſeide, ungefärbt. 


Deutihland . . . . Einfuhr: Me. 3 150,— Ausfuhr: ME. 3243, — 
Deſterreich . . 2 „3436,20 i „3469,40 
Die Schweiz theilt diefe Pofition wie folgt: De 
Öree . . .. . Einfuhr: Mi. 2514,— Ausfuhr: ME. 2692, — 
Organzin u. Trame . Mr i 3332, — 3385, — 


Auch hier find wieder die jchweizeriichen Ausfuhrziffern für uns beſonders 
in Betracht zu ziehen. Ich habe im vorigen Jahre angegeben, daß Deutſch— 
lands Rohſeiden-Import beſtehe aus ca. 

23 Proz. Grege und 
77 Proz. Organzin und Trame. 
Nun ergeben: 23 Proz. Mf. 2692, — und 
77 Bro. „ 3.385, — 
einen Durchſchnitt von . . . ME. 3235, 61. 
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Wenn ich trogdem auf nur ME. 3150,— gekommen bin, jo erklärt ſich 
daraus, daß unſere Einfuhr aus Frankreich einen größeren Prozentſatz Tuſſah 
enthält, als die aus der Schweiz, was den Durchichnitt etwas herabdrüdt. 
Nach meiner Anficht bejtätigt die ſchweizeriſche Schägung, daß unjere Ziffer 
jo richtig wie nur irgend möglich it. 

772. Zeidenabfälle, Zupffeide. 
Deutihland . . . . Einfuhr: ME. 834,— ° Ausfuhr: Mk. 834,— 

Defterreich unterjcheidet : 

Seidenpalleten . . . . Einfuhr: ME. 813 ‚20 
Seidenabfälle, ungeiponnen 

In unjerer Einfuhr ſteckt der größte Theil Beignees und e ein Eleiner Theil 
Abfälle. Die Schweiz unterjcheidet: 

Dede? . » 2 2. Ausfuhr: ME. 264,— 
Peignées . . 835, — 

Hiernach dürfte unſere vorjährige Schägung für die Einfuhr und Ausfuhr 

doch eine Kleinigkeit zu hoch gewejen ſein. 


775. Slorettfeide, gefärbt: 
Deutihland . . . . Einfuhr: Mk. 1800 --, Ausfuhr: Mi. 1900,— 
Deiterreih . . 2: 282, 1809, — 
Schweiz nicht vergleichbar, da mit realer Nähjeide vermiſcht 
778. Seidene Bänder: 


Deutihlamd . . . . Einfuhr: ME. 4100, Ausfuhr: ME. 3 600,— 
Schweiz . . 3468 -, A „  2400,— 


Unſere Einfuhr erſcheint demnach zu hoch beziffert. 
786. Balbfeidene Bänder: 


Deutihlad . . . . Einfuhr: DE. 2300, — Ausfuhr: ME. 2000,— 

Schwe . : J B8280 „. 2019,— 
772. Zeidene Pofamentier- und Knopfmacherwaaren: 

Deutihland . . . . Emfuhr: ME. 3600,— Ausfuhr: ME. 3400, - 

Deiterrei . . . . £ „. 4980,— R = _,- 

Schweiz — 


730. Seidene Spitzen mit Metallfäden. 


784 dito ohne Metallfäden nicht vergleichbar, da unſere Nachbarn dieſe 
Unterſchiede nicht kennen. 

Ebenſo verhält es ſich mit ſeidenen und halbſeidenen Strumpfwaaren, 
welche die Schweiz zuſammenwirft, Oeſterreich einfach zu den „anderen Ganz— 
oder Halbſeidenwaaren“ rechnet. Auch ſeidene Gewebe ſind bei beiden Staaten 
in andere Unterabtheilungen eingetheilt. 


886. Schafwolle, roh und gewaſchen: 

Deutſchland. . . . Einfuhr: ME. 138,— aA: Me. 220,— 

Schmwei . . - he 3 124,8 8 
Deiterreich unterfcheibet — glüdlicher ala wir — 
Scafwolle roh oder blos —— E.: Mk. 160,80 A.: Mit. 230,70 
ditto gewaihen . . . . Er.: Mt. 298,80 A.: Mi. 291,30 
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Oeſterreichs Ziffern halte ich für falſch. Die ſchweizeriſchen hingegen be— 
ſtätigen die annähernde Richtigkeit der unſerigen. Das verhältnißmäßig geringe 
Quantum der ſchweizeriſchen Wolleinfuhr enthält nur einen kleinen Prozentſatz 
gewaſchener Wollen, die deutſche Einfuhr erheblich mehr, noch mehr bei der 
Ausfuhr, weßhalb unjere Ziffern höher ſein müſſen, als die jchweizerifchen. 
Legtere enthalten aud) Kämmlinge und Kunſtwolle. 

888. Gekämmte Wolle. 
Deutihlad . . -. . Einfuhr: ME. 330,— Ausfuhr: Mk. 340,— 
323 


Deiterrih . - u n 988,— } — — 
Schweiz, Sammelpoſten. 


884. Kämmlinge. 
Deutſchland. . . . Einfuhr: ME. 195,— Ausfuhr: ME. 220, — 
Deiterrih . . A 207,3 = „18 1.7 
lleber die Häffte anderer Ausfuhr geht nach Oeſterreich, mithin iſt ent— 
weder unſere Ausfuhr eine Kleinigkeit zu hoch, oder Oeſterreich's Einfuhr etwas 
zu niedrig angeſetzt. 
Wollengarne laſſen ſich wegen anderer Eintheilungen nicht vergleichen. 
904. Fußdecken aus Rindviehhaaren. 
Deutſchland. . . . Einfuhr: Mk. 105,— Ausfuhr: ME. 120,— 
Deiterreih . . 101. — < „ 425,—! 
Deiterreich’3 Ausfuhrziffer ft pofitiv falich. 


309. Wollene Zud- und Zeugmwaaren, mehr al® 200g per qm 


Deutihland . . » . . — —— ie Me. 630,— 

E34 13.11 RE ae er „ 1028,— 

910. Desgleichen, weniger als en per qm. 

Deutihland . . . . +. Einfuhr: ME. 860,— 

KOCHEN et = „ 1613, — 
00/910. Deutihland . . . - . . Ausfuhr: 610,— 


Deiterreich hat die Ausfuhr —— eingetheilt als wir, — aber auf 
einen annähernd gleichen Durchſchnitt; um jo räthſelhafter erſcheinen die hohen 
Einfuhrziffern Oeſterreich's. 

Die Schweiz fommt bei Wollenwaaren für den Vergleich nicht in Betracht, 
weil diefe Artikel ganz anders eingetheilt find.“ 


Berihtignngen. 
Seite 419 Beile 3 von unten: »l’approvemente ſtatt lapprement. 
420 Abjag 2 Zeile 6: »Price« ftatt Pride. 
420 12: »marchandise« akt March. ; 
423 Zeile 5 von unten fehlt der Abichlub des Satzes: — erfaßt wird. 


Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 
die Errirhtung non Wandmerkskanmern 


(Dezember 1895). 


81. 

Zur Vertretung der Intereſſen des Handwerks ſind Handwerkskammern zu 

errichten. 

Den Handwerkskammern liegt insbeſondere ob: 

1. bei der Organiſation des Handwerks mitzuwirken, insbeſondere über die 
örtliche Gliederung der Organiſation ſich gutachtlich zu äußern; 

2. Die Staatd- und Gemeindebehörden in der Förderung des Handwerks 
durch thatjächliche Mittheilungen und Eritattung von Gutachten über 
Fragen, welche die Verhältnifje des Handwerks berühren, zu unterjtügen; 

3. Jahresberichte über ihre Thätigfeit und über ihre die Verhältniiie des 
Handwerks betreffenden Wahrnehmungen zu erjtatten; 

4. Wünſche und Anträge, welde die Verhältnifje des Handwerks berühren, zu 
berathen und den Behörden vorzulegen. 

Die Handiwerfsfammern follen in allen wichtigen, die Gejammtinterejjen des 

Handwerks berührenden Angelegenheiten gehört werden. 


S2. 


Die Bezirke der Handwerkskammern werden von der Landes-Eentralbehörde 
fejtgeitellt. Mehrere Bundesjtaaten fünnen jich zur Errichtung gemeinjamer Hand» 
werfsfammern vereinigen; die Vereinigung hat ſich aucd darauf zu eritreden, von 
welchen Behörden die in dieſem Geſetze den Landes:Eentralbehörden und der 
höheren Berwaltungsbehörde übertragenen Obliegenheiten wahrzunehmen jind. 
Für Bezirke, in denen durch andere Einrichtungen (Handel! und Gewerbefammern, 
Gewerbefammern) für eine ausreichende Vertretung der Intereſſen des Handwerks 
gejorgt it, fann die Erricdytung von Handwerfsfammern unterbleiben. 


$ 3. 

Die Errichtung der Handwerfsfammer erfolgt auf Grund eines durd die 
Landes-Centralbehörde aufzuitellenden Statuts. 

Bor der Errichtung find Vertreter der in dem Bezirk der Handwerkskammer 
hauptjächlich betriebenen Handwerfe unter befonderer Berücfichtigung der Innungen 
und jonjtiger Vereinigungen von Handwerkern, zu hören. 

Das Statut kann von der Landes-Centralbehörde nad) Anhörung der Hands 
werfsfammer geändert werden. 

Das Statut ſowie Aenderungen dejjelben find durch den Reichs-Anzeiger 
jowie durch dasjenige Blatt befannt zu machen, welches für die amtlichen Ver: 
öffentlihungen der höheren Verwaltungsbehörden, über deren Bezirke ji der 
Bezirk der Handwerkskammer erſtreckt, beſtimmt ift. 
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S 4. 

Dad Statut muß Beitimmungen enthalten über: 

1. Den Siß und den Bezirk der Handwerkskammer; 

2. die Bildung der Wählerjchaften für die Wahlen der Mitglieder, die Zahl 
der leßteren und ihre Vertheilung auf die Wählerichaften ; 

3. das Verfahren bei den Wahlen, joweit dieſes nicht durch bejondere Wahl- 
ordnungen geregelt wird; 

. die Ergänzung der Handwerfsfanmer durch Zuwahl ($ 9); 

. das Stimmrecht der Mitglieder und die Art der Beſchlußfaſſung; 

. die Wahl, die Befugnifje und die Legitimation des Vorjtandes; 

. die Form und die VBorausjegungen für die Zujanımenberufung der Hand— 
werfsfammer und ihrer Ausſchüſſe; 

8. die öffentlichen Blätter, durc welche die Bekanntmachungen der Handwerks— 

fammer zu erfolgen haben; 
9. die Aufitellung und Abnahme der Jahresrechnung. 


S5. 
Wählbar zu Mitgliedern der Handwerksfanmern find nur Perjonen, welche 
1. ein Alter von mindeltens 30 Jahren haben und 
2. im Bezirk der Handwerkskammer ein Handwerf feit mindejtens drei Jahren 
jelbjtändig betreiben. 
Perſonen, welche zum Amt eines Schöffen unfähig find (SS 31, 32 des 
Gerichtsverfafjungsgejeges), jind nicht wählbar. 


S 6. 
Für jedes Mitglied find ein erſter und ein ziveiter Erſatzmann zu wählen, 
welche dafjelbe in Behinderungsfällen zu erjeßen und im Falle des Ausjcheidens 
für den Reit der Wahlperiode in der Neihenfolge ihrer Wahl einzutreten haben. 


57, 

Die Wahl erfolgt auf fünf Jahre. Die Ausjcheidenden können wiedergewählt, 
die Wiederwahl fann abgelehnt werden. 

Im Uebrigen fann die Annahıne der Wahl nur aus Gründen verweigert 
werden, welche zur Ablehnung eines unbejoldeten Gemeindeamt3 berechtigen. Wo 
landesgejeßliche Betimmungen über die zur Ablehnung don Gemeindeämtern be= 
rechtigenden Gründe nicht bejtehen, darf die Annahme nur aus denjelben Gründen 
verweigert werden, aus welchen das Amt eines Bormundes abgelehnt werden kann. 


S8. 
In der Perjon eines Mitgliedes der Handwerkskammer eintretende Umjtände, 


welche dajjelbe, wenn jie vor der Wahl vorhanden gewejen wären, von der Wahl 
ausgejhlojjen haben würden, haben das Erlöjchen der Mitgliedichaft zur Folge. 


89. 

Die Handwerkskammer fann jich nac näherer Bejtimmung des Statuts bis 
zu einem Fünftel ihrer Mitgliederzahl durch Zumahl von jachverjtändigen Berjonen 
ergänzen. Sie fann zu ihren Berhandlungen Sacverjtändige mit berathender 
Stimme zuziehen. 

$ 10. 


Die Mitglieder der Handwerkskammer verwalten ihr Amt als Ehrenamt und er— 
halten nach den durch das Statut zu bejtimmenden Säßen nur Erjag für baare Auslagen. 


-1n Om 
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g II. 


Zur Theilnahme an den Wahlen zur Handwerkskammer ſind nur Reichs— 
angehörige berechtigt, welche das fünfundzwanzigſte Lebensjahr vollendet haben 
und jeit mindeſtens einem Jahre in dem Bezirk der Handwerkskammer ein Hand: 
werk felbjtändig betreiben. 

Perſonen, welche ſich nicht im Bejig der bürgerlichen Ehrenrechte befinden 
oder welche durch vichterliche Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen 
beſchränkt find, jind nicht wahlberectigt. 

Durch das Statut ijt den Innungen ($$ 97 ff. der Gewerbeordnung), deren 
Sig fih im Bezirk der Handwerfsfammer befindet, die Berechtigung beizulegen, 
einen im Statut näher zu bejtinnmenden Theil der Mitglieder der Handwerks: 
fammer zu wählen. Bei der Bejtimmung dieſes Antheil3 ift die Bedeutung der 
Innungen für den Handwerfsfammerbezirf in Betracht zu ziehen. 

Eine bejondere Wahlberehtigung fann dur das Statut auch fonitigen 
Vereinigungen von Handwerkern beigelegt worden. 


8 12. 

Die Handwerfsfanmer it berechtigt, Ausſchüſſe aus ihrer Mitte zu bilden 
und mit bejonderen regelmäßigen oder vorübergehenden Aufgaben zu betrauen. 
Die Ausſchüſſe fünnen zu ihren Verhandlungen Sachverſtändige mit berathender 
Stimme zuziehen. 

$ 13. 

Die Handwerfsfammern unterliegen derAufficht der Höheren Verwaltungsbehörde. 

Die Aufſichtsbehörde überwacht die Befolgung der gejeglichen und jtatutariichen 
Vorſchriften und fann diejelbe durch Androhung, Feitfegung und Volljtredung von 
Ordnungsſtrafen gegen die Mitglieder der Handwerkskammer erzwingen. 

Sie entjcheidet Streitigkeiten iiber die Wahlen des Vorjtandes, der Mitglieder 
und der aus ihrer Mitte zu bildenden Ausſchüſſe, jowie über die Rechte und 
Pflichten der Mitglieder. 

Sie hat Wahlen, welche gegen die gejeglichen oder ſtatutariſchen Beſtimmungen 
beritoßen, für ungültig zu erklären. 

Gegen die Entjcheidungen und Anordnungen der Aufjichtsbehörde ijt nur 
die Bejchwerde an die nächſtvorgeſetzte Behörde zuläflig. 

Die Landes-Gentralbehörde fann die Handwerfsfammer auflöjen und Neu 
wahlen anordnen. 

$ 14. 

Für jede Handwerkskammer it von der höheren Verwaltungsbehörde ein 
Kommifjar zu bejtellen. Derjelbe ift berechtigt, jederzeit von den Schriftitüden 
der Handwerlskammer Einjiht zu nehmen, den Verhandlungen beizumwohnen, 
Gegenitände zur Berathung zu jtellen und die Einberufung der Handwerkskammer 
oder ihrer Ausjchüfje zu verlangen. Der Kommifjar muß auf Verlangen jederzeit 
gehört werden, hat aber fein Stimmrecht. 


8 15. 

Die aus der Einrichtung und Thätigkeit der Handwerfsfanmern ermachjenden 
Kojten tragen die Gemeinden des Handwerkskammerbezirks nad) Verhältnig der 
Zahl der den Gemeindebezirken angehörenden jelbjtändigen Handiwerfsbetriebe. 
Die Gemeinden jind ermächtigt, die Beiträge auf die einzelnen Handwerfsbetriebe 
nach einem von der höheren Verwaltungsbehörde zu bejtimmenden Wertheilungs- 
maßjtab umzulegen. 
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Die Landes: Gentralbehörde fann beitinnmen, daß die Koſten von weiteren 

Kommunalverbänden jtatt von den Gemeinden aufgebracht werden. 
8 16. 

Die Handwerkskammern haben über den zur Erfüllung ihrer gejeglichen Auf: 
gaben erforderlichen Koſtenaufwand alljährlich einen Voranjchlag aufzuitellen. Der 
Voranjchlag ſowie jede Weberjchreitung Ddejjelben bedarf der Genehmigung der 
höheren Berwaltungsbehörde. 

Im Uebrigen verwalten die Handwerkskammern ihr Kajjen= und Nechnungs- 


wejen jelbjtändig. 81 


Die Centralbehörden der Bundesjtaaten beitimmen, von welchen Staats- oder 
Gemeindeorganen die in dieſem Geſetze den Behörden zugewiejenen Berrichtungen 
wahrzunehmen jind. 


Diejes Gejep tritt am... .: 200.0. in Kraft. 


Begründung. 

Bei der Prüfung der Vorſchläge, welche im Laufe der lebten Jahre für 
eine ziwangsweile Zujammenfajjung des Handwerks und für die Negelung des 
Lehrlingswejens gemacht worden jind, ijt es al3 ein Mangel empfunden worden, 
daß das Handwerk in weiten Theilen des Reichs einer geordneten Vertretung 
entbehrt. Wenn man von denjenigen Bundesjtaaten, in welchen Gewerbefammern 
für jich oder in Verbindung mit Handelskammern errichtet find, ') und von den— 


) Bayern: Allerhöchite Verordnung vom 25. Oktober 1889, die Handels und Ge- 
werbefammern und die Bezirfsgremien für Handel und Gewerbe betreffend Geſeßz— und 
Verordnungsbl. S. 559); 

Sachſen; Geſetz, die Abänderung mehrerer Beſtimmungen des Gewerbegeſetzes vom 
15. Oftober 1861 betreffend, vom 23 Juni 1868 (Gejeß- und Verordnungsbl. S. 335) und 
Verordnung, die Handels und Gewerbefammern betreffend, vom 16. Juli 1868 Geſetz— 
und Nerordnungsbl. 5. 457), ſowie Geſetz, einige durch die Reform der direkten Steuern 
bedingte Abänderungen gejeßlicher Vorichriften betreffend, vom 2. Auguſt 1878 Geſetz⸗ und 
Verordnungsbl. ©. 211); 

Württemberg: Geieb, betreffend die Errichtung von Handels- und Gewerbekammern, 
vom 4. juli 1874 (egierungsbl. S. 193); 

Baden: Geſetz, die Gewerbefammern betreffend, vom 22. Juni 1892 (Gejeg- und 
Verordnungsbl. S. 368) ;*) 

Sachſen-Weimar: Verordnung, die Errichtung einer Gemwerbefammer betreffend, 
vom 5. Mai 1877, Geichäftsordnung vom 29. April 1878; 

Sahien-Meiningen: Ausichreiben, betreffend die Handels- und Gewerbefammer im 
Kreiie Meiningen, vom 22. Dezember 1888 (Sammlung der Ausichreiben 5. 575) und 
Geſetz, betreffend die Handels: und Gewerbefammern, vom 21. Dezember 1874 (Sammlung 
der landesherrlichen Verordnungen S. 4); 

Hamburg: Geſetz, betreffend die Gewerbefanmer, vom 18. Dezember 1872 (Gefeb: 
Samml. 1872 5. 1), Belanntmahung vom 22. Januar 1879 Geſetz-Samml. Nr. 7) und 
Belanntmachung vom 1. März 1867 Geſet-Samml. Nr. 7); 

Lübed: Ordnung für die lübediiche Gemwerbefammer vom 21. September 1877 (Samm: 
lung Nr. 33) umd 

Bremen: Geſetz, die Gewerbefammer betreffend, in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 1. ‚januar 1894 (Gejegbl. S. 1). 

. *) Von der Ausführung diejes Geſetzes ift wegen der in Auslicht ſtehenden reichs— 
geieglihen Negelung vorläufig abgejehen worden. 
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jenigen nicht zahlreichen Perſonen abjicht, welche ihr Handwerk kaufmänniſch 
betreiben und als Kaufleute einer Handelsfammer oder ähnlichen Klorporationen 
angehören, jo kommen gegenwärtig nur die Innungen oder jonjtige freie Ver: 
einigungen in Betradt. 

Die Handwerker, welche diefen Organifationen angehören, bilden indeſſen 
nur einen verhältnigmäßig geringen Theil ihrer Berufsgenofjen.!) Infolge 
hiervon entbehrt die Regierung bei den im Intereſſe des Handwerks zu treffenden 
Maßnahmen des Beiraths und der gutachtlichen Mitwirkung der weitaus größten 
Theils der Handwerker und jieht jih in der Hauptſache auf die Anhörung der 
Snnungen oder jonjtigen Vereinigungen bejchränft. 

Wenn ſich auch in dieſen Organijationen ohne Zweifel viele tüchtige und 
mit den einschlägigen Verhältniffen vertraute Perjonen finden, jo ſtellt fich doc 
das Geſammtbild, welches jich aus der Anhörung der Innungen und Gewerbe: 
vereine ergibt, immerhin nur als die Auffaſſung einer Minderheit dar. Es kann das 
her jchon aus diefem Grunde nicht ohne Weiteres angenommen werden, daß deren 
Anjichten über dasjenige, was dem Handwerk noth thut, auf die Zuftimmung 
eines erheblichen Theiles derjenigen Handwerker rechnen können, welche jich den 
Innungen bisher fern gehalten haben. Ne bedeutjamer aber die Fragen jind, 
welche bei der modernen Entwicdlung der VBerhältniffe im Handwerk an die Gejeh- 
gebung und die Verwaltung bherantreten, umjomehr muß Werth darauf gelegt 
werden, daß dieſe Fragen einer Erörterung möglichſt aller Kreiſe der Betheiligten 
unterzogen werden. Dabei iſt ſelbſtverſtändlich Vorjorge zu treffen, daß den 
bejtehenden Organen des Handwerferjtandes eine ihrer Bedeutung entjprechende 
Mitwirkung gewahrt wird. 

Diefe Gejichtspunfte haben dazu geführt, einen Gejeßentiwurf über die 
Errichtung obligatoriiher Handwerkfsfammern aufzuitellen, um mit Hülfe diejer 
Organifation zunächit eine umfajjendere Vertretung des Handwerks zu jchaffen 
und auf dieje Weije die Mitwirkung des geſammten Handwerks bei den wichtigen 
Fragen, welche zu feiner Förderung noch der Löſung harren, zu jichern. 

Die Nücjicht auf diefen nächiten Zwed läßt es einjtweilen nicht vathjam 
erjcheinen, bei der Feitfegung der den Handwerfsfanmern zu übertragenden Ar: 
beiten über den Nahmen einer berathenden und begutachtenden Thätigfeit hinaus: 
zugehen. Insbeſondere muß ſchon im Hinblid auf die im den Streijen des 
organijierten Handwerf3 hervorgetretenen Wünſche auf Einführung von forpora= 
tiven Organifationen mit weitgehenden Zwangsbefugnifien und auf die zur Prüfung 
diefer Beitrebungen in Angriff genommenen Vorarbeiten davon Abjtand genommen 
werden, den Handwerkskammern Aufgaben zuzumweilen, welche je nad) dem Aus— 
fall der Entihliegung über die Wege, welde demnächſt für eine weitergehende 
Organijation des Handwerks etwa einzufchlagen fein werden, der leßteren vor- 
greifen würden. 

Aus den Kreijen des innungsgemäß organifierten Handwerks ijt gegen die 
Einführung von Handwerkskammern der Eimvand erhoben worden, daß diejelben 
unter den gegenwärtigen VBerhältnifien eines forporativ gegliederten Unterbaues 
ermangelten. 


) Die Zahl der dem Handwerk zuzurechnenden Gewerbetreibenden darf nach dem Et— 
gebnifje der Berufs: und Gemwerbezählung vom jahre 1882 auf etwa 3 Millionen veran- 
Ichlaat werden. Die am Schlujie des „Jahres 1892 vorhandenen 10866 Innungen batten 
insgelammt 327845 Mitglieder. Nach einer für Württemberg aufgeitellten Berechnung 
waren dort nur 1, Wrozent der Handwerker den Innungen beigetreten. Tem Berbande der 
deutichen Gemwerbevereine gehörten im jahre 1895 466 Wereine mit 53600 Mitgliedern an 
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Dieſem Eimvande würde einige Berehtigung nicht verjagt werden fünnen, 
wenn die Aufgaben der Handwerfsfammern über die ihnen nach dem Entwurf 
übertragenen Obliegenheiten hinaus erjtredt würden. Bei der Bejchränfung aber, 
die der Entwurf ich auferlegt, werden ſie in der Gejammtheit der Handwerker 
ihres Bezirks eine ausreichende Unterlage für eine ihrem Zwede entiprechende 
erjprießliche Ihätigfeit finden. Allerdingd wird Fürjorge zu treffen fein, daß 
die Handwerkskammern in den Stand gejeßt werden, nicht nur über die all- 
gemeinen Verhältnifje des Handwerferitandes al3 joldhen, jondern auch über 
die bejonderen Berhältnifje innerhalb der einzelnen Gewerbe Auskunft zu 
erhalten und zu geben. Der Entwurf jieht deshalb neben der Zuziehung von 
Sadhverjtändigen zu den Verhandlungen der Handwerksfammern die Möglichkeit 
vor, innerhalb der Kammern Ausſchüſſe zu bilden und zu den Berathungen derjelben 
auch Perſonen zuzuzichen, welche nicht Mitglieder der Handwerksfammern jind, aber 
bejondere Sachkunde in Bezug auf die in Frage jtehenden Verhältniſſe bejigen 
(SS. 9 und 12). Auf diefem Wege werden die Handwerkskammern befähigt 
jein, auch die aus den einzelnen Gewerben an jie herantretenden bejonderen 
Wünſche einer jachgemäßen Prüfung zu unterziehen und Gutachten über die 
Verhältnifje der einzelnen Gewerbe mit Sachkunde zu eritatten. 


In den einzelnen Bejtimmungen des Entwurfes ift Folgendes zu bemerken: 


Zu $1. 

Eine allgemeine Vertretung des Handwerks fann nur dadurd) erreicht werden, 
dag die Errichtung der Handwerksfammern obligatorisch gemacht wird. 

Die Beitimmung im Abjap 2 bezeichnet die Hauptjächlichiten Aufgaben, welche 
den Handwerkskammern als Organen für die Vertretung der nterejjen des 
Handwerferjtandes erwachſen. Dabei jteht in eriter Linie die Aufgabe, bei der 
weiteren Organifation des Handwerf3 mitzuwirken und über den hierbei zu 
Ihaffenden Unterbau ji gutachtlih zm äußern. Im Uebrigen liegen gleiche 
Aufgaben einigen der im Weich bereits bejtehenden ähnlichen Einrichtungen ob, 
3: B. den bayerifchen Handel3- und Gewerbefammern gemäß $ 2 der Verord— 
nung vom 25. Dftober 1889, den jächjischen Handel und Gewerbefammern 
gemäß $ 17 Ziffer 12 des Gejeßes vom 23. Juni 1868, den wiürttembergifchen 
Handel3= und Gewerbefanmern gemäß Artikel 1 des Geſetzes vom 4. Juli 1874. 
In dem badijchen Geſetze ſowie in dem neuen württembergijchen Entwurf eines 
Gejehes, betreffend die Handels und Gewerbekammern, ijt die Umgrenzung der 
Obliegenheiten ebenfall3 in ähnlicher Weiſe erfolgt. 

In einzelnen Landesgejegen ijt fir die Gewerbefammern außerdem eine 
Mitwirkung bei der Leitung und Beaufſichtigung von öffentlichen Anjtalten und 
Einrichtungen vorgejehen, welche der Förderung des Gewerbes dienen, 53 B. im 
z 2 Ziffer 3 der bayerijchen Verordnung vom 25. Oftober 1889, im 8 2.Abj. 3 
des badischen Gejebes, die Gewerbefammern betreffend, vom 22. Juni 1892 
Geſetz- und Verordnungsbl. S. 368), im $ 12 Abſ. 4 der fachjen-meiningenjchen 
Verordnung vom 22. Dezember 1868. In Hamburg hat die Gewerbefammer 
zwei ihrer Mitglieder in die Verwaltung der allgemeinen Gewerbejchule zu delegiven 
und nach Bedürfnig aus dem verschiedenen Gewerbszweigen Sachverjtändige zu 
ernennen, welche auf Erjuchen der Gerichte oder auf Antrag von Privatperjonen 
über Güte umd Preis der in ihr Fach einjchlagenden Arbeiten Gutachten abzu— 
geben haben; ſie hat außerdem Lehrbriefe, welche von den gewerblichen Norporationen 
ausgejtellt find, zu bejtätigen und dieje Urkunden, joweit ſolche Korporationen 
iehlen, ſelbſt auszujtellen (Gejeg betreffend die Gewerbefammern, vom 18. De— 
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zember 1872, 8 11 Abſ. 2 und 3; Bekanntmachung vom 22. Zanıar 1879, 
betreffend Ausführung des NReichägejepes über Abänderung der Gewerbeordnung, 
Ziffer 2). Auch dev Gewerbefammer in Lübeck jteht die Ernennung von Sad) 
verjtändigen zu den bezeichneten Zwecken zu. Noch ausgedehnter jind die Tb: 
liegenheiten der Gewerbefammer in Brenten, welche mit bejonderen öffentlid) 
rechtlihen Aufgaben in das Staatswejen eingegliedert it. 

Zu jolchen weitergehenden Obliegenheiten und Befugniſſen lag für die Hand- 
werkskammern dieſes Entwurfs fein ausreichendes Bedürfniß vor. Der Entwurf 
beijchränft daher deren Aufgaben auf diejenigen, welde ſich aus dem begutachten: 
den und berathenden Charakter der Handwerkskammer nothwendig ergeben, Die 
Frage nad) einer Erweiterung ihrer Zujtändigfeit wird Dis zu dem Zeitpunkte 
vorzubehalten jein, wo auf Grund der Erhebungen über die Verhältnijje im 
Handwerf eine größere Klarheit über die fir die Gejeßgebung auf diejem Ge: 
biete einzufchlagenden Wege gewonnen jein wird. 

Durch die Vorſchrift im Abſatz 3 foll den betreffenden Behörden zur 
Pflicht gemacht werden, die Handwerkskammern in allen wichtigeren die Intereſſen 
des Handwerks berührenden Fragen zu hören. Auf diefem Wege wird den 
Kammern der ihnen gebührende Einfluß gelihert. Aehnliche Beſtimmungen be 
itehen bereit3 in Bayern und Sadjen. 


3u 8 2. 

Die Erfahrungen auf dem Gebiete des Handelöfammerwejens lajjen die Er: 
rihtung kleiner Handwerkskammern nicht vathjam erjcheinen. Es wird jicdh viel- 
mehr empfehlen, zur Erhöhung des Werthes der von ihnen zu eritattenden Gut: 
achten dafür Sorge zu tragen, daß jede Handwerkskammer eine der Wichtigfeit 
ihres Zweckes entiprechende Zahl von Handwerkern und möglichſt viele Gewerbe 
vertritt. Dies läßt ſich mit einiger Sicherheit nur dann erreidhen, wenn die Be: 
zirfe einen nicht unerheblichen räumlichen Umfang erhalten und deshalb z. B. in 
Preußen in der Negel über eine Provinz, mindeitens aber über einen Negierungs: 
bezirk ſich erjtreden. Im Einzelnen wird die Feitjegung der Bezirke zur Sicherung 
einer angemejjenen Abgrenzung den Landes:Gentralbehörden zu iüberlafjen jein. 
Dabei bedarf e3 aber noch einer Beitimmung, wonach jid mehrere Bundesitaaten 
zur Errichtung gemeinjamer Handwerkskammern vereinigen fünnen. ine jolde 
Vereinigung muß ſich dann auch darauf erjtreden, von welchen Behörden die in 
dem Geſetze der Landes-Gentralbehörde und der höheren Berwaltungsbehörde 
übertragenen Obliegenheiten wahrzunehmen jind. 

Die obligatorische Erridtung von Handwerksfanmtern auch für jolche Bezirke, 
in denen durch andere Einrichtungen (Handel und Gewerbefammern, Gewerbe: 
fammern) für eine ausreichende Vertretung der Intereſſen des Handwerks gejorgt 
ift, würde über das Bedürfniß hinausgehen und jich um jo weniger vechtfertigen 
lafjen, als dieje Einrichtungen ji im Allgemeinen des Vertrauens aud des vor: 
ganijirten Handwerks erfreuen. 

Zu 8 3. 

Nach dem VBorgange landesgejeglicher Beitimmungen über die Handelskammern, 
Gewerbefammern und ähnliche Imititutionen joll die Errichtung der Handwerks: 
fammer durch ein von der Landes-Centralbehörde zu erlajfendes Statut erfolgen. 
Den im Bezirk hauptjächlich vertretenen Zweigen des Handwerks, den Innungen 
und fonjtigen Vereinigungen von Handwerkern wird hierbei eine Mitwirkung 
dadurch gefichert, daß ihnen Gelegenheit geboten werden joll, jich über die nähere 
Negelung der Verfafiung und Verwaltung diejer zur Vertretung ihrer Intereſſen 
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beftinnmten Organifation zu äußern. Die Auswahl der zu hörenden Perfonen, 
Innungen und jonjtigen Vereinigungen wird, ebenjo wie die Form der Anhörung, 
dem pflihtgemäßen Ermejjen der zujtändigen Behörden zu überlafjen fein. 


Bu $ 4. 

Die Verjchiedenheit der gewerblichen Verhältniſſe in den einzelnen Gebieten 
des Neich läßt es nicht ausführbar ericheinen, alle Grundlagen der neuen Ein« 
rihtung durch das Geſetz von vornherein feitzulegen. Der Entwurf bejchränft 
ih daher im Allgemeinen darauf, nur den für alle Verhältnifje nothwendigen 
Inhalt des für die Verfafjung der Klammern zu erlajjenden Statut zu bejtimmen. 
Geſetzliche Vorſchriften hierüber find zur Wahrung des öffentlichen Interejjes an 
einer ziwedentjprechenden Organijation und Verwaltung der Handwerfsfammern 
unentbehrlih. Die dieſem Bedürfnig Rechnung tragenden Beltimmungen des 
Entwurfs jind in der Hauptfache ähnlichen Vorjchriften bejtehender Geſetze, nament- 
lid auch denjenigen des preußischen Geſetzes über die Landwirthſchaftskammern 
vom 30. Juni 1894 (Geſetz-Samml. S. 126), nachgebildet. 


Zu 8 5. 

Während zur Theilnahme an den Wahlen die Vollendung des 25. Lebens: 
jahres genügen joll ($ 11), läßt es die Bedeutung der Aufgaben, welche den 
Handwerköfanımern zufallen werden, gerechtfertigt erjcheinen, für die Erlangung 
des paſſiven Wahlvechts eine höhere, und zwar diejelbe Altersgrenze fejtzujegen, 
welche im 8 10 des Geſetzes über die Gewerbegerihte vom 29. Juli 1890 
(Reichs-Geſetzbl. S. 141) für die Wählbarfeit zum Beijiger eines Gewerbegerichts 
bejtimmt it. Es entjpricht dies den nad dem Gerichtöverfafjungsgejebe ($$ 33, 
85, 113) bezüglich der Schöffen, Gejchworenen und Handelsrichter geltenden Bes 
jtimmungen, jowie dem Vorgang im $ 4 Ziffer 2 der bayerischen Verordnung 
über die Handel3= und Gewerbefummern vom 25. Oktober 1889 (Gejeß- und 
Verordnungsbl. ©. 559). In Prenßen beginnt die Wählbarkeit zum Mitgliede 
einer Zandwirthichaftsfammer gleichfall3 erjt mit dem 30. Jahre ($ 5 Ab. 1 des 
Geſetzes über die Landwirthichaftsfammern vom 30. Juni 1894, Geſetz-Samml. 
©. 126). 

Außerdem joll nad dem Vorgange der Geſetzgebung auf ähnlichen Gebieten 
im Interefje einer auf möglichjt reife und vieljeitige Erfahrung gejtügten Wirk— 
jamfeit der Handwerkskammer jowie zur Stärkung ihrer Autorität die Erlangung 
des pafliven Wahlrecht3 davon abhängig gemacht werden, daß der zu Wählende 
jeit mindejtend drei Jahren im Bezirk der Kammer ein Handwerk jelbitändig be— 
treibt, während für die Gewährung des aktiven Wahlrecht3 ein einjähriger Betrieb 
genügend evjceint. 

Zu $$ 6 und 7. 


Um zu häufige Wiederholungen von Wahlen zu vermeiden, jchlägt der Ent— 
wurf vor, von der für die Handels- oder Gewerbefanmern in der Negel vorgejehenen 
Beitimmung, daß nac Ablauf eines Theiles der Wahlperiode ein entſprechender 
Theil der Gewählten auszufcheiden hat, Abjtand zu nehmen und die Wahlperiode 
auf fünf Jahre feitzufegen. Für den Fall des Ausjcheidens oder der Behinderung 
von Mitgliedern jind Erſatzmänner zu wählen. Die gleichen Bejtimmungen finden 
ih im $ 49 des Invalidäts- und Altersverjicherungsgeieges. 

Bei den Handeld- und Gewerbefanmern beitebt in der Negel feine Ver— 
prlichtung, die Wahl zum Mitgliede anzunehmen, Kine Ausnahme macht u. U. 
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die bayerische Verordnung ') ſowie das bremifche Geſetz, welches eine Beitimmung 
enthält, wonad niemand die Wahl in die Gewerbefammer ohne Genehmigung 
des Gewerbefonvents ablehnen kann, e3 jei denn, daß er das fünfundjechzigite 
Lebensjahr vollendet hat oder zum zeiten Male gewählt worden it.) Auch 
das hamburgiſche Gejeß jieht eine Verpflichtung für die Wahl in die Gewerbefammer 
vor.) Im Anlehnung an den diefen Geſetzen zu Grunde liegenden Gedanken 
ichlägt der Entwurf vor, die Annahme der Wahl zum Mitgliede der Handwerks: 
fammer in demſelben Umfange zur Pflicht zu machen, wie dies im 8 18 des 
Geſetzes, betreffenb die Gewerbegerichte, von 29. Juli 1890 Reichs-Geſetzblatt 
S. 141) bezüglich der Annahme der Wahl zum Beijiger eines Gewerbegerichts 
geſchehen iſt. 
Zu 88. 


Durch die in dieſem Paragraphen vorgeſehene Beſtimmung ſoll verhütet werden, 
daß der Handwerkskammer Perſonen angehören, welche nach den geſetzlichen oder 
ſtatutariſchen Vorſchriften die Wählbarkeit verloren haben. Aehnliche Vorſchriften 
enthalten die landesgeſetzlichen Beſtimmungen auf dem Gebiete des Handels- und 
Gewerbefammerwejens — 3. B. $ 17 des preußischen Gejeges über die Han: 
delsfammern vom 24. Februar 1870, Geſetz-Samml. ©. 134 — jowie au $ 12 
Abjag 1 des preußiſchen Geſetzes über die Landwirtbichaftsfammern vom 30. Juni 
1894 (Gejeg-Samml. S. 126). Bei Streitigfeiten über das Erlöfchen der Mit: 
gliedjchaft wirde gemäß $ 13 Abſatz 3 und 5 der AufiichtSbehörde, im zweiter 
Injtanz die dieſer zunächſt vorgejegte Behörde zu entjcheiden haben. Haben 
Umſtände der im 8 8 bezeichneten Art jchon zur Zeit der Wahl vorgelegen, jo 
iit leßtere durch die höhere Verwaltung3behörde von Amtswegen für ungültig zu 
erklären ($ 13 Abj. 4). 

Bu $ 9. 

63 wird ſich nicht immer verhüten lafjen, daß unter den gewählten Mit- 
gliedern der Handwerkskammer Vertreter jolcher Handwerke fehlen, deren Vertretung 
durd) ein oder mehrere Mitglieder wegen ihrer Bedeutung innerhalb des gejammten 
Handwerks des Bezirf3 dringend erwiünjcht iſt. Ebenſo it e3 nicht ausgejchlofien, 
daß hin und wieder gewijje Orte und Bezirke, obgleich fie für die Verhältniſſe 
des Handwerls von bejonderer Wichtigkeit jind, bei den Wahlen zur Handwerks— 
kammer ohne Bertreter bleiben. In beiden Fällen würde in der Beſetzung der 
Kammer eine fühlbare Lüde entjtehen. Der Entwurf jchlägt daher vor, die 
Handwerklsfammern in den Stand zu jeben, diefe Lüde durch die Zuwahl ſach— 
verjtändiger Perfonen auszufüllen. Das biernad) den Kammern beizulegende 
Kooptationsrecht läßt jih dann zwedmäßig noch durch die Möglichkeit erweitern, 
auch jolche Perjonen als Mitglieder aufzunehmen, welche zwar dem Handwerker— 
jtande nicht oder nicht mehr angehören, ſich aber durch bejondere Sachkunde in 
Bezug auf die für die nterejjen des Handwerk in Betradht fommenden Fragen 
auszeichnen. Durch die im $ 13 Abſatz 2 vorgefehene Bejtimmung und die nad) 
dem Vorſchlage des Entwurfs dem behördlichen Kommiſſar beizulegenden Befug— 
nijje ($ 14) wird eine Gewähr gegen eine mißbräuchliche Ausnügung des Rechts 


Ss 7 der Verordnung vom 25. Oftober 1889, die Handels- und Gewerbelammer 
— w. ‚betreffend : Geſetz und PVerordnungsbl. S. 559). 
$ 18 des Geiehes, die get betreffend, in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 1. "Yanuar 1894 Reichs-Geſetzbl. S— 
89 des Geſehzes, betreffend Die — vom 18. Dezember 1872 Geſeßz 
Samml. Nr. 55). 
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der Zumahl geboten. Die Beſchränkung des Kooptationsrechtes auf höchſtens ein 
Fünftel der Mitgliederzahl entipricht den Vorjchlage des im Jahre 1894 der 
wiürttembergiihen Kammer der Abgeordneten vorgelegten Entwurfs eines Gejeßes, 
betreffend die Handels- und Gewerbefammern (Drucdjahen der Kammer der 
Abgeordneten, Beilage 88). 

Aber auch mitteld des in ſolcher Weije bejchränften Kooptationsrecht3 wird 
es jich nicht inmer ermöglichen lajjen, daß jeder einzelne in dem Bezirk betriebene 
Gewerbszweig in der Handwerkskammer durch ein Mitglied oder gar durch mehrere 
Mitglieder vertreten wird. Die Handwerksfammern würden daher nicht wohl in 
der Lage jein, ſich über die Verhältniſſe jedes einzelnen Handwerks gutachtlich 
zu äußern und dejjen bejondere Interejjen wahrzunehmen. Der Entwurf jchlägt 
deshalb vor, die Handwerfsfammern zu berechtigen, zu ihren Verhandlungen 
Sachverſtändige mit berathender Stimme zuzuziehen. Auf diefem Wege wird Die 
Kammer in den Stand geſetzt, fich mit den Verhältniſſen jämmtlicher in ihrem 
Bezirf betriebenen Handwerke vertraut zu machen und jede einen einzelnen Ge— 
werbszweig betreffende Frage mit Vertretern der zunächſt betheiligten Fachgenoſſen 
zu berathen. Hierdurch wird zugleich dem Einwande begegnet, daß die don dem 
Entwurf in Ausficht genommenen Organijationen zwar über die gemeinjamen In— 
terejjen des Handiwerferjtandes, nicht aber auch über die bejonderen Interejjen des 
einzelnen Handwerks jich zu äußern befähigt fein wirrden. Für Fragen, welche 
die Verhältniſſe der Gejellen oder der Lehrlinge berühren, läßt jich hierbei auch 
die Heranziehung von Gejellenvertretern ohne Schwierigfeit bewirken, Einer 
tändigen Vertretung der Gejellenjchaft wird es dagegen bei der vorgejchlagenen 
Begrenzung der den Handwerfsfammern zu jtellenden Aufgaben nicht bedürfen. 

Die ehrenamtliche Stellung hat zur Folge, daß eine Bejoldung der Mitglieder 
ausgejchlojjen ift. Dagegen wird ihnen ein Erſatz für baare Auslagen nad) den 
durch das Statut zu beitimmenden Sägen billigerweife nicht verjagt werden können 


Zu $ 11 

Wo im Reich zur Zeit Gewerbekammern — allein oder in Verbindung mit 
Handelskammern — beſtehen, iſt die Berechtigung zur Theilnahme an den Wahlen 
mehrfach von der Entrichtung eines bejtimmten Steuerbetrages abhängig gemadt. 
So find in Bayern nur Diejenigen Gewerbetreibenden wahlberechtigt, welche in 
Orten von mehr al® 20000 Einwohnern mindejtend 5 AM, in Orten von mehr 
als 4000 Einwohnern mindejtens 4 M. und in Orten von 4000 und weniger 
Einwohnern mindejtens 3 M. Gewerbeſteuer entrichten.) In Württemberg bes 
itcht die Wahlberechtigung — abgejehen von anderen Erfordernijjen — nur für 
ſolche Gewerbetreibenden, welche zur Gewerbejteuer veranlagt find.?) In Sad): 
jensMeiningen wird die Zahlung einer Klafjenjteuer von mindeitens 3 AM. verlangt.?) 
Das ſächſiſche Gejep macht die Berechtigung zur Theilnahme an den Wahlen der 
Gewerbefammer von einem abgejhägten Einkommen von über 600 .# abhängig ‘) 
und begrenzt die Wahlberechtigung der mitwirfenden Händler und Fabrikanten 


') $ 4 Ziffer 2 der Verordnung vom 25. Oftober 1889, die Handels= und Gewerbe— 

fammern betrefiend (Gejeg- und Verordnungsbl. S. 559). 

?) Artifel 4 des Geſehes, betveffend die Errichtung von Handels- und Gemwerbefammern, 
vom 4 Juli 1874 (Regierungsbl. S. 193). 

8 3 des Ausichreibens vom 2 Dezember 1888, betreffend die Handels- und Gewerbe— 
tammer im Kreiſe Meiningen (Samml. ©. 575). 

Nr. III Abjag lit. a des Gejeßes, einige durch die Reform der direkten Steuern be 
dingte Abänderungen geleblicher Vorjchriften betreffend, vom 2. Auguſt 1878 Geſetz- und 
Verordnungsbl. S. 211 
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nah oben auf den Gewerbseinfommensjag von 1900 Ab, während in Lübed, 
Bremen und Hamburg die Wahlberechtigung auf jolche Gewerbetreibende bejchräntt 
ift, welche das Recht zur Theilnahme an den Wahlen zur Bürgerſchaft beziehungs- 
weile (Bremen) zur Wahl in die Bürgerjchaft bejigen. !) 

Das badiſche Gejeg verwertbet die Gewerbejteuer nur zur Abgrenzung nad 
oben, inden es die Wahlberechtigung zur Gewerbekammer für Diejenigen aus— 
ichließt, welche mit 10000 .Z und mehr zur Gewerbejteuer veranlagt find, die— 
jelbe aber im Uebrigen auch ſolchen jelbjtändigen Handwerkern zufpricht, welde 
zur Gewerbejteuer überhaupt nicht herangezogen werden.?) 

Der Entwurf folgt feinem der voritehenden Geſetze. Einer Begrenzung der 
Wahlberechtigung nach der Höhe des Einfommens oder des Betrages einer zu 
entrichtenden Steuer würden in der Verfchiedenheit der Steuergejeßgebungen im 
Reich erhebliche Schwierigkeiten entitehen. 

Die Abſicht des Entwurfs, eine Vertretung des geſammten Handwerks zu 
ihaffen, nöthigt dazu, auf ſolche mechanische Begrenzung des Wahlrehts zu ver: 
zihten und die Wahlberechtigung allen Gewerbetreibenden beijulegen, welche ım 
Bezirk der Handwerkskammer ein Handwerk jelbjtändig betreiben, wobei nur die 
Schranke gezogen ift, daß ſie dieje Selbjtändigfeit jeit mindeitend einem Jahre 
bejigen. Ueber das Verfahren bei Streitigkeiten beziglid des Wahlrechts würde 
nah $ 4 Ziffer 3 durch das Statut oder die Wahlordnung das Erforderliche 
feſtzuſetzen jein. 

Die jonjtigen für die Theilnahme an den Wahlen in Abjat 1 und 2 vorgejehenen 
Beitimmungen entiprechen dem Vorgange der Geſetzgebung auf ähnlichen Gebieten. 

Die Bedeutung der Innungen als der gejeplichen Vertretung des organilirten 
Handwerks läht es gerechtfertigt erfcheinen, denjelben einen entiprechenden Einfluß 
auf die Zufammenjegung der Handwerfsfammer dadurch zu jichern, da ihnen 
die Berechtigung beigelegt wird, einen im Statut näher zu bejtimmenden Theil 
der Mitglieder zu wählen, und zwar werden die Innungen für diejenige Hand: 
werfsfammer zu wählen haben, in deren Bezirk ſich ihr Sib befindet. Cine 
bejondere Vorjchrift dahin, daß hierbei ſolche Innungen nicht in Frage kommen, 
in welchen, wie 3. B. in den Droguiitensnnungen und in den Innungen der 
gewerbsmäßigen Beforger fremder Nechtsangelegenheiten, feine Handwerker ver 
treten find, erübrigt fich fchon angeſichts der Vorjchrift im $ 5 Abjag 1 Ziffer 2 
des Entwurfs, wonad zu Mitgliedern der Handwerfsfammern nur folche Perjonen 
wählbar jind, welche ein Handiverf betreiben. 

Ob auch jonjtigen Vereinigungen von Handwerkern, 3. B. den Gewerbe: 
und Handwerfervereinen, eine bejondere Wahlberechtigung beigelegt werden kann, 
bedarf der Prüfung des einzelnen Falles. Manche diefer Vereine umfafjen in jo 
erheblichem Umfange auch Perjonen, die dem Handwerferjtande nicht angehören, 
daß Sie faum ald BVertretungen von Handwerkern angejehen werden dürfen. 
Soweit fie indejjen als ſolche gelten können, werden jie in gleicher Weiſe zu be 
handeln jein wie die Innungen. 


') Vergl. für Lübed: Artikel 6 der Ordnung für die lübedifche Gemwerbefammer vom 

17. September 1877 (Sammlung Nr.33); 
für Bremen: $ 3 Abſatz 2 lit. a des Gefeßes, die Gewerbefanmer betreffend, in der 

Faſſung der Bekanntmachung vom 1. Januar 1894 Geſetzbl. S. 51) (die Gemwerbefammer 
wird von den Mitgliedern des Gewerbefonvents aus ihrer Mitte gewählt a. a. ©. $ 16; 

für Hamburg: $ 4 Abſatz 1 des Geſetzes, betreffend die Gewerbefammer, vom 18. 
Tezember 1872 (Geje-Samml. Nr 55). 

) 8 4 des Geſetzes, die Gewerbekammern betreffend, vom 22. Juni 1892 (Gefeg- und 
Verordnungsbl. S. 368). Bergl. Anmerkung * zu Seite 5. 
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Zu 8 12. 

Die den Handwerkskammern zugedachte Befugniß, aus ihrer Mitte Ausſchüſſe 
zu bilden, ſoll insbeſondere dazu dienen, wichtigere Angelegenheiten, namentlich 
auch ſolche, welche die Verhältnijje einzelner Gewerbe betreffen, für die Berathung 
des Plenums im engeren reife vorzubereiten oder auch jelbitändig zu erledigen. 
Hierbei kann jih aus den zu $ 9 erörterten Gründen auch für die Ausſchüſſe 
die Nothwendigkeit ergeben, zu ihren Verhandlungen Sadveritändige zuzuziehen. 


Zu $ 13. 

Schon die Nüdjicht auf die für die Bezirke der Handwerfsfammern in Aus— 
jiht genommene räumliche Ausdehnung ($ 2) macht es nothwendig, die jtaatliche 
Aufſicht über die Befolgung der gejeßlichen und jtatutarifchen Bejtimmungen der 
höheren Berwaltungsbehörde zu übertragen. Bei der näheren Negelung diejes 
Aufſichtsrechts lehnt jich der Entwurf den für die Aufiicht über die Innungen und 
die mit Korporationsrechten ausgeitatteten Innungsverbände geltenden Vorjchriften 
der SS 104 und 104 | der Gewerbeordnung an. 

Das öffentliche Intereſſe jpricht dafür, daß die Aufſichtsbehörde Wahlen, 
welche gegen die gejeglihen oder jtatutariichen Bejtimmungen verjtoßen, auch 
dann für ungültig zu erflären hat, wenn Bejchiwerden gegen die Wahl nicht er- 
hoben worden jind. 

Nach der Beitimmung im Abſatz 6 foll der Landes-Lentralbehörde die Be: 
fugniß eingeräumt werden, die Handwerkskammer aufzulöjen und Neuwahlen ans 
zuordnen. Die gleihe Beltimmung findet ſich im $ 15 der mehrerwähnten 
bayerischen Verordnung vom 25. Oftober 1889 und war jchon im der früheren 
Verordnung vom 20. Dezember 1868, die Handels- und Gewerbefammern, dann 
die Handels-, Fabrife und Gewerberäthe betreffend (Regierungsbl. S 2553), 
enthalten. Eine jolche Vorfchrift kann jchon um desiwillen nicht entbehrt werden, 
weil anderenjalld organijatorifche Veränderungen in dem Bezirk und in der Zu- 
jammenjeßung der Kammer im Laufe der fünfjährigen Wahlperiode nicht würden 
vorgenommen werden können. Auch jonjtige Verhältniſſe fünnen eine Auflöjung 
der Handwerkskammer im öffentlichen Intereſſe geboten erjcheinen lajjen. 


Zu $ 14. 

Wohl in feinem anderen Theile des Erwerbslebens find die Verhältnifje jo 
vielgejtaltig wie im Handwerk. Schon die große Zahl der einzelnen Handwerke 
und ihrer Spezialitäten erſchwert es häufig den Behörden, jich durch unmittelbare 
Berührung mit den zumächit Betheiligten über die aus den reifen des Hand— 
werfs geäußerten Wünſche und Beitrebungen in dem wünjchenswerthen Maße zu 
unterrichten und die einschlägigen Fragen genügend zu überjehen. Diejer Uebel- 
itand, der inöbejondere auch bei der Prüfung der für die Organijation des Hand- 
werf3 und eine anderweite Regelung des Lehrlingswejens gemachten Borjchläge 
hervorgetreten ijt, weijt darauf hin, eine Einrichtung zu treffen, welche geeignet 
it, Die Staatdorgane in eine engere und jtändige Fühlung mit der Vertretung 
des Handwerks zu bringen. Hierfür jpricht auch der Umstand, daß die Hand- 
werfer mit der gejchäftlihen Behandlung öffentlicher Angelegenheiten und den 
diejelben betreffenden Fragen der Gejeggebung und Verwaltung im Allgemeinen 
weniger vertraut find ald die Angehörigen der Großinduitrie und des Handels. 
Es beiteht in Folge dejjen für den Handwerker in höherem Maße als für jene 
das Bedürfnis eines in jolhen Beziehungen jachverjtändigen Berathers. 
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Aus diefen Erwägungen jchlägt der Entwurf vor, für jede Handwerfsfammer 
einen don der höheren Verwaltungsbehörde zu ernennenden Kommiſſar zu beitellen 
und diefem die Berechtigung beizulegen, an den Verbandlungen mit berathender 
Stimme theilzunehmen, jich über die Geſchäftsführuug fortlaufend zu unterrichten, 
Gegenſtände zur Berathung zu jtellen und die Einberufung der Handwerkskammer 
oder ihrer Ausichüje zu verlangen. Es wird ſich in der Negel empfehlen, einen 
höheren Beamten der Auffichtsbehörde (5 13) zum Kommijjar zu ernennen. Eine 
ähnliche Einrichtung beiteht übrigens bereit$ gegemvärtig in einzelnen Landes— 
theilen. So iſt gemäß $ 14 der bayerischen Verordnung vom 25. Oftober 1839 
(Geſetz- und Verordnungsbl. S. 559), die Handeld- und Gewerbefanmer be— 
treffend, fir jede Nammer ein „Königlicher Kommiſſär“ zu ernennen. Derjelbe 
bat in der Negel den Sipungen beizuwohnen, kann jederzeit das Wort verlangen, 
hat jedoch gleichfalls fein Stimmrecht. 


Zu $ 15. 


Die im $ 1 des Entwurfs vorgejehene Begrenzung der Aufgaben der Hands 
werkskammer läßt mit Sicherheit erwarten, daß die aus ihrer Thätigkeit erwachjen- 
den Koſten jelbjt für größere Bezirke nicht hoch fein werden. E3 wiirde jich 
daher bei ihrer Vertheilung auf ſämmtliche Wahlberechtigte des Bezirks in der 
Negel um jo geringe Summen handeln, daß die Einziehung der Beiträge wegen 
der großen Zahl der Beitragspflichtigen unverhältnigmäßige Kojten verurjachen 
würde. Andererjeit3 wird von einer reichögejeglichen Begrenzung der Beitrags: 
pfliht nad) der Höhe einer von den Wahlberechtigten zu entrichtenden Gewerbes, 
Erwerbs: oder jonjtigen Steuer jhon in Nüdjiht auf die große Verſchiedenheit 
der Stenergejeßgebung in den einzelnen Gebietötheilen des Reiches abgejehen 
werden müſſen. Immerhin mag eine jolhe Regelung, wenngleich ſie zu der 
Schwierigkeit führen kann, zum Zwed der Feſtſetzung der Beitragspflicht darüber 
zu entjcheiden, ob es ich im einzelnen Falle um einen fabrifmäßigen oder um 
einen handwerf3mäßigen Betrieb handelt, nad) den bejonderen Berhältnijien 
einzelner Bezirke zweckmäßig ericheinen. 

Unter diefen Umſtänden jchlägt der $ 15 als Regel vor, daß die aus der 
Einrihtung und Thätigfeit der Handwerkskammer entitehenden Koiten von den 
Gemeiden des Handwerksfammerbezirt3 nad Verhältniß der Zahl der den Ge: 
meinden angehöreuden jelbjtändigen Handwerfäbetriebe getragen werden. In der 
neueren Geſetzgebung findet ji ein Vorgang für eine ſolche Regelung in den 
Beitimmungen 88 30 ff. des Bau:Unfallverficherungsgejeges vom 11. Juli 1887, 
wonach die ebenfalls unerheblichen Koſten eer Unfallverfiherung aus feinen Regie— 
bauten auf die Gemeinden oder andere Kommunalverbände vertheilt werden. 

Der Entwurf läßt aber zugleich die Möglichkeit offen, daß die Beiträge von 
den Gemeinden auf die einzelnen in der betreffenden Gemeinde vorhandenen 
Handwerker umgelegt werden. Die Beitimmung des Vertheilungsmaßitabes, welcher 
ji etwa an eine von den Betheiligten zu entrichtende Staats- oder Gemeinde— 
jteuer anſchlißen kann, wird der höheren Verwaltungsbehörde vorbehalten. 

Außerdem foll die Landes» Gentralbehörde befugt fein, zu bejtimmen, daß 
die Koſten jtatt von den Gemeinden von weiteren Kommunalverbänden über: 
nommen werden, Daß die Kojten auch aus Staatd= oder anderen öffentlichen 
Kaſſen bejtritten werden können, bedarf als ſelbſtverſtändlich im Geſetze feiner 
bejonderen Erwähnung. 
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Zu $ 16. 

In Uebereinitimmung mit der Gejebgebung auf ähnlichen Gebieten wird 
Fürforge zu treffen jein, daß die Ausgaben der Handwerkskammern nicht für 
fremdartige Zwede gemacht werden und daß fie ich innerhalb angemefjener Grenzen 
halten. Nac den Borbilde einzelner Landesgeſetze) jollen die Kammern daher 
gehalten fein, alljährlich über den zur Erfüllung ihrer gejeglichen Aufgaben er— 
forderlichen Kojtenaufwand einen Voranſchlag anfzujtellen, welcher, ebenjo wie 
jede Lleberjchreitung des genehmigten Voranschlags, der Genehmigung der höheren 
Bermaltungsbehörde bedarf. 


Zu $ 17. 
Der $ 17 überläßt nach dem Vorbilde anderer veichögfeeglicher Beſtim— 


mungen?) den Gentralbehörden der Bundesjtaaten die zur Bezeichnung der zu— 
ſtändigen Organe erforderlichen näheren Beitimmungen. 


3. B. im $ 12 Abhſatz 4 der mehrerwähnten bayeriichen Verordnung vom 28. Oktober 
1889, die arg und Gemwerbefammern betreffend. 
3. B. $ 155 der Gewerbeordnung, $ 109 des Unfallverficherungsgeiehes, $ 138 des 
Geſetzes, betreffend die Invaliditäts- und Altersverficherung, $ 83 des Gejehes, betreffend 
die Gemwerbegerichte. 


Die Arbeitseinftellungen 
im Gemerbebetriebe in Oeſterreich 
während des Jahres 1894. 


Das ſtatiſtiſche Departement des Ef. Handeldminifteriums hat unter vor- 
jtehendem Titel eine interefjante Darjtellung veröffentlicht (Wien, Hölder, 1896). 
Die Arbeitseinftellungen bilden in Dejterreich jeit 1891 einen Gegenjtand 
ſtatiſtiſcher Nachweiſungen. Dieſe Statiſtik hat ſeit 1894 eine weſentliche Er— 
weiterung erfahren. Die vorliegende Schrift iſt die erſte, welche die Ergebniſſe 
Diejer erweiterten Erhebungen vorführt. Wir entnehmen derjelben Folgendes: 


In den im Neichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern fanden im 
Sahre 1894 im „Ganzen 159 Arbeitseinftellungen!) jtatt gegen 172 im Jahre 
1893, 101 im Sabre 1892 und 104 im Jahre 1891: hiebei wird jedoch be 
merkt, daß je nach der angewendeten Zählmethode ſich dieſe Zahlen einiger: 
maßen modifiziven fünnten. Der Eindrud, der ſich aus diejen Ziffern ergibt, 
nämlich, als ob 1894 gegen 1893 ein Rüdgang in der Ausjtandsbewegung 
au verzeichnen wäre, wird jofort vermwijcht, wenn neben der Anzahl aud) der 
Umfang der Arbeitseinftellungen in Betracht gezogen wird. Es ergibt ſich 
da nämlich: 














db. i. Perzente der | 

Anzahl der von | 54 in den betbeiligten er 

Strited betroffenen) Strifende Unternehmungen | Verjäumte 
Unternehmungen Arbeiter überbaupt Arbeitstage 

Beihäitinten 





Jahrgang 









BRBE 31 20 ra © 2,468 44,075 72,58 566,463 





IBUE er de 1,207 28,120 61,75 518,511 
111. MR —— 1,519 14,123 57,36 150,992 
LBBE 5. 2m ee 1,917 14,025 34,64 247,086 





Hiebei ift freilich zu berücjichtigen, dat die Volljtändigfeit bei Erfaflung 
der Strifes gewiß zugenommen hat, undererjeits aber auch, daß erit 1894 
bei Berechnung der verjäumten Arbeitstage die Sonn: und Feiertage fon: 
jequent ausgejchieden wurden. 


) Hierunter ericheinen 2 Arbeitseinitellungen mitgezählt, die bereit$ 1893 begannen, 
von _ aber die eine (Rojt-Nr. 91 der Tabelle 1) dem weientlichen Theile ihres Verlaufes 
nad dem ‚Januar des Jahres 1894 angehört und die andere (Poft-Nr. 132), obzwar bereits 
in ber Strifeftatiitit für 1893 enthalten, im Januar 1894 eine bedeutende Ausdehnung 
gewann. Nicht mitgerechnet ift hingegen eine Lohnbewegung unter den Bauarbeitern in 
einem böhmiſchen Fabrikdiſtrikte mit kurzen Arbeitsunterbrechungen, weil darüber keine 
näheren Daten zu beſchaffen waren. 


Die Arbeitseinftellungen im Gewerbebetriebe in Oejterreich während des Jahres 1894. 539 


Prüft man den Antheil der einzelnen Berwaltungsgebiete, 
jo ergibt Nic) folgende Zuſammeuſtelluug: 























Ba ETUI 
Verwaltungsgebiet | An —— 
1804 | 1893 | 1892 | 1891 j 1894 | 1893 | 1892 | 1891 












































| 
) | | | 
Nieder-Oefterreich 22 m| 28 | 35 | 2148| 419) 1886| 22 
Ober: Ceiterreich | — 1| 8| 5| — 1| 3 
Salzburg . 1 1I 11 —| 1 18 4 — 
Steiermark 7 5 8|I 2ı 7 45 3 2 
Kärnten 1 — | — 2! 11 — — 2 
Krain . 1| —| 2| 2| 1! — 2 2 
Küitenland . 1 — 1 8 I 11 1! — 9 —1 
Tirol und Vorariberg 2 | 6| 1Ii | 31 & 1 68 
Böhmen 0555| 27 12 255) 127) 599 
Mähren 23 | 26 24 24 286 283 * 26 
Schlefien . BE: 01 _ | 8| 25 1! — 
Galizien IT ur SE, 118 | 100 1) 9 
Bukowina ee ee 1 
Talmatien — — — — — il — | _ 
Zufammen . . 159 | 172 | 101 104 | 2,468 1307] 1818] 1,917 
N) 
Nermaltungsgebiet ——— |__Sritene Arbeiter 
1894 | 1893 | 1892 | 1891 | 1894 | 1893 | 1892 | 1891 
Nieder-Deiterreich 42,253| 15,003 1.285 17,111) 33,462 8,530. 2,50 5,875 
Ober Oeſterreich is2 — 60 145 — 4 58 
Salzburg . 166) 38 19 — 55 38 199 — 
Steiermark 986 2,144 is 476 187 2.128, 16 474 
Kärnten 20 — — 80 13 — — 36 
Krain 40 — 110 4 20 — 260 124 
Lüſtenland 26 — 1,200 8000 24 — | 1,2701 30 
Tirol und Vorarlberg 53 37346) 440 53 288 A 275 
Böhmen 10,559 11,916 10, 740) 16,852. 6,820| 6,323 8,004. 5,023 
Mähren 4,593 8,786. 4,645| 4,737, 2,052) 4,532 1,855 1,892 
Schlefien . 584 303° 6 — | 28 219 0° 2 — 
Galizien 1,257 6, 776 1183 255 956 6,112, 109, 227 
Bukowina — | -i —- 4 — -| — 10 
Dalmatien ER auf = | — — — — — — 
Zufammen . . |60,718| 45,539 24,621 10,486 44,075, 28,120] 14,123] 14,025 
| | ! I | | 


Hienach hat, was das Jahr 1894 anbelangt, nur in Dalmatien und in 
der Bufowina feine Arbeitseinjtellung jtattgefunder und ftellt ſich der Antheil 
der übrigen Länder an der Anzahl der Ausjtände bei 


re — nenn. auf 45,28 Perzent 
Böhmen. . . EI De a ne ee ee # 
SROBLEM 5:00.00 00 u ee ce ee . 
F 6 
Ober⸗ODeſterreich.314 * 
Schlfien - ©» » 2 6 B 
Galizien . ee he unge ee ir ehe . 
Tirot und Vorarlberg j „1 26 # 
Salzburg, Kärnten, rain, Küftenland . a auf je 0,63 e 


zujammen . . . 100,00. 
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Aus den oben mitgetheilten Zahlen ergibt jich ferner, daß im Jahre 1894 
in Nieder-Dejterreich eine ausnehmend jtarfe Ausitandsbewegung jtattgefumden 
hat, während in den übrigen Yändern, was die Zahl der Strifenden betrifft, 
theils nur geringe Ziffern zu verzeichnen find, theils dort, wo die Zahl eine 
größere zu jein pflegt, das Jahr 1894 hinter dem Vorjahre zurücbleibt oder 
dasjelbe nur unbedeutend übertrifft. In Nieder-Oejterreich war der Autheil 
Wiens ein belangreicher, indem vou den 72 Ausjtänden diejes Kronlandes mit 
33,462 jtrifenden Arbeitern 59 Nusftände mit 30,649 Strifenden auf Wien 
entfallen; bei den übrigen Ländern, deren Hauptitadt jeparat ausgewiejen er: 
jcheint, tritt der Antheil derſelben wejentlich an Bedeutung zurüd. 

Durchjchnittlich betraf 1894 eine Arbeitseinitellung 277 ſtrikende Arbeiter. 
16,98 Berzente aller Strifes waren Gruppenjtrifes, 83,02 Perzente Einzelitrifes; 
auf die erjteren entfallen 67,27 Perzente aller jtrifenden Arbeiter, auf die legteren 
32,73 Berzente. Details über die an den Strifes betheiligten Arbeiter (35,616 männl. 
u. 8459 weibl.) find aus den Tabellen I u. IV A des angef. Werfes zu entnehmen. 

Ihrem Beginne nad) fielen 1894 in 


das ‚Frühjahr März bis Mai) . . 71 Arbeitseinftellungen mit 35,057 ſtrikenden Arbeitern 
den Sommer (Juni bis Auguft) . . 24 . „ 256 „ 

den Herbit (September bis November) 21 x 2840 
den Winter (Januar, Februar, Dezember) 43 — 4, ‚082 


Die maßgebende Rolle fommt alſo dem Frühjahre zu. Die Zahl der 
im Jänner und Februar 1894 zum Ausbruch gelangten Strifes war freilich 
auch feine geringe, doch tt die Anzahl der daran beteiligten Arbeiter feine jo 
große, daß die hervorragende Stelle des Frühjahres für die Strifesbewegung 
durch den Winter auch nur annähernd erreicht würde. Im Frühjahre jelbit 
war der Monat April mit 28 zum Ausbruch gelangten Ausftänden, 1983 
daran betheiligten Unternehmungen und 29,613 jtrifenden Arbeitern ausjchlag: 
gebend; dieje Unternehmungen machen 80 Berzente, die Arbeiter 67 Perzente 
der überhaupt für 1894 in Betracht fommenden aus. Blickt man wieder auf 
die einzelnen Länder, jo füllt der Hauptantheil an den Frühjahrsausftänden 
auf Nieder-Dejterreich, bezw. Wien, indem nicht weniger als °/, der jtrifenden 
Arbeiter auf diejes Land fommen. Im den anderen Quartalen fteht, mas dieie 
Zahl anbelangt, Böhmen an der Spite. Eine Reihe von Ländern ift übrigens 
zu verzeichnen, die nur im Frühjahre an den Arbeitseinftellungen überhaupt 
betheiligt waren. Der große Antheil des Frühjahres an der Strifesbewegung 
wird namentlich durch die Arbeitseinjtellungen der Bauarbeiter und in den 
Biegelwerfen, jowie den großen Tijchlerftrife in, bezw. um Wien bewirft. 

Betrachtet man die Arbeitseinjtellungen ihrer Dauer nad), jo ergibt jid 
die folgende Zujammenftellimg: es dauerten 


unter 1 bis 5 Tage. : . . . 50,31%, aller Arbeitseinſtellungen 
BO ee Bi A 
11 36 58 er 5 
ac ne Rue 5.03. > — 
Br 0 189. „5 u 
26 " 30 " 1,26 " " " 
BL... 06: ..; 136. .; ß 
36 " 40 " —1 89 " " " 
über 40 6,29, 


Der längjte Strife (Boft- Mr. 60) währte 136 Tage; Die durchichnittliche 
Dauer war 11,68 Tage. 
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Im Ganzen waren 1894 durch Arbeitseinſtellungen 2468 Unter— 
nehmungen betroffen (darunter 204 fabrifsmäßige), hievon entfallen auf die 
Induſtrie in Holz, Schuigwaaren und Kautjchuf allein 1593 Betriebe. Welche 
ISnduftriegruppen am jtärfften durch Ausſtände berührt wurden, zeigt nach- 
ſtehende Zujammenjtellung. Es famen auf die 


Pergente aller Perzente aller 1698 
jtritenpen verläumten 
Arbeiter Arbeitstage 
















Induſtrie in Steinen, Erden, Thon und Glas - 

Metallverarbeitung . . 

zn in Hola, Schnipmwanren und Kautchut 
ertilinduftrie . . . 

Baugewerbe 

alle übrigen 





100,00 


Dieje Zufammenftellung — und noch detaillirter die Tabellen III B und 
E — gewährt gleichzeitig einen Einblick in die durchjchnittliche Dauer der 
Arbeitseimjtellungen bei den einzelnen Induftriegruppen, indem das Zurück 
bleiben des Antheil® an den verjäumten Arbeitstagen Hinter dem an den 
itrifenden Arbeitern auf der durchjchnittlich kürzeren Dauer der Strifes beruht. 


Ueber die Veranlajjungen zum Wusbruche von Strifes geben Die 
Tabellen II C und III C Aurfichluß. Aus ihnen erhellt, welche bedeutende 
Nolle hiebei die Unzufriedenheit mit den Löhnen und die Entlajjung von 
Arbeitern jpielten, indem erſteres Motiv bei 48, letzteres bei 34 Fällen in 
Wirkjamfeit fam. Einen Ueberblid über das Zuſammenwirken der verjchiedenen 
Motive in den —— Fällen gibt —— Bujanmene Lug 












Anzahl! d. i. Berzente 
der aller Arbeits- 


Veranlaifungen | 
Fälle | einitellungen 
















Herabiegung der Löhne allein i 
„ in ann mit anderen Beranlafjungen 6 3, 77 
Unzufriedenheit mit den Löhnen allein . i 40 25,16 
J W „und der Arbeitszeit” ; 2 1,26 
.. “ ſowie Entlaſſung 
von Arbeitern i j 1 0,63 
Unzufriedenheit mit den Löhnen und Entlaſſung von Arbeitern 3 1,89 
— „ der Arbeitszeit in Verbindung 
mit anderen Veranlaſſungen — 1 0,63 
Unzufriedenheit mit den Löhnen in Verbindung mit anderen 1 Ver 
anlaſſungen — 1 0,63 
Unpünftliche Yohnauszahlung allein . 3 1,89 
Unzufriedenheit mit der Arbeitsdauer allein 12 7,54 
Mißliebigkeit von Vorgeſetzten allein 5 3,14 
" " = und Entlaffung von Arbeitern . 2 1,26 
— in Verbindung mit and. Veranlaſſungen 2 1,36 
Unzufriedenbeit” mit der Behandlung allein ; 3 1,89 
ri und Entiaffung von Arbeitern 1 ji 
Entlaſfung von Arbeitern allein 7 
Nichtfreigabe des 1. Mai allein 9 
Andere Veranlaiiungen 8 


Zujammen 


w 
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In ähnlicher Weije it auch eine doppelte Betrachtung der Forder— 
ungen der Ötrifenden möglich, indem man entweder darnach frägt, wie vit- 
mal eine beſtimmte Forderung überhaupt geitellt wurde (worüber die Tabellen 
IID, IIID und E, jowie IV C Aufichluß gewähren), oder indem man die 
Unterjuchung auf das fombinirte Auftreten der Forderungen in den Fonfreten 
Fällen richtet; in der letzteren Hinſicht wird das Bild noch vielgeſtaltiger als 
bei Betrachtung der Veranlafjungen, weil die Geltendmachung verjchiedener 
‚Forderungen, die oft in feinem wahrnehmbaren Zujammenbang mit den Ur- 
jachen der Strifes jtehen, Negel ift. Lohnerhöhung wurde num in 83 Fällen 
von 23,411, Verkürzung der Arbeitszeit in 43 Fällen von 28,929 Arbeitern 
gefordert. Die in den Tabellen nicht weiter unterjchtedene Nubrif „Andere 
Forderungen“ betrifft namentlich Abſchaffung der Ueberſtunden, der Accord— 
oder Stückarbeit und der Arbeit an Sonntagen, ſowie Behebung von Uebel— 
ſtänden in den Werfjtätten betreffjs Reinigung, Ventilation ꝛc. Wie man jteht, 
find auch hierunter Forderungen enthalten, deren Erfüllung wenigitens indireft 
von Einfluß wäre auf die Verdienjthöhe des Arbeiters. 


Die folgende Zujammenjtellung veranjchaulicht wiederum die Verbindung 
der einzelnen Forderungen: 








Anzahl | d. i. Berzente 
der | aller Arbeits- 
Fälle | einitellungen 


| 






Forderungen 
















EEE der beitehenden Löhne allein . . 
in Verbindung "mit ver- 


ſchiedenen anderen Forderungen 7 4,40 
Lohnerhöhung allein . { 21 13 21 
— und Verkürzung der Arbeitszeit re an Sep 9 5,66 
. " in Verbindung mit 
weiteren Forderungen 24 15,09 
” in Verbindung mit anderen Forderungen als ver— 
kürzung der Arbeitszeit 34 21,38 
Pünktliche Lobnauszahlung allein . 2 1,26 
in Verbindung mit anderen Forderungen 1 0,63 
Verkürzung der Arbeitszeit allein 3 1,89 
" " in Verbindung mit. anderen dorder- 
ungen als Yohnerböhung . . f ar 7 4,40 
Befeitigung mißliebiger Vorgeſetzter allein 6 3,77 
pP in Nerbindung mit anderen 
noch nicht genannten Forderungen ea re 3 ‚89 
Miederaufnahme entlafiener Arbeiter allein 13 13 
" . in Verbindung mit anderen 
Br nicht genannten — 5 
Freigabe des 1. Mai allein 1 
Sonftige Forderungen 2 


Yujammen 


Was nun den Ausgang der Arbeitseinjtellungen anbetrifft, jo 
ijt erwähnenswerth, daß 39 Fälle (das iſt 24,53 Perzente aller Fälle) mit 
vollem Erfolge, 77 (das ijt 48,43 Perzente) ohne Erfolg für die Arbeiter 
endeten; bei 43 (das iſt 27,04 Perzente) war cin theilmeijer Erfolg zu ver: 
zeichnen, welcher jich in 35 Fällen (das iſt 22,01 Perzente aller Strifes) auf 
Lohnhöhe oder Arbeitszeit, reſpektive Lohnhohe und Arbeitszeit bezog. Nach 
der Anzahl der ſtrikenden Arbeiter ergibt ſich für 5167 (das iſt 11,72 Perzente 
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aller Strifenden) voller Erfolg und für 29,724 (das iſt 67,44 Berzente) voller 
Mißerfolg; 9184 (das iſt 20,84 Perzente) trugen einen theilweiſen Erfolg da— 
von, der jich für 7843 (das it 17,70 Berzente) auf Lohnhöhe oder Arbeits: 
zeit, rejpeftive beides bezog. 

Aus den weiteren in den nachfolgenden Tabellen enthaltenen Details jeien 
hier namentlich jene hervorgehoben, die fich auf den Zujammenhang von Er: 
jolg mit der Art der Strifes, ihrer Dauer, der Gattung der betreffenden Unter: 
nehmungen und der Beichaffenheit der erhobenen Forderungen beziehen. Dieje 
Hervorhebung will aber angejicht® des geringen Umfanges des Materiales 
nur die Ausjtandsbewegung im Jahre 1894 charafterijiren, nicht aber all: 
gemein giltige Schlußfolgerungen einleiten. 

Wie ſchon oben erwähnt wurde, werden als vollftändige jene Arbeits- 
einstellungen bezeichnet, an denen alle Arbeiter — jei es eines Betriebes (Einzel- 
jtrifes), jei e8 aller Betriebe, joferne ſich der Ausſtand auf eine Mehrheit von 
Unternehmungen erjtredte (Gruppenitrifes) — theilnahmen. Im diejer Hinficht 
jtellt jih das Ergebniß wie folgt: 


a) Nach der Anzahl der Fälle. 


a nr nn nn ng 


Voller Erfolg | ne | Ohne Erfolg 










Vollſtändige Gruppenitrites . 50  Berzente | 50 Berzente | 


Einzelitrites . 191 „ |14 „ 19,05 Perzente 
Unvollitändige Gruppenitrites 4,6 u 
— Einzelſtriles . 19,82 „ | 20.72 „ 59,46 a 






| 
| 
611 u» A 


48,43 Berzente 





Alle Strites 


b) Nach der Anzahl der ftrifenden Arbeiter. 
Vollitändige Gruppenitrifes . 2. Berzente | .. PBerzente | 
3,28 " ” 


24,53 Berzente | 27,04 Berzente 





Einzelitrites . | 2.28 Berzente 
Unvollitändige GSruppenitrifes 0,45 D 16,09 P 83,46 ” 
ö Gingelftrites . 202 . | ,. |5885 , 

Alle Strikes . . | 11,72 PBerzente | 20,84 Berzente | 67,44 Perzente 


Scheidet man die unvollitändigen Strifes weiter in jolche, bei denen 
wenigitens eine Arbeiter Kategorie (oder auch im Falle von Gruppenftrifes, bei 
denen die Arbeiterjchaft in einzelnen Betrieben) volljtändig ftrikte, und jolche, 
bei denen dies nicht der Fall war, jo ergeben ſich zumächft folgende abjolute 
Ziffern, die hier Aufnahme finden jollen, weil fie in den jpäteren Tabellen 
nicht enthalten jind. Es famen unter den unvolljtändigen Strifes vor: 





Voller Sotg._| Aheilmellet t Erfolg] Obne — 












| mit 
Arifenden ftrifenden | ftrifenten 
Fälle Arbeitern Fälle | Arbeitern Fälle | Arbeitern 














Gruppenitrites mit einer vollitändig 
itrifenden Arbeiter-$tategorie oder 
mit vollitändigem Ausitand in 
einzelnen Bezirken . un 

Andere Gruppenitrites 

Einzelſtriles mit einer vollitändia 
itritenden rt 

Andere Einzelitrites j 
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Das ergibt in Perzenten: 
a) Nach der Anzahl der Fälle. 


Roller Erfolg Theilweiſer Erfolg Ohne Erfolg 








Gruppenitrifes mit einer vollitändig 
jtrifenden Arbeiter-$tategorie oder 
mit vollitändigem N. in 


einzelnen Betrieben . . . — 53,85 Perzente 46,15 Perzente 
Andere Gruppenſtriles . . 12,50 Berzente | 75,00 2 1250: | % 
Einzelftrifes mit einer vollitändig 

itrifenden Arbeiter: ——— 3a RE 5 21,05 a 5439 „ 
Andere Einzelitriles - . 14,82 Ri 20.37 Ri | , 


u Nach a: Anzah! der ftrifenden Arbeiter. 








Voller Erfolg Theilweiſer Erfolg Ohne Erfolg 





Gruppenſtrikes mit einer vollſtändig | 
ftrifenden Arbeiter-ftategorie oder | 
mit vollitändigem Ausftande in 


einzelnen Betrieben . . » . . _ 4,69 Perzente | 95,31 Perzente 
Andere Gruppentrites . 3,37 Berzente | 89,68 _ 6,95 
GEinzelitrites mit einer vollitändig 

ftrifenden Arbeiter: — J 47,50 = 34,9 „ 
Andere Einzeliteitee . . j 12, 24,11 r 06797 = 


Gruppirt man Die &rheitgeinftellungen nach ihrer Dauer, jo ergibt ji) 
rücjichtlich des Erfolges das nachitehende Bild: 


a) Nach der Anzahl der Fälle. 








| Voller Erfolg Theilweiſer Erfolg) Obne Erfolg 





i— 5 Tage. » . 27,50 Berzente | 27,50 van 45 er Berzente 
6-W 5 4; 28,57 P 22,86 48,5 — 
IH u 5 # ; 18,75 * 18,75 Fr 020 ” 
BD 554 5 12,50 a 37,50 = 50,00 “ 
21-25 „ .. > — — 100,00 h 
26—30 „ . . . 1100,00 a — — 
31-35 „ ... 50,00 = 50,03 e 
36 —440 — 66,67 R 
über 40 — 40,00 > 


Alle Strites - 1 24,53 Berzente | 27,04 Berzente 3,43 Be ; nie 
b) Nach der Auzahl der jtrifenden Arbeiter. J 


Voller Erfolg Theilweiſer Erfolg Ohne © 
1— 5 Zage . . . | 29,64 ka 40,81 — | 29,55 
14,57 33,48 51 


Bl ne‘ 

1-DB 12,73 — 43,72 * 
16-0 u 0% 6 25,99 2 

Ben 5 — 

26-30 „ 111900,00 R 

s-Bb „ .- « 61,48 u 

36-40 ,„ ... — 

über 40 — 


Alle Shites — 11,72 Berzente | 20,84 ® 


> 
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Die Details hinfichtlich der einzelnen Induftriegruppen find aus der 
Tabelle III C und E des angef. Werfes zu entnehmen; am ungünſtigſten jtellt 
jich, wenn man die Zahlen der betheiligten Arbeiter in Betracht zieht, unter den 
jtärfer durch Ausjtände betroffenen Öewerbszweigen der Erfolg für die Strifenden 
bei der Induſtrie in Holz und Schnitzwaaren, ſowie bei den Baugewerben. Aus: 
ihlieglich fabrifgmähige Betriebe betrafen 103 Strifes, wovon 19 mit vollem, 
25 mit theilweiſem und 56 ohne Erfolg für die Arbeiter endeten. 

Betrachtet man endlich die Art der gejtellten Forderungen, jo ergibt fich 
tolgende Rebe über den —— Erfolg: 























Voliſtandig Theilweiſe Nicht 

bewilligt bewilligt bewilligt 
Feſthalten der beſtehenden m . . 15556 Beet 44,44 Berzente 
Erhöhte Yöhne . . . . RE 2272 a 35 23 Pergente 4205 „ 
Rünftliche | Cohnauszahlung RE ————— 100.00 R — 
Verkürzung der Arbeitszeit .. . .134,88 „ | 697 „ 5815 „ 
Beſeitigung mißliebiger Vorgeſehter — 130 — — 8750 „ 
Schuß der Strifenden vor Entlaſſung . | 26,09 . | — 7391 J 
Wiederaufnahme entlaſſener Arbeiter. . | 10,71 „ BB: % 85,72 „ 
Aufftellung einer gabritBorbuung - » . 1100,00 , — — 
Freigabe des J. Mai . . . — 18500 % 447 , 7083 „ 
Andere Forderungen - » >» 2......13889  „ 3131: 50,00  „ 


Aus dieſer Zujammenstellung jei als bedeutjam hervorgehoben, daß die 
Forderung der Aufrechterhaltung bejtehender Löhne jedenfalls beſſeren Erfolg 
hatte, als die der Lohnerhöhung, und daß insbejondere jolche Forderungen 
jelten Durchgejegt erjcheinen, welche — wie Die Bejeitigung von Vorgejegten, 
Wiederaufnahme entlafjener Arbeiter u. dergl. — auf die innere Disziplin in 
den Werfftätten Bezug haben. Diejer Eindrud wird noch verjtärft, wenn 
man der Vergleichung nicht die Anzahl der Fälle, jondern die Anzahl der die 
betreffenden ‚Forderungen erhebenden jtrifenden Arbeiter unterzieht. Bon den 
wegen der betreffenden Forderung ftrifenden Arbeiter hatten nämlich: 














— 
Vollen Erfolg | a Keinen Erfoig 
ren der beitehenden a — 2 00 Werne 22,00 Berzente 
Erhöhte Löhne . . : rg 13,33 r 32,08 Berzente 5459 „ 
Rünftliche Lohnauszahlung Ren | || 11: | Auen — — 
Verkürzung der Arbeitszeit - . -» 1618 — 1,92 _ 9220 „ 
Bejeitigung mißliebiger Vorgeſezter . . | 845 „ — 915 3 
Schuß der Strikenden gegen Gntlaflung - | 20,55  „ — 7945 „ 
Wiederaufnahme entlafiener Arbeiter .| 425° „ 186 „ 362 „ 
Erlaſſung einer — — . 1100,00  „ — — 
Freigabe des J. Mai . . ..128,6690 „ 811 = 6820  „ 
Andere en ara: 5 4,6 3 1432 „ 


Eine andere jehr wichtige Frage, welche bei Betrachtung der Arbeits- 
einjtellungen auftaucht, bezieht jich auf die Verlujte und Opfer, welche die 
Ausjtände den Unternehmern und Arbeitern verurjacht haben. Die vorliegende 
Statijtif gibt auf dieje Frage feine erjchöpfende Antwort, fie gewährt jedoch) 
hiezu einige Anhaltspunfte. 
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‚Für die Bemeſſung der dem Öewerbebetrieb zugefügten Beeinträchtigung 
fommt in Betracht die Anzahl der Ausſtände, der ftrifenden Arbeiter, der in 
‚Folge der Arbeitseinitellung Anderer gezwungen ferernden Arbeiter in den von 
den Ausjtänden betroffenen Betrieben, der verjäumten Arbeitstage. Die Be 
rechnung, jo genau wie möglich durchgeführt, ergibt 44,075 jtrifende und 
4299 gezwungen feiernde Arbeiter, für eritere 566,463, für letztere 81,217 
und jomit insgeſammt 647,680 im Jahre 1894 verjäumte Arbeitstage. Nähere 
Angaben über die Rückwirkung der Arbeitsunterbrechungen auf den Gewerbe 
betrieb fünnen nicht gemacht werden. 

Ungemein ſchwierig fällt auch eine, wenngleich nur annähernd befriedigende 
Beranjchlagung des durch die Strifes verurjachten Lohnausfalles jelbit, abgeſehen 
von den Mängeln, die dem zur Bearbeitung zugeführten Material binfichtlich der 
genauen und erichöpfenden Darftellung der Lohnverhältniſſe anhaften. Rechnungs— 
mäßig laſſen fich nämlich binfichtlich des durch Strifes verurjachten Lohnausfalles 
— unter geeigneter Bedachtnahme auf die Anzahl der an der Arbeitseinſtellung 
betheiligten Arbeiter in den einzelnen Strifephalen — zwei Ziffern ermitteln: 

1. Die eine, welche lediglich) den Werdienjtentgang der jtrifenden umd 
jpäter die Arbeit wieder aufnchmenden Arbeiter angibt. Sie dedt jich mit den 
finanziellen Opfern der Strifenden nicht, indem biezu noc) die Lohneinbuße 
fümmt, welche die nicht wieder im die Unternehmung zurückchrenden Arbeiter 
trifft, Hinfichtlich welcher eben dieſes Sachverhaltes halber nur der Tag der 
Unterbrechung der Arbeit feftiteht, nicht aber der Zeitpunft, in welchem ſie 
einen neuen Arbeitsplag gefunden baben. 

2. Eine andere Ziffer, welche jich ergibt, wenn der Lohnansfall aller am 
Strife betheiligten Arbeiter ohne Unterjchted, ob fie Die Arbeit in dem be 
treffenden Unternehmen wieder aufgenommen haben oder nicht, bis zum Ende 
des Strifes in Rechnung gezogen wird. Dieje Ziffer gibt auch nicht die finan— 
ziellen Opfer der Strifenden, da es willfürlich wäre, al$ Ende der Verdienſt— 
lofigfeit für Jene, die überhaupt nicht mehr an den früheren Arbeitsplag zurüd: 
fehren, den Tag der Wiederaufnahme der Arbeit in dieſem Betriebe anzujehen. 
Dieje Ziffer it ſomit nur geeignet, ungefähr den Verdienjtentgang zu veran: 
ichauflichen, welcher die arbeitende Klaſſe als Ganzes während der Strifedauer 
durch die Vakanz andernfalls verfügbarer Arbeitspläße trifft, wobei es ſich 
dann gleich bleibt, ob dieje durch den Ausſtand vafant gewordenen Arbeits 
pläße im der Folge durch die urjprünglichen Inhaber oder durch andere Per: 
jonen eingenommen werden. 

Vollitändig entgehen der Veranjchlagung in beiden Fällen jene Modi: 
fifationen, welche der auf die aedachte Weiſe berechnete Lohnverluſt durch 
gewiſſe andere Momente erfährt, wie 3. B. durch Die Gelegenheit zu einem 
etwaigen anderwärtigen Berdienft der Strifenden während der Dauer der 
Arbeitseinjtellung, durch erhöhten Verdienſt in Folge intenfiveren Betriebes 
zur Wettmachung des Produftionsansfalles u. dergl. mehr. 

Unter aller jomit gebotener Nejerve ſei Daher bemerkt, dal die Berech— 
nung des Yohnverluftes für alle jtrifenden Arbeiter den Betrag von rund 
873,000 Gulden ergibt, wovon 813,000 Gulden auf die die Arbeit in der 
Unternehmung wieder aufnehmenden Arbeiter entfallen. 

Die Anzahl der aus Anlaß der Arbeitseinftellungen jeitens der Arbeitgeber enr 
laffenen Arbeiter beträgt 2521, die der aus anderen Gründen ausgejchiedenen 987 

‚Schließlich jet noch darauf verwieſen, daß im Laufe des Jahres 1894 6 Unter: 
nehmungen, bez. Betriebsgruppen von einem wiederholten Strike betroffen wurden. 


Miszellen. 
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Die Unterſuchung der wirthſchaftlichen Verhältniſſe in 24 Gemeinden des 
Königreihs Bayern. Am 26. Oktober 1894 beſchloß das Königlich bayerische 
Staat3-Minifterium, in Ergänzung der im Jahre 1890 veranftalteten Erhebungen 
über die Gelanımtlage der bayerischen Landwirthſchaft noc eine außerordentliche 
Unterfuchung der gelanımten landwirtbichaftlihen Lage einiger typiichen Land: 
gemeinden durchzuführen. Dieje Unterfuchung erſtreckte ſich nach einem im Cine 
vernehmen mit dem Generalcomite des landwirthichaftlichen Vereins aufgeftellten 
Progranım auf 24 Gemeinden, 3 in jedem Negierungsbezirf. Bei der Auswahl 
der Erhebungsgemeinden kam es hauptjächlih darauf an, ſolche Gemeinden aus: 
zumitteln, welche nad) ihren natürlichen Berhältnifien, nach den Verhältniffen des 
Anbaues und der Grumdbefißvertheilung je für eine größere Anzahl anderer Ge— 
meinden der betreffenden Gegend als typiich gelten konnten. Die Auswahl wurde 
vom Landrath vorgenommen. Die ald Erhebungskommiſſion aufzuftellenden Ber: 
onen wurden von den Königlichen Negierungen im Einvernehmen mit den Kreis— 
comites des Landwirtichaftlihen Vereins in Vorſchlag gebradt und von dem 
Königlihen Staats-Miniſterium des Innern beftätigt. Sämmtliche von den Kreis— 
fomites in Vorſchlag gebraten Periönlichkeiten find ohne Ausnahme von der 
Königlihen Staatöregierung zu Erhebungstommiffaren ernannt worden. Im 
Ganzen find 22 Erhebungskommiſſionen aufgeitellt worden, eine davon hat für 
3 Gemeinden fungiert. Unter ihnen befinden ſich 12 Beſitzer landwirthichaftlicher 
Anweien, 2 Gutspächter, 1 Gutöverwalter, 1 Inſpektor einer landwirthichaftlichen 
Lehranstalt mit Oekonomiebetrieb, 1 landwirthichaftlich gebildeter Güterinſpektor, 
1 Oekonomie-Rath, der bisher Landwirhichaft betrieb, 3 landwirthichaftlich gebil: 
dete Streisjefretäre und 1 der Kandwirthichaft Eundiger Kulturingenieur. Mit der 
Vornahme der Erhebungen wurde überall im Laufe des Winterd 1894/95 be: 
gonnen. Die eriten Erhebungsberichte gingen im Mai, die legten im Juli 1895 ein. 

Bei der jest vorliegenden Veröffentlichung hat man von einer Stellungnahme 
zu dem eingegangenen umfangreichen Material und zu den zahlreichen gutachtlichen 
Vorichlägen Abitand genommen md jich darauf beichränft, die ſämmtlichen von den 
Erhebungskommiſſaren eritatteten Berichte ihrem vollen Inhalt nach wiederzugeben. 
Nur eine Weberjicht des Immobilienſchuldenſtands und feiner Vertheilung auf die 
einzelnen Beliggruppen it als Anhang beigefügt worden. 

Der Schag von Belehrung, welchen die Erhebungsberichte bieten, ift ein 
ungemein reicher, feine Verwerthung aber für einen weiteren Kreis der daran 
Intereilierten, wie dies bei der Veröffentlichung ſolcher Erhebungsberichte im 
Driginalwortlaut immer jein wird, fchwierig, und es bleibt zu wünſcheu, daß 
eine für Diele weitere Kreiſe berechnete, überfichtliche, fachkundige Bearbeitung des 
reihen Belehrungitoff3 nicht unterbleiben möge. Der Mangel einer ſolcheu popu— 
lären Erſchließung ftatiftiicher und anderer Srhebungsergebniffe wird je länger je 
mehr empfunden. 

In nachjtchenden fönnen die Hauptergebniffe der vorliegenden Unterſuchung 
nur kurz angedeutet werden. 
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Bezüglich des Immobiliarihuldenitandes muß die nadjitehende Eleine 
Zahlentabelle zu Hilfe genommen werden, da mur in dieſer Form in der gebotenen 
Kürze die nöthige Orientierung möglich ift. Wir beihränfen uns dabei auf die An 
gabe des Gejammtreald, welces der Erhebung in den Gemeinden zu Grunde lag — 
jowohl des land: wie des foritwirthichaftlich benugten —, des Geſammtwerths 
diejes Areald und des Prozentjages der Jmmobiliarverihuldung. Als Anhalts— 
punfte für die Grmittelung des Werths haben initruftionsgemäß die Kauf: und 
Uebernahmspreiſe gedient, ferner die üblichen Pachtpreiie und die Grunditener: 
verhältniffe. Im Zweifeldfalle ift die Gemeindevertretung, welcher überhaupt das 
gelammte Werthergebniß durch die Erhebungsfommiflion befannt zu geben war, zu 
Nathe gezogen wordeu. 

63 hat fich dabei Folgendes ergeben: 


Neg.:Bez. Oberbayern Areal Merth Immobilien: 
ha M ſchuld 
Gemeinde Wollomoos ........ 957,2 1169 159 11,60 ®/, 
— Eberfing. ...... 055 2191,38 1586655 16,35 /, 
a Polling 307% 1031,6 1359 920 29,92), 
Neg.:-Bez. Niederbayern 
Gemeinde Leiblfing .. .... ... 888,4 1 627390 39,52 °/, 
ö Schalldorf. ........ 1323,8 1453336 23,74), 
ur SERIE 1562,8 771390 35,82 9), 
Reg.-Bez. Pfalz 
Gemeinde Trahweiler . . . . . ... 166,4 328404 12,24 °/, 
A 1 904,7 4873470 13,39 %, 
R Trülhen 512,9 700730 13,10 °/, 
Reg.-Bez. Oberpfalz u. Regens— 
burg 
Gemeinde Hondrau . 2222220. 1435,5 1382 508 20,93", 
ö Baulushofen ....... 777,6 657 917 39,72%, 
— Sollbach. ......... 4413 212771 76,04 °/, 
Reg.-Bez. Oberfranfen 
Gemeinde Geſees. . 2: 2: 222200. 602,4 1085 053 23,64 °/, 
u Mönchsambach. . . . ... 1181,0 7177985 22,52 °/, 
= Bobengrün . . . . .... 548,0 337275 36,73 °/, 
Neg.: Bez. Mittelfranfen 
Gemeinde Harteröhofen . . .. ... 452,0 1053968 5,21, 
z Petersaurach. . » 2... 838,4 1484 164 13,85 °h 
= BE eat 742,1 1287290 28,10 ° 
Reg.-Bez. Unterfranfen 
Gemeinde Obereßſeld. . . . . . ... 421,2 573677 13,31% 
; Mainbernheim. . . .... 691,4 2065814 17,25 °, 
s Rothenbuch .. . . .... 486,6 439 553 28,78%, 
Neg.: Bez. Schwaben und Neuburg 
Gemeinde Naflenbeuren . » 2.2... 831,1 904 830 37,45% 
5 Genderfingen . . . . . .. 1092,8 1164 715 34,78 ° 
z Miſſen .. . ... 417 1479200 28,17 
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Eine derartig genaue Feititellung war natürlich nicht möglich bezüglich ded Per: 
fonalfredit3, der jogenannten „Kurantichulden“ Das Rejultat der auf die 
Höhe der legteren gerichteten Erhebungen verdient aber eine ganz beſondere Beachtung 
wegen der bedeutenden Summen, zu denen die Erhebungsfommiflionen troß der einer 
vollen Erfaffung diefer Schulden entgegenitehenden Schwierigkeiten gelangt find. 
Den Berichten zufolge weiſen die beiden dem Hypothekenſtande nach am günjtigiten 
fituierten Gemeinden Harteröhofen (Hypothekenſtand: 54935 Ab) und Wollonoos 
(135598 4.) Kurantichulden auf im Betrage von 99016 M. bezw. 167 000 A. 
Kondrau hat 146 053 .# Hypotheken und 212 676 M. Kurantichulden, Obereßfeld 
76364 beziehungsweije 54333 #6, in 7 Gemeinden betragen die Sturantichulden 
40 bis 50°/, der Hhpothefenjchulden, in 4 Gemeinden etwa 30 bis 40°/,, in 
weiteren 4 Gemeinden etwa 20 bis 30°/, und nur in 5 Gemeinden unter 20°/,, 
wobei das hypothekariſch am meilten überlaftete Sollbah den abjolut und relativ 
geringiten Kurantichuldenitand aufweiſt. Diele jcheinbar ganz übermäßige Be: 
laftung durh den Verjonalfredit wird am beiten erflärt durch nachitehende 
Bemerkung des Berichteritatters für Schalldorf (Niederbayern): „Die Darlehen 
fommen offenbar zum größten Theil aus Freundesfreifen und wurden aus ben 
nämlichen Urſachen aufgenonmen, wie die Hypotheken, nämlich: zum Anweſens— 
und Grund-Anfauf, Hausbau, zum Hinausbezahlen von Geſchwiſtern ꝛc., zum 
andern Theil auch zum Viehankauf oder zur Beihaffung von Geräthen. Die 
Kurantſchulden stehen jomit nicht den Immobiliarſchulden gegenüber, ſondern 
bezeichnen die Schulden, welche aufgenommen wurden, ohne hypothefariiche Sicher: 
heit bieten zu müſſen.“ Auch der Berichteritatter für Kondrau (Oberpfalz und 
Negensburg) betont jcharf den Unterſchied zwischen den eigentlichen „Kurantichulden“ 
und den „Schulden auf Handſchein“. Die legteren, welche ganz allgemein 
den Hypothekenſchulden gleich gerechnet werden, betragen in Slondrau 142 001 M, 
während die eigentlichen Kurantichulden nur 4052 AM. ausmachen. Gin ähnliches 
Verhältniß diefer „Schulden auf Handichein”“ zur gelammten Verſchuldung wird 
in der Mehrzahl der übrigen Berichte feitgeltellt und giebt ein Bild von dem 
Perſonalkredit der bayerifchen Bauern, das man ſich in gewiſſem Sinne gar nicht 
beijer vorzuitellen vermag und welches jedenfall der Bauernihaft zur höchſten 
Ehre gereiht. Nur aus der Pfalz und Unterfranken wird über Dielen, in ber 
Hanptiache von Verwandten, Nachbarn und Freunden gewährten Kredit auf Hand» 
Ichein (ohne Bürgen und für jehr mäßige Zinien) nichts berichtet. 

Die Form von Annuitäten für die Jmmobiliarihulden hat zwar in 17 Ge 
meinden bereit3 Cingang gefunden, aber nur in 1 oder 2 Gemeinden fcheint fie 
die Regel zu bilden, in den übrigen ift fie Ausnahme; in den meilten Gemeinden 
bilden jedoch nocd Private, und zwar vorwiegend gute Freunde, Nahbarın und 
Berwandte, jelten geihäftsmäßige Gelddarleiher einen großen Theil der Hypo— 
thefengläubiger und begnügen fi mit einem verhältnigmäßig niedrigen 
Zinsfnß in Vergleih mit Kreditanftalten, auch wohl Stiftungen, Sparfaflen und 
dergleichen, welche im übrigen jehr zahlreih als Hypothekengläubiger figurieren. 
Nur in einem Bericht wird die Umwandlung der Privathypothefen des niedrigeren 
Zinsfußed wegen qutgeheißen. Der Zinsfuß bei Privatgläubigern iſt im all 
gemeinen 3 bis 4°/,, bei den Sparkaſſen, Stiftungen und dergleichen 4, bei den 
Banken 4 bis 5°/,. 

Bezüglich des Perſonalkredits find die Bauern ganz überwiegend auf 
private Gläubiger angewieien. Oertliche Darlehenskaſſen-Vereine 
ſcheinen nur in acht Gemeinden, und auch dort zum theil erſt jeit furzer Zeit, 
vorhanden zu fein. Ihr Wirken wird nur als jegenäreih geichildert. Don 
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wuceriicher Ausbeutung des Perionalfreditbedürfniiies tit erfreulicher Weile 
nur in verichwindenden Maße die Nede. Das Unweſen des Vieheinſtellens 
jeitendö der Händler iſt in der großen Mehrzahl der Gemeinden ganz unbekannt, 
in einigen Gemeinden hat man ſich davon loszumachen veritanden; nur in etwa 
4 Gemeinden scheinen noch ähnliche Geichäfte, und zwar zum ausgeſprochenen 
Unſegen der Betroffenen, in Schwunge zu fein 

Bieten jo die Verihuldungsperhältniiie von verichiedenen Geſichts— 
punften aus ein recht erfreuliches Bild, jo ift doch nicht zu leugnen, daß vielfach 
eine Schuldenlait beiteht, welde mit den Ertragsverhältniſſen fich nicht 
verträgt, zum theil fogar deu Charakter eines entichiedenen Nothitands angenonmmen 
hat und fait durchweg eine Lebenshaltung bedingt, wie fie kärglicher kaum 
gedacht werden fanıı. Ausnahmslos muB den Banern das Yob größter Sparſam— 
feit zuerfannt werden, jowohl im Haufe wie außerhalb desjelben. Ebenio ilt es 
mit dem Fleiß, bei den Beſitzern jelbit wie bei den Angehörigen. Lob verdient 
ferner faft ausnahmslos das Verhältniß zwiihen Bauern und Gejinde 
Tagelöhner werden im allgemeinen wenig verwendet. Much die Klagen über 
ichlechtes Verhalten des Gelindes oder über Mangel an ſolchem find jehr jelten. 
Die Löhne freilich find im Vergleich mit der Lebenshaltung des Bauern recht 
hoch. Wir müſſen uns verlagen, auf diefe Verhältniſſe näher einzugehen. Jeden: 
falls fann man nur die höchfte Adıtung vor dem ganzen Menichenichlag, deſſen 
foziale Beziehungen und hier entgegentreien, beim Studium der Berichte gewinnen. 

Doppelt drängt ſich deßhalb der Wunsch, der Noth abzuhelfen, wo jie beiteht, 
und die Frage, wie fie entitand, dem Leſer auf, und hierüber jei noch einiges aus 
den Berichten kurz mitzutheilen geltattet. 

Nicht wird die Schuld an den gebrüdten Verhältniſſen dem bäuerlichen 
Erbrecht beigemeilen, auch nur in verichwindenden Maße einer ungünitigen 
Grundbeiigvertheilung. Es find in der Hauptiache zwei Momente, die aus 
der Geſammtheit der Berichte beionders klar hervortreten, denen die jchlechte Lage 
entiprungen ift: erjtens die fogenannten „auten Jahre“ im den fiebziger und eriten 
achziger Jahren, und zweitens die jchlechten Jahre 1893 und 1894. Die auten 
Jahre hatten die ungelunde Höhe der Kauf: und Uebernahmspreiſe des landwirth— 
ſchaftlichen Grundbefiges und damit die Ueberſchuldung gezeitigt; das Jahr 1893 
hat durch die Futternoth den Viehſtand ruinirt und das Jahr 1894 durch die 
beifpielloje Gedrücdtheit der Produftenpreiie dem Faß den Boden ausgeichlagen, 
nachdem jchon frühere Jahre, wenn auch in minderen Grade, die Reinertäge ſtark 
reduziert hatten. 

Zu diefen unmittelbar wirfjamen Momenten kommt hinzu die in faſt über- 
rafchendem Grade in den Berichten feitgeitellte veraltete Betriebsweiſe. 
Wer die großen Fortichritte und Leiltungen der modernen „landwirthichaftlichen 
Kunst“ — wie fie Antoritäten feit Jahren wiederholt genannt haben — fennen 
und bewundern gelernt hat, der glaubt fich beim Leien der Berichte in eine andere 
Welt, in ein andered Zeitalter verjegt. Man vergibt über den Eindrücken, die 
jene großen Fortichritte auf uns machen, eben nur zu leicht, welche Maſſe tüchtiger 
Leute unberührt davon weiter wirthichaften, weiter ſich abmühen. Die Berichte 
der bayeriichen Erhebungstommiffion können hier zu einem unendlich verdienitvollen 
Weckruf werden. 

Dat die in ihnen geichilderten Zuftände fo dringend verbefferungsbebürftig 
und zugleich jo überaus verbeilerungsfähig find, darin ift die Hoffnung auf die 
Zufunft vor allem ficher begründet: wicht nur für die Landwirthichaft der bayeriichen 
Bauerngemeinden überhaupt, jondern auch noc für die heute im Beſitz befindlichen 
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Bauern ſelbſt, abgejehen natürlib von jo manchen hoffnungslos zu Grunde 
gehenden Einzelnen. Und dieie Hoffnung fann auch die leider dur den Verlauf 
der legten Jahrzehnte naturgemäß bedingte Thatiache, daß den bayerischen Bauern 
nichts weniger zur Verfügung ſteht, ald das zu jeder nennenswerthen Berbeilerung 
umerläßlice Betriebsfapital, nicht vernichten. Trotz mancher Divergenz im 
einzelnen weilen die Berichte der bayerischen Erhebungskommiſſion doch in der 
Hauptſache mit eindrudsvoller Einmüthigkeit und Deutlichkeit den Weg, auf dem 
Hilfe möglich ift, Soda nur vager Peſſimismus daran zweifeln kann, daß die 
Hilfe auc gebracht werden wird. Nicht den bayeriichen Bauern allein, Tondern 
dem ganzen deutichen Bauernftande wird, jo hoffen wir, das hochverdienitliche 
Werk der königlich bayerischen Staatsregierung, welches wir bier kurz beiprochen 
haben und anf deilen eingehendes Studium wir nachdrücklichſt hinweiſen, zu gute 
kommen. R.Anz.) 


Die Ergebuiſſe der Erhebungen über den Stand der Landwirthſchaft in 
Württemberg. Im Jahre 1884 wurde in Württemberg auf eine Anregung der 
Kammer der Abgeordiieten — nad den Vorgang im Großherzogthum Baden vom 
Jahre 18383 — eine Enquete über die Lage der Landwirthſchaft zunächſt mit 
Beichränfung auf ſechs Gemeinden, jedoch mit der ausgeiprochenen Abjicht 
angeitellt, von deren Ergebniß die Enticheidung über die Beranftaltung einer all 
gemeineren Enquete abhängig zu machen. Die Unterſuchung eritredte fih auf 
alle die Landwirthſchaft beeinflnijenden Verhältnisse in diejen 
Gemeinden und hatte insbejondere zum Gegenjtand: die allgemeinen Berhältniffe 
(Größe der Marfung im Verhältnig zur Größe der landbautreibenden Bevölferung, 
Boden: und Elimatiiche Verhältniſſe, Verhältniſſe der verichiedenen Kulturarten zu 
einander u. j. w.), ferner Die Bertheilung des Grundbeſitzes, Staufpreife und 
Liegenſchaftsumſatz, Pachtverhältniiie, Verſicherungsweſen, Nebenverdienft, Arbeiter: 
verhältniſſe, Kreditverhältnifle, Nentabilität, Verſchuldung und Beurtheilung der 
wirthichaftlichen Lage der bünerlichen Bevölkerung. Das Ergebni der ganzen 
Unterfuchung wurde dahin zujammengefaßt: „daß in den Erhebungsgemeinden die 
wirthichaftliche Lage der bäuerlichen Bevölkerung im Allgemeinen eine nicht 
unberfriedigende und zur Zeit daselbit in feiner Beziehung ein Nothitand vor— 
handen ift, dab dagegen in verichiedenen einzelnen Beziehungen die Aubahnung 
von Verbeſſerungen jehr wohlthätig wirken würde.“ Yu allgemeinen Maßnahmen 
hat die Enquete feiner Zeit nicht geführt. 

Die fortwährenden lagen über die bedrängte Lage der Landwirtbichaft haben 
nun dem Stöniglichen Minilterium des Innern im Juni 1894 Anlaß gegeben, 
abermalige Erhebungen über die Yage der Landwirthſchaft einzuleiten, um Anhalts— 
punfte dafür zu gewinnen, ob und inwieweit jene lagen berechtigt find, eventuell 
auf welche Urſachen die ungünftige Yage zurüdzuführen, und ob es möglich ift, 
Maßnahmen zu ihrer Bekämpfung zu treffen. Nach der Anficht des Königlichen 
Ministeriums ſollte ſich jedoch Diele erneute Unterſuchung weitaus nicht auf den 
Umfang der Enquete von 1884, jondern nur auf einzelne wenige, leicht 
zu ermittelude Fragen, welche für die Beurtheilung der Verhältniſſe von 
beionderer Erheblichkeit find, eritreden ; andererieits Tollten die Erhebungen extenſiv 
auf weientlich breiterer Grundlage als im Jahre 1884, alſo in einer größeren 
Anzahl von Gemeinden vorgenommen werden. In Verfolgung dieſes Ziels 
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wurde dad Programm der Erhebungen vom Königlihen Ministerium im 
Einvernehnen mit der königlichen Zentralftelle für die Landwirthſchaft in nad) 
ftehender Weiſe feitgejegt: 

„Die Erhebungen haben ſich auf folgende Fragen zu eritreden: 1. Wie viele 
Pfandſchulden waren in den Pfandbüchern eingetragen am 1. Januar 1874, 
1884 und 1894, und wie vertheilen fich diefe Schulden nad den Urſachen ihrer 
GEntitehung, ſoweit jolhe aus den Prandeinträgen erfichtlich find? Außer Betracht 
haben zu bleiben die im Unterpfandsbuch vorgemerkten Forderungen zur Sicherung 
des geieglihen Prandrechtstiteld der Ehefrauen und Kinder, ſowie die durch Unter: 
pfandöbeltellung geleifteten Dienftfautionen. — 2. Aus welhem Gelammtbetrag 
an Kapitalzinien und Renten war Sapitalitener zu entrichten: am 1. Juli 
1874, 1. April 1884 und 1. April 18942 — 3. Wie body ftellt ſich die durch— 
ichnittlihe Höhe des Pachtpreiſes der Meder und Wieſen pro Hektar, aus: 
geichieden nah den Eteuerklaffen, je in den Jahren 1874, 1884 und 1894? 
Zu berüdiichtigen find nur ſolche Pachtobjekte, welche für die Negel und unter 
wejentlich gleihbleibenden Bedingungen verpacdtet find, 3. B. Pfarr: und Schul: 
güter. — 4. Wie stellt fih die Höhe der PBerfaufspreife der Meder und 
Wieſen pro Hektar, ausgeichieden nah den Steuerklafien, im Durchſchnitt der 
Jahre 1875/79, 1880/84, 1885/89 und 1890/94? — 5. In welcher Zahl und 
welchem Umfang find in den legten zehn Jahren Zwangdperfteigerungen von 
landwirthichaftlich benusten Liegenschaften vorgefonmen? — Die Erhebungen find 
durch die Ortsvorſteher vorzunehmen.“ 


Um ein möglihit umfaflendes, die verſchiedenen Verhältniſſe des 
ganzen Landes thunlichſt gleihmäßig berüdfichtigendes Bild von der 
Lage der Landwirthſchaft zu erhalten, wurde auf den Borichlag der Zentralitelle 
für die Landwirthichaft die Zah! der Erhebungsgemeinden auf 126 feit: 
geitellt, und zwar wurde die Auswahl diejer Gemeinden in der Weile getroffen, 
daß auf jeden Oberamtöbezirf des Landes zwei Gemeinden entfallen und im 
Ganzen die bejieren, mittleren und geringeren Gemeinden je in 
gleiher Anzahl vertreten find. Die Erhebungen jelbit wurden in der Zeit 
vom Dezember 1894 bis Februar 1895 mehr oder weniger vollitändig vor: 
genommen. Neben der Ausfüllung der Fragebogen haben viele Ortsvorſteher 
nicht nur jchägenswerthe Erläuterungen zu den einzelnen Erhebungen 
gegeben, jondern aud einem vom föniglihen Minifterium des Innern aus— 
geiprochenen Wunih gemäß weitere Mittheilungen über die gegen- 
wärtige landwirthbihaftlihe Lage in Vergleich mit den Berhältniiien 
vor 10 und 20 Jahren beigefügt. — Zur Ergänzung der Unterfuchungen über 
die Höhe der Pachtpreiſe wurde die königliche Domänen:Direktion um Mit: 
theilung der Weberfichten über die Ergebuiffe der Neuverpadhtungen von Staats: 
gütern und Gütern anderer Verwaltungen erjucht, welche jeit dem Jahre 1891 
bearbeitet werden und bis jeßt für die Jahre 1891, 1892 und 1893 vorliegen. 
— Die wichtigsten Ergebniſſe der Enquete hat nun die Zentraljtelle für die Land— 
wirthichaft an der Hand des Programms in dem vor Kurzem erichienenen zweiten 
Heft des Jahrgangs 1895 der „MWürttembergiichen Jahrbücher für Statiſtik und 
Landeskunde” veröffentlicht. 


Bon befonderer Wichtigkeit für die Benrtheilung der Lage der Landwirth— 
Ihaft ift die Ermittelung der bäuerlichen Verſchuldung. Da die Erhebungen 
ihon im Hinblid auf die beträchtliche Zahl der Erhebungdgemeinden ſich nur auf 
wenige Fragen eritreden jollten, fo ift fein jo großes Gewicht auf die Ermittel: 
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ung der abſoluten Höhe ber Viandichulden, ald vielmehr auf die Beweg— 
ung des Schuldenjtands während eines beitimmten Zeitraums 
gelegt worden. 

In der überwiegenden Mehrzahl der Gemeinden it eine tete Zunahme 
des Schuldenbetrags zu fonitatiren. Nur von 11 Gemeinden founte ſo— 
wohl von 1874 bid 1884, ald auch von 1874 bis 1894 eine Abnahme des 
Schuldenbetrags bis zu 47°/, verzeichnet werden. Cinige andere Gemeinden haben 
von 1874 bis 1884 eine Zunahme, von 1874 bis 1894 eine Abnahme, 
wieder andere von 1874 bis 1884 eine Abnahme, von 1874 bis 1894 eine 
Zunahme — Die Zunahme der eingetragenen Pfandſchulden in den einzelnen 
Gemeinden in der Periode 1874 bid 1894 ift ſehr verichieden und bewegt fich 
zwiſchen 1,2°/, und 1306°/,. In 22 Gemeinden beträgt die Zunahme mehr als 
100°/, und in 7 Gemeinden jogar mehr ald 500°/,. 

Die Summe der eingetragenen Pfandſchulden betrug 

am 1. Januar 
1874 1884 1894 
in den 32 Gemeinden 
des Neckarkreiſes . 11,338,767 Mark 14,618,606 Mark 16,350,069 Marf 
in den 34 Gemeinden 
des Schwarzwald: 


treiiede . 2 20. 6,675,104 „ 8,214,149 „ 9,108,833 
in den 28 Gemeinden 
des Jagſtkreiſes . 5,999,615 „ 6,908.297 — 8,098,180 , 


in den 32 Gemeinden 
des Donaukreiſes . 9,847,719 „  12,356,379 „ 13,981,173 „ 
in ſämmtlichen 126 Ge: 
meinden zujammen . 33,861,205 Mark 42,097,631 Mark 47,538,255 Marf 
Die Zunahme der eingetragenen Pfandichulden betrug daher 
in den Perioden 
1874/84 1884/94 1874/94 


im Nedartreis . . 28,9°/, 11,99%; 44,2°/, 
in SchwarzwaldfreisS 23,1°/, 10,9°/, 36,5°/, 
im Jagſtkreis . . 15,1 17,2°/, 35,0°/, 
im Donaufrei®. . 25,5%, 18,191, 42,0°/, 


Hiernah find die Pfandichulden in der Periode 1874/84 bedeutend mehr — 
faft doppelt jo ftart — angewachſen, als in der Periode 1884/94; nur in den 
Gemeinden des Jagitfreifes war die Steigerung in der legten Periode etwas größer 
al3 in der eriteren. 

Um die Höhe der jeweild wirklich vorhandenen Prandichulden zu erhalten, 
wären die bezahlten, aber noch nicht gelöichten Pfandſchulden von den 
obigen Summen in Abzug zu bringen. Die Höhe der bezahlten, aber noch nicht 
gelöichten Prandichulden ift indeflen nur von wenigen Gemeinden (von 21) für 
alle drei Erhebungsjahre (1874, 1884, 1894) angegeben worden. Gin Theil 
der Gemeinden hat wenigitens fir das Jahr 1894 Mittheilungen gemacht, während 
von 71 Gemeinden Angaben beitimmter Sunmen fehlen. Won vielen letzteren 
Gemeinden ift vielfach bemerkt worden, dab eine diesbezügliche Auskunft zwar 
nicht gegeben werden fönne, daß aber ein großer Theil insbejondere der durd 
Liegenſchaftskäufe verurſachten Schulden als bezahlt anzunehmen jet, und daß dies 
für alle drei Erhebungsjahre gleihmäßig zutreffe. Soweit die Gemeinden 
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or 


die Beträge der bezahlten, aber noch nicht gelöjchten Pfandſchulden für alle drei 
Erhebungsjahre angegeben haben, geht daraus hervor, daß die Annahme, e3 werden 
jene Beträge in den drei Jahren in einem annähernd gleichen Verhältniß zu ben 
Geſammtſummen der eingetragenen Schulden ftehen, wohl im Allgemeinen zutreffend 
jein mag. In den 55 Gemeinden, von welden Angaben über die Höhe der be 
zahlten, aber noch nicht gelöichten Prandichulden pro 1894 vorliegen, bewegt ſich 
der Betrag jener Schulden zwiichen 0,6°/, und 27°/, des Gejanmmtbetrages der 
in dieſen Gemeinden eingetragenen Schulden. Die Gelanmmtiunmme der bezahlten, 
aber nicht gelöſchten Schulden beläuft fich in jenen Gemeinden auf 1,735 000 Mt. 
gegenüber einem Gejammtbetrag der eingetragenen Schulden von 20,731,936 ME, 
was 8,4 °/, des Geſammtbetrags ausmacht. Dürfte man annehmen, dab in den 
126 Gemeinden wenigstens 7°, der Geſammtſumme der eingetragenen Schulden 
(im Betrag von 47,538,259 ME) bezahlt, aber noch wicht gelöjcht ſei, ſo käme 
man pro 1. Januar 1894 auf einen wirklichen Hypothekarſchuldenſtand 
in Jänmmtlihen Erhebungsgemeinden von 44,210,581 ME. 

Ron der Geſammtſumme der eingetragenen Schulden rühren her: 
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Erbtheilung u. ſ. mw... 2,802,000 | 8,3 | 
Liegenichaftstäufen . 11,150,000 | 32,9 12,967,000 | 30,8 13,539,000 | 28,4 
Sonitigen Urſachen Dar: | 

leben u. j.mw.).. . | 19,908,000 | 58,8 | 25,980,000 | 61,7 30,328,000 | 63,9 
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Für die Höhe der aus Erbtheilung beziehungsweile ans Liegenichafts: 
fäufen herrührenden Schuldenbeträge kommen die bäuerlichen Erbrechtsverhältniiie 
in Betradt. Es entfällt daher in denjenigen Gemeinden, in welchen nad der 
beitehenden Hebung das Gut meist ungetheilt auf einen Erben übergeht (in Ober: 
ihwaben, im Hohcnloheichen, auf der Alb uud zum Theil im Schwarzwald), ein 
größerer Theil der Schulden auf Erbtheilungen (Gutsübernahmen u j w.), während 
da, wo die Güter in der Negel unter die Kinder gleichmäßig vertheilt werden 
(im jogenannten Altwürttemberg: Unterland, Gäu u. j. w.), der Betrag dieſer 
Schulden Eleiner und dafür derjenige aus Liegenihaftsfänfen größer ift. 

Die Zunahme der Verichuldung bei den einzelnen Verichuldungsarten beträgt 
in ſämmtlichen Erhebungsgemeinden zufammen: 


bei Erbtheilungen . . 12,4°/, 31,0°/, 
bei Liegenſchaftskäufen . 16,3%, 21,4%, 
bei jonjtigen Urfahen . 30,5°/, 52,3°,, 


Auffallend iſt die ſtarke Zunahme der Verichuldung aus Liegenichaftsfänfen im 
Donaukreis. Die Erhebungen über die Bertheilung der Hypothekenſchulden auf 
die genannten VBerichuldungsarten geben indeſſen ihon aus dem Grunde fein 
genaues Bild von den Entitehungsurjahen der Schulden, weil die 
verichiedenen Verichuldungsarten in den einzelnen Genteinden nicht in gleicher Weile 
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nach gleihen wirtbichaftlihen Vorgängen ausgeichieden werden konnten, So wird 
von mehreren Gemeinden erwähnt, daß die Ausicheidung der Schulden aus Erb— 
tbeilungen (Gutsübernahmen) und aus Darlehen nicht möglich jei, da die Schulden 
aus Erbtheilungen in der Regel ſofort bezahlt und zu dieſem Zweck meiſtens 
Darlehen aufgenonmen werden, die Schulden aus Gutsübernahmen aber io 
lange unverjichert ftehen bleiben, bis die Schuld in Folge Ablebens der Eltern 
zu bezahlen ift, was dann gleichtall® durch Aufnahme von Anlehen geicieht. 
Gibt hiernach die Ausscheidung von Hypothekarſchulden nach den Hauptverichuldungs« 
arten Schon über die äußeren Uriachen der Verſchuldung feinen durchweg 
rihtigen Aufſchluß, jo läßt fie moch weniger erkennen, auf welde tiefer 
liegenden Gründe die Verichuldung und die ftarfe Zunahme derſelben zurück— 
zurühren it. Weber dieſe Gründe find in den Bemerkungen, welche von einer 
größeren Anzahl von Gemeinden zu der Beantwortung der Fragebogen gemacht 
worden find, zum Theil beachtenswerthe Angaben enthalten. 

Bei einer Neihe von Gemeinden it als Grund der Scyuldenzunahme an— 
geführt, daB in den legten Jahrzehnten größere Gutsfomplere durch gewerbs: 
mäßige Güterhändler zertrünmmert und die Güter parzellenweiie zu unver: 
hältnißmäßig boben Preiſen abgelegt wurden. uch Tonjt werden Die 
übermäßig hohen Güterpreiie als eine Urſache der Vermehrung der Schulden: 
laft bezeichnet: die Güter werden vielfach von Fleineren Bauern, Anfängern u. ſ. w. 
angefauft ohme Rüdficht darauf, ob sie bei den bezahlten Preis ventieren oder 
nicht. Eine wichtige Rolle unter den Urjachen der Schuldenzunahme jpielen nad) 
den Berichten vieler Gemeinden die gejunfenen Getreidepreiie und Schlechte 
Ernten, Hagelihlag u. ſ. w. Die Weinorte Strümpfelbad und Ingelfingen 
heben insbeſondere die vielen aufeinanderfolgenden ichlechten Weinjahre hervor. 
„Die ungenügenden Einnahmen und die geiteigerten Ausgaben mußten durch 
Aufnahme von Schulden ins Gleichnewicht gebracht werden.“ ALS ein jchlechtes 
Zeichen der Verhältniſſe ericheint e8, daß nach den Berichten in mehreren Ge— 
meinden in den Testen Jahren nicht mehr wie früher Gelder gegen einfachen 
Schuldihein, jondern nur auf Pfandſchein ausgeliehen wurden. Zu der 
Vermehrung der Prandichulden hat endlih in einer Reihe von Gemeinden aud) 
der Umſtand beigetragen, daß von den Mitgliedern der daſelbſt beitehenden Dar: 
fehensfafien Unterpfänder für laufende Kredite in Höheren Beträgen ein- 
gelegt worden jind. 

Soweit in einzelnen Gemeinden im Laufe der fetten 20 Jahre eine Ab— 
nahme der eingetragenen Prandichufden ftattgerunden Hat, wird dielelbe mit dem 
Beitehen und der Thätigfeit der Darlehen sfajien erklärt, indem die Kauf: 
ihillinge entweder mit den bei der Kaſſe angelegten Erſparniſſen bezahlt oder aber 
die Schuldpoften, welche in Raten zu zahlen find, bei der Kaffe gegen einfachen 
Birgichein aufgenommen worden find. In Wirklichkeit hat daher in ſolchen 
Gemeinden die Gejammtverihuldung nicht abgenommen. 

Betrahtet man dad Gejammtergebnih der Erhebungen über die Pfand: 
ihuldenbewegung, jo iſt dasjelbe allerdings fein ſehr erfreulichee. Wenn auch 
ein Zweifel in die gleichmäßige Zuverläfligkeit der Erhebungen über den Schulden: 
itand in den früheren Jahrzehnten (1874, 1884) vielleicht nicht ganz un— 
berechtigt it, jo bleibt doc immer die Thatjache einer ftarfen Schulden- 
vermehrung beitehen. Dabei darf freilich nicht überjehen werden, dat die 
Zinienlaft in Folge des Sinkens des Zinsfußes in den legten 20 Jahren 
mit der Zunahme der Praudichulden nicht entiprehend angewaächſen ift. 
In den legten zehn Jahren (1884/94) ift jogar dieſe Zinjenlaft, wenn man auch 
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nur einen NRüdgang des Zinsfußes während diejer Periode von '/,°/, annimmt, 
annähernd gleichgeblieben. In Wirklichkeit ift indeffen der Zinsfuß mährend dieier 
Zeit vielfah um 1°/, niedriger geworden, jo daß ſich die Zinjenlait trog der 
Vermehrung der Schulden von 1884 biö 1894 eher vermindert hat. Auf ber 
anderen Seite ift zu beachten, daß auf dem Lande — im Gegenjag zu den 
Städten und Inbduftriebezirten — dem Anwachſen der Pfandſchulen fein ent: 
ſprechendes Steigen des vorhandenen Vermögenswerths gegenüber: 
iteht, da die Wertherhöhung durch neue Gebäude, durch Meliorationen, vermehrtes 
Betrieböfapital u. ſ. w. doch nur eine fleinere Quote des Schuldenzuwachſes aus: 
macht, während der größere Theil der Mehrbelaftung in den günftigeren Fällen 
durch den bloßen Umſatz des vorhandenen Liegenſchaftsbeſitzes, im den 
ungünftigeren Fällen aber fogar durh die JInanſpruchnahme de3 Konjum: 
tionsfreditö verurſacht wird. 

Ueber die Höhe der unverfiherten Schulden im Jahre 1894 Liegen 
von 72 Erhebungsgemeinden Angaben vor, welche freilich nur auf einer mehr 
oder weniger zuverläfjigen Schätzung beruhen; auch beziehen ſich manche Angaben 
bloß auf die unverficherten Schulden der Darlehensfafien ohne Berüdjichtigung 
der jonftigen. Von den übrigen Gemeinden wird zum Theil bemerkt, das die 
Höhe der unverficherten Schulden nicht einmal annähernd angegeben werden könne, 
daß diejelben aber jedenfalls in den legten 20 Jahren ähnlich wie die Prand- 
jchulden zugenommen haben. Nach den Angaben jener 72 Gemeinden bewegt 
fi die Höhe der unverfiherten Schulden zwiichen 2,7°/, und 554°/, des 
Gejammtbetrags der im Jahre 1894 eingetragenen Pfandichulden der betreffenden 
Gemeinden. In 26 Gemeinden betragen die umverficherten Schulden mehr als 
50°/, und in ſechs Gemeinden mehr als 100°/, der Brandichulden. Ju den 
72 Gemeinden zujammen belaufen fich die unverficherten Schulden auf 
10,316,000 Mark oder 37,3%/, der in diefen Gemeinden eingetragenen 
Pfandſchulden. Will man nad diefem Ergebniß annehmen, daß in jänmt: 
lihen 126 Grhebungsgemeinden die umverficherten Schulden aud nur ca. ein 
Drittel der eingetragenen Pfandſchulden ausmachen, jo ergibt dies einen Betrag 
von rund 16 Millionen Markt. Die thatſächliche Gelammtverihuldung in den 
126 Gemeinden würde fih hiernah auf rund 60 Millionen Mark berechnen. 

Bon den Gründen, weshalb die unverficherten Schulden eine jolch bedeutende 
Höhe erreicht haben, wird wohl der hauptiädhlichite der ſchon oben angegebene 
jein, daß nämlich jeit Einführung der Darlehenstaffen mehr Anlehen gegen blobe 
Bürgihaft aufgenommen werden in Fällen, wo früher Hypotheken beftellt wurden. 
An der Höhe der Pfandſchulden iſt freilich dieſe Wandlung vielfach nicht zu er: 
fennen. Um den Einfluß der Darlehenskaſſen beurtheilen zu können, jei bier 
erwähnt, daß in 60 von den 126 Erhebungsgemeinden folche Kaſſen ieit 
längerer oder fürzerer Zeit beftehen. Auch von Gemeinden ohne Darlehenskaſſen 
wird bemerkt, daß viel Geld auf bloße Schuldicheine ausgeliehen werde und daber 
die unverficherten Schulden ziemlich hoch feien. 

Ein Schluß auf die Lage der Landwirthichaft läßt fich, wenn auch nur in 
beichränftem Grade, ferner aus der Höhe des in vorwiegend bäuerlicdyen Gemeinden 
vorhandenen Kapitalvermögens, beziehungsweije aus der Zus oder Abnahme 
des legteren ziehen, injofern daraus theilweiie hervorgeht, ob die bäuerliche 
Bevölkerung Eriparnifie zu machen vermag oder gemachte Eriparnifje anzugreifen 
genöthigt ift. Dabei iſt jedoch zu beachten, daß Zufälle verjhiedener Art 
(Erbichaften, Ans und Wegzug von Kapitaliften u. ſ. w.) eine Zus oder Abnahme 
de3 SKapitalftandes in einer Gemeinde verurfahen können, welche mit der wirtb: 
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Ihaftlichen Lage der Gemeinde in feinem Zujammenhang fteht. Da ferner die 
Steuerpflichtigen in den Einfommen=Deklarationen vielfach nur den Betrag des 
ſteuerpflichtigen Zinjeneinfommens und nicht der Kapitalien angeben, jo 
iſt nur eine Erhebung des erjteren, nicht auch des Stapitalitandes möglich. Bei 
der Beurtheilung der Höhe des Zinieneinfonmens iſt daher dad Sinfen des 
Zinsfußes während der legten 20 Jahre um '/;—1°,,, weldyes bei gleich- 
bleibendem Stapitalitand einen Nüdgang ded veriteuerten Zinſenein— 
fommens bewirkt hat, in Nechnung zu nehmen. Weiterhin hat das Landes: 
geieg dom 31. März 1887, betreffend das fteuerfreie Zinjene und Renten— 
einfommen der Wittwen, geichiedenen und verlaffenen Chefrauen, vaterlojen 
Minderjährigen, jowie gebrechlichen Perſonen, durch welches das jteuerfreie Zinfen- 
und Penteneinfommen von 350 Mk. auf 500 ME. erhöht wurde, eine Ver: 
minderung des ftenerpflidhtigen Zinſen- und Renteneinfommend zur 
Folge gehabt. Die gleihe Wirkung hatte die Ausdehnung der Thätigkeit der 
württembergifhen Sparfajie und die Vermehrung der Oberamts— 
Sparkaſſen während der fetten 20 Jahre, durd deren Benugung ein ziemlich 
hoher Betrag früher fteuerpflichtiger Kapitalzinien der Belteuerung und jomit der 
gegenwärtigen Erhebung für die Jahre 1884 und 1894 entzogen worden ilt. 
Trotz der angeführten Momente, welche an fich geeignet gewejen wären, eine Ab— 
nahme des jtenerpflichtigen Zinfeneinfommens herbeizuführen, ift der Geſammt— 
betrag der steuerpflihtigen Hapitalzinjen und Renten in den 126 Er: 
bebungsgemeinden von 1,822,023 ME. im Jahre 1874 auf 2,294,541 ME. im 
Jahre 1884 und auf 2,365,613 ME. im Jahre 1894 angewadien. 

Die Zunahme beziehungsweiie Abnahme des fteuerpflichtigen Zinjen= und 


Renteneinfommend betrug i } 
in den Perioden 


1874/84 1884/94 1874/94 

im Nedarfreis . + 30°, + 2,6%, + 33°/, 
„ Schwarzwaldfris — 34°], + 4,5°/, + 40°), 
„ SJagitfreis + 30°), — 4,0°,, + 25°, 
„ Donaufrei® . . + 11°/, + 10,0°/, + 22°/, 
im Ganzen . . — 26° + 3,0% + 30°], 


Im einzelnen ift eine Abnahme: des jteuerpflichtigen Zinſeneinkommens 
jowohl von 1874 bis 1884, al auch von 1874 bid 1894 zu verzeichnen bei 
18 Gemeinden, dagegen von 1874 bis 1894 in 35 Gemeinden, von welchen 12 
auf den Donaufreis, 9 auf den Nedarkreis, 8 auf den Schwarzwaldtreis und 6 
n den Jagitkreis entfallen. Die Abnahme von 1874 bid 1894 beträgt 1°/, 
i8 53°/,. 

Die Zunahme der fteuerpflichtigen Kapitalzinfen und Neuten in den 
einzelnen Gemeinden während der Periode 1874/94 bewegt ſich zwiichen 1°/, 
und 200°/,. In 16 Gemeinden beträgt die Zunahme mehr al® 100°/,. Als 
Grund der Zunahme wird von zwei Gemeinden der Anzug von Sapitaliften, in 
einer Gemeinde der Verfauf von Gütern angegeben. 

Cine Bergleihung der Bewegung des Sapitalbejiges und der 
Bewegung der Pfandihulden in den einzelnen Gemeinden läßt für 
die Regel keinen Zufammenhang in der Richtung erkennen, daß beide Bewegungen 
auf gleiche Urſachen zurüdgeführt werden könnten. Verſchiedene Gemeinden find 
allerdings vorhanden, welche gleichzeitig eine ftarfe Abnahme des Kapitalbeſitzes 
und eine ftarfe Zunahme der Verſchuldung aufweilen. Auch haben im Jagitkreis, 
wo in der Periode 1884/94 die ftärkfte Zunahme der Pfandſchulden jtattgefunden 
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hat, in der gleichen Periode die Iteuerpflichtigen Kapitalzinien abgenommen. Aut 
der anderen Seite zeigen manche Gemeinden bei jehr ſtarker Schuldenzunahme (um 
665 bis 1306”/,) gleichzeitig eine erhebliche Vermehrung des Kapitalbeſitzes (von 
69 bis 163°;,,). Vermögensanhäufung einerjeits® und zunehmende Verſchuldung 
andererjeit5 fünnen alſo in einer und derielben Gemeinde leicht neben einander 
hergeben. Daraus folgt, daß der Thatſache der Vermehrung des Kapitalbeſitzes 
an ich feine zu große Bedeutung für die Benrtheilung der wirthichaftlichen Lage 
einer Gemeinde beigemeflen werden kann. 

Ein hohes Antereffe nehmen von den fünf Programmpunften der Enguste 
über die Lage der Landwirthichaft in Württemberg die Unteriuchungen über die 
Höhe des Pacht- und des Verkaufspreiſes der Aecker und Wieien 
und über die Zahl und den Umfang der in den legten zehn Jahren vorge 
fommenen Zwangäöperfteigerungen von landwirthſchaftlich benugten Liegen: 
Ichaften in Aniprud. 


In dem Pactpreife eines Grnndſtücks kommt oder follte wenigitens die 
Grundrente zum Ausdrud kommen. Durch eine Vergleihung der Höhe der 
Pachtpreiſe, welche während einer beſtimmten Zeitperiode für einzelne, jeweils unter 
weſentlich gleichbleibenden Bedingungen verpachtete Grundſtücke erzielt worden find, 
follte daher feftgeitellt werden fönnen, ob die Grumndrente im Sinfen oder 
im Steinen begriffen ift. In der Mehrzahl der Erhebungsgemeinden waren 
eö in der Negel nur die Pfarr-, Schul: oder Gemeindegüter, welde 
zur Verpachtung gelangten. Nur in einigen Gemeinden fommen Verpachtungen 
von einzelnen Grunditiiden in größerem Umfang vor. 


Das Ergebniß der Erhebungen über die Bewequng der Padtpreiie 
der Aecker und Wiejen während ber legten 20 Jahre ift bei den einzelnen 
Gemeinden ein recht verfchiedenartiged, was zum Theil darin jeinen Grund hat, 
daß der Pachtpreis von einzelnen Parzellen vielfad) nidyt durch deren Grtrags: 
werth, ſondern durh allerlei Zufälligfeiten und Umstände beitimmt 
wird, welche häufig eine unverhältnißmäßige Höhe des Pachtpreiſes herbei: 
führen. In der Zeit von 1874 bis 1894 find die im Durchſchnitt berechneten 
Pachtpreiſe der Aecker in 41 von 99 Gemeinden (von welden Angaben vorliegen) 
geftiegen, in 48 Gemeinden gefallen und in 10 Gemeinden gleichgeblicben, die 
durchſchnittlichen Bachtpreife der Wiejen in 46 von 99 Gemeinden (von welden 
Angaben vorliegen) geitiegen, in 44 gefallen und in 7 gleichgeblieben. Die Zu: 
nahme der Pactpreiie von 1874 bis 1894 ift in einzelnen Gemeinden eine 
erhebliche (bei Aedern 3. B. in Kleebronn 59°/,, in Obertürfheim 62°/,, in Korn: 
weitheim 65°/,, in Siglingen 66°/,, in Hermaringen 100°/,; bei Wieien 5. B. 
in Suppingen 73°%/,, in Kornweſtheim 136°/,, in Vogt 157°/,). Die Abnahme 
der Pachtpreiie geht bei den Medern bis zu 50°, (Gräfenhauien) und bei 
MWiejen bis zu 53°/, (Haufen a. R.). 


Die Pachtpreiſe für Meder haben in dem Gemeinden der vier Kreiſe im der 
Zeit von 


1874— 1884 bezw. von 1874— 1894 
im Nedarfreis um 8,2°/, zugenommen bezw. um 5,2°%/, zugenommen, 
„ Dagittreis „ 58° " " „ 0,3% " 
„ Donaufreis „ 0,9% > A DR . 


dagegen im 
Schwarzwaldfreis „ 4,6°/, abgenommen „ „ 9,1%, abgenommen. 
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Die Pahtpreije für Wiejen haben in der Zeit von 
1874 — 1884 beziw. von 1874— 1894 
im Nedarkreis un 8,2°/, zugenommen bezw. um 4,3°/, zugenommen, 
„ Donaufreis „ 855° z ee 7, F r 
„Jagſtkreis „ 4,310 - „» „ 5,2°/, abgenommen, 


Schwarzwaldfreis „ 0,5, abgenommen „ „ 838° 
In ſämmtlichen Gemeinden zujammen haben die Pacıtpreiie für 


Veder 
von 1874— 1884 um 3,33°/, zugenommen, 


pon 1874—1894 um 0,06°/, abgenonmen, 
und die Pachtpreiſe für Wiejen 

von 1874—1884 um 4,53°/, zugenommen, 

von 1874—1894 um 0,02°/, abgenommen. 

Aus dieſen Zahlen geht für die Bewegung der Pachtpreiſe in den 
legten 20 Jahren hervor, daß die Bachtpreije für Neder und Wiejen 
in den eriten 10 Jahren (von 1874 bis 1884) vorwiegend in Die 
Höhe gegangen, dagegen in den leßten 10 Jahren (von 1884 bis 1894) 
vorwiegend gefallen find, ſodaß fie im Jahre 1894 im Durchſchnitt ſogar 
wieder einen etwas niedrigeren Stand als im Jahre 1874 erreicht haben. Im 
Durhichnitt betrug in den Erhebungsgemeinden der Pachtpreis pro Hektar: 

für Meder: für Wiejen: 

in den Jahren: 1874 1884 1894 1874 1884 1894 
im Nedarkreis . . 131 ME. 141 ME. 137 ME. 132 ME. 143 ME. 138 ME., 
„ Schwarzwaldfreis 87 „ 83 „79, 128 „ 127 „123 „ 


„ Sagitkris. - -.9 ,), AM, 90 9,8, 1 93 
„ Donaufreis . „84 „85 5 84 „ 357 „ 91. 90, 


„ganzen Land . 99, 108... 989 , 48, 17 :, BE, 
Um eine Vergleichung der Pachtpreiſe der einzelnen Erhebungsgemeinden unter 
einander zu ermöglichen, iſt für jede Gemeinde das durchſchnittliche Grund— 
ſteuerkapital pro Hektar der verpachteten Aecker und Wieſen feſtgeſtellt, und 
für jede Gemeinde iſt ferner der durchſchnittliche Pachtpreis in den drei Erhebungs— 
jahren in Prozenten des Steuerkapitals berechnet worden. Das Grund— 
ſteuerkapital beträgt in den Erhebungsgemeinden durchſchnittlich pro Hektar der 


— Aecker: Wieſen: 
im Nedarfreis . . . 108 Mt. 105 ME., 
„ Schwarzwaldfreis . 56 „ 81: 
„ Iagitkreis. . .» ..68 „ 11: ; 
„ Donaufreid® . . . 70 „ 1. _ 
ganzen Land . . 77 85 


Sowohl bei den Medern als bei den Wiefen übersteigt der Bacdtpreis 
da® Grunditeuerfapital der verpadteten Grumditüde in den einzelnen Ge: 
meinden fait durchweg, und zwar im Jahre 1894 um mehr als 200°/, bei den 
Aeckern in 9 Gemeinden und bei den Wielen in 12 Gemeinden. Nur in wenigen 
Gemeinden bewegt fich der Pachtpreis unter dem Grunditeuerfapital. 

Die von der Stöniglichen Domänen-Direktion mitgetheilten Weberfichten über 
die Ergebnifie der Neuverpactungen des Staats und anderer Verwaltungen bes 
Ihränfen fich auf die Jahre 1891, 1892 und 1893. Da indeſſen die Heberjichten 
neben dem neuen Pachtgeld auch das bisherige Pachtgeld enthalten, jo kann eine 
Zunahme bezw. Abnahme der Pachtpreiie wenigitens für die legten Pachtperioden 
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feitgeltellt werden, deren durchichnittliche Dauer unter Berüdjichtigung etwaiger 
Bachtauflöjungen im Laufe der Periode bei den verpachteten Cinzelgütern 
auf 10 Jahre und bei den verpadteten Meiereien auf 15 Jahre 
veranichlagt werden mag. (Bei Verpaditungen der Staatd- Finanzverwaltung be 
trug die Pachtzeit für Cinzelgüter bis zum Jahre 1894 12 Jahre und beträgt 
für Meiereien 18 Jahre.) Hiernach hat bei den Ginzelgütern der Pachtpreis 
bei Verpachtungen 

der Hofdomänenfammer 
und anderer Verwaltungen 
1881— 1891 um 2,6°/, abgenommen bezw. um 5,1°/, abgenommen, 


von ca. des Staatd? bezw. 


1882—1892 „ 2,2%, — er “ 2,6°/o " 
1883 — 1893 0,2%, „ 8,9% 


Wichtiger ala bie Ergebniſſe der Verpachtungen von Einzelgütern ſind die— 
jenigen von größeren Gütern (Meiereien), da bei dieſen der Pachtpreis weniger 
durch Zufälligkeiten als durch ſachliche Rückſichten, durch den Ertrags— 
werth der Güter beſtimmt wird. Nach den Mittheilungen der Königlichen 
Domänen-Direktion hat bei den Meiereien der Pachtpreis bei Verpachtungen: 

der Hofdomänenkammer 
und anderer Verwaltungen 

1876— 1891 um 6,3°/, abgenommen bezw. um 9,5°/, abgenommen, 

1877 —1892 " — " " " 4,0°/o " 

1878—1893 „ 0,5% „ 3,4%, 

Dei den Verpachtungen der Ginzelgüter iſt bienach vorwiegend, bei 
denjenigen der Meiereien aber durchweg eine Abnahme des Pachtpreiſes 
zu fonjtatiren, welche bei den legteren wohl noch größer fein würde, wenn im den 
neuen Vachtgeldern nicht zum Theil noh Meliorationd- und Bauzinie 
enthalten wären. Bemerkenswerth iſt insbeiondere noch, daß die Pachtpreije bei 
den Meiereien fih durchweg unter dem Grunditenerfapital bewegen. 

Soweit in den Erhebungsgemeinden die Pachtpreiſe geitiegen find, wird als 
Urſache für die unverhältnigmäßige Höhe derjelben vor allem die große Nachfrage 
der Stleinbauern, Gewerbetreibenden, Arbeiter u. j. w. nach den in geringer Zahl 
vorhandenen Pactgütern angeführt. Bei verfchiedenen Gemeinden kommt für die 
Höhe der Pachtpreiſe in Betracht, daß die Markung für die landbautreibende 
Bevölkerung zu flein ift. Die PBachtpreije der Wiefen haben zum Theil infolge 
der vermehrten Viehzucht zugenommen. Don verichiedenen Gemeinden, 
welche bis jest hohe Pachtpreiſe haben, wird indeflen bemerkt, daß die Pachtpreiie 
bei einer Neuverpadtung zurüdgehen werden. Berüdjichtigt man 
die Momente, welche insbejondere bei den Verpachtungen von einzelnen Gütern 
auf eine Steigerung des Pachtpreijes hinwirken, jo fann wohl im Ganzen aus 
dem Grgebniß der Erhebungen über die Pachtpreiſe ein Rüdgang der 
legteren und damit der landihaftlihen Grundrente feitgeitellt werben. 

Die Ermittelung der Berkaufspreife der landwirthſchaftlich benugten Grund: 
ftüde in den einzelnen Gemeinden behufs Feititellung ihrer Bewegung während 
bejtimmter Perioden begegnet ähnlichen Schwierigkeiten wie die Erhebung der Pacht— 
preife jolcher Grundftüde. Auch hier fehlt es häufig an den nöthigen Grund» 
lagen, injfofern in vielen Gemeinden während der einzelnen Perioden nur wenige 
Verkäufe vorfommen, welche eine Vergleihung zulaflen. Ferner ipielen, wie bei 
den Verpachtungen, auch bei den Verkäufen manche Zufälligkeiten eine Rolle, welche 
die Höhe der Verfaufspreife beeinfluffen. Um einigermafien ein zutreffendes Bild 
von der Bewegung der Verfaufspreife in den einzelnen Gemeinden zu erhalten, 


von ca. des Staats bezw. 
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find daher den Erhebungen die Durhichnittspreiie der in je fünf- 
jährigen Perioden vorgefommenen Verkäufe zu Grunde gelegt worden. 

Cine Bergleihung der Verkaufspreiſe in den verichiedenen Perioden ergibt 
rür Meder und Wiejen gemeiniam folgendes Bild: Die 1. Periode (1875 bis 
1879) weilt in den meilten Gemeinden ſehr hohe Preiſe auf; in der 2. Periode 
(1880— 1884) trat in der Mehrzahl der Gemeinden ein zum Theil ſehr erheb- 
liher Rückgang der Breiie ein; in der 3. und 4. Periode (1885 — 1889) 
und 1890 — 1894) erfuhren die Preiſe in einer größeren Zahl von Gemeinden 
eine Steigerung, erreichten aber im Ganzen nicht mehr die Höhe der 1. Periode. 
Im einzelnen fommen nun freilih die mannigtahjiten Abweihungen von 
diejem Gelammtbild vor, und zwar nicht nur in den verichiedenen Gemeinden, 
jondern auch in ein und derielben Gemeinde. So ilt vielfah wahrzunehmen, 
daß in einer Gemeinde die Preife der beſſeren Güter geitiegen, die der ichlechteren 
dagegen gefallen find, und umgekehrt. 

Don der 1. (1875 bis 1879) bis zur 4. (1890 bis 1894) Periode haben 
die Berfaufspreife bei den Aeckern in 58 von 124 Gemeinden (von welchen 
Angaben vorliegen) zugenommen, in den übrigen mit Ausnahme von einer, 
wo sie gleichblieben, abgenommen, bei den Wicien in 46 von 116 Ge: 
meinden (von welden Angaben vorliegen) zugenommen, in den übrigen mit 
Ausnahme von zwei Gemeinden, wo sie gleich blieben, abgenommen. Die 
Zunahme während der genannten Seit geht bei den Aeckern bis zu 127°, 
und bei Wieſen bis zu 46°%,. Die Abnahme während der genannten Zeit 
beträgt bei Aeckern bis zu 49%, und bei Wiejen bis zu 55°/,. Eine nähere 
Beziehung zwiichen der Bewegung der VBerfaufspreije und der Pachtpreiſe 
in den einzelnen Gemeinden nad der Richtung, daß in denſelben gleichzeitig eine 
itarfe Zunahme bezw, Abnahme sowohl der Verfaufspreiie als auch der Pacht— 
preie während der legten 20 Jahre zu finden wäre, läßt jich nicht als Regel 
feftitellen.. Es kommt jogar vielfach vor, daß die Pachtpreife während diejer Zeit 
in einer Gemeinde zugenommen, dagegen die Verfaufspreife abgenommen haben, 
und umgekehrt. 

In den Erhbebungsgemeinden der vier Kreiſe bezw. des ganzen 
Landes geitaltet fih die Bewegung der Verfaufspreiie von der eriten bis 
zur vierten Periode folgendermaßen: Die Werfaufspreiie haben bei den Aeckern 
von 1875/79 bis 

1880/84 1885/89 1890/94 
9, ®, fo 

im Nedarfreis... . .um 1,9 ab» bezw. um 3,5 zu= bezw. um 8,5 zugenommen, 
„Schwarzwaldfreis „ 84ab> „ „ Mlab: „ „09 3u — 
„Jagſtkreis .... 7,„3Zab- N3,44 ab⸗,3,3 zu 
„Donaufreis ...„ 9Tab- „ „ 103 ab: „ „1233 zu — 

im ganzen Land um 6,2 ab- bezw. um 2,7 ab- bezw. um 0,1 abgenommen, 
bei den Wieſen von 1875/79 bis 


" 


1880/84 1885/89 1890,94 
0 A % — 9 
im Nedarfreis . . . um 3,1 ab- bezw. um 2,7 zu = bezw, um 6,5 zugenommen, 
„ Schwarzwaldfreis „ 8,6ab: „ „ Alab: „ „ 48 ab s 
„ Sagfttrei®. ... „ 39abe „ „ 12ab- „ „ 882 ab z 


» Bonaufreid® ... „ 89ab> „ „ 96ab: „ „127 ab z 


im ganzen Zand um 6,1 abs bezw. um 2,6 ab= bezw. um 2,5 abgenommen. 
Annalen des Deutjchen Reihe. 18986. 38 
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Die Ergebnifie der Erhebungen über den Stand 


Eine auffallend jtarfe Zunahme der Berfaufspreiie von 1875/79 bis 1890/94 
hat hiernach der Nedarfreis, und eine auffallend itarfe Abnahme der Donaufreis 
Im Durchſchnitt betrug 
Hektar der verkauften 


ſowohl bei den Aeckern als bei den Wieſen aufzuweiſen. 
in den Grhebungsgemeinden der Verfaufspreis pro 


Aeder 1875/79 1880/84 1885,89 1890/94 
im Neckarkreis 3598 ME. 3533 ME. 3729 Mt. 3905 ME, 
„ Schwarzwaldfreis . 2547 „ 2334 „ 243 „ 2569 „ 
„Jagſtkreis 2050 „ 1899 „ 1980 „ 1981 „ 
„ Donaufreis . 2487 „ 232301 „. 23185 „- 2187 „ 
im ganzen Land j 2679 Mt. 2513 ME. 2607 ME. 2676 Mt. 

Wiejen 1875/79 1880/84 1885/89 1890/94 
im Nedarfreis ; 35855 ME. 3473 ME. 3683 Mi. 3818 Mt. 
„ Schwarzwaldfreis . . 3350 „ 3062 „ 3211 „ 3187 „ 
„ Sagittreis . . 2 2.238301 „ 210 „ 23 „ 2% „ 
„ Donaufreis 2445 „ 2227 2209 „ 2135 „ 
im al Land 2960 ME. 2780 Ir. 2885 ME. 2886 ME 


In allen 4 Perioden. hat daher der Neckarkreis die höchſten, 
die ——— Verkaufspreiſe bei den Aeckern wie bei den Wieſen. In den Be 
merkungen, welche bei einer Anzahl von Gemeinden den Erhebungen über die 
Verkaufspreiſe beigefügt ſind, wird vielfach hervorgehoben, daß die Verkaufs— 
preiſe nicht im Einklang mit den Ertragsverhältniſſen der Aecker 
und Wieſen ſtehen, inſofern ſie den Ertragswerth zum Theil bedeutend 
überſteigen. Was die Urſachen betrifft, welche in einer großen Anzahl ein 
Steigen der Verkaufspreiſe bewirkt oder ein Sinken derſelben 
verhindert haben, ſo wird in den Berichten in erſter Linie erwähnt das Be— 
ſtreben der bäuerlichen und ſonſtigen Bevölkerung, insbeſondere aber der Klein— 
bauern und Anfänger, ihren Beſitz zu vergrößern und Güter ohne Rückſicht 
auf deren Nentabilität zu erwerben. Die Markung mander Ge 
meinden ift im Berhältniß zur Cimwohnerzahl, welche auf den Betrieb der Land: 
wirthichaft angemwiejen iſt, zu klein, und cs werden daher bei der itarfen Nad- 
frage und dem bejchränften Angebot von Gütern die Preife unverhältnigmähig 
in die Höhe getrieben. In verjchiedenen Gemeinden fommt jodann noch die Ston: 
furrenz der Fabrikarbeiter, Gemerbetreibenden 2c. in Betracht, welche jich ſtark an 
dem Ankauf von Gütern betheiligen. Als weiterer Grund der hohen Güterpreite 
wird von mehreren Gemeinden der gewerbsmäßige Güterbandel und die 
Zerftüdelung größerer Güter angeaeben. Im einigen Fällen Tiegt die 
Urſache des Steigens der Güterpreije in der Steigerung ihrer Rentabi: 
lität. So wurden in einer Gemeinde Grunditücde, welche früher kaum einen 
Ertrag abgeworfen haben, durch außerordentliche Düngung und Bearbeitung er: 
tragsfähiger gemacht, wodurch ſich ihr Werth gehoben hat. In einer anderen 
Gemeinde iſt feit 10 Jahren der Tabadbau eingeführt, welcher fih gut rentirt, 
jodaß die Güterpreiſe nicht finfen. In einer Gemeinde werden die hohen Güter: 
preife auch damit zu erklären gelucht, das die Schweinehaltung hohe Erträgnifie 
geliefert habe. — Bei den Wiejen hatte zum Theil die vermehrte Vieh— 
zucht im den legten 10 Jahren die Folge, daß die Preije fortwährend jtiegen 
oder wenigitens nicht, wie die Vreiſe der Aeder, fielen. 

Dem Steigen der Güterpreiie fteht nun auf der anderen Seite in vielen 
Gemeinden ein entihiedenes Sinken der Preile gegenüber, was bei einer 
Reihe von Gemeinden in den Bemerkungen beionders hervorgehoben wird. Bon 


der Jagſtkreis 
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einer faſt ausichließlih Landwirthichaft treibenden Gemeinde wird angegeben, daß 
es an jeder Kaufluſt fehle; der Preisrüdgang bedeute für die Gemeinde jet ſchon 
einen Wermögenöverluft von über 300000 ME. Als Haupturjache des Preis— 
rüdgangs iſt wohl die gejunfene Rentabilität der Güter anzujehen, welche 
in den Preifen früher oder jpäter zum Ausdrud fommen muß. Von einer Ge: 
meinde wird als Grund des Preisſturzes angegeben, daß in den legten 15 bis 
20 Jahren viele Güterzerftüdelungen vorgefommen find, wobei mancher 
Einwohner Güter über jeine Verhältnifie faufte und ſpäter gezwungen war, bie 
Güter um einen niedrigeren Preis wieder zu verfaufen. In einer anderen Ge: 
meinde find die Wiejen im Preis ziemlich bedeutend gefallen, weil es jih ge 
zeigt habe, daß Futterſaaten auf Aeckern mehr abwerfen, als Wiejen, und bejleres 
Futter geben. Won den Gemeinden, in welchen biöher die Güterpreije ihre frühere 
Höhe im wejentlichen behauptet haben, wird vielfach berichtet, daß infolge der 
niedrigen etreidepreije eine verminderte Staufluft ſich bemerklich mache und ein 
bedeutendes Sinfen der Preiſe in Ausſicht ftehe, wenn die Fruchtpreiſe 
ihren niedrigen Stand behalten. — Das Ergebniß der Erhebungen über die Ver: 
faufspreije läßt fich kurz in Folgendem zuſammenfaſſen: auf der einen Geite 
übermäßig hohe, in feinem Verhältniß zum Ertragswerth itehende Güterpreije, 
auf der anderen Seite ein zum Theil bedeutendes Sinfen der Güterpreije und ein 
damit verbundener Bermögensrüdgang. 

Statiftiiche Notizen über Zwangsvollſtreckungen in unbewegliches Vermögen 
find in Württemberg evit jeit dem Jahre 1880 gejammelt worden; daher fonuten 
jih die Erhebungen über die Zmwangsverfteigerungen von landwirthichaftlich be— 
nusten Liegenichaften nicht, wie die übrigen Erhebungen, auf die legten 20 Jahre 
ausdehnen, Tondern beichränften fih auf das legte Jahrzehnt. Zu einem ganz 
fiheren Ergebniß konnten freilich die Erhebungen, welche in den 126 Gemeinden 
angeitellt worden find, deshalb nicht führen, weil landwirthichaftlich benußte Liegen— 
ichaften vielfah in Verbindung mit Gebäuden, weldhe niht land 
wirthbihaftliben Zweden dienten und feinen Landwirthen gehörten 
(Wirthihaften u. ſ. w.), zur Zwangsverfteigerung gekommen find. Bei den Er: 
hebungen find nur diejenigen Fälle von Zwangsverfteigerungen berüdjichtigt 
worden, welche wirklich zur Durhführung gelangten, während die große 
Zahl von Fällen, in denen das Verfahren eingeleitet, aber nach Befriedigung des 
Gläubigers wieder eingeitellt wurde, außer Betracht geblieben find. 

Die größte Zahl von Zwangdverfteigerungen während der genannten Periode 
entfällt auf Strümpfelbach (O-A. Wuiblingen) mit 19 Fällen, hiernach folgen 
Ingitetten mit 14 Fällen, Derdingen mit 11 Fällen, Untergruppenbah und Sießen 
mit je 10 Fällen. In 31 Gemeinden famen gar feine Zwangöverjteigerungen 
por. Ju allen Gemeinden zujammen beträgt die Zahl der Fälle 346, die 
Gejammtrläche der veriteigerten Liegenichaften 734,10 ha, der Gejammt- 
betrag der Forderungen 1620644 ME, der Gejammtbetrag des 
Erlöjes 1262187 ME, der Gejammtausfall der ungededten For— 
derungen 380604 ME. oder 23,48°/, des Gejammitbetrages der Forderungen. 
Von jenen 346 Fällen kommen auf den 


Nedarkreis . . » 2.2.6103 Fülle, 
Schwarzwaldfreis . . ».65 „ 
Sagittre8 . 2 2 2.8 „ 


Donaufrei® -. . . 2.2.93 „ 
Ein Zujammentreifen von ftarfer Zunahme der Pfandſchulden 
bezw. bejonders Hohen Güterpreiien und zahlreihem Vorkommen von 


38 * 
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Zwangsverſteigerungen in den einzelnen Gemeinden läßt fich für die Negel 
nicht feititellen. Immerhin weilen die Gemeinden mit den meilten Zwangs— 
verfteigerungen zum Theil eine erheblihe Zunahme der Pfandichulden auf: 
Strümpfelbah (von 1874—1894) 142°/,, Ingitetten 171°/,, Siegen, 526°/,, 
dagegen Derdingen nur 33°/,, Untergruppenbach nur 16°/,. Bemerfenswerth it 
jedenfalls, daß der Nedarkreis mit der ftärkiten Schuldenzunahme, mit den hödyiten 
Pachtpreiien und Verkaufspreiſen auch die meiſten Fülle von Zwangsveriteigerungen 
hat. Die meilten Zwangsverfteigerungen famen vor im Jahre 1891 (52 Fälle), 
die wenigiten in den Jahren 1885 und 1886 (je 27 Fälle) ine beitimmte 
Negelmäpigfeit, insbeſondere etwa ein Aufiteigen, läßt fich aus der Zahlenfolge 
der einzelnen Jahre nicht entnehmen. Als Urſachen der Zwangsveriteigerungen 
werden bei einzelnen Gemeinden ichlechte Wirthichaft, ungenügender Fleiß, Trunk— 
ſucht u. ſ. w. angeführt. — Im Ganzen it die Zahl der vorgefonmenen Zwangs— 
veriteigerungen nicht als eine beſonders große zu bezeichnen. — 

Ueber die gegenwärtige Lage der Landwirtbihaft im allge: 
meinen, insbeiondere im Vergleich zu derjenigen vor 10 und 20 Jahren Liegen 
bon 48 Gemeinden fürzere oder längere Mittbeilungen vor. Nur von wenigen 
Gemeinden wird berichtet, daß der jetzige Zuftand der Landwirtbichaft fein 
ſchlechter jei, und dab ſich die Verhältniſſe in den legten Jahrzehnten nicht 
wejentlich verändert haben. Im Gegeniag hierzu wird in den meilten Berichten 
eine Verihlimmerunmg der Lage während der legten 20 Jahre Eonitatirt und 
der heutige Zuſtand vielfach als ein bedeuflicher, beiorgniierregender bezeichnet. 

Als die Haupturjache des Nüdgangs wird überwiegend — in 23 Be 
rihten — das ftarfe Sinfen der Getreidepreiie beiradtet. Der Getreide 
bau rentire jich nicht mehr, insbelondere bei den hohen Güterpreijen; die 
Frucht könne nicht verkauft werden, jodaß fte zum Theil dem Vieh gefüttert werde. 
Der Ausfall, welcher durch die niedrigen Getreidepreife im Vergleich mir ven 
Breifen in den 70er Jahren erwächſt, wird für eine Gemeinde auf ca. 32000 Mt. 
im Jahr berechnet. Unter den 231 Haushaltungen, welche diefe Gemeinde zäblt, 
find: 17, welde die zum Lebensunterhalt erforderlidien Mehlitoffe vollitändig 
einfaufen, 22, welde auf gepadteten Grunditüden wenigitend einen Theil 
des nöthigen Getreides jelbit bauen, 43 mit Eleinem Grundbeſitz, welche einen 
Theil ihres Getreidebedarfs jelbit deden, 48, welche auf eigenem Boden ihren 
ganzen Bedarf, aber nicht darüber, ernten, und 101, welche Getreide verfaufen 
fönnen. Auf diefe 101 Betriebe bezieht jich der berechnete Ausfall. 

Nur von einigen Gemeinden wird erwähnt, daß die niedrigen Frucht— 
preije weniger empfunden werden, weil in der Hauptiache bloß Hafer ver: 
fauft werden fönne, dagegen andere Frucht bezw. Mehl in beträchtlichem Betrag 
zugefauft werden müſſe. Nach verichiedenen Berichten wurde der Ertrag 
durch rationellere Bewirthihaftung, Verwendung von Kunſtdünger u. j. w. ge: 
fteigert. Im diefer Beziehung wird ferner erwähnt der vermehrte Anbau von 
Handel spflanzen (Zuderrüben, Hopfen u. j. w.) und die vermehrte Obit: 
baumzucht. Weiterhin wird vielfach berichtet, daß der durch die niedrigen Ge: 
treidepreife entitehende Verluſt wenigiten® zum Theil ausgeglichen werde durch 
vermehrte Rindvieh- und Shweinezudt, und daß daher der Landwirth 
mehr und mehr zu dem rentableren Futterbau übergehe. Die Vermehrung des 
Futterbaues behufs größerer Vichhaltung geht indefien nicht überall fo ſchnell 
voran, und es hat insbeiondere dad Nothjahr 1893 einen ftarfen Rück— 
ſchlag in dieier Bewegung veruriadht. Wielfah fehlt es an dem erforderlichen 
Betriebsfapital zur Ergänzung des ſtark verminderten Viehitands, ſodaß Darlehen 
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aufgenommen oder dad Vieh von Händlern auf Kredit gekauft werden mußte. 
Als beionders ſchlimm wird in einzelnen Berichten die Lage der Kleinbauern 
geichildert, zumal wenn jie noch zum Theil verihulder find. Dazu kommt, 
daß in verichiedenen Gemeinden durh das Aufhören der früher betrie: 
benen Hausinduſtrie (Weberei, Storjettnäherei in Leinfelden, Zeugmachen in 
Oberihwandorf u. ſ. w.) für die fleineren Landwirthe der frühere Neben: 
verdienst in Wegfall gekommen ift. Much jonit wird das Fehlen genügenden 
Nebenverdienites als ein Mangel für die Eleineren Yandwirthe empfunden. 


Ferner ilt die Yage der Weingärtner nad den Berichten der Weinbau: 
orte infolge der vielen schlechten Herbite eine jehr ungünstige. Won einer Ges 
meinde (Strümpfelbad), deren Eiuwohner auf den Ertrag der Baumwieſen und 
Weinberge angewieſen find, wird berichtet, daß in der Zeit von 1874 bis 1889 
nur ſechs bejjere Herbite waren, in den übrigen dagegen faum die Weinbergbau— 
foften, Steuern u. j. w. eingebracht werden fonnten; dazu fommen noch die ſchäd— 
lihen Nahmirkungen von Hagelichlag und Rebkrankheiten. 

Bon verichiedenen Gemeinden wird über den Viehhandel durch ge— 
wiſſenloſe Händler und über deren Treiben überhaupt geklagt; in einem 
Bericht wird daher ein Verbot des Haufierhandels mit Vieh verlangt, und in 
einem anderen Beriht wird gewinicht, das den jogenannten Vollmachts— 
käufen (durch welche die Beitimmungen des Gejeges vom 23. Juni 1853, be: 
treffend die Bejeitigung der bei Liegenichaftöveräußerungen und insbejondere bei 
der Beritüdelung von Bauerngütern vorkommenden Mißbräuche, umgangen werden) 
im Mege der Gejetgebung Ginhalt gethan werde, 

Eine allgemeine Klage berricht über den Mangel an tühtigen Arbeitern 
und über die gelteigerten Löhne und Anſprüche der Dienftboten und 
Taglöhner „Da alles in die Fabriken drängt, wo die Leute bejjeren 
Nerdienit haben, befommen die Landbwirthe nur noch den Ausſchuß der 
Arbeiter, denen fie unverhältnikmäßig hohe Löhne bezahlen müſſen.“ 

„Nach dem Ergebniß der Erhebungen“, heißt es am Schluß der amtlichen 
Veröffentlihung, „darf wohl als feitgeitellt betrachtet werden, daß die Lage der 
Landwirthichaft in der überwiegenden Mehrzahl der Erhebungsgemeinden eine 
wenig befriedigende iſt. Aber die Urjachen, welde in ihrer wechjeljeitigen Wirkung 
die heutige ungünstige Lage der Landwirthſchaft herbeigeführt haben, laſſen ſchon 
erfennen, daß es nicht eben leicht jein wird, Mittel ausfindig zu machen, durch 
welche eine Verbeſſerung der Lage erzielt werden kann.“ (R.-Anz.) 


Die Verſchuldung der ländlichen Bevölkerung des Großherzogthbums Baden. 
Auf die in letter Zeit wiederholt aufgeiworfene Frage, wie hoch die ländliche 
Bevölkerung thatjächlich verichuldet ſei, ertheilt eine dem badifchen Landtag zu: 
gegangene, auszugsweiſe in der „Karlsruher Zeitung” veröffentlichte amtliche 
Dentihrift für das Gebiet des Großherzogthums Baden eine erihöpfende Aus: 
funft. Wenn auch die Verhältniffe im Dentichen Reich nicht überall diejelben 
find, jo dürften doch die in jener Denkſchrift niedergelegten Ergebnifje der amt: 
lihen Ermittelungen auch außerhalb Badens von Intereffe jein. Das Zahlen: 
material für dieſe ländliche VBerichuldungsitatiitif wurde den Ginfommen: 
fteuerfataftern für das Jahr 1893 entnommen; die verhältnikmäßige Ver: 
läßlichteit dieſes Zahlenmaterial® wird nicht in Abrede geitellt werden können; 
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denn fein Ginfommenfteuerpflichtiger hat ein Intereſſe daran, jeine Schuldzinien: 
verbindlichfeiten geringer anzugeben, als fie in Wirklichkeit betragen, da er andern: 
falls auf eine gejegliche Vergünftigung: die Schuldzinien von dem ftenerpflichtigen 
Ginfommen abziehen zu dürfen, ohne Noth verzichten würde. Für die Zus 
verläfligfeit des benußten Zahlenmaterial3 jpricht aber auch die auffallende Ueber— 
einftimmung, in der fich in verjchiedenen Richtungen dieje eritmals auf das ganze 
Land ausgedehnte Verihuldungserhebung mit den Sculdermittelungen befindet, 
die bei den landwirthichaftlichen Erhebungen des Jahres 1883 für 37 Gemeinden 
angeitellt wurden; diejenigen Bezirke, für die fich jest und für die fich nach den 
1883er Erhebungen eine mäßige, eine mittlere und beziehungsweiie eine hohe 
Verihuldung ergeben haben, fallen ziemlich zuſammen; jegt wie damals hat ſich 
ergeben, daß die rein landwirthichaftlichen Betriebe durchweg niedriger, zum Theil 
erheblich niedriger verichuldet find als die jogenannten Miichbetriebe (d. h. Dies 
jenigen landiirthichaftlichen Betriebe, deren Inhaber zugleich einen Gewerbe: oder 
Handelsbetrieb ausüben oder die ald Fabrifarbeiter cder landwirthichaftliche Tag: 
föhner oder auch als jtaatlihe oder Gemeindebeamte ein jonitige® Einkommen 
beziehen; jett wie damals hat ſich die Ericheinung wiederholt, daß, wenigitens 
in den rein landwirthichaftlichen Betrieben, in den unteriten Beſitz- beziehungs- 
weile Ginfommensgruppen die Berihuldung relativ am höchiten ift, dagegen nad 
den oberen Beſitz- beziehungsweile Einkommensgruppen bin ſtetig abnimmt, und 
nur in den allerhöchſten Einkommensgruppen (über 5000 Marf Einfommen) da 
und dort einen abweichenden Verlauf darftellt. Dieje neueſte Verihuldungsitatiitif 
ift aber beſonders bemerfenswerth auch deshalb, weil fie, im Gegenſatz zu allen 
jeitherigen Verſuchsarbeiten auf diejen Gebiet, nicht blos die Real-, jondern aud 
die Perjonalfreditverichuldung, alio die gFeſammte Verihuldung der land: 
wirthbihaftlihen Bevölferung nadweiit. 

Um aus den von den Ginfommenfteuerpflichtigen angegebenen Schuldzinien 
das Schuldfapital zu berechnen, wurden eritere mit 22 vervielfältigt; die Denk: 
ihrift hat aljo mit einem durchſchnittlichen Zinsfuß von nur 4'/,°/, gerechnet; 
in Wirklichkeit wird der Zinsfuß ein höherer jein, der Multiplifator hätte alio 
vielleicht etwas niedriger qegriffen werben jollen, in welchen Falle dann auch die 
berechneten Schuldiummen entiprechend niedriger ausgefallen wären; das iſt aber 
abjichtlih nicht geichehen, um dem Worbehalt der Schönfärberei von vornherein 
zu begegnen. Als Aktivpoſten wurden gegenüber den ermittelten Schuld: 
fapitalien nicht die Steuerfapitalwerthe der Grundftüde und Gebäude, ſondern 
mittlere Immobiliar-Vermögenswerthe eingeiett, die zwiichen jenen Steuerfapital: 
werthen und den für die Zivede der Steuerreformarbeiten neuerdings ermittelten 
Verfehräwerthen der Jahre 1889/93 etwa in der Mitte ftehen; und dieſen Im— 
mobiliarwerthen, die fih wehl als „nachhaltige Ertragswerthe“ fennzeichnen 
laſſen, wurde ſchätzungsweiſe ein entiprechender Bolten ald Werth des Betrieb: 
fapitalvermögend in mäßiger Veranichlagung zugeichlagen und das barnad er: 
mittelte Gejammt:Aftivvermögen (Immobiliar: und Betrieb3fapitalvermögen) 
mit dem feitgeftellten Schuldbetrag in Vergleich gelegt. Die Denkſchrift betont 
dabei, daß diefe Vermögenswerthichägungen durchweg hinter der Wirklichkeit zurüd: 
bleiben dürften, daß alio die berechneten Verſchuldungsprozente durchſchnittlich 
etwas ungünftiger, als der MWirflichfeit entjpricht, ausgefallen find. 

Das Hauptinterefie nehmen von den unterjuchten 194,474 landwirth— 
ichaftlichen Betrieben des Landes die 86,489 rein landwirtbihaftliden 
Betriebe in Anipruh, und zwar deshalb, weil nur dieje die Verhältniſſe 
der landwirthichaftlichen Berufsarbeit rein mwideripiegeln, aber auch deshalb, weil 
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die jogenannten Miſchbetriebe in ihrer Verichuldungshöhe vielfach und überwiegend 
von dem Hereinipielen gewerblicher und anderer Berhältniife beeinflußt find. Die 
nachfolgenden, der Denkichrift entnonmmenen Zahlenangaben beziehen fich aljo ledig— 
lih auf diejenigen landwirthichaftlichen Betriebe, die ihr Einkommen ausſchließ— 
lih aus der landwirthſchaftlichen (bejiehungsweiie forſtwirthſchaft— 
lihen Berufsarbeit beziehen. 

Für dieſe 86,489 rein landwirthichaftlichen Betriebe des Landes ift ermittelt 
worden: ein Gejammtvermögenswerth von 1,1 Milliarde Mark, ein Ge: 
jammtichuldenitand von 195 Millionen Mark, und es hat fih ſonach ein 
mittleres Berihuldungsprozent von 17,7°/, ergeben; diejes leßtere be: 
trägt innerhalb der einzelnen Einkommensgruppen: 


bis 1000 Mark Einkommen 21,7°/o 
von 1001—1500 „ a 18,5 „ 
„ 1501-2000 „ ‚ 15,4 „ 
„ 2001-3000 „ R 14.1. 
„ 3001-5000 „ i 13,8 „ 

5001 und mehr „ — 11,3 „ 


Im Durchſchnin der 52 Amtsbezirke des Landes haben ſich 
folgende Verſchuldungsprozente ergeben: ein Verſchuldungsprozent unter 20°), 
in 34 Amtsbezirken, ein ſolches zwiſchen 20 und 30°/, in 10 Amtöbezirken, 
ein ſolches über 30°/, in 8 Amtsbezirfen. Das niedrigite Verſchuldungs— 
prozent weilt der Amtsbezirt Eppingen mit 7,5°/, auf, das höchite der Amts— 
bezirt Meßkirch mit 44,7°/,. Die 8 Amtäbezirfe, die höher als mit 30°%/, des 
Vermögenswerthes verichuldet Find, befinden jich jüänmmtlih im Süden Badens 
und im Schwarzwald; es jind die Amtsbezirfe Engen (30,7°/,), St. Blafien 
(31,8°/,), Schönau (31,9°/,), Bonndorf (34,1°/,), Stockach (38,4°/°, Pfullendorf 
(40,6°;,) und Meßkirch (44,7°/,). 

Um den Einfluß der geograpbiichen Vertheilung der Amtöbezirfe, 
der auf dieje fich gründenden Bodenbewirthſchaftung und der durch Bodenbeichaffen- 
beit, Klima und Wirthichaftsweiie bedingten jonitigen Verhältniſſe (insbejondere auch 
der Erbrechtsverhältniſſe) auf die Höhe der Neal: und Perſonalkreditverſchuld— 
ung Elarzuftellen, wurden die Amtsbezirfe zu acht geographiſchen Bezirken 
zufammengefaßt, und es hat ſich — —— ee —— 





J  Jrtuf 100 „u ange: 
—— in Prozenten des Ischenes Eintommen 


geihägten Nermögenswerthes. entfallen 
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* landwirth-| — —. 
n I B eu 
9) Bmstophline Degirie ichaftlichen | af ver rein biter Im Dune | Im Durchſchnitt 
Betriebe. en gemiſchten | ihpnitt aller aller Petriche. 
Benölferung. | Bettiebe. Betriebe. M 
| 
1 | Ringe und Kraichgau. . | 25,554 { 6,3 
2 | Mittlere Bene . „| 32,626 ! : 72 6,7 
31 Bauland . . . Du 18,628 13,2 22,1 16,5 6,4 
4 | Untere Rheinebene . . . 25,156 14,5 25,4 19,8 18 
5 | Obere Rheinebene . - . | 18,013 16,0 | 27,2 21,4 9,3 
6 | NRaijerftublgebiet . . - 3,905 16,3 21,7 18,5 8,5 
1 Odenwald . .» 2... 8,867 17.1 30,8 23,7 9,2 
8 | Mittel. u. nördl. Schwarzw. | 21 049 19,5 36,2 26,6 10,7 
9 | Südlicher Schwarzwald . | 15,770 25,8 37,7 | 32,8 11,2 
10 | Tonaugeged . . .. 10.692 912 328 | 32.1 11,4 
11 | Seegegend —— 14214 32,9 40,3 | 36,7 13,9 
| 


194,474 
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Die Denkichrift fügt dieſer Tabelle folgende Grläuterungen an: 

Die in der voritehenden Tabelle mit den höchſten VBerichuldungsziffern auf: 
tretenden vier legten geograpbiichen Bezirfe mit 61,725 landwirthichaftlichen 
Betrieben aller Stategorien (unter 194,474 Betrieben überhaupt) fallen mit den 
Gegenden zufammen, in denen an vielen Orten die Erbfolge in der Form der 
Hebernahme des landwirthichaftlichen Anmweiens durd ein Mind — umter Ab 
findung der Geichwilter — erfolgt. Man gebt daher wohl nicht fehl in der 
Annahme, dab die vergleichsweiie höhere Verichuldung dieſer geographiſchen Be: 
zirfe zu einem guten Theil auf die auf den übernommenen landwirthichaftlichen 
Anweſen laitenden Gleichitellungsgelder zurückzuführen it. Beachtet man weiter, 
daß die Yandwirtbhichaft des Schwarziwaldes in Folge der Abgelegenbeit vieler 
Gemeinden von den Dauptabjagorten fowie wegen des chronischen Mangels an 
guten und zuverlälligen Arbeitskräften, aber auch, wenigitens was den jüdlichen 
Schwarzwald anlangt, wegen des Worhandenjeins ungünftiger Bodenverhältnifie 
mit beionderen Schwierigfeiten zu fämpfen bat, ferner daß die Donau= und See: 
gegend als Gegenden vorherrichenden Fruchtbanes jeit Jahren mit dem Trud 
niedriger Getreidepreiie und jchleppenden Abſatzes der Getreidefrüchte zu rechnen 
haben, endlihb daß ein Theil der Donau: und Seegegend ein Anzabl aus: 
geiprochener Hagelorte aufweilt, jo muß die augenblidliche Lage eines erheblichen 
Theils der landwirthichafttreibenden Bevölkerung dieſer vier geographiidhen Be— 
zirfe, nämlich jenes Theils, der eine über das mittlere nachgewieiene Ders 
ihuldungsprozent hinausgehende Werichuldung aufweiſt, als eine ungünitige 
angejeben werden. 

Dieien nad) der Höhe der Schuldverpflichtungen theil® ungünftig, theils 
minder günstig zu beurtheilenden vier gqeographiichen Bezirken jtehen ſieben 
gegenüber mit 132,749 landwirthichaftlichen Betrieben aller Stategorien, deren 
Schuldverpflihtungen fih in mäßigeren, theilweile in auffallend mäßigen 
Grenzen bewegen, indem der Prozentiag der Verſchuldung (Neal: und Perſonal— 
freditverjchuldung) der rein landwirthichaftlichen Betriebe nur zwiichen 12,0%, 
und 17,1°/, des Bermögenswerthes beträgt. Dieſes ermittelte günftige Ber: 
ihuldungsergebniß wird man zu einem guten Theil dem Umſtand zuichreiben 
dürfen, daß in dieſen Bezirfen — das Bauland und der Odenwald ausgenommen 
— eine große Vieljeitigkeit der Anbauweiſe herricht (Hauptgebiete des Handels: 
gewächs:, Gemüſe-, Reb-, Obitbaues neben gegendenmweiie ſtark vertretener Milch: 
wirthichaft); zu einem anderen Theil wird das günftige Verſchuldungsergebniß 
aber auch auf Nehnung des Vorhandenjeins zahlreicher Induſtriezentren 
zu ſetzen fein, wodurch zahlreichen Angehörigen ländlicher Familien Gelegenheit 
zu Yohnarbeit und Arbeitsverdienit, d. h. zu einer werthvollen ökonomiſchen Ent: 
laftung des Familienhaushalts, gegeben iſt. Diefe Betrachtungen treffen in ganz 
bejonderem Maße für das Gebiet der Nheinebene und die einmilnbenden 
Seitenthäler zu. — Das in der Tabelle mit einem mittleren Prozentjag der 
Verſchuldung der rein landwirthichaftlichen Betriebe von 16,3%/, des Vermögens: 
werthes an jechiter Stelle ericheinende Naiierituhlgebiet darf beiondere Auf: 
merfiamfeit deshalb beanipruchen, weil diejes Gebiet in den achtziger Jahren 
allgemein als hochverſchuldet galt und weil jest die ermittelten Schuldziffern 
darzuthun geeignet jind, daß eine verhältnigmäßig nicht große Anzahl guter und 
mittlerer Weinherbite ausreihen, ſelbſt ein hohes Maß von Schuldver: 
pflidtungen abzuſtoßen. — Daß ausgeiprocene Getreidebezirfe wie der 
Prinz und SHraihgau und das Bauland fih eine verhältnigmäßig 
niedrige Durchſchnittsverſchuldung (12 bis 13%,, des Vermögenswerths) Dewahrte, 
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darf nicht ohne Grund zu einem Theil auf das hier vorherrichend geltende Syitem 
der Naturaltheilung und den dadurch bedingten Wegfall läſtiger Gleichitellungs: 
verbindlichfeiten — im Gegenjag zu den ſüdlichen Yandestheilen (See: und Donau— 
gegend), — zu einem anderen Theil vielleicht aber auch auf die in der ländlichen 
Bevölferung jener Yandestheile in hohem Grad entwidelte VBorlicht in Bezug auf 
die Webernahme neuer Streditverpflichtungen zuriüdgeführt werden, während der 
mehr jpefulative Geichäftsjinn der Bewohner der See: und Donaugegend, der ich 
nicht selten gern auch in Grundftüdsipefulationen äußert, das Gingehen neuer 
Schuldverbindlichkeiten offenbar etwas leichter zu nehmen ſcheint. 

"Nicht unerwähnt joll ichließlich bleiben, daß die Entzifferung des Einkommen: 
jteuerfatafter® das PVorhandenfein einer zahlreichen Kapitaliſtenklaſſe 
gerade in den Neihen der rein landwirthichaftlichen Betriebe nachgewiejen hat. 
Unter den 86,489 rein landwirtbihaftlihen Betrieben sind nämlich 
nicht weniger als 38,390, welche Ziniene und Nentenbezüge in Höhe von 
6,8 Millionen Mark angegeben haben. Sceidet man ſchätzungsweiſe diejenigen 
Nentenbeziige aus, die auf Leibgedingsanſprüche zurüdzuführen find, jo 
verbleiben noch rund 5 Millionen Mark Zinsforderungen aus Stapitalbeiig, und 
zwar beredynet fich für die Betriebe 

ein durchſchnittlicher 


mit einem Einkommen Ntapitalbefig von 
bi3 1000 Mart . . 2 202. 764 Mark 
von 1001 bis 1500 Marft . . 905 „ 

„ 1501 „ 2000 „ > MIOR > 

„ 2001 „ 3000 „ 5.4530: 4 


„ 3001 „ 5000 „ . . 17,196 
Die Ziffern führen, wie die Denkjchrift meint, in beredter Sprache den Bes 
weis, daß der Sparsinn in weiten Kreiſen der ländlichen Be: 
völferung Badens in erfreuliher Weije entwidelt und dab es 
einem erheblichen Theil der ländlichen Bevölkerung, und gerade auch den unteriten 
Stufen derjelben gelungen ift, fich im Beiig ihres Stapitalvermögens, ungeachtet 
der wenig günstigen Allgemeinbedingungen, unter denen das landwirthichaftliche 
Gewerbe zur Zeit arbeitet, zu behaupten. (R.Anz.) 


Zur Frage der Reinerträge in der Laudwirthſchaft. In dem neueſten Heft 
der „Landwirthichaftlihen Jahrbücher* (Band XXV [1896] Heft 1) find drei 
Aufjäge veröffentlicht, die ein befonders interejlantes thatſächliches Material zur 
Beurtheilung der Frage des Neinertrags in den landwirthichaftlihen Groß-, 
Mittele und Stleinbetrieben enthalten. Es ift dies zunächſt eine Arbeit „Leber 
Groß: und Stleinbetrieb in der Landwirthichaft”“ von Hubert Auhagen (Hannover), 
welhe zwei bäuerlihe Wirthichaften, eine fleine und eine mittlere, in 
dem Dorfe Glauen, Kreis Beine (Prov. Hannover), behandelt, jodann ein 
Aufſatz von Stumpfe „Ueber die Konkurrenzfähigkeit des Fleinen und mittleren 
Grundbeiiges gegenüber dem Großgrundbeiige”, in welchem drei ÖGroßbetriebe, 
drei Mittelbetriebe und drei Kleinbetriebe in Mittel: und Nieder: 
ſchleſien beiprochen werden, und endlich eine Arbeit de Amtsraths Hoppenitedt 
(Hannover): „Prüfung des Landwirthichaftsbetriebes in N. dur eine auf Er: 


570 Miszellen. 


mittelung des Neinertrages geſtützte Gelammtichägung“. Der hier behandelte Be— 
trieb „N.“ ift ein ausgeiprodener Großbetrieb, jeine geographiiche Lage 
aber nicht näher gekennzeichnet. 

In Nachitehendem joll das, was die Verfaſſer über die Neinerträge feſt— 
zuftellen jich für berechtigt gehalten haben, furz mitgetheilt werden. in näheres 
Eingehen auf die ftatiltiichen und rechneriichen Einzelheiten verbietet jich dabei 
natürlich Schon in Nücdjicht auf den Naun. Es muß gemügen, die in Betracht 
gezogenen Betriebe durch einige furze Angaben zu fennzeichnen. Zunächſt wenden 
wir uns zu dem von Amtsrath Hoppenſtedt behandelten Großbetrieb „U.“. 

Das Areal umfaßt im Ganzen 594,87 ha, wovon 485,78 ha auf Acker— 
land, 77,55 ha auf Wiejen, 65,29 ha auf Weiden, 4,25 ha auf Gärten und 
12,00 ha auf Teiche entfallen. Vom Aderland find 5,5 ha, von den Wieien 
5 ha verpadtet, von den Teichen 9,5 ha zu Filchteichen eingerichtet, 2,5 ha mit 
Storbweiden bepflanzt. Angebant werden u. a. 105 ha Winterweizen (berechneter 
Ktörnerertrag pro Hektar 44 Ztr.), 25 ha Zuderrübenjanen (48 Ztr.) und 72,5 ha 
Zuderrüben (620 Str. Ertrag). Das Zugvieh beiteht aus 32 Pferden umd 
30 Ochſen, das Nutzvieh aus 3 Bullen, 90 Milchkühen, 70 Rindern bei be: 
deutender Schweinezudt. ALS techniiche Nebengewerbe jind vorhanden: eine ver: 
pachtete Waſſermühle und eine Sühbierbrauerei mit gutem Abſatz. Das Gut ift 
mit 12'/, ha Aftienrüben betheiligt, der Reit jind Staufrüben. Der Werth des 
lebenden Inventars ift mit 114220 ME., der Werth des todten In— 
ventars mit 43567 ME. angenonmen, der ded umlaufenden Betriebs— 
fapitals mit 78893 Me. 


Bei diejem Betriebe hat der Verfafler nun 


den Rohertrag auf. . 2 2... 214474 ME, 
die Wirthbihaftsfoften uf . . 174403 „, 
und jonad) den Neinertrag auf. . 38071 ME 


berechnet. 

Dazu bemerkt er unter anderem Folgendes: Diefe Summe von 38071 ME. 
bilde den „NReinertrag von Grund und Boden einihlieglih Ge: 
bäuden“ Bei einer 4°, Verzinſung würde der „Sapitalwerth“ jein 
951775 ME, und dies jei „der Preis, der für das Gut gezahlt 
werden dürfte” — d. h. ohne lebendes und todtes Inventar. Als „Badt: 
preis” habe der Neinertrag von 38071 ME. zu gelten, vorausgelegt, daß der 
Pachtvertrag vom Pächter nicht beiondere Leiltungen verlange. 

„Der Geiammtwerth des Gutes" — fährt Amtsrath Hoppenftedt fort 
— „Itellt ſich nun auf 

1) Werth des Grund und Bodens incl. Gebäude . 951775 Mk., 

2) Werth des lebenden Inventar® . » » »....114220 „ 

3) Werth des todten Jmventat® 2 2 02020. 43567 „ 

zujammen 1109562 Mt., 
der durchſchnitthiche jährlidhe Ertrag aber auf 


1) Reinertraggg. 383071 ME, 
2) Zinien vom ftehenden Betriebsfapital (5°/,) . - 7889 „ 
3) Zinſen von umlaufenden Betriebsfapital (7°, ,) . 5522 


„ 
zufanmen 51482 ME. 
tür den jchuldfreien Beliger, mithin verzinit ſich das gejammte Grund: 
und Betriebsfapital mit 4,6°/,.* 
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Dies jei das Neiultat, welches bei der geichilderten Wirthihaft und Wirth: 
ihaftsführung erzielt werde. Günstiger werde fich dasielbe geitalten, wenn höhere 
Preije für die geernteten Körner erzielt würden, als die zu Grunde gelegten, und 
wenn eine höhere VBerwerthung der Zucderrüben und des Zuderrübenjamens eine 
träte. Die angenommenen Verkaufspreiſe find für den Zentner folgende: Raps 
10 ME., Weizen 6,50 ME., Roggen 6 ME., Hafer 6 ME., Zuderrüben 0,90 ME., 
Zuderrübenjamen 20 ME. 

Wir wenden uns nunmehr zu den beiden bäuerlihen Wirthfchaften des 
Kreifes Peine. 

Es jind dies eine jog. „Halbkätnerſtelle“ mit 4, 625 ha Mreal und ein jog. 
„Halbbauernhof“ mit 26,50 ha. 


Die Halbfätneritelle hat 4 ha Aderland, 0,5 ha Wiefe und 0,125 ha 
Garten. Der Befiger mit Frau und einer Tochter jind beitändig in der Wirth: 
ihaft thätig. Fremde Arbeitskräfte werden nicht gehalten. Zwei jchulpflichtige 
Stinder helfen gelegentlich bei leichten Arbeiten. Angebaut werden: 1 ha Zuder: 
rüben, 1 ha Roggen, Große Startoffeln, Nunfelrüben, 1 ha Bohnen und Klee, 
1 ha Winterweizen. Zur Spannarbeit dienen die ftändig gehaltenen 3 Milchkühe. 
Bon dieſen werden jührlic 3 Kälber gezogen, eins davon mit 14 Tagen verkauft, 
die beiden andern aufgezogen und dafür jährlich eine Kuh und ein Rind verkauft. 
Von einer Zuchtiau werden jährlid 23 Ferkel verkauft und 2 fürs Haus auf: 
gezogen. Von 17 Hühmern werden jährlih 1310 Eier verfauft, 730 im Haufe 
verbraucht, außerdem 15 Stüd Geflügel fürs Haus geſchlachtet. An Milch 
werden 9700 ] gewonnen, davon 7650 verfauft. Im Garten werden Runkel— 
rüben und Gemüſe, diejes nur für den Hausbedarf, angebaut. 

Bei diefer Wirthichaft hat der Verfaſſer die Einnahmen, wie folgt, feſt— 
geitellt: Geſammt-Baareinnahme 3028,80 ME. und für den Haushalt verbrauchte 
Wirthichaftserzeugnifie 558,15 ME, im Ganzen aljo Einnahme 3586,95 ME. 
Als Ausgabe it dem gegenübergeitellt: 


zur Fortführung der Wirthſchaft . - ; 621,87 ME, 
für den Haushalt (einschl. der Withichaftzerzenan iſe 
nit 558,15 Mi) . . . . 1128,50 „ 


———— im OR 1750,37 ME., 
jo daß fih aljo für die Halbfätnerjtelle ein „baarer Ueberſchuß“ von 
1836,58 ME. ergiebt. 

Um die Frage der Kapitalverzinſung zu beantworten, legt der Ber: 
faffer den, wie er jagt, „heutigen wirklichen Verkaufswerth“ zu Grunde 
mit im Ganzen 33651,60 Mi. (Areal 24500 ME., Gebäude 6300 ME., todtes 
Inventar 721,20 ME., lebendes Juventar 2130,40 ME.), fo daß ſich eine Ber: 
zinſung von 5,45”/, herausftellt. 

MWejentlih anders ift das Ergebniß diefer Berechnung bei dem Halb» 
bauernhofe. 

Dad Nreal beiteht hier aus 25,00 ha Ader, 1,25 ha Wieje, 0,25 ha 
Garten. Dann und Frau jind beitändig als Leiter, gelegentlich auch als Arbeiter 
in der Wirthichaft thätig, ebenio ein Neffe von 17 Jahren. Gin 14 jähriger 
Sohn beiuht ein Gymnaſium. Außerdem ift eine Tochter von 9 Jahren vor: 
handen. Als Gefinde werden 3 Stnechte und 2 Mägde ftändig gehalten. Außer: 
dem arbeiten 6 Frauen vom 1. Mai bis 10. November, 2 Männer und 2 Frauen 
4 bis 5 Moden in der Ernte, 3 Frauen etwa 4 Wochen im Winter beim 
Dreihen. Zur Anipannung dienen 4 jchwere Oldenburger Pferde und 3 Ochſen. 
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Pferdes, Rinder: und Schweinezucht findet nicht Statt, Nur 3 Milchfühe werden 
gehalten, die Kälber mit 14 Tagen verfauft. Drei gekaufte Ferkel werden fürs 
Haus gemäftet. An Milch werden 9600 1 gewonnen, davon 8822 verfauft. 
Eier werden 2700 erzielt, 1400 verfauft. Dreißig Stüd Geflügel werden fürs 
Haus geichlachtet. Angebaut werden: 5,00 ha Bohnen, 1,0 ha Klee, 0,25 ha 
Startoffeln, 2,50 ha Roggen, 3,75 ha Weizen, 6,25 ha Nüben, 5 ha Safer, 
1,25 ha Gerite. Obit wird für etwa 90 ME, verkauft, Gemüſe nicht. Durch 
Zohnfuhren werden 50 ME., durch Yohnpflügen 150 DIE. verdient. 

Bei dieſer Wirthichaft bat der Verfafier die Einnahme jeitgeitellt: 

baar durch Verkauf und Sonftiges uf . 2 2 2020. ME 29452,41, 


für Gefinde u. Arbeiter verbrauchte Wirthichaftserzeugniffe auf „ 762,04, 
für den Haushalt des Beſitzers N —— 
erzeugniſſe u. ſ. w. a 461,50 
— im "Danzer ME. 30 675,95. 
Demgegenüber ſtellt jih die Ausgabe folgendermaßen: 
zur Fortführung der Wirthichaft (einjchl. der Verpflegung 
des Gejindes und der Arbeiter) . . 2. Mt 25200,91, 
für den Haushalt der Familie (einichl. des ber Birtbicit 
Entnommenen) 20m. 2736,25 
ann Ausgabe . . Mt. 27 937,16. 
Es ergiebt fich demnadı bei dem Halbbauernhofe ein „baarer Ueberſchuß“ 


von ME. 2738,79. 


Den „heutigen wirfliden Verkaufswerth“ nimmt der Verfafler an 
mit 149559 ME., d. h. 106 300 ME. für das Areal, 25000 ME. für die Gebäude, 
4861 ME. für das todte Inventar und 13398 ME, für das Icbende Inventar. Es 
würde ſich jomit eine Berzinjung des tapitals von nur 1,83°/, herausitellen. 

Der Berfaffer bemerkt nun hierzu Folgendes: 

Für den Beſitzer der Halbfätnerftelle jet es unter dieſen Umständen vortheil 
bafter, nicht zu verfaufen, denn bei ihm rentire der Landwirthſchaftsbetrieb gut. 
Der Beliger des Halbbauernhof3 dagegen hätte beim Verfauf Vortheil. Für ihn 
jei die Wirthichaft ein „Lurus*“. „Man kann“ — jagt der Verfajler weiter — 
„bei diefer Berechnung einwenden, daß der Beliger des Halbbauernhofs nicht einen 
Sohn auf das Gymmafium zu schien brauchte, er könnte auch ſparen an Ge 
tränfen, Fleiſch, Tabad, kurz er könnte vielleicht mit der Hälfte der angegebenen 
Haushaltungsausgaben auskommen. Dieſer Einwand iſt berechtigt. Die Haus— 
haltungsausgaben verdunfeln derartige Berechnungen jehr. Man gewinnt viel 
leicht ein Elarere® und zum Vergleich mit der Lage anderer Stände geeigneteres 
Bild, wenn man die Haushaltungsausgaben ganz außer Acht läßt und jo jagt: 
Die Einnahmen abzüglich derjenigen Ausgaben, welche zum Unterhalt und zur 
Fortführung der Wirthichaft erforderlich find, ſtehen dem Beſitzer für jeinen Haushalt, 
jeinen Unterhalt und eventuell auch zu feiner Ktapitalvermehrung zur Verfügung, 
wie dem Beamten mit freier Dienitwohnung jein Gehalt. Hiernach beläuft fich die 
d. h. natürlich ichwanfende Jahreseinnahme des Beſitzers der Halbfätneritelle auf 
2965,08 ME. und die des Beſitzers des Halbbauernhofs auf 5457,04 Mk., das 
find beim eriteren 8,81°/, und beim legteren 3,71°/, des Anlagefapitals.* 

Die Bemeſſung dieſes Anlagekapitald, d. h. des „heutigen wirflihen Ver— 
kaufswerths“, wie der Verfaſſer jagt, wird einer weiteren Kritik nicht unterzogen, 
fie ericheint hier — im Gegeniag zu Hoppenſtedt — als eine vom Neinertrage 
durchaus unabhängige Größe. 
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Es erübrigt nun noch, auf die Neinerträge der neun von Stumpfe auf 
Grund des Standes im Wirthichaftsjahre 1892/93 bezw. 1893/94 behandelten 
nieder- und mittelfchleifhen Wirthfchaften einen Blick zu werfen. 

Die erite Gruppe derielben: ein Nittergut, ein Bauerngut und 
eine Fleinbäuerlihe Stelle, liegt im Kreiſe Glogau, auf Sandboden mit 
Roggen: und Startoffelbau. Das Rittergut iſt 1033 ha groß; davon jind 
420 ha Solzungen, 22"), ba Oedland, 2 ha Wailer, 26 ha Hofraum und 
Gärten, 475°/, ha Ader, 84 ha Wieſen und 1 ha Weiden. Piehitand: 170 
Stück Nindvieh, davon 40 Milchkühe und 46 Zugochſen, 23 Wirthſchaftspferde. 
Starfer Brennereibetrieb. Das Gebäudefapital beträgt 203 448 ME., ausichließlich 
desjenigen für Schloß (63000 ME.) und Brennerei (40000 MeE.). 

Bei diejen Betriebe berechnet der Verfaſſer — einichließlih eines Poſtens 
„per Schloß-Konto“ von 5500 ME. — eine Einnahme von 133489 ME. 
und eine Ausgabe von 111398 ME., mithin einen „HGewinn“ von 22489 ME. 
Davon sei noc abzuziehen der Betrag von 1500 ME. alö Entgelt für die 
„direftoriale* Thätigfeit des Beſitzers, ſodaß ſich auf das Hektar der landiwirth: 
ihaftlich benugten Fläche ein Reingewinn von 36,72 ME. ergebe. Der Bes 
trieb ift gut geleitet und intenfiv bewirthichaftet, während der Betrieb der beiden 
folgenden bäuerlichen Wirthichaften als „altväterlih“ und „extenſiv“ bezeichnet wird. 

Bei dem Bauerngut (Areal: 19 ha Ader, 1°/, ha Wiele und ha 
Bolzungen) find die Gebäude mit 8400 ME. verfichert, an Vieh werden gehalten: 
9 Stück Nindvieh, 2 Pferde, 6 Schweine. Außer dem — neben den der Wirth: 
ſchaft entnommenen NWaturalien — als Baarlohn für die Arbeit der Beſitzer— 
familie in Abzug gebrachten Betrage von 350 ME. bleibt hier ein Rein— 
gewinn von 50,12 ME. pro Hektar der landwirthſchaftlich be- 
nutzten Jläde. 

Bei der fleinbänerlihen Stelle (Areal 10 ha Ader, 1'/, ha Wald) 
it der Werth der Gebäude mit 2700 ME. angenommen. Es werden gehalten 
1 Pferd, 5 Stück Nindvieh, 4 Schweine. Der Gewinn durh Lohnfuhren iſt 
nicht unerheblih. Nac Abzug von 300 ME. als Baarlohı neben den Naturalien 
für die Arbeitsleiftung der Familie ergiebt fich hier ein Neingewinn pro 
Hektar von 52,20 ME. 

Bon der zweiten Gruppe — auf gutem Boden mit jehr hoher Betriebs: 
intenfität und ftärferem Nübenbau — liegt das Rittergut im Streiie Breslan. 
Ader 392 ha, Wiejen 37'/, ha, Hofraum 2c. 17 ha, Wald ca. 25 ha. Eine 
Zudertabrif gehört zum Gute. Die Einnahme — einichließlich eines Poſtens 
„Insgemein“ von 4767 ME. — beträgt 172714 ME., die Ausgabe 120350 ME., 
der Gewinn aljo 52364 Mk. Nad Abzug von 1500 ME. für die direftoriale 
Thätigfeit des Befigers ergeben fih auf das Hektar der landwirthſchaft— 
lih benugten Fläche als Reingewinn 118,40 Me. 

Die beiden bäuerlihen Wirthſchaften der zweiten Gruppe liegen im 
Kreife Neumarkt. Der großbänerliche Betrieb hat ein Areal von 47'/, ha 
Adler und 4 ha Wieſen. Bon dem Gewinn von 5566 ME. werden, abgejehen 
von den Naturalien, hier 450 ME. für die eigene Arbeit des Beſitzers abgezogen, 
und es ergiebt fich für das Hektar landwirthſchaftlich benutzte Fläche dann ein 
NReingewinn von 99,32 ME. 

Bei der fleinbäuerlihen Stelle der zweiten Gruppe (Areal 7°/; ha 
Ader und "/; ha Wiejen) ergiebt ſich ohne die Naturalien nad Abzug von 350 Mt. 
für die Arbeit des Beligerd und von 100 ME. für die Beihilfe der im Auszuge 
lebenden Schwiegereltern ein Reingewinn pro Hektar von 135,56 ME. 
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Die dritte Gruppe endlich liegt im Kreiſe Yiegnig, auf gutem Boden, 
mit etwas geringerer Intenſität und Ichwächerem Hackfruchtbau. 

Das Nittergut dieſer Gruppe mit einem real von 375 ha Nder, 
12'/, ha Wieſe, 45'/; ha Wald und 12 ha Teich, Kiesgruben, Wege, Hofraum, 
Garten und einem Viehſtand von 29 Pferden, 173 Stüd Rindvieh, 324 Schafen 
und ca. 47 Schweinen — Zuderrüben werden nicht gebaut — ergiebt einen 
Gewinn von 30369 ME., zu welchem bier vom Berfajler noch das Hausfonto 
des Befigers mit 1500 ME. zus, der Werth der direftorialen und jonitigen Ver— 
waltungsthätigfeit des Beſitzers und feiner Familie mit 2400 ME. aber abge: 
rechnet wird. Es ergiebt ſich danach pro Hektar der landwirthſchaftlich benußten 
Fläche ein „wirflidher NReingewinn“ von 76,04 ME. 

Das Bauerngut diefer Gruppe befigt 37'/, ha Ader und 3'/, ha Wieie, 
7 Pferde, wovon 2 Fohlen, 29 Stüd Nindvieh, 19 jährlich gemäftete Schweine, 
wovon 7 für den Haushalt geichlachtet werden. Zucerrüben werden auf 1°/, ha 
gebaut. Nach Abrechnung eines Baarlohns von 450 Mt. (ohne die Naturalien) 
für den Beliger ergiebt jich bier ein „wirthbihaftlidher Reingewinn“ 
pro Hektar von 84,92 ME. 

Die fleinbäuerlihe Stelle der dritten Gruppe hat 7°/, ha Ader und 
!/s ha Wiefe Mit Zuderrüben wird '/, ha bebaut. Der Viehitand iſt nicht 
angegeben. Nah Abzug von 350 Mi. Baarlohn (ohne die Naturalien) für den 
Befiger ergiebt ih bier ein „Reingewinn“ von 89,72 M£. pro Hektar. 

Für alle vorstehend aufgeführten zwölf Betriebe ergeben fich auf das Hektar 
der landwirthichaftlich benugten Fläche berechnete Neingewinne: Halbkätnerftelle im 
Streife Peine rund 397 ME., kleinbäuerliche Stelle im Kreiſe Neumarkt i. Sci. 
136 ME., Rittergut im Kreiſe Breslau 118 ME., Halbbauernhof im Kreiſe Peine 
103 ME., Bauerngut im Kreiſe Neumarkt i. Schl. 99 ME., Eleinbäuerliche Stelle 
im Kreiſe Liegnig 90 ME, Bauerngut im Kreiſe Liegnig 85 ME., Nittergut im 
Streile Liegnig 76 Mf., Großbetrieb „N.“ (38071 ME. auf 2318 Morgen zu 
je ?/; ha berechnet) 66 Mk. Eleinbänerlihe Stelle im Kreiſe Glogau 52 Mk., 
Bauerngut im Streiie Glogau 50 ME, Nittergut im Kreiſe Glogau 37 ME. 

Sp wenig diefe Zahlen ohne weiteres vergleihbar find, da jchon die Be 
rehnungsgrundjäge der drei Verfaſſer fich durchaus nicht deden, jo verdienen jie 
doch auch jo, wie jie bier vorliegen, in ihrer außerordentlichen VBerichiedenheit die 
größte Beachtung. Sie mahnen in diejer Beziehung zur größten Vorficht ſowohl 
bei der Bemeſſung des reellen Werthes einzelner Güter, wie bei allgemeineren Be: 
urtheilungen der landwirthichaftlichen Reinerträge. Jedenfalls aber jind jie wohl 
geeignet, peſſimiſtiſchen Webertreibungen und einer verhängnißvollen Hoffnungs— 
und Mutblofigkeit in landwirthichftlichen Streiien etwas zu ftenern und nament— 
lich jedem Yandwirth die Mahnung, die Amtsrath Hoppenitedt am Gingang feiner 
Abhandlung ausipricht, ernitlih ans Herz zu legen, nämlich: „ſich ein Elares 
Urtheil über feinen gelammten Wirthichaftsbetrieb zu verichaffen.* (R.Anz.) 


Fleiſchkonſum und Fleiſchpreiſe. In den legten vier Heften der „Zeitichrift 
des Königlich ſächſiſchen Statiſtiſchen Bureaus“ hat Rudolf Martin in Dresden 
den Nachweis geführt, daß der Verbrauch an „zahmem“ Fleiſch (Rinde, Schweines, 
Kalb-, Hammel: und Ziegenfleiich) pro Kopf der Bevölkerung des Königreichs 
Sachſen in den 60 Jahren von 1835 bis 1894 allmählich um mehr als 100°/, 
geitiegen it. Während der jährliche Verbrauch von dieien fünf Fleiſchſorten zu: 
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ſammen nach der ſächſiſchen Schlahtiteueritatiitif im Jahre 1835 19,6 kg pro 
Kopf der Bevölferung betrug, ilt er für dad Jahr 1894 auf 39,6 kg pro Kopf 
zu veranichlagen. Beſonders fonnte auch feitgeftellt werden, daß der Fleiſch— 
verbrauch pro Kopf der Bevölkerung in den Induſtrieſtädten Sachſens jehr ſtark, 
zum Theil um weit mehr als 100 Prozent geitiegen iſt. Speziell an Rind» und 
Schweinefleijch betrug der jährlihe Konjum pro Kopf der Bevölkerung: 


: eg: Rind: und 
im Turchichmitt der an Rindileiſ — ee 
Nindfleiih an Schweinefleiih Schweinefleiſch zu: 
Jahrzehnte fammen 
kg kg kg 
1835 — 1844 1.2 8,6 15,8 
1845— 1854 7,4 9.4 16,8 
1855 — 1864 8,8 12,1 20,9 
1865 — 1874 10,1 14,9 95.0 
1875 — 1884 11,6 18,2 29,8 
1885—--1894 13,5 211 34,6 
im Jahre 
835 74 8,7 16,1 
1894 13,8 21,6 35,4 


Der relative Verbrauh an Rind» und Schweinefleiih allein iſt aljo in Sachſen 
während der vergangenen 60 Jahre von 1835—1894 um 119,38 Prozent des 
Verbrauchs vom Jahre 1835 geitiegen, und von dem Durchichnitt des Jahrzehnts 
1835 — 1844 zu dem Durcichnitt des Jahrzehnt® 1885—1894 hat er fih um 
nicht viel weniger, nämlich nm 118,9 Prozent gehoben. Diele itarfe Zunahme 
des Rind- und Schweinefleiih: wie überhaupt des Fleiichfoniums pro Kopf der 
Bevölkerung ericheint um jo bemerfenöwerther, wenn man bedenkt, daß im un— 
gefähr dem gleichen Zeitraum ſich die Bevölkerung Sachſens in mindeitens dem 
gleihen Verhältniſſe vermehrte, in welchem der Fleiichverbrauh zunahm. Won 
der Volkszählung des Jahres 1834 bis zur Woltszählung des Jahres 1890 
vermehrte fih nämlich die Bevölkerung Sachſens um 1,907,016 Perſonen oder 
um 119,5 Prozent des Standes vom Jahre 1834; und wenn man die gejchäßte 
mittlere Bevölferung der Jahre 1835 und 1894 mit einander vergleicht, jo findet 
man, daß im dielen 60 Jahren die Bevölkerung in noch rajcherem Berhältnijie 
zugenommen hat, al3 der Fleiſchkonſum pro Kopf der Bevölkerung; denn die Be— 
pölferung stieg von 1,606,600 Perſonen im Jahre 1835 auf 3,692,600 im 
Sahre 1894, aljo um 129,8 Prozent des Standes von Jahre 1835. 

Die Betrachtung des relativen Fleiſchkonſums gewinnt aber ein ganz bejonderes 
Intereile, wenn man zugleich die Bewegung der Fleiſchpreiſe verfolgt. Cine Ueber: 
ſicht der leßteren für die Stadt Dresden, in welder offizielle Breisnotirungen jeit 
dem Anfang diejes Jahrhunderts vorhanden find, gibt mun derielbe Verfaſſer in 
einem trefflichen Aufſatz über Fleiſchpreiſe und Fleiſchverbrauch in dem ſoeben er: 
ichienenen eriten Heft des Jahrgangs 1896 der „Bierteljahrsichrift für Staats: 
und Volkswirthſchaft“. Da zeigt denn die Entwidelung der Fleiſchpreiſe einmal, 
daß der Mafle der Bevölkerung heute ein größerer Fleiſchverbrauch zu einem 
wichtigen Bedürfniß geworden ift, und jodanı, daß das Steigen des Fleiſch— 
fonjums pro Kopf eine Erhöhung der Lebenshaltung, des materiellen Wohl: 
befindens der arbeitenden Stlaffen bedeutet. Die technifche und wirtbichaftliche 
Nevolution des 19. Jahrhunderts, die Maichinen, Fabrifen, Eiſenbahnen und 
Dampfichiffe haben die Induftrieprodufte zum mindeiten relativ, d. h. im Ber: 
hältniß zu den Löhnen und den Preiſen der Nahrungsmittel, bedeutend verbilligt. 
Unter den legteren find bejonders die Fleiſchpreiſe von den eriten Jahrzehnten des 
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19. Jahrhunderts an bis in die ſiebziger Jahre in ſtarkem Anziehen begriffen 
geweien. Im Königreich Preußen haben jich die Rindfleiichpreiie vom Durchſchnitt 
der Jahre 1821 bis 1830 bis zum Jahre 1892 um 165 Prozent (d. h. von 
46 auf 121 Pf. pro kg) geiteigert. Seit dem Jahre 1888 find die Preiſe des 
Rinde und Schweinefleiiches, die von 1873 an gejunfen waren waren, wieder ge 
ftiegen. Auch das Hammel: und das Ntalbfleiich haben ſeit 1888 in ziemlich be 
trächtlicher Weije im Preife angezogen. In Dresden betrugen die durdichnittlichen 
Ntleinhandelspreife pro Pfund ("/, kp): 


im jahre Rindfleiſch Schweinefleiihb Schöpienfleiih Kalbfleiſch 


a A A a 
1836 28 33 27 17 
1545 30 34 29 17 
1555 37 52 38 22 
1865 42 55 40 28 
1875 65 70 55 50 
1885 65 70 67 50 
1895 65 73 12 13 


Im Anichluß hieran geben wir noch eine Ueberſicht des Verbrauchs pro Kopf 
der Dresdener Zivilbevölferung an Rind-, Schweines, Kalb-, Hammel: und Ziegen: 
fleifch in einzelnen Jahren, für die er nad Lage des Materials feftiteht, umd 
jegen zum Zweck der Vergleihung die durchichnittlichen Schweinefleiichpreiie der 
betreffenden Jahre, da das Schweinefleifh den größten Theil der Fleiſchnahrung 
ausmacht, daneben. Es betrug der 


N hg pro Kopf der 


: var Eher Schmeinefleilcinreis 
im Jahre resdener Zivil-Bevölkerung Schmweinerleiichprei 


an Rind», Schweine:, Halb-, pro !a kg 
Hammel: und Ziegenfleifch 
kg Rn) 
1835 29,5 33 
1840 28,9 34 
1856 50,0 52 
1868 58,4 55 
1873 69,2 70 
1894 71,0 73 


Diele Starte Steigerung des Fleiſchkonſums in Dresden beruht nicht auf dem 
Sremdenverfehr. In Städten wie Zwidau, Frankenberg, Bauten und vielen 
anderen iſt die Steigerung jeit dem Jahre 1835 mindeſtens die gleiche. Vielleicht 
hat in Dresden der Fremdenverkehr nicht nur abjolut, fondern auch relativ, d. b. 
im Berhältniß zur Bevölkerung, zugenommen. Sicher aber ift, daß in Dresden 
während der legten Jahrzehnte gerade die Yabrifarbeiterbevölferung jehr ftarf ans 
gewachien it. „Wenn nun der Jahresverbraud pro Kopf”, bemerkt der Verfafler 
zu den vorstehenden Zahlen, „troß des jo bedeutenden Steigens der Fleiſchpreiſe 
zugenommen hat, fo ift daraus ein Rückſchluß auf das Steigen des Arbeitslohn 
angebradt. Da die Ausgaben für Kleidung, Wäſche, Hausgeräth, in den jüngiten 
Jahren auch für Brot und Mehl erheblich niedriger geworden find, wirb man 
troß de3 Steigens der Wohnungspreiie nicht umhin fünnen, zuzugeben, daß das 
materielle Wohl der arbeitenden Klaſſen ſich in den legten 60 Jahren, bejonders 
aber in den legten 40 Jahren, bedeutend gebeilert hat." (R.:An3.) 


Die Zuckerſteuer. 


I. Reichögejet vom 27. Mai 1896, betr. Abänderung des Zucker: 
ftenergejetes. 
Reichs-Geſetz-Blatt Seite 109.) 


Artikel J. 

Die Beitimmungen de3 zweiten und dritten Theils — 88 65 ff. des Gejeges, 
die Beitenerung des Zuckers betreffend, vom 31. Mai 1891 (GReichs-Geſetzbl. 
S. 295), ſowie das Geiles, betreffend Abänderung des Zucderfteuergejeges, vom 
9. Juni 1895 (Reichs-Geſetzbl. S. 255) werden aufgehoben. An die Stelle der 
aufgehobenen Borjchriften des Gejeges vom 31. Mai 1891 treten folgende Bes 
ſtimmungen: 

Zweiter Theil. 
Zuſchlag zur Zuderjteuer. 
1. Gegenftand, Höhe und Erhebung des Zuſchlags. 
S 65. 
Bon dem in einer Zucerfteuerfabrif zur fteuerlihen Abfertigung ($$ 36 ff.) 


gelangenden Zuder wird ein Zuichlag zur Zuderjteuer (Betriebsiteuer) erhoben, 
welcher für die innerhalb eines Betriebsjahres abgefertigten Mengen 


bis zu 4000000 kg einſchließlich ri 0,10⸗ Mk., 
von über 4000000 bis zu 5000000 kg . . 0,125 „ 
von über 5000000 biö zu 6000000 kg . - 0,15 „ 


und jo fort, von 1000000 zu 1000000 kg um je 0,025 ME. jteigend, für 
ie 100 kg Rohzuder beträgt. 

Ferner wird nad Maßgabe der nachfolgenden Vorſchriften für die einzelnen 
Zuderfabriten alljährlich eine Zudermenge (Kontingent) feſtgeſetzt, bei deren Ueber: 
ihreitung ſich der Steuerzuichlag für die das Kontingent überfteigende Zudermenge 
um einen dem Ausfuhrzuichuffe fir Nohzuder ($ 77, Ziff. a) gleichfommenden 
Betrag erhöht. ‚Fabriken, welchen abgeiehen von dem Falle des $ 67 ein Kon— 
tingent nicht zugetheilt ift, haben den erhöhten Zuſchlag von ihrer geſammten 
Zudererzeugung zu entrichten. 

S 66. 

Der Zuſchlag zur Zuderiteuer wird nach den aus der Fabrik ausgehenden 
Rohzudermengen bemeffen. Verläßt der Zuder die Fabrik nicht in der Yorm von 
Rohzuder, jo ift das Erzeugniß zum Zweck der Steuerfeftfegung auf feinen Roh: 
zuderwerth umzurechnen. Nach welchem Verhältniß leßteres zu geichehen hat, 
beitimmt der Bundesrath. 

Zuder, welcder im gebundenen Verkehr ($ 39) in die Fabrik eingebracht 
wird, ift nach feinem Nohzuderwerth von der aus der Fabrik ausgehenden Menge 
in Abzug zu bringen. 2. 

Rübenſäfte und Abläufe der Zuderfabrifation unterliegen den Zuſchlag nicht. 
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S 67. 

Betriebsſtätten, welche ausſchließlich Zuder der im $ 65 Abi. 2 gedachten Art 
verarbeiten, find der Ktontingentirung und der Zuichlagsprlicht nicht unterworfen. 
S 68. 

Mehrere in der Hand desielben Beſitzers befindliche, innerhalb einer Ent- 
fernung von 10 km von einander belegene Yyabrifen werben, fofern auch nur eine 
derjelben nach dem Inkrafttreten diejes Gejeges errichtet ift, im Sinne der obigen 
Beitimmungen als eine Fabrik angejehen. 


2. Bahlungspflidt und Berjährung. 
S 69. 

Der Zuſchlag zur Zuderiteuer (SS 65, 66) ift zu entrichten, jobald der 
Zuder die Fabrik verläßt. Zur Entrichtung ift der Fabrikinhaber verpflichtet. 

Eine Befreiung von der vorgedachten Abgabe oder eine Vergütung derjelben 
(88 5, 6) findet nicht ftatt. 

Bezüglih der Stundung und der Verjährung finden die Vorichriften der 
88 3 und 4 Anwendung. 


3. Berfahren bei der Kontingentirung der Bucerfabriken. 
g 70. 

Die eritmalige Feititellung der Kontingente ($ 65) erfolgt unmittelbar nad 
Verkündigung dieſes Gejeged für das Betriebsjahr 1896/97 und umfaßt alle 
diejenigen Fabriken, welche bei Verkündigung des Gejeges bereit3 im Betriebe 
oder zum Betriebe fertig, oder welde vor dem 1. Dezember 1895 in der Her: 
ftellung begriffen waren. Die jpäteren Stontingentirungen finden bis zum 
1. November eines jeden Betriebsjahres für dad darauf folgende Betriebsjahr ftatt. 


8 71. 

Den nad dem 1. Dezember 1895 errichteten Fabriken werden, jomeit fie 
nicht bereitö an der eritmaligen Stontingentirung theilgenommen haben, ein Kon— 
tingent für das erite Jahr ihres Betriebes in der Regel überhaupt nicht und für 
das zweite Jahr nur in Höhe der Hälfte der im ordnungsmäßigen Berfahren 
(88 72, 73) zu ermittelnden Jahresmenge zugetheilt. 

Iſt eine Fabrik im eriten Jahre ihres Beſtehens weniger als fünfzig Tage 
im Betrieb geweſen, jo treten die in dem Geiles für das erite Jahr ihres Betriebes 
vorgelehenen Folgen auch für das zweite Jahr und die für das zweite Jahr vor: 
gejehenen Folgen für das dritte Jahr ein. 

Solche Fabriken, deren Theilhabern die Verpflihtung obliegt, jelbit ein ihrer 
Betheiligung entiprechendes Quantum Rüben zu bauen und zu liefern, und welche 
andere als ſolche Pflihtrüben im eriten Jahre ihres Beitehens nicht verarbeiten, 
erhalten jhon in biejem ein Kontingent im Höhe der Hälfte der im ordnungs— 
mäßigen Verfahren zu ermittelnden Jahresmenge zugetheilt. 


8 72. 

Das Kontingent der einzeluen Fabrik wird nad) der Zudermenge ermittelt, 
welche von der Fabrik in den legten drei Betriebsjahren unter Weglaffung der 
niedrigiten Jahreserzeugung durdichnittlich hergeftellt itt. Das Betriebsjahr, in 
welchem die Ktontingentirung vorgenommen wird, wird, abgefehen von der erit: 
maligen Sontingentirung hierbei, nicht berüdiichtigt. 
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Bei denjenigen Fabrifen, bei welchen die hiernach zu berechnende Zudermenge 
weniger als vier Millionen Kilogramm beträgt, wird die in einem ber legten 
fünf Jahre hergeitellte höchite Zudermenge, jedoch nicht über den Betrag von vier 
Millionen Kilogramm hinaus, der Kontingentirung zu Grunde gelegt. 


8 73. 

Iſt eine Fabrik noch nicht oder nicht während des ganzen im $ 72 be: 
zeichneten Zeitraums im Betriebe geweien, jo wird unter Anhörung von Sad): 
verjtändigen ermittelt, in welchem Verhältniß ihre techniiche Leiltungsfähigfeit zu 
der Leiftungsfähigfeit einer oder mehrerer anderer, thunlichit nahe gelegener Fabriken 
iteht, welche während der an dem vorbezeichneten Zeitraum fehlenden Jahre in 
ungeltörtem Betriebe geweien find. Nach diefem Verhältniß wird aus der Zuder- 
menge, welche die letzteren Fabriken in den in Rede ftehenden Jahren thatjächlid) 
erzeugt haben, für die zu fontingentivende Fabrik die Zudermenge berechnet, welche 
ihr bezüglich jener Fehljahre in Anrechnung zu bringen ift. 

Dies Verfahren findet jinngemäße Anwendung, wenn eine zu fontingentirende 
Fabrik infolge Brandihadens oder anderer nicht vorherzujehender und unabwend— 
barer Ereigniſſe, welche den technifchen Betrieb der Anstalt ſtören, während eines 
der in Betracht kommenden Jahre zu einer ungewöhnlichen Einſchränkung der 
Zudererzeugung gendthigt gemweien iſt. Auch kann der Bundesrath die Anwendung 
der Vorſchrift auf ſolche Fabriken zulaffen, welche in den Jahren 1893/94 bis 
1895/96 durch beitimmte, bei der Anlage der Fabrik nicht vorherzujehende unab- 
änderliche Verhältniſſe an der ordnungsmäßigen Ausnutzung ihrer Leiltungsfähigfeit 
verhindert geweſen ſind. Das Gleiche gilt bezüglich derjenigen Fabriken, welche 
in den Jahren 1893/94 bis 1895/96 völlig umgebaut find oder durchweg neue 
majchinelle Einrichtungen erhalten haben. 

Auf Antrag werden, wenn eine Zuderfabrif vertragsmäßig den Betrieb 
dauernd zum Zweck der Vergrößerung anderer Zuderfabrifen im Laufe der legt: 
vorhergegangenen drei Betriebsjahre 1893/94, 1894/95, 1895/96 eingeitellt hat, 
die für die vergrößerten Fabriken zu ernittelnden Zucdermengen um einen Betrag 
erhöht, welcher der Zudererzeugung der eingegangenen Fabrik in den Jahren vor 
ihrer Betriebseinitellung entipricht. Dieje Beſtimmung findet jedvoh nur An— 
wendung, wenn die Entfernung zwiichen den im Betracht kommenden Fabriken 
nicht mehr als 30 km beträgt und wenn nach Ermellen der höheren Verwaltungs— 
behörde des Bezirks vom landwirthichaftlichen Standpunkte Bedenken nicht entgegen 
ftehen, insbeiondere die Verwerthung des Ertrages der bisher an der Berforgung 
der eingegangenen Fabrik betheiligten Nübenländereien durch die vergrößerten 
Fabriken im wejentlichen gefichert erjcheint. 


8 74. 

Die Feititellung der Kontingente geichieht in Rohzuckerwerth; fie erfolgt end» 
giltig durch die oberften Landes: Finanzbehörden nach näherer Beltimmung des 
Bunbdesrath3. 

8 75. 

Die zuläffige Summe der für die einzelnen Fabriken feitzufegenden Kontingente 
(dad Gejammtfontingent) wird für das Betriebsjahr 1896/97 auf 1700 Millionen 
Kilogramm beitimmt. Nach näherer Beitinnmung des Bundesraths fann das 
Geſammtkontingent zur Erleichterung der Errichtung neuer Fabriken, welche aus: 
ſchließlich Melaſſe entzudern, bi8 um 2 Prozent des jeweiligen Gejammtfontingents 
erhöht werben. 
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Soweit eine ſolche Erhöhung eintritt, finden die Beltimmungen des 8 71 
auf diefe Art Fabriken feine Anwendung. 

Für jedes fernere Betriebsjahr wird das Gelammtfontingent im vorher: 
gehenden Jahre durch den Bundesrath feitgeitellt. Hierbei wird das neu feit- 
zujegende Gejammtfontingent gegen das Gejammtlontingent ded Jahres, in welchem 
die Feſtſetzung erfolgt, um das Doppelte desjenigen Betrags vermehrt, um welchen 
der inländiiche Verbrauh an Zuder in dem vorhergegangenen Rechnungsjahr 
den Verbrauch in dem nächſt vorhergegangenen Rechnungsjahr übertroffen hat. 
Als verbraucht gilt der im Inlande gegen Steuerentrichtung in den freien Verkehr 
geſetzte Zucker. 

Ueberſteigt das hiernach feſtgeſetzte Geſammtkontingent die Summe der für 
dasjelbe Jahr für die einzelnen Fabriken ermittelten Kontingente, fo find die 
legteren verhältnigmäßig zu erhöhen, im entgegengelegten Falle verhältnigmäßig 
herabzuſetzen. 


4. Uebertragung des Rontingents auf andere Fabriken. 
$ 76. 

Iſt eine Fabrit durch Greignifle der im 8 73 Abiag 2 gedachten Art außer 
Stand gelegt, Zuder bis zur Höhe ihres Stontingents herzuitellen, jo fann die 
Direftivbehörde geitatten, daß der nicht erledigte Theil des Kontingent dem 
Kontingent anderer Fabriken, ſoweit dieje die Verarbeitung der der eriteren Yabrif 
noch zur Verfügung ſtehenden Rohitoffe übernehmen, zugeichrieben wird. 

Die Webertragung des Stontingentö oder eined Theil desjelben auf ein 
jpäteres Jahr ift unzuläflig. 


Dritter Theil 
Ausfuhrzuſchüſſe. 
1. Höhe der Zuſchüſſe und deren Zahlung. 
$ 77. 

Im Fall der Ausfuhr des Zuckers oder der Niederlegung desjelben in einer 
öffentlichen Niederlage oder einer Privatniederlage unter amtlihem Mitverihluß in 
einer Menge von mindeitens 500 kın wird ein Ausfuhrzuihuß gewährt, welcher 

a. für Nobzuder von mindeſtens 90 Prozent Zudergehalt und raffinirten 

Zuder von unter 98, aber mindeitens 90 Prozent Zudergehalt 2,50 ME, 

b. für Kandis und Zuder in weißen vollen harten Broten, 

Blöcken, Platten, Stangen oder Würfeln oder in weißen 
harten durchicheinenden Kryſtallen von mindeitens 99'/, Prozent 
Zudergehalt, alle dieſe Zuder auch nach Zerkleinerung unter 
jteneramtliher Aufiht . . - . 0. 355 Mt, 

c. für alle übrigen Zuder von mindeſtens 98 Prozent Zudtergehalt 3,00 ME. 
für 100 kg beträgt. 

Nach näherer Beitimmung des Bundesrath3 können die Ausfuhrzuſchüſſe 
auch für zucderhaltige Waaren im Falle des 8 6 Ziff. 1 gewährt werden. 


$ 78. 


Die Zahlung der Zuihüffe erfolgt nach Ablauf von ſechs Monaten nad) 
dem Tage der Ausfuhr oder Niederlegung. 
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Wird Zucker aus der Niederlage in den freien Verkehr oder in eine Zucker— 
fabrik entnommen, ſo iſt der darauf gewährte Zuſchuß zurückzuzahlen. Der nieder— 
gelegte Zucker haftet der Steuerbehörde ohne Rückſicht auf die Rechte Dritter für 
den Betrag des gewährten Zuſchuſſes. 


2. Aenderung der Zuſchußſätze. 
879. 

Der Bundesrath iſt ermächtigt, die im 8 77 vorgeſehenen Zuſchußſätze 
vorübergehend oder. dauernd zu ermäßigen oder die Beſtimmung über die Zahlung 
von Zuſchüſſen vollitändig außer Kraft zu jegen, ſobald in anderen NRübenzuder 
erzeugenden Ländern, welche gegenwärtig für die Zudererzeugung oder Zuder: 
auzfuhr eine Prämie gewähren, dieſe Prämie ermäßigt oder bejeitigt wird. Der 
bezügliche Beichluß des Bundesraths ift dem Reichstag, ſofern er verjammelt ift, 
jofort, andernfall$ aber bei feinem nächiten Zufammentreten vorzulegen. Derjelbe 
iſt außer Kraft zu jegen, ſoweit der Reichstag die verlangt. 

Für den Fall, daß der Bundesrath von der vorftehenden Ermächtigung Ge: 
brauch macht, iſt gleichzeitig eine der Erſparniß an Ausfuhrzuſchüſſen entiprechende 
Herabjegung der Zuckerſteuer anzuordnen. 


Dierter Theil. 
30ll-, Uebergangs- und Schlußbeitimmungen. 
$ 80, 

Der Eingangszoll für feiten und flüfligen Zucker jeder Art beträgt 40 Mt. 
für 100 kg. Unter Zuder werden auch Nübenfäfte, Füllmaffen und Zuder: 
abläufe (Syrup, Melaſſe) veritanden. 

Der Eingangszoll für Honig, auch fünftlihen, wird auf den gleichen Be— 
trag feitgeiegt. Die beitehenden Beltimmungen über die Ermittelung des Netto= 
gewichtd von Syrup in Fäflern finden auf ausgelaffenen Honig, auch künftlichen, 
jowie auf flüjjigen Zuder in Fäſſern gleichfall® Anwendung. 


$ 81. 


Geht ausländiicher Zuder unter Steueraufficht zur weiteren Bearbeitung in 
eine Zuderfabrif, jo fann die Steuerbehörde geitatten, daß der Eingangdzoll zu: 
nächſt nur in dem nad Abzug der Zuderftener ($ 2) fich ergebenden Betrage 
erhoben und des weiteren der Zuder wie unverftenerter inländiicher Rübenzucker 
behandelt wird. 


$ 82. 

Wird Zuder, welcher vor dem Inkrafttreten dieſes Gejeges in eine Nieder: 
lage aufgenommen ift, nach dem genannten Beitpunft in den freien Werfehr oder 
in eine Zucderfabrit übergeführt, jo ift dafür, unbeichadet der Nüdzahlung des 
etwa darauf gewährten Zuſchuſſes, der Betrag des Unterſchiedes zwiſchen dem 
bisherigen und dem durch diejes Geſetz beſtimmten Zuſchußſatz zu entrichten. 

Der gleiche Betrag iſt von demjenigen Zuder zu erheben, welcher fich beim 
Inkrafttreten des Geſetzes außerhalb einer Niederlage im gebundenen Verkehr oder 
in einer Zuckerfabrik befindet, in legterem Falle jedoch nur, joweit nicht der Zuder 
beim Ausgang aus der Fabrik auf das Kontingent der legteren in Anrechnung 
fommen würde. 
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Wird Zuder, welcher vor dem Infrafttreten dieſes Geſetzes in eine Nieder: 
lage ohne Zuihußgewährung aufgenommen ift, nach dem genannten Zeitpunkt 
unter Inanſpruchnahme des Ausfuhrzuichuffes ausgeführt oder niedergelegt, jo iſt 
dafür ein Zuihuß nur in der im Gelege vom 31. Mai 1891/9. Juni 1895 
porgejehenen Höhe zu gewähren. 

Die vorjtehenden Beftimmungen beziehen fih niht auf unverzollten aus— 
ländiihen Zuder. 

Artitel U. 

Die im $ 2 des Gejeged vom 31. Mai 1891 auf 18 ME. feſtgeſetzte Zucker— 

jteuer wird auf 20 ME. für 100 kg Nettogewicht erhöht. 


Artikel IM. 
Im 8 16 des Geſetzes vom 31. Mai 1891 kommt der Abjag 2, in den 
SS 21 und 22 fommen die Worte: „oder zuerjt nah dem 31. Juli 1892 fort: 
gelegt“, im & 42 die Worte: „bi zum 1. Auguſt 1892, jofern aber die Anjtalt 
erst jpäter errichtet wird“ und im 8 43 die Bezugnahme auf $ 67 des Geſetzes 
in Wegfall; foweit im $ 43 auf den biäherigen $ 68 Bezug genommen ift, 
tritt an die Stelle der legteren der $ 77. 


Artikel IV. 

Dieſes Geſetz tritt bezüglich der Vorichriften über die eritmalige Kontin— 
gentirung der Fabriken ſowie über den Eingangszoll und die Zuderfteuer mit 
dem Tage jeiner Verkündigung, im übrigen mit dem 1. Auguft 1896 in Straft. 

Für Gebietötheile, welhe an dem vorgenannten Tage außerbalb der Zoll: 
grenze liegen, tritt, falls diejelben in dieje Grenze eingeichloflen werden, mit dem 
Tage der Einihließung das gegenwärtige Gejeg in Kraft. 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, den unter Berüdjihtigung der obigen 
Menderungen fich ergebenden Tert des Gejetes vom 31. Mai 1891 ald „Zucker— 
ſteuergeſetz“ mit dem Datum des vorliegenden Gejeges durch das Reichs-Geſetzblatt 
befannt zu machen. 


I. Gejesentwurf der verbündeten Regierungen 
nebjt Begründung. 


Artifell. 


Die Beitimmungen des zweiten und dritten Theils — 88 65 ff. — des 
Geſetzes, die Beſteuerung des Zuckers betreffend, vom 31. Mai 1891 (Reiche: 
Geſetzbl. S. 295), ſowie das Geſetz, betreffend Abänderung des Zuderiteuergeieges, 
vom 9. Juni 1895 (Reichs-Geſetzbl. S. 255) werden aufgehoben. An die Stelle 
der aufgehobenen Vorichriften des Geieked vom 3. Mai 1891 treten folgende 
Beltimmungen: 


Bweiter Theil. 
Betriebsſteuer. 
1. Gegenſtand, Erhebungsart und Höhe der Steuer. 
8 65. 
Von dem in einer Zuderfabrit zur ftenerlichen Abfertigung (8$ 36 ff.) 


gelangenden Zuder wird ein Zuichlag zur Zuderiteuer (Betriebsftener) erhoben, 
welcher für die innerhalb eines Betriebsjahres abgefertigten Mengen 
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bis zu 500000 kg einihließlih . - 0,0 Mar, 

von über 500000 kg bis zu 1000000 K£ einſchließlich D 

von über 1000 000 kg bis zu 1500000 kg einichließlih O4: m 

von über 1500000 kg bis zu 2000000 kg einichlichlih O,0 „ 

und jo fort, von 500000 zu 500000 kg um O,os Mark jteigend, 
für je 100 kg Rohzucker Nettogewicht beträgt. 

Für den Theil der Zudererzeugung, welcher die nach SS 74 ff. feſtgeſetzte 
Menge um mehr als fünf vom Hundert überjchreitet, iſt ein Zuſchlag zur Be— 
trieböfteuer im Betrage von einer Mark für 100 kg zu entrichten. Für die in 
neu errichteten Fabriken ($ 76 Abi. 1) im eriten Jahre ihres Betriebes her: 
geitellten Zucermengen ift ein Zuichlag.im Betrage der im Abſatz 1 vorgejchenen 
Betrieböfteuerfäge, jedocdy für den Theil der Jahreserzeugung, welcher über eine 
Menge von 10000000 kg hinausgeht, im Betrage von einer Mark für 100 kg 
zu entrichten. 

S 66. 

Die Berriebsftener ($ 65 Abi. 1 und 2) wird nach den aus der Yabrif 
abgefertigten Rohzudermengen bemeſſen. Verläßt der Zuder die Fabrik nicht in 
Form von Nohznder, jo ilt dad Erzeugniß zum Zwecke der Steuerfeitfegung auf 
jeinen Rohzuckerwerth umzurechnen. Nach welchen Verhältniß lesteres zu geichehen 
hat, bejtimmt der Bundesrath. 

Rübenſäfte und Abläufe der Zuderfabrifation find der Betriebsſteuer nicht 
unterworfen. 

S 67 

Zucker, welcher in gebundenen Verkehr ($ 39) in die Fabrik eingebracht 
wird, It mac jeinem NRobzuderwerthe (S 66) von der aus der Fabrik aus: 
gehenden Menge in Abzug zu bringen. 

Fabriken, welche ausicließlih Zuder der im Abſatz 1 gedachten Art ver: 
arbeiten, jind der Betrieböftener nicht unterworfen. 


$ 58. 

Mehrere in der Hand desjelben Beiirers befindliche, innerhalb einer Ent: 

fernung von 10 Silometer von einander belenene Fabriken werden, ſofern auch 

nur eine derielben nach dem Inkrafttreten dieſes Gejeges errichtet it, im Sinne 
der obigen Beitimmungen als eine Fabrik angejehen. 


2. Zahlungspflicht und Berjährung. 
$ 69. 

Die Betrieböftener ift zu entrichten, jobald der Zuder die Fabrik verläßt. 
Zur Entrichtung it der Fabrifinhaber verpflichtet. 

Cine Befreiung von der Steuer oder eine Vergütung derielben (88 5, 6) 
findet nicht ftatt. 

Bezüglid der Stundung der Betriebsfteuer und der Verjährung derielben 
finden die Vorichriften der S$ 3 und 4 Anwendung. 


Dritter Theil. 
Ausfuhrzuſchüſſe. 
1. Höhe der Zuſchüſſe und deren Zahlung. 
8 70. 
Im Falle der Ausfuhr des Zuders oder der Niederlegung desielben in einer 
Öffentlihen Niederlage oder einer Privatniederlage unter amtlichen Mitverihluf 
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in einer Dienge von mindejtend 500 kg wird ein Ausfuhrzuihug gewährt, 
welcher 
a) für Rohzuder von mindeitens 90 Prozent Zudergehalt und 
raffinirten Zuder von unter 98, aber mindeftens 90 Prozent 
Zudergehalt . Fa: . 4,000 Mar, 
b) für Kandis und Zucker in weißen vollen harten "Boten, Blöden, 
Platten, Stangen oder Würfeln oder in weißen harten durd)- 
iceinenden Kryſtallen von mindeitens 99'/, Prozent Zucker— 
gehalt, alle dieſe Zuder auch nach Zerkleinerung unter ſteuer— 
amtliher Aufſicht . . 5. 
e) für alle übrigen Zuder von mindeſtens 98 Prozent Zudergehalt 4,50 
für 100 kg beträgt. 
Nah näherer Beitimmung des Bundesraths können die Ausfuhrzuſchüſſe 
aud) fir zuderhaltige Waaren im Falle des $ 6 Ziff. 1 gewährt werben. 


5 71: 

Eine Baarzahlung der Zuſchüſſe findet vor Ablauf von ſechs Monaten nach 
dem Tage der Ausfuhr oder Niederlegung nicht ftatt. 

Wird Zuder aus der Niederlage in den freien Verkehr oder in eine Zucker— 
fabrif entnommen, fo ift der darauf gewährte Zuſchuß zurüdzuzahlen. Der nieder: 
gelegte Zuder haftet der Steuerbehörde ohne Rückſicht auf die Rechte Dritter für 
den Betrag des gewährten Zuſchuſſes. 


2. Aenderung der Zuſchußſätze. 
Ss 72. 

Der Bundesrath ijt ermächtigt, die im $ 70 vorgejehenen Zuſchußſätze vor— 
übergebend oder dauernd zu ermäßigen, oder die Beltimmung über die Zahlung 
von Zuſchüſſen vollftändig außer Kraft zu jegen, fobald in anderen Rübenzuder 
erzeugenden Ländern, welche gegemwärtig für die Zudererzeugung oder Zuder: 
ausfuhr eine Prämie gewähren, dieje Prämie ermäßigt oder bejeitigt wird. Der 
bezügliche Beichluß des YBundesrathes ift dem Neichötag, ſofern er verſammelt iſt, 
jofort, andernfalls aber bei feinem nächſten Zujammentreten vorzulegen. Derjelbe 
ift außer Kraft zu jeßen, joweit der Neichdtag dies verlangt. 


3. Döchſtbetrag der jährlihen Zuſchüſſe und Einziehung zuviel gezahlter Beträge. 
8 73. 

Für die Gewährung der Ausfuhrzuihüfle find die Ginnahmen aus der 
Betriebsitener ($ 65) und 25 Prozent der Ginnahmen aus der Zuderiteuer ($ 2), 
abzüglich der Erhebungs: und Verwaltungstoiten, zu verwenden. 

Bleibt die Summe der gewährten Zuſchüſſe in einem Betriebsjahre hinter 
dem dafür ausgeſetzten Vetrage zurüd, jo tritt der nicht verwendete Theil des 
legteren, joweit er fünf Millionen Mark nicht überfteigt, dem für das nädhite 
Jahr zum Zwecke der Zuſchußgewährung auszujegenden Betrage hinzu. 

Geht die Summe der gewährten Zuſchüſſe in einem Betriebsjahre über den 
dafür ausgeſetzten Betrag hinaus, jo ift der überjchieende Betrag nah Maßgabe 
der nachfolgenden Beitimmungen einzuziehen. 


8 74. 
Für die einzelnen betrieböftenerpflichtigen Fabriken wird alljährlich die von 
ihnen herzuſtellende Zuckermenge (Kontingent) feſtgeſetzt, bei deren Ueberſchreitung 
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fie nach Verhältnig ihrer Mehrerzeugung zur Dedung des bei Gewährung der 
Ausfuhrzuſchüſſe Fich ergebenden Fehlberrages ($ 73, Abi. 3) heranzuziehen find. 
Nach Inkrafttreten diejes Geſetzes errichtete Fabriken find für das erfte Jahr ihres 
Betriebes nad) PVerhältnig ihrer ganzen Jahreserzeugung an Zuder dazu bei- 
zutragen verpflichtet. 

Die Feitiegung der Höhe der von den Fabriken zu entrichtenden Beträge, 
jowie ihre Einziehung und die Einziehung zuviel gezahlter Ausfuhrzuſchüſſe 
erfolgt durch die Verwaltungsbehörde unter Ausichluß des Rechtswegs. Inwieweit 
für dieſe Beträge — zu beſtellen iſt, beitimmt die oberſte Landesfinanz— 
behörde. 


4. Verfahren bei der Kontingentirung der Zuckerfabriken. 


875. 

Die erſtmalige Feſtſtellung der Kontingente ($ 74) erfolgt unmittelbar nad) 
Verkündigung diejes Geſetzes Für das Betriebsjahr 1896/97 und umfaßt alle 
diejenigen Fabriken, welche bei Verkündigung des Geietes bereitö im Betriebe 
oder zum Betriebe fertig oder welche vor dem 1. Dezember 1895 in der Her: 
ftellung begriffen waren. Die ipäteren Kontingentirungen finden in der eriten 
Hälfte eines jeden Betriebsjahres für das darauf folgende Betriebsjahr ftatt. 


$ 76. 

Den nad dem 1. Dezember 1895 errichteten Fabriken wird, ſoweit fie nicht 
bereits an der eritmaligen Kontingentirung theilgenommen haben, ein Stontingent 
für das erite Jahr ihres Betriebes überhaupt nicht und für das zweite Jahr 
nur in Höhe der Hälfte der im ordnungsmäßigen Verfahren (SS 77, 78) zu 
ermittelnden Jahresmenge zugetheilt. 

Iſt eine Fabrik im eriten Jahre ihres Beſtehens weniger ald fünfzig Tage 
im Betriebe gewefen, jo treten die in dem Geſetze für das erite Jahr ihres Be: 
triebes vorgejehenen Folgen auc für das zweite Jahr und die für das ziveite 
vorgejehenen Folgen für das dritte Jahr ein. 


S 77. 

Das Stontingent der einzelnen Fabrik wird nach der Zudermenge ermittelt, 
welche von der Fabrik aus inländiichen Rohitoffen in den legten fünf Betriebs: 
jahren unter Weglaſſung der höchſten und der niedrigiten Jahreserzeugungsziffer 
durchichnittlich hergeitellt ift. Das Betriebsjahr, in welchem die Ktontingentirung 
vorgenommen wird — bei der erjtmaligen Stontingentirung das Jahr 1895/96 
— tpird hierbei nicht berüdjichtigt. 

Die Borichrift, daß bei der Stontingentirung der Nübenzuderfabrifation nur 
die Jahreserzeugung an Zuder aus inländiichen Rüben berüdiichtigt werden darf, 
findet bezüglich derjenigen Jahre, welche in die Zeit vor dem Inkrafttreten des 
Gejeges fallen, feine Anwendung. Auch iſt der Bundesrath für eine fernere 
Uebergangözeit von drei Jahren Ausnahmen zuzulaflen ermächtigt. 


S 78. 

Iſt eine Fabrik noch nicht oder nicht während des ganzen im 8 77 Abi. ı 
bezeichneten Zeitraums im Betriebe geweien, jo wird unter Anhörung von Sadı- 
veritändigen ermittelt, in welchem Verhältniß ihre techniiche Leiftungsfähigfeit zu 
der Leiftungsfähigfeit einer oder mehrerer anderer, thunlichit nahe gelegener Fabriken 
iteht, welche während der an dem fünfjährigen Zeitraum fehlenden Jahre in 
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ungeftörtem Betriebe gewejen find. Nach dieiem Verhältniß wird aus der Zuder: 
menge, welche die legteren Fabriken in den in Rede ſtehenden Jahren thatſächlich 
erzeugt haben, für die zu foutingentirende Fabrik die Zudermenge berechnet, 
welche ihr bezüglich jener Fehljahre in Anrechnung zu bringen ift. 

Dies Verfahren findet jinngemäße Anwendung, wenn eine fontingentirende 
Fabrik in Folge Brandichadens oder anderer nicht vorherzuiehender und unabwend— 
barer Greigniffe, welche den technischen Betrieb der Anjtalt jtören, während mehrerer 
der in Betracht Fommenden fünf Jahre zu einer ungewöhnlichen Einſchränkung 
ver Zudererzeugung genöthigt geweſen ift. 

$ 79. . 

Die Feititellung der Kontingente geichieht in Rohzuckerwerth (8 66); ſie 
erfolgt endgiltig durch die oberiten Landesfinanzbehörden nach näherer Beitimmung 
des Bundesraths. 

$ 80. 

Die zuläflige Summe der für die einzelnen Fabriken feitzuijegenden Kontingente 
(das Gejammtfontingent) wird für das Betriebsjahr 1896/97 auf 1400 Millionen 
silogramm beſtimmt. 

Für jedes fernere Vetriebsjahr wird das Gelammtfontingent im vorhergehenden 
Jahre durch den Bundesrath feitgeftellt. Hierbei dart das neu feitzuiegende Ge: 
jammtkontingent gegen dad Geſammtkontingent des Jahres, in weldem die Felt: 
ſetzung erfolgt, höcitend um das Doppelte desjenigen Betrages vermehrt werden, 
um welchen der inländiiche Verbrauch an Zucker in dem nächſtvorhergegangenen 
Jahre den Verbraud in den zweitvorhergegangenen Jahre übertroffen hat. Als 
verbraucht gilt der im Inlande gegen Steuerentrihtung in den freien Verkehr 
geſetzte Zuder. 

lleberfteigt das hiernach feſtgeſetzte Gelammtkontingent die Summe der für 
dasjelbe Jahr für die einzelnen Yabrifen ermittelten SKontingente, To ſind die 
legteren verhältnigmäßig zu erhöhen, im entgegengeiegten Falle verhältnißmäßig 
berabzujegen. 


>. Uebertragung des Kontingents auf andere Fabriken. 
g 81 

Iſt eine Fabrik durch Greianifie der im $ 78 Abſatz 2 gedachten Art außer 
Stand gelegt, Zuder bis zur Höhe ihred Kontingents herzuitellen, jo fann die 
„Lireftivbehörde geitatten, daß der nicht erledigte Theil des Stontingents dem 
Kontingent anderer Fabriken, joweit dieie die Verarbeitung der der eriteren Fabrik 
noch zur Verfügung ftehenden Nohitoffe übernehmen, zugeichrieben wird. 

Die Webertragung de3 SKontingents oder eines Theil desjelben auf ein 
ipäteres Jahr iſt unzuläjlig. 


wierter Theil. 
30ll:, Uebergangs- und Schlußbeſtimmungen. 
$ 82. 
Der Eingangszoll für feiten und flüſſigen Zucker jeder Art beträgt 45 Mt. 


fir 100 kg. Unter Zuder werden auch Nübenjäfte, Füllmaſſen und Zuderabläufe 
(Syrup, Melafle) veritanden. 
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Der Eingangszoll für Honig, auch fünftlichen, wird auf den gleichen Betrag 
feitgeiegt. Die beitehenden Beſtimmungen über die Ermittelung des Nettogewicht3 
bon Syrup in Fällern finden auf ausgelaffenen Honig, auch fünftlichen, ſowie 
auf flüſſigen Zuder in Fäſſern gleichfald Anwendung. 


S 83. 

Wird Zuder, welcher vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in eine Nieder: 
lage aufgenommen it, nach dem genannten Zeitpunft in den freien Verkehr oder 
in eine Zucderfabrit übergeführt, jo iſt dafür, unbejchadet der Nüdzahlung des 
etwa darauf gewährten Zuſchuſſes, der Betrag des Unterjchiedes zwiſchen dem 
bisherigen und dem durch diejes Geiles beitimmten Zuſchußſatze zu entrichten. 

Der gleiche Betrag ift von demjenigen Zuder zu erheben, welcher fich beim 
Inkrafttreten des Geſetzes außerhalb einer Niederlage im gebundenen Verkehr oder 
in einer Zuckerfabrik befindet, in legterem Falle jedoch nur, joweit beim Ausgange 
aus der Fabrik von dem Zuder eine Betrieböfteneuer nicht zu entrichten fein würde. 

Wird Zuder, welcher vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in eine Nieder: 
lage ohne Zuihußgewährung aufgenommen if, nach dem aenannten Zeitpunkt 
unter Inanspruchnahme des Ausfuhrznſchuſſes ausgeführt oder niedergelegt, To 
ift dafür ein Zuſchuß nur in der im Gejeg vom 31. Mai 1891/9. Juni 1895 
vorgejehenen Höhe zu gewähren. 

Die vorjtehenden Beitimmungen beziehen ſich nicht auf unverzollten aus: 
ländiihen Zuder. Die in Gemäßheit diejes Paragraphen aufftommenden Beträge 
iind in gleicher Weife wie die Einnahmen aus der Betriebsftener zu verwenden 
(8 73): 


Wrtifel I. 


Die im 8 2 des Geſetzes vom 31. Mai 1891 auf 18 ME. feſtgeſetzte 
Zuderiteuer wird auf 24 ME. für 100 kg Nettogewicht erhöht. 


Artifel Il. 


Im $ 16 des Geſetzes vom 31. Mai 1891 fommt der Abiag 2, im den 
ss 21 und 22 fommen die Worte: „oder zuerit nach den 31. Juli 1892 fort: 
gelegt”, im 8 42 die Worte: „bis zum 1. August 1892, ſofern aber die Anftalt 
erit ipäter errichtet wird“ und im $ 43 die Bezugnahme auf $ 67 des Gejekes 
in Wegfall; joweit im $ 43 auf den bisherigen $ 68 Bezug genommen ift, tritt 
an die Stelle des legteren der $ 70. 


Artikel IV. 


Dieſes Gele tritt bezüglich der Borichriften über die eritmalige Sons 
tingentirung der Fabriken mit dem Tage jeiner Verfündigung, im Uebrigen mit 
dem 1. Auguft 1896 in Kraft. 

Für Gebietstheile, welche an dem vorgenannten Tage außerhalb der Zoll: 
grenze liegen, tritt, falls diejelben im dieſe Grenze eingeichloflen werden, mit dem 
Tage der Einjchliegung das gegenwärtige Gejeg in Straft. 

Der Neichöfanzler wird ermächtigt, den unter Berüdlichtigung der obigen 
Aenderungen ich ergebenden Tert deö Geieges vom 31. Mai 1891 als „Zuder: 
ftenergeieg“ mit dem Datum des vorliegenden Geſetzes durch das Reichs-Geſeb— 
blatt befannt zu machen. 

Urfundlich 2c. 

Gegeben x. 
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Begründung. 
I. Im Allgemeinen. 

Die ungünſtige Lage der heimischen Zucerinduftrie hat den Neich3tag bereits 
in jeiner vorigen Tagung zu wiederholten Malen beihäftig. Es wurde hierbei 
ein Nothitand des Gewerbes und der auf legteres angewieienen landwirthichaft: 
lien Sreiie von der überwiegenden Mehrheit des Hanjes als vorliegend anerfanıt, 
und eine Außerfraftiegung derjenigen Beitimmungen des Zuderiteuergejeges vom 
31. Mai 1891 beichlojien, nach welchen eine weitere Herabminderung der geiet- 
lihen Ausfuhrzuihußiäge für die Zeit vom 1. August 1895 bis zum 31. Juli 
1897, dem für den gänzlichen Wegfall derjelben vorgejehenen Termin, eintreten jollte. 

Die damald von Reichstag angenommene Novelle zum Zuckerſteuergeſetz, die 
als Gejeg vom 9. Juni 1895 (Reich3-Gejegbl. S. 255) inzwiſchen in Wirkſamkeit 
getreten iſt, bezwedte feine abichliegende Negelung der Angelegenheit, jondern 
wollte nur den Eintritt eines der Zuderinduftrie nach dem geltenden Geſetz un— 
mittelbar bevorstehenden und während der augenblidlichen Kriiis beſonders bedroh— 
lihen Nachtheils für eine gewiſſe Friit hinausichieben. Den verbündeten Regierungen 
jollte hierdurch zugleich die Zeit gewährt werden, um der bei Einbrinaung des 
Geſetzes vom 9. Juni 1895 ausgeſprochenen Abſicht gemäß die einichlägigen Ver— 
hältniffe näher zu prüfen und die behufs Bejeitigung beitehender Mißſtände etwa 
erforderliche Umgeitaltung der Zuderfteuergejeßgebung vorzubereiten. Die Prüfung 
hat inzwiichen ftattgefunden. Ihr Ergebniß iſt in den Abäuderungsvorichlägen 
der Vorlage niedergelegt. 

Wenn in der Begründung zu dem Gelege vom 9. Juni 1895, — deren 
Anlagen A und B, bis auf die Gegenwart vervollitändigt, hier wieder beigefügt 
find, — auf den tiefen Stand der Zuderpreiie hingewieſen ift, welche die Aus- 
fiht auf gedeihlihe Entwidelung der betheiligten Industrie und Landwirthſchaft 
nicht auffommen ließen, jo trifft dad Gejagte auch gegenwärtig noch zu. 

Die niedrigiten Preife am Zudermarft betrugen für 100 kg (Robzuder, 
Nendement 88, frei an Bord Hamburg) im Monat Januar 


1881.32 8:2 5 5 Bu BE: 

1092. 14..3: 2er Ba D 

1898 .. .-2: = 25 Bine. 

1894. ee 5 

1895 22 2 Kia. 
Der lestere Preis bleibt weit hinter dem Herftellungswerth der Waare zurüd. 
Die Koſten für die Gewinnung eined Doppelzentners Rüben — ohne Be: 
rückſichtigung des Werthed von Grund und Boden — ſteigen nad den an: 


geitellten Ermittelungen im Deutichen Reich bis zu 2, ME. und werden durch— 
Ichnittlich, joweit man die Rechnung mit Durcchichnittsziffern in ſolchem Falle 
überhaupt für zuläjlig erachten will, auf annähernd 1, ME. angenommen werden 
fönnen. Die Berarbeitungstoften für einen Doppelzentner Rüben, ohne die Ber: 
zinjung des Anlagefapitald der Fabrik und ohne die erforderlichen Abjchreibungen 
u. ſ. w., ichwanfen von O,,. ME. bis 1,;, ME. und belaufen ſich auf etwa O,., ME. 
im Durdichnitt. Es wirden alio, da im Allgemeinen aus acht Doppelzentnern 
Rüben ein Doppelzentner Zuder erzielt wird, die Aufwendungen für die Her: 
ftellung letterer Zudermenge 19,20 ME. betragen. Hierbei iſt zu berückſichtigen, 
daß gerade in den Fleinen Fabriken, deren fernere Erhaltung die verbündeten 
Regierungen als ihre beiondere Aufgabe aniehen, dieſe durchſchnittliche Koſtenſumme 
erheblich überichritten wird. Aber auch für die beſſer jituirten Fabriken ift, wenn 
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jowohl dem Rübenbauer al3 auch dem Zuderfabrifanten aus dem Rüben beziehung: 
weiſe Zuderpreije eine angemeſſene Verzinfung ihres Anlagefapitald zufließen Toll, 
ein Preisſtand von mindejtend 23 bis 24 ME. für den Doppelzentner Rohzuder 
unbedingt erforderlid). 

Inzwiſchen find die Preife zwar annähernd auf dieien Betrag geitiegen. 
Nah Lage der Verhältuifie ift aber nicht anzunehmen, daß dieſer Preisitand von 
Dauer jein werde. Es handelt ſich hier vielmehr augenscheinlich nur um eine 
vorübergehende Aufwärtsbewegung auf dem Zuckermarkt, wie fie, durch mannigs 
fahe Umſtände beeinflußt, von Zeit zu Zeit eintreten wird. Das ungünftige 
Verhältniß, das zwiichen der Gejammtproduftion und Geſammtkonſumtion an 
Zuder jeit Jahren befteht und deilen Aenderung nicht abzuiehen iſt, muß auf den 
Preis des Zuderd auf denn MWeltmarkte, der auch für den Inlandsmarkt von be— 
itinnmendem Ginfluß ift, naturgemäß fortgejeßt drüden. 

Die Rübenzudererzeugung ift, zum Theil unter der Einwirkung der all 
gemeinen lanbwirthichaftlihen Werhältnifie, in allen Niübenländern Europas in 
gewaltigem Aufichwunge begriffen. 

Die Produktion betrug (in Rohzuder, 100 kg): 
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1890/91 13 400 000 7 700 00016 800 000 5 400 000 2 100 000 800 000 800 000 '37 000 000 
1891/92112 000 000° 7 800 0006 400 000 5 500 000 1 800 000 500 000. 900 000 '34 900 000 
1892/93 112 300 000) 8 000 00015 800 00014 600 000 1 800 000,700 000) 900 000 34 100 000 
1893/94 113 700 000 8 400 000]5 700 000 6 500 0002 300 0008300 000: 1 100 000 '38 500 000 
1894/95 * 300 000 10 600 000/7 800 000 6 200 000 2 800 I 000 1500 000 48 100 000 











Es iſt aljo die jährlih gewonnene Menge an Rübenzuder, auch wenn man 
die Erzeugung der nicht europäiichen Yänder außer Betracht läßt, von 37 Mill. 
Doppelzentner im Jahre 1890/91 auf 48 Millionen im Jahre 1894/95 ans 
gewachien. Unter Hinzurehnung des NRohrzuders, deſſen Produktion, Toweit fie 
für den Weltmarkt von Bedeutung ilt, für das Jahr 1890/91 auf 26 Millionen 
Doppelzentner, für 1891/92, 1892/93 und 1893/94 auf 29 bezw. 27 und 
33 Millionen und für das lestverflojfene Jahr auf ungefähr 30 Millionen 
Doppelzentner angenommen werden kann, ergibt fich jeit 1890 eine durchichnitt- 
liche jährliche Steigerung der Weltproduftion an Zuder um etwa 4000000 Doppel: 
zentner. Erwägt man, daß die durchichnittliche jährliche Zunahme des Diejer 
Produktion gegemüberftehenden Konſums im dem gleichen Zeitraum ſich auf nicht 
über 2'/, bis 3 Millionen Doppelzentner ftellen wird, jo erhält man al3 natür- 
liche Folge eine ftetige Vermehrung de3 Angebots auf dem Weltmarkt zu immer 
billigerem Preiſe. 

Die durch den Preisdrud hervorgerufene allgemeine Nothlage wird von den 
außerdeutichen, den Zuckermarkt beſchickenden Ländern leichter ertragen, weil dieje 
entiweder mit niedrigeren Produftionsfoften rechnen fünnen oder in den ihnen 
ftaatsjeitig gewährten Unterftügungen einen Ausgleih finden; die Verhältniſſe 
müſſen daher, wenn nicht eine Menderung eintritt, Ichließlich zur Verdrängung 
Deutihlande vom Markte führen. Die in der Begründung zum Geſetz vom 
9. Juni 1895 erwähnte bejondere Schwierigkeit, welcher der deutiche Zucdererport 
bei den Vereinigten Staaten von Amerika begegnet, beiteht.ebenfall3 unverändert fort. 
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Da eine mennenswerthe Verminderung der gegenwärtigen Produftionstoiten 
für die deutiche Anduftrie nicht im Bereiche der Möglichkeit liegt, jo fann die 
Menderung der Bedingungen ihrer Wettbewerbsfähigkeit anders als durch die Ge- 
währung erhöhter Ausfuhrzuſchüſſe nicht herbeigeführt werden; das Neid vermag 
fih dem Werjuche, bier im Wege der Geiepgebung Abhilfe zu ichaffen, ſchon des— 
halb nicht zu entziehen, weil die Erhaltung einer jeiner blühenditen Induſtrien 
in Frage ſteht, welche mittelbar mehr als eine halbe Million von Arbeitern be: 
Ihäftigt und deren Niedergang auf eine Neihe von anderen Erwerbözweigen, ins— 
bejondere auf die ohnehin unter der Ungunſt der Verhältniſſe ſchwer leidende 
Landwirthſchaft, eine äußerit verderblihe Rückwirkung üben müßte. 

Für das Gingreifen der Reichsgeſetzgebung im vorliegenden Falle jpricht aber 
noch der beſondere Umſtand, daß auf die gegenwärtige Lage der Induſtrie der 
Grlaß des Geieges von 31. Mai 1891, die Beitenerung des Zuckers betreffend, 
wenigitens nicht ganz ohne Einfluß geweſen ift. Allerdings fann nicht zu: 
geitanden werden, daß die Ausdehnung des Nübenanbaues — zum Theil auf 
Gegenden, die demielben bisher nicht zugänglich erichienen —, ſowie die Anlage 
zahlreicher neuer Fabriken und die dadurch herbeigeführte unverhältnigmäßige 
Mehrproduftion an Zucker ausichließlich oder in der Hauptſache auf diejes Geiles 
zurüdzuführen jei. Es handelt fich hierbei um Erſcheinungen, die, wie jchon Die 
mitgetheilten Ziffern erfennen laſſen, nicht blos in Deutichland, und in Deutich- 
land nicht erſt ſeit 1892 beobachtet werden; auch würde die angebliche Folge 
ded Geieges, daß die Zuderinduitrie von den wohlhabenderen Landestheilen 
Mitteldeutichlands aus ſich aud im den ärmeren Landestheilen des Nordens 
und Oſtens eingebürgert hat, in jedem Falle als eine erfreuliche Entwidelung 
zu begrüßen fein. 

Es wird ferner auch heute noch auzuerfennen fein, daß es zwingende finanzielle 
und wirthichaftlihe Gründe waren, welche den Geießgeber veranlagten, die Material: 
beiteuerung durd eine Steuer vom Fabrikat zu eriegen und demgemäß die in der 
Art der Vergütung der Materialiteuer beim Erport enthaltenen, je nach der Aus: 
beute variabeln Austuhrprämien in feite Ausfuhrzuihüfle umzuwandeln. 

Dagegen hat fich ſeit Gmanation des Geieges von Jahr zu Jahr mehr die 
Ueberzeugung aufdrängen müjfen, daß die Beltimmungen über die Höhe Ddieier 
feiten Zufchüfle und die für die Zuſchußgewährung vorgejehene Webergangsfriit 
im Intereſſe der Aufrechterhaltung der Konfurrenzfähigfeit der deutichen Induſtrie 
den anderen Nübenzuderländern gegenüber dringend der Reviſion bedürfen. 

Daß ein folder Fall eintreten könne, ift übrigens bei den Verhandlungen 
über das geltende Zuderiteuergejeg ſeitens der verbündeten Regierungen keineswegs 
verfannt worden. Man war zwar, wie von dem Vertreter derjelben am 29. April 
1891 im Reichstag hervorgehoben worden iſt, bei Feitiegung einer Uebergangs— 
frift für die Zuſchußzahlung zunächst der Meinung, daß der auf Bejeitigung der 
Prämien gerichtete, diesſeits vorgethane Schritt von umieren Konfurrenzitaaten 
nachgethan werden müffe und werde. Schon damals aber wurde die Erflärung 
abgegeben, dat, wenn das Ausland auf dem betretenen Wege nicht nachfolge und 
es ſich herausitelle, daß die deutiche Zuderinduftrie weientlih in Folge dieſer 
Verhältniſſe zurüdgegangen jei oder zurüdgehen müffe, Regierung und Reichstag 
von Neuem zu prüfen haben würden, ob die llebergangszeit zu verlängern oder 
höhere Prämien einzuführen feien. 

Beide Vorausjegungen für die Rückkehr zu angemefjenerer Prämiirung des 
Zuderd treffen in vollem Maße zu. Seit Bejeitigung der deutichen Material: 
befteuerung haben Frankreich und Deiterreih, unſere hauptiächlichen Mitbewerber 
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auf dem Weltmarkte, überhaupt nicht, Belgien und Holland, die daneben etwa 
noch in Betracht kommen, nicht in nennenswerthem Umfange ihr Prämienweſen 
geändert, und die Lage ſämmtlicher betbeiligten Zucerinduftrien ift bei einen 
Nüdgange des Preijes derart, dab ſich mur diejenigen, die fich einer ausgiebigen 
itaatlichen Hilfe erfreuen, auf dem MWeltmarfte weiter behaupten können. Letztere 
Annahme wird durd die Thatiache, daß Deutichland, ungeachtet feiner niedrigen 
Prämienjäge, noh im Jahre 1894/95 10,, Millionen Doppelzentner — über 
40 Prozent mehr ald im Borjahre — nad dem Auslande abgeitoßen bat, in 
feiner Meije erichüttert. Die Aufrechterhaltung eines der vermehrten Produktion 
entiprechenden Exports iſt der deutichen Induſtrie nur mit Opfern und nur 
dadurch möglich geweien, daß andere Länder ihren Zuder vorläufig zuriüdgehalten 
haben, ein Umſtand, der zweifellos dazu beitragen wird, den Kampf um den 
Weltmarkt künftig noch erheblich zu verichärfen. 

Das nächſte Ziel der deutjchen Zuderjteuergeießgebung muß hiernach jein, 
dem deutſchen Zucker wieder Zuihüffe in einer Höhe zu gewähren, welche dem 
Erport die Möglichkeit fichert, mit unferen Hauptfonfurrenten auf dem Zuder: 
markt gleihen Schritt zu halten. Die grundiäglice Stellung der verbündeten 
Regierungen zur Frage der Prämiirung des Zuckerexports wird hierdurch nicht 
geändert; dieje müſſen jich vielmehr die Wiederbejeitigung der Zuichüffe für den 
Fall vorbehalten, daß e3 gelingen jolle, entiprechende Maßnahmen anderer Staaten 
herbeizuführen, welche derartige Zuſchüſſe entbehrlich ericheinen laſſen. 

Hierbei wird die Geſetzgebung jedoch nicht ſtehen bleiben können. Die unver: 
hältnigmäßig große Ausdehnung der Produktion, zu der fich die inländiiche In— 
duftrie bereits bisher trog niedriger PBreiie und geringer Staatsjubvention gedrängt 
geiehen hat, kann durd eine bloße Erhöhung der Ausfuhrzufhüffe nur eine 
weitere Steigerung erfahren. Dieſe unerwünichte Folge würde um jo Sicherer 
eintreten, al3 ed an den nöthigen Anbauflächen für eine weitere Ausdehnung der 
Rübenkultur nicht Fehlt und die zu der Anlegung oder Vergrößerung von Zuder: 
fabrifen erforderlichen Geldjummen erfahrungsgemäß ohne Schwierigkeit — 3. B. 
von den die Majchinen liefernden Fabriken — beichafft werden fünnen. Erſcheint 
daher eine Einſchränkung der Rüben-, beziehungsweile Zudererzeugung mittels 
geſetzlichen Zwanges Iihon gegenwärtig erftrebenswerth, jo dürfte bei der 
geplanten Erhöhung der Prämien eine ſolche Maßregel völlig unabweisbar jein. 

Dat es ſich zur Erreihung jenes Zweckes nicht um ein geſetzliches Verbot 
des Rübenanbaus oder der Zuderfabrifation über ein bejtimmte® Maß hinaus 
handeln fann, bedarf feiner näheren Begründung. Dagegen erjcheint die Er- 
ſchwerung der Produktion an Zuder über einen angemefjenen Betrag hinaus, 
wie fie der Entwurf beablichtigt, zulällig und nothwendig. Es joll zu dieſem 
Zweck alljährlich für jede einzelne Fabrik eine, im Allgemeinen ihren biöherigen, 
thatfächlichen Leiftungen entiprehende — das „Stontingent“ der Fabrik bildende 
— Zuckermenge feitgeiegt werden, bei deren Meberjchreitung fie zu gewiſſen 
Zahlungen je nah dem Umfange ihrer Mehrfabritation herangezogen wird. 
Durch diefe Belaftung wird der Fabrik für die Kontingentsüberjchreitung der 
Vortheil, der ihr aus der Gewährung der Ausfuhrzuihüfle erwächſt, zum Theil, 
unter Umftänden auch ganz, wieder entzogen; in gewiſſen Fällen kann die Zahlung 
logar über den Betrag des Zuſchuſſes hinausgehen, Die Fabriten werden daher 
bezüglich der das Kontingent überfteigenden Zuckererzeugung regelmäßig jchlechter 
geitellt jein, alö bisher. Gin produftionöbeichräntender Einfluß der Maßnahme 
fteht um fo weniger in Zweifel, ald aud ſchon die in Ausficht genommene Be— 
triebsfteuer in gleiher Richtung zu wirken geeignet ift. 
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Die beiden vorbeiprohenen Maßregeln — Erhöhung der Zuſchüſſe und 
Kontingentirung der Produktion — dürften Gewähr dafür bieten, daß die deutjche 
Zuderinduftrie ald Ganzes, indbejondere in ihrem Wettbewerb mit dem Auslande, 
auc ferner eriftenzfähig erhalten bleibt; dagegen laſſen dieielben das Verhältniß 
der einzelnen Theile unjerer Zuderinduftrie zu einander völlig unberührt. Aber 
auch in dieſer Beziehung hat die Entwidelung der deutichen Zucderinduftrie eine 
Mendung genommen, welche ein Gingreifen des Gejeggebers herauszufordern 
ſcheint. Es ift dies die feit Jahren jtetig fortichreitende, durch den Wechſel in 
der Stenergejeßgebung weder aufgehaltene noch beichleunigte Ausbildung des 
Gewerbes zum Großbetriebe. 

In welchen Mae fich diefe Wandlung in neuerer Zeit vollzogen hat, läßt 
die Zufammenftellung in der Anlage C (hier nicht abgedrudt) erkennen, in welcher 
für jedes der legten 15 Jahre die im Betriebe befindlichen Fabrifen nach dem 
Umfange ihrer Rübenverarbeitung, in Stlaffen von 40000 zu 40000 Doppel: 
zentnern geordnet, aufgeführt find. In der untersten Klaſſe, mit jährlich weniger 
ald 40000 Doppelzentner Rübenverarbeitung, befanden jih im Jahre 1880/81 
noch 2 (von 333), im Jahre 1881/82 nod 4 (von 343) Fabriken; zur Zeit 
jind ſolche kleine Betriebe nicht mehr vorhanden. In der zweiten, dritten und 
vierten Stufe (40 bis 80000 beziehungsweile 80 bis 120000 und 120 bis 
160 000 Doppelzentner Rüben) no ſich noch: 


1880/81 . 24, 45 und 64 Fabriken, 
1881/82. .. u. SER BE. 78 Pr 
1894/95 dagegen nur noch . 4,14 , 15 


Die größten vorhandenen Fabriken hatten eine Rübenverarbeitung von: 


1880/81 560 000 bis 600000 Doppelzentner, 
1882/83 720000 „ 760000 " 
1884/85 800000 „ 840000 j 
1885/86 920000 „ . 960000 n 
1886/87 960000 „ 1000000 R 
1887/88 1000000 „ 1040000 e 
1889/90 1120000 „ 1160000 - 
1890/91 1280000 „ 1320000 s 
1894/95 1480 000 1520000 


Ueber eine Materialverwendung von 440 000 Doppelzentner gingen 1880/81 
und 1881/82 nur je 3, 1894/95 nicht weniger ald 104 Fabriken hinaus. 

Der Rückgang der fleineren und mittleren Fabriken erklärt fich aus der mit 
den Großbetriebe verbundenen Erſparniß an Produktionskoſten. Dieje fortgejegte 
Aufſaugung des Kleingewerbes liegt aber weder im Intereſſe der Nüben liefernden 
Zandwirthichaft noch der Arbeiterbevölferung. Einmal ift für diefe Berufsflafien 
die Konzentration der Nübenverwerthung und der Arbeitögelegenheit auf einzelne 
wenige Pläge an fih nicht erwünjcht, jodann aber find die Eleinen Fabriken auch 
genöthigt, eine verhältnigmäßig höhere Zahl von Arbeitern und dieje für längere 
Zeit zu beihäftigen, al& die großen Unternehmungen. Außerdem liegt bei den 
eriteren die Gefahr einer Meberproduftion an Zuder weniger nahe, als bei ben 
letzteren. 

Gewichtige wirthſchaftliche Erwägungen ſprechen ſomit dafür, für die Er— 
haltung des kleinen und mittleren Gewerbes, ſoweit dies auf dem Boden der 
Steuergeſetzgebung angängig, einzutreten, und dasſelbe in Bezug auf die Abgaben— 
Belaſtung im Verhältniß zum Großbetriebe thunlichſt günſtig zu ſtellen, d. h. 
die Steuer derartig zu veranlagen, daß der dem Großbetriebe aus der Verringerung 
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der Produktionskoſten erwachlende Vortheil wenigitens zu einem das Fortbeſtehen 
der Eleineren Fabriken ermöglichenden Theile wieder aufgewogen werden. 

Durd bloße Erhöhung der beitehenden Verbrauchsabgabe (Zuderiteuer) für 
die größeren Betriebe war diejes Ziel nicht zu erreichen, da dieje Steuer unter 
gewiſſen Vorausſetzungen unerhoben bleibt und ſolchenfalls die Steuererhöhung 
fich nicht fühlbar macht. Eine Schmälerung der Ausfuhrzuſchüſſe für Zuder aus 
den größeren Fabriken, die an fich wie eine Steuererhöhung wirken fönnte, würde 
die Feithaltung der Identität des Zuders bezüglich feiner Erzengungsftätte bis 
zum SBeitpunfte der Ausfuhr erfordern und beim etwaigen Abjage der Waare im 
Inlande ebenfall3 unwirkſam jein. Beide Bedenken beftehen nicht gegen die Ein 
führung eines bejonderen, in gleichem VBerhältnig mit dem Umfange der Pro— 
duftion der Fabrik fteigenden Zujchlages zur Zuderftener (Betrieböfteuer), welcher 
jogleich beim Ausgange des Zuders aus der Fabrik erhoben und in feinem alle 
erftattet wird. Die neue Steuer ift zugleich dazu geeignet, zur Beftreitung der 
erhöhten Ausfuhrzuſchüſſe wenigitens theilweile die Fabriken ſelbſt heranzuziehen. 

Wenn gegen jede derartige Begünstigung der fleineren Fabriken eingewendet 
wird, daß gerade diele fich in den Händen einzelner fapitalfräftiger Großgrund— 
beiiger befänden und ſomit der Interftügung nicht bedürfen, jo trifft das im 
diefenn Maße nicht zu. Denn es entfallen zur Zeit von den im Privatbejig 
befindlichen Gewerbsanftalten auf die einzelnen Klaſſen nur: 








Klaſſe Doppelzentner Zuckererzeugung Fabriken 
2 5000 bis 10 000 4 von 10 
3 10000 „ 15000 19 „32 
4 15000 „ 20000 17 „46 
5 20.000 . 25000 — 5 . 39 
6 25000 „ 30000 9,» 
7 30000 . 35000 5.4 
8 35000 . 40000 6. 8 
9 40000 „ 45000 4, 2 
10 45000 „ 50000 5 „ 24 


während fich andererjeit3 auch unter den größeren Fabriken, bis zu ſolchen mit 
einer Zudererzeugung von :80 000 bis 85000 Doppelzentner noch einzelne Privat: 
unternehmungen befinden. ; 

Dagegen wird von den Gegnern der ftaffelförmig zu erhebenden Betriebs- 
abgabe mit Recht auf die hohe Bedeutung der großen Fabriken für den techniichen 
ortjchritt der Industrie und auch darauf hingewieſen, daß in gewiljen Theilen 
des Reichs nach Lage der Verhältniſſe das Entitehen von Zuderfabrifen nur auf 
dem Wege des Zuſammenſchluſſes zahlreicher einzelner Intereſſenten, vielfad) 
übrigens gerade auch Eleinerer Landwirthe möglich ſei, woraus ji die Errichtung 
größerer Betriebe mit zwingender Nothwenbigfeit ergebe. Wenn man daher den 
leiftungsihwächeren Gewerböanftalten ‚durch eine nit dem Umfange der Zuder: 
erzeuglung sich jteigernde Abgabe den Wettbeverb erleichtern will, jo darf die 
Abgabe doc niemals jo hoch gegriffen werden, dab die großen Betriebe dadurch 
in ihrem Fortbeitande gefährdet werden könnten. Der Entwurf verjucht in diejer 
Beziehung die richtige Mitte einzuhalten, indem er langjam anfteigende und auch 
in den höchſten Staffeln noch erträgliche Betrieböftenerjüge porichlägt. 

Eine jolhe mäßige Veranlagung diejer Abgabe: hat allerdings die Folge, 
daß auch der finanzielle Effekt ein geringer ift und der. Aufwand für. die Prä— 
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miirung des Zudererports nur zum Theil hierin Deckung findet, jo daß, um die 
Reichskaſſe vor Schädigung zu bewahren, auf eine Erhöhung der Zuderiteuer 
zurüdgegriffen werden muß. 

Mehreinnahmen werden bierdurdh nicht zu erzielen geſucht; es joll nur, bei 
der Schwierigkeit der Gröffnung neuer Steuerquellen, wenigitens dafür Sorge 
getragen werden, dat das Neid künftig im Genuſſe desjenigen Aufkommens aus 
der Zuckerſteuer bleibt, welches ihm bei unverändertem Fortbeitande des Geſetzes 
pom 31. Mai 1891 fünftig zugefloflen fein wiirde. 

In der Beichaffung der erforderlien Mittel aus einer Erhöhung der Ber: 
brauchsabgabe wird eine berüdjichtigenswerthe Benachtheiligung der Konſumenten 
infofern nicht zu finden fein, als e3 fich bier für das verbrauchende Publikum 
nicht jowohl um die Steigerung eines altgewohnten Preiſes, als vielmehr um 
die MWiederheritellung eines solchen handelt. Auch unter der Annahme, dat der 
Preis des Zuder® um den vollen Betrag der Steuer: und Zuſchußerhöhung 
jteigen werde, dürfte er immerhin noch nicht den Stand der früheren Jahre erreichen. 

Schon aus diefem Grunde it es nicht wahricheinlich, dat, wie von manden 
Seiten befürchtet wird, der inländiiche Verbrauch an Zuder durch die erhöhte 
Stenerbelaftung leiden könnte. Auch ipricht gegen jolche Annahme die im Yaufe 
der Jahre erfolgte itetige Steigerung des Inlandskonſums, die fich, joweit erfenn- 
bar, unabhängig von den vorgekommenen Preisichwanfungen vollzogen hat. 

Die Ziele, welche der vorliegende Gejeg-Entwurf erreichen joll, find hiernach 
folgende: 

1. Erhaltung der Konfurrenzfäbigfeit der fleineren und mittleren Betriebe 

mit den großen Fabriken — 
durch Ginführung einer geitaffelten Betriebsjteuer Artikel IS 65) —; 
2. Erhaltung der Konkurrenzfäbigkeit der deutſchen Zucerinduftrie mit der: 
jenigen anderer Yänder — 
durd Erhöhung der Ausfuhrzuihüfle (K 70) —; 
3. Verhütung einer übermäßigen und ſprungweiſen Vermehrung der Pro: 
duftion an Zuder — 
durh Einſchränkung der Gewährung des vollen Zuſchuſſes auf eine 
beitimmte im Laufe der Jahre nur allmählich fich fteigernde Zuder: 
menge (88 74 ff.) —; 
4. Sicherftellung der Reichskaſſe gegen Mindereinnahmen — 
durch Bildung eines begrenzten Zuichußfonds aus der Betriebsiteuer 
und der Erhöhung der Zuderfteuer (Mrtifel I 88 73, 8 65 und 
Artitel II). 


I. Im Belonderen. 
Zu $ 65. 

Um die Form der Erhebung der hier vorgeichlagenen Betriebsabgabe jo ein- 
fach) wie möglich zu geftalten, ift die Einziehung der Abgabe thunlichit an das 
beftehende Steueriyitem angeichlofien. Die von einer Fabrik zu zahlende Betriebs: 
jteuer joll daher nah denjenigen Zudermengen berechnet werben, welche in der 
Fabrik im Jahreslauf zur fteuerlichen Abfertigung gelangen und jomit ohnehin 
amtlich feitgeftellt werben. 

Um die bei Feititellung verſchiedener Steueritufen ſonſt leicht entitehenden 
Härten zu vermeiden, joll nicht der für jede Fabrik vorgeſehene höchite Steueriag 
von ſämmtlichem darin erzeugten Zuder erhoben werden, jondern es jollen gleich: 
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mäßig alle Fabriken mit dem niedrigiten Sage der Betriebaabgabe beginnen und 
allmählih mit dem zumehmenden Umfange der Produktion auch in Anjehung der 
Abgabenſätze aniteigen, dergeſtalt, daß beiipielsweije eine Fabrik, welche jährlich 
100000 Doppelzentner Zuder heritellt, für die eriten 50000 Dopvelzentner 
genau diejelbe Abgabe entrichtet, wie eine Fabrik, welche überhaupt nur die legt: 
genaunte Menge erzeugt. ES wird auf diefe Weile zugleich erreicht, daß zu 
feiner Zeit Zweifel über die Höhe der zu zahlenden Abgabe beitehen, während, 
wenn die ganze Produktion zu einen nach der Jahreserzeugung bemefienen Satze 
verſteuert werden müßte, die definitive Feititellung der Betriebsabgabe immer erit 
am Sclufle der Kampagne erfolgen könnte, 

Die Steuerfäge beginnen bei einer Produktion bis zu 5000 Doppelzentnern 
mit 5 Pfennig für den Doppelzentner und fteigen von 5 zu 5000 Doppelzentner 
um je den gleichen Betrag. Da man durhichnittlich einen Doppelzentner Zuder 
aus acht Doppelzentner Rüben gewinnt, entiprehen die Abftufungen im Großen 
und Ganzen der in Anlage C nach der Nübenverarbeitung durchgeführten Klaſſen— 
eintheilung der Fabrifen. 

Die Zufammenitellung in der Anlage D (hier nicht abgedrudt) ergibt, daß 
die Betrieböfteuer hiernach ſelbſt bei einer mittelgroßen Fabrik mit einer Zuder: 
produktion von 40000 Doppelzentner Zuder oder einer NRübenverarbeitung von 
320000 Doppelzentner (Anlage C Spalte 10) für den Doppelzentner in der 
höchsten Staffel nur 40, durchichnittlih nur 22'/, Pfennig ausmachen, und dab 
jelbit bei einer Jahre3:Zuderproduftion von 200000 Doppelzentner die Fabrif 
nur 2 ME. in der höchiten Staffel beziehungsweile nur 1,9, ME. im Durch— 
ichnitt für jeden Doppelzentner zu zahlen haben würde. 

Einerjeitö wird diefe geringe Mehrbelaftung von den großen Gewerbsanitalten 
unſchwer ertragen werden können, zumal nad) den angeitellten Ermittelungen, von 
Ausnahmefällen abgejehen, angenommen werden darf, dab die toten der Pro- 
duftion von einer Betriebsfteuerflafle zur andern um ein Vielfaches der Betriebs: 
fteuererhöhung ſich ermäßigen. Andererieit3 wird jene Steuerftaffel immerhin 
geeignet jein, zu der beablichtigten Erleichterung des Wettbeiverbes der kleineren 
Fabriken beizutragen. Um in der Betrieböbeiteuerung ferner ein Mittel zu gewinnen, 
der beitehenden Neigung zur Vermehrung der bisherigen Produktion bei ſämmt— 
lichen Fabriken entgegenzutreten, wird vorgeichlagen, von den Fabriken bei einer be— 
trähtlichen Weberichreitung des für fie gemäß SS 74 ff. feitgeiegten Kontingents, 
d. i. im Weſentlichen der durchichnittlichen früheren Produktion, noch einen Zu: 
Ihlag zur Betriebsſteuer von einer Mark für den Doppelzentner Zuder zu erheben. 

Eine bejondere Beitimmung war in diefer Beziehung für die nah Inkraft— 
treten des Gejeged entitehenden Fabriken zu treffen; da dielelben nad) $ 76 für 
das erite Jahr ihres Beitehens ein Kontingent nicht zugewieſen erhalten, würden 
fie nach der Borjchrift des $ 65 Abſatz 2 Sab 1 den Zuichlag von einer Mark 
für die gefammte von ihnen hergeftellte Zudermenge zu entrichten haben. Sie 
würden damit bezüglich ihrer Produktion schlechter geitellt fein, alö die alten 
Fabriken bezüglich ihrer — bis zur Höhe von 5 Prozent des Kontingents zus 
ihlagöfrei bleibenden — Kontingentsüberichreitung. Auch würde die durchgehende 
Belaftung mit einer Mark für den Doppelzentner Zuder namentlich für die 
fleineren neuen Fabriken eine große Härte enthalten und wirthichaftlih nicht 
gerechtfertigt fein, weil die Errichtung neuer kleiner Yabrifen, die überdies in 
nennenöwerther Zahl faum mehr entitehen dürften, die Beſorgniß einer ungefunden 
Vermehrung der inländiichen Produktion nicht auffommen läßt und vom land- 
wirthſchaftlichen Standpunkte nur erwünscht fein könnte. 
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Der Entwurf will daher von den meu errichteten Fabriken ftatt der Betriebs: 
fteuer und des Zuichlagd nur dem doppelten Betrag der Betrieböltener erheben, 
joweit diefer Betrag nicht über die Abgabe, welche die ihr Kontingent überichreiten= 
den alten Betriebe zu zahlen haben, hinausgeht; einen höheren Betriebsiteuerjag, 
als die legteren, jollen die neuen Fabriken in feinem Falle entrichten. 

Im zweiten Jahr des Beitehens neuer Fabrifen, in welchem ihnen bereits 
ein, wenn auch verhältnigmäßig geringes Kontingent zugetheilt wird, beabiichtigt 
der Entwurf eine Sonderbehandlung derielben nicht eintreten zu lajien. 


Zu $ 66. 

Da die Betriebsfteuer nah $ 65 auf dem aus der Fabrik abzufertigenden 
Nohzuder ruht, find beiondere Beſtimmungen für den Fall zu treffen, daß der 
Zuder in anderer Form die Fabrik verläßt. Zur PVereinfahung der Steuer: 
fontrole jchlägt der Entwurf vor, die Zucderabläufe, auch diejenigen mit einem 
Quotienten über 70, die nad) $ 2 des Gelege: vom 31. Mai 1891 in Ber: 
bindung mit $ 1 der Ausführungsbeitimmungen jtenerpflichtig find, hierbei ganz 
außer Betracht zu laſſen, auch von der Feititellung eines beitimmten Zuder: 
gehaltes abzujehen, auf welchen die höher oder niedriger polarifirenden Zucker 
umzurechnen wären. 

Lestered würde namentlich die unerwünichte Folge haben, daß bei der Ab» 
fertigung von Zuder aus der Yabrit in jedem alle der Polariiationsgrad 
desselben amtlich feitgeltellt werden müßte, während nach den Entwurf der ab» 
fertigende Beamte zweds Erhebung der Betriebsitener nur zu prüfen hat, ob Füll— 
maſſe, Nohzuder oder weiter bearbeiteter — zum Konſum fertiger — Zuder vorliegt. 

Die Umrechnung des letteren Zuders auf Rohzucker wird etwa nach dem 
Berhältniß von 9:10 zu erfolgen haben. Fir die Umrechnung der Füllmaffen, 
iofern solche im Bedürfniß liegen wird, würde beiondere Beſtimmung zu treffen fein. 


3u S 67 

Der hergeitellte Zudet joll nad) der Abjicht des Entwurfs nur einmal von 
der Betrieböftener betroffen werden. Wird Zuder aus einer Fabrik in die andere 
übergeführt, fo tritt die Steuerpflicht beim eritmaligen Verlaſſen der Fabrik ein; 
in Folge deilen mußte beftimmt werden, daß dieler Zuder beziehungsweiſe eine 
entiprechende Menge bei jedem ferneren Ausgange aus der Fabrik von der Steuer 
befreit bleibt. 

Der Abiag 2 des S 67 bezieht ſich auf die Naffinerien, welche nur Zucker 
verarbeiten, der der Betriebsitener bereits unterlegen hat. Nach Maßgabe der bier 
getroffenen Beſtimmung bleiben dieſe Naffinerien auch von der Sontingentirung 
S 74 ff.) unberührt. Der wirthichaftliche Grund hierfür liegt in der Erwägung, 
dab zwar die Produftion an Rüben beziehungsweife an Rohzucker behufs Er: 
zielung einer angemeſſenen Preisbildung eingedämmt werden muß, die Beichränfung 
des Naffineriebetriebes aber nicht gerechtfertigt fein würde, da derielbe zu einer 
etwaigen lleberproduftion nicht beiträgt. 

Aus dem gleichen Grunde find Fabriken, welche ſelbſt erzeugten und fremden 
Rohzucker zu Konſumzucker verarbeiten, der Betriebsbeſteuerung und Kontingentirung 
nur bezüglich des erſteren unterworfen. 


Zu 68. 
Es wird zu verhüten ſein, daß nach Erlaß des Geſetzes zur theilweiſen 
Umgebung der Betriebsſteuer ſtatt einer neuen Fabrik von demſelben Unternehmer 
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mehrere fleinere Fabriken neben einander errichtet werden; das Gleiche gilt 
von dem Falle, daß ftatt zur Vergrößerung einer vorhandenen Fabrik zur 
Anlage einer neuen Betriebsanftalt in der Nähe derjelben gejchritten werden jollte. 

Beitehende Verhältniſſe jollen hiervon nicht berührt werden. Die Beſtimmung 
des S 68 findet daher beiipieldweile auch dann feine Anwendung, wenn zwei 
weniger als zehn Stilometer von einander entfernte, bereit vor dem 1. Auguſt 1896 
errichtete Fabriken nach diejen Zeitpunkt in die Hand eines Bejigerd übergehen. 


3u $ 69. 

Die Beitinnmungen ichließen ſich an die für die Zucerjteuer gegebenen Vor— 
ichriften mit der Maßgabe an, daß eine Beireiung von der Steuer in feinem 
Falle ftattfindet. Der Grund für diefe Abweichung liegt darin, daß die Betriebs: 
abgabe auf die Iteuerpflichtigen Betriebe ohne die beabfichtigte Einwirkung bleiben 
würde, wenn fie etwa beim Grport der Waare erlaffen oder eritattet werden fünnte. 


Zu $ 70. 

Der Ausfuhrzuihuß für Rohzucker wird gegen den bisherigen Zuſchußſatz 
um 2,,, ME. Für den Doppelzentner erhöht. Der Zuihuß wird dadurdh auf 
einen Stand gebracht, welcher zwiichen dem Betrage der Prämien in den Haupt: 
fonfurrenzitaaten, Frankreich und Delterreihellngarn, etwa die Mitte hält. 

Die Prämie ift in Frankreich Produktions, in Oeſterreich-Ungarn Erport: 
prämie. 

In Frankreich beträgt die Steuerbelaftung 60 Franken für 100 kg raffinirten 
Zuder bis zu einer Ausbeute von 7,,; kg aus 100 kg Rüben, Die Ueberſchüſſe 
über den geieglichen Ausbeutebetrag von 7,,, Prozent find bis zu einer Ausbeute 
von 10,;n Prozent mit nur 30 Franfen, darüber hinaus zur Hälfte mit 30, 
zur Hälfte mit 60 Franken belaitet. Fabriken, welche auf den Steuergewinn aus 
den Ausbenteüberichüflen verzichten, genießen 15 Prozent Steuernachlaß von ihrer 
ganzen Erzeugung. Lebtere Beitimmung, die übrigens nur einem unbedentenden 
Theile der franzöfiihen Fabriken zugute fommt, gewährt denfelben einen Bortheil 
von 4,,, Franken auf 100 kg raffinirten Zuder oder 4,,, Franken auf 100 kg 
Rohzucder, während für alle übrigen Betriebe die Prämie in Frankreich jeit 1890/91 
etwa zwiihen 5 und 7 Franfen für 100 kg Rohzucker ſich bewegt hat.') 

In DOefterreich-Ungarn wird eine Verbrauchdabgabe von 11 Gulden für 100 kg 
Zuder erhoben. Der ausgeführte Zuder genießt eine Bonififation, welche 

für Zuder von mindeltend 88 aber unter 93 Prozent Bolarifation 1,,, Gulden, 
von mindeitend 93 und unter 99,, Prozent Polarifation . . * 
und von 99,, Prozent und darüber . A 
für 100 kg beträgt. Falls die Summe der Ausfuhrbonifitationen für 7 während 
einer Grzeugungsperiode ausgeführten Zuder den Betrag von 5 Millionen über: 
fteigt, it der überiteigende Betrag von jämmtlichen Zudererzeugungsftätten zu 
eriegen. Der nominelle Zuihußiag ermäßigt fich daher jedesmal um den Betrag 
des Rückerſatzes. Die hiernach thatjächlich gewährten Prämien beliefen ſich ſelbſt 


" 


) Die Zuderprämie in Frankreich hat betragen für 100 kg 


raffinirten Zucker Rohzucker Rohzucker 

in Franken in Mark 
1890/91.... . 6,26 5,63 4,50 
1891/92 . . 2 2 2 Ta 6,06 5,58 
1892/93 . . » 2... Des 7,34 4,3: 
1893/94 . . . 2... 6 5,58 4,66 


1894/95 . . 2»... Ton 6,35 5,08 
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für die niedrigite Ausfuhrklaſſe, in welcher jih zum Theil Zuder befinden, Die 
in Deutichland überhaupt noch nicht zuichußfähig fein würden, in den Jahren 
1890/91 bis 1893/94 ftet3 auf mehr als einen Gulden für 100 kg.) Im 
den höheren Klaſſen ftellt jich die Bonifizirung des öfterreichiicheungariichen Zuders 
zu der des deutichen noch ungünitiger für lesteren. 

Diefen Sägen gegenüber dürfte die Steigerung unjerer Rohzuckerprämie auf 
4 Mt. nothwendig, aber auch ausreichend fein, um dem deutichen Zuder auf dem 
Auslandsmarkte wettbewerbsfähig zu erhalten und den Inlandöpreis des Zuders auf 
ein Niveau zu heben, welches die Heritellung desjelben wieder lohnend ericheinen läßt. 

Bezüglich der Zucerarten, welche den Zuſchuß für Robzuder genießen jollen 
(Ausfuhrzuſchußklaſſe a), iſt aegen das geltende Geiles nichts geändert. 

Die Zuſchußſätze für Naffinaden und Konſumzucker (Klafje b und c) entiprechen 
in ihren Verhältniß zu dem Sage der Stlaffe a nicht ganz der bisherigen Bemeſſung. 

63 darf als Durhichnitt angenommen werden, daß zu 100 kg Raffinade 
111,,, kg Rohzucker erforderlich find. Hiernach würden bei dem bisherigen Zus 
ihußlage von 1,, ME. für einen Doppelzentner Robzuder auf den Doppel: 
zentner Naffinade 1,3: ME. entfallen; gezahlt wurden aber in Klaſſe b 2 ME. 
für 100 kg, ſo daß ſich eine NRaffinationsprämie von O,; ME. ergab. Dieje 
geringe Spannung zwiſchen der Bonifizirung des rohen und raffinirten Zuders 
it von den. Naffinadeuren um jo mehr beflagt, als die NRaffinationsprämie bis 
zum 1. August 1882 noch 1,,; ME. und vor Einführung der Verbrauchsabgabe 
über 2 ME. betragen hat. 

Im Intereſſe der Förderung der Raffinirung des Zuders im Inlande erichien es 
angezeigt, die Naffinationsprämie um ein Geringes zu erhöhen. Dieielbe würde 
unter der Annabme, daß 111,,, kg Nobzuder — für welche der Ausfuhrzuſchuß 
fih auf 4,,, ME. belaufen würde — zu 100 kg Zuder der Stlaife b verarbeitet 
und hierfür an Zuihuß 5,2, ME. gezahlt werden, nunmehr O,, ME. ausmaden. 

Den Zuder der Klaſſe c, der übrigens in den Jahren 1891/92 bis 1894/95 
durchichnittlich mit kaum mehr als einem Prozent an der Gelannntausfuhr betheiligt 
war, mehr als geichehen zu berüdjichtigen, lag nach Meußerungen aus Intereſſenten— 
freijen ein Bedürfniß nicht vor. 

Die Fallung der Ziffern b und e iſt etwas verändert. 

Zu b wurde e3 bisher als unbillig empfunden, daß nad) dem Wortlaute 
des Geiekes von 1891 nur Kandis und Zuder in weißen vollen harten Broten 
u. ſ. w., nicht aber die in der gleichen Klaſſe aufgeführten Kryftallzuder aud 
nach Zerfleinerung unter amtlicher Aufficht des höheren Zuſchußſatzes theilhaftig 
werden follten. Dieſe Differenzirung, für die ein ausreichender ſachlicher Grund 
nicht vorlag, iſt im Entwurf bejeitigt. Außerdem ift für die früher unter b auf: 
geführten „Togenannten Kryſtalls“ und „anderen weißen, harten, durchicheinenden 
Zuder in Kryſtallform“ — unter erfteren ſollten Kryftallraffinaden, unter legteren 
die granulirten Zuder verjtanden werden, — die gemeinichaftliche und nicht miß— 
zuveritehende Bezeihnung „Zuder in weißen, harten, durchicheinenden Kryſtallen“ 
gewählt. Der Sinn der Beltimmung wird hierdurch nicht geändert. 

') Die Zudererportprämie in TefterreicheUIngarn hat betragen für 100 kg Robzuder 
von 88 bis 93 Prozent. Bolarilation: 


in Sulden in Mark 
1890/91 . . ... . La 1,0 
18911927. 5.0102 1,ı3 1,» 
JSDB/BB ru een Ks 1,» 
1833/44. dem A 1,s0 


155 . » 2 2 .. Ya 1,ss 
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Die Hlafie e hat gegen früher eine Erweiterung injofern erfahren, als jest 
alle Zuder — außer Rohzuder, der jtet3 unter a fällt — jofern fie einen Zuder: 
gehalt von 98 Prozent und darüber aufweilen, zum Sase von 4, ME. zuſchuß— 
fähig jein jollen. Die Beichränfungen auf harten, weißen, trodenen (nicht über 
1 Prozent Waſſer enthaltenden) Zuder jind weggefallen. 

Zum Theil find dieje Beichränfungen als überflüffig erfannt, — insbejondere 
find die Unterfuchungen auf den Wailergehalt, die ipeziell wegen des raffinoſe— 
haltigen Zuckers vorgeiehen waren, nicht praftiich geworden, indem durch die 
erlaflenen Ausführungsbeitimmungen die direfte Prüfung auf Raffinoje eingeführt 
ift, — zum Theil ſoll durch die neue Faſſung der Vorichrift beitinmten, in der 
Praris hervorgetreienen Mißſtänden abgeholfen werden. Dahin gebört u. W., 
daß biäher Kryitallzuder von gelber Farbe, ıwie fie zuweilen zur Crleichterung 
des Imports nah ausländiihen Staaten gewählt wird, obwohl derjelbe eineu 
Zudergehalt von 98 bis 99,, Prozent hatte, der Ausfuhrklaſſe ce — und bei 
wörtlicher Auslegung des Geieges übrigens auc der Klaſſe a — nicht zugewieſen 
werden fonnte, während ein innerer Grund für den Ausichluß derartigen Zuckers 
von der Bonifizirung nicht beiteht. 

Durch den Abjag 2 des $ TO joll Elar geitellt werden, daß, was nach der 
Faſſung des Gejeges von 1891 zweifelhaft ericheinen mußte, ein Ausfuhrzuſchuß 
auch dann gewährt werden könne, wenn Fabrifate, zu deren Heritellung inländiicher 
Nübenzuder verwendet ift, in das Musland ausgeführt werden. Grundiäglich 
dürfte gegen die Zuichußgewährung in jolchen Falle nichts zu erinnern jein, da 
nicht abzujehen ift, weshalb dem deutjchen Fabrifanten für die im Auslande ab- 
zuſetzende Waare ein Steuervortheil verjagt fein Toll, der dem Ausländer, welcher 
die gleiche Waare aus deutichen Zuder heritellt, ohne weiteres zuflicht. Bedenken 
würden ſich nur aus der Befürchtung herleiten laſſen, daß die Kontrole, ob und 
in welcen: Umfange zu den zu erportirenden Fabrikaten Rübenzucker verwendet 
ift, fich unter Umftänden jchwierig geltalten fan. Hierüber wird ſich jedoch hin 
wegiehen laffen, da die gleichen Stontrolen bei der jchon jest zulälligen Vergütung 
der Zuderiteuer ($ 6 Ziff. 1) Anwendung finden müflen, und die Zuverläſſigkeit 
derjelben in dielen Fällen jeitens der Organe der Steuerverwaltung bisher nicht 
bemängelt worden iſt. Nur empfiehlt es ſich aus der gedachten Erwägung, die 
nähere Beitimmung über die Höhe der zu gewährenden Zuichüffe den Ausführungs: 
verordnnungen vorzubehalten; dies ericheint auch ſchon deshalb erforderlich, weil 
die Ausfuhrklaffe des zu den Fabrifaten verwendeten Zuders ſich mit Beſtimmtheit 
regelmäßig nicht feititellen läßt und für die einzelnen Fabrikate nach Umständen 
verschiedene Zuihußiäge in Anwendung zu bringen fein werden. 


Zus 71. 


Die Vorſchrift entipricht dem derzeitigen Verfahren. 

Bezüglich der Zahlbarmahung der Zuſchüſſe beitinmmt insbejondere der $ 122 
der Ausführungsbeftimmungen zu dem Geiles vom 31. Mai 1891, daß diejelben 
vom Augenblid der Aushändigung des Zuſchußſcheines ab bei jeder Steueritelle 
im deutichen Zollgebiete auf nicht geftundete Zuderiteuer ftatt baarer Zahlung in 
Anrehnung gebradt oder vom fünfundzwanzigiten Tage de3 jehsten Monats 
nah dem Monat der Ausfuhr oder Niederlegung des Zuder® ab bei der im 
Zuſchußſcheine genannten Amtsſtelle baar erhoben werden können. 


Es befteht nicht die Abiicht, hierin eine Aenderung eintreten zu laſſen. 
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Zu $ 72. 
Die hier den Bundesrath beigelegte Berugniß zur Ermäßigung oder gänz— 
lihen Beleitigung der Zuſchüſſe iſt aus den Geſetz, betreffend Abänderung des 
Zuderfteuergejege?, vom 9. Juni 1895 (Reichs-Geſetzbl. S. 255) übernommen, 


3u $ 73. 

Um eine Schädigung der Reichskaſſe durch zu weitgehende Inanſpruchnahme 
der Vergünftigung des $ 7O auszujchliegen, joll ein Fonds für die Gewährung 
der Zuſchüſſe gebildet werden, welcher ſich aus der von der Induſtrie ſelbſt aufzu: 
bringenden Betriebsitener und einer Quote der Einnahme des Reichs an Zuder: 
fteuer zuſammenſetzt. Dieje Quote ift im Entwurf io bemefjen, daß der an die 
Reichskaſſe abzuführende Ertrag aus der im Artikel II vorgejehenen Steuer: 
erhöhung voll der Induſtrie zufließt. Die Reichskaſſe würde hiernach durch den 
Entwurf finanziell ebenio geitellt jein, wie ed vom 1. Auguſt 1897 ab nach dem 
Gejeg vom 31. Mai 1891 der Fall geweſen jein würde. Die Erzielung einer 
Mehreinnahme iſt nicht beabjichtigt.. Wird daher der Zuihußfonds in einen 
Betriebsjahre nicht völlig aufgebraucht, jo findet der verbleibende übertragbare 
Neit nach Bedarf in einem der folgenden Jahre zu gleichem Zwecke Verwendung. 

Auf der auderen Seite ift, falls der Betrag der gezahlten Ausfuhrauichüiie 
den Fonds überjchreitet, das Mehr von den betheiligten Fabriken aufzubringen. 
Die bezüglihen Zahlungen, welche wie eine Verfürzung der Zuſchüſſe für den 
über eine gewille Menge hinaus hergeitellten Zucker wirken, find nicht blos von 
den erportirenden, fondern von ſämmtlichen Fabriken zu leilten, da die Wer: 
günftigung des 8 70 aud demjenigen Fabrifanten, der feinen Zuder im Inlande 
abjegt, in der Preisbildung zu gute kommt. 

Die Beitimmung, dab, falls der verbleibende Reit des Zuſchußfonds in 
einem Jahre mehr als fünf Millionen Mark beträgt, der Ueberſchuß der Reiche: 
kaſſe zufließen joll, it au der Erwägung hervorgegangen, daß, wenn fich wider 
Erwarten außergewöhnlid hehe Summen in dem Fonds anfammeln follten, dieier 
Umstand wiederum einen ftarfen Anreiz zur Steigerung der Produktion ausüben 
fönnte. Die Rüdjicht auf eine etwaige Vermehrung der Reichseinnahmen ift hierbei 
nicht maßgebend geweien. 


Zu Ss 74. 

Die SS 74 bis 80 behandeln die Stontingentirung der Zuderfabrifen, d. b. 
die Feſtſetzung derjenigen Jahreämenge an Zuder, welche von den Yabrifen nicht 
überjchritten werden darf, widrigenfallö diejelben — neben den Betriebsſteuer— 
zuichlägen des $ 65 Abi. 2 — der Beitragspflicht zur Ergänzung des Prämien: 
fonds nah $ 73 unterliegen. 

Die Borichriften des 8 74 beziehen sich ihrer Zwedbeitimmung nad mur 
auf die — Zuder aus Rüben und anderen NRobitoffen gewinnenden — betrichz: 
jtenerpflichtigen Fabriken (SS 65, 67), da nur diefe an der durch die Kontingen— 
tirung einzuichränfenden lleberproduftion betheiligt Find. 

In dem Maße, in welchem eine Fabrik über die ihr zugetheilte Jahresmenge 
hinaus Zuder heritellt, wirkt fie an ihrem Theile dazu mit, daß der Prämienfonds 
überjchritten wird, und jie wird daher mit Necht in gleichem Maße für die erwaigen 
Fehlbeträge baftbar gemaht Bei neuen Fabriken geht im eriten Betriebsjahre 
die geſammte Jahreserzengung über die vom Gejetgeber für angemeſſen erachtete 
Produftionsmenge hinans; ihre Beitragspflicht kann daher auch nur nad ihrer 
vollen SJahresproduftion bemeiien werden. Im zweiten Jahre ihres Betriebes 
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nehmen dieje Fabriken in gewiſſem Grade bereit3 an der Kontingentirung theil 
($ 76), und brauchen demgemäß nur noch mac Verhältniß der Weberichreitung 
des ihnen zugewiejenen (halben) Kontingents für die in Rede ſtehenden Fehlbeträge 
aufzufonmen. 

Da die Berehnung und Einziehung der Beiträge zur Ergänzung des Zuſchuß— 
fonds erit nah Schluß des Berriebsjahres jtattfinden kann, mußte durch das 
Geſetz die Möglichkeit gewährt werden, für diefe Beträge von den eintretendenfalls 
zahlungspflichtigen Fabriken Sicheritellung zu fordern. Die Entſcheidung darüber, 
ob oder in welcher Art und Höhe hiervon im einzelnen Falle Gebrauch zu macen 
ift, bleibt jachgemäß den Landesbehörden vorbehalten ; die Abſtandnahme von einer 
ausreichenden Sicherheitöftellung fann nur auf Gefahr und Rechnung des zur 
Kautionsforderung berechtigten Bundesitaatö erfolgen. 

Der Ausichluß des Nechtsweges über die Höhe der gemäß 8 73 Abi. 3 zu 
leiſtenden Zahlungen erichien jchon deshalb geboten, weil andernfall® die regel: 
mäßig ſogleich nach Ablauf eines jeden Betriebsjahres vorzunehmende Feititellung 
der bezüglichen Beträge in unzuläfliger Weile verzögert werden könnte. Daß nicht 
nur die Einziehung diejer Beträge, jondern auch die Einziehung der jonit etwa 
irrthümlih zuvielgezahlten Ausfuhrzuihüfle im Berwaltungs: Zivangsverfahren 
erfolgen ſoll, wird ebenfalls als zwedentiprechend anerfannt werden müſſen. 


3u $ 75. 

Die Kontingentirungen werden regelmäßig in den legten Monaten eines jeden 
Ktalenderjahres für die amı 1. Auguſt des nächſten Jahres beginnende Betriebs: 
periode zu bewirfen jein. Die thunlichit frühzeitige Feititellung der Kontingente 
fommt einem wejentlichen Intereſſe der Industrie entgegen. 

Bezüglich der Kontingentirung für das Jahr 1896/97 erübrigt nur, dieielbe 
unmittelbar nad) der Werfündigung des Gejetes eintreten zu laflen. 

Um Härten zu vermeiden, follen bei diejer eritmialigen Kontingentirung auch 
die zur Zeit des Bekanntwerdens des Gejegentwurfs bereit3 in der Grrichtung 
begriffenen Fabriken mitberüdjichtigt werden. Als in der Errichtung begriffen 
werden nur folhe Fabriken anzujehen jein, mit deren Anlage thatſächlich bereits 
begonnen worden ilt. 


3u $ 76. 

Durd die Beitimmungen diejes Paragraphen wird dem Entſtehen neuer 
Fabrifen eine gewiſſe Schranfe gezogen, ohne daß jedoch deren Errichtung gänzlich 
verhindert würde. Die Gewährung des halben Kontingent? im zweiten und des 
vollen Kontingent im dritten Betriebsjahr dürfte derartigen Unternehmungen da, 
wo fie einem vorhandenen Bedürfniß entiprechen, die Lebensfähigfeit in aus: 
reihendem Maße fihern. Die ſich aus der Nichtberheiligung am Stontingent 
ergebenden Folgen find bei den SS 65 und 74 beiprocen. 

Damit die Vorichrift des Gejeges nicht in der Weile umgangen werden fanıt, 
daß eine Fabrik, die mit einem gewiflen Betriebsjahre in Thätigfeit treten joll, 
ihon im Jahre vorher für furze Zeit und etwa nur zum Schein den Betrich 
eröffnet, ilt ein Mindeſtmaß für die Zahl der Arbeitstage im erften Betriebsjahre 
vorgeichrieben. 

Zu $ 77. 

Nach der Abficht des Entwurfs jollen thunlichit die beitehenden Verhältniſſe 
geihont werden. Auch die Veranlagung der Fabriken zum Kontingent joll daher 
in der Art erfolgen, daß dasjelbe im Allgemeinen der in der einzelnen Fabrik 
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bisher regelmäßig erzeugten Jahresmenge an Zucker gleichkommt. Zu dieſem 
Zweck wird nach dem Entwurf zunächſt ermittelt, welches die thatſächliche Zucker— 
erzeugung der Fabrik in den letzten fünf Jahren geweien it. Das Betriebsjahr, 
in welchem die Grmittelung jtattfindet, fommt hierbei nicht in Betracht, da deſſen 
Ergebniſſe zur Zeit der Kontingentirung noc nicht feititehen. Won den vorher: 
gehenden fünf Betriebsjahren wird, um die Einwirkung von zufälligen Erweiter: 
ungen oder Ginichränfungen der Fabrifation nah Möglichkeit auszuſchließen, ſo— 
wohl das Jahr, in welchem die yabrif die höchite, als auch dasjenige, in welchem 
jie die niedrigite Broduftion des betreffenden Zeitraums gehabt hat, geitrichen, 
und aus den Produftionsziffern der verbleibenden drei Jahre der Durchſchnitt 
aezogen. Die jo gewonnene Menge bildet — vorbehaltlih der Erhöhung oder 
Ermäßigung derielben gemäß $ 80 Abſatz 3 — das Koutingent der YFabrif. 

Die Ermittelung der thatlählichen Erzeugung an Zuder in den für die 
Nontingentirung maßgebenden Jahren hat jih nad dem Gejeg künftig nur auf 
ſolchen Zucker zu eritreden, welcher aus inländiichen Nüben bezw. Melafien 
gewonnen it. Die Verarbeitung von ausländischen Robftoffen durch Prämiirung 
des daraus bergeitellten Zuders zu fördern, würde der Abſicht des Entwurfs, der 
der heimiſchen Yandwirthichaft dienen will, zumwiderlaufen. 

Dagegen würde es auch unbillig jein, diejenigen Fabriken, welche bisher, 
durch die örtlichen Verhältniſſe genöthigt, ausländiſche Rüben verarbeitet haben, 
deshalb von der Stontingentirung auszuschließen. Much wird es im einzelnen 
Fällen vielleiht geboten ericheinen, jolhen Fabriken den Webergang zu der aus: 
ichließlichen Verwerthung heimischer Nüben durch theilweile Geftattung des Bezuges 
ausländiichen Materials in den nächiten Jahren zu erleichtern. 

Diefen Erwägungen verdanft die Vorjchrift des $ 77 Abſatz 2 ihren Ur: 
ſprung. Mehnliche Ausnahmen bezüglih der ausländiichen Melaſſe zuzulaſſen, 
liegt nicht im Bedürfniß. 


Zus 78. 

Die Beſtimmungen des 8 77 können nur in dem Falle Anwendung finden, 
dab die zur kontingentivenden Fabriken in den ſämmtlichen fünf Jahren, welche 
dent Jahre der Ktontingentsfeititellung vorbergehen, im Betriebe geweien find, 
Ss mußte daher noch beiondere Anordnung für die ontingentirung der biäher 
noch nicht im Betriebe geweienen ſowie derjenigen Fabriken getroffen werben, 
in einzelnen Jahren geruht haben oder zu einer außergewöhnlichen, auf unab: 
wendbaren und nicht vorauszujehenden Greigniffen beruhenden Einihränfung des 
Betriebes genöthigt geweſen find. 

Für diefe — in dem Geſetz als Fehljahre der betreffenden Fabrik bezeichneten 
— Jahre joll behufs Crmöglihung der im $ 77 vorgeichriebenen Durchſchnitts— 
berehnung eine Zudermenge als erzeugt fingirt werden, welche die Fabrik mangels 
der Störung des Betriebes muthmaßlih in jener Zeit hergeltellt haben würde. 
Zu dieſem Zwed wird die thatlächlihe Produktion anderer Fabriken während der 
Fehljahre ermittelt und nad dem Verhältniſſe der techniichen Leiltungsfähigfeit 
diejer Fabrifen zu der Leiftungsfähigfeit der zu fontingentirenden Fabriken die 
fingirte Produktion der lesteren berechnet. 

Für die Auswahl der zur Vergleihung heranzuziehenden Fabriken uud die 
Abſchätzung der techniichen Leiitungsrähigfeit wird die Zuziehung von Sad: 
verltändigen nicht zu umgehen fein, und es werden hierbei, wie bei derartigen 
Schägungen überhaupt, gewiſſe Abweichungen in der Behandlung der Fabriken, 
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je nach ihrer Lage in den verichiedenen Bezirken, faum vermieden werden können. 
Das weitere Verfahren ift ein rein rechnungsmäßiges und dürfte zu Bedenken 
feinen Anlaß bieten. 

‚ Die Beitimmung des zweiten Abjages des $ 78 greift nur Plak, wenn es 
iih um eine Störung des techniſchen Betriebes der Fabrik handelt — Mipernte, 
geringer Zucdergehalt des Niübenmaterial® und dergleichen würde beiſpielsweiſe 
hierbei nicht in Betracht fommen — und wenn eine ungewöhnlidhe Ein: 
ihränfung dieſes Betriebes vorliegt. Ferner ift die Vorichrift auch nur dann 
anzumenden, wenn die Betrieböftörung fi auf mehrere Jahre eritredt. Sollte 
die Fabrik nur in einem Jahre im Betriebe beeinträchtigt geweien jein, jo würde 
dem Bedürfniſſe derjelben ichon durch die Beitimmung des $ 77 Abſatz 1 Rechnung 
getragen, nach welcher die niedrigite Jahreserzeugunasziffer der dem Kontingentirungs— 
verfahren zu Grunde zu legenden fünfjährigen Periode bei der Durchichnitts- 
berehnung außer Acht gelaflen wird. 


Zu $ 79. 

Die Feititellung des Kontingents fann der Gleihmäßigfeit halber nur in 
Rohzuderwerth geichehen. Nöthigenfall® wird eine Umrehnung auf Rohzucker 
in derielben Weile zu erfolgen haben, wie fie für die Feitiegung der Betriebs: 
ſteuer vorgejehen ift. 

Zu $ 80. 

Der Entwurf legt ein wejentlihes Gewicht darauf, daß ein Zucderfabrifant, 
welcher mit jeiner Jahreserzeugung innerhalb des ihm zugewiejenen Kontingent 
bleibt, unter feinen Umftänden zu befürchten braucht, über den feftitehenden Betrag 
der Steuern hinaus zu machträglichen finanziellen Leiftungen herangezogen zu 
werden. Diele Sicherheit der Kalkulation läßt fich aber, da auch die Reichskaſſe 
über die im $ 73 gezogene Grenze nicht in Anſpruch genommen werden joll, nur 
gewährleiiten, wenn die Summe der einzelnen Kontingente derartig beichränft wird, 
daß die Gejammtmenge de3 fontingentirten Zuders nach Abzug des Inlands— 
verbrauds aus dem Wrämienfonds den vollen gejeslichen Ausfuhrzuihuß er— 
halten fann. 

MWie die Berehnung in Anlage E (bier nicht abgedrudt) ergibt, würde fir 
das Jahr 1896/97 das richtige Verhältniß zwiichen dem Prämienfonds und dem 
Gelammtfontingent gewahrt ſein, wenn das lestere auf 14 Millionen Doppel: 
zentner (in Rohzucker) firirt wird, mit welchem Betrage fich die Summe der nad) 
Borichrift des Gejeges zu ermittelnden Ginzelfontingente annähernd deden wird, 

Die in der Anlage berechneten Erträge dürften kaum zu hoch gegriffen fein, 
da der Inlandskonſum, während ſich derjelbe in den Jahren 1889/90 bis 1894/95 
durchichnittlih um annähernd 250 000 Doppelzentner jährlich geiteigert bat 
und in Jahre 1894/95 etwa 6,,, Millionen Doppelzentner betrug, in der Be: 
rehnung für das Jahr 1896/97 nur auf rund 6000000 Dopvelzentner an— 
genommen, auch die Betriebsabgabe nur in mäßigem Betrage angelegt iſt. 

Die vorlichtige Veranichlagung des inländiichen Zucderverbrauhs für das 
erite Jahr der Geltung des Geieges war allerdings geboten, weil vorausiichtlich 
ein Theil des Bedarfs diejes Jahres durch Zucder, der vor dem 1. Auguſt 1896 
in den freien Verkehr tritt, gededt werben wird, und jomit eine mittelbare Ver— 
fürzung des Prämienfonds für 1896/97 durch Zuder der Stampagne 1895/96 
nicht ausgeſchloſſen ift. 

Bei jpäterer Feitiegung des Geſammtkontingents it eine Erhöhung desielben 
um den doppelten Betrag der Steigerung des Anlandsverbraucds Für zuläffig 
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erklärt, weil die Produktion nicht nur um diejenige Menge, welche der Inlande- 
fonjum neu aufnimmt, unbedenklich vermehrt werben kann, ſondern aus der für 
diefe Menge entrichteten Steuer zugleih auch die Mittel verfügbar werden, um 
für ein gleich großes Quantum zu erportirenden Zuderd die Ausfuhrzuſchüſſe 
zu deden, 

Da der Zucderverbraud in raſchem Anwachſen begriffen iſt und die für eine 
längere Periode zu ermittelnde durchichnittliche Steigerung desjelben der thatſäch— 
lih zu erwartenden Steigerung nicht gleichfommen würde, joll bei Bemeilung der 
Erhöhung des Gejanmtkontingents die Differenz zwijchen dem Konſum der beiden 
legten, zur Zeit der Feſtſtellung des Geſammtkontingents abgeſchloſſen vorliegen: 
den Betriebsjahre in Betracht gezogen werben. 

Die etwaige vermehrte Aufnahmefähigkeit des ausländiichen Marktes darf 
bei der Abmejlung des Geſammtkontingents nicht berüdiichtigt werden, weil dem 
Bedarf im Auslande feine entiprehende Einnahme im Inlande gegenüberfteht. 


3u $ 81. 

Die vorliegende Beltimmung will einem vorhandenen Bedürfniß in den 
Fällen entgegenfommen, wo eine Fabrif durd Greignifle der im $ 78 Abiag 2 
gedachten Art verhindert it, das bereits beichaffte Material aufzuarbeiten,. Die 
bisher in ſolchem Falle ütblihe Abgabe des Materiald an andere Fabriken würde 
auf Schwierigkeiten ſtoßen, wenn die legteren nur unter Weberichreitung ihres 
Kontingent die Verarbeitung desjelben übernehmen £önnten. Es joll daher ein 
für die in ihrem Betriebe geitörte Fabrik etwa ſich ergebender Kontingentäreit 
übertragen werden fönnen, jedoch nur auf eine Fabrik, welche nachweislich die der 
betroffenen Fabrik verbliebenen Nüben 2c. zur Verarbeitung übernimmt. Letztere 
Einſchränkung bezwedt die Verhütung einer mißbräulihen Ausnugung der in 
Nede ftehenden Befugniß. 

Nach Lage des Geieges kommt der die Verarbeitung übernehmenden Fabrik 
die Zudererzeugung aus dem übernommenen Material eventuell bei jpäteren Kon— 
tingentirungen zu gute. Dies ericheint fachlich nicht ungerechtfertigt, auch würde 
die Ausjcheidung der bezüglichen Zudermenge aus der geſammten Jahresproduftion 
erhebliche Schwierigfeiten bieten. Für die in ihrem Betriebe gejtörte Fabrik kann 
nad Umftänden die Anwendung des 8 78 Ablag 2 in Frage kommen. 

Die Zulaffung einer Uebertragung der Kontingente auf ein jpäteres Jahr 
iſt ausgeichlofien, weil diejelbe die Feitiegung des Gejanımtfontingents ($ 80) 
wieder bejeitigen wiirde. 


3u 8 88. 

Der Eingangszoll für Zuder jeder Art einichließlic der Rübenſäfte, Füll— 
mailen und Zuderabläufe, der bisher 36 Mk. für 100 kg betrug, war nad 
Maßgabe der in Folge des vorliegenden Geieges eintretenden Mehrbelaitung des 
im Inlande verbleibenden Zuders zu erhöhen. Dieſe Mehrbelaftung kann ſich, 
wenn man von einer Steigerung des Inlandspreiſes um den vollen Betrag der 
Ausfuhrzuſchüſſe ausgeht, für den zum inländischen Konſum dienenden Zuder auf 
24— 18 = 6 ME. Zuderftenererhöhung und 5; —2 = 3; ME. Zuſchußerhöhung 
in der Klaſſe b, zuſammen auf 9,., ME. oder rund 9 ME. belaufen, jo daß die 
Neubemeſſung des Zolles auf 45 ME. für 100 kg begründet ericheint. 

Dab der Zoll für Honig und Hunfthonig auf denjelben Betrag feitgeiest 
ift, rechtfertigt Sich aus den Erwägungen, welche für eine gleihmäßige Zoll: 
behandlung des Zuders und Honigs (vgl. Ziffer II, 4 des Gejeges, betreffend die 
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Aenderung des Zolltarifgeieges und des Zolltarifs, vom 18. Mai 1895 — 
Reichs-Geſetzbl. S. 233 —) maßgebend geweſen find. Nachdem durch das letztere 
Geſetz der Honig mit dem Syrup tarifariſch gleichgeſtellt worden iſt, erſcheint es 
billig und zur Vermeidung von Zollabfertigungsſchwierigkeiten geboten, die ge— 
nannten Waaren auch bezüglich der Feſtſtellung des Nettogewichts gleichmäßig zu 
behandeln. 

In dem den Eingangszoll betreffenden 8 65 Abſatz 2 des Geſetzes vom 
31. Mai 1891 war noch eine beiondere Beſtimmung für Zuder enthalten, welcher 
aus dem Auslande unter Steuerfontrole zur weiteren Bearbeitung in eine Zuder: 
fabrif geht. In ſolchem Falle konnte nachgelaffen werden, daß der Zoll zunächſt 
nur in Höhe eines um die Inlandsſteuer gefürzten Betrages erhoben und des 
Weiteren der Zuder als unverftenerter inländiicher Nübenzuder behandelt wurde. 
Für die Beibehaltung diejer Beſtimmung liegt nach den gemachten Erfahrungen 
ein praftifches Bedürfnis nicht vor. 


Zu 8 83. 

Es war Vorfehrung dahin zu treffen, daß nicht Zucder aus der Stampagne 
1895/96, welcder feine Betrieböftener gezahlt hat, auch nicht auf das Kontingent 
für 1896/97 in Anrehnung kommt und zu den Zuichußlägen des Entwurfs 
nicht berechtigt ift, nad Inkrafttreten des legteren in eine Zuderfabrif über: 
nommen und demmächit unter Inanſpruchnahme der jeßt vorgeiehenen höheren 
Ausfuhrzuſchüſſe erportirt wird. 

Der Entwurf jucht diefe Möglichkeit, durch welche die bei Bemeſſung des 
Gejammttlontingent® und des Prämienfonds in ihrem Verhältniß zu einander 
vorwaltende Abjicht des Entwurfs unter Umständen völlig vereitelt werden könnte, 
im S 83 Abſastz 1 zunächſt dadurch auszuichliegen, daß er vun dem bei Inkraft— 
treten des Geſetzes auf einer Niederlage befindlichen Zucker bei deilen ſpäterer 
Entnahme in dem freien Verkehr oder in eine Zuderfabrit vorweg einen Betrag 
erhebt, welcher der höheren Erportbonififation gleichkommt, jo daß alio der Zuder 
in jeden: Falle jchließlih nur die früheren Ausfuhrzuſchußſätze gezahlt erhalten 
wirde. Handelt es fih 3. B. um Zuder der Klaſſe a, für welchen bei der Auf: 
nahme in die Niederlage vor dem 1. Auguft 1896 der Betrag von 1,, Me. 
gezahlt ift, jo würden bei der Entnahme des Zuders dieſe 1,,, ME. zu erjtatten 
und ferner 4— 1, = 2,7; ME. zu entrichten fein. Wird dann der Zucker 
ipäter ausgeführt oder wieder zur Niederlage gebracht, jo erhält er einen Zuſchuß 
von 4 ME. oder 1,,, ME. mehr, als darauf vorweg gezahlt ift, aljo genau den 
Zuihußiag des Geieges von 1891. Aehnlich verhält es sich mit den Zudern 
der Klaſſen b und e, welche bei der Entnahme aus der Niederlage zuläglih 3,2, 
und 2,0, ME. zu entrichten haben würden. Eine geringe Verſchiebung bezüglid) 
der Höhe der ichließlich zu gewährenden Zujchüfle findet nur — wegen der vor: 
genommenen Aenderung in der Relation zwiichen den Sägen in den verjchiedenen 
Ausfuhrklaffen — imioweit jtatt, als Zuder der Klaſſe a nad) der Entfernung 
aus der Niederlage zu Zuder der Klaſſe b oder ec verarbeitet und nad der Ver: 
arbeitung erportirt wird, 

Ob der Zuder aus der. Niederlage zunächſt im eine Fabrik gebt, um jpäter 
in das Ausland oder in dem freien Verkehr des Inlandes zu gelangen, oder ob 
er unmittelbar in den freien Verkehr übergeführt wird, macht feinen Unterichied. 
Auch die Belaftung des legteren Zuders mit der Differenz zwiichen dem alten 
und dem neuen Zuſchußſatze entbehrt nicht des inneren rundes, da auc die im 
Inlande verbleibende Waare an den Portheilen der Prämiirung des Grports 
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theilmimmt. Auf der anderen Seite ericheint eine ſolche Belaſtung unerläßlich, 
weil der nady den 1. Auguſt 1896 in den freien Verkehr tretende Zuder der 
Stampagne 1895 96 unbedingt ein entiprechendes Quantum der Produktion von 
1896/97 von Inland: nah dem Auslandsmarkte verdrängt und jo wenigitens 
mittelbar zu einer erhöhten Jnanjpruchnahme des für die Ausfuhrzuſchüſſe aus: 
gelegten Fonds Führt. 

Aus denjelben Gründen war die gedachte Differenz zwiichen dem früheren 
und dem fünftigen Zuichußiage ferner von den Zuder zu fordern, welcher beim 
Inkrafttreten des Gejeges im gebundenen Verkehr (auf dem Transport) oder in 
einer Zucderfabrif jich befindet. Denn auch diejer Zuder würde, obwohl er aus 
der Kampagne 1895/96 ftanımt, beim Webergange in das Ausland oder in den 
freien Verkehr des Inlands den höheren Wrämienvortheil genießen und den 
Prämienfonds des Betriebsjahres 1896/97 zu Ungunſten de3 im legteren Jahre 
produzirten Zuckers möglicherweile in einem Grade belaften, daß der Fonds zur 
Prämiirung auch des fontingentirten Zuckers nicht mehr ausreicht. 


Eine Ausnahme von der Einziehung des Differenzbetrages fonnte nur bei 
dem am 1. Auguſt 1896 in folden Fabriken vorhandenen Zuder zuläffig er: 
fcheinen, von denen beim jpäteren Ausgange des Zuders aus der Fabrik dafür 
die Betrieböftener zu entrichten fein würde; da die Fabriken in demielben Mae, 
in welcem ſie betrieböiteuerpflichtig find, auch der Kontingentirung unterliegen, 
würde der in Nede ftehende Zucker bei der steuerlichen Abfertigung ($ 65 Abſatz 1) 
nah dem 1. Auguſt 1896 auch auf das Stontingent der Fabrik für das Betriebs: 
jahr 1896/97 in Anrehnung fommen. Es würde aljo eine ſolche Fabrik Zuder 
der Kampagne 1895/96 im Jahre 1896/97 nur auf die Gefahr einer Stontingents: 
überichreitung hin abfertigen laſſen können und fich die Folgen ſelbſt zuzuichreiben 
haben. Auch würde das der Bemeſſung des Gelammtlontingents ($ 80) zu 
Grunde liegende Prinzip, wonach für die Dotirung des innerhalb des Kontingents 
bergeitellten und ausgeführten Zuckers der Prämienfonds volle Dedung bieten 
ſoll, hierdurch nicht berührt werden. 


Nach den gleihen Grundjägen war ferner Anordnung zu treffen, daß ber 
ohne Zuihußgewährung vor dem 1. Auguit 1896 eiugelagerte Zuder, wenn er 
jpäter gegen Zuihußzahlung ausgeführt oder niedergelegt wird, feinen höheren 
als den bisherigen Zuſchuß erhält. Im Falle der Niederlegung iſt derartiger 
Zuder, wenn er nochmals in den freien Verkehr oder in eine Zuderfabrif über: 
geführt wird, gemäß Abi. 1 zu behandeln. 

Bon den Beitimmungen des $ 83 wird der Zuder, welder ſchon vor den 
1. Auguft 1896 über den Bedarf des Jahres 1895/96 hinaus zur Verfteuerung 
gebracht und erft nach Inkrafttreten des Gefeges zur Dedung des Konſums oder 
zur Ausfuhr verwandt wird, nicht betroffen. ine Belaftung and) dieſes Zuders 
in der im $ 83 gedachten Art erichiene allerdings an ſich nicht unbegründet, fie 
Ließe fich aber nur im Wege einer gejeglichen Sperre beziehungdweiie der Nach— 
veritenerung erreichen, Maßregeln, die durd die Bedeutung ded Gegenstandes ſich 
nicht rechtfertigen laffen und deren wirkiame Durchführung überdies nach Yage 
der Verhältniſſe jehr ſchwierig fein dürfte. 

Ueber die Behandlung des in den Niederlagen befindlichen ausländiichen 
Zuderd war feine beiondere Beitimmung zu treffen, da in diejer Beziehung die 
allgemeinen zollgeſetzlichen Grundſätze maßgebend bleiben. 

Daß die gemäß $ 83 auffommenden Beträge dem Prämienfonds zufließen, 
folgt unmittelbar aus der Nasur diejer Beträge, die den nah $ 73 Abjag 3 zu 
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erhebenden wejentlich gleichitehen, und die im alle anderweiter Verwendung den 
Zwed, die Zulänglichkeit des Prämienfonds ficherzuftellen, nicht erfüllen würden. 

Zu Artikel I ift noch im Allgemeinen zu bemerfen, dab auf die Betriebs— 
Itener die für die Zuderitener gegebenen Strafbeitimmungen Anwendung finden. 


Zu Artikel II 


Die Erhöhung der bisherigen Zuderiteuer um 6 ME., welche dem Prämien: 
fonds zufließen joll, ift jo bemeilen, daß der Ertrag derjelben zuzüglich des Er: 
trage aus der Betrieböfteuer zur Bonifizirung einer Zudermenge ausreicht, wie 
fie künftig unter der Annahme einer stetigen Entwidelung der Zuderinduftrie vor: 
ausfichtlich ausgeführt werden wird. Die Zugrundelegung eines Exports von 
8,000,000 Doppelzentnern für das Betriebsjahr 1896/97 (vergl. Anlage E) 
entipricht der bisherigen regelmäßigen Zunahme der deutihen Zuderausfuhr; die 
ungewöhnlich hohe Erportziffer des Jahres 1894/95 ift hierbei nicht berüdjichtigt. 


Zu Wrtifel III und IV. 


Die im Artikel III vorgeichlagenen Streihungen in dem Tert des Geſetzes 
von 31. Mai 1891 find ohne jachliche Bedeutung. Sie betreffen lediglich Leber: 
gangsbeitimmungen, die jeinerzeit für erforderlich erachtet werden mußten, in dem 
gemäß Artikel IV neu zu redigirenden Zuckerſteuergeſetz aber gegenftand3los er: 
iheinen wirden. Die Aenderung im $ 43 bedarf feiner Begründung. 

Die in Ausficht genommene Neuredaktion des Gefeges und die Webertragung 
derjelben auf den Reichskanzler entiprechen früheren Vorgängen. 
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Anlage A. 


Buder:Statiflik für Die 
Produftion, Einfuhr, Aus: 


Zur Einfuhr Aus 


Heritell: 
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Daraus ung Ber 
zeiwonnener [einer du gegen \otne 
Z ans R Ri 
ä[,| Suter Tientnere Snnmjlammen| Zuſchuß bezw. Steuer 
Be— als einichlichlih | Rob: — Syrup in vergütung 
=al® Yu: des durch J zuder Raffi⸗ R . 
21 = | arbeitete — waren | of d Roh⸗ 
triebs 43 =] = Melaſſe: mubin] ON un zucker 
"1=z18s]218 entzutrung | ar nirter (100 Rebe 
f = IE 1813 Rüben gewennenten) Rüben zucker Mes auder R = 
jahr -I=|z21 = \ im s — W Rai: Rob- 
31517 = in Durb: Zuder BE ee 
= 18 |31=# Robinder | ihnin latte | — 185 | zuder 
213121: hr Surup u. 
= z — & derlich Metalle 
1 z 2 4. . 6 — 8, 9. 10, 11, 12. 
1871/72 
1872/73 13: 


35 287 639 9 910 407] 12.12 | 84 148]161 483]61 021[297 102 
27567 451 3 564 124] 10,:5 | 59 133]141 010556 587]276 903 
41 612 842] 3 580 482] 11,0: | 24 526 145 273148 3971212 532 
77 097153 189]125 060 
49 153]41 028] 88 831 
39 012138 3291 7 
29 831]28 996] 6 
56 076 
71312 539 310 


1873/74 13: 

1874/75 3: 
1875/76 [332 
1876/77 13 
1877/78 132 
1878/79 13: 
1879/80 [32 
1880/81 33: 
1881/82 |: 


35 500 366] 2 909 227[ 12,0 | 10 172 
40 909 680] 3 805 091] 10,5 | 11 674 
46 287 477] 4 301 551] 10,76 | 15 304 
48 052 615| 4 154 152] 11,57 | 16 764 
63 222 030] 5 634 151] 11,2» | 12 652 
62719479) 6 082 222] 10,5: | 15 049 


22 654133 220 
22 01633 139 


.r-. 


2* 





1882/83 87471537] 8444 953] 10.26 | 23 705] 21 038135 369] 66 515[3 907 027 
1883/84 |: 89 181303] 9 606.093] 9,» | 18 763] 15 577132216] 53 772]4 911 761 


12 643133 372 
12 300[28 942 
14 618[27 166 
15 799126 842 


104 026 883]11 467 303] 9.07 | 20 668 
70 703 168] 8 381 049] 8,44 | 26 203 

56] 53 066 712]10 182 816] 8,10 | 15 675 
alsas 69639 606] 9588 635] 7,25 | 40 789 


1884/85 
1885/86 [39% 
1886/87 
1887/88 | 






73 091|3 447 10811 529: 


1888/89 [3% 7]449] 75 961 830] 9 908 909] 7,07 | 20 164] 19 078]21 241] 53 033]4 124 2421 

1889/90 7459] 98 226 352]12 613 534| 7,» | 21 091] 16 334]25 480] 53 24014 938 3092 2 

1890/91 7 465]106 233 194|13 362 214] 7,» | 36 940] 27 607[21 302] 79 318 8832 4042 35 

1891/92 — 461] 94 880 022)11980 257] 7,0. | 42 1981 34 903152 459)109 90314 366 717/23 

1892/95 71466] 95 119 397]12 341 291] 7,» | 9370] 10 054] 4 755] 23 1544 247 447 3708 

1893/94 61468] 106 443 515|13 683 424| 7,7» | 5999] 4482] 1204| 11 64114 366 745/261 
7 


34 
1894,95 ola67|145 210 295|18 304 996| Ts | 7330| 4482] 2682] 13 784|6 096 626 3 917 160 





22509 182] 1864 419] 12,02 [315 832]127 305]73 2981497 556 
31815 508] 2625 511] 12,12 | 97 5625124 886]69 3235274 414 
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fubr 


tion 


Zuſammen 
in 


Rohruder 


Syrup 
und 


Melaſſe 


Spalte 


— 


Nach Abzug der Ausfuhr indii 
Spalte 16 von der Produf Derbrauch jind in den 
) verbleiben] ſfteien Verkehr geſetzt 


für den inländiſchen Ver— 


brauch 


ohne 


mit 


Berückſichtigung der 
Einfuhr 


Spalte 12 





100 kg netto 


ws | 





140 605 
178 490 
214 196 
106 270 
399 034 
602 444 
967 028 
1378 658 
1341 929 
2 838 366 
3143 581 
4 725 442 
5 958 078 
6 737 230 
> 003 174 
6611 234 
5 147 172 
6 122 499 
7441 459 
7502 265 
6929 113 
7261 581 
7 283 224 
10 460 432 


17 


3563 
35 559 
79 363 
79 829 
84 588 

122 624 
148 744 
174 507 
171576 
160 782 
211183 
141 473 
255 381 
650 613 
551 206 
245 508 
575 463 
245 699 
170 449 
421 632 
638 734 
1 006 593 
512 844 
435 158 


1 723 814 
2447 021 
2 696 211 
2457 854 
3021 448 
2 306 783 
2 838 063 
2 922 893 
2812 223 
2 795 785 
2938 641 
3719511 
3648015 
4 730 073 
3377875 
3 571582 
4441 4653 
3 786 410 
5 172 075 
5 859 949 
5051 144 
5 079 710 
6 400 200 
7844 564 


in Rohzucker 


2221 370 
23721 435 
2 993 313 
2 734 757 
3 233 980 
2431 843 
2 926 894 
3 002 604 
2878 065 
2851861 
2 996 354 
3 786 026 
3 701 787 
4783 125 
3 433 647 
3618425 
4514 554 
3839 443 
5225 315 
5 939 267 
5161 047 
» 102 864 
6411841 


\ 7858348 


Annalen bed Deutſchen Reicht, 1396, 


Zum inländtichen 


worden in Rohzucker 


richtung 
der Wer: 
braudhs- 
abaabe 


3428 173 
4931 153 


nenen Ent 
gegen Ent— 





richtung 
der Ver: 
brauchs 
abgabe 
und Des 


(Fingangs- 


solls 


3481 206 
4 984 393 


5 160 205 | 5 239 523 


» 213 109 


5551 728 | 


5 733 423 


5 323 012 
5574 882 


15 745 064 
6 137 208 | 6 150 987 


Mittlere 


Bevölterungs: 


uffer 


40 265 000 
41 193 000 
41 605 000 
42 022 000 
42 468 000 
42 945 000 
43 430 000 
43 916 000 
44 396 000 
41 100 000 
45 063 594 
45 358 931 
45 656 276 
46 002 719 
46 392 251 
46 854 000 
47 342 000 
48 419 000 
49 235 000 
49 728 000 
50 292 000 
50 753 000 
51 287 000 
51 817 000 


Auf den 
der 
Bevölke 


Kopf 


rung 


entfallen 


nach 
Spalte20 3 


nadı 
palte 21 


für 1871/72 bis 


1887/88 


nad) 


Spalte 18/ Spalte 19) 


kg 





41 


kg 


>d by 


An Vers 
brauchs= 
abgabe 
find 
erhoben 


Mart 





37 024 891 
53 259 000 
55 732 472 
56 303 076 
84 510 695 
92 862 994 
99 385 429 


Google 
k 
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Anlage B. : a 
Preife für Zucker und 
E RERER c——— 
Nach der amtlichen Statiſtik“ 
Großhandels- Loko⸗ Vreife nach den Ermittelungen der Handelsfammern 
— Rohzucker Raffinade 






Magdeburg J. Tann, Magdeburg Ta Brod 

Som =, Nend. — ohne Faß, Papier für Zuder, 
— ohne Sad, En 2 Monat Ziel — 
1890'91|1891/92|1892/93| 1893194 1594 95| 1895 796|1890/91\ 1891192 1892,98! 1893/94 | 1894/95 1895796 


für 100 ke: Mart 










































Auguft. .. . . [3710 | 86,58 | 35,70 | — | 24,57 | 21,4 50,52 | 45,50 
September. . . 136, | 34,00 | 28,02 | 31,0 | 22,6 | 21,10] — 1570156 159 | 50,0 | 45, 
Oktober . » » . [34.15 | 34,54 | 28,54 28, ss | 21,34 | 22,00 | 57,50 | 56,25 | 56 | 56,50 | 46,50 | 46,55 


November. . . . 33,51 | 36 — = 27,:5 | 20,09 | 22,24 
Dezember . . . . 33,0 Re | 29,ı= | 27,14 | 18,00 | 22,38 
* 29,54 | 26,75 | 18, | — 


56,06 | 59,75 | 55,50 






























Januar . . . .]340 | 54,060 |55,% | 52,25 
Tyebuar . . . . 36,00 | 29,08 | 27,00 | 19,25 | — | 56,18 | 59,50 | 55,50 | 52 

Mär - » » . 136, a 31,50 | 27,58 | 19,05 | — 156,,|59 | 56,18 | 52 

April » » . . . 1836,71 | 36,40 | 34,75 | 26,00 | 20,25 | — | 56,75 | 58,25 | 58,00 | — 
Mai: . 2 2 =. 185,76 | 35,01 | 38,05 | 2,05 | 21.00 — 156,75 | 56,25 | 61, | — 
uni 2 2020.20. 1850 | 36,1 | — | 25,78 | 21,18! — | 56,75 | 56,25 | 6l,s0 | 50,88 
ui 2er — nn | 2m — |56 56.162 130. 


6,10 | 56,05 | 56,0 | 54 | 45,50 | 46,15 
1} 


| 


Jahres⸗ 
durchſchnittspreiſe | 35,50 | 36,47 | 31,ar | 27,25 | 20,0| — [56,er | 57,54 53,26 dd, | — 








or 
—⸗ 


| | 
*) Die Preife find für Rohzucker ohne, für Raffinade einſchließlich Verbrauchsangabe 
1891: 18 ME. für 100 kg. Die Materialiteuer, welche für die Preife auf die Zeit vor 
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Rüben von 1890/91 ab, 


m — — — —— —— — 
4. 


Nah F. O. Licht“ 
Preiſe für Rübenzuder am Magdeburger Zuckermarkt bei Poſten aus erſter Hand, 
Rohzucker ab nächſten Bahnhof) 
ö — — — — — —— ——— 
Rohzucker 
Rend. 92 
' (Rend. 88) 
| | — ohne Sad — 
1890/91 | 1891192 | 1892/93 | 1893/94 | 


für 100 ke: Marf 
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Magdeburg, Korn — 


1894195 | 



































| | | 
3 ya | ‘ . | . 

* ‚von es von |; bis | von bis von bis von bis 

6,10 36,70 35,80 37 35 36 — — 24 94,90 — — 

- ih 

—) —) (34 40 (35,40) | 33,50) | 34,» — — (22,00) | (28) (20) 21 
34 20 38,s0 34,40 ı (85,20) | 27,30 | 28,0 | 3 32,30 22,20 23,10 20,» 22,0 
(83 36 32,00 34 | 25,90 26,9) R 29,20 ) ı (30,00) | (21 24,00) | (19,50) 21,») 
33,00 35 34,0 | 35,0 | 27,0 23,10 | 28 30 | 21 2170 ı 22,0 | 23,” 
(32 33,50) 32,0 | 34,20) | (26,20) | (28,50) | (26,50 28,0) | (20,10) | (20,70) | (21 ‚o) | (22,60) 
33,50 34,20 34,00 | 3 i „0 28,10 30 | 26 a0 28,30 18,0 21,10 21,ss 22,0 
(81,00) | (32,80) | (33,00) | (36,10) | (27,80) | (29) | (25 26,80) | (17,80) | (20,20) | (20,00) | (21,70) 
33,0 | 34,0 37,00 38, 28,70 | 29,70 | 27.10 28 18,40 19 | 

D .- ‚ —2 =u,i ws 8 — 8, t _— — 
(31,00 32,80) | (35,10) | (87,40) 27,0) | (28,0) | (25,50 26,00) | (17,00 18,10) = (—) 
33,00 34,00 38,10 39,10 29,20 29,00 | 26,00 27,0 18 19,0 — — 
J fi 5 = - oQ \ f N ’E - 9 
(81,0) | (33) 36 37,0) | (27,0 28,10) | (24,00) | (26 17) 18,7) —) (—) 
35,20 37 37,» 38,70 | 29,0 30,30 27 28 19,»0 20 | — — 
(33,30) | (85,10) | (36 36,00) | (28,0 28,0 25,70) | (27 18,50) | (18,0) | (— ) 
0 | 37,0 | 36,0 | 37,0 | 30° | Bo | 27° | 27,00 | 190 | 0m | — | — 
(84,50) | (35,70) | (34,40) | (36 | (28,00) | (81,0) | (25,0) | (26,00 I (18,0) | (19,0) | (—) (—) 
36,0 | 37,0 | £ 30 | 37,0 | 33,70 | 36,70 | 200 | 27,10 | 20 2, | — — 
(34,30) | (35,20) | (33,60) | (36 32 35 23,50) | (25,70) | (18,00) | (19,60) —-) | ) 
3,0 36,00 35 | 36 | 37,»0 38,0 24,00 25,50 | 20,0 20 | — | — 
(33,20) | (34,00) | (33,30) | (34 | 136,90 36,30) ! (23,40) | (24,50) 20) 21,00) (—) (—) 
34,0 35,00 | 35, 36,70 — — 24,00 | 26,00 | 20,00 | 21,0 - J — 
(83,50) | (34,20) | (33,80) | (35) 36,50) | (37) 23,50) | (25 (19,0) | 21) | (-) | — 
340 | 36 | 340 | Bir | 36 | 36 240 | 50 | 21 I I — — 
(33,0) | (34,80) | (32,30) | (34 34,84) | (36,00) | (23,20) | (23,00) | (22,80) | (22, 40 (— — 
35,10 36,00 29 ,»0 27,0 — — 
33,20 (34,00 (28,10 (25,00) — (—) 


angegeben. Die letztere betrug nach dem Geſetz von 1887: 2 ME, nad dem Geſetz von 











1892/93 in Betracht kommt, 


belief Sich auf O,so ME. für 100 kg. 


| 
| 
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Noch Anlage B. 


Die Zuderiteuer. 


Preife für Zucker und 





Monat 


Auguft . 
September 
Dftober 


November . 


Dezember . 


Januar 
Februar 
März 
April 
Mai 
Juni 


Juli 


Jahres⸗ 


durchſchnittspreiſt 















erſter Hand, Rohzu 


Raffinade 
Brodzucker, Magdeburg 
Nein 
— ohne Faß — 
für 100 kg: Mark 
von | bis — bis | von | bis von 
56,0 |58 | 56 | 56 — | — 159% 
57 58 156 156 |59 159 50, 
56 | 5600| 55,00 | 5620 | 56:0 | 56.0 | 46,10 
56 | 56 som i54 Is | 44,0 
59. | 60 ale 53,80 | 53,50 | 43 
60 60 | 55.0 | 55,0 | 582 | 59,0 | 42 
59,0 | 59,0 55,0 | 55,0 | 52 52 E 
58,0 | 59,0 — 57 E z248 
58 | 58,0 | 58 to ——— . 
56 56061 62 | —— 
56 ar ‚62 |50.|51 146 
56 | 56, | 62 o⸗ 50 50,0 | 45 











- 


2 


Nah F. O Licht 
(Preije für Rübenzuder am in Va he Yudermarft bei Poſten aus 
er ab nächſten Bahnhof) 











— 


1890/91 891 m2 | __1892/98 | ses | 18005 | 180506 












bis | von | bis 
50,74 | 45,0 | 46 


50,0 | 45,0 | 46 
46,0 | 46 |47 
46.0] 46 | 460 
44 


42 


45,50 
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Rüben von 1890/91 ab, 











Nach den wöchentlichen Marktberichten der „Deutſchen Zuderinduftrie“ 





Robzuder 
Hamburg fob. Nend. 88 


1890/91 | 1891 92 1892/93 1893/94 | 1894/95 | 1895/96 
für 100 ke: Mark 






































von bis von Ä bis | von | bis | von | bis | von | bis von | bis 
Ms | Bo | 26,15 | Mr | Ads | Mrs | 27oo | 32ns | 2, | 2, | 18,00 | 20,15 
200 | 28 | 260 | 260 | Ad | 27 | 28 | 30 | lo | 24 | 180 | 20 
240 | 27,0 | 25,0 | 26 | 260 | 8 | 2m | 28,00 | 19:5 | 21a | 200 | 22, 
An | Bm | 6 | 28,05 | 27,0 | Bo | 240 | 260 | 17,0 | 190 | 20 | 21, 
24.03 | 25,05 | 28,20 | 29,00 | 27T | 2830 | 24 | 25,55 | 17,00 | 18 20,80 | 21,» 
24,54 | 2,0 | 28,50 | 30.00 | 2 | 28m | rs | Qi | 17,05 | 19 _ _ 
| 270 | 28 | Ws | os 239 | 6 | 260 | | | — | — 
26,0 | 28.15 | 26,25 | 29,25 | 28,04 | 30,0 | 25,55 | 26 18.25 | 180 | — iz 
27,05 | 27,0 | 25,0 | 27,15 | 31,0 | 34 | 220 | 2d | 180 | 180 | — _ 
20 | 27 | 25. | 26 | 3hro | 37 | 2 | Ms | 196 | a 
26,15 | 26,55 | 25,00 26,85 | 36,0 | 38 230 | 20 | 18, | On | — — 
%6,5 | 27,15 | 25 25,85 | 3110 ı 37,05 | 22,55 | 23,0 | 19,4 | 2,1 | — an 
| 
| 
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Noch Anlage B. — 
ne Preife für Buder und 





Nach den wöchentlichen Marftberichten 





Monat Rohzucker 
Yondon Rend. 88 


1890/91 1891/92 1592/98 1899/94 





für Cwt (= 50,5 kg): sh/d 

















von bis von bis von bis von 
Auguit . - Js 14 47. l18]3 13/644 112/10Y2—"/2 14]1"Ja 14] 
September „129 141 Se Blale+ 12. 11409 144 
Ottober . . [12/3% 13% 12/77 118% 13a 14/8 13/1% 
November . apa 127% lisımnliara, 187417 1478 12/4'|s 
Dezember . |12/3 1219 14/4 se (14105 13/10. —E0— 
Januar . . |12/3°% 129 102 15/—1s 1alıa  14laie Be 
Februar . . [12/9 "14 14/0°4 [14/8 17 U 146-. Rn 
März. . . [18/71 114% 13/114 149% 18/117. 1518 12/7414 
April. . . f1sj6 spa 12/94", 13/64 15/1012 17/497, 11/3 
Mai . . . [12/1012 183/6 12/9 13/34. — 18/101, 11/64 
mi... sy 13/52. 12103 13/4 18/8 19/!% N/6-HR 
Juli . . . f1sß8s—t,, 113/91. 12/6 18/ —* 18/6 11/3 

| | 
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üben von 1890/91 ab. 








——— — — 







der „Deutſchen Zuckerinduſtrie“ Nach der amtlichen Statiſtik 








Maufrüben 
‚\abhresdurchichnittspreis 


Rohzucker 
London Rend 88 


1890/91 1801/02 1892 /03 1893 /04 1894 /051 95196 
fir 100 kg: Mark 












1894/95 1895196 


fir Uwt (= 50, ke): shfd 





bis von | bis 

















von | i | | | 
16.42 11/3 ae 198 10I- | | 
15/288 10,10%  112/0° | 9/6—"/410/3°/4 | 
14:3 910%, J10/17.4"/10/6 URN] | | | 
| | 
a9 1 & 1, ı1j Y 1, 41 | 1, | | 
13, 3 ja 8/10 lan 4 9/10 at /«.10/1 I» 10/7 ‚% zwiſchen zwiſchen | | 
12/92 | 876% 9. 1108 le 1,00 | 1, | 
| und | und | 
12.7'/a | 8:6 Yet — | — 2,0 2,00 
| — — | 
Bye —Njs | la Male.) 5 |, = in der Regel | 
| | | 
13 /'/a | 91’a—'r | 9/6 |. == | — —— | 2,00 | 2,12 | 20 | — 
| | 
129-1 19 Th ” nis Su ' | 
| 
11 N 9,6 10/5'/a Io | | 
| | | 
12 7’p—'/a 934 10214 — — 
| 
119 9/7, —!h 10/4" — — | | | 
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II. Bericht der XIV. Kommiſſion des Reichstags. 


Da in der Kommiſſion darüber Cinverftändniß herrichte, daß der Neichäfaiic 
zum Mindejten fein Schaden im Vergleich zu den heutigen Einnahmen aus der 
Zuderjteuer erwachlen sollte, und demgemäß der Betrag der mit Prämien aus: 
zuführenden Zudermenge beitinnmend jein müßte für die Höhe der zu zahlenden 
Prämie und der zur Dedung des Ausfalls nothwendigen Verbrauchsabgabe, io 
wurde vereinbart, die Berathung bei der tontingentirung ($ 80) zu beginnen und 
erit danach über Betrieböftener, Ausfuhrprämie und Höhe der Verbraudisabgabe 
zu diskutiren. 

Daher war es unvermeidlich, das die Berathung über die Höhe des Geſammt— 
fontingents einen allgemeinen Charakter annahm und die arumdlegenden Fragen, 
ob überhaupt eine Aenderung des beitehenden Geieges und der jegigen Ausfuhr: 
zuſchüſſe erforderlich ei, auch hierbei zur Sprache kamen. Doch nahmen dicie 
Grörterungen nur einen geringen Naum ein und wiederholten im Mejentlichen, 
was bereits im Plenum des Hauies gejagt war. 

Bon einzelnen Gegnern des Geleges wurde bejonders betont, daß angelichts 
der fteigenden und zur Zeit durchaus gewinnbringenden Preiſe des Zuders anf 
dem MWeltmarkte ein Bedürfnig zur Aenderung des Geſetzes nicht vorliege, am 
Wenigiten aber eine Erhöhung der Ausfuhrprämie nothwendig ſei. Das Gejet 
icheine nur gemacht, um den Anjprücen der MAgrarier zu genügen; und es zeige 
jich immer mehr, daß dieſe Herren fein Gewicht daranf legten und namentlich im 
Diten dem Grundgedanken des Entwurfs, durch eine Nontingentirung einer weiteren 
Ausdehnung der Produktion und des NRübenbanes Einhalt zu thun, lebhaften 
Mideritand entgegen ſetzten. Die Zuderinduftrie habe mur ein einziges ichlechtes 
Jahr durchgemacht und Verluſte und unrentable Breite in Folge der Ueberproduktion 
gehabt. Seitdem habe eine vernünftige Selbitbeichränfung ftattgefunden, und dur 
Erfolg sei in den jteigenden Zuckerpreiſen klar erſichtlich. Für die Regierung 
hätte alſo gar fein Grund vorgelegen, zumal die auswärtigen Staaten ihre 
Prämien jeit 1891 eher ermäßigt als erhöht hätten, grade jest einen ſolchen 
Sejegentwurf einzubringen, wo von einem allgemeinen Nothitande nicht mehr die 
Rede ſein könne. 

Dem gegenüber wurde von den Vertretern der verbündeten Regierungen mit 
Nachdruck hervorgehoben, daß ſie bei der allgemeinen Yage der Landwirthſchaft 
verpflichtet gemweien seien, dieſer wichtigiten landwirthichaftlihen und überhaupt 
größten Grportinduftrie des Landes zur Hilfe zu kommen und insbeiondere der 
Gefahr einer verhängnigvollen Kriiis vorzubeugen. Dabei wären fie auch nur 
einer Anregung des Neichstages jelbit gefolgt, der in der vorigen Seſſion durch 
einen von 143 Abgeordneten unterzeichneten Antrag Sich Für die Prinzipien, die 
dieſem Geſetzentwurf zu Grunde liegen, ausgeſprochen babe, 

Wenn heute die Preiſe geitiegen ſeien, To wiſſe Jedermann, daB das nicht 
nur der vorübergehenden Beichränfung des deutichen Rübenbaues, jondern in aller: 
eihter Linie den zufälligen und jedenfalls nur zeitweien Fernbleiben Gubas 
vom Zuckermarkte zu danfen ſei. Da die verbündeten Regierungen an dem Ziele 
tefthielten, durch internationalen Vertrag die Beleitigung der Zuderprämien über: 
haupt herbeizuführen, jo hätten fie bis zu diejem Zeitpunft die Konkurrenzfähigkeit 
des deutichen Zucders auf den Weltmarfte jedenfalls zu fichern. 

Der heimischen Zucderinduftrie drohe aber nicht nur Gefahr aus dem Wett: 
bewerbe der höher prämiirten Produktion des Auslandes, ſondern auch aus der 
Neigung zur MWeberproduftion, welche in ihrem Enderfolg die Rentabilität des 
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Rübenbaues überhaupt in Frage ftelle. Auf diejen beiden Gefichtspunften beruhten 
die enticheidenden Beſtimmungen des Gejeged, die Erhöhung der Ausfuhrzuſchüſſe 
und die Kontingentirung der Produftion. 

Bon den verjchiedeniten Mitgliedern der Kommiſſion wurden dieſe Aus: 
führungen unterftügt und der Nachweis gebracht, daß es dringend wünſchenswerth 
jei, Angeliht3 der Entwidelung der Induftrie im In- und Anslande dafür zu 
jorgen, daß Deutichland nicht vom Weltmarfte verdrängt werde und der Rüben— 
bauer wieder lohnende Preiſe für jeine Produkte erhalten fönne. Das jei aber 
Angelichts der hohen Prämien, wie fie heute von den fonfurrirenden Ländern ge: 
zahlt würden, ohne eine Steigerung der deutichen Ausfuhrzuſchüſſe nicht möglich. 
Eine Kontingentirung ſei aber unvermeidlich, weil es gelte, einer übermäßigen 
und allzuichnellen Ausdehnung der Induftrie, die zu einem verderblichen Kampf 
um die Eriftenz für viele Fabriken führen müſſe, entgegenzutreten. 

Die Bedenken gegen die Kontingentirung und Ginichränfung der noch ſtark 
ausdehnungsfähigen Fabriken des Oſtens waren jedoch jo ſtark, daß eines der 
Mitglieder der Kommiſſion bei Beginn der weiten Leſung den Antrag einbradte, 
die Negierungspvorlage ganz zu verwerfen und dafür folgendem Antrag zuzustimmen: 


Die Beltimmungen des Geleres, betreffend Abänderung des Zuckerſtener— 
gejeges vom 9. Juni 1895 (Neichsgeiesblatt Seite 255), bleiben über den 
31. Juli 1897 hinaus in Kraft. 

Der Antragiteller wies in der Begründung feiner Forderung bejonders darauf 
bin, wie jchwer die öftlichen Provinzen Dentſchlauds, die zu erweitertem Rüben: 
bau im Stande und bei den niedrigen Kornpreifen gezwungen jeien, die Kon— 
tingentirung schädigen werde. Er werde daher den Entwurf mit allen Mitteln 
befämpfen, der nur Unzufriedenheit in weiten Yandestheilen schaffe und nur be- 
ſtimmt jei, veraltete, schlechte Betriebe in anderen Theilen des Vaterlandes zum 
Nachtheil Für die aufftrebenden, leiſtungsfähigen Induftrien zu jchügen. Bei 
heutigen Preiſen, wo ihm selbit für seine Nüben im letten Jahre noch immer 
1 ME. pro Zentner gezahlt wäre, brauche die Induſtrie und Yandwirthichaft feine 
höhere als die heute geltende Prämie, und eine Verlängerung des jest beitehenden 
Zuftandes würde eine für alle Theile befriedigende Löſung der ichwebenden Frage 
bringen. Die Reichskaſſe hätte dann allerdings die Prämie weiter zu zahlen, die 
nach dem heute geltenden Geſetz binnen Jahresfriſt wegfallen würde. Mber da 
das Meich ſeit 1887 von Jahr zu Jahr höhere Ginnahmen aus dem Zucker 
erhalten habe und wegen des jteigenden Konſums der wachienden Bevölkerung auch 
auf weitere Vermehrung der Ginnahmen vechnen Eönne, fo liege fein Grund vor, 
Diele ſchon recht reichlich ſteuernde landwirthichaftliche Industrie noch weiter zu 
den Koſten der allgemeinen Reichtverwaltung heranzuziehen. 

Der Borjchlag, der naturgemäß wieder eine allgemeinere Grörterung der 
Grundgedanfen des Gejeges mit fich brachte, Fand jedoch nur bedingte Zuſtimmung 
bei den Gegnern aller Prämien und staatlichen Begünftigungen, die in ihm der 
Negierungsporlage gegenüber das Eleinere Uebel erblidten und auch glaubten, daß 
er finanziell die Neichsfafie weniger belajten würde als die Vorichläge der Kommiſſion. 

Nur ein einziges Mitglied ſtimmte dem Antrage rückhaltlos zu, weil ihm 
die Beichränfung der Produktion eine Schädigung der Eleinen Yandwirthe zu be: 
deuten schien. 

Die Mehrheit beharrte auf ihren Standpunfte, daß eine Erhöhung der 
Prämie zum Stampre gegen den hochprämiirten Zucker des Auslandes nothwendig 
jei und daß eine Kontingentirung im Ganzen und der einzelnen Fabriken nicht 
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nur zur finanziellen Sicherung des Neiches, ſondern auch zum Scus der be 
itebenden, nicht mehr erweiterungsfäbigen Fabriken gegen die Ausdehnungsgelüſte 
anderer Yandestheile nothwendig jei. 

Die Vertreter der verbündeten Negierungen konnten natürlich feine definitive 
Erklärung über die Stellung der legteren zur Frage der eventuellen Erhaltung 
des jegigen Zuftandes abgeben. Sie würden aber in ernite Envägung nehmen 
müſſen, ob es ſich im Intereſſe der Anduftrie und der Nüben bauenden Lande 
wirthichaft empfehle, eine Meiterzahlung der Prämie ohne eine geſetzliche Be— 
ihränfung in Aussicht zu nehmen. Auch im Falle des Fortbeitandes der Prämien 
in der bisherigen Höhe werde man ſich möglicher Weile zu einer Nontingentirung 
in der Form entichliegen müſſen, daß die fir Prämien alljährlich aufzumendende 
Geſammtſumme beichränft werde. Bei steigenden reifen wirde durch die 
unbeihränfte Gewährung von Prämien eine ſprungweiſe Ausdehnung der 
Zuderinduftrie begünftigt; bierin liege aber die Gefahr, daß in dem Augenblide, 
wo die cubaniiche Produktion wieder in früherem oder veritärftem Umfange auf 
den MWeltmarft ericheine, ein ſchwerer Rückſchlag für die heimische Produktion ein: 
trete. Jeder Kriſis pflege aber eine dauernde Senkung des Zuderpreiies zu folgen. 

Sei die Kontingentirung überhaupt nothwendig, jo empfehle ſich jedenfalls 
viel mehr das im Geſetz gewählte Syitem der Hontingentirung der zu prämitrenden 
Produktion, nad) welchem jedenfalls innerhalb des Kontingents mit feiten 
Ausfuhrzuſchüſſen gerechnet werden fönne, als lediglich die Kontingentirung der 
für Prämien aufzumendenden Summe, wodurch die aeieglihe Höhe der Prämien 
tür die gejammte Produktion in Frage geitellt werde. Das Geſetz ſei nicht 
in fisfalijchen Intereſſe, ſondern zum Beſten der Landwirthichaft vorgeiegt. Der: 
iweigere der Reichstag ſeine Zuſtimmung zu demselben, jo könne das auf die ver: 
bündeten Negierungen in ihren Beitrebungen, innerhalb der vertragsmäßig und 
volkswirthſchaftlich zulälligen Grenzen der bedrängten Landwirthſchaft zu Hilfe 
zu kommen, nicht beionders ermuthigend eimwirfen. 

Der Antrag wurde Ichließlih nach langer und eingehender Erörterung von 
dem Antragiteller vorläufig zurüdgezogen, da er feine Ausſicht auf Annahme habe, 
aber als Eventualantrag für den Fall der Ablehuung des Geſetzes wieder erneuert. 

lleber die allgemeinen Gründe, die für und wider die Nüslichkeit und Noth— 
wendigfeit der Kontingentirung vdorgebracht wurden, wird weiter unten bei Bes 
iprechung der einzelnen Paragraphen, wie jie ich als Ergebniß der Berathung 
nach der in der Anlage befindlichen Zuſammenſtellung der Beichlüffe geitaltet haben, 
einzugehen ſein. 


Bweiter Ebeil. 
Betriebsitener. 


Die Negierungsvorlage hatte zur theilweiien Deckung der Koſten der erhöhten 
Ausfuhrprämie eine Betriebsſteuer in Ausficht genommen, die ftaffelförmig an— 
iteigend die großen Fabriken im ftärferer Weiſe heranziehen jollte als die fleinen 
Betriebe. Der Wideripruch gegen dieje neue Form der Belteuerung der Zucker— 
industrie war aber in der Kommiſſion ein jo allgemeiner, daß ſchließlich nur 
wenige Stimmen ſich für die Beibehaltung der in den 88 65 bis 69 enthaltenen 
Beitimmungen der Regierungsvorlage erklärten. Die Fabriken des Oſtens fürchteten 
bei der Größe und Ausdehnung ihrer Betriebe eine bejondere Schädigung durch 
die ſtaffelförmige Beſteuerung und glaubten darin eine unberechtigte Begünstigung 
der £leineren Fabriken erbliden zu müſſen, die keineswegs unter allen Umſtänden 
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al3 die leiftungsunfähigeren anzufehen jeien, da fie oft in den Händen fapital: 
fräftiger Großgrumdbejiger jeien, während gerade die neuen großen Gtabliffements 
de3 Oſtens von vielen Hunderten von großen und kleinen Yandwirthen begründet 
jeien und mancherlei Laſten zu tragen hätten, die ihre Leiltungsfähigfeit ver- 
minderten. Namentlich hätten fie größere Frachten für die aus weiter Entfernung 
zum Theil auf eigenen Gilenbahnen und Dampfichiffen zu beziehenden Nüben zu 
zahlen, und die höheren Preiſe für Brennmaterialien verminderten oft den Vor: 
theil, den fie durch die einheitliche Leitung in geringeren Generalunfoiten unbe: 
jtritten hätten. Dazu jeien die Fabriken des Weſtens vielfach frachtgünſtiger ala 
die des Dftens gelegen und erzielten thatlächlich für ihre Produkte höhere Preiie 
alö die legteren. Es träfen alſo die in der Begründung der Vorlage für eine 
itaffelförmige Normirung der Betriebsabgabe geltend gemachten Vorausſetzungen, 
d. h. größere Kapitalskraft, größere Yeiltungsfähigfeit und billigere Heritellungs: 
foiten der größeren Fabrifen, nicht zu; und fönnen jomit die wirthichaftliche Be— 
rehtigung einer Staffelung zu Unguniten der größeren Fabrifen nicht anerfannt 
werden. 

Bon den Vertretern der verbündeten Negierungen wurde die Ttaffelförnige 
Berrieböiteuer im Hinblid auf die Verichiedenartigkeit der Betriebsfojten als eine 
durhaus gerechte Mahregel vertheidigt, welche den Eleinen Fabriken feinen Vorzug 
gewähren, jondern nur die Ktonfurrenzfähigfeit mit den größeren Fabriken jichern 
jolle. Inſofern verfolge die itaffelförmige Betriebsftener einen wichtigen jozial- 
politifchen Zived. Aber es müſſe auch amerfannt werden, dab eine allzu ſtarke 
Staffelung den großen Betrieben, an welchen auch zahlreiche Eleinere Nübenbauer 
betheiligt jeien, einen wirthichaftlich nicht gerechtiertigten Schaden zufügen fönnte 
Es gelte daher, hier verftändig Maß zu halten, und deswegen habe die Vorlage 
bereit3 frühereren VBorichlägen gegenüber den Steuerſatz wejentlich ermäßigt. Man 
müfle dabei auch Rückſicht nehmen auf die Eigenart der Zuderinduftrie, die im 
Gegenjag zur Branntweinbrennerei für Deutichland hauptſächlich als große Export: 
induftrie Bedeutung habe und in ihrer Konkurrenzfähigkeit geichädigt werden 
würde, wen man die Großbetriebe allzuiehr belaften wollte Sollte die Kom— 
million, wie angedeutet, auf die Staffelung überhaupt verzichten und nur eine 
gleihmäßige Betriebsitener den Fabriken auferlegen wollen, jo hätten die ver- 
bündeten Regierungen an einer jolchen gleichmäßigen Steuer fein Intereſſe, da 
es weniger auf eine Cinnahme aus diejer Steuer als auf die damit verbundenen 
jozialpolitiichen Zwecke ankomme. 

Der Vertreter der bayeriſchen Regierung ſuchte die ſtaffelförmige Steuer noch 
beſonders unter Hinweis auf die bei der Brauſteuer in Bayern mit großem Nuten 
eingeführte Staffelung als etwas volfswirthichaftlich Berechtigtes zu vertheidigen, 
da fie fich dort bewährt habe, obwohl die bayerifche Bierbrauerei gleichfalls ein 
Erportgewerbe eriten Ranges jei. 

Nur einige Vertreter einer großen Partei traten für die Betrieböjteuer ein, 
wünjchten jedoch eine weitere Ermäßigung der Skala und eventuell eine beitimmte 
Grenze für die Höhe der Belaftung bei einer beitimmten Produftionsmenge, um 
den ganz großen Fabrifen nicht allzu große Opfer zuzumuthen. Denn es wiirde 
fiherlihh das Beibehalten der Betrieböftener die Annahme des ganzen Geſetzes 
weientlich erleichtern und den unbeitreitbar in weiten Volkskreiſen vorhandenen 
MWiderwillen gegen die Prämienzahlung mildern, wenn die Industrie jelbit durch 
eigene Abgaben Zuſchüſſe zu dem Prämienfonds Teiite. 

Da aber von anderer Seite darauf aufmerfiam gemacht wurde, daß, wenn 
man anf die Staffelung verzichte, eine gleihmäßige Betriebsiteuer auch iniofern 
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nachtheilig wirfen würde, al3 dem Auslande gegenüber die Prämien höher er: 
icheinen würden, als ſie thatfächlich jeien, erklärte jich die große Mehrheit der 
Kommiſſion in der eriten Leſuug gegen dieje VBetriebsiteuer und lehnte den ganzen 
darauf bezüglichen Abichnitt der Vorlage ab. 

In zweiter Leſung wurden jedoch aus der Mitte der Kommiſſion erneute 
Anträge geitellt, eine staffelförmige Betriebsſteuer wieder in das Geſetz aufs 
zunehmen. Bon einer Seite wurde beantragt, ald $ 65. folgenden Sa einzu: 
ſchalten: 

Bon dem in einer Zuckerfabrik zur ſteuerlichen Abfertigung (SS 36 ff.) 
gelangenden Zucker wird ein Zuſchlag zur Zuderitener (Betriebsſteuer) erhoben, 
welcher für die innerhalb eines Betriebsjahres abgefertigten Mengen 

bis zu 1000000 kg einichließlih . . O, ME. 
von über 1000000 bis zu 2000000 kg Oo m 
"m". 2000000 „ „ 3000000 „ Os 
"„ "3000000 „ „4000000 „ Os m 
und jo fort von 1000000 zu 1000000 kg um je O,, ME. fteigend, für je 
100 kg Rohzucker Nettogewicht beträgt. 

Ein anderes Mitglied der Kommiſſion wiünjchte den S 65 folgendermaßen zu 
faſſen: 

Bon dem in einer Zuckerfabrik zur ſtenerlichen Abfertigung (58 36 ff.) 
gelangenden Zuder wird ein Zuſchlag zur Zuderiteuer (Betriebsiteuer) erhoben, 
welcher für die innerhalb eines Betriebsjahres abgefertigten Mengen 

bis zu 4000000 kg einſchließlich . Oo ME. 
von über 40060000 bis zu 5000000 kg O,ysın m 
„5000000 „nm 5000000 „ On ö 
und jo fort von 1000000 zu 1000000 kg um je O,gar, ME. steigend, rür 
je 100 kg Rohzucker beträgt. 

Bei beiden Anträgen war eine wejentliche Ermäßigung der Negierungsporlage 
gegenüber vorgeicdylagen, und der legtere Antrag konnte, wie die Gegner desielben 
hervorhoben, faum noch als eine bejondere itaffelförmige Belaltung der Groß: 
industrie und als ein Schug für die Kleinen angeleben werden. Die Antragiteller 
legten jedoch ein befonderes Gewicht darauf, daß dieſe Grtrabelaitung der Industrie 
beibehalten werde, und berechneten, daß auch bei den niedrigiten Stenerfäten des 
zweiten Antrages für die Reichskaſſe noch immer eine Einnahme von mehr als 
2'/, Millionen wahriceinlich zu erwarten ſei. Die großen Fabriken würden ſich 
bei der mäßig gehaltenen Staffelung des Steuerfares kaum beichweren könuen, 
denn der Unterichicd zwiſchen der fleiniten und arößten Fabrik würde pro Doppel: 
zentner durchichnittlicher Produktion faum mehr als 8 bis 10 Pfennig betragen. 
Immerhin jei es ein gewiſſer Schuß für die fleinen Fabriken, den fie unter allen 
Umftänden aufrecht erhalten wollten. 

Obwohl mun jchlielich ein Theil derjenigen Kommiſſionsmitglieder, die im 
der eriten Lelung für die Streihung des Negierungsvorichlages geſtimmt hatten, 
erklärten, daß fie bereit feien, den zweiten Antrag anzunehmen, um damit eine 
größere Mehrheit für das YZuftandefommen des Geſetzes zu erlangen, wurde doch 
ichließlich auch dieler Antrag mit 10 gegen 10 Stimmen abgelehnt, weil die Ver: 
treter einer großen Partei ſich grundiäglich gegen jede ftaffelförmige Betriebsiteuer 
ausiprechen zu müſſen glaubten. 

An die Stelle der ſomit auch in zweiter Leſung abgelehnten Betriebsiteuer 
wurden im der Kommiſſion die in der anliegenden Zuſammenſtellung der Beſchlüſſe 
gekennzeichneten SS 65, 66, 67, 68 und 69 in das Geier eingeichaltet. 
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Zuſchlag zur Zuckerſteuer. 
1. Gegenſtand, Höhe und Erhebung des Zuſchlages. 

. S 65. 

Die Negierungsvorlage hatte in den 88 73 und 74 den Höchitbetrag der 
jährliben Zuſchüſſe und Einziehung zuviel bezahlter Beiträge fejtgeiegt, indem fie 
einen bejonderen Prämienfonds bildete, der aus den Einnahmen der Betrieböftener 
und 25 Prozent der Einnahmen der Zuderiteuer gebildet werden jollte, Für den 
Tal, daß diefer Fonds nicht ausreichte, die für die jeweilige Ausfuhr noth— 
wendigen Zuichüfle zu zahlen, jollten die Fabriken verpflichtet fein, zur Dedung 
des Fehlbetrages beizutragen, jedoch nur entiprechend demjenigen Theil der Pro: 
duftion, der über ein beitimmtes Kontingent hinaus erzeugt war. Neu errichtete 
Fabriken jollten für den Anfang mit ihrer gefammten Jahreserzeugung zur Dedung 
des Defizit herangezogen werden. 

Diefe Beltimmung hatte in den betheiligten Streifen der Induſtrie vielfach 
MWiderjpruc gefunden, weil man fürchtete, daß in gewiſſen Jahren die Nüdzahlungs- 
pflicht eine ſchwere Laſt werden könnte und möglicherweife mehr zurüdzuerftatten 
jei, als an erhöhten Prämien eingenommen werde. 

Auch in der Kommiſſion fanden dieje Vorichläge der Bildung eines bejonderen 
Prämienfonds mit der Verpflihtung zur Nüdzahlung feine Anhänger, und es 
wurde deshalb von einem Mitgliede der Vorjchlag gemacht, für all demjenigen 
Zuder, der über das feitgejegte Kontingent hinaus von den einzelnen Fabriken 
produzirt wird, eine bejondere Zuichlagiteuer in Höhe der Prämien zu erheben. 
Dadurd würde einmal die Neich3fajle in jeder Beziehung ficher geitellt werden, 
da die volle bei der Ausfuhr zu zahlende Vergütung für dieſes Superfontingent 
ihr wieder zufliegen würde, und andererjeits hätten die Fabriken volle Klarheit 
über ihre Zahlungspflicht, da ſie vor allen Nacdzahlungen geichügt jeien. Zus 
glei würde dieje verhältuigmäßig hohe Belaltung des Superfontingents ein 
Hemmniß jein, allzujehr über das Kontingent hinaus zu produziren. Seitens 
der Negierungävertreter wurde demgegenüber ausgeführt, daß die Beitimmung der 
Borlage eine jehr viel wirkſamere Beichränfung der Produktion in fich jchlöfle, 
indem ſich die Rüdzahlungen eventuell wejentlich höher als der Ausfuhrzuichuß 
geitalten könnten. Much würde in den aus der Mitte der Kommiſſion gemachten 
Vorſchlägen eine Mehrausgabe für die Reichskaſſe Liegen, weil diejelbe für das 
Superfontingent auch den höheren Zuſchuß für Naffinaden zu zahlen habe, aber 
nur denjenigen für Rohzuder eritattet erhielte. Auch ſtehe innerhalb des Kontingent 
eine weitere Belaftung der Reichsfafle dann in Ausficht, wenn die Ausfuhr an 
Raffinaden gegenüber derjenigen an Rohzucker wachſen jollte. Freilich ſei eine 
finanziell ernitlih ins Gewicht fallende Steigerung unjerer Naffinadenausfuhr im 
Dinblid auf unſere bisherigen Abjaggebiete faum wahricheinlid). 

Die Kommiſſion in ihrer Mehrheit ftimmte zwar dem Grundgedanken der 
oben erörterten Vorſchläge zu, lehnte aber trogdem den nachfolgenden Antrag mit 
geringer Stimmenmehrheit ab. Diejer Antrag lautete: 

1. den $ 73 zu ftreichen, 
2. den $ 74 wie folgt zu fallen: 
8 65. 
Für die einzelnen Zuderfabriten wird alljährlih nad) Maßgabe der 

88 75 ff. eine von ihmen herzuftellende Zucdermenge (Kontingent) feitgelest, 

für welche abgejehen von der im $ 2 bejtimmten Zuderftener eine Abgabe 

nicht zu entrichten iſt. 
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Von dem über diefe Menge hinaus im der Fabrik zur Iteuerlichen Ab: 
fertigung (SS 36 ff.) gelangenden Zuder wird ein Zuichlag zur Zuderfteuer 
erhoben, welcher 3 ME. für 100 kr Netto-Gewicht beträgt. Zuichlagpflichtige 
Fabrifen, für welche ein Kontingent nicht feitgejept wird, haben einen Zu— 


ſchlag von ihrer geſammten Zuder-Erzeugung zu entrichten. 


S 66. 

Der Zuichlag zur Zuderiteuer wird nach den aus der Fabrik ausgeben: 
den Nohzudermengen bemejlen. Verläßt der Zuder die Fabrik nicht in der 
Form von NRohzuder, jo iſt das Erzeugniß zum Zwede der Steuerfeitiegung 
nac) feinen Nobzuderwerth umzurechnen. Nach welchem Verhältniß lettere 
zu geichehen bat, beitimmt der Bundesrath. Rübenſäfte und Abläufe der 
Zuderfabrifation find einem Zujchlage nicht unterworfen. 

$ 67. 

Zucder, welcher in gebundenem Verkehr ($ 39) in die Fabrik eingebracht 
worden iſt, ift nach feinem Nobzuderwerth (5 66) von der aus der Yabrif 
ausgehenden Menge in Abzug zu bringen. Fabriken, welche ausichließlich 
Zuder der in Abjag 1 gedachten Art verarbeiten, unterliegen dem Zuichlage nicht. 
Obwohl nah Streihung der SS 73 und 74 der Negierungsvorlage eine 

Grundlage für das Kontingent geichaffen werden mußte und ohne diejelbe eine 
MWeiterberathung der folgenden Paragraphen über die Art der Kontingentirung 
nicht möglich gewejen wäre, wurde doch, wie ſchon erwähnt, diefer Antrag ab- 
gelehut, weil ein Theil der Kommilfionsmitglieder gegen die bereit3 beichloflenen 
Prämien von 3 ME. ſich grundſätzlich erflärt hatte und nun glaubte, nicht indirekt 
jeine Zuftimmung zu der von ihnen nicht gebilligten Prämienhöhe geben zu dürfen. 

In der folgenden Sigung wurde dann freilich ein Antrag angenommen, dem 
Eingang des 8 75 folgende Fallung zu geben: 

„Für die einzelnen Zuderfabrifen wird alljährlihb nad Maßgabe der 
unten folgenden Beitimmung eine von ihnen herzuftellende Zucdermenge (Son: 
tingent) feitgeleet, für welche, abgeiehen von der im $ 2 beitimmmten Zucker— 
fteuer, eine Abgabe nicht zu entrichten iſt.“ 

Damit wurde wenigitend der Begriff des StontingentS wieder in die Geſetz— 
vorlage hineingebradht und die materielle Grundlage für die Weiterberathung über 
die Bemeſſung dieled Koutingents gegeben; aber der weitergehende Antrag, auch 
die Belaitung des Superfontingent® noch nachträglich an anderer Stelle wicder 
einzuſchieben, mußte als geihäftsordnungswidrig zurüdgezogen werden und es 
der zweiten Leſung vorbehalten bleiben, dieſe Lüde, die dadurh im Entwurfe 
entitanden war, auszufüllen. 

Für die zweite Leſung wurde der Antrag eingebracht, diefe in dem uriprüng: 
lihen $ 75 untergebradhten Beitimmungen in folgender veränderter Form in den 
Gejegentwurf aufzunehmen. 


Bweiter Tbeil. 
Zuſchlag zur Zuderitener. 
1. Gegenftand, Höhe und Erhebung des Zuſchlages. 
g 65. 

Für die einzelnen Zuderfabrifen wird alljährlih nad Maßgabe der nad: 
folgenden Beitimmungen diejenige Zudermenge (dad Kontingent) feſtgeſetzt, für 
welche, abgejehen von der im $ 2 beftimmten Zuderiteuer, eine Abgabe nicht 
zu entrichten ift. 
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Bon dem über dieje Menge hinaus in der Fabrik zur ſteuerlichen Ab— 
fertigung (88 36 ff.) gelangenden Zuder wird ein Zuichlag zur Zuceriteuer 
in Höhe des Ausfuhrzuſchuſſes Für Rohzucker (F TO Ziff. a) erhoben. Yabrifen, 
für welche auf Grund der VBorichriften des 8 76 ein Kontingent nicht feit- 
gelegt ift, haben den Zuichlag von ihrer gelammten Zudererzeugung zu ent- 
richten. 

$ 66. 

Der Zuichlag zur Zucderitener wird nad den aus der Fabrik ausgehenden 
NRohzudermengen bemeſſen. Verläßt der Zucder die Fabrik nicht in der Form 
von Nohzuder, jo ilt dad Grzeugniß zum Zwecke der Steuerfeitiegung auf 
feinen Rohzuderwerth umzurechnen. Nacd welchem Verhältniß Lesteres zu ge 
icheben hat, beitimmt der Bundesrath. 

Zuder, welcher im gebundenen Verfehr ($ 39) in die Fabrik eingebracht 
wird, iſt nad seinem Rohzuckerwerth von der aus der Fabrik ausgehenden 
Menge in Abzug zu bringen. 

Rübenſäfte und Abläufe der Zucderfabrifation, deren prozentualer Zuder: 
gehalt in der Trodenjubitanz nicht TO oder mehr beträgt, unterliegen dem Zu— 
ſchlage nicht. 

S 67. 


Betriebsitätten, welche ausſchließlich Zuder der im $ 66 Abi. 2 gedachten 
Art verarbeiten, find der tontingentirung und der Zuichlagspflicht nicht unter: 
worfen, 

S 68. 

Berriebsitätten, die neben NRohzuder oder Rüben auch Melaſſe verarbeiten, 
haben für den Zucker, welcher aus der in der Betriebsftätte eingeführten Melaſſe 
gewonnen ift, eine Abgabe zu entrichten in Höhe der Hälfte des in $ TO für 
Nohzuder feſtgeſetzten Ausfuhrzuſchuſſes. 

Die Abgabe wird nach näherer Beſtimmung des Bundesrathes unter Be— 
rückſichtigung des in der Fabrik angewendeten Entzuckerungsverfahrens ent— 
ſprechend der Menge der in die Fabrik eingeführten abzüglich der wieder aus— 
geführten Melaſſe bemeifen. 

Als Melaffe im Sinne diefer Beitimmungen gelten alle Abläufe der 
Zuderfabrifation, deren Zudergehalt in der Trodenjubitanz weniger als 
70 Brozent beträgt. 


2. Bahlungspflicht und Berjährung. 
8 69. 


Der Zuichlag zur Zuderfteuer ($$ 65, 66) iſt zu entrichten, fobald der 
Zuder die Fabrik verläßt. Den Zeitpunkt für die Entrichtung der im 8 68 
feitgeiegten Abgabe beitimmt der Bundesrath. Zur Entrihtung ift der Fabrif- 
inhaber verpflichtet. 

Eine Befreiung von den vorgedachten Abgaben oder eine Vergütung der: 
jelben (58 5, 6) findet nicht ftatt. 

Bezüglich der Stundung und der Verjährung finden die Vorichriften der 
88 3 und 4 Anwendung. 

Die 88 65, 66 und 67 wurden ohne weitergehende Debatte in der Fallung 
des eben bezeichneten Antrage® von der Kommillion mit großer Mehrheit an— 
genommen; dagegen regten die Beitimmungen des $ 68 zu lebhaften Erörterungen 
an. Der Zwed dieſer Paragraphen, ſowie der unter $ 78a eingeichalteten Be— 
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ſtimmungen war, die jelbitändigen Melaife-Entzuderungsanitalten jowie diejenigen 
Berriebsitätten, die neben Rohzuder und Rüben auch fremde, zugefaufte Melaſſe 
entzudern, einer beionderen Beitenerung zu unterwerfen. 

Schon in eriter Lejung waren, diejem Gedanfen entiprechend, folgende An— 
träge eingebradt: 

hinter $ SO Abjag 2 einzufügen: 

„Bon dem Gejammtfontingent erhalten die Melafle-Entzuderungsanitalten, 
welche bei Verkündung des Geſetzes bereit im Betriebe oder zum Betriebe fertig, 
oder welche vor dem 1. Dezember 1895 in der Herftellung begriffen waren, 
ein Kontingent in Höhe von 40 Prozent ihrer Produktion zugetheilt. Die 
Stontingentirung für dieſe und die jpäter errichteten Melaſſe-Entzuckerungs— 
fabrifen erfolgt nad demjelben Verfahren, wie eine Stontingentirung der Rüben: 
auderfabrifen. 

Die Raffinerien, die neben Rohzucker auch Melajle verarbeiten, haben für 
je 100 Kilogramm aus der Melafie gewonnenen Rohzuderwerthes eine Abgabe 
in Höhe des gewährten Ausfuhrzuichufles von 3 Mark zu entrichten. 

Dasjelbe gilt auch injoweit für Nübenzuderfabrifen, als dieje außer ihrer 
eigenen Melaſſe aud noch Fremde (zugefaufte) verarbeiten.“ 

Im Laufe der Verhandlung wurde dieje Faſſung zurüdgezogen und dafür 
folgender Vorichlag gemacht: 

hinter $ 80 Abjag 2 einzufügen: 

„Für die jelbitändigen Melafie-Entzuderungsanitalten wird das Stontingent 
berechnet wie für Rohzuderfabrifen, doch erhalten fie von der ihnen danach zu: 
Itehenden Zudermenge nur 40 Prozent zugemwiejen. Neu entitehende jelbit- 
ftändige Melafie- Entzucderungsanftalten werden wie die bereit$ vor dem 
1. Dezember 1895 im Betriebe gewejenen behandelt. 

Die Raffinerien, die neben Nohzuder auch Melaſſe verarbeiten, haben für 
je 100 Stilogramm aus der Melaſſe gewonnenen Robzuderwerthes eine Abgabe 
in Höhe des gewährten Ausfuhrzuichufles zu entrichten.” 

Die Antragfteller begründeten ihre Forderung damit, daß fie unter Hinweis 
auf die Betitionen der Nohzuder:Raffinerien ausführten, daß die jelbitändigen 
Melafje-Entzuderungsanitalten, die gleich den Naffinerien Raffinade auf den Markt 
brädhten, den Nohzuder:Raffinerien gegenüber nah Verabſchiedung dieſes Geſetzes 
im weientlichen Vorſprung fein würden, weil legtere gezivungen wären, ihr Rob: 
material, den Rohzucker, um die erhöhten Prämien vertheuert einzukaufen, während 
nicht abzujehen jei, weshalb die Melafle-Entzuderungsanitalten ihren Rohitoff für 
das gleiche, fertige Fabrifat theurer zu bezahlen haben würden. Im Gegen: 
theil jeien durch die franzöſiſche Zollgeſetzgebung ſowie dur die Beſtimmung des 
jüngften Branntweiniteuergejeges die Preife der Melaſſe in der legten Kanıpagne 
jo tief gelunfen, daß es auch jetzt ſchon für die Melafje-Entzuderung ein ganz 
beſonderes gewinnbringendes Geihäft ei, aus dieſem billigen Rohſtoff fertigen 
Konſumzucker herzuitellen. Die Gefahr liege nur zu nahe, daß dann der Melaſſe— 
zuder, wie es jest jchon auf dem Markt geichehe, fortdauernd den Erzeugnifien 
der Rohzuder:Raffinerien empfindlichite Konkurrenz made und dadurch indirekt auch 
die Rohzuderfabrifen jchädige. Denn biöher jeien die Raffinerien die bejten und 
die zahlungsfähigiten Abnehmer für die größten Mengen von Rohzucker geweſen. 
Schmälere man durd die wejentlich geiteigerte Konkurrenz der Melafje-Entzuderung3: 
anftalten ihren Gewinn auf dem inländiichen Markte, jo würden fie gezwungen 
jein, fi an den Preifen des Rohzuckers ſchadlos zu halten, und die Rohzuder: 
fabrifen würden den Nachtheil davon haben; während umgekehrt eine möglicher: 
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weile eintretende Steigerung der Melaſſe-Preiſe für diejen Ausfall feinen Erſatz 
bieten könne. Da die NRaffinerien gezwungen wären, den Rohzuder um den vollen 
Betrag der Ausfuhrzuſchüſſe auch im Inlande theurer zu bezahlen, jo würden 
ih nad Verabſchiedung des Gejeges die Melafle-Entzuderungsanftalten um die 
Differenz der bisherigen und der zufünftigen Prämien ficherlich bejler jtehen, 
während doc fein Grund vorliege, diejelben, die auch unter den früheren Zus 
ſtänden und bei jehr viel höheren Melaffes Breiien gute, zum Theil jehr glänzende 
Geſchäfte gemacht hätten, num noch durch die Steuergefeßgebung zum Schaden ihrer 
Konkurrenten ertra zu begünitigen. Es erichien den Antragitellern aber zweck— 
mäßig, den jelbitändigen Melafje-Entzuderungsanftalten feine bejondere Steuer 
aufzulegen, wie dies in den Petitionen der Raffinerien verlangt war, jondern fie 
durch eine Beſchränkung des ihnen zuftehenden Kontingents thatjächlich der Vor- 
theile zu berauben, die ihnen durch das Gejeg in unberechtigter Weile zu Theil 
werden jollten. Den neu entitehenden Melaffe-Entzuderungsanftalten wollte man 
jedoh die Möglichkeit geben, unter den gleichen Bedingungen wie die alten 
Fabriken jofort ihre Arbeit zu beginnen, weil man zugab, daß beiſpielsweiſe den 
‚Fabriken des Oſtens vielleiht erwünjcht fein könnte, zur Hebung der über Gebühr 
gedrüdten Melaſſe-Preiſe auch dort große Entzuderungsanftalten einzurichten, ob- 
wohl einzelne Vertreter gerade jener Gegenden ganz bejonders eine ausgedehnte 
Verfütterung der Melaſſe als das wirthſchaftlich Wünſchenswertheſte befür- 
worteten. 

Der Schlußiat des legten Antrages bezwedte, die Naffinerien davon ab: 
zubalten, neben Rohzuder auch Melaſſe zu verarbeiten; er ging aber, wie die 
Antragiteller in der zweiten Lejung jelbit zugeitanden, injofern zu weit, alö er 
für den geſammten Melaflezuder nicht bloß die Differenz der biöherigen oder ber 
zufünftigen Prämien, fondern die vollen Ausfuhrzuſchüſſe verlangte. Die Gegner 
einer bejonderen Belaltung des Melaſſezuckers führten in eriter Linie an, daß die 
Melaffeentzuderung als ein ganz bejonderer techniicher Fortichritt zu betrachten 
jet, und daß es ein Unding wäre, fich dieſem techniichen Fortichritt entgegen: 
itellen zu wollen. Die gejammte Produktion an Melaflezuder betrage nur etwa 
800 000 Doppelzentner und wenn die Werfütterung der Melaſſe größere Fort: 
ichritte mache, io ſei die Furcht völlig unbegründet, daß dieje geringen Mengen 
dem Naffineriegewerbe empfindliche Stonfurrenz machen fönnten. Die heutigen 
billigen Melaſſepreiſe könnten auch jehr bald wieder fteigen und dadurd die Be- 
fürchtung der Rohzuderraffinerien bejeitigt werden, und man würde den Rübenbau 
nur Schädigen, wenn man durch eine ſolche Ertrabelaitung der Melafjeentzuderung 
einen weientlichen Theil der Erzeugniffe der Rohzuderfabrifation künſtlich im 
Preiſe niedrig halte. 

Auch von Seiten der verbündeten Regierungen wurde dem Antrage eine ganze 
Reihe von formellen und materiellen Gründen entgegengehalten. Zunächit wurde 
auf Die jteuertechniihe Schwierigkeit im Ginzelnen hingewiejen. Aber aud) vom 
wirthichaftlihen Standpunkt jei die beiondere Beſteuerung des aus jenem Neben- 
produft gewonnenen Zucders jehr bedenflih. Die Melafje jei doch auch ein Pro- 
duft der Rübe, deren möglidhite Ausbeutung techniſch vortheilhaft ſei; drüde man 
durch höhere Beſteuerung des Melafjezuders ihren Preis, jo liege die Gefahr 
nahe, dab ſich dieſer Preisdrud auf den Preis der Rübe übertrage. Sei die 
Heritellung von Melaffezuder in der That jo gewinnbringend, jo könnten fich ja 
die Rohzuderfabrifen entweder dur Begründung eigener Melaſſe-Entzuckerungs— 
anftalten oder durch Betheiligung an beitehenden Fabriken auch ihrerſeits einen 
entiprechenden Produftionsgewinn fichern. Ferner jei die Zuckerſteuer eine Ver: 

Annalen des Deutichen Reichs. 1896. 42 


626 Die Zuderiteuer. 


brauchsabgabe. Hiermit ſei es faum vereinbar, wenn bieielbe nach dem Ort, wo 
der Zuder gewonnen, und nac dem Verfahren, welches bei jeiner Herftellung zur 
Anwendung gelangt ſei, verjchieden bemeſſen werde. Der PBertreter der Groß: 
herzoglich badiichen Regierung führte insbejondere noch Folgendes aus: 

Die Frage, ob der aus Melafje gewonnene Zuder einer bejonderen Steuer 
zu unterwerfen jei, babe jchon die Zuderenquetefommillion von 1883/84 be 
ihäftigt; allein je näher man der Sache getreten jei, deſto mehr Schwierig: 
feiten und Bedenken hätten fich herausgeftellt, und die Kommiſſion habe ſich 
ichließlich nad eingehender Erwägung und in Webereinitimmung mit der Mehr: 
heit der vernonmmenen Sachverſtändigen mit 9 gegen 3 Stimmen dagegen aus 
geiprochen, eine beiondere Beiteuerung der Melaſſe neben derjenigen der übe 
vorzuichlagen. Die Gründe, welche zu dieſem Votnm geführt, jeien in dem 
gedrudten Berichte der Zuder-Enquetefommillion vom 12. März 1884 — 
©. 56/64 — ausführlich niedergelegt und im Wefentlichen noch heute zutreffend, 
theilweife jogar in verftärftem Maße. 

Während es unter dem Syſtem der von der Enquetekommiſſion zur Bei: 
behaltung empfohlenen NRohmaterialbeitenerung (Beiteuerung der Rüben) recht 
wohl habe in Frage kommen können, ob nit die Melafje-Entzuderung mit 
einer die jonft fteuerfreie Mehrausbeute erfaſſenden Ertraftener zu belegen jei, 
lafje fich eine derartige Steuer mit dem jeßigen Syitem nicht in Einklang 
bringen, da dieje den Melafjezuder wie allen übrigen Zuder mit einer einheit- 
lihen Verbrauchsabgabe belafte. Auch der verhältnigmäßig geringe Werth des 
Melaſſezuckers laſſe eine beionders hohe Beitenerung desjelben als nicht gerecht: 
fertigt ericheinen. 

Die Ausnugung der Fabrifationsabfälle, wozu die Melaſſe gehöre, zu er: 
ichweren, ſei überhaupt unwirthichaftlih und bezüglich der Melaſſe um jo 
weniger angezeigt, als die Verwerthung der legteren in neuerer Zeit ohnehin 
auf große Hinderniffe ftoße. Die Melaflebrennerei jei dur die Branntwein— 
fteuernovelle vom 16. Juni dv. J. Reichs-Geſetzbl. S. 265) ſehr erichwert, die 
Verwendung zur Cichorien- und Wihje Fabrikation, jowie zur VBiehfütterung 
halte jich naturgemäß in engen Grenzen, und die Ausfuhr ſei in Folge von 
Zollerhöhungen — insbejondere von Seiten Frankreichs — ſtark eingeichräntt. 
Unter dieien Umftänden fei der auf der Melaſſe rubende Preisdrud leicht zu 
begreifen. Derjelbe würde ſich durch die geplante fteuerliche Maßregel jelbit- 
verftändlich noch mehr verichärfen zum Nachtheil derjenigen Rohzuckerfabrikanten, 
welche aus techniichen Gründen ihre Melafje nicht jelbit entzudern Eönnten und 
deshalb an der Erzielung lohnender VBerfaufspreije ein lebhaftes Intereſſe hätten. 
Menn, was im Allgemeinen nicht beitritten werde, die Melafle-Entzuder: 
ung in Folge der niedrigen Preije ihres Nohmaterials zur Zeit außergewöhnlich 
günftige finanzielle Erfolge zeige, fo ſei dies fein Grund, fie mit einer be- 
fonderen Steuer zu bedenfen, ebenjowenig wie man die anderen lufrativen 
Gewerben gegenüber thue. Man könne dod unmöglich eine vorübergehende 
Preiskonjunftur zum Gegenitand einer auf die Dauer berechneten Gejegebung 
machen. Ueberdies finde fich innerhalb der geſammten Zuderinduftrie eine durch 
die Preiſe und die Zuderhaltigkeit der Rüben, die Höhe der Arbeitslöhne, die 
geographiihe Lage, die Beichaffenheit der Betriebdeinrichtungen ꝛc. bedingte 
überaus große Berfchiedenheit in der Gunſt der Produftionsbedingungen — 
jo 3.8. ſchwanke die Höhe der WVerarbeitungsfoiten für einen Doppelzentner 
Nüben von 0,49 Mf. bis 1,72 Mt. (S. 91 der Vorlage) —, eine fo große 
Verichiedenheit, daß man, ohne ungerecht zu werden, einen einzelnen Pro— 
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duftiondzweig nicht herausgreifen und mit einer Ertrafteuer belegen könne. Im 
gegebenen Falle hieße dies geradezu einen eminenten technifchen Fortſchritt be— 
jtenern , während doch die Kommiſſion nicht einmal die Ginführung einer nad) 
dem Umfang der Zudererzeugung abgeituften Betriebsfteuer, für welche ſich gute 
Gründe beibringen ließen, gebilligt habe. 

Die Forderung einer Sonderbeiteuerung der Melafle-Entzuderungsanitalten 
gehe von den Rohzuder:Raffinerien aus und werde damit zu begründen ge: 
jucht, daß jonft, da der Inlandspreis des Zuckers fih aus dem Weltmarktpreis 
und der Erportprämie zujammenjege, die Raffinerien fünftig in dem Preiſe 
ihre Nohzuderö die volle Erhöhung des Ausfuhrzufchuffes zu zahlen, aljo 
von der Erhöhung feinerlei Vortheil hätten, während die Melaſſe-Entzuckerungs— 
anitalten, ohne daß eine Verthenerung ihres Rohſtoffes durch jene Erhöhung 
eintrete, die volle Prämie — jei es bei der Ausfuhr, jei ed in der Form 
eined entiprechend erhöhten Inlandspreiies — genießen, alio gegenüber den 
ohnehin in bedrängter Lage befindlichen Naffinerien eimen bedeutenden Vor— 
jprung gewinnen würden. Diele Behauptung fönne, jomweit ed ſich um Die 
fünftigen Nobzuderpreiie handle, ohne Weiteres als richtig anerfannt werden, 
nicht aber bezüglidy der fünftigen Melaffepreiice. Genau dasjelbe, was für Die 
NRohzuderpreiie zu erwarten jei, werde auch bei den Melaflepreijen eintreten. 
Der in der Melaſſe enthaltene Rohzucker werde geradeio wie aller andere Roh: 
zuder in Folge der Erhöhung der Ausfuhrzuſchüſſe an Berfaufswerth ge= 
minnen und demgemäß auch die Melaſſe im Breiie fteigen, ohne daß es eines 
weiteren Eingreifens der Geleßgebung bedürfe. Sehe man von einer Sonder: 
befteuerung der Melaſſe ab, jo werde, zumal da das Patent auf dad Strontian— 
verfahren, zur Zeit das bedeutſamſte Melafje-Entzuderungsverfahren, abgelaufen 
jei, außerden durch Betriebserweiterungen bei beitehenden und durch Gründung 
neuer Gntzuderungsanftalten jchon dafür geiorgt werden, daß die Nachfrage 
nad) der jest jo gewinnbringenden Melaſſe und damit der Preis der leßteren 
fteige, wodurdh alsdann die Konkurrenz zwiſchen den NRaffinerien und den 
Melafje-Entzuderungsanftalten an Schärfe verlieren würde, Wenn übrigens 
die Rohzuder-Raffinerie weniger lohnend jei, jo trage die Schuld daran nicht 
die Melaffe-Entzuderung, deren Produktion verhältnigmäßig zu gering jei (ca. 
5 Prozent der Gelammterzeugung), um den Inlands- oder gar den Weltmarkt: 
preis zu beitinmen, jondern die Rohzuder:Raffinerie jelbit, die in ftewerlicher 
Hinficht keineswegs benachrheiligt ſei, aber bis jest nicht verftanden habe, den 
ihr dur unieren Prohibitivzoll auf Zuder gewährten Vortheil auszunugen. 

Was die der Sonderbeiteuerung des Melaflezuderd entgegenftehenden fteuer- 
techniſchen Schwierigfeiten anbelange, jo habe man bei der jchließlichen Faſſung 
des Antragd verjucht, demjelben aus dem Wege zu gehen; ganz bejeitigt 
jeien aber dieje Schwierigkeiten nicht. Wenn nah $ 68 die jelbiterzeugte 
Melaſſe abgabenfrei bleiben jolle, jo jei dies zwar für die betreffenden Be: 
triebsftätten zweifellos erwünjcht, entipreche aber nicht der fteuerlichen Ge: 
rechtigkeit, zumal da die felbiterzeugte Melaffe in der Negel noch billiger jei als 
die zugefaufte, folglich auch jteuerfähiger als dieſe. Nach der Yallung des 
Antrags würde ferner eine unter $ 68 fallende Betriebsjtätte bei einer Kon— 
tingentSüberjchreitung ($ 65) unter Umständen für ihren Melafjezuder einen 
Zuſchlag von 2,50 Mi. und außerdem die in $ 68 vorgejehene Abgabe von 
1,25 ME, im Ganzen jomit 3,75 ME. für je 100 Kilogramm zu entrichten 
haben, während es ſonſt jeder anderen Zuderfabrit — ſogar den unter $ 78a 
fallenden jelbitändigen Melafle-Entzuderungsanftalten — jeder Zeit freiitehe, 


42* 


628 Tie Zuderiteuer. 


gegen Zahlung von nur 2,50 ME. für je 100 Kilogramm Robzuder ihr Kon— 
tingent in beliebiger Höhe zu überſchreiten. Zu einer jo ungleihmäßigen Bes 
handlung liege abiolut fein Grund vor. Noch bedenflicher ſei die Leichtigkeit 
der Umgehung der fraglichen Abgabe. Indem der Antrag die Steuerpflichtig- 
feit der Melafie davon abhängig made, daß ihr Zudergehalt in der Troden: 
ſubſtanz weniger als 70 Prozent betrage, ermögliche er es, zugefaufte Melaſſe 
mit höherem Zudergehalt, Abläufe vom eriten Produkt u. dgl. abgabenfrei zu ent— 
zudern, und treffe fo ausschließlich das minderwerthige Nohmaterial, ftatt dasielbe 
gerade mit Nüdjicht auf feine Minderwerthigfeit beionders jchonlich zu behandeln. 
Für die Großherzoglich badische Negierung komme neben dieien Erwägungen 
allgemeiner Natur jpeziell auch die Sorge um das Wohl der Badiſchen Gefell: 
ichaft für Zuderfabrifation in Betracht. Die genannte Firma mit einem Aftien- 
fapital von 2750000 Gulden (rund 4°,, Millionen Mark) befaffe ſich in ihrer 
Fabrik zu Waghäufel (Baden) mit der Heritellung von flüſſigem Rohzuder aus 
jelbiterzeugten und zugefauften Nüben, mit der Entzuderung von eigener und 
zugefaufter Melafie im Wege des Strontianverfahrens und mit der ungetrennt 
erfolgenden Raffination der zu Waghäufel und in ihrer Nohzuderfabrit zu 
Züttlingen (Württemberg) gervonnenen Rübenſäfte, des zugefauften feiten Roh— 
zuder® und des in Form von Saft gewonnenen Melaffezuderd. Die Fabrif 
Waghäuſel beichäftige in ihren Betriebe ca. 1000 Berjonen, ihre Rüben— 
verarbeitung (größtentheil® Kaufrüben, feine Aktienrüben) belaufe fich auf 3= bis 
400000 Doppelzentner, die mit Rüben bepflanzte Fläche umfaſſe nad der 
1893er Anbauftatiitit 1330 Hektar, die Zahl der auf 216 Gemeinden ver: 
theilten Rübenpflanzer betrage 4096, wozu noch einige Taufend Pflanzer in 
Württemberg fümen, die ihre Nüben an die Fabrik Züttlingen liefern. Seit 
Jahren habe die Badiiche Gejellichaft für Zuderfabrifation mit widrigen Vers 
hältniſſen (hohen Nübenpreifen, geringen Zucergehalt der Nüben, hohen 
Arbeitslöhnen 2c.) zu kämpfen, fie habe in vier Jahren nur einmal Dividende 
(nicht ganz 3 Prozent!) gewährt und im Betriebsjahr 1894/95 — nicht wegen, 
jondern froß ihrer Betheiligung am Melajle-Entzudern — mit einem Betriebs: 
verluft von 845000 ME abgeichloflen, der freilich etwa zur Hälfte auf Um— 
ſtände zurüdzuführen sei, die hier außer Betracht zu bleiben hätten. Wei dieſer 
Sadjlage fünne man ohne Mebertreibung behaupten, dab die Einführung der 
vorgeichlagenen bejonderen Abgabe für Melaſſezucker (einer Abgabe von etwa 
40000 Me. jährlich!) die Exiſtenz der Fabrik ernitlich gefährden würde. Der 
Großherzoglichen Regierung fönne aber das eventuelle Eingehen diejer einzigen, 
über ein halbes Jahrhundert beitehbenden Zuderfabrif des Landes, mit der io 
gewichtige Intereflen der badijchen Yandwirthichaft eng verknüpft jeien, durch— 
aus nicht gleihgiltig jein. Sie dürfe mit Recht beanjpruchen, daß der an und 
für fi ſchon unverhältnigmäßig geringe Antheil Badens an den Wohlthaten 
des neuen Geſetzes, welches vor Allem der Landwirthichaft helfen wolle, und 
an deſſen recht erheblichen Laſten alle Bundesitaaten gleihmäßig theilzunehmen 
hätten, nicht durch Beſtimmungen geichmälert werde, welche ohne Noth, ja jogar 
im Widerjpruch mit dem ganzen Syitem des Geſetzes diefem eingefügt würden. 
Er müſſe hiernad dringend bitten, den Antrag auf Sonderbefteuerung der 
Melafje-Entzuderung abzulehnen, event. wenigitens die bereits beftehenden Melafje: 
Entzuderungsanftalten von der vorgejichlagenen Abgabe freizulaffen, da diefelben 
im Vertrauen auf den Fortbeitand der geltenden Gejeßgebung errichtet worden jeien. 
Der föniglich wirttembergiiche Vertreter ſchloß ſich den vorftehenden Aus— 
rührungen an. 
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Obwohl von Seiten der Antragfteller darauf hingewieſen wurde, daß auf 
ein Zuftandefommen des Geſetzes faum zu rechnen jein würde, wenn man nicht 
den nach ihrer Meinung berechtigten Wünſchen der Raffinerien entgegentomme, 
und daß für den Fall des Scheiternd der Vorlage gerade die in Süddeutichland 
gelegenen, an fih wenig günſtig fituirten Fabriken unter der erdrüdenden und 
nicht beichräntten Stonfurrenz der Großbetriebe des Oſtens zu alerjt zum Schaden 
für die dortige Landwirthichaft zu Grunde gehen würden, jo trugen doc alle die 
geäußerten Bedenken dazu bei, daß ichließlich mir geringer Mehrheit die Anträge 
in eriter Lejung abgelehnt wurden. 

In der zweiten Leſung wurden ſie in der bereit oben erwähnten veränderten 
Faſſung von Neuem eingebraht und fanden nunmehr die Zuſtimmung der Mehr: 
heit der Kommiſſion. Dieſe Beichlüffe untericheiden fih von den Borichlägen 
erfter Lejung weſentlich dadurch, dab die nicht als jelbjtändige Melaffe Ent: 
zuderungsanitalten arbeitenden Betriebe, die neben Nohzuder oder Rüben auc 
Melaſſe verarbeiten, nur für die in ihren Betriebdftätten eingeführte fremde 
Melaſſe reip. den daraus gewonnenen Zuder eine Zuichlagiteuer zu zahlen haben. 

Die Antragiteller gingen dabei von der Meberzeugung aus, daß ed nicht be— 
redtigt jein würde, die Robzuderfabrifen, welche eigene Melaſſe bei dem Ber: 
arbeiten von Zuder gebrauchen, beſonders zu belalten, da fie Nohzuder erzeugen 
und die gewonnenen Zudermengen auf ihr jährliches Kontingent mit in Anrech: 
nung gebradht würden. Ebenſo jah ınan davon ab, die Rohzucker-Raffinerien, die 
im Betriebe jelbit gewonnene Melaſſe einem Entzuderungdverfahren unterwerfen, 
bejonders zu bejtenern, weil in dem von ihnen eingefauften Nohproduft, dem 
Rohzucker, entweder fontingentirte oder bereits mit einer Zuichlagitener belegte, 
jedenfalls aber um die Prämie verthenerte Waare bezogen wird. Cine joldhe Ber: 
theuerung um den PBrämienbetrag fönne aber für den in der Melaſſe enthaltenen 
Rohzuder nicht angenommen werden, da eine Erportprämie für Melaſſe nicht be: 
ftünde und bei dem motorischen Ueberſchuß an unverfäufliher Melaſſe und der 
MWahricheinlichkeit, daß ſich dieſer Zuftand auch in abjehbarer Zeit nicht ändern 
werde, auf ein wejentliches Steigen der Melaflepreife nicht zu rechnen jei. Uebrigens 
hätten die Melajferaffinerien auch früher bei wejentlich höheren Preiſen der Melaſſe 
meiſtens recht aute Geichäfte gemacht. Da nun aber diejenigen Petriebe, die 
fremde Melaſſe faufen, erfahrungsgemäß gezwungen find, einen Theil ihrer Melaſſe 
wieder auszuschalten und zu verkaufen, jo hielt man es für recht und billig, dieſe 
auögeichalteteten Reſt-Melaſſen gegen gleich große eingehende Quantitäten zu 
fompenfiren. 

Die Vertheidiger dieſes veränderten Antrages brachten im MWejentlichen die: 
jelben Gründe wieder vor, die bereits in erfter Leſung ins Feld geführt waren, 
und trog des erneuten Widerſpruchs der verbiindeten Regierungen, die namentlich 
darauf hinwieſen, daß den Naffinerien in erhöhten Naffinadeprämien ein Ausgleich 
gewährt werden könne, wurde die nunmehr vorliegende Faſſung mit 13 Stimmen 
angenommen. 


Dritter Vßeil. 
Ausfuhrzuſchüſſe. 
1. Höhe der Zuſchüſſe und deren Zahlung. 
8 70. 
Nachdem, wie ihon erwähnt, in den Kommiſſionsberathungen die Erörterung 


über die Höhe des SKtontingents vorweggenommen war und dort die Mehrheit fich 
auf einen Betrag von 17000000 Doppelzentnern geeinigt hatte, konnte natürlich 
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ohne eine wejentlihe Schädigung der Reichskaſſe nicht daran gedacht werden, die 
Prämienfäge feitzuhalten, jo wie fie die Negierungsvorlage unter Vorausſetzung 
eined Kontingent? von 14000000 in Borichlag gebracht hatte. 

Bei der Beiprehung der Höhe des Prämieniaged entipann ſich zunädjit 
eine ziemlich lebhafte Debatte darüber, ob überhaupt Prämien nothwendig jeien. 
Bon den Gegnern derjelben wurbe behauptet, daß die franzöliiche Prämie, der ſich 
die Negierungsvorlage nähern wolle, keineswegs io hoc) ſei, ald im Plenum be= 
hauptet, und daß frankreich mit jeinem verhältnigmäßig geringen Erport auf 
dem MWeltmarkte gar nicht die Bedeutung habe, die ihm hier zugeichrieben werde. 
Außerdem werde der Konſument durch die geiteigerte Prämie und die erhöhte Ver: 
brauchsabgabe übermäßig belaftet, fie müßten alfo im Intereſſe der Zuckereſſer, 
ipeziell der ärmeren derſelben, gegen dieſe Liebesgabenwirthichaft proteftiren. Auf 
eine Arbeiterfamilie fomme heute ein durchichnittlicher Jahresverbrauh von 100 
bis 125 Pfund Zuder und dieſer Verzehr werde durch die Negierungdvorlage 
um mindeitens fünf bis ſechs Marf vertgeuert zu Guniten einer wohlfituirten 
Induftrie. 

Demgegenüber ward die wirkliche Höhe der franzöfiichen Prämie als weit 
über das für Deutichland vorgeichlagene Maß hinansgehend feitgeitellt und nament— 
li darauf hingewieien, daß die Zuderefler den größten Nutzen von der durch Die 
Prämien begünftigten Ausdehnung der Zuderindustrie gehabt hätten. Gerade 
ihnen ſeien diefe „Liebeögaben“ zu Gute gekommen und würden es auch ferner 
thun, da bei einem Nüdgang der Induſtrie ficherlich viel höhere Zuderpreije zu 
-zahlen jein würden als gegenwärtig trog der höheren Prämie. Ein Mitglied der 
Kommiſſion berechnete noch ausführlich, daß die Mehrbelaftung pro Pfund Zuder 
faum zwei Pfeunig betragen würde. Auf feiner Rübenwirthichaft hätten 50 fremde 
Arbeiter in aht Monaten zufammen 400 Pfund Zucker gebraucht, auf das Jahr 
berechnet mache dad bei zwei Pfennig Bertheuerung eine Mehrbelaitung von 
24 Pfennig pro Perſon, was gar nicht in® Gewicht falle gegenüber den hoben 
Arbeitöverdieniten, welche die Landarbeiter durch den Rübenbau und die Zucker— 
produktion gewönnen. Cine Einſchränkung des Nübenbaues würde, wie mehrfach 
an ziffermäßigen Belegen nachgemwiejen wurde, gerade den Arbeitern am meilten 
ichaden, denn dieien habe die Zuderinduftrie auf dem Lande den größten Nuten 
gebracht. Die Mehrheit der Kommiſſion war deßwegen aud für einen Schu der 
Industrie durch erhöhte Prämien. Doc fonnte man fich lange nicht einigen über 
die Höhe derjelben. 

Zunächſt wurde von einigen Abgeordneten der Antrag geitellt, die Prämie 
auf 1,:, ME. reipektive 2,,, ME. und 2,., ME. pro 100 Kilogramm herab zu 
jegen und dementiprechend die Berbrauchsabgabe von 24 ME. auf 20 ME. zu 
reduziren. 

Dielen Borichlag motivirten die Antragiteller damit, daß die Prämienſätze 
von 1,., Mark für Nohzuder genau dem öfterreichiihen Ausfuhrzuſchuſſe ent: 
iprächen und es nicht wünſchenswerth jei, mit diefem uns wirthichaftlich und 
politiich befreundeten Staate in einen Prämienfrieg zu kommen, daß es vielmehr 
zwedmäßig fein dürfte, durch Erhöhung auf das gleihe Mai die Grundlage einer 
gleichzeitigen Bejeitigung der beiderfeitigen Prämien zu ſchaffen. Es würde da: 
durch der Zucerinduftrie immer noch ein Mehrbetrag von etwa 7500000 Marf 
gegen den heutigen Prämienbetrag jährlich zugeitanden, und die Antragiteller 
glaubten, daß damit Industrie und Rübenbau fich vollauf zufrieden geben könnten. 

Diefe im Vergleih zur Negierungsvorlage ſo unverhältnigmäßig ftarf 
reduzirte Prämie fand aber nur bei den grundiäglichen Gegnern des Geſetzes eine 
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gewiſſe Anerkennung, während andere ſich energiih gegen eine joldhe Der: 
minderung der Ausfuhrzuihüfle erflärten, da ſie überzeugt waren, daß wegen 
einer jo minimalen Erhöhung der biöherigen Prämien der deutichen Zuderinduftrie 
nicht zugemmthet werden könne, fich all den läſtigen Beichränfungen und Kontrolen 
der Kontingentirung zu unterwerfen, wie fie das Geſetz vorichlage. Die Prämie 
jolle doch dem ausgeiprochenen Zwede dienen, als Kampfesprämie eine baldige 
Bejeitigung aller Prämien für den Weltmarkt herbeizuführen. 


Wenn nun der vorgeichlagene Sat auch dem dfterreichiichen gleichkomme, jo 
jeien doch thatſächlich die Verhältniſſe in den öfterreichiichen Rübendiſtrikten 
weſentlich andere und könnten vielfach mit den deutichen gar nicht in Vergleich 
geitellt werden; außerdem gelte es in erfter Linie, den übermäßig hoch prämiirten 
franzöftichen und belgiſchen Zucern entgegenzutreten, und das Geſetz würde jeine 
Wirkung verlieren, wenn man dem vorgeichlagenen Sage zuſtimmen wollte. 


Es jei ferner zu bedenfen, daß bei einer geringen Prämie das Kontingent 
als Maßregel zur Einſchränkung der Produktion feine Wirkung immer mehr ver: 
fehlen wiirde, da es damı umendlich leicht fein würde, darüber hinaus Zuder zu 
erzeugen. 

Von einer Seite wurde jogar angeregt, daB, wenn man den öfterreichiichen 
Prämieniag acceptiren wolle, es dann vortheilhafter wäre, auch das Spitem der 
diterreichiichen Prämienvertbeilung anzunehmen und nicht die Geſammtproduktion 
und die einzelnen Fabriken zu fontingentiren, jondern lieber den Betrag geieglich 
feftzuiegen, den das Neich gewillt fei, jährlich als Unterſtützung der Zuderinduitrie 
zu opfern. Letztere Meinung wurde jedocd lebhaft befümpft und namentlich auch) 
von dei Vertretern der verbündeten Negierungen, die den Nachweis führten, daß 
gerade das dfterreichiiche Syſtem beiondere Nachtheile für den Rübenbauer in fich 
ichliege, da die Ingewißheit, wie hoch die Prämie im Einzelnen fein werde, den 
Fabrifanten immer die Macht gebe, bei Abichlüflen auf Nübenlieferungen zum 
Schaden für die Kandwirthichaft den Nübenpreis zu drüden. 


Von anderer Seite wurde daher eine Prämie von 3 ME. pro 100 ke Roh— 
zuder als das äußerſte Maß bezeichnet, bis zu dem man herabgehen könne. Auch 
dabei würde das Reich finanziell feinen Schaden erleiden, ſelbſt wenn das Kon— 
tingent auf 17 Millionen heraufgeiest jei. 

Das Reichsſchatzamt hatte zur Beurtheilung der finanziellen Tragweite der 
einzelnen Vorjchläge die ald Beilage I mitgetheilte Berehnung den Mitgliedern 
der Kommiſſion zugehen laflen. 


Es wurde jedoch von einen Mlitgliede der Kommiſſion zunächit darauf auf: 
merkſam gemacht, daß die in der vorlegten Spalte berechnete „Kürzung der Neichs- 
einnahmen*“ nicht etwa eine Verminderung der bisherigen Reichs— 
einnahmen bedeutete, jondern dat das Neichsichagamt bereits mir dem geleglich 
am 1. Auguſt 1897 eintretenden völligen Wegfall der Prämien rechne und die 
dadurch zu erwartende Mehreinnahme bereit3 als eine jichere annehme. Wenn 
aljo beiipielsweile bei 3 ME. Prämie und 21 ME PVerbrauchsabgabe eine Ver: 
fürzung der NReicheinnahmen von 17 697 000 ME. herausgerechner würde, fo jei 
gegen den jegigen Zuftand bei den vorgeichlagenen Prämienſätzen eine immerhin 
niht unbeträhbtlihe Zunahme der Neihseinnahmen zu erwarten. 

Der Verbrauch jei bei dieſen Berechnungen auf 6500000 Doppelzentner 
Nohzuder angenommen. IThatfächlich habe er bereits 1894/95 = 6225 732 
Doppelzentner Nohzuder betragen. Der Konſum fteige im Durchichnitt der legten 
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10 Jahre um durchſchnittlich 220 000 Doppelzentner Raffinade. Lege man nur 
dieje, jedenfall® für die geitiegene Bevölkerung zu geringe Verbrauchövermehrung zu 
Grunde, jo jei für das Jahr 1896/97 mit einem Verkehr von 6714620 Doppel: 
zentner Rohzuder — 6043 158 Doppelzentuer Raffinade zu rechnen. Bei einem 
Kontingent von 17 Millionen Doppelzentner verbliebe demnach zum Erport eine 
Menge von 10285380 Doppelzentner Nohzuder, die bei einer Annahme von 
40 Prozent Raffinade Ausfuhr einen Zuihuß von 33 878000 ME. bedingen 
würden, während bei 21 ME. Verbrauchs-Abgabe den Reiche nad) Abzug von 
4 Brozent Erhebungsfoften 121830000 ME. zufliegen würden, jo daß der 
Reichskafle ein Netto-Betrag der Zuderfteuer von 87 952 000 Mark zuftehen würde, 
alio erheblich mehr, als jest in den Etat eingejeßt jei. 

Da das Superfontingent nad) den vorhergehenden Beichlüffen die volle 
Prämie zu entrichten hätte, jo würde dem Fisfus nur das Riſiko der höheren 
Prämie für ausgeführte Raffinaden zufallen, das er Angeſichts der thatſächlich 
wejentlicd; erhöhten Einnahme jehr wohl tragen fönne. 

Der oben geäußerten Auffaflung gegenüber wurde jeiten® der Vertreter der 
verbiindeten Regierungen darauf hingewieſen, daß diejelben im Intereſſe der Reiche: 
finanzen auf eine dem zumehmenden Zucderfonjum entiprechende Steigerung der 
Einnahmen aus der Zuckerſteuer in feinem Falle verzichten fönnen. Darüber, ob 
die verbündeten Regierungen eventuell geneigt fein würden, einen Theil desjenigen 
Betrages, welcher aus der bisherigen Konſumabgabe zu Prämien verwendet sei, 
entgegen den Worichriften des beitehenden Geſetzes und der Gejegesvorlage auch 
über den 31. Juli 1897 hinaus zur Dedung der erhöhten Prämien zur Ber: 
fügung zu stellen, müjle die Entichliegung vorbehalten bleiben. 

Die Mehrheit der Kommiſſion beſchloß hierauf, die Ausfuhrzuſchüſſe für 
Nohzuder auf 3 ME. feitzuiegen. 

Den Borichlägen des Gejegentiwurfes entiprechend hätte dann der Ausfuhr: 
zuſchuß auf 4, ME. und 3,,, ME. für Naffinaden bemefjen werden müſſen. 

Da aber von einigen Seiten hervorgehoben wurde, daß die Naffinerien 
dadurd; eine weientlich höhere Prämie erhalten würden, als fie bisher im Ber: 
gleich zum Nohzuder gehabt hätten, jo beichlog man in eriter Yelung, troß der 
Einwendungen, daß in den öjterreichiichen Prämienfägen die Spannung zwiichen 
Nohzuder: und Raffinadeprämien wejentlich höher sei, und eine Begünftigung der 
Ausfuhr von Konfummaare im nationalen Interefle erwünscht ſei, eine Prämie 
von 4 ME. und 3,,, ME. 

In der zweiten Leſung zeigte ſich jedoch bei zahlreichen Meitgliedern der 
Kommiſſion eine jo geringe Neigung, die beichloffenen Prämieniäge feitzuhalten, 
daß die ‚Freunde der Vorlage jelbit den Antrag einbrachten, die Ausfuhrzuſchüſſe 
für die verichiedenen Klaſſen von Zuder auf 2,,0, reipektive 3,,, und 3 ME. 
herabzumindern. Die Naffineriepränie war dabei entiprehend den Worichlägen 
der Neichöregierung normirt, um es möglichit zu erleichtern, den Zucker im ver: 
edelter Form zu erportiven. Dieſer Vorichlag wurde jchlieglihb mit 12 gegen 
9 Stimmen angenommen, während der von anderer Seite wiederholte frühere 
Antrag. die öjterreichiiche Prämie von 1,,, ME. auch bei uns einzuführen, mur 
wenige Stimmen auf ich vereinigte. 

Die weitere Vorſchrift am Schluſſe des Paragraphen, daß nach näherer 
Beitimmung des Bundesrathes die Ausführungszuſchüſſe aucd für zuderhaltige 
Waaren im Falle des S 6 Ziff. 1 gewährt werden fünnen, fand ohne bejondere 
Grörterung die Zuſtimmung der Kommiſſion. 
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8 71. 

Während nach der Regierungsvorlage „eine Baarzahlung der Zuſchüſſe vor 
Ablauf von ſechs Monaten nad dem Tage der Ausfuhr oder Niederlegung nicht 
ftattfinden”“ follte, beantragte ein Mitglied der Kommiſſion dafür zu jagen: 

„Die Zahlung der Zuſchüſſe erfolgt nad) Ablauf von ſechs Monaten 
nah dem Tage der Ausfuhr oder Niederlegung.” 

Die Kommiſſion nahm diefen Antrag einftimmig an. 


8 72. 

Die hier dem Bundesrath ertheilte Befugniß, die Prämien vorübergehend 
oder dauernd zu ermäßigen oder ganz zu bejeitigen, jobald andere mit uns kon— 
furrirende Zucderländer dad Gleiche thun, Ächien einigen Mitgliedern der Kom— 
million unnöthig, und fie beantragten ihre Streihung. Der Neichdtag müſſe 
ja auch nach der Vorlage möglichit jchnell von den Entichließungen des Bundes- 
rathes in Kenntniß geiegt werden und habe nachträglich jeine Genehmigung zu 
ertheilen oder zu verjagen. Da man aber mit der Ermäßigung der Präntien 
doch nie ganz plöglic) vorgehen fünne, jo würde es ich, wenn man die Be- 
ſtimmungen nicht in das Gejeg aufnähme, jondern in jedem Falle eine Abänderung 
der Prämienſätze durch Beſchluß des Neichötages rejp. durch ein neues Geieg 
herbeiführte, höchſtens um einen ganz geringen Zeitverluft handeln, der bei jo 
wichtigen, einjchneidenden Fragen nicht in Betracht fommen könne. 

Bon anderer Seite wurde dagegen hervorgehoben, das man gerade in diejen 
Beitimmungen einen wejentlichen Theil des gegenwärtigen Geſetzes erblide, weil 
es wünjchenswerth jei, daß geietlich zum Ausdrud gebracht werde, daß die Prämien 
nicht eine dauernde Einrichtung bleiben, jondern als Kampfesprämien gelten und 
jo bald als möglich bejeitigt werden jollten. Die fremden Staaten würden auch) 
viel eher geneigt jein, Unterhandlungen mit Deutichland wegen Abichaffung aller 
Zuſchüſſe zu beginnen, jobald jie wüßten, daß durch Neichögeieß die Verpflichtung 
vorliege, eine entiprechende Ermäßigung bei einem Vorgehen ihrerjeit3 eintreten 
zu laſſen. 

Die große Mehrheit der Kommiſſion beichloß daher Beibehaltung des Paragraphen. 

Bon einer Seite wurde noch zur Ergänzung der Regierungsvorlage folgender 
Antrag geitellt: 

„Für den Fall, daß der Bundesrath von der in diefem Paragraphen 
gegebenen Ermächtigung Gebrauch macht, ift gleichzeitig eine der Eriparniß an 
Ausfuhrpränien entiprechende Herabiegung der Zuderiteuer anzuordnen.“ 

Ein Zulagantrag, der von dem eriten Antragiteller aufgenommen wurde, 
befürmwortete die Ginjchaltung der Worte: 

„ohne Schädiguug der Reichskaſſe“ 

hinter denn Worte „Zuckerſteuer“. 

Der Zwed des eriten Antrages war, dafür Sorge zu tragen, dab nicht eine 
einjeitige Herabſetzung der Ausfuhrvergütungen bei fortbeitehenden Berbraucs: 
abgaben dem Reiche unberechtigte Mehreinnahmen zuführe Obgleich die nach— 
träglih eingeholte Genehmigung des Neichötages ficherlih nicht ohne Erfüllung 
diefer Bedingungen gegeben werden würde, jo ſei e3 doch ziwedmäßiger, gleich in 
das Geje eine ſolche Beitimmung aufzunehmen. Der Zulagantrag fand aber 
al3 eigentlich jelbitveritändlich wenig Zuſtimmung, während der erite Antrag von 
einer großen Mehrheit der Kommiſſion angenommen wurde, trogdem von Seiten 
der Vertreter der verbündeten Regierungen einige ftenertechniiche Bedenken dagegen 
geäußert wurden. 


634 Die Zuderiteuer- 


SS 73 und 74 
wurden, wie bereitö berichtet, in Konſequenz der veränderten Belaftung des Super: 
fontingents in beiden Lejungen der Kommiſſion abgelehnt. 


3. Verfahren bei der Kontingentirung der Bucerfabriken. 


8 75. 

Zu dieſem Paragraphen lagen in erſter Leſung folgende Anträge vor: 

„Die erſtmalige Feſtſtellung des Kontingents für die einzelnen Fabriken 
erfolgt bis zum 1. September 1896 für das Betriebsjahr 1897/98 und um— 
faßt alle diejenigen Fabriken, welche bei Verkündigung dieſes Geſetzes bereits 
im Betriebe oder zum Betriebe fertig oder welche vor dem 1. März 1896 in 
der Heritellung begriffen waren. Die fpätere Kontingentirung findet bis zum 
1. September jedes Jahres für das darauf folgende Betriebsjahr ſtatt. 

ALS Berriebsjahr gilt die Zeit vom 1. Auguft bis 31. Juli.“ 

Sodann an Stelle der Worte „in der erften Hälfte“ zu ſetzen die Worte: 
„bis zum 1. Oktober“. 

Beiden Anträgen war gemeinfan, daß fie aus Rückſicht auf die landwirth— 
ihafiltchen Intereflen und die nothwendige Xorbereitung der Nübenäder für die 
folgende Kampagne, eine möglichjt Frühe Feltiegung des Kontingents für die ein— 
zelnen Fabrifen bezwedten. Die Antragiteller glaubten, daß es für den Yand- 
wirth nothwendig jei, bereits bei Beginn der Herbitbeitellung mit einiger Sicher: 
beit zu willen, wie groß das Quantum Nübenland jein würde, daß er aus dem 
Gejammtantheil der Fabrit an der Kontingentirung zu bebauen im Stande jein 
würde. 

Bon Seiten der Vertreter der verbündeten Regierungen wurde aber darauf 
bingewiejen, daß man den landwirthichaftlichen Intereſſen jo viel als möglich 
Nechnung tragen werde, daß aber ein jo früher Termin, wie der 1. September 
oder jelbit der 1. Oktober, abiolut unmöglich fei, da man die Nefultate des erit 
am 31. Juli abichliegenden vorhergehenden Betriebsjahres mit in Rechnung itellen 
müſſe, was ſchwerlich bereits zu einem jo frühen Zeitpunkt angeben werde Der 
früheſte Iermin, zu dem mit Sicherheit auf eine Feſtſtellung des Kontingents 
gerechnet werden könne, jet der 1. November, und dieies Datum wurde denn auch 
von der großen Mehrheit der Kommiſſion als Schlußtag der Ktontingentirung 
beichloffen. 

Der erite Theil des zuerit erwähnten Antrages, der erit für das Betriebs: 
jahr 1897/98 eine Ktontingentirung der jest ſchon im Betriebe befindlichen oder 
in der Heritellung begriffenen Fabrifen wollte und damit zu einem Hinausſchieben 
der Wirkung des Geieges un ein volles Jahr führte, fand jedoch troß lebhafter 
Bertheidigung des Antragftellers feine Mehrheit, da man überzeugt war, daß es 
aelingen würde, auch bereits für das Jahr 1896/97 die Vorbereitung des Ge: 
ſetzes jo zu beichleunigen, daß es rechtzeitig in Kraft gelegt werden fünme. In 
der zweiten Leſung fand eine Menderung der Beichlüffe nicht itatt 

Ss 76. 

Hiebei wurde zunächſt von einem Mitgliede der Antrag gejtellt, im eriten 
Abſatz in Zeile 5 die Worte: „die Hälfte” zu ftreichen, damit jollte den neu 
entitehenden Fabrifen die Möglichkeit gegeben werden, bereit$ im zweiten Betriebs— 
jahr das volle Kontingent zu erhalten, jo daß dieje neuen Fabriken nur im eriten 
Jahre gezwungen fein würden, ohne diefe Vortheile der Prämien zu produgiren. 
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Der Antragiteller hatte urjprünglich auch diefe Erjchwerung befämpft, aber von 
Seiten der NRegierungdvertreter wurde ſchon aus techniichen Nüdjichten die Un— 
möglichkeit, den neu ſich bildenden Anstalten jofort Antheil am Geſammtkontingent 
zu geben, hervorgehoben. Auch der abgeijhwächte Antrag fand jedoch nicht die 
Mehrheit der Kommilfion, denn es wurde von den Freunden der Vorlage betont, 
dat es ja gerade einer der weſentlichſten Zwecke des Geſetzes ſei, die allzu fchnelle 
Ausdehnung der Induftrie zu hindern und die Neugründung von Fabrifen im 
gewillen Sinne zu erſchweren. Bei der beichloflenen Herabſetzung der Prämien: 
ſätze ſei dieſes Hemmniß durchaus nicht mehr jo ſchwer überfteiglich, wie e3 früher 
gewejen wäre, und deßwegen erit recht feine Veranlaffung vorhanden, nunmehr 
den Neugründungen noch beiondere Erleichterungen zu Theil werden zu lafien. 
Ein Monopol für die beitehenden Fabriken werde damit keineswegs geichaffen, 
ſondern nur ein gewiller Schuß gegen allzu ſchnell und allzu ftark auftretende 
Konkurrenz. Wenn dabei von gegneriicher Seite auch der Gedanke angeregt wurde, 
daß man ben fich vergrößernden Betrieben dieje Ausdehnung ihrer Leiſtungs— 
fähigkeit jedenfalls nicht mehr erjchweren jollte al3 den Neugründungen, jo wurde 
diefer auch von anderen Seiten zugeitimmten Idee im zweiter Leſung durd die 
nachher zu beiprechenden Beſchlüſſe einigermaßen Rechnung getragen. 

Die Kommiſſion nahm daher in eriter Leſung den Paragraphen in unver: 
änderter Form an. 

In zweiter Leſung wurde folgende veränderte Faſſung des Paragraphen 
vorgeichlagen : 

8 76. 

„Den nad dem 1. Dezember 1895 errichteten Fabrifen wird, foweit sie 
nicht bereit3 an der eritmaligen SKontingentirung theilgenommen haben, ein 
Kontingent für da3 erite Jahr ihres Betriebes in der Negel überhaupt nicht 
und für das zweite Jahr nur in Höhe der Hälfte der im ordnungsmäßigen 
Verfahren ($$ 77, 78) zu ermittelnden Menge zugetheilt. 

Solchen Fabriken, deren Theilhabern die Verpflichtung obliegt, jelbit ein ihrer 
Berheiligung entiprechendes Quantum Nüben zu bauen und zu liefern, kann jedoch 
bereitö im eriten Jahre ihres Beitehens ein Kontingent zugebilligt werden. 

Sit eine Fabrif im eriten Jahre ihres Beſtehens weniger als fünfzig 
Tage im Betriebe geweien, jo treten die in dem Geſetze für das erite Jahr 
ihres Beiriebes vorgejehenen Folgen auch für das zweite Jahr und die für 
das zweite Jahr vorgeiehenen Folgen fir das dritte Jahr ein.“ 

Der Zweck diejed Antrages war, denjenigen Fabriken, die ausſchließlich von 
Rüben bauenden Landwirthen, alfo im Intereſſe und zum Nugen für die Land» 
wirthichaft errichtet würden, eine Grleichterumg bei der Stontingentirung zu Theil 
werden zu laſſen. Obwohl von den verichiedeniten Seiten anerfannt wurde, daß 
dieje rein landwirthichaftlichen Unternehmungen ganz gewiß vor den vereinzelt 
auftretenden großfapitaliltiichen Betrieben im Geſetz eine gewiſſe Begünftigung 
erwarten dürften, jo mußte man doch zugeben, daß, wenn eine jolche Bedingung 
in das Gejeg aufgenommen würde, eine Erichwerung von Neubildungen überhaupt 
nicht mehr vorliegen würde, da alle neuen Fabriken nur auf Grundlage von 
Rüben-Aktien jich bilden, oder die nicht ganz zweifelsfreie Beſtimmung des Para— 
graphen durch Scheinverpflichtungen der Aktionäre umgehen würden. 

Der Antrag wurde daher nad) längerer Erörterung mit 13 gegen 8 Stimmen 
abgelehnt, namentlich da man dem Bundesrath die weitgehende Befugniß, nad) 
jeinem Grmefjen dieſe Vergünltigungen zu Theil werden zu laſſen, wicht eine 
räumen wollte. 
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Zunächſt wurde von einzelnen Mitgliedern in der Kommiſſion der Vorichlag 
befämpft, nur dem aus inländiichem Rohſtoff hergeitellten Zuder die Ausfuhr: 
vergünstigung zu Theil werden zu laflen. Won anderer Seite wurde beantragt, 
im eriten Abjag die Worte: „aus inländiichen Rohſtoffen“, ſowie den ganzen 
Abſatz 2 zu jtreichen, während ein anderer Antrag dem legten Sag folgende 
Faſſung geben wollte: 

„Diejenigen Fabriken, welche in dei legten drei Jahren vor dem Jufraft: 
treten des Geieges regelmäßig ausländiiche Nüben verwendet haben, dürfen bis 
zum Betrage des bisherigen größten Umfanges diefer Verarbeitung ohne Nachtbeil 
für die jpätere Bemefjung des Kontingents ausländiiche Rüben weiter verarbeiten.“ 

Der erite Vorichlag wurde damit motivirt, daß einige große Fabriken des 
Oſtens ih in den legten Jahren darauf eingerichtet hätten, ruſſiſche Rüben in 
größerem Umfange zu verarbeiten. Sie hätten zum Zweck der erleichterten Heran— 
bringung derjelben große Stapitalien feitgelegt zum Bau von Stleinbahnen und 
würden jchwer geichädigt werden, wenn man ihnen dieie Bezugsquelle für ihr 
NRohmaterial abgraben wollte; außerdem jei zu befürchten, dab alddann in den 
benachbarten ruſſiſchen Landſtrichen ruſſiſche Fabriken entitehen würden, die mit 
ihren billigen Erzeugnifien um jo mehr in der Lage fein würden, dem beutichen 
Zuder Konkurrenz zu machen. Da nun aber neuerdingd Zucderrüben nicht blos 
aus Nufliih- Polen, fondern auch über andere Grenzitationen im Gejammtbetrage 
von 327 000 Doppelzentnern eingehen, glaubte der Vertreter des zmeiten An— 
trages eine allgemeine Erlaubniß zur Benugung dieler fremden Produfte und zur 
Prämiirung des daraus hergeitellten Zuders nicht geitatten zu jollen und forderte 
nur einen Schug für die heute beitehenden Ginrichtungen und den Umfang der 
bisherigen Verarbeitung. Der Herr Vertreter des Stöniglich preußiichen Herrn 
Landwirthſchaftsminiſters vertheidigte die Negierungsvorlage, da die landwirth— 
ichaftlihe Verwaltung eine Begünftigung fremder Nohitoffe nicht wünjchen fünne. 
Schließlich wurden aber alle Beſchränkungen mit einer großen Mehrheit der Kom— 
million abgelehnt, da man auf die verhältnigmäßig Eleinen Mengen, die bisher 
über die Grenzen gefommen, feine Nüdficht glaubte nehmen zu dürfen. Es wurden 
alio im eriten Abjag die Worte „aus inländiichem Rohſtoff“ geitrihen und der 
ganze zweite Abjag abgelehnt. 

Die Art der Feititellung des Kontingents für die einzelnen Fabriken führte 
zu den lebhafteiten Auseinanderjegungen und zu verichiedenen Anträgen. 

Der Vorſchlag der Negierungsvorlage, die Testen fünf Betriebsjahre unter 
Weglaſſung der höchiten und der niedrigiten Jabreserzeugungsziffer der Berechnung 
zu Grunde zu legen, fand namentlich jeitens der Vertreter des Oſtens lebhaften 
MWideripruch, weil fie darin eine Begünftigung der alten zum Schaden der erit 
por Sturzem entitandenen reip. vergrößerten Fabriken erblidten. Sie beantragten 
daher den Abſatz 1 folgendermaßen zu fallen: 

„Das Kontingent der einzelnen Fabrik wird für die VBetriebsjahre 1896/97 
und 1897/98 nah der Zudermenge ermittelt, weldyer von der Yabrif aus 
inländiichen Robitoffen in den legten drei Betriebsjahren 1893/94 bis 1895/96 
durchichnittlich bergeitellt ift. 

Für die folgenden Betriebsjahre wird das Stontingent der einzelnen Fabrik 
nad) der Zuckermenge ermittelt, welche von der Fabrik in den legten vier 
Betriebsjahren unter Weglaffung der höchſten und niedrigiten Jahreserzeugungs: 
ziffer durdichnittlich hergeſtellt iſt. Das Betriebsjahr, in welchem die Kon— 
tingentirung vorgenommen wird, wird hierbei nicht berüdlichtigt.* 
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Dieier Antrag wurde nad) längerer Debatte unter Streihung der Worte: 
„aus inländiichen Rohſtoffen“ mit 15 gegen 5 Stimmen angenommen, weil man 
glaubte, in dem Durdyichnitt der legten drei Betriebsjahre namentlich für das erite 
Kontingent auch unter Berüdfihtigung der Ergebniffe ded Jahres 1895/96 den 
entgegenftehenden Ansprüchen der verichiedeniten Laudestheile am meiſten gerecht zu 
werden. Die von den PBertretern der Rübenzuder:Fuduftrie in den Petitionen 
und jonitigen Cingaben an den Reichstag mehrfach geforderte Anrechnung der 
höchſten Jahresleiſtung eines der letzten fünf Jahre und nachheriges Feithalten 
an diejer einmal gewonnenen Grundlage wurde zwar von einigen Seiten lebhaft 
vertheidigt, weil man jeder Fabrik die Erhaltung der einmal erreichten höchiten 
Leiltungsfähigfeit möglichit fichern wollte und namentlich für die Zukunft ihnen 
eine feite Baſis für die Neufontingentirung ſchaffen und den in der jährlichen 
Feſtſtellung liegenden Neiz zur Ueberproduktion vermeiden wollte. Es wurde jedoch 
von anderer Seite dieſen Forderungen lebhaft wideriprochen, da man eine ein— 
malige höchſte Leiftung nicht einer dauernden Einrichtung zu Grunde legen könnte 
und eine ungerechte Vertheilung der Laften zum Nachtheil einzelner Landestheile 
damit unvermeidlich verbunden ſei. Ein Theil der Kommijlionsmitglieder hegte 
aber den bejonderen Wunjch bei der Stontingentirung, nachdem die Betriebsftener 
gefallen jei, den Eleineren, noch ausdehnungd: und entwidelungsfähigen Yabrifen 
eine bejondere Vergünftigung zu Theil werden zu laflen, jo dab auch fie im 
Stande wären, im Laufe der Zeit fih an Leiltungsfähigfeit auszudehnen. 

Es wurde deshalb beantragt: 

„Bei denjenigen Fabriken, bei welchen die gemäß Abjat 1 und 2 zu be— 
rechnende Zucdermenge weniger ald 4000000 Stilogramm beträgt, wird die in 
den legten Fünf Jahren unter Weglaflung der beiden niedrigiten Jahres: 
erzeugungsziffern durchichnittlich hergeitellte Zudermenge der Kontingentirung 
zu Grunde gelegt." 

Diefer Antrag wurde von einer großen Mehrheit der Kommiffion angenommen, 
da man dem Grundgedanken desjelben, die fleineren Fabriken möglichit zu Ihügen, 
alljeitig zuſtimmte. 

In der zweiten Lelung wurde die Bemeſſung der Einzelsstontingente in 
weientlich veränderter Faſſung angenommen. 

63 wurde zunächſt darauf hingewielen, daß namentlich in den mitteldeutjchen 
Zuderdijtriften eine ganze Neihe von Zuderfabrifen durch das überaus ungünitige 
Erntejahr 1893/94 bei der eritmaligen Kontingentirung in der allerichwerjten 
Weiſe benachtheiligt werden würden, wenn man die legten drei Jahre der Be: 
rehnung zu runde legte. Die Vertreter diefer Fabriken hatten in einer be= 
jonderen Gingabe nocd einmal den Wunſch des Vereins für die Zuderinduftrie 
des Deutichen Reichs befürwortet und wünjchten das höchſte Jahreserzeugniß der 
legten fünf Jahre anzunehmen. Man einigte fich Ichlieglich dahin, von den legten 
drei Jahren die Auswahl der beiden günftigiten zu geftatten, und beichloß, ent— 
gegen der Annahme der eriten Lejung, dieſe Balis für die Kontingentirung auch 
für die zufünftigen Jahre feitzuhalten. Dadurch glaubte man auch den gewiß 
berechtigten Intereſſen derjenigen Fabriken entgegen zu kommen, die durch ihre 
wirthichaftlichen Verhältniffe zu einer Vergrößerung ihrer Anlagen gezwungen 
wären und nach der Negierungsvorlage erjt jpät in den Genuß eines ihrer 
Leiſtungsfähigkeit entiprechenden Stontingent3 kommen würden. 

Für die Eleineren Fabriken, d. h. die unter 40000 Doppelzentner Jahres: 
produftion, beichlog man, die in einem der legten fünf Jahre hergeitellte höchſte 
Zudermenge, jedoh nicht über den Betrag von vier Millionen Kilogrammı hinaus, 
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der Stontingentirung zu Grunde zu legen. Für die erfte Kontingentirung ſollte 
nad allgemeinen Wunſch auch dad Ergebuiß des Betriebsjahres 1895/96 mit 
in Anrehnung gebradht werden; für die ſpätere Feititellung glaubte man dagegen 
von einer Berüdiichtigung der in der furzen Friſt nur ſchwer zu ermittelnden 
Erzeugniſſe der legten Jahre abjehen zu dürfen, und jo wurde der ganze $ 77 
in der aus der Anlage erfichtlihen yorm mit 14 gegen 6 Stimmen angenommen. 
$ 78 

joll für diejenigen Fabriken Beitimmungen treffen, die während des für die Kon— 
tingentirung maßgebenden Zeitraums noch nicht oder doc nicht in allen Jahren 
in Betrieb waren, reip. durch Braudſchäden oder fonftige den techniichen Betrieb 
ftörende, unabwendbare Ereigniffe vorübergehend zu ungewöhnlicher Einſchränkung 
der Zudererzeugung gezwungen waren. Für fie ſoll nah Maßgabe ihrer Leiltungs: 
fähigfeit durdy Vergleich mit den Ausbeuten benachbarter Fabriken das Kontingent 
ermittelt werben. 

In der Kommiſſion machte ſich mehrfach das Beitreben geltend, dieje Aus— 
nahmebeltimmung auf weitere Fälle auszudehnen, in denen eine ungerechte Be— 
ſchränkung der Kontingente eintreten könnte. 

Zunächſt wurde beantragt, im Abjas 2 hinter den Worten „welche den tech— 
nischen Betrieb der Anftalt ſtören“ einzujchalten: „oder die volle Ausnutzung 
ber Leiltungsfähigfeit verhindert haben“. 

Ein Mitglied der Kommiſſion beantragte dagegen, dem ganzen Paragraphen 
eine andere Fallung, wie folgt, zu geben: 


$ 78. 


Sit eine der in 8 75 bezeichneten Fabriken noch nicht oder nicht während 
des ganzen in $ 77 Abſatz 1 bezeichneten Zeitraums im Betrieb geweien, io 
wird unter Anhörung von Sadjverftändigen ihre techniiche Leiſtungsfähigkeit 
feitgeltellt und ihr Antheil am Gejanmtkontingent berechnet nach dieſer Feſt— 
ftellung unter Annahme von 75 vollen Arbeitstagen und dem Durchſchnitts— 
ausbringen au Zuder der nächitgelegenen Fabrifen während des in 8 77 
Abſatz 1 bezeichneten Zeitraums. 


8 78a. 


Das gleiche Verfahren findet auf Antrag für alle diejenigen Fabriken 
jtatt, welche während eined oder mehrerer Jahre innerhalb des in $ 77 Abiag 1 
bezeichneten Zeitraums durch Störungen im Betrieb, Brandichaden und andere 
nicht abwendbare Greignifle, insbejondere Mißernten, mangelnde Giienbahn: 
verbindungen, Zahlung3itodungen zu ungewöhnlicher Einſchränkung oder gänz— 
liher Einſtellung des Betriebes genöthigt waren, oder welche innerhalb diejer 
Zeit ihre Betriebseinrihtungen weſentlich umgejtaltet haben. 

Der Antheil am Gejanmtlontingent wird in diefen Fällen aus der An— 
nahme von 75 vollen Arbeitätagen und der höchſten nachgewiejenen Tages: 
verarbeitung innerhalb des in $ 77 Abſatz 1 bezeichneten Zeitraums berechnet. 

Der legte Antrag wollte namentlihb auch alle Störungen, die durch Miß— 
ernten, mangelhafte Gifenbahnverbindungen, Zahlungsitodungen 2c. entitanden 
jeien, bei der Bemeſſung der zuzutheilenden Zudermenge mit berüdfichtigen. 
Es wurde jedoch, namentlich von Seiten der Vertreter der verbündeten Regier: 
ungen, darauf hingewieſen, daß eine jolche Erweiterung der Vollmachten zu den 
allerichwerften Bedenken Anlaß gebe, weil der Begriff einer Mißernte nur jchwer 
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teitzuftellen jei und wahrſcheinlich ungemeſſene Anſprüche von allen Seiten an die 
Finanzverwaltung herantreten würden, die zu befriedigen namentlich bei der Kürze 
der Zeit ganz unmöglich jein werde. Zuzugeben wäre dagegen, dab es Verhält— 
niffe geben könne, bei denen eine Fabrik, die auf größere Leiftungen eingerichtet, 
dur unabwendbare Greigniffe bisher verhindert gewejen jei, ihre Einrichtungen 
nugbringend zu verwerthen. So könne beilpieldweile die veripätete Ausführung 
eine3 bei der Gründung der Fabrik ſchon feft in Ausficht ftehenden Bahnbaues 
die jolideiten und berechtigtiten Vorausſetzungen jtören; und wenn num jet der 
erwartete Bahnanſchluß erfolge, jo ſei damit die Möglichkeit gegeben, Diftrikte, 
auf deren Nübenbau man von Anfang an gerechnet habe, für den Betrieb zu er: 
ichließen, Für jolhe Fälle könne es allenfall® berechtigt erecheinen, auf dieje Aus: 
nahmezuftände Rüdjicht zu nehmen. 

Es wurde daher der ad 1 bezeichnete Antrag in der eriten Leſung mit großer 
Mehrheit angenommen, während der zweite Antrag nad langen Debatten zurüd: 
gezogen wurde, ſpeziell auch degwegen, weil die Annahme einer beftinnmten Zahl 
pon Arbeitötagen bei der ungleihen Ausdehnung der Zuderfampagne in den ver: 
ichiedensten Gegenden Deutichlands jeine großen Bedenken haben muB. 

In zweiter Leſung wurde troßdem der Grundgedanke, eine beſtimmte Anzahl 
Tage oder eine bejtimmte Dauer der Kampagne den Berechnungen des Kontingents 
zu Grunde zu legen, wieder aufgenommen, indem der Antrag eingebracht wurde: 

Bei denjenigen Yabrifen, bei welchen die gemäß Abjap 1 und 2 zu be: 
rechnende Zucdermenge weniger als das 75 face ihrer Tagesverarbeitung beträgt, 
it auf Antrag das Stontingent aus der Annahme von 75 Arbeitstagen und 
dem durchichnittlichen prozentualen Aufbringen an Zuder feitzuitellen. Die 
Tagesverarbeitung wird aus der derzeitigen technifchen Leiſtungsfähigkeit durch 
Sadveritändige ermittelt. 

Auch in diefer veränderten Form fand der Antrag feinen Anklang bei der 
Mehrheit der Kommifiton, obwohl der Antragfteller durch eine Reihe von Zahlen 
den Nachweis führen konnte, daß es noch immer, namentlih in Sclefien, eine 
Anzahl von Fabrifen gäbe, die nicht mal im Stande jeien, eine Stampagne von 
45 bis 50 Tagen zu arbeiten. Von gegneriiher Seite wurde aber der Nachweis 
geführt, daß solche Fabriken oft nach einem Brandichaden oder nad jonftigen 
Unglüdsfällen weſentlich erweitert jeien, ohne Rüdficht auf die Möglichkeit der 
Beihaffung des nöthigen Nohmateriald, und daß fie durch die kurze Dauer der 
Betriebszeit auch wieder manche technifche Vorzüge hätten, da bei langdauernder 
Kampagne notorisch große Verluste durch den Rückgang des Zudergehalts in den 
Rüben in Anrechnung zu bringen ſeien. 

Als Zufag zum zweiten Abſatz des Paragraphen wurde in der eriten Lejung 
noch beantragt, folgende Worte hinzuzufügen: 

„Das Gleiche gilt für die Fabriken, die in den Jahren 1893/94 bis 
1895/96 ihre techniiche Leiltungsfähigkeit um mindeſtens 20 Prozent erhöht 
haben.“ 

Die Kommiifion beſchloß in der erften Leſung diefer Anregung entiprechend, 
weil die Mehrheit der Mitglieder zugab, daß eine jolche wejientliche Vergrößerung 
der Betriebseinrichtungen nicht ohne Berüdjichtigung bei der Kontingentirung 
bleiben fönne. 

Dagegen wurden die Bedenken geltend gemacht, daß die techniſche Leiſtungs— 
fähigkeit ein Begriff jei, der nur jchwer gejeggeberiich zu formuliren wäre, und 
daß e3 vielfach möglich fein würde, durch geringe Beränderungen im Betriebe, 
durch Aufitellung von neuen Verdampfapparaten 2c. die Leiſtungsfähigkeit weient- 


640 Die Zuderiteuer. 


lich zu fteigern. Der Antragfteller erflärte aber darauf, daß er auf den Begriff 
der Leiftungsfähigfeit auch gar fein Gewicht lege, ſondern bereit ei, an Stelle 
der Morte „techniiche Leiſtungsfähigkeit“ zu ſetzen „ihre durchichnittliche Tages— 
produftion“, jo daß alſo aus dem Betriebsergebniß des letzten Jahres zu erjehen 
jein würde, ob wirklich die vorgenommenen Umbauten und Veränderungen die ers 
hoffte Wirkung gehabt hätten. 

In zweiter Leſung wollte derjelbe Antragsteller fitatt 20 Prozent ſogar 
15 Prozent jagen und glaubte, eine jolche beichränfte Steigerung der Tagesleiftung 
müffe für die Kontingentirung mit berüdjichtigt werden. Da aber inzwiichen die 
Beichlüffe wegen der Ktontingentirung der einzelnen Fabriken weſentlich geändert 
waren und nunmehr aus den drei letten Betriebsjahren nur immer die beiden 
günftigften für das Yuderquantum maßgebend sein jollen, jo wurde der ganze 
Zufat in zweiter Yejung wieder geftrichen, weil auch der Antragiteller zugeben 
mußte, daß nunmehr eine fich vergrößernde Fabrik verhältnigmäßig ichnell zu dem 
ihrer Leiftungsfähigfeit entiprechenden Kontingente fommen würde. 

Endlich war im Intereſſe derjenigen Landestheile, in denen jeit langen Jahren 
eine Reihe von fleinen, weniger leiftungsfähigen Fabriken dicht bei einander ge— 
legen find, der Antrag eingebracht, einer Zulammenlegung diejer Stleinbetriebe zu 
größeren durch die Kontingentirung fein Hinderniß entgegen zu ftellen. Der Anz 
trag lautete folgendermaßen; 

„Auf Antrag kann, wenn der Beliter einer Zuderfabrif den Betrieb der— 
jelben dauernd zum Zwecke der Anlegung oder Vergrößerung einer anderen 
Fabrik einftellt, die für die legtere zu ermittelnde Zudermenge um einen ber 
Zudererzeugung der eingegangenen Fabrik entiprechenden Betrag erhöht werden. 
Diefe Beltimmung findet jedoh nur Anwendung, wenn die Entfernung zwiichen 
den in Betracht kommenden Fabriken nicht mehr als 30 Kilometer beträgt und 
wenn nach Ermeſſen der höheren Berwaltungäbehörde des Bezirks von land: 
wirthichaftlihen Standpunkte Bedenken nidıt entgegenstehen, insbejondere die 
Verwerthung des Grtrages der bisher an der Berforgung der eingegangenen 
Fabrik betheiligten Nübenäder im Wejentlichen gefichert ericheint. Auch iſt die 
Anwendung der Vorichrift dann ansgeichlofien, wenn die Fabrik, deren Betrieb 
eingeltellt wird, im Yaufe der Tegtvorhergegangenen fünf Jahre mehr als zwei 
Jahre lang geruht hat. Für Fabriken, deren Anlage oder Vergrößerung ſeit 
Beginn des Betriebsjahres 1892/93 in dieſer Weile erfolgt ift, wird Die bei 
Bemeflung des Kontingents in Anrechnung zu bringende Zudermenge unter 
Mitberücdfichtigung der höchſten Jahresleiftung der eingegangenen Fabriken 
ermittelt.” 

Bon den Antragitellern wurde hervorgehoben, daß es ſich bei folder Zu— 
ſammenlegung £leinerer, leiftungsunfähiger Fabriken ja doch nicht um Neuerrichtung 
von Betrieben im Sinne des Geſetzes handle, jondern daß man, dem techniichen Fort— 
ihritt huldigend, nur an Stelle der biöherigen neue, leiltungsfähigere Etabliſſe— 
ments ſchaffen wolle. So wenig der Wiederaufbau einer durch Feuerſchaden ver: 
nichteten Fabrit im Sinne des Gejeges ald Neugründung zu betrachten fei, ebenjo 
wenig könne man, wenn aus allgemeinen Gründen der Abbrudy der alten Yabrıf 
und ihr Wiederaufbau in verbeilerter Form ftattfinde, eine jolche Fabrik unter 
die Beitimmungen des $ 77 fallen laffen und ihr zumuthen, fich erſt allmählich 
ein Kontingent zu erarbeiten. Damit nun nicht etwa von den einzelnen Fabriken 
mit ihrem Kontingent ein Kandel getrieben würde und die Errichtung neuer 
Fabriken in einzelnen Landestheilen dadurch erleichtert würde, daß andere nicht 
mehr lebensfähige ihren Betrieb zu Gunsten einer ſolchen Neugründung einftellten, 
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hatten die Antragiteller die Beitimmung hinzugefügt, daß die landwirthichaftlichen 
Intereffen der Rübenbauer vollauf gewahrt fein jollten und die jich vereinigenben 
Fabriken nicht weiter ald 30 km von einander entfernt jein dürfen. 

63 wurde aber gegen dieſen Antrag eine ziemlich lebhafte Oppofition laut, 
weil einzelne Mitglieder der Kommijfion meinten, es ſolle dadurch gerabe dem 
Grundgedanken des Geſetzes entgegen in den Landestheilen, in denen die Fabrikation 
jeit langer Zeit heimiſch jei, eine Vergrößerung und Errichtung neuer Betriebe 
erleichtert werden. 

Auh tauchten Bedenken auf, ob bier nicht Nealberechtigungen entjtehen 
fönnten, die dann thatfählich in mißbräuchlicher Weile ausgenügt würden. Es 
müßten aljo jedenfall, wenn von dieſer Befugniß Gebrauch gemacht werben jollte, 
rechtsgültige Verträge vorliegen, daß die eine Fabrik zu Gunften einer oder 
mehrerer in der Nähe gelegenen zu vergrößernden Fabriken ihren Betrieb einftelle 
und daß die biöherigen Eigenthümer der ftillgelegten Fabrik ſich mit Stapital- 
und Rübenbauverpflihtung an dem anderen Betrieb betheiligten. 

Während in der eriten Lejung den von den Antragitelleen vorgebradhten 
Sründen fich die Mehrheit der Kommiſſionsmitglieder anſchloß, wurde trotz wieder: 
holter VBertheidigung im zweiter Yejung mit einer ganz geringen Majorität der 
Zulag wieder geltrihen und darauf der $ 78 in der aus der Anlage erjichtlichen 
Form angenommen, wobei noch zu bemerfen ift, daß die in der erſten Lejung 
beichloflenen Worte: „die volle Ausnutzung der Leiltungsfähigfeit verhindert 
haben” in dem Schlußſatze des Paragraphen eine Elarere Faſſung gewonnen haben, 
aus der erfichtlich ift, daß es fich nicht blos um Störungen im technifchen Be— 
triebe handeln joll, jondern daß namentlich die oben bereitö erwähnten Verhält- 
niffe mangelnder oder erit jpäter geichaffener Eijenbahnverbindung an diejer Stelle 
Berüdfihtigung finden jollen. 


S 78a. 
iit nur die Ergänzung der bereitö bei 8 68 getroffenen Beitimmungen über die 
beiondere Belaftung der Melafle-Entzuderung, und kann binfichtlich der Gründe 


für die Aufnahme diejer Beitimmungen in das Gejeg auf die dort gemachten 
Bemerfungen vermwieien werden. 


s 79. 


Hierzu hatte ein Mitglied den Antrag geitellt, dem Paragraphen folgende 
Faſſung zu geben: 
„Die Feititellung der Kontingente geichieht in Rohzuckerwerth, aber zugleich) 
auch als eine Kontingentirung der Zucderrübenanbauflähen. Sie erfolgt end- 
gültig durd die Landesfinanzbehörden nach näherer Beitimmung des Bundes— 
raths“. 

Auch von anderer Seite war bereits angeregt worden, ob es nicht möglich 
ſei, in irgend einer Weiſe dafür Sorge zu tragen, daß die Vortheile der Kon— 
tingentirung den Landwirthen und dem Rübenbau zu Gute kämen, damit nicht 
etwa von kapitaliſtiſch geleiteten Unternehmungen die Vortheile des Geſetzes aus— 
gebeutet würden zum Schaden der Landwirthe. 

Der Antragſteller wies bei Begründung ſeines Antrages auf den Beſchluß 
der Landwirthſchaftskammer für die Provinz Poſen hin und führte aus, daß die 
Kontingentirung zugleich eine Kontingentirung der Rübenanbaufläche ſein müſſe, 
da nur dann ein geſetzlicher Schutz oder eine geſetzliche Garantie auch für den 
Rübenbau geſichert wäre, Eine Kontingentirung der Fabriken allein werde die 

Annalen det Deutſchen Reihe. 1896. 43 


642 Die Zuderiteuer. 


Zuderrübenproduzenten, welche nicht Aktionäre find, und darunter alle bäuerlichen 
Ktleinproduzenten, alſo die Majorität, einer willfürlichen Stontingentirung. eventuell 
einer einfachen Ausichliegung vom Nübenbau von Seiten der Fabrikvorftände auf 
Gnade und Ungnade überantworten. Die geforderte Stontingentirung der Anbau: 
fläche halte er nicht für unmöglich, da dieielbe nad) Maßgabe der Regierungs— 
vorlage von Seiten der Fabrifvorftände ftattfinden müſſe. Bei einer Kontingen— 
tirung ad maximnm ergebe ſich von ſelbſt eine Ktontingentirung der Zucderrüben: 
produzenten. Diejelben würden dann mit denjenigen Anbauflächen fontingentirt, 
welche dieſes Marimum an Zucder ergeben habe. Bei einer reduzirten Kontin: 
gentirung sei die Proportion leicht zu ermitteln, in welder gleihmäßig und 
gleichzeitig ſowohl die Zuderfabrifation als auch der dazu gehörige NRübenbau 
beihränft werden müßte. ine geſetzliche Verpflichtung der Zuderfabrifen, die 
bisherige Rübenanbauflähe im Verhältniß zum zugewieienen Zuderfontingent vor: 
zunehmen, würde vorderhand genügen. Die Sontingentirung des Rübenbaues 
durch die Fabriken, welche jedenfall unumgänglich wäre, müßte aber unter behörd- 
liche Kontrole geitellt werden. 

Obgleich, wie jhon geiagt, dem Grundgedanken des Vorichlags, den Rüben: 
bauern möglichit die Wortheile des Geſetzes zu Gute fommen zu laſſen, allieitig 
Sympathie entgegengebracht wurde, verhehlte man ſich doch nicht, daß es praktiſch 
jo gut wie undurdführbar fein würde, dem einzelnen Nübenbauer einen Antheil 
am .Nübenbau zu garantiren, denn ed würde bei den wechjelnden Anbaufläcen 
ſchwer jein, einen beſtimmten Maßſtab für die Zumweilung eines Antheils zu 
finden, und wegen der wechjelnden Ernteerträge nad Qualität und Quantität 
würde es noch viel jchwieriger fein, daraus die möglicherweiie herzuitellende 
Zudermenge annähernd zuverfichtlich porauszubeitimmen. Wollte man eine ſolche 
Stontingentirung der Anbaufläce, jo müßte eine ftenerliche Ktontrole des Rüben— 
baues ftattfinden, die jedenfall die Wortheile des Vorichlages für den Landwirth 
reichlich wieder aufiwiegen würde, Man fönne auch die Yabrifen nicht von der 
Gnade des Nübenbauerd vollitändig abhängig machen und fie wohl gar zwingen, 
auc ſchlechte, ſchwer zu verarbeitende Rübenmaterialien von ihnen abzunehmen, 
denn nur aus beitem Material laſſe fich heute überhaupt noch mit Vortheil Zuder 
für den Weltmarkt beritellen. 

Der Antrag wurde daher mit 18 gegen 2 Stimmen von der Kommiſſion 
abgelehnt. 

In zweiter Lefung wurde von einem anderen Mitgliede der Kommiſſion 
- beantragt, in der zweiten Zeile das Wort „endgültig“ zu ftreihen und als zweiten 
Abſatz hinzuzufügen: 

„Gegen diele Feititellung ift die Berufung an den oberiten Verwaltungs 
gerihtshof des Landes, und wo ein Verwaltungsgerichtshof nicht beſteht, an 
die ordentlichen Gerichte zuläflig. * 

Der Antragiteller wollte damit die nad feiner Anjicht vorhandene Gefahr 
bejeitigen, daß es feinen Rechtsweg für alle etwa aus der Stontingentirung un— 
vermeidlich entitehenden Streitigkeiten gäbe. Es fünnte eine große Willkür ein 
treten und viele Sich beichwert fühlen und unzufrieden werden, wenn ihnen nicht 
die Möglichkeit gegeben wäre, auf dem Rechtswege fih ihr Necht zu eritreiten. 

Bon Seiten der Vertreter der verbiindeten Regierungen wurde dem entgegen= 
gehalten, dat die Yandesfinanzbehörden, wenn nun einmal das Gejammtlontingent 
feitgeitelli jei, gar fein fisfaliiches Antereffe mehr an der Bertheilung der ein— 
zelnen SKontingente hätten. Es ſei aljo ein Streit eigentlih nur bei neuen 
Fabriken möglich, und über deren erites Stontingent hätten ja nach der Geſetzes— 
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vorlage die Sachverständigen zu urtheilen, deren maßgebenden Anfichten ich 
eventuell auch die Gerichte fünen würden. Wäre der Nechtöweg einmal vor: 
handen, jo würde er, wie die Erfahrung lehrt, aud vielfach bei nichtigen An— 
läſſen benugt werden, und dadurd die Arbeit der Gerichte weientlich vermehrt 
und eine erhebliche Verzögerung des Verfahrens unvermeidlich herbeigeführt werden. 
Dazu käme noch die Unficherheit für die übrigen Zuderfabrifen, wie denn die 
Entiheidung ausfallen würde, und für das Reich ein gewiſſes Riſiko, daß event. 
ein erhöhtes Kontingent zugebilligt würde, weun man ohne Rückſicht auf Die 
Kontingente der anderen Fabriken den Streit nachträglid durch die Gerichte zur 
Enticheidung bringen wollte. 


Obwohl der Antragiteller hervorhob, daß er die eritmalige Kontingentirung 
für die anderen Fabrifen natürlih nicht aufhalten wolle und durch die Ent: 
iheidung der Gerichte doch nur minimale Veränderungen in der Geſammtſumme 
eintreten könnten, glaubte doch die Mehrheit der Kommiifion, die Nothmwendigfeit, 
gerade bei dieſem Gejeg den Rechtsweg gegen die Enticheidungen der Landesfinanz— 
behörden zu eröffnen, nicht anerkennen zu jollen und lehnte den Antrag mit großer 
Mehrheit ab. 

Prinzipiell wurde dabei allerdings von verichiedenen Seiten anerfannt, daß 
e3 bedenklich ei, in allen dieien Fragen ebenjo wie bei Fragen des Zolltarifs die 
Landesfinanzbehörden als oberite Inſtanz gelten zu laſſen, ftatt eine richterliche 
Entiheidung zu ermöglichen. 

Der Paragraph fand jchließlih unverändert nach der NRegierungsvorlage die 
Zuftimmung der Konmiſſion. 


8 80. 


Die Höhe de3 Gelammtfontingents wurde von der Negierungsporlage für 
das PBetriebsjahr 1896/97 auf 1400 Millionen kg feitgefegt. Wie bereits ein 
gangs erwähnt, begann die Kommiſſion ihre Berathungen mit dem Grörterungen 
über die Höhe des Kontingent? und verjtändigte ſich jchließlich in erfter und 
nachher auch in zweiter Leſung auf einen Geſammtbetrag von 1700 Millionen kg. 

Bon den Gegnern der Vorlage wurde gegen eine ſolche Kontingentirung der 
Zuderproduftion ganz beionders lebhaft opponirt. Sie jahen darin eine une 
berechtigte Beichränfung einer fih geſund weiter entwidelnden Induſtrie und 
glaubten namentlich die jegige Zeit, wo unbeftreitbar die Marktlage ſich durch den 
fubaniichen Aufitand für den Rübenzucker wejentlich günftiger geitaltet habe, für 
eine ſolche Fellelung der Induſtrie am wenigiten geeignet. 

Auf der anderen Seite erklärten die Freunde der Vorlage fait einmüthig, 
daß die von der Negierung vorgeichlagene Summe von 1400 Millionen bei der 
nun eingetretenen Ausdehnung des Nübenbaues jo weientlihe und für die Land— 
wirthichaft nachtheilige Folgen haben müſſe, daß eine Erhöhung dieſer Summe 
jelbit auf Koſten der Prämienzahlung unter allen Umftänden im landwirthichaft: 
lichen Intereſſe gefordert werden müfjfe. Denn wenn der Rübenbau und die 
Fabrikation einmal mit großen Opfern eingeführt jei, jo wäre es ohne ſchwere 
Berlufte bei diejen landwirthichaftlichen Betrieben nicht möglich, zu einer dauernden 
Einſchränkung überzugehen. Bon dem Nübenbau hänge das ganze Wirthichafts- 
ſyſtem ab, und man wirde lieber auf erhöhte Prämien verzichten müſſen, wenn 
dieje nur zu erfaufen wären durch eine derartige Verminderung des Rübenanbaues, 
wie fie hier gegenüber den Errungenjchaften der legten Jahre in -VBorichlag ge 
bracht jei. Man wollte jogar. von verjchiedenen Seiten eine möglichit weite Ent- 
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widlung dieier Kultur begünstigen und verlangte, daß man noch über die höchite 
Jahresproduftion der legten Zeit hinausgehe und ein Kontingent von 19 Millionen 
Doppelzentnern bemwilligen jolle. Erit dann würde es möglich fein, den Rübenbau 
in der bisherigen Ausdehnung und namentlich die große Maſſe der Keinen Rüben— 
bauer alö Lieferanten für die Zuderfabrifen zu erhalten. Denn da man niemals 
voraudfehen fünne, wie groß der Ernteausfall jein würde, jo fei ed nur zu ers 
flärlih, daß, wenn eine jo itarfe Beichränfung der Zuderproduftion geſetzlich 
erzwungen würde, die Fabriken zuerft verjuchen würden, ſich diejenigen ihrer 
Lieferanten fernzuhalten, die ihnen am unbequemiten wären, und das jeien natur: 
gemäß die fleinen Beſitzer, die nur auf Eleinen Flächen eine verhältnigmäßig un— 
gleiche Qualität zu produziren in der Lage wären. Die Folge der Kontingentirung 
würde aljo fein, daß namentlih im den öftlichen Provinzen, in denen oft viele 
Hunderte von kleinen und großen Rübenbauern jih an den gewaltigen Betrieben 
betheiligten, eine Beſchränkung der fleinen bäuerlichen Beliger eintreten müßte und 
dadurch unfägliches Elend erzeugt würde, während die Gejegesvorlage doch darauf 
auögehe, den Landwirth und gerade dem kleinen Landwirh iu eriter Linie Hülfe 
zu bringen. Die größeren 2efiger würden bei Ginführung einer jolchen Kon— 
tingentirung vielfach gern die Gelegenheit benugen, ihr eigened Nübenareal zu ers 
weitern und damit erit recht die Eleineren von der Kultur auszujchliegen. 

Dem gegenüber wurde zunächit hervorgehoben, daß dieje letztere Gefahr wohl 
faum zu erwarten ſei, denn die meilten der größeren Beliger hätten eben den 
Nübenbau ihren wirthihaftlihen Verhältniſſen entiprechend bereits ſo weit aus— 
gedehnt, als fie ed könnten. Und wenn fie bisher nicht daran gedacht hätten, 
ihre Heinen Berufsgenoſſen auszuichließen, jo jei die Gefahr, daß fie es nun 
unter dem neuen Gejeg thun würden, wohl ganz gewiß nicht anzuerkennen, 
namentlich wenn, wie eö ja auch thatjächlich geichehen ift, ein weientlich höheres 
Stontingent beichlofien würde. Nur einmal, im Jahre 1894, habe die deutiche 
Zuderinduftrie unter befonders günftigen Verhältnifien einen Ertrag gehabt, der 
über 17 Millionen Doppelzentner hinansgegangen ſei. Unter normalen Ernte— 
verhältniffen würden aljo bei einer SKontingentirung in diejer Höhe ſelbſt die 
größten damals erreichten Anbauflächen weiter benugt werden fünnen, ohne daß 
die Gefahr vorläge, danı das Kontingent zu überjchreiten. Es ſei im Gegen: 
theil viel eher zu erwarten, daß, wo die Fabrikleiter einen feineswegs überall zu: 
zugebenden Einfluß auszuüben vermöcdten, fie, wenn ihnen ein jo hohes Kon— 
tingent zugetheilt würde, eher auf eine weitere Ausdehnung des Rübenanbaues 
Bedacht nehmen würden, um fich auch für Zeiten weniger günftiger Ernten das 
Nübenquantum zu fihern. Von einer Ausichließung der Eleineren bäuerlichen 
Befiger könnte deimegen bei jo hohem Stontingent unter feinen Umftänden ges 
iprohen werden. Diele bei niedrigem Kontingent mögliche Gefahr jei aus— 
geichloffen, jobald man fich für die höhere Summte enticheide. 

Im Einzelnen wurden die mannigfaltigiten Vorſchläge gemacht, wie hoch 
man gehen wolle. Neben 19 wurden 18, 17, 16 und 15 Millionen von den 
verjchiedeniten Seiten in Vorſchlag gebraht. Doc entichied man fi, wie ſchon 
gelagt, in eriter wie in zweiter Leſung für den Betrag von 17 Millionen, bei 
dem auc nad) den bei anderer Gelegenheit jchon erwähnten Berechnungen eine 
finanzielle Schädigung des Neiches nicht zu erwarten ift. Das Kontingent wird 
auch, wie mehrfad) betont wurde, bei dem jest ermäßigten Prämienfage nicht an— 
nähernd die Wirkung haben, daß man nur genau jo viel produzirt, jondern eine 
Ueberichreitung desfelben wird in beſonders günftigen Erntejahren ohne bejondere 
Schädigung der Landwirthichaft und der Industrie möglich bleiben. 
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Die beiden legten Abſätze des Paragraphen gaben injofern zu Bedenken An- 
laß, als nad der Regierungsvorlage dem Bundesrath volle Freiheit in der Be— 
meffung der fpäteren Sontingente gelaflen war und ihm nur nad oben Schranten 
gezogen waren, da die Vermehrung höchitens das Doppelte der jährlichen Ver— 
brauchdzunahme betragen durfte. 

63 wurde. daher in eriter Leſung beantragt: 

in Abjag 2 der Vorlage den zweiten Sag zu fallen wie folgt: 
„Hiebei muß da8 nen feitzujegende Geſammtkontingent des Jahres, in 
welchem die Feſtſetzung erfolgt, mindelten® um das Doppelte desjenigen 
Betraged vermehrt werden, um welchen der inländiiche Verbrauch an 
Zuder in dem näcdjitvorhergegangenen Jahre den Verbrauch in dem zweit: 
vorhergegangenen Jahre übertroffen hat.“ 

und hieran den Sag zu fügen: 
„Die jährlichen Mindeftvermehrung muß 25 Millionen Stilogramım ‘bes 
tragen.“ 

Die Antragiteller begründeten ihre Forderung damit, daß fie es für wünſchens— 
werth erklärten, das Stontingent unter feinen Umftänden unter die einmal jeft- 
geiette Höhe herabfinfen zu allen, und daß eine geiunde Weiterentwidlung möglich 
jein müſſe. Der Verbrauch im Inlande fteige durhichnittlih um etwa 25 Mil: 
lionen kg, um jo viel müſſe auch, jelbit wenn einmal ein Stillftand in der Ber: 
brauchszunahme einträte, das Kontingent fteigen. 


Es wurden jedoch jeitend der Vertreter der verbünderen Regierungen ernite 
Bedenken und namentlich gegen die leßtere Forderung entichiedener Widerſpruch 
erhoben, da fie bei zeitweilig geringerem Zuderverbrauch zu einer Schmälerung 
der Reich3einnahmen führen müſſe. Auch von anderer Seite wurde eö für uns 
denkbar erklärt, der Industrie eine beitimmte Entwidlung ſozuſagen vom Reiche 
fi) garantiren zu laſſen. Der Antrag wurde deihalb in eriter Leinng zurück— 
gezogen, aber in zweiter Leſung im anderer Geftalt wiederholt und jchließlih in 
der aus der Zuſammenſtellung erfichtlihen Form angenommen. Man hielt es 
jeiten® der Mehrheit Für wünſchenswerth, dem Bundesrath überhaupt feine dis— 
fretionäre Vollmacht zu ertheilen, jondern bereit® durch das Geſetz zu beitimmen, 
wie hoch das jährliche Gelammtfontingent zu bemefjen jei; denn wenn auch nicht 
anzunehmen, daß die verbündeten Regierungen ohne Grund dad Kontingent zum 
Schaden der Induftrie und der Landwirthichaft herabmindern würden, jo jei es 
doc beſſer, klare Verhältnifie zu schaffen und damit aucd etwaige Wünſche der 
Induftrie auf außergewöhnliche Steigerung von vornherein abzuweiſen. Die Be- 
denfen, die dabei von einzelnen Mitgliedern geäußert wurden, ob nicht eine 
Schädigung der Reichskaſſe eintreten könne, wenn eine Prämiirung für eine das 
Doppelte der Verbrauchszunahme betragende Menge beichlofien werde, erledigten 
fih dadurd, dab ja von der SKontingentserhöhung immer nur die Hälfte zur 
Ausfuhr gelangen fünne, die andere Hälfte im Lande bleibe und dem Neichöfistus 
3.4 mehr an Verbrauchsabgaben bringe, während er für die andere Hälfte nur 
2,50 FM. an Ausfuhrzuihüiien zu zahlen habe. Die Gefahr eines Nüdganges 
des Verbrauches glaubte man nach der bisherigen ftatiltiichen Entwidlung nicht 
in Betracht ziehen zu ſollen. 


8 81. 
wurde unverändert angenommen. 
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Vierter Theil. 
Zoff:, Mebergangs: und Schlußbeſtimmungen. 
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Entiprehend der später beichloffenen Ermäßigung der Verbrauchsabgabe 
mußte natürlih auch eine Ermäßigung des Gingangszolles ftattfinden, und dem— 
gemäß wurde ohne längere Debatte an Stelle der von den Regierungen vor: 
geihhlagenen 45 A. ein Zoll von 40 M für 100 kg bewilligt. 

s 82a. 
wurde neu eingeichaltet und die in der Zuſammenſtellung der Beichlüffe angedeutete 
Faſſung einjtimmig angenommen, deren Zweck es ift, eine bereits im alten Zuder: 
fteuergeieg enthaltene Beitimmung, welche von der Regierung ald nicht mehr noth— 
wendig nicht wieder aufgenommen war, trogdem in dieſes Gejet wieder hinein- 
zubringen, da ſich herausgeitellt hatte, daß immer nod von den Beitimmungen 
diejes Paragraphen von einzelnen Fabriken Gebrauch gemacht wird. 


$ 83. 
Die am Schluffe des Paragraphen vorgenommene Abänderung des Tertes 


der Negierungsvorlage ergibt ſich als Konſequenz der Ablehnung der Betriebs- 
iteuer und der beionderen Belaftung des im Superfontingent produzirten Zuders. 


Artifel II. 

Um die Reichsfafle vor Verluft durch die erhöhte Ausfuhrprämie zu jchügen, 
hatte die Regierungdporlage eine Erhöhung der Verbrauchdabgabe von 18 M. auf 
24 AM. pro 100 kg Nettogewicht in Vorſchlag gebracht. Nad) den vorher bereits 
erwähnten Berehmungen war es aber möglich, bei den ermäßigten Prämienfägen 
ohne Zubuße aus der Reichskaſſe, d. h. ohne im Vergleich zu den heutigen Ein— 
nahmen aus der Zuderitener die Reichskaſſe zu ſchädigen, die Zuckerſteuer in 
wejentlich geringerem Maße zu erhöhen, und einigte fich die Kommiſſion nad 
längeren Grörterungen dahin, eine Verbrauchsabgabe von 21 M. in Vorſchlag 
zu bringen, obgleich bei einem Prämieniage von 2,50 M. vielleiht mit einem 
etwas niedrigeren Satze das Gleihgewicht der Einnahmen und Ausgaben feit: 
zujtellen geweien wäre. 

Artifel IM. 


wurde unverändert nach der Regierungsvorlage angenommen. 
Ss 84 

wurde auf Antrag in zweiter Leſung neu hinzugefügt. Danach treten die Vor: 
ichriften deö zweiten und dritten Theiles diejeg Gejeges mit dem 31. Juli 1903 
außer Kraft und wird von dem gleichen Zeitpunfte ab die Zuckerſteuer auf 18 ME 
und der Cingangszoll auf 36 ME. wieder ermäßigt. Die Antragfteller gingen 
von der lleberzeugung aus, daß es nicht wünjchenäwerth ſei, ein Geſetz, das ein 
Kampfesgeieg fein jolle, zu einer dauernden Einrichtung zu machen, und jchlugen, 
als Termin den 31. Juli 1903 vor unter Berüdfihtigung der Thatjache, das 
mit dem Ende jened Jahres die Handeläverträge gleichsfalls ablaufen, und es 
doc jicher zu erwarten wäre, daß, wenn nicht früher, jedenfall bei den Ber: 
handlungen über neue WVertragsabichlüffe eine Beleitigung der Ausfuhrprämien 
international zu erreichen ſein würde. 

Der zweite Abjag dieſes neuen Paragraphen bezwedt, dem Neiche dann 
wenigitens die heutigen Erträge der Zuderfteuer und des Cingangszolles zu jihern. 
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Die Kommiſſion ſchloß fi dem Antrag fait einftimmig an; namentlich er= 
ihien es vielen Mitgliedern jehr erwünjcht, gerade den Ablauf der Handels: 
verträge als die äußerfte Grenze der Gültigfeitödauer feitzuhalten, da die heutige 
traurige Lage des Körnerbaues, die zu einer Ausdehnung des Rübenbaues ge: 
zwungen habe, mit der MWiedererlangung der Bewegungsfreiheit auf dem Gebiete 
der Bollgeleggebung hoffentlih ein Ende finden und auch ein ſolches Nothgeiet 
unnöthig machen werde. 


Artifel IV 


wurde unverändert genehmigt und in der Schlußabftimmung das ganze Gejek in 
der vorliegenden Faſſung mit 12 gegen 9 Stimmen angenommen. 

Ein Mitglied erflärte dabei, daß es nur für das Gejeg ſtimme in der Er: 
wartung, daß in Plenum des Hauſes die Betrieböfteuer wieder eingeführt werde. 

Ein anderes Mitglied erflärte gegen die Vorlage zu ſtimmen, ohne jeinen 
Fraktionsgenoſſen zu präjudiziren. 

Die Vertreter der verbündeten Negierungen fonnten naturgemäß zu den 
einzelnen Abänderungsanträgen und zu dem veränderten Entwurf noch feine 
definitive Stellung nehmen, behielten vielmehr den verbündeten Negierungen ihre 
Sntichliegungen ausdrüdlich vor. 

Bereit3 in der eriten Lefung war von einem Mitgliede der Antrag geltellt 
worden: 

die Regierung zu erjuchen, jofort Maßregeln zu treffen, dab die Spekulation, 
welche in Folge der Ausfichten auf Zuitandefonmmen des Geleges auf Koften 
des Reichsfiskus Pla greifen dürfte, verhindert werde. 

Dbgleih von Seiten der Antragiteller fein beionderer Weg angedeutet werden 
fonnte, auf dem der Zwed des Antrages ficher zu erreichen ſei, wurde doch dieſer 
Antrag als Nejolution zu Artikel II von der Mehrheit der Kommiſſion genehmigt, 
aber in zweiter Leſung von dem Antragſteller jelbit wieder zurüdgezogen, da er 
die Hoffnung ausiprah, daß die Regierung jelbitveritändlich Alles thun werde, 
um den angedeuteten Zwecke zu genügen. 

Dagegen wurde eine andere Nejolution im zweiter Leſung beichloflen, dahin 
gehend: 

die verbündeten Negierungen zu erjuchen, dahin zur wirken, daß für den Eiſen— 
bahntransport von Melaſſe allgemein der Frachtiag der Tarifflafje III für die 
Dauer diejes Geſetzes zur Anwendung kommt. 

Der Antragiteller wollte damit im gewiſſen Sinne den Melaſſe-Entzuckerungs— 
anitalten entgegenfommen und ihnen den Bezug ihres Nohmateriald auch aus 
weiter Entfernung geltatten. Die Mehrheit der Kommiſſion ichloß ſich der Ans 
regung an, hauptjächlich degwegen, weil man es für erwünſcht hielt, daß dieſes 
als Futtermittel ganz bejonderd werthvolle und bedeutſame Nachproduft der Zuder: 
industrie auf weitere Entfernungen verjandt werden fönne und diejelben billigen 
Frachtſätze genieße, wie andere Futter: und Düngemittel. 

Die der Kommiſſion mitgetheilten statiftiichen Tabellen werden in der Bei: 
lage I und II mitgetheilt. 
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Beilage I. 
Bere echn nung 
über die 
Höhe der Steuerſätze für Zucker bei Bugrundelegung verfdiedener 
Ausfuhrzufhußfäße. 
Tie Steuer 18 ME.) iit zu erböben 
5 | Ausfuhrzuſchüſſe für 100 kr = 7 
= Geſammt— a 'b) unter Hürzung der 
— ohne NERDSEIRMENIER ut. zw 
g Raffınade a Kürzung — 
= [| Robzuder der Reichs» | im Betrage | 
| auf 
ð | einnabmen | von 
Mark 100 kg Mark 


7 





17 000 000 10 818 000 








2 2 2,40 17.000 000 29,» 12 708000 | 20 
3 | 2% 34 g 17.000.000 23. 18168000 | 20 
Al 2% 3,0 3 17 000 000 28,28 12552000 | 21 
5 20 3,00 3 17.000 000 28,3 6 936 000 | 2 
6 3 4ıs 3,5 17 000 000 24,15 23 313 000 20 
7 3 Lıs pn 17.000 000 24, 17697000 | 21 
8 3 ns 8,0 17 000 000 24,15 12081000 | & 
4 or 2,00 2,20 17 000.000 21,5 10293 000 20 


Demerkurngen. 


den Beredmungen it darauf Nüdticht genommen, dab von den Einnahmen 
4 Proz ni Vermaltungstoiten vorweg an die Cinzelftaaten abzufübhren find. 


er Jahrestonium an Zuder iſt auf 6500000 Toppelzentner (in Rohzuckerwerth, das 


Verhältniß der Ausfuhr an Rohzucker zur Ausfuhr an Raffınade auf 60:40 angenommen. 
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Schätzung der Weltproduktion von Zuder für 1895/96. 


In Tonnen.) 


Broduftions besw. Erportländer 
. Europa.') 


Deutichland (Produktion . . 
Oefterreih-Ungarn Produktion) 
‚sranfreich (Produftion) - 
Rußland (Produktion) 
Niederlande Produktion) 
Beigien (Produktion) . ; 
Andere Länder Produktion) 


. Amerika. 


Nordamerika (Broduftion) 
Kuba”) Ausfuhr) 5 
Bortorito Ausfuhr) 

Trinidad (Ausfuhr) 

Barbados (Ausfuhr) 

Jamaita Ausfuhr) . 

Hl. Antillen Ausfubr) 

Martinique (Ausfuhr 

Guadeloupe (Ausfuhr) . - f 
Merito und jonit. Central: Amerita 
Demerara clan 
Surinam . 

Peru Ausfuhr) 
Argentinien . 
Brafilien | Ausfuhr) —— 
zuſammen 
. Alien. 

— Indien —— 


— Ausfuhr) 
Bhilippinen (Ausfuhr) 
Cochinchina —— 


. Afrika. 

Egypten (Ausfuhr 
Mauritius Mustubr) . 
Reunion (Ausfuhr) 


. Auftralien und — en. 


Queensland 

Neu-Südmwales . 

Hawaii (Sandwiches: Juſein Ausfuhr) 
Fidſchi-Inſeln 


zuſ ammen 


zuſammen 1. Europa . 


2, Amerita . 


zufammen 3. Aiten . 


zufammen 4. Afrika . 


5. Auftralien ꝛc. . 


649 


Beilage II. 


1. Nach 
F. O. vicht 


1 610 000 
770 000 
670.000 
750 000 
110 000 
230 000 
138 000 


4 278 000 


262 000 
200 000 
55 000 
45 000 
55 000 
30 000 
30 000 
35 000 
40 000 


100 000 
70 000 
220 000 

1 142 000 


540 000 
230 000 


770 000 


70 000 
130 000 
40 000 


240 000 


180 000 


180 000 


2. Nach ver 
„Deutichen 
Zuder: 
induſirieꝰ 


1590 000 
747 700 
627 900 
668 200 
316 400 
150 000 


4 100 200 


260 500 
300 000 


225 000 
1 424 000 


50 000 
7000 
525 000 
230 000 
30 000 


842 000 


97 000 
130 000 
37 000 


264 000 


100 000 
35 000 
160 000 
10 009 


305 000 


', Nübenzuder mit Einſchluß von 20 000 Tonnen Rohrzuder fpaniicher Erzeugung. 


*) Rüben“, Ahorn- und Sorgbumzuder. 
” Kuba und folgende Länder: ausichließlich Rohrzucker. 
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Wiederholung. 

1, Europa ae 4 278 000 4 100 200 
2. Amerita 1 142 000 1 424 700 
3. Aſien 770 000 842 000 
4. Afrika . i 240 000 264 000 
5 Auftralien. und Rolynefien ; — 180 000 305 000 

lleberhaupt . 6 610 000 6 935 900 


Schätzung des Verbrauchs von Zuder in Europa und Nordamerika. 


Nah F. DO. Licht.) 


Teutichland . 670 000 Tonnen 
Deiterreichellngarn 41000 
Frankreich erh 560000 „ 
Rußland . 525000  „ 
Belgien 67000 — 
Niederlande . 70 000 
Gngland . . N 1600000 , 
Andere europäiiche Länder ; 563 000 
Nordamerifa 2 035 000 


sufanmen 6 500 000 Tonnen. 


Ausgleichung der Produftion und des Verbrauchs von Zucker für 1895/96. 


Nah F. O. Licht.) 
In Tonnen ) 


Mitbin 


Produktion Verbrauch ideimamm ven anderen 
abzugeben zu empfangen 
Teutichland . 1 610 000 670 000 940 000 — 
Öeiterreich- Ungarn 770 000 410 000 360 000 _ 
Frankreich 670 000 560 000 110 000 — 
Rußland . 750 000 525 000 225 000 — 
Belgien 230 000 67 000 163 000 — 
Niederlande . 110 000 70 000 40 000 — 
England — 1 600 000 — 1 600 000 
Andere europäiiche Länder : 138 000 563 000 425 000 
Nordamerita 262 000 2 035 000 _ 1 773 000 
Andere aufereuropäiiche Länder 2.070 000 — 2 070 000 — 
6610000 6 500 000 3908000 3 798 000 
lleberichuß - 110 000 110 000 


Suderbeitände (in Tonnen). 
1. Nah F. ©. Licht 


Teutihland . 

Hamburg 

Tefterreich 

Frankreich 

Niederlande . 

Belgien 

England . . 
ichwimmend nach Furopa 


sulammen in Europa . 


Vereinigte Staaten von Amerita . 
Kuba, ſechs Hauptbäfen . 
ichwimmend nad) Nordamerika 


sufammen Nordamerifa . 
überhaupt . 


Beſtände 
am J. —— 1895 im Februar 1896 
249 721 ( 1. Aug.) 940 604 ( 1. Febr.) 
150 000 21. „ 118 200 19. — 


320 000 ı 1. , 505000 (1. „) 
198100 (1. . 50000 il. „) 

26.077 15. 85937 (1. „ ) 

38467 (1. . 1101(1 „) 
125.069 (18. , 124 347 (16. „ ) 

18 764 (17. . 22 072 116. „) 
1126 218 2 397 231 


270 000 (20. Aug.) 
245 872 16. 


127 000 (18. ?yebr.) 
49 780 (14. „ ) 
) 


”„ 


18 764 17. „ 40 914 (16. 
534 636 217 694 


1 660 854 2614 925 
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2. Nach der „Deutichen Zuderinduitrie”. 


s Beltände 
am 1. Auguſt Anfang Februar 
1895 1896 


Tutihblad . » 2. 2 2 2 0. 321 000 1 090 000 
1 — 149 400 129 700 
Oefterreihellngarn . . .» 2. . 346 148 582 042 
Großbritannien . . » 2 2... 126 537 113 957 
Frankreich.. — 198 120 508 748 
Niederlande. 2... 40 608 95 000 
Belgien . ... ee ze 38 467 101 071 
ichwimmend nach Europa . .» _. 36 398 21175 
zufammen in Europa . . 1 256 678 2 636 693 
Vereinigte Staaten von Amerita . 295 000 130 000 
Kuba a a a a en alle 263 000 52 000 
Ichwimmend nach Nordamerifa . . 19 738 28 700 
zuſammen Nordamerifa . . 577 738 210 700 
überhaupt . . 1 834 416 2847 393 


Miszellen. 


Zur dentſchen Answanderungsfrage. (Nach der „Statiſtik des hamburgiſchen 
Staats“, Heft XVII.) Das kürzlich erſchienene Heft XVII der Statiſtik des 
hamburgiſchen Staats bringt eine ausführliche Arbeit von Dr. W. Beukemann 
über „Die Auswanderung über Hamburg in den Jahren 1887 bis 1894 nebſt 
Beiträgen zur deutichen und internationalen Wanderung“. Die Arbeit greift 
weit über den Nahmen der hamburgiichen Statiftit hinaus und ift, wenn ihr 
auch Widerſpruch nicht eripart bleiben wird, bei der weiteren ftatiftiichen und 
volfswirthichaftlihen Behandlung der deutichen Auswanderungsfrage der eingehen: 
den Beachtung sicher. In Nachitehendem iſt der Verſuch gemacht, fur; den Inhalt, 
jomweit er die deutjche Auswanderung, abgejehen von den ſpezifiſch hamburgiſchen 
Berhältnifien und Intereſſen, behandelt, einem weiteren Xejerfreiie, als ihn die 
offiziellen WVeröffentlihungen der ftatiftiichen Memter in Deutichland gewöhnlich 
finden, näher zu bringen 

Ueber die „prinzipielle Frage der Auswanderung“ äußert jicd 
der Berfafler ziemlid) ausführlid. In den neueren nationalöfonomiichen Schriften 
— ſo meint er — werde die Auswanderung, obwohl nod immer entgegengeießte 
Urtheile Pertretung finden, „doc überwiegend als unjerm Baterlande nicht 
ſchädlich“ eradtet: jo u. A. von G. Rümlin („Neden und Aufläge*), Staats— 
jefretär Herzog (Conrad's Jahrbücher 1886) und Ad. Wagner („Grundlegung“). 
Dem gegenüber jtänden, und zwar in Verbindung mit den zum Theil älteren, 
zum Theil neueren Berehnungen über den Werth des Menichen und den Verluſt, 
den Deutichland jährlich durch die Auswanderung erleide, die Anfichten von Engel, 
Wittitein, Lütge, Beder, Jannafh u. U Die Beantwortung der Frage, ob es 
für das Deutjche Neich nütlicher jei, daß Auswanderung ftattfinde oder nicht, 
hänge in erſter Linie von dem Stande der „Uebervölkerungsgefahr“ ab. 
Den Begriff Uebervölkerung definirt der Verfaſſer dabei folgendermaßen: 
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„Webervölferung liegt da und dann vor, wenn — unter dem gerade 
beitehenden Wirthſchafts-, Rechts- u. ſ. w. Verhältniſſen — nicht alle auf 
Arbeitöverdienft angewiejenen Arbeitsfähigen auf dem erreichten Niveau der 
Lebenshaltung angemellenen eigenen Erwerb und Unterhalt finden. Darunter 
fällt auch der Zuftand, in welchem die Arbeitögelegenheit zwar noch gerade 
ausreiht, dad Einkommen jedoch nicht genügt, um den eigenen Unterhalt, 
jowie den der zu zahlreihen unproduftiven Angehörigen und die Leiftungen 
für die Allgemeiuheit zu beftreiten.“ 

In diejem Sinne glaubt der Verfaſſer das Deutihe Neih zur Zeit als 
übervölfert bezeichnen zu miüflen, womit er aber nicht jagen will, daß es jeine 
Bevölkerung nicht mehr zu ernähren oder daß ed unter veränderten Berhältnifien 
jelbit eine weit größere Volksmaſſe nicht auskömmlich aufzunehmen vermöchte. 
63 fomme aber unter allen Umſtänden darauf an, daß die Bevölkerung, als 
Ktonjument betrachtet, nicht ftärfer wachje, als die Menge der erforderlichen Unter: 
haltö=, Genuß: und Hulturmittel. Liege bier im bejonderen Falle oder allgemein 
die Gefahr eined Mikverhältniffes vor, jo würde außer etwa noch vorzunehmenden 
langwierigen agrariichen Reformen, innerer Kolonifation, Schaffung neuen Ab» 
jaßes im Erport und dgl. „als ficher wirkende Abhilfe eine Verminderung der 
Bolközunahme bezw. auch der Bevölkerung, ſei es dur Abflug überichüffiger 
Bevölferungstheile, jei es, und zwar als rationellites Mittel, durd Verminderung 
der Geburten (preventive moral restraints nach Malthus) in Betracht zu ziehen 
ſein.“ — Dieſes „rationellfte* Mittel ericheint dem Verfaſſer praftiich, aber doc 
nicht leicht anwendbar, wenn man fi auf „ſittlich zuläſſige“ Worichläge be: 
ihränfe, und es ift ihm deßhalb erklärlich, daß die politiich und geiftig leitenden 
Kreife ihr Augenmerk in erfter Linie oder auch ausichlieglih auf jene gleichjam 
pofitiven Seiten de3 Gegenstandes richten, insbeſondere auf innere Kolonilation 
und Begünftigung beionderer Wirthihaftsformen (Nentengüter, Heimftätten), 
Steigerung des Abjages (am Weltmarkt), Sicherung desjelben durch eigene Kolonien, 
Handelöniederlafiungen u. ſ. w, Auswanderung und Lenkung derjelben derart, 
daß fie gelteigerten Handelöverfehr und vermehrten Abjag inländiſcher Erzeugniſſe 
in Ausſicht ſtelle. 

In letzterer Hinſicht, die fortdauernden Beziehungen der Aus 
gewanderten zum alten Heimatlande betreffend, glaubt der Verfaſſer die 
Anſicht Leroy-Beaulieu's wiederholen zu ſollen, der 1885 ſich im „Economiſte“ 
u. a,, wie folgt, äußerte: „Die im Auslande wohnenden Deutſchen find nicht 
für ihr altes Vaterland verloren, ob fie num die Abficht zurüdzufehren haben 
und ihre Nationalität bewahren, oder ob fie in der Wölferjchaft, bei welcher sie 
ſich niedergelaffen haben, aufgehen. Sie bleiben, wenigitens lange Zeit, die beiten 
Förderer deuticher Industrie und deutichen Handels, überzeugte und freimillige 
Commis-Voyageurs, entichiedene und willige Beichüger, zähe und intereffirte Ver: 
breiter“ u. j. mw, 

In der Hauptiache gelangt der Verfafler zu der Weberzeugung, daß, ſofern 
nicht der Meberihuß der Geborenen über die Geitorbenen bald zu fallen beginne, 
was nicht zu erwarten, zumal die Sterblidjfeit jeit Fahren merklich geringer 
werde, mit Mahricheinlichkeit auf eine jtarfe Auswanderung, und fall® dieſer 
Hinderniffe bereitet würden, bezw. wirklich oder vermeintlich günſtige Ziele jic 
ihr nicht mehr bieten jollten, auf umfangreichere Arbeitslofigfeit, Verminderung 
der Yöhne und Abwärtsbewegung der Lebenähaltung als wahrſcheinlich zu rechnen 
jei. Betrachte man die Ausfuhr des Deutichen. Reichs, namentlih an Induſtrie— 
erzeugniilen, ſowie die Einfuhr, bier namentlih an Rohſtoffen und Nahrungs: 
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mitteln, berüdjichtige man ferner, daß dieſer Austausch faſt ausichließlih mit 
fremden jouveränen Staaten erfolge, von ihrem Verhalten aljo wejentlich ab» 
hängig jei, jo fönne man nicht anders al& die allgemeine volkswirthſchaftliche 
Lage für „Schwierig und gefahrvoll” anjehen. Ohne unjere entwidelte Handels: 
flotte, ohne den Eifer und die Inermüdlichkeit des Handel3ftandes würde unſere 
(Srportinduftrie einen nur untergeordneten Rang einnehmen und behaupten können. 


Mir gehen nunmehr unter Verzicht auf die Wiedergabe einer Reihe höchſt 
beachtenöwerther Detailausführungen zur prinzipiellen Frage, auf die ftatiftiiche 
Bearbeitung der thatjählihen Eridheinungen, welde der Verfaſſer 
in den Kreis jeiner Unterſuchung gezogen hat, über. Er iſt dabei von der be 
rechtigten Anficht ausgegangen, daß, um die deutiche Auswanderung nah anderen 
Ländern, insbejondere nad) den überjeeijchen richtig beurtheilen zu fönnen, 
man auch über die Binnenwanderung innerhalb der Reichsgrenze unterrichtet fein 
müſſe. Um dieje legtere zu veranichaulichen, zerlegt der Verfaſſer das Deutiche 
Reich in neun Gebietögruppen und theilt aus vier derjelben das Ergebniß ber 
Wanderung nah dem Stande vom 1. Dezember 1890 des näheren mit. Gr 
unterſcheidet: 

1) Oſt- und Weſtpreußen, Pommern, Poſen, Schleſien, 

2) Berlin und Brandenburg, 

3) Provinz Sachſen, Braunſchweig, Anhalt, 

4) Hamburg, Schleswig-Holſtein, Lübeck, Mecklenburg, 

5) Hannover, Heſſen-Naſſau, Lippe, Waldeck, Oldenburg, Bremen, 
6) Weſtfalen und Rheinland, 

7) Königreich Sachſen und Thüringen, 

8) Bayern, Württemberg, Baden, Heſſen-Darmſtadt, Hohenzollern, 
9) Elſaß-Lothringen. 

In Oft: und Weitpreußen, Bommern, Poien und Scleiien 
wurden im Ganzen 218748 Perſonen gezählt, die in den übrigen acht Gebiets 
gruppen geboren waren, während die Abgabe im letteren 1272911 Perjonen 
betrug, mithin ein Gejammtverluft von 1054163 ſich ergab. Allein an Berlin- 
Brandenburg waren 569292 Perjonen mehr abgegeben als von da erhalten. 
Ron feiner Gruppe hat Gruppe 1 einen Gewinn zu verzeichnen gehabt. 

Berlin-Brandenburg hat gegenüber allen Gruppen mit Ausnahme von 
Sliaß-Lothringen einen Gewinn aufzumeilen, im Ganzen von 712431. Weit— 
aus den größten Antheil davon hat ſonach Gruppe 1. Auf dieje folgt Gruppe 3 
mit einem Berluft an Berlin von 91970 Berjonen, Gruppe 7 mit 14577, 
Sruppe 6 mit 14202, Gruppe 5 mit 12347, Gruppe 8 mit 9028, Gruppe 4 
mit 4123. Gliaß:Lothringen erhielt von Berlin-Brandenburg 4896 und gab 
dahin ab 2808 Perſonen. 

Hannover, Heſſen-Naſſau, Lippe, Walded, Oldenburg, Bremen 
hatten Berlufte zu verzeichnen an Gruppe 6 (84306 Perjonen), an Gruppe 4 
(60204), au Gruppe 2 (12347), an Gruppe 9 (9096). Sie gewannen aus 
Gruppe 1 (55737), Gruppe 7 (47533), Gruppe 3 (18902), Gruppe 7 (7961). 
Der Gejammtverluft betrug 35820. 

Bayern, Württemberg, Baden, Heilen, Hohenzollern hatten 
Gewinn zu verzeichnen nur aus Gruppe 1 (12238) und Gruppe 3 (2544). Sie 
verloren an Gruppe 9 (51330), Gruppe 5 (47533), Gruppe 6 (19498), 
Gruppe 7 (16512), Gruppe 2 (9028) und Gruppe 4 (7053), im Ganzen 
136172 Berionen. 
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Was die Wanderungen über die Reichsgrenze anbelangt, jo find dieje nicht 
mit der gleichen Genauigfeit ftatiftiich zu erfallen wie die Binnenwanderungen. 
Hier laſſen die Volkszählungen in den fremden Ländern den Statiftifer arg im 
Stih. Die Zahlen der in Deutichland lebenden Ausländer find befannt, aber 
nicht in gemügendem Maße die Zahl der im Auslande lebenden Deutichen. Nach 
dem vom Kaiſerlichen Statiftiihen Amt gejammelten Material (Statiitit des 
D. R. Neue Folge Band 68. — Vierteljahrshefte zur Statijtif de3 D. R. 1894. 
Stat. Jahrbuh f. d. D. R. 1894) hat Dr. Beufemann, foweit möglid, die 
Zahlen mitgetheilt, denen wir Folgendes entnehmen. Die Zahlen der Ausländer 
in Deutichland find dabei durchweg die der Zählung vom 1. Dezember 189U. 

Zunähit Europa. In Großbritannien find (1891) gezählt 53591 in 
Deutichland Geborene gegen 15534 in Großbritannien Geborene, die in Deutſch— 
fand gezählt jind; in der Schweiz (1888) 94207 gegen 41105; in Belgien 
(1890) 36547 gegen 10194; in Frankreich (1891) 83506 deutſche Staats- 
angebörige gegen 19659; in Spanien (1887) 1826 gegen 442; in Däne- 
marf (1890) 31112 gegen 23317; in Bulgarien (1893) 473 gegen 67; in 
Griebenland 572 gegen 235. 

Dagegen lebten deutiche Staatdangehörige in Deiterreih (1890) 99303 
gegen 194835 Defterreicher in Deutichland; in Ungarn (1890) 6596 gegen 
6706; in Luremburg (1890) Deutiche dem Geburtsort nah 9925 gegen 
12585; in den Niederlanden deutiche Staatsangehörige (1889) 28732 gegen 
37055; in Italien (1881) 5221 gegen 15570; in Schweden (1890) 1622 
gegen 10924; in Norwegen (1891) 616 gegen 2012. Für Rußland jind 
nur angegeben 1890 in St. Vetersburg gezählte 13235 deutiche Staatdangehörige 
gegen 17107 in Deutichlaud gezählte ruſſiſche Staatsangehörige. Aus den 
übrigen europäischen Ländern liegen Zahlen nicht vor, in Deutichland find als 
in ihnen geboren 1890 Perſonen gezählt worden. Im Ganzen dürfte der Ber: 
luſt Deutichlands allen europätichen Ländern gegenüber nicht allzu groß fein. 

Dem außercuropäifcen Auslande gegenüber ftellt fi) aber die Bilanz 
wejentlih anders. Was Aſien und Afrika anbelangt, jo ift natürlich die 
Abgabe Deutihlands im Verhältniß zum Zuzuge jehr groß, an fich aber nicht 
gerade bedeutend. Dagegen find in Australien ſchon (1891) 49681 in Deutich: 
land Geborene gezählt worden gegen 760 Auftralier in Deutichland. Ausjchlag: 
gebend aber ift Amerika. Cs wurden gezählt (1890) in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerifa 2784894 in Deutichland Geborene gegen 
17550 Nordamerifaner in Deutichland; in Brasilien (1872) 44087 gegen 
1476; in Ganada (1891) 27752 gegen 318; in Argentinien (1887 mur 
für Buenos Aires) 8225 deutiche Staatsangehörige gegen 391; in Chile (1885 
6808 gegen 379; in Uruguay (1881) 2125 gegen 82 und in Venezuela 
(1881) 1171 gegen 107. Aus dem übrigen Amerika liegen Zahlen nicht vor, 
dort Geborene wurden in Deutichland gezählt 2304. 

Alles in Allem ftehen den 508595 in Deutichland gezählten 
Ausländern etwa 3575000 im Ausland lebende Deutiche gegen 
über; ein VBerhältniß wie 14 zu 100. 

Mill man die deutiche überjeeiihe Auswanderung — und.auf 
dieje fonımt es hauptſächlich an — näher unterfuchen, namentlih in Bezug auf 
das Reiſe ziel und die Frequenz der einzelnen Jahre, die Herkunfts— 
bezirfe, den Beruf, das Geihleht und Alter, die Familien- und 
Ginzelwanderung, fo muß man die‘ leider gleichfall® nicht erichöpfenden 
Liften der Aus: und Gingangshäfen zu Nathe ziehen. Gin Bild von dem Um— 


Miszellen. 655 


fang uud deu Reifeziel der deutichen Auswanderung in den Jahren 1872 bis 
1894 mögen folgende Zahlen der über deutſche, belgiiche, niederländiicde 
Häfen, jowie über Hapre und Bordeaur beförderten deutichen Auswanderer 
geben. Es wanderten Deutſche aus nad 
den Ver.-St. dem überhaupt Won 100 deutich. Aus: 
von übrigen nach fremden wandererngingen nach 
Nord-Amerita Amerika MWelttheilen d. B.-St. v. N.-Amer. 


1878  . 123 866 4 684 129 736 9,5 
2877: — 19 179 1637 22 903 83,7 
180°... 113 872 2 880 116 947 97,4 
1881... 216 440 3 264 220 798 98,0 
1885 .. . 105 014 4044 110 028 95,4 
IEW ... ; « 89 962 6 031 97 103 92,6 
181: 4.4 113 046 5 909 120 089 94,1 
1892... 111 806 3561 116 339 96,1 
1808 . 78 321 8 363 87 677 89,3 
1894 ... 39 915 3 832 44 883 88,9 


Was die Herkunftsbezirke anbelangt, jo beftehen, — was ja allgemein be- 
fannt ift, — bezüglich der Auswanderungsfrequenz ganz erhebliche Unterſchiede 
zwiichen denjelben. ine nähere Betrachtung ergibt aber immerhin Wahrnehm— 
ungen, die keineswegs weiteren Kreiſen geläufig find. Eine ftarfe Auswanderung 
haben insbejondere Weitpreußen, Pommern, Bojen, Schledwig-Holitein, Hannover, 
Medlenburg, Hamburg, Bremen, Oldenburg, alfo der ganze Norden mit Aus: 
nahme von Ditpreußen, ferner die Pfalz, Württemberg jowie auch Baden und 
Heflen-Darmftadt. Daran reihen ſich mit mittleren Berhältniffen Heſſen-Naſſau, 
Bayern rechts des Nheins und Eljaß-Lothringen. Mit ſchwacher Auswanderer: 
ziffer find Anhalt, Braunfchweig, Oftpreußen, Scleiien, Provinz und Königreich 
Sachſen und Thüringen hervorzuheben. Nachſtehende kleine Zahlenüberficht wird 
dieje Unterſchiede verdeutlichen. Auf 1000 Bewohner fommen Auswanderer: 


in 1881 1356 1591 1894 
Meitpreußen . . 17,14 6,20 10,94 1,23 
Bommern . . . 17,00 4,38 6,40 1,60 
Polen - ». . .. 13,27 3,97 10,41 1,49 
Bremen. . ».. 918 5,32 6,43 3,04 
Biol - . 2.580 3,20 4,28 4,02 
Sannover . » . 671 2,74 2,94 1,95 

dagegen in: 
Dftpreußen. 117 0,86 1,37 0,35 
Schlefien 1,47 0,71 0,63 0,24 
Anhalt - » » . 157 0,33 0,59 0,37 
Braunschweig - 1,80 0,69 0,62 0,46 
Altenburg». - . 1,58 0,47 0,78 0,16 


Diele Zahlen beweijen deutlich, wie überaus mannigfacher Art die Gründe 
find, welche die Auswandererziffer eines Bezirks beitimmen und wie vorfichtig 
man bei Schlüflen aus diejen Zahlen fein muß. Es gebridt hier an Raum, 
näher auf die Einzelheiten einzugehen. Man muß zufrieden fein, durch ſolche 
Zahlen das Intereſſe etwas weiterer Kreiſe für die Sache wachzurufen. 

Auch bezüglich des Berufs der Auswanderer müjlen wir uns mit einigen 
wenigen Zahlen begnügen. Die bei dem Kaiſerlichen Statiftiichen Amt monatlich 
und jährlich aus den Hafenplätzen einlaufenden Nachmweilungen umfaſſen den Beruf 
niht mit. Es find aber für 1890 bejondere Erhebungen veranlagt worden, und 
es liegen von dem genannten Jahre Nachweilungen aus den beiden deutichen 
Auswanderungshäfen Hamburg und Bremen vor, bei denen freilid — was 
Bremen anbelangt — nähere Erläuterungen vom Verfaſſer als erwünſcht be: 
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zeichnet werden. Danach vertheilten fich die Auswanderer über deutiche Häfen 
den Berufe nad, wie folgt: 
15% 1891 1892 1393 1894 


Yandmwirtbihaft . » » » ...11678 14681 10728 6 985 3 274 
J Bbuntie- 5 -: 54 San ne TE 16 761 16 504 15131 7296 
Dandel und Verkehr. . . . . 5564 5172 4518 5 890 3 027 
Mrbetter., 4% >. 200 ana a 28 708 32 324 21154 10 018 
Andere Berufsarbeiten . . . 1504 1130 1 362 1630 738 


Ohne Beruf bezw. Berufsangabe 25903 26698 24819 19576 9218 


Der Berfafler hat des weiteren auch auf Grund der jeit langen Jahren be: 
jonder3 jorgjam behandelten hamburgiihen Auswanderungsftatiftif die oben be 
rührten und noch andere Detailfragen einer gründlichen Erörterung unterzogen 
und daraus eine Reihe intereffanter Ergebnifje und neuer Geſichtspunkte gewonnen, 
welche für die gefammte Auswanderungsitatiftit gewiß befruchtend wirfen werben. 
Hier jei jedoh nur noch folgende Schlußbetrahtung des Verfaſſers mitgetheilt: 

„Iſt die wirthichaftlihe und politifche Lage im Cinwanderungslande eine 
ausjicht3polle, To ergreift das Beftreben, dorthin auszuwandern, alle unbefriedigten 
Klaſſen oder Individuen diesſeits, und es pflegt zu umfangreichen Auswander— 
ungen zu fonmen. Solche Zeiten find aber aud regelmäßig im Auswanderungs: 
lande wirthichaftlich günftige. Liegen dagegen hier Gewerbe, Erwerb und Ber: 
dienst danieder, jo wird ebenfalld der Wunſch allgemein rege, im Ausland eine 
bejfere Stellung zu gewinnen; da aber zur Ausführung einer überieeifchen Reiſe 
einige Mittel gehören und die breite untere Schicht der wirthſchaftlich am meilten 
Bedrängten vorwiegend mittellos ift, jo fünnte gerade aus dieſer der Fortzug 
nicht in ausgedehnten Umfange zur Ausführung fommen. Der Antheil der ges 
wöhnlichen ungelernten gewerblichen Arbeiter müßte in ſolchen Perioden gerade 
ein niedrigerer jein, als durchſchnittlich. ine andere Stellung nehmen die land: 
wirthichaftlichen Arbeiter ein, deren Lage eine gleihmäßigere ift; denn, mögen die 
Zeiten und Ernten gute und jchlechte jein, das Gros der Zandarbeiter braudıt 
nicht zu hungern. Des ferneren iſt ihre Bewegungsfreibeit zum größten Theil 
noch gehindert, indem bei einem beträchtlichen Theile ein feſtes Arbeitöverhältnik 
mit längeren Kündigungsfriſten beitehbt. Auch tritt nicht eine Konkurrenz des 
ArbeitSangebot3 aus anderen Arbeiterklaffen in belangreihem Maße ein, unter 
welchem Uebel vor allem die vorgenannten ungelernten und jog. Gelegenheits— 
arbeiter von jeiten aller möglichen Berufsarten gerade in den ſchlimmſten Zeiten 
jo jehr zu leiden haben. — Die Quinteffenz diefer Darlegung würde jein: Aus 
den noh etwas Bejitenden der verjhiedenen Ermwerbsjtände 
wandern am meisten auß, wenn es ihnen ſchlecht geht; aus den 
beiiglojen Arbeitern dagegen, wenn es ihnen gut gebt.“ 

R.-Anz. 


Bericht der IX. Kommiſſion des Reichstags 


über den 


Entwurf eines Börjengejeßes 


(vom 26. März 1896).") 


I. Allgemeine Beitimmungen über die Börjen und deren Organe. 
$ 1. 

Bei Beratung des S 1 wurde von einem Mitgliede der Kommiſſion an 
die Vertreter der verbündeten Negierungen die Anfrage gerichtet, ob die Bes 
jtimmung in dem Gejehe, wonach die Landesregierungen befugt jeien, die Aufs 
hebung bejtehender Börſen anzuordnen, den Zwed habe, eine Verminderung der 
beitehenden Börjen durch Aufhebung einzelner Börjen herbeizuführen. 

Dieje Anfrage wurde verneint und bemerkt, daß durd die Beitimmung nur 
den Landesregierungen die Möglichkeit gegeben werden jolle, Börjen aufzuheben, 
die ſich beharrlich weigerten, die gejeglichen oder die von den Landesregierungen 
erlajjenen VBerwaltungsbeitimmungen zu befolgen, oder bei denen die Voraus: 
jegungen ihrer Genehmigung nicht eingetreten bezw. in Fortfall gekommen jeien; 
e3 jei jedoch zu erwarten, daß nur ganz ausnahmsmeile von der Befugniß Ge- 
brauch gemacht werden würde. — Nach diejer Erklärung wurde der $ 1 nicht 
weiter beanjtandet und von der Kommiſſion angenommen. 

In der zweiten Lejung wurde von einem Mitgliede der Antrag geitellt, 
in den legten Satz des Abſatz 1 die Beltimmung aufzunehmen, daß die Landes— 
vegierung berechtigt jei, Nindigungsbureaus, Liquidationskaſſen und jonjtige Börſen— 
einrichtungen aufzuheben bezw. den Fortbejtand derjelben von gewiſſen Bedingungen 
abhängig zu machen, wenn ich Mißitände in dem Gejchäftsverfehr diejer Ein 
rihtungen herausgejtellt oder jonjt die Vorausjegungen nicht eingetroffen jeien, 
von Denen die Landesregierung bei ihrer Genehmigung ausgegangen jei. Es 
müſſe außer Zweifel geitellt werden, daß ein jolches Hecht der Landesregierung 
nicht blos fir ſolche nach Inkrafttreten des Geſetzes entjtandenen Börfeneinricht: 
ungen, jondern auch für die bereits bejtehenden Plaß greife. 

Von den Vertretern der verbündeten Negierungen und anderen Mitgliedern 
der Kommiſſion wurde der Antrag für entbehrlich bezeichnet, da nicht der mindeite 
Zweifel darüber entitehen könne, daß die Landesregierungen das Necht hätten, 
bejtehende oder erſt ſpäter entitandene Einrichtungen der im Abjaß 3 des S 1 
bezeichneten Art jeder Zeit aufzuheben oder den Fortbeſtand derjelben von Be— 
dingungen abhängig zu machen, jofern ſich im Gejchäftsverfehr diejer Einrichtungen 
Mipitände herausgejtellt hätten. Diejes Necht folge aus dem allgemeinen Auf— 
fihtsrecht der Landesregierung über die Börjen; außerdem fünnten derartige 
Einrihtungen nur durch die Börjenordnungen in's Leben gerufen werden, deren 
Genehmigung der Landesregierung zuitände Es jei aber bereits bei der eriten 
Leſung als völlig zweifellos fejtgejtellt, daß in allen denjenigen Fällen, in denen 


ı) Mal, den Entwurf „Annalen“ 1895 ©. 862, das Gejeh vom 22. Juni 1896 
(R.:G.:Bl. S. 157). 
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der Bundesrath, Landesregierung oder jonjtige Organe die Genehmigung zu 
Einrichtungen oder Maßregeln ertheilt hätten, diefe Organe auch berechtigt wären, 
die ertheilte Genehmigung wieder zurüdzuzichen, wenn jih Mißſtände heraus 
geitellt hätten oder die Vorausjeßungen nicht eingetroffen wären, von denen jie 
bei Ertheilung der Genehmigung ausgegangen jeien. Auch könnten Liquidations- 
fafien überhaupt nur bei einem börjenmäßig organifirten Handel in Frage fommen 
und es jei ausgejchlofjen, daß fich derartige Kaſſen nad Inkrafttreten des Geſetzes 
außerhalb der Börje und des Börjenverfehrs organijiren oder ihren Gejcäfts- 
verfehr aufrecht erhalten Fünnten. Dieſe Einrichtungen könnten in Zukunft nur 
als Einrichtungen der Börje und unter der Aufjicht der die Börſe beauflichtigenden 
Organe entitehen und betrieben werden. Nach diejen Darlegungen wurde der 
gejtellte Antrag zurüdgezogen und der $ 1 angenommen. 


82. 

Bei $ 2 wurde zumächit darauf hingewiejen, daß am einzelnen Börjen, 
namentlich an der Berliner, der Gejchäftsverfehr eine jo große Ausdehnung habe, 
daß vorausjichtlich die Bejtellung eines Kommifjars nicht genügen würde. Es 
empfehle ſich deßhalb, um jeden Zweifel darüber, daß die Landesregierung aud) 
zur Beitellung mehrerer Staatsfommifjare für eine Börje befugt fei, den Eins 
gang des Paragraphen dahin zu fallen, daß bei jeder Börje als Organe der 
Landesregierung ein oder mehrere Staatsfommiljare zu bejtellen jeien. Gegen 
dieje Anregung wurde von feiner Seite Bedenken erhoben; ein dahin gehender 
Antrag wurde von der Kommiſſion angenommen und demjelben in der zweiten 
Lefung die aus der Anlage erjichtliche Faſſung gegeben. 

Ueber die Stellung, welche im Uebrigen den Staatöfommifjaren einzuräumen 
jei, gingen die Anfichten in der Kommiſſion auseinander. Bon einer Seite wurde 
es al3 unerläßlich bezeichnet, den Staatskommiſſar nicht blos auf eine beobachtende 
Thätigfeit und auf die Berichterjtattung über hervorgetretene Mängel und über 
die Mittel zu ihrer Abſtellung zu bejchränfen, jondern dejjen Gejchäftsfreis 
erheblidy zu erweitern. Mlindejtens müjje ihm die Ueberwachung des Gejchäfts- 
verfehr3 an der Börſe jowie auch der Befolgung der in Bezug auf die Börjen 
erlajjenen Gejege und Berwaltungsbejtimmungen nad) näherer Anweifung der 
Landesregierung übertragen werden. Auch jei es nothiwendig, die Staatsfommifjare 
an den Berathungen der Börfenorgane theilnehmen zu lafjen und ihnen die Be- 
fugniß zu ertheilen, Beſchlüſſe derjelben, welche gegen die Geſetze oder gegen die 
Berwaltungsvorjchriften verjtießen, außer Kraft zu ſetzen. 

Es wurde demgemäß ein diesbezüglicher Antrag geftellt und zur Begründung 
desjelben ausgeführt, daß der Börſenverkehr nicht jelten Gelegenheit zu einem 
Einjchreiten des Staatstommifjars bieten würde. So füme e8 z. B. oft vor, 
daß an der Börje plöglich Gerüchte entitänden und verbreitet würden, um auf 
den Kurs von Werthpapieren oder den Preis von Waaren in unlauterer Weije 
einzumirfen. In ſolchen Fällen jei es erwiünfcht, daß der Staatskommiſſar ſich 
darüber informire, ob die entjtandenen Gerüchte zuverläfiig verbürgt oder unbe: 
gründet jeien, und die nöthigen Maßregeln zur Aufklärung des Börjenpublifums 
ergreife. Ebenjo fäme es vor, daß die Entjcheidungen der Sachverſtändigen über 
die Lieferfähigfeit von Getreide angefochten würden; auch in dieſen Fällen müſſe 
der Staatskommiſſar das Necht haben, derartige gutachtliche Neuerungen außer 
Wirkſamkeit zu jeßen und zunächſt die Entjcheidung der höheren Inſtanz über 
diejelben anzurufen. 


über den Entwurf eines Börſengeſetzes. F 659 


Diefer Auffafjung über die Stellung und die Pflichten des Staatskommiſſars 
wurde jowohl von Bertretern der verbündeten Regierungen als auch aus der 
Mitte der Kommiſſion entjchieden wideriprochen. Sei audy zugegeben, daß mit 
faljchen Gerüchten an den Börjen operirt würde und daß die Gutachten der 
Sachverjtändigen in manchen Fällen zu Bedenken Anlaß gegeben hätten, jo könne 
doc) die Nemedur gegen ſolche Mifbräuche nicht in die Hand der Staatskommiſſare 
gelegt werden. Abgejehen davon, daß es jehr jchwierig jei, in der furzen Zeit, 
während welcher jich der Börjenverfehr abwidle, zuverläſſig feitzuitellen, ob Ge— 
rüchte, die an der Börſe verbreitet würden, zutreffend jeien oder nicht, jo könne 
dem Staatskommiſſar, ohne ihn jelbjt und damit die Staatsregierung mit einer 
jchweren VBerantwortlichkeit zu belajten, die Pflicht, ſolche Gerüchte auf ihre Be— 
rechtigung hin zu prüfen, nicht übertragen werden, Ebenjowenig jei es angängig, 
dem Staatskommiſſar ein EinjpruchSrecht gegen die Gutachten der Sachverſtändigen— 
fommijjionen beizulegen. Die Sachverjtändigenfommifjionen jeien genöthigt, jchnell 
zu arbeiten, und an ihre Entjcheidungen knüpften fich für den Börjenverfehr in 
Bezug auf die Abnahme der Waaren jehr wichtige Folgen. Winde in diejem 
Falle der Staatskommiſſar das Net haben, die Wirkung der Gutachten zu ſus— 
pendiren, jo wäre damit der ganze Börjenverfehr lahm gelegt, bis die höhere 
Entſcheidung eingetroffen wäre. Prinzipiell müßte an der Auffafjung fejtgehalten 
werden, daß dem Börjenfommijjar eine Entjheidung in Börjenangelegen- 
heiten nicht zujtände, fondern daß dieje Entjcheidung nur durch diejenigen Organe 
zu treffen wäre, welchen die Beaufjichtigung über die Börjen überwiejen jei, aljo 
in erjter Reihe den Börjenorganen und jodann der Landesregierung. 

Von anderer Seite wurde überhaupt die Einjeßung des Staatsfommifjars als 
zwedwidrig und die faufmännische Ehre verlegend bezeichnet und bekämpft. Es wurde 
darauf hingewiejen, daß in anderen Ländern, in denen der Staatsfommifjar bejtände, 
insbejondere in Deiterreich, ſich dieſe Einrichtung in feiner Weife bewährt habe, daß 
vielmehr an den Börfen diefer Länder troß der Staatsfommifjare ähnliche Miß— 
jtände, wie jie von den deutjchen Börjen behauptet würden, hervorgetreten jeien. 

Die Mehrheit der Kommifjion war der Anjicht, daß dem Börjenfommifjar 
jede Gelegenheit geboten werden müßte, um jich über alle Borgänge an der 
Börje zu informiren, und hielt e8 demgemäß für nothwendig, ihm auch das 
Recht beizulegen, den Berathungen der Börjenorgane beizumwohnen. Dagegen 
fönne dem Staatsfommifjar nicht die Befugniß zu direkten Eingriffen und Ans 
ordnungen eingeräumt werden, da derjelbe dadurch mit einer Verantwortung 
belajtet würde, die zu übernehmen er gar nit im Stande jei. Außerdem würde, 
wenn der Gejchäftsfreis der Staatsfommijjare in der dargelegten Weije erweitert 
werden jollte, namentlich für die größeren Börjen, die Anjtellung einer jehr 
großen Zahl von Staatsfommijjaren nöthig fein, wodurd die Einheitlichfeit der 
Aufiichtsführung gejchädigt würde, 

Demgemäß wurde der erite Abſatz des 8 2 im folgender Faſſung von der 
Kommifjion angenommen: 

Bei jeder Börfe jind ald Organe der Landesregierung ein oder mehrere 
Staatsfommifjare zu bejtellen. Ihnen liegt ob, den Gejchäftsverfehr an der 
Börfe jowie die Befolgung der in Bezug auf die Börje erlajjenen Gejege und 
Vermwaltungsbejtimmungen nad näherer Anweiſung der Landesregierung zu 
überwadhen. Sie find berechtigt, den Berathungen der Börjenorgane beizus 
wohnen und den Börjenvorjtand zur Bejeitigung von Mißbräuchen aufzufordern. 
Sie haben über hervorgetrerene Mängel und über die Mittel zu ihrer Ab— 
jtellung Bericht zu eritatten. 

44* 
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An der zweiten Leſung wurden von einer Seite Bedenken dagegen geäußert, 
den Staatsfommifjaren das Recht einzuräumen, an allen Berathungen der 
Börjenorgane theilnehmen zu dürfen. Sprede das Gejeg ein derartiges Recht 
aus, jo müfje auch die Möglichkeit gegeben werden, diejes Recht in allen Fällen 
auszuüben. Dieſes bedinge, daß den Staatsfommifjaren von allen Sigungen 
der Börſenorgane Kenntniß gegeben würde. Das fei in jchleunigen Saden oft 
nicht möglich; außerdem werde dadurd) eine maßloſe Vieljchreiberei hervorgerufen, 
die zu dem beabjichtigten Zweck in feinem Verhältniß jtände, zumal viele Sigungen 
der Börfenorgane für die Staatskommiſſare don geringem oder gar feinem In— 
terefje wären. Dazu fäne, daß in den Sitzungen der Börjenorgane vielfad) 
auch Angelegenheiten vein interner Natur, 3. B. die Anjtellung von Beanıten, 
Bauangelegenheiten u. j. w. verhandelt würden; dat der Staatskommiſſar an 
diefen Sitzungen theilzunehmen berechtigt fein jolle, ließe ji) auch vom Stand» 
punft derjenigen, die möglichjt ausgedehnte Befugnijje für den Staatskommiſſar 
zu haben wiünjchten, nicht rechtfertigen. Daß in vielen Fällen die Betheiligung 
der Staatsfommifjare an den Sikungen dev Börfenorgane von großem Nutzen, 
ja jogar geboten jei, 3. B. wenn es jih um Berathung der an die Projpefte zu 
jtellenden Anforderungen oder allgemeiner Einrichtungen für die Börje handele, 
jolle nicht in Abrede geitellt werden. Da den Staatskommiſſaren aber die Ueber- 
wachung der Börjenthätigfeit nach näherer Anweijung der Landesregierung 
übertragen jei, jo wirde dieſe auch ohne die bemängelte Bejtimmung jich in der 
Lage befinden, die Theilnahme der Staatskommiſſare an gewiſſen Sißungen 
allgemein oder in bejonderen Fällen vorzufchreiben. Demgemäß wurde der An— 
trag geitellt, den dritten Saß des $ 2 wie folgt zu faſſen: 

„Sie ſind berechtigt, die Börjenorgane auf hervorgetretene Mißſtände 
aufmerfjam zu machen.“ 

Auch von anderer Seite wurde diefer Antrag unterjtügt und nod auf die 
ihwer wiegenden Bedenken hingewiejen, die namentlich einer Betheiligung der 
Staatsfommifjare an den Sitzungen der Zulajjungsitelle ($ 36), die zweifellos 
al3 ein Börjenorgan anzuſehen ſei, entgegenitänden. Allſeitig jei man dahin 
einveritanden, daß der Staat feinerlei VBerantiwortlichfeit für die Zulafjung von 
Werthpapieren zum Börjenhandel übernehmen fünne und jolle. Sei aber der 
Staatsfommifjar berechtigt, an den Eitungen der Zulafiungsitelle theilzunehmen, 
jo würde das Publitum daraus eine gewiſſe Verantwortlichkeit des Staats für 
die Beichluffe der Zulafjungsitelle herleiten müjjen oder wenigitens Fünnen. Nehme 
der Staatsfonmifjar an einer jolchen Sitzung tbatjächlih Theil, jo würde dieſe 
Ihatjahe im Proſpekt jelbjt oder in der Preſſe zu Gunjten der Emijjion ver: 
werthet und darauf hingewiejen werden, daß die Emifjion mit Zuſtimmung des 
Staatskommiſſars erfolge oder wenigitens, daß der letztere die Emiſſion nicht 
beanitandet habe. Stelle jich hinterher heraus, daß die eingeführten Werth— 
papiere nicht die Sicherheit hätten, die das Publikum bei der Einführung der: 
jelben vorausgejept habe, jo wirden Vorwürfe gegen den Staatsfommijjar und 
die Landesregierung jelbjt erhoben werden. Das Gleiche würde der Fall jein, 
wenn der Staatsfommiljar bei der Beichlußfaflung der Zulafjungsitelle über ein 
Werthpapier, das ſich hinterher als schlecht herausitellt, nicht zugegen gewejen 
jei. Insbejondere bei Anlehen auswärtiger Staaten würde jowohl die Bes 
theiligung als auch die Nichtbetheiligung des Staatskommiſſars im Falle der 
Ablehnung der Zulaſſung zu Nekriminationen Beranlafjung geben können. Für 
den Fall der Ablehnung des geitellten Antrages müſſe aljo mindeſtens die Theils 
nahme des Staatsfommijjars an den Sigungen der Zulafjungsitelle durch das 
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Geſetz jelbit ausgejchlojien werden. Es wurde demgemäß der Eventualantrag 
geitellt: im dritten Sap hinter „Börſenorgane“ hinzuzufügen: 
„mit Ausnahme der Sikungen der Zulafjungsitelle ($ 36)“. 

Von den Vertretern der verbündeten Regierungen wurden dieje Anträge 
unteritügt und deren Annahme dringend befürwortet. 

Bon anderer Seite wurde den Anträgen entjchieden entgegengetreten und 
wiederholt auf die Nothwendigfeit hingewiejen, durch das Geſetz jelbjt dem 
Staatsfommifjar das Recht zur Theilnahme an allen Sitzungen der Börjenorgane 
zu jichern, wenn nicht das Anjehen und die Stellung des Staatskommiſſars 
von vornherein wejentlich beeinträchtigt werden jolle. Damit jolle der Staat 
kommiſſar feineswegs verpflichtet jein, an allen dieſen Situngen Theil zu nehmen; 
aber die Enticheidung darüber, an welchen Sitzungen er Theil nehmen wolle und 
an welchen nicht, müſſe allein ihm iüberlajjen bleiben, Auch an den Sitzungen 
der Zulafjungsitelle Theil zu nehmen, fünne unter Umftänden geboten und zweck— 
mäßig jein, wenn es jich um zweifellos unfolide Werthpapiere handele, deren 
Einführung beabfichtigt jei. 

Die Kommiſſion nahm den Antrag auf Streichung der Beitimmung, wonach 
der Staatskommiſſar berechtigt jein folle, den Berathungen der Börjenorgane 
beizumvohnen, und demnächſt den Abjab 1 des 8 2 in folgender Faſſung an: 

„Bei den Börfen jind als Organe der Landesregierung Staat3fommifjare 
zu bejtellen. Ihnen liegt es ob, dem Gejchäftsverfehr an der Börfe, ſowie 
die Befolgung der in Bezug auf die Börſe erlajjenen Gejege und Berwaltungs- 
beitimmungen nach näherer Anweiſung der Landesregierung zu überwachen. 
Sie ſind berechtigt, die Börjenorgane auf hervorgetretene Mißbräuche auf: 
merffam zu machen. Sie haben über Mängel und über die Mittel zu ihrer 
Abſtellung Bericht zu erjtatten,“ 

Diejelbe ging dabei von der Vorausjegung aus, daß die Landesregierung 
die Theilnahme des Staatsfommijjard an denjenigen Sigungen der Börjenorgane 
anordnen würde, in denen Gegenjtände von allgemeinerem Interejje zur Ver— 
handlung itänden. 

Ferner wurde in der zweiten Lejung der Wunjch geäußert, daß die Staats- 
fommijjare angewiejen werden möchten, etwa zu ihrer Kenntniß fommende Ver— 
fehlungen gegen das Strafgejeß der Staatsanwaltſchaft mitzutheilen und diejelbe 
bei der Weiterverfolgung zu unterjtüßen. 


Der zweite Abjap des $ 2 wurde nicht beanjtandet, nachdem von ver— 
schiedenen Mitgliedern der Kommiſſion darauf hingewiejen worden war, dab in 
der That für Feine Börjen ein Bedürfniß zur Bejtellung eines Staatskommiſſars 
wohl nur ausnahmsmweije hervortreten würde. Da die Beſchränkung der Thätigkeit 
des Staatöfonmijjard auf die Mitwirkung beim ehrengerichtlichen Verfahren von 
der Zuſtimmung des Bundesraths abhängig jei, jo jei auch diefe Beitimmung in 
dem Gejegentwurf unbedenklih. Der Abjap 2 des $ 2 wurde demgemäß ans 
genommen. 

Bei diejer Gelegenheit wurde auf Anregung eines Mitgliedes der Kommiſſion 
al3 die übereinitimmende Anjicht der Vertreter der verbündeten Regierungen und 
der Kommiſſion fejtgeitellt, daß in allen denjenigen Fällen, in denen das Gejet 
für gewifje Einrichtungen und Bejtimmungen die Zujtimmung des Bundesraths 
oder der Landesregierung oder anderer Organe vorjchreibe, dieſe Zuftimmung 
auch jelbjtverjtändlich jederzeit wieder zurückgezogen werden könne, jobald die 
betreffenden Organe zu der Ueberzeugung gelangten, daß die Voransjehungen, 
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unter denen fie die Zujtimmung ertheilt haben, hinfällig geworden jeien oder 
daß dieje Anordnungen und Einrichtungen in der Praxis zu Bedenken Anlaß 
gegeben hätten, die bei der Ertheilung der Genehmigung nicht hätten voraus 
gejehen werden fünnen. 

8 8. 

Ueber die Stellung des Börjenausjchuffes ($ 3) fand eine längere Er— 
örterung in der Kommiſſion jtatt. ES wurde von verjchiedenen Seiten hervor— 
gehoben, daß der Gejegentwurf die Stellung des Börſenausſchuſſes zu jehr be= 
grenze. Es ſei nicht blos möthig, ihm das Necht beizulegen, Anträge an den 
Bundesrath zu jtellen und Sadverjtändige zu vernehmen, jondern es fei auch 
Werth darauf zu legen, daß die Mitglieder des Börjenausihufjes nicht zu häufig 
wechjelten. Aus diefem Grunde empfehle es jich, die Wahlperiode auf fünf Jahre 
anjtatt auf drei Jahre, wie die Vorlage vorjehe, feſtzuſetzen. Dem Antrag, die 
Vorlage entiprechend zu ändern, wurde von den Vertretern der verbündeten 
Negierungen nicht entgegengetreten; derjelbe wurde von der Kommiſſion ans 
genommen. 

Ebenjo wurde ein Antrag angenommen, daß nicht die Organe der Börje, 
jondern die Handelsorgane die Mitglieder des Börſenausſchuſſes vorzujchlagen 
befugt jein jollten, da die Börſe an jich eine Einrichtung des Handelsjtandes jei 
und weil man von den Handeldorganen mehr ald von den Organen der Börje 
die Auswahl der für die Vertretung der Gefammtinterejien des Handelsitandes 
geeignetiten Perjünlichkeiten erwarten könnte. 

Der in der zweiten Lejung gejtellte Antrag, den Beſchluß der eriten Lejung, 
das Vorjchlagsrecht den Handelsorganen und nicht den Börjenorganen zu über- 
tragen, wieder aufzuheben und in dieſer Beziehung die Vorlage wieder her— 
zujtellen, wurde angenommen, 

Dagegen traten auch innerhalb der Kommiſſion erheblihe Meinungs 
verjchiedenheiten darüber hervor, wie die Mitglieder des Börjenausjchuffes zu 
wählen wären. Bon einem Mitgliede der Kommiſſion wurde vorgejchlagen, die 
Wahl von einem Drittel dev Mitglieder den Organen der deutichen Börſen, be= 
ziehungsweije den Handelsorganen jelbitändig zu überlaſſen, dergeitalt, daß 
der Bundesrath die vorgenonmenen Wahlen nicht weiter beanjtanden dürfe. Zur 
Begründung diejed Antrages wurde angeführt, daß der Börſenausſchuß nicht blos 
zu einer bequtachtenden Thätigkeit berufen jei, jondern daß er auch als zweite 
Initanz für das Ehrengeriht zu fungiven habe. Da nach dem Gejegentwurfe 
nur die von den Börjen vorgejchlagenen Mitglieder die zweite Initanz der Ehren 
gerichte bilden jollten, jo müfje man diefe Mitglieder, die die Vertrauensperjonen 
der Börje jein follten, auch durch dieje allein jelbitändig wählen laſſen. 

Diefem Antrage wurde von anderer Eeite widerfprochen und hervorgehoben, 
daß es bedenklich jei, den Organen der Börſe ein jelbjtändiges Wahlrecht zu— 
zugeſtehen, da es doc nicht ausgefchlofjen ei, daß diefe Wahl auf Perſonen fiele, 
die jowohl für die begutachtende Thätigfeit des Börſenausſchuſſes als auch für 
jeine Thätigfeit als zweite Inſtanz des EhrengerichtS ungeeignet jeien. 

Auc die Vertreter der verbündeten Negierungen ſchloſſen ſich diefem Bes 
denfen an, indem fie hervorhoben, daß, wenn den Börſenorganuen oder den 
Handelsorganen auch lediglich ein Vorjchlagsrecht eingeräumt ſei, der Bundesrath 
doch in der Negel die vorgejchlagenen Perfonen in den Börſenausſchuß berufen 
wiirde, und daß, wenn wirklich einzelne Perſonen jollten beanftandet werden 
müſſen, es durch Benehmen mit den Börſen- beziehungsweife Handel3organen 
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möglich jein würde, an Stelle derjelben andere geeignete Perfonen in Vorjchlag 
bringen zu lajjen, die auch das volle Vertrauen diefer Organe beſäßen. Nach 
diefen Darlegungen wurde der Antrag abgelehnt. 

Bon anderer Seite wurde der Antrag gejtellt, daß nur ein Drittel der Mit- 
glieder auf Vorjchlag der Handeldorgane, dagegen zwei Drittel unter angemejjener 
Berückſichtigung von Landwirtbichaft, Anduftrie und Handel unter Ausſchluß 
jolher Berjonen, welche ſich berufsmäßig an Börjengejhäften 
betheiligten, gewählt werden jollten. ES ſei, wurde zur Begründung diejes 
Antrages ausgeführt, umerläßlic, wenn der Börjenausjhuß eine erjprießliche 
Ihätigfeit im nterefje der Reſorm des Börfenverfehrs entfalten jollte, den 
größeren Theil jeiner Mitglieder nicht durch die Börjenorgane vorjchlagen, 
jondern Ddireft durch den Bundesrath wählen zu lajjen. Bei der Solidarität der 
Interejjen der Börjen jei anzunehmen, daß anderenfall® die vom Bundesrath 
direft gewählten Mitglieder jtets in der Minorität fein würden, und daß damit 
die Eimwirkung des Börjenausjchuffes auf die weitere Ausführung des Gejeßes 
in nachtheiliger Weiſe beeinflußt werden würde. 

Diefer Auffaffung wurde von den Vertretern der verbündeten Negierungen 
und auch von den Mitgliedern der Kommiſſion widerſprochen. Da der Börſen— 
ausſchuß nur eine begutachtende Stellung habe, jo würden für die Entjchließungen 
des Bundesraths weniger die Bejchlüffe einer Majorität als das Gewicht der 
jachlichen Gründe maßgebend jein. Ueberzeuge jich der Bundesrat), daß das 
Schwergewicht der jachlichen Gründe auf Seiten der Minorität des Börſen— 
ausſchuſſes liege, jo könne Ddiejelbe unbedingt auf die Berüdjichtigung ihrer 
Wünjche rechnen. Daß jolche Perjonen von der Berufung iu den Börjenausichuß 
ausgejchlofjen werden jollten, welche ſich berufsmäßig an den Börjengejchäften 
betheiligten, würde den Bundesrath bei der Auswahl der geeigneten Perſönlich— 
feiten ungebührlich bejchränfen, da vielfah gerade hervorragend tücdhtige und 
refornıfreundliche PWerjonen dann nicht in den Börjenausihuß berufen werden 
fönnten. Auch jei es jcehmwierig, vorher feitzuitellen, ob die betreffenden Perjouen 
„berufsmäßig“ oder „gewerbsmäßig“ an Börjengejchäften betheiligt jeien. 
Nach diefen Erörterungen wurde der Antrag, ſolche Perfonen, welche jich 
berufsmäßig an Börjengefchäften betheiligen, von der Berufung in den Börſen— 
ausſchuß allgemein auszuſchließen, zurücdgezogen. 

Ferner wurde der Antrag, daß zwei Drittel der Mitglieder vom 
Bundesrath direft gewählt werden jollten, abgelehnt, dagegen ein anderer An— 
trag, den Börjenorganen das Vorjchlagsrecht für die Hälfte der Mitglieder eine 
zuräumen und die andere Hälfte durch den Bundesrath direkt wählen zu lajjen, 
angenommen. Die Kommiſſion war der Anficht, daß bei einer jolhen Vertheilung 
den deutſchen Börjen eine angemejjene Vertretung im Börſenausſchuß gefichert 
würde und daß auc die anderen am Börfenhandel betheiligten Erwerbszweige 
bei diejer Regelung in billiger Weije berüdjichtigt werden könnten 

Hiernad wurde Abjaß 1 des 8 3 in folgender Faſſung angenommen: 

„Zur Begutachtung über die durch diejes Gejeg der Beſchlußfaſſung des 
Bundesrath3 überwiejenen Angelegenheiten ijt als Sachverjtändigenorgan ein 
Börjenausfchuß zu bilden. Derjelbe it befugt, Anträge an den Bundesrat) 
zu ſtellen und Sacverjtändige zu vernehmen. 

Der Börfenausfhuß beiteht aus mindejtens dreißig Mitgliedern, welche 
vom Bundesrath in der Negel auf je fünf Jahre zu wählen jind. Cine er— 
neute Wahl ijt zuläſſig. Die Wahl der Hälfte der Mitglieder erfolgt auf 
Vorſchlag der Handeldorgane ($ 1). Darüber, in welcher Anzahl diejelben 
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von den einzelnen Handelsorganen vorzujchlagen jind, bejtimmt der Bundes- 
rath. Die andere Hälfte wird unter angemejjener Berückſichtigung von Land- 
wirthichaft, Industrie und Handel gewählt.“ 

Sn der zweiten Lejung wurde beantragt, jtatt „Bundesrath“ zu ſetzen 
„Reichskanzler“, ſowie mit dem dritten Saß diejed Paragraphen einen neuen 
Abſatz beginnen zu laſſen. 

Herner wurde der Antrag geitellt, den zweiten Sat „Derjelbe iſt befugt, 
Anträge an den Bundesvath zu jtellen und Sacverjtändige zu vernehmen“, zu 
ftreihen. Diejer Antrag wurde damit begründet, daß durch diefe Erweiterung 
der Befugniſſe des Börſenausſchuſſes derjelbe aufhöre, lediglich begutachtendes 
Organ zu jein, und daß aus Ddiefer Nenderung jeiner Stellung leiht Schwierig: 
feiten und Nompetenzitreitigfeiten entitehen fünnten. 

Der Bevollmächtigte zum Bundesrath Königlich Bayeriſcher Miniiterials 
Direktor Frhr. v. Stengel gab zu dieſem Antrage folgende Erklärung ab: 

„Er müſſe den Antrag unterjtügen. Der $ 3 des Geſetzentwurfs ge— 
höre zu denjenigen Bejtimmungen, deren Vereinbarung fchon jeiner Zeit im 
Bundesrath nicht geringe Schwierigfeiten verurfacht habe. Wenn er, Redner, 
aud nicht verfennen wolle, daß der Börjenausichuß innerhalb gewiljer Grenzen 
nützliche Dienite leiten werde, jo müſſe er jich doc um jo entjchiedener gegen 
den weiteren Ausbau diejer Einrichtung ausjprechen. in ſolcher Verjuch jei 
in der in erſter Leſung bejchlojjenen Einjchaltung zu erbliden. Weniger Be- 
denfen errege die dem Börjenausihuß zugedachte Befugniß „Sachveritändige 
zu vernehmen“; indejjen werde bei richtiger Zuſammenſetzung des Ausſchuſſes 
hierzu wohl nur jelten und ausnahmsweiſe Veranlafjung gegeben jein, und 
würde es eventuell genügen, hierauf in der Gejchäftsordnung des Ausſchuſſes 
Bedacht zu nehmen. Anders liege die Sache bezüglid der Einräumung des 
Rechts aus eigener nitiative, „Anträge an den Bundesrath“ zu 
jtellen. Gewiß jei Niemand gehindert, ji mit Eingaben und Vorjchlägen an 
den Bundesrath zu wenden. Aber ein ausdrüdliches geſetzliches Nedt 
hierzu jei bislang lediglicd den Regierungen und dem Neichstage zugejtanden 
und die gleiche Befugniß übten auf Grund der Gefchäftsordnung nur noch die 
verfaljungsmäßigen Ausſchüſſe des Bundesraths aus. Durch die in eriter 
Lejung beſchloſſene Eiuſchaltung vüde man den Börſenausſchuß gewiſſermaßen 
in eine Yinie mit jenen Bundesrathsausjchüffen. Das fei nicht mehr ein veines 
Sadpveritändigenorgan, jondern der Anfang zur Schaffung eines mit jelbit- 
jtändigen politischen Nechten ausgejtatteten Gentralorgans, und da jagte er 
„Pprineipiis obsta!“ Die Negierungen wollten in $ 3 ein Sacverjtändigen- 
organ, jie wollten aber fein Organ, das jih geſetzlich berufen glaube, 
aus eigenem Nechte zu jeder Zeit und vielleiht auc zur Unzeit jeine Rath— 
ihläge und Entwürfe dem Bundesrath ſozuſagen aufzudrängen. Mit Einem 
Worte, man wolle Herr im eigenen Haufe bleiben. In Uebereinſtimmung mit den 
Vertretern der übrigen Regierungen erſuche er daher, den Antrag anzunehmen. 

Was jodann noch den Antrag anlange, in dem eingejchalteten Saße an— 
jtatt „Bundesrath” zu jeßen „Reichskanzler“, jo jei derjelbe zwar geeignet, 
die erhobenen Bedenken abzufchwächen; gänzlich bejeitigt würden aber Ddieje 
Bedenken hierdurch nicht, und wenn auc der Antrag immerhin eine Ber: 
bejjerung der in eriter Lejung bejchlojjenen Faſſung enthalte, jo müſſe er doch 
wenigitens primär erjuchen, den Antrage auf Streihung der Beſtimmung 
beizujtimmen.“ 
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Dem Antrage auf Streichung der vorerwähnten Worte wurde aus der Mitte 
der Kommiſſion heraus entjchieden widerjprochen. Wäre ein Antrag auf Auf: 
nahme dieſer Bejtimmung in der eriten Lejung nicht gejtellt worden, jo würde 
vorausjichtlich Niemand auf den Gedanken gefommen fein, daß der Börſenausſchuß 
dieje Rechte nicht hätte haben fjollen, da die Anhörung von Sachveritändigen 
unter Umftänden zur Ausübung der ihm überwiejenen gutachtlihen Thätigkeit 
völlig unerläßlich jei und das Necht zur Stellung von Anträgen an die fompetenten 
Organe allen ähnlichen Organijationen, insbejondere auch der Kommiſſion für 
Arbeiterjtatijtit, zujtände. Nachdem aber dieje Beitimmung in das Gejeß auf: 
zunehmen bejchlojjen jei, würde die Wiederbejeitigung derjelben dieje Rechte des 
Börjenausichuffes, die er unter allen Umjtänden haben müßte, wenn er jeine 
Aufgabe jolle erfüllen können, in Frage jtellen. 

Die Kommiſſion lehnte den Antrag auf Streihung der Beſtimmung ab, 
nahm jedoch die anderen Anträge an. 

Endlid wurde zu $ 3 in der zweiten Lejung der Antrag geitellt, am 
Schluß des eriten Abjages jtatt „Handel“ zu jeßen „Vertreter der Wiſſenſchaft“, 
weil der Handel bereit3 durch die von den Börjenorganen in VBorjchlag zu 
bringenden Mitglieder genügend vertreten jei, von der Mitwirfung der Vertreter 
der Wiljenjchaft aber, wie aus den Verhandlungen der Börſenenquete-Kommiſſion 
hervorginge, ein eviprießlicher Erfolg zu erwarten jei. 

Bon anderer Seite wurde darauf hingewiejen, daß auch nach der in der 
eriten Leſung bejchlojjenen Fajjung die Berufung von Vertretern der Wiſſenſchaft 
in den Börſenausſchuß micht ausgejchloffen jei, dab aber andererjeits feine Ge— 
währ dafür vorhanden jei, da bei den von den VBörfenorganen gemadten Vor— 
jhlägen alle vorzugsweife in Frage fommenden Zweige des Handels Berück— 
jihtigung gefunden hätten. 

Es wurde darauf diejer Antrag zurüdgezogen, Dagegen der Antrag geitellt, 
die Worte „und Handel” zu jtreichen, weil der Handel bereits durch die Vor— 
ichläge der Börjenorgane genügend berücdjichtigt jei. ES jolle durch diefen An— 
trag feineswegs die ausnahmsweije Ernennung von Vertretern des Handels aus— 
geſchloſſen werden. 

Der Antrag wurde angenommen. 

Ein weiterer Antrag, dem 8 3 als Abſatz 2 folgende Beltimmung hinzu— 
zufügen: 

„Der Börſenausſchuß it Neichszulafjungsitelle für ausländifche Werth 
papiere; er iſt befugt, die bezüglichen Obliegenheiten einem Unterausichuß zu 
übertragen“ 

wurde in der Berathung bis zur Berathung des $ 36 zurüdgeitellt. 
Der Abjag 2 des 8 3 wurde ohne Debatte angenommen. 


s4 


wurde ohne Debatte angenommen. 


8 5. 

Bei $ 5 wurde von einem Mitgliede der Kommiſſion angeregt, durch das 
Gejeg jelbit den Börfenorganen das Necht zu gewähren, von denjenigen Perſonen, 
welche Mitglieder der Börje zu werden beabjichtigten, die Bejtellung einer Kaution 
fordern zu dürfen. Zur Begründung Ddiejes Antrages wurde ausgeführt, daß 
ein dringendes Bedürfniß vorläge und auch alljeitig anerkannt würde, ungeeignete 
Berjönlichfeiten von der Börſe möglichſt auszujchliegen. Die Erreichung diejes 
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Ziele würde dadurch wefentlich gefördert werden, daß allgemein die Zulafjung 
zu der Börje von der Beitellung einer Kaution abhäugig gemacht würde. Die 
Beitellung einer Kaution würde auch an anderen Börfen, 3. B. an den Börjen 
zu London und New-York, von den Börſenbeſuchern beanjprudt. 

Diejfer Anregung wurde von den Vertretern der verbündeten Regierungen 
und auch von Mitgliedern der Kommifjion widerjprohen, Es wurde zunächſt 
darauf bingewiejen, daß jchon nad dem vorlegten Abſatz des 8 7 die Börjen- 
ordnungen weitere Ausichließungsgründe feitjegen dürften, und daß damit die 
Möglichkeit gegeben ei, durch die Börjenordnung, deren Genehmigung durch die 
Landesregierung zu erfolgen habe, und in die nad) $ 4 aud) die Landesregierung 
gewiſſe Vorjchrifte aufzunehmen anordnen Fönnte, die Bejtellung einer Kaution 
vorzujchreiben. Weiter zu gehen, jei weder nöthig noch gerechtfertigt. Die Ver— 
hältnifje an den einzelnen Börſen lägen jo außerordentlich verjchieden, daß Die 
Frage gar nicht einheitlich für alle Börjen geregelt werden fünnte. Insbejondere 
jtehe der Zutritt zu den Börjen in den Hanfejtädten im Mllgemeinen Jedem frei. 
Durch die vorgejchlugene Bejtimmung wirde es außerdem joliden und tüchtigen 
Anfängern, die nicht über die Mittel verfügten, um die Kaution bejtellen zu 
fünnen, außerordentkich erjchwert, jich jelbjtändig zu machen. Endlich würde auch 
eine ſolche Beitimmung in dem Geſetz weitere Bejtimmungen über die Art der 
Beitellung der Kaution, jowie darüber, wann diejelbe als verfallen anzujehen jei, 
und was mit der verfallenen Kaution zu gejchehen habe, erforderlih machen. 

Nach diefen Erörterunngen wurde der von einem Mitglied geitellte Antrag, 
daß der Zutritt zur Börje den gewerbsmäßigen Händlern (Banguierd, Noms 
mifjionären und Maflern) nur nad Hinterlegung einer Kaution gejtattet werden 
jollte, zurüdgezogen und der $ 5 unverändert angenommen. 


S 6. 

Bei $ 6 wurde ein neuer Abfatz des Inhalts beantragt: 

„Der Bundesrath iſt befugt, für bejtimmte Geſchäftszweige die Benutz— 
ung der Börfeneinrichtungen zu unterjagen oder von Bedingungen abhängig 
zu machen.“ 

Diejer Antrag wurde damit begründet, daß der $ 40, der dem Bundesrath 
zwar das Recht einräume, weitere Bejtinmungen über die Aufgaben der Zu— 
lafjungsitelle und die Vorausſetzungen der Zulajfjung von Werthpapieren zum 
Börjenhandel zu treffen, feinen genügenden Schuß dagegen gewähre, daß unjichere 
Werthpapiere an der Börje Eingang fänden und jich ein thatjächlicher Handel in 
ihnen entwicle, 

Bon den Vertretern der verbündeten Regierungen wurde diejer Antrag mit 
Nücjicht auf den $ AO für unnöthig erklärt, da bereit3 nad) diefem Paragraphen 
der Bundesrath die Zulaſſung von Werthpapieren zum Börjenhandel an Bes 
dingungen und Vorausſetzungen knüpfen und jomit einen thatfächlichen Handel in 
unjoliden Werthpapieren verhindern fönne. 

Bon anderer Seite wurde darauf hingewiejen, daß der geitellte Antrag ji 
nicht blos auf Werthpapiere, fondern auch auf Waaren beziehe, und daß auch bei 
lesteren dem Bundesrath die Befugnig gewährt werden müſſe, die Benußung der 
Börjeneinrichtungen zu unterfagen, wenn Waaren in den Kreis des Börjenhandels 
gezogen würden, die dazu nicht geeignet jeien. 

Diefen Erwägungen trat die Kommiſſion bei und nahm den Antrag und 
mit diefem den $ 6 an. Der in zweiter Leſung geitellte Antrag, den im der 
eriten Lejung bejchlojjenen Zujag wieder zu jtreichen, wurde abgelehnt. 
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8.7. 

3u $ 7 wurde der Antrag geitellt, die Nr. 2 desjelben, wie folgt zu faſſen: 

„Berfonen, welche wegen Diebjtahl$ oder wegen Unterjchlagung oder 
wegen BetrugS oder wegen Untreue oder wegen Urkundenfälihung ($$ 242 
bis 246, 263, 264, 266 bis 270 des Strafgeſetzbuchs) rechtskräftig ver— 
urtheilt jind — eine in Auslande wegen eines diejer Verbrechen durch das 
zujtändige Gericht erfolgte vechtöfräftige Verurtheilung zieht ebenfalld die Aus— 
ihliegung vom Börjenbejuche nad ſich —“ 

und ferner den Ddrittlegten Abjag, wie folgt, zu faſſen: 

„Die Wiederzulaffung zum Börjenbefuh fanı in dem Falle unter 3 
nicht vor Befeitigung des Ausjchließungsgrundes u. j. w.“ (wie in der Vor— 
lage). 

Zur Begründung diejed Antrages wurde ausgeführt, daß, wenn Perfonen, 
weiche wegen betrügerifcheu Banferott3 oder aucd nur wegen einfachen Banferott3 
rechtskräftig verurtheilt jeien, von dem Börjenbejuche ausgejchlofjen würden, es 
erforderlich erichiene, auch jolche Perſonen auszuſchließen, welcde jich die in dem 
Antrage erwähnten Verbrechen und Vergehen hätten zu Schulden kommen laſſen. 

Gegen den Antrag wurde. ausgeführt, daß die Bezugnahme auf den bes 
trügeriichen und einfachen Bankerott nicht gerechtfertigt jei, weil dies Berfehlungen 
jeien, Die ſich gegen die faufmännifche Ehre und gegen die faufmännifchen In— 
terejjen richteten. Auch erjcheine e3 als eine große Härte, Perſonen, welche viel- 
leicht in ihrer Jugend eine geringe Fundunterichlagung oder ein ähnliches Ver— 
gehen begangen hätten, dauernd von der Börje und damit von der Möglichkeit 
eines jeden Erwerbs an derjelben auszufchliegen. Es jei ferner nicht gevecht= 
fertigt, in Bezug auf die Ausſchließung von der Börje jtrengere Beitimmungen 
zu erlaſſen, als jolhe für die Ausjchließung von dem paſſiven Wahlrecht für den 
Reichstag und für Selbjtverwaltungstörperichaften bejtänden. Dazu fomme, daß 
der Entwurf jelbit ein ehvengerichtliches Verfahren vorjehe und daß damit die 
Möglichkeit gegeben jei, Perſonen, welche ſich ſolche ehrenrührige Handlungen 
hätten zu Schulden fommen laſſen, daß ihre Ausichliegung von der Börfe gerecht- 
fertigt erjcheine, auch thatfächlih von dem Börjenbejuche auszuſchließen. 

Nach diejen Erörterungen wurde der Antrag zurücdgezogen und im Uebrigen 
der $ 7 nach der Negierungsvorlage angenommen, nachdem auf eine Anfrage 
eines Mitglieds der Kommiſſion, was unter „Zujtand der Zahlungsunfähigfeit“ 
(Nr. 6) zu veritehen fei, von den PBertretern der verbündeten Regierungen die 
Erklärung abgegeben war, daß es jich hierbei um eine Thatfrage handle, die nur 
von Fall zu Fall und nach Lage der bejonderen Verhältniſſe (Pfändung durch 
den Gerichtsvollzieher, Leiftung des Offenbarungseides) entichieden werden fünne. 


58 


der Vorlage wurde ohne Debatte angenommen. 


59. 

Bei $ 9 wurde zunächſt der Antrag geſtellt, ſtatt „Ehrengericht“ zu ſetzen 
„Disziplinarhof“. Der Antrag wurde damit begründet, daß es ſich weniger um 
Verfehlungen gegen die Ehre als un Verſtöße gegen die Disziplin handle und 
daß die Bezeichnung „Ehrengericht“ fchon aus dem Grunde nicht ald zutreffend 
angejehen werden fünnte, weil jich für den Kaufmannsſtand, der aus jehr vers 
ihiedenen Elementen bejtände, ein einheitlicher Ehrbegriff gar nicht feititellen ließe. 
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Diejer Antrag wurde abgelehnt, nachdem von den Bertretern der verbüns 
deten Negierungen darauf aufmerkfjan gemacht worden war, daß die eigentliche 
Börjendisziplin im $ 8 geregelt jei, und daß die Grundlage der Verfolgung 
nah 8 9 ff. eine „unehrenhafte Handlung“ (SS O1) bilde, ein Begriff, der auch 
an ausländischen Börjen der Ausgangspunft für eine Ahndung jei (dishonourable 
conduet etec.). 

Ferner fand bei $ 9 eine Erörterung darüber jtatt, ob nicht, falls die 
unmittelbare Aufficht über die Börje einem Handelsorgan nicht übertragen jet, 
die Wahl der Mitglieder des Ehrengericht3 zweckmäßiger ausſchließlich den 
Börjenorganen und nicht, wie in der Vorlage vorgejehen, auch den Börjen- 
bejuchern übertragen werden jolle. Es wurde zur Begründung des Antrags: 
das Wahlrecht ausſchließlich den Börjenorganen zu übertragen, ausgeführt, daß 
diefe Organe als die Vertrauensmänner der Börfjenbejucher, da jie aus den 
Wahlen derjelben hervorgingen, angejehen werden müßten und daß von Den 
Börjenorganen im einzelnen Falle eine zwecmäßigere Auswahl der für das Ehren 
gericht geeigneten Perſönlichkeiten erwartet werden dürfe als von den Börjen- 
bejuchern, die bei diefen Wahlen ſich vielleicht oft durch perſönliche Rückſichten 
und vorübergehende Stimmungen beeinfluffen ließen. Der Antrag, in $ 9 die 
Worte „den Börfenbefuchern oder“ zu jtreichen, wurde angenommen und mit 
diejev Aenderung der ganze 8 9. 


a» 


8 10. 


Bei $ 10 wurde von einer Seite angeregt, die hauptſächlichſten Fälle, in 
denen ein ehrengerichtliches Verfahren jtattzufinden habe und die auf Seite 29 
der Begründung unter den Nummern 1—8 aufgeführt feien, in das Gejeh jelbit 
aufzunehmen und ein hierauf bezüglicher Antrag geitellt. Nachdem jedoch von 
Seiten der Bertreter der verbündeten Regierungen darauf hingewieſen worden 
war, dad, wenn der Thatbejtand einer ehrengerichtlic zu abndenden Handlung 
in das Geſetz jelbit aufgenommen werden follte, eine in jeder Beziehung zweifels- 
freie Feititellung des Thatbeſtandes erfolgen müfje, dieſe aber auch in den in den 
Motiven als ehrengerichtlich zu ahndenden Handlungen aufgeführten Fällen auf 
juriftiiche und thatjächliche Schwierigkeiten jtoße, wurde der geitellte Antrag abgelehnt. 

Ein weiterer Antrag, in $ 10 die Worte „im Zulammenhange mit ihrer 
Thätigfeit an der Börje* zu jtreichen, wurde abgelehnt, nachdem jowohl von 
Vertretern der verbündeten Negierungen als von Mitgliedern der Kommiſſion 
darauf hingewieſen war, daß es ſich hier lediglich um ein Börſengeſetz handle 
und daß demgemäß aud nur die im Zufammenbhang mit der Thätigfeit an der 
Börſe jtehenden Handlungen dem Ehrengericht unterjtellt werden fünnten. Wenn 
andere Ehrengerichte, namentlich die für gewiſſe Berufsitände beitehenden, weiter 
gingen und die gejammte Thätigkeit ihrer Mitglieder der ehrengerichtlihen Ahn— 
dung unterjtellten, jo jei dieſes durchaus gerechtfertigt; bier aber fönnten nur 
die mit der Thätigfeit an der Börje in Zuſammenhang jtehenden Handlungen 
in Frage kommen, 

In der zweiten Leſung wurde der Antrag geitellt, dem $ 10 folgenden 
Abſ. 2 hinzuzufügen: 

„As unehrenhafte Handlung im Sinne diejes Geſetzes gilt auch der 
Mißbrauch des Terminhandels zum Börjenjpiel.“ 

Zur Begründung diefes Antrags wurde darauf hingewieſen, daß die chren- 
gerichtlihe Ahndung einer mißbräuchlichen Benugung des Terminhandeld zum 
Börjenjpiel ein wirkſames Mittel zur Einſchränkung der Spefulationsgejchäfte jein 
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würde, durch welche zahlreiche Erijtenzen vernichtet würden. Zweifellos wirde 
der Terminhandel von zahfreihen Perjonen nicht zu. dem Zweck bemußt, um 
Waaren oder Werthpapiere, die jpäter gebraucht wirden, zu erwerben, oder 
Waaren oder Werthpapiere, in deren Bejiß man jpäter fomme, zu veräußern, 
oder ich gegen die Preisichwanfungen zu verjichern, jondern lediglich zu dem 
Zweck des Spiels, d. h. lediglich in der Abjicht, wenn der Zufall eine günjtige 
Entwitclung der Preife bringe, erheblihe Gewinne einzuftreihen. Es könne 
feinem ‚Zweifel unterliegen, daß dieſe Art der Differenzgeichäfte jich von dem ver— 
botenen Hazardipiele wenig oder gar nicht unterjcheide und vom moralifchen 
Standpunft durchaus verwerflich jei. 

Von anderer Seite wurde darauf bingewiejen, daß die Tendenz des Ans 
trages eine durchaus berechtigte jei, daß derjelbe aber in die Oekonomie des 
Geſetzes nicht paſſe, das überhaupt davon abjehe, die einzelnen ehrengerichtlic) 
zu ahndenden Handlungen in das Gejep jelbit aufzunehmen. Außerdem würde 
in der Negel das durch den Antrag getroffene Börjenipiel, jo lange dasjelbe dem 
Betreffenden Gewinn brächte, ſich der Kognition der Börjenbehörde entziehen, 
zumal größere Spekulanten felten ihre Geſchäfte durch einen Kommiſſionär aus— 
führen ließen. Führten aber dieje Differenzgeichäfte zum Konkurſe, jo trete jchon 
jebt nach $ 210 der Konfursordnung die Strafe wegen einfahen Bankerutts 
ein, dev nad) $ 7 der Vorlage die Ausichliegung von der Börfe auf mindejtens 
ſechs Monate zur Folge habe. Endlich müſſe hervorgehoben werden, daß gegen 
über den außerhalb der Börje jtehenden Perjonen der Antrag gar feine praftijche 
Bedeutung habe. Die Konſequenz des Antrages führe dahin, das Hazardipiel 
an der Börje ebenjo jtrafrechtlih zu ahnden, wie das Hazardipiel mit Karten 
oder Wiürfeln. Die Konfursordnung ſtehe auch auf dem Standpunkt, daß der 
Differenzhandel feine berechtigte Gejchäftsform, jondern ein Dazardipiel fei, denn 
ſonſt fünnte fie diefen Handel, wenn er mit Verluſten verbunden jei, nicht Itraf- 
rechtlih ahnden. Es müfje vom Itrafrechtlihen Standpunkt aus als völlig gleich 
angejehen werden, ob ein ſich als Bazardipiel darjtellender „Differenzhandel“ 
von einem Kaufmann oder Nichtkaufmanı betrieben würde und ob dieſer Handel 
ein verlujtbringender oder gewinnreicher gewejen jei. Demgemäß müjje die Er— 
weiterung des Strafgejeges in dieſer Richtung in Erwägung gezogen werden, 
wenn nicht jchon jetzt nach 8 284 des Strafgejepbuchs der gewerbsmäßige 
Differenzhandel in denjenigen Fällen, in denen er nicht zur Veräußerung oder 
zum Erwerb von Waaren oder Werthpapieren oder zur Verficherung gegen Kurs— 
Ihwanfungen, ſondern Lediglid des Spielgewinns wegen betrieben würde, ſich 
alſo al3 Spekulation daritelle, jtrafbar je. Daß der Mißbrauch des Termin: 
handels zum Börjenjpiel unter Umständen eine ehvengerichtlich zu ahndende Hands 
lung, auch abgejehen von den in der Begründung des Gejeßentwurfs angeführten 
Fällen jet, würde von Niemandem bezweifelt werden fönnen. Wenn, wie es 
vorgefommen jei, durch Künstliche Preistreibereien auf einen bejtimmten Termin 
und durch große Abſchlüſſe auf denjelben zahlreichen Verkäufern jchwere Verluſte 
zugefügt und diejelben um ihr ganzes Hab und Gut gebracht jeien, jo jei eine 
jolhe Handlungsweije ebenjo moralijch verwerflich und ehrengerichtlich zu ahnden, 
als wenn durch Scheinkfündigungen, Manipulationen mit minderwerthigen Waaren 
und ähnlichen Maßregeln ein Preisdruck künſtlich herbeigeführt werde, der Die 
reellen Käufer empfindlich jchädige. Die Kaufmannſchaft und die Börje würden 
in ihrer Stellung und in ihrem Anjehen erheblich gewinnen, wenn jie gewerbs— 
mäßige Spekulanten, auch jelbjt, wenn Ddiejelben veich umd angejehen jeien, aus 
ihrer Gemeinjchaft ausjchließen. Bei dieſer Sachlage empfehle es jich, zwar den 
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geitellten Antrag abzulehnen, aber ausdrücklich im Bericht feitzuitellen, daß die 
Vertreter der verbündeten Negierungen und die Kommiſſion der Ansicht jeien, 
daß die mißbräuchliche Benutzung des Terminhandel® zum Börjenjpiel in ge- 
eigneten Fällen eine chrengerichtlich zu ahmdende Handlung jei. Nachdem Die 
Vertreter der verbündeten Regierungen mit diejer Feititellung ihr volles Ein— 
verjtändniß erflärt hatten, ſchloß fich auch die Kommiſſion derjelben einjtimmig 
an, nachdem der gejtellte Antrag abgelehnt worden war. 

Endlih wurde in der zweiten Lejung der Antrag geitellt, im $ 10 das 
Wort „unehrenhafte* zu jtreihen und jtatt desjelben zu ſetzen: 

„mit dev Ehre oder dem Anſpruch auf kaufmännische Vertrauen nicht 
zu vereinbarende“. 

Derjelbe wurde damit begründet, daß der Begriff der kaufmänniſchen Ehre 
bei den einzelnen Börjenbejuchern ein jehr verichiedener jei und insbejondere 
beim Kommifjionsgejhäft das Vertrauensmoment eine bejondere Rolle jpiele. 
Der Untrag wurde angenonmen. 

Auf Anregung eined Mitgliedes der Kommijjion wurde Eonjtatirt, daß nad 
dem Wortlaut und dem Sinn des $ 10 die Makler, da auch dieje zu den Börjen- 
befuchern zu rechnen jeien, joweit ihre Handlungen mit ihrer Thätigfeit an der 
Börje in Zujammenhang jtänden, dem Ehrengericht unteritänden. 


88 11 bis 13. 

Bei 58 11—13 wurde von einer Seite bemängelt, daß dem Staats: 
kommiſſar zumeitgehende Befugniſſe eingeräumt jeien; insbejondere fünne es nicht 
gebilligt werden, daß der Staatsfommijjar berechtigt fein jolle, die Einleitung 
eines ehrengerichtlichen Verfahrens zu verlangen, und daß allen von ihm ge— 
jtellten Beweisanträgen entiprochen werden müſſe. Zu der legten Beltimmung 
läge um jo weniger Veranlajjung vor, als der Gejegeutwurf in Abweichung von 
den Beichlüfjen der Börſenenquete-Kommiſſion eine zweite Inſtanz für das ehren— 
gerichtliche Verfahren einjege, und e8 demgemäß dem Staatskommiſſar überlafjen 
bliebe, in denjenigen Fällen, in denen feines Erachtens jeinen Beweisanträgen 
zu Unrecht nicht entjprocdhen jei, die Berufung einzulegen und damit die Ent» 
jheidung über jeine Anträge in die Hände der zweiten Injtanz zu legen. Im 
Allgemeinen jei die Stellung des Staatsfommijjard mit der Stellung des Staats— 
anwalts im jtrafrechtlichen Verfahren zu vergleichen, und jei es demgemäß nicht 
gerechtfertigt, ihm weitergehende Befugniffe, als dieſem zujtänden, einzuräumen. 

Diefer Ausführung wurde don anderer Seite widerjprocdhen. Es wurde 
insbejondere ausgeführt, da das vorgejchlagene Ausfunftsmittel, die Entſcheidung 
der zweiten Inſtanz anzurufen, wenn den vom Staatskommiſſar geitellten Be— 
weisanträgen nicht entjprochen jei, den Anterejien des Bejchuldigten viel weniger 
entjpräche, al3 die Beſtimmung des Entwurfs, weil damit die Entjcheidung er- 
heblich verzögert und unter Umſtänden eine zweimalige Verhandlung herbeigeführt 
würde. Uebrigens fünne man von der Sachkenntniß und dem Takte des Staats: 
kommiſſars erwarten, daß er von den ihm durch das Geſetz eingeräumten Rechten 
einen jahgemäßen Gebraud machen und auch die Entjcheidung durch das Ehren: 
geriht nur dann prodoziren werde, wenn es fich um prinzipielle Fragen oder 
erhebliche öffentliche Intereſſen handele, daß er aber im Allgemeinen bei der 
Entjcheidung der Frage, ob eine „unehrenhafte Handlung” vorliege, ſich den in 
den Streifen der Berufsgenofjen des Bejchuldigten herrſchenden Anjchauungen ans 
schließen werde, jofern diejelben nicht mit dem allgemeinen Rechtsbewußtſein und 
der öffentlihen Moral, was wohl nur ausnahmsweife vorkommen würde, in 
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Widerſpruch jtänden. Außerdem würden vorausfichtlid an einer Anzahl von 
fleinen Börjen Staatsfommifjare überhaupt nicht bejtellt werden, jo daß fir dieje 
die im Entwurf vorgejehenen, hierauf bezügliden Bejtimmungen überhaupt nicht 
praftijch würden. 

Der von einem Mitgliede der Kommiſſion geitellte Antrag, dem Staats— 
fonımifjar die Verpflihtung aufjuerlegen, die ihm aus den Streifen des 
Publikums oder der Börjenbejucher zugehenden Anzeigen zu unterjuchen, wurde 
abgelehnt, nachdem darauf hingewiejen war, daß eine derartige Beſtimmung un= 
berechtigte Denunziationen geradezu provoziren und den Staatöfommijjar in über- 
mäßiger Weije belajten würde. Am Uebrigen wurden die 88 11—13 nicht 
weiter beanjtandet und in der Fajjung der Negierungsvorlage angenommen. 

In der zweiten Lejung wurde der Antrag geitellt, den $ 13 zu jtreichen, 
und zur Begründung desjelben im Wejentlichen die hierüber in der erjten Lejung 
gemachten Aeußerungen wiederholt. Dieje Beitimmung habe in den faufmänn= 
iſchen reifen allgemeines Befremden hervorgerufen und müſſe al$ eine Ausnahme— 
bejtimmung jchlimmijter Art bezeichnet werden. 

Bon den Bertretern der verbündeten Negierungen wurde diejer Auffafjung 
widerjprochen und darauf hingewiejen, daß jich in den Beamten-Disziplinargejegen 
ähnliche Beitimmungen fänden. 

Aus der Mitte der Kommiſſion wurde noch hervorgehoben, daß bei Streihung 
diejes Paragraphen dem Staatsfommifjar das Necht der Beichwerde an die zweite 
Inſtanz gegeben werden müßte, wenn jeinen Anträgen auf Einleitung des Haupt- 
verfahrens nicht entiprodyen werde. Ueber eine derartige Nenderung ließe ſich 
reden. Die Erregung in den Faufmännifchen Kreiſen jei übrigens eine durchaus 
fünjtliche, denn ein wejentlicher Unterjchied liege darin nicht, ob die Enticheidung, 
das ehrengerichtliche Verfahren einzujtellen, durch das geſammte Ehrengericht ge: 
troffen würde, oder ob dieſes auf Freiſprechung erfenne. Nach diefer Erörterung 
wurde der $ 13 angenommen. 


S 14 
wurde ohne Debatte angenommen. 


8 15. 

Zu $ 15 wurde der Antrag gejtellt, daß auch eine Gelditrafe, deren Höhe 
im Mindeſtmaß und im Höchſtmaß durch die Börjenordnung feitzujeßen jei, als 
Strafe zugelafjen werden möchte. Diejer Antrag wurde abgelehnt, da die Kom— 
miſſion der Anjicht war, daß Die zeitweilige oder gar dauernde Ausſchließung 
von der Börje empfindliche finanzielle Nachtheile für den Betreffenden im Gefolge 
habe, und daß, wenn im Geſetz die Geldjtrafe zugelajjen würde, in vielen Fällen 
auf eine jolhe und nicht auf zeitweilige oder dauernde Ausſchließung von der 
Börje erkannt werden würde, die Geldjtrafe aber mit Rückſicht auf die Vermögens— 
verhältnifje der davon Betroffenen jehr ungleich wirfe. 


$ 16. 

Zu $ 16 wurde der Antrag geitellt, die Friſt, innerhalb welcher dem Staats— 
fommilfar und dem Bejchuldigten eine mit Gründen verjehene Ausfertigung der 
Entjcheidung des Ehrengericht3 zuzujtellen jei, auf zwei Wochen zu verlängern 
und ferner auszufprechen, daß jowohl der Staatsfommifjar wie der Beſchuldigte 
auch bei in ihrer Gegenwart erfolgter Verkündigung der Entjcheidung eine mit 
Gründen verjehene Ausfertigung derjelben beanjpruchen fünnten. Diejer leßtere 
Antrag wurde von feiner Seite beanjtandet und angenommen. Dagegen wurde 
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gegen die Verlängerung der Friſt dad Bedenken geltend gemacht, daß damit die 
endgültige Erledigung des ehrengerichtliden Verfahrens verzögert wirde, was 
häufig dem Intereſſe des Angejchuldigten widerſpräche. Außerdem läge ein Be— 
dürfniß zu dieſer Verlängerung nicht vor, wie die Erfahrungen im Strafprozeß 
ergäben. Gleichwohl wurde der Antrag auf Verlängerung der Frift auf zwei 
Wocden angenommen. 

Depgleihen wurde ein Antrag angenonmen, daß auf Antrag des Ange— 
ihuldigten das Gericht die öffentliche Bekanntmachung der Freifprehung anzu— 
ordnen habe. Die Koſten diejer Belanntmahung würden, wie bei der zweiten 
Lejung fejtgejtellt wurde, von dem Gericht zu tragen jein. 

Mit diefen Menderungen wurde der $ 16 im nadjitehender Faſſung ans 
genommen: 

„Die Enticheidung wird in der Sitzung, in welcher die mündliche Ver— 
handlung geichloffen wird, unter Angabe der Gründe verfündet oder jpätejtens 
innerhalb zwei Wochen nad dem Sclufje der Verhandlung dem Staats— 
fommifjar und dem Beichuldigten in einer mit Gründen verjehenen Ausfertigung 
zugeitellt. Sowohl der Staatskommiſſar, wie der Beichuldigte können aud bei 
in ihrer Gegenwart erfolgter Verkündung der Enticheidung eine mit Gründen 
verjehene Ausfertigung derielben beanſpruchen. 

Dem nicht erjchienenen Bejchuldigten iſt auch die verkündete Entjcheidung 
zuzuitellen. 

Das Ehrengeriht kann in der Entjcheidung anordnen, daß und auf 
welche Weije jie öffentlich befannt zu machen ilt. 

Das Ehrengericht fann, wenn auf zeitweilige oder dauernde Ausjchliegung 
von der Börje erkannt ift, anordnen, daß die Wirkung der Entjcheidung jofort 
eintrete. Auf Antrag des freigejprochenen Beſchuldigten hat das Gericht die 
öffentlihe Bekanntmachung der Freifprehung anzuordnen,“ 

Bei der zweiten Lejung wurde die redaktionelle Aenderung bejchlofien, den 
legten Sag des Abjages 1 als zweiten Sab dem Abſatze 2 hinzuzufügen. 


SS 17—27. 

Die SS 17—27 gaben in der erjten Lejung zu einer Debatte feine Ver— 
anlafjung und wurden in der Faljung der Negierungsvorlage angenommen. 

In der zweiten Leſung wurde der Antrag geitellt, dem Eingang des 8 27 
die Worte hinzuzufügen: 

„Die Behörden und”. 

Zur Begründung diejes Antrages wurde darauf hingewiejen, daß oft auch 
andere Behörden als die Börjenorgane, insbejondere die Gerichte und die Staats— 
amwaltichaft von Handlungen amtlich Kenntniß erhielten, welche zu einem ehren= 
gerichtlichen Berfahren Anlaß geben und daß es demgemäß geboten jei, aud) 
diejen Behörden die Verpflichtung aufzuerlegen, jolhe Handlungen zur Kenntniß 
des Staatskommiſſars bezw. des Ehrengerichts zu bringen. 

Von den Vertretern der verbündeten Regierungen wurde diefem Antrag 
mit dem Hinweis darauf widerfprochen, daß nad der beitehenden Gejepgebung 
die Behörden nicht einmal die Verpflichtung hätten, jtrafbare Handlungen zur 
Kenntniß der Staatsanwaltichaft zu bringen. Dagegen hätten die Behörden 
jelbjtverjtändlich das Recht, Verfehlungen gegen die kaufmännische Ehre zur Kenntniß 
der Börfenorgane zu bringen, und würden von dieſem Recht aud) in geeigneten 
Fällen Gebraud machen. 

Nach dieſer Darlegung wurde der Antrag zurückgezogen. 
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S 28. 

3u 8 28 wnrde von einer Seite die Streichung desjelben beantragt mit 
der Begründung, daß die Börjenjchiedögerichte für die fchleunige Abwidlung der 
Geſchäfte an den Börjen umerläßlich jeien, daß die Arbeiten diefer Schiedsgerichte 
in den betheiligten Kreiſen alle Anerkennung fänden und daß demgemäß zur 
Einſchränkung ihrer Thätigfeit feine Veranlaſſung vorliege. 

Demgegenüber wurde von anderer Seite darauf hingewieſen, daß bei aller 
Anerkennung der Thätigfeit der Schiedsgerichte es doch nicht gerechtfertigt werden 
fönne, daß durd allgemeine Gejchäftsbedingungen, die häufig von dem außerhalb 
der Börje jtehenden Publikum nicht gelefen würden, diefem Publikum gegen feinen 
Willen die Schied3jprüche der Börjenjchiedsgerichte aufgedrängt würden. Dies 
jei um jo weniger zu billigen, al3 das außerhalb der Börſe jtehende Publikum 
auf die Zufammenjegung der Schiedögerichte feinen Einfluß habe, und diejelben 
überwiegend aus jolchen Perjonen bejtänden, welche die Interejjen der Börfe in 
erjter Reihe vertreten. Bon diefem Gefichtspunft aus treffe die Negierungsvorlage 
das Richtige, indem jie zwiſchen Staufleuten und den in das Börſenregiſter ein 
getragenen Perſonen eine Vereinbarung darüber, daß der ordentliche Rechtsweg 
ausgeſchloſſen und an Stelle desjelben Börjenjchiedsgerichte eingejeßt werden 
fünnten, allgemein zulajfe, dagegen für das Publikum, welches nicht zu den Kauf— 
leuten bezw. zu den in das Börjenregiiter eingetragenen Perjonen gehöre, aus— 
drüdlich vorjchreibe, daß die Vereinbarung über die Einjegung des Börſenſchieds— 
gerichts nur verbindlich jein joll, wenn die Unterwerfung unter das Schiedsgericht 
erit nad) Entſtehung des Nechtsitreits erfolgt jei. 

Nach diefen Erörterungen wurde der Autrag auf Streichung des $ 28 ab- 
gelehnt und Ddiejer jelbjt in der Faflung der Negierungsvorlage angenommen. 


U. Feitftellung des Börjenpreijes und Maklerweſens. 
$ 29. 

Zu 8 29 wurde es bemängelt, daß die amtliche Feititellung des Börſen— 
preijes ausjchließlic; durd) den Börjenvorjtand erfolgen jolle, und daß damit die 
Mitwirkung von Bertretern anderer Berufszweige bei diejer Feititellung völlig 
ausgejchlofjen jei. Wenn es auch zweifelhaft jei, ob ſich in allen Fällen geeignete 
Perſonen finden würden, denen neben dem Börjenvorjtand eine Mitwirkung bei 
diejer amtlichen Preisfeititellung eingeräumt werden fönnte, jo liege es doch auf 
der Hand, daß die Preisfejtitellung jelbjt vornehmlich der Waaren jo erhebliche, 
außerhalb der Börje jtehende Intereſſen, insbejondere die der Landwirthichaft 
und des Miüllereigewerbes, berühre, daß es prinzipiell berechtigt fei, die Mit— 
wirkung von Vertretern anderer, an der Preisfeititellung betheiligter Berufszweige 
zu fordern. Es wurde deshalb der Antrag geitellt, dem Abjag 1 die Worte 
hinzuzufügen: „joweit die Börjenordnung nicht die Mitwirkung von Vertretern 
anderer Berufszweige vorjchreibt“ und auf den Vorgang bingewiejen, welchen für 
Preußen das Gejeg über die Landwirthichaftsfammern in diejer Beziehung bereits 
enthalte. 

Mit dieſem Antrage wurde der Abſatz 1 des 8 29 angenommen, nachden 
noch bejchlojjen war, der größeren Deutlichkeit wegen hinter die Worte „die Feit- 
jtellung” einzufügen „des Börjenpreijes“. 

Ferner wurde beantragt, dem $ 29 einen neuen Abjaß des Inhalts hinzu— 
zufügen, daß bei der Feititellung des Börjenpreifes außer dem Staatskommiſſar 
und den fonjt amtlich daran betheiligten Perjonen Niemand zugezogen werden dürfe. 

Annalen det Deutihen Reihe. 1896. 45 
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Zur Begründung- diejes Antrages wurde darauf hingewiejen, daß jchon jetzt 
die Berliner Börfenordnung eine ähnlihe Beſtimmung enthielte und daß eine 
derartige Vorjchrift unerläßli wäre, um eine richtige Preisnotirung herbeizus 
führen und die Kursmakler vor unberehtigten Angriffen ſolcher Börfjenbejucher, 
deren Wünjche in Bezug auf die Kursnotirung von den Maflerın nicht berüdjichtigt 
würden, zu jchügen. 

Von anderer Seite wurde diejer Antrag bekämpft und der Bortheil hervor— 
gehoben, der darin liege, wenn die Kursfeititellung öffentlich unter Mitwirkung 
aller betheiligten reife jich vollziehe. Nur bei einer unbedingten Deffentlichkeit 
jei es möglich, unlautere Beeinflufjungen der Kurje durch das Börjenpublifum 
und unrichtige Notirungen dur die Makler jelbjt zu verhindern. In diejer 
Beziehung gewähre das an der Berliner Börje übliche Verfahren, nad) welchem 
das gejammte Publikum bei der Feititellung der Kurje mitzuwirken jich in der 
Lage befände, und bei welchem der Makler verpflichtet jei, etwaige vorausfichtliche, 
erhebliche Nursiteigerungen durch Anjchlag zur Kenntniß des Publikums zu bringen, 
die größte Garantie dafür, daß in der That die Nursfeititellung eine zuverläflige 
und richtige jei. 

Nach diefen Darlegungen wurde der geitellte Antrag angenommen. 

Bei der zweiten Lejung wurde von einem Mitgliede der Kommiſſion hervor= 
gehoben, daß er ſich inzwijchen nochmals eingehend über die Art und Weije der 
Kursnotirung für Kaſſageſchäfte an der hiejigen Börſe informirt habe, und daß 
er nach dieſer Information jeine in der eriten Leſung gegen den Beichluß ges 
äußerten Bedenken fallen laſſen müſſe. Es jei zwar richtig, wie von ihm in der 
eriten Leſung ausgeführt fei, daß die Ermittlung des Kurſes unter der Kontrole 
des gejammten Börſenpublikums jtattfinde, indem die vereidigten Makler, jobald 
das Kursmachen beginne, in der Börje jelbjt und in Gegenwart des Publikums 
denjenigen Kurs ausrufen, der nad) der Lage des Gejchäfts jich ergebe, und daß 
damit dem Publikum die Möglichkeit gegeben jei, diefen Kurs in Bezug auf feine 
Nichtigkeit zu prüfen und durch weitere Gejchäfte, die es dem Makler aufgebe, 
richtig zu stellen. Dieje Thätigkeit vollziehe ji, wie gejagt, in der Börſe und 
in Gegenwart der Betheiligten. Dagegen erfolge die eigentliche Feititellung 
des amtlihen Börjenpreijes in dem Zimmer des Börjenfommifjfars, in 
das, von bejonderen Ausnahmefälle abgejehen, nur die vereidigten Makler, die 
Börjenfommifjare und die Börjenjekretäre zugelajjen würden. Der angenommene 
Autrag laſſe dieſes Verfahren aljo völlig unberührt, und beruhten die in kauf— 
männijchen Kreifen gegen denjelben erhobenen Bedenken auf einem Mißverjtändni. 

Zum Abſatz 2 des $ 29 wurde beantragt, denjelben wie folgt zu fallen: 

„AS Börjenpreis ift derjenige auzuſehen, welcher der wirklichen Geſchäfts— 
lage des Verkehrs an der Börje entjpricht.“ 

Zur Begründung diejes Antrags wurde darauf hingewiejen, daß die Fafjung 
der Negierungsvorlage zu Zweifeln Anlaß gäbe, da es nicht immer möglich fein 
wirde, namentlid bei Effekten, den gemeinen Handelswerth feitzuftellen. Als 
Börjenpreis jolle derjenige Preis zur Notirung gelangen, welcher der wirklichen 
Gejhäftslage an der Börſe entſpräche, d. h. derjenige Preis, zu welchem 
thatſächlich Geſchäfte an der Börſe abgejchloffen jeien, wobei jelbitverftändlich 
ſolche Gejchäfte, bei denen der Preis duch bejondere Verhältniſſe des Käufers 
oder des Verkäufers beeinflußt jei, unberüdjichtigt bleiben müßten. 

Bon anderer Seite wurde der Antrag bekämpft und hervorgehoben, daß 
die Ausjchließung jolder durch bejondere Verhältniſſe bedingten Gejchäfte von 
der Berüdjichtigung bei der Preisnotiz nur dann gejichert ſei, wenn vorgejchrieben 
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würde, daß der der wirklichen Gejchäftslage des Verkehrs entſprechende Preis 
auh den gemeinen Handelswerth darjtellen müſſe. Dieſes auszusprechen jei 
unerläßlich, wenn man eine zuverläffige Grundlage für das Recht des Kom— 
miſſionärs, als Selbittontrahent einzutreten, jchaffen wolle. Wie aus den Ber- 
handlungen der Börfenenquete -hervorginge, bejtänden auch in Faufmänntjchen 
Kreiſen vielfach Zweifel darüber, in welcher Weiſe der Börfenpreis feitzujtellen 
jei. An einzelnen Börjen würde derjenige Preis notirt, der ſich als der lebte, 
zu dem Geſchäfte abgejchloffen jeien, ergäbe (jog. Auftionspreis). Diejes jei 
augenscheinlich unrichtig und fönnte ein derartiger Preis felbjtverjtändlich nicht 
als Grundlage für das SelbjteintrittSrecht des Kommiſſionärs dienen, denn diejer 
Preis Eonjtatire nur, daß fich zu demjelben noc ein letter Käufer oder Verkäufer 
gefunden habe, während vielleicht der weitaus größte Theil der Gejchäfte zu ganz 
anderen Preiſen abgejchlofjen jei. Allerdings könne in diejem Falle ja auch nicht 
davon gejprochen werden, daß der Auktionspreis der wirklichen Gejchäftslage an 
der Börſe jelbjt entſpräche. Wenn alfo hiernach auch feine fachliche Meinungs- 
verjchiedenheit gegenüber dem gejtellten Antrag bejtände, jo bringe derjelbe doc) 
wieder erhebliche Zweifel in die kaufmännischen Kreiſe und empfehle fich deshalb 
nicht zur Annahme, 

Die Kommifjion nahm gleichwohl den Antrag an und damit den ganzen 
8 29 in nachſtehender Fafjung: 

„Bei Waaren oder Werthpapieren, deren Börſenpreis amtlich feſtgeſtellt 
wird, erfolgt die Feſtſtellung des Börſenpreiſes ſowohl für Kaſſa- wie für 
Zeitgeſchäfte durch den Börſenvorſtand, ſoweit die Börſenordnung nicht die 
Mitwirkung von Vertretern anderer Berufszweige vorſchreibt. 

Bei dieſer Feſtſtellung darf außer dem Staatskommiſſar, dem Börſen— 
vorſtand, den Börſenſekretären, den Kursmaklern und den Vertretern anderer 
Berufszweige, deren Mitwirkung die Börjenordnung vorjchreibt, Niemand zus 
gezogen jein. 

Als Börjenpreis iſt derjenige Preis feitzujegen, welcher der wirklichen 
Geſchäftslage des Verkehrs an der Börje ſelbſt entjpricht.“ 

Bei der zweiten Lefung wurde zunächit bejchloffen, den $ 29 redaktionell 
wie folgt zu fajjen: 

„Bei Waaren oder Werthpapieren, deren Börjenpreis amtlich fejtgejtellt 
wird, erfolgt diefe Feititellung ſowohl für u. j. mw.“ 

den Eingang des Abjapes 2 „Bei der Feititellung darf u. j. w.“, ferner das 
Wort „anderer“, zu erjeßen durch „der Betheiligten*, endlih in Abjag 3 das 
Wort „jelbit” zu jtreichen. 

Ferner wurde von einem Mitgliede der Kommiſſion nocd bemerkt, daß, nach— 
den er jich aus dem Gange der Verhandlungen in der eriten Lejung überzeugt 
habe, daß in der von der Kommiſſion bejchlojjenen Aenderung des legten Ab— 
ſatzes des 8 29 nicht jowohl eine Abänderung der Negierungsvorlage als viel- 
mehr nur eine Klarjtellung der eigentlichen Abficht derjelben liege, er don einem 
Antrage auf Wiederheritellung der Negierungsvorlage Abjtand nehme. Er lege 
jedoch Werth darauf, feitzuitellen, daß die Anfechtung des amtlich feitgeitellten 
Preifed wegen Irrthums, Betrug u. ſ. w. natürlich zuläfiig fei, daß aber, wenn 
die Börfenorgane aus den ihnen von den Kursmaäklern mitgetheilten oder aus 
anderen Gejchäften die Ueberzeugung gewonnen hätten, daß dieje Gejchäfte ein 
Urtheil über die wirkliche Lage des Verkehrs an der Börje nicht gejtatteten oder 
der wirklichen Gejchäftslage entjprächen, fie berechtigt und verpflichtet wären, ohne 
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Rückſicht auf die abgejchloffenen Gejchäfte die Feitiegung eines Börjenpreijes zu 
verweigern oder einen von diejen Geſchäften abweichenden Börfenpreig feitzujegen. 
Diejes würde namentlih dann der Fall jein, wenn die abgejchlojjenen Gejchäfte 
erhebliche Abweichungen von der thatjählichen Lage des Marktes aufwieſen, auch 
jelbjt wenn dieſe Gejchäfte nicht fingirt, ſondern wirklich abgeſchloſſen jeien. 
Würde aus den angegebenen Gründen die Feſtſetzung eines Börjenpreijes von 
den Börjenorganen abgelehnt, jo fünne Niemand, insbejondere nicht der Kom— 
miflionär, ſich auf die thatſächlich abgeſchloſſenen Gejdhäfte zum Nachweis eines 
vorhandenen Börjenpreijes berufen. Gbenjowenig fünne unter Berufung auf 
dieje Geichäfte ein anderer Preis als der fejtgeitellte al8 Börjenpreis bezeichnet 
und in Anjpruch genommen werden, jofern nicht die Umvichtigfeit des amtlich 
jejtgejtellten Börjenpreijes wegen Betrugs, Irrthums u. j. w. nachgewicjen werden 
fünne. Uebrigens jeße die Feititellung einer Gejchäftslage den thatjächlichen Ab- 
ſchluß einer entjprechenden Anzahl von Gejchäften voraus, 

Dieje Feititellung wurde von feiner Seite beanitandet und deren Aufnahme 
in den Bericht bejchlofjen. 

S 30. 

Zu 5 30 wurde der Antrag geitellt, im Abjag 1 die Worte „aus dem 
Kreiſe der Vermittler” zu jtreichen, damit auch ſolche Perſonen zu Kursmaflern 
ernannt werden fünnten, die eine bejondere Sach- und Fachfenntnig bejäßen, die 
aber vorher Feine vermittelnde Thätigfeit ausgeübt hätten. Auch von anderer 
Seite wurde dieſer Antrag unterjtügt mit dem Bemerken, daß, da zu dem 
Gejchäft eined Kursmaklers jehr eingehende Kenntniſſe und große Gejchäjts- 
gewandtheit gehörten und dieje in der Regel nur von ſolchen Perjonen gewonnen 
werden fünnten, die längere Zeit ein Wermittlungsgejchäft betrieben hätten, aller= 
dings in der Negel die Kursmakler aus dem Kreiſe der Vermittler würden ent— 
nommen werden müſſen, daß aber auch andererjeit3 die Möglichkeit vorliege, 
ſolche Perjonen in dem Kreiſe der jelbitändigen Gewerbetreibenden zu finden. 
Bei der großen Bedeutung, die dieſe Nursmakler hätten, würde auf ihre Aus— 
wahl ein bejonderer Werth gelegt werden müjjen und würde auch namentlich 
dafür zu jorgen jein, daß nicht, was gegenwärtig zuweilen vorfonme, lediglich 
aus perfönlihen Gründen, 3. B. um in Konkurs verfallenen Kaufleuten eine 
Exiſtenz zu jichern, die Beitellung als Kursmaller erfolge. — Nach diejer Er— 
örterung wurde der gejtellte Antrag angenommen 

Bei der zweiten Lejung wurde jedoh, un außer Zweifel zu jtellen, daß 
die Kursmakler, jolange fie dieje Thätigkeit ausüben, die Vermittelung von Börſen— 
geichäften in den betreffenden Waaren oder Werthpapieren betreiben müſſen, den 
Eingang des $ 30 wie folgt zu fallen bejchlofjen: 

„Zur Mitwirkung bei der amtlichen Feitjegung des Börjenpreijes von 
Waaren und Werthpapieren jind Hilfsperfonen (Nursmafler) zu ernennen. Dies 
jelben müſſen, ſolange jie die Thätigkeit al Kursmafler ausüben, die Ber: 
mittelung von Börjengejchäften in den betreffenden Waaren oder Werthpapieren 
betreiben. Sie werden“ u. j. w. 

Ein ferneres Bedenken der Kommiſſion vichtete ih gegen den Schlußſatz 
des Abſatzes 1, wonach die Kursmakler der Aufjicht des Börſenvorſtandes unter- 
jtehen jollten. Es wurde darauf hingewiejen, daß ſich auch in dem Börjen- 
vorjtande häufig Perſonen befänden, deren perjünliche Intereſſen dur die Kurs: 
feititellungen der Nursmaller berührt würden. Diejen Perſonen gegenüber 
befänden ſich die Nursmafler in einer höchſt fchwierigen Lage, wenn fie Preiſe 
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feititellen jollten, die den Intereſſen diefer Mitglieder des Börfenvorjtandes nicht 
entiprächen. Es jei deshalb nothwendig, die Makler unabhängiger von den 
Börjenorganen zu jtellen, und jei daher die Befeitigung der erwähnten Vorſchrift 
geboten. Diejer Auffaffung trat die Kommifjion bei und nahm den auf Streich- 
ung der Worte „welche der Aufjicht des Börfenvoritandes unterjtehen“ gerichteten 
Antrag an. 

Ferner war zu diefen Paragraphen folgender Antrag geitellt: 

„Die vereideten Makler eines jeden Börjenplages treten zu einer Kammer 
zufammen; welche einen Voriigenden und einen Kaſſenwart wählen, und erfolgt 
die Vertheilung der Gejchäfte in den einzelnen Gruppen durch die Kammer 
nad Genehmigung der Börjenbehörden und des Staatskommiſſars. Die Kammer 
zieht für Nechnung der Kammer die ihr zu übergebenden Courtage-Rechnungen 
ein. Nach Beitreitung der Syndifatsunfojten und nad Abzug eines von der 
Kammer zu bejtimmenden Beitrages zur Bildung des als Garantie für die 
von einem Makler eingegangenen Berpflichtungen dienenden Syndifatsfonds 
wird der Neit der Einnahmen aus den Courtage-Rechnungen gleichmäßig unter 
die Mitglieder vertheilt. Die KNursfeititellung erfolgt unter Aufſicht der in 
entiprechender Anzahl anzuitellenden Börſen-Kommiſſare und des Staats— 
fommifjarius. In Streitigfeitsfällen jteht dem Regierungskommiſſar die Ent— 
ſcheidung zu.“ 

Zur Begründung diejed Antrags wurde angeführt, daß es zur Hebung des 
Standesbewußtjeins und der Integrität der Makler wejentlich beitragen würde, 
wenn das Geſetz die Vereinigung der Makler in einer Maklerkammer vorjchreibe 
und bejtimme, daß die Maklergebühren gemeinfam vereinnahmt und gleihmäßig 
unter die Makler vertheilt würden. Derartige Einrichtungen bejtänden an 
einzelnen Börſen und hätten jich außerordentlich bewährt. Auch würde durch 
den Antrag namentlich der Mißſtand Defeitigt, über den jebt vielfach geklagt 
würde, daß Mafler, welche jich bei dem Börjenvorjtande oder bei einzelnen ein— 
flußreichen Mitgliedern der Börſe mißliebig gemacht hätten, durch Zuweiſung 
folder Effekten, in denen fein erhebliches Geſchäft jtattfände, bejtraft würden. 

Auch von anderen Mitgliedern der Kommiſſion wurde dem Grundgedanken 
diejed Antrags, den Mafkleritand möglichit zu heben und ihn von unberechtigten 
Einflüffen einzelner Mitglieder des Börfenvoritandes oder einzelner Börſen— 
mitglieder unabhängig zu jtellen, Sympathie entgegengebracdt, jedoch an einzelnen 
Beitimmungen diejes Antrags Anſtoß genommen. Insbeſondere wurde bemängelt, 
daß nach dem Antrage die gleiche Vertheilung der Courtage unter jämmtliche 
Makler vorgeichrieben werden jollte, wodurch die tüchtigen Makler in ihren In— 
terejjen erheblich geichädigt werden würden. 

Daß den Maflern bei denjenigen Angelegenheiten, die ihre Intereſſen vor— 
zugsweiſe berührten, insbejondere bei der Bejtellung neuer Kursmakler und bei 
der Vertheilung der Geichäfte unter die einzelnen Makler, eine geeignete Mit- 
wirkung gewährt würde, fand im Allgemeinen die Zuftimmung der Kommiſſion. 
Dagegen war man der Anficht, daß die Verhältnijje an den einzelnen Börjen 
zu vderjchieden lägen, um in dem Geſetz jelbit für alle Börſen bindende Vor— 
fchriften zu erlaſſen. Man hielt es deshalb für väthlich, die näheren Be— 
jtimmungen nicht bloß über die Beitellung und Entlaffung der Kursmakler, jondern 
auch über die Organifation ihrer Vertretung jowie über ihr Verhältnig zu den 
Staat3fommifjfaren und den Börfenorganen der Landesregierung zu überweijen. 

Demgemäß wurde, nachdem der vorerwähnte Antrag zurüdgezogen worden 
war, der Abjah 2 des $ 30 in folgender Faſſung angenommen: 
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„Eine Vertretung der Kursmakler (Maklerfammer) ift bei der Bejtellung 
neuer Kursmakler und bei Bertheilung der Gejchäfte unter die einzelnen Mafler 
gutahhtlih zu hören. Die näheren Beitinnmungen über die Bejtellung und 
Entlafjung der Kursmakler und der Organifation ihrer Vertretung jowie über 
ihr Verhältniß zu den Staatsfommifjaren und den Börjenorganen werden von 
der Landesregierung erlafjen.* 

Hierbei wurde feftgejtellt, daß, nachdem eine Vertretung der Kursmakler ges 
ichaffen worden, dieſe auch über die vorhandene Vertheilung der Gefchäfte unter 
die einzelnen Makler gutachtlich zu hören fein würde. 

Ebenſo wurde feitgeitellt, daß durch die von der Kommiſſion bejchlojjene 
Aenderung des Abjapes 2 des 8 30 es Ffeineswegs habe ausgeſchloſſen werden 
jollen, daß die Landesregiernng vor Bejtellung oder Entlafjung der Rursmafler 
die Börjenorgane hierüber gutachtlich höre oder fich in Bezug auf die Beitellung 
der Kursmakler Vorfchläge von den Börfenorganen machen ließe. Es jolle viel- 
mehr nur ausgejprochen werden, daß für die Beitellung der Makler der Landes- 
regierung die volle Verantwortlichkeit obliege und daß ſie allein über die Ent: 
lajjung derjelben endgültig zu enticheiden habe. 

Bei diefer Gelegenheit wurde auch noch die Frage gejtreift, vb es zweck— 
mäßig Sei, die Makler auf Lebenszeit anzujtellen. Es wurde hierfür geltend ge= 
macht, daß die Unabhängigkeit der Makler, namentlich auch den Börjenorganen 
gegenüber, durch Anjtellung auf Lebenszeit wejentlic) gehoben und ihre Stellung 
gejicherter würde. Andererjeit3 wurde dagegen das Bedenken geäußert, daß es 
dann jchiwierig und oft unmöglich jei, Makler, welche ſich nicht gerade ehren- 
gerichtlicdy zu ahndende Handlungen hätten zu Schulden Fommen lajjen, welche 
aber jonjt den an jie geitellten Aufgaben nicht gewachjen jeien, aus dem Amte 
zu entfernen. Ein Antrag wurde nicht weiter gejtellt. 

Ein weiterer zu $ 30 gejtellter Antrag, dat Beſchwerden der Makler über 
die Vertheilung der Gejchäfte durch einen Ausſchuß entichieden werden jollten, 
welher unter dem Vorſitze des Staatsfommifjars aus der gleihen Anzahl von 
Maklern und von jonjtigen Börjfenmitgliedern zu bilden wäre, und daß die näheren 
Bejtimmungen über die jonjtige Zufanmenfegung und die Wahl diejes Ausschufjes 
durch die Börjenorgane feitgejegt werden jollten, wurde abgelehnt. 

Es wurde hierbei fejtgeitellt, daß für die bei Inkrafttreten des Gejeges an 
den einzelnen Börjen vorhandenen vereidigten Makler eine neue Bejtellung und 
Verpflichtung als Kursmafler bewirkt werden müßte; es wurde aber alljeitig als 
billig und angemejjen erachtet, daß bei diejer Beitellung in eriter Neihe auf die 
vorhandenen Makler, joweit nicht bei einzelnen begründete Bedenken obwalten, 
Rückſicht zu nehmen jein würde. 


$ 31. 

Bei $ 31 entſpann ſich eine längere Debatte darüber, ob auch juldhen Ge— 
jhäften, welche ohne Vermittlung eines Kursmaäklers abgejchlofjen jeien, ein Ans 
ſpruch auf Benugung der Börfeneinrichtungen eingeräumt werden jollte, wenn jie 
jofort von einer der Parteien oder dem Vermittler auf fchriftlichem Wege zur 
Kenntniß des Börfenvorjtandes oder eines Kursmaklers gebracht wären. Die 
Verückſichtigung folder Gejchäfte wurde von verjhiedenen Seiten bemängelt und 
befümpft. Es liege auf der Hand, daß bei Gejchäften, welche ohne Vermittlung 
von Kursmaklern abgejchlofjen jeien, eine Kontrole darüber, ob dieſe Geſchäfte 
oder der Preis in der That von den Betheiligten richtig angegeben jei, außer— 
ordentlich jchwierig jei. Gewähre man diefen Gejchäften, wenn aucd nur unter 
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der im Geſetze angegebenen Vorausſetzung der jofortigen schriftlichen Anzeige 
einen unbedingten Anjpruc auf Berücjichtigung bei der Kursnotiz, jo jei zu 
befürchten, daß ſolche Gejchäfte nur dann zur Kenntniß der Kursmakler beziehungss 
weile der Börfenorgane gebracht werden würden, wenn Dies dem nterejje der 
Betheiligten entjpräche, während das allgemeine Interejje dringend erheijche, mög— 
lichſt alle Gejchäfte zur Kenntniß der Kursmakler zu bringen, was am jicherjten 
dadurch geichehe, dab die Vermittelung durch die Kursmaäkler bewirkt werde. 
Nur danı, wenn das Geichäft ſich im Wefentlichen in den Händen der Kurs— 
makler fonzentrire, würden diejelben, ohne auf andere Informationsquellen an— 
gewiejen zu jein, fejtitellen können, welche Preiſe der wirklichen Gejchäftslage ent: 
Iprähen. Es jei zu erwarten, daß, wenn man die nicht von den Kursmaklern 
vermittelten Gejchäfte allgemein von der Preisnotirung ausjchließe, die Kursmakler 
zum Mbichluß der Gejchäfte in erheblich größerem Umfange als jeßt von den 
Betheiligten in Anjpruch genommen werden würden. Aus diefem Grunde jei es 
geboten, die Beitimmung der Borlage, daß die nicht von den Kursmaklern ab— 
geſchloſſenen Gejchäfte unter gewiljen Umjtänden anch den Anjpruch der Berück— 
jihtigung bei der Preisnotirung haben follten, zu bejeitigen. 

Bon anderer Seite wurde anerkannt, daß das bisherige Verfahren, wonad) 
Jeder eine Berücjichtigung der von ihm abgejchlojjenen Gejchäfte bei der Preis: 
jejtitellung beanjpruchen fünne, wenn dieje Gejchäfte auch nicht durch die Ver— 
mittelung der vereidigten Makler abgeſchloſſen jeien, zu Bedenken Anlaß gebe; 
insbejondere habe e3 den Nachtheil, daß ſolche von Privatvermittlern abgejchlojjenen 
Gejchäfte nur dann zur Kenntniß der vereidigten Makler und der Börjenorgane 
gebracht wilden, wenn die von den vereidigten Malern beabjichtigte Kursnotiz 
nicht dem Intereſſe der Privatvermittler beziehungsweife der an diejen Gejchäften 
betheiligten Perſonen entjpräche, während in allen Fällen, in denen die vereidigten 
Mafler diefen Perſonen günftigere Kurſe zur Notirung bringen wollten, die durd) 
Privatvermittler abgejchlofjenen Gejchäfte der Kenntniß der Kursmakler vorent: 
halten blieben. Dieſer Mißitand werde aber bereit3 durch die Vorlage, wenn 
auch nicht ganz bejeitigt, jo doch jedenfalls weſentlich vermindert, indem diejelbe 
vorjchreibe, daß nur diejenigen nicht von Kursmaklern vermittelten Gejchäfte einen 
Anſpruch auf Berücjichtigung bei der Notirung hätten, welche Vorher auf 
Ichriftlihem Wege zur Anzeige gebracht jeien. Durch eine derartige Vorſchrift 
würden diejenigen, welche ihre nicht durch die Kursmakler vermittelten Gejchäfte 
bei der Kursnotirung berüdiichtigen laſſen wollten, genöthigt werden, diejelben 
vor Feititellung der Kurſe zur Kenntniß der Hurdmakler zu bringen. 

Sowohl der geitellte Antrag auf volljtändige Streichung der Bejtimmung 
über die Berückſichtigung der nicht von den Kursmaäklern abgeſchloſſenen Gejchäfte, 
als auch der Antrag, dab nur diejenigen Gejchäfte ſollten berückſichtigt werden 
dürfen, welche unmittelbar nach ihrem Abschluß jchriftlic zur Kenntniß der 
Kursmakler gebracht jeien, wurde von den Vertretern der verbündeten Regierungen 
befämpft. Won ihnen wurde ausgeführt, daß, wenn nach $ 29 Abſatz 3 als 
Börſenpreis derjenige feitzufegen wäre, welcher der wirklichen Geſchäftslage an 
der Börje jelbjt entipräche, den Maklern das Necht und die Pflicht nicht ge= 
nommen werden dürfte, auch jolhe von ihnen nicht vermittelten Gejchäfte bei der 
Kurdnotirung zu berüdjichtigen, aus denen ſich die Gejchäftslage ergäbe. Andern— 
fall3 würden die Kursmakler in die Lage kommen, auf Grund der von ihnen 
allein vermittelten Gejchäfte Börfenpreife notiren zu müſſen, von denen jie jelbjt 
überzeugt jeien, daß fie der wirklichen Gejchäftslage nicht entiprechen. Wenn 
man vollends noch, wie angeregt, dem nicht durch Vermittlung des Nursmaklers 
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abgeſchloſſenen Geſchäften die Benugung der Börjeneinrichtungen verweigere, jo 
verjuche man, ein Bermittlungsmonopol vereideter Makler zu ſchaffen und gebe 
wejentlicy weiter, als das Handelsgeſetzbuch, deſſen begrenztere Vorjchriften ſich 
bereit als undurcführbar erwieſen hätten. Der Verſuch werde, wie an der 
Hand der thatſächlichen Geſtaltung der Verhältnijje beifpieldweife an der Berliner 
und der Hamburger Börje unſchwer nachgewiejen werden fönne, nicht gelingen ; 
verfolge man ihn mit Nachdrud, jo werde höchitens die Wirkung ſich ergeben, 
daß das Geſchäft der jeßigen unvereideten Makler jich in die Formen des Kom— 
miſſions- oder Propregeſchäfts kleide. Jedenfalls aber führe die angeregte Vor— 
ihrift mit Nothwendigfeit dazu, den Mrei der Kursmakler über dasjenige Be- 
dürfniß hinaus, welches für eine zuverläffige Abwicklung der Kursfeſtſtellungs— 
geihäfte maßgebend jei, wejentlid zu erweitern, und damit trete die wichtige 
amtliche Funktion, welche der Entwurf den Rursmaflern zuweiſen will und welche 
vom Standpunkt des öffentlichen Intereſſes allein den Ausichlag geben mühe, 
unabweislich in den Hintergrund. Auch die Enquetelommijition habe dies erfannt 
und jei ihrer großen Mehrheit nah von den einjchneidenden Anträgen, melde 
anfangs in ähnlicher Nichtung wie die vorliegenden gejtellt worden waren, nad) 
fachliher Durchdringung der Frage zurüdgefommen. 

Die Kommission Schloß ſich, joweit es ih um die Verſagung des Anfpruches 
auf die Berücjichtigung bei der Kursnotirung handelte, dieſem Bedenken der 
Vertreter der verbündeten Negierungen nicht an, lehnte den Antrag, dem 8 31 
folgende Faſſung zu geben: 

„Ein ohne die Vermittlung eines Kursmaklers abgejchlojjenes Geſchäft 
in Wnaren oder Werthpapieren, bei denen eine amtliche Fejtitellung des Börſen— 
preifes erfolgt, darf bei der Preisfeititellung nur dann berücdjichtigt werden, 
wenn es unmittelbar nach dem Abſchluß von einer der Parteien oder dem 
Vermittler auf fjchriftlihem Wege zur Kenntniß des Börfenvorjtandes oder 
eines Nursmaflers gebracht it” 

ab. 

Dugegen wurde der Antrag, den ohne Vermittelung eines Kursmaklers ab» 
geichloffenen Gejichäften einen Anſpruch auf Berüdjichtigung bei der Kurs— 
notirumg zu nehmen, angenommen und demgemäß aud der $ 31 in nachfolgender 
Form: 

„Beichäfte in Waaren oder Werthpapieren, für welche Anfpruch auf 
Berücdjichtigung bei der amtlichen Feititellung des Börſenpreiſes erhoben wird, 
müſſen durd; Vermittelung eines Kursmaklers abgeichlofjen werden.“ 

Aus der Annahme diejes Antrages folgt, was auch noch in der zweiten Leſung 
ausdrücklich als die Anficht der Kommiſſion feitgeitellt wurde, daß den nicht durch 
Bermittelung eines Kursmaklers abgejchlojjenen Gejcäften die Benutzung der 
Börjeneinrichtungen (Schiedögerichte, Sachverjtändigenfommifjionen u. j. mw.) ges 
ftattet it umd daß zwar ein Anſpruch für diefe Gejchäfte auf Berücjichtigung 
bei der Feſtſtellung des Börfenpreijes nicht beiteht, dab aber die Kursmakler und 
die Börjenorgane dieſe Gejchäfte bei der Feititellung des Börſenpreiſes nicht be: 
jteht, daß aber die Kursmakler und die Börfenorgane dieſe Gejchäfte bei der 
Feltitellung des Börjenpreifes berüdjichtigen dürfen und berückſichtigen müſſen, 
wenn die don den Nursmallern abgeſchloſſenen Gejchäfte ein richtiges Urtheil 
über die Lage des Marktes nicht geitatten. 

Um dieſe Auffaffung noch deutlicher zum Ausdrud zu bringen, bejchloß die 
Kommiſſion in der zweiten Lejung, dem S 31 folgende Faflung zu geben: 


über den Entwurf eines Börſengeſehes 681 


„Bei Gejchäften in Waaren oder Werthpapieren kann ein Anjpruch auf 
Berücdjihtigung bei der amtlichen Feititellung des Börjenpreifes nur erhoben 
werden, wenn ſie durch WBermittelung eines Kursmaäklers abgejchlofien ſind. 
Die Berechtigung des Börjenvorjtandes, auch andere Gefchäfte zu berücichtigen, 
bleibt hierdurch unberührt.“ 

$ 32. 

Zum $ 32 wurde von einer Seite beantragt, dem 1. Abſatz folgende Faſſung 
zu geben: 

„Kursmafler dürfen in den Gejchäften oder Werthpapieren, für welche 
jie bei der amtlichen Feititellung des Börjenpreifes mitwirfen, weder jelbit, 
nod) in eigenem Namen, nod für eigene Rechnung durch Stellvertreter irgend: 
welcher Art Handelsgejchäfte abichließen oder eine Bürgschaft fiir die von 
ihnen vermittelteu Gejchäfte übernehmen. Gejchäfte, welche diejer WVorjchrift 
entgegen abgejchloffen ſind, ſind nichtig.“ 

Zur Begründung dieſes Antraged wurde ausgeführt, daß nur dann auf 
eine zuverläfiige und richtige Feititellung der Preife und Kurje würde gerechnet 
werden fönnen, wenn diejenigen Perſonen, denen dieje Feititellung in erſter Reihe 
obliegt, ohne jedes Intereſſe bei derjelben feien. Aus diefem Grunde müſſe den 
Kursmaklern unbedingt der Abſchluß von Gejchäften für eigene Rechnung auch 
durch Stellvertreter unterfagt werden. Allerdings würden hierdurch die Einfünfte 
der Kursmakler beeinträchtigt werden. Es jei aber die Erwartung berechtigt, 
daß, wenn, wie die Kommiſſion in 8 31 bejchloffen, nur denjenigen Gejchäften 
der Auſpruch auf Berücjichtigung bei der amtlichen Feititellung des Börjenpreijes 
gewährt würde, welche durch Vermittelung eines Kursmaklers abgeſchloſſen jeien, 
die Kurdmaller in erheblich höherem Umfange, als es jebt der Fall, zur Ver— 
mittelung der Gejchäfte in Anfpruch genommen werden würden. Um zu ver- 
hindern, daß die Nursmakler, ſei es Verwandte, jei es jonjtige Perjonen mit dent 
Abschluß von Gejchäften für ihre Nechnung betrauten, jei es nothwendig, auch 
ſolche Gejchäfte zu unterjagen und diejelben für rechtsungiltig zu erklären. 

Bon anderer Seite wurde diefem Antrage widerjprochen. Würden die Ge— 
jchäfte, welche durch Stellvertreter für Nechnung von Kursmallern abgejchlojjen 
jeien, für nichtig erklärt, jo jei überhaupt feine Sicherheit mehr für die Rechts— 
giltigfeit der an der Börje abgejchloffenen Gejchäfte vorhanden, da Niemand 
wiljen fünne, ob die von einer bejtimmten Perſon abgeſchloſſenen Geſchäfte nicht 
hinterher al3 für Rechnung eines Kursmaklers abgefchloffen nachgewieſen und 
angefochten werden fünnten. Damit würde jede Vorausjegung eines gelicherten 
Börjenverfehrs bejeitigt und derjelbe in feinen Grundlagen erſchüttert. Aber 
auch das unbedingte Verbot für die Kursmakler, Gejchäfte für eigene Nechnung 
abzujchließen, ließe ich den praftischen Bedürfniffen des Verfehrs gegenüber nicht 
rechtfertigen und aufrecht erhalten. Bei dem Zeitgefchäft in Effekten, bei dem 
ſtets beſtimmte Einheiten, alfo 3. B. von 15000 ME. nominal gehandelt würden, 
müßten bei einem ſolchen Werbot viele Gefchäfte unerledigt bleiben. Lägen z. B. 
100 Aufträge zum Ankauf von je 15000 Stüd Aktien, dagegen nur 99 Auf: 
träge zum Verkauf von folchen vor, jo wirden dieje zuhlreihen Gejchäfte gar 
nicht zu Stande kommen, wenn der Kursmakler nicht das Recht hätte, Die 
Lieferung der fehlenden 15000 ME. jelbit zu übernehmen, weil e8 an einen 
einwandfreien Maßitab für die Vertheilung der in geringerer Anzahl vorliegens 
den Berfaufsaufträge auf die in größerer Anzahl vorhandenen Käufer fehle und 
die Zutheilung geringerer Beträge ald 15000 ME. bei den Zeitgejchäften nicht 
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angängig jei. Das im Handelögefegbuch für die vereidigten Makler enthaltene 
Verbot des Abjchluffes der Gejchäfte für eigene Rechnung beitehe auch gegen 
wärtig noch in Preußen und anderen Gebieten, hätte jedod) den praftiichen Be— 
dürfnifjen des Verkehrs gegenüber nicht mehr aufrechterhalten werden fünnen. 
Die Negierungsvorlage treffe demgemäß das Wichtige, indem jte jich nicht ein im 
der That unerreihbares Ziel jtedte, jondern ſich darauf bejchränfte, das zu be= 
jtimmen, was auch praftiih ausführbar fei, nämlid den Kursmaklern nur injo= 
weit den Abſchluß von Gejchäften für eigene Rechnung zu gejtatten, al3 die zur 
Ausführung der ihnen ertheilten Aufträge nöthig jei. Dieje Regelung entſpräche 
auch dem Vorjchlage der Börjenenquetefonmiffion, welche, wie jih aus deren 
Berhandlungen ergäbe, noch gewiſſe Kautelen vorgejchlagen habe, um eine Kontrole 
darüber auszuüben, daß die Kursmaäakler in der That bei Abſchluß von Geſchäften 
für eigene Nechnung diefe ihnen gezogene Grenze nicht überjchritten. Die Enquete— 
kommiſſion hätte zur Erreichung dieſes Zwecks die öffentliche Befanntmachung 
derjenigen Kaufs- und Berkaufsaufträge jeitens der Kursmakler in Ausjicht ge= 
nommen, für welche es denjelben an Gegenkontrahenten an der Börje gefehlt, 
die jie alfo zur Ausführung der ihmen ertheilten Aufträge zu übernehmen ge= 
nöthigt gewejen wären. Auf Ddiefe Weife würde nochmal® dem Publikum Ge— 
fegenheit geboten, die vorliegenden Offerten anzunehmen, und, wenn dieſes nicht 
geichehen, zu feiner Kenntni gebracht, in welchem Umfange und zu welchen 
Preijen der Makler derartige Gejchäfte für eigene Rechnung gemacht habe. Dies 
jei wichtig, um die Thätigfeit der Makler bei der Kursnotirung durch die be= 
theiligten Kreiſe einer jachgemäßen Kontrole unterziehen zu können. 

Die Kommiffton Schloß ſich diefen Ausführungen an und lehnte den ein 
unbedingted Berbot für die Kursmakler enthaltenden Antrag ab; jie hielt es 
jedod) für zweckmäßig, durch das Geſetz jelbit den Kursmaklern die Verpflichtung 
aufzuerlegen, die Gejchäfte, welche fie für eigene Rechnung zu übernehmen ges 
nöthigt jeien, zur Kenntniß der Börjenbefucher zu bringen, und beichloß dem— 
gemäß, dem Abſatz 1 der Negierungsvorlage folgenden Zuſatz zu geben: 

„Die Landesregierungen ordnen an, in welcher Form die Kursmakler 
diejenigen Gejchäfte, welche fie für eigene Rechnung zu übernehmen genöthigt 
find, zur Kenntniß der Börſenbeſucher zu bringen haben.“ 

Bei der zweiten Leſung wurde Deantragt, diefe Bejtimmung zu ſtreichen und 
an Stelle derjelben folgende aufzunehmen: 

„Die Landesregierung beſtimmt, in welcher Weile die Beobachtung diejer 
Vorſchrift zu überwacen it.“ 

Zur Begründung Ddiejed Antrages wurde darauf hingemwiejen, daß es be— 
denflich jei, die Verpflichtung der Makler, die von ihnen zu übernehmenden Ge— 
ihäfte zur Kenntniß der Börjenbefucher zu bringen, unbedingt in dem Gejeße 
ſelbſt vorzufchreiben, da nicht überjehen werden könne, ob eine ſolche Vorjchrift 
an allen Börjen praftifch durchführbar jei. Jedenfalls fünne eine wirkfjame Kon: 
trole der Makler in Bezug auf die von ihnen übernommenen Geſchäfte aud) 
durch Einjicht ihrer Maflerbücher geübt werden und verdiene Deshalb der ge= 
itellte Antrag den Vorzug, der die Art der Kontrole der Landesregierung über- 
laſſe. Dieje Regelung entjpräche auch den Bejchlüfjen der Börſenenquetekommiſſion, 
welche ebenfall3 befürwortet habe, die Vorfchriften zur Sicherung der Befolgung 
der Beitimmung, daß den Maklern Gejchäfte für eigene Rechnung nur injoweit 
geitattet jeien, alS Ddiejes zur Ausführung der ihnen ertheilten Aufträge nöthig 
jei, duch die Börjenordnungen zu erlafien. 
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Die Kommifjion trat diefer Auffafjuug bei und nahm den gejtellten Antrag an. 

Zum Abſatz 2 wurde zunächſt beantragt, hinter die Worte: 

„Te dürfen auch nicht zu einem Kaufmann in dem Verhältnijje eines“ 
einzujchalten : 
„Kommanditiften oder jtillen Gefellichafters”. 

Um die volle Unabhängigkeit der Kursmakler, auf welche im Interefje einer 
rihtigen Breisnotirung unbedingt Werth zu legen fei, in jeder Beziehung ficher 
zu jtellen, jei e3 geboten, die vorgejchlagene Bejtimmung in das Geſetz aufs 
zunehmen. Andernfall$ würden die Kursmakler unter Umftänden auch an ſolchen 
Werthpapieren ein erhebliches finanzielles Interejje haben fünnen, deren Kurs— 
notirung zu bewirfen zu ihren amtlichen Funktionen gehöre. 

Bon anderer Seite wurde diejer Autrag ald zu weitgehend befämpft und 
ausgeführt, daß in vielen Fällen fein Grund vorliege, einem Nursmafler die Bes 
theiligung an einem gewerblichen Unternehmen als Kommanditiſt oder jtiller Ge— 
jellichafter zu unterfagen, da jie durch eine jolche Betheiligung keineswegs ſtets 
in eine finanzielle oder wirthſchaftliche Abhängigkeit von anderen Perſonen ges 
riethen. Außerdem könne es bei Erbſchaften oder VBerheirathungen geradezu ges 
boten jein, daß ein Kursmakler Kommanditiſt oder jtiller Gejellichafter bei einem 
Kaufmann wirde, und müſſe deshalb der vorgefchlagenen Berbotsbejtimmung 
widerjprochen werden. 

Die Kommifjion ſchloß ſich dieſen Erwägungen an und lehnte die Aufnahme 
einer ſolchen Verbotsbeſtimmung in das Geſetz ab. 

In der zweiten Leſung wurde darauf hingewiejen, daß das unbedingte Ver— 
bot der Betheiligung der Makler bei gewerblichen Unternehmungen als Koun 
manditijt oder jtillev Gejellichafter aus den angeführten Gründen mit Necht ab— 
gelehnt jei, daß aber doch eine jolhe Betheiligung in vielen Fällen außerordent- 
fi) bedenklich jein und das Strohmänmerthum geradezu begünftigen und legali= 
jiren würde. Gejtatte man dem Kursmakler in Werthpapieren eine jolde Bes 
theiligung bei einem Banfgejchäft oder dem Kursmakler in Waaren bei einem 
Öetreidefommijlionsgejchäft oder einem Miühlenunternehmen, jo erlange er bei 
den Breisfeititellungen ein mehr oder minder erhebliches Intereſſe und verliere 
die Objektivität und Unparteilichfeit, ohne welche eine richtige Preisnotirung jich 
gar nicht erreichen laſſe. Die gleichen Gründe, die dafür fprächen, dem Kurs— 
mafler den Betrieb eines Handelögewerbes ohne Genchmigung der Landesregierung 
nicht zu gejtatten, lägen auch bei der Betheiligung desjelben an einem gewerb— 
lichen Unternehmen al Kommanditiſt oder jtiller Gejellichafter vor, zumal die 
Betheiligung eine jo große jein könne, daß der finanzielle Vortheil des Unter- 
nehmens dem Kursmakler fajt ganz zufalle und er fich aud) eine ausjchlaggebende 
Einwirkung auf dasjelbe jichern fünne. Könne im geeigneten Falle die Landes— 
regierung eine derartige Betheiligung gejtatten, jo fielen die gegen das unbedingte 
Berbot erhobenen Bedenken fort. Demgemäß wurde der Antrag gejtellt, in Ab- 
jap 2 der Vorlage hinter „betreiben“ hinzuzufügen: 

„auch nicht an einem jolchen als Kommanditift oder jtiller Gejellichaft 
betheiligt fein; ebenjowenig dürfen jie u. j. w.“ 

Diejer Antrag wurde angenommen. 

Endlih wurde in der zweiten Lejung der Antrag geitellt, den legten Saß 
des Abjages 2 der Vorlage zu jtreichen. 

Zur Begründung diejes Antrages wurde darauf hingewiejen, daß dieje aus 
dem Handelsgeſetzbuch übernommene Bejtimmung der freieren Stellung der Kurs 
mafler nicht entjpräche und an größeren Börjen praktisch überhaupt gar nicht 
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durchführbar jei. Ein Makler mit ausgedehntem Gefchäfte bejchäftigte eine große 
Anzahl von Gehülfen, die thatjächlich als Unterhändfer thätig wären und als 
folche zur Vermittlung von Geſchäften benugt würden. Auch jei es unmöglich, 
fid) bei der Entgegennahme von Aufträgen in allen Fällen auf den mündlichen 
Berkehr zu bejchränfen. Die Frage, ob der Makler auch von Abwejenden all 
gemein Aufträge entgegen zu nehmen berechtigt fein jolle, folle hier nicht weiter 
erörtert und könne durd die Börjenordnungen entjchieden werden. 

Bon anderer Seite wurde die Streichung gerade von dem Gefichtspunft aus 
befürwortet, daß dann die Kursmakler berechtigt feien, aud) von den Provinzial 
bankiers Aufträge auszuführen. Bon den Bertretern der verbündeten Regier= 
ungen wurde gerade von dem leßteren Gefichtspunft aus die Ablehnung des An— 
trags auf Streichung der betreffenden Beitimmung dringend befürwortet. 

Die Kommifjion nahm den Antrag auf Streihung des letzten Satzes des 
S 32 an, 

Die Kommiffion hielt es für zwecmäßig, dem $ 32 nod die Beitimmung 
hinzuzufügen, daß vorjäglihe Zumwiderhandlungen der Kursmakler gegen die in 
demjelben enthaltenen Berbotsbejtimmungen als unehrenhafte Bandlungen tm 
Sinne $ 10 des Geſetzes zu ahnden jeien. 

Zwar wurde hiergegen das Bedenken geäußert, daß, wenn in einzelnen 
Fällen ausdrücklich gewiſſe Handlungen al3 ehrengerichtlich zu ahndende im Geſetz 
bezeichnet würden, der Zweifel entitände, ob andere Handlungen, bei denen ein 
joldjer ausdrüdlicher Hinweis fehle, nicht nach der Abjicht des Geſetzgebers jtraf- 
frei bleiben jollten. Die Kommiſſion fchloß ich jedoch diefem Bedenfen nit an, 
fondern hielt diefe Beſtimmung für gerechtfertigt, um dadurch gewiljermafjen das 
Gewiſſen dev Makler zu jchärfen. 

In der zweiten Lejung wurde die Streichung diefer Beitimmung beantragt 
und damit begründet, daß einerjeitS das ehrengerichtlihe Verfahren ein zu weit 
läufiger Apparat fei, um verhältnigmäßig geringe Verfehlungen der Makler zu 
ahnden, und daß ſolche Ahndung viel fchneller und wirkſamer auf disziplinarem 
Wege bewirkt werden könne, daß aber auch andererjeit3 jolche Verfehlungen nicht 
in allen Fällen als unehrenhafte Handlungen aufzufaffen feien. Es fünnten im 
Einzelnen wohl Zweifel darüber entitehen, ob in der That die vom Makler für 
eigene Rechnung gemachten Gejchäfte zur Ausführung der ihm ertheilten Auf— 
träge nothwendig geweſen jeien, und könnte alſo der Makler jehr wohl jolche 
Geſchäfte in gutem Glauben gemacht haben. Es wäre im höchſten Grade uns 
billig und auch jachlich nicht gerechtfertigt, in ſolchen Fällen eine chrengeridtliche 
Verfolgung eintreten zu lafjen, durch welche das Vertrauen des Publitums zu 
dem Makler — vielleicht ohne jeden Grund — erjchüttert würde, Der Antrag 
auf Streihung wurde angenonmen. 


SS 33 und 34 
wurden von feiner Seite beanjtandet und ohne Debatte angenommen. 


8 35. 

Bein $ 35 wurden zunächſt, da der $ 29 durch die Beſchlüſſe der Kom— 
miffion einen neuen Zuſatz erhalten, in der eriten Zeile der Nr. 1 hinter den 
Worten „im 8 29 Abjap 1* die Worte „und 2* Hinzugefügt. 

Bei der Ziffer 2 des $ 35 wurde von einem Mitgliede darauf hingewiejen, 
dad, wenn man auch im Intereſſe der hanfeatifchen Börſen davon abgejehen habe, 
für alle Waaren die amtliche Feititellung des Börſenpreiſes als Vorausſetzung 
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des Nechts des Kommiſſionärs, in die ihm aufgetragenen Gejchäfte als Selbit- 
fontrahent einzutreten, vorzujchreiben, doch enticheidender Werth darauf gelegt 
werden müßte, daß für diejenigen landwirthichaftlichen Erzeugnifje, deren Preis— 
feititellungen an den Börjen für die Preisgejtaltuug der betreffenden Erzeugniſſe 
außerhalb der Börje von Einfluß feien, die amtliche Feititellung des Börjenpreijes 
vorgejchrieben werden würde. Nur unter der Vorausjegung, daß in diefer Bes 
ziehung von Seiten der Vertreter der verbindeten Negierungen befriedigende Er— 
flärungen abgegeben werden, wiirde von einer Beanjtandung der Ziffer 2 Ab— 
jtand genommen werden fünnen, 

Seitens der Vertreter der verbündeten Negierungen wurde darauf eriwidert, 
daß jelbjtverjtändlich e8 ich zur Zeit nicht überjehen ließe, in welchem Umfange 
der Bundesrath von der ihm in $ 35 Ziffer 2 eingeräumten Befugniß Gebraud) 
machen würde; es fünne jedoch ohne Weiteres erklärt werden, daß, wenn das 
Geſetz eine ſolche Befugniß für den Bundesrath vorjehe, für die landwirthichaft- 
lihen Erzeugniſſe die amtliche Feititellung des Börjenpreijes wenigitens an den= 
jenigen Börjen, deren Preisfeititellungen für die Normirung der Preiſe in großen 
Wirthichaftsgebieten auch außerhalb derjelben maßgebend jeien, in eriter Reihe 
in Frage komme. 

Zu Ziffer 3 des $ 35 wurde darauf hingewiejen, daß es jich hierbei weniger 
um ein dem Bundesrath einzuräumendes Recht, als um eine ihm obliegende 
Pliht handle. Wie in der Börfenengnete= Kommijlion zutreffend ausgeführt, 
fünnten derartige Verjchiedenheiten, wie fie jegt an einzelnen Börjen in Bezug 
auf die Berechnuug der ausländischen Geldforten und der Zinſen u. j. w. bejtänden, 
nicht ferner aufrecht erhalten bleiben, weil dieje Verjchiedenheiten zu einer Täuſchung 
des Publikums führten. Dieje Berjchiedenheiten wurden unbedingt durch einen 
Beihluß des Bundesrathes für das ganze Neichsgebiet befeitigt werden müjjen. 
Segen dieje Auffaſſung wurde von feiner Seite Widerjprud erhoben. 

Um den Bundesrath in die Lage zu verjeßen, über die von den Landes— 
regierungen in Gemäßheit des legten Abjates des 8 35 erlajjenen Beſtimmungen 
dauernd auf den Laufenden zu bleiben, wurde von der Kommiſſion beſchloſſen, 
diefem Abſatz die Worte hinzuzufügen: „Dieje Anordnungen jind den Reichs— 
fanzler zur Kenntnißnahme mitzutheilen.“ 


IH. Zulaflung von Wertbpapieren zum Börjenhandel. 
8 36. 

In einer eingehenden Erörterung gaben die Beitimmungen über die Zus 
fajjung von Werthpapieren zum Börjenhandel Veranlafjung. Won verfchiedenen 
Seiten wurde auf die großen Verluſte hingewiejen, welche das deutjche Kapital 
durch die Einführung unfolider ausländischer Werthpapiere in den legten Dezennien 
erlitten hätte, Gegen ſolche Verluſte einen größeren Schuß für die Zukunft zu 
jchaffen, jei um jo dringender nothiwendig, als erfahrungsgemäß es vorzugsweije 
die fleineren Kapitalijten jeien, welche, angelodt durd) das Verſprechen hoher 
Binfen, jih zur Veräußerung ihrer joliden inländischen Werthpapiere und zum 
Ankauf weniger jicherer ausländijcher hätten beſtimmen lajjen. 

Bon den Vertretern der verbündeten Regierungen, jowie aud) von Mit- 
gliedern der Kommiſſion wurde hiergegen ausgeführt, daß zwar in der That Ver— 
luſte dur die Einführung ausländischer Werthpapiere an den deutjchen Börjen 
für das deutjche Kapital bedauerlicher Weife entitanden wären, daß aber auch 
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demgegenüber die erheblichen Kapitalgewinne in Rechnung gejtellt werdeu müßten, 
welche Deutjchland bei ausländifchen Anleihen erfahren habe. In diejer Bezieh- 
ung fämen namentlich die Anleihen der nordamerifanifchen Union in Betracht, 
bei denen in erjter Reihe Deutichland ganz erhebliche Rapitalgewinne gehabt habe. 
Außerdem wäre bei einzelnen ausländischen Werthpapieren der Verluſt an Kapital 
nicht durch ein Verſchulden der deutjchen Emifjionsfirmen, jondern durch eine 
vertragsbrüchige Haltung der ausländischen Schuldner eingetreten, die nicht hätte 
vorausgejehen werden fünnen und für welche eine Verantwortung von feiner in— 
ländiſchen Stelle getragen werden könnte. Deutjchland mache nad) Schäßung zu— 
verläfiiger Sachverſtändigen jährlid Erjparnifje von gegen taufend Millionen Mark 
und jei mur für etwa die Hälfte diefer Erjparnifje die Gelegenheit zur Anlage 
in inländischen Staatd-, Gemeinde- und jonjtigen ficheren Wertpapieren gegeben. 
Das deutjche Kapital müſſe demgemäß zu eimem beträchtlichen Theil Anlage im 
Auslande juchen. Es jei died auch an jich für die Hebung des Wohlitandes und 
namentlich für die Sicherung unferer Währung von großem Werth, indem durch 
die Einführung ausländischer Anleihen dauernd große Mengen an Gold in’3 In— 
land fümen. 

Diefen Ausführungen gegenüber wurde von anderer Seite darauf hingewielen, 
daß, wenn es jich um unbedingt fichere ausländische Anleihen handle, deren Ver— 
zinfung in Gold dauernd jicher geitellt jei, die Einführung ausländiiher An— 
leihen an den deutjchen Börjen gewiß von wejentlichem Bortheil jei, voraus= 
geſetzt, daß dafiir nicht entjprechende Mengen inländijcher Anleihen in's Ausland 
getrieben würden. Lebteres jei in den lebten Jahren bei den preußiichen und 
deutschen Anleihen der Fall gemwejen, wodurd; Deutjchland gemöthigt jei, “einen 
Theil der Zinfen für diefe Anleihen an das Ausland abzuführen. Außerdem 
dürfe nicht überjehen werden, daß die Aufnahme ausländischer Anleihen im In— 
lande meiltens mit einer erheblichen Goldausfuhr verbunden jei, der gegenüber 
die durch die Zinſen bewirkte Goldeinfuhr, namentlich wenn dieje Zinfen in ver— 
tragswidriger Weife gekürzt würden, fein angemejjenes Nequivalent biete. Was 
die eingetretene Kursjteigerung vieler ausländischen Werthpapiere anbelangt, jo 
dürfte dabei die erhebliche Verminderung des allgemeinen Zinsfußes, welhe in 
den lebten 25 Jahren eingetreten jei und welde naturgemäß eine ganz beträcht: 
liche Steigerung aller fejtverzinslichen Werthe im Gefolge gehabt habe, nicht une 
berüdjichtigt bleiben. So jei 5. B. im Jahre 1870 die 5prozentige Rriegsanleihe 
des Norddeutjchen Bundes zu etwa 88pC. emittirt worden, während heute eine 
5 prozentige inländische Staatsanleihe, wenn deren Konvertirung ausgejchlofien ei, 
einen Kursſtand von mindeitens 150 pCt. haben wirde. 

Aus diefen allgemeinen Erörterungen ging hervor, daß die Kommifjion der 
Anficht war, es fei die Einführung ausländijcher Werthpapiere an den deutjchen 
Börjen unter der Borausjeßung jehr erwünſcht, daß dieje Werthpapiere unbedingt 
jiher und auch in Zeiten von Kriſen, insbeſondere bei Kriegen, vealijirbar jeien, 
daß es dagegen in hohem Maße erwünfcht fei, namentlich für das Heine Kapital, 
einen größeren Schuß gegen die Einführung unficherer ausländijcher und in— 
ländifcher Werthpapiere an den Börjen zu jchaffen. Um diejes Ziel zu erreichen, 
hielt die Kommiſſion in Hebereinitimmung mit der Negierungsvorlage eine ander 
weite Gejtaltung derjenigen Börjenitellen, welche über die Zulaffung von Werth= 
papieren zum Börjenhandel zu entjcheiden haben, für geboten. Auch die Kom— 
miſſion hielt es für richtig, daß dieſe Stelle (Zulafjungsitelle) nichts ausschließlich 
aus gewerb3mäßig am Börjenhandel mit Werthpapieren direkt oder indireft be— 
theiligten Perjonen bejtehen dürfte. Gegenüber der Vorlage, welche vorjchreibt, 
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dab mindeitens der dritte Theil der Mitglieder der Zulafjungsitelle aus Per— 
jonen bejtehen muß, welche jich nicht gewerbsmäßig am Börjenhandel mit Werth- 
papieren betheiligen, hielt die Kommiſſion die Erweiterung der außerhalb des 
Börjenhandels jtehenden Mitglieder auf die Hälfte für geboten. Außerdem war 
die Kommiſſion der Anficht, daß lediglich der Ausjchluß ſolcher Perjonen, welche 
ji nicht gewerb3mäßig am Börjenhandel mit Werthpapieren betheiligen, für eine 
angemejjene Sicherung der Intereſſen der Käufer folder Werthpapiere nicht genüge. 
Würde man nicht genöthigt jein, auf die Verhältnifje in Hamburg und Bremen 
Rückſicht zu nehmen, jo wirde es jich empfohlen haben, allgemein vorzujchreiben, 
daß die Hälfte der Mitglieder der Zulafjungsitelle aus Perjonen beitehen müßte, 
welche nicht Mitglieder der Börje des betreffenden Orts jein dürften. Da aber 
in den Hanjejtädten Jedermann zum Beſuch der Börſe zugelaffen jei, jo wiirde 
eine derartige Beitimmung für die Börjen der Hanjeftädte bedenklich jein, dagegen 
würde für diejenigen Staaten, in denen feineswegs alle Kaufleute oder auch nur 
der größere Theil derjelben Mitglied der Börſe jei, auf Grund des 8 40 vor— 
gejchrieben werden können, daß die eine Hälite der Mitglieder der Zulajjungs- 
jtelle aus Perſonen bejtehen müſſe, welche nicht ins Börſenregiſter eingetragen 
jind. Da zweijello® alle gewerbsmäßig am Börjenhandel mit Werthpapieren 
beteiligten Perjonen jich in das Börfenregiiter würden eintragen laſſen, jo liege 
hierin ein größerer Schuß für die Interefjen des Faufenden Publikums als in 
der Borjchrift der Vorlage. 

Die Kommifiion trat diefen Ausführungen bei und nahm die gejtellten 
Anträge an. Nach denjelben ergab fich für den eriten Abjah des 8 36 folgende 
Faflung: 

„Die Zulafjung von Werthpapieren zum Börjenhandel erfolgt an jeder 
Börje durch eine Kommiſſion (Zulafjungsitelle), von deren Mitgliedern mindeitens 
die Hälfte aus Perſonen bejtehen muß, welche nicht ind Börfenregijter ($ 51) 
eingetragen jind.“ 

Ebenjo nahm die Kommiſſion als zweiten Abſatz folgenden Antrag an: 

„Bon der Berathung und Beſchlußfaſſung über die Zulaſſung eines 
Werthpapiered zum Börjenhandel jind diejenigen Mitglieder ausgejchlofjen, 
welche an der Einführung diefes Werthpapieres in den Börjenhandel unmittel— 
bar oder mittelbar betheiligt find.“ 

Die Nothwendigfeit einer derartigen Beltimmung wurde von den Antrag 
jtellev damit begründet, daß Niemand in eigener Sache richten dürfe. Das von 
anderer Seite gegen dieje Faſſung geäußerte Bedenken, daß es im einzelnen Falle 
jchwer jein würde, namentlich) nachzumeijen, daß Mitglieder der Zulafjungsitelle 
auch nicht mittelbar an dev Einführung von Werthpapieren nicht betheiligt jeien, 
wurde don der Kommiſſion nicht für begründet erachtet. 

Der bereits in der erjten Lejung angekündigte, aber nicht eingebrachte An— 
trag auf Errichtung einer Gentral-Emifjionsitelle für ausländische Werthpapiere 
wurde in der zweiten Lejung gejtellt, indem beantragt wurde: 

in $ 36, erjte Zeile, vor dem Worte „Werthpapieren“ einzufchalten: „ine 
ländiſchen“, und 
in $ 36 folgenden zweiten Abjag einzufchalten: 

„Ueber die Zulafjung ausländifcher Werthpapiere zum Börjenhandel hat 
eine Hauptzulafjungsitelle zu bejchließen. Diejelbe hat ihren Sit in Berlin 
und bejteht aus 20 Mitgliedern, welche vom Bundesrath auf fünf Jahre zu 
wählen jind. Eine erneute Wahl it zuläſſig. Die Wahl der Hälfte der Mit- 
glieder erfolgt auf Vorfchlag der Handeldorgane ($ 1). Darüber, in welder 
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Anzahl diejelben von den einzelnen Handelsorganen vorzujchlagen jind, be= 
jtimmt der Bundesrat. Die andere Hälfte wird unter angemejjener Berück— 
jihtigung der anderen Berufsitände gewählt.“ 

Zur Begründung diejes Antrages wurde Folgendes ausgeführt: 

Durh die Errihtung einer Haupt Zulafjungsbehörde für ausländijcde 
Werthpapiere jolle die Einführung diejer Effekten in den Handel vereinfacht und 
erleichtert werden. Den Emijjionshäujern müjje daran gelegen fein, die Effekten 
möglichit jchnell und gleichzeitig an den verjchiedenen deutſchen Börjenplägen zur 
Notiz zu bringen. Da aber die Prüfung des Werts und der Solidität diejer 
Papiere ein umſtändliches und zeitraubendes Verfahren erfordere, da es dem 
Emiffionshanje obliege, die zu diefer Prüfung dienlihen Materialien, unter Um— 
tänden auch die mit den ausländifchen Gläubigern abgejchlofjenen Verträge den 
Emijiionsbehörden einzureichen, da endlich die Emijjionsbehörden häufig in die 
Lage kommen würden, auf eigene Hand, 3. B. durch Nücdfragen bein Auswärtigen 
Amt oder bei den diplomatiſchen Agenten, ſich Kenntnifje von den einjchläglichen 
Verhältnifien zu verichaffen, jo würde das Emiſſionsgeſchäft wejentlih gehemmt 
werden, wenn für jede deutiche Börje durch die einzelnen Emijjionsbehörden 
dDiefe Prüfung vorgenommen werden jollte. Ferner würde eine Benachtheiligung 
des kaufenden Publifums durch Zulaſſung minderwerthiger ausländijcher 
Effeften wirkffamer vorgebeugt, wenn die bezügliden Funktionen von einer 
Zentralbehörde vorgenommen werden, als wenn mehrere Emijjionsbehörden über 
die Zulajjung des fraglichen Effeft3 zu befinden hätten. Denn es könne nicht 
ausbleiben, daß bei den verjchiedenen Emijjionsbehörden ſich auch eine verjchieden- 
artige Braris in ihrer Gejchäftsführung herausbilden werde, und daß die eine 
Behörde weniger jfrupulös jein und die Genehmigung zum SHaudel leichter er: 
theilen würde als die andere. Die Folge hiervon würde jein, daß die Emiſſions— 
häufer ihre Anträge zunächſt an diejenige Emifjionsbehörde richten würden, von 
welcher jie die wenigiten Schwierigfeiten zu erwarten hätten. Habe aber die eine 
Behörde die Zulaffung eines ausländischen Papiers gutgeheißen, jo jei es für die 
anderen Behörden eine mißlihe Sache, die Genehmigung zu verjagen. Auch 
würden, wenn 3. B. die Zulaſſung in Frankfurt a. M. genehmigt, in Berlin aber 
verjagt worden jei, die Gejchäfte in dem betreffenden Papier von Berlin aus in 
Frankfurt gemacht werden. Daß die Zentral-Emiflionsbehörde jih nur mit 
ausländijhen Werthpapieren zu befajjen haben jolle, liege in der Natur der 
Berhältniffe. Für die Prüfung inländiſcher (deutjcher) Werthpapiere erjchienen 
die für die einzelnen Börjen zujtändigen Emijjionsbehörden ſchon deshalb viel 
geeigneter, als dabei in den meilten Fällen eine nähere Kenntniß der örtlichen 
Verhältnijje erforderlich jein werde. Auf eine einheitlihe Prarid in der Zus 
lafjung komme es bei inländiichen Effeften weniger an; das Publikum ſei bei 
diejen jelbjt im Stande, jich über den Werth der Papiere ein Urtheil zu bilden 
— ganz abgejehen davon, daß Nursrüdgänge an inländischen Werthen das 
Nationalvermögen bei Weitem nicht in dem Maße jchädigten, wie die an aus— 
ländijchen Werthen erlittenen Verluite. 

Bon den Vertretern der verbündeten Regierungen jowohl, wie aus der 
Mitte der Kommiſſion wurde diefer Antrag befämpft. Es wurde zunächſt darauf 
hingewiejen, daß die Werthpapiere einzelner ausländiicher Staaten vielfach nicht 
an allen einheimijchen Börfen, jondern nur an einzelnen. eingeführt zu werden 
pflegten. So würden 3. B. die aus den nordifchen Königreihen jtammenden 
Werthpapiere in der Regel nur an der Hamburger Börje, dagegen die rujjijchen 
Eijenbahnaftien und Obligationen in der Negel nur an der Berliner Börje, die 
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Aktien öjterreichiicher Brauereien mehrfach nur in München eingeführt. In allen 
denjenigen Fällen, in denen ausländische Werthpapiere nur an einer deutjchen 
Börje eingeführt werden follten, trete durch den Antrag eine wejentliche Erſchwer— 
ung der Einführung ein. Außerdem wirde in joldhen Fällen die Uebertragung 
der Entjcheidung über die Zulafjung an die Hauptzulafjungsitelle auch nicht den 
Intereſſen des faufenden Publikums entſprechen. Denn es liege auf der Hand, 
daß, wenn einzelne Börfen die Pflege des Gejchäftsverfehrd mit einzelnen aus— 
wärtigen Staaten jeit langen Jahren ſich zur Aufgabe gejtellt hätten, fie über 
die wirthichaftlihen und finanziellen Verbältnijfe diefer Staaten und der in den— 
jelben betriebenen Unternehmungen viel zuverläffiger informirt jein müßten als 
andere Börjen, welche mit diejen Staaten gar feine Gejchäfte oder ſolche nur 
jehr jelten gemacht hätten. Im denjenigen Fällen aber, in denen ausländijche 
Werthpapiere an mehreren deutſchen Börjen gleichzeitig zur Einführung ges 
langen jollten, jei bereit durch die Bertimmung in Abj. 2 des $ 37 eine Ber: 
jtändigung der in Frage fommenden Zulafjungsitellen vorgejehen. Entſchieden 
müſſe aber der beantragten Zuſammenſetzung der Hauptzulaſſungsſtelle entgegen— 
getreten werden. Durc die Borjchrift, daß der YBundesrath die Mitglieder zu 
wählen habe, würde derjelbe mit einer Verantwortung belajtet, die zu übernehmen 
er gar nicht in der Lage jei; auch würde die Lebertragung der Enticheidung über 
die Zulafjung ausländischer Werthpapiere auf eine Stelle, deren Witglieder von 
Bundesrathe gewählt feien, das Publikum mit bejonderem Vertrauen zu den von 
diefer Stelle zugelaufenen Werthpapieren erfüllen und demgemäß die Einführung 
ausländijcher Werthpapiere nicht erjchiweren, jondern wejentlid; fürdern. Würde 
an dem Grundjaß feitgehalten, daß die YZulafiungsitelle — von bejonderen Nuss 
nahmefällen abgejehen — nicht die Güte der einzuführenden Werthpapiere zu 
prüfen, jondern nur dafür zu forgen habe, daß in den Proſpekten alle Mit— 
theilungen enthalten jeien, welcde für die Beurtheilung des Werthes nothwendig 
jeien, jo könne in Bezug auf diefe Prüfung von der Hauptzulafjungsitelle nicht 
mehr erivartet werden, als von den Zulafjungsitellen der einzelnen Börjen. Ge— 
langten aber einmal Werthpapiere zur Einführung, welde hinterher ſich als 
minderwerthig herausitellten, jo würden die Vorwürfe und Bejchwerden des 
Publikums fich nicht gegen die Börjen, jondern gegen den Bundesrath richten. 
Uebrigens würde die Annahme des Antrages zu einer Vermehrung des Ueber— 
gewicht der Berliner Börſe über die anderen deutjchen Börjen führen, mas 
durchaus unerwünjcht fei. 

Nach dieſen Darlegungen wurde der Antrag unter Vorbehalt der Wieder— 
einbringung im Plenum zurückgezogen. 

Ferner wurden folgende redaktionelle Aenderungen beſchloſſen: in Abſatz 1 
hinter „Börſenregiſter“ hinzuzufügen „für Werthpapiere“, ferner in Abſatz 2 die 
Worte „mittelbar und unmittelbar“ zu ſtreichen und endlich in Abſatz Za das 
Wort „beziehungsweiſe“ durch „und“ zu erſetzen. 

Sodann wurde noch darauf hingewieſen, daß weder die von der Aom miſion 
beſchloſſene Beſtimmung, wonach mindeſtens die Halfte der Mualt X 
ſonen beſtehen müſſe, welche nicht ins Börſenregiſter jur As tige, 
feien, no die Beſtimmung der Vorlage bei wörtlidher Auslegung genuge, 
um dem außerhalb der Börje stehenden Publikum eine angemejjene Vertretung 
feiner Interefjen in der Zulafjungsitelle zu jichern. Denn die Mitglieder des 
Vorjtandes oder des Aufſichtsraths einer ins Börjenregiiter eingetragenen Geſell— 
ſchaft ſeien, auch wenn jie jelbjt nicht ind Börſenregiſter eingetragen jeien, bes 
ziehungsweife ſich nicht gewerbsmäßig am Börfenhandel betheiligten, doch im 
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Allgemeinen al® Vertreter diefer Gefellichaften anzufehen und zur Wahrnehmung 
der Intereſſen derjelben berufen. Aus diefem Grunde würde es nothiwendig fein, 
vorzujchreiben, daß die eine Hälfte der Mitglieder nicht nur nicht jelbjt ins 
Börjenregifter für Werthpapiere eingetragen fein, jondern auch nit dem Vor— 
ſtande oder Aufjichtsrathe einer ins Börjenregifter für Werthpapiere eingetragenen 
Sejellichaft angehören dürfe, wenn von den Vertretern der verbündeten Negier- 
ungen nicht die Erklärung abgegeben werden fünnte, daß auch ohne eine joldhe 
ausdrücliche Worfchrift die Mitglieder des Vorſtandes oder des Auffichtsraths 
folder Gejellichaften ebenfo behandelt werden müßten, ald wenn ſie ſelbſt ins 
Börjenregijter eingetragen wären. 

Bon den Vertretern der verbündeten Regierungen wurde hierauf erwidert, 
daß ſie feinen Anftand nähmen, diefe Erklärung abzugeben und zu bejtätigen, 
daß es dem Sinne und dem Zweck der Vorſchrift entipräche, die dem Borjtande 
oder dem Aufjichtsrathe einer ins Börjenregilter für Werthpapiere eingetragenen 
Sejellichaft angehörenden Berjonen ebenfo zu behandeln, als wenn dieje Perſonen 
jelbit ins Börſenregiſter eingetragen feien und daß bei Erlaß der Ausführungs- 
bejtimmungen für eine diefer Auffaſſung entiprechende Negelung der Angelegen- 
heit Sorge getragen werden wirde. Es wurde fonjtatirt, dab diefe Anficht auch 
von der königlich preußischen Negierung getheilt werde. 

Unter Ddiefen Umftänden wurde von dem betreffenden Mitgliede von der 
Stellung eines Antrages Abjtand genommen. Dagegen beantragte ein anderes 
Mitglied der Kommiſſion, dem Abſatz 1 des $ 36 folgenden Zuſatz zu geben: 

und auch nicht Bertreter von ins Börfenregiiter eingetragenen Perſonen find. 

Diefer Antrag wurde abgelehnt. 

Endlich wurde von einem Mitgliede dev Nommiffion ausgeführt, daß, als 
die Kommiſſion befchlofjen habe, daß nicht blos, wie in der Vorlage vorgejchlagen 
jei, ein Drittel, fondern die Hälfte dev Mitglieder der Zulafjungsitelle aus Per: 
jonen bejtehen müſſe, die nicht ins Börjenregiiter eingetragen ſei, der Antrag 
auf Ausjchliegung derjenigen Perjonen, welche an der Einführung des betreffenden 
Werthpapieres betheiligt feien, noch nicht die Zuftimmung der Kommiſſion ge: 
funden gehabt habe. Bei dem erjten Beſchluß jei die Kommiſſion von der Anz 
Jicht ausgegangen, daß es gerechtfertigt fei, die Mitglieder je zur Hälfte aus den 
Kreiſen der Börjeninterefjenten und den nicht ins Börjenregiiter eingetragenen 
Berjonen zu entnehmen, Nach Annahme des zweiten Abjabes ſei aber dieſes 
Verhältniß zum Nachtheil der Börfeninterejjenten wejentlich verfchoben worden. 
Nach inzwiichen eingezogenen Informationen gehörten dem über die Zulafjung von 
Werthpapieren zum Börfenhandel an der Berliner Börſe entjcheidenden Kommifjariat, 
welches aus 24 Perjonen beſtehe, acht Mitglieder an, welche als Vertreter der 
Emiſſionsbanken anzujehen jeien. Won diefen Mitgliedern würde ſich jtetS auf 
Grund der Beitimmung im Abjag 2 ein Theil von der Berathung und Bejchluf- 
fafjung fern halten müfjen. Nach den bisherigen Erfahrungen — eine dem 
Abſatz 2 entiprechende Beltimmung bejtehe auch jchon gegenwärtig — müßten 
bei großen Emifjionen, bei denen eine größere Anzahl der hiejigen Emiſſions— 
firmen betheiligt jeien, nicht felten jechs Mitglieder ausjcheiden. Würde die 
Zulafjungsitelle auch in Zukunft die gleiche Anzahl Mitglieder erhalten, jo würde 
jih, wenn ſechs Mitglieder an der Emiſſion betheiligt jeien, das Verhältniß jo 
jtellen, daß zwölf nicht in's Börjenregiiter eingetragenen Perſonen nur ſechs 
Vertreter der Börjeninterefjen gegemüberjtänden. Eine derartige Zuſammenſetzung 
der Zulaffungsitelle entfpräche nicht den bei der Beſchlußfaſſung über den Abſatz 1 
zum Ausdruck gelangten Anfichten der Kommiſſion, und fei auch nicht zu recht— 
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fertigen, da die Emiffionshäufer im Allgemeinen die größten Erfahrungen auf 
dent Gebiete der Emijjtonsthätigfeit hätten, und die Intereſſen der Börje bei 
der Entjcheidung über die Zulaffung auc eine angemefjene Vertretung erheijchten. 
Um diejen Bedenken Nechnung zu tragen, könne man entweder in Abſatz 1 die 
Negierungsvorlage wieder heritellen vder einen Zuſatz zu Abſatz 2 dahin aufs 
nehmen, daß an Stelle der ausjcheidenden Mitglieder nach Maßgabe der Beſtimm— 
ungen der Börjenordnung eine entiprechende Anzahl von Stellvertretern ein- 
zuberufen jei. Die eritere Alternative empfehle ſich durch größere Einfachheit, 
die zweite entjpräche mehr der Gerechtigfeit und Billigkeit, da die Zahl der aus— 
jcheidenden Mitglieder bei den einzelnen Emiſſionen eine ſehr verjchiedene jei. 
Aus dieſem Grunde müfje der leßteren Alternative der Vorzug gegeben werden 
und wurde demgemäß der Antrag geitellt, dem 8 36 Abjag 2 folgende Fafjung 
zu geben: 

„; für die ausfcheidenden Mitglieder find Stellvertreter nad näherer 

Beſtimmung der Börjenordnung zu berufen.“ 

Dieſer Antrag wurde angenommen. 

Ferner wurde von einem Mitgliede der Antrag geitellt, die Aufgaben und 
die Pflichten der Zulaffungsitelle nicht, wie e$ von der Börſenenquete-Kommiſſion 
vorgeichlagen jei, dem Bundesrathe zu überlaffen, ſondern in das Geſetz jelbjt 
aufzunehmen. 

Zur Begründung diejes Antrages wurde auf die Nothwendigfeit hingewieſen, 
die Nechte und Pflichten der Zulafjungsitelle in dem Geſetz ſelbſt feitzuitelten, 
weil dann die Zulaſſungsſtelle die Anterejfen des Publikums wirkſamer wirde 
wahrnehmen fünnen. Ansbejondere müfje durch das Geſetz jelbit ausgejprochen 
werden, daß die Zulajjungsitelle berechtigt und verpflichtet jei, die Mittheilung 
aller thatjächlichen und rechtlichen Verhältnifie, die für die Beurtheilung der zu 
emittirenden Werthpapiere nothiwendig jeien, zu fordern umd die Zulaſſung ab: 
zulehnen, wenn der Projpeft in diejfer Beziehung wejentliche Lücken enthielte oder 
e3 jih um Emiſſionen handle, durch welche erhebliche allgemeine Intereſſen 
geichädigt würden oder welche offenbar zu einer Uebervortheilung des Publikums 
führten, auch daß die Zulaſſung ohne Angabe von Gründen abgelehnt 
werden dürfe Wie aus den Verhandlungen der Sacverjtändigen in der Börjen- 
enquete-Kommiſſion hervorginge, beitänden in faufmännifchen Kreiſen vielfach 
Zweifel darüber, ob die für die meilten Börjen Schon jegt beitehenden Zulaſſungs— 
Itellen überhaupt das Necht hätten, Werthpapiere von der Zulaſſung auszujchließen, 
wenn die Proſpekte in Bezug auf die zur Beurtheilung nerhiwendigen Angaben 
unvolljtändig ſeien oder wenn durch die beabiichtigte Einführung erhebliche all 
gemeine Intereſſen gejchädigt jeien oder offenbar eine MUebervortheilung des 
Publikums vorliege. 

Dieje Rechte der Zulafjungsitelle müßten durd das Geſetz jelbjt völlig außer 
Zweifel geitellt werden, zumal nad) den bisher gemachten Erfahrungen Die 
Zulafjungsitellen nicht jelten in die Lage fümen, von diefen Nechten Gebrauch 
zu machen. So könne 3. B. die Zulafjung einer großen ausländiichen Gold— 
anleihe bei ungünjtiger Lage des Geldmarktes die Aufrechterhaltung dev Währung 
ernjtlich gefährden, und wirden in ſolchem Falle jo wejentliche allgemeine Antevejjen 
gejchädigt, dab die Verweigerung der Zulafjung geboten erjcheine. 

Die Kommiſſion trat diejen Erwägungen bei und nahm den geitellten Antrag 
mit dem von einem anderen Mitgliede geitellten Unterantrag an, daß unter 
Umjtänden auch die Mittheilung des Uebernahmepreiſes beziehungsweife dev Ueber— 
nahmebedingungen von der AZulafjungsitelle jollte verlangt werden dürfen. 

46* 


692 Vericht der IN. Kommiffion des Reichstags 


Hiernach ergab fih für die Abjäge 3 bis 5 des 8 36, welche in den übrigen 
Beltimmungen nicht weiter beanjtandet wurden, folgende Fallung: 

„Die Zulaffungsitelle hat die Aufgabe und die Pflicht: 

a) die Vorlegung der Urkunden, welche die Grundlage für die zu emittirenden 
Werthpapiere bilden, unter Umftänden die Mittheilung des 
lUebernahmepreifes beziehungsweiſe der Uebernahme— 
bedingungen zu verlangen und dieſe Urkunden zu prüfen; 

b) dafür zu jorgen, daß das Publikum über alle zur Beurtheilung der zu 
emittirenden Wertbpapiere nothwendigen thatjächlichen und rechtlichen 
Verhältniffe ſoweit als möglich informirt und bei Unvollitändigfeit der 
Angaben die Emiſſion nicht zuzulajien; 

ce) Emiſſionen nicht zuzulaſſen, durch welche erhebliche allgemeine Intereſſen 
geſchädigt werden oder welche offenbar zu einer Uebervortbeilung des 
Publikums führen. 

Die Zulaffungsitelle darf die Emijlion ohne Angabe von Gründen ablehnen. 

Im Uebrigen werden die Beltimmungen über die Zufammenfegung der Zulaſſungs— 
ſtelle, ſowie über die Zuläſſigkeit einer Beſchwerde gegen deren Entjcheidungen 
durch die Börſenordnungen getroffen. Die Zulafiungsitelle ift befugt, zum Börſen— 
handel zugelafjene Werthpapiere von demjelben auszufchließen. 

Die Zulaſſung deutfcher Reichs- und Staatsanleihen darf nicht verjagt 
werden.“ 

Inder zweiten Lejung wurde der Antrag gejtellt, den Abja 3 des 
S 36 zu jtreichen und jtatt defjen folgende Beſtimmung aufzunehmen: 

„Die Zulaffungsitelle hat die Pflicht, die Grundlage der Emiffion und 
die Nichtigkeit und Bolljtändigfeit des Proſpektes unter dem Gejichtspunfte zu 
prüfen, daß einer erfennbaren Schädigung allgemeiner Intereſſen oder der 
Abnehmer der Werthpapiere vorzubeugen it.“ 

Diejer Antrag wurde damit begründet, daß es fich hier lediglich un injtruftionelle 
Beitimmungen handele, welche zweckmäßiger Weiſe nicht in dem Geſetz ſelbſt Auf- 
nahme zu finden hätten. Die in dem Antrag enthaltene Beſtimmung gemüge, 
um die Zulaffungsitelle mit einer allgemeinen Direktive zu verjehen, wie fie ihre 
Stellung aufzufaflen habe; die näheren Beltimmungen über ihre Aufgaben, ihre 
Pflichten und Nechte würden vom Bundesrathe oder don der Landesregierung 
zu erlaſſen fein. 

Bon den Vertretern der verbündeten Negierungen wurde die Annahme diejes 
Antrages auf das Lebhaftejte befürwortet. Es fei richtig, daß dieſe Beſtimm— 
ungen lediglich einen injtenftionellen Charakter hätten und daher nicht in das 
Geſetz, Sondern in die Ausführungsverordnungen gehörten. Dieſes ſei auch der 
Standpunkt der Börſenenquete-Kommiſſion gewejen, welche den Erlaß diejer Be— 
ſtimmungen durch den Bundesrath befürwortet hätte. Die Aufnahme diejer 
Beitimmungen in das Geſetz fei ſchon aus dem Grunde bedenklich, weil damit 
der YZulafjungsitelle die Pflicht einer Prüfung der Sicherheit der einzuführenden 
Werthpapiere auferlegt werde und das Publikum zu der Anficht verleitet werden 
müßte, daß durch die von der Zulafjungsitelle zugelafjenen Werthpapiere weder 
die allgemeinen Intereſſen gejchädigt würden, noch das Publikum übervortheilt 
werde. 

Aus der Mitte dev Kommiſſion wurde diefer Antrag unter Bezugnahme 
auf die in der eriten Leſung für die Aufnahme der angefochtenen Bejtimmungen 
dargelegten Gründe bekämpft. Wenn die Aufnahme diefer Beſtimmungen in die 
vom Bundesrath oder der Landesregierung zu erlafjende Ausführungsverordnung 
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unbedenflic) jei, jo könnten fachliche Bedenken auch nicht ihrer Aufnahme in das 
Geſetz entgegenjtehen. Denn für die Wirkung diefer Beſtimmungen auf das 
Publikum fei es ganz gleich, ob fie im Geſetz oder in der Ausführungsverordnung 
Händen. Dieje Beſtimmungen entjprächen der gegemwärtigen Praxis, die durch 
fie nur eine gejeglihe Grundlage erhalten jolle. Uebrigens gehe der geitellte 
Antrag in mancher Beziehung viel weiter wie die angefochtenen Beſtimmungen, 
indem er der Zulafjungsitelle auch die Prüfung der Nichtigkeit der im Projekt 
enthaltenen Angaben zur Plicht mache; eine folche Prüfung fei aber völlig un— 
möglich und jtehe mit der ganzen Projpektentheorie in Widerſpruch. Ferner fei 
nicht erjichtlich, welche Konjequenzen die Zulafjungsitelle ziehen folle, wenn die 
ihr auferlegte Prüfung ergebe, daß eine Schädigung allgemeiner Intereſſen oder 
der Abnehmer der Werthpapiere eintreten werde. Solle fie dann verpflichtet 
jein, die Zulaffung abzulehnen, jo ginge auch in diefer Beziehung der Antrag 
viel weiter als die angefochtene Beſtimmung, welche eine folche Verpflichtung der 
Zulaffungsjtelle nur auferlege, wenn erhebliche allgemeine Intereſſen gejchädigt 
oder ofjenbar eine Lebervortheilung des Publikums eintrete. Weber 
einzelne redaftionelle Aenderungen fünne man jich ja bis zur Plenarberathung 
verjtändigen. 

Berner wurde in der zweiten Leſung der Antrag gejtellt, die Worte in 
Abjab 3a 

„Unter Umjtänden die Mittheilung des Uebernahmepreifes bezw. der 
Uebernahmebedingungen“ 
zu jtreichen. 

Diefer Antrag wurde damit begründet, daß die Zulafjungsitelle, wenn fie 
der Anficht fei, daß die Emiſſion offenbar zu einer Uebervortheilung des Publikums 
führe, die Mittheilung des Uebernahmepreiſes und der Uebernahmebedingungen 
durchjeßen könne, indem fie andernfall3 die Genehmigung zur Zulaffung verweigern 
zu müſſen erkläre. Der Zulaffungsitelle aber allgemein ein ſolches Recht zu 
gewähren, fei in hohem Maße bedenklich, und würde zu einer empfindlichen 
Schädigung der einheimischen Emifitonsthätigfeit führen. 

Diefer Auffaffung wurde von den Vertretern der verbündeten Regierungen 
zugejtimmt und wurde von ihnen die Annahme diejes Antrages dringend befür- 
wortet. Namentlich bei Anleihen ausmwärtiger Staaten wirde und müßte die 
Berpflichtung zur Mittheilung des Uebernahmepreiſes bezw. der Uebernahme: 
bedingungen die deutjchen Emiſſionshäuſer in eine überaus fchiwierige Lage 
bringen, da Staaten, insbejondere folche mit geficherten Finanzen, ji wohl nie 
dazu bereit finden laffen würden, die mit den Emiffionshäufern gepflogenen Ver— 
handlungen dev Deffentlichfeit Preis zu geben. Dazu fäme, daß dur die Mit: 
theilung des Uebernahmepreifes und der Uebernahmebedingungen die Konkurrenten 
der Emiljionsfirma davon Kenntniß erlangen und dieſe Kenntniß in jpäteren 
Fällen zum Nactheil der Emiffionsfirma ausnußen würden. 

Die Kommiſſion lehnte den Antrag zu 1, nachdem derjelbe dahin modifizirt 
war, daß die Worte „die Nichtigkeit und“ gejtrichen werden follten, ab, nahm 
Dagegen den Antrag auf Streihung der Worte 

„unter Umftänden die Mittheilung des Uebernahmepreifes beziv. der 
Uebernahmebedingungen“ 
an. 
$ 37 
der Vorlage wurde in eriter Lefung unverändert angenommen. 
In der zweiten Lefung wurde auf Anregung eines Mitgliedes der Kommiſſion 
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fejtgeitellt, day im Falle der Ablehnung eines Antrages auf Zulaſſung die Zus 
lajjungsitelle zunächſt nur verpflichtet fei, den Vorjtänden der übrigen Börjen 
mitzutheilen, ob die Ablehnung „mit Rückſicht auf örtliche Verhältniſſe“ oder 
„aus anderen Gründen“ erfolgt jei. Im eriteren Falle jeien die Zulaſſungs— 
jtellen der anderen Börfen in ihrer Entjcheidung über die Zulaffung völlig frei. 
Im lepteren Falle könne die ablehnende Zulafjungsitelle ihre Zuſtimmung zur 
Zulafjung an andere Börjen auch zugleich mit der Mittheilung darüber, daß die 
Ablehnung aus allgemeinen Gründen erfolgt jei, erklären, wenn jie von vorn 
herein der Anficht jei, daß dom Standpunfte der öffentlichen Interefjen aus 
Bedenken gegen eine ſolche Zulafjung nicht obwalteten. Nur dann, wenn lchteres 
der Fall jei, müſſe die ablehnende Zulaffungsitelle die Gründe der Ablehnung 
der in Frage kommenden Zulafjungsitelle mittheilen, damit eine Verſtändigung 
über die Zulafjung oder Ablehnung erfolgen könne. Im allgemeinen werde man 
aber annehmen können, daß, wenn an einer Börſe die Ablehnung aus anderen 
al3 aus örtlichen Gründen erfolgt, wohl faum eine andere Börſe ſich für die 
Zulafjung entichließen würde. Da fich innerhalb der Kommiſſion Zweifel darüber 
ergaben, ob dieje Auslegung mit dem Wortlaute dev Vorlage in Uebereinitimmung 
jich befinde, jo wurde der Antrag geitellt und angenommen, die Worte „unter 
Angabe der Gründe“ zu jtreichen. 


8 38. 


Dei $ 38 wurde zunächſt der Antrag geitellt und von der Kommiſſion ans 
genommen, dem Abjat 1 die Worte hinzuzufügen: „das Gleiche gilt für Konver— 
tirungen und Sapitalserhöhungen“ — nachdem von den Antragjtellern darauf 
bingewiejen war, daß bei einzelnen Konvertirungen die Anterefjen der deutjchen 
Gläubiger erheblich geichädigt worden jeien. Mehrfach feien ausländische Anleihen 
mit einem verhältnigmäßig hohen Zinsfag zur Einführung gelangt und habe 
dann nach kurzer Zeit eine Herabjegung des Zinsfußes jtattgefunden, ohne daß 
eine wejentliche Aenderung auf dem internationalen Geldmarkte eingetreten jei. 

Ferner wurde don einer Seite der Antrag geitellt, eine Beſtimmung dahin 
aufzunehmen, daß in dem Proſpekt der Betrag der in den Berfehr gebrachten 
Werthpapiere, jowie der Betrag, welcher vorläufig von dem Verkehr ausgejchlojjen 
jei, und leßterenfalls die Zeit, fir welche diefer Ausjchluß erfolgt jei, erjichtlich 
gemacht würde. 

Die Nothiwendigkeit einer derartigen Beitimmung wurde damit begründet, 
daß namentlich bei der Einführung von industriellen Werthpapieren vielfach Ver: 
einbarungen zwijchen den Befigern der Aktien und den emittirenden Bankhäuſern 
getroffen würden, wonach erjtere jich für eine mehr oder minder lange Zeit vers 
pflichteten, ihren Belig an Aktien oder Obligationen nicht an den Markt zu bringen. 
Infolgedeſſen jei oft der zur Einführung gelangende Betrag diejer Wertbpapiere 
ein verhältnigmäßig geringer umd trete bei einer erhöhten Nachfrage eine Steigerung 
der Kurſe ein, bis die Zeit verfloffen fei, für welche ſich die Befiger großer 
Bejtände zur Nichtveräußerung derjelben verpflichtet hätten. Dann kämen vit 
große Mafjen folder Werthpapiere an den Markt; diejelben würden entwerthet 
und würde das Publikum in großem Umfange gejchädigt. Um dieſe Mißſtände 
zu bejeitigen, jei es unerläßlich, dem Emifjionshaufe die Verpflichtung aufzulegen, 
derartige Vereinbarungen durch den Proſpekt zur Kenntniß des Publikums zu 
bringen; hierbei würde natürlich vorausgefegt, daß es ſich um Wereinbarungen 
handle, die dem Emiſſionshauſe felbit zur Zeit der Einreihung des Projpefts 
befannt jeien. 
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Die Kommiſſion schloß ſich diefen Erwägungen an und nahm den Antrag: 

„Der Proſpekt muß den Betrag, welcher in den Verkehr gebracht wird, 

jowie den Betrag, welder vorläufig vom Verkehr ausgeſchloſſen ijt, und letz— 

teren Falles die Zeit, für welche diejer Ausschluß erfolgt it, erfichtlich machen.“ 
an. 

Ferner wurde es von verjchiedenen Mitgliedern für einen Mißſtand bezeichnet, 
daß der Profpeftentwurf, der bei dem Antrage auf Zulafjung von Werthpapieren 
zum Börjenhandel der Zulajjungsitelle überreicht würde, nicht zur Veröffentlichung 
gelange. Insbeſondere fünne bei der Einführung von Aktien inländischer gewerb- 
liher Unternehmungen oft von dem außerhalb der Börſe jtehenden Publikum 
richtiger beurtheilt werden als von der Börjenzulajjungsitelle, ob der Projpekt 
alle Angaben enthalte, welche für die Beurtheilung der Sicherheit des Werth 
papieres nothwendig und müßlich jeien. 

Es ſei deshalb erwünscht, daß das Publikum und auch die Prejje durch 
eine Beröffentlihung der Projpektentwürfe von dem Anhalt derjelben Kenntniß 
erhielten, um der Zulafjungsitelle erforderlichenfall3 weitere Mittheilungen über 
die nothwendige Bervollftändigung oder Berichtigung des Projpeft3 machen zu 
fünnen. So feien 3. B. bisher bei der Einführung don Bergwerfsattien in den 
Proſpekten nie Angaben über die Wafjerverhältnifje der betreffenden Werke ent— 
halten, während in den betheiligten techniſchen reifen vielleicht Thatjachen befannt 
jeien, die für das Unternehmen eine ernite Gefahr bilden und den Werth der 
Aktien erheblich beeinträchtigen könnten. Gelange der Proſpektentwurf zur Kenntniß 
des Publikums, jo jei es möglich, daß aus den Kreiſen dejjelben dieſe Thatjachen 
zur Kenntniß der Zulafjungsitelle gelangten, die dann in der Lage wäre, Die 
Aufnahme diefer Thatjachen in den definitiven Proſpekt zu verlangen. 

Die Kommijjion trat diefen Ausführungen bei und nahm den Antrag: 

„Zwiſchen der Veröffentlichung des Proſpekts und der Beſchlußfaſſung 
über denjelben muß eine Friſt von jechd Tagen liegen.” 
an. 

Ebenjo wurde von der Kommiſſion die Feitfeßung einer weiteren Friſt don 
ſechs Tagen zwijchen der Beichlußfafjung über den Proſpekt und der Einführung 
der betreffenden Werthpapiere für nothiwendig erachtet und der Antrag: 

„Zwiſchen der Beſchlußfaſſung über den Proſpekt und der Einführung 
der in ihm bezeichneten Wertbpapiere muß eine weitere Friſt von ſechs Tagen 
liegen.“ 

angenommen, nachdem vom Antragiteller darauf hingewiefen war, daß in den 
meijten Fällen dem Beichluß über die Zulafjung zum Börjenhandel unmittelbar 
die Einführung der betreffenden Werthpapiere an der Börje folge, jo daß dem 
betheiligten Publikum feine Zeit bliebe, jich über den Werth diejer Werthpapiere 
zuverläfjig zu informiren. 

Endlich wurde als Abſatz 3 des $ 38 ein Antrag des Inhalts angenommen: 

„Die Zulafjung von Antheilsicheinen oder Obligationen ausländijcher 
Erwerbögejellfchaften it davon abhängig, daß diejelben fich verpflichten, die 
Bilanz ſowie die Gewinn: und PVerluftrechnung jährlich nad) Beititellung der= 
felben in einer oder mehreren Zeitungen zu veröffentlichen.“ 

Zur Begründung diejes Antrags wurde darauf hingewiejen, daß es für die 
Beurtheilung des Werthes von Antheilsicheinen oder Obligationen ausländijcher 
Erwerbsgejellichaften von großem Werthe jei, wenn deren Bilanzen fowie ihre 
Gewinns und Berluftrechnung jährlich aud in deutjchen Blättern zur Veröffent— 
lihung gelangten. Durch dieje Veröffentlichungen erlange das Publikum eine 
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zuverläfjige Kenntniß über den gegenwärtigen Stand des Unternehmens und werde 
demgemäß in die Lage verjept, den Werth der betreffenden Werthpapiere richtig 
beurtheilen zu können. 

Von anderer Seite wurde diefer Antrag befümpft, weil durch denjelben der 
beabjichtigte Zwed, das deutsche Publikum über die Betriebsergebniffe ausländischer 
Erwerbögejellichaften, deren Werthpapiere an den deutſchen Börjen eingeführt 
feien, dauernd auf dem Laufenden zu erhalten, nicht erreicht, jondern im Gegen 
theil eine Srreführung defjelben erleichtert würde. Nur in wenigen Staaten 
bejtänden Beſtimmungen über die Grundſätze, welche bei der Aufftellung von 
Handelsbilanzen zu beobachten feien, und würde die Aufitellung unrichtiger 
Bilanzen jtrafrechtlich geahndet, wie ſolches nach dem deutjchen Aktiengeſetz der 
Fall ſei. Es beitände alfo nicht die mindejte Gewähr dafür, daß die Angaben 
in den Bilanzen ausländischer Erwerbsgejellichaften richtig jeien, vielmehr jei die 
ernjte Bejorgniß gerechtfertigt, daß diefe Bilanzen unrichtige Angaben enthielten 
oder in ihnen der richtige Stand des Unternehmens verjcjleiert würde, und daß 
durh die Veröffentlichung folder Bilanzen in deutjchen Zeitungen das deutjche 
Publikum ernitlich gejchädigt werden würde. 

Die Kommiſſion ſchloß ſich diefen Bedenken nicht an, jondern nahm den 
gejtellten Antrag an. 

Der Abſatz 2 de3 $ 38 der Vorlage, welcher nad) den erwähnten Bejchlüffen 
der Kommiffion nunmehr als Abjah 5 aufzunehmen fein würde, wurde nicht 
weiter beanjtandet und fomit der ganze $ 38 in nachjtehender Fafjung angenommen: 

„Bor der Zulafjung von Werthpapieren it, jofern es fi nicht um 
deutjche Reichs- oder Staatsanleihen handelt, ein Proſpekt einzureichen und zu 
veröffentlichen, welcher die für die Beurtheilung des Werthes der einzuführenden 
Papiere wejentlihen Angaben enthält. Das Gleiche gilt für Konvertirungen 
und Kapitalserhöhungen. 

Der Proſpekt muß den Betrag, welder in den Berfehr gebracht wird, 
ſowie den Betrag, welcher vorläufig vom Verfehr ausgeſchloſſen ift, und letzteren 
Falles die Zeit, für welche diefer Ausschluß erfolgt it, erſichtlich machen. 

Zwiſchen der Veröffentlichung des Proſpelts und der Beſchlußfaſſung 
über denjelben muß eine Friſt von ſechs Tagen liegen. Zwiſchen der Beſchluß— 
fafjung über den Profpeft und der Einführung der in ihm bezeichneten Werth: 
papiere muß eine weitere Friſt von jechd Tagen liegen. 

Die Zulaffung von Mntheiljcheinen oder Obligationen ausländijcher 
Erwerbögejellichaften it davon abhängig, daß diejelben jich verpflichten, die 
Bilanz, ſowie die Gewinns und Verlujtrechnung jährlich nach Feititellung der— 
eben in einer oder mehreren von der Zulafjungsitelle zu bejtimmenden deutjchen 
Jeitungen zu veröffentlichen. 

Für Schuldverjchreibungen, bezüglich deren das Neid) oder ein Bundes: 
jtaat die volle Garantie übernommen hat, und für Schuldverfchreibungen 
fommunaler Körperjchaften und kommunalſtändiſcher Kreditinjtitute, jowie der 
unter jtaatlicher Mufficht ſtehenden Pfandbriefanjtalten kann die Landesregierung 
($ 1) von dieſer Verpflichtung entbinden.“ 

In der zweiten Lejung wurde zunächſt in vedaftioneller Beziehung befchlofien, 
in Abjag 1 die Worte „einzureihen und“ zu ftreichen und den Abſatz 2 folgender: 
maßen zu fajjen: 

„Der Proſpekt muß den Betrag, welcher in den Verkehr gebradht, ſowie 
den Betrag, welcher vorläufig vom Verkehr ausgeichlofjen werden foll, und 
die Zeit, für welche diefer Ausſchluß erfolgen foll, eriichtlih machen.“ 
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Ferner wurde von der Subfommiffion der Antrag geftellt, den Abſatz 3 
folgendermaßen zu faſſen: 

„Nah Einreichung des Antrags auf Zulaſſung ist derfelbe von der 
Zulaffungsitelle unter Bezeichnung der Einführungsfirma, des Betrages, ſowie 
der Art der einzuführenden Werthpapiere zu veröffentlichen. Zwiſchen diefer 
Beröffentlihung und der Genehmigung des Proſpekts muß eine Friit von 
mindeitens ſechs Tagen liegen. Zwiſchen der Veröffentlihung des genehmigten 
Proſpekts und der Zulaffung zum Börjenhandel muß eine weitere Frift von 
mindejtens ſechs Tagen liegen.“ 

Zur Begründung diefes Antrages wurde darauf hingewiefen, daß erfahrungs— 
gemäß der von den Emifjionshäufern eingereichte Projpektentwurf oft Abänderungen 
und Ergänzungen durch die Zulaffungsitelle erführe und daß das Publikum durch 
eine Veröffentlichung dieſes Entwurfs fowie der von der Zulafjungsitelle geforderten 
Abänderungen und Ergänzungen ivrritirt werden wirde. Um das Publikum auf 
die beabjidhtigte Einführung aufmerffan zu machen, genüge es, wenn der Antrag 
auf Zulaffung unter Bezeichnung der Einführungsfirma, des Betrages ſowie der 
Art der einzuführenden Werthpapiere veröffentlicht würde. Durch diefe Ver: 
öffentlihung erlange das Publikum und die Preſſe Kenntniß von der beabfichtigten 
Einführung und komme ſomit in die Lage, die einzuführenden Wertpapiere in 
Bezug auf ihre Sicherheit einer Prüfung zu unterziehen und etwaige Bedenken 
gegen deren Zulajjung zur Kenntniß der Zulaffungsitelle zu bringen. Eine Ver— 
öffentlichung des Proſpelts könne nad) feiner Feititellung und Genehmigung durch 
die Zulafjungsitelle bewirkt werden. Durch diefe Veröffentlihung erlange das 
Publikum Kenntniß von allen für die Beurtheilung der Sicherheit der einzuführenden 
Werthpapiere maßgebenden thatjächlichen und vechtlichen Verbältniffe und gewähre 
die feſtgeſetzte Friſt ihm hinreichend Zeit, ſich darüber jchlüffig zu machen, ob es 
fih an der Zeichnung der einzuführenden Werthpapiere betheiligen wolle. 

Außerdem wurde in der zweiten Lejung der Antrag gejtellt, den Satz 2 
des Abjab 3 folgendermaßen zu fajjen: 

„Zwiſchen diejer Veröffentlichung und der Einführung an der Börje 
muß eine Frift von mindejtens fechs Tagen liegen.“ 

Zur Begründung diefes Antrages wurde angeführt, daß es an fich richtiger 
wäre, das weitere Verfahren für die Zulafjung von Werthpapieren und die Feſt— 
jeßung der innezuhaltenden Frilten der Negelung durch die Börfenordnung zu 
überlaffen, zumal die Friſten nicht für alle Arten von Werthpapieren einheitlich 
zu normiren fein würden. Beifpielshalber läge fein Grund vor, für Kommunal— 
anleihen und für Pfandbriefe kommunalſtändiſcher Kreditinstitute, wenn diejelben 
nicht auf Grund des lebten Abſatzes des $ 38 von dem Profpektenzwang befreit 
würden, oder für inländische Eijenbahnen, jo lange Friſten feitzufegen. Auch 
Anleihen ausmwärtiger Staaten könnten durch die Feſtſetzung zu langer Frijten 
von deutjchen Börjen ferngehalten werden. Es empfehle fich deshalb, nur die 
in jedem Falle einzuhaltende Frift durch das Gejeg ſelbſt feſtzuſetzen, im 
Uebrigen aber die Regelung dem Bundesrath oder den Börfenordnungen zu 
überlaſſen. Bon den Vertretern der verbündeten Negierungen wurde die aus— 
drüdliche Erklärung abgegeben, daß eine nach den praftiichen Bedürfniffen ab- 
gejtufte Erweiterung der Frijten im Sinne der obigen Darlegungen aud den 
Abfichten des Bundesraths entjprechen werde, 

Die Kommiſſion nahın den erjten Sa nach den Bejchlüffen der Subkommiſſion, 
den zweiten Sab in der Faſſung des zuletzt geitellten Antrages an. 

Endlid wurde in der zweiten Leſung noch der Antrag geitellt, den Abjag 4 
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des $ 38 zu ftreichen, indem unter Bezugnahme auf die bereit3 in der eriten 
Lejung gegen dieje Beitimmung bervorgehobenen Bedenken nod darauf Hingewiejen 
wurde, daß, wenn die Bilanzen ausländiicher Erwerbsgejellichaften in amtlichen 
Blättern, 3. B. im Neichsanzeiger, veröffentlicht würden, das Publikum dieſe 
Bilanzen für richtig halten und ihnen einen Werth beilegen würde, den ſie in 
der That gar nicht verdienen. Außerdem würden unvichtige Bilanzen von der 
Preſſe und denjenigen Bankhäuſern, welche ein Intereſſe an dem betreffenden 
Werthpapier hätten, zum Nachtheil des Publitums fruftifizirt werden können. 
Ferner ginge die VBorjchrift, daf auc bei Obligationen ausländijcher Erwerbs= 
gejellfchaften die Bilanzen derjelben veröffentlicht werden müßten, erheblid über 
das Bedürfniß hinaus; es läge Fein Grund zu einer ſolchen Vorjchrift vor, wenn 
es jih um jtaatlih garantirte Obligationen handele, wie ſolche namentlich 
von ruſſiiſchen Eijenbahngejellichaften in großem Umfange an den deutichen Markt 
gebracht jeien. Uebrigens ſei dieſe Beſtimmung eine lex imperfecta, Denn wenn 
auch die Zulafiungsitelle im Falle ihrer Nichtbefolgung die zum Börjenbandel 
zugelajjenen Werthpapiere von demjelben wieder ausjchliegen könne, jo würden 
durch eine derartige Maßregel die Intereſſen der inländijchen Beſitzer Ddiejer 
Wertbpapiere jo beträchtlich geichädigt, daß die Zulafjungsitelle zu einer jolchen 
Ausichließung ſich ſchwerlich entichließen würde. ES ſei demgemäß richtiger, die 
Regelung diejer Frage den Zulajjungsitellen zu überlaſſen, die in geeigneten Fällen 
eine ſolche Veröffentlihung der Bilanzen den Einführungsfirmen auferlegen 
fünnten. 

Der Antrag auf Streihung des Abjak 4 wurde abgelehnt, dagegen wurde 
der, den letzten Anführungen Nechnung tragende Antrag amjtatt „Diejelben“ zu 
jegen „die Emittenten“ angenommen. 

Der von einem Mitgliede der Kommiſſion gejtellte Antrag, den $ 38 wie 
folgt zu faſſen: 

„Abjab 1. Por der AZulafjung von Werthpapieren ijt, ſofern es ji 
nicht um deutjche Reichs- oder Staatsanleihen handelt, ein Proſpekt einzureichen, 
welcher die für die Beurtheilung des Werthes der einzuführenden Papiere 
wejentlichen Angaben enthält. 

Abſatz 2 entiprechend der Faſſung der Subkommiſſion. 

Abſatz 3. Gleichzeitig mit der Einreihung des Projpektes ijt eine 
Bekanntmachung zu erlaffen, in welcher das Werthpapier, deſſen Zulafjung bes 
antragt wird, nach Art und Höhe des Betrages bezeichnet wird. 

Abſatz 4. Zwiſchen diefer Bekanntmachung bezw. der Einreichung des 
Proſpektes und der Beichlußfaffung über denjelben muß eine Friſt von 4 Tagen 
liegen. Der Proſpekt ift nach feiner Genehmigung zu veröffentlichen. Zwiſchen 
diefer Veröffentlichung und der Einführung der in dem Proſpekt bezeichneten 
Werthpapiere muß eine Friſt von 4 Tagen liegen.“ 

fand durd) die zu 8 38 gefaßten Beſchlüſſe feine Erledigung. 
8 38a. 

Von einer Seite wurde der Antrag geitellt, einen neuen $ 38a folgenden 
Inhalts einzufügen : 

„Die Zulafjung von Aktien eines zur Aftiengejellichaft oder zur Kom— 
manditgejellichaft auf Aktien umgewandelten Unternehmens zum Börfjenhandel 
darf vor Ablauf eines Jahres nad Eintragung der Gejellichaft in das Handels- 
vegiiter und vor der Veröffentlichung der eriten Jahresbilanz nebjt Gewinns 
und Verluſtrechnung nicht erfolgen. 
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Die betreffende Landesregierung kann in den Fällen, wo es ſich um 
gemeinnüßige Unternehmungen handelt, dieje Friſt ermäßigen oder in Wegfall 
bringen.“ 

Zur Begründung diejes Antrags wurde hervorgehoben, daß es ein Mißſtand 
fei, wenn PBrivatunternehmungen in Aftienunternehmungen umgewandelt und 
unmittelbar nach ihrer Umwandlung die Aktien an der Börſe eingeführt würden. 
Es gäbe Emiſſionsfirmen, welche die Umwandlung beitehender Privatunternehme 
ungen in Aftiengejellichaften geradezu zu einem Gewerbe gemacht hätten. Dieje 
Firmen pflegten alle Vorbereitungen für die Ummandlung zu treffen und, wenn 
dann an der Börje eine ihres Grachtens fir die Einführung ſolcher Werthe 
günftige Konjunktur bejtände, ohne Rückſicht darauf, ob dieje Konjunktur eine 
vorausjichtlich längere Dauer habe, oder jonjt jich das Unternehmen zum Betriebe 
durch eine Aktiengejellichaft eigne, die Umwandlung vorzunehmen und unmittelbar 
darauf die Aktien an der Börje zur Einführung zu bringen. Hiergegen müßte 
das Publikum geſchützt und verhindert werden, daß unter Benußung einer ganz 
vorübergehenden Stimmung Aktien von Unternehmungen an der Börje eingeführt 
würden, die ſich gar nicht zum Betriebe durch eine Aktiengefellichaft eigneten und 
deren wirthichaftliche und finanzielle Entwidlung in feiner Weije einigermaßen 
zuverläflig beurtheilt werden könnte, da die finanziellen Ergebnifje während der 
Zeit, in welcher das Unternehmen fich noch im Privatbeſitz befunden, feine Grunde 
lage für die Beurtheilung der wirtbichaftlichen Entwidlung des Unternehmens als 
Aktiengefellichaft bieten, Denn einerjeits erjchiene ein Theil der Verwaltungs: 
fojten der Privatunternehmungen in den von dieſen aufgeitellten Bilanzen gar 
nicht als Ausgabe, jondern als Neingewinn, und jeien außerdem die Verwaltungs 
fojten der Aftiengejellichaften in Folge größerer Gehälter und Tantiemen meiltens 
erheblich höher als die der Privatunternehmungen, andererjeits pflegten vielfac) 
die tüchtigen und zuverläjjigen Privatunternehmer bei der Ummandlung aus dem 
Geſchäft auszufcheiden. Es fei deshalb zum Schuße des Publikums unerläßlic, 
daß eine gewijje zeitliche Schranke für die Einführung folcher in Aftienunternehme 
ungen umgewandelter Privatunternehmungen eingeführt wirde, was durch den 
geitellten Antrag, in dem mamentlich vorgejehen jei, daß eine Jahresbilanz der 
Aftiengejellihaft vor der Zulaſſung der Aktien aufgejtellt und veröffentlicht fein 
müſſe, erreicht wiirde. 

Bon Seiten der Vertreter der verbündeten Negierungen wurde gegen dieſen 
Antrag das Bedenken erhoben, daß damit das Riſiko der Emiſſionsfirmen er— 
heblich geiteigert und Ddiejelben in Folge deſſen genöthigt werden würden, für 
diejed erhöhte Riſiko größere Gewinne zu beanspruchen und demgemäß den Eins 
führungsfurs entiprechend zu erhöhen. Außerdem würde eine einjährige Friſt 
nicht genügen, um dem Publikum ein zuverläſſiges Urtheil über die vorausjicht- 
lihe Entwideluna des Unternehmens als Aftiengejellihaft und den Werth der 
betreffenden Aktien zu verjchafften. Eine weitere Verlängerung diejer Frijt würde 
aber die Emijjionsthätigfeit auf dieſem Gebiete geradezu lahm legen, während 
doch die Umwandlung von Brivatunternehmungen in Aftiengejellichaften nachweisbar 
in einer Neihe von Fällen zur Bermeidung jchwererer Beeinträchtigungen des 
deutjchen Kapitals gedient habe. Vielfach würde das Publikum bei Annahme 
des Antrages gejchädigt werden, nämlich dann, wenn jich während diejes Jahres 
eine über die Erwartungen hinausgehende günftige Entwidlung des Unternehmens 
herausitellte, weil in diefem Falle der Emiſſionskurs der Aktien zweifellos eine 
eutjprechende Steigerung erfahren würde. 

Bon anderer Seite wurde diejen Ausführungen entgegengetreten und der 
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Auffafjung Musdrud gegeben, daß nur die Werthpapiere „völlig abgeflärter Unter 
uehmungen“ zum Handel an der Börje zugelaffen werden jollten, da das Publikum 
jelten in der Lage wäre, ſich ein zutreffendes Urtheil über die vorausjichtliche 
Entwicklung derartiger neuer Nftienunternehmungen zu bilden, und es richtiger 
jei, das Riſiko, welches während der eriten Jahre des Betriebes folder in Aktien— 
gejellichaften umgewandelten Privatunternehmungen unzweifelhaft beitände, auf die 
großen Emiffionsitellen zu übertragen, jtatt dafjelbe von dem Publikum tragen 
zu laſſen. 

Ein diefer Anficht entjprechender Antrag, die Friit für die Zulafjung neuer 
Ultienunternehmungen auf mindeitens 3 Jahre nach deren Eintragung ins Handels— 
regijter feitzufegen, wurde abgelehnt, und der $ 38a in der vorher angegebenen 
Faſſung angenommen, nachdem noch darauf hingewiefen worden war, daß durch 
den zweiten Abjat des $ 38a den Landesregierungen die Möglichkeit gegeben 
jei, in bejonderen Fällen die feitgejebte Friit zu ermäßigen oder ganz in Wegfall 
zu bringen. 

In der zweiten Lefung wurde von der Sublommijfion beantragt, den zweiten 
Abſatz redaktionell zu ändern und dahin zu faflen: 

„Sofern es ſich um gemeinmüßige Unternehmungen handelt, fann die 
Einhaltung der Friſt durch die Landesregierungen ($ 1) ganz oder theilweife 
erlafjen werden.“ 

Dagegen wurde von einer Seite der Antrag geitellt, den Eingang dieſes 
Abſatzes wie folgt zu faſſen: 

„sn befonderen Fällen fann die Einhaltung u. ſ. w.“ 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde darauf hingewiefen, daß der 
Ausdrud „gemeinnügige Unternehmungen” zu eng jei, um in allen Fällen, in 
denen die Abkürzung der Friſt durch die berechtigte Rückſichtnahme auf die allge= 
meinen Intereſſen geboten jei, diefe der Landesregierung zu ermöglichen. So 
3. B. jei die Ummandlung der Numänischen Eifenbahnen in eine Aktiengejellichaft 
durch ſchwerwiegende vaterländiiche Intereſſen geboten gewejen, weil andernfalls 
das deutſche Kapital jehr erhebliche Verluſte erlitten hätte. In folden bejonderen 
Fällen die Abkürzung der Friſt zu gejtatten, jei dringend geboten. 

Von den gleichen Erwägungen ging der von anderer Seite gejtellte Antrag 
aus, den Abſatz 2 des $ 38a wie folgt zu faſſen: 

„Die Einhaltung der Friſt kann durch die Landesregierungen ($ 1) in 
einzelnen bejonderen Fällen ganz oder theilweife erlafjen werden.“ 

Die Kommiſſion trat diefen Ausführungen bei und nahm den erjten der 
gejtellten Anträge und den ganzen $ 38a an, 


8 39. 


Zu 8 39 wurde von verjchiedenen Seiten für nothwendig bezeichnet, den 
jogenannten Handel „per Erjcheinen” zu verbieten. 

Zur Begründung dieſes Antrags wurde ausgeführt, daß der Handel per 
Erjcheinen in den meijten Fällen zu einer mehr oder weniger wilden Agiotage 
benußt würde. Durch diefen Handel würde es in vielen Fällen den Emiſſions— 
häufern ermöglicht, ihre zur öffentlichen Zeichnung ausgelegten Effekten an der 
Börje „per Ericheinen“ zu einem höhern als dem Emiſſionskurs zu verkaufen, 
jo daß dann die Zeichner leer ausgingen. Hierin Tiege eine Schädigung des 
großen Publikums, welches fih an der Zeichnung betheiligt hätte; denn vielfach 
jeien die Zeichner zur Beichaffung der Kaution andere Effekten zu veräußern 
genöthigt und hätten dann für ihre VBaarbejtände feine Verwendung, wenn dem: 
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nächit in Folge des Handels „per Erjcheinen“ auf die gezeichneten Aktien gar 
nicht oder nur wenig zur Bertheilung gelangte. Auch bei der Emittirung von 
Staatd: und Neichsanleihen habe jih der Handel per Erjcheinen als jtörend 
erwiejen, indem der Kurs per Erjcheinen unter den beabfichtigten Emijjionsfurs 
herabgedrüdt wurde und dadurd die Emifjionsitellen genöthigt wurden, um die 
Emifjion nicht zu gefährden, größere Mengen der per Erjcheinen an der Börje 
angebotenen Reichs- und Staatsanleihen aufzunehmen. 

Von anderer Seite wurde es als ein Bortheil des Handel3 „per Erjcheinen“ 
bezeichnet, daß derſelbe Jedem die Möglichkeit gewähre, ſich diejenigen Mengen 
von Werthpapieren, welche er zu haben wünjche, durch Gewährung eines ver— 
hältnißmäßig geringen Aufgeldes zu jichern. Dieſer Vortheil jei namentlich für 
das Privatpublifum von Bedeutung, welches bei den meijten Emiſſionen den Erfolg 
der Zeichnung gar nicht vorausjehen und demgemäß nicht beurtheilen fünnte, wie 
body von ihm die Zeichnung bemejjen werden müßte, wm denjenigen Betrag au 
Wertbpapieren, den er zu haben wünjce, auch in dev That zu erlangen. 

Die Kommiſſion war der Anficht, daß die Nachtheile des Handels „per 
Erjcheinen” ganz wejentlich die mit ihm verbundenen Bortheile überſtiegen, und 
nahm demgemäh den Eingang des 8 39 in folgender Fafjung an: 

„Für Werthpapiere, welche zur öffentlichen Zeichnung aufgelegt werden, 
darf vor beendeter Zutheilung an die Zeichner eine amtliche Feititellung des 
Preiſes nicht erfolgen. Geſchäfte vor diefem Feitpunft find von der Benutzung 
der Börjeneinrihtungen ausgejchloffen und dürfen von den Kursmaklern nicht 
vermittelt werden. Auch dürfen für jolche Geſchäfte Preiſe üffentlid oder in 
mechaniſch hergeitellten Preisliſten (Nurszetteln) nicht notirt werden.“ 

Ferner war die Kommiſſion der Anficht, daß die Folgen der Nichtzulafjung 
von Werthpapieren zum Handel näher präzijirt werden müßten, als ſolches im 
8 39 der Regierungsvorlage gejchehen, und daß ähnliche Beſtimmungen in diejer 
Beziehung zu erlafien jeien, als die Vorlage fie für den Börjenterminhandel 
vorgejehen habe. Selbjtverjtändlich könne nicht davon die Nede fein, Gejchäfte, 
welche über nicht zum Börjenhandel zugelafjene Werthpapiere abgejchloffen jeien, 
überhaupt zu unterjagen, wohl aber ſei e3 berechtigt und nothwendig, für folche 
Hejchäfte die Benußung der Börjeneinrichtungen unmöglich zu machen, deren 
Bermittelung durch die Kursmakler zu unterfagen und zu verhindern, daß jich 
troß der Nichtzulafjung ein gewerbsmäßiger Handel außerhalb der Börje organijire. 
Um Leßteres zu verhindern, wäre es zu verbieten, daß für Geſchäfte in nicht 
zugelafjenen Werthpapieren Breife öffentlid oder in mechanisch, hergeitellten Preis— 
lijten notirt würden. 

Die Kommiffion Schloß fich diefen Erwägungen an und nahm den Antrag, 
für nicht zugelafjene Werthpapiere in $ 39 folgende Bejtimmung zu treffen: 

„Für Werthpapiere, deren Zulaſſung zum Börjenhandel verweigert oder 
nicht nachgefucht ift, darf eine amtliche Fetitellung des Preijes nicht erfolgen. 
Geſchäfte in folhen Werthpapieren jind von der Benußung der Börjeneinricht 
ungen ausgejchloffen und dürfen von den Nursmaflern nicht vermittelt werden. 
Auch dürfen für folche Gejchäfte Preije öffentlich oder in mechanisch hergejtellten 
Preislijten (Rurszetteln) nicht motirt werden.“ 

an. 

Dabei wurde fonjtatirt, daß es ſich bei dem Verbote der Veröffentlichung 
von Preisliiten nur um im Inlande erichienene VBeröffentlihungen handele, daß 
dagegen fein Grund vorliege, auch die Veröffentlichung von Preisliiten in aus: 
ländijchen Zeitungen über im Auslande oder an ausländiichen Börjen bezahlte 
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Preije zu unterfagen. Sofern diefe Abficht nicht aus der Faſſung des Antrages 
jelbjt hervorginge, würde in der zweiten Leſung Veranlajjung genommen werden 
müjjen, diejen Zweifel Earzuftellen. 

Der Antrag, dem $ 39 folgende beide Abjäge hinzuzufügen: 

„Ebenfo ijt ein von der Mitwirkung der Börſenorgane unabhängiger 
Handel in jolchen Werthpapieren von der Börſe ausgejchlofien. 

„Ohne Genehmigung einer BörjenaufjichtSbehörde dirfen ſolche Werth: 
papiere Preiſe (Nurje) in öffentlichen Blättern oder in mechanisch hergeitellten 
Preisliſten (Kurszettelm) nicht notirt werden.“ 

wurde mit der Begründung zurüdgezogen, daß der bereit3 von anderer Seite 
über die Folgen der Nichtzulaffung von Werthpapieren gejtellte Antrag im Weſent— 
lihen das treffe, was mit dem vorerwähnten Antrage beabjichtigt ſei. 

In der zweiten Lejung wurde der von der Subkommiſſion gejtellte Antrag 
angenommen: 

den eriten Abjab des $ 39 als neuen $ 38b mit der Ueberſchrift „Handel auf 
Erjcheinen“ aufzunehmen und die beiden lebten Sätze dejjelben wie folgt zu faſſen: 

„Bor dieſem Zeitpunkt jind solche Gefchäfte von der Benutzung der 
Börjeneinrichtungen ausgeichlojien und Dürfen von den Nursmaflern nicht 
notirt werden. Auch dürfen für ſolche Geſchäfte Preisliiten (Nurszettel) nicht 
veröffentlicht oder in mechanisch hergeitellter Vervielfältigung verbreitet werden.” 

Ferner wurde in der zweiten Lejung beantragt, in dem nunmehr noch ver- 
bleibenden 8 39 den legten Zap im erſten Abjag wie folgt zu faſſen: 

„Auch dürfen ſolche an der Börſe abgeichlofjenen Geſchäfte Preisliſten 
(Kurszettel) nicht veröffentlicht oder in mechaniſch hergeſtellter Vervielfältigung 
verbreitet werden.“ 

Endlich wurde in der zweiten Lejung von einem Mitgliede der Kommiſſion 
beantragt, dem S$ 39 Abſatz 1 noc folgenden Zuſatz hinzuzufügen : 

„Joweit nicht die Börjenordnung für bejondere Fälle Ausnahmen geitattet.“ 

Zur Begründung diejes Antrages wurde ausgeführt, daß an vielen Börſen 
ein nihtamtlicher Handel in Ktreißobligationen, Obligationen von Kleinbahnen 
und ähnlichen Werthpapieren beitände, der unmöglich gemacht werden würde, 
wenn die Veröffentlihung von Kurſen für die über dieſe Wertbpapiere an der 
Börje abgefchlojfenen Gejchäfte unterfagt würde. 

Durch die Unterbindung diejes Handel3 würden nicht bloß die Intereſſen 
der betreffenden Nonmmmalverbände und Kleinbahnen, fondern auch die des 
Privatpublitums auf das Empfindlichite gejchädigt werden, da dadurch die Abjah- 
fähigkeit und ſomit der Werth folder Papiere erheblich beeinträchtigt werden 
würde. Da diefe Werthpapiere nur in jo geringen Mengen vorhanden jeien, 
daß ſie das für die Zulafjung zum Börjenhandel an den einzelnen Börjen vor— 
geichriebene Mindeitkapital nicht erreichten, jo ſeien diefelben von dem amtlichen 
Handel an den Börjen ausgefchlofien. In ſolchen Fällen, in denen die Zulaſſung 
zum Börfenhandel meiſt aus dem Grunde nicht nachgefucht fei, weil eine Ab— 
lehnung derjelben zu erwarten jtände, ſondern lediglich, weil das vorgejchriebene 
Mindejtkapital nicht erreicht fei, müſſe die Börfenordnung die Veröffentlichung 
der Kurſe für die an der Börſe abgejchloffenen Gejchäfte geitatten dürfen. Selbſt— 
verjtändlich Fönnten in der Börjenordnung nur die Grundjäge für die ausnahms— 
weife Zulafjung der Nurszettel enthalten fein, während die Anwendung Ddiejer 
Grundfäße auf den einzelnen Fall den Börjenorganen obliege. 

Die beiden zu $ 39 geitellten Anträge wurden angenommen. 

Dadurch, daß das Verbot der Veröffentlichung der Kurſe ji) mur auf die 
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an der Börje abgejchlofjenen Gejchäfte bezieht, it das in der eriten Lefung 
geäußerte Bedenken bezüglich der Veröffentlichung von Kurjen über im Auslande 
abgejchloffene Geſchäfte bejeitigt. 

Ferner wurde der Antrag geitellt, einen neuen Paragraphen folgenden 
Inhalt einzufügen: 

„Wenn Werthpapiere öffentlich zur Zeichnung angekündigt werden, fo 
it in der Ankündigung zu beitimmen, wie die Zutheilung im Falle der Ueber- 
zeichnung erfolgen joll, widrigenfalls die Zulaflung zum Börfenhandel abge: 
lehnt wird.“ 

Zur Begründung diefes Antrags wurde angeführt, daß die Emiffionshäufer 
vielfach völlig willtürlich bei der Zuteilung der zur Zeichnung ausgelegten 
Wertbpapiere an die Zeichner verführen. Sei die Nachfrage nach dem betreffenden 
Werthpapier eine große und eine wejentliche Steigerung der Kurſe zu erwarten, 
oder fei der Kurs bei dem Handel „per Erjcheinen“ ein höherer als der Zeich— 
nungsfurs, jo erhielten die Zeichner verhältnigmäßig wenig und es würde der 
größte Theil zu dem höheren Kurſe an der Börfe veräußert. Ebenſo fänden 
vielfach Begünftigungen befreundeter Häufer bei der Zutheilung jtatt, wenn eine 
Kursiteigerung für die einzuführenden Werthpapiere zu erwarten ſei, umgefehrt 
würden, wenn ein Rückgang in dem Kurſe zu befürchten jei, die Kleinen Zeichner 
vorwiegend berücjichtigt. Zur Beſeitigung diefer Mipitände fei die Angabe des 
Emijitonshaufes über die Art und Weife, in welcher es die Zutheilung im Falle 
der Veberzeihnung vorzunehmen beabjichtige, unerläßlich. 

Demgegenüber wurde von dem Präfidenten des Reichsbankdirektoriums auf 
die Schwierigkeiten hingewiejen, welche einer, eine jede Begünftigung ausjchließenden 
Bertheilung von Werthpapieren bei einer etwaigen Ueberzeichnung entgegenjtänden. 
Die Reichsbank habe wiederholt die Grundſätze für die Zutheilung auf Zeich— 
nungen von Reichsanleihen im Falle dev Ueberzeichnung ändern müſſen, ohne 
auch jetzt ſchon zu einem völlig eimmwandsfreien und jede Begünſtigung Einzelner 
ausjchließenden Verfahren gelangt zu fein. In Bezug auf diefes Verfahren erklärte 
der Präjident des NeichSbankdireftoriung, daß bei den Emiſſionen von deutjcher 
Neichsanleihe nach Feititellung der Sejantuntfumme der Zeichnungen der Anleihe— 
betrag auf die einzelnen Beichnungsitellen — die Neihsbant in Berlin mit ihren 
Sweiganjtalten und die als private Zahlungsitellen fungirenden ca. 120 Bank— 
firmen — nad) Ermefjen des Neichsbanf-Direktoriums vertheilt würde. In gleicher 
Weiſe erfolgte gemäß Proſpekt die Zutheilung an die Zeichner nach dem Ermefjen 
jeder BZeichnungsjtelle. Um jedoc) ein möglichit gleihmäßiges Verfahren zu er: 
zielen, würde den privaten Beichnungsitellen jtet3 mitgetheilt, nach welchen Grund 
jäben die Zutheilung bei den NeichSbanfanitalten erfolgte. Die Reichsbank jelbit 
hielte im Allgemeinen daran fejt, daß die Fleinen Zeichner den Betrag ihrer 
Zeichnung voll zugetbeilt erhalten. Die obere Grenze, bis zu welcher dies hätte 
gejchehen Fünnen, hätte in den lebten ſechs Jahren zwiichen 200 ME. und 
12000 ME, je nachdem die Anleihe mehr oder weniger überzeichnet worden 
wäre, gewechjelt; Zeichnungen über höhere Beträge wären im Verhältniß zu den 
überhaupt angemeldeten Zeichnungen berücjichtigt. Um das materielle Ziel einer 
gerechten Zutheilung thunlichjt zu erreichen, müßten bei jeder Emiſſion bejondere 
Anordnungen getroffen werden, welche — neben den im Allgemeinen maßgebenden 
Bahlenverhältniffen — dem Ermeſſen der Zeichnungsitellen im einzelnen Falle 
ziemlich weiten Spielraum ließen. Je mehr die Erfahrung lehrte, daß Zeich— 
nungen vorgefchobener Perjonen benußt oder größere Zeichnungen in Kleinere 
Beträge zerlegt würden, um jene Ziele zu vereiteln, deſto mehr hätte ſich die 
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Erweiterung des Ermeſſens als nöthig erwiejen. Den Banfanftalten würde 
empfohlen, diejenigen größeren Beträge, welche vorausfichtlid zu bleibender 
Kapitalsanlage bejtimmt wären, thunlichit zu bevorzugen und möglichjt voll zu 
berückſichtigen, ſpekulativen Zeichnern dagegen nur einen geringeren Betrag zus 
theilen. Ebenſo würden von der vorzugsweiſen Berüdjichtigung ſolche Zeichner 
ausgejchlojjen, welche in der Erwartung einer jtärferen Zutheilung unter eigenem 
oder fremden Namen größere Zeichnungen in verjdiedene kleinere Zeichnungen 
zerlegt hätten. 

Bon anderer Seite wurde der Tendenz des Antrags zugeitimmt, jedoch 
darauf hingewieſen, daß die in dem Gejegentwurf enthaltenen Bejtimmungen über 
das ehrengerichtliche Verfahren zu einer Verbeſſerung der gegenwärtigen Ver— 
hältnifje und zur Befeitigung der größten Mißſtände führen würden. Zweifellos 
ſei auch Schon nad dem gegemwärtigen Nechtszujtande das Emiſſionshaus, welches 
einen beſtimmten Betrag von Werthpapieren zur öffentlichen Zeichnung auslege, 
verpflichtet, diefen Betrag unter die Zeichner zu vertheilen, und machten Schein= 
zeichnungen durch das emittivende Haus ſelbſt vder durch Defreundete Häufer oder 
durch Angejtellte nicht blos das emittivende Haus zivilrechtlich verantwortlich, 
jondern diejelben jeien unter Umſtänden jogar jtrafrechtlich verfolgbar. Jedenfalls 
jeien derartige Manipulationen Handlungen, welche nach dem Gejeßentwurf der 
ehrengerichtlihen Ahndung unterliegen. Das Gleiche fei der Fall, wenn bei der 
Zutheilung Begünftigungen befreundeter Häuſer jtattfänden, ohne daß dieje Be- 
günftigungen allen Zeichnen, bei denen die gleichen Verhältuiſſe vorliegen, bewilligt 
würden. Sicherlich ſei es zuläflig, bei der Zutheilung in erſter Reihe ſolche 
Zeichner zu berüdjichtigen, welche die Werthpapiere als Kapitalsanlage zu erwerben 
beabjichtigten. Dagegen würde es als ein ehrengerichtlich zu ahndendes Ver— 
fahren angejehen werden müſſen, wenn bei einer unerwarteten Steigerung der 
Kurſe das Emiſſionshaus bei der Zutheilung der zur öffentlichen Zeichnung auf: 
gelegten Wertbpapiere nicht nach einheitlichen Grumdjägen verfahren, jondern 
befreundete Häuſer in erjter Reihe berüdjichtigen wollte. 

Nach diefen Erörterungen wurde der gejtellte Antrag zurücdgezogen. 

Endlich wurde beantragt, einen neuen 8 39b folgenden Inhalts einzufügen: 

„Für nicht zugelaffene Werthpapiere darf ohne Genehmigung einer 
BörfenauffichtSbehörde im öffentlichen Blättern oder mitteljt mechaniſch ber: 
gejtellter Zujchriften ein Proſpekt nicht veröffentlicht noch zum Ankauf oder 
Zeichnung folder Werthpapiere aufgefordert werden. Zuwiderhandlungen ziehen 
die Haftung gemäß $ 41 nad ſich.“ 

Diefer Antrag wurde damit begründet, daß auch die öffentliche Aufforderung 
zum Ankauf oder zur Zeichnung von Werthpapieren unterfagt werden müſſe, 
wenn von den im $ 39 angenommenen Bejtimmungen ein Erfolg im Intereſſe 
eines größeren Schußes des Publikums erwartet werden jollte. Ohne ein joldyes 
Verbot würde das Publikum zur Zeichnung von Aktien öffentlich aufgefordert 
werden können und würde jich vielleicht an der Zeichnung in der Annahme 
betheiligen, daß die aufgelegten Werthpapiere auch an der Börje gehandelt 
würden, ed würde dadurd, daß dies nicht der Fall, eine erheblide Schädigung 
feiner Interejjen erfahren. 

Von anderer Seite wurde darauf hingewiejen, daß nach den Beſtimmungen 
der meijten Börſen für die Zulafjung von Aktien zum Handel an denjelben eine 
bejtimmte Minimalgrenze des Aftienkapitals fejtgejegt fei, und daß jomit alle 
Altienunternehmungen, welche diefen Betrag nicht erreichen, völlig von dem Handel 
an der Börje ausgejchlojjen jeien. Eine öffentlihe Aufforderung zum Kauf von 
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Aktien jolcher Unternehmungen oder zur Zeichnung auf diefe Aktien zu verbieten, 
fönne in feiner Weife gerechtfertigt werden, zumal diefe Unternehmungen in hohem 
Maße ſolide jein könnten. Wolle man, worauf allerdings aus den in der Enquete— 
Kommiſſion näher dargelegten Gründen Werth zu legen fei, die Eleineren Aktien— 
unternehmungen an der Börſe ausjchließen, jo dürfe ihnen doch die Unterbringung 
der Aftien durch öffentliche Aufforderung nicht verſagt werden. Auch erjchienen 
häufig Aufforderungen zur Zeichnung auf Altien gemeinnügiger Unternehmungen, 
wie Volksbäder, Bauvereine u. ſ. w., deren Verbot weite Intereſſenkreiſe erheblich 
jhädigen würde. 
Nach diefen Darlegungen wurde der gejtellte Antrag abgelehnt. 


8 40. 


Bei $ 40 wurde von einem Mitgliede der Nommifjion auf die Noth— 
wendigfeit hingewieſen, Beſtimmungen darüber zu treffen, welcher Mindejtbetrag 
des Grundkapital für die Zulaffung von Aktien zum Handel an den einzelnen 
Börjen maßgebend fein ſolle. Schon jetzt hätten einzelne Börſen einen ſolchen 
Mindeitbetrag des Grundkapital feitgeitellt; diefer Betrag müfje aber für die 
größeren Börjen als zu gering angejehen werden. Insbeſondere fei für Die 
Berliner Börje eine wejentliche Erhöhung des auf eine Million feſtgeſetzten Mindejt- 
betrages geboten. Schon jebt jei die Zahl der an der Berliner Börje zum 
Börjenhandel und zur Notirung zugelaffenen Werthpapiere eine jo große, daß 
eine jahgemäße Nontrole über die Feſtſetzung der Börjenpreife völlig ausgeichloffen 
ſei. Much müſſe es für wirthichaftlich bedenklich erachtet werden, daß Kleinere 
Aktienunternehmungen in Provinzen, in deren Bezirk jelbjt Börſen vorhanden 
jeien, die Zulafjung ihrer Aftien zum Börjenhandel nicht an dieſen Provinzials 
börjen nachſuchten, jondern im jtetS jteigendem Umfange ſich an die großen Börjen 
herandrängten und die Zulafjung ihrer Aktien zum Handel an denjelben von den 
Börjenorganen bewilligt erhielten. 

Dadurd trete eine in hohem Maße bedenkliche Konzentrirung der gejfammten 
Geſchäfte in Berlin ein, während die Provinzialbörjen immer mehr und mehr 
an Bedeutung verlören. Dies jei um fo unerwünſchter, als die Beeinfluſſung 
der Kurſe von Aktien folcher Eleineren Unternehmungen an den großen Börjen 
durch unlautere Manipulationen viel leichter jei als an den Provinzialbörſen, 
deren Bejucher viel zuverläjliger über den finanziellen und wirthichaftlihen Stand 
der in ihrer Provinz belegenen Unternehmungen informirt jeien als die Mit» 
glieder der großen Börjen, für die dieſe provinziellen Unternehmungen immer 
nur eine untergeordnete Bedeutung hätten. Die Börſenenquete-Kommiſſion hätte 
demgemäß, don der Erwägung ausgehend, daß die Aktien von Fleineren Aktien— 
unternehmungen überhaupt zum Börjenhandel ungeeignet feien, befürwortet, den 
Mindeitbetrag des Grundfapitals für zum Börjenhandel zuzulafjende Unterneh: 
ungen auf eine halbe Million feſtzuſetzen und diejen Betrag für Frankfurt a. M. 
und Hamburg auf zwei und für Berlin auf drei Millionen zu erhöhen. Für 
die leßteren drei Börjen folle eine Ausnahme nur injoweit Platz greifen dürfen, 
als es ji um Unternehmungen handele, welche an diefem Orte ſelbſt oder in 
ihrer Nähe errichtet jeien. Wolle man num auch nicht diefe Vorſchläge der 
Börjenenquete-Nommijlion in das Geſetz jelbit aufnehmen, da immerhin eine 
Abweihung davon ſich im Laufe der Zeit als nützlich und zweckmäßig ergeben 
fönnte, jo jei es doch geboten, daß der Bundesrath ſich mit diefer Frage befafle 
und den Mindejtbetrag des Grundfapitals für die an den einzelnen Börjen zus 
zulafjenden Werthpapiere feitjeße. 
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Ebenfo ſei es geboten, auch den Mindejtbetrag der einzelnen Stüde der 
zum Handel an der Börfe zugelafjenen Werthpapiere feſtzuſetzen. E3 könne in 
feiner Weife gerechtfertigt werden, daß, während das deutjche Aftiengejeg den 
Mindejtbetrag der einzelnen Aktien, joweit es jich nicht um gemeinmüßige Unter: 
nehmungen handle, auf 1000 ME. feitiege, ein derartiger Mindejtbetrag für 
außerdeutjche Aktienunternehmungen nicht beitände, und daß demgemäß Aktien 
außerdeutjcher Unternehmungen von einem erheblich geringeren Betrage thatſächlich 
an den deutjchen Börjen zugelaffen würden. Aus den Berhandlungen über das 
Aftiengejet ginge hervor, daß man die Feſtſetzung des Mindeitbetrages der ein— 
zelnen Stüde, dev übrigens feiten$ der verbündeten Regierungen auf 5000 ME. 
in Vorfchlag gebracht war, allfeitig aus dem Grunde für nothwendig erachtet 
habe, um das ganz Feine Kapital von dem Erwerb ſolcher Aktien auszuſchließen. 
Diefer Geſichtspunkt jpreche noch mehr für eine Erhöhung des Mindeitbetrages 
ausländischer Aktien, weil bei den ausländischen Aktienunternehmungen diejenigen 
Sarantien nicht vorhanden jeien, die das deutjche Aktiengefch zum Schuße der 
Aktionäre gegeben hätte. Auch bei ausländischen Anleihen jei vielfach dev Mindeit- 
betrag der einzelnen Städte ein jo niedriger, daß das Kleinkapital dadurch geradezu 
zur Anlage in jolchen Werthpapieren verleitet wirde. Der hühere Preis, den 
vielfach die kleineren Stüde ausländischer Anleihen hätten, beweije, daß das Klein— 
fapital, verleitet durch die veriprochenen höheren Zinfen, vielfad Anlage in den- 
jelben fuchte. Aus diefem Grunde ſei e8 geboten, daß auch der Mindejtbetrag 
der einzelnen Stüde der zum Handel an der Börſe zugelafjenen Werthpapiere 
nach) Maßgabe der dargelegten Gejichtspunfte vom Bundesrath feſtgeſetzt würde. 
Um diejes zu erreichen, würde es jich empfehlen, den Eingang des $ 40 dahin 
zu fallen: 

„Die nähere Beſtimmung darüber, welcher Mindeitbetrag des Grund: 
fapital3 für die Zulafjung von Aktien zum Handel an den einzelnen Börjen 
maßgebend fein joll, jowie über den Mindejtbetrag der einzelnen Stüde der 
zum Handel an der Börje zugelaffenen Werthpapiere liegt dem Bundesrath ob“ 

und wurde ein diesbezüglicher Antrag in der Kommiſſion geitellt. 

Bon Seiten der Vertreter der verbündeten Negierungen wurde darauf hin— 
gewiejen, daß der Bundesrath aud, ohne die vorgejchlagene Bejtimmung ſich mit 
der Frage des für die Zulafjung von Aktien zum Börfenhandel maßgebenden 
Srundfapitals, jowie des Mindejtbetrages der einzelnen Stücde der zugelafjenen 
Werthpapiere befafjen umd hierauf bezügliche VBorjchriften erlaffen würde. Der 
gejtellte Antrag müſſe deingemäß als nicht nothwendig bezeichnet werden, unter: 
liege aber anderntheils Feinen wejentlichen Bedenken. 

Hierauf wurde der Antrag von der Nommifjion angenommen, dem in der 
zweiten Lejung folgende Faſſung gegeben wurde: 

„Der Bundesrath bejtimmt den Mindeitbetrag des Grundfapitals, welcher 
für die Zulaſſung von Aktien an den einzelnen Börjen maßgebend fein joll, 
jowie den Mindejtbetrag der einzelnen Stüde der zum Handel an der Börje 
zuzulajjenden Werthpapiere.“ 

Ebenjo wurde ein Antrag angenommen, dem $ 40 einen letzten Abſatz des 
Inhalts hinzuzufügen: 

„Die Befugnii der Landesregierung, ergänzende Beltimmungen zu treffen, 
wird hierdurch nicht berührt; dieje Bejtimmungen find dem Bundesrathe mit- 
zutheilen“, 

um außer Zweifel zu jtellen, daß, foweit allgemeine Beitimmungen über die Auf- 
gaben der YZulafjungsitelle und über die Vorausſetzungen der Zulaſſung vom 
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Bundesrathe nicht getroffen fein follten, die Qandesregierungen derartige ergänzende 
Beitimmungen zu erlajjen befugt ſeien. 
In zweiter Leſung wurde jedoch das Wort „Bundesrathe“ durch „Reichs— 
fanzler” erjebt. 
Endlich wurde bejchlofjen, die Bejtimmung in $ 40 der Vorlage: 
„Der Bundesrath iſt befugt, weitere Bejtimmungen über die Aufgaben 
der ulafjungsitelle und die Vorausſetzungen der Zulafjung zu treffen“ 
dahin zu ändern: 
„Weitere Beitimmungen über die Aufgaben der Zulafjungsitelle und die 
Borausfegungen dev Zulaffung trifft der Bundesrath“ 
um im Geſetze ſelbſt vorzujehen, daß, joweit ein Bedürfniß zum Erlaß weiterer 
Beſtimmungen in der angedeuteten Nichtung für ganz Deutjchland vorhanden jei, 
ſolche auch thatſächlich erlafjen werden. 


8 41. 


Zu 5 41 gab die Frage, in weldem Umfange die Emifjionshäufer für den 
Inhalt des Projpektes verantwortlich gemacht werden follten, zu einer eingehenden 
Erörterung Beranlaffung. 

Bon einer Seite wurden die Beitimmungen in dem Geſetzentwurf bezüäglich 
der Haftung der Emiflionshäujer fir ungenügend erklärt, um einen wirkjanen 
Schutz für dad Publikum gegen die Einführung unfolider Werthpapiere zu 
gewähren. Wenn das Handelögefegbuch im Allgemeinen vorjdhriebe, daß jeder 
Kaufmann bei Handlungen, durd) die die Intereſſen Anderer gejchädigt würden, 
für die Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns zu haften hätte, 
jo läge fein Grund vor, die Emijjionshäufer von diejen allgemeinen Grundjaß 
auszunehmen und ihnen eine geringere Haftung aufzuerlegen. Die Haftung für 
grobes Verſchulden, ſoweit es jih um unrichtige Angaben in dem Projpeft handle, 
und für Böslichkeit, jofern nur die Unvollftändigfeit im Projpekt in Frage komme, 
ſei entjchieden nicht ausreichend; es müſſe verlangt werden, daß die Emiſſions— 
häujer, welche Werthpapiere emittirten, in Bezug auf die Nichtigkeit und Voll— 
jtändigfeit der in dem Proſpekt enthaltenen Angaben die gleihe Sorgfalt anzu— 
wenden verpflichtet feien, als wenn es jich um den Erwerb von Werthpapieren 
für eigene Nechnung handle; diefe Sorgfalt jei die eines ordentlichen Kaufmannes. 
Die Haftung für eine folche Sorgfalt fünne um fo eher verlangt werden, als die 
Emijjionen meiftens ſehr erhebliche Gewinne den Emijfionshäufern abwürfen. 

Demgemäh wurde der Antrag geitellt: 

in $ 41 Saß 1 die Worte: „ohne grobes Berjchulden” zu erjeßen durch die 
Worte: „bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns“ 
und ferner den lebten Cab des erſten Abjahes, wie folgt, zu faſſen: 

„Das Gleiche gilt, wenn der Proſpekt in Folge der Fortlafjung weſent— 
liher Thatjachen unvollftändig it und dieſe Unvollitändigfeit auf böswilligem 
Verſchweigen oder auf der Auferachtlaffung der Sorgfalt eines ordentlichen 
Raufmanns beruht.” 

Bon den Vertretern der verbündeten Negierungen und von anderen Mit— 
gliedern der Kommiſſion wurde diefer Antrag entjchieden bekämpft. Schon die 
Negelung der Haftung der Emifjionshäufer, wie fie die Vorlage in Ausjicht 
nehme, hätte bei den Emiſſionshäuſern ernſte Bejorgnifje hervorgerufen, und es 
müßte befürchtet werden, daß, wenn diefe Haftung in der vorgejchlagenen Weife 
verschärft würde, die Emiflionsthätigfeit im Inlande auf das Erheblichite beein- 
trächtigt und gejchädigt werden würde. Außerdem fei zu fürchten, daß eine ders 
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artige Verfchärfung der Haftung die ſoliden Emiſſionshäuſer veranlafjen würde, 
fi) von der Emifjionsthätigkeit überhaupt ganz zurüdzuziehen, und daß dann 
die Emijfionen in weniger jolide und weniger leiltungsfähige Hände gelangen 
wiirden. Dieſes widerjpräce aber fowohl den allgemeinen Intereſſen, wie aud) 
den Intereſſen des anlagebedürftigen Publikums. Bejonders jei es umbillig, die 
Emijjionshäufer auch in Bezug auf die Unvollitändigfeit des Proſpekts für die 
Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns haften zu lafjen. Nach 
den Bejchlüffen der Kommiſſion zu $ 36 habe die Zulafjungsitelle die Aufgabe 
und die Pilicht, dafür zu forgen, daß das Publikum über alle zur Beurtheilung 
der zu emittirenden Werthpapiere nothwendigen Thatjachen und rechtlichen Ver— 
hältnijje ſoweit als möglich informirt werde, und bei Unvolljtändigfeit der Ans 
gaben die Emiſſion nicht zuzulafien. Wenn alle Zulafjungsitellen, die nach den 
Beichlüffen der Kommiſſion zur Hälfte aus Mitgliedern zu beitehen hätten, Die 
nicht ins Börfenregifter eingetragen, alſo am Börjenhandel nicht gewerbsmäßig 
betheiligt jeien, ihre Schuldigfeit thäten, könne in Zukunft der Fall, daß Proſpekte, 
welche die zur Beurtheilung nmothwendigen Angaben nicht enthielten, überhaupt 
faum mehr vorfommen. Erkenne aber die Zulafjungsitelle durdy die Zulafjung 
eines Werthpapieres zum Börfenhandel an, daß in dem Proſpekt alle zur Be: 
urtheilung des Werthes desjelben nothiwendigen Angaben enthalten jeien, jo könne 
man unmöglich hinterher die Emiſſionshäuſer wegen Unvollitändigfeit des Proſpekts 
mit der Behauptung in Anſpruch nehmen, daß dieſe Unvolljtändigfeit auf der 
Außerachtlaſſung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns beruhe. Die Vorlage 
ginge bis an die äußerjte Grenze dejjen, was ohne empfindliche Störung der 
gefammten Emijjionsthätigfeit verlangt werden fünne, zumal nicht außer Acht 
gelajjen werden dürfe, daß die Prüfung, ob bei der Unrichtigfeit und Unvoll— 
jtändigfeit der Angaben in dem Proſpekt die Sorgfalt eines ordentlichen Kauf: 
manns verlegt ſei, vielfach exit längere Zeit nach der Emijjion jtattfände und 
die Gefahr vorliege, daß der Nichter ſich durch Thatjachen in feinem Urtheile 
bejtimmen lafjen wirde, welche nicht zur Zeit der Emiflion, ſondern erjt hinterher 
jich als wejentlicy für die Beurtheilung des Unternehmens herausgeitellt hätten. 

Die Mehrheit der Kommiſſion ſchloß ſich dieſen Erwägungen an, ſoweit e3 
jih um die Unvolljtändigfeit der Angaben in dem Proſpekt handele, und lehnte 
die beantragte Aenderung de3 zweiten Sapes des $ 41 demgemäß ab. Dagegen 
war jie der Ansicht, daß in Bezug auf die Nichtigkeit der Angaben die Forderung 
der Anwendung der Sorgfalt eines ordentlihen Kaufmannes durchaus berechtigt 
fei, und nahm den hierauf bezüglichen Theil des geitellten Antrags an. 

Ebenfo wurde ein von einem Mitglied der Kommiſſion gejtellter Antrag, 
dem $ 41 als zweiten Satz folgende Beltimmung hinzuzufügen: 

„Die Erjagpflicht erſtreckt ſich auf diejenigen, welche die Werthpapiere 
in den Verkehr eingeführt haben“, 
angenommen. 

Diejer Antrag wurde damit begründet, daß namentlich bei der vorgeschlagenen 
Berjchärfung der Haftung der Emifjionshäufer dieje dazu übergehen Eönnten, für 
die Einführung der Werthpapiere in den Verkehr befondere Anjtalten (Aktien— 
unternehmungen) zu errichten, die, mit einem geringen Kapital ausgejtattet, von 
den Emiſſionshäuſern die gefammte Emiſſion übernehmen und dann ihrerjeits in 
den Verfehr bringen würden. Auf diefe Weiſe würde Sich die Bejtimmung in 
Abſatz 1 über die Haftung der Emilfionshäufer umgehen lajjen, indem dann 
nicht die Emiflionshäufer, jondern die zu dem bejonderen Zweck errichteten An- 
jtalten die Werthpapiere in den Verkehr einführen würden. 
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Von anderer Seite wurde diefem Antrage entgegengehalten, daß durch die 
Beitimmung in Abjag 2 der Vorlage, wonach die Erſatzpflicht der Emiſſions— 
häufer dadurd nicht ausgeichlojfen wirde, daß der Projpeft die Angaben als 
von einem Dritten herrührend bezeichnet, die Interejjen des Publikums genügend 
geihigt würden und daß es namentlich auch verhindert würde, daß die Emiffions- 
häuſer, wie es jebt in der Negel geſchähe, den wejentlichen Inhalt des Proſpektes 
jelbjt dur einen Anderen unterzeichnen ließen, ſich felbit aber nur auf die Er— 
Härung bejchränften, daß ſie auf Grund des obigen Profpektes die Einführung 
der betreffenden Werthpapiere zum Börfenhandel in Antrag bräcdten. Da nad 
der Beſtimmung in Abjab 1 ferner die Emittenten allen Beſitzern eines folchen 
Werthpapieres für den Schaden hafteten, welcher denjelben durch die Unvichtigfeit 
und Unvolljtändigfeit des Proſpektes unter der in diefem Paragraphen angegebenen 
Borausjeßung entjtanden jei, jo beftände die Haftung der Emiſſionshäuſer auch 
ohne die vorgejchlagene Beltimmung allen Belikern der Werthpapiere gegenüber, 
gleichgültig, ob Diejelben die Werthpapiere direft vom Emijjionshaufe oder von 
einem Anderen erworben hätten. 

Die Bertreter der verbündeten Negierungen tiefen außerdem darauf hin, 
daß nac der Begründung zu $ 41 des Entwurfs auc) diejenigen, welche ſich 
der Unterzeichner des Proſpekts als vorgejchobener Perfonen bedient haben, der 
Haftung unterliegen. Der vorliegende Antrag, welcher jene Bemerkung in den 
Motiven gejeblich feitlegen wolle, erreiche dies feineswegs, trage vielmehr das 
Moment der (nad) Genehmigung des Profpektes erfolgenden) Einführung hinein, 
welches hier nicht verwerthbar erjcheine, 

Der Abjab 2’ de8 S 41 wurde von der Kommiſſion angenommen. 

In der zweiten Lejung wurde don einer Seite zu $ 41 die Wiederher- 
jtellung der Negierungsvorlage, d. h. die Beichränfung der Haftung des emit- 
tivenden Bankhauſes auf „grobes Verschulden” und nicht, wie in der erjten 
Leſung bejchloffen, für die Sorgfalt eines ordentlihen Naufmannes befürwortet. 
Unter Bezugnahme auf die in der eriten Lejung gegen den Beſchluß der Kom— 
million auf Verfchärfung der Haftung der Emifftonshäufer angeführten Gründe 
wurde nod) darauf bingewieien, dal das Publikum ein dringendes Intereſſe habe, 
die Emijjionsthätigfeit in den Händen der eriten und vornehmiten Banfhäufer zu 
belaſſen. Erwäge man, um welche erheblihe Summen es jich handele, und daß 
ein unglücdlicher Prozeß vielleicht die Vermögen ſämmtlicher emittivender Bank— 
häuſer verjchlingen würde, jo jei es durchaus begreiflich, daß die Bankhäuſer der 
durch den Beichluß der Kommiſſion bewirkten wejentlichen Berjchärfung ihrer 
Haftung mit ernjter Sorge entgegenfähen. Es ſei ja an fich möglich, auch bei 
Anleihen, die an verichiedenen inländischen oder ausländiichen Börfen zur Ein- 
führung gelangten, die Haftung auf diejenigen Stücde zu beichränfen, welche von 
dem Emifjionshaufe an der betreffenden deutjchen Börſe eingeführt würden. Es 
jeien auch vereinzelte derartige Fälle vorgekommen, daß von einer großen aud) 
an außerdeutſchen Börjen gehandelten Anleihe an den deutſchen Börjen nur 
gewiſſe Stüce zum Börjenhandel zugelaffen jeien, was zur Folge habe, daß in 
diefen Fällen fich die Haftung der Emiſſionshäuſer nur auf die von ihnen ein— 
geführten, an den deutjchen Börfen zugelafjenen Theilbeträge befchränfe. Es liege 
aber auf der Hand, daß die Emifjionshäufer nur ausnahmsweife dazu übergehen 
fönnten, die an den deutjchen Börfen zur Einführung gelangten Werthpapiere 
auf beſtimmte Theilbeträge der gefammten Anleihe zu bejchränfen. Würde eine 
derartige Geihäftspraris die Regel bilden, jo würde der ganze Börjenverfehr 
auf das Erheblichite erſchwert und wejentlich geichädigt werden. Im Allgemeinen 


710 Bericht der IX. Kommiſſion des Neichstags 


müßten alfo die Emifjionshäufer, obwohl fie an den deutjchen Börfen nur Theil- 
beträge der Anleihen einführten, doch die gejammte Anleihe zum Handel an der 
Börſe zuzulaffen beantragen. Hierdurch würde ihre Haftung ganz außerordentlich 
gefteigert und empfehle ſich deßhalb auch ſchon von diefem Geſichtspunkte aus die 
Beichränfung der Haftung der Emiſſionshäuſer auf grobes Verſchulden, ſoweit es 
fich um Umvichtigfeiten in den Proſpekten handele. 

Bon anderer Seite wurde wiederholt auf die jchweren Verlufte hingewieſen, 
die durch die Einführung unfolider Wertbpapiere das deutſche Kapital erlitten 
hätte, um die von der Kommiſſion in der erjten Leſung bejchlofjene Verihärfung 
zu rechtfertigen. 

Die Kommiffion nahm den Antrag und damit die Wiederheritellung der 
Vorlage der verbündeten Regierungen an. 

Zu $ 41 wurde ferner im der zweiten Lefung der Antrag geitellt, den don 
der Kommiſſion befchlofjenen Abjag 2 zu jtreichen und jtatt deſſen in Abſatz 1 
Beile 4 und lebte Zeile hinter den Worten „welche den Proſpekt erlafjen haben“ 
hinzuzufügen: „jowie diejenigen, von denen der Erlaß des Proſpekts ausgeht“. 
Zur Begründung diefes Antrages wurde darauf hingewiefen, daß durd) die be= 
ichlofjene Beltimmung der Benubung anderer, weniger folventer Banfhäujer zu 
dem Zwed, um die eingeführten MWerthpapiere in Verfehr zu bringen, nicht vor— 
gebeugt werde, daß aber andererjeits Perjonen für die Angaben in dem Proſpekt 
verantwortlich gemacht würden, die mit denfelben gar nicht in Verbindung jtänden. 

Der Abjicht, nicht blos diejenigen, welche den Proſpekt thatfächlich erlafjen 
hätten, fondern auch diejenigen, welche ſozuſagen hinter dem Proſpekte jtänden, 
für die einzuführenden Werthpapiere und den Inhalt des Proſpekts verantwortlich 
zu machen, würde der gejtellte Antrag mehr entfprechen; nad) diefem würden alle 
diejenigen, von denen der Proſpekt ausgehe, d. h. welche als Urheber des Pro— 
ſpektes anzujehen jeien, haftbar fein. 

Hierbei wurde fonftatirt, daß als ſolche Urheber des Proſpekts ſelbſtverſtändlich 
nicht diejenigen angejehen werden könnten, welche dem Emifjionshaufe das Material 
für die Aufitellung des Proſpekts geliefert hätten, da diefe zu dem Profpeft jelbit 
in gar feiner Beziehung jtänden. 

Die Kommission ſchloß fi diefen Ausführungen an und nahm die gejtellten 
Anträge an. 

Ferner wurde von einem Mitgliede der Kommiſſion der Antrag geftellt, 
dem $ 41 als Abſatz 3 hinzuzufügen: 

„An Stelle des Schadenserfages kann auf Zuerkennung einer Geldbuße 
erfannt werden. Für die Buße haften die zu derjelben Werurtheilten als 
Geſammtſchuldner.“ 

Dieſer Antrag wurde damit begründet, daß es wünſchenswerth ſei, auch in 
ſolchen Fällen, in denen der ſtrikte Nachweis eines Schadens nicht gelungen ſei, 
dem Richter die Möglichkeit auf Zuerkennung einer Geldbuße zu geben. 

Der Antrag wurde jedoch von den Vertretern der verbündeten Regierungen 
mit dem Hinweis darauf bekämpft, daß die Geſetzgebung bisher eine ſolche Buße 
nur im jtrafrechtlichen Verfahren kenne und daß die Beitimmung jedenfalls nicht 
zu einer Berfhärfung der Erjaßpflicht der Emifjionshäufer dienen würde, 

Der Antrag wurde hierauf abgelehnt. 


8 42. 


Zu 8 42 wurde der Antrag gejtellt, daß die Erfagpflicht nicht bios auf 
diejenigen Stüde, welche auf Grund des Proſpekts zugelaffen jeien, beſchränkt 
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bleiben, jondern auch auf diejenigen ausgedehnt werden jollte, welche über den 
im Projpeft angegebenen Betrag hinaus in den Handel gebracht jeien. 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde ausgeführt, daß es für das 
Publikum häufig jchwierig fein würde, zwijchen denjenigen Stüden, welche auf 
Grund des Proſpektes zugelafien, und jolchen, welche anderweit in den Handel 
gebracht jeien, zu unterjcheiden, und daß deßhalb die vorgeichlagene Erweiterung 
der Erjagpfliht durch die Rückſichtnahme auf die Intereſſen des Publikums ge= 
boten jei. 

Dem gegenüber wurde von anderer Seite darauf bingewiejen, daß die 
Vorlage in richtiger Weife die Haftung der Emiffionshäufer bejchränfe, da den— 
jelben eine Haftung für ſolche Werthpapiere, die von ihnen gar nicht an der 
Börje eingeführt jeien, unmöglich aufgebürdet werden könnte; oft käme es vor, 
daß nur ein geringer Theil einer Anleihe an der deutjchen Börje eingeführt fei 
und dab es in hohem Grade unbillig wäre, das Emifjionshaus für die gefammte, 
vielfad Hunderte von Millionen umfafjende Anleihe haften zu lajfen; dazu käme, 
daß eine derartige Beſtimmung ganz überwiegend dem Auslande zu Gute kommen 
würde, welches ſich in der Lage befände, beim Gintritt einer Kriſis umd eines 
erheblichen Kursrücdgangs die betreffenden Werthpapiere durch ein im Inlande 
abgeſchloſſenes Geſchäft an einen Inländer zu veräußern, und damit das inländiſche 
Emiſſionshaus für die geſammten Beträge verantwortlich zu machen. 

Nach diefen Darlegungen wurde der Antrag abgelehnt. Der fernere Antrag, 
den Abjag 2 des $ 42, wie folgt, zu faſſen: 

„Der Erfagpflichtige kann der Erjaßpflicht (Buße) dadurch genügen, daß 
er das Werthpapier gegen Erjtattung des von dem Beſitzer nachgewieſenen 
Erwerböpreijes nebſt 5 Prozent Zinjen für dieDauer der Bejiß- 
zeit des Lebteren übernimmt“ 

wurde dom Antragiteller zurüdgezogen, nachdem darauf Hingewiefen war, daß 
derjelbe in vielen Fällen, insbejondere dann unbillig fei, wenn für Werthpapiere, 
welche an deutjchen Börjen zur Einführung gelangt jeien, einige Jahre hindurd) 
vielleicht erheblich höhere als die landesüblihen Zinfen gezahlt ſeien. Auch 
würde eine derartige Vorſchrift es nothwendig machen, daß von dem Beſitzer der 
Beitpunft des Erwerbs der betreffenden Werthpapiere nachgewiejen würde, was, 
da in dem Schlußjchein wohl nie die betreffenden Nummern angegeben jeien, in 
den jelteniten Fällen gelingen würde, 

Endlid wurde der Antrag gejtellt, den lebten Sat des Abſatzes 3 des $ 42: 

„Sleiches gilt, wenn der Beſitzer des Papieres bei dem Erwerbe die 
Unrichtigfeit oder Unvolljtändigfeit der Angaben des Profpelts bei Anwendung 
gewöhnlicher Sorgfalt kennen mußte, und die Unrichtigkeit oder Unvolljtändig- 
feit jener Angaben nicht auf böslichem Verhalten derjenigen beruht, welche 
den Proſpekt erlajjen haben“ 

zu jtreichen. 

Zur Begründung diejes Antrages wurde ausgeführt, daß es unbillig jei, Die 
Haftung der Emifjionshäufer auszuschließen, wenn der Beſitzer des Werthpapieres 
bei defjen Erwerb die Unrichtigkeit oder Unvolljtändigfeit der Angaben in dem 
Projpekte bei Anwendung gewöhnliher Sorgfalt hätte kennen müfjen. 
Würde berücjichtigt, da die Erwerber folder Werthpapiere häufig einen niedrigen 
Bildungsgrad und geringe Gejchäftserfahrung hätten, jo könne von ihnen die 
Anwendung gewöhnlicher Sorgfalt bei dem Erwerbe der Werthpapiere um jo 
weniger verlangt werden, al3 nach der Vorlage ſowie den Beſchlüſſen dev Noms 
miffion die Haftung der Emiffionshäufer bei Unvolljtändigfeit des Proſpelts nur 
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bei böslihem Verfchweigen oder bei bösliher Unterlafjung einer ausreichenden 
Prüfung jtattfinde, 

Bon anderer Seite wurde dieſem Antrage entgegengebalten, daß derjelbe 
über das beabjichtigte Ziel, die weniger gejchäftsgewandten Bevölferungsklafjen 
zu ſchützen, Hinausgehe, indem bei der beantragten Streihung der Bejtimmung 
der Emittent auch Kaufleuten und Bankiers gegenüber, die die gleiche Geſchäfts— 
erfahrung hätten wie er jelbit, bafte, wenn auch diefe Bankiers bei der Anwen— 
dung der gewöhnlichen Sorgfalt die Unrichtigkeit und Unvolljtändigfeit der Angaben 
in dem Profpeft hätten Fennen müſſen, ja jogar, wenn ihnen in diejer Beziehung 
ein grobes Verſchulden zur Lajt fiele. Auch letzteres fünne jehr wohl vorfonmen, 
insbefondere, wenn es ſich um Emiflionen handele, um welche mehrere konkurrirende 
Bantiersgruppen ſich beworben hätten, von Denen eine jede die gleichen Erheb— 
ungen über die für die Beurtheilung der Sicherheit maßgebenden thatjächlichen 
und rechtlichen Verhältnifje veranjtaltet habe. Wolle man dem, dem Antrage 
auf Streihung der genannten Beſtimmung zu Grunde liegenden Gedanken gerecht 
werden, jo fünne man wohl jo weit gehen, die Haftung der Emiſſionshäuſer 
infomweit zu bejeitigen, als die Bejiger der Werthpapiere bei dem Erwerb der— 
jelben die Unrichtigfeit oder Unvollitändigfeit der Projpekte bei Anwendung ders 
jenigen Sorgfalt, die jie in ihren eigenen Angelegenheiten zu beobachten pflegen, 
hätten kennen müſſen. 

Nach dieſen Erörterungen wurde der Antrag angenommen, indem ſich die 
Kommiſſion vorbehielt, der Beſtimmung in der zweiten Leſung eine den letzten 
Ausführungen gerecht werdende anderweitige Formulirung zu geben. 

In Gemäßheit dieſes Vorbehalts wurde in der zweiten Lejung beantragt, 
dem Abſatz 3 folgende Worte hinzuzufügen: 

„Sleiches gilt, wenn der Beliger des Papiers bei dem Erwerbe die 
Unrichtigfeit der Angaben des Proſpekts bei Anwendung derjenigen Sorgfalt, 
welche er in eigenen Angelegenheiten beobachtet, fennen mußte, es fei denn, 
daß die Erjagpflicht durch bösliches Verhalten begründet ijt,* 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde darauf bingewiejen, daß bereits 
in der eriten Lejung Bedenken gegen die völlige Streichung des letzten Satzes 
des Abſatz 3 der Vorlage geäußert und auch von denjenigen, welche die Streichung 
beantragt hätten, die Nothivendigfeit anerkannt fei, einen gewiſſen Schuß dagegen 
zu Schaffen, daß die Emifjionshäufer nicht von jolchen Perfonen in Anfpruch ges 
nommen twirden, don denen man erwarten fünnte, daß jie ein ebenjo zutreffendes 
Urtheil über die Sicherheit der zur Einführung gelangten Werthpapiere haben 
könnten und müßten, wie die Emittenten jelbjt. Wenn die Streihung des Teßten 
Abſatzes von dem Gefichtspunft aus gerechtfertigt worden fei, daß man von den 
weniger gebildeten und weniger gejhäftsgewandten Bevölferungsklaffen bei Erwerb 
von Werthpapieren die Anwendung einer gewöhnlichen Sorgfalt nicht verlangen 
fönne, jo jei durch den geitellten Antrag diefer Auffafjung volle Rechnung ge 
tragen. Derjelbe unterjcheide jich von der Negierungsvorlage dadurch, daß er 
nicht mie dieſe allgemein die Anwendung der gewöhnlichen Sorgfalt verlange, 
jondern nur die Anwendung derjenigen Sorgfalt, welche der angeblicd; Gejchädigte 
in eigenen Angelegenheiten beobachte, und daß in Folge deſſen die Sorgfalt, zu 
der der Einzelne verpflichtet fei, nad) Maßgabe der befonderen Verhältnifje des— 
jelben verjchieden normirt jei. 

Die Kommiſſion jchloß ich diefen Ausführungen an und nahm den gejtellten 
Antrag an. 

Der Antrag auf Wiederheritellung der Vorlage wurde zurücgezogen. 
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S 43 u. 44. 

Dei $ 43 wurde der Antrag geitellt, den Erſatzanſpruch bereits in drei 
Jahren an Stelle von fünf Jahren verjähren zu laffen, indem darauf hinge- 
wiejen wurde, daß bei einer Friſt von fünf Jahren es überhaupt jchwer fein 
würde, die Verhältniffe, wie fie zur Zeit der Emifjion der betreffenden Werth: 
papiere gelegen hätten, fejtzuftellen, und da auch eine Haftung während dreier 
Jahre einen volljtändig ausreichenden Schub für das Publikum gegen die Ein— 
führung unfolider Werthpapiere bilde. 

Der Antrag wurde von den Vertretern der verbündeten Negierungen mit 
einem Hinweis darauf bekämpft, daß nad) den jtattgehabten Ermittelungen in 
zahlreichen Fällen die eingeführten Werthpapiere in den eriten Jahren ihre Zinjen 
bezahlt hätten umd erſt nach dem Ablauf von drei Jahren nothleidend geworden 
feien, und jodann von der Kommiſſion abgelehnt. 

Demnächſt wurde der $ 43 und auch der $ 44 in der Faſſung der Vorlage 
angenommen. 


Ss 44a. 


In der zweiten Lefung wurde von einem Mitgliede beantragt, hinter dem 
S 44 einen neuen $ 44a des Inhalts aufzunehmen: 

„Für die Entjcheidung der Anfprüche aus den SS 41 bis 44 ijt ohne 
Nücjicht auf den Werth des Streitgegenitandes ausjchliehlid das Landgericht 
des Ortes zuftändig, an deſſen Börſe die Einführung des Werthpapieres er- 
folgt iſt. Beſteht an diefen Landgericht eine Kammer für Handelsfacdhen, jo 
gehört der Nechtsjtreit vor dieje. Die Nevifion, ſowie die Beſchwerde gegen 
Enticheidungen des OberlandesgerichtS geht an das Neichsgericht.“ 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde zunächſt darauf hingewiejen, daß 
ſich im Börjenjtenergeje die gleiche Bejtimmung finde, welche den Zweck habe, 
die Entſcheidung prinzipieller Fragen — denn um folche handele e3 fich bei der 
Börjeniteuer ausschließlich — den betreffenden Landgerichten und namentlich den 
an dieſen befindlichen Kammern für Handelsjachen zu übertragen. Auch bei der 
Haftung der Emiffionshäufer liege ein dringendes Bedürfniß zum Erlaß der 
Beitimmung vor. ES liege auf der Hand, daß die Gerichte an denjenigen Orten, 
an denen Börfen beftänden, die VBörfenverhältniffe richtiger zu beurtheilen ver— 
mögen, al3 feine Amtsgerichte, welche fait nie in die Lage fümen, aus Börſen— 
geichäften herrührende Streitigkeiten zu entjcheiden. Im Intereſſe einer zuverläfiigen 
und einheitlichen Rechtiprechung liege e$ demgemäß, in den hier in Frage kommenden 
Nechtsitreitigfeiten die Entjcheidung dem am Sit der Börſe befindlichen Land- 
gerichte, und wo bei diefem eine Nammer für Handelsſachen bejtände, dieſer 
Kammer zu übertragen. Bei diefer Negelung würden die Emijfionshäufer davor 
geihüßt werden, daß jedes beliebige Amtsgericht zur Enticheidung der Frage, ob 
nach Maßgabe der gejeplichen Bejtimmungen der Anspruch auf Erfaß des Schadens 
wegen Unrichtigfeit und Unvolljtändigkeit des Proſpektes begründet jei, angerufen 
werden könne. Namentlich die Mitwirkung der Kammer für Handelsjachen biete 
eine gewiſſe Gewähr dafür, daß der Nichter über die bei der Einführung der 
Werthpapiere vorhandenen thatjächlichen und rechtlichen Verhältniſſe ſachgemäß 
informirt werde. 

Die Kommiffion nahm den Antrag an. 

Vor Eintritt in die Berathung über Abſatz IV der Vorlage „Börfentermins 
handel“ wurde von Mitgliedern der Kommiſſion der Wunjch geäußert, eine Zus 
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jammenjtellung der an den einzelnen Börfen auf Zeit gebandelten Waaren und 
Werthpapiere zu erhalten. Dieſem Wunſch wurde von den Vertretern der ver— 
bündeten Negierungen entſprochen. Der Inhalt diefer Zufanmenjtellung ijt nach— 
jtehend zum Abdrud gebradt. 


1. Bufammenftelung der an den einzelnen deutfchen Börfen auf Termin 
gehandelten Produkte: 


Berlin: Rohſpiritus, Weizen, Noggen, Hafer, Mais, Noggenmehl, rohes 
Rüböl, vaffinirtes Petroleum. 

Breslau: Noggen, Hafer, Spiritus, Rüböl. 

Danzig: Spiritus, Weizen, Noggen. 

Köln: Weizen, Noggen, Rüböl. 

Königsberg: Spiritus. 

Magdeburg: Nobzuder, granulirter Zuder. 

Rofen: Spiritus. 

Stettin: Weizen, Roggen, Rüböl, Spiritus. 

Leipzig: Kammzug. 

Mannheim: Getreide, 

Bremen: Baumwolle. 

Hamburg: raffinirtes amerikanisches Petroleum, voher Kartoffelſpiritus, Kaffee 
(Santos), Rüben-, Nohzuder (1. Produkt), granulirter und KryitalleZuder. 


2. Bufammenflellung der in Berlin auf Zeit gehandelten und amtlich 
notirten Papiere. 


Die nachſtehend bezeichneten Papiere werden nahezu ausnahmslos auch in 
Frankfurt oder Hamburg oder an beiden Plätzen auf Termin gehandelt. 











Benennung der Papiere Rapitalbetrag 





A. Deutſche Fonds. 


Deutiche 3%foige Neichsanleibe.- - > 2: 2 2 2 na. 850 000 000 ME. 
Preußiſche 3/oige Honfol. . > 2 2 m 635 000 000 Mt. 

B. Ausländiſche Fonds. 
Ruſſiſche Banknoten . . 568 500 000 Rub. Bapier 


Ruſſiſche Anleihe von 1880, Hoige Staatsrente von 1894, 
3'fe Joige Goldanleibe und 4 /oige — ar 


Deiterreichifche 1860er Loole . . . de 134 000 000 Guld. ult. 94 
Ungarische 4loige Goldrentt. mn 634 000 000 Guld. 
Ungarische 4/oige ronenrente . 1 062 000 000 Kronen 
Italieniſche Rente (früher * absglic 20’ Coupons: 

jteuter) . i 8 847 000 000 Lire 
Egyptiſche 4’/oige Staatsanleibe . 56 000 000 Pfd. Sterl 
Mexikanische 6’Joige Anleibe von 1888. . 2 2. 2... 10500 000 , m 
Merikaniſche HP/oige Anleihe von 1890 °. . 2 2 2... 6000000 „ 6 
Meritanifche 6°/oige Anleihe von 1893 an 3 000 000 , 
Türkiſche konvertirte 1/oige ——— CmD!..... 71495 000 Türt. Kid. 


Türkiſche 400 Fres-Looſe - . . ee 1 907 400 Stüd 
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Benennung der Papiere 


Kapitalbetrag 





C. Eiſenbahn-Aktien. 


Aachen-Maaſtricht - 
Dortmund— Gromau-Enfchede 
Lübed-Büchen . . 
Mainz-Ludwigshafen. 
Marienburg-Mlanta . . 
Oftpreußifche mn ; 
Werrabahn . : 


—5* Nordbahn 
Buſchtehrader Litt. B , 
Canada Pacifie 
— 
Jura⸗Simplon (Stantmattien) 
Stalienifche Meridionalbahn 
Jealieniich Mittelmeerbahn . 
Luremburg Prince Henri-Bahn . 
Oeiterreichtiche Nordweitbahn . 
Oeſterreichiſche (Elbethal) . . 
Deiterreihiiche Südbahn (Lombarden) . us 
Oeiterreich-Ilngarifhe Staatsbahn (Srangofen) 
Sardiniiche Sekundärbahnen . . . 
Schweizer Gentralbabn . 
Schweizer Nordoftbahn . 
Schweizer Unionbahn 
WarichauWiener . 


D. Bank-Papiere. 


Berliner DE ELDER 
Tarmitädter Bant . 
Deutiche Bank. 
Distonto-Nommandit- Antheile 
Dresdener Banf . 
Nationalbank für Deutſchland 


Oeſterreichiſche Kredit-Anftalt . 
Wiener Bankverein . . ö 
Ruſſiſche Bank für auswärtigen Handel 


E. Berg: und Eifenwert-Aktien. 


Bochumer Gußftahl - 
Conſolidation Schale 
Dannenbaum ö 
Dortmunder Union . 
Gelſenkirchen 

Harpener 

Hibernia . - 

Königs⸗ und Saurahütte 


F. Andere Ynduftriepapiere. 


Anglo-Gontinentale Guano-Werte . 
Nobel-Tynamit:-Truft . 
Hamburg-Amerikaniiche Badetfahrt 
Norddeuticher Lloyd . . 

Türkische Zabakregie 


8 250 000 Mt. 


18 000 000 
20 790 000 


14 000 000 Gulo. 


17 300 000 


65 000 000 Dollars 
50 000 000 Fres. 


49 120 000 


210 000 000 Fire 


180 000 000 


37 500 000 Fres. 
36 000 000 Guld. 


30 000 000 


"n 


369 000 000 Fres. 
106 000 000 Guld. 
13 300 000 Yire. 
50 000 000 Fres. 


54 000 000 
22 500 000 


12 500 000 Rub. Bapier 


65 000 000 ME. 


80 000 000 
100 000 000 
115 000 000 

85 000 000 

45 000 000 


"” 


” 


40 000 000 Guld. 


40 000 000 


20 000.000 Rub. Papier 


21 000 000 ME. 


16 000 000 
11 000 000 
39 000 000 
36 000 000 
33 000 000 
22 400 000 
27 000 000 


” 


zı y zz 32 


16 000 000 ME. 
1753 970 Pfd. Sterl. 
30 000 000 IME. 


40 000 000 


40 000 000 Free. 
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3. Bufammenftellung der in Berlin, Wien, Paris und London gleichzeitig auf 
Beit Br und notirten Papiere. 








A, Deutſche Fonds. 


3°/o Deutliche Reichsanleibe . . P 
3°/o Preußiſche konfolidirte Anleihe ; 


B. Ausländiſche Fonds. 


Ruſſiſche Banknoten . . } 

Ruſſiſche 42ige Anleihe von 1880 . 

Ruſſiſche 4’ oige konſolidirte Giienbahn-Obligationen 
von 1889 I und II , 

Ruſſiſche 4’ oige Staatsrente Wapier Rubel 

Ruſſiſche 3"/2”Joige Goldanleibe 

Oeſterreichiſche 5"/oige 1860er Loofe . 

Ungarijche 4'/oige Goldrente 

Ungarische L’/oige Nronenrente . . 

—— — Rente (früher 5"/oige obsüglich 20%)\ Sen oupons- 
teuer) . i 

Egyptiſche Mſoige Staatsanleihe — 

Merilaniſche 6"/oige Anleihe von 1888 . 

„ 1800 . 

„ 198... 

Türkische fonvertirte 1PJoige Anleihe C und D 

Türkiiche 400 Francs-Looſe —J 


von 1894 


" " ” 


C. Eiſenbahn-Aktien. 


Böhmiſche Nordbahn . 
Buſchtehrader 
Canada Pacific . 

Nura-Zimplon . i 
ytalienifdhe Meridionalbahn” 
Delterreichiiche Nordweitbahn 

ü (&lbetbal) . 3 
Südbahn Lombarden) 

Oefterreichiich: Ungarische Staatsbahn rangefen) 

Warihau- Wiener UEPRLF RE j 


D. Bant- Papiere. 
Oeſterreichiſche Credit-Anſtalt 
Wiener Bankverein 
E. Induſtriepapiere. 
Nobel Dynamit-Truſt 
Türkiſche Tabakregie 


Anmerkung 1. Ein Ultimo-Verkehr, der zum 


Berlin 
Berlin 


Berlin 
Berlin 


Berlin 
Berlin 
Berlin 
Berlin 
Berlin 
Berlin 


Berlin 
Berlin 
Berlin 
Berlin 
Berlin 
Berlin 
Berlin 


Berlin 
Berlin 
Berlin 
Berlin 
Berlin 
Berlin 
Berlin 
Berlin 
Berlin 
Berlin 


Berlin 
Berlin 


Berlin 
Berlin 


Anzahl der voraufgeführten Papiere findet ſtatt 


in Gotthardbahn 

„ Schweizer Centralbahn 

„ Nordoitbahn 

„ Unionbahn 

„Italieniſcher Mittelmehrbahn 
italienischen | 


Wien 
Wien 
Wien 


Wien 


Wien 
Wien 
Wien 
Wien 
Wien 
Wien 


Wien 


Paris 
Paris 


Paris 
Paris 
Paris 
Paris 
Paris 
Paris 


Paris 
Paris 
Paris 
Paris 


Paris 
Paris 


Paris 
Paris 
Paris 


Paris 


London 
London 


London 


— 
— 


London 


London 
London 
London 
London 
London 
London 


London 
Yondon 


London 


Theil bedeutender ift als derjenige in einer 


in Berlin, Bajel, Zürich, Genf, Yon, 


Mailand, Rom und fonitigen 


Hörienpläßen. . 
se oben aufgeführten Papieren haben ferner ftarten Ultimo-Verkehr 


Jura-Simplon in Bajel, Zirich, Genf, Lyon, 
‚Ntalienische Meridionalbabn in Mailand, Rom und fonftigen italienischen 


Börjenplä ben, 


Warſchau-Wiener in Brüffel und zum Theil in Amſterdam. 
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IV. Börjenterminhandel. 


Die Kommiſſion befhloß zunächit zu dem 
Börfenterminbandel in Wertbpapieren 
Stellung zu nehmen. In Ddiejer Beziehung wurden folgende Anträge geitellt: 

„Lt. Der Börjenterminhandel in Antheilen und Schuldverjchreibungen einer 
inländiichen Erwerbsgejellichaft ijt durch die Börſenaufſichtsbehörde von 
einem näher zu bejtimmenden Zeitpunkt ab zu unterfagen, wenn der Vor— 
jtand diefer Gejellichaft auf Grund Beſchluſſes der Hauptverjanmlung der 
Antheilseigner diefe Unterfagung beantragt. 

2. Der Börfenterminhandel in Antheilen und Schuldverjchreibungen von 
Erwerbögejellichaften it unterfagt. Der Bundesrat ijt befugt, für Antheile 
und Sculdverfchreibungen einzelner Erwerbögejellichaften den Börſen— 
terminhandel zu geftatten, wenn dieſe Antheile und Schuldverſchreibungen 
mindeltens an einer außerdeutjchen Börje (bezw. fan zwei auferdeutjchen 
Börjen) gehandelt werden und das Kapital der betreffenden Erwerbs— 
gejellichaften mindejtens 50 Millionen Mark beträgt. 

3. Der Börjenterminhandel in Bergwerks- und nduftriepapieren ijt unters 
jagt. Der Börfenterminhandel in Antheilen von Erwerbsgejellichaften 
fann nur gejtattet werden, wenn das Kapital der betreffenden Erwerbs— 
geſellſchaft mindeſtens 20 Millionen Marf beträgt. 

4. Den Mitgliedern des Aufſichtsraths und den perjönlich haftenden Gejell- 
Ihaftern einer Kommanditgejellichaft auf Aktien, den Mitgliedern des 
Vorftandes und des Aufſichtsraths einer Aktiengeſellſchaft ſowie ſämmt— 
lihen Angeitellten diefer Gejellichaften ijt der Börjenterminhandel für 
eigene Rechnung in Werthpapieren diejer Gejellichajten unterjagt. 

Auf diefe Börfentermingeichäfte, auch wenn ſie duch Mittelsperjonen 
auf den Namen der leßteren abgejchlofjen find, finden die Bejtimmungen 
des 5 63 Abjap 1 bis 3 Anwendung. 

Zuwiderhandlungen werden mit Geldjtrafe bis zu 3000 Mark oder 
mit Gefängniß bis zu einem Jahre bejtraft.“ 

Der legte Antrag wurde vor Eintritt in die Berathung zurüdgezogen, jo 
daß für die Erörterung in der Kommiſſion nur die zuerjt genannten drei Anträge 
übrig blieben. 

Zur Begründung des Antrags zu 1 wurde ausgeführt, daß vielfad, Aktien 
gewerblicher Unternehmungen in den Terminhandel hineingezogen würden, obwohl 
diejed den Wünſchen und Intereſſen aller derjenigen Aktionäre, welche dieje Aktien 
al3 Rapitalsanlage und nicht als Spekulationsobjeft betrachteten, nicht entjpräche. 
Die Einführung in den Terminhandel gejchähe oft von Börjeninterefjenten, welche 
an dem Unternehmen jelbjt gar nicht oder nur jehr wenig betheiligt ſeien, viel- 
fach nur zu dem Zwed, neue Spielobjefte zu jchaffen. Hiergegen müſſe Vorforge 
getroffen werden. Zweifellos übe der Terminhandel in Aktien eines Unternehmens 
nicht blos auf den Bejchäftsgang desjelben einen erheblichen Einfluß aus, jondern 
führe auch häufig Kursſchwankungen herbei, die vielen Beſitzern von Aktien, 
welche nicht durch Käufe oder Berfäufe von ſolchen Geld verdienen, jondern mur 
im ungejtörten Beſitz derjelben bleiben wollten, in hohem Maße unangenehm 
feien, Es müfje demgemäß als ein berechtigter Wunſch bezeichnet werden, daß 
die Entjcheidung darüber, ob Antheile und Schuldverjchreibungen von inländischen 
Erwerbsgejelliaften in den Terminhandel eingeführt werden jollten, in die Hände 
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der Hauptverfammlung bezw. des Vorſtandes folder Gejellichaften gelegt würde. 
Wolle die Majorität der Aktionäre von ſolchem Terminhandel nichts willen, jo 
müſſe derjelbe durch die Börfenaufficht3behörde unterfagt werden. 

Gegen diefen Antrag wurde von anderer Seite eingewandt, daß derielbe 
eine praftiiche Bedeutung überhaupt nicht habe. Es ſei außer Zweifel, daß der 
Kursſtand ſolcher Aktien, welde auf Termin gehandelt würden, mit Rückſicht auf 
den diejen Aktien beiliegenden fogenannten Façonwerth durd die Zulaffung zum 
Terminhandel gejteigert würde. Es ſei demgemäß nicht anzunehmen, daß Die 
Mehrzahl der Aktionäre fich gegen die Zulaffung zum Terminhandel und damit 
für eine Entwerthung ihres Aftienbeiiges aussprechen würde, Dazu fäme, daß 
die großen Banken, welche geeignete Objekte für den Terminhandel haben wollten, 
in der Hauptverfammlung einen günftigen Bejchluß herbeizuführen wohl regel— 
mäßig in der Lage fein würden, indem fie die Aktien der betreffenden Unter: 
uehmungen für kurze Zeit erwürben. Uebrigens jtänden aud) vielfah Vorſtand 
und Aufjichtsrath folder Unternehmungen unter dem Einfluß der großen Banken; 
es ſei alſo aud) von diefen ein Widerjtand gegen die Einführung der betreffenden 
Aktien in den Terminhandel nicht zu erwarten. 

Bon den Vertretern der verbündeten Negierungen wurde hervorgehoben, daß 
dem Antrage erhebliche Bedenken nicht entgegenjtänden, und von demjelben auch 
für mande Fälle eine günftige Wirkung erwartet werden dürfe. Dagegen waren 
verjchiedene Mitglieder der Kommiſſion der Anficht, daß die Beltimmung eine 
wejentlihe Einjchränfung des Terminhandel3 im Sinne der Antragjteller nicht 
zur Folge haben werde, 

Nach diefen Darlegungen wurde der Antrag ad 1 jowie ein zu demjelben 
geitellter Unterantrag: 

„Die Wiederzulafjung jolher Werthpapiere zum Terminhandel kann auf 
demfelben Wege, jedoch nicht vor Ablauf von fünf Jahren nad der Unter: 
fagung erfolgen“ 

abgelehnt. 

Bei Berathung der Anträge zu 2 und 3 fand eine eingehende Erörterung 
der Bortheile und Nachtheile des Terminhandels in Werthpapieren überhaupt jtatt. 

Bon einer Seite wurde darauf hingewieſen, daß die Gründe, welde man 
fonjt für die Nothiwendigfeit des Terminhandels anführe: angemefjene Vertheilung 
der Vorräthe nad Zeit und Ort; Vermeidung großer Schwankungen in den Preijen 
bei Schwankungen der Ernten u. j. w. — beim Terminhandel in Werthpapieren 
augenscheinlich nicht vorlägen. Der Terminhandel in Werthpapieren erjtrede ſich 
auch überhaupt nur auf eine jo kurze Zeit, meiltens nur auf den folgenden Monat, 
daß ſchon aus diefem Grunde die für die Nothwendigkeit des Terminhandels in 
Waaren hervorgehobenen ©efichtspunfte beim Terminhandel in Werthpapieren 
nicht als vorliegend anerkannt werden könnten. Zugegeben werden müſſe, daß 
durch die Vergrößerung des Marktes, welche der Terminhandel in vielen Füllen 
bewirfe, und durch die Möglichkeit, die Werthpapiere für den fpäteren Termin 
wieder zu faufen oder zu verkaufen, jo erhebliche Schwanfungen im Kurje, wie 
fie bei lediglih auf NKafja gehandelten Werthpapieren an einzelnen Tagen durch 
ein ganz vorübergehend erhöhtes Angebot oder durch eine weſentlich gejteigerte 
vorübergehende Nachfrage eintreten, im Wefentlichen ausgejchlojjen jeien. Ferner 
müſſe es als ein Bortheil des Terminhandels in Werthpapieren, die auch an 
anderen Börjenpläßen des Auslandes gehandelt würden, anerkannt werden, daß 
durch fie der internationale Geldausgleich erleichtert würde. Hiermit feien aber 
auch im Wejentlichen die Bortheile des Terminhandels in Werthpapieren erjchöpft. 
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Insbeſondere fünne den für die Berechtigung dieſes Handels angeführten Grund, 
daß er die Möglichkeit biete, in jpäterer Zeit flüjfig werdende Gelder vorher 
zweckmäßig anzulegen, eine erhebliche praktiſche Bedeutung nicht beigelegt werden, 
da jolche Fälle, insbeſondere beim Privatpublifum, im Bergleich zu der Geſammt— 
zahl der abgejchlofjenen Termingejchäfte verhältnigmäßig jelten vorkonmten und 
außerdem die dadurch dem SKapitalijten gebotenen Bortheile verhältnißmäßig 
gering jeien. 

Anderjeits Fünnten die ſchwerwiegenden Bedenfen aegen den Börſentermin— 
handel, die darin lägen, daß durch fie weite Kreife der Bevölkerung zu Speku— 
lationen an der Börje veranlagt würden, nicht verfannt werden. Beſonders 
nachtheilig fei der Terminhandel in Aktien gewerblicher Unternehmungen, weil 
dadurch die Börſe einen Einfluß auf diefe Unternehmungen gewinne, die einer 
ruhigen, gedeihlichen Entwidelung derjelben nicht förderlich jei. Uebrigens babe 
jogar die „Freiſinnige Zeitung“ aus Ddiefem Grunde die Ausſchließung der In— 
duftriepapiere von dem Terminhandel befürwortet. 

Mit Rückſicht auf die dargelegten Geſichtspunkte wurde von der einen Seite 
den Börjenterminhandel in Antheilen und Schuldverjchreibungen von Erwerbs— 
gejellichaften allgemein zu unterfagen beantragt, mit der Maßgabe, daß der 
Bundesrath Ausnahmen don diefen Verbote nur injoweit jollte geltatten dürfen, 
daß die Antheile und Schuldverjchreibungen, die zum Terminhandel zuzulaſſen, 
auch mindejtend an einer bezw. zwei außerdeutichen Börſen gehandelt würden, 
und das Kapital der betreffenden Erwerbsgejellichaften mindejtens 50 Millionen 
betrüge, während von anderer Seite befürwortet wurde, das Verbot lediglich auf 
Bergwerks- und Induſtriepapiere jowie auf die Antheile von ſolchen Erwerbs- 
gejellichaften zu bejchränfen, deren Kapital weniger als 20 Millionen Mark 
betrüge. 

Aus der Mitte der Kommiſſion wurden dieje Anträge auf Beichränfung des 
Börjenterminhandel in Werthpapieren aus allgemeinen Gründen bekämpft. Es 
jei zuzugeben, daß es für den Terminhandel in Werthpapieren nothiwendig ſei, 
daß das Kapital der betreffenden Erwerbsgejellichaften nicht ein zu geringes jei. 
Wenn die Börfenenquetefommijlion einen Mindejitbetrag von 20 Millionen in 
Vorſchlag gebracht, jo würde der Bundesrath demmächit fich mit der Prüfung zu 
befajien haben, ob diefer Mindejtbetrag allgemein oder für bejtimmte Arten don 
Erwerbsgejellichaften angemejjen ſei und den Bedürfniſſen entſpreche. Ein gewiſſer 
Mindeitbetrag würde allerdings als die Vorausſetzung für einen berechtigten 
Terninhandel angejehen werden müſſen. Bisher jei die Feſtſetzung diefes Mindeft: 
betrage den Organen der Börjen jelbititändig überlaffen, und nad) dem ein- 
gereichten Nachweife der auf Termin gehandelten Werthpapiere würde man nicht 
in Abrede stellen können, dab die Börfenorgane im Allgemeinen in Bezug auf 
die Zulaffung von Werthpapieren zum Terminhandel das Nichtige getroffen hätten. 
Sofern dieſes aber nicht der Fall, jei durch die allgemeine Beltimmung in dem 
Geſetzentwurf, wonad der Bundesrath berechtigt jei, den Terminhandel in Werth- 
papieren bon gewifjen Bedingungen abhängig zu machen, Fürſorge getroffen, daß 
dieſem Terminhandel angemefjene Grenzen gezogen würden, und daß nicht Werth: 
papiere in denjelben einbezogen würden, die dazu nad der Natur der Verhält— 
nifje ungeeignet jeien. 

Was die Betheiligung des Privatpublifums an dem Terminhandel in Werth- 
papieren anlange, jo fönne dieje Betheiligung an ſich nicht allgemein als eine 
unberechtigte erachtet werden. Auch PBrivatperfonen, die ein größeres Vermögen 
befaßen, fümen oft in die Lage, zum Zwecke der Verwertung ihrer Napitalien 
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Termingejchäfte zu machen. Webrigens dürfe auch nicht überjehen werden, daß, 
wenn das Termingefhäft in Werthpapieren unterjagt würde, die Börſe jehr leicht 
dazu übergehen könnte, ji) andere Formen des Verkehrs, die nicht unter den 
Begriff des Terminhandels fielen, zu jchaffen und auf diefe Weiſe die Abficht 
des Geſetzes, das Privatpubliftum von den Börjenjpekulationen in Werthpapieren 
fern zu halten, zu vereiteln. Es jei allgemein bekannt, daß in Amerifa ein 
Terminhandel in Werthpapieren nicht bejtände, und daß gleichwohl das Spiel 
mit Werthpapieren an der Börje vielleicht in feinem Lande eine jo große Aus» 
dehnung gewonnen habe, wie dort. 


Dem leßteren Einwand gegenüber wurde darauf hingewiejen, daß die Ver— 
hältniffe an der New-Yorker Börje zum Beweife dafür, daß auch ohne Zeitgeichäft 
Spekulationen in großem Umfange möglid jeien, nit wohl würden verwerthet 
werden fünnen, da an der New-Yorker Börſe bekanntlich auch bei Kaſſageſchäften 
die Verpflichtung beider Kontrahenten, für die Erfüllung des Vertrages Sicherheit 
zu bejtellen, bejtände. Webrigens würde die Gejeßgebung, wenn die Wahrnehmung 
gemacht würde, daß die Börſe den von ihr beabjichtigtigten Zwed, das Privat- 
publitum möglichſt von den Spekulationen an der Börſe fern zu halten, dadurch 
vereiteln würde, da an Stelle des Terminhandels neue Verkehrsformen geſchaffen 
werden, die im Wefentlichen dem Publikum die Betheiligung an Spekulationen 
eben jo leicht machten, wie der Terminhandel, fih auf die erlaffenen Beſtimm— 
ungen nicht befchränfen, fondern auch den neuen Verfehrsformen die Lebensader 
unterbinden fünnen. 


Bon Seiten der Vertreter der verbündeten Negierungen wurde auf die in 
den Anträgen liegenden Infonfequenzen und auf die praftiihen Unzuträglichfeiten 
hingewiefen, welche durch deren Annahme entitehen würden, Die Schwankungen, 
welche die Antheile und Schuldverfchreibungen von Erwerbsgejellichaften im Termin- 
handel durchgemacht hätten, fein nicht größer, ja in mauchen Beziehungen geringer 
gewejen als die Schwankungen mehrerer auf Termin gehandelter ausländiiher 
Fonds oder als die Schwankungen folder in= und ausländijcher Aktien, welche 
überhaupt nicht in das Termingefchäft einbezogen find. Berbiete man den Termin 
handel in einigen Kategorien, jo werde er ſich mit verdoppelter Wucht auf die 
verbleibenden Werthe werfen, wie denn ja an ausländischen Börjen ein jtarfes 
Spielgefhäft in ganz jicheren Staatsfonds jtattfinde. Indem man andererjeits 
die Zulafjung von Ausnahmen an die Vorausfeßung fnüpfe, daß der Werth auch 
an ausländischen Börfen gehandelt werde, privilegive man den Handel im Aus— 
lande und den Handel mit ausländischen Werthen gegenüber dem Bedarfe des 
Inlandes. Das Erfordernig eines Mindejtfapital3 von 50 Millionen Mark gehe 
um Vieles zu weit und über die nahezu alljeitig gebilligten Vorſchläge der En— 
quetefommiffion hinaus, welche überdies für die bereitS auf Termin gehandelten 
MWerthe jchonende Uebergangsbejtimmungen für nöthig befunden haben, Bon 
legterem Gefichtspunfte aus müfje namentlich) auch der Antrag ad 3 al$ zu unvers 
mittelt erjcheinen. 

Nach diejen Darlegungen wurde der Antrag ad 2 abgelehnt, dagegen der 
Untrag ad 3: 

„Der Börfenterminhandet in Bergwerk3= und Induſtriepapieren ijt unters 
jagt. Der Börjenterminhandel in Antheilen von Erwerbögejellihaften kann 
nur gejtattet werden, wenn das Kapital der betreffenden Erwerbsgeſellſchaft 
mindejtend 20 Millionen Mark beträgt“ 

angenonmen. 
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In der zweiten Leſung wurde von der Subfommijjion beantragt, dieje Be— 
jtimmung dahin zu faſſen: 

„Der Börjenterminhandel in Antheilen von Bergwerks- und Fabrif- 
unternehmungen it unterjagt. Der Börjenterminhandel in Antheilen von anderen 
Erwerbögejellichaften“ u. ſ. w. 

da der Ausdruck „Indujtriepapiere* zu Zweifeln Anlaß geben Fönnte. 

Bon anderer Seite wurde die Streichung diefer ganzen Beitimmung in An— 
trag gebracht. In der Erörterung, welche ſich an diejen Antrag knüpfte, wurden 
im Wejentlichen die Gründe wiederholt, weldhe in der erjten Lejung für und 
gegen diejen Antrag vorgebracdht worden waren. Es kann deshalb in diejer Be— 
ziehung auf die Verhandlungen der eriten Lejung Bezug genommen werden. 

Der Preußiſche Herr Handelsminifter theilte mit, daß er über das in der 
eriten Leſung bejchlofjene Verbot den Berein zur Wahrung der gemeinfamen 
wirthſchaftlichen Intereſſen von Rheinland und Weftfalen, den Dberjchlefijchen 
Berg- und Hüttenmännifchen Verein, fowie den Verein für die bergbaulichen 
Intereſſen des Oberbergamtsbezirt3 Dortmund zur gutachtlichen Aeußerung aufs 
gefordert hätte. Won diejen Vereinen hätte der erjtere fich gegen das Verbot 
ausgeſprochen; der zweite Verein hätte erklärt, daß er jelbit Fein Intereſſe an 
dem Zerminhandel in Bergwerfspapieren habe, daß aber einzelne feiner Mit— 
glieder, die daran betheiligt jeien, gegen das Verbot feien. Nur der dritte Verein 
habe erklärt, daß ein Bedürfniß zum Terminhandel in Bergwerkspapieren nicht 
vorliege. Wenngleich er perjünlich der Anjicht jei, daß der Bundesrath jich ent— 
ichließen würde, einen großen Theil der Bergwerks- und Fubrifpapiere vom 
Terninhandel auszuſchließen, jo hielte er es doch unbedingt für richtiger, die 
Entjcheidung hierüber in die Hand des Bundesraths zu legen. Dieſer Auffaffung 
ichlofjen jich die Vertreter der Königlich Bayeriſchen und der Königlih Sächſiſchen 
Negierung an und befürworteten dringend die Aufhebung des Verbots des Termin 
handel3 in dieſen Werthpapieren durch das Gejeh. 

Der Nıutrag auf Streichung diejer Verbotsbejtimmung wurde abgelehnt und 
dieſe Beitimmung jelbjt in zweiter Lejung mit 15 gegen 6 Stimmen angenonmen. 


Die Kommiffion ging nunmehr zur Berathung des 
Berminßandels in Wauren 
über und zwar mit Rückſicht auf den Antrag: 
„Der börjenmäßige Terminhandel in Kammzug und anderen Halb= und 
Sanzfabrifaten der Tertilinduftrie iſt verboten“, 
zunächit zu dev Berathung des Terminhandels in Kammzug. 

Die Nothwendigfeit und Berechtigung des Terminhandel3 in Kammzug und 
ähnlichen Halbfabrifaten der Tertilinduftrie wurde von verſchiedenen Seiten bes 
jtritten.. Schon der Umitand, daß der Terminhandel in Kammzug von dem 
preußijchen Handelsminiſterium für Berlin nicht geitattet fei, ſpräche gegen feine 
Berechtigung. Es jei allgemein befannt, daß auch die Königlich ſächſiſche Regierung 
der Einführung des Terminhandels in Kammzug an der Leipziger Börſe durch— 
aus abgeneigt gewejen jei, daß diejelbe aber gegen die Einführung in Leipzig 
nicht3 habe machen können, weil es ihr an einer gejeglichen Handhabe, denjelben 
zu verbieten, gefehlt habe. Seit der Einführung des Terminhandels jeien nun 
aus den reifen der Betheiligten feit Jahren die dringenditen und heftigiten Be— 
jchwerden gegen denjelben erhoben worden; nicht blos die große Mehrzahl der 
Händler in Wolle hätte fi) gegen den Terminhandel ausgejprochen, jondern aud) 
die meilten Spinnereien und fajt die gefanmte Induftrie, welche Kammzug und 
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aus demfelben hergeitellte Habrifate verwende. Von diejen Intereſſenten ſei mit 
Recht darauf hingewiejen, welche erheblichen Beeinträchtigungen und Schädigungen 
die gejammte Induftrie durch die Einführung des Kammzugterminhandels erlitten 
hätte. Erheblihe und durchaus willfürlihe Schwankungen in den Preiſen jeien 
die Folge der Einführung gewejen, und dadurch jei dem Gejchäft jede Ruhe und 
Stetigfeit genommen. Bon einigen Händlern und Wollfämmereien abgejeben, 
würde der Kammzugterminhandel fait ausjchließlich von den großen Banfen ver: 
theidigt und für nothiwendig und berechtigt erklärt. Zweifellos jei der Termin» 
handel für die größeren Geldinjtitute in hohem Maaße erwünjcht, indem derjelbe 
ihnen die Möglichkeit biete, ihre Napitalien durch Reportgejchäfte höher zu ver: 
zinjen, als es ſonſt möglich jei. Auch die großen Wollfänmereien hätten von 
dem Kammzugterminhandel Vortheile, indem derjelbe die Möglichkeit biete, die 
Preiſe für Wolle bald nad oben, bald nach unten zu beeinflujfen. Wenn man 
auc an ſich fein prinzipiellev Gegner des Terminhandels in Waaren fei, jo nrüfje 
doch unterjchieden werden zwijchen Nohproduften uud Fabrifaten. Bei lebteren 
füge das Bedenken auf der Hand, daß die terminmäßig gehandelten Fabrifate 
jid) nur in dem Beſitz ganz weniger indujtrieller Unternehmungen befänden, die 
in der Yage wären, durch Steigerung oder Verminderung des Angebots die Preije 
willkürlich zu beeinfluffen. Diejes Bedenfen greife namentlich beim Kammzug 
Platz, da fait die Hälfte des in Deutſchland bergeitellten Nammzugs auf drei 
Kämmereien entfiele, die Jich in einer Hand befünden. Dazu käme, daß fajt jede 
größere Spinnerei eine große Anzahl befonderer Qualitäten braude, die fie auf 
dem Terminmarkt gar nicht erlangen könne. Die Lieferungsqualität für Kammzug 
jei jo jchleht, daß Diejelbe nur zu wenigen Fabrifaten verwendet werden könne 
und jei es gar micht jelten vorgefommen, daß Terminmwaare wieder zu Wolle 
verarbeitet worden jei. 

Bon Seiten der Vertreter der verbündeten Regierungen wurde befürwortet, 
die Entſchließung über die Beibehaltung des Terminhandel3 in Kammzug dem 
Bundesrath zu überlaffen. Die vor Nurzem im Reichsamt des Innern abge= 
haltenen Beiprechungen hätten zu dem davon erwarteten abjchließenden Urtheil 
über den Nutzen oder Schaden de3 Kammzug-Terminhandels nicht geführt. Bei 
der Konferenz hätten zehn Gegnern acht Freunde des KammzugsTerminhandels 
gegenübergeitanden, und unter den lebteren jei nicht nur der Handel, jondern 
auch die Kammgarnjpinnerei und Weberei vertreten gewejen. In allen Fragen, 
welche Gegenitand der Beiprehung waren, hätten ſich die Anfichten diametral 
gegenüber geitanden, mit Ausnahme des einen Punktes, daß der Terminhandel 
auf die Ausfuhr von Kammgarnfabrifaten günjtig gewirkt habe: letzteres jei 
insbejondere der Fall gewejen, jeitden Amerika die hohen Zölle der Mac Kinley— 
Bill herabgejegt hätte. Der Eindrud, welchen die Verhandlungen zurücgelajjen 
hätten, jei der gewejen, daß eine Neihe vnn Fragen noch der Klärung bedürften. 
Uebrigens jei es wenig wahrjcheinlich, daß die von der Bejeitigung des Kammzug— 
Zerminhandels in Deutjchland erwarteten Vortheile eintreten würden, jo lange 
im Auslande Termingejchäfte gemacht werden fünnten. Zwar jei auch in Frankreich 
eine lebhafte Bewegung gegen den Nammzug-Terminhandel in Fluß gefommen. 
Dagegen lägen feine Anzeichen vor, daß man diefen Handel in Antwerpen zu 
bejeitigen gedenfe, und gerade mit dev Antwerpener Kammzugbörſe fei das deutjche 
Geſchäft vor Einführung des Terminhandels in Leipzig in lebhafter Verbindung 
gewejen und werde diefe Verbindung mit verjtärkten Kräften wieder aufnehmen, 
wenn der Terminhandel in Deutichland unmöglich gemacht würde. Dann aber 
werde Antwerpen das Monopol haben und das deutiche Gejchäft von den Kurs: 
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Ihwanfungen an der dortigen Börje in Abhängigkeit gerathen. Mindejtens werde 
es, wenn man den Terminhandel in Kammzug bejeitigen wolle, nöthig werden, 
Uebergangsbejtimmungen zu treffen, nicht nur zur Abwidelung der ſchwebenden 
Termingejchäfte, jondern aud aus dem Grunde, weil mit dem Aufhören des 
Termingejchäfts große Mengen von Lieferungswaare, die bei den Händlern, den 
Kämmern und den Reporteuren liege, mit einem Male den Markt überjchwenmen 
und einen verderblichen Preisiturz hervorrufen würden. Aus allen dieſen Gründen 
jei es nicht gerathen, das Berbot des Kammzug-Terminhandels jchon jept durch) 
Geſetz auszujprechen. 

Aus der Mitte der Kommiſſion wurde der Antrag ebenfalls entjchieden 
bekämpft. Wenn auch zugegeben werden müſſe, daß die große Mehrzahl der In— 
terejjenten jich gegen den Terminhandel in Nammzug ausgejprocen hätte, jo müſſe 
doc; den Bertretern der verbündeten Negierungen dahin beigetreten werden, daß 
die vor furzer Zeit im Reichsamt des Innern ftattgehabte Konferenz über den 
KammzugsTerninhandel ein anderes Bild von diefer Gejchäftsform ergeben habe, 
als man nach den bisherigen Beijchwerden der betheiligten Kreiſe hätte annehmen 
müfjen. Es ſei unrichtig, von einer übereinjtinnmenden Verurtheilung des Termine 
Gandels in Kammzug jeitens der betheiligten reife zu ſprechen. Auc könne 
nicht bezweifelt werden, daß die Einführung des Terminhandels einen überaus 
günftigen Erfolg auf die Ausfuhr unſerer Wollfabrifate geäußert und daß es nur 
durch diefen Terminhandel möglich jei, das große Nifiko, welches mit dem Import 
von Wolle verbunden jei, zu vermindern und auf weitere Kreiſe zu übertragen. 
Uebrigens würde die Unterfagung des Terminhandels in Kammzug für Deutjch- 
land allein gar feinen Erfolg haben, da die ausländischen Terminmärfte in Ant» 
werpen und Roubair in Bezug auf die Preisichwankungen die gleihe Wirkung 
haben würden, wie der Terminhandel in Leipzig. Ein Verbot des legteren würde 
aljo nur die Folge haben, daß die deutjche Juduſtrie, welche des Terminhandels 
nicht entbehren könne, ihre Veriicherungsgeichäfte im Auslande abjchließen müßte, 
wodurd dem Inlande erhebliche Ausgaben an Spejen u. ſ. w. und jeder Einfluß 
auf die Preisgejtaltungen an den Terminmärften entzogen würde. Da nad) dem 
Geſetzentwurf dem Bundesrath das Recht zuiteht, den Terminhandel in gewifjen 
Waaren zu unterjagen, jo jei der Bundesrath übrigens in der Lage, ein jolches 
Berbot fir den Kammzug-Terminhandel jowie für den Terminhandel in anderen 
Halb» und Ganzfabrifaten der Textilindustrie auszujprechen, umd er würde zu 
einem Verbot ſich jedensfalls entjchliegen, wenn die jortzufeßenden Erhebungen 
über die Vortheile und Nachtheile diejer Gejchäftsform zn dem Ergebniß führen 
würden, daß in der That die Bejorgnifje der Anduitrie gerechtfertigt jeien und 
angenommen werden ntüßte, daß die mit dem Terminhandel in Kammzug und 
jonjtigen Halb- und Ganzfabrifaten der Tertilindujtrie verbundenen Nachtheile 
wejentlich größer feien, al3 die durch dieje Gejchäftsformen herbeigeführten Vor— 
theile. Uebrigen® würden durc, das Verbot des Kammzug-Terminhandels zahl- 
reiche in den Kämmereien bejchäftigte Arbeiter bejchäftigungslos werden, wie übers 
haupt die Agitation für die Aufhebung des Terminhandels in Kammzug die Gefahr 
eines Wollzoll$ in jich berge. 

Gegen dieſe Ausführungen wurde hervorgehoben, daß die Ergebnijje der 
im Reichsamt des Innern jtattgehabten Konferenz gar Fein Urtheil darüber ge— 
jtatteten, in welchem Umfange die betheiligten Kreiſe für oder gegen den Termin— 
handel wären. Die Auswahl der in diejer Konferenz gehörten Sadyverjtändigen 
fei vom Herren Reichskanzler bezw. den Landesregierungen getroffen, und liege 
e8 auf der Hand, daß, wenn die Konferenz den Zweck gehabt, die Vortheile und 
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Nachtheile des börſenmäßigen Terminhandels feitzuftellen, die Auswahl der Sach— 
verjtändigen jo hätte getroffen werden müſſen, wie fie thatjächlich getroffen iſt, 
daß nämlich ziemlich die gleiche Anzahl Freunde und Gegner des Terminhandels 
zufammenberufen ſei. Durchaus unrichtig ſei es, daß ſich aus der Einführung 
des Terninhandel3 in Kammzug eine Steigerung der Ausfuhr deutſcher Woll— 
erzeugnifje herleiten und begründen ließe. Aus der Neichsjtatiftif ginge vielmehr 
hervor, daß die Ausfuhr Deutjchlands in einzelnen Jahren vor Einführung des 
Terminhandel3 ebenjo groß gewejen wäre wie in einzelnen Jahren nah Eins 
führung desjelben. Zwar weile das Jahr 1895 eine nicht unweſentliche Steigerung 
in der Ausfuhr von Wollengeweben nad; dagegen jei die Ausfuhr im Jahre 1894 
erheblicd; geringer gewejen als in den Jahren 1886 bis 1888, in denen ein 
börfenmäßiger Terminhandel in Kammzug nicht bejtanden hätte. Könne aljo 
jedenfalld der Nachweis, dag die Ausfuhr an Wollfabrikaten in Folge der Ein— 
führung des Terminhandels in Kammzug eine Steigerung in den Uuantitäten 
erfahren habe, nicht geführt werden, jo liefere die Statijtif den jchlagenden Bes 
weis dafür, daß jeit Einführung des Terminhandels in Kammzug der Werth der 
ausgeführten Wollenfabrifate einen ſehr erheblichen Nüdgang erfahren habe, jo 
daß, wenn von einem Einfluß des Terminhandels in diejer Beziehung die Rede 
fein fönne, diejer Einfluß nur als ein ungünjtiger bezeichnet werden müfje. Die 
Wirkung der ausländiichen Terminmärkte ließe jich dadurch abſchwächen, daß der 
Boll auf Kammzug, der durd die Handelsverträge nicht gebunden und unge: 
wöhnlich niedrig jei, eine entjprechende Erhöhung erführe. Auch jei zu berück— 
fihtigen, daß jih in den franzöfischen Interefjentenkreijen ebenfalls ein erheblicher 
Widerfprud; gegen den Kammzug-Terminhandel im NRoubair erhoben, und daß 
fomit die Erwartung nicht umberechtigt jei, daß auch die franzöfiihe Regierung 
fi zu einem Verbot des Kammzug-Terminhandels dajelbjt entjchließen würde. 
Wenn von den Bertheidigern ded Kammzug-Terminhandels auf die ungewöhnlid 
günjtigen Gejchäftsrejultate einzelner Wolljpinnereien bingewiejen jei, jo könne 
diefem Argument eine Berechtigung nicht zuerkannt werden; denn es liege auf 
der Hand, daß, wenn die Spinnereien, die derartig günjtige Gejchäftsabichlüjie 
gemacht hätten, und die fait ausnahmslos Gegner des Terminhandels jeien, dieje 
günftigen Gejchäftsabjchlüffe auf den Terminhandel wenn aud nur zum Theil 
zurüdführten, fie ihr Interefje nicht jo fehr verfennen und gegen den Termins 
handel auftreten würden. Ebenſo wenig könne auf das Erbieten einiger Woll— 
fümmereien, durch ihre Gejchäftsbicher den Nachweis führen zu wollen, daß fie 
des Terminhandels zum Zwecke der Berjicherung abjolut bedürften, nicht der 
mindejte Werth gelegt werden, weil ſich diefer Nachweis, ohne die gejammte 
Gejhäftsthätigkeit der betreffenden KNämmereien für längere Zeit einer jtändigen 
Kontrole zu unterziehen, gar nicht führen ließe. Wenn darauf hingewiejen würde, 
daß der Bundesrath ja befugt wäre auf Grund der Beſtimmungen in dem Geſetz— 
entwurfe, den Terminhandel in Kammzug zu unterfagen, und daß der Bundes- 
rath jedenfall die Frage der Berechtigung des Terminhandeld einer weiteren 
Prüfung unterziehen und jich zu diefem Verbote entjchließen würde, wenn er der 
Anficht jei, daß der Terminhandel in der That die nationalen Interejjen mehr 
jchädige als fürdere, jo habe man dod aus dem Laufe der Verhandlungen, 
namentlich aus der Beurtheilung der Ergebnijje der über den Kammzug-Termin— 
handel jtattgehabten Konferenz, die Ueberzeugung gewinnen müſſen, daß in abjeh: 
barer Zeit ein joldjes Verbot nicht zu evivarten wäre, und es empfehle ſich des- 
bald, diefes Verbot in das Geſetz felbit aufzunehmen. Zweifellos ſei die große 
Mehrzahl der betheiligten Kreiſe — in Deutjchland jeien etwa 200 Händler, 
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3 Wollfänmereien, 60 Kammgarnſpinner und fait alle Weber Gegner des börſen— 
mäßigen Terminhandels in Kammzug, dagegen nur 20 Händler, 1 Wolltämmerei 
und etwa 6 KRammgarnjpinnereien für denjelben — nicht nur gegen den Kamm— 
zug-Terminhandel, jondern es hätte jich fogar ein internationaler Verein, der ſich 
auf fait alle Spinnereien Deutſchlands, Rußlands, Dejterreih-Ungarns und der 
Schweiz erjtrede, zur Bekämpfung dieſes Terminhandels gebildet und hätten ſich 
die betheiligten Spinnereien jchon jeit langer Zeit verpflichtet, feinen Kammzug 
zu verwenden, der aus dem Terminmarkt gekommen fe. Man müfje doch ans 
nehmen, daß die Betheiligten in erjter Reihe berufen und im Stande wären, 
über die Berechtigung des Terminhandel3 ein jachverjtändiges Urtheil abzugeben 
und darüber zu befinden, ob Dderjelbe beizubehalten ſei oder nicht. In diefer 
wichtigen Frage könne doch das Anterefje einiger Bankhäufer und Kämmereien 
nicht als ausjchlaggebend angejehen werden. Die typiichen Nachtheile des Waaren- 
terminhandel® — Ueberproduktion, Preisdrud und Verjchlechterung der Qualität, 
jeien aljo auch beim Kammzug-Terminhandel hervorgetreten. 

Die aus der Erportitatiftif vorjtehend gezogenen Schlußfolgerungen wurden 
von den Vertretern der verbündeten Negierungen, welche insbejondere auf Die 
Statijtif des Jahres 1895 hinwieſen, als zutreffend nicht anerkannt: das Jahr 

1894 jei mit Rüdjicht auf die Ausfuhr nach den Vereinigten Staaten als ein 
Ausnahmejahr anzuſehen. 

Von dem Vertreter der Königlich Sächſiſchen Regierung wurde in Bezug 
auf den Kammzug-Terminhandel die Erklärung abgegeben, daß die Königlich 
Sächfische Regierung zur Zeit der Einführung des Kammzug-Terminhandels in 
Leipzig auf Grund der von ihr eingezugenen Gutachten der betheiligten reife 
der Anficht geweſen jei, daß durch dieſe Gejchäftsform die Anterefjen der Wolle 
industrie erheblich geſchädigt ſeien. Auch jetzt noch habe jich eine Reihe von 
Handelsfammern, in deren Bezirk die Wollinduftrie hervorragend vertreten fei, 
gegen die Beibehaltung des Terminhandel3 ausgefprochen und jei die ſächſiſche 
Regierung der Anficht, daß die Nachtheile des Terminhandels entjchieden die mit 
demjelben verbundenen Bortheile überjteigen, daß jedoch, nachdem einmal der 
Terminhandel in Leipzig eingeführt fei, man die dadurch gejchaffenen Verhältniſſe 
bei der Frage der Aufhebung angemefjen berüdjichtigen und entiprechende Ueber- 
gangsbejtimmungen treffen müſſe. 

Hierauf wurde don einem Mitgliede der Kommiffion darauf bingewiejen, 
daß es doch völlig ausgeſchloſſen jei, lediglich in Leipzig den Kammzug-Termins 
handel beizubehalten und denjelben für alle übrigen Börfen zu unterjagen. Cei 
diefe Gejchäftsform vom Standpunkt der Geſammtintereſſen aus nicht nachtheilig 
oder fogar von wejentlihem Nuten, jo könnte und dürfte die Einführung ders 
jelben an anderen Börjen nicht gehindert werden. Zweifellos würde dann der 
Kammzug-Terminhandel auch an der Börje in Berlin eingeführt werden, was 
mit Rückſicht auf die weſentlich größere Kapitalfraft diefer Börje in furzer Zeit 
das Eingehen des Terminhandels in Leipzig zur Folge haben würde. 

Nach diejen Erörterungen wurde der Antrag, 

den börjenmäßigen Terminhandel in Kammzug und anderen Ganz- und Halb» 
fabrifaten der Textilinduſtrie zu verbieten, 
mit 12 gegen 8 Stimmen angenommen. 

In der zweiten Leſung wurde die Wiederaufhebung des Verbot des börjen- 
mäßigen Terminhandel3 in Kammzug und anderen Ganz- und Halbfabrifaten der 
Tertilinduftrie beantragt. 


726 Bericht der IX. Kommiffion des Reichstags 


Zur Begründung diefes Antrages wurden im Wejentlichen die beveit3 in der 
eriten Leſung gegen das gejetliche Verbot diefes Terminhandels angeführten 
Gründe wiederholt; andererjeitS wurden aud für diejes Verbot die bereits in 
der eriten Lefung dafür geltend gemachten Gefichtspunfte nochmals dargelegt. 

Bon den Gegnern des gejeglichen Verbot3 wurde noch darauf bingewiejen, 
daß nad) einer inzwifchen beim Bundesrathe eingegangenen Petition eine Neihe 
von Mitgliedern der betheiligten Induftriezweige, welche früher Gegner des 
Terminhandels in Kammzug gewejen jeien, fi nunmehr für die Beibehaltung 
desjelben ausgeſprochen hätten. 

Demgegenüber wurde geltend gemacht, daß nach der von dem „Ausihuß 
der Spinnereivereinigung zum Zwed der Bekämpfung des börfenmäßigen Termin 
handels in Kammzug“ an den Bundesrath unterm 14. März d. 3. gerichteten 
Petition es allerdings den energifchen Bemühungen der Freunde des Kammzug— 
Terminhandels gelungen jei, ſieben Gewerbetreibende, welche früher Gegner des 
Terminhandels gewejen jeien, zur Unterzeichnung der Petition für Beibehaltung 
desjelben zu bejtimmen; es liege aber auf der Hand, daß auf die Stimmen 
jolher Gewerbetreibender, welche, nachdem fie viele Jahre Gegner des Termine 
handel3 gewejen, in wenigen Wochen ihre Anficht wechjelten, fein bejonderer 
Werth gelegt werden fünnte. 

Aus diejer Petition ‚ginge aber ferner hervor, daß etwa 83 Prozent der 
gejammten Spinnereien Deutjchlands, Dejterreichd, Rußlands und der Schweiz 
mit einem Geſammtbeſitz von ca. 1650000 Spindeln und auc zwei Leipziger 
Spinnereien und Darunter die größte mit etwa 83000 Spindeln Gegner des 
Kammzug-Terminhandels geblieben jeien, daß auch für die Verfiherung der Im— 
porteure der Terminhandel jeit mehreren Jahren gar nicht habe benußt werden 
fünnen, da die Terminpreife für vier Monate fpätere Lieferungen ſtets niedriger 
gewejen jeien al3 die Lofopreije für Kammzug, berechnet nad) den Lofopreijen 
der Wolle und daß endlich der Effektivhandel in feiner Weije von dem Termin 
handel abdinge und demgemäß durch die Aufitellung desjelben gar nicht beein 
trädhtigt werden würde. 

Der Königlich Sächſiſche Bevollmächtigte erklärte: 

Die Königlich Sächſiſche Regierung hat der gegen den Terminhandel 
in Kammzug gerichteten Bewegung ſtets ihre volle Aufmerkſamkeit gewidmet; 
ſie würde dieſen Handel ſ. Zt. verboten haben, wenn ſie die geſetzliche Be— 
fugniß hierzu gehabt hätte, weil man damals in Intereſſentenkreiſen nahezu 
einſtimmig von der Schädlichkeit dieſer Einrichtung überzeugt war. Inzwiſchen 
haben ſich die Verhältniſſe etwas geändert; in den Kreiſen der Spinner ſelbſt 
ſind Stimmen dahin laut geworden, daß es vielleicht beſſer ſei, nicht ſofort 
mit dem Verbot vorzugehen. 

Die Königlich Sächſiſche Regierung hält die Frage daher noch für eine 
offene, da ſie das Hauptgewicht auf die Wünſche der Intereſſenten legt. Sie 
empfiehlt daher auf das Dringendſte die Streichung des Verbotes, damit die 
Frage im Bundesrathe nochmals eingehend geprüft werden könne. 

Er glaube in bejtimmte Ausjicht jtellen zu können, daß feine Regierung 
beim Bundesrath einen bezügliden Verbots-Antrag jtellen werde, jobald auch 
die Gegner gehört jeien, und er hoffe, daß der Bundesrath einen ſolchen An— 
trag jodann genehmigen werde. 

Auch der Königlich Bayerifche Bevollmächtigte trat für Wiederherjtellung der 
Negierungsvorlage ein, indem er u. A. bemerkte, daß feine Regierung ſich von 
dem einjeitigen Verbot in Deutjchland allein wenig Erfolg verjpredhe, die von 
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den Gegnern der Einrichtung ſelbſt angejtrebte internationale Verjtändigung über 
eine gemeinfame Unterdrüdung desjelben aber hierdurch nur erjchiwert würde. 
Die Kommiffion nahm den Antrag auf Streihung des Verbots des Termine 
handel3 in Kammzug und anderen Halbjabrifaten der Tertilinduftrie mit 12 gegen 
9 Stimmen an, ebenjo die Nejolution: 
den Herrn Neichsfanzler zu erjuchen, mit denjenigen Staaten, in denen ein 
börjenmäßiger Terminhandel in Kammzug und anderen Halbfabrifaten der 
Tertilindujtrie beiteht, wegen Unterfagung dieſes Handel in Verhandlungen 
zu treten und über das Ergebniß derjelben dem Reichstage Mittheilung zu 
machen. 


E3 wurde jodann zur Berathung des 

Berminbandels in Getreide und Müblenfabrikaten 

übergegangen. In diefer Beziehung waren folgende Anträge geitellt: 

1. Bei dem Terminhandel mit Getreide iſt in jedem von den beiden Kon— 
trahenten zu vollziehenden Schlußjtein, durch welchen die Nechtsgültigkeit 
eines Kaufabſchluſſes auf Lieferung bedingt wird, Gattung und Uriprung 
der gehandelten Waare, ſowie das Erntejahr, aus welchem diefelbe jtammt, 
anzugeben. 

Die Lieferungsqualität des im Börfenterminhandel zu liefernden Ge— 
treides ijt nach Anhörung einer Sachverſtändigen-Sommiſſion vom Bundes— 
rath feitzuitellen. Diefe Kommiſſion beiteht aus einem Negierungskonmijjar 
als Borfigenden und zehn weiteren auf je fünf Jahre zu ernennenden 
Mitgliedern, von denen der Bundesrath die Hälfte aus den Mitgliedern 
der verjchiedenen Getreidebörjen, die andere Hälfte aus der Landwirth- 
ichaft und dem Müllereigewerbe auswählt. 

2 a) Die allgemeinen Lieferungsbedingungen des im Börjenterminhandel zu liefern 
den Getreides, insbejondere die Lieferungsqualität für dasjelbe, find nad 
Anhörung von Vertretern der betheiligten Erwerbsjweige vom Bundes— 
rath feitzuitellen. 

b) Bei dem Börjenterminhandel von Waaren hat die Feſtſetzung der Lieferung 
fähigkeit vor der Ankündigung der Waare zu erfolgen. Die Landes- 
regierungen ind befugt, Ausnahmen für einzelne Waaren für die Dauer 
von längitens drei Jahren nad Inkrafttreten des Geſetzes zu geitatten. 

3. Der börjfenmäßige Terminhandel in Getreide und Mühlenfabrifaten iſt 
unterfagt. Der Bundesrath bejtimmt den Zeitpunkt, wann das Verbot 
in Kraft treten joll, und erläßt die Hebergangsbeitimmungen. Der Bundes: 
rath ijt befugt, zeitweije das Verbot aufzuheben. 

Zu dem Antrage 2b war der Unterantrag geitellt: 

zwijchen den eriten und zweiten Sat die Worte einzujchieben : 
„Entgegenjtehende Vereinbarungen find nichtig,“ 

und den legten Saß, wie folgt, zu fajjen: 

„Die Landesregierungen find befugt, Ausnahmen für einzelne Waaren 
für die Dauer eines Uebergangsitadiums zu geitatten.“ 

Von den Mitgliedern der Kommifjion, welche den Untrag zu 1 geitellt 
hatten, wurde derjelbe, wie folgt, begründet. 

Die bisher von den Börfen für den börjenmäßigen Getreideterminhandel 
fejtgejegten allgemeinen Lieferungsbedingungen bejchränften ſich im Allgemeinen 
darauf, die für die Lieferung des Getreided mahgebende Mindejtqualität nad) 
allgemeinen Gejichtspunften und durch Feſtſetzung eines Mindejtgewichts für Die 
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einzelnen Getreidegattungen zu bejtimmen. Dieſe Charakterifirung der Lieferungs— 
qualität genüge nicht, indem jie auf die verjchiedenen Qualitäten der Getreide- 
gattungen und die verjchiedenen Verwendungsziwede des Getreides feine Rückſicht 
nehme. Da die Hauptgetreidegattungen, Weizen und Noggen, im Allgemeinen 
dazu bejtimmt feien, zu Mehl verarbeitet zu werden, und da das Getreide in 
jeinen Qualitäten und Werthen erhebliche Berjchiedenheiten aufweije, denen durch 
die allgemeinen Lieferungsbedingungen feine Rechnung getragen jei, jo könnten 
bei den jetzigen Lieferungsbedingungen die Müller, denen die Verarbeitung des 
Getreides zu Mehl ovbliege, nie wiffen, welche Gattung und Qualität ihnen 
geliefert würde, und ob die ihmen gelieferten Getreideforten ihren Bedürfniffen 
entfprächen. Hierin liege ein großer Mißſtand, deſſen Bejeitigung eine dringende 
Aufgabe der Geſetzgebung fei. Es müfje deshalb verlangt werden, daß im den 
Schlußicheinen genau nad) Gattung und Urfprung angegeben würde, damit der 
Müller in der Lage wäre, jich die für feinen Betrieb nothwendige Qualität aus— 
zufjuchen. Das börſenmäßige Termingefchäft habe in eriter Neihe die Aufgabe, 
den Müller mit denjenigen Qualitäten und Quantitäten zu verjorgen, welche er 
brauhe. Es müſſe alfo in dem Schlußjchein jelbit eine jolche Dualitätsbezeich- 
nung des Getreides enthalten fein, daß der Müller über die ihm zu liefernde 
Waare ein zuverläfliges Urtheil haben fünne Das gejchehe in erjter Reihe dur 
eine nähere Bezeichnung des Urſprungs der gehandelten Waare, da der Urſprung 
im Allgemeinen für die Qualität des Getreides ausjchlaggebend jei Ferner 
müſſe verlangt werden, daß in dem Sclußjcheine die Gattung näher bezeichnet, 
alfo 3. B. angegeben würde, ob Sommer- oder Winterweizen, ob weicher oder 
harter Weizen zur Lieferung gelangen werde, weil die einzelnen Mühlen je nad 
ihren Einrichtungen und jonjtigen Bedirfnifien jehr verfchiedene Anſprüche an 
die Gattung des Getreides jtellten und jtellen müßten. Endlich ſei aucd die An— 
gabe des Erntejahres, aus weldem das Getreide ſtamme, in dem Schlußſcheine 
nöthig, da, wie allgemein befannt, in den einzelnen Erntejahren durchaus ver— 
jchiedene Qualitaten gewonnen würden und der Müller wiſſen müfje, aus welchem 
Jahre das Getreide, welches er auf Termin gekauft, ſtamme. 

Um eine genügende Gewähr dafür zu jchaften, daß bei der Feſtſetzung der 
Lieferungsqualität auch die Intereſſen der anderen Erwerböfreije angemefjen 
berüdiichtigt würden, jei es nothiwendig, für die Begutachtung der Lieferungss 
qualität, deren Feititellung nach dem Entwurf dem Bundesrathe obliegen jollte, 
ein für alle mal eine Kommiſſion einzufeßen, in der, wie vorgejchlagen, die 
betheiligten Erwerbäfreife eine angemefjene Vertretung finden müßten. 

Gegen diejfen Antrag wurden aus der Mitte der Kommiſſion Bedenken 
geäußert. Wolle man in der Spezialifirung des zu liefernden Getreides jo weit 
geben, wie der Antrag es vorschreibe und die Begründer desjelben es für noth— 
wendig erflärten, jo würde damit der ganze Terminhandel in Getreide unmöglid 
gemacht; es würden dann Dußende von Dualitäten berüciichtigt werden müſſen, 
und da von einer jeden Qualität nur verhältnigmäßig geringe Mengen am öffent: 
lihen Markte jeien, jo würde es den Verkäufer unmöglich gemacht, Getreide 
börjenmäßig auf Termin zu verkaufen, weil er zur Zeit des Abjchluffes nie wijjen 
fönnte, ob die Qualität, die der einzelne Müller brauche, und welcde er im 
Schlußitein nad) Gattung und Provenienz näher zu bezeichnen verpflichtet jei, 
auch von ihm würde geliefert werden fünnen. Das börjenmäßige Termingejchäft 
mache es ferner unbedingt nothwendig, daß die Kündigungsſcheine leicht von 
Einem auf den Andern übertragen werden fönnten. Auch dieſes wäre nahezu 
ausgejchlojjen, wenn die von den Antragſtellern befürwortete Spezialifirung des 
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Getreides in den Schlußfcheinen angegeben würde. Die Erfahrungen, die man 
in Paris, wo ähnliche Beitimmungen für die Lieferung des Getreide an der 
Börje bejtänden, gemacht habe, hätten ergeben, da ſolche Beitimmungen für den 
Börjenterminhandel unmöglich jeien. Der Terminhandel in Weizen an der Pariſer 
Börje jei in Folge diefer Spezialifirung thatjächlich eingegangen, und hätte ſich 
die Börje dort auf den Terminhandel in Mehl bejchräntt. In Folge dejjen ſeien 
in Paris diejenigen Vortheile, welche ih die Befürworter dieſes Antrages von 
der uäheren Spezialifirung der ©etreidegattung verfprächen, nicht eingetreten 
Für die Müller hätte damit der Terminhandel jelbit jede Bedeutung verloren 
und wäre nicht das erreicht, was die Antragiteller wollten, nämlid) jeden Müller 
in die Lage zu verjegen, ich diejenige Getreidegattung durch den Terminhandel 
zu verjchaffen, deren er für feine Zwecke benöthigt fei. 

Auch die Vorſchrift, daß die Kommiſſion aus zehn Mitgliedern bejtehen und 
daß die Hälfte diefer Mitglieder aus den verfchiedenen Getreidebörfen, die andere 
aus Vertretern der Landwirthichaft und des Müllereigewerbes gewählt werden 
jollten, ſei nicht zweckmäßig. 

Für diejenigen Getreidegattungen, welche nicht zur menfchlichen Ernährung, 
jondern zu Fütterungszwecken Verwendung fünden, wie Hafer und Mais, jei das 
Müllereigewerbe überhaupt nicht fachverjtändig; zur Begutachtung der Lieferungs- 
qualität der leßtgenannten Getreidegattungen müßten aljo andere Sachverjtändige 
herangezogen werden. 

Uebrigens jei durch den Antrag jelbit feineswegs eine Gewähr dafür ges 
boten, daß in der That der von den Antragitellern beabfichtigte Zweck, dem 
Müller die Erlangung derjenigen Tualität zu fichern, welde er für jeine Zwede 
gebrauche und zu haben wünjche. Man wifje nicht, ob unter dem vorgejchriebenen 
Urjprunge des Getreides die Angabe der Provenienz nad Ländern, Provinzen 
oder jonjtigen Produftionsgebieten jtattfinden ſolle. Im erjteren Falle würde die 
Vorſchrift feine wejentlihe Bedeutung haben, da in den meiften Ländern Getreide 
der verjchiedenjten Art gebaut würde. Im letzteren Falle träte eine jo weit 
gehende Spezialifirung ein, dal überhaupt ein börjenmäßiges Termingejchäft 
völlig ausgefchloffen jei. Dazu käme, daß auch vielfady in verjchiedenen Ländern 
die gleiche Dualität produzirt würde, Sei auch zugegeben, daß der Handel gegen— 
wärtig unter der Bezeichnung ojtpreußifcher, polnischer u. j. w. Weizen eine 
bejtimmte Gattung verjtände, jo liege es auf der Hand, daß in den Grenz— 
gebieten der einzelnen Länder Getreide produzirt würde, das in Qualität und 
jonjtiger Beichaffenheit dem in anderen Ländern produzirten völlig gleich Fäme. 
Ob die Antragiteller den von ihnen beabfichtigten Zweck erreichten, hinge aljo 
ganz von der Ausführung diejer Bejtimmung feitens des Bundesrathes ab. Da 
jhon durch den Gefepentwurf den Bundesrath eine Einwirkung auf den Termin 
handel geitattet und derjelbe berechtigt fei, die Genehmigung desjelben von Be— 
dingungen abhängig zu machen, jo jei der Bundesrath aud) ohne diefen Antrag 
in der Lage, Vorſchriften für die Qualität des zu liefernden Getreides zu erlafjen. 
Der Erlaß des Gejeges würde den Yundesrath Veranlafjung geben müfjen, die 
Frage, in welcher Weife das Getreide in den Lieferungsbedingungen und Schluß— 
feinen jo zu jpezialiiiren jei, daß die Intereſſen der Käufer möglichjt berück— 
jichtigt würden, einer weiteren Erwägung zu unterziehen, und es dürfte erwartet 
werden, daß der Bundesrath, ſoweit diefe Forderungen als berechtigt anzujehen 
jeien, denjelben Rechnung tragen würde. Insbeſondere müßte unbedingt ein 
Verbot der Mifchung verichiedener Getreidegattungen ausgeiprochen werden. Hinge 
aber die Erreihung des von den Antragitellern gemwollten Zwedes von der Aus— 
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führung der Bejtimmungen durch den Bundesrath ab, jo jei der Antrag ent— 
behrli, da der Bundesrath auch ohnehin nach dem Gejegentwurfe die gleichen 
Befugniffe haben würde. Den letzteren Ausführungen gegenüber wurde von 
anderer Seite geltend gemacht, daß der Bundesrath kaum in der Lage jein würde, 
BVBorfchriften für die Qualität des zu liefernden Getreided zu geben, welche den 
Anſprüchen des effektiven Handel3 genügten und gleichzeitig die Technik des börjen= 
mäßigen Termingeſchäfts ermögliche. 

Daneben wurde von den Vertretern der verbündeten Regierungen noch fols 
gender Geſichtspunkt herausgehoben: Es liege, wenn man eine Anzahl verjchiedener 
Schlußſcheine vorjchreibe, die Möglichkeit nahe, daß der Großhandel fi, ähnlich 
wie beim Kammzug, einen einzelnen, und zwar ausländijhen Standard für das 
Termingefchäft ausfuche. Hierdurch werde die Stellung des inländiichen Getreides 
eher verfchlechtert als verbefjert, da die Spannung ſich alddann nad den Termin 
preifen des ausländischen Getreide richte. Wenn dagegen nad) Maßgabe des 
Entwurf3 die Lieferungsqualität für einen Schlußjchein unter thunlichiter Berüd- 
jihtigung der Eigenfchaften des inländifchen Getreide periodijch feſtgeſetzt werde, 
jo erhalte die inländische Waare ihre berechtigte Stellung gegenüber der aus— 
ländijchen, und habe die letztere jich in der Spannung in höheren Grade nad) 
dem inländijchen Getreide zu richten. 

Der Antrag zu 1, dem im Laufe der Erörterung folgende Faſſung gegeben 
worden war: 

„Die Rechtsgiltigkeit eines Kaufabjchluffes auf Lieferung wird unbedingt 
durch PVollziehung eines Schlußſcheins jeitens der Slontrahenten. In dem 
Schlußichein find Gattung und Urjprung der gehandelten Waare, jowie das 
Erntejahr, aus welcden diejelbe jtammt, abgegeben. Die jpeziellen Bezeich— 
nungen von Gattung und Urjprung, ſowie die Lieferungsqualität des im 
Börjenterminhandel zu liefernden Getreides bejtimmt der Bundesrath nad 
Anhörung von Bertretern der betheiligten Erwerbszweige.“ 

gelangte nicht zur Abjtimmung, da der Antrag zu 3 angenommen wurde. 

Bei der weiteren Erörterung über den Terminhandel in Getreide und 
Mühlenfabrifaten wurden von den Freunden und von den Gegnern diejes Han— 
dels im Wejentlichen nochmals die Gründe dargelegt, welche für und gegen den 
Terminhandel in der Börſenenquete-Kommiſſion und in dem Berichte derjelben 
eingehend wiedergegeben worden find. Won den Gegnern des Terninhandels in 
Getreide und Mühlenfabrifaten wurde insbefondere daranf hingewiejen, daß diejer 
Handel in jolhen Zeiten, in denen die Vorräthe den Bedarf an Getreide über- 
jtiegen, einen erheblichen Preisdrud herbeizuführen geeignet ſei, daß dagegen in 
folhen Zeiten, in denen die Vorräthe den Bedarf nur unvolllommen Ddedten, 
der Terminhandel eine erheblihe Steigerung der Preije erleihtere und damit 
herbeiführe. An dem erjteren Falle würden durch den Terminhandel die Intereſſen 
der Produzenten, im zweiten Falle die der Konſumenten auf dad Empfindlichite 
geichädigt. Won allen Getreidegattungen habe die Gerjte im Laufe der Jahre 
die geringite Preiseinbuße erfahren, und da Gerjte nicht auf Termin gehandelt 
werde, liege es nahe, den geringeren Preisrüdgang in diejer Getreideart auf das 
Fehlen eines börjenmäßigen Terminhandels für diejelbe zurüdzuführen. Diejes 
würde auch durch Aeußerungen von Sacverftändigen bejtätigt; insbejondere jei 
erit dor wenigen Tagen in einem Börjenbericht noch darauf hingewiejen, daß 
wegen des für Gerjte fehlenden börjenmäßigen Termingeſchäfts der nothwendige 
Import don Gerite mit großem Riſiko verknüpft ſei und daß die Händler fid 
durch einen verhältnigmäßig großen Verdienſt für diefes Riſiko ſchadlos halten 
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müßten. Hierin liege das Anerfenntniß, daß das Fehlen des börjenmäßigen 
Terminhandel3 bei Gerjte den Import erſchwere und die Händler mit Rückſicht 
auf das ihnen verbleibende größere Riſiko zu höheren Preifen nöthige. Won 
diejen höheren Preijen habe natürlich die inländische Geriteproduftion einen ent— 
ſprechenden Vortheil, da dieſe günjtigere Preisgeitaltung auch ihr für den Abjaß 
ihrer ©erfte zu Gute käme. Der durch das börjenmäßige Termingejchäft an 
ſich herbeigeführte Preisdrud würde noch verſchärft durch die ungünjtige Stellung, 
welche in den Lieferungsbedingungen der Käufer von Waare gegenüber dem 
Berfäufer habe. Durd Scheinfündigungen und Kündigungen am jich jelbit, durch 
Lieferung unfontraftliher Waare, durch Feitießung einer geringen Lieferungs— 
qualität durch die allgemeinen Lieferungsbedingungen jeien denjenigen Händlern, 
welche den Preis des Getreides drüden wollten, erheblihe Mittel in die Hand 
gegeben, die, wie die Erfahrung bewiefen, auch oft zur Anwendung ges 
langten. 

Während aus dieſen Mißſtänden von denjenigen Mitgliedern der Kommiſſion, 
welde den Antrag zu 3 unterjtüßten, die Nothiwendigfeit eines Verbots des 
Terningejchäftes in ©etreide und Mühlenfabrifaten hergeleitet wurde, waren 
andere Mitglieder der Kommijjion der Anficht, daß die bei dem bisherigen 
Terminhandel unzweifelhaft vorhandenen Mißſtände dadurd im wejentlichen be= 
jeitigt werden würden, wenn die Worlage der verbündeten Regierungen und Die 
zu 2 gejtellten Anträge zur Annahme gelangten. Durch Annahme der Vorlage 
und der Anträge zu 2 wirde der börjenmäßige Terminhandel insbejondere auch 
in Getreide auf eine ganz andere Grundlage ald bisher gejtellt werden. Es jei 
in Zukunft nahezu ausgejchlojien, den Preis durch Scheinfündigungen nnd durch 
Kündigungen an ſich ſelbſt zu drüden, weil diefe Kündigungen, abgejehen davon, 
daß ſie ehrengerichtlich geahndet werden müßten, durch die Vorjchrift, daß die 
zu liefernden Waaren vor der Ankündigung in Bezug auf ihre Qualität und 
Lieferfähigkeit unterjucht werden müßten, ausgefchlojjen wären. Denn um diejer 
Vorſchrift gerecht zu werden, müßten in Zukunft in den Kündigungsicheinen Ans 
gaben darüber enthalten jein, wo die betreffenden Duantitäten, die gekündigt 
werden jollten, lagerten und durch welche Sachverſtändige diejelben für lieferfähig 
erklärt worden jeien. Ebenſo jeien die Manipulationen mit minderwerthigen 
Getreide nahezu ausgejchloffen, wenn die Lieferfähigfeit vor der Ankündigung 
jejtgejtellt werden müßte und wenn derjenige, der eine nicht kontraktliche Waare 
liefere, in Erfüllungsverzug geriethe. Auch ſei die Erwartung berechtigt, daß 
der Bundesrath aus den von weiten nterefjenkreifen, insbejfondere auch von den 
Müllern erhobenen Bejchwerden über die zu geringen Anforderungen an Die 
Lieferungsqualität des Getreides Veranlaſſung nehmen würde, diefe Frage einer 
weiteren Prüfung zu unterziehen und Vorjchriften zu erlaffen, durch die die bis— 
her erhobenen berechtigten Bejchwerden abgejtellt würden. Weiter würde eine 
günstigere Stellung des Käufers dadurch herbeigeführt werden, daß die Friſt zur 
Abnahme des Getreides bei Termingejchäften entiprechend verlängert würde. 
Seien auch einige Börfen bereit? dazu übergegangen, die jogenannten Doppel- 
termine bei Termingefchäften zu bejeitigen und die Friſt, während welcder die 
Waare geliefert werden müßte, auf einen Monat herabzujegen, jo jei die weitere 
Prüfung nicht von der Hand zu weijen, ob nicht bei den gegenwärtigen Verkehrs— 
mitteln auch noch die Friſt von einem Monat als zu lang bemejjen angejehen 
werden müßte. Jedenfalls jei es gerechtfertigt, dem Käufer einer Waare eine 
ausgiebigere Friit für deren Abnahme und Weiterverwendung zu gewähren, als 
gegenwärtig die Lieferungsbedingungen vorjehen. 


732 Bericht der IX. Kommiſſion des Reichstags 


Bon den Vertretern der verbündeten Negierungen wurde anerkannt, daß 
bei dem Terminhandel in jeiner bisherigen Gejtalt unzweifelhafte Mißſtände her— 
vorgetreten feien. Der Preußiſche Minifter für Handel und Gewerbe wies in 
diejer Beziehung auf die vielerörterten Vorgänge des vorigen Jahres an der 
Berliner Produftenbörje hin, wo e3 den gemeinjchädlichen Machenjchaften einer 
hiefigen Spefulantenfirma gelungen fei, einen in den wirthichaftlichen Verhältnifien 
des Getreidemarftes nicht begründeten Drud der Getreidepreife, zum Schaden der 
heimifchen Produktion, herbeizuführen. Es wurde regierungsjeitig in Ausficht 
gejtellt, daß eine eingehende Prüfung der Verhältnifje des Getreideterminhandels 
nad Inkrafttreten des Geſetzes jeitens des Bundesraths eintreten würde und daß, 
wenn der Antrag zu 2 angenommen wirde, den Vertretern der betheiligten 
Erwerbsfreije Gelegenheit gegeben werde, ihre Wünſche und Beſchwerden zu 
äußern. Vom Bındesrath dürfe erwartet werden, daß er bei Entjcheidung diejer 
Frage die berechtigten Wünjche der Landwirtbichaft und des Müllereigewerbes 
durchaus berücjichtigen würde. Den Anträgen zu 2 ftehe, wie von den Ver— 
tretern der preußifchen Negierung hervorgehoben wurde, die preußiſche Regierung 
wohlwollend gegenüber; es fei aber zweifelhaft, ob die darin vorgejehene Ueber 
gangsfriit von drei Jahren genüge. Nach den biäherigen Ermittelungen müſſe 
angenommen werden, daß die Einrichtungen in Berlin und Hamburg für den 
Handel von Getreide beziehungsweife von Spiritus nicht genügten, um eine Feſt— 
jtellung der Lieferfähigfeit vor der Ankündigung zu ermöglichen. Es würde diejes 
erjt angängig fein, nachdem zweckmäßigere Lagereinrichtungen an den beiden Orten 
eingerichtet wären, Gegen ein Verbot de3 Terminhandel® in Getreide und 
Miühlenfabrifaten durch das Geſetz ſelbſt müßten die verbündeten Negierungen 
entſchieden Stellung nehmen, ein jolches Verbot fei bisher auch kaum von einem 
Vertreter der Landwirthichaft und der Müllerei gefordert worden. Lediglich 
durch den Terminhandel fei es möglich, die Bedürfniſſe derjenigen Staaten, 
welche wie Deutjchland weniger Getreide produzierten, als fie brauchten, zu bes 
fredigen und habe der Terminhandel bisher feinen Zwed, den Worrath und den 
Bedarf der einzelnen Staaten auszugleichen, in durchaus angemefjener Weije er: 
füllt. Much die Landwirthichait hätte ein erhebliches Intereſſe an dem börſen— 
mäßigen Terminhandel. Unmittelbar nach der Ernte würde von der deutjchen 
Landwirthſchaft Getreide zum Verkaufe gejtellt, deſſen Werth ſich auf 300 bis 
400 Millionen Markt belaufe.. Würde den Käufern die Möglichkeit genommen, 
jich für diefe Häufe auf dem Terminmarkte zu deden, jo müjje die Befürchtung 
gehegt werden, daß fie überhaupt nicht geneigt fein würde, derartig große Quanti— 
täten zu Faufen und das damit verbundene Riſiko zu tragen. Jedenfalls würden 
fie dieſes Rififo nur übernehmen, wenn ihnen dafür feitend der Produzenten 
eine entjprechende Entjchädigung gewährt würde, die lediglich in einer Herabjegung 
der Preife beitehen fünnte, 

Der Auffaffung, daß durch den Terminhandel die Getreidepreife künſtlich 
gedrückt würden, müſſe durchaus entgegengetreten werden, 

Dazu fomme, daß, wenn der Terminhandel in Deutichland verboten würde, 
die Folgen fich nicht bejeitigen ließen, welche der Weltmarkt und der an anderen 
Welthandelspläßen beitehende börjenmäßige Terminhandel in Getreide auf die 
Preisgejtaltung ausüben. Die Preife für Getreide in Paris, London, Berlin, 
New-York und Chicago jtänden im Allgemeinen in. einem gewiſſen Zuſammen— 
hange und würden die Getreidepreife in Deutjchland auch bei einem Verbot des 
Terminbandels für Deutfchland nach wie vor in der gleichen Abhängigfeit von 
dem Weltmarkt bleiben. Uebrigens feien die weitaus meijten Welthandelsartifel 
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in den legten Dezennien in gleicher Weiſe im Preije gejunfen wie das Getreide, 
ohne daß in diefen Artikeln ein Terminhandel bejtände. Nicht die Gerſte, ſon— 
dern der Hafer jei verhältnigmäßig am wenigiten von dem Preisrüdgang be— 
troffen, woraus hervorginge, daß die verhältnigmäßig höheren Preife für Gerſte 
nicht auf den Mangel eines Terminhandels in diejem Artikel zurücdgeführt werden 
fünnten. Bon den Gegnern des Terminhandels wurde dem entgegengehalten, 
dab Roggen überhaupt nur in Berlin auf Termin gehandelt würde, ein Verbot 
des Terminhandel3 in Getreide alfo den Terminhandel in Roggen überhaupt 
bejeitigen würde Wenn auch nicht geleugnet werden könne, daß der Einfluß 
de3 börjenmäßigen Terminhandels auf die Preisgeftaltung nicht ganz bejeitigt 
würde, wenn an ausländiichen Welthandelspläßen der Terminhandel bejtehen 
bliebe, jo könne doc anderſeits nicht bezweifelt werden, daß dieje Wirfung dur) 
die Bejeitigung des Terminhandels wejentlih abgejhwächt werden müßte. Wenn 
es auc) richtig jei, daß im Allgemeinen die Preife in den einzelnen Welthandels- 
pläßen im gleichen Verhältniß zu einander jtänden, jo kämen doc oft, wie durch 
praftijche Beijpiele näher dargelegt wurde, Fälle vor, in denen die Preisgejtaltung 
an der Berliner Börje eine ganz andere und der Landwirthichaft viel ungünjtigere 
gewejen jei als an ausländijchen Börjenplägßen. Dazu füme, daß bei dem Ge— 
treide don einer einheitlichen Lieferungsqualität nicht die Nede fein fünne. Ein 
Blid in die Hurszettel des Inlandes und des Auslandes beweije, welche erheb- 
lihen Preis: und Werthdifferenzen je nad) der Qualität der betreffenden Getreide- 
gattungen bejtänden, obwohl diejelben allen von den Börjen an die Lieferfähigfeit 
geitellten Anforderungen entjprähen. Zweifellos wurde der Preis der Termin 
twaare dur den Preis beſtimmt, welchen die geringite, als lieferfähig zugelafjene 
Waare habe. Wie früher, jo lange der Rauhweizen an der Berliner Börje als 
lieferfähig zugelajfen gewejen, lediglich der Preis des Rauhweizens, der vielleicht 
15 Mark niedriger jei als der des andern Weizens, den Preis bejtimmt habe, 
jo würde jeßt der Preis durch die geringwerthigen argentinischen, indiſchen und 
jonjtigen Weizengattungen beſtimmt, die an der Berliner Börje durch die Lieferungs: 
bedingungen für lieferfähig erklärt jeien. Won den vorgejchlagenen Mitteln, um 
das börjenmäßige Lieferungsgejchäft auf eine andere Grundlage zu jtellen, könne 
ein erniter Erfolg nicht erwartet werden. 

Nach diefer Debatte wurde der Antrag zu 3 in feinen eriten beiden Säßen, 
und zwar der Saß 1 mit 11 gegen 9, der Sat 2 mit 12 gegen 8 Stimmen 
angenommen, dagegen der dritte Sab, wonach der Bundesrath befugt jein folle, 
zeitweife das Verbot des Terminhandels für Getreide aufzuheben, mit 14 gegen 
6 Stimmen abgelehnt. 

In Bezug auf den Antrag zu 2 wurde vor Abſtimmung über denfelben von dem 
Königlich Preußifchen Miniſter für Handel und Gewerbe folgende Erklärung abgegeben: 

Die Aelteſten der hiejigen Kaufmannſchaft hätten über die Frage der vorher— 
gehenden Unterjuchung des auf Terminkontrakte zu liefernden Getreides vor einigen 
Tagen an das Handelsminijterium berichtet. Sie hielten grundjäglic eine jolche 
Mafregel nicht für nothivendig und glaubten, daß fie unwirtbichaftliche Ausgaben 
herbeiführen werde, indem einerjeitS auch jolche Partien zu unterjuchen jein würs 
den, deren vertragsmäßige Bejchaffenheit außer Zweifel ſtehe, andererfeit3 bei den 
derzeitigen mangelhaften Speichereinrichtungen bierjelbjt die Sicherung der Jdentität 
der unterjuchten Partien nur unter Aufwendung größerer Lagerjpefen werde er- 
reicht werden fünnen. 

Die Meltejten glaubten aber dem gegen die hieſige Börfe erregten Sturme, 
dejjen Berechtigung fie mit Entichiedenheit bejtritten, Rechnung tragen zu follen, 
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und wollten zu dem Zwecke die obligatorische Begutachtung des Getreides vor 
der Kündigung zur Durchführung bringen. Sie hielten dieſe Mafregel troß 
der mangelhaften Speichereinrichtungen jchon gegenwärtig für durchführbar. Mit 
der darnad) erforderlichen Aenderung der Bedingungen für Termingeihäfte in 
Getreide wollten jie aber bis zum Erlaſſe des Börſengeſetzes warten, weil fie 
gewärtigen müßten, daß dieſes Gejek eine erhebliche Aenderung der Bedingungen 
erforderlich machen werde, und — da jede Uenderung in den Bedingungen dem 
Handel eine Störung bereite — eine joldhe zweimalige Störung innerhalb eines 
furzen Zeitraums nicht angezeigt fei. 

Eine Entjchliegung über diefen Bericht der Aelteſten fei bisher nicht erfolgt 
und müſſe den betheiligten Preußischen Reſſorts vorbehalten werden. Aus dem 
Berichte folge aber jedenfall, daß die gejepliche Bejtimmung, die die Unterfuchung 
vor der Kündigung vorjchreibe, für Berlin jchon gegenwärtig durchführbar jein 
würde, Ob dies aud für alle anderen deutjchen Börfen zutreffe, könne mit Be— 
jtimmtheit nicht angegeben werden. Für die Preußiſchen Börjen fünne angenonmten 
werden, daß eine folche Vorſchrift jchon gegemwärtig zur Durchführung gebracht 
werden fönne. 

Mit Rücjicht auf diefe Erflärung richtete der Antragjtellerv das Erjuchen an 
die Vertreter der verbündeten Negierungen, bis zur zweiten Leſung feſtzuſtellen, 
ob nicht auch die Bedenken, welhe in Hamburg gegen die vorgeſchlagene Bes 
ſtimmung, daß die Feſtſtellung der Lieferungsqualität vor der Ankündigung 
erfolgen folle, beitänden, als hinfällig anzujehen feien. Seines Erachtens lägen 
die Verhältniffe in Hamburg für die Lieferung don Spiritus ähnlich wie in 
Berlin für die Lieferung von Getreide, und es müfje demgemäh angenommen 
werden, daß die Bedenken, weldje gegen die von Hamburger Intereſſentenkreiſen 
gegen die vorgejchlagene Bejtimmung erhoben feien, nad) nochmaliger Prüfung 
ſich ebenfall3 als nicht zutreffend ergeben würden. Er behalte ſich je nad dem 
Ergebniß diefer Antwort die Abänderung jeines Antrages zu 2b in der zweiten 
Leſung vor. 

Die Vertreter der dverbündeten Negierungen fagten zu, über die angereate 
Frage die Anficht des Hamburger Senats einzuholen und von derjelben in der 
zweiten Leſung Mittheilung zu machen. 

Hiernady wurde der Antrag zu 2 in feinen beiden Theilen angenommen. 

In der zweiten Lefung wurde von einer Seite der Antrag gejtellt und im 
Wejentlihen unter Wiederholung der in der eriten Lefung gegen ein jolches 
Verbot dargelegten Gefichtspunfte begründet: 

das Verbot des börjenmäßigen Terminhandel3 in Getreide und Mübhlenfabrikaten 
_ wieder aufzuheben. 


Zu diefem Antrage wurde von einem Mitgliede die Erklärung abgegeben, 
daß feine politifchen Freunde in Konſequenz ihrer bei der eriten Lejung in der 
Kommiffion nad) langer und reiflicher Ueberlegung und nad) eingehenden In— 
formationen eingenommenen Haltung wiederum für das Verbot des Getreide: 
terminhandels jtimmen würden, wodurch fie jedoch nicht für die einzelnen Mit— 
glieder ihrer Fraktion verbindlich handelten, welche ihre Stellungnahme eventuell 
von der Erwägung abhängig machen würden, das jo dringend begehrte Geſetz 
nicht zum Scheitern fommen zu lajjen. 

Bei der Verlefung des Berichts wurde von einer Seite darauf bingemiejen, 
daß eine Reihe von Darlegungen, welche in der erjten Leſung zu Gunjten des 
Verbots des Terminhandels in Getreide durd) das Geſetz jelbjt gemacht worden 
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jeien, in dem Bericht nicht in der mit Rückſicht auf die Wichtigkeit der Sache 
wünjchenswerthen Bollitändigfeit Aufnahme gefunden hätten. 

Die Kommiſſion erkannte an, daß die Ausführungen, deren Fehlen in dem 
Bericht bemängelt wurde, in der That gemacht jeien, war aber der Anjicht, dal; 
der Bericht ein richtiges Bild über den Gang der Verhandlungen gebe und die 
bauptjächlichjten Gejichtspunfte für und gegen den Terminhandel in genügender 
VBolljtändigkeit zum Ausdruck gebracht habe. Die Kommiſſion beichloß aber dem 
Wunjche auf Aufnahme folgender Ausführung zu entjprechen. 

„Nach Lage des Weltniarktes hätten die Preife in Berlin zum Herbſt 1895 
wejentlich anziehen müſſen, und einzig und allein die Einwirkung einer Firma, 
die 100000 Tonnen auf den Berliner Markt warf und in Berlin um das Viel: 
fache der eingeführten Waare blanfo verkaufte, hätte das Nejulrat herbeigeführt, 
daß in einem Augenblid, wo der Bedarf durch die auf heimischen Boden gewachjenen 
Feldfrüchte reichlich gedeeft werden fonnte, ein jo intenjiver Preisjturz erfolgte, 
daß Berlin der relativ billigite Plaß wurde. Dieje Konzentrirung — für Noggen 
jei Berlin Weltmarkt — babe ein Umjchlagsprivileg für Berlin geichaffen, das 
dent Spieler unter Benußung der ungejunden Entwicklung des Termingefchäftes 
zum Nachtheil der geſammten Landiwirtbichaft eine ausichlaggebende Stellung in 
der Preisbildung des Getreides einräume und es den Jobber zuweilen ermögliche, 
mit einigen hundert Tonnen Angebot den Preis, der für Deutjchland maßgebend 
jei, herunterzujchreien. 

Auch die Behauptung jei ein Irrthum, daß, je mehr Käufer und Verkäufer 
vorhanden feien, um jo ficherer \ich die Preisichwanfungen naturgemäß ausglichen. 
Es komme darauf an, wer die Näufer und Verkäufer jeien. Wenn in deren 
Kreis Spieler einträten — und in der Börjenenquete ſei von Händlern felbjt 
behauptet worden, daß 90 Prozent der an der Berliner Börje abgejchlofjenen 
Geſchäfte den Charakter von umwirthichaftlichen Spielgejhäften hätten —, jo liege 
es auf der Hand, da der Spieler, der nicht Worrath und Bedarf abmejje, von 
der Leidenschaft getrieben, ſein Leptes einjeße, um die Situation zu jeinen 
Gunsten nach der Hauſſe oder der Baifje hin zu wenden. Bei dem Effektivgeichäft 
jei der Importeur Hauſſier; jebt jei der Importeur naturgemäß Baijjier geworden, 
da er durch den mehrfachen Blanfoverkauf das Vielfadhe von dem zu gewinnen 
die Ausſicht habe, was er an der effektiven Waare verliere. Und die Zahl diejer 
Differenzipieler werde leider durch Kapitalafjoziationen vermehrt, die eine jehr 
vortheilhafte Kapitalanlage in der Unterjtügung der Spekulanten fänden, indem 
jie jich mit Vorliebe dem mit mehr Gewinnchancen arbeitenden Baiſſier zur Vers 
fügung jtellten. Verluſte jeien für den Geldverleiher faum zu fürchten. Diejer 
jei dadurch gefichert, daß, wenn dem Baiflier die Baifjeoperation gelinge, bei der 
er vielleicht das Zehnfache von dem, was er in wirklicher Waare herangeſchafft 
habe, in Blanfo verkaufe, dann der Gewinn des Baiſſiers am Blanfoverfauf, 
obgleich er an der wirklichen Waare verliere, ein derartiger ſei, daß er den 
Banquier bezahlen könne. Steige der Preis gegen die Berechnung des Baiſſiers, 
jo wiſſe der Banquier, daß der höhere Werth der wirklichen, ihm auf alle Fälle 
im Wege der Verpfändung gejicherten Waare, den Vorſchußbetrag reichlich deden 
werde. Gerade der Fall Cohn & Roſenberg mit feinen ungeheuren Dimen— 
fionen und der von mehreren befaunten Banfen in Höhe von fünf Millionen 
gewährte Vorſchuß — Manipulationen, die in kleinerem Maßſtabe täglich vor— 
fämen — jei ein Beleg dafür, daß nicht die Zahl der Käufer und Berfäufer 
eine richtige Preisbildung fichere. Die Spielluft und die Forcirung des Angebots 
mit Hilfe der Kapitalmacht überrumpele den Markt jchneller als die durch die 
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natürlichen Produktionsverhältniſſe hervorgerufenen, leicht vorauszufehenden Angebote 
und Nachfragen nad) wirklicher, effektiver Waare. Daher fei auch die Behauptung 
falich, daß durch das Termingefchäft die Preisſchwankungen weſentlich ausgeglichen 
würden. Der Roggenpreis 1879/80 habe von 120 bis 216 Mark, 1881/82 
von 216 bis 134 Mark gejchwanft. 1891 habe fich der Preis von 180 auf 
255 Mark gehoben, um 1892 wieder auf 130 Mark zu finfen. Gerade die 
Auswüchſe im Terminhandel hätten dieje großen Preisſchwankungen zum Schaden 
der deutjchen Volkswirthſchaft erſt möglich gemacht. Aber jelbjt wenn die Preis 
ſchwankungen im Vergleich mit früheren Jahren etwas geringer fein jollten, werde 
dies doc) völlig zu Unrecht den Terminhandel zu gute gerechnet; jie lägen lediglich 
in den außerordentlich entwidelten Verfehröverhältniffen und dem Nachrichten— 
wejen. 

Im Uebrigen jeien die Beichlüffe der Kommiſſion in feiner Weiſe geeignet, 
in Zukunft den Berliner Markt vor gewaltjamen Haufjes und Baijjeoperationen 
zu ſchützen, wie diefe in den lebten Jahren, beſonders im vergangenen Herbſt, 
vorgefommen jeien. Es müſſe bejtritten werden, daß durch die Geſetzvorlage 
Sceinfündigungen und Kündigungen an ſich felbit verhindert würden. Der Baijtter 
werde nad) wie vor bei dem ungehinderten Blanfoangebot auch in Zukunft die 
Waare jo weit entwerthen fünnen, bis ſich jchließlidh ein Käufer finde; ebenjo 
wenig werde der in dem Termingefchäft liegende Anreiz zum Import bejeitigt 
werden, der Majjen fremden Getreides nad) Berlin führe, nur um die Bedürfniffe 
der Differenzjpieler zu befriedigen, nicht aber um den realen Austaujch von 
Borrath und Bedarf zu vollziehen.“ 

Der Antrag wurde mit 11 gegen 10 Stimmen angenommen, nachdem ein 
Vertheidiger des Verbots erklärt hatte, daß er, da neue Gefichtspunfte ſich wohl 
nicht mehr geltend machen ließen und die Abjtimmung in der Kommijjion feſt— 
jtände, in derjelben auf eine Fortjegung der Diskuſſion Verzicht leiſte. 

Es wurde darauf beantragt, folgende Bejtimmung in das Gejeß aufzunehmen: 

„Bei dem börjenmäßigen Terminhandel in Getreide jind das inländische 
und Die verjchiedenen Arten des ausländischen Getreides auf bejonderen Schluß— 
jcheinen zu handeln. Von dem Bundesrath find nach Anhörung von Vertretern 
der betheiligten Erwerbszweige die allgemeinen Lieferungsbedingungen des zu 
liefernden Getreides, insbejfondere die Lieferungsqualitäten für das inländijche 
und für die verjchiedenen Arten des ausländischen Getreides feitzuitellen. In 
den verjchiedenen Schlußjcheinen für ausländisches Getreide find jedesmal Art 
und Herkunft der gehandelten Getreidegattung, jowie das Erntejahr (alte oder 
neue Ernte), aus welchem diejelbe ſtammt, anzugeben. Die fpeziellen Bezeich— 
nungen für Art und Herkunft des ausländischen Getreides bejtimmt der 
Bundesratd nah Anhörung von Vertretern der betheiligten Erwerbszweige.“ 

Demnächſt wurde unter Zurüdziehung diejes Antrags der Antrag geitellt: 

in $ 47 Abſatz 2 zum Schluß hinzuzufügen: 

„Die Feſtſtellung ift jo zu treffen, daß das zu liefernde Getreide für 
die Zwecke des einheimischen Verbrauch geeignet iſt. und daß mejentliche 
Dualitätsunterjchiede, insbejondere nad) Art und Herkunft, in den Schlußſcheinen 
zum Musdrud kommen.“ 

Zur Begründung diefes Antrages wurde angeführt, daß die bei der eriten 
Lefung gegen einen fich in ähnlicher Richtung bewegenden Antrag hervorgehobenen 
Bedenken Berüdjichtigung gefunden hätten. Durd den Antrag wurde das gegen- 
wärtig bei Normirung der allgemeinen Lieferungsbedingungen beobachtete Ver: 
fahren nad) zwei Nichtungen Hin verbefjert. Einmal würde durch den Antrag 
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ausgejprochen, daß für die Feſtſetzung der Dualität ausjchließlich die Intereſſen 
und Bedürfniffe des einheimiichen Verbrauchs maßgebend fein follten, daß aljo 
3. B. nur folder Weizen zugelajjen werden dürfe, aus dem ſich unter Berück— 
jihtigung der Einrichtungen der einheimifchen Mühlen brauchbares Mehl heritellen 
lajje. Die zweite Verbefjerung trete nach der Nichtung ein, daß, joweit wejent- 
lihe Qualitätsunterjchiede in Frage fommen, aud) wenn dieje in der verjchiedenen 
Beichaffenheit der Ernte in den einzelnen Jahren liege, für dieſe verjchiedene 
Schlußjcheine zur Einführung gelangen müßten. Dadurch würde es verhindert 
werden, daß der Preis des im Allgemeinen bejjeren inländischen Getreides künſtlich 
auf den Preis einer jchlechten Lieferungswaare herabgedrüdt werde. Die vor— 
geichriebene Mitwirkung von Vertretern der betheiligten Erwerbszweige, insbejondere 
aud der Landwirthichaft, fichere die volle Berüdjichtigung berechtigter Wünſche. 

Wenn vorgeſchrieben würde, daß das Getreide für die Zwecke des einheimijchen 
Verbrauchs geeignet jein müſſe, jo gemüge es natürlich nicht, day Weizen oder 
Roggen zu Fütterungszweden oder Weizen zur Maccaronifabrifation gebraucht 
werden könne; es jei nöthig, daß jich aus Weizen und Noggen gutes, badfähiges 
Mehl hHeritellen ließe, wobei es gleichgültig jei, ob dieſes Mehl für den ein- 
heimischen VBerbraud oder für den Export bejtimmt jei. Durch ausdrücklichen 
Beſchluß der Kommifjion wurde diefe Anficht als die der Kommiſſion feſtgeſtellt. 

Der Staatsjefretär des Innern, jowie der Preußiſche Minifter für Handel 
erklärten für ihre Berjon, dem Antrage zujtimmen zu fönnen. Ebenſo 
erflärte der Vertreter des Preußiſchen Minijters für Landwirthichajt im Auftrage 
dejjelben, daß auch diejer in dem Antrage eine wejentliche Berbejjerung des Ent— 
wurfs erfenne, 

Bon anderer Seite wurde der Befürchtung Ausdruck gegeben, daß die vor— 
geichlagene Beſtimmung feinen wejentlichen Erfolg haben und eine Bejjerung der 
bisherigen Berhältnifje nicht herbeiführen würde. Vorausſichtlich würde, wie 
dieſes auc in Amerika gejchehen, die Spekulation ich eines beſtimmten Typs 
bemächtigen und auf die anderen Schlußjcheine überhaupt nicht handeln. Dazu 
fäme, daß die Verfchiedenheiten der Ernten in den einzelnen Jahren in den 
Schlußſcheinen gar nicht würden berücjichtigt werden können. 

Der Antrag wurde angenommen. 


E3 wurde nunmehr zur Berathung des 
Berminregifters 
übergegangin. 
Bon einer Seite wurde es fir ungerechtfertigt bezeichnet, daß für die Ein— 
tragung in das Negiiter Gebühren erhoben würden. Würde dieſe Bejtimmung 
im Geſetze bejeitigt und damit jedem die Möglichkeit gegeben, ſich ohne Kojten 
in da Börfenregijter eintragen zu lajjen, jo Eönne dem Gedanken des Termin 
regiiterd zugejtimmt werden, Durch dieje Gebühren würden namentlich die 
Intereſſen Hleinerer Kaufleute, welche in ihrem Gewerbebetrieb nur vereinzelt 
Termingefchäfte abzufchliegen in die Lage kämen, jchwer gejhädigt; wolle man 
die Gebühren nicht allgemein aufheben, jo jei wenigſtens die Forderung berechtigt, 
daß die ind Handelsregiſter eingetragenen Kaufleute von der Eintragungsgebühr 
und der Erhaltungsgebühr befreit würden. Es wurde demgemäß der Antrag 
ejtellt: 
ß „Ins Handelsregiiter eingetragene Kaufleute find von der Eintragungs— 
gebühr und von der Erhaltungsgebühr befreit.” 
Annalen des Deutſchen Reiche. 1896. 49 
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Dem Gedanken, die ins Handelsregiiter eingetragenen Firmen in Bezug auf 
die Eintragungsgebühren günjtiger zu itellen wie die nicht eingetragenen Kaufleute, 
wurde auc noch von einem anderen Mitgliede der Kommiſſion zugeitimmt; das— 
jelbe erklärte jedoch, daß der Antrag, die ins Handelsregijter eingetragenen Kauf— 
leute von jeder Eintragungsgebühr zu befreien, zu weit ginge, und beantragte 
demgemäß: 

„Für handel3gerichtlic eingetragene Firmen iſt die Eintvragungsgebühr 
auf 50 ME. zu ermäßigen.“ 

Ein noch weiter gehender Antrag wurde von einem anderen Mitgliede der 
Kommiſſſon geitellt und ging dahin: 

„Zermingejcäfte in Waaren, welche nicht zwifchen in dem Handelsregijter 
eingetragenen Kaufleuten oder jolchen Perjonen, in deren Gejchäftsbetrieb 
Waaren der gehandelten Art produzirt werden oder Verwendung finden, oder 
zwijchen Perſonen legter Art und in dem Handelsregiiter eingetragenen Kauf: 
leuten abgejchloifen werden, begründen fein Schuldverhältniß.“ 


Zur Begründung diejes Antrags wurde darauf hingemwiefen, daß die Gründe, 
welche zur Einführung des Börfenregijters Veranlafjung gegeben hätten, im All— 
gemeinen bei den zwifchen Kaufleuten abgejchlofienen Geichäften nicht zuträfen, da 
man den Kaufleuten wohl zutrauen könnte, daß fie die Wirkung der von ihnen 
abgejchlofienen Termingejchäfte nach jeder Nichtung Hin jachgemäß zu beurtheilen 
vermöchten. Ebenjo fei die Forderung berechtigt, daß folhen Perjonen, in deren 
Gewerbebetriebe auf Termine gehandelte Waaren produzirt würden oder Vers 
wendung fänden, der Abſchluß von Termingeſchäften in ſolchen Waaren ohne 
jede Einjchränfung untereinander und zwifchen ihnen und den im Handelsregiſter 
eingetragenen Slaufleuten gejtattet werden müſſe, da jede diefer Perjonen in die 
Lage fommen künnte, ein Termingefchäft für die Zwecke feines Gewerbebetriebes 
abjchließen zu müfjen. 

Gegen diejen Antrag wurde eingewendet, daß wohl nur der geringite Theil 
der ins Handelöregiiter eingetragenen Kaufleute ein Gewerbe betriebe, für welches 
der Abſchluß von Termingejchäiten nöthig jei, und daß demgemäß die Entbindung 
aller Kaufleute von der Verpflichtung. ſich ins Börſenregiſter eintragen zu laſſen, 
den Kreis der zum Mbjchluß von Termingefchäften berechtigten Perjonen ganz 
über Gebühr erweitern würde. Uebrigens ginge aus der vom Senatsprälidenten 
Wiener veranitalteten Zufammenjtellung der Entjcheidungen des Reichsgerichts, 
betreffend den Einwand des Differenzgejchäftes, hervor, daß es überwiegend Kauf— 
leute gewejen jeien, welche zum Schutze ihrer Interefjen den Einwand von Spiel 
und Wette bei Differenzgefchäften zu erheben jich veranlagt gejehen hätten; denn 
von den 48 in diefer Zufammenjtellung beiprochenen Fällen handle es jich bei 
30 Fällen unzweifelhaft um ins Sandelsregiiter eingetragene Kaufleute, Auch 
der weitere Antrag, Perſonen, in deren Gewerbebetrieb auf Termin gehandelte 
Waaren produzirt würden oder Verwendung fünden, zum Abſchluß von Termin— 
geſchäften in joldhen Waaren für befugt zu erklären, begegne begründeten Bedenken. 
Es fünne nicht zugegeben werden, daß ein Bauer, der vielleicht wenige Zentner 
Getreide produzire, oder der Apotheker, der in feinem Gewerbebetriebe Spiritus 
oder Zuder verwende, zu den Perjonen zu rechnen jei, die zum Abjchluß von 
Termingejchäften in Getreide beziehungsweije in Spiritus und Zucker für berechtigt 
erklärt werden müßten. Nach diefen Darlegungen wurden die gejtellten Anträge 
abgelehnt; desgleichen wurde ein von den Antragitellern demnädit zurüdgezogener 
und von anderen Mitgliedern wieder aufgenommener Antrag: 
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„Bei den zwiſchen ind Handelsregijter eingetragenen Staufleuten ($ 52) 
abgejchlofjenen Börjentermingefchäften it der Einwand von Spiel und Wette 
unzuläſſig.“ 

durch welchen bezweckt werden ſollte, die ins Handelsregiſter eingetragenen Kauf— 
leute von der Verpflichtung zur Eintragung ins Börſenregiſter zu befreien, aus 
den eben dargelegten Gründen abgelehnt. 

Der von einer Seite gegebenen Anregung, das Börjenjpiel dadurd ein= 
zujchränfen, daß durd das Geſetz ausdrüdlid) der Einwand des Spiel für uns 
zuläjlig erklärt würde, wie ſolches jeitens der franzöſiſchen und öjterreichiichen 
Gejepgebung geichehen jei, wurde von anderer Seite mit dem Hinweis darauf 
entgegengetreten, daß gerade nah den Erfahrungen in diefen Ländern die Be— 
jeitigung des Einwandes von Spiel und Wette zu einer Einjchränfung des Börſen— 
jpiel8 in den reifen des Privatpublifums feineswegs geführt habe. Es jei irr— 
thümlich, anzunehmen, daß, wenn der Eimvand von Spiel und Wette durch die 
Gejepgebung bejeitigt würde, beim Abjchluß von Termingejchäften eine bejondere 
Sorgfalt und Vorficht beobachtet werden würde. Uebrigens jei auch in Frankreich 
und Dejterreih troß des Berbote des Einwandes von Spiel und Wette die 
Sudifatur zum Schuß des Privatpublifumg genöthigt gewejen, im bejonders 
eflatanten Fällen die Klagbarkeit von Differenzanjprüchen zu verneinen. Ein 
Antrag im Sinne der gegebenen Anregungen wurde nicht geitellt. 

Endlih wurde von einer Seite noch der Antrag gejtellt: 

„Wird ein Börjentermingeihäft in jolchen Gejchäftszweigen abgejchlojien, 
für welche nicht beide Parteien zur Zeit des Gejchäftsabjchlufjes in dem Börſen— 
regilter eingetragen jind, jo wird ein Schuldverhältnig begründet, wenn diejes 
Gejchäft in ein Negiiter an derjenigen Börje, deren Bejtimmungen für das 
Gejchäft maßgebend jein jollen, eingetragen wird. Die näheren Bejtimmungen 
über diejes Negijter jowie darüber, von weldem Zeitpunkt ab dasjelbe an der 
Börſe öffentlid ausgelegt it, werden vom Bundesrath erlafjen.“ 

Zur Begründung diejes Antrages wurde angeführt, daß die verhältnigmäßig 
hohen Gebühren, welche für die Eintragung ins Börjenregiiter verlangt würden, 
und deren allgemeine Ermäßigung, jolle die Wirkung des Börſenregiſters nicht 
überhaupt bejeitigt werden, unthunlich jei, allerdings Gewerbetreibende, die in 
ihrem Gewerbebetricbe nur vereinzelt Termingejchäfte abzujchlichen genötbigt ſeien, 
empfindlich jchädigen würden. Um Ddieje Bedenken gegen das Börjenregiiter zu 
bejeitigen und jolchen Gewerbetreibenden vereinzelt den Abjchluß von Termine 
geihäften zu ermöglichen, dazu diene der geitellte Antrag. Derjelbe würde aber 
auch nad einer andern Richtung Hin eine günjtige Wirkung äußern, indem er 
nämlid viele Perſonen, welche in ihrem Gewerbebetriebe oder als Kapitalijten 
vereinzelt Termingejchäfte zu machen in die Lage fämen, nicht mehr nöthige, ſich, 
um den vechtsgültigen Abſchluß ihrer Termingejchäfte zu erreichen, in$ Börſen— 
regiiter eintragen zu lajjen. Zweifellos würden jolche Perfonen, nachdem ſie 
einmal ins Börjenregiiter eingetragen feien, oft nicht lediglich in dem angegebenen 
bejchränften Umfange Termingeſchäfte abſchließen, jondern jidy auch zu Spekulations— 
geichäften in größerem Umfange verleiten laſſen. Ja, es jei mit Sicherheit zu 
erwarten, daß viele Perjonen, die vereinzelt jolche Termingejchäfte abzujchließen 
Beranlafjung hätten, diejen Umstand als Grund für die Nothwendigfeit, jich ins 
Börjenterminregiiter eintragen zu lajjen, vorichieben würden, was nicht angängig 
wäre, wenn die Gejepgebung es ihnen ermögliche, auch ohne Eintragung ins 
Börjenregiiter vereinzelt jolhe TQTermingejchäfte zu machen. Durch die in dem 
Antrag enthaltene Bejtimmung, dab dieſe Gejchäite in ein an der Börſe zu 
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führendes Regiſter einzutragen und daß dieſes Negijter demnächſt öffentlich aus— 
zulegen jei, liege eine jichere Gewähr dafür, daß von den Betheiligten nur für 
ſolche Gejchäfte diefe Erleichterung in Anjpruc genommen würde, welche Die 
Kontrolle durch die Deffentlichkeit nicht zu fcheuen hätten. Die Befürchtung, dat 
Großſpekulanten zahlreiche Gejchäfte in dieſe Gefchäftsregijter eintragen lajjen und 
fi) jo den für die Eintragung ind Börfenregifter vorgejehenen Gebühren ent= 
ziehen würden, ſei völlig ausgeichlofjen, da ſolche Spekulanten den größten Werth 
darauf legen müßten, daß ihre Geſchäfte der Deffentlichfeit dauernd entzogen 
blieben. Namentlich von den Interejjenten des Kaffeehandels feien an den Reichs— 
tag zahlreiche Petitionen gelangt, in denen die obligatorifche Einführung folcher 
Geſchäftsregiſter für alle Börfen verlangt und allgemein die Rechtsgültigkeit aller 
Börjentermingejhäfte von der Eintragung in dieſes Geſchäftsregiſter abhängig 
gemacht werden jolle. Der Antrag bezwede, die Erfüllung diefer Wünſche zu 
ermöglichen, indem dem Bundesrat es überlafien bleibe, die Benutzung diejer 
Gejchäftsregiiter von einem von den Kontrahenten zu erlegenden Einfchluß ab— 
bängig zu machen. Sollte es zweifelhaft jein, ob nach dem Antrag dem Bundes- 
rat) dieſe Befugniß zuitände, jo könnte diefer Zweifel durch eine entjprecdhende 
Nenderung des Antrages bejeitigt werden. 

Bon anderer Seite wurde diefem Antrag entgegengehalten, daß durch ihn 
das Prinzip, welches dem Börjenregiiter zu Grunde liege, dDurchlöchert und weiten 
Kreijen die Möglichkeit gegeben würde, ich der Eintragung in diefes Negiiter zu 
entziehen und ihre Gejchäfte durch Eintragung in die beantragten Gejchäftsregiiter 
rechtsgültig zu machen. Dadurch würden nicht nur erhebliche finanzielle Einbußen 
entjtehen, jondern es würde auch die Ueberfichtlichfeit und Einheitlichfeit in Bezug 
auf die Perjonen, welche vechtsgültige Termingefchäfte abjchliegen dürften, be: 
einträchtigt werden. 

Andere Mitglieder der Kommiſſion erklärten, daß fie dem Antrag zwar eine 
gewijje Sympathie entgegenbrächten, daß aber eine Nenderung desjelben beziehungs- 
weije ein weiterer Ausbau nothwendig jei, um die gegen ihn geäußerten Bedenken 
zu bejeitigen. 

Bon einem Mitglied der Kommiſſion wurde erklärt, da es dem Antrag nur 
zuftimmen könne, wenn in dem Geſetz jelbjt die Benutzung diejer Gejchäftsregiiter 
von der Leiltung eines nicht zu gering zu bemejjenden Einjchuffes jeitens der 
beiden fontrahirenden Theile abhängig gemacht würde. Nach dieſen Darlegungen 
wurde der Antrag abgelehnt, dagegen die Beitimmung in der Borlage über die 
Einführung der Börjenregiiter mit den darin angegebenen Rechtsfolgen mit allen 
gegen 3 Stimmen angenommen. 

Es wurde nunmehr zur Berathung der einzelnen Paragraphen, welche vom 
Börjentermin handeln, übergegangen. Zu 


8 45 


wurde der Antrag geitellt, 
in Zeile 4 hinter die Worte „wenn ſie“ einzufchalten „in bejtimmten Einheits- 
pojten“. 

Dieſer Antrag wurde damit begründet, daß das Charakteriftiiche der börjeu: 
mäßigen Termingejchäfte darin liege, daß nicht beliebige Mengen, wie jie der 
Berfäufer zur Verfügung habe oder der Käufer gerade brauche, gehandelt würden, 
jondern daß bejtimmte Einheitspojten, 3. B. 1000 Zentner Getreide, 15000 Mt. 
Disfontofommanditantheile u. j. mw. gehandelt würden. Cine Abweichung von 
diejen inheitspoiten nähme dem Gejchäft den Gharafter des börjenmäßigen 
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Termingejchäftes und jei e8 demgemäß nothwendig, die in $ 45 gegebene Defini- 
tion für börjenmäßige Termingejchäfte in der durch den Antrag beabfichtigten 
Weiſe zu ergänzen. 

Von anderer Seite wurde dagegen eingewendet, daß allerdings der Termin 
handel die Feitjegung bejtimmter EinheitSmengen bedinge; es jei aber im höchjten 
Maße bedenklich, dieſes Merkmal ins Geſetz jelbit aufzunehmen, weil es dann 
möglich jein würde, durch geringere Abweichungen von den feitgejegten Einheit: 
mengen dem Gejchäfte den Charakter des börjenmäßigen Termingejchäfts zu nehmen. 
Es würden dann vorausfichtlich jehr bald allgemeine Schlußicheine zur Einführung 
gelangen, in denen nicht die durch die Börfenorgane jejtgejegten Einheitämengen, 
z. B. 1000 Zentner, jondern vielleicht nur 999 Zentner verfauft würden. Da— 
durch jei der Imgehung Thür und Thor geöffnet. Gerade aus der Begründung 
des Geſetzentwurfs ginge hervor, daß derartige Fleine Abweichungen dem Gejchäfte 
den Charakter von börjenmäßigen Termingejchäften nicht nehmen jollten. Nach 
diejen Darlegungen wurde der Antrag abgelehnt und der $ 45 nad) der Vorlage 
angenommen. 

88 46 bis 49. 

Es wurde jodann beantragt, 

den $ 49 als $ 46 ins Gejeh aufzunehmen und den Eingang diejes 

Baragraphen wie folgt zu faljen: 

„Ueber die Zulafjung von Waaren und Werthpapieren zum Börjens 
terminhandel entjcheiden die Börjenorgane nach näherer Beſtimmung der 
Börjenordnung.“ 

Zur Begründung diejes Antrages wurde ausgeführt, daß im Gejeß eine jede 
Beitimmung darüber fehle, welche Stelle über die Zulafjung von Waaren und 
Werthpapieren zum Börjenterminhandel zu entjcheiden hätte; es könne der Irr— 
thum entitehen, daß dieſe Entjcheidung der durch $ 36 eingejegten Zulafjungs- 
jtelle übertragen werden jolle, was nad) der Begründung des Gejegentwurfs nicht 
der Fall jei. Dadurch, daß die Börjenordnung nähere Beitimmungen über dies 
jenigen Börjenorgane treffen follte, welchen die Entjcheidung obliege, fei die Mög— 
Iichfeit gegeben, die Zulafjung zum Börjenhandel von einer Zujtimmung der 
Landesregierung abhängig zu machen beziehungsweije vorzufchreiben, daß dieſe 
Bulafjung nur genehmigt werden dürfe, nachdem Vertreter der betheiligten Erwerb3= 
zweige derjelben zugeitimmt hätten. Ebenſo könne für die Zulafjung von Werth- 
papieren zum Terminhandel durch die Börjenordnung vorgejchrieben werden, daß, 
wenn es jid um Erwerbsgejellichaften handele, vorher der Vorjtand der betreffen- 
den Gejellichaften oder die VBollverfammlung der Aktionäre gutachtlic zu hören, 
beziehungsweife deren AZuftimmung einzuholen jei. Nach diejen Darlegungen 
wurde der Antrag angenommen. 

Dagegen wurde der Antrag, dieſem Baragraphen im Weiteren folgende 
Faſſung zu geben: 

„Die Börjenorgane find verpflichtet, vor der Zulafjung zum Börjen- 
terminhandel in Waaren in jedem einzelnen Falle die Genehmigung des Reichs— 
fanzler einzuholen. Die Zulafjung darf erjt erfolgen, nachdem die Vertreter 
der betheiligten Erwerbszweige vom Reichskanzler gutachtlich gehört worden find.“ 

abgelehnt. Diejer Antrag wurde damit begründet, daß die Vorlage feinen ge= 
nügenden Schuß dagegen biete, daß nicht Waaren gegen den entſchiedenen Wider: 
fpruch der außerhalb der Börje jtehenden betheiligten Sreife zum Börſentermin— 
handel zugelajjen würden. Die den Börjenorganen auferlegte Verpflichtung, Ver— 
treter der betheiligten Erwerbszweige gutachtlich zu hören und das Ergebniß 
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dem Reichskanzler mitzutheilen, biete hiergegen feinen genügenden Schug. In 
den meijten Fällen wiürde es den Börjenorganen möglich jein, Sachverſtändige 
auch innerhalb der betheiligten Erwerbszweige zu finden, die der Einführung 
des Terminhandel3 geneigt jeien, und wenn von ihnen die Anhörung auf dieſe 
Sachverjtändigen bejchränft würde, jo könnte der Irrthum entjtehen, daß in den 
Kreifen der außerhalb der Börje jtehenden Erwerbszjmeige ein erheblicher Wider— 
ſpruch gegen die Einführung des Börjenterminhandels überhaupt nicht vorhanden 
ſei. Ferner empfehle es jich, die Anhörung der Sachverſtändigen nicht in die 
Hände der Börjenorgane, jondern in des Reichskanzlers zu legen, weil lediglich 
dadurch eine gemügende Gewähr für die Auswahl unparteiiiher Sachverſtändiger 
und für Die objektive Anhörung derjelben gegeben würde. 

Segen diefen Antrag wurde von Seiten der verbündeten Regierungen 
Widerijpruch erhoben. Die Befürchtung, daß die Börjenorgane bei der Auswahl 
der Sadverjtändigen nicht objektiv vorgeben und nur ſolche Sachveritändige gut- 
achtlich hören würden, von denen fie wüßten, oder annehmen fünnten, daß fie 
der Einführung des Börjenterminhandel3 geneigt jeien, jei dadurch ausgeſchloſſen, 
daß nach dem Entwurf dem Reichskanzler von dem Ergebniß der Anhörung der 
Sadhverjtändigen Mittheilung gemacht würde und der Neichsfanzler fih, wie in 
dem Geſetz weiter vorgejehen jei, im der Lage befände, weitere Erhebungen zu 
veranlajfen. Würden die Börjenorgane in der befürchteten Weiſe vorgehen, jo 
würden diejenigen Vertreter der in Frage fommenden Erwerbskreiſe, welche auf 
einem anderen Standpunkte jtänden, Weranlaffung nehmen, ſich an den Reichs— 
fanzler zu wenden und von demfelben die Beanjtandung der von den Handels— 
organen bewirkten Anhörung der Sahverjtändigen beanſpruchen. Dieſem Antrag 
würde dann zweifellos Folge gegegen werden. Außerdem jei es bedenklich, dem 
Reichskanzler die Verantwortung für die Einführung einer jeden Waare in den 
Börienterminhandel aufzuerlegen und damit eine neue Inſtanz, welche über dieje 
Frage zu entjcheiden hätte, neben dem Bundesrath zu jchaffen. 

Es wurde nunmehr zur Berathung des 5 46 der Vorlage, welde nach dem 
vorerwähnten Beſchluß der Kommiſſion als $ 47 einzufügen wäre, übergegangen, 
nachdem. vorher fonftatirt war, daß nach den bereits gefahten Beſchlüſſen folgende 
Beitimmungen in diefen Paragraphen aufzunehmen wären: 

1. „Der Börfenterminhandel in Bergwerks- und Induſtriepapieren it 

unterjagt.“ 

„Der Börjenterminhandel in Antheilen von Erwerbsgejellichaften 
fann nur gejtattet werden, wenn das Kapital der betreffenden Erwerbs: 
gejellichaft mindejtens 20 Millionen Mark beträgt.“ 

2. „Der börfenmäßige Terminhandel in Kammzug und anderen Halb- und 
Ganzfabrifaten der Textilindustrie iſt verboten.“ 

3. „Der börſenmäßige Terminhandel in Getreide und Mühlenfabrikaten ift 
unterjagt. Der Bundesrath bejtimmt den Zeitpunkt, wann das Verbot 
in Kraft treten joll, und erläßt die Uebergangsbeſtimmungen.“ 

4. „Die allgemeinen Lieferungsbedingungen des im Börjenterminhandel 
zu lieferndes Getreides, insbejondere die Lieferungsqualität für dafjelbe, 
find nach Anhörung don Vertretern der betheiligten Erwerbszweige vom 
Bundesrath fejtzuitellen.“ 

Der Paragraph, wie er jich hiernach gejtaltet, wurde von der Kommiſſion 
in erjter Lejung angenommen, während nad) den oben bezeichneten Beſchlüſſen 
zweiter Lejung die Punkte 2 und 3 wegfallen und Punkt 4 durch den Satz auf 
Seite 42 zu ergänzen ijt. 
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Zu diefem Paragraphen war ferner noch von einem Mitglied der Kommiffion 
der Antrag gejtellt: 

„Brämiengeichäfte find unterjagt. Auf diefelben finden die Beitimmungen 
des 5 63 Anwendung.“ 

Zur Begründung diefed Antrages wurde darauf hingewiejen, daß Prämien 
geichäfte, wie jie an den Börjen in großem Umfange abgejchlojjen würden, in 
hohem Maße bedenklich jeien, da fie dazu beitrügen, das Publikum zu Spekulationen 
zu verleiten. Auch von anderer Seite wurde auf das Bedenkliche mancher Prämien 
geichäfte, namentlich der Nochgejchäfte und der Stellagegejchäfte, hingewiejen. Durch 
die Nochgeſchäfte, durch melde Käufer oder Verkäufer einer Waare berechtigt 
würden, Die doppelten oder dreifadhen Duantitäten, als die Schlußjcheine aus— 
wiejen, vom Käufer oder Verkäufer zu beanjpruchen, jei e3 bejonders erjchwert, 
ein richtiges Urtheil über den Stand des Börſenmarktes zu erhalten und jeien 
demgemäß dieſe Gejchäfte in eriter Neihe geeignet, erhebliche Störungen in der 
naturgemäßen Entwidelung der Börjenpreife herbeizuführen. Noch weniger künne 
für die Stellagegejchäfte, denen zufolge jemand gegen Zahlung einer bejtimmten 
Prämie entjcheiden könne, ob er in das Gejchäft als Käufer oder Verfäufer ein— 
treten wolle, von Standpunkte des legitimen Handels aus eine Berechtigung zus 
geitanden werden. Aus diefen Gründen habe jich‘ auch die Liquidationsfajje für 
Kaffee in Hamburg veranlaft gejehen, alle Prämiengejchäfte auszuſchließen. 
Zweifello$ wirde auch der Bundesrath jih mit der Frage der Prämiengejchäfte 
befajjen müſſen und in der Lage fein, ſolche Prämiengejchäfte, die nad) den ans 
gedeuteten Nichtungen zu jchwerwiegenden Bedenken Anlaß gäben, zu unterjagen. 
Dagegen jcheine es nicht gerechtfertigt, über dieſe wichtige Frage jchon in dem 
Geſetz ſelbſt eine definitive Entjcheidung zu treffen, da noc weitere Erhebungen 
für die jachgemäße Beurteilung derjelben unerläßlich jeien. Nach dieſen Dar— 
legungen wurde der gejtellte Antrag zurücdgezogen. 


Zu den 88 47 und 48 
wurde darauf hingewiejen, daß die Folgen der Nichtzulaffung von Waaren oder 
Wertbpapieren zum Terminhandel näher präzijirt werden müßten, wie jolches in 
diefen Paragraphen gejchehen jei. ES müſſe unterjchieden werden zwijchen einer 
vom Bundesrath bewirkten Unterfagung und einer endgiltigen Verweigerung der 
Zulajjung jeitend der Börjenorgane einerjeits, und zwilchen der Nichtnachſuchung 
der Zulaſſung andererjeit3. Die beiden eriteren Fälle müßten in ihren Wirkungen 
gleich behandelt werden, wobei zu berüdjichtigen jei, ob von den Börſenorganen 
die Zulafjung nicht lediglich aud dem Grunde verweigert jei, weil jich aus dem 
bisherigen Umfang des Terminhandel3 ein klares Bild über die Nothiwendigkeit 
dejjelben noch nicht habe gewinnen laſſen. Würde lediglid) aus diefem Grunde 
die Zulafjung verweigert, jo handle es jich nicht um eine endgiltige, jondern 
nur um eine zeitiweije Verweigerung. 
E3 wurde demgemäß der Antrag geitellt: 
dem $ 47 als $ 48 folgende Faſſung zu geben: 

„Wird der Terminhandel in bejtimmten Waaren oder Werthpapieren 
vom Bundesrath unterjagt oder die Zulafjung dejjelben von den Börjenorganen 
endgiltig verweigert, jo jind Börjentermingejchäfte in diefen Waaren oder Werth- 
papieren von der Benutzung der Börjeneinrichtungen ausgejchloffen und dürfen 
von den Kursmaäklern nicht vermittelt werden. Auch dürfen für jolche Geſchäfte 
Terminpreife öffentlich) oder in mechanisch hergeitellten Preisliiten (Nurszetteln) 
nicht notirt werden. 
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Ebenjo ijt ein von der Mitwirkung der VBörjenorgane unabhängiger 
Terminhandel von der Börje ausgejchlojfen, ſoweit er jich in den für Börfen- 
termingejchäfte üblichen Formen vollzieht.” 

Diejer Antrag wurde angenommen, desgleihen ein Antrag, daß die gleichen 
Rechtswirkungen eintreten jollen, 
wenn es ſich um Termingejchäfte in Waaren oder Werthpapieren handelt, für 
welche in dem Geſetze ſelbſt der Terminhandel unterjagt jei. 


Endlid) wurde der Antrag angenommen: 

den $ 48 als $ 49 wie folgt zu fallen: 

„Wird die Zulafjung von Waaren oder Werthpapieren zum Termine 
handel nicht nachgeſucht, jo fann ein thatfächlich jtattfindender Terminhandel 
von den Börjenauffichtsbehörden mit den im $ 48 bezeichneten Folgen unter: 
jagt werden.“ 

Zu $ 48 wurde in der zweiten Leſung von der Subkommiſſion eine redaktionelle 
Henderung befürwortet und beantragt, den Abſatz 1 wie folgt zu faſſen: 

„Snjomweit der Terminhandel in bejtinnmten Waaren oder Werthpapieren 
durch diejes Gejeß oder vom Bundesrath unterjagt, der die Zulafjung defjelben 
von den Börjenorganen endgiltig verweigert it, Find Börjentermingejchäfte in 
diefen Waaren oder Werthpapieren von der Benugung der Vörjeneinrichtungen 
ausgejchloffen und dürfen von den Kursmaklern nicht vermittelt werden. Auch 
dürfen fir ſolche Geſchäfte, fofern fie im Inlande abgejchlofien find, Preis— 
lijten Kurszettel) nicht veröffentlicht oder in mechanisch bergeitellter Verviel- 
fültigung verbreitet werden. Desgleichen ijt ein von der Mitwirkung“ u. j. w. 

Eine weitere Erörterung dieſes Antrages fand nicht jtatt und wurde der— 
jelbe angenommen. 

s 50 
der Vorlage wurde in der eriten Leſung von feiner Seite beanjtandet und ans 
genommen. Ferner wurde fonftatirt, daß nach den gefaßten Bejchlüffen ein neuer 
S 50a folgenden Inhalts aufzunehmen jei: 

„Bei dem Börienterminhandel in Waaren hat die Feititellung der Liejer- 
fähigkeit vor der Ankündigung der Waare zu erfolgen. Die Landesregierungen 
iind befugt, Ausnahmen für einzelne Waaren für die Dauer von längitens 
3 Jahren mach Inkrafttreten dieſes Geſetzes zu geitatten.“ 

In der zweiten Leſung wurde der Antrag auf Streichung diejes Paragraphen 
geitellt und damit begründet, daß durch die Annahme des $ 50a, welcher die 
Heititellung der Lieferbarkeit der Waare vor der Lieferung verlange, die Bejtimmung 
des Z 50 ihre praftiiche Bedeutung eingebüßt habe. Won anderer Seite wurde 
darauf hingewiejen, daß dieje Auffaffung infofern nicht zutreffend jei, als nad 
der angenommenen Faſſung die Landesregierungen für die Dauer von 3 Jahren 
Ausnahmen geitatten dürften. Der Antrag auf Streichung des $ 50 wurde 
abgelehnt. 

In der zweiten Lejung wurde beantragt, in 8 50 an Stelle des Wortes 
„Waaren“ zu jeßen „Getreide“. Der Antrag wurde abgelehnt. 

In Bezug auf die Feititellung der Lieferfähigfeit vor der Ankündigung wurde 
von dem Bevollmächtigten zum Bundesrath, Senator Dr. Klügmann, folgende 
Mittheilung gemacht: 

Die von der Kommiſſion in erſter Lejung bejchlofjene Aufnahme der 
Beltimmungen des $ 50a in den Entwurf des Börjengejeges hat den Senat 
zu Hamburg veranlaßt, durch die Handelsfammern Grmittelungen darüber 
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herbeizuführen, ob die Einrichtungen in Hamburg es zulaſſen würden, im 
Terminhandel mit Spiritus, Zuder und Baumwolle die Unterfuhung auf die 
Lieferbarkeit der gehandelten Waare vor der Kündigung vorzunehmen. 


Die Ermittelungen hätten zu folgendem Ergebniß geführt: 


1. bezüglich des im Termin gehandelten rohen Kartoffel-Spiritus: 


Der zur Kündigung gelangende Spiritus befindet jid) zum weitaus größten 
Theil in Seejchiffen oder Flußichiffen, zum kleineren Theil auf den Eijenbahn- 
böfen, in wenigen Fällen in Speichern, Eine Prüfung der Lieferungsfähigfeit 
findet gegenwärtig nad) der Ablieferung an den Käufer in dejjen Näumen jtatt, 
joweit der Käufer es für erforderlich hält. Daß eine abgelieferte Partie als 
lieferumgsunfähig befunden wird, kommt jo gut wie gar nicht vor. Am Jahre 
1894 ijt e3 zweimal der Fall gewejen, 1893 und 1892 nicht ein einziges Mal, 
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zur Ablieferung gelangenden Spiritus nad) einer ganz rohen Schäßung etwa 
30 000000 Liter betragen joll, jo dürfte e3 unbejtreitbar jein, daß nicht das 
geringite Bedürfniß für den Zwang zur Prüfung der Waare vor der Kündigung 
vorhanden: ilt. 

Zur Zeit der Kündigung lagert der Spiritus in Fäſſern, die derart — 
großentheils übereinander — verpadt find, daß ihre Unterfuchung als unmöglich 
betrachtet wird. Um fie zur Unterfuchung bereit zu jtellen, würde es in den 
Schiffen und aucd wohl auf den Eijenbahnhöfen an Raum fehlen — ganz ab: 
geiehen davon, ob überhaupt die Führer der Schiffe und die Eijenbahnvermalte 
ungen jih damit einverjtanden erklären wirden, daß man ihre Räumlichkeiten 
zu derartigen Verrichtungen benußt. 

Falls aber auch dieſe Schwierigfeiten nicht bejtänden, würde die Unterfuchung 
der Waare ſchon wegen der bi! zu den Schiffen und den Eifenbahnhöfen zurüde 
zulegenden Entferungen, in noch höherem Grade wegen der zu leitenden Arbeit 
jelbjt einen beträchtlichen Aufwand an Zeit und Mühe verurfachen. Wenn es 
fih um die Erfüllung einer gejeglichen Vorſchrift handelt, Fönnte man jich füglich 
nicht auf ein paar Stichproben bejchränfen. Die Prüfung müßte ſich auf Stärke, 
Geruch und Gejchmad der Waare eritreden. In legterer Beziehung könnte der 
Prüfende zeitweilig wur eine bejchränfte Zahl von Proben vornehmen. Nach 
Allem zweifelt man daran, ob es gelingen würde, geeignete Perjüönlichkeiten für 
die Ausführung der Unterfuhungen zu gewinnen. 

Weitere Bedenken werden daraus hergeleitet, daß die Waare zum Theil unter 
jteueramtlicher Kontrole jich befindet, daß die Identität der geprüften und der ab— 
gelieferten Waare feitgehalten werden müßte, und daß die Fäſſer jchon vor der 
Ablieferung an den Käufer zu öffnen wären. Hierbei mag nebenher erwähnt 
werden, daß die Kündigung aus Tanks unjtatthaft ift, da die Ablieferung in 
Fäſſern erfolgen muß. 

Hieraus geht hervor, daß die beabjichtigte Maßnahme die Vortheile, die 
Hamburg als Sees und Flußhafen der deutjchen Ausfuhr gewährt, großentheils 
aufheben und erhebliche Unkoſten verurfachen würde. 

Der Spiritus unterfcheidet ſich in der hier fraglichen Beziehung vom Ge— 
treide wejentlich dadurch, daß er im großen und ganzen von gleichmäßiger Bes 
fchaffenheit it. Es erjcheint daher eine verjchiedene Art der Behandlung ebenjo 
unbedenklich wie angemejien. 
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Bezüglich der Baumwolle ift auf den Umstand Gewicht zu legen, daß Die 
Unterfuhung der Waare jich auf die Farbe zu eritreden hat und inſoweit nur 
bei gutem Tageslicht, wie ed in der Haupt-Gejchäftzeit, im Winter oft eine 
Woche lang nicht vorhanden ei, gejchehen fann Müßte die Unterjuchung vor 
der Kündigung vorgenommen werden, jo würde aus Ddiejem Grunde die Inne— 
haltung der Lieferungsfriit, die ſchon durch die Wechielfälle der langen, meijt tief 
im Innern der Vereinigten Staaten von Amerika beginnenden Reiſe erjchwert 
ijt, manchmal in Frage gejtellt werden. Dies würde um jo mehr der Fall fein, 
wenn gegen das Ergebniß der Umnterjuchung die Berufung an eine höhere In— 
itanz vorbehalten bleiben jolle, wie man e3 gegenwärtig für erforderlich halte. 

Gegenwärtig wird nad der Kündigung jede Partie unterfucht, und zwar 
nad) Proben, die aus jedem Ballen gezogen jind. So lange der Terminhandel 
in Hamburg bejteht, iſt es noch nicht vorgefommen, daß eine Partie in allen 
Bullen oder auch nur einem erheblichen Theil von ihnen lieferungsunfähig war. 
In diefer Hinficht dürfte es von Bedeutung fein, daß die nordamerifaniche 
Baumwolle bereits vor der Verjchiffung unterfucht zu werden pflegt. Vinzelne 
Ballen, doch niemald mehr als 10 Prozent, haben ſich wohl bei der biejigen 
Unterjuchung als lieferungsunfähig bevausgeitellt. Im Ddiefen Fällen it die im 
den Gejhäjtsbedingungen enthaltene Bejtimmung, daß innerhalb 24 Stunden 
lteferungsfähige Waare als Erjag zu liefern it, zur Anwendung gefommen mit 
dem Erfolge, daß die Erjagballen niemals beanjtandet worden find. In Er— 
füllungsverzug it im Hamburger Baummwoll-Terminhandel noch niemals Jemand 
geratben. 

Im Zudergejchäft iſt es noch nicht ein einziges Mal vorgefommen, daß ein 
im Terminhandel in Hamburg oder in Magdeburg angefündigter Zuder lieferungs— 
unfähig war. 

Der in Hamburg zur Kündigung gelangende Zuder fommt zum größten 
Theil in Flußichiffen von der Oberelbe und geht fait durchweg in Seeſchiffen ins 
Ausland. Zur Zeit der Kündigung lagert der Zucker meiſtens in Flußſchiffen. 
In einem vollen Flußſchiff it das Nehmen von Proben keineswegs eine einfache 
Verrichtung und erfordert die größte Sorgfalt. Nach den geltenden Geſchäfts— 
bedingungen gehört zu einer ordentlichen Probenahme, daß aus je einem von 
fünf Säden eine Probe genommen wird, Die Unterjuchung der Proben muß 
in den Gejchäftsräumen der Chemiker jtattfinden. Hieraus erhellt, daß die Eins 
führung der geplanten Beltimmung für den Zuder-Terminhandel empfindliche 
Beläftigungen und Verzögerungen zur Folge hätte. Die Beläftigungen würden 
darin bejtehen, daß lediglich zum Zwed der Probenahme die Zuderjäde wenigitens 
theilweife umgeladen und Probezieher innerhalb der weitläufigen Hafenanlagen, 
ja bis nad) Harburg gejchicdt werden müßten. Die Verzögerungen würden dahin 
führen, daß in manchen Fällen der legte Zeitpunkt der vechtzeitigen Kündigung 
des Zuckers verjäumt werden würde. 

Gegenwärtig wird in Hamburg nur joldher Zuder unterjucht, der nicht nad) 
England geht. Die Unterfuchung erjtredt fi) darauf, ob die Waare Nübenzuder 
I. Produkt ijt und wie viel Prozent Rendement fie aufweiit. Zucker, der weniger 
als 84 Prozent Nendement aufweist, it unbedingt lieferungsfähig, Zuder von 
weniger ald 86 Prozent Rendement in dem Falle, daß er nicht früher nachweislich 
mindejtens 86 Prozent aufgewiejen hat. Nach dem Nendement richtet ſich die 
Bezahlung des Zuckers derart, daß der Preis für 88 Prozent Nendement ver: 
einbart und je nad einem größeren oder geringeren Nendement ein Zuſchlag 
zum Preiſe oder ein Abjchlag berechnet wird. Die Unterfuhung findet dann im 
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Hamburg jtatt, wenn nicht der Käufer fich mit einem vom Verkäufer beigebrachten, 
aus einer früheren Unterjuchung bervorgegangenen Attejt einverjtanden erklärt. 
Die Proben für die Unterjuchungen jolhen Zuders, der aus dem Flußſchiff ins 
Seeihiff übergeladen wird, werden in der Negel während der Meberladung ge: 
nommen, weil hierbei ohnehin jeder einzelne Sad behandelt werden muß. Die 
Unterfuhung findet mithin nach der Kündigung jtatt. 


Die Waare, die nad) England, dem Haupt-Abjagland des deutichen Zuders, 
verjendet wird, unterliegt in Hamburg feiner Unterſuchung. Trotz der eifrigiten 
Beitrebungen iſt e& nicht gelungen, die englischen Käufer zur Anerkennung der 
Hamburger Unterjuchung zu bewegen. Man hat vielmehr zugeitchen müſſen, daß 
die englische Unterfuhung maßgebend iſt. Sowohl der deutjiche Zuckerfabrikant, 
wie der deutjche Zuderhändler haben ich hierin gefügt, und das Verfahren ift 
jo geregelt, daß aud die Abrechnung zwiſchen dem deutjchen Fabrifanten und 
dem deutjchen Zwiſchenhändler nad) der jpäter in England erfolgenden Unterfuchung 
ji) richtet. Die Macht der englijchen Käufer, d. h. der weitaus bedeutenditen 
Abnehmer des deutichen Zuders, it jo groß, daß gar nicht daran gedacht werden 
fann, jie zur Anerkennung einer veichsgejeplich eingeführten Ddeutjchen Unter— 
juhung zu zwingen. Die Folge der reichsgejeglichen Beſtimmung würde daher 
jein, daß außer der englischen noch eine deutjche, vom englischen Käufer nicht 
anerfannte, aljo völlig nußloje Unterjuchung vorgenommen werden müßte Würde 
der deutſche Fabrikant die Forderung erheben, daß für die Abrechnung zwiichen 
ihm und dem Ddeutjchen Händler die deutiche Unterjuchung maßgebend jei, jo 
müßte für das hieraus ſich ergebende Riſiko eine Entſchädigung gefucht werden, 
die nur in einem Druck auf den dem Fabrifanten zu zahlenden Preis beſtehen 
fünnte. Gegenüber einer jolchen Schädigung des deutjchen Fabrifanten und des 
deutjchen Händlers jtände eine Begünjtigung des englischen Handel. Je mehr 
Beläftigungen und Erjchwerungen dem deutjchen Händler durch die deutjche Geſetz— 
gebung bereitet werden, um jo leichter wird es den Engländern fallen, ihn aus 
jeiner Stellung zu verdrängen. Bejteht doch auch nicht mur in Deutjchland ein 
Terminmarft für Zuder, jondern auch in Großbritannien jelbit, in London, 
Liverpool und in Greenock. 


Es iſt in weiteren reifen allzuwenig befannt, welche Mühen und Sorgen 
darauf verwendet worden find, um den internationalen Zuderhandel, an dem 
Deutjchland nicht nur mit jeinem Kandel, jondern vielmehr noch mit jeiner 
Induſtrie und Landwirthichaft in hervorragendem Maße betheiligt it, durch Ver— 
einbarung entiprechender Gejchäftsbedingungen die gute Organijation zu geben, 
die er gegenwärtig bejigt. E3 würde unverantwortlich fein, durch eine Bejtimmung, 
die in Deutjchland Niemandem nübt, dagegen deutjche Intereſſen zu Guniten des 
Auslands jchädigt, dieſe Errungenjchaft zu zeritören. 


Es fünne daher nur dringend, nicht etwa nur im Intereſſe Hamburgs, 
jondern aller betheiligten wirthichaftlichen Kreife Deutjchlands empfohlen werden, 
dem Antrage Folge zu geben, wonach die Feititellung der Lieferfähigfeit vor der 
Ankündigung der Waare auf den Börjenterminhandel in Getreide: und Mühlen- 
fabrifaten beſchränkt wird. 


In Würdigung diefer Verhältniffe wurden folgende Anträge geitellt: 
1. Den Eingang des 3 50a zu fallen: 


„Bei dem Börjenterminhandel in Getreide und Miühlenfabrifaten 
hat“ u. j. w. 
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2. Den Abſatz 3 des $ 50a wie folgt zu fajlen: 
„Der Bundesrath iſt befugt, für andere Waaren als Getreide und 
Miühlenfabrilate Ausnahmen zu gejtatten.“ 
Der Antrag zu 2 wurde mit Stimmengleichheit abgelehnt, der Antrag 1 
darauf angenommen, 


SS 51 bis 64 


wurden in erjter Lejung von feiner Seite beanitandet und von der Kommiſſion 
angenommen. Es wurde dabei feitgeitellt, daß durch die Beitimmung im Abjag 3 
den Landesregierungen zugleich die Möglichkeit gegeben werden jolle, einen Theil 
der Einnahmen den Börſenkaſſen zu überweifen, um diejelben für die ihnen durch 
Ausführung des Gejeges etwa erwacjenden Koſten zu entjchädigen, Ein in der 
zweiten Leſung gejtellter Antrag, im $ 51 die Worte „je“ und „und für Werth- 
papiere* zu jtreichen, wurde abgelehnt. 


8 65. 


Bei diefem Paragraphen wurde von einer Seite das Bedenken geäußert, 
daß, wenn ein nicht in das Börjenregiiter eingetragener Inländer im Ausland 
ein Börjentermingejchäft mache und er von den ausländiichen Gerichten zur Zahlung 
etwaiger Differenzen verurtheilt jei, die einheimischen Gerichte in die Lage fommen 
fünnten, dieſe ausländijchen Urtheile für im Inlande vollitrekbar zu erklären. 
Außerdem könnte, da der Grundjaß locus regit actum herriche, jogar das in— 
ländiſche Gericht genöthigt fein, Inländer, welche im Auslande Termingejchäfte 
abgejchlojjen hätten, für die ſich aus denjelben ergebenden Differenzen zu ver: 
urtbeilen. 

Gegen diefe Auffafjung wurde von Seiten der Vertreter der verbündeten 
Negierungen Widerjpruch erhoben; wenn auch der Grundſatz locus regit actum 
im Allgemeinen zutreffe, jo fünne doc das inländische Gericht, wenn, wie es im 
S 65 geichehen jei, das Gejeg ausdrüdlich diefen Grundfag für die Auslande 
abgeſchloſſenen Börjentermingejchäfte außer Kraft ſetze, denjelben bei entitchenden 
Nechtsitreitigkeiten nicht zur Anwendung bringen. Ebenjomwenig jei die Befürchtung 
gerechtfertigt, daß ausländiichen Erfenntniffen von inländischen Richtern die Volle 
jtreefbarfeit beigelegt werden müßte. Deutjchland hätte weder mit Frankreich nod 
mit England noch mit Dejterreich-Ungarn derartige Verträge abgeſchloſſen, wonach 
die in den betreffenden Staaten ergangenen Urtheile in Deutjchland für voll 
jtreefbar erklärt werden müßten. Hiernach müßten die geäußerten Bedenken als 
unzutreffend bezeichnet werden. 

In beiden Lejungen wurde dev Antrag geitellt, den 8 66 zu jtreichen, und 

damit begründet, daß grumdjäglicd das Börjenjpiel nicht zugelaſſen werden 
dürfe. Dasfelbe jei unter Umftänden nad) S 284 des Strafgeſetzbuchs jogar 
jtrafbar. 
Negierungsfeitig wurde entjchieden für die Beibehaltung des 8 66 eins 
getreten. Der Differenzeinwand jei auf der einen Seite nicht zur Abſchwächung 
der Uebeljtände des Börjenjpiel3 geeignet, auf der anderen Seite trage er in 
jeiner heutigen praftiichen Gejtalt eine außerordentlihe Rechtsunſicherheit in den 
Verkehr, und es erjcheine unhaltbar, wenn man gejeplich die Möglichkeit habe, 
beim Glücken einer Spekulation die Gewinne einzuftreihen, beim Feblichlagen ſich 
durch Erhebung des Einwandes dem Verluſte zu entziehen. 

Nach diefen Erörterungen wurden die SS 65 und 66 angenommen. 
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In der zweiten Lejung wurde noch der Antrag geitellt, den dritten Abjak 
des $ 65 zu jtreichen. Zur Begründung diejes Antrages wurde angeführt, daß 
nad) der beanjtandeten Beltimmung ein ausländijcher Kommijjionär für einen 
inländischen Kommittenten Termingeſchäfte mit rechtlicher Wirkung auch dann aus— 
führen könne, wenn der Letztere nicht ins Terminregijter eingetragen jei, und er 
könne jich auch aus den bejtellten Sicherheiten bezahlt machen, was dem inlän= 
diihen Kommiſſionär nah S 63 Abſatz 3 unterjagt jei. Abgejehen davon, daß 
die in Rede jtehende Vorſchrift dem inländischen Spekulanten den Weg zeige, wie 
er, ohne jich ins Börjenregijter eintragen zu laſſen, feinen Spekulationen im Aus— 
fande beliebig nachgehen könne, begründe fie eine Bevorzugung des ausländijchen 
Kommiſſionärs vor dem inländijchen, welche vom Geſetzgeber unmöglich beabſich— 
tigt jein fünne. Much fünne ein Haus, gerade weil es nicht ind Börfenregijter 
eingetragen, im Inlande als überaus jolide gelten, obwohl es im Auslande 
Spekulationen treibe, welche, wenn jie befannt wären, feinen Kredit erheblic) 
Ihädigen würden; dadurch fünne das Publikum irregeleitet und gefährdet werden. 

Ferner wurde in der zweiten Lejung von einem Mitgliede darauf bins 
gewiejen, daß die Bemerkung am Schluſſe der Begründung zu $ 66 es zweifel- 
haft mache, in welchem Umfange der Einwand von Spiel und Wette befeitigt 
werden joll. Denn danad) jei der Einwand jtatthaft, jofern er nicht Lediglich 
auf den vertragsmäßigen Ausschluß der Effektivlieferung gegründet jet. Bon dem 
Vertreter der verbündeten Negierungen wurde bemerkt, daß die angezogene Stelle 
der Motive den Ausführungen entjpreche, die im Berichte der Börjenenquete- 
Kommiſſion auf Seite 148 und 149 enthalten jeien, Hiernach jolle der Eins 
wand des Differenzgejchäfts bejeitigt jein, jomweit er, was nad) der gegenwärtigen 
Rechtiprechung gemüge, ſich lediglich darauf jtüße, daß gemäß der Abjicht der 
Parteien die Effeftivlieferung ausgejchloffen fjei. Dagegen bleibe der Einwand 
bejtehen, jofern noc) weitere Momente vorliegen, nad) denen gemäß dem ein— 
ihlägigen bürgerlihen Rechte das Gejchäft ſich als ein Spielvertrag daritellt. 
Von einigen Mitgliedern der Kommiſſion wurde demgegenüber betont, daß hier— 
nad) die DBejeitigung des Differenzeimvands überhaupt in Frage geitellt jei, und 
dem Wunſche Ausdrud gegeben, daß dieſe Bejeitigung im weitelten Umfange 
ausgeſprochen werde. 


V. Kommiffionsgejchäft. 
Bei 
8 67 
wurde darauf hingewiefen, daß auch die Beitimmung in dem $ 71 der Vorlage 
fi) auf Art. 376 des Handelsgeſetzbuchs beziehe und daß demgemäß aud) diejer 
Paragraph in den $ 67 aufgenommen werden müßte. Dieſe Bemerkung wurde 
von den Vertretern der verbündeten Negierungen für zutreffend erachtet, umd 
bejchloß demgemäß die Kommifjion die Annahme des $ 67 mit der Maßgabe, 
daß in der lebten Zeile jtatt „7O* „71“ gejebt würde. 
Bei 
S 68 


fanden die Mißſtände, welche im Kommiffionsgefchäft Hervorgetreten find und Die 
vielfach zu einer erheblichen Schädigung der Kommittenten geführt haben, eine 
eingehende Erörterung. 


750 Bericht der IX, Kommiifion des Reichstags 


Bon einer Seite wurde den Vorjchlägen in dem Entwurf jede praftiiche 
Bedeutung abgefprochen und hervorgehoben, daß in denjelben ein einigermaßen 
wirffamer Schuß gegen die Schädigung der Kommittenten durch den jogenannten 
Kursichnitt nicht geichaffen jei. Es müſſe vielmehr verlangt werden, daß der 
Selbjteintritt nur zuläfjig jei, wenn der Kommittent ſich damit bei einem jeden 
einzelnen Gejchäft ausdrüdlich einverjtanden erklärt habe. 

Demgemäß wurde der Antrag geitellt: 

in $ 68 hinter Abjaß 1 hinzuzufügen: 

„Zum Selbjteintritt im Sinne vorjtehender Beitimmung bedarf es der 
jedesmal vor Ausführung des Gejchäftd einzuholenden oder zu ertheilenden 
Genehmigung des Kommittenten.“ 

jowie ferner dem Satz 1 des Abjapes 2 folgende Faljung zu geben: 

„Sm Falle einer jolhen Ausführung des Auftrages bleibt die Ver— 
pflichtung des Kommiſſionärs, dem Kommittenten über das Gejchäft Rechen— 
ihaft zu geben, nad) Maßgabe des Artikels 361 des Handelsgejegbucdes 
bejtehen.“ 

Zur Begründung des letzteren Antrage® wurde noch darauf Hingewiejen, 
daß jich nad) der Vorlage der Kommittent jchlechter jtehen würde, als nad den 
jegt geltenden handelsgejeplichen Bejtimmungen, indem die dem Kommiſſionär 
obliegende Verpflichtung, über das Geſchäft Nehenichaft zu geben, gegenüber dem 
Artikel 361 des Handelsgeſetzbuchs wejentlich eingejchränft würde. 

Von den verbündeten Regierungen wurden beide Anträge befämpft und 
hervorgehoben, daß das Selbjteintrittsrecht des Kommiſſionärs in den meilten 
Fällen auch den Intereſſen der Kommittenten entipräche. Es könne nicht geleugnet 
werden, daß, wenn 3. B. ein Nlommittent einen Auftrag zum Kauf von Aktien 
gebe und der Kommiſſionär genöthigt wäre, anjtatt diefe Aftien aus jeinen eigenen 
Beitänden dem Kommittenten zu überlafjen, dieſelben an der Börje zu Faufen, 
die Nachfrage nach diefen Werthpapieren und damit auch ihr Preis jteigen würde, 
der Nommittent alſo ungünjtiger jtehen würde, als wenn die Aktien ihm vom 
Kommijjionär aus feinen Beltänden geliefert wären. Ebenjo lägen die Verhältniffe, 
wenn Jemand Waaren oder Werthpapiere veräußern wolle; auch in diefem alle 
erlitten die Anterejjen ded KNommittenten nicht nur feine Schädigung, jondern es 
entjpräche jogar dieſen Anterefjen, wenn der Kommiſſionär berechtigt jei, Die 
verlangten Waaren oder Werthpapiere jelbjt ala Käufer zu erwerben, da, wenn 
er diejelben an der Börje zur Veräußerung jtellen würde, naturgemäß dev Preis 
für fie eine Minderung erfahren müßte. Dazu käme, daß, wenn das Kommiſſions— 
geichäft zu jehr erjchwert wiirde, gerade die jolideiten Kommiſſionäre dazu ges 
nöthigt werden würden, fernerhin nicht mehr als Kommiſſionäre, jondern als 
Selbjthändler aufzutreten, eine Entwidelung, wie jie im Waarenhandel jich bereits 
zum Nachteil der Produzenten ausgebildet habe. Was den zweiten Antrag ans 
langt, jo blieben jelbjtverjtändlich alle dem Kommiſſionär durch Artikel 361 des 
Handelsgejegbuches auferlegten Pflichten beitehen, auch die Pflicht, über das Geſchäft 
Nechenschaft zu geben. Der Paragraph der Vorlage jtelle nur feit, in welder 
Weiſe dieſe Nechenjchaft gegeben werden müßte. 

Nach diefen Darlegungen wurden die gejtellten Anträge abgehnt. 

Von anderer Seite wurde darauf hingewiejen, dat die Faſſung in Abjag 2 
und im eriten Sape des Abjages 3 jich nicht völlig mit der Begründung Dede. 
Während in der Begründung ausgefprocen jei, daß dem Kommiſſionär der Nach— 
weis obliege, „daR bei dem berechneten Preiſe der zur Zeit der Ausführung des 
Auftrags als beitehend notirte Börjen- oder Marktpreis” einzuhalten jei, 
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laute die Fajjung der Vorlage, „daß bei dem berechneten Preije der zur Zeit 
der Ausführung des Auftrags bejtehende Börſen- oder Marktpreis” einzu— 
halten jei. 

Nah den Motiven würde aljo eine ausdrüdliche Notirung dieſes Preijes 
verlangt, während es nad) der Vorlage genüge, wenn nur thatjächlich der in 
Rechnug geitellte Preis dem Börſen- oder Marktpreis zur Zeit der Ausführung 
des Auftrags entipreche. Dieſe Verſchiedenheiten in der Ausdrudsweije jchienen 
Dadurch hervorgerufen zu fein, daß in dem $ 68 Werthpapiere und Waaren zus 
fammen behandelt jeien, obwohl bei Werthpapieren das Selbjteintrittsrecht nur 
Dann geltend gemacht werden fünne, wenn für diefe ein Börjen: oder Marktpreis 
amtlich feitgeitellt worden jei, während es bei den Waaren genüge, daß jie über- 
haupt einen Börjen- oder Marktpreis hätten. Es würde bis zur zweiten Leſung 
zu prüfen fein, ob und in welcher Weiſe die hevangetretenen Bedenken jich bes 
feitigen ließen. Nach diefen Darlegungen wurden die Abjäge 1 und 2 des $ 68 
angenommen. 

Zum dritten Abja des Paragraphen wurde der Antrag gejtellt, die beiden 
legten Sätze desjelben zu jtreichen, da es unbillig fei, daß, wenn im Laufe einer 
Börſe mehrere Preife zur Notirung gelangten, bei den Geſchäften, bei denen Die 
Ausführungsanzeige erit nad Schluß der Börje oder des Marktes zur Abjendung 
gelangen, der Kommiſſionär verpflichtet werde, einen mittleren Preis aus den 
verjchiedenen Preiſen feitzuitellen und diefen dem Kommittenten in Nechnung zu 
jtellen. Durch diefe Bejtimmung würde der Hare Grundſatz des Geſetzentwurfs, 
daß Diejenigen Preife dem Kommittenten in Rechnung gejtellt werden jollten, 
welche zur Zeit der Ausführungsanzeige bejtänden, und daß bei den Geſchäften, 
über welche nah Schluß der Börje die Ausführungsanzeige abgegeben wirde, 
der letzte Kurs maßgebend jei, durchbrochen. Diejen Erwägungen trat die Noms 
mijlion bei und nahm den Antrag auf Streihung der beiden letzten Sätze des 
dritten Abjapes an. Im Uebrigen wurde der dritte Abſatz nicht weiter be— 
anjtandet und von der Kommifjion angenommen. Ebenſo wurde der Antrag 

dem $ 68 einen neuen Abjag folgenden Inhalts zuzufügen : 

„Bei Aufträgen zu bejtimmten Kuren (eritem Kurs, Mittelfurs, letztem 
Kurs) iſt der Kommiſſionär ohne Nücdjicht auf den Zeitpunkt der Abjendung 
oder Ausführungsanzeige berechtigt und verpflichtet, Diefe Nurje dem Kommit— 
tenten in Rechnung zu itellen.“ 
angenommen, nachdem von Antragiteller darauf hingewiejen worden war, Daß, 
wenn der Kommittent die Ausführung feines Auftrags zu einem bejtinmten Kurſe 
verlange, es gerecht und billig jei, auch diejen Kurs, auf dejjen Gejtaltung der 
Kommiſſionär feinen Einfluß hätte, dem Kommittenten in Nechnung zu jtellen. 
Schon jegt jei e3 die Regel, daß bei Aufträgen zur Ausführung von Termine 
geihäften die Kommittenten vorjchrieben, warn das Gejchäft zur Ausführung ges 
bracht werden jolle und zu welchem Kurs dasjelbe abzumideln ſei. Durch die 
Annahme des gejtellten Antrags würden viele in faufmännijchen Streifen ent— 
Itandene Bedenken und Zweifel bejeitigt und das Rechtsverhältniß zwiichen Kom— 
mittenten und Kommifjionär in den weitaus meiiten Fällen Klar zum Ausdruck 
gebradt. Die Kommiſſion ſchloß jich diefen Erwägungen an und nahn den ge= 
jtellten Antrag an. Dabei wurde ausdrücklich Eonjtatirt, daß die Beſtimmung im 
8 69 Abſatz 2 auch den erwähnten Gefchäften gegenüber bejtehen bleibe, d. h. 
dad, wenn der Kommifjionär aus Anlaß eines ertheilten Auftrags 
ein bejtimmtes Gejchäft mit einem Dritten an der Börſe oder dem Markte ab» 
geſchloſſen habe, er verpflichtet jei, dem Kommittenten feinen ungünjtigeren Preis 
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als den Hierbei vereinbarten zu berechnen. Selbitverjtändli wäre es Sache des 
Kommittenten, zu beweijen, daß der Kommiſſionär ein beſtimmtes Geſchäft aus 
Anlaß des ihm ertheilten Auftrags zur Ausführung gebracht habe. 

Ein fernerer Antrag: 

dent $ 68 folgende beiden Abjäge hinzuzufügen : 

„Bei Werthpapieren und Waaren, für welde der Börjen- und Mearft- 
preis amtlich jeitgejtellt wird, fann der Kommiſſionär im Falle der Aus- 
führung des Auftrags durch Selbjteintritt nur die amtlich feitgeitellten Preije 
dem Klommittenten in Rechnung jtellen. 

Die Beltimmungen in den Abſätzen 2 bis 4 können nicht durch Vertrag 
abgeändert werden.“ 

wurde ebenfalls von der Kommiſſion angenommen. In Uebereinjtimmung mit 
dem Antragiteller hielt es die Kommiſſion für gerechtfertigt, daß, wie ſolches auch 
in $ 69 Abſatz 3 der Vorlage vorgejehen ſei, die in dem $ 68 über die Be- 
rechnung der Kurſe feitgeitellten Grundjäge durch Vertrag nicht abgeändert werden 
dürften, wenn dieſe Beitimmungen überhaupt eine praftifche Bedeutung erlangen 
jollten. Denn es jei zweifellos, daß, wenn die Abänderung durch den Vertrag 
gejtattet würde, durch allgemeine Bedingungen die Abänderung diejer Grundjäße 
herbeigeführt werden würde. 

Daß, wenn es ſich um Werthpapiere und Waaren handelt, für welche der 
Börjen= und Marktpreis amtlic, feitgejtellt wird, auch nur der amtlic) fejtgeitellte 
Preis dem Kommittenten in Rechnung geitellt werden fünne, entipreche der Billig- 
feit und dem der Vorlage jelbit zu Grunde liegenden Prinzip. Es füme vor, 
dat eine amtliche Notirung verweigert würde, weil nad) Anſicht der Börfenorgane 
jih aus den abgejchlofjenen Gejchäften ein zuverläffiges Bild über die allgemeine 
Gejhäftslage an der Börſe nicht gewinnen ließe. Diejes könne der Fall jein, 
weil dieſe Geichäfte zum Scheine oder nur zu dem Zweck der Erlangung einer 
hohen oder niedrigen Börjennotiz abgejchloffen feien, oder die angeblich gezahlten 
Preiſe jo erheblich von der allgemeinen Gejcäftslage des Marktes abwichen, daß 
angenommen werden müfje, daß bei dieſem Gejchäfte ganz befondere Verhältniſſe 
vorlägen. In derartigen Fällen könnten die Kommiſſionäre einen angeblich der 
Geſchäftslage entiprechenden Preis dem Kommittenten nicht in Nechnung jtellen. 
Wenn der Abjah 1 des 8 68 das Selbjteintrittsrecht nur auf ſolche Werthpapiere 
bejchränfe, deren Kurs amtlich fejtgeitellt wirde, jo fei es eine nothiwendige Kon— 
jequenz, auch nur die amtlich feitgeitellten Preife bei der Abwidelung des Gejchäftes 
zwiichen dem SKommittenten und Kommiſſionär für maßgebend zu erflären; das 
Gleiche jei gerechtfertigt, wenn vom Bundesrath die amtliche Notirung für gewiſſe 
Waaren vorgejchrieben würde. Diejer Anficht trat die Kommiffion bei und nahm 
den gejtellten Antrag an. 

Sn der zweiten Lejung wurde von der Subkommiſſion der Antrag geitellt, 
den Abjab 5 des 8 68 redaktionell wie folgt zu fafjen: 

„Bei Werthpapieren und Waaren, für welche der Börfen- oder Marft- 
preis amtlic) fejtgeitellt wird, fann der Kommifjionär im Falle der Ausführung 
des Auftrags durch Selbiteintritt dem Kommittenten feinen ungünftigeren Preis 
al3 den amtlich fejtgeitellten in Rechnung jtellen.* 

um den durch den Beſchluß in der eriten Lejung hervorgerufenen Zweifel, daß 
der Kommifjionär unter Umständen verpflichtet jei, günjtigere Preiſe, als die 
amtlich fejtgejtellten, dem SKommittenten in Rechnung zu jtellen, zu befeitigen. 
Öleichzeitig wurde fejtgeitellt, daß die Anführungen in dem Abjat 4 „Erjte Kurje“, 
„Mittelkurje*, „letzte Kurſe“ nur als Beifpiele anzujehen jeien und keineswegs 
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die Kurſe erjchöpfen jollten, zu denen Aufträge von Kommittenten ertheilt werden 
fünnten. 

Der lebte Abſatz erhielt im Hinblick darauf, daß hinſichtlich der VBorjchriften 
im eriten Abſatz des S 68 die Vertragsfreiheit vorbehalten bleiben muß, folgende 
Faſſung: 

„Die Beſtimmungen der Abſätze 2 bis 5 können nicht durch Vertrag 
abgeändert werden.“ 

Dagegen wurde dem regierungsſeitig geäußerten Wunſche, den letzten Abſatz über— 
haupt zu ſtreichen, keine Folge gegeben, nachdem darauf hingewieſen worden war, 
daß ſchon die Regierungsvorlage, ſoweit es ſich um die Beſtimmungen des $ 69 
handele, die Vertragsfreiheit ausſchließe. 

Ferner wurde von einer Seite in der zweiten Leſung der Antrag geſtellt, 
die Beſtimmungen in den Abſätzen 2 bis 6 des 868 ſowie in dem 8 69 zu 
jtreihen und jtatt deijen die Beitimmung aufzunehmen: 

„Der jelbjteintretende Kommiſſionär darf einen ungünjtigeren Kurs, als 
denjenigen, zu welchem ev das Gejchäft mit einem Dritten abſchließen konnte, 
jeinem Kommittenten nicht berechnen. Wenn er nah Empfang des Auftrags 
und vor Abjendung der Ausführungsanzeige ein Gejchäft aus Anlaß des 
ertheilten Auftrages mit einem Dritten abgejchlojjen hat, jo darf er einen 
ungiünjtigeren als den hierbei erzielten Preis feinen Nommittenten nicht aufgeben. 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde darauf hingewiefen, daß die ans 
gefochtenen Beſtimmungen zu kaſuiſtiſch jeien, um den praftiichen Bedürfniſſen zu 
entjprechen. Durch den geitellten Antrag fümen die für den Kommiſſionsvertrag 
maßgebenden Grundjäge klar und deutlicd) zum Ausdrud. Mindeſtens möge man 
die legten Abſätze der SS 68 und 69 jtreichen und auf diefe Weiſe eine Ver— 
jtändigung zwijchen Kommittenten und Kommiſſionär auf anderer Grundlage 
ermöglichen. 

Bon anderer Seite wurde darauf erffärt, daß man dem Antrage eine gewiſſe 
Sympathie entgegenbringe, daß es jedoch in der zweiten Lejung nicht möglich jei, 
zu demjelben endgiltige Stellung zu nehmen. 

Insbeſondere ſei der zweite Theil des Antrages nicht ohne Bedenken, da es 
fih in den jeltenjten Fällen würde fejtitellen Lafjen, ob die vom Kommiſſionär 
abgejchlojjenen Gejchäfte „aus Anlaß des ertheilten Auftrages” ab- 
gejchlojjen jeien. 

Für eine Bejeitigung der Schlußbejtimmungen in den SS 68 und 69 Fünne 
man ſich nur ausjprechen, wenn der erite im Antrag enthaltene Grundſatz ziwingendes 
Recht würde. Hiernach wurde der Antrag zurüdgezogen und der $ 68 auch in 
zweiter Lejung mit dem von der Subkommiſſion gejtellten Abänderungsantrage 
angenommen. 

8 69. 

Zu diefem Paragraphen wurde der Antrag gejtellt, dem Abjag 2 folgende 
Fafjung zu geben: 

„Hat der Kommiſſionär vor Abjendung der Ausführungsanzeige an der 
Börje oder dem Markte in gleichen Waaren oder Effekten ein Gejchäft mit 
einem Dritten für eigene Rechnung abgejchloffen, jo darf er dem Kommittenten 
feinen ungünftigeren als den hierbei vereinbarten Preis berechnen.“ 

Zur Begründung diejes Antrages wurde ausgeführt, daß, wenn der Abſatz 2 
vorjchreibe, daß das von Kommiſſionär ausgeführte Gejchäft „aus Anlaß des 
erteilten Auftrags“ ausgeführt fein müfje, dieje Beitimmung überhaupt eine 
praftiihe Bedeutung nicht haben könnte, da ein folder Nachweis jeitens Des 

Annalen bed Deutfchen Meiche. 1896. 50 


754 Bericht der IX. Kommiſſion des Reichstags 


Kommittenten wohl nie würde geführt werden fünnen. Es jei demgemäß die 
Streihung diejer Bejtimmung geboten, und liege hierin auch feine Benachteiligung 
des Kommiſſionärs, da angenommen werden könne, daß, wenn derjelbe in gleichen 
Waaren oder Effekten ein Gejchäft gemacht habe, es in der Thar in feiner Ab— 
ficht gelegen habe, dieſes Gejchäft für den Kommittenten abzufchließen. Gebe 
hinterher der Kommiſſionär diefe Abjicht auf, weil die Marktlage eine Aenderung 
erfahren habe und diefe Aenderung es ihm ermögliche, dem Kommittenten einen 
für denſelben ungünftigeren Nurs in Rechnung zu jtellen, jo jei das entichieden 
zu mißbilligen. Nur durch den geitellten Antrag fünne ein Schuß gegen das 
fogenannte Spefuliren des Kommiſſionärs auf den Nüden des Kommittenten 
erreicht werden. 

Bon Seiten der Vertreter der verbündeten Regierungen wurde diejem Ans 
trag mit dem Hinweis darauf widerjprochen, daß in den jelteniten Fällen der 
Kommiſſionär gerade joviel Mengen an der Börje kaufen und verkaufen würde, 
als ihm Aufträge zum Kauf oder Verfauf von feinem Kommittenten zugegangen 
feien und daß nur jelten bei allen jeinen Gejchäften gleiche Preije vorlägen. 
Wäre dies aber nicht der Fall, jo fünne der Kommiſſionär gar nicht dem Antrage 
gemäß verfahren, da gar nicht fejtzuitellen fei, für welche Kommittenten die ein— 
zelnen Geſchäfte abgeſchloſſen jeien und welche Gejchäfte für die Bemejjung der 
den einzelnen Kommittenten in Nechnung zu jtellenden Preife maßgebend jeien. 

Nach diefen Darlegungen wurde der geitellte Antrag abgelehnt. 

Desgleihen wurde der Antrag, den Abjag 3 des 8 69 zu jtreichen, aus 
den bereits bei $ 68 erörterten Gründen abgelehnt, dagegen der ganze 5 69 
von der Kommiſſion angenommen. 

$ 70. 

Zu dieſem Paragraph wurde der Antrag geitellt, denjelben wie folgt zu 
faſſen: 

„Der Kommiſſionär, welcher das Gut ſelbſt als Verkäufer liefert oder 
als Käufer übernimmt, iſt zur Berechnung von Proviſionen oder der bei 
Kommiſſionsgeſchäften ſonſt regelmäßig vorkommenden Unkoſten, ausgenommen 
Reichsſtempelabgaben nicht berechtigt.“ 

Zur Begründung wurde darauf hingewieſen, daß, wenn der Kommiſſionär 
das Gut ſelbſt liefere oder es ſelbſt kaufe, er im Grunde genommen als Propre— 
händler angeſehen werden müſſe, und daß es nicht gerechtfertigt ſei und er als 
ſolcher billiger Weiſe einen Anſpruch auf Berechnung von Proviſionen oder der 
bei Kommiſſionsgeſchäften ſonſt regelmäßig vorkommenden Unkoſten nicht babe. 
Dieſem Antrag wurde von den Vertretern der verbündeten Regierungen mit dem 
Hinweis darauf widerſprochen, daß, wenn der Kommiſſionär den Auftrag durch 
Selbſteintritt ausführe, kein Grund vorliege, ihm den Anſpruch auf Proviſion 
und die ſonſtigen regelmäßig vorkommenden Unkoſten zu verſagen, weil, wenn 
der Kommiſſionär das ihm aufgetragene Geſchäft mit einem Dritten abgeſchloſſen 
hätte, für den Kommittenten auch die gleiche Proviſion bezw. die ſonſtigen Un— 
koſten entſtanden wären. Der geſtellte Antrag wurde abgelehnt und der $ 70 
angenommen, 

Ferner wurde beantragt, einen neuen S 70a folgenden Inhalts aufzunehmen: 

„gu den gejehlih von einem Kaufmann zu führenden Handelsbüchern 
foll für den Kommiſſionär eine befondere Lijte gehören, weldye die Auf: 
träge zu Beitgejchäften, und bei dem einzelnen Auftrage die Art jeiner Er— 
ledigung dem Kommittenten gegenüber, jowie die Art und Zeit feiner Dedung 
unter Nambaftmahung der an dem Deckungsgeſchäft Betheiligten erfichtlid 
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madht. Die Eintragungen in die Lijte find thunlichit unmittelbar nad) Vor— 
nahme der betreffenden Akte zu bewirken und mit dem Vermerfe des Tages 
der Eintragung zu verjehen. Im Laufe eines NechtöjtreitS mit dem Kom— 
miſſionär kann der Kommittent behufs Führung des Beweiſes über einen Streit- 
punkt die Borlegung diefer Lilte zur Einfichtnahme fordern. Wird von einem 
Kommiſſionär dieje Liſte abfichtlih und um den Slommittenten die Geltend— 
machung jeiner Rechte zu erſchweren, falſch geführt, jo macht er fich der Untreue 
ſchuldig.“ 

Zur Begründung dieſes Antrags wurde ausgeführt, daß in der Börſen— 
enquete-Kommiſſion die große Mehrzahl der Mitglieder, insbeſondere auch mehrere 
der anmwejenden Vertreter der Verbündeten Regierungen, jih für die Einführung 
der von ihm beantragten bejfonderen Lijte des Kommiſſionärs ausgejprochen hätten. 
Huf die Einführung diejer Lifte jei um fo größerer Werth zu legen, als nur 
dieje die Möglichkeit gewähren würde, die Gejchäftsthätigfeit des Kommiſſionärs 
einer Kontrofe zu unterziehen und dem Kommittenten das Material zur Prüfung 
zu bieten, ob die im Geſetz enthaltene Bejtimmung über die dem Kommittenten in 
Rechnung zu jtellenden Kurje vom Kommiſſionär in der That beachtet worden jei. 

Bon den Bertretern der Berbündeten Regierungen wurde diejer Antrag 
befämpft, da eine eingehende Prüfung ergeben hätte, daß wejentliche Vortheile 
einer ſolchen Lijt nicht erwartet werden könnten. In größeren Kommiſſions— 
gejchäften liefen eine jo große Anzahl von Kaufs- und Berfaufsordres ein, von 
denen ein Theil durch Lieferung aus den eigenen Bejtänden, ein anderer Theil 
durch Ankauf auf der Börje effeftuirt würde, während andererjeitS wiederum ein 
Theil der zum Berfauf aufgetragenen Werthpapiere als Käufer im Wege des 
Selbjteintritt3 übernommen, ein anderer an der Börje veräußert werde, daß es 
ganz unmöglich ſei, aus derartigen Lijten feitzuitellen, ob die Bejtimmungen, 
welche das Gejek für die dem Kommittenten in Nechnung zu jtellenden Preife 
getroffen, inne gehalten jeien oder nicht, 

Es jeien aljo überwiegend praktische Bedenken, welche die Verbündeten 
Negierungen veranlaft hätten, von der Einführung der beantragten Lijten Abjtand 
zu nehmen. Die Kommiſſion jchloß jich diefen Bedenfen an und lehnte den 
gejtellten Antrag ab. 

Nach Abſchluß diefer Berathung wurde von dem Berichterjtatter der Slom= 
miſſion feitgeitellt, daß es jeines Erachtens feinem Zweifel unterlicge und er, 
falls fein Widerjpruch ſich dagegen erhebe, auch diefer Meinung im Berichte Aus- 
drucf geben werde, daß, wenn vom Kommiſſionär die in den erwähnten Beſtimm— 
ungen enthaltenen Grenzen für die dem Kommittenten in Rechnung zu jtellenden 
Preije überjchritten jeien, das Gejchäft keineswegs vom Kommittenten als für ihn 
unverbindlich) angefochten werden dürfe, jondern daß der Kommittent nur den 
Anjpruch erheben dürfe, dab ihm die in den vorerwähnten Bejtimmungen felt- 
gejegten Preiſe in Rechnung gejtellt würden. Gegen dieje Auffaſſung wurde aus 
der Mitte der Kommiſſion von feiner Seite ein Bedenken geäußert, während die 
Vertreter der Verbündeten Negierungen dieſelbe ausdrüdlih als zutreffend be— 
zeichneten. Demgemäß wurde bejclojjen, dieje Feititellung in den Bericht auf: 
zunehmen. 

Bon einem Mitgliede der Kommiſſion wurde ferner darauf bingewiejen, daß 
die Börſenenquete-Kommiſſion die Aufnahme folgender Beitimmung bejchlofjen hätte: 

Bei Waaren und Werthpapieren, welche einen Börjenpreis oder Markt— 
preis haben, Darf, auch wenn nach Artikel 311 des Handelögejegbuches oder 
Vertrag der Nommijjionär ſich ohne gerichtliches Verfahren befriedigen fann, 
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diefe Befriedigung, abgefehen von den Fällen des Abſatz 1 des Artikels 312 
des Handelögejegbuches nur im Wege eines Verkaufs in den Formen des 
Artikel 311 des Handeldgejegbuches jtattfinden. Der Kommifjionär kann hier— 
bei nur in einem öffentlich befaunt gemachten Berfaufstermin als Käufer auf— 
treten. 


Diefe Beitimmung erſchwere den unfoliden Kommifjionären die Veräußerung 
der ihnen in Pfand gegebenen Waaren und Werthpapiere. Es fei aus der Be- 
gründung der Vorlage nicht erfichtlich, weshalb dieje Beitimmung in dem Börſen— 
gejeß feine Aufnahme gefunden hätte. | 

Bon den Vertretern der Verbündeten Negierungen wurde darauf eriwidert, 
daß nad) den der Börſenenquete-Kommiſſion vorliegenden gerichtlichen Erfennt- 
nijjen die unſoliden Kommiſſionäre ausnahmslos zum Verkauf der ihnen beitellten 
Pfänder die Gerichte in Anſpruch genommen hätten. Im Uebrigen jei eine ähn- 
lihe Beitimmung in dem Bürgerlichen Geſetzbuch enthalten und würde aud in 
dem Handelsgejeßbuch Aufnahme finden. Mit Rückſicht darauf, daß es jich bier 
um eine verhältnigmäßig untergeordnete Frage handle, hätten denigemäß die Ver— 
bündeten Regierungen von der Aufnahme der von der Börſenenquete-Kommiſſion 
in Antrag gebrachten Beitimmung Abditand genommen. 

Das Mitglied der Kommiſſion, welches dieſe Anfrage gemacht hatte, erkläre 
ſich mit diefer Auskunft für befriedigt. 

Es wurde nunmehr zur VBerathung der 


VI Straf: und Schlugbeitimmungen 


g 72. 

Der von einer Seite gejtellte Antrag, nicht blos die in betrügerischer Abficht 
gejchehenen Einwirkungen auf den Börfenpreis, jondern auch die in gleicher 
Abſicht geichehene Einwirkung auf den Marktpreis unter Strafe zu jtellen und 
demgemäß in Zeile 3 des 8 72 jtatt „Börfenpreis* zu ſetzen „Börjen= oder 
Marktpreis“ jand alljeitig Zuftimmung und wurde von der Kommiſſion anges 
nommen, nachdem der Antragiteller darauf hingewieſen hatte, daß die an den 
öffentlichen Märkten zur Notirung gelangenden Preiſe ebenfo vor einer betrügerijchen 
Einwirkung geichiigt werden müßten, wie die Börjenpreife. 

Von verichiedenen Seiten wurde es für zwedmäßig gehalten, für die be= 
trügerifche Beeinfluffung der Kurſe der Aktien und der fonjtigen Werthpapiere 
und Waaren in diefem Geſetze eine einheitliche Beitimmung zu erlafjen. Much 
wurden die in dem 8 72 enthaltenen Straffeitießungen bemängelt und befür— 
wortet, eine Marimalgrenze für die Gefängnißſtrafe überhaupt nicht in das Geſetz 
aufzunehmen und die Marimalhöhe der Gelditrafe auf 15,000 Mark feitzujegen. 
Diejen Wünjchen wurde durch folgende Anträge Ausdrud gegeben: 

1. dem $ 72 folgende Faſſung zu geben: 

„Wer in betrügerifher Abjiht auf Täufhung berechnete Mittel ans 
wendet, um auf den Börfenprei von Waaren oder Werthpapieren einzus 
wirken, wird mit Gefängniß und zugleich mit Geldſtrafe bis zu fünfzehn: 
taujend Mark bejtraft. Much kann auf Berluft der bürgerlichen Ehren 
rechte erfannt werden. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, jo kann ausſchließlich auf die 
Geldſtrafe erfannt werden * 


übergegangen. 
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2. im Fall der Annahme vorjtehenden Antrages hinter $ 75 folgenden neuen 

Paragraphen einzujchalten: 

„Der Artikel 2494 Ziffer 2 des Handelögejegbuchs wird aufgehoben.“ 

Gegen diefe Anträge wurden von feiner Seite Bedenken geäußert, und 
gelangten diejelben zur Annahme. 

Ebenfo wurde ein Antrag angenommen: 

dem $ 72 al& Abjab 3 folgende Beſtimmung hinzuzufügen: 

„Die gleiche Strafe trifft Denjenigen, welcher in betrügerijcher Abjicht 
wifjentlih unrichtige Angaben in Proſpekten ($ 38) oder in öffentlichen 
Kundgebungen macht, durch welche die Zeichnung oder der Ankauf von 
Werthpapieren herbeigeführt werden ſoll.“ 

Zur Begründung diefes Antrags wurde darauf bingewiejen, daß, wenn der 
S 72 der Vorlage die betrügeriiche Beeinfluffung der Börſen- und Marftpreije 
Itrafrechtlich ahnde, es konjequent fei, mit der gleichen Strafe auch Denjenigen zu 
bejtrafen, welcher in betrügerifcher Abjicht wifjentlich unrichtige Angaben in Pros 
jpeften und in öffentlichen KHundgebungen zu dem Zwecke made, einen Anderen 
zur Zeichnung oder zum Ankauf von Werthpapieren zu veranlafjen. 

Auf eine ſolche Beſtimmung müſſe entjchieden Werth gelegt werden, zumal 
Banfhäufer in legterer Zeit wiederholt dazu übergegangen jeien, jtatt die Werth- 
papiere an der Börje zur Einführung zu bringen, ſie direft durch öffentliche 
Aufforderung dem Publifum zur Zeichnung und zum Kauf anzubieten. Diejer 
Auffaffung wurde von feiner Seite widersprochen und der gejtellte Antrag ans 
genomnten 

Dabei wurde Eonjtatirt, daß, wenn der $ 72 die Beeinflufjung der Börjen- 
preife von Waaren oder Werthpapieren jtrafrechtlih ahnde, es für den That— 
beitand dieſes Vergehens nicht nothwendig jei, daß der Preis bejtimmter 
Waaren oder bejtimmter MWerthpapiere betrügerijcher Weiſe habe beeinflußt 
werden jollen, jondern daß es gemüge, wenn durch die in dem Paragraphen 
erwähnten Mittel in betrügerijcher Weife überhaupt der Preis von Waaren oder 
von Werthpapieren habe beeinflußt werden jollen, d. h., wenn es beabjichtigt jei, 
durch jolhe Mittel an der Börje oder dem Markte im Allgemeinen eine günjtige 
oder ungünjtige Stimmung hervorzurufen. Dieje Auffafjung wurde von den Ver: 
tretern der Verbündeten Regierungen ausdrücdlich als zutreffend bezeichnet und 
auch von feiner Seite in der Kommiſſion beanjtandet. Die Kommifjion beſchloß, 
in dem Bericht ausdrüdlich feitzuitellen, daß diejes die übereinjtimmende Anjicht 
der Berbündeten Negierungen und der Kommiſſion jei. 

Bon mehreren Mitgliedern der Kommifjion wurde ferner dem Bedauern 
darüber Ausdrud gegeben, daß, obwohl die Fälle, in denen in betrügerijcher 
Abjicht die Kurſe von Aktien, insbejondere durch Verbreitung faljcher Gerüchte, 
zu beeinfluffen verjucht worden jei, nicht jelten vorgefommen jeien, die Staats 
anwaltihaft nur jehr jelten die Strafbeitimmung in Artikel 2494 Ziffer 2 des 
Handelsgejegbuchs zur Anwendung gebracht habe; der Grund hierfür liege darin, 
daß den Organen der Staatsanwaltjchaft im Allgemeinen die genügende Kenntniß 
der Börjenverhältnifje fehle, um die in den öffentlichen Blättern enthaltenen Mit— 
theilungen über die Beeinfluffung der Kurſe von Aktien durch faljche Gerüchte 
richtig zu charakterifiren. Es wurde die Erwartung ausgejprochen, daß namentlich 
die Staatskommiſſare die Organe der Staatsanwaltichaft energiich bei der Durch— 
führung der in diefem Gejep enthaltenen Strafbejtimmungen unterjtügen würden. 

Ferner wurde der Antrag gejtellt, einen neuen $ 72a folgenden Inhalts 
einzujchalten: 
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Mit Gefängnig bis zu einem Jahre wird bejtraft: 

1. wer jich für die Veröffentlihung von Zeitungsartifeln, durch die der Kurs 
von Werthpapieren beeinflußt oder das Publitum zum Ans oder Verkauf 
von Werthpapieren veranlaßt werden joll, oder für die Abfafjung der= 
artiger Zeitungsartikel oder für die Unterbringung von jolhen in Zeit 
ungen Vortheile gewähren oder verjprechen läßt. Das üblide Schrift 
jtellerhonorar fällt nicht hierunter; 

2. wer jich für Zeitungsanzeigen, dur die der Kurs von Werthpapieren 
beeinflußt oder das Publikum zum An= oder Verfauf von Werthpapieren 
veranlaßt werden joll, Vortheile gewähren oder verjprechen läßt, die den 
bei der betreffenden Zeitung allgemein üblichen Preis für die Aufnahme 
derartiger Anzeigen überjteigt; 

3. wer jich für Nichtaufnahme von Artikeln oder Anzeigen der zu 1 und 2 
bezeichneten Art Vortheile gewähren oder verjprechen läßt. 

Neben der Gefängnißitrafe kann auf Gelditrafe bis zu 20000 Mark erfannt 

werden. 

Auch kann bei Verurtheilungen wegen der zu 1, 2, 3 bezeichneten Hands 
lungen auf Erjtattung der gezahlten Beträge, beziehungsweife der Werts der 
gewährten VBortheile an die Reichskaſſe erfannt werden. 

Was vorjtehend von Zeitungsartifeln und Anzeigen, die Werthpapiere be= 
treffen, bejtimmt iſt, gilt auch von ſolchen, die jich auf börjenmäßig gehandelte 
Waaren beziehen. 

Mit denjelben Strafen wird der belegt, der Andere zu den unter 1, 2, 3 
mit Strafe bedrohten Vergehen anjtiftet oder anzujtiften verjucht. 

Zur Begründung dieſes Antrags wurde darauf hingewiejen, daß die Ver— 
handlungen der Börfenenquete-flommiffion einen Einblid in die zwifchen der Preſſe 
und gewijien Bank» und Börfenhäufern bejtehenden, im hohem Mate bedenflihen 
Verbindungen habe gewinnen lafjen; es jei nad diejen Verhandlungen außer 
Bweifel, daß viele Preforgane ji in den Dienjt gewifjer Börjeninterejienten 
jtellten, indem fie für Empfehlungen, die jie den Unternehmungen derjelben ans 
gedeihen ließen, ſich Entihädigungen zahlen ließen, die jehr erheblich über Die 
üblihen Schriftitellechonorare hinausgingen. Auf der anderen Seite liege ein 
dringendes Bedürfniß vor, die Banfen- und Börjenkfreife vor den jogenannten 
Revolverjournaliiten zu ſchützen, die große Vortheile jich dadurch zu verjchaffen 
verjuchten, daß fie ungünjtige Artikel oder Anzeigen über Unternehmungen, an 
denen die Börjenkreife ein Interefje hätten, nicht zur Veröffentlichung zu bringen 
erklärten. Wenn auch der gejtellte Antrag in feinen einzelnen Bejtimmungen 
vielleicht nicht ganz forreft abgefaßt jei und zu Bedenken Anlaß gäbe, jo käme 
es dem Antragiteller zunächjt nur darauf an, daß die Kommiſſion zu dem prin— 
zipiellen Grundgedanfen jeines Antrags Stellung nehme. Auch von anderer Seite 
wurde diefer Antrag befürwortet nnd darauf hingewiejen, daß bereit3 die Börſen— 
enquete-Kommiſſion 

„die Aunahme und Gewährung von Geſchenken in der Abſicht, Aeußerungen 
in der Preſſe zu Gunſten oder zum Nachtheil gewiſſer Unternehmungen herbei— 
zuführen oder zu unterdrücken,“ 
ehrengerichtlich zu ahnden in Vorſchlag gebracht habe; daß eine ſolche ehren— 
gerichtliche Ahndung nicht genüge, liege auf der Hand, da eine große Zahl von 
Preßorganen gar nicht an der Börſe vertreten ſei, ihnen gegenüber alſo die Aus— 
ſchließung von der Börſe als Strafe nicht angewendet werden könne. Ebenſo 
verſage das ehrengerichtliche Verfahren Perſonen gegenüber, welche gar nicht 
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Mitglieder einer Börſe ſeien; es jei demgemäß geboten, diefe unzweifelhaft vor— 
handenen Ausjchreitungen jtrafrechtlich zu ahnden. 

Bon Seiten der verbündeten Negierungen wurden gegen den Antrag, ins— 
bejondere gegen die vorliegende Fafjung dejjelben, Bedenken geäußert; die Nummer 3 
dejjelben jei entbehrlich, da die in derjelben behandelten Fälle ſich als Erpreſſung 
harafterijirten und jchon nad) dem bejtehenden Geſetz jtrafbar jeien. Außerdem 
jei namentlich der Beariff des „üblichen Schriftitellechonorars“ ein jo unficherer, 
daß derjelbe als Grundlage für die Strafbarkeit einer Handlung nicht angejehen 
werden fünne. 

Entſchieden zu weit gehe es, wenn in den Antrag auch „börjenmäßig ge— 
handelte Waaren“, d. h. Waaren, die Gegenitand des Börſenhandels jind, ein— 
bezogen jeien. Damit würden Prefäußerungen über derartige Waaren der jtrafs 
rechtlichen Werantwortung unterivorfen, die den Börfenpreis zu beeinflujjen gar 
nicht beabjichtigten. Strafbar fünnten danach harnılofe Anzeigen, jogar Zeitungs- 
artifel werden, die im nterefje der Konjumenten einer Preisjteigerung entgegen 
treten, wenn dafür, vielleicht wegen ihrer geſchickten oder ſachkundigen Abfaſſung, 
ein das übliche Maß überjchreitendes Honorar gewährt worden fei. Die gerügten 
Mißſtände ſeien denn auch ausjchließlich bei der Beeinflugung des Preijes von 
Werthpapieren hervorgetreten. 

Die Kommiſſion war der Anjicht, daß dem Antrag jelbit ein berechtigter 
Gedanke zu Grunde liege, und daß es erwünjcht jei, auch den Mißſtänden auf 
jtrafrechtlichem Gebiete entgegenzutreten, welche durch die Benutzung der Prefje 
zur Berbreitung unrichtiger Thatjachen oder unzutreffender Anfichten über den 
Werth von Werthpapieren entitanden jeien. Allerdings müſſe der Antrag in der 
Subfonmijjion einer eingehenden Durchberathung und anderweitigen Formulirung 
unterzogen werden. In diefem Sinne nahm die Kommiſſion den gejtellten Antrag 
mit großer Majorität an. 

In der zweiten Lejung wurde von der Subfommiflion beantragt: 

den $ 72a wie folgt zu faſſen: 

„Wer für Mitteilungen in der Prefje, durch welche auf den Börjenpreis 
eingewirft werden joll, Vortheile gewährt oder verjpricht, oder ſich Vortheile 
gewähren oder verjprechen läßt, welche in auffälligem Mifverhältnig zu der 
Leitung stehen, wird mit Gefängniß bis zu einen Jahre und zugleich mit 
Geldſtrafe bis zu fünftaufend Mark bejtraft. 

Die gleihe Strafe trifft denjenigen, der fich für die Unterlajjung von 
Mittheilungen der bezeichneten Art VBortheile gewähren oder verſprechen läßt. 

Der Verſuch iſt jtrafbar. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, jo kann ausjchlieglich auf die Geld- 
itrafe erfannt werden.” 

Es wurde dabei hervorgehoben, daß durch dieje Faſſung die Bedenken be= 
jeitigt würden, welche in erjter Lejung gegen den urjprünglichen Antrag erhoben 
worden jeien. 

Von anderer Seite wurde der Antrag geitellt und auch regierungsieitig be— 
fürwortet, die Abjäge 1 und 2 des $ 72a der Faſſung der Subkommiſſion 
folgendermaßen zu fajjen: 

„er für Mittheilungen in der Preſſe, durch welche wider befjeres Wifien 
vermittelt Borjpiegelung falſcher, oder vermittelt Entitellung oder Unterdrüdung 
wahrer Thatjachen auf den Börſenpreis eingewirft werden joll, Vortheile ge= 
währt oder verjpricht, oder ſich Vortheile gewähren oder verjprechen läßt, 
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wird mit Gefängniß bis zu einem Jahr und zugleich mit Gelditrafe bis zu 
fünftaufend Marf beitraft. 

Die gleihe Strafe trifft denjenigen, welcher für die Unterlaffung wahr: 
heitögemäßer Mittheilungen in der Preſſe, die auf den Börjenpreis einwirken 
fünnen, Vortheile gewährt oder verjpricht, oder sich für ſolche Unterlajiung 
Vortheile gewähren oder verjprechen läßt.“ 

Zur Begründung Ddiejes Antrages wurde darauf bingewiejen, daß die von 
der Subkommiſſion vorgeschlagene Fallung das berechtigte Maß erheblih über- 
jchreite und zu jurijtiichen Zweifeln und Bedenken Anlaß gebe. Denn nad) diejer 
Faſſung würden auch völlig wahrbeitsgetreue Berichte einer jtrafrechtlichen Ahndung 
unterliegen, wenn das für diejelben bezahlte Honorar die üblichen Säge über: 
jehritte. Der Abjaß 1 beziehe jich offenbar auf unwahre, auf Täuſchung 
abzielende Mittheilungen. Das fomme aber nicht zum Ausdrud. Der Abſatz 2 
wolle dagegen die Unterdrüdung wahrer, der Belehrung des Publikums dienen 
der Mittheilungen unter Strafe jtellen. Das fomme aber ebenjall® nicht zum 
Ausdrud. Nah dem Wortlaut „Mittheilungen der bezeichneten Art“ würde 
jogar derjenige bejtraft werden fünnen, welcher die nach Abſatz 1 jtrafbaren 
Mittheilungen unterdrückt. 

Von anderer Seite wurde darauf hingemwielen, daß der geitellte Abänderungs= 
antrag ſich im Wejentlichen mit der Strajbeitimmung des $ 72 dede. Denn der 
eritere jege ebenfall3 die Anwendung auf Täufchung berechneter Mittel in der 
Abſicht, ich einen rechtswidrigen Vermögensvortheil zuzuwenden, zum Zweck der 
Beeinflußung der Börfenpreife voraus, während die Strafbeitimmung im 8 72b 
die aktive und pafiive Beltrafung der Prejje zum Zweck der Einwirkung auf den 
Börjenpreis treffen wolle. 

Die Kommiſſion lehnte den geitellten Abänderungsantrag ab und nahm den 
$ 72a in der von der Subkommiſſion vorgeſchlagenen Faſſung an. 

Es wurde ferner der Antrag geitellt: 

einen neuen Paragraphen, 72b, einzujchalten: 

„Ber den Borjchriften dieſes Gejeßes (SS 39, 48 und 49) zumider 
reife (Nturje) durch Verbreitung mechaniſch vervielfältigter Preisliiten (Kurs: 
zettel), oder durch Auslegen, Aushang oder Anjchlag an Orten, wo ſie der 
Kenntnißnahme durch das Publikum zugänglich find, veröffentlicht, wird mit 
Geldſtrafe bis zu eintaufend Marf oder mit Haft oder mit Gefängniß bis zu 
ſechs Monaten bejtraft.“ 

Zur Begründung diejes Antrages wurde angeführt, daß, nachdem in den 
genannten Paragraphen das Verbot der Veröffentlihung von Preifen und Kurjen 
in gewiſſen Fällen ausgejprocen jei, die Einführung einer Strafbeitimmung gegen 
Diejenigen, welche diejes Verbot übertreten, berechtigt und nothwendig ſei. Aber 
nicht blos die Veröffentlichung in der Preſſe, jondern auch das Nuslegen, der 
Aushang oder der Anjchlag an Orten, die dem Publikum zugänglich jeien, müſſe 
Itrafrehtlich geahndet werden, wenn der beabjichtigte Erfolg, den Handel in 
ſolchen Fällen, in denen die Vorausſetzungen der SS 39, 48 und 49 der Vor: 
lage zutvafen, zu unterdrücen, erreicht werden jolle. Bei der Wortfaſſung des 
Antrags jei die zweckmäßige Faſſung des $ 3 des Preßgejepes vom 7 Mai 1874 
berüdjichtigt. 

Tie Kommiſſion trat dieſen Ausführungen bei und nahm den geitellten 
Antrag an. 

Sn der zweiten Lejung wurde beantragt: 

den 8 72b wie folgt zu fajjen: 
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„Wer wiljentlich den VBorjchriften der 88 39, 48 und 49 zumider Preis- 
liſten (Hurszettel) veröffentlicht oder in mechaniſch hergeitellter Vervielfältigung 
verbreitet, wird mit Geldjtrafe bis zu eintaufend Mark oder mit Haft oder 
mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten bejtrajt.“ 

Zur Begründung diejes Antrages wurde darauf hingewiejen, daß der That— 
beitand dieſes PVergehens begrenzt werden müſſe durch die in den 88 39, 48 
und 49 enthaltenen Verbotsbejtimmungen. Auch fiele das in dem Antrage 72b 
unter Strafe gejtellte Auslegen und Aushängen oder Anjchlagen der Kurszettel 
an Orten, wo jie der Kenntnißnahme durch das Publikum zugänglich feien, unter 
die Beröffentlihung und demgemäß auc unter die neue Fajjung der Straf- 
bejtimmungen des $ 72. 

Die Kommiſſion Schloß ſich diefen Ansichten an und nahm die gejtellten An— 
träge an. 

Ferner wurde in der zweiten Lejung der Antrag geitellt: 

dem $ 72b folgenden zweiten Abjaß zujufügen: 

„Iſt die öffentliche Bekanntmachung im Anjeratentheil einer periodijchen 
Druckſchrift erfolgt und der Verfaſſer des Inſerats nicht nur unter demjelben 
genannt, jondern auch in dem Bereiche der richterlichen Gewalt eines deutjchen 
Bundesitaates, jo kann der verantwortliche Nedakteur nicht auf Grund des $ 20 
Abjag 2 des Gejeges über die Preſſe vom 7. Mai 1874 (Reichs-Geſetzbl. S. 65) 
bejtraft werden.“ 

Zur Begründung dieſes Antrages wurde darauf Hingewiejen, daß jich Die 
gleiche Beitimmung im Artifel 249 d Abſatz 2 des Handelögejegbuchs finde und 
daß eine jolhe zum Schutze der Nedakteure auch hier nothiwendig ſei. Bon 
Seiten der Vertreter der verbündeten Negierungen wurde diefer Antrag befämpft. 

Die VBorjchrift in $ 249 d Abjap 2 des Handelögejegbuchs, die dem Antrage 
ald Vorbild gedient habe, jei durch die Rechtſprechung, wie jie in der Plenar— 
entjcheidung des Reichsgerichts (Entſch. in Strafjahen Band 22 S. 65) Ausdrud 
gefunden, überbolt und erledigt. Denn danach erjtrede ji die Vermuthung aus 
$ 20 Abſatz 2 des Preßgejehes nicht auf die Wifjentlichkeit der Handlungsweile, 
für deren Feititellung vielmehr die allgemeinen Grumdjäge gelten. Die Annahme 
des Antrags würde geeignet jein, dieſe Auslegung in Frage zu jtellen und des— 
halb die Haftung des Nedafteurs nicht mur nicht mildern, fjondern möglicher 
Weije jogar verjchärfen. 

Nach diefer Erörterung wurde der gejtellte Antrag abgelehnt. 


8 TB. 
3u $ 73 wurde der Antrag geitellt: 
die Worte „geivohnheitsmäßig und“ im Eingang dejjelben zu jtreihen und 
demjelben folgende Abjäge hinzuzufügen: 
„Sind wildernde Umjtände vorhanden, jo kann ausjchließlich auf Geld» 
jtrafe erfannt werden. 
Der Verſuch iſt ſtrafbar.“ 

Zur Begründung dieſes Antrags wurde angeführt, daß die Verleitung Anderer 
unter Ausbeutung ihrer Unerfahrenheit oder ihres Leichtiinns zu Börſenſpekulationen, 
welche nicht zu ihrem Gewerbebetrieb gehörten, jojern dies in gewinnjüchtiger 
Abſicht gejchehe, auch dann jtrafrechtlich geahndet werden müjje, wenn dieje Ver- 
leitung nicht gewohnheitsmäßig betrieben würde, Unzweijelhaft jeien die großen 
Berlufte, welche das Privatpubliftum durch Börjenjpekulation erlitten habe und 
dauernd erleide, zum Theil darauf zurüdzuführen, daß es durch unjolide Bank— 
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bäufer und gewiſſenloſe Kommiſſionäre zu Börjenjpefulationen verleitet würde. 
In vielen Fällen hätten die Verleiteten von den Folgen, welche die von ihnen 
abgeichlojjenen Gejchäfte in Bezug auf ihr Vermögen haben fünnten, nicht die 
mindejte Ahnung und jeien auf dem Gebiete der Börfenoperationen völlig ums 
erfahren. Die Unerfahrenen zu jchügen, jei eine Aufgabe der Gejeggebung, nicht 
minder aber müjje der Schub auch unter den im Paragrapben angegebenen Vor— 
ausjegungen denjenigen zu theil werden, die unter Ausbeutung ihres Leihtiinns 
von Andern zu Börſenſpekulationen verleitet jeien. Durch dieſe Spekulationen 
würde joviel Unglück in viele Familien hineingetragen, daß eine jtrafrechtliche 
Ahndung der Verfeitung unter den angegebenen Vorausſetzungen unbedingt noth— 
wendig jei, auch wenn dieſe Verleitung nicht gewohnheitsmäßig betrieben würde. 

Bon den Vertretern der verbündeten Regierungen wurde der Antrag, Die 
Worte „gewohnheitsmäßig und“ zu jtreichen, befämpft mit dem Hinweiſe darauf, 
daß der jonjtige Thatbeſtand der Strafvorschrift unter Umſtänden eine jehr weit— 
gehende Auslegumg erfahren könne und daher einer Einjchränfung auf die Fälle 
des gewohnheitsmäßigen Handelns nothwendig bedürfe; bei Annahme des Antrages 
würde unberechtigten Denunziationen Vorſchub geleiftet und im Givilprozeile 
Schuldnern, die auf Verichleppung der Sache ausgehen, ein Einwand an die Hand 
gegeben werden, der in der großen Mehrzahl der Fülle der Begründung entbehre, 
aber zu einer weitläufigen Beweisaufnahme nöthigen würde. 

Der geitellte Antrag wurde gleihwohl angenonmen. 

Ebenjo wurde der Antrag angenommen, daß, wenn mildernde Umſtände vor— 
handen jind, ausjchliehlich auf Gelditrafe erfannt werden fünne, dagegen wurde 
der Antrag, daß der Verſuch auch ſtrafbar jein joll, abgelehnt. 

Zu $ 73 wurde in der zweiten Lejung zunächſt fonjtatirt, daß in der eriten 
Lejung die Zulaffung mildernder Umitände angenommen jei; der diesbezügliche 
Antrag ſei aus Werjehen in die Zulammenjtellung nicht aufgenonmen worden. 

Demnächjt wurde der Antrag auf Wiedereinfügung des Wortes „gewohnheits— 
mäßig“ hinter „Wer“ und auf Streichung der Beſtimmung über die Zulafjung 
mildernder Umſtände gejtellt. 

E3 wurden zur Begründung des erjteren Antrages im Wejentlichen die bereits 
in der erſten Yejung dargelegten Bedenken gegen die Streihung des Wortes 
„gewohnheitsmäßig“ wiederholt. 

Diejer Antrag wurde von anderer Seite nur für den Fall als annehmbar 
bezeichnet, daß die Zulajjung mildernder Umſtände bejeitigt würde. Wäre das 
der Fall, jo würde die Bekämpfung der Mißſtände vorausfichtlih wirkſamer 
erfolgen, al3 wenn mildernde Umſtände zugelaffen und die Strafe auf die Ges 
wohnheitsmäßigfeit bejchränft würde. 

Der Antrag wurde unter Wiederholung der in der erjten Leſung für die 
Streihung des Wortes „gewohnheitsmäßig“ hervorgehobenen Gründe befämpft. 
Es wurde geltend gemadıt, daß das Merkmal der Gewohnheitsmäßigfeit außer: 
ordentlich jchwer feitzuitellen jei und deshalb die Anwendbarkeit der Vorſchrift im 
Nejentlichen bejeitigen werde. Nehme man das Erfordernig in das Geſetz auf, 
jo müſſe ſtets eine Mehrheit von Berleitungsfällen nachgewiejen werden; nur 
ganz ausnahmsweije werde aber ein hierfür ausreichendes Material zur Kenntniß 
der Staatsanmwaltjchaften und Gerichte gelangen. Ein Geſchäftsmann, der Ans 
fündigungen, Cirkulare u. dgl. in der offenbaren Abjicht erlafje, die Unerfahrens 
heit und den Yeichtjinn des Publikums auszubeuten, werde frei ausgehen, wenn 
ihm nur ein einzelner Fall geglücdter Verleitung nachzumeijen jei. 

Hiergegen wurde regiernngsjeitig und aus der Mitte der Kommiſſion bemerft, 
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daß die Gewohnheitsmäßigfeit nicht? Weitere als einen Hang zur wiederholten 
Vornahme der Handlung erfordere. Treffe diefe Vorausjegung zu, jo falle jchon 
eine einzelne Handlung unter das Strafgefeh, und jenes Merkmal könne jehr 
wohl aus dem jonjtigen Verhalten des Angejchuldigten, 3. B. aus dem Erlaſſe 
von Ankündigungen, die auf Berleitung abzielen, entnommen werden. Im 
Uebrigen werde e3 Aufgabe der Staatsanwaltjchaft jein, einen einzelnen zur Ans 
zeige gebrachten Fall, fofern diefer zu einem Einfchreiten noch nicht genüge, im 
Auge zu behalten und, wenn demmächit eine weitere Anzeige gegen diejelbe Perſon 
eingebe, deren Treiben einer eingehenden Unterfuchung zu unterziehen. 

Der aus der Mitte der Kommiſſion ausgejprochene Zweifel, ob es nicht 
leicht möglich jein werde, durch geeignete Fafjung der Gejchäftsbedingungen den 
Thatbejtand der Verleitung zu verhüllen, wurde von anderer Seite, unter Zus 
jtimmung der Negierungsvertreter, für nicht zutreffend erachtet; die Organe der 
Strafrechtöpflege ſeien verpflichtet, den Sachverhalt, insbejondere die Frage, ob 
eine Ausbeutung von Unerfahrenheit oder Leichtjinn vorliege, unabhängig von 
den jchriftlichen Erklärungen zu prüfen, die die Betheiligten beim Gejchäftsabjchlufie 
abgegeben hätten. 

Die beiden gejtellten Anträge wurden angenommen. 

E3 wurde jodann von einem Mitgliede der Kommiſſion der Antrag geitellt: 

hinter $ 74 als $ 74a einzujchalten: 

„Ein Kommiſſionär, welcher, um sich oder einem Dritten einen Ver— 
mögensvortheil zu verjchaffen, das Vermögen des Kommittenten dadurch be= 
Ihädigt, daß er bei der Anzeige vor Ausführung des Gejchäfts die Erklärung, 
daß er jelbit eintreten wolle, unterläßt ($ 71), aber das Gejchäft mit einem 
vorgejchobenen, an Gewinn und Verluſt unbetheiligten Dritten abjchließt, wird 
nah SS 263, 264 des Strafgejegbuchs wegen Betrugs beitraft.” 

Diejer Antrag wurde mit der Nothiwendigfeit begründet, den im Kommiſſions— 
geihäft vorhandenen Strohmännertgum entgegen zu treten. Es jei nicht beab— 
fihtigt, eine weitere Disfufjion über den Antrag in der erjten Lejung herbei— 
zuführen, jondern die Einbringung desjelben jei lediglich zu dem Zwecke erfolgt, 
um den Antrag zur Kenntniß der Kommiſſion zu bringen und dejjen Berathung 
in der zweiten Lejung vorzubereiten. Nach diefen Darlegungen wurde der Antrag 
zurüdgezogen. 

8 75. 
Es wurde der Antrag geitellt: 
in $ 75 anjtatt der Worte „im $ 72” zu jegen „in den 88 72 bis 74“. 

Diejer Antrag wurde abgelehnt, nachdem jeitens der Vertreter der verbüns 

deten Regierungen darauf hingewiejen worden, daß in den anderen Paragraphen 


das Wort „Werthpapiere“ überhaupt nicht vorfäme und es fich hier nur um eine 
Legaldefinition dieſes Wortes handle. 


8 75a. 


ergab ſich als uothwendige Konjequenz der zu 8 72 gefaßten Beſchlüſſe und 
wurde von der Kommiſſion angenommen, 
Zu $ 76 wurde der Antrag gejtellt, zwifchen Abjag 1 und 2 als Abſatz 2 
einzufügen : 
„Das im $ 45 des Gejehed eingeführte Verbot des börjenmäßigen 
Terminhandel3 in Getreide und Mühlenfabrikaten tritt jpäteitend am 1. Januar 
1899 in Kraft.“ 
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Bon einem andern Mitglied wurde der Antrag geitellt, auch für Nammzug 
das Verbot des börjenmäßigen Terminhandels erjt am 1. Januar 1899 in Kraft 
treten zu lajfen. Nach kurzer Debatte entjchloffen ſich die Antragiteller, dieſe 
Anträge für die erite Lejung zurüdzuziehen, und fand der $ 76 in der Fallung 
der Negierungsporlage demnächſt die Zujtimmung der Kommijfion. 

In der zweiten Lejung wurde beantragt: 

den Termin für das Inkrafttreten des ganzen Gejeges auf den 1. Januar 
1897 feſtzuſetzen. 

Zur Begründung des Antrages wurde darauf hingewiejen, daß das Gejet 
jo einichneidende Beitimmungen für den gelammten Börjenverfehr enthielte, daß 
man dem Handelsitand und den Börſen Zeit laſſen müſſe, die zur Umgejtaltung 
des Verkehrs nothwendigen Einrichtungen zu treffen. 

Von anderer Seite wurde erklärt, daß man den Wunſch des Handelsitandes 
nad; Möglichkeit zu berüdjichtigen gern bereit jei, und daß man aud) anerkennen 
müſſe, es genüge nicht, wenn lediglich die Bejtimmungen in den $$ 30—34 erit 
am 1. Januar 1897 in Kraft träten. Much bei anderen Beitimmungen jei dieje 
Hinausichiebung nöthig. Dagegen jei es Dringend erwünſcht, daß die anderen 
Beitimmungen jo bald als möglich in Kraft träten. Dabei wurde bemerkt, dag 
die Vorbereitungen für die anderweite Feitjegung der Lieferungsbedingungen für 
Getreide unmittelbar nah der Publikation des Gejehes getroffen werden könnten 
und jei auf diefem Gebiete ern jchleuniges Vorgehen dringend geboten. 

Die Kommiſſion war der Anjicht, die weitere Entjcheidung diejer Frage aus— 
zuſetzen. 

Der geſtellte Antrag wird zurückgezogen. 

Die Kommiſſion lehnte den Abſatz 1 des 8 76 ab und nahm den Abſatz2 
an in der Faſſung: 

„Das Gejeß tritt mit dem in Kraft.“ 

Die zum Börjengejeßentwurf eingegangenen zahlreichen Petitionen wurden 
vom Referenten im Anſchluß an die betreffenden Beltinnmungen des Geſetzentwurfs 
zur Kenntniß der Kommiſſion gebracht und bei der Berathung der einzelnen Be— 
jtimmungen des Geſetzentwurfs entjprechend berückſichtigt. 

Ferner wurde in der zweiten Leſung noch nachſtehende Reſolution beantragt, 
welche die Zujtimmung der Kommiſſion fond: 

Den Herrn Reichskanzler zu erjuchen, veranlafjen zu wollen, daß in den 
ſtatiſtiſchen Jahrbüchern für das Deutjche Neich alljährlid Mittheilungen über 
die an den einzelnen deutjchen Börjen zur Einführung gelangten Werthpapiere 
mit Bezeichnung der Einführungsfirna, des Einführungsfurjes jowie des Be— 
trages und der Art diefer Werthpapiere zur Veröffentlichung gelangen. 

Die gleichfall® eingebrachte Refolution: 

Den Herrn Reichskanzler zu erjuchen, die jtatijtiihen Erhebungen in 
der don der Börſenenquete-Kommiſſion begonnenen Weiſe fortzujegen und 
periodiich zu veröffentlichen. 

wurde abgelehnt. 


Geſchäftsbericht des Beide - Derficherungs- 
amts für das Jahr 1895.) 


— — 


A. Unfellverfiserung. 
1. Verwaltung. 


Ueberfiht über den Umfang der Unfallverliherung. Es bejtehen zur Zeit 
zum Zweck der Durchführung der Unfallverjicherung : 
I. Berufsgenofienichaften : 
A. 64 aewerblide . . mit 426335 Betrieben u. 5243965 verficherten Berjonen, 
B. 48 land: (und forjt-) 
wirtbichaftlihe . mit 4793256 ö u. 12289 415°) Pr F 
Insgefammt 112 B.-Genoijenichafitenmit 5219591 Betrieben u. 17533 380 verficherten Berjonen. 
II. 144 Reicht: und Staatsausführungsbehörden 
für Reichs- und Staatäbetriebe — dar: 
unter 50 für die land» und forſtwirth— 


ichaftlihe Verwaltung . . . mit 617616 verjicherten Perjonen. 
268 Provinzial: u. Kommunal: Aus führungs- 
behörden . . - . .. . mit 40751 — ri 
Zujammen 412 Ausführungsbehörden 202000. 0. mit 658367 verjicherten ‘Berjonen. 


Hiernad) waren am Sclufje des Jahres 1895 über 18 Millionen Perſonen 
gegen Unfall verjichert, wozu noch die bei den 13 Berjicherungsanjtalten der 
Baugewerf3-Berufsgenofjenichaften und der Tiefbau-Berufsgenoſſenſchaft verjicherten, 
nicht jchon anderweitig verjicherten Berjonen hinzufommen. In der Gejammtzahl, 
welche auch alle verjicherten landwirtbichaftlichen Unternehmer, ſowie die land— 
wirtbichaftlich im Nebenberufe bejchäftigten Perfonen umfaßt, dürften eine bis 
anderthalb Millionen folcher Berjonen doppelt ericheinen, die gleichzeitig in gewerb— 
lihen und landwirthichaftlichen Betrieben bejchäftigt und verjichert find. 

Bei 23 (5 gewerblichen und 18 landwirthichaftlichen) Berufsgenofjenichaften 
und 112 (darunter 18 bayerifchen, 6 ſächſiſchen, 69 wiürttembergifchen) Aus— 
führungsbehörden iſt eine fonkurrirende Zuftändigfeit von Landes-Verſicherungs— 
ämtern begründet. 

Nachweiſung der gefammten Rechnungsergebniſſe. Die Nechnungsergebniffe 
für das Jahr 1894 find nach den bisherigen Formularen aufgejtellt und gemäß 
8 77 des Unfallverficherungsgejeßes 2c. dem Neichstag vorgelegt worden (Drud- 
ſachen des Reichstags IV. Seſſion 1895/96 Wr. 62). 

Im Sahre 1895 betrug nach einer vorläufigen Ermittelung die Zahl aller 
bei den Berufsgenofjenihaften, Reichs-- Staats:, Provinziale und Kommunal- 


Ausführungsbehörden zur Anmeldung gelangten Unfälle. . . . . .. 309 468, 
bie Der: entſchädigten Unfälle........... .. 75 954, 
bon denen 


6 280 den Tod, 

2 129 eine dauernde, völlige, 

42 447 eine dauernde theilweife Erwerbsunfähigfeit und 

25 098 eine vorübergehende Ermwerbsunfähigfeit zur Folge hatten. 


') Vergl. „Annalen“ 1895 ©. 922 ff. 

9 Wegen der hier eingeſtellten Zahlen vgl. I Abſatz 2 der Vorbemerkungen zu der Nach— 
eg der gejammten Rechnungsergebniſſe der Berufsgenofienjchaften ꝛe. für das Jahr 1894 
oben 307). 
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Die im Jahre 1895 verausgabten Entjchädigungen (Nenten 2c.) betrugen 
nad einer vorläufigen Ermittelung 
50 172 082 Marf 


gegen 44 281 736 im Jahre 1894, 


„ 3816370 4 nm. 1893, 
„ 3234018 „ u m. 189, 
„ 2642637 5 0m 189, 
„ 2031530 „ » 26183800, 
„ 144643098 „u m. 1889, 
„968147 5 u m. 1888, 
„ 59290 „ nn. 1887 und 


„ 1915366 5 u m. 1886. 
Entjchädigungen (Renten 2c.) wurden im Jahre 1895 gezahlt oder angewiejen an: 
277 133 Berlegte, 
29 071 Wittwen Getüdteter, 
54 356 Kinder Getüdteter, 
1 952 Aſzendenten Getödteter; 
daneben erhielten ferner im Jahre 1895: 
8 017 Ehefrauen, 
17 437 Kinder und 
218 Aizendenten 
als Angehörige von Verlegten, welche in Kranfenhäufern untergebradht waren, Die 
gejeglichen Unterjtügungen gezahlt oder angewiejen, jo daß im Berichtsjahre zufammen 
388 184 Perſonen 
der Wohlthaten der Unfallverficherung theilhaftig geworden jind. 

Steigen der Unfalllaften. Das in den vorjtehenden Zahlen zu Tage tretende 
Steigen der Unfalllajten entſpricht fortgefegt annähernd den jeinerzeit regierungs- 
jeitig veröffentlichten Vorausberechnungen. Danach jollen bei einer angenommenen 
Zahl von 1615 253 verficherten Perjonen im neunten Jahre 

8 232 000 Mark an Entjhädigungsbeträgen 
gezahlt werden. 

Werden als erſtes Beitragsjahr das vierte Duartal 1885 und die drei eriten 
Duartale des Jahres 1886 angenommen, und wird ferner bei den jeit dem 
1. Oftober 1885 bejtehenden 57 älteren Berufsgenojjenfchaften die Zahl der 
verjicherten Perſonen und dementiprechend die Höhe der gezahlten Entjhädigungen 
auf die vorjtehende Zahl 1615 253 reduzirt, jo ergibt ſich, daß thatfächlich im 
neunten Sabre 

9031 418 Mark an Entjhädigungsbeträgen 
gezahlt worden jind. 

Gefahrentarife, Gefahrentarif-, Umlage-, Prämien- und Abſchätzungs- 
befhwerden. Auf Grund des 8 28 Abſatz 5 des Unfallverjiherungsgejeges 
haben im Betriebsjahre 9 gewerbliche Berufsgenoſſenſchaften ihre Gefahrentarife 
revidirt und zur Genehmigung eingereicht. Hiervon wurden die Gefahrentarife 
von 2 Berufsgenojjenihaften auf je 5 Jahre, von 2 Berufsgenojjenjchaften auf 
je 3 Jahre, von einer Berufsgenofjenjchaft auf 2 Jahre und von einer Berufs: 
genojjenjchaft auf 1 Jahr genehmigt; ferner wurde bei 2 Berufsgenofjenjchaften 
die Beibehaltung des bisher gültigen Tarif, und zwar bei der einen Berufs: 
genofjenschaft auf 2 Jahre, bei der anderen auf 1 Jahr genehmigt. Bei einer 
Derufsgenofjenjchaft jchwebten am Ende des Betriebsjahres noch Verhandlungen 
über die Tarifrevijion. 
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Einer landwirthichaftlihen Berufsgenojjenjchaft, welche bisher nod feinen 
Sefahrentarif hatte, wurde für einen jolhen die Genehmigung ertheilt; eine 
andere hat die Genehmigung zur Beibehaltung ihres bisherigen Tarifs auf 
5 Jahre erhalten. 

Die Ermittelung der Gefahrenziffern haben die Berufsgenofjenjchaften bei 
ihren Tarifrevifionen mit Hülfe von Unfallverzeichnifien bewirkt, welche nad) der 
Anleitung des Neichd-Verficherungsamts aufgeitellt find und möglichit alle Unfälle 
für die ganze Zeit des Beſtehens der betreffenden Berufsgenofjenichaft umfajjen. 

Die Zahl der Gefahrentarifbeichwerden ($ 28 des Unfallveriicherungs- 
gejeges 2c.) belief sich auf 253. Hierzu traten 209 aus dem PVorjahre als un— 
erledigt übernommene Bejchwerden, jo daß im Ganzen 462 Bejchwerden zur Bes 
arbeitung gelangten, von denen 407 erledigt wurden, 55 umnerledigt blieben. 
Bon den erledigten Tarifbejchwerden haben 149 Erfolg gehabt, 258 Bejchwerden 
wurden zurücgewiejen. 

Gegen die Feitjegung der Genojjenjichaftsbeiträge (S 73 des Unfallverjicher: 
ungsgejeßes 20.) gingen 287 Bejchwerden ein. Hierzu traten 118 unerledigte Be— 
jchwerden aus dem Jahre 1894, jo daß im Ganzen 405 derartige Bejchwerden zu 
bearbeiten waren. Hiervon wurden 323 erledigt, während 82 unerledigt blieben. 

Außerdem fommen 9 nen eingegangene und 4 aus dem Worjahre ver- 
bliebene, zujammen 13 Bejchiwerden in Betracht, welche ich gleichzeitig gegen die 
Einfhägung in die Klaſſen des GefahrentarifS und gegen die Feſtſetzung der 
Genojienjchaftsbeiträge richten. Hiervon wurden 11 erledigt, während 2 uns 
erledigt blieben. 

Un Bejchwerden gegen die Höhe der Prämien auf Grund des Bauslinfalls 
verficherungsgejeßes (SS 22, 25, 26) gingen 143 ein. Hierzu traten 51 unerledigte 
Beſchwerden aus dem Borjahre, jo daß jich im Ganzen 194 Bejchwerden im Gejchäfts- 
gang befanden, von denen 135 erledigt wurden, während 59 unerledigt blieben. 

Gegen die Feitiehung der Umlage aus der Verjicherung auf Kojten von 
Gemeindeverbänden gingen feine Bejchwerden ein. 

Auf dem Gebiete der landwirtbichaftlichen Unfallverjicherung gingen 27 Bes 
Ichwerden gegen die Beitragsberechnung und die Abſchätzung der Betriebe nad 
Arbeitsbedarf ein. Hierzu traten 6 unerledigte Beichwerden aus dem Jahre 1894, 
jo daß im Ganzen 33 Bejchwerden zu bearbeiten waren, von denen 4 berück— 
fichtigt, 16 abgewiejen wurden und 13 unerledigt blieben. Die Beitragserhebung 
und Abſchätzung nad) Mrbeitsbedarf, die bei 13 dem Reichs-Verſicherungsamt 
ausjchlieglich unteritellten Berufsgenofjenschaften geltendes Recht iſt, vollzieht ſich 
mithin jehr glatt. 

Im Ganzen find 1107 Gefahrentarif-, Umlage-, Prämien- und Abſchätzungs— 
bejchiwerden bearbeitet worden. 

Unfallverhütungsvorfähriften. Im Laufe des Berichtsjahres wurden für die 
Rheinisch-Weitfäliiche Majchinenbau- und Kleineiſeninduſtrie-Berufsgenoſſenſchaft 
Unfallverhütungsvorjchriften für Mafchinenbaus und Nleineifeninduftriebetriebe, 
für Montagebetriebe und für Dampfdrefchmajchinenbetriebe und dazu gehörige 
Nebenbetriebe genehmigt. Die Unfallverhütungsvorjchriften für die erjt und 
leßtgenannten Betriebe bejtehen aus einer Umarbeitung und Ergänzung der bereits 
früher in Geltung gewejenen Vorſchriften, während die Unfallverhütungsvorjchriiten 
für Montagebetriebe neu erlajjen worden find. 

Die Rheiniſch-Weſtfäliſche Textil-Berufsgenojjenichaft und die Süddeutſche 
Tertil-Berufsgenojjenichaft haben je einen Nachtrag zu ihren bereits bejtehenden 
Unfallverhütungsvorjchriften vorgelegt, welcher ebenfalld genehmigt wurde. 


768 Geſchäftsbericht des Neichd-Berfiherungdamts für das Jahr 1895. 


Bon den ausjchließlich dem Neichs = Verficherungsamt unterjtellten 59 ge: 
werblichen Berufsgenofjjenichaften haben nunmehr 53, das jind 90 Prozent, Un: 
fallverhütungsporfchriften erlafjen. 

Der Entwurf von Normal-Unfallverhütungsporjchriften für gleichartige Ge— 
jahren in den gewerblichen Betrieben, welder durch eine vom Verbande der 
Deutihen Berufsgenoſſenſchaften eingejegte Kommiflion unter Theilnahme von 
Vertretern des Reichs-Verſicherungsamts fejtgejtellt worden ijt, wurde von dem 
Verbande und von den zu demjelben gehörigen Berufsgenofjenichaften eingehend 
geprüft; eine Beröffentlihung der aus diefen Berathungen hervorgehenden Normals 
vorjchriften wird demnächſt erfolgen. 

Dinfichtlich der Unfallverhütungsvporfchriften für Die land» und foritwirtbichaft- 
lihen Berufsgenofjenjchaften it in dem Abjchnitt über die Ausführung des land- 
wirthichaftlichen Unfallverjicherungsgejeges Näheres angegeben. 

Die Zahl der Bejchwerden über Einſchätzung in höhere Gefahrenklafjen und 
Beititellung von Zujchlägen wegen Uebertretung der Unfallverhütungsvorjchriften 
beträgt 76 einfchließlich der aus dem Jahre 1894 in Neft gebliebenen 18 Bejchwerden. 

Uebernahme des Heilverfahrens durd) die Berufsgenofenfhaften während 
der erfien 13 Wochen. Leber die Wirkungen des $ 76c des Krankenverſicherungs— 
gejehes dom a * welcher ſeit dem 1. Januar 1893 den Berufsgenoſſen— 
ſchaften die Berechtigung gibt, in allen durch Unfall herbeigeführten Erkrankungs— 
fällen jhon während der erſten 13 Wochen nach dem Unfall das Heilverfahren 
auf eigene Kojten zu übernehmen, jtellt das Neichs-Verfiherungsamt alljährlic) 
bei den Vorjtänden der Berufsgenofjenjchaften eine Ermittelung an. 

Das Ergebniß für das Nahr 1894 it im Weſentlichen folgendes gewejen: 

Von den 64 gewerblichen Berufsgenojjenjchaften haben — die eingeflammerten 
Zahlen betreffen das Worjahr 1893 — 56 (38) in rund 3250 (2250) Fällen, 
und von den 48 landwirthichaftlihen Berufsgenojjenichaften 24 (16) in 370 
(250) Fällen, insgejammt SO (54) Berufsgenoſſenſchaften in 3 620 (2500) Fällen, 
das Heilverfahren während der eriten 13 Wochen nad dem Unfall übernommen 
und damit durchweg günjtige Erfolge erzielt. Die Berlegten konnten zum größten 
Theil jchon vor Ablauf der Wartezeit aus dem Heilverfahren als völlig hergeitellt 
oder mit Nenten entlajjen werden, welde hinter dem allgemeinen Durchjchnitt 
erheblich zurücdblieben. Insbejondere bewährte fich wieder die jofortige Spezial: 
behandlung bei Augenverlegungen, wodurd in mehreren Fällen das Augenlicht 
erhalten wurde, und die rechtzeitige medifo-mechaniihe Nachbehandlung bei Knochen— 
brücen, zumal wo einige Unfallfvanfenhäujer den Berufsgenofjenjchaften eine 
zweckmäßige Berbindung des chirurgiſchen und orthopädiichen Verfahrens geitatten. 

Die übrigen gewerblichen und landwirtbichaftlihen Berufsgenojjenjchaften 
haben theils, wie im Vorjahre, ſich auf eine bloße Ueberwachung und Unter: 
ſtützung der Krankenkaſſenbehandlung bejchränft, insbejondere bei Augenverlegungen 
und jchweren Knochenbrüchen auf eine rechtzeitige Spezialbehandlung hinzumirfen 
gejucht, theil® zu einem Cingreifen während der Wartezeit überhaupt feine Ver— 
anlafjung gefunden, zumal wo indujtrielle Großbetriebe mit gut verwalteten 
Betriebstranfenfafjen vorherrichen, oder die ländlichen Kreiſe die Kranfenverjiherung 
eingeführt, beziehungsweije die Gemeindefürjorge aus $ 10 des landwirthſchaft— 
lichen Unfallverjicherungsgejeges auf Kreismittel übernommen haben. 

Arbeiterhülfsgefuhe. In Unfallverjiherungsfachen gingen 1966 Arbeiter: 
hülfsgefuche ein. Dieſe hohe Zahl erklärt jich zum Theil daraus, daß die mit 
ihren Anſprüchen ganz oder theilweife zurückgewieſenen Verletzten jich in vielen 
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Fällen bei den rechtskräftigen, ſelbſt höchſtinſtanzlichen Entſcheidungen nicht beruhigen, 
ſondern — auch wiederholter Belehrungen ungeachtet — immer von Neuem die 
Berückſichtigung jener Anſprüche zu erwirken verſuchen. Oft gehen derartige Ge— 
ſuche dem Reichs-Verſicherungsamt erſt zu, nachdem ſie zunächſt an die Allerhöchſte 
Stelle oder an verſchiedene Centralbehörden, namentlich an das Königlich preußiſche 
Juſtizminiſterium, gerichtet waren. Auch kommt es nicht ſelten vor, daß Verletzte 
ſich nad) Empfang eines förmlichen Beſcheides einer Berufsgenoſſenſchaft, mit 
welchem fie nicht zufrieden jind, mit Umgehung des Sciedögericht3 unmittelbar 
an das Neich3-Verficherungamt wenden, oder daß jie das lettere gegenüber einer 
Verfügung oder Entjcheidung einer Ausführungsbehörde oder eines Landes-Ver— 
jiherungsamts anrufen. 

Auch auf dem Gebiete der Kranfenverficherung, für welche das Reichs-Ver— 
ſicherungsamt überhaupt nicht zujtändig it, gehen fortgejegt zahlreiche Geſuche ein. 

Feſtſtellung der Genoffenfchaftskatafter. In 2973 Fällen war über die 
Aufnahme oder Ablehnung der Aufnahme von Betrieben in die Genofjenjchaft3- 
fatajter (Unternehmerverzeichnijje) zu verhandeln. Davon rührten 506 Sachen 
aus dem Borjahre her. 2508 Saden wurden erledigt, 465 blieben ridjtändig. 
Nähere Angaben über die Art der Bejchwerden und deren Erledigung enthält 
die Heberjicht Seite 772. 

Strafbefchwerden und fonflige Befchwerden. Die Ausübung des Straf: 
recht3 auf Seiten der Berufsgenojjenfchaften, namentlich veranlaft durch Unpünkt— 
fichfeit vieler Unternehmer bei der Anmeldung von Betrieben und bei der Ein 
jendung von Lohnnachweijungen, nimmt die Arbeitskraft des Reichs-Verſicherungs— 
amt3 nod) immer erheblich, wenn auch weniger als in den Vorjahren, in Anjprud). 
E3 gelangten 2441 — darunter 700 vorjährige — Beſchwerden gegen Straf- 
verfügungen der Berufsgenofjenjchaftsvorjtände zur Bearbeitung; in 470 Fällen 
war die Erledigung nod nicht möglich. 

An jonjtigen Bejchwerden aller Art famen 2549, darunter 346 vorjährige, 
zur Behandlung, von denen 353 unerledigt blieben. 

Wahlen zum Reicdhs-Verfiherungsamt. In dem Berichtsjahre trat im Be— 
jtande der nichtitändigen Mitglieder und jtellvertretenden nichtjtändigen Mitglieder 
des Reichs-Verſicherunggamts aus dem Stande der Arbeitgeber und demjenigen 
der Arbeitnehmer in elf Fällen ein Wechjel ein. 

Nach entiprechenden Aufrüden der im Amt verbliebenen Mitglieder find 
für den Reſt der vom 1. Dftober 1893 bis zum 30. September 1897 laufenden 
Wahlperiode die bisher erledigten zehn Stellen von GStellvertretern der nicht» 
ſtändigen Mitglieder au dem Stande der Arbeitgeber im Wege von Nadhwahlen 
und die Stellen zweier Stellvertreter de3 eriten nichtjtändigen Mitgliedes aus 
dem Stande der landwirthichaftlihen Arbeitnehmer durch Berufung durch den 
Bundesrath wieder bejeßt worden. 

Unbejegt find geblieben die in den Jahren 1894 und 1895 erledigten fünf 
Stellvertreterjtellen von gewerblichen Arbeitnehmern. 

Die Wahlergebnifje und die Namen der durch den Bundesrath berufenen 
Mitglieder find veröffentlicht worden. 

Bertretung der Arbeiter. Auf Grund des Unfallverjiherungsgejeßes, des 
Ausdehnungsgejehes, des Bau= und des SeesUlnfallverfiherungsgejepes waren an 
die Stelle der mit Ende September 1895 ausgefchiedenen Hälfte der Arbeiter: 
vertreter und SchiedögerichtSbeifiger, jowie der aus den Verficherten oder befahrenen 
Schiffahrt3fundigen berufenen „Vertreter der Verſicherten“ die erforderlichen Neu— 
wahlen vorzunehmen. 

Annalen des Deutſchen Reicht. 1896. 51 
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Für die Neuwahl von 451 Arbeitervertretern mit der doppelten Anzahl von 
Erjagmännern und der „Vertreter der Verſicherten“ mit je drei Stellvertretern 
mußten die VBorjtände der als wahlberechtigt gemeldeten 12 609 Krankenkaſſen, welche 
diesjeit3 zu 413 Wahlbezirken vereinigt worden jind, mit Stimmzetteln und dem 
fonjt erforderlihen Wahlmaterial verjehen werden (zu vergleichen das diesjeits 

26. September 1885 


erlafjene Wahlregulativ vom 76. Samar 1001 )- 


Bei der durch die Arbeitervertreter vorgenommenen Neuwahl der Schieds- 
gerichtSbeifiger waren die in 182 Wahlprotofollen diesjeitiger Beauftragter nieder- 
gelegten Ergebnifje der Wahlen zu prüfen, und die Ergebnifje den betheiligten Berufs: 
genofjenjchaften, ſowie den in Betracht fommenden LandessEentralbehörden mitzutheilen, 

Ausführung des landwirthfchaftlidien Unfallverficherungsgefeßes. Hin: 
fichtlih der Durhführung des landwirthichaftlichen Unfallverjiherungsgejeges it 
die Thätigfeit des Neichs-Verfiherungsamtes im Allgemeinen in gleicher Weije 
wie im Vorjahre in Anſpruch genommen worden. Die Zahl der Enticheidungen 
darüber, ob ein gewerblicher Betrieb al3 landwirthichaftlicher Nebenbetrieb, als 
ein ſelbſtſtändiger Betrieb oder als Nebenbetrieb eines anderen gewerblichen Be- 
triebes zu gelten bat, it auch im diefem Jahre nicht unerheblid gewejen. Die 
Bahl der Bejchwerden aus 88 38, 46, 48 und 82 des landwirthichaftlichen 
Unfallverjicherungsgejepes iſt 32. 

Neben den erwähnten haben auch andere Geſetzesvorſchriften, jowie einzelne 
Beitimmungen der Genofjenjchaftsjtatuten in zahlreichen Fällen, wie bisher, den 
Gegenjtand einer Meinungsäußerung oder Entiheidung des Reichs-Verſicherungs— 
amts gebildet. Ansbejondere haben mehrere Genofjenichaftsvorjtände die Meinung 
des Reichs-Verſicherungsamts über die Nothwendigfeit und Zweckmäßigkeit, jowie 
andererjeitS über die Zuläfjigfeit von Statutenänderungen eingeholt, welche sie 
den Genofjjenjchaftsverfammlungen zur Beichlußfaffung zu unterbreiten beabjich- 
tigten. Durch den hierdurch vor der Beihlußfafjung veranlaßten Meinungsaus: 
tauſch ijt vermieden worden, daß die Genehmigung bejchlofjener Statutänderungen 
vom Reichs-Verſicherungsamt verjagt werden mußte. 

Um über das Anwachjen der Beiträge für die landwirthichaftliche Unfalls 
verjicherung einen allgemeinen Ueberblid zu gewinnen, wurde zahlenmäßig zu 
ermitteln gejucht, welcher Betrag an Beiträgen in den einzelnen Jahren bei den 
dem Reichs-Verſicherungsamt unterjtellten landwirthichaftlihen Berufsgenofjen= 
ichaften — je nad) dem geltenden Beitragsmaßjtabe — dem in.demjelben Jahre 
erhobenen Gejammtgrundjteuerbetrage, beziehungsweife den Gejammtbetrage der 
Lohnwerthe für die abgejhäßten Arbeitstage gegemüberjteht. Hierbei hat ſich 
ergeben, daß für das Jahr 1894 im Durhichnitt bei allen betheiligten Berufs— 
genojjenichaften auf 1 Mark Grundfteuer annähernd 16 Pfennig und auf 100 Mark 
Lohnwerth 67 Pfennig an Beiträgen zu entrichten gewejen jind, jowie ferner, 
dag die Steigerung der Beitragslajt bis zu dem genannten Jahre im Allgemeinen 
regelmäßig und den Erwartungen entjprechend verlaufen it. Die hier und da 
geäufßerte Bejorgniß, es möchten die landwirthichaftlichen Betriebe von der Lait 
der Unfallverficherung wirthſchaftlich erdrüct werden, findet hiernad in dem bis- 
her angejammelten Zahlenmaterial feine Stüße. 

Was schließlich die Unfallverhütung anlangt, jo it der Entwurf von Normal: 
Unfallverhütungsvorjchrijten für lands und foritwirtbichaftliche Betriebe, welder 
vom Neich3-Verficherungsamt als Anhalt für die Berufsgenofjenjchaften bearbeitet 
worden war, von der im lebten Bericht erwähnten Kommijjion und jpäterhin 
mit Kommiſſaren eingehend bevathen worden, welche von dem Königlich preußiichen 
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Minifter für Landwirtbichaft, Domänen und Forjten abgeordnet waren. Die aus 
der lehteren Berathung bervorgegangenen Normalvorichriften jind vom Reichs— 
Verjiherungsamt mit einem an die Vorftände der land und forjtwirthichaftlichen 
Berufsgenoſſenſchaften gerichteten Aundjchreiben vom 30. Juni 1895 befannt 
gegeben, aud in den Amtlichen Nachrichten des Reichs-Verſicherungsamts (Jahr: 
gang 1895 Seite 201 bis 206) abgedrudt worden. 

Die Anhaltiiche land» und forjtwirthichaftlihe Berufsgenojjenichaft hat im 
Berihtsjahre Unfallverhütungsvorjichriften erlaffen, die mit Ausnahme weniger 
Beitimmungen den vorjtehend erwähnten NormalsUnfallverhütungsvorjchriften für 
die land- und forjtwirthichaftlichen Berufsgenojienjchaften entjprechen. Den Vor— 
ichriften der Anhaltiihen land- und forjtwirthichaftlihen Berufsgenojjenjchaften 
it die Genehmigung des Neich3-Verjicherungsamts ertheilt worden. Mit einigen 
anderen landwirthichaftlichen Berufsgenofjenjchaften ſchweben Berhandlungen über 
den Erlaß von Unfallverhütungsporichriften, welche, wenn die Genojjenjchafts- 
verjammlungen den VBorjchlägen der Vorjtände entiprechend bejchließen, im Wejent- 
lien ebenfall$ mit den Normalvorjchriften übereinjtimmen werden. 

Ausführung des Bau-Unfallverfiherungsgefeßes. Für das Gebiet des Baus 
Unjallverjicherungsgejeges iſt zu erwähnen, daß die Bearbeitung und Entjcheidung 
der Rekurſe in Prämienbejchwerdejachen ($ 26 Abjat 3 des Bau-Unfallverſicherungs— 
gejebes) — bejonders aus der Stadt Berlin — auch in dem -Betriebsjahre das 
Reichs-Verſicherungsamt nicht wenig in Anjpruch genommen hat; die Entjcheidung, 
wer im Einzelfalle Unternehmer eines Negiebaubetriebes jei, war oft jchwierig; 
auch machte die Aufklärung des nicht immer ohne Abjicht dunkel gelafjenen Sach— 
und Nectsitandes häufig umfangreichere Ermittelungen, jelbjt eidlihe Zeugen: 
vernehmungen erforderlid. Im Uebrigen gewinnt es den Anjchein, als wenn 
num auch die Beitimmungen dieſes Geſetzes und die Art ihrer Ausrührung den 
betheiligten Kreiſen allınälig etwas befannter und vertrauter würden. 

Vevifionen der Berufsgenoflenfchaften. In dem Berihtsjahre wurden die 
NRevilionen der Kaſſen-, Rechnungs- und Gejchäftsführung der Berufsgenofjen- 
ſchaften, mit denen bereits in den Vorjahren begonnen war, durch Beauftragte 
des Reichs-Verſicherungsamts jortgejegt. Bis jet ſind im Ganzen 40 Berufs- 
genojjenjchaften, davon im Berichtsjahre 13, revidirt worden. 

Anftellung befonderer Beauftragter der Berufsgenoffenfchaften. Die Anz 
Itellung bejonderer bejoldeter Beauftragter, welche berufsgenoſſenſchaftliche Ehren 
ämter nicht befleiden (Neviftonsingenieure c.), iſt in weiterer Fortentwickelung begriffen. 

Nah der Feititellung vom 1. DOftober 1895 find bei 47 gewerblichen und 
3 Landwirthichaftlihen Berufsgenofienjchaften 210 (im Borjahre 173) Beaufs 
tragtenitellen vorhanden, welche von 192 Beamten verjehen werden. Mehrere 
von diejen Beamten befleiden demnach derartige Stellen bei verjchiedenen Berufs: 
genojjenjchaften oder Sektionen. 

Die Beziehungen der Beauftragten zu den Betriebsunternehmern befriedigen 
nad wie vor. 

Geſchäftliche Chätigkeit im Uebrigen. Für 1 gewerbliche Berufsgenofjenichaft 
wurde ein revidirtes Statut, für 17 gewerbliche und für 4 landwirthichaftliche 
Berufsgenofjenichaften wurden Statutenänderungen genehmigt. 

Eine Ueberjicht über die bei dem Reichs-Verſicherungsamt in Unfall-Ver— 
jiherungsangelegenheiten eingelegten Bejchwerden ꝛc. iſt angejchloffen. Ausweislich 
derjelben kamen zu 1940 aus dem Jahre 1894 unerledigt übernommenen Sachen 
im Berichtsjahre 7 130 neu hinzu; davon wurden 7571 erledigt und 1499 blieben 
rückſtändig. 
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2. Rechtſprechung. 


Rechtfprehende Thätigkeit des Heihs-Berfiherungsamts als Hekursgeridt. 


I. Rekursſachen ſind im Jahre 1895 — sk . 7806, 
und zwar: im 1. Bierteljahre. . . . 1889 
2. a re er A Se ERDE 
„8. R kA nk ART Si ae ce 
a 3 « Br ae ee a ER 
Summe . . . 7806 
Unerledigt übernommen find: 
a) aus dem Sabre 1888.. 368 
b) aus dem Jahre 1894 6669 
= 3327 
mithin waren zu bearbeiten 11 133 


Bon den Rekurſen wurden eingelegt: 


a) von den Verjiherten . . 9151 
b) von den Verufegenoffenchaften und Ausfügrungs 
behörden 3 3 1982 


— wie * =: IE IS: 


II. Bon den Rekursſachen wurden erledigt, und zwar: 


a) durch Urthel . . — 
x) Zurückgewieſen wurden Detunfe 
ax) der Verjiherten . . 4642 
BB) der Berufsgenofjenicaften : REN 788 


Summe. .„ . 5430 
B) itattgegeben wurde dem Rekurſe (ganz oder 


theilweije) 
xx) der Verjicherten in. . 1320 Fällen, 
P3) d.Berufsgenofjenschaftenzc.in601 „ 


Summe . . . 1 921 


Summe aller durch Urtheil erledigten Nekurje 7351 


b) durch Bejchluß wegen formeller Mängel (VBerwerfung 
wegen Unzuläjjigfeit oder verjpäteter Einlegung), 


und zwar: 
x) Rekurſe der Verjiherten . . 767 
8) Rekurſe der Berufsgenoſſ enſchaften en 0 


Summe. . .„ 767 

ec) auf andere Art (Zurüdnahme, Vergleih zc.) . . . 235 
en... 8358, 
. 2780, 


zuſammen 

mithin blieben unerledigt 
und zwar: a) aus dem Jahre 1894 . . . 2.2.80 
b) aus den Jahre 1895 . . . ...2700 

wie oben 


. 2780. 


Bon den unerledigten 2780 Rekurſen jind 1865 im fetten Vierteljahre 1895 
beim Reichs-Verſicherungsamt eingegangen, folglich entfallen auf die früheren 


Vierteljahre 915. 
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III. A. Landwirthichaftlicde NRekurje, die in den unter Nr. I und II ver: 
zeichneten mitenthalten find, jind anhängig geworden: 


a) im Sahre 1895 . . u 1 ( ° 
b) unerledigt übernommen aus dem Jahre 1894 ..666 
c) unerledigt übernommen aus dem Jahre 18833.. 3, 
mithin zufammen . . . 2355. 
Bon den Rekurſen wurden 
a) von den Berfiherten . . . .1728 
b) „ „Berufsgenoſſenſchaften ꝛc. . . 627 
Summe wie oben. . 2355. 
B. Bon den Rekurſen wurden erledigt, und zwar: 
a) durch Urteil . . . 1430 
x) Zurückgewieſen wurden Relurſe 
xx) der Berfiherten . . . .» .  . 774 


BB) der Berufsgenofjenihaften x. . 232 

Summe . . . 1006 
8) itattgegeben wurde dem Nekurje (ganz oder 

theilweije) 

xa&) der Verficherten in. . . 217 Fällen 

BB) der Berufögenofjen- 

Ichaften . in . . ...%207 „ 

Summe. . . 424 


zujammen wie oben . . . .„ 1430. 
b) durch Beſchluß, und zwar: 
&) Nefurje der Berliherten . . 222 
) „ A Berufsgenoffenichaften x. 0 
Summe. . .„ 222 
co) auf andere VtH . 2... 2 2 20.20.68 
1717, 


mithin blieben unerledigt . . . 638. 
Bon den umerledigten Sachen find 11 aus dem Jahre 1894, 627 
aus dem Jahre 1895. 

IV. In 539 Situngen haben mündliche Verhandlungen jtattgefunden in 
8060 Sachen. — Darunter fanden in Sachen der land» und forſt— 
wirthſchaftlichen Verjiherung in 105 Situngen 1743 mündliche Ver- 
handlungen jtatt, und außerdem an 2 Tagen 41 mündliche Verhand- 
lungen aus dem Gebiete der SeesUnfallverficherung. 

V. Beweisaufnahme wurde bejchlofjen: 


a) dor der mündlichen Verhandlung in. . .» . . 856 Fällen 
b) auf rund der mündlichen Verhandlung in . . 738 „ 
zufjammen in . . . 1594 Fällen. 


VI. Eine PBertretung durch Rechtsanwälte fam auf Seiten der Berufs— 
genofjenjchaften in feinem Falle, auf Seiten der Arbeiter in 151 Fällen 
vor; in den Terminen zur mündlichen Bin war erjchienen: 


a) der Verlegte perfönlih in . . . . ...1490 Füllen 
b) ein Bevollmächtigter für den Berlepten ı En ’ ' 
c) ein Vertreter für die —— in. .1636 „ 


d) Niemand n . . . . —* ea EI 
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VII. 20 Urtheile wurden ohne vorgängige mündlide Verhandlung gefällt 


VII. 


IX. 


(8 21 der Raijerlichen Verordnung vom 5. Augujt 1885 beziehungsweiie 
Artifel II der Kaijerlichen Verordnung vom 13. November 1887). 
Bei 48 Urtheilen war die Zujtändigfeit des Reichs-Verſicherungsamts 
begründet, weil bei dem betreffenden, gegen eine der Beaufjichtigung 
eines Landes-VBerjiherungsamt3 unterjtehende Berufsgenofjenjchaft ꝛc. 
gerichteten Werfahren eine dem Reichs-Verſicherungsamt oder einem 
anderen Landes-Verſicherungsamt untergejtellte Berufsgenofjenfchaft mit- 
betheiligt war (zu vergleihen $ 101 Abjag 2 bi8 4 des landwirthichaft: 
lichen Unfallverjicherungsgejeges). 

Gleichwie in früheren Jahren, jo hat aud in dem Berichtsjahre jich die 
Theilnahme von Vertretern der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer an der 
rechtſprechenden Thätigkeit des Reichs-Verſicherungsamts durchaus bewährt. 


X. Den durch Urtheil erledigten Sachen lagen folgende Streitfragen zu Grunde: 


A. Gewerbliche Berufsgenoſſenſchaften und Ausführungsbehörden: 
a) ob ein Unfall bei dem Betriebe ” einem verjicherungspflichtigen Betriebe) 


vorlag, in . . 2020. 292 Fällen ( 4,,%/o) 
b) ob der Unfall erwieſen war, in 647 „ (10,9%). 
e) ob ein Zufammenhang zwischen dem Vetriebsunfall 

und der Erwerbsunfähigfeit anzunehmen war, in 621 „ (10,°%), 
d) ob der Unfall eine verſicherte Perſon betroffenhatte,in 72 „ (1a) 


e) welche Berufsgenoſſenſchaft einzutreten ‚hatte, in 126 (62. 


In dieſen 126 Fällen iſt in Frage gekommen: 
&) eine gewerbliche Berufsgenoſſenſchaft als be— 
klagte Partei gegenüber einer landwirthſchaft— 
lihen, als betheiligt zum Rechtsſtreite beige— 
ladenen Berufsgenoſſenſchaft (zu vergleichen 
Amtliche Nachrichten des Reichs-Verſicherungs— 
amts 1891 Seite 223 unter Il) . 47 mal, 
B) desgleichen eine gewerbliche Berufs— 
genofjenjchaft gegenüber einer ans 
deren gewerbl. Berufsgenofjenihaft 79 „ 
Summa . .„. . 126 mal, 


f) welcher Lohnbetrag (Fahresarbeitsverdienit) der Ent: 


ihädigungsfeititellung zu Grunde zu legen war, in 104 „ (1°) 


) welder Grad der Erwerbsunfähigfeit anzunehmen 


war, in. . = = 428832 6 
Anden 322 Fällen find ala Rekurskläger betheiligt: 
&) die Berufsgenofjenjchaften mit. . 213 (16,,°/o), 

und zivar: 


mit Erfolg in 77 Fällen (36,,°/,) 
ohne „ „136 „  (63,,°/o) 


213 


P) die Verficherten mit . . . . . 1109 (83,,°/,), 


und zwar: 


mit Erfolg in 329 Fällen (29,,°/,) 
ohne „ „ 730 „(70,0 


1109 1 322 
Seite 3184 Fälle. 
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Uebertrag 
h) ob $ 65 des Unfallverficherungsgejeges ($ 38? 
des BausUnfallverjicherungsgejebes, $ 73 des See— 
Unfallverjiherungsgefeges) anwendbar war, in. 
und zwar: 
a. 
ob eine Minderung oder Aufhebung der Rente gerecht 
fertigt war: 
in 1633 Fällen (86,6 °/o). 
An den 1633 Fällen jind ala Retursfläger betheiligt : 
&«) die Berufsgenojienichaften mit. . 259 (15,0°/o), 
und zwar! 
mit Erfolg in 97 Fällen (37,5 °/o) 
ohne Erfolg in 1 162 „ (62,5%) 
zujammen n 259 
33) die Verficherten mit . . . . . 1374 (84,1 Po), 
und zwar: 
mit Erfolg in 8390 Fällen (28,4%/0) 
ohne Erfolg i in_984 984 „ (71,8) 
zuſammen n 1374 
1633 
b. 
ob ein Anſpruch auf TE der Rente begründet war: 
in 253 Füllen (18,4%/o). 
An den 253 ‚Fällen find als Rekurskläger beteiligt: 
&x) die Berufsgenojjenichaiten mit. . 21 ( 8,°/), 
und zwar: 
mit Erfolg in 15 Fällen (71,4°/o) 
ohne Erfolg in 6 „ (28,0°,) 
zujammen 21 
38) die Verfiherten mit . . » » . 232 (91,7%), 
und zwar: 
mit en. in 27 Fällen (11, o) 
ohne Erio gin_205 205 u (884°) 
ufammen 232 232 : 
253 
i) ob der Verletzte verpflichtet war, jich in einem 
Kranfenhaufe unterbringen zu lajfen, beziehungs- 
weile ob das Heilverfahren beendigt war, in 
k) jonjtige Streitfvagen, theil3 rechtlicher (materieller 
und prozejjualer), theils thatjächlicher Art, in 
zuſammen 
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. 3184 Fälle. 


1886 Fällen (31, °/.), 


82 " ( 1,, lol 


769 „ (13,0%) 


. 5921 sälle. 


B. Landwirthſchaftliche Berufsgenofjenjhaften: 
a) ob ein re bei dem Betriebe — einem a ey a Betriebe) 


vorlag, i : 
b) ob der — —— war, in 


ce) ob ein Zuſammenhang zwiſchen dem Betriebsunfall 
und der Erwerbsunfähigfeit anzunehmen war, in 


d) obder Unfalleineverjicherte Berjon betroffen hatte, in 
e) welche Berufögenojjenjchaft einzutreten hatte, in 
Seite 


280 Fällen (19,,°/o), 
203 " (14,, fo): 


137° (mo 
32» (22) 


7 „(5 lo)- 


729 Fälle. 
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Uebertrag 729 Fälle. 
An diefen 77 Fällen ift in Frage gekommen: 
«) eine landwirthichaftliche Berufsgenoſſenſchaft ald 
Beklagte gegenüber einer gewerblichen Berufs- 
genoſſenſchaft . . i in WE MAL 
(fo daß unter Hinzurechnung der vor— 
ſeitig unter Aea angeführten 47 Fälle 
die Frage der Entihädigungspflicht 
in 114 Fällen zwiſchen gewerblichen 
und landwirthichaftlihen Berufs— 
genofjenjchaften jtreitig geweſen it); 
B) eine landwirthſchaftliche Berufsge— 
nofjenfchaft gegenüber einer anderen 
landwirthichaftlihen Berufsgenofjen- 


Schaft bezw. dem Foritfistus . . 10 „ 
Summe . . . 77T mal, 


f) welcher Lohnbetrag (Jahresarbeitsverdienit) der Ent- | 
ihädigungsfeititellung zu Grunde zu legen war, in 31 Fällen ( 2,,%/), 
g) welcher Grad der Erwerbsunfähigfeit anzunehmen 


war, in. . . . 204 „ (14,0) 
An den 204 Fällen find als Relurskläger betheiligt: 
&) die Berufsgenoſſenſchaften mit. . 67 (32,5°/0), 
und zwar: 


mit Erfolg in 28 Fällen (41,,°/,) 
ohne n " 39 7} (58,, %) 
67 
8) die Verfiherten mitt . . . . . 137 (67,2”/o), 
und ziwar: 
mit Erfolg in 38 Fällen (27,,°/,) 
ohne „ „99°. (72,3°/0) 
137 204 
h) ob $ 70 des landwirthſchaftlichen ———— 
ſicherungsgeſetzes anwendbar war, in. . . 256 „ (17%) 
und zwar: 


a. 
ob eine Minderung oder Aufhebung der Rente gerecht: 
fertigt war: 
in 226 Füllen (88,3 %/o). 
An den 226 Fällen jind als Rekuräfläger betheiligt : 
ax) die Berufsgenofienjchhaften mit. . . 80 (85,40), 
und zwar: 
mit —5 in 36 Fällen (45,0*0) 
gin_ #4 


ohne Erfolgin 4 „  (55,0°lo) 
zujammen 80 
BP) die Verfiherten mit . » 2»... 146 (64,0%), 
und zwar: 


mit — in 52 Füllen (35,6°/o) 
ohne Erfo gin_ 94 94 „ (64,4°/0) 
zujammen 146 146 
226 


Seite 1220 Fälle. 
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Uebertrag 1220 Fälle. 
b. 


ob ein Anjpruch auf Erhöhung der Rente begründet war: 
in 30 Fällen (11,7°/o). 
An den 30 Fällen find als Rekurskläger re 
x) die Berufsgenofjenichaften mit. . . 6,1°Jo), 
und zwar: 
mit Erfolg in 2 Füllen (40,0 %/o) 
ohne Erfolg in 3 „ (60,00) 
zujammen 5 
BB) die Verfiherten mit . » 2» =». 25 (83,3°%) 
und zwar: 
mit Erfolg in 5 Fällen (20,0 °/o) 
ohne Erfolg in 20 Füllen (80,0 °/o) 
zuſammen 25 
30 
i) ob der Berleßte verpflichtet war, ſich in einem 
Krankenhauſe unterbringen zu laſſen, beziehungs- 
weile ob das Heilverfahren beendigt war, in . 14 Fällen ( 1,,%/o), 
k) ſonſtige Streitfragen, theil$ rechtlicher (materieller 
und prozefjualer), theils thatjächliher Art, in. 196 „ (13,0) 


zujammen 1430 Fälle. 


C. Gewerblide Berufsgenojjenihaften, Ausführungsbehörden 
und landwirthſchaftliche Berufsgenoſſenſchaften zufammen: 


a) ob ein Unfall bei dem Betriebe we einem —— Betriebe) 

vorlag, in. . 572 Fällen ( 7,3 Jo). 
b) ob der Unfall erwieſen war, in. 850 „ (11,50) 
c) ob ein Zufammenhang zwijchen dem Betriebsumfall 

und der Erwerb3unfähigfeit anzunehmen war, in 758 „ (10,3 °/o), 

ob derlinfalleine verficherte Berjon betroffen hatte, in 104 „ ( 1,40) 
e) welche Berufsgenofjenjchaft einzutreten hatte, in 203 „ ( 2,50), 
f) welcher Lohnbetrag (Jahresarbeitsverdienit) der Ent- 

Ihädigungsfeftitellung zu Grunde zu legen war, in 135 „ (Lo) 
g) welcher Grad der Erwerbsunfähigfeit anzunehmen 

war, in. . 1526 „ (20, °%/), 
h) ob $ 65 des Unfallverficherungsgefeßes 8 70 

des landwirthſchaftlichen Unfallverjicherungsge- 

ſetzes, $ 38? des Bau-Unfallverſicherungsgeſetzes, 

8 73 des See— — an⸗ 

wendbar war, in. . . 2142 „ (294°/0) 
i) ob der Berleßte verpflichtet war, fi) in einem 

Krankenhaufe unterbringen zu {afien, beziehungs 

weiſe ob das Heilverfahren N war, in . 96, 6(619.) 
k) ſonſtige Streitfragen in. . . “en. 965 „ (18, 

Summe 7351 Fälle. 


- 
h: 
. 
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Den dur Urtheil erledigten Sachen lagen | in Fällen 
folgende Streitfragen zu Grunde: 


1889 | 1890 | 1891 | 1892| 1898 | 1894 | 1895 











404 416 572 


a) ob ein Betriebsunfall vorlag - . » .. .| | L 7 
J 701 488 506 850 
| 


b) ob der Unfall erwiefen war . .... 
c) ob ein Zuiammenbang zwiichen dem Be: 
triebsunfall und der Erwerbsumäbigtei | | 
anzunehmen war . 809 353 500 480 
d) ob der Unfall eine verficherte Berjon betroffen | 
hatte . . ı 86 3 4 67 79 701 104 
e) welche Berufsgenoſſenſchaft einzutreten hatte 14 34 86 1501 144! 1611 203 
f) weldyer Jahresarbeitsverdienjt zu Grunde) | 











zu legen wat. 2 2222er. 6 4 451 83 184 110] 185 
g) weldyer Grad Der ee ans 
zunehmen war . . 787| 970! 1,647 1,459 2,151] 2,067| 1,526 


h) ob 8 65 des Umfallverficherungsgeietes ($ ($ 70 | 
des andwirtbichaftlichen Unfallve rliderungs 
| 








gejepes, 3 38° des Bau⸗ Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzes, S 70 des See ———————— 











geſetzes) anwendbar war . . — — | — — — | — 2142") 
i) ob der Verlegte verpflichtet war, ſich in | | 
einem Krankenhauſe unterbringen zu laften, | | | 
oder ob das Heilverfahren beendigt war . | — -— — — | MM 58 96 
k) jonjtige Streitfragen. . . 2.2... er 2851 197) 8310| 5051 728 7321 965 
zufammen . - . . 1,503 1,748 2,888] 3,244| 4,698] 4,595| 7,351 


Kechtſprechung der Schiedsgeridhte. a) Statififhes. Im Jahre 1895 waren 
ausschlieglich dem Reichs-Verſicherungsamt nachgeordnete Schiedögerichte vorhanden: 
1. 435, welde auf Grund des Unfallverficherungsgejeges vom 6. Juli 
1884 und des Ausdehnungsgejebes dom 28. Mai 1885, 
2. 208, welche auf Grund des Bau-Unfallverſicherungsgeſetzes vom 
11. Juli 1887, 
3. 11, welde auf Grund des See-Unfallverſicherungsgeſetzes vom 
13. Juli 1887, 
4. 612, welde auf Grund des landwirthichaftlichen Unfallverficherungs- 
gejeges vom 5. Mai 1886 errichtet waren, 


zufammen 1266. 


Bei diefen Schiedsgerichten jind im Bericht3jahre im Ganzen 33 353, und 
zwar bei denjenigen zu 1:21 356, zu 2:1128, zu 3:215 umd zu 4:10854 
Berufungen anhängig geworden. Ihnen gegenüber jtehen 81 177 berufsgenoſſen— 
chaftliche (ausführungsbehördliche) Bejcheide, Durch welche eritmalig Renten fejtgeitellt 
oder abgelehnt, und 62 606 Beſcheide, durch welche laufende Renten abgeändert 
worden find: zujammen 143 783 Beſcheide. 


I. Von ſämmtlichen Berufungen betrafen Bejcheide, durch welche 
a) der Entſchädigungsanſpruch abgelehnt wırde . ». . . 15579 
b) die Entihädigung feitgeitellt wurde . . . ... 17974. 
Bon den den Beicheiden zu a und b zu Grunde liegenden Füllen waren 
a) nicht vefursfähig (Koſten des — — 
Renten, Beerdigungskoſten... 861 
B) rekursfähig (dauernde Renten.. 233232682 


V Erſt ſeit 1895 beſonders geführt, bis dahin in g mitenthalten. 
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Bon der Gejammtzahl der im Berichtsjahre anhängig gewordenen (33553) und 

der aus dem Vorjahre unerledigt übernommenen Berufungen (7 913) find erledigt: 
a) durch vechtsfräftige Zurüchveifung mittelit Bejcheides des Vorfißenden ge— 

mäß $ 6 Abj. 1 der Raijerlichen Verordnung vom 2. November 1885 wegen 


1. Verſäumung der gejeglihen Berufungsfriſt . . 445 
2. Unzujtändigfeit des Schiedsgeidt8 | . . . . 107 
552 
b) duch Zurüdnahfme . 2 2 nn nn nenn. 1724 
6): durch Vergleiihh.. 1067 
d) durch Anerkenntnißß. er 709 
e) durch Entſcheidung des Schiedsgerichts: 
1. Zurückweiſung der Berufung wegen der im 86 Abſatz 1 
der vorgenannten Verordnung angegebenen Mängel des 
Verfahrens, und zwar wegen 
x) Verſäumung der geſetzlichen Berufungsfriſt 391 
B) Unzuſtändigkeit des Schiedsgerichts. . 27 
418 
2. Beſtätigung des angefochtenen genoſſenſchaftlichen zc. 
Beſcheides . . . . 19952 
3. völlige oder theifweife Abänderung des ange⸗ 
fochtenen Beſcheideeee.... 275375 
28 245 
f) auf andere Weile . En 665 
32 962 
II. Die Zahl der Sigungen betwug . . - 5 170 


- Sn 650 Sitzungen war das Gericht nur mit 3 Mitgliedern bejegt ($ 15 
Abſatz 2 a. a. D.). 

III. Die Zahl der Sachen, in denen ohne mündliche Verhandlung entjchieden 
worden ijt (Verzicht nah $ 19 a. a. D.), betrug 127. 


IV. Beweisaufnahmen haben jtattgefunden: 
a) don Seiten des Gerichts, eines Gerichtämitgliedes oder des Vorſitzenden 
($ 16 Abjah 2 a. a. D.): 


1. an der Gerichtsſtelle.. 4294858 
2. an anderen Orten A u 515 
b) durch Erjuchen einer öffentlichen Behörde 4188 


V. Bon den ergangenen Entſcheidungen waren nad) den Berichten der Schieds- 
gericht3porjigenden durch Rekurs anfechtbar: 27 334. 

Während die vorjtehenden Ziffern in der Hauptjahe die Zahl und den pro— 
zeflualen Verlauf der Berufungsjachen erkennen lafjen, joll die folgende Zufammen= 
jtellung ein überjichtliches Bild von dem Streitjtoff geben, welcher den durch Ent— 
jcheidung des Schiedsgericht erledigten Berufungen zu Grunde lag. 

1. Es handelte fi) um folgenden Streitgegenitand: 
A. um die Frage, ob ein Unfall beim Betriebe vorlag, in. 4903 Fällen, 
B. um die Frage, ob ein urfächliher Zufammenhang vor— 
lag zwifchen Unfall und Krankheit oder Tod, n . . 1722 „ 
Seite 6625 Fülle. 
Annalen des Deutſchen Reicht. 1896. 52 
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Uebertrag 6625 Fälle, 


C. im Falle einer Verlegung durch Betriebsunfall: 
a) um die Kojten des Heilverfahrens in Br 97 Fällen 
B) um dad Maß der Rente, und zwar 
x) um den Grad der Erwerbsunfähigfeit n . . 19056 „ 
B) um die Höhe des Jahresarbeitsverdienites in . 385 „ 
ec) um Anwendung des 8 7 des Unfallverjicherungs- 
geſetzes ($ 8 des landwirthichaftlicden Unfallver— 
jiherungsgejeßes), und zwar 
x) um die Frage, ob die Vorausjeßungen für eine 
bon der Berufsgenoſſenſchaft wahlweiſe zu ge= 
währende Kranfenhausp flege vorlagen, in . 6 „ 
B) um die Folgen, welche eine Weigerung des Verlepten, 
ſich in AnjtaltSpflege zu begeben, nad) jich zog, in 155 „ 
y) um Die Rente der Angehörigen des Sen 


während feiner Anjtaltspflege n . . . 63 „ 
D. im Falle der Tödtung: 
a) um die Beerdigungsfojten in . . 4 52 „ 


b) um die Rente der Hinterbliebenen, und zwar 
x) um die Frage, ob der Getödtete der einzige Er— 
nährer der Hinterbliebenen war in 345 „ 
5) um jonjtige Fragen in . . 250 „ 
E. un Gewährung einer Kapitalabfindung im Sinne des 
8 67 des Unfallverſicherungsgeſetzes, 8 72 des land— 
wirthſchaftlichen Unfallverſicherungsgeſetzes, $ 39 des 
Bau= = Unfallverficherungsgejeges, 8 75 des See⸗-Unfall— 
verjicherungsgejehes, in... DL. 
F. um die Frage der Verjährung des Entjhädigungsan- 
ſpruchs, $ 59 des Unfallverficherungsgejeßes, $ 64 des 
landwirthſchaftlichen ee ae 5 68 des 
See⸗ Unfallverſicherungsgeſetzes, J 3831 „ 
G. um fonjtige Streitfragn m. 2... 2. 699 „ 
— 28 245 Fälle. 


2. Der mit der Berufung angefochtene Bejcheid bezwedte nicht die erjtmalige 
Regelung der Entſchädigung, jondern war ein gemäß $ 65 des Unfallverjiherungs- 
gejeßes, $ TO des landwirthichaftlichen Unfallverficherungsgejeges, $ 73 des See— 
Unfallverjiherungsgejeges erlafjener 

a) Nentenherabjegungs= oder N in . .12264 Fällen, 

b) Nentenerhöhungsbeicheid in. . . —— 48 


b. Erfahrungen. Die Geſammtzahl der —— iſt, entſprechend der 
Zahl der Rentenfeſtſetzungsentſcheide, unter denen die Rentenminderungsbeſcheide 
($ 65 des Umfallverficherungsgejeges ꝛc.) bei der jährlich ſteigenden Zahl der 
Nentenempfänger bejonders ins Gewicht fallen, auch im Betriebsjahre wieder, 
und zwar im Ganzen um I1,, Prozent gejtiegen. Prozentual die höchſte Steigerung 
ift wiederum bei den Schiedsgerichten des landwirthichaftlichen und des See-Unfall— 
verficherungsgejebes eingetreten, indem bei den Schiedögerichten des . eriteren 
Geſetzes die Zahl der Berufungen von 8 790 auf 10 854, d. i. um 23,, Prozent, 
bei den Sciedsgerichten des lebteren Gejeßes von 181 auf 215, d. i. um 
18,; Prozent gejtiegen ift. Im Uebrigen ijt die Steigerung beträchtlich geringer; 
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jie beträgt bei den Sciedsgerichten des Unfallverficherungsgejeped und des Aus— 
dehnungsgejehed 6,, Prozent (21356 Berufungen gegen 20147 im Vorjahre) 
und bei den Schiedsgerichten de3 BausUnfallverjiherungsgejeßes 14,, Prozent 
(1128 Berufungen gegen 986 im Vorjahre). 

Bon den auf Grund des $ 65 des Umfallverjicherungsgejeßes erlafjenen 
62606 Rentenminderungs- ꝛc. Bejcheiden find 12742 mit der Berufung ans 
gefochten worden; es fommt in diefem Falle auf etwa 5 Beſcheide eine Berufung. 

Das Verhältnig der Abänderungen zu den Bejtätigungen hat jid) gegen die 
Vorjahre nicht wejentlich verjchoben, die Zahl der Abänderungen beträgt nahezu 
ein Viertel der Gejanmtjumme, indem von den 28245 durch Urtheil zc. er= 
ledigten Berufungen die Enticheidung in 7875 Fällen auf theilweije oder völlige 
Abänderung des angefochtenen Bejcheides lautete. Das Verhältniß der Zahl der 
erhobenen Rekurſe — 7806 (7052) — zu der Zahl der refursfähigen Schieds- 
gerichtöurtheile — 27334 (23 724) — jtellt ji) im Berichtsjahre etwa wie 
1:3,, gegen 1: 3,, im Borjahre. 

Auch im Betriebsjahre weichen die im Uebrigen von den Schiedögerichts- 
vorjigenden mitgetheilten Erfahrungen im Allgemeinen nicht von dem ab, was 
in den Vorjahren an diejer Stelle zu verzeichnen war. Ausdrücklich jei erwähnt, 
daß der PVorjigende des am meiiten bejchäftigten Schiedsgerichts (mit 1830 
anhängig gewejenen Berufungen), wie jchon in früheren Jahren, jo auch jeßt 
wieder „das lebhafte Intereſſe der jämmtlichen Beijiger für die jchiedsgerichtliche 
Thätigfeit und ihr Beitreben, jachlih und objektiv zu urtheilen“, lobend und 
anerfennend hervorhebt. Das bisherige gute Einvernehmen unter den Mitgliedern 
des SchieddgerichtS jei durch den Eintritt einiger neuer Beiliger in Folge der 
Neuwahlen in feiner Hinjicht geitört worden. Ein auderer Vorjigender mehrerer 
Schiedsgerichte mit zujanımen 735 anhängig gewejenen Berufungen betont unter 
„wärmjter Anerkennung“ der gefammten Thätigkeit der Schiedsgerichtsbeijiger 
namentlich ihre Selbitändigfeit bei der Abſchätzung der Erwerbsunfähigfeit, welche 
durch die ärztlich feitgeitellten Folgen des Unfalls verurjacht wird. 


B. Invaliditäts- und Altersverjiherung. 


1. Verwaltung. 


Erörterungen über die Berfiherungspfligt. Noch immer bereitet die Ab- 
grenzung des Kreifes der nad dem Invaliditäts- und Altersverjicherungsgejeg 
verficherten Perjonen Schwierigkeiten, die namentlich aud) bei der Auslegung des 
unter dem 1. März 1894 befannt gegebenen Bundesrathsbejchluffes, betreffend 
die Invaliditäts- und Altersverjiherung von Hausgewerbetreibenden der Tertils 
industrie (Reichs-Geſetzbl. S. 324), zu Tage treten. In legterer Beziehung wird 
der unter dem 9. November 1895 veröffentlichte weitere Beihluß des Bundes— 
raths (Reichs-Geſetzbl. S. 452) vorausfichtlich einige Abhülfe ſchaffen. Auch im 
BerichtSjahre war die Neigung der Verwaltungsbehörden wiederholt zu erkennen, 
in den auf Grund des S 122 des Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetzes 
erlajjenen Entjcheidungen über die Beitragspflicht von den in der Spruchpraris 
des Neichd-Berjicherungsamts feitgehaltenen Grundſätzen abzuweichen; daß hierunter 
die auf diefem Gebiete dringend erforderliche Nechtsficherheit Tortgeießt leidet, 
unterliegt feinen Zweifel 

Ein Bedürfniß zur Abänderung der unter dem 31. Oktober 1890 diesjeits 
erlajjenen Anleitung, betreffend den Kreis der nad) dem Invaliditäts- und Alters— 
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verjicherungsgejeg verficherten Perjonen, it auch in Ddiefem Jahre nicht hervor- 
getreten. 

Berathungen über die Wevifion des Invaliditäts- und Altersverfiherungs- 
gefehes. Dagegen nahın das Neichs-Verfiherungsamt, nachdem bereits im Jahre 1894 
auf Veranlafjung des Staatsjefretärd des Innern über eine Neihe nothwendiger 
Abänderungen des Invaliditäts- und Altersverjicherungsgejeges Berathungen ge= 
pflogen worden waren, die zur Vorlegung einer diefen Gegenjtand betreffenden, 
mit formulirten Vorſchlägen verjehenen Denkſchrift geführt hatten, durch mehrere 
Vertreter in der Zeit vom 4. bis 9. November 1895 an den Verhandlungen 
einer vom Neichsamt des Innern berufenen Kommifjion über die Nevifion des 
genannten Geſetzes Theil. An diefer Kommiſſion wurde auh der Plan einer 
organischen Zujammenlegung der verjchiedenen Zweige der Arbeiterverficherumg, 
insbejondere unter Bejeitigung des Markenſyſtems, auf Grund Ddiesfeitiger Vor— 
ihläge einer Beſprechung unterzogen. 

Anfragen über Beitragsentrihtung x. Die immer nod) zahlreich einlaufen- 
den Anfragen, welche ſich auf die Beitragsentrichtung, die Austellung der Onittungss 


farten und ähnliche Gegenftände bezogen, wurden — joweit erforderlich, unter 
Wahrung der Enticheidungsbefugniß anderer Behörden — in dem Beitreben 


beantwortet, das Verſtändniß und die praftiihe Durchführung des Gejeßes nad 
Möglichkeit zu erleichtern. 

Arbeiterhälfsgefuhe. Die Zahl der von den Verjicherten eingereichten Ge— 
juche, welche die Bewilligung von Anvaliden- oder Altersrenten, jowie die Er— 
jtattung von Beiträgen (58 30 ff. des Invalidität: und Altersverſicherungs— 
gejeßes) betrafen, betrug 1213. 

Ucbernahme der Fürforge für erkrankte Berficherte feitens der Berfiherungs- 
anftalten. Auch in diefem Jahre wurde der Ammwendung der Beitimmungen 
des 8 12 des Anvalidität3- und Altersverficherungsgejeges bejondere Beachtung 
gewidmet, nachdem nunmehr fait alle Verfiherungsanjtalten dazu übergegangen 
jind, von der ihnen darin ertheilten Befugniß zur vorbeugenden Krankenpflege 
einen mehr oder minder ausgiebigen Gebrauch zu machen. Gegenüber den Be- 
jtrebungen einzelner Berjicherungsanitalten, unter Aufwendung großer Summen 
eigene Krankenhäuſer und Spezialheilanftalten zu errichten, hat das Reichs-Ver— 
fiherungsamt dahin zu wirken gejucht, daß derartige, über die nächjtliegenden 
Zwede der Verficherung hinausgehende Pläne nur im Falle eines dringenden 
Bedürfnifjes und mit größter Vorſicht und Sparjantfeit verfolgt werden. Die 
Benupung bejtehender Krankenhäuſer von Seiten der Berjicherungsanitalten oder 
deren Errichtung durch Dritte im Intereſſe der Anjtalten Hat es thunlichit 
unterjtüßt. 

Genehmigung von Statutänderungen. Den von 11 Berjiherungsanitalten 
beichlojjenen Abänderungen ihres Statut3 wurde die Genehmigung ertheilt. 

Strafbefhwerden. Bejchwerden gegen Strafverfügungen der Vorſtände der 
Berjicherungsanitalten (55 142 ff. des Invalidität: und WlterSverjicherungs- 
gejeßes) wurden im Berichtsjahre 1221 anhängig. Davon wurden erledigt 1021, 
und zwar durch Entjcheidung 788, durch Zurüdnahme der Strafverfügung 200, 
durch Zurücknahme der Bejchwerde 27. In 6 Füllen wurde die Beſchwerde an 
das zujtändige Yandes-Verjiherungsamt abgegeben. Als unerledigt wurden in das 
laufende Gejchäftsjahr übernommen 200 Bejchwerden. 

Einfprüce gegen die Rentenvertheilungen des Rechnungsbureaus. Gegen 
die Nentenvertheilungen des Rechnungsbureaus wurde in 360 Fällen Einfprud 
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(Widerſpruch) — 8 90 Abjag 1 und $ 160 Abjak 3 des Invaliditäts- und Alters: 
verſicherungsgeſetzes — .erhoben, jo daß einjchließlicd der aus dem Jahre 1894 
unerledigt übernommenen 92 Fälle 452 Sachen zur Bearbeitung vorlagen. Weber 
20 Einjprüche (Widerſprüche) wurde fürmliche Entſcheidung getroffen, wobei in 
5 Füllen eine Abänderung der erjtmaligen Bertheilung de3 Rechnungsbureaus 
erfolgte, während in 15 Fällen die Vertheilung des Rechnungsbureaus bejtätigt 
wurde; in 339 Fällen wurde der Einſpruch zurüdgenommen. 93 Fälle blieben 
unerledigt. 

Dabei wurde u. V. die Frage vom Reichs-Verſicherungsamt grundſätzlich 
entjchieden, nach welchen Gejichtspunften die DVertheilung derjenigen Renten zu 
erfolgen hat, welche auf Grund der zu verjchiedenen Zeitpunkten in Kraft gejegten 
Bundesrathsbejchlüffe, betreffend die Ausdehnung der Berjicherungspfliht auf 
gewiſſe Klaſſen der Hausgewerbetreibenden, bewilligt worden jind, 

Wahl der Ausfchußmitglieder bei den gemeinfamen Berficherungsanftalten. 
Am 1. Juli 1895 begann für die Mitglieder der auf Grund des $ 48 des 
Invalidität und Alteröverficherungsgejeges für die BVerficherungsanjtalten ge— 
bildeten Ausſchüſſe eine neue Wahlperiode. Die hiernad erforderlichen Neuwahlen 
wurden für die gemeinjamen Berjicherungsanjtalten ($ 64 a. a. O.) auf Grund 
der Wahlordnung vom 29. Mai 1890 — Amtliche Nachrichten des Reichs-Ver— 
fiherungsamt3 1890 ©. 457 ff. — durchgeführt, die Wahlergebnijje geprüft und 
den Borjtänden der betheiligten Verjiherungsanitalten mitgetheilt. 

Erlap einer Revidirten Gefhäftsanweifung, betreffend die Auszahlungen 
durch die Por, fowie Hevidirter Borfchriften über die Art und Form der 
Rechnungsführung bei den Berfiherungsanftalten. Im Hinblid auf die in den 
SS 30 und 31 des Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetzes vorgejehenen 
Beitragserjtattungen, welche im Berichtsjahre zum eriten Male praftifch wurden, 
waren bereit im Jahre 1894 Berhandlungen mit den Central-Poſtbehörden 
gepflogen worden, um eine Ergänzung der Gejchäftsanweifung vom 29. Dftober 
1890, betreffend die Auszahlungen durch die Poſt, herbeizuführen Dieje Ver: 
handlungen haben in der Nevidirten Gejchäftsanweilung vom 29. April 1895, 
weiche am 1. Juli 1895 in Kraft getreten iſt, ihren Abjchluß gefunden (Amtliche 
Nachrichten des Reichs-Verſicherungsamts, Invaliditäts- und Wlteröverficherung 
©. 117 ff.) 

Ebenjo iſt die aus gleicher Veranlajjung in Angriff genommene, jchon im 
vorjährigen Gejchäftsberiht erwähnte Reviſion der Vorjchriften, betreffend die 
Art und Form dev Rechnungsführung bei den DVerfiherungsanitalten, nunmehr 
vollendet. Die unter dem 30. April 1895 erlafjenen Revidirten Rechnungs— 
vorſchriften (Amtliche Nachrichten des Reichs-Verſicherungsamts, Invaliditäts- und 
Alteröverfiherung S. 140 ff.) enthalten außer denjenigen Zuſätzen, welche durch 
die Beitragserjtattungen bedingt jind, eine Reihe verjchärfter Beitimmungen über 
die Buchung der Kapitalanlagen, mit Hülfe deren es ermöglicht werden foll, für 
die Zukunft eine bejjere Ueberjicht über die Verwaltung der von Jahr zu Jahr 
fi vermehrenden Bermögensbejtände der Berficherungsanjtalten zu geminnen. 

Bor Erlaß der neuen Rechnungsvorjhriften fanden am 18. und 19. März 1895 
Berathungen mit einer Kommiſſion von Vertretern der Vericherungsanftalten jtatt. 

Statiftik der Imvaliditätsurfahen. Die Statiftit über die Urjachen der 
Invalidität bei denjenigen Perjonen, welche in den Genuß der Invalidenrente 
getreten jind, ilt im Nechnungsbureau in Angriff genommen worden und’ wird 
vorausjichtlid im Laufe des Jahres 1896 zur Veröffentlihung gelangen. 
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Geſammtnachweiſung über die von den Verſicherungsanſtalten einzureichenden 
Ueberfidhten über ihre Gefchäfts- und Rechnungsergebniffe. Die von den Berjicher- 
ungsanjtalten gemäß 8 130 des Invaliditäts- und Alteröverficherungsgejeges für 
1894 vorgelegten Ueberfichten über ihre Geſchäfts- und Rechnungsergebnifje wurden 
in etwas abgefürzter Form zu einer entiprechenden Gejammtnachweifung verarbeitet 
und öffentlic bekannt gemacht (Drudj. des Reichtags IV. Sefj. 1895/96 Nr. 80). 

Prüfung der Gefchäftsführung der Berficerungsanfalten. Im Jahre 1895 
hat auf Grund des $ 131 des Invaliditäts- und Aitersverjicherungsgejebes bei 
8 Verjiherungsanjtalten eine eingehende Prüfung der Geſchäftsführung durch 
Kommifjare des Neich3-Verfiherungsanıt3 jtattgefunden, 

Verwendung eines Theils des Vermögens der Berfiherungsanftalten zum 
Ban von Arbeiterwohnungen. Die von den Verficherungsanjtalten zur Förder: 
ung des Baued von Arbeiterwohnungen getroffenen Maßregeln jind mit Auf- 
merkjamfeit verfolgt worden. Zu dem gedachten Zwed wurden jeither von den 
Berjicherungsanjtalten an Darlehen gewährt oder zur Hergabe bereit geitellt: 

1. innerhalb der Grenze der Basar — — 3 756 616 Ma. 

2. über dieje Grenze hinaus . . Be Fang 3694480 „ 


zujammen 7451096 Mr 

Vehnungsburcau des Reihs-Berfiherungsamts: a) Rentenvertheilungen. 
Zu den aus dem VBorjahre übernommenen 6 913 Anträgen auf Rentenvertheilung 
traten im Berichtöjahre 55 173 Invalidenrenten und 33 747 Alterörenten hinzu, 
jo daß insgejammt 95 833 Renten zur Bearbeitung vorlagen. Hiervon wurden 
82 874 vertheilt, während 12959 unerledigt in das Jahr 1896 übernommen 
wurden. Sn 1565 Fällen wurde von dem Rechte des Vorbehalt3 ($ 160 des 
Invaliditäts: und Alteröverficherungsgejeges) Gebrauch gemadt; dazu famen nod 
410 unerledigte Vorbehalte aus dem Jahre 1894. Das Verfahren fand während 
des Berichtsjahres in 1432 Sachen feinen Abjchluß, jo daß nod 543 Fälle in 
das Fahr 1896 übernommen worden find. Zur Vorbereitung und Durchführung 
des BVertheilungsverfahrens gingen von den Vorſtänden der VBerjicherungsanitalten 
und zugelajjenen bejonderen Stafjeneinrichtungen rund 20000 bejondere Mittheil- 
ungen und aufflärende Verhandlungen ein, 

b) Berrehnung der Rentenzahlungen und Boppelmarken. Bei der gemäß 
$ 92 a. a. D. bewirkten Prüfung und Abrechnung der von der Poſt und einzelnen 
Kafjeneinrihtungen für Rechnung des Reichs und der Verjicherungsanftalten ꝛc. 
während des Jahres 1894 geleijteten Nentenzahlungen ergaben ſich vielfach Anz 
jtände, die in rund 2600 Fällen Nüdfragen erforderlich mahten. Im Anſchluß 
hieran erfolgte bei 8200 Renten die endgültige Verrechnung der Vorſchüſſe. 

Für das Etatsjahr 1894/95 wurde die Abrechnung der Einnahmen des 
Neihs aus dem Verkauf von Doppelmarken, jowie die Prüfung und Abrechnung 
der vom Reich wegen Erjtattungen für irrthümlich verwendete und vernichtete 
Doppelmarkfen zu zahlende Beträge bewirkt. 

c) Mathematifch- Ratiftifche Arbeiten. An mathematifcheitatiftijchen Arbeiten 
hat * Rechnungsbureau im Laufe des Berichtsjahres angefertigt: 

. Tafeln über die Sterbenswahrjcheinlichkeiten für Invalidenrentenempfänger 
auf Grund der bis Mitte 1894 eingetretenen Todesfälle; 

2. die Berehnung der Kapitalwerthe von Invalidenrenten auf Grund der 

zu 1 erwähnten Tafeln; 


3. eine Abjterbeordnung für Altersrentenempfänger auf Grund der bis Mitte 
1894 eingetretenen Todesfälle; 
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4. die Berechnung der Kapitalwerthe von Alterrenten auf Grund der zu 3 
bezeichneten Abjterbeordnung ; 

5. ein Gutachten über die Wirkung der Nentenvertheilungen auf die Bes 
laftung der einzelnen Berjicherungsanitalten ; 

6. eine überjchlägliche Bilanz der Verjicherungsanitalten für die erſte Beitrags— 
periode auf Grund der Rechnungsergebnifje der Jahre 1891, 1892, 1893 
und 1894; 

7. die Vorarbeiten zu einer Statijtif der Invaliditätsurſachen; 

8. die Vorarbeiten zur Unterfuhung der Mehrbelaftung, welche für die See— 
Berufsgenofjenichaft au der Ausdehnung der Entjhädigungspflicht auf die 
durch klimatiſche Krankheiten (gelbe3 Fieber) herbeigeführten Todesfälle 
erwachjen würde; 

9. die Berechnung des von den Verjiherungsanftalten und zugelajjenen Kaſſen— 
einrichtungen im Jahre 1896 gemäß $ 92 Abja 3 des Invaliditäts- 
und Alteröverjicherungsgejeges an die Poſt abzuführenden Betriebsfonds. 


d) Statififhes. Vom 1. Januar 1891 bis zum Ablauf des Berichtsjahres 
wurden an Nenten überhaupt anerkannt: 























Nlters- 
renten 


Invaliden— 


renten Zuſammen 


bei den 
















264 582 
4 868 


409 352 


31 Berlicherungsanttalten 
16 125 


9 Kafleneinrichtungen 











156 027 269 450 425 477. 


Im Berichtsjahre bezogen rund 
217 600 Perſonen Altersrente, 
130 900 Berjonen Invalidenrente, 


348 500 Perjonen überhaupt Rente. 
Da ſich unter diefen rund 800 Perjonen befinden, deren Altersrente im Laufe 
des Berichtsjahres in Invalidenrente umgewandelt wurde, und dieje Perſonen des— 
halb vorjtehend doppelt gezählt find, jo jtellt jich die wirkfihe Zahl der Renten— 
empfänger des Berichtsjahres auf 
rund 347 700 Perſonen, 


aljo rund 


an welche insgeſammt 
42,, Millionen Mark, 
und zwar an Alterörenten rund 26,, Millionen Mark, 
an Snvalidenrenten 15, Millionen Mark 
gezahlt jind. 
Die von den Berfiherungsanjtalten jeit dem 1. Januar 1891 fejtgejegten 
Renten repräjentiren überjchläglicd ein Deckungskapital von 
rund 203,, Millionen Marf 
und mit Einjchluß der an den Nejervefonds ($ 21 des Invaliditäts- und Alters— 
verficherungsgejeges) abzuführenden Beträge in Höhe von rund 40,, Millionen Mark 


ein Kapital von di 
rund 243,, Millionen Mar. 


Den jteht nach Abzug der geſammten Verwaltungskoſten — für 1895 in ders 
jelben Höhe wie für 1894 angenommen — eine Einnahme aus Beiträgen gegenüber 
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im Jahre 1891 von rund . 85, Millionen Mark, 
" ” 1892 " " 84,, " " 

" 1893 7 „ 85. „ „ 

" 1894 m " . 87,8 " " 

” ” 1895 ” * 89 


zuſammen 432,, Dillionen Dart 


Es verbleibt demgemäß — ohne Berücdjichtigung von Zinſen — zur Dedung 
der bisher nur in geringem Umfange bewilligten, jpäter aber vorausfichtlich ſich 
jteigernden Beitragserjtattungen ($$ 30, 31 a. a. D.), jowie der in Folge der 
längeren Dauer der Beitragsleiftung allmälig höher werdenden Anvalidenrenten ein 
Kapital von rund 188,, Millionen Marf. 


2. Rechtſprechung. 
Rechtfprechende Thätigkeit des Keichs-Verſicherungsamts als Revifionsgeridt. 
I. Die Zahl der im Jahre 1895 anhängig re Reviſionen beträgt: 


in Invalidenrentenjachen ; ; en Er 2092 
in Altersrentenſacheenn. Br inne 1493 
in Beitragseritattungsjachen A EEE 21 


zujanmen 3 606 
Unerledigt find übernommen aus dem Jahre 1894: 


Smvalidenrentenfahen 2 2 2 2 nenn. 500 
Ultersrentenfahen . > > 2 nn 42401 
zufammen . . . 901, 


mithin waren zu bearbeiten 4 507. 


Nevijionen wurden eingelegt: Juvaliden Aiters, „Beitrags: 
’ venteniachen rentenjachen — 
a) von den Verſicherten in. 1531 1098 14 
b) von den Verſicherungsanſtalten und Kaſſen— 
einrichtungen in . . ne Mr SO 327 7 
c) von den Sinatäfommiifären 1, 106 68 — 


zuſammen wie — 2092 1493 21 
— — — 
3606 Sachen. 
Bon den Verſicherten und Verſicherungsanſtalten ꝛc. zugleich iſt in 10 


von den PVerjicherten und Staatsfommifjaren zugleih it in . 5 
von den Verjiherungsanftalten ꝛc. und Staatsfommifjaren zu— 
DIOR DE > 5 Se ne ee ee a ern 


zufammen in 82 
Sachen Nevifion eingelegt worden. 
II. Bon den Reviſionen wurden erledigt: 
8 Invaliten: Aliert⸗ — 
renten achen renteniachen ſawen 


a) durch Urtheil nach mündlicher Verhandlung 1581 1148 5 = 2734 
und zivar: 





Seite 2734 4507 
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Uebertrag 2 734 4507 
1. Zurüdgewiefen wurden Revijionen : 


i Beitragd- 
Invalidene Alters⸗ . 
tentenfachen rentenjachen — 


&) dev Verſicherte. 879 648 5 = 1532 
B) der Berficherungs-An- 
italten und Kaſſenein— 


rihtungen . . ... 137 3 — = 232 
y) der Staatöfommiffre 35 27 — — 9 
zufammen 1051 770 5 — . 1826. 


2. Stattgegeben wurde den Reviſionen: 


&) der Verſicherten 
Invaliden Altere⸗ Beitrags: 
renten⸗ renten⸗ eritattunges 
ſachen ſachen ſachen 
x) durch Zurückver— 


weijung an das 

Sciedögeriht in 163 103 — =266 Fällen 
BB) durch Zurückver— 
weiſung an den 
Vorſtand in. . 1 
durch erjtmalige 
Zuerfennung der 
Nente in. . . 2 26 — — 58 
durch Abänderung 
d. Rentenbeginns 
oder der Renten 
höhe m . . . 8 5 —= 13 „ 


zufammen 204 136 —=. . . 340 


t 
| 
I 
80 

= 


— 


7 


6 


— 





B) der Verſicherungs-Anſtalten und Kaſſeneinrichtungen 
Invaliden Alters Beitrags- 
ventens renien⸗ erſtattungs⸗ 
laden laden fadıen 
x) durch Zurückver— 
weifung an das 
Schiedsgeriht in 130 71 — =201 Fällen 
PB) durch Zurückver⸗ 
weilung an den 
Vorſtand n.. . 1 2 —= 3 
yy) dur Abweifung 
des  Mentenans 
ſpruchs n . . 98 108 — =206 „ 
85) durch Abänderung 
d. Rentenbeginns 
oder der Renten— 
bein... 48 22 ——= 70, 


zuſammen 277 203 —=. .. . 480 
Seite 2734 4507 
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Uebertrag 2734 4507 


y) der Staat3fommifjare Amvaliven- Atert- 
rentens rentens 


ſachen ſachen 
xx) durch Zurückverweiſ— 
ung an das — 
gericht n. .. 19 13 = 32 Füllen 
BB) durch Zurückverweiſ⸗ 
ung an den Vorſtandin — — — — „ 


yy) durch Abweiſung des 

Rentenanſpruchs in 23 22 SM; 
82) durch Abänderung des 

Nentenbeginns od. des 


Nentenbetrags in . 6 Bb =1 „, 
zujammen 48 Tr 


insgefammt . . . 908 
find. . ..2734. 
Die nad mündlicher Verhandlung ergangenen Urtheile haben 
hiernach im Ganzen: 


Nevijionen zurüdgewiejen in . . . 1826 Fällen 
die Sache in Die Vorinſtanz zurückverwieſen in. 505 „ 
eritmalig Nente zuerfannt in. . : 58 „ 


die vorinſtanzlich zugejprochene Rente aberfannt in 251 „ 
den Beginn oder die Höhe der ———— ” 
gejegten Nente abgeändert in. . . 4 „ 
jind — 2 734 Fälle, 


b) durch Urtheil ohne mündliche Verhandlung wurden Nevis 
jionen zurücgewiejen: 269 in Invalidenrentenjachen, 207 in 
Altersrentenjachen, 1 Beitragserjtattungsjache, zujfanımen .„ 477, 


und zwar: Invaliden⸗ Alters⸗ Beitrages 
renten⸗ reniten⸗ eritattungs: 
rn jachen ſachen ſachen 

%) wegen verſpäteter 


Einlegmg . . . 241 189 1 =, ABl 
3) als offenbar unbe— 
gründet($81Abj.2 
des Invaliditäts— 
und Altersverſicher— 

ungsgejebes) . . 28 18 — = 46 

zufammen . . 269 207 1 jind wieder 47 


ec) auf andere Art (Zurücdnahme, Vergleich xc.) 121 Snoaliden 
rentenjachen, 93 Altersrentenfachen, zujammen . . . 215 
insgefanmt . . . 692 
erledigt jind zujammen . . . 3426 
und zwar: 1971 Invalidenrentenfachen, 1448 Alterörenten= 
jahen, 7 Beitragserjtattungsjachen. 
Mithin blieben unerledigt . . 1081 


und zwar: 621 nvalidenrentenjachen, 446 Altersrentenjachen, 
14 Beitragseritattungsjachen. 


III. 
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Den durch Urtheil nad) mündlicher Verhandlung erledigten Sachen lagen 
folgende Streitfragen zu Örunde: 


. Nihtanwendung oder unrichtige Anwendung des beitehenden Rechts kam 


in Frage, und zwar handelte es ji darum: 
Invalidene Alters- Beitrage: 
rentens  renten» erjtattungds 
facben ſachen ſachen 


a) ob der Rentenbewerber zu den ee 


gehörte, in ; 135 440 — 
b) ob die Wartezeit erfüllt war, in 409 288 — 
c) ob bereit3 Invalidität eingetreten war, in. 239 13 — 
d) ob die ſonſtigen rechtlichen Vorausſetzungen 
für einen Rentenanſpruch gegeben waren, in 151 60 — 
e) nad) welchen rechtlichen Geſichtspunkten der 
Beginn der Rente zu bejtimmen war, in . 29 31 — 
f) nach) welchen rechtlichen Gejichtspunften das 
Maß der Nente zu berechnen war, in. 58 17 — 
g) um jonjtige Rechtsfragen in . 91 42 5 
zufammen in 1112 891 5 = 2008. 
B. Die thatjächlichen Feititellungen des Schieds- 
aericht3 waren zu prüfen: 
a) diejelben waren aufrecht zu erhalten, und 
daher die Reviſion zu veriwerfen in 222 1235 — 
b) diejelben waren wegen eines Verſtoßes wider 
den flaren Anhalt der Akten aufzuheben in 152 70 — 
zufammen n 374 195 — = 569. 
— 
.Es war zu prüfen, ob weſentliche men 
des Berfahrens vorlagen in . 95 62 — = 157 
zufammen in 1581 1148 5 — 2734 
— 


insgeſammt wie oben zu IIa. 
IV. In 258 Sikungstagen haben mündliche Verhandlungen in 2 787 Saden 


jtattgefunden, und zwar: 


1. vor der erweiterten Spruchfammer (Ziffer 5 der Kaiſerl. Verordnung 


vom 20. Dezember 1890) an. 


2. dor der engeren Spruchkammer (Ziffer 4 


a. a. O.) an 


30 Tagen in 


228 


” 


„ 2567 


zufammen an 258 Tagen in 2787 Fällen. 


220 Fällen, 


” 


Eine Vertretung der Verficherten durch Nechtsanwälte fam in 10 Fällen 
vor; ein Staatsfommifjfar war in einem Falle zur mündlichen Verhandlung 


erichienen. 


V. Um die von den Spruchkammern angenommene Auslegung jolher gefeglichen 


Beitimmungen, welche von erheblicher grundjäßlicher Bedeutung jind, maß 
gebend feitzuitellen, wird ein Präjudizienbuch geführt, welches zur Zeit 
778 Eintragungen enthält. Dasjelbe bietet zugleih Material zur Ent— 
iheidung der Frage, ob über die einzelnen Reviſionen vor der engeren oder 
der erweiterten Spruchkammer (Ziffer 4 und 5 der Kaiſerlichen Verordnung 
vom 20. Dezember 1890) zu verhandeln it. 

Rechtſprechung der Schiedsgerichte. a) Statififches. In den eriten Monaten 


des Jahres 1895 beitanden im Neih 624 auf Grund des Invaliditäts- und 
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Alterdverficherungsgejeßes errichtete Schiedsgerichte, von dieſen entfielen 604 auf 
die 31 PVerficherungsanitalten, 20 auf die nah 88 5 ff. a. a. ©. zugelafjenen 
9 bejonderen Kajjeneinrichtungen. Die Zahl der leßteren Sciedsgerichte erfuhr 
durch eine anderweitige Organifation der preußifchen Staat3eifenbahnverwaltung 
am 1. April 1895 eine Steigerung um 9. Desgleichen trat am 1. Juli 1895 
in Preußen in den Bezirken zahlreicher Schiedsgerichte der Berjiherungsanitalten 
injofern eine Menderung ein, als, während bisher fajt für jeden Kreis ein Schieds— 
gericht beitand, mehrere Kreiſe, insbejondere Stadt- und Landfreife oder benach— 
barte reife, zu einem Schiedsgerichtsbezirfe vereinigt wurden. In Folge deſſen 
beträgt die Zahl der Schiedsgerichte im Neich jeit dem 1. Juli 1895 528, davon 
entfallen 499 auf die 31 Berficherungsanjtalten, 29 auf die nad den 88 5 ff 
a. a. D. zugelafjenen 9 bejonderen Kaſſeneinrichtungen. 

Während im ganzen Berichtsjahre insgejammt 34,847 Anjprüche auf Alters- 
vente erhoben worden find, von denen — einjchließlih der aus dem VBorjahre 
unerledigt übernommenen 5 268 Altersrentenanfprücdhe — 27586 von den Ver— 
jiherungsanftalten zc. anerkannt, 7598 zurückgewieſen, 1751 anderweitig erledigt 
und 3360 umerledigt auf das Jahr 1896 übernommen wurden, und während 
ferner im Ganzen 73 710 Anjprüche auf Invalidenrente geltend gemacht worden 
jind, von denen — einjchließlich der aus dem Vorjahre unerledigt übernommenen 
7399 Invalidenrentenaniprühe — 54424 von den PVerficherungsanitalten ꝛc. 
anerkannt, 14 454 zurücgewiejen, 3 611 anderweitig erledigt und 8 620 unerledigt 
auf das Jahr 1896 übernommen wurden, find bei den Schied3gerichten 18 819 Be— 
rufungen anhängig geiworden, und zwar: 


in Smvalidenrentenfahen . >» 2 2 2 u nenne 0.0. 11873 

in Mltersrentenfaden . . . 6 449 
wegen Eritattung von Beiträgen gemäß 88 30 und 31 des 

Invaliditäts- und Altersverficherungsgeiehe . . . - - 497 

Davon jind erhoben: 18 819 
a) von den Bericherten oder deren Binterbliebenen . . . 18262 
b) von dem Staatsfommifjar . . . . — — 537 
e) von beiden zu a und b bezeichneten Seiten — ji 20 

— 


Bon der Geſammtzahl der im Berichtsjahre anhängig gewordenen (18819) und 
der aus dem Vorjahre unerledigt übernommenen (4 756) Berufungen ſind erledigt: 
n durch rechtsfräftigen Ablehnungsbeicheid des Vorfigenden . . . 1311 
b) durch Wergleih oder Zurücdnahme der SE 2828 
ec) durch Entſcheidung des Schiedsgerichts . . Et Wr an et ee ART 
&) Zurücdweifung aus formellen Gründen 
xx) wegen Verfäumung der Berufungsftit . . . 307 
BB) wegen Unzuftändigfeit des Schiedsgerichts . . 64 
8) Beitätigung des angefochtenen Beiheide8 . . . . 9305 
y) völlige oder theilweije — des I 
Beihedes. . . 2... . 3581 
d) auf andere lebe > en 2.860 
zujanımen 18363 
Unerledigt blieben 5 212 Sachen. 
Die Zahl der Sigungen betrug 3 396. 
In 7368 Saden baben Beweisaufnahmen jtattgefunden. 
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In 128 Sachen iſt ohne mündliche Verhandlung und in 1254 Sachen ohne 
vorgängigen Schriftwechjel entichieden worden. 

Gemäß 8 74 Abjap 6 des Invaliditäts- und Alteröverjicherungsgejeßes find 
Koiten des gerichtlichen Verfahrens einer Partei auferlegt worden in 94 Fällen. 

b) Erfahrungen. Unter den Gejchäftsberichten der Schiedsgerichtsvorjigenden 
befinden jich verhältnigmäßig nur wenige, denen bejondere Bemerkungen über die 
bei der Handhabung des Gejebes und der Naijerlihen Verordnung vom 
1. Dezember 1890 gemachten Erfahrungen Hinzugefügt find. Dies erklärt ſich 
zum Theil daraus, daß in Folge der am 1. Juli 1895 eingetretenen ander- 
weiten Organijation in den Bezirken zahlreiher Schiedsgerichte ein Wechjel im 
Vorige jtattgefunden hat, und die neuernannten Vorfigenden bei der kurzen 
Dauer ihrer amtlidyen Thätigkeit noch nicht Gelegenheit gefunden haben, bejondere 
Beobachtungen zu machen oder Erfahrungen zu jammeln. Soweit jolhe Aeußer— 
ungen der Vorjigenden vorliegen, beziehen ste jich fait durchweg auf diejelben 
Punkte, welche jchon in den legten Jahren erwähnt worden jind Es wird daher, 
um Wiederholungen zu vermeiden, auf die Gejchäftsberichte für 1893 und 1894 


verwieſen. EIER 
Allgemeine Geſchäftsüberſicht. 











‚ Unerledigt 
, über- 

| en — 

nomnien — > Sie —— 


Jahre 189 4 „Jahre 1895 erledigt | unerledigt 


Ein Davon 


A. Unfallverficherung. 

I. Summe aller Bejchwerden ıc. | 
unt.1,2,3,4aufS.772-775 | 1940 
II. Dazu Rekurſe gegen die 
Entſcheidungen der Schieds— 
gerichte (SS. 776—T78) .| 3327 
Summe A 








— 










7571 1499 





7806 | 11133 


14 956 | 20203 


8353 
15924 










5267 


B Invaliditäts- und 


Altersverficherung. 
I. Bejchwerden ꝛc. 
I. Revifionen . . . . | 


Summe B 


| 
Summe aller Bejchwerden, Re— 


furje und Revifionen . .) 6543 | 20976 | 27519 | 21839 5680 


Dazu die Arbeiten des Nechnungsbureaus, vergleihe S. 790. 

Die Zahl der abgehaltenen Plenarjigungen betrug 8; Abtheilungsiigungen 
fanden regelmäßig an beitimmten Wocentagen jtatt. 

In den „Amtlihen Nachrichten des Reichs-Verſicherungsamts“ gelangten aus 
dem Gebiet der Unfallverfiherung 102 Rekursentiheidungen und Verwaltungs— 
bejcheide (im Ganzen bisher 870 Rekurdentfcheidungen und 606 Berwaltungs- 
bejcheide), aus dem Gebiete der Invaliditätd- und Alterverficherung 78 Reviſions— 
entjcheidungen und PVerwaltungsbejcheide (im Ganzen bisher 404 Reviſions— 
entjcheidungen und 74 Verwaltungsbejcheide) zur Veröffentlichung. 
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Bremen. 
Im Zwiſchendeck find in den lebten 5 Jahren über Bremen befördert worden: 
Direkt durch ven Norddeutichen Lloyd | Indirekt über engliiche Häfen ——— 
— — ——— 
Jahr Davon Davon — 
Perſonen Perſonen — —— 
Nichtdeutſche Zwiſ chen dede 


Deutſche Nichtdeutſche Deutſche 





paſſagiere 





1890 | 140 410 47 681 92 729 1015 399 616 141 425 
1891 | 138457 59 079 79 378 1 364 594 | 770 139 821 
1892 | 127 029 | 59228 67 801 2389 | 669 | 1 720 129 418 
1893 | 106 291 39 446 66 845 3109 406 | 2 708 109 400 
1894 43 339 16 771 26 568 4160 | 498 | 3 662 47 499 
1895 | 64295 14 737 49 558 4 697 423 | 4274 68 992 


I 

Danach hat die Zahl der Auswanderer am Ende des Jahres 1890 den 
höchſten Stand erreicht und von diefem Zeitpunkte an von Jahr zu Jahr in dem: 
ſelben Verhältnifje, wie jich die wirthichaftlihe Lage in den Vereinigten Staaten 
verjchlechterte, abgenommen, bis ſie in dem auf die große Handelskriſis im 
November 1893 folgenden Jahre 1894 auf dem niedrigiten Stand anlangte. 
Um 61,901 ®Berfonen war die Auswanderung über Bremen im Jahre 1894 
gegen das Jahr 1893 zurücdgegangen, ein in den Annalen der Bremer Statiſtik 
noch nie dagewejener Fall. Erjt im Mai 1895 begann mit der Bejjerung der 
gejchäftlichen Lage in Nordamerifa auch die Auswanderung dorthin jich wieder 
zu heben, jo daß die Zahl der während de3 abgelaufenen Jahres über Bremen 
beförderten Zwijchendedspafjagiere diejenige des Vorjahres (1894) um 21,493 Per: 
fonen überjteigt. Dieſe Zunahme ijt indeß lediglih auf die vermehrte Aus: 
wanderung aus außerdeutjchen Ländern zuvrüdzuführen, wogegen die Zahl ver 
aus Deutjchland jtammenden, in Bremen eingejchifften Perjonen gegen das Vor: 
jahr noch um 2109 Köpfe abgenommen hat. 

Die Urſache diejer Erjcheinung dürfte in den gewerblichen und wirtbichaft- 
lihen Berhältniffen der Vereinigten Staaten zu ſuchen jein. Während Die 
Indujtriebezirfe im Jahre 1895 wiederum begannen, den einmandernden Ar: 
beitern lohnende Beichäftigung zu bieten und dementjprechend eine allmählich 
fteigende Anziehungskraft ausübten, blieb die Lage in den Aderbaubdijtriften in 
Folge mäßiger Ernten und wegen des niedrigen Standes der Öetreidepreije auch 


) Bol. „Annalen“ 1895 ©. 804, wo auch die früheren Berichte nachgewieſen jind. 
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im  verflojjenen Jahre noch wenig befriedigend. Gerade die Aderbaudijtrifte 
bilden aber die bevorzugten Ziele der deutichen Auswanderung, indem die da= 
jelbjt bereitS angejefjenen und zu einem gewijjen Wohlitande gelangten Deutjchen 
in Zeiten wirthichaftlichen Aufſchwunges ihre in der Heimat zurüdgebliebenen 
Verwandte und Freunde unter AZuficherung lohnender Arbeit, jowie in vielen 
Fällen durch Ueberfendung von Ueberfahrtbillet3 (fogenannte Prepaids) dazu ver: 
anlajjen, ebenfalld nach den Vereinigten Staaten auszumandern. Man wird da= 
her annehmen dürfen, daß, jo lange die Verhältnifje der amerikanischen Aderbaus 
gebiete nicht völlig gejundet find, die deutfche Auswanderung nad) den Vereinigten 
Staaten in mäßigen Grenzen fi) halten wird. 

Die Nuswandererbeförderung nad) Südamerika erreichte im  verflojjenen 
Jahre einen ziemlich beträchtlichen Umfang. Die Auswanderer waren fajt nur 
rujliiche Juden. 

Alle von Rufland kommenden Zmwijchendedspafjagiere, welche die Kontrol: 
itationen an der preußiſch-ruſſiſchen Grenze und die Station Ruhleben nicht pafiirt 
hatten, wurden laut Verordnung des Medizinalamt3 fofort nach der Ankunft auf 
dem Bahnhof durch Polizeibeamte zur Neinigung, ärztlihen Unterſuchung, jowie 
zur Desinfizirung der Kleidungsitüde nad dem jtädtifchen Krankenhauſe geführt; 
das Reiſegepäck wurde im Lloydſchuppen desinfizirt. 

Ebenjo blieb auch in diejem Jahre die Anordnung betreff3 der Siolirung 
der rujjischegaliziichen Auswanderer in den Auswandererlogirhäufern in Kraft. 

In Folge einzelner in Rußland und Galizien aufgetretener Cholerafälle 
jtellte daS amerikanische Konfulat am 19. September 1895 eine Ausjchließung 
der aus Ddiefen Ländern fommenden Auswanderer von der Landung in den Ver— 
einigten Staaten in Ausficht, Falls jolche Leute nicht hier am Plabe eine fünf: 
tägige Quarantäne einhalten wirden. Am 7. November 1895 nahm das 
Konjulat diefe Mahregel indeß wieder zurüd. 

Der Gejundheitszuitand der Auswanderer war jowohl während ihres hieligen 
Aufenthalts al3 auch während der Neije auf den Schiffen ein recht guter. Das 
Gleiche gilt hinsichtlich der von außereuropäiſchen Häfen hier gelandeten Zwiſchen— 
deckspaſſagiere. 

Die bremiſchen Behörden und die Bürgerſchaft ließen es auch in dieſem 
Jahre an Bemühungen, den Auswanderern nicht allein eine gute Aufnahme, 
ſondern auch alle möglichen Erleichterungen zu ſchaffen und dadurch den guten 
Ruf Bremens zu erhalten, nicht fehlen. Aus einem unter der Verwaltung der 
Handelskammer jtehenden Privatfonds wurden an Auswanderer, welche durch 
unvorhergejehene Fälle in bedrängte Lage gerathen waren, Beihilfen gewährt, 
Durch das Nachweijungsbureau für Auswanderer wurde für eine Erneuerung 
der in den Nuswandererlogirhäufern in großer Zahl angejchlagenen Plakate, 
betreffend ‚Zeit und Ort der Auswanderergottesdienjte gejorgt. Dieje Gottes— 
diente wurden don den Auswanderern lebhaft bejucht. Auch die vor Bauern— 
fängern warnenden Plakate jind erneuert worden. Diefelben haben den Erfolg 
gehabt, daß den meijt von auswärts kommenden fogenannten Bauernfängern das 
Handwerk joviel wie möglich gelegt it. 

Die Auswandererlogirhäufer wurden auch in diefem Jahre durch den Reichs: 
fommijjar in Begleitung der Beamten des Nahmweifungsbureaus für Auswanderer 
regelmäßigen Nevilionen unterzogen umd gaben in Folge der jeit dem vorigen 
Jahre getroffenen Verbefjerungen zu bejonderen Ausitellungen feine Veranlafjung. 
Gefundene Mängel wurden durch die Polizeibehörde jofort befeitigt. Die Zahl 
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der Auswandererlogirhäufer hat ji in Folge des Nüdganges der Auswanderung 
von 79 auf 67 vermindert. 

Die Direktion de3 Nahweifungsbureaus für Auswanderer hat den Reichs— 
fommijjar in jeiner Thätigfeit nach jeder Richtung hin unterjtüßt. 

Bei den durd; den Neichsfommilfar vorgenommenen Reviſionen der Aus: 
wandererjchiffe hat derjelbe jih) davon überzeugt, daß die zur Sicherheit und 
Wohlfahrt der Pajjagiere getroffenen Einrichtungen im guten und gebrauchs— 
fähigen Zuſtande fich befanden, und daß die Mannjchaft mit den von ihr bei 
einem Seeunfall zu leijtenden Dienjtverrichtungen wohl vertraut war. 

Allen von dem Reichskommiſſar gemachten Vorjchlägen zur größeren Sicherung 
der Paſſagiere auf See bradte die Direktion des Norddeutichen Lloyd volles 
Berjtändniß entgegen und gab ihnen, joweit die Umjtände dies irgend gejtatteten, 
bereitwilligit Folge. 

Die Direktion hat aus eigener |nitiative ſowohl für die vorhandenen, als 
auch für die im Bau befindlichen Schiffe viele weſentliche Verbejjerungen und 
Sicherheitsmaßregeln angeordnet. 

Insbejondere wird mit Strenge darauf geachtet, daß regelmäßige Uebungen 
und GErerzitien nah beitimmten Rollen unter Berüdjichtigung der Befähigung 
jedes einzelnen Mannes für den ihm zugetheilten Sicherheitsdienſt abgehalten 
werden. Hierzu jind beijpielsweife die Boots-, die Verjchluß- umd die Feuer— 
rolle aufgejtellt worden. Der Norddeutiche Lloyd geht damit um, für jedes 
einzelne jeiner Schiffe bejondere, den baulichen Verhältnifjen und Eigenthümlich— 
feiten angepaßte Sicherheitsrollen, unter denen die vorerwähnten einen bevor: 
zugten Plaß einnehmen jollen, aufzujtellen. Auf neun Scnelldampfern jind 
ſolche Rollen bereits eingeführt; für die übrigen befinden jich diejelben in der 
Bearbeitung. 

Für „Boote klar“ und „Schotten dicht” zc. jind Signale mit Glode, Horn 
oder Dampfpfeife eingeführt. Für die Nommandobrüden der Lloydidiffe find 
eleftriihe Glodenallarmapparate in Aussicht genommen. 

Bei den auf VBeranlafjung des Reichskommiſſars ausgeführten Bootsmanövern, 
fowie Schottenverjchluß-Ererzitien wurden die Boote durdjchnittlih in 4 Minuten 
Har gemacht und zu Wafjer gefiert, die Schottenthüren in 10 Sekunden gejchlofjen. 

Auch auf den der Leith, Hull and Hamburg Padet Company angehörenden 
engliihen Danıpfern „Prague“ und „Stettin“, welche die Auswanderer nad) 
Zeith befördern, find die im vorigen Jahresbericht hervorgehobenen Mängel be— 
feitigt worden; auch haben die mit den Booten diefer Schiffe auf Veranlafjung 
des Reichskommiſſars ausgeführten Manöver befriedigt. 

Im Laufe des Jahres 1895 wurden folgende Dampfer in die Flotte des 
Norddeutichen Lloyd neu eingejtellt: 

„Erefeld“, „Nahen“, erbaut vom Bulcan in Stettin; „Bonn“, „Halle“ 
von der GermaniasWerft in Kiel. Brutto-Regiitertonnengehalt der vier Schweiter: 
ichiffe it ca. 3960 NRegiftertonnen. Länge über Steven- 108,, m, Breite auf 
Spanten= 13,,, m und Seitentiefe- 8,,, m Gejchwindigfeit in See 11'/, Knoten. 
Dieje vier Dampfer find nur zur Beförderung von BZwijchendedspafjagieren und 
Fracht eingerichtet. 

Die Räume für die Zwifchendedspafjagiere (etwa 1080 Perjonen) befinden 
jih in der Iuftigen Poop und dem oberen Zwiſchendeck und entjprechen den 
moderniten Anſprüchen. Das ganze, zum größten Theil mit einem feiten Sonnen 
deck geſchützte Poopded, jowie das große Oberded jtehen den Auswanderern zur 
Verfügung. Die waſſerdichten Schotten jind bejonders jtark konſtruirt und im 
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Hinterichiff fogar bis zum Poopdeck hochgeführt. Diefe Dampfer find fir Die 
Fahrten nach Nord- und Südamerika bejtimmt. 

Umgebaut rejp. verlängert wurden im Laufe des Jahres die Dampfer 
„Pfalz“ und „Stettin“. Dampfer „Pfalz“ wurde bei Blohm & Voß in 
Hamburg um 16,,,; m verlängert und ijt nun zur Beförderung von etwa 1160 
Swifchended3pafjagieren bequem eingerichtet. 

Dampfer „Stettin“, welcher von ©. Seebed in Geejtemünde um 17,0; m 
verlängert wurde, ijt inzwijchen in die Reichspoſtdampferlinie zwiſchen Singapore 
und Neu-Guinea eingejtellt worden. 

Un älterem Schiffsmaterial wurden im Laufe dieſes Jahres die Dampfer 
„Köln“ und „Nürnberg“ verkauft. 

In Bau wurden gegeben vier für die Nordamerifafahrt bejtimmte große 
Doppeljchraubendampfer von je etwa 10,600 Regiitertonnen Bruttogehalt und 
14 Sinoten Gejhwindigfeit. Dieje Danıpfer jollen zur Beförderung von Kajüts— 
pajjagieren, Auswanderern und großen Fradhtmengen dienen; bei ihrer Kon— 
itruftion ijt ganz bejonderer Werth auf eine vorzüglihe Scotteneintheilung ge— 
legt worden. 

Außerdem wurden nod zwei große Doppelichrauben » Schnelldampfer von 
11,800 und 13,700 Regijtertonnen Brutto auf deutſchen Werften in Bau ge: 
geben. Die Dampfer, welde eine Gejchwindigfeit von 20 bis 21 Anoten in 
See erzielen jollen, find zur Beförderung von etwa 800 Auswanderern ein 
gerichtet und mit den denkbar beiten Sicherheitävorfehrungen ausgeitattet. 

Beſondere Rüdjiht ift bei allen diejen neuen Dampfern auch der zweck— 
entiprechenden Aufjtellung der Nettungsboote zu Theil geworden; jeded Boot joll 
in ca. einer Minute zu Waſſer gelafjen werden fönnen, was hauptſächlich da- 
durch erreicht werden wird, daß die äußeren Sllampen, in denen die Boote an 
Bord des Schiffes ruhen, und welche dem jchnellen Hinausſchwingen öfters — 
zumal bei Frojtwetter — binderlich fein fünnen, ganz fortgelajjen werden. Auf 
den bereit? in Fahrt befindlichen Dampfern wird dieſe Einrichtung ebenfalls zur 
Durdführung gelangen, und es ijt mit diefer Aenderung auf einigen Dampfern 
bereit$ der Anfang gemacht worden. Häufige, auf jeder Reiſe mindejtens einmal 
vorgenommene Boot3mandver dienen dazu, die Mannjchaften mit dem Aus— 
ihmwingen der Boote vertramt zu machen, jo daß diefes Manöver in den meijten 
Fällen nur etwa eine Minute Zeit in Anjprucd nehmen wird. 

Ein weiterer Fortjchritt ift in der Ausrüftung jeden Boote mit 6 Knall— 
patronen und 3 Blaulichtern behufs Abgabe von Nothfignalen zu verzeichnen. 

Auf Dampfer „Spree“ wurde eine durch Eleftricität automatic in regel- 
mäßigen Zwifchenräumen zum Tönen gebradıte, zum Gebrauch bei Nebelwetter 
beſtimmte Dampfpfeife während mehrerer Reifen eingehend erprobt und als ſehr 
werthvoll befunden. In Folge dejjen jollen nun zunächſt ſämmtliche Schnell: 
dampfjer des Lloyd mit dieſer für die Sicherheit werthvollen Einrichtung ver- 
jehen werden. 

Unter den über Bremen beförderten 68,992 Perſonen, von denen 15,160 
Deutihe und 53,832 Ausländer waren, befanden ſich 

39,691 Perjonen männlichen und 
29,301 Perjonen weiblichen Geſchlechts. 
Hiervon waren: 
59,499 Erwadjene, 
7,942 Rinder im Alter von 1 bis 10 Jahren, 
1,551 finder unter 1 Jahr alt. 
Annalen des Deutfchen Reit, 1896. 5g 
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Von den Auswanderern reijten einzeln: 
29,604 Männer, 
14,935 rauen, ferner 
24,453 Perſonen in 7880 Familien. 

Direft wurden befördert 
in 200 Schiffen 64,295 Berjonen, 

indirekt „ 160 u 4,697 * 
Die Beförderung vertheilte ſich auf die einzelnen Monate wie folgt: 
Januar 2,209 — in 21 Sciffen 


Februar 2,393 17 J 
März 5,408 & „ 25 R 
April 5,535 e „ 25 = 
Mai 10,266 — 31 
Juni 6,375 — „ 36 A 
Juli s 7 
Auguſt 8,018 =. R 
September 7,426 R „33 _ 
DOftober 6,838 u „835 r 


November 5,474 " „ 836 E 
Dezember 3,139 30 
zufammen 68,992 — in 55 Sciffen. 

Von den aufßereuropäiihen Pläben nad) Bremen wurden zurüdbefördert 
25,762 Bmwijchendedöpafjagiere, unter denen jich 371 Perjonen befanden, welche 
in den Vereinigten Staaten von Nordamerika nicht zugelafjen wurden. 

Bon diejen ftammten aus: 


Deutihland . . 2. .2....29, 
Oeſterreich - » 196, 
Rußland . . 146. 


Unter den Zurückgewieſenen befanden ſich 132 Perſonen, welche angeblich 
vor ihrer Einſchiffung Arbeitskontrakte für Amerika abgeſchloſſen hatten. 


Hamburg. 


Die Auswandererbeförderung über Hamburg iſt im verfloſſenen Jahre nicht 
unbeträchtlich geſtiegen. 
Es wurden befördert im Jahre: 
1891 . .„ . 144,239 Perſonen 


1892 . . . 188,820 £ 
1893 . . ....58,872 ö 
1894 ... 38,827 — 
1895 58,097 & 


Dieſe Steigerung iſt hauptfächlic durch die vermehrte Auswanderung aus 
Rußland verurjahht worden. Während im Sahre 1894 nur 7511 ruſſiſche 
Zwijchendedspaflagiere über Hamburg befördert wurden, belief ji deren Zabl 
im abgelaufenen Jahre auf 19,460 Köpfe. Die verjtärkte Benugung der ham— 
burgifhen Schiffe für die überjeeifhe Neife durch die ruſſiſchen Auswanderer 
dürfte einerjeit3 noch al3 eine Nachwirkung der Aufhebung des im Jahre 1893 
feitend® des Hamburger Senats erlajjenen Verbot3, ruſſiſche Auswanderer über 
Hamburg zw befördern, anzusehen, andererjeit3? und hauptſächlich aber auf die 
im vorigen Jahresberichte näher gejhilderte Einrichtung der Ausmwandererfontrol- 
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jtationen an der preußifcherufjischen Grenze zurücdzuführen jein, durch welche der 
Verkehr ruſſiſcher Auswanderer über preußiiches Gebiet nach den deutjchen Häfen 
wejentliche Erleichterungen erfahren hat. 

Im Kalenderjahre 1895 liefen 788 Dampfer und 2 Segelſchiffe von Ham— 
burg mit Auswanderern aus. Alle diefe Schiffe jedesmal vor der Ausreiſe zu 
bejichtigen, war dem Reichskommiſſar nicht möglich, zumal häufig zwei biß drei 
Auswandererdampfer faſt zu gleicher Zeit von verjchiedenen, räumlich weit von 
einander entfernten Pläßen des Unterelbegebiet3 abgingen. Die großen, von 
Bremerhaven, Brunsbüttel und Kurhafen auslaufenden Dampfer find indeh jtets 
vor der Abfahrt revidirt worden, im Uebrigen bat ſich der Reichskommiſſar 
darauf bejchränft, bei den Sciffsbefichtigungen einen bejtimmten Turnus einzus 
halten, welcher es ihm ermöglichte, jedes Zmijchendeds-Pafjagiere befördernde 
Schiff im Laufe des Jahres mehrmals einer Prüfung zu unterziehen. Der Zus 
jtand der Schiffe ſowie insbejondere auch der für die Zwiſchendecks-Paſſagiere be— 
jtimmten Räume war in Allgemeinen durchaus zufriedenitellend; wo der Reichs— 
fommifjar bier und da einmal Anlaß fand, Fleinere Unzulänglichfeiten zu rügen, 
bezeigten die Ahedereien jeinen Verbeſſerungsvorſchlägen jtet3 willige8 Entgegen 
fommen. Wie in Jahre 1894 hat der Reichskommiſſar auch im verflofjenen 
Jahre gelegentlich einige, nach bejonders jchwierigen Ueberfahrten von Amerika 
nah Hamburg zurüdfehrende deutjche Dampfer jofort nah dem Einlaufen in den 
Hafen bejichtigt, und auch hierbei wiederum die Meberzeugung gewonnen, daß die 
für die Unterbringung und Berpflegung der Zwiſchendecks-Paſſagiere beitehenden 
Vorjchriften jorgfältige Beachtung gefunden hatten. ES jind dem Reichskommiſſar 
auch feine Klagen über mangelhafte Behandlung oder Beköjtigung zu Ohren 
gefommen. 

Bei den Schiffsbejichtigungen hat der Reichskommiſſar bejonders aud den 
Zujtand und die Gangbarkeit der Boote und der Schotten, jowie der Feuer— 
Löfcheinrichtungen geprüft und auch hierbei zu Ausitellungen erheblicherer Art 
feinen Anlaß gefunden. Die Manöver „Schotten dicht“ und „Boote aus“ werden, 
wie der Reichskommiſſar durch Einfiht der Schiffsjournale fejtgeitellt hat, auch 
auf See ordnungsmähig geübt. 

Auch mehrere für die indirekte Beförderung eingeitellte engliihe Dampfer 
wurden bejichtigt und dabei mehrfach auf VBerbejjerungen der für die Zwiſchen— 
decks-Paſſagiere beitimmten Räume bingewirft. 

Die gelegentlich der Cholera-Epidemie 1892 auf dem Amerifaquai errichteten 
Cholerabaraden, welde in gleicher Weiſe wie in früheren Jahren zur Unter: 
bringung der ruſſiſchen Auswanderer dienten, wurden wiederholt bejucht und 
liegen nicht3 zu wünſchen übrig. Desgleichen boten die Auswandererherbergen, 
welche bei dem immerhin noc geringen Auswandererverfehr meiſt nur ſchwach 
bejegt waren, im Allgemeinen feinen Anlaß zu erniteren Bemängelungen. Die 
Klagen gegen das unlautere Treiben der Auswandereragenten haben bedeutend 
nachgelafjen. Auch betrügeriihe Manipulationen mit dem Verkauf von werth— 
lojen Fahrjcheinen, wie jolhe im Worberichte zu beflagen waren, kamen int ab: 
gelaufenen Jahre fait gar nicht vor. 

Die Hamburg =Amerifanifsche Padetfahrt Aktien = Gejellihaft hat Anfang 
November v. J. die jeit 1893 in Folge der Cholera-Epidemie eingejtellte Bes 
förderung von Zwiſchendecks-Paſſagieren von Stettin aus wieder aufgenommen. 
Bis zum Schlufje des verflofjenen Jahres iind drei Dampfer mit insgeſammt 
211 Paſſagieren von Stettin aus in See gegangen. Im Binblid auf den Um: 
itand, daß der Auswandererverfehr über Stettin zunächſt, in$bejondere während 

33* 
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der Wintermonate, dorausfichtlih nur in engen Grenzen jich halten dürfte und 
daher die Bejtellung eines bejonderen Reichskommiſſars für das Odergebiet vor— 
erjt noch entbehrlich ericheint, it dem Reichskommiſſar für das Auswanderungd- 
wejen für das Unterelbegebiet auch die Befichtigung der von Stettin auslaufenden 
Ausmwandererdampfer einjtweilen mit übertragen worden. 
Unter den über Hamburg befürderten 55,097 Perfonen, von denen 13,997 
Deutſche und 41,100 Ausländer waren, befanden ſich 
31,270 Berjonen männlichen und 
23,827 J weiblichen Geſchlechts. 
Hiervon waren 
45,518 Erwachſene, 
7,810 Kinder zwiſchen 1 und 10 Jahren und 
1,769 „ unter 1 Jahr alt. 
Bon den Auswanderern reiten einzeln 
20,065 Männer, 
8,659 Frauen, ferner 
26,373 Berjonen in 8533 Familien. 
Direkt wurden befördert 
in 476 Sciffen 50,562 Perjonen, 
indirekt „ 314 z 4,535 .. 
Die direfte Beförderung vertheilte ji auf die einzelnen Monate wie folgt: 
Januar 1,576 Perſonen in 39 Schiffen 
Februar 1,659 2 30° - 
März 3,264 R — 386 


April 3,169 i „2 „ 
Mai 6,644 ’ „4 „ 
Juni 4,038 pr 41 J 
Juli 4430 rt 
Auguſt 5,930 * 45 — 
September 6,650 re 
Oftober 6,079 * 44 , 
November 4,334 z „ 37. und 


Dezember 2,789 a 385 . 
zuſammen 50,562 Perſonen in 476 Schiffen. 

Von außereuropäiſchen Plätzen wurden nach Hamburg befördert 23449 Perſonen, 
unter denen ſich 88 mittelloſe Rückwanderer befanden. Von dieſen kamen aus 
Amerika 86 und aus Afrika 2 Perſonen. Außerdem kamen aus England 715 
und aus Norwegen 1 mittelloſer Rückwanderer, jo daß ſich die Geſammtzahl der— 
ſelben auf 804 Perſonen belief. 

Von dieſen ſtammten 

aus Deutihland . . . 13 Berjonen, 
„Belgien 1 < 
„ Dänemarf j 1 
„ Schweden 1 
„ der Schweiz . ; 1 
„ der Türkei . . . 8 
„ Delterrid . . » 43 
„ Rußland . . .». ...729 
unbelannter Herkunft. . 7 


für das Auswanderungsweſen während des Jahres 1895. 805 


Mit Ausnahme von 13 Perjonen wurden jämmtlide Rüdwanderer theils 
auf Koften der jüdifchen Comités und der betreffenden Ahedereien, theil3 auf 
Kojten der Behörde für das Auswanderungswejen und der Polizeibehörde nad 
ihrer Heimath befördert. Von den vorgenannten 13 Rückwanderern ijt 1 Perſon 
in Hamburg veritorben und auf Staatöfojten beerdigt worden, 3 wurden durch 
die betreffende Rhederei nad Amerika zurüd, 5 durch die Polizeibehörde nad 
Rotterdam befördert, 1 hat ſich dem Schute der Polizeibehörde entzogen, 2 fanden 
in der Irrenanſtalt Friedrihsberg Aufnahme und 1 taubitummes Mädchen, defjen 
Eltern noch nicht ermittelt waren, ift im Kurhauſe untergebradht worden. 

Unter den über die deutfchen Häfen insgefammt beförderten 124300 Per— 
jonen famen 29 226 aus Deutjchland. Von diejen gehörten ihrem Berufe nad) an: 


der Landwirthihaft . » » 2... 2484 oder 8,, fo, 
„ Sndujtrie . . sec ROM EN 
dem Handel und Berfehr ea BER I I 
„ Mrbeiterftande . . 0 8204, BT 
anderen Berufdarten (freien Berufen, 
öffentlichem Dienjte) . . 928 „ 3% 
ohne Beruf bezw. er Verufsangabe 
waren 2... j rn BIO 0 


safanımen 29226 „ 100 °%,. 
Ueber Herkunft und Bejtimmungsland der Auswanderer ergeben die anliegenden 
Tabellen auf den Seiten 806—809 das Nähere. 
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1. Die überjeeifhe Auswanderung 
im ‚Sabre 

j 5 Davon aingen über 8 

Rand Zahl der von deutichen — — a 
Staaten und Landestheile Häfen aus im Jahre 1895| _ — Vereinigten €, 
Hr "px 2 * a jr En 

der beförderten Auswanderer] = R> = Staaten | ES > 
Herkunft aus dem Deutihen Reihh & | E | 5 von ı 2’: 

* | R=® Amerila 
Männl. Weibl. Zuſam. Miünn. Weibl. M. W. 
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Provinz Oſtpreußen 314 301 615 234 245 4% 47 
r Reitpreußen . 1749 994 1,743 678 878 72 67 

» Brandenburg mit | 
Berlin 1492 1.053 2,545 1018 8238 71 59 
„» Bonmern . 745 784 1,529 632 684 55 74 
ö Poſen 1,102 1,178 2,280 1,013 1100 54 64 
4 Schleſien 494 407 901 391 37 34 46 
Sachſen 57 47 1,019 332 804 271 8 
Schlesw. Holitein 907 735 1,642 707 630 71 3 
= Hannover . 1,791 1,556 3,347 1,626 14751 121 10 
Reitfalen . 348282 630 6 2 AM 8 
R Hejien-Naiiau 550 »>2| 1,102 503 >14 3 3 
”„ Rheinland 445 259 704 8% 2177 3 2 
Hohenzollern 9 17 7 gi 1 — 

Königreich Preußen 7 18,074 | | 
































Bayern ste hr8 des Nheins | 1,2761 1,188 2,464| 1.811 653 1,127) 1,1821 17) 16 
U tintsd. Rh. (Pialz) 7 5 el 101 Mil 4 15 — — 
stönigreich Vanern .| 1,353 1,303] 3,656] 1.912 744. —| 1,201 1,247) 1716 

Sachſen .J 1046| 7783 1810| 775 1044 —| 78) 650) 4 21 

Württemberg . 670 766 1,436 8 570 — 610 732 4 7 

Baden . 330) 308 633 439 194 — 285 280 1 1 

Heſſen . . | 187) 14 3711 188 188 —| 1692 18 1 4 

Medlenburg- Schwerin 201] 151 352 42 310 -— 3) 1291| 8 7 

Sachſen-Weimar 78 58 136 52 84 — 58 40 — 2 

Mecklenburg-Strelitz 29 14 43 13 30 — 19 7 3 3 

Dldenburg i 2671| 228 495 47, 718 — 241 A ll — 

Braunſchweig 131 60 191 uus 75 — 2 491 3 2 

Sahien-Meiningen 39 22] 61 30 81 — 33) 21 31 — 

SadjienAltenburg . 3528 48 21 7 — 171 20 — — 

Sachſen-Koburg-Gotha 51 | 46 97 97 40 — 39 » — 7 

Anhalt Tre 49038 82 31 51 — 0 A 4 4 

Echwarzb. = Sondershanjen 14 4| 18 7 11 — 8 gi — — 

Schwarzburg- —— 26 15 41 19 22] — 21 1 

Walded 171 12 29 22 1 15 12 —— 

Reuß älterer Linie . 23 31 54 42 12] — 23 319 — — 

Reuß jüngerer Linie 36 38 4 40 34 ze 32 38 — — 

Schaumburg-Lippe 1 5 6 > 1 = 1 — — 

Fpp⸗ Se a» m 2 3 1 — 8 I 

Lübed oo 4 8 1 069 1] 14 Bela 

Bremen 357 8391) 748 679) 69 — 284 Hi 1 — 

Hamburg 994 597 1,591 170| 1,4211 — 5601 4371 11 4 

Eljai-Lothringen 39 19 58 25 33 — 30 14 — — 

Deutihes Reid . | 15,572 13,654 29,226 | 15 3,160) 13, 997 69 | 12,546) 11,997) 512) 515 
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Deutſcher über deutihe Häfen 
1895. 
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Hertunfts= (Heimats-) Länder 





a) Deutiches Reich 
b) Fremde Länder 
Belgien - 
Dünemart . 
Frankreich . 
Griehenland 
Grofbritannien 
Stalien . 
Zuremburg . 
Niederlande 
Defterreihellngarn 
Davon: 
Im Reichdrath vertretene Pänder 
Ungarn. Ba ar Au 


Portugal 

Rumänien . ee 
Rußland (europäijches) . 
Schweden und Norwegen . 
Schweiz . r 
Serbien . 

Spanien. . . . . 
Türkei (europäiiche) . 
Sonijtige europ. Staaten ') 


Vereinigte Staaten von Amerila?) . 
Andere aufereuropäiiche Länder *) 


Summe b 


Im ganzen (a und b zujammen) 


Davon wurden befördert: 
über Bremen . 
über Hamburg . 
Stettin . 


) Bulgarien. 





Bremen 


18 
25,826 


11,969 
13,857 
171 
17,133 
258 
34 

3 


1 
2 


9,698 
255 


53,832 


68,929 


68,992 


Hamburg 


41,100 


55,097 
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Stettin 


| 12 


211 





deutjche 
Häfen 
überhaupt 


43 
36,785 


19,249 
17,536 


95,074 


124,300 


63,992 
55,097 
211 


*, Einjchliehlich der auf Auswandererihiffen beförderten Neifenden, welche nicht zur Klaſſe der 
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beförderten deutfchen und fremden Auswanderer. 
beförderten deutihen und fremden Auswanderer 
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Auswanderer gehörten. 


Miszellen. 


Verhältnifie im bayeriſchen Handwerf. Unabhängig von der allgemeinen 
Berufs: und Gewerbezählung vom 14. Juni 1895 wurde befanntlich im Sommer 
desielben Jahres eine auf einzelne Theile des Reichs beichränkte Erhebung von 
Berhältniffen im Handwerk vorgenommen. Dieje Erhebung war veranlagt durch 
das vielfah und dringend geäußerte Verlangen nad einer feiteren und namentlich 
auf dem Gebiet der Lehrlingsausbildung leiltungsfähigeren Organilation des 
deutihen Handwerks. Sie jollte ein Urtheil darüber ermöglichen, ob eine all 
gemeine lofale Organilation des Handwerks thatlählich durchführbar fein würde, 
und zu diefem Zweck Anhaltspunkte ſchaffen Hinfichtlich der Anzahl, des Umfangs 
und der örtlichen Wertheilung derjenigen Betriebe, welche für eine allgemeine kor— 
porative, in eriter Linie mit der Fürſorge für die Ausbildung der Lehrlinge und 
Geiellen im Handwerf zu betrauende Organijation in Betracht fommen fönnten. 
Es mwurden infolge deilen in die Erhebung einbezogen: a. alle Betriebe, die un— 
zweifelhaft dem Handwerk zuzurechnen find, b. alle Betriche, von welchen es 
zweifelhaft jein fan, ob fie dem Handwerk oder den Fabriken zuzurechnen find, 
c. die Betriebe der zu Haufe für fremde Rechnung beichäftigten Perſonen, joweit 
diejelben als jelbitändige Gewerbetreibende nad) $ 14 der Gewerbeordnung bei der 
Behörde anzumelden find. — Die Erhebung war auf Stichproben nad einzelnen 
Berwaltungsbezirfen beichräntt. Hierbei waren fieben Bundesſtaaten betheiligt, 
darunter auc Bayern, welches die Bezirfämter Brud (Oberbayern), Stadtamhof 
(Oberpfalz) und Neuſtadt a. S. (Unterfranken) als Erhebungsbezirfe beſtimmte. 
Bei der allgemeinen Wichtigkeit der Frage der Organilation des Handwerks in 
Deutichland dürfte e8 nicht ohne Intereſſe jein, eine Darftellung der jpeziell für 
Bayern wichtigen Ergebniffe der vorjährigen Enquete über die Verhältniſſe im 
Handwerk zn bringen, wobei wir einer im eriten Heft des 28. Jahrgangs (1896) 
der „Zeitichrift des Königlich bayeriihen Statiftiihen Bureaus“ veröffentlichten 
Arbeit folgen. 

Das bayeriiche Erhebungägebiet umfaßt 1263 qkm (oder 6,8°/, des ge 
jammten Grhebungsgebiet3 des Reichs) und zählte 82212 Cinwohner (3,6 °/,). 
Auf 1 qkm treffen hierbei 65 Einwohner gegenüber 123 bei geſammten Erhebungz: 
gebiet. Die Zahl der von der Erhebung berührten bayeriichen Gemeinden betrug 
166 (6,3°/, der einbezogenen 2625 Gemeinden und Gutsbezirke des Reichs). 
Innerhalb der 156 Zählbezirke ded Reich ftehen große Städte, dicht und dünn 
bevölfert, industriell hoch entwidelte und rein landwirthichaftliche Gegenden ſich 
gegenüber; im engeren Umkreis des bayeriichen Erhebungsgebietö find dieſe Gegen- 
jäge nur zum geringen Theil vertreten. Cine zahlenmäßige Nachweiſung über 
die örtliche Vertheilung der Handwerke würde daher in der angegebenen Richtung 
für dieje fleinen und einfach gearteten Bezirke wenig Ausbeute ermöglichen. Wohl 
aber fünnen aud für Bayern die nachitehenden, aus der Reichs-Enquete hervor: 
gehenden Normen als zutreffend erachtet werden: Je dichter die Bevölkerung zu: 
jammenmohnt, um jo zahlreicher find nicht nur der Grundzahl nad, fondern auch 
verhältnigmäßig die Handwerfe vertreten, — ausgenommen in den Großftädten, 
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da bei dieſen die Zahl und die Konkurrenz der Fabriken ſtärker in's Gewicht 
fällt. In den ländlichen Bezirken, und zwar auch in den dichtbevölkerten, über— 
wiegen unter den Handwerksmeiſtern die allein arbeitenden; in den dünubevölkerten 
Landbezirken übertreffen fie, dem geringeren Umfang der Bebürfniffe entiprechend, 
die Zahl der mit Perjonal arbeitenden Meiſter um das Doppelte, theilweiie jogar 
um das dreis und mehrfahe. In den Städten mit mehr ald 10000 Einwohnern 
find dagegen die Meiiter mit Perſonal ftärfer vertreten, und zwar in den größten 
Städten doppelt jo jtarf als die allein arbeitenden Meiſter. 


Im gejammten bayeriichen Erhebungsgebiet werden unter 82212 Einwohnern 
4620 gewerblide Perſonen (= 5,6°/, jener Einwohner) ermittelt, nämlich 
2910 Meifter, 3 Mitinhaber, 54 Werfmeifter, 935 Gejellen, 623 Lehrlinge, 
98 jonjtige gewerbliche Hilföperfonen (und zwar 22 im Alter von 13 —17 Jahren, 
76 im Alter von über 17 Jahren), jomit 1710 Hilfsperjonen überhaupt. Bon 
den 70 Handwerfsarten, welche den Gegenitand der Erhebung bildeten, jind nur 
14 in jeden der drei Bezirfsämter mit ihren zehn Zählbezirfen vertreten: es find 
dies die Barbiere, Bäder, Böttcher, Maurer, Metger, Müller, Sattler, Schmiede 
(Nichtipezialiften), Schneider, Schreiner ,(Nichtipezialiiten), Schuhmader, Wagner, 
Weber, — Wie im ganzen Erhebungsgebiet des Reichs, ſo erwies ſich 
auch in Bayern als das weitaus am zahlreichften vertretene Handwerk jenes der 
Schuhmacer. Im einzelnen trifft auf die genannten 14 Handiverfe im bayeriichen 
Erhebungsgebiete folgende Zahl von Meijtern: Schuhmacher 449, Maurer 281, 
Zimmerer 228, Schneider 214, Schreiner 198, Metzger 159. Schmiede 159, 
Wagner 134, Müller 130, Bäder 122, Böttcher 85. Weber 66, Sattler 54, 
Barbiere 44. — Verhältnigmäßig groß it Hingegen die Zahl der Handwerke, 
die nur im einem der zehn Zählbezirfe vertreten find oder überhaupt in denielben 
nicht vorfommen. Nur je in einem der zehn Zählbezirfe find nämlic) 
vertreten: Dacdeder, Metallgießer,. Handichuhmacer, Kammmacher, Mufitinitrus 
mentenmacher, Schleifer, Schirmmader, Spielwaarenverfertiger, Steinjeger, Strider 
und Wirfer, Vergolder, jowie die Spezialitäten der Ankerſchmiede, Kettenichmiede, 
Senienihmiede, Modellichreiner, Parfetbodentiichler. In feinen der drei 
Bezirksamtsſprengel kommen vor: Drahtzieher, Steindruder, Farbendruder, 
Feilenhauer, Gasinftallateure, Glodengießer, Graveure, Nadler, Poſamentiere, 
Sciffbauer, Sporer und Büchienmadher, Studateure, Tuchmacher, dann die 
Spezialitäten der Geldichranfichlofier, Herdichloffer, Kunſtſchloſſer, Wagenichloifer, 
Maſchinenſchloſſer, Eiſendreher, Werkzeugſchloſſer, Achſenſchmiede, Façonſchmiede, 
Galanterietiſchler, Kiſtenmacher, Kunſttiſchler, Laubſchreiner, Sargmacher, Stuhl— 
macher, Webſtuhlbauer, Werkzeugtiſchler. 


Dem weiblichen Geſchlecht gehörten von den gezählten Perſonen an: 


in °/o 
überhaupt der Geſan 


mtzabl 

PREINEL 24-3 38 1,3, 
GBEIRIEN:.. un et te 5 0,5, 
BEHTIide: 5: 120%: 5 06, ar 2 0,3, 
ſonſtige gewerbliche Hilfsperjonen: 

a) 13 biö 17 Jahre alt . . .. 3 13,6, 

b) über 17 Jahre alt . . 2 2. 13 17.1; 
Hilfsperſonen überhbaupt . .: 2... 23 1,4. 


Wie aus dieſen Zahlen erhellt, iſt daS gewerbliche Perional in weit übers 
wiegendem Maße männlichen Geſchlechts. Soweit weibliche Brinzipale vorkommen, 
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find fie zumeist durch Verwittwung an die Spige des Hanbmwerfäbetriebes getreten, 
den fie dann mit Hilfe eines Werfmeifterd oder Älteren Gejellen fortführen. 

Der größere Theil der Handwerksmeiſter arbeitet allein und nur die Minder— 
zahl mit Perfonal. Unter den letzteren Meijtern ift hinmwieberum die Mehrzahl 
lediglich mit Gehilfen, der geringere Theil mit Lehrlingen thätig. Berichwindend 
ift die Zahl derjenigen Meister, die mit jugendlichen (13 bis 17 Jahre alten) 
Hilfäperfonen arbeiten. Es arbeiten nämlich unter den 2910 Meiſtern des 


bayeriihen Erhebungsgebiets : 
überhaupt in °Jo 


allein . . te a 1964 67,5 
it Gehilfen und Lehrlingen et ee 228 7,8 
mit Gehilfen, aber ohne Lehrline . . . . 401 13,8 
mit Lehrlingen, aber ohne Gehilfn . . . .- 287 9,9 
mit 13 bis 17 jährigen männlichen — 

a) und Lehrlinge . .. i 5 0,2 

b) ohne Lehrlinge 8 0,3 
nur mit ſonſtigen Hilföperfonen . 2... 29 1,0. 


Das Hilfperfonal vertheilt fi auf die Handwerksmeiſter in der Weile, dat 
auf 100 Meiſter (einichließlic der allein arbeitenden Meifter) 1,9 Wertmeiiter, 
32,1 Gejellen, 21,4 Lehrlinge, 3,4 ſonſtige gewerbliche Hilföperjonen, 58.8 Hilfe: 
perjonen überhaupt treffen. Diefer Prozentjag ift erheblich höher, wenn man 
lediglich die Perfonal beihäftigenden Meifter in Rechnung zieht. Alsdann kommen 
auf 100 ſolche Meifter 5,7 Werfmeilter, 98,8 Gejfellen, 65,9 Lehrlinge, im 
Ganzen 180,8 Hilföperfonen. 

Bon beionderem Intereſſe ift, was in Bezug auf die Fahbildung ber 
Handwerksmeiſter feitgeftellt wurde. Bon den 2872 männlichen Meiitern 
haben nicht weniger ald 2686 ober 93,5°/, eine Lehrzeit durdhgemadt. Zu: 
gebracht wurde die Lehrzeit von 2669 der voraufgeführten Meifter oder 92,9°/, 
ausichließlih in ihrem jegigen Gewerbe, von 17 = 0,6°/, nur in einem 
anderen Gewerbe. 2682 Meilter — 93,4°/, lernten bei einem Handwerks— 
meifter, 4 = 0,1°/, ausſchließlich in einem Fabrikbetriebe. Hiernach ift die große 
Maſſe der Meifter handwerksmäßig und zwar fachgewerblich ausgebildet, und es 
fommt nur als Ausnahme vor, daß ein Gejelle ſich als Meifter in einem Gewerbe 
etabliert, in welches er nicht ald Lehrling eingeführt wurde. — Die Lehrzeit, 
welche die Meifter durhgemaht haben, dauerte in den meijten Füllen zwei bis 
drei Jahre. Nach den einzelnen Fällen ausgeſchieden, betrug jie: 

bi5 3 Monate einschließlich bei 10 Meiftern oder 0,3, 


3 bis 6 Monate ” 11 — 5 0,4, 
6 Monate bis ı Jahr „ = SIR — = 2,5, 
1 bis 2 Jahre PR „ 538 — „ 18,8, 
2 bis 3 Jahre ” „ 1868 — „ 65,0, 
3 bis 4 Jahre — 149 — — 5,2, 
4 bis 5 Jahre . — | Ge „0,6, 
5 bid 6 Jahre a ni 1 . — 0,0, 
mehr ald 6 Jahre „ 2 A „ MET 


Im Zujammenhang mit der Fechbildung der Handwerksmeiſter giebt die 
Erhebung auch darüber Aufſchluß, in welcher Weiſe mehrere Gewerbe (Handwerke) 
bei einem Handwerksmeiſter zuſammentreffen, und wie es mit der Lehrlings— 
ausbildung bei ſolchen Meiſtern beſtellt iſt. Regel iſt, daß der Handwerker 
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nur ein Gewerbe betreibt; dies ift innerhalb des bayeriihen Erhebungsgebietes 
bei 2751 männlihen Meiftern oder 95,8°/, der Fall. Nur 117 Meilter oder 
4,1°/, betreiben zwei, nur 4 Meifter oder O,1 drei oder mehr Handwerfe. Zur 
den zwei und mehr Handwerke betreibenden Meijtern ftellen dad Hauptlontingent 
die Schreiner, außerdem auch Sailongewerbetreibende, wie die Maler, Maurer, 
Zimmerer. Die Nebenhandwerfe, die der Meifter dauernd neben feinem Haupt: 
beruf mit veriieht, find gewöhnlich mit diefem verwandt, indem jie ſich auf den 
nämlihen Rohitoff beziehen (3. B. Schreiner und Drechsler) oder das Neben 
handwerf eine öfter wiederholte Ausübung einer im Haupthandwerf gelegentlich 
vorfommenden Leiftung daritellt (fo wird 3. B. der Maler bisweilen veranlaft 
neben jeinem Hauptgewerbe auch Studateur oder Maurer zu werden). Bei dem 
Saijongewerbe liegt e3 in deflen Natur, dab die betreffenden Meifter einen Theil 
des Jahres in dem einen, und den übrigen Theil in anderen Handiwerfen ihren 
Lebensunterhalt zu juchen genöthigt find. Bon den zwei oder mehr Handwerfe 
betreibenden Meijtern beichäftigten — bei Fortlaffung der Sclofjer, Schmiede 
und Screiner — 25 (32,5 °/,) Gejellen und ebenfalld 25 (32,5 °/,) Lehrlinge. 
15 diejer Meiſter (19,5°/,) beichäftigten ihre Gejellen gleichfall® in zwei oder 
mehreren Handwerfen, 10 (13°%/,) nur je in einem Handwerk. 6 Meifter (7,8°/,) 
bilden ihre Lehrlinge aus nur in je einem Handwerk, 19 (24,7 °/,) in zwei oder 
mehreren Handwerfen. Meifter, welche einen Theil ihrer Gejellen und Lehrlinge 
nur in je einem, den anderen Theil in zwei oder mehr Handwerfen beichäftigen, 
find im bayeriichen Erhebungsgebiete nicht vertreten. 

Ueber die Verhältniffe der Meifter und des Hilfsperjonals, ſowie über die 
Lehrlingsausbildung in den ald Spezialitäten betrachteten Handwerken der Schlojler, 
Schmiede und Schreiner hat fich nach der Enquete Folgendes ergeben: Im Schloſſerei— 
handwerk wurden innerhalb des bayeriichen Erhebungsgebietes 15 Nichtipezialiiten 
und 5 Spezialiiten ermittelt. Sämmtliche 5 Spezialiften (männliche Meiſter) 
arbeiten mit Hilföfräften und beichäftigen insbeſondere Lehrlinge. Won den Hilfs: 
perjonen werden 3 nicht ausichließlich in einer Spezialität beichäftigt, dagegen 
8 — morunter 6 Lehrlinge — ausfchlieglih in einer Spezialität. 3 Meifter 
bilden ihre Lehrlinge im ganzen Handwerk, 2 nur in einer Spezialität aus. Im 
Schmiedehandwerf wurden 159 Meiiter als Nichtipezialiiten und 67 als Spezialiſten 
ermittelt. Bon den Spezialiften arbeiten 34 mit Hilföfräften, darunter 18 mit 
Lehrlingen. 8 Spezialiften betreiben neben der einen Spezialität ihres Handwerks 
noch eine andere. 21 Hilfsperionen, die von jenen Spezialiiten bejchäftigt wer: 
den — darunter 10 Lehrlinge —, arbeiten nicht ausichließlih, dagegen 22 — 
worunter 8 Lehrlinge — ausſchließlich in einer Spezialität. Bon den Spezialiften, 
welche Lehrlinge beichäftigen, betreiben 14 die Ausbildung ihrer Lehrlinge im 
ganzen Handwerf, 3 nur in einer Spegialität, einer noch im einer weiteren 
Spezialität. In der Schreinerei wurden 198 Meifter als Nichtipeztaliiten und 
23 ald Spezialilten ermittelt. Won den Spezialiften arbeiten 9 mit Hilfäfräften 
und zwar 8 mit LXehrlingen. 11 Spezialiiten betreiben noch eine andere Spezialität, 
einer noch zwei oder mehrere andere Spezialitäten. Von den Hilfsperionen, 
welche dieje Spezialiften beihäftigten, arbeiten 10 — darunter 5 Lehrlinge — 
nit ausſchließlich, 8 — darunter 3 Lehrlinge — ausſchließlich in einer Spezialität. 
7 Spezialitäten-Schreiner betreiben die Ausbildung ihrer Lehrlinge im ganzen 
Handwerk, 1 nur in der Spezialität. Aus dem Dargelegten erhellt die befriedis 
gende Thatjahe, daß, ſoweit im Schloſſer-, Schmiede- und Schreiner-Handwerf 
in dem bayeriihen Erhebungägebiete Spezialitäten vorfommen, die Mehrzahl der 
betreffenden Meifter ihre Lehrlinge im ganzen Handwerk ausbilden. 


814 Miszellen. 


Wie eingangs bemerkt, follte die veranstaltete Handwerkserhebung eine ftatiftiiche 
Grundlage für die Frage bieten, ob und in welcher Weile eine allgemeine ört— 
lihbe Organifation de Handwerks durchführbar fei. Zu dem Zwede hat id 
das Statierliche Statiftiiche Amt bei Verarbeitung der Erhebung eingehend mit 
der Frage beihäftigt, in welcher Weije die Bildung von Berufsinnungen, 
d. h. Innungen, zu denen ausichließlich Angehörige eines und deilelben Hand» 
werks gehören, fich ermöglichen läßt. Diele Frage wurde unter zwei verichiedenen 
Annahmen geprüft: a. für den Fall, daß der Beitritt zur Innung nur den perional: 
beihäftigenden Meiftern zur Pflicht gemacht, den Meiftern ohne Perſonal dagegen 
frei geitellt fein joll; b. für den Fall, daß alle Meiiter, auch jene ohne Perſonal, 
der Innung anzugehören haben. Als Grgebniß der Unterſuchung zeigte fich 
Folgendes: Nein mathematifch berechnet, find, die geringite Mitgliederzahl mit 
10 angenommen, bei 98 Handwerken in 156 Zählbezirfen des Reichs 15288 
Fälle von Zählbezirfsinnungen, in den 10 „Zählbezirfen des Königreichs 
980 Fälle beiagter Art denkbar. Thatſächlich ſtellt fich die Zahl der nach der 
Erhebung bildungsfähigen Zählbezirfsinnungen wejentlich niedriger. Es find 
nämlich an ſolchen Innungen, wie in der „Zeitichrift des K. b. Statiftiichen 
Bureaus“ hervorgehoben wird, nur möglich: 

a. bei Beihränfung auf die Meifter mit Perſonal und bei einer Mindeſt— 


mitgliederzahl im Grbebung — 
es Reiches — 
von 10 Perſonal beſchäftigenden Meiſtern 751 
20 " " " 295 B- 
30 137 1 


b. bein Einbeziehung aller Meifter und bei einer Mindeitmitgliederzahl 
im Grbebungsgebiete 
des Neihes Bayerns 


von 10 Meiltern » > 2 2 2 2. 1422 47 
„ 20 r RP Ge ee Be 742 22 
30 - 456 3: 


Erſtreckt man den Bereich ber zu bildenden Innung auf einen ganzen Grhebungs- 
bezirk (die vreußiichen Streife, die bayerischen VBezirksamtsiprengel), jo find bei 
98 jolchen Bezirken des Reichs arithmetiih 3626, bei den 3 Erhebungäbezirken 
des Stönigreih® 294 Bezirksinnungen denfbar. Thatſächlich würde ſich jedoch 
nur nachitehende Zahl von Bezirksinnungen bilden laſſen: 

a. bei Beſchränkung auf die Meiiter mit Perjonal und bei einer Mindeit- 


mitgliederzahl —— 
Reiches ayerns 
von 10 Perſonal beſchäftigenden — — 36, 
20 m Pr " 350 LT; 
30 . 230 6, 


b. bei Einbeziehung aller Meifter und bei einer Mindeltmitgliederzahl 
im Grhebungs sgebiete 
des Meiches Bayerns 


von 10 Meiltern . . 2 2 22. 836 47, 

„ 20 — Fe De u u TO 572 22, 

Bl 455 23. 
Mas ſpeziell in Bayern die Bildung von Berufsinnungen nad) Zäblbezirfen be: 
trifft, jo würden hierzu innerhalb des Erhebungsgebiets bei Beſchränkung des 
Innungszwangs auf die Perſonal beichäftigenden Meifter nur 11 Handwerke 
geeignet ericheinen. Dazu gehört in eriter Neihe die Schuhmacherei, dann das 


Miszellen. 815 


Metzger- und Schmiede- Nichtſpezialiſten- Gewerbe. Es laſſen ſich nämlich in 
5 Zählbezirken Schuhmacherinnungen, in je 3 Zählbezirken Metzger- und Schmiede— 
innungen organifiren. Die übrigen Handwerke eignen ſich nur in 2 Zählbezirken, 
theilmweiie nur in je einem jolchen zur forporativen Organilation. Garnicht jcheinen 
Zählbezirt 2 von Brud, Zählbezirt 1 und 3 von Stadtamhof, Zählbezirt 2 von 
Nenitadt a. S. die lokalen Vorausſetzungen zur Innungsbildung zu bieten. Im 
einzelnen find Zählbezirfdinnungen innerhalb des bayeriichen Erhebungsgebietes 
fiir folgende Handwerfe und Zählbezirfe möglich und zwar je mit der angegebenen 
ee N: 








in den Bezirfsämtern 













Handwerf Brud | _ — Ei _Neuftadt a. a. | 
| Mit. | Mit⸗ | im Mit 
abfbestet oticheernbt| Zähfbesirt| gliederzahl! Zählbezirk gliederzahl 
Bäder — — 2 | über 30 1 | 10-19 
Brauer . _ — 2 10—19 — — 
Maler — — — — —1 | 20—29 
Maurer . — — 2 10—19 — J 
Mepger . 1 10—19 2 | 20—29 1 10—19 
Müller . — — — 1 | 10—19 
Schmiede 3 10—19 2 10—19 | 1 | 10-19 
Schneider . -- — 2 10-29 1 | 10—19 
Schreiner — | — 2 20—29 | 1 I 10—19 
* | 10-- —_x% | 
Schuhmader . i . | + ” j 2: | N 1 | 20—29 
Zimmerer . —— _ —_ | — 1 ı 10—19 


Zur Bildung von Berufsinnungen für je einen ganzen Bezirksamts— 
iprengel würden fih im bayeriichen Grhebungsgebiet bei Beichränfung des 
Innungszwanges auf die Perional beichäftigenden Meifter 15 Handwerke eignen. 
Bon diefen würden 9 Handwerke in jedem der drei Bezirfdämter Brud, Stadt- 
amhof und Neuftadt a. S. zu Innungen ſich zuſammenfaſſen laſſen, nämlich die 
Bäder, Maurer, Mesger, Miller, Schmiede, Schneider, Schreiner, Schuhmacher 
und Zimmerer. Die Schuhmaderinnung könnte jowohl im Bezirksamt Brud wie 
im Bezirksamt Neuftadt a. S. von mehr als 30 Mitgliedern frequentirt werben, 
die übrigen Innungen würden geringere Mitgliederzahlen aufzumweiien haben. Im 
einzelnen find Innungen der ebenerwähnten Art für die nachgenannten Handwerfe 
mit der — durchſchnittlichen Mitgliederzahl möglich: 





in den Bezirksämtern 





Handwerk 











Bruck | Stadtambof |Neuitadta. 5 
Barbiere 10—19 -- 
Bäder 20— 29 über 30 10—19 
Brauer = 20—29 — 
Maler — — 20-2 29 
Maurer 10-19 | 10—19 10—19 
Mebger 20—29 20—29 10—19 
Müller 20-29 10—19 20-29 
Sattler . 10—19 10—19 — 
Schmiede . 20—29 20—29 10—19 
Hufichmiede 10—19 10 -19 — 
Scmeider - 10—19 über 30 20—29 
Schreinerr... te 10—19 iiber 30 10—19 
Schuhbmader - : > 2 2 2 2 0. über 30 iiber 30 über 30 
DOWN 7 Sean 10—19 10—19 


Dimmer - +: 2 20 2 0 2 0. 10—19 10—19 20—29 
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Naturgemäß erhöht ſich die Zahl der zur Innungsbildung geeigneten Hand» 
werfe, wenn der Innungszwang nicht auf die Meifter mit Perjonal bejchräuft 
wird, jondern die Meifter ohne Perional mit umfaßt. Zu den oben erwähnten 
11 Handwerken, für die fih Innungen mit Perional beichäftigenden Meiſtern in 
den Zählbezirfen des bayeriichen Erhebungsgebiets bilden lajjen, würden in dieſem 
Falle 10 weitere, nämlich die Barbiere, Böttcher, Drechsler, Glajer, Korbmacher, 
Sattler, Hufichmiede, Berfertiger grober Holzwaaren, Wagner und Weber hinzu: 
treten. Am beiten erichienen dann die Handwerfe der Maurer, Schuhmacher und 
Zimmerer zur Innungsbildung geeignet, für welche in ſämmtlichen 10 Zähl- 
bezirfen Innungen möglich fein würden. Für die Innungsbildung nad Bezirkö- 
amtöiprengeln würden außer den 15 diesbezüglich jchon genannten Handwerten 
bei Einbeziehung aller Meifter auch noch die Böttcher, Glajer, Klempner, Korb— 
macher, Steinmege, Töpfer, Verfertiger grober Holzwaaren und Weber, im Ganzen 
aljio 23 Handwerfe geeignet ericheinen. Hiervon würden ſich 13 in allen drei 
Bezirfsämtern zu Innungen einrichten lafjen, und zwar 10 mit mehr ald 30 Mit: 
gliedern (Bäder, Maurer, Metzger, Müller, Schmiede, Schneider, Schreiner, Schub: 
macer, Wagner, Zimmerer). 

Die Gejammtzahl der in den drei Bezirfsämtern möglichen Berufdinnungen 
der in Rede ftehenden Art beträgt 52 gegenüber 36 Berufsinnungen mit blob 
Perſonal bejchäftigenden Meiftern. Wenn hiernach mandem die Möglichkeit der 
Bildung von Berufsinnungen in Bayern geringer, als erwartet worden, erjcheinen 
mag, jo iſt zu bemerken, daß in Bayern die Zahl der Organijationen von Hand: 
werfsmeiftern auch biöher in verhältnigmäßig befcheidenen Grenzen ſich gehalten 
hat. Die Geſammtzahl der beitehenden Innungen betrug am 1. März 1893 nur 
226 mit einem Stand von 11075 Mitgliedern, welcher gegenüber den 11144 
Mitgliedern der am 1. Dezember 1890 vorhanden gewejenen 198 Innungen um 
71 zurüdblieben. Zu diefen Innungen fommen als weitere Handwerferorganifationen 
hinzu eine Neihe von gewerblichen Genoflenichaften. An ſolchen waren nad) dem 
Jahreöberihte des Anwalts Schulze-Deligich’icher Genoflenichaften für das Jahr 
1894 in Bayern 2 Rohitoff:, 2 Werk:, 9 Magazin, 13 Produftiv- und 6 Bau- 
genofjenichaften befannt. Ferner find in Bayern nad) einer Mittheilung des 
Allgemeinen Gewerbevereind München noch 19 Handiwerfervereine vorhanden; viel: 
fach zählen außerdem Handwerker zu den Mitgliedern der Gewerbevereine, deren 
in Bayern gegenwärtig 84 thätig find. R.-Anz. 
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Bericht der XII. Kommiſſion des Reichstags 
vom 29. April 1896 
zur 
Vorberathung des Antrages der Abg. Auer und Gen. über dem Geſetz— 
entwurf, betreffend das Vereins- und VBerfammlungsweien, und des Antrages 
der Abg. Ander und Gen. über den Gejegentivurf, betreffend das Necht der 
Berfammlung und Bereinigung und das Recht der Koalition. 


uNNmNnN 


Die Kommiſſion hat den Entwurf eines Geſetzes, betreffend das Vereins: und 
Berfammlungsweien (Anlage ID), feitgeitellt. 

In der Situng vom 4. März d. I. beichloß die Kommiſſion, die wichtigeren 
der bier im Rede Itehenden Materie ergangenen Entſcheidungen der Obergerichte 
zu fammeln und die in den deutichen Staaten zur Zeit in Geltung befindlichen 
Vereind: und Verſammlungsgeſetze in Drud legen zu laſſen. 

Die Zuſammenſtellung dieſer Gejege bezw. Verordnungen (Anlage ID), des 
gleichen der Entiheidungen des Neichögerichts (Anlage III), des Königlich Preuß: 
ischen Oberverwaltungsgerihts (Anlage IV) und des Königlich Preußiichen Kammer: 
gerichts (Anlage V) jind dem Berichte angeſchloſſen. 

Die Kommiſſion beſchloß den Entwurf des Abgeordneten Nidert (Anlage VI) 
den Berathungen zu Grunde zu legen. 

Eine Generaldiskuſſion fand nicht ftatt. 


sı 
($S 1 des Rickert'ſchen Entwurf) 
entipricht im Wejentlichen dem Artikel 29 Abjag 1 der Preußiichen Verfaſſung. 

Zu $ 1 und im weiteren Berlauf der Disfuffion wurde von feiner Seite 
beantragt, das Verſammlungs- und Vereinsrecht der Frauen zu beichränfen. 

Bezüglich der Minderjährigen lagen zwei Anträge vor; der eine dahingehend, 
minderjährige Perſonen von Verſammlungen, die zu politiihen Zweden dienen, 
auszuschließen, der andere dahingehend, den Ausschluß bei ſolchen Verſammlungen 
nur bezüglich derjenigen Minderjährigen zu beitimmen, die das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben. 

Zur Begründung beider Anträge wurde vorgetragen, daß eine gewiſſe Reife bei 
politiihen Berlanmlungen von den Theilnehmern gefordert werden müſſe, einmal 
im Intereffe des ruhigen Verlaufs der Verſammlungen, zum Andern im Intereſſe 
der jugendlichen Perjonen, für die es nicht eriprießlich fein könnte, zu früh in 
das öffentliche politiiche Leben, namentlich in vielfach erregte und ftürmiich ver: 
laufende politiſche Verſammlungen hineingezogen zu werden. Zur Beihlußfaflung 
in politischen Angelegenheiten fehle jugendlichen Perſonen die fittliche und Ver: 
ſtandesreife. 
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Ueber die Altersgrenze beitand eine Meinungsverichiedenheit. Bon der einen 
Seite wurde betont, dasjenige Alter zu wählen, das auch für die zivilrechtliche 
Selbftändigfeit maßgebend ſei. ES ſei nicht wünſchenswerth, jugendliche Perionen 
an politiichen Verfammmlungen, den ernfteiten Bethätigungen des Öffentlichen Lebens, 
früher theilnehmen zu laflen, als in einem Alter, das fie geleglich befäbige, ihre 
Vermögensangelegenheiten jelbitändig zu ordnen 

Bon anderer Seite wurde ausgeführt, das vollendete 18. Lebensjahr gewähre 
die Garantie der nöthigen Neife der Bildung und des Verftandes, um ih an 
politiichen Berathungen betheiligen zu dürfen. 

Es wurde betont, daß insbejondere bei dem Arbeiterberuf frühzeitig eine 
gewifle Selbitändigfeit, namentlih auch in wirthichaftliher Beziehung, erreicht 
werde, und daß es unrichtig ſei, Lehrlinge und Arbeiter, die fih mit 18 Jahren 
ihr Brod jelbitäudig verdienen, von politiichen Leben fernzuhalten. Es gelte dies 
um jo mehr, al3 der Begriff, was politiiche Dinge find, vielfach ein jchwimmender 
fei und fehr oft gewerbepolitiiche Fragen als politiihe von den Behörden be: 
handelt würden. 

Auch liege fein Grund vor, beilpielsweile Studenten, die mit dem Zeugniß der 
Neife zur Univerfität entlaflen feien, von politiſchen Verſammlungen fern zu halten. 

Dem wurde entgegnet, daß gerade junge Leute in dem Alter von 18 bis 
21 Jahren, in dem fie vielfach zuerit ins Leben hinausgeworfen werden, fich in 
einer gäbrenden Uebergangszeit befänden und wenig geeignete Elemente fir poli- 
tiihe Verſammlungen bilden. 

Bon dritter Seite erhob man überhaupt Widerfpruch gegen die Feitlegung 
irgend einer Alterögrenze. Je früher die Jugend an den erniten Berathungen 
gereifter Männer Theil nehme und ihr eigened Urtheil da vertiefe, deſto bejier 
jei es für dielelbe und für das politiiche Leben überhaupt. 

Zudem gebe die Feitlegung einer Altersgrenze der Polizei die Möglichkeit 
der Chifane an die Hand; fie könne Legitimationen bei all denen verlangen, deren 
äußerer Habitus nicht Elar erfennen laſſe, welches Alter fie erreicht haben. 

Noch wurde darauf hingewiejen, daß $ 8 der Prenhiichen Verordnung vom 
11. März 1850 nur Schüler und Lehrlinge von der Mitgliedihaft an ſolchen 
Vereinen ausichließe, welche bezweden, politische Gegenftände in Berfammlungen 
zu erörtern, und auch dielen Perſonen verbiete, den Verfammlungen und Sigungen 
folcher Vereine beizuwohnen. 

Demgemäß ſtelle ſowohl der Antrag, der die Alterdgrenze auf 21, als der: 
jenige, der fie auf 18 Jahre feitiege, den Minderjährigen ichlechter als das 
preußiiche Vereins- und Verſammlungsrecht. 

Dem wurde entgegnet, daß irgend eine Alterögrenze für politiiche Verſamm— 
lungen erforderlich jei;z man könne doch unmöglich Kinder in politischen Ber: 
ſammlungen zulaſſen; auch fei der Begriff „Schüler“ ein ſehr weiter; darunter 
fönnten beiſpielsweiſe auch Univerfitätsichüler verftanden werden. Nach ber 
preußiichen Verordnung dürfe ein fiebenzehnjähriger Gejelle einer Verſammlung 
obengenannter Art ammwohnen, ein fiebenzehnjähriger Gymnaſiaſt oder Polytechniker 
aber nicht, was nicht als richtig anznerkennen jei. 

Auch feien nach der preußiichen Verordnung alle jungen Leute, Die weder 
Schiller noch Lehrlinge feien, berechtigt, in politischen WVerfammlungen zu er: 
icheinen, beifpielsweife auf dem flachen Lande alle Bauernjöhne, die aus der Schule 
getreten, 

Hier fehle es an jedem Prinzip. Letzteres könne nur in der allerdings 
mechanischen Alterögrenze gefunden werden. 
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Auch wurde die Frage erörtert, was zu geichehen habe, wenn die jugend» 
lihen Perſonen fih auf Aufforderung nicht aus der Verſammlung entfernen. 
Alljeitig wurde betont, daß daraus nicht das Necht abgeleitet werden dürfe, Die 
Verſammlung aufzulöjen, wohl aber, daß die Polizei die Entfernung nöthigenfalls 
mit Gewalt, £raft allgemeiner polizeilicher Befugniſſe, in jolchen Fällen herbei— 
zuführen in der Lage jei. 

Schließlich wurde der Antrag, minderjährige Perionen von politiihen Ber: 
Jammlungen auszuichließen, mit 6 gegen 5 Stimmen angenommen. 

Um etwaige Bedenten bezüglih des durh 8 152 der Gewerbeordnung 
gewährleifteten Stoalitionsrecht3 zu befeitigen, wurde desgleichen ein Zuſatzantrag 
zu $ 1 geitellt und zugleich angenommen, daß Zwecke im Sinne des $ 152 der 
Gewerbeordnung nicht als politiiche Zwede gelten. Zur Begründung wurde unter 
Anderem auf die Enticheidung des Stammergerichts Nr. 30 der Anlage IV hin 
gewiejen, in welcher beſtimmt ift, daß zu den politischen Gegenitänden auch jolche 
gehören, welche Sozialvolitit, insbejondere die Negelung der Arbeitszeit betreffen. 
Derartige Enticheidungen ſollen durch die vorgeichlagene Gejegesbeitimmung uns 
möglich gemacht werden. 

In der Schlußabſtimmung über den ſo geftalteten $ 1 wurde dieſer mit allen 
gegen 2 Stimmen angenommen. 

In der zweiten Leſung wurden die Beichlüffe binfichtlich der Altersgrenze 
nicht weiter angefochten. 

Es wurde dagegen der Antrag geitellt, in Abſatz 1 des S 1 hinter „fried— 
lich“ die Worte „und unbeiwaffnet* einzufügen, und wurde diejer Antrag mit 6 
gegen 5 Stimmen angenommen. 

Zur Begründung wurde vorgetragen, daß es den in dem meiſten deutichen 
Bundesftaaten geltenden Vorſchriften eutipreche, das unbewaffnete Erjcheinen vor— 
zufchreiben; auch gehe aus der in eriter Lejung angenommenen Strafbeitimmung 
in $ 17 hervor, daß die Kommiſſion Berwaffnete aus Verſammlungen ausichliegen 
wolle, desgleichen aus 8 8. 

Dem wurde entgegengehalten, daß es doch unbedenklich ſei, bewaffnete Boit: 
beamte, Föriter 2c. zuzulaſſen, auch ſei der Begriff „Waffe“ ein ſehr weitgehender. 
Darauf wurde eriwidert, daß ſolche Beamte jehr wohl vor Eintritt in die Ber: 
fammlung ihre Waffen ablegen fönnen, daß auch unter Waffen beiipielsweie 
feine Taſchenmeſſer verjtanden werden können, fondern nur Gegenitände, die nad) 
ihrem natürlichen Zweck zur Zufügung von Verlegungen geeignet und bejtimmt find. 

Ein ferner geitellter Antrag, einen weiteren Abiat einzufügen, daß Be: 
ſchränkungen des Verfammlungsrechts nur infoweit Ttattfinden, als diejelben durd) 
diejes Geſeß vorgeichrieben oder zugelaflen find, wurde abgelehnt. 

Die Mehrheit der Kommiſſion ging dabei von der Anschauung aus, daß, 
foweit die sedes materiae des Vereind: und Verſammlungsrechts jelbit in Betracht 
komme, obiger Grundiag jelbitveritändlich ſei; Toweit aber baupolizeiliche, geſund— 
heitspolizeiliche und feuerpolizeiliche VBeltimmungen in Betraht kämen, müßten 
dieje aufrecht erhalten bleiben, und könne im Rückſicht ſolcher Beſtimmungen die 
Annahme des beantragten Zulages nur zu überflüffigen Zweifeln Beranlaffung geben. 

Die Meinung des Antragitellers, daß der Ausſpruch obigen Grundiages 
den Beichlüffen der Kommiſſion des Jahres 1873 entipreche, auch im Intereſſe 
der Stlarheit darüber, dab nicht neben den hier ftatnirten Grundiägen noch andere 
das Vereins: oder Veriammlungsrecht einichränftende reichs- oder landesrechtliche 
Beltimmungen in Kraft bleiben dürfen, wünſchenswerth jei, vermochte nicht durch— 
zudringen. 
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82. 
Deflentliche Berfammlungen zu politifchen Zwecken. 
($ 2 des Ridert’ichen Entwurfs.) 


In der Disfuffion wurde zur Begründung des Antrags darauf hingewieien, 
daß bei öffentlihen Verſammlungen zu politiichen Zweden dem Staat das 
Net, zeitig benachrichtigt zu werden, gewahrt werden müſſe. 

Dem Antrag gegenüber wurde von anderer Seite betont, dab der Begriff 
„politiiche Zwede* fein feititehender jei; auch kirchliche und joziale Zwede, 
gewerbepolitiiche Angelegenheiten würden oftmals als polititiiche angeſehen 
und es jei dann der Polizei Gelegenheit gegeben, ſolche Verſammlungen mangels 
Anzeige aufzulöien. 

Dieſem Bedenken entgegen wurde betont, dab ein präventiver Schuß gegen 
polizeilihe Mißgriffe nicht möglich ei, böchitens könne in der Einführung von 
Strafen gegen Bolizeibeamte, die mißbräuclich auflöſen, eine Schugmaßregel ges 
funden werden. 

Im Mebrigen könne man ſich in Fällen, in denen es zum Voraus zweifel- 
haft jei, ob nicht polititiiche Grörterungen ftattfinden werden, dadurch jchügen, 
daß man die NVeriammlung rechtzeitig anzeige. 

Der $ 2 trifft Beitimmungen über öffentliche Verfammlungen zu politischen 
Zwecken. Solcde find von dem Veranſtalter unter Ort: und Zeitangabe 24 Stunden 
vor Beginn der Ortspolizeibehörde anzuzeigen, worüber von letterer eine Bes 
icheiniqung zu ertheilen iit. 

Seitens des Antragiteller® wurde erläuternd bemerkt, daß der Mangel der 
Beicheinigung ein Auflöfungsgrund nicht ſei, vielmehr müßten auch andere Bes 
weismittel der erfolgten rechtzeitigen Anmeldung zuläſſig fein. 

Bon einer Seite wurde der Antrag geitellt, zu jagen, die Beicheinigung jet 
nur „auf Verlangen“ zu ertheilen. 

Zur Begründung diejes Antrags wurde darauf hingewielen, daß oftmals in 
chikanöſer Weile die Ertheilung der Beicheinigung abgelehnt oder verzögert werde, 
und demnächſt aus dem Mangel der Beicheiniqung der Abhaltung der Verſamm— 
lung Schwierigkeiten erwüchſen. Daher müſſe es dem Beranitalter freibleiben, die 
Beicheinigung der Anzeige zu verlangen oder darauf zu verzichten und in der 
Folge den Nachweis der erfolgten Anmeldung in anderer Weile zu erbringen. 

Dem wurde entgegengehalten, daß gerade die obligatorische Beſcheinigung der 
Anmeldung am beiten jeweils das Beweismittel fir die erfolgte Anmeldung Ichaffe 
und daß vielmehr Schwierigkeiten erwachien, wenn der Veranitalter einer Ber: 
jammlung beim Beginn derjelben nicht im Beſitz der Beicheinigung jei. 

Der Antrag wurde abgelehnt. 

Dagegen wurde ein Antrag angenommen, der die Folgen der unterbliebenen 
rechtzeitigen Anmeldung ausdrücklich dahin präzifirt, daß dielenfalls die Verſamm— 
lung verboten oder aufgelöft werden darf; daß dagegen die Verweigerung der 
Beicheinigung einer rechtzeitigen Anmeldung feinen Grund zur Auflöfung oder 
zum Verbot einer Verſammlung abgebe. In diefem alle müſſe dem Anmelder 
jedes andere Beweismittel für die rechtzeitige Anmeldung freigelafien werden. 

Wird in einem ſolchen Falle aufgelöit, jo ſteht das Nechtsmittel wegen un: 
berechtigter Auflöſung zu Gebote. 

In der zweiten Leſung wurde eine andere redaktionelle Faſſung der vor: 
erwähnten Beſtimmung vorgeichlagen. 

Von anderer Seite wurde beantragt, die ganze Beitimmung zu ftreichen. 
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Der Antragiteller ging dabei von der Begründung aus, daß entweder die 
Berjanmlung nicht angemeldet ift; in diefem Falle kann eine Auflöfung erfolgen ; 
oder fie iſt angemeldet, jedoch der Veranstalter befindet ich nicht im Beſitz der 
Beicheinigung, kann dieielbe auch nicht beibringen oder jich auch durch andere 
Beweismittel nicht ausmweilen; in diefem Falle kann aufgelöit werden, jofern der 
überwacende Polizeibeamte feine Kenntniß der erfolgten Anmeldung bat. Hat 
er legtere und löſt trogdem auf, To it die Auflöſung eine widerrechtliche und 
der Polizeibeamte macht ſich ſtrafbar. Es bedürfe ſonach der in erster Leſung 
angenommenen Beſtimmung nicht. Wer es unterlaſſe, fich in den Beſitz der Be: 
iheinigung zu jegen, müſſe eben risfiren, daß aufgelöjt werde. Dieſer Anſchauung 
ſchloß jih die Mehrheit der Kommiſſion an und ftrich die in erfter Leſung auf: 
genommene Beltimmung. 

Ein weiterer Antrag, ausdrüdlich beitimmen zu wollen, daß die Beſcheinig— 
ungen foftenfrei von der Polizeibehörde auszuftellen feien, wurde angenonmen. 
Zur Begründung wurde vortragen, daß es nothwendig fei, ausdrücklich feitzufegen, 
daß ſolche Beicheinigungen, die aus polizeilichen Intereſſen erwachien, feine 
gebührenpflichtigen Akte find, auch nicht zu gebührenpflichtigen Akten gemacht 
werden können. Der hiernach geitaltete $ 2 wurde mit allen gegen 1 Stimme 
angenommen. 

83. 


Volksverſammlungen unter freiem Himmel. 
($ 3 des Rickert'ſchen Entwurfs.) 


Hier wurde zunächſt befchlofien, ftatt „unter freiem Himmel“ zu jagen, „die 
nicht in geichloflenen oder ummfriedeten Räumen stattfinden”, Die Gefährlichkeit 
derartiger Verſammlungen beruht darin, daß unbegrenzte Menichenmaflen zu— 
itrömen können, was bei Verſammlungen in geichloiienen oder umfriedeten Räumen 
und ummanerten Höfen wegfällt. Deshalb enthalten die meiſten Verſammlungs— 
geiege bejondere Beſtimmungen über ſolche Verſammlungen. 

Die Kommiſſion beichloß in ihrer Mehrheit: 

a) für Verſammlungen in nicht geichloifenen Räumen die Anzeigefriit auf 

48 Stunden zu erjtreden; 

b) für Verſammlungen, desgleichen für Um- und Aufzüge, zu welchen öffent: 
lihe Plätze und Straßen bemusgt werden, die Genehmigung der Behörde, 
die Straßenpolizei über dieſe Pläge und Straßen ausübt, zu verlangen. 
Lchtere Behörde ift nur aus Gründen des Werfehrsinterefjes zu einem 
Verbote berechtigt. 

Bei diejen Beichlüffen ging die Mehrheit der Kommiſſion davon aus, daß 
bei derartigen öffentlichen Beriammlung zunäcit allgemein der Polizeibehörde eine 
längere Friſt einzuräumen jei, um etwa nothwendige Sicherheitsmaßregeln zu 
treffen ; daß ferner ein Necht auf Benugung von Straßen und Plägen nur unter 
der Vorausjegung einzuräumen jei, daß dadurd das Verfehrsintereile nicht verlegt 
werde; andernfalls fünne unter Umständen der Verkehr auf Stunden in verkehrs— 
reihen Straßen und Plätzen vollitändig unmöglich gemacht werben. 

Bezüglicy der Folge der unterlaffenen Anmeldung und der Verlagung der 
Beicheinigung gilt das zu $ 2 Gelagte. 

Bon Seiten einer Minorität wurde die Nothwendigfeit einer Genehmigung 
für Verſammlungen auf Straßen und Plätzen überhaupt verneint, indem betont 
wurde, daß das Intereſſe an derartigen Verſammlungen dem Verfehrsinterefle vor: 
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gehen müſſe; auch werde durch die Cinführung der Polizeierlaubnig der Willkür 
Thür und Thor geöffnet, indem man ein VBerfehrsintereile vorihüge, um unlieb— 
jame Verjammlungen auf Straßen und Plägen zu verhindern. 

Ebenſo fehlt es an einer Nothwendigkeit, die Anzeigepflicht bei Volks— 
verfanmmlungen unter freien Simmel, die nicht auf öffentlichen Pläten oder 
Straßen ftattfinden, an eine Friſt von 48 Stunden zu binden; es genüge bie 
24 jtündige Friit des $ 2 Für die polizeilichen Vorbereitungen. Mit Räückſicht 
darauf wurde beantragt, nur fir Volksverſammlungen auf öffentlihen Straßen 
und Plägen eine Anzeigepflicht mit 48 Stunden FFrift einzuführen. 

Die Konſequenz dieſes Antrags ging dahin, das Volksverſammlungen zu 
nihtpolitiichen Zweden, einerlei ob ſolche in geichloffenen Räumen oder unter 
freiem Simmel ftattfinden, überhaupt nicht anzeigepflichtig find Wolksverlammlungen 
zu politiicheu Zwecken würden 24 Stunden vor Beginn anzuzeigen fein; Volks— 
verjammlungen auf öffentlichen Straßen und Plägen dagegen 48 Stunden vor Beginn. 

Dieſer Ansicht vermochte ſich die Mehrheit der Kommiſſion nicht anzuichließen. 

Der weiter geitellte Antrag: 

Kirchliche Prozejiionen, Bittgänge und Wallfahrten, Leichenbegängniffe 
und Hochzeitözüge, Umzüge von Innungen und Bereinen von der 
Anzeigepflit auszunehmen, 

wurde von der Kommiſſion angenommen. 

Die Kommiſſion ging bierbei von der Anficht aus, daß ſolche Auf und 
Umzüge Verfehrshinderniiie, die eine erhebliche zeitliche Dauer in Anſpruch nehmen, 
nicht zu bereiten vermögen, auch jonit ihrem Charakter nach zu bejonderer polizei- 
licher Beauffichtigung feinen Anlaß geben, und daher von der Anzeigepflicht aus: 
zunehmen find. 

Ein Antrag, die Um- und Aufzüge der Innungen und Vereine den allges 
meinen Geſetzesbeſtimmungen zu unterſtellen, wurde abgelehnt. 

$ 3 wurde hiernady in eriter Lelung einſtimmig angenommen. 

In zweiter Leſung wurde auch bier beichloflen, daß die Beſcheinigungen 
foftenfrei auszuftellen find. 

Aus denjelben Gründen, wie zu $ 2 ausgeführt, wurde der in erjter Lelung 
beichlojfene zweite Sat des Abjages 2 geitrichen. 

Dagegen wurde der Antrag angenommen, daß Prozeifionen, Leichenbegängniſſezec. 
nicht nur feiner Anzeige, jondern auch feiner Genehmigungspflicht unter: 
liegen. Diejelben können hiernach Pläge und Straßen ohne beiondere Genehmigung 
benugen; als jelbitveritändlih nahm die Kommiſſion an, dab die allgemeinen 
polizeilichen Berugniffe und Anordnungen im Verkehrs: oder janitären Intereſſe 
oder im Intereſſe der Verhütung von Unglüdsfällen dadurd nicht berührt werden. 

In Rüdjicht darauf wurde die Aufnahme einer beantragten hierauf bezüglichen 
ausdrücdlichen Beltimmung in eriter und zweiter Leſung abgelehnt, und $ 3 mit 
allen gegen eine Stimme in zweiter Leſung angenommen. 


ga. 
Vereine. 
(F 4 des Nidert’jchen Entwurfs.) 
8 4 entipricht dem Artifel 30 Abjag 1 der Preußiichen Berfaflung. 
Zu dieſer Gejeßesbeitimmung, die das Recht aller Deutichen ausipricht, fich 
in Gejellichaften zu vereinigen, die den Strafgefegen nicht zumiderlaufen, wurde 
der Antrag geitellt, auszuiprechen: 
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1. daß die Verbindung inländiicher Vereine untereinander zuläſſig ift, 
2. dat die Verbindung inländiicher politiicher Wereine mit ausländiichen 
Vereinen von der Landes;Gentralbehörde verboten werden kann. 

Die Begründung zu dem eriten Vorichlage ging dahin, daß entgegen der 
preußiichen Beltimmung in dem Geſetz ausdrüdlic; ausgeiprochen werden müſſe, 
dat inländiiche Vereine fich untereinander verbinden fünnen. 

Fehle e3 an einer ansdrüdlichen Beitimmung im Geſetz, jo könne deduzirt 
werden: was nicht ausdrücklich erlaubt ift, iſt verboten. 

Da über die prinzipielle Seite der Frage allgemeines Einverſtändniß berrichte, 
wurde der Antrag einſtimmig angenonmıen. 

Abgelehnt wurde dagegen der Antrag, die Verbindung inländiicher politiicher 
Vereine mit ausländischen Vereinen unter die Möglichkeit eines Verbots der Landes— 
Gentralbehörde zu ſtellen. 

Von Seiten des Antragitellers wurde betont, daß die Negierung aus Gründen 
des Staatswohles das Recht haben müſſe, Verbindungen politiicher Vereine mit 
ausländiichen Nereinen zu verhindern. Dem wurde entgegengehalten, daß beiſpiels— 
weile die Friedens-Vereine, die Tozialdemofratiichen Organilationen, Orden und 
stongregationen über die Yandesgrenzen hinaus in internationalen Verbänden ſich 
zuſammenſchlöſſen, ohne daR ein Staatliches Autereiie dem entgegenitände. Soweit 
jolchen Geſellſchaften ein politischer Charakter nicht inuewohne, Sei es bei der 
Dehnbarfeit letzteren Begriffes ſehr leicht, ihnen einen ſolchen beizulegen und die 
Verbindung mit dem Auslande zı verbieten. 

Die Mehrheit der Kommiſſion nahm den eriten Antrag an, lehnte dei zweiten ab. 

S 4 wurde in eriter umd zweiter Lelung einſtimmig angenommen. 


85. 
($ 5 des Rickert'ſchen Entwurfs.) 


Der S5 des Nidert’ihen Entwurfs trifft Beſtimmungen bezüglich der 
politiichen Vereine; der Vorſteher tit darnacı verpflichtet, die Wereinsftatuten oder 
ändernde Beichlüfle binnen 8 Tagen der Ortspolizeibehörde zur Kenntnißnahme 
einzureichen. 

Legtere ertbeilt über die Ginreichung eine Beicheinigung. Cine Meinungs: 
verichiedenheit über die Nothwendigfeit derartiger Beſtimmungen beitand in der 
Kommiſſion nicht. 


($ 6 des Rickert'ſchen Entwurfs ) 


Abſatz 2 dieſes Paragraphen beſtimmt für die Verfammlungen politiidher 
Vereine, daß ſie von der Anzeigepflicht des 8 2 befreit find, fall Zeit und Ort 
ihrer Verſammlungen ſatzungsgemäß oder durch beionderen Beſchluß im Voraus 
feitfteht und dies der Ortspolizeibehörde 24 Stunden vor der eriten Verſammlung 
zur Kenntniß gebradt iſt. 

Zur Begründung diefes Antrages wurde auf den gleichlautenden $ 3 der 
Preußiſchen Verordnung vom 11. März 1850, $ 21 des Sächſiſchen Geſetzes 
vom 22. November 1850 bingewiejen. Falls die Polizeibehörde, wie oben er: 
wähnt, im Voraus von ſolchen Verſammlungen unterrichtet it, bedarf es einer 
beionderen Anzeige nicht. 

Einen Wideripruch fand der Gelegesvorichlag nicht. 

Auch hier wurde die Koftenfreiheit der auszujtellenden Beicheinigung beichlofien. 

$ 5 wurde in eriter und zweiter Leſung einftimmig angenommen. 
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wurde auf einen in zweiter Leſung geitellten Antrag aufgenommen mit allen gegen 
eine Stimme. Der Antrag war damit begründet worden, daß es der Aufnahme 
einer Beitimmung bebürfe, wodurch einmal feitgeitellt werde, wann die Behörde 
einen Verein auflöfen dürfe, welche Behörde hierzu berechtigt ſei, wie es in Fällen 
zu halten jei, wenn Gefahr im Verzuge ift, ferner, wie die Anfechtung des Be— 
ichlufies der Verwaltungsbehörde zu geitalten sei. 

Die Kommiſſion erfannte in ihrer Mehrheit an, daß es wünſchenswerth jei, 
obige Fragen in dieſem Geſetze zu regeln, insbeiondere auch feitzuitellen, daß der 
Rechtsweg gegen den Auflöfungsbeichluß zuzulaſſen sei. 


57. 
8 7 des Rickert'ſchen Entwurfs) 
wurde ohne erhebliche Diskuſſion mit allen gegen eine Stimme angenonmen. 


38. 
($ 8 des Rickert'ſchen Entwurfs). 

Zu 8 8 des Ridert'ichen Entwurfs wurde der Antrag geitellt, ſtatt der 
Worte „Itrafbaren Handlungen“ zu jagen „zu einem Werbrechen oder Vergehen.“ 

Dieler Antrag wurde damit begründet, daß die Aufforderung zu einer Weber: 
tretung fein hinreichender Grund Sei, um aus einer ſolchen der Polizeibehörde das 
Recht einzuräumen, eine Verſammlung aufzulöfen 

Es jei dies um jo bedenflicher, als bei der heutigen Rechtſprechung oftmals 
jehr harmloje Handlungen und Aeußerungen von den Gerichten als grober Unfug 
erklärt werden und dann der Ihatbeitand der Uebertretung vorliege. 

Dem wurde entgegengebalten, da nad der Faſſung des Paragraphen erit 
dann ein Auflöſungsgrund vorliege, wenn der Vorjigende der Verſammlung die 
Erörterung von Anträgen oder Vorſchlägen zulafle, die eine Aufforderung zu 
ftrafbaren Handlungen enthalten. Derartige Grörterungen müſſen aber zur Auf: 
löjung berechtigen, das erfordere die öffentliche Ordnung, aud dann, wenn es fich 
nur um eine Webertretung handle. 

Das Gebiet der Webertretungen sei ein weit umfaſſendes, neben verhältniß— 
mäßig harmloſen Dingen auch Strafthaten in ich begreifend, die bis zu 6 Wochen 
Haft nad) ſich ziehen. 

Demgegenüber können einzelne nicht zu billigende Enticheidungen der Gerichte 
eine Rolle nicht ſpielen. 

Der Antrag wurde abgelehnt. Dagegen wurde ein anderer Antrag ans 
genommen, dahin gehend, daß eine Berlammlung dann aufgelöjt werden kann, 
wenn die Zulaſſung der amtlichen Abgeordneten der Polizeibehörde verweigert wird. 

Begründet wurde dieſer Antrag damit, daß, wenn in dem vorhergehenden 
Paragraphen der Polizeibebörde das Necht zuerfannt fei, im öffentliche Verlammı: 
lungen zu politischen Zweden amtliche Abgeordnete zu enden, in dem Gejege auch 
ausdrücklich ausgeiprocen werden müſſe, was Nechtens fein Tolle, wenn Diele Zus 
laſſung verweigert werde. Es ſei jelbitveritändlich, daß dielenfalls ein Auflöſungs— 
recht zu Statniren set. 

Von anderer Seite witrde betont, daß es wohl faum vorfommen werde, daß 
die Zulaſſung der Polizeibeamten werde verweigert werden. 

Die Mehrheit der Kommiſſion bielt es für richtig, eine ausdrückliche Bes 
ſtimmung in das Geſetz aufzunehmen. 

In zweiter Leſung fand eine weitere Diskuſſion nicht ftatt. 
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59. 
($ 9 des Rickert'ſchen Entwurfs.) 


Hierzu wurde der Antrag geitellt, die Beitimmung aufzunehmen, dab der 
Abgeordnete der Polizeibehörde verpflichtet ift, dem Vorjigenden der Verfammlung 
den Grund der Auflöjung anzugeben. 

Eine derartige Beitimmung ſei wünichenswerth einmal, da man au fich ver: 
langen könne, zu willen, weshalb eine Verſammlung aufgelöft wird, und ferner, 
weil e3 für das eventuell einzuleitende Beichwerdeverfahren wejentlich ſei, deu 
Grund der Auflöfung zu erfahren. 

Praktiſche Schwierigkeiten würden auch bei tumultuarischen Verſammlungen 
faum erwachſen, da eine Mittheilung an den Vorſitzenden, die ja im wenigen 
Morten beitehen fünne, immer möglich fein werde. 

Der Antrag wurde angenommen und zwar einitinmig. 

Abſatz 2 der jegigen Faſſung des Paragraphen wurde zufolge eines Antrags 
angenommen, der bejagt, dal der Polizeibeante die Verſammlung für aufgelöit 
erklären und die Anwejenden auffordern muß, fich zu entfernen. 

Zur Begründung wurde vorgetragen, daß, wenn beitimmmt werde, daß, wer 
fih aus einer aufgelöften Verſammlung nicht entferne, in Strafe verfalle, auch 
ausdrücklich aufgefordert werden müſſe, fich zu entfernen. 

Der Antrag wurde mit allen gegen eine Stimme angenommen. 

Des Weiteren wurde zu diefem Paragraphen der Antrag geitellt, eine Be— 
ftimmung aufzunehmen, wonach gegen diejenigen, welche der Aufforderung, ſich 
aus einer aufgelöften Verſammlung zu entfernen, feine Folge leilten, die An— 
wendung von Gewalt zuläflig ift. 

Zur Begründung dieſes Antrags wurde auf 8 6 der preuhiichen Verord— 
nung vom 11. März 1850, den Artikel S des bayriichen Gejeges, die Verſamm— 
lungen und Wereine betreffend vom 26. Februar 1850, den $ 10 des jächliichen 
Vereins» und Verlammlungsgeießes, den $ 12 des badiichen Geieges vom 21. No— 
vember 1867, den 8 6 des Gejeges für Hamburg vom 19. Mai 1893 bingewieien, 
in welchen fich überall Beitimmungen finden, die das ausdrüdliche Necht der Polizei— 
behörde feitiegen, eventuell im Zwangswege die Zurüchleibenden zu entfernen. 

PBrinzipielle Einwendungen wurden gegen diejen Antrag nicht erhoben, viel: 
mehr alljeitig betont, daß auch ohne eine ausdrüdliche geſeßzliche Beſtimmung das 
Necht der gewaltiamen Entfernung ſich aus allgemeinen Necht3grundiägen ergebe; 
immerhin hielt man es für wünſchenswerth und praftiich, eine ausdrückliche Bes 
ftimmung im diefes Geſetz aufzunehmen. 

Der jo geitaltete $ 9 wurde jodann einftimmig angenommen. 

In zweiter Leiung wurde der Antrag geitellt, zu beſtimmen, daß der Grund 
zur Auflölung einer Verſammlung vor der Auflölung von dem Polizeibeamten 
dem Worfigenden der Verſammlung mitzutheilen sei, damit legterer in der Lage 
jei, eventuell dieſen Auflöiungsgrund ſofort zu beleitigen. 

Diejer Antrag wurde angenommen, ebenio der ganze Paragraph mit allen 
gegen eine Stimme. 

x 10. 
($ 10 des Nidert’ichen Entwurfs.) 

Der bier gemachte Geiegesvorichlag wurde von der Kommiſſion angenommen. 
Danach jollen Verſammlungen, welche durch das Geſetz oder durch Die geieglichen 
Autoritäten angeordnet find, den Beſtimmungen der SS 2 und 5 des Gelegentivurfes 
der Kommiſſion nicht unterliegen. 
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Ebenſo ſollen die genanıten Beltimmungen auf Verſammlungen, die aus 
Anlaß von Neihstags:, Landtags: und Kommunalwahlen veranftaltet werben, 
feine Anwendung finden. 

Der Vorſchlag entipriht im Weſentlichen dem $ 21 der preußiichen Ver— 
ordnung vom 11. März 1850, dem 8 26 des bayeriichen Geſetzes vom 26. Februar 
1850 bezw. dem $ 17 Abſatz 1 des Wahlgeletes für den Deutjchen NeichStag. 

Die angenommenen Abänderungsanträge Find lediglich redaftioneller Natur. 

Man trat fodann in Berathung, welche der für öffentliche politiiche Ver— 
janımlungen und Bolfsverlammlungen unter freiem Himmel getroffenen Beitimme 
ungen auf ſolche in $ 10 aufgeführte Verſammlungen Anwendung finden jollen. 

Die Mehrheit der Kommilfion enticied dahin, daß feine Anwendung 
finden soll: 

1. 8 2, To daß alſo die Anzeigepflicht für öffentliche Berlanmlungen zu 
politiihen Zwecken wegfällt. Begründet wurde dieje Anficht damit, das 
von derartigen Verſammlungen die Polizeibehörde auch ohne Anzeige 
Kenntniß erhalte, zumal insbelondere bei Wahlverſammlungen die Eins 
ladungen jeweils au einen großen Kreis von Perjonen und öffentlich zu 
ergeben pflegen. Daß es aber auch bei derartigen Verlammlungen mög: 
fich fein müfle, ohne Einhaltung einer Frift die Einberufung zu veranstalten, 
insbejondere um beiſpielsweiſe Verdäctigungen von Standidaten in legter 
Stunde vor der Wahl entgegentreten zu können; 

2,8 5. Die Vorfteber ſolcher Vereine, die fih zu Wahlzweden bilden, find 
darnach nicht verpflichtet, ihre Statuten der Polizeibehörde mitzutheilen, 
ebenſowenig hätten fie die Verpflichtung, die Polizeibehörde von ihrer 
Vereinsverſammlung eventiell durch die Mittheilung der Statuten oder 
des beionderen Beichluffes zu verſtändigen. 

Dagegen fänden die übrigen Beitimmungen diejes Geſetzes aud auf die Ver— 
jammlungen und Vereine, die $ 9 behandelt, Amwendung. 

Dies gilt demnach insbefondere von $ 3, der die Anzeigepflicht fir Volks— 
verfammlungen unter freiem Himmel, die Genehmigungspflicht für Verſamm— 
lungen, Auf: und Umzüge, zu denen öÖffentlihe Straßen und Blüte benust 
werben, ſtatuirt. 

Die Kommiſſion war in ihrer Mehrheit der Anficht, daß Angelichts der 
größeren Gefahr für Unordnungen und Verfehrsitörungen, die vorgenannte Ver: 
ſammlungen bieten, es bei der im Allgemeinen vorgeichriebenen Anzeige und Ges 
nehmigungspflicht bewenden müſſe. Cine Minderheit war der entgegenitehenden 
Ansicht, daß es bei Wahlverſammlungen, einerlei wo dieſelben ftattfinden, keinerlei 
Anzeiger oder Genehmigungspflidt bedürfe, da die Polizei von ſolchen an ſich 
rechtzeitig Kenntniß erhalte und darnach ihre Vorkehrungen treffen könne. 

In zweiter Yelung wurde der Antrag, die Worte 

„ſowie auf die aus diefem Anlaß gebildeten Vereine“ 

aufzunehmen, einſtimmig angenommen. 

Zur Bearündung diefes Antrags wurde vorgetragen, daß es häufig vorfonme, 
dag aus Anlaß der Neichstagswahlen, Yandtagd: und Kommunalwahlen sid 
Vereine bilden, die mit Erledigung der Wahl wieder verschwinden. Diele Vereine 
ausprüdlich hier zu erwähnen, erfordere die größere Deutlichkeit, e3 finden auf 
ſolche Vereine $ 2 und $ 5 dieles Geiegentwurfs feine Anwendung. 

Nachdem in eriter Leſung vorerwähnte Beitimmungen angenommen waren, 
ging die Kommiſſion zur Berathung der nothwendig fallenden Strafbeftimmungen über, 
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g 11. 


Es wurde zunächſt der Antrag geitellt, ein Schugmittel gegen ungejegliche 
Auflöjungen zu gewähren und dadurd die PVolizeibehörde zu einer jorgfältigeren 
Prüfung der Frage, ob geſetzlicher Grund zu einer Auflöfung vorhanden ſei, zu 
veranlajien. Aus dieſer Erwägung wurde der Antrag geitellt, eine Ordnungs— 
ftrafe von 10—100 Mark gegen denjenigen Polizeibeamten einzuführen, der in 
ungeleglicher Weije eine Verſammlung auflöft. 

Eine Anregung, an Stelle der Ordnungsitrafe die gerichtliche Beitrafung zu 
jegen, wurde nicht weiter verfolgt. Der $ 11 wurde danach angenommen. 


In zweiter Leſung wurde 

a) ein Antrag mit folgendem Inhalt angenommen: 

Mer als WBolizeibeamter oder als Abgeordneter der Polizei, den Bes 
ſtimmungen dieſes Gejeges entgegen, die Ertheilung der Veicheinigung verjagt 
oder eine Verſammlung unberechtigter Meile aufgelöft, wird mit Gelditrafe bis 
zu 150 Mark belegt. 

Zur Begründung war vorgetragen worden, einmal daß es nothwendig fei, 
auch die Verſagung der Ertheilung der Beicheinigung über rechtzeitige Anmeldung 
von Verſammlungen unter Strafe zu stellen, um jo mehr als bei fehlender Be— 
Icheinigung vielfach die Auflöſung ausgeſprochen werde; daher die Volizeibehörden 
durch diefe Strafbeitimmung darauf energiicher als bisher hingewieſen werden, Die 
Anmeldung zu beicheinigen ; ferner sei es wünſchenswerth, ſtatt der Ordnungs— 
ftrafen gerichtliche Strafen anzudrohen. Die Ordnungsitrafe ſei nicht Eontrolir: 
bar, es entziehe ſich der Kenntniß der Betheiligten, ob eine Strafe ausgeſprochen 
und vollzogen worden jei, anbdererieits ſei dadurch auch dem Bolizeibeamten der 
reguläre Initanzenzug und gerichtliche Entſcheidung gewährt, alſo auch feine Rechte 
jeien beiler gewahrt, als bei dem Syſtem der Ordnungsſtrafe. 

Es entipricht die jest beichlojiene Faſſung dem Borichlag der Kommiſſion 
des Jahres 1873 8 7 Ablap 2. 

Als Strafe wurde Gelditrafe bis zu 150 Mark angedroht, da die Mehrheit 
der Kommiſſion es bei der hier beiprochenen Hebertretung für richtig erachtete, das 
Strafmah des 8 1 Abſas 3 des Strafgeiegbuchs Feitzuftellen. 

b) Ferner wurde folgender Antrag mit 6 gegen 5 Stimmen angenommen: 

Gleiche Strafe trifft denjenigen Bolizeibeamten, welcher durch Verſprechungen 
oder Drohungen die Hergabe eines Verſammlungslokals verhindert. 

Zur Begründung war vorgetragen worden, daß das Mbtreiben von Lokalen 
durch Polizeibeamte vielfach vorfomme; den Wirthen werde Konzeſſionsentziehung 
oder Verſagung der Tanzerlaubnig in Ausficht geitellt, in dem Fall ste ihr Lokal 
mißliebigen Parteien zur Verfügung ftellten; dem ſei durch eine Strafandrohung 
vorzubeugen. 

Die Mehrheit der Kommiſſion ſchloß fich diefen Ausführungen an. 


Ss 12. 

Desgl. wurde $ 12 angenommen, der die Verlegung der Anzeigepflicht be: 
züglich volitiicher Verfammlungen oder Volksverſammlungen unter freiem Simmel, 
ferner die Unterlaſſung der Ginreihung von Sagungen politiicher Vereine unter 
Strafe itellt. 

In zweiter Leſung wurde beantragt, den ganzen Paragraphen zu Itreichen. 

Ein Bedürfniß zu Strafbeitimmungen liege nicht vor, die Polizei habe das 
Net, die Auflöfung nicht angemeldeter Verfammlungen zu erzwingen, das jei 
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genügend; es bedürfe nicht weiterer Beitimmungen, daß die Veranftalter beitraft 
würden, die ihre Pflicht verlegt haben. Solche Strafen träfen überdies gewöhn— 
li ungewandte Perfonen, die das Gejeß nicht fennen, während die zunftmäßigen 
Bolitifer die geſetzlichen Beitimmungen einhalten. 

Die Mehrheit der Kommiſſion ſchloß fich diefen Anſchauungen nicht an. 

Dagegen wurde beichloffen, Iediglich Gelditrafen anzuordnen, da die Mehrheit 
der Kommiſſion die Verfehlungen für jo geringfügig eradhtete, daß die Androhung 
von Gelditrafen genüge. 

Ss 13. 

Eine meitere Strafbeitimmung wurde in zweiter Leſung bier eingefügt, Die 
ſolche PBerfonen, die ohne Genehmigung Verſammlungen auf öffentlichen Straßen 
und Plägen, desgleichen Um- und Aufzüge veranftalten, gleichfall® mit Gelditrafe 
bis 150 Mark bedroht. 

Dieje Strafbeitimmung wurde damit begründet, daß, nachdem unter gewiſſen 
Borausiegungen eine Genchmigungspflicht eingeführt fei, die Cinhaltung dieſer 
Verpflichtung durch Strafe gefichert werden müſſe. 


s 14. 

Eine weitere Strafbeitimmung wurde gleichfalls in zweiter Leſung eingefügt 
und erfolgte deren Annahme mit Allen gegen 3 Stinmen. 

Die Begründung ging dahin, es fehle in dem Entwurf der eriten Leſung 
eine Strafbeitimmung gegen jolche Perſonen, die ungeachtet obrigfeitlichen Verbots 
einen Verein fortiegen (S 6). 

Die Mehrheit der Kommiſſion erachtete Gelditrafe für genügend, war jedoch 
mit dem Witragiteller der Meinung, daß es nothwendig ei, die Unterlaſſung der 
Fortiegung eines verbotenen Vereins durch Androhung von Gelditrafe zu ſichern. 
Gegen die Vorſteher erachtete man ein höheres Strafmaß für gerechtfertigt, da 
ihnen im eriter Reihe die Befolgung der obrigfeitlichen Anordnung obliegt. 


515 
ſchlägt eine Strafbeſtimmung vor gegen diejenigen, die ſich trotz Aufforderung aus 
einer aufgelöſten Verſammlung nicht entfernen. 

Die in erſter Leſung beſchloſſene Haftſtrafe wurde in zweiter Leſung, als 
der Geringfügigkeit der Verfehlung nicht entſprechend, geſtrichen. 

5316 
droht Geldſtrafe bis zu 25 Mark oder Haftſtrafe bis zu einer Woche Minder— 
jährigen au, die trog Aufforderung politiiche VBerfammlungen nicht verlafien. 

Auc bier wurde in zweiter Leſung die Streihung der angedrohten Haft: 
itrafe beichlojien. 

Ss 17. 

Der $ 17 entipricht den Beſtimmungen der S$ 18 und 19 der preußiichen 
Verordnung vom 11. März 1850, dem Artifel 21 des bayeriichen Vereinsgeſetzes, 
dem $ 13 des badiichen Bereinsgelekes. 

Zur Begründung des Strafmahes wurde darauf hingewieſen, daß es ſich 
hier um die gefährlichite Form der Verlegung der vorgejchlagenen geieglichen Bes 
ſtimmungen handle und demgemäß eine Strafandrohung von einem Tag bis zu 
einem Jahr Gefängniß gerechtfertigt ericheine, 

Die Strafbeitimmung wurde angenommen und auch in zweiter Lefung nicht 
beanitandet. 
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Ss 18 

enthält die Beitimmung, daß die dem reichörechtlichen Vereins: und Verſammlungs— 
rechte entgegenftehenden Landesgeſetze aufzuheben find, "ebenfo die Beitimmung im 
8 17 Abſatz 2 des Wahlgeieges vom 31. Mai 1869. Der Abjat 2 der lett- 
genannten Beltimmung enthält die Vorichrift, dat die Beitimmungen der Landes: 
geiege über die Anzeige der Verfammlungen und der Vereine, ſowie über die 
Ueberwachung derielben neben der Borichrift, daß die Wahlberechtigten das Recht 
haben, zum Betrieb der den Neichstag betreffenden Wahlangelegenheiten Vereine 
zu bilden und in geichloffenen Räumen unbewaffnet öffentliche Verſammlungen 
zu veranitalten, in Straft bleiben. Nachdem der von der Kommiſſion ausgearbeitete 
Gejegentwurf die Anzeigepflicht bezüglich der Verſammlungen und Vereine, des— 
gleichen die polizeilichen Weberwachungsrechte regele, blieb nah Anichauung der 
Kommillion für den Abjag 2 des S 17 des Wahlgeieges vom 31. Mai 1869 
fein Raun mehr. Die Materie ift erichöpfend geregelt. 

Als jelbitveritändlich erachtete die Kommiſſion, daß alle anderweitigen gejeß: 
fihen Beltimmungen, die ih nicht auf das Vereins- und Verſammlungsrecht 
beziehen, in Kraft bleiben, insbefondere die Beitimmungen des Strafgeſetzbuchs, 
der Neichömilitärgeiege, der Seuchengeiege, danach es alſo zuläffig bleibt, Ber: 
fammlungen aus geiundheitspolizeilichen Gründen zu verbieten, wenn das Lofal 
von anitedenden Krankheiten infizirt ift, oder bei Epidemien eine Menſchenanſamm— 
fung überhaupt nicht ftattfinden darf, ebenjo bleiben baupolizeilihe Beitimmungen 
3. B. Verbote bei drohendem Einſturz des Lokals von diejem Geſetz unberührt. 

Die Kommiſſion erachtete eine bejondere Anführung diejes Grundiages, weil 
jelbitverftändlich, nicht als erforderlich. 


Anlage I. 


Entwurf eines Gejeßes, 


betreffend 


das Bereins- und Verſammlungsweſen. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preußen 2c, 
verordnen im Namen des Neichs, nach erfolgter Zultimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 

s 1. 

Alle Deutichen find berechtigt, fich ohne vorgängige obrigfeitliche Erlaubniß 
friedlich und unbewaffnet zu verianmeln. 

Soweit folche Verſammlungen zu politiichen Sweden dienen, find minder: 
jährige Berjonen ausgeichloflen. 

Zwede, welche unter den $ 152 der Gewerbeordnung fallen, gelten nicht als 
politiiche Zwecke. 
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82. 


Von öffentlichen Verſammlungen zu politischen Zwecken hat der Veranftalter 
mindeitens 24 Stunden vor dem Beginn der Verjammlung unter Angabe des 
Ortes und der Zeit derielben Anzeige bei der Ortspolizeibehörde zu machen. 
Diejelbe hat darüber jofort eine fojtenfreie Beicheinigung zu ertheilen. 

Eine Verfammlung, welche nicht rechtzeitig angezeigt ift, fann von der Polizei: 
behörde verboten oder aufgelöit werben. 


8 3. 

Volksverſammlungen, die nicht in geichloilenen oder umfriedeten Räumen 
jtattfinden, find bei der Ortöpolizeibehörde wenigitens 48 Stunden vor Beginn 
der Verſammlung anzuzeigen. Die Ortspolizeibehörde hat über die geichehene 
Anzeige eine foitenfreie Beicheiniguug ſofort zu ertheilen. 

Eine Verſammlung, welche nicht rechtzeitig angezeigt iſt, kann von der Polizei: 
behörde verboten oder aufgelöit werden. 

Verſammlungen ſowie üffentlihe Auf: und Umzüge, zu welchen öffentliche 
Pläße und Straßen benugt werden jollen, bedürfen der vorgängigen Genehmigung 
derjenigen Behörde, welcher die Straßenpolizei über dieje Räume zuiteht. 

Gin Berbot darf nur aus Gründen des Verfehrsinterefles erfolgen. 

Der Anzeigepfliht und der Genehmigung unterliegen kirchliche Prozeſſionen, 
Bittgänge, Wallfahrten, Leichenbegängnifie, Hoczeitszüge jowie die Umzüge der 
Innungen und Bereine nicht. 

84. 
Alle Deutſchen haben das Recht, ſich zu ſolchen Zwecken, welche den Straf— 


geſetzen nicht zuwider laufen, in Geſellſchaften zu vereinigen. 
Die Verbindung ſolcher Geſellſchaften untereinander iſt zuläſſig. 


85. 

Die Vorſteher politiſcher Vereine ſind verpflichtet, die Satzungen des Vereins 
und jede Aenderung der Satzungen binnen acht Tagen, nachdem der Verein gegründet 
oder die Abänderung eingetreten it, der Ortspolizeibehörde zur Kenntnißnahme 
einzureichen, welche über die erfolgte Sinreichung der Satungen oder ihrer Ab: 
änderungen ſofort eine £oftenfreie Beſcheinigung zu ertheilen hat. 

Wenn für die VBerfammlungen eines politiichen Vereins Zeit und Ort ſatzungs— 
mäßig oder durch einen bejonderen Beſchluß im Voraus feititehen und dieſes 
mwenigitens 24 Stunden vor der eriten Verſammlung zur Stenntniß der Ortspolizei: 
behörde gebracht worden ift, fo bedarf es einer befonderen Anzeige für die einzelnen 
Berjammlungen nicht. 

S 6. 

Vereine, deren Zwecke den Strafgeiegen zuwiderlaufen, fünnen durch die 
Landes:Gentralbehörde aufgelöft werden. Wenn Gefahr im Berzuge ift, kann bie 
einftweilige Schließung eines jolchen Vereins von der höheren Berwaltungsbehörde 
auf die Dauer einer Woche angeordnet werden, 

Wird diefe Verfügung innerhalb der vorerwähnten Frift nicht von der Landes: 
Gentralbehörde beitätigt, jo verliert fie ihre Giltigkeit. 

Gegen den Beicheid der Landes-Centralbehörde findet die Klage bei den Ber: 
waltungögerichten und wo jolche nicht beitehen, bei den ordentlichen Gerichten ftatt. 
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8 7. 

Die Ortöpolizeibehörde iſt befugt, in jede öffentliche Verſammlung zu poli- 
tiihen Sweden amtliche Abgeordnete zu Senden, Diejelben müſſen ſich als jolche 
bei dem Veranstalter der Verſammlung legitimiren. Es ift ihnen ein angemeilener 
Platz einzuräumen. S 8 


Die amtlihen Abgeordneten der Polizeibehörde find befugt, eine jolche Ver: 
janunlung zu politischen Zweden aufzulöjen, wenn in derjelben die Grörterung 
von Anträgen oder Vorſchlägen durch den Borfigenden zugelaflen wird, welche 
eine Aufforderung zu ſtrafbaren Handlungen enthalten, oder wenn in der Der: 
jammlung Bewaffnete ericheinen, die zu entfernen, micht gelingt, oder wenn die 
Zulaſſung der amtlichen Abgeordneten der PBolizeibehörde verweigert wird. 


89. 

Der Abgeordnete der Polizeibehörde ijt vor der Auflöfung verpflichtet, dem 
Vorligenden der Verfammlung den Grund zur Auflölung anzugeben. 

Sobald der amtliche Abgeordnete die Berfammlung für aufgelöft erklärt und 
die Anweſenden aufgefordert bat, ſich zu entfernen, find legtere verpflichtet, der 
Aufforderung jofort Folge zu leiiten. 

Segen diejenigen, welche dieier Aufforderung nicht Folge leiiten, ift Anwendung 
von Gewalt zuläflig. 8 10 


Auf die durch das Geſetz oder durch die geieglichen Autoritäten angeordneten 
Verfammlungen, auf die Vorberatbungen von Mitgliedern diefer Verſammlungen, 
auf die Verſammlungen der Reichstagswähler, der Wahlmänner und Urwähler 
für die Landtags- und Stommunalvertretungen nach erlaſſenen Wahlausichreiben, 
fowie auf die aus ſolchem Anla gebildeten Wereine finden die Beitimmungen der 
SS 2 und 5 des gegenwärtigen Gelege feine Amvendung. 

$ 11. 

Mer als Bolizeibeamter oder als Abgeordneter der Bolizei, den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes entgegen, die Ertheilung der Beſcheinigung verlagt oder eine Ver: 
ſammlung unberechtigter Weile auflöft, wird mit Gelditrafe bis zu 150 Mark belegt. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen Polizeibeamten, welcher durch Verſprechungen 
oder Drohungen die Hergabe eines Berfammlungslofals verhindert. 

Ss 12. 

Die Veranitalter von Verſammlungen zu politiichen Zweden oder von Volks: 
verianmlungen unter freiem Himmel (58 2 und 3) und die WVoriteher politiicher 
Vereine ($ 5) werden, wenn fie die erforderliche Anzeige ($ 2) oder die Ein: 
reihung der feitgeiegten oder veränderten Vereinsſatzungen unterlaflen haben, mit 
Gelditrafe bis zu 150 Mark beitraft. 

8 13. 


Wer eine Verfammlung oder einen Auf oder Umzug ohne die nach $ 3 Abjag 3 
erforderliche Genehmigung veranftaltet, verfällt in eine Gelditrafe bis zu 150 Marf. 


$ 14. 
MWird ein Verein ungeachtet eine® auf Grund des $ 6 ausgeiprochenen Vers 
bot3 fortgelegt, jo verfällt jeder Theilnehmer in eine Strafe bis zu 150 Marf, 
gegen die Boriteher kann bis zu 600 Mark Gelditrafe erfannt werden. 


832 Das deutiche Vereins- und Verſammlungsrecht. 


8 15. 
Mer ſich nicht jofort entfernt, nachdem der Abgeordnete der Ortspolizei- 


behörbe die Verfammlung für aufgelöft erklärt und die Anweſenden aufgefordert 
hat fi zu entfernen, wird mit Gelditrafe bis zu 50 Marf beitraft. 


$ 16. 


Minderjährige, die trog Aufforderung Verſammlungen zu politiihen Zwecken 
nicht verlaffen, werden mit Gelditrafe bis zu 25 Mark beitraft. 


8 17. 


Wer eine bewaffnete Verſammlung oder, ohne daß e3 der erlaubte Vereins— 
zwed erfordert, eine bewaffnete Vereinsverſammlung veranstaltet, wer bewaffnet 
daran Theil nimmt oder in einer joldhen Verſammlung Waffen vertheilt, wird mit 
Gefängniß bis zu einem Jahre beitraft. 


8 18. 
Alle dieſem Geſetze entgegenitehenden Beitimmungen der Landesgeſetze, ſowie 
Abſatz 2 des 8 17 des Wahlgeieges vom 31. Mai 1869 werden aufgehoben. 


Urkundlich ꝛc. 
Gegeben ꝛc. 


Anlage II. 


Zuſammenſtellung einiger Vereinsgeſetze. 


1. Großherzogthum SHeſſen. 
Geſetz vom 16. Mai 1848. 


Artikel 2. 
Das Recht der Verfammlungen zur Berathung über allgemeine politiiche oder 
Rrivatintereiien fann frei ausgeübt werden. 


Artikel 3. 
(Hegemwärtiges Geſeß fteht unter den Garantien der Verfaſſungsurkunde. 


Anmerfungen. 


1. Volksverſammlungen bedürfen in Heilen zu ihrer Mbhaltung keiner vor: 
ängigen polizeilichen Grlaubniß und ebenſowenig iſt Anzeige derfelben erforderlich. Die 
Rolizeibehörde iſt verpflichtet, dielelben zu überwachen und bei Nusichreitungen aufzulöien 
(Schreiben der Würgermeilterei der Großberzoglichen Haupt: und Reſidenzſtadt Tarmitadt 
vom 9. März 1588. 

2. Ein Gefeh über das Vereinsmwefen beſitzt das Großberzogtbum Heilen nict. 
Tie Yofalpolizeibebörden find nur angewieien, auf Vereine und Verbindungen ein wachſames 
Auge zu richten und bei Zuwiderhandlungen gegen die SS 128 und 129 des NReichs-Strat- 
geießbuchs Anzeigen oder Anträge bei den Negierungsbebörden zu itellen. 
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2. Großherzogthum Sachſen-Weimar-Eiſenach. 


L Staats-Miniſterial-Verordnung vom 15. Juli 1874 
Reg. Bl. ©. 332). 
SI. 

1. Oeffentliche Verſammlungen zu politiſchen keinſchließlich ſozialpolitiſchen 
oder kirchenpolitiſchen 3wecken. 

2. Verſammlungen von Vereinen, welche politiſche (einichliehlich ſozialpolitiſche 
oder kirchlichpolitiſche Zwecke haben, ſind vor deren Abhaltung der Ortspolizeibehörde recht: 
zeitig, d. h. mindeſtens zwölf Stunden vor dem Zufammentritt der Verſammlung, unter 
Angabe von Zeit und rt derjelben, anzumelden. Sind eine Anzabl von Bewohnern 
des (Sroßberzogtbums Mitglieder eines Vereins mit politiichen ‘ (einschließlich jozialpolitischen 
oder firchlichvolitiichen‘ Zwecken, der außerhalb des Großherzogthums feinen Sit bat, fo 
find Verfammlungen diefer Mitglieder den unter Ziffer 2 der oben gedachten Berfammlungen 
eines Bereins gleich zu achten. 

Ebenſo fteht einer folchen Vereins-Verfammlung nleich die Berfammlung von Delegirten 
von Vereinen der bezeichneten Art, welche im Großherzogthum oder außerhalb desſelben 
ihren Sit haben. 

Anmerkung. 

Die Anmeldepflicht beſteht auch bei Vereinsverſammlungen, welche ſtatutenmäßig nach 

Ort und Zeit im Voraus feitgeleht worden find. 


Tie BVolizeibebörde it befugt, in die im $ 1 dieſer Verordnung gedachten Verſamm— 
lungen, jofern der Voritand dieter Behörde der Verjammlung nicht jelbit beimohnen will, 
einen oder mehrere Polizeibeamte zu jenden. Die lekteren müſſen fich auf Srforbern 
des Unternehmers oder des Vorfigenden der Verfammlung als amtlih Beauftragte durch 
Ichriftlichen Vorweis legitimiren. 

Tem Vorſtande der Bolizeibehörde, ſowie deſſen Beamten muß ein nad deren Dafür 
balten angemejiener Platß in der Verlammlung eingeräumt, jowie über die Perſon der 
Redner Auskunft ertheilt werden. 

Die in Gemäßbeit dieſer Beitimmung in den betreffenden Verſammlungen erſchienenen 
Polizeibeamten baben in Bertretung der Polizeibehörde die Berugniß, eine Verſammlung 
aufzulöfen und die Anweienden aufzufordern, ſich aus dieſer Verſammlung jofort zu 
entfernten. 

S. hierzu S 4 des Preuß. Gel.) 

838, 

Störungen der in Gemäßbeit des S 1 dieſer Verordnung angemeldeten Berfammlungen, 
jofern zu ihrer Bejeitigung der Einfluß des Vorſihenden der Verſammlung nicht ausreicht, 
find von den anmweienden S 2) Bolizeiperfonen zu rügen und zu verhindern. Dieje Rolizei- 
perjonen jind berechtigt, die Störer aus der Verſammlung zu weiien und durch geeignete 
polizeiliche Mabregeln die Freiheit des Verſammlungsrechts zu jchüpen. 

S. hierzu 8 5 des Preuß. Gef.) 

84. 

An Geld bis zu 50 Thalern (150 Mark) oder mit Haft bis ſechs Wochen werden 
beitraft: 

1. die Unternehmer, Vorſteher, Leiter oder die beauftragten Wertrauensmänner der 
Verſammlungen und Vereine, welche die im $ 1 dieſer Verordnung beitimmte Ver- 
pflichtung nicht erfüllt baben, 

2. alle diejenigen, welche einem von der Polizeibehörde innerhalb deren Zuftändigkeit 
erlaiienen, in ortsüblicher Weile publizirten oder ſonſt zu ihrer Kenntniß gelangten 
Verbote der im S 1 erwähnten Verfammlungen zuwider dennoch an der verbotenen 
Verſammlung Tbeil nehmen, 

3. Diejenigen, welche nad) Auflöfung einer Verſammlung durd den Vorſtand der 
Rolizetbehörde oder durch die nach S 2 diefer Verordnung beauftragten und kraft 
dieſes Auftrages bierzu legitimirten Polizeibeamten fich aus dieſer Verſammlung 
nicht ſofort entfernen, 

4. diejenigen, welche den in Gemäßheit des $ 3 dieſer Verordnung von Bolizeiperfonen 
an fie gerichteten Aufforderungen und gegebenen Anordnungen ſich ungehorfam 
erweiien. 
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II. Staat3-Minifterial-VBerordnung vom 21. April 1875 
Reg Bl. ©. 271.) 


51. 

Schulkindern, ingleichen ſolchen Perſonen, welche noch in dem für den Beſuch 
der Fortbildungsſchule vorgeſchriebenen Alter ſtehen, ohne Unterſchied, ob ſie zum Beſuch 
einer ſolchen jeweilig berangezogen iind oder nicht, iſt die Theilnahme an Verſammlungen und 
Nereinen zu politiichen einſchließlich ſozialpolitiſchen und firchlichpolitiichen) Zwecken verboten. 

82. 

Die Uebertretung dieſes Verbots wird mit Geld bis zu 60 Mark oder mit Haft bis 

zu 14 Tagen beſtraft u 
8 


Die Volizeibehörden haben die Befolgung des Verbots ſtreng zu überwachen; ins— 
bejondere find die Polizeibeamten, welche nah S 2 der Verordnung vom 15. juli 1874 
politiihen Verſammlungen beimobnen, verpflichtet, vortommenden Falles die Entfernung 
der in Ziffer 1 bezeichneten Perſonen aus der Verſammlung zu veranlajien. Tieielben find 
befugt, eine Berfammlung aufzulöien, wenn ihrem Entfernungsgebot feine ‚Folge geleiitet wird. 


3. Großberzogthum Oldenburg. 


Allerhöchſte Verordnung, betreffend den Beſchluß der Deutihen Bundesverjammlung vom 
13. Juli 1854 über das VBereindweien, vom 19. Juli 1855 Geſ. Bl. Bd. XIV Stüd 83). 


Nachdem die hohe Deutiche Bundesverfanmlung im Intereffe der gemeinſamen 
Sicherheit und Ordnung die Aufitellung allgemeiner Grundjäge für das Vereins: 
wejen in dem ſämmtlichen Deutichen Bundesitaaten für geboten eradtet und dieſer— 
halb in ihrer 21. vorigjährigen Sigung vom 13. Juli v. J. machitehende Be— 


ftimmungen beichloflen hat: 
81. 
In allen Deutſchen Bundesitaaten dürfen nur ſolche Vereine geduldet werden, die fich 
darüber genügend auszumeifen vermögen, daß ihre Zwecke mit der Bundes und Yandes- 
geieggebung im Einklange ſtehen und die öffentliche Ordnung und Sicherbeit nicht gefährden. 


82. 

Die einzelnen Bundesregierungen werden demnach die nöthigen — arg air treffen, 

um von der Ginrichtung und den Zwecken eines jeden Vereines, ſowohl im Beginne als 
im Laufe jeiner Exiſtenz und Wirkſamkeit, Kenntniß nehmen zu können. 


8 8. 

In —— auf politiſche Vereine insbeſondere muß, ſofern derartige Vereine 

nicht nah Maßgabe der Landesgeiehgebung überhaupt unterſagt find, oder doch einer für 

jeden Fall bejonders zu ertbeilenden obrigkeitlichen Genehmigung bedürfen, die betreffende 

Staatsregierung ſich in der Yage befinden, nach Maßgabe der Umſtände, beiondere vorüber: 
gehende Beichrantungen und Verbote erlaſſen zu können. 


84. 
Allgemein find für politiiche Vereine noch folgende Beſchränkungen zur Geltung zu bringen: 
1. Minderjäbrige, Yebrlinge und Schüler dürfen ſich an jolchen Vereinen nicht betbeiligen. 
2. jede Verbindung mit anderen Vereinen ift unftatthaft. 


85. 

In allen Bundesitaaten muß der Yandesregierung nicht nur das Recht zuſtehen, die 
Verjammlungen jolcher Vereine, welche, ohne im Beſitze einer bejonderen ftaatlichen 
Anertennung, beziehungsmweife Genehmigung zu fein, fich mit öffentlichen Angelegenheiten 
beſchäftigen, obrigfeitlich überwachen zu laſſen, jondern es muß den betreffenden obrigteit: 
lichen Abgeordneten auch überall die Befugniß eingeräumt werden, jede Verfammlung eines 
folchen Vereins aufzulöien, jofern entweder die ihren Zuſammentritt bedingenden Förmlich— 
teiten nicht beobachtet worden find, oder aber der inhalt der Verhandlungen eine in der 
Nothwendigkeit der Aufrechthaltung der Geſethe, jowie der Öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
begründete Veranlajjung darbietet. 
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8 6. 


Die bewaffnete Macht darf fich nicht anders als auf Befehl veriammeln und 
weder in noch außer dem Dienite beratbichlagen; Verfammlungen und Vereine jedes Theils 
der stehenden Deere und der Landwehr zur Berathung oder Beſchlußfaſſung über militärtiche 
Befehle und Anordnungen find auch dann, wenn dielelben nicht zufammenberufen find, 
unterfagt. 

Zuwiderhandlungen gegen die aus Anlaß vorſtehender Beftimmungen in den einzelnen 
Bundesitaaten getroffenen Anordnungen find mit entiprechenden Strafen zu belegen. 

88. 
’ Im Intereſſe der gemeinfamen Sicherheit verpflichten fich fämmtliche Bundesregierungen 
ferner, die in ihren Gebieten etwa noch beitehenden Arbeitervereine und Verbrüderungen, 
welche politiiche, Tozialiltiiche oder kommuniſtiſche Zwecke verfolgen, binnen zwei Monaten 
aufzuheben und die Neubildung jolcher Verbindungen bei Strafe zu verbieten. 


fo bringen Wir dieien Beihluß nach Maßgabe des Art. 2 $ 2 des Staatögrund: 
gelettes hierdurch zur Öffentlichen Kenntniß und verordnen zur Ausführung des: 
jelben, was folgt: 

Artikel 1. 

Die Vorjtände jämmtlicher im Großherzogthum beftehenden Vereine find verpflichtet, 
über die Zwede und Ginrichtungen derjelben den rtspolizeibehörden (Aemter, Magiitrate 
der Städte Oldenburg. Jever und Eutin) binnen 8 Tagen nach diejerhalb geichebener Aufs 
forderung die verlangte Auskunft zu geben, insbeiondere auch auf Verlangen die PVereins- 
ftatuten, ſowie Berzeichnifje der Mitglieder einzuliefern SS 1 und 2 des Bundesbeichlufies). 


Artikel 2. 
Ss 1 


= . 

In Verfammlungen der im 8 5 des Bundesbeichluffes bezeichneten Vereine können 
die Ortspolizeibehörden zur Ausübung ihrer dort erwähnten Befugnifie Abgeordnete entienden, 
denen ein angemeflener Platz einzuräumen it. 

S 2. 

Die Abgeordneten find nicht verpflichtet, ſich als foldhe durch beiondere Vollmacht aus: 
jumeiien, wenn jie in dem betreffenden Bezirfe als Polizeibeamte angejtellt find und in 
der Dienſtkleidung ericheinen. 

Artikel 3. 


Arbeitervereine und Verbrüderungen, welche politijche, Tozialiftiiche oder kommuniſtiſche 
Zwede verfolgen, find verboten (S 8 des Bundesbeichluiies)- 


Artikel 4. 


Voriteber oder Theilnehmer von Wereinen, welche den Beitimmungen des Bundes— 
befchlufies oder der gegenwärtigen Verordnung zuwider handeln, oder welche nach vor- 
genommener Auflölung einer Verſammlung 8 5 des Bundesbeichluffes) fich nicht ſofort 
entfernen, jollen, ſoweit nicht anderweite Strafbeitimmungen in Anwendung fommen, mit 
einer Ordnungsitrafe von 1 bis 10 Thalern oder entiprechendem Gefängnik belegt werden. 


4. Freie und Danjeftadt Bremen. 
I. Berfafiung vom 17. November 1875. 


8 16. 

Vereine zu gemeinfamer Wirkiamleit, ſowie Verſammlungen in geichlofienen Räumen 
zu frievlihen Zweden und ohne Waffen ſtehen nach Maßgabe des Geſetzes allen Staats- 
angebörigen frei. iS. das unter Il. folgende Geieh.) 

$ 20. 

Im Falle eines Krieges, Aufruhrs, Tumults oder fonjtiger Umstände, welche die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit gefährden, fann der Senat die über Verfammlungs: und 
Vereinsrecht enthaltenen Beitimmungen und die in Bezug darauf erlaſſenen Gejege zeit- 
weilig außer Kraft ſeßen. Er bat jedoch der Würgerichaft davon unvermweilt Mittheilung 
u machen, und tritt eine jede desfalliige Anordnung mit Ablauf von vier Wochen ohne 

eiteres außer Kraft, fofern nicht innerhalb ſolcher Friſt die Bürgerichaft einer längeren 
Geltung derjelben beiftimmt. 


55* 
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II. Obrigkeitliche Belauntmachung des Geſetzes, das Vereins: und Verſammluugsrecht betr. 
Rublizirt am 22. März; 1871. 


Zur Ausführung des $ 16 der Verfaflung verordnet, unter Aufhebung des das 
Mereins- und Verfammlungsrecht betreffenden Geſeßes vom 17. November 1855, ſowie mit 
Bezugnahme auf S 2 des Cinführungsgeiehes zum Strafgeſetzbuche des Norddeutichen Bundes 
und unter Vorbehalt der in den SS 127, 128, 129 vieles Geſetzbuches enthaltenen Vor: 
ichriften, der Senat im Einvernehmen mit der "Bürgerichart bierducch das Folgende: 


s1. 

Volfsverjammlungen unter freiem Himmel, öffentliche Aufzüge, ſowie Ver— 
eine und VBerfammlungen mit Warten find mur nach vorgängiger obrigfeitlicher Erlaub— 
niß geitattet. 

82. 

Die Begründung eines politiihen oder fozialiftifchen Vereins iſt unter Vorlage der 
Statuten und eines Verzeichniſſes der Mitglieder des Borftandes ſpäteſtens 24 Stunden 
nach der Begründung des Vereins bei der zuſtändigen Polizeibhehörde anzuzeigen. Ebenſo 
find ipätere Aenderungen der Statuten und der Mitglieder des Voritandes jpäteitens binnen 
3 Tagen bei der Rolizeibehörde anzuzeigen, welcher auc auf Grfordern weitere Auskunft 
über die Einrichtungen und Thätigkeit des Vereins zu ertheilen it. 


83 

8 
Verſammlungen zu politiſchen oder ſozialiſtiſchen Zwecken ſind ſpäteſtens 6 Stunden 
vor Beginn derſelhen bei der zuſtändigen Polizeibehörde anzuzeigen. Bei dieſer Anzeige 
haben ſich ſämmtliche Veranſtalter der Verſammlung zu nennen und zur Mitwirkung behufs 


Aufrechterhaltung der Ordnung zu verpflichten. Dieſelbe Verpflichtung liegt geſeßlich den 
Leitern der Verſammlung ob. 


Den von der Polizeibehörde mit der Ueberwachung der Verfanmlung etwa zu bes 
auftragenden Beantten find angemeriene Plähe im Verſammlungslokale anzumeiien. 
Diefelben find zur Auflöfung der Verſammlung befugt, wenn: 
a) die vorgeichriebene Anzeige nicht erfolgt iſt; 
b) Bewaffnete an der Verſammlung Theil nehmen oder 
ec) Verhandlungen in derjelben vorfommen, in welchen eine Aufforderung oder Anz 
reizung zu ſtrafbaren Dandlungen enthalten it. 


Sofort nach Erklärung der Auflöſung haben fämmtliche Theilnehmer das Verſammlungs— 
lokal zu verlaflen. 

84. 

Wer an Vollsverfammlungen unter freiem Himmel, öffentlichen Aufzügen, oder Vereinen 
und PVerfammlungen mit Waiten, welche ohne vorgängige obrigfeitliche Erlaubniß (S 1 
itattfinden, oder, nachdem der Wangel der vorgefchriebenen Anzeige zu ſeiner Kenntniß ge⸗ 
kommmen iſt, an einem Berein oder einer Verſammlung zu politiſchen oder ſozialiſt— 
iſchen Zweden ( (SS 2 und 3) fich betbeiligt, oder nad Grllärung der Auflöſung das Ver— 
ſammlungslokal —3*— verläßt, hat eine Geldbuße bis zu 50 Thalern, oder Haft bis zu 
6 Wochen verwirkt. 

85. 

Mit gleicher Strafe werden die Mitglieder des Vereinsvorſtandes belegt, wenn die 
vorgeſchriebene Anzeige von Veränderungen der Ztatuten oder der Vorftandsmitglieder 
unterlaſſen wird, jowie die Wirthe und Yokalinbaber, welche ibr Yolal zu nicht genehmigten 
Verfammlungen mit Warten, oder zu nicht gehörig angezeigten politiichen oder foztaliftiichen 
Verſammlungen hergeben. 

86. 

Die Beranftalter und die Voritände von politischen oder fozialiltiihen Vereinen und 
Verſammlungen, jowie die Yeiter der Verhandlungen in denjelben trifft eine Geldbuße bis 
zu 100 Ihalern oder eine Gefängnißitrafe bis zu 3 Monaten, wenn fie: 

a) einer der im S 4 erwähnten ftrafbaren Handlungen fich ſchuldig machen; 

b) Verſammlungen ohne die erforderliche rechtzeitige Anzeige veranftalten, oder ſich 

daran betheiligen; 5 

c) bei den vorgeichriebenen Anzeigen ſich unrichtige Angaben zu Schulden kommen 

laſſen. 
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5. Freie und Hanjeitadt Hamburg. 


I. Revidirte Verordunng zur Verhütung des Mißbrauchs des Verſammlungs- und 
Vereinigungsrehtes vom 30. Juni 1851. 


sl. 

Nereine und PVerfammlungen, deren Zwecke oder deren Thätigkeit mit den Geſetzen 
des Staates oder mit der aelellichaftlihen Ordnung im Widerfpruch iteben, ſowie alle Vereine 
und Verfammlungen von Mitgliedern des Militärs oder Bürgermilitärs zur Beratbung von 
dienstlichen oder öffentlichen Angelegenheiten iind verboten. 


82, 

Nenn die Polizeibebörde es wegen dringender Gefahr für die öffentliche Ordnung 
oder Sicherheit für nötbig erachtet, it diefelbe berechtigt, eine öffentliche Verſammlung, ſo— 
wie auch die Verſammlung eines Vereins, welcher die Berathung öffentlicher Angelegenheiten 
zum Zweck bat, zu unterlagen. ; 


Verfammlungen unter freiem Himmel find in der Stadt verboten und dürfen aufer- 
halb der Stadt ohne vorherige Erlaubniß der Volizeibehörde weder berufen noch gebalten 
werden. Ohne Einficht des von der Volizei darüber unentgeltlich zu ertbeilenden Erlaubniß— 
jcheins darf kein öffentliches Blatt die Berufung einer ſolchen Verſammlung aufnehmen. 


84. 
Niemand darf in einer Verſammlung, in welcher öffentliche Angelegenheiten erörtert 
oder berathen werden ſollen, bewaffnet ericheinen. 


85. 

Die Vorſteher, Unternehmer, Ordner oder Leiter einer jeden Verſammlung, in welcher 
öffentliche Angelegenheiten erörtert oder berathen werden, find verpflichtet, alle daſelbſt etwa 
vortommenden Aufforderungen oder Anreizungen zu itrafbaren Dandlungen oder Tonitige 
Exceſſe zu verhindern, und wenn ſie dabei Wideritand finden, die Verſammlung jofort auf 
zulöſen umd fich felbit zu entfernen. 

Kommen fie diefen Verpflichtungen nicht vollitändig nad, fo find fie — diejenigen, 
welche nicht präfidiren, ſofern fie nicht vollitändig nachweiſen würden, daß ſie alles gethan 
haben, was ihrerjeits zu der Auflöſung neicheben konnte, und dab fie darauf die Verſamm— 
lung auf der Stelle verlajien haben —, abgeiehen von ihrer Strafbarfeit nad $ 15, für 
alle aus dieſer Unterlafiung etwa entipringenden Erceſſe und direft oder indirelt daraus 
bervorgebenden jchädlichen ‚solgen im weiteiten Umfange dem Staate und jedem dritten etwa 
dadurd Betroffenen perſönlich und folidariich verantwortlid). ß 

(Seht die Verſammlung nach erfolgter Auflöſung nicht fogleich auseinander, jo it 
jedes Mitglied, welches ſich nicht entfernt, für alle aus dieſer Widerſetzlichkeit etwa ent- 
Ipringenden Erceſſe und_direft oder indireft daraus hervorgehenden ſchädlichen Folgen im 
weiteften Umfange dem Ztaate und jedem dritten etwa dadurch Betroffenen perlönlich und 
jolidariich verantwortlich. 

Der Bolizeibebörde ſteht es frei, die Anweſenden, nöthigenfalls mit Zuziehung der 
bewaffneten Macht, zu entiernen. 

S 6. 


Die Polizei iſt jederzeit befugt, in Vereinen oder Verſammlungen, in denen öffentliche 
Angelegenheiten erörtert oder beratben werden follen, auch wenn diele nicht öffentlich ge— 
balten werden, einen oder mehrere Angeitellte zugegen fein zu laſſen; und find denielben 
Plätze unfern der Sitze des Vorstandes einzuräumen. 

Dieſe Abgeordneten der Polizei haben das Necht, ſobald Aufforderungen oder An— 
reizungen zu itrafbaren Handlungen oder ſonſtige Erceſſe vorkommen, die Vorſteher, Unter: 
nehmer, Ordner oder Yeiter der Verſammlung, unbeichadet der eigenen Verpflichtungen der— 
jelben (8 5), aufzufordern, ſolche zu verhindern. Gejchieht letzteres nicht alſobald, oder bleibt 
es ohne Erfolg, jo haben die Rolizei-Abgeordneten das Necht, den gedachten Vorſtand auf: 
zufordern, die Verſammlung aufzulöien und, wenn dieler Aufforderung nicht ſofort ent— 
Iprochen wird, die Verſammlung ibrevieits für aufgelöft zu erflären. 

Kommt der gedachte Woritand der einen oder der andern der von den Wolizei- 
Abgeordneten an ihn gerichteten Aufforderungen nicht ſofort nach, oder gebt die Neriammlung 
nad erfolgter Auflöfung nicht ſogleich auseinander, fo tritt die 55 näber feſtgeſehte Verant- 
mwortlichfeit der einzelnen Mitglieder des einen oder der andern ein; und bleibt es der Polizei 
überlailen, die Anmejenden, nötbigenfalls mit Zuziebung der bewaffneten Macht, zu entfernen. 


838 Das deutiche Vereins: und Verfammlungsrecht 


87. 

Die Berufung jeder der im $ 5 erwähnten Bereine und VBerfammlungen darf weder 
unter einem faljchen noch unter einem Geſammtnamen erfolgen; es müſſen vielmehr jedes- 
mal diejenigen Perſonen, welche die Veriammlung berufen, nambaft gemacht und die 
Wohnung derjelben genau angegeben werden. 


538. 

Die Veranlaſſer jeder Verſammlung der im $ 5 erwähnten Art und der Inhaber des 
Verfammlungslofals jind verpflichtet, mindeftens 24 Stunden vor der Berufung der Ver- 
jammlung unter Angabe des Zwedes, des Orts und der Zeit der Volizei Anzeige von der— 

elben zu machen. Dieſe ertheilt darüber auf Verlangen eine unentgeltliche Belcheinigung. 
hne Einſicht derſelben darf fein öffentliches Blatt die — einer ſolchen Verſammlung 
aufnehmen. 
89. 

Jeder fich bildende Verein der im $ 5 bezeichneten Art it verpflichtet, der Polizei 
binnen dreimal 24 Stunden nach der eriten Berfammlun feine Statuten, ſowie die Namen 
und die Wohnung feiner Voriteber und feiner jonitigen Beamten mitzutbeilen. 


$ 10. 
Jede Veränderung in den Statuten oder im Vorſteher- oder Beamtenperjonal it von 
allen diejen Vereinen der Polizei ebenſo anzuzeigen. 


811. 

Die Vorſteher, Unternehmer, Ordner oder Leiter der im $ 5 bezeichneten Vereine find 
für die in den $$ 9 und 10 vorgeichriebenen Anzeigen perlönlic und jolidariich ver: 
antwortlid. 

S 12. 

Die Polizei iſt überdies berechtigt, die Protokolle und Beſchlüſſe eines jeden der im 
8 5 erwähnten Vereine und Verfammlungen einzujehen. Auch müſſen ihr von den Vor— 
jtehern. Ordnern, Unternehmern oder Leitern alle Redner, die in einer Verfammlung auf: 
getreten find, auf Verlangen namıbaft gemacht werden. 


$ 13. 

Die Polizei iſt verpflichtet, Falls fie es für möthig erachtet, nach vorauf egangener 
Unterfuchung, und jedenfalls unter Angabe der Gründe, jeden dem $ 1 diejer Y erordnung 
zuwiderlaufenden Verein aufzuheben und eine angekündigte derartige Verjanımlung, ſowie 
jede in der Stadt unter freiem Himmel zu haltende — * zu unterſagen. Findet 
ſie dabei Widerſtand, ſo hat ſie die bewaffnete Macht zuzuziehen und iſt von dieſer ohne 
Weiteres zu unterftühen. 

Beichwerden dagegen find in dem bisher gegen PBolizeir-Verfügungen gebräuchlichen 
Mege anzubringen, haben aber feine Suspenftwwirkung. 


& 14. 

Die in diefer Verordnung enthaltenen Worichriften für Vereine und Verlammlungen 
und deren Voriteher, der Polizei gegenüber, ſowie die darin angeordneten volizeilichen Maß— 
regeln finden auf Verfammlungen, die von einer öffentlichen Behörde veranlaßt werden, 
feine Anwendung. 

8 15. 

Uebertretungen der VBorichriften dieler — werden in erſter Inſtanz, und zwar 
auch ſoviel die Vorſtädte und das Landgebiet betrifft, vom Polizeiherrn innerhalb der 
Grenzen des polizeilichen Kompetenzgeſetzes vom 8. juli 1826 geahndet; jedoch dab, ſoviel 
die Geldſtrafe betrifft, itatt bis auf 15 Ihaler in dieien Fällen bis auf 100 Thaler erkannt 
werden kann. 

Konkurriven mit Webertretungen dieſer Verordnung ſonſtige ftrafbare Dandlungen, 
durch die eine Kriminalſtrafe verwirkt wird, jo bat der Polizeiherr das Erforderliche ein- 
zuleiten. 

Ss 16. 

Dieje Verordnung gilt auch für das Amt Ritebüttel, und ftehen dajelbit dem Amt: 
manne in Bezug auf Bereine und Berfammlungen die nämlichen Berugnijie zu, wie dem 
Polizeiherrn in Hamburg. 
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II. Senats-Befanutmadhung vom 29. Juni 1570. 
(Gejeg-Sammil. Bd. 6 S. 16.) 


Umzüge dur die Straßen und Umgebung der Stadt, zumal unter Gejang, Mufit 
oder Nortragung von Fahnen und Emblemen, find als unverträglich mit der öffentlichen 


Ordnung nicht geitattet. 
Wer dem Nerbote zumider an ſolchen unitatthaften Anſammlungen Theil nimmt, wird 


mit Gelditrafe bis zu 30 Mark und im Unvermögensfalle mit verhältnißmäßiger Gefängnih- 
itrafe belegt. 


III. Geſetz, betreffend das Verfammlungs: und Bereinigungsreht vom 19. Mai 1898. 
Der Senat hat in lebereinitimmung mit der Bürgerichaft beichlofjlen und 
perfündet hierdurch als Gejes, was folgt: 
81. 
Vereine und Verſammluugen, deren Zwecke oder deren Thätigkeit mit den Geſetzen 
im Widerſpruch ſtehen oder den öffentlichen Frieden oder die öffentliche Sicherheit gefährden, 
iind verboten. 
Ss 2. 
Bei dringender Gefahr für den öffentlichen Frieden oder die öffentliche Sicherheit it 
die Rolizeibehörde berechtigt, jede öffentliche oder nicht öffentliche Verfammlung zu unterjagen. 


83, 

Verjammlungen unter freiem Simmel dürfen ohne vorherige Erlaubniß der Polizei— 

bebörde weder berufen noch gehalten werden. 

84 
—Niemand, mit Ausnahme der im Dienſt befindlichen Polizeibeamten, darf in einer 
öftentlichen Verlammlung Warten tragen. 

85. 

Die Vorsteher, Unternehmer, Ordner oder Leiter einer jeden Verſammlung, in welcher 
öffentliche Angelegenheiten erörtert oder beratben werden, find verpflichiet, alle daſelbſt etwa 
vorfommenden Ausichreitungen, Aufforderungen oder Aufreizungen zu ſtrafbaren Handlungen 
zu unterdrücken und. wenn fein Erfolg eintritt, die Verſammlung ſofort aufzulöſen und ſich 


jelbit zu entfernen. 
S 6. 

Die Bolizerbebörde it jederzeit befugt, in Vereinen oder Verjammlungen in denen 
öffentliche Angelegenbeiten erörtert oder berathen werden jollen, einen oder mehrere Angeitellte 
zugegen jein zu laſſen, welchen Plähe unfern der Sitze des Vorſtandes einzuräumen find. 

Auf Verlangen der überwachenden Polizeibeamten hat der Voriteber einer Verſamm— 
lung die Redner, welche in derielben auftreten, aufzufordern, vor Beginn ihres Vortrags 
den Volizeibeamten ihren Namen und ihre Wohnung anzugeben. Die Nedner find ver: 
prlichtet, dieier Aufforderung nad zufonmen. 

Tie Polizeibeamten baben das Necht, Tobald Ausichreitungen, Aufforderungen oder 
Anreizungen zu ſtrafbaren Dandlungen vorfonmen, die Norjteber, Unternehmer, Ordner 
oder Yeiter der Verſammlung aufzufordern, folche zu unterdrüden. Geſchieht Letzteres nicht 
oder bleibt es ohne Erfolg, jo haben die Polizeibeamten das Recht, den gedachten Vorſtand 
aufzufordern, die Verſammlung aufzulöien, und wenn diejer Aufforderung nicht ſofort ent: 
iprochen wird, Die Verfammlung ihrerieits für aufgelöft zu erklären und die Anweſenden 
nötbigenfalls mit Gewalt zu entfernen. 


87. 


Die Berufung eines Vereins oder einer Verſammlung der im $ 6 Abſatz 1 bezeichneten 
Art hat unter dem richtigen und nicht unter einem Geſammtnamen zu erfolgen; auch müſſen 
jedesmal diejenigen Perſonen, welche die Verſammlung berufen, nambaft gemacht und Die 
Wohnung derjelben genau angegeben werden. 
88. 
Die Veranlaſſer jeder Verſammlung der im S 6 Abſatz 1 bezeichneten Art und der 


Inhaber des Verſammlungs Lokals find verpflichtet, ſoweit nicht im Voraus regelmäßig 
wiederlehrende Vereinsverſammlungen angemeldet worden ſind, mindeſtens 24 Stunden vor 
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der Verfammlung unter Angabe des Zweckes, des Orts und der Zeit der Polizeibebörde 
—* von derſelben zu machen. Dieſe ertheilt darüber auf Verlangen eine unentgeltliche 


Beſcheinigung. 
9. 


Jeder Verein der im $ 6 Abſatz 1 bezeichneten Art iſt verpflichtet, der Bolizeibehörde 
binnen dreimal 24 Stunden nach jeiner eriten Berſammlung die Namen und die Wohnung 
ſeiner Vorſtandsmitglieder mitzutheilen, auch ſeine Statuten binnen einer Woche nach deren 
Feſtſtellung einzureichen. — 


Jede Veränderung in den Statuten oder im Vorſtande iſt von dieſen Vereinen der 
Polizeibebörde ebenjo anzuzeigen. 
s 1. 


Für die in den SS 9 und 10 vorgeichriebenen Anzeigen iſt der Vorſihende des Vereins 
beziehungsweiſe deilen Stellvertreter periönlich verantwortlich. 


8 12. 


Vebertretungen der Norichriften dieſes Geſeßes werden mit Gelditrafen bis zu 150 ME. 
oder mit Daft beitraft. 
8 13. 


Die revidirte Verordnung zur Verhütung des Mißbrauchs des Nerfammlungs: und 
Vereinigungsrechts vom 30. uni 1851 wird aufgeboben. 


Gegeben in der Verſammlung des Senats, Hamburg, den 19. Mai 1893. 


6. Freie und Danieftadt Lübeck. 


Geſetz, betreffend die politiihen und fozialiftiihen Vereine nnd Verſammlungen. 
Vom 15. September 1858. 
Nr. 25 der Sammlung der Yübed’ichen Werordmungen und Bekanntmachungen von 1888. 
sl. 

Jeder politiiche oder Tozialiitiiche Verein ift unter Lebergabe der Statuten und eines 
Verzeichniiies der Mlitglieder des Noritandes dem Wolizeiamte fchriftlich anzuzeigen. Die 
Anzeige bat binnen drei Tagen nach der Begründung des Vereins, bezüglich der gegen— 
wärtig beitebenden Vereine binnen vier Wochen nad der Veröffentlichung dieſes Geſetzes 
zu erfolgen, Spätere Nenderungen der Statuten oder der Voritandsmitglieder find binnen 
drei Tagen dem Bolizeiamte fchriftlich anzuzeigen. Weber die ordnungsmäßig erfolgten An— 
jeigen wird vom Polizeiamte ſofort eine Beicheinigung unentgeltlich ertbeilt. 

Verprlichtet zu den Anzeigen find alle Mitglieder des Voritandes. Durch die feitens 
eines Mitgliedes ordnungsmäßig erfolgte Anzeige werden die übrigen Mitgliever von der 
Anzeigepflicht befreit. 

Die Mlitaliever des Vorſtandes find verpflichtet, dem Polizeiamte auf Erfordern Aus— 
funft über die Cinrichtungen und die Thätigkeit Des Vereins zu ertbeilen. 

Tie Beltimmungen diefes WBaragrapben finden auf Wereine, deren Statuten vom 
Senate beitätigt find, feine Anwendung. 


Ss 2. 

Oeffentliche Verſammlungen unter freiem Himmel, ſowie öffentliche Aufzüge find nur 
mit jchriftlicher Erlaubniß des Polizeiamts geitattet. Die Erlaubniß darf nur verjagt werden, 
wenn aus Der Abhaltung der Verſammlung oder des Aufzuges Gefahr für die Öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung zu befürchten iſt. 

Vor Ertbeilung der Erlaubniß darf eine öffentliche Ankündigung ſolcher Verſamm— 
lungen oder Aufzüge oder eine öffentliche Aufforderung zur Theilnahme an denſelben nicht 
erlaſſen werden. 

83. 


In geſchloſſenen Räumen abzuhaltende Verſammlungen zu politischen oder ſozialiſtiſchen 
Zwecken ſind dem Polizeiamte ſchriftlich anzuzeigen. Die Anzeige hat für Verſgmmlungen 
innerhalb der Stadt und der Vorſtädte ſpäteſtens ſechs, für Verſammlungen im Landgebiete 
ſpäteſtens zwölf Stunden vor ihrem Beginne zu erfolgen. Die Anzeige muß den Ort und 
die Zeit der Verſammlung enthalten. Ueber die ordnungsmäßig erfolgte Anzeige wird vom 
Voldeiami⸗ ſofort eine Beſcheinigung unentgeltlich ertbeilt. 
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Merpflichtet zur Anzeige find die Veranftalter (Einberufer) der Verfammlung, bezüglich 
der Verjammlungen von Vereinen die Mitglieder des Vereinsvoritandes. Durch die feitens 
eines Merpflichteten ordnungsmäßig erfolgte Anzeige werden die übrigen Verpflichteten von 
der Anzeigepflicht befreit. : 

4, 


Die Beitimmung in $ 3 Abſatz 1 unterliegt folgenden Einichränfungen: 


- 1 Tie Verfammlungen von Vereinen, deren Statuten vom Senate beitätigt worden, 
find nicht anzeigepflichtig. 

2. Wenn Ort und Yeit der Verlammlungen eines Vereins allgemein feitaejegt und 
dem Bolizeiantte jchriftlich angezeigt worden, io find die frübeitens zwölf Stunden 
nach dieler Anzeige und in Gemäßbeit derjelben stattfindenden Berfamntlungen 
nicht anzeigepflichtig. 

3. Tas Rolizeiamt kann PVerfammlungen beitimmter Vereine oder beitinnmter Art 
widerruflid) von der Anzeigepflicht befreien. 


8 5. 
Bewaffnete, mit Ausnahme der im Dienſt befindlichen Polizeibeamten, ſowie Minder— 
jährige dürfen an Verſammlungen zu politiſchen oder ſozialiſtiſchen Zwecken nicht theilnehmen. 


$ 6. 

Tas Bolizeiamt ift befugt, in die Verfammlungen zu politiichen oder fozialiftifchen 
Aweden Polizeibeamte -zu jenden. Der die Ueberwachung leitende Polizeibeamte bat in 
Dienftkleidung zu ericheinen oder feine amtliche Eigenfchaft Fund zu tbun Dieſem Beamten 
bat der Leiter der Verlammlung einen angemeflenen Platz in feiner Nähe einzuräumen. 

8 7. 
i Der die Ueberwachung einer Verſammlung leitende Polizeibeamte iſt befugt, die Ver— 
jammlung für aufgelöft zu erklären: 

1. wenn die Verſammlung anzeigepflichtig it und die Beicheinigung des Volizeiamtes, 
dab die Anzeige erfolgt jet, nicht vorgelegt werden kann; 

2. wenn Bewaffnete oder Minderjährige dem S 5 zumider an der Verſammlung tbeil- 
nehmen und troß Aufforderung des die Ueberwachung leitenden Polizeibeamten 
nicht jofort aus der Verſammlung entfernt werden; 

3. wenn in der Verſammlung Verbandlungen vortommen, in welchen eine Aufforderung 
oder Anreizung zu ſtrafbaren Handlungen enthalten it; J 

4 wenn in der Verſammlung Ausſchreitungen vorkommen, welche die öffentliche Sicher— 
heit oder Ordnung zu gefährden geeignet ſind. Kann dieſe Gefährdung durch Ent— 
fernen der Urheber der Ausſchreitungen beſeitigt werden, ſo darf die Auflöſungs— 
erklärung erſt dann erfolgen, wenn troß Aufforderung des die Ueberwachung leiten— 
den Polizeibeamten die Urheber der Ausſchreitungen nicht ſofort aus der Verſammlung 
entfernt werden. 

Sofort nach Erklärung der Auflöſung haben ſämmtliche Theilnehmer der Ver— 
ſammlung den Verſammlungsort zu verlaſſen. Die Entfernung der Zurückbleibenden 
kann zwangsweiſe bewirkt werden. 


88. 

Die Beſtimmungen der 88 3 bis 7 finden feine Anwendung auf Verſammlungen von 
Mitgliedern der Bürgerichaft. 

89. 

Uebertretungen diejes Geſetzes werden, joweit nicht die Beſtimmungen des Ztrafgejeh: 
bucches zur Anwendung kommen, mit (elditrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft bis zu 
ſechs Wochen beitraft. 

Mit gleicher Strafe wird belegt, wer in einer vorgeichriebenen Anzeige oder Auskunfts— 
ertheilung unrichtige Angaben macht, jowie der Yeiter einer nicht vorichriftsmäßig angezeigten 
Verſammlung. 


Gegeben Lübeck, in der Verſammlung des Senates, am 15. September 1888. 
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Anlage II. 
Sujammenftellung 


der 


Entſcheidungen des Neichsgerichts, welche ſich auf die Auslegung der deutichen 
Vereinsgeſetze beziehen. 


Nr. 1. 
Urtbeil des I. Strafienats vom 1. Mai 1882, 
(Band 6, Seite 215.) 
Begriff der öffentlichen Angelegenbeiten. 
. 1. Tie „Beiprehung der Arbeiterfrage” als vorher ausgedrüdter Zweck einer Ver 
jammlung bemweiit, daß in der Verſammlung öffentliche Angelegenbeiten erörtert und be 


rathen werden jollen. 
Begriff der Verfammlung. 

2. Zum Pegriffe der „Verſammlung“ im Sinne des preußifchen Vereinsgeſetzes ift 
nicht erforderlich, daß die Berathung und Grörterung eine einheitliche in Wechielrede ver- 
laufende sei. 

Ar. 2. 


Urtbeil vom 16. Nanuar 1885. 
(Band 11, Zeite 371.) 
Grforderniiie der Auflöfungserklärumg. 


Die Auflöfungserllärung des Abgeordneten der PRolizeibebörde muß jedem Anmeienden 
verjtändlich jein und ihm davon Kenntniß geben, daß die Staatsbehörde das fernere Zu— 
janmenjein nicht dulden wolle und daß der Zwech der Verſammlung desbalb nicht zu er- 
reichen it, in welche Worte dieſe Erklärung gekleidet wird, ericheint gleichgiltig. 


Nr. 3. 
Urtbeil des III. Stratfenats vom 21/23. Dezember 1885. 
(Band 13, Seite 273.) 
Begriff der öffentliben Angelegenbeiten. 

1. Oeffentliche Angelegenbeiten im Sinne des preußiſchen Vereinsgejeges umfaiien 
nicht bloß die des Staates und die fozialen, der Begriff ift aljo weiter als der der Politik. 
Begriff des Vereines. 

‚2. Der preußiichen Rechtiprechung zufolge wird unter „Verein“ im Sinne des preuf. 
Vereinsgeiehes jede dauernde Vereinigung Mebrerer zur Verfolgung bejtinmter gemeinichaft- 


licher Zwede veritanden. u : 
(Tas Erkenntniß citirt hierfür: Oppenhoff, Nechtiprechung, Bd. 10 5. 279. 


Nr. 4. 
Urtbeil vom 18. ‚sebruar 1887. 
‚Band 15, Seite 305. 
Beariff des Bezweckens. 

Eine Handlung it bezwedt, wenn fie ganz der Abficht des Handelnden gemäß vor: 
genommen iſt. Dat alio ein Verein ablichtlih und bewußt in feinen Verſammlungen 
politiiche Gegenitände erörtert, jo unterliegt er den Beitimmungen der SS 8 und 16. Es 
it biernad rechtlich durchaus zuläſſig, ſchon aus einem einzigen gehaltenen Vortrage 
politiſchen Inhalts die Weberzeugung zu gewinnen, daß der Verein bezmwedt babe, auch 
politiſche Gegenſtände in jeinen Berſammlungen zu erörtern. 


Nr. 5. 
Urtbeil des U. Strafienats vom 8. November 1887. 
Wand 16, Zeite 294.) 
Interpretation des $ 21 des preußiſchen Nereinsgeiehes. 


... 4. Der $ 21 des preußtichen Wereinsgefehes entzieht die Wahlvereine den im $ 8 
für politiihe Bereine vorgeichenen Beichräntungen — ſowohl bezüglich” der Mitgliedichaft 
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von rauen, Schülern und Yehrlingen, wie bezüglich der — — mit gleichartigen 
Vereinen — nicht aber der im 8 1 für Verſammlungen vorgeſehenen Anzeigepflicht, welche 
nach dem $ 8 für alle politiichen Wereine beitebt. 


Anmeldepfliht und $ 129 NReihs:Strafgeiesgbud). 
2. Die Nichtanmeldung einer anmeldepflichtigen Verfammlung it ein ungeießliches 
Mittel im Sinne des $ 129 Strafgeießbuche. 


Nr. 6. 


Urtheil des III. Strafienats vom 10. November 1887. 
Band 16, Seite 883.) 


Begriff der politiichen Gegenitände. 
1 Unter politifchen Gegenitänden jind alle Angelegenbeiten zu veritehen, welche Ver— 
faljung, Verwaltung, Gejeßgebung des Staates, die jtaatsbürgerlichen Rechte der Unter 
thanen und die internationalen Beziehungen der Staaten in jich begreifen. 


Verbältniß des $ 152 der Gewerbeordnung zu den SS 8 und 16 des 
vreußiichen Vereinsgeſetzes. 

2. Ter $ 152 der Reichsgewerbeordnung bat es ausichließlih mit den konkreten 
Urbeitsverträgen zwilchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, mit den unmittelbar 
durch dieſe Verträge geregelten Lohn- und Arbeitsbedingungen und mit dem Gegenſatze und 
Kampfe der ſozialökonomiſchen Intereſſen unmittelbar um dieje Bedingungen zu thun. 
Zu dieſen Zweden it das nverbindungtreten mehrerer Vereine zulällig. Unrichtig it aber 
die Auffaſſung, dab die SS 8 und 16 des preußiichen WVereinsgejehes durch den S 152 der 
Reihsgewerbeordnung aufgehoben ſeien. 


Ne. 7. 


Urtheil des 11. Strafienats vom 2. November 1888. 
Band 18, Seite 169.) 


Begriff des Vereines. 


1. Verein im Sinne des preußiichen Vereinsgejehes it: jede dauernde Bereinigung 
mebrerer Berionen zur Verfolgung beitimmter gemeinjchaftlicher Zwede unter einer Leitung. 


Ausſchüſſe oder Kommissionen als Vereine. 

2. Ein in einer Verſammlung, welche eine Vereinsverfammlung nicht daritellt, zur 
Ausführung von Beſchlüſſen der Verſammlung auf längere Tauer beitellter Ausichuß oder 
eine Kommiſſion gleicher Art iſt als ein Verein im Sinne des preußiichen Vereinsgeſetzes 
anzujeben. Insbeſondere kann für die Frage, ob mehrere Perſonen einen Verein gebildet 
haben, nicht der Umſtand enticheidend fein, daß die Perſonen durch einen Beichluß einer 
Verſammlung und einen Wahlakt zur Vereinigung beitimmt worden find; denn der Beſchluß 
und die Wahl der Verfammlung bilden nicht die Verbindung, jondern enthalten nur eine 
Aufforderung zur Verbindung, welche dadurch, daß die Aufrgeforderten Folge leilten, ins 
Yeben tritt. 

ir. 8. 


Urtbheil des III. Strafienats vom 22. September 1890. 
Band 21, Seite 71.) 
Begriff des Mereines und der Verfammlung. 

1. Bei dem Vereine, der Verbindung, der Verfammlung wird „eine gewiiie, nicht 
allzu Kein an Zahl bemeiiene, äußerlich irgendwie vereinigte Perſonenmehrheit oder Menschen: 
menge“ vorausgeicht. 

2. Der „Werein”“ im Sinne des preußischen Wereinsgeießes beiigt ein auf die Tauer 
berechnetes, inneres, organiiches Band, das fid der Regel nach auch äußerlich in einer die 
Unterordnung unter einen gemeiniamen Willen zum Ausdrude bringenden Organifation 
verkörpert. Dagegen kann die Verſammlung jeder derartigen Urganilation, ſowie jedes 
leitenden oder ordnenden Urgans entbehren. Nur der gemeinfame praktische Zwed unter: 
icheidet die einheitlich verbundene „Beriammhlung” von der formlojen unverbundenen Menichen- 
menge; jeder Zwed aber iſt geeignet, das Cinigungsband für eine Verſammlung abzu- 
geben. Schlechthin unweſentlich it, ob ein Vorſihender, Leiter oder Ordner vorhanden ift, 
ob förmliche Reden gehalten oder zwanglos disfutirt wird, ob ferner die jonenannte Ge— 
jelligkeit mit dabei ihre Rechnung findet oder nicht. 


844 Das deutiche Vereins- und Verſammlungsrecht. 


Dolus aus $ 16 des preußiſchen Vereinsgeſetzes. 


3. Zum Dolus aus $ 16 des preußifchen Vereinsgefeges genügt, daß mit dem Willen 
der Vorſteher der Verein die Erörterung folder Gegenftände bezwedt, welche geſetzlich als 
politiiche angejehen werden. Tas Bemußtiein, daß die wirklich erörterten Begenilände 
politiiche jeien, iſt nicht erforderlich. Erachteten die Angellagten die erörterten Gegenitände 
nicht für politifche, weil fie dieſen Ausdrud des Geſetzes irrig veritanden, fo liegt nicht ein 
Irrthum über Thatumftände — und daher auch nicht beim Worderrichter — irrthümliche 
Außerachtlaſſung des 8 59 Strafgeſetzbuchs — vor, ſondern Unkenntniß des Strafgeſetzes, 
welche die Anwendung des Geſehes nicht ausichlieht. 


Urtbeil des Strafienats vom 18. Februar 1887. 


1. Der $8 des preuß. Nereinsgefeßes gilt nicht bloß für Vereine, welche neben männlichen 
auch weibliche Berfonen aufnehmen, jondern auch für Nereine, welche nur aus Frauen beiteben. 

2. Auch nach dem $ 6 des Einführungsgeſetzes zum Strafgefegbuche iſt die Schließung 
eines politischen Vereines zuläflig. Denn die Schließung ift nicht Strafe, ſondern Ver— 
waltungsmaßregel, obgleich der Gelehgeber aus Zmedmäßigfeitsgründen die definitive Ent- 
icheidung über die Schließung in Verbindung mit einem Str —— geſetzt hat. Die 
Strafe bezweckt die Verhängung eines Uebels gegen eine phyſiſche Perſon, während es ſich 
bei der Schließung eines politiſchen Vereines nicht darum handelt, den Vorſtehern oder 
Mitgliedern oder anderen Perſonen ein Uebel zuzufügen, eine ſolche Wirkung der Maß— 
nahme vielmehr nur in einzelnen Fällen zufällig eintritt. 


Nr. 9. 


Urtheil des III. Strafienats vom 27. April 1891. 
(Band 22, Seite 5.) 
Befugniß der Vereinspolizei zur Zwangsgeſtellung. 

Diejenige Polizeibebörde, welcher die (wenn auch mur_ erjtinftanzliche Entſcheidung 
darüber zuſteht, ob ein Verein dem Landesvereinsgeſetze unterſteht, iſt berechtigt, den Vor— 
ſihenden eines Vereines zur Befragung oder zu Mittheilungen darüber perſönlich vorzuladen 
und ihn im Weigerungsfalle zwangsweiſe vorführen zu laſſen. 


Nr. 10, 


Urtheil des IIl. Strafienats vom 25. Januar 1892. 
(Band 22, S. 837.) 
Begriff der öffentlihen Angelegenbeiten. 

1. Der Ausdrud „öftentlihe” Angelegenbeiten im Sinne der SS 1 und 2 des 
preußiichen Bereinsgejehes begreift alle Angelegenheiten, welche nicht ausichließlich einzelne 
phyſiſche oder jurifttiche Perſonen umd deren Privatintereiien, Sondern im Gegenjaße bier- 
zu die Gefammtbeit des Gemeinweſens und das geſammte öffentliche Intereſſe berühren. 

„Srwägt man die wirthichaftliche Bedeutung des deutichen Bergbaues, die Zabl der 
darin beichäftinten Perſonen, den Umfang und Werth der Produktion, die mweitgreifende 
Abhängigkeit großer Induſtriezweige. des Iransportweiens und des Vollswohlſtandes über: 
haupt von den Leiſtungen der Bergwerke, jo wird man auf dem Boden der national 
öfonomijchen Verhältniſſe Deutichlands die foziale Lage des Bergarbeiteritandes als ſolche 
nothwendig den die Gefammtheit unmittelbar intereflirenden „öffentlichen Angelegenbeiten“ zus 
zählen müſſen.“ PR 

Begriff der politiichen Gegenitände. 

2. Für die PVegriffisbeitimmung „volitiiche Gegenſtände“ im Sinne des $ 8 des 
preußiichen Vereinsgeſehes handelt cs Sich nicht Darum, durch irgendwelche Ideenverbindung 
zu ermitteln, ob der fragliche Gegenſtand unter Umständen und Bedingungen in die In— 
tereiien und Aufgaben des Staates hbinübergreifen kann, Sondern, ausichließlic darum, 
ob der fragliche Gegenftand als jolher unmittelbar den Staat, jeine Organe und Funt: 
tionen in Bewegung seßt. 

ir. 11. 


Urtbeil des 1. Straflenats vom 18, Februar 1892. 
Hand 22, Seite 373.) 
Elſaß-Lothringiſches Vereinsrecht. 
Tas Urtheil läßt dabingeftellt, ob die Meinung richtig jei, daß die Vereinsgefehgebung 
von Elſaß— Lothringen, die Artikel 291 ff. Code penal und das Gele vom 10. April 1834 
auf Gejellichaften civil- oder handelsrechtlicher Natur nicht anwendbar feien. 
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Nr. 12. 


Urtbeil des II. Strafienats vom 19. Mai 1893. 
(Band 24, Seite 194.) 


Hausrecht des Veriammlungseinberufers. 


Mem ein Saal von deflen Inhaber zur Abhaltung einer Verſammlung überlafien 
wird, bat Dritten gegenüber das Hausrecht, auch ohne daß es ibm vom Inhaber ausdrück— 
lich übertragen worden ift. Wer fich auf feine Aufforderung nicht entfernt, macht fich des 
Hausfriedensbruchs ſchuldig. 


Nr. 13. 


Urtbeil des III, Strafienats vom 18. September 189. 
(Band 24, Seite 245.) 
Begriff des Nereins. 
1. Obne ein gewilles Maß die einzelnen Mitglieder verbindender, ihre gemeinjame 


Thätigfeit, ihr gemeinfames Wollen regelnder und ordnender Organijation ift ein Verein 
begrifrlich nicht denkbar. 


Identität eines neugegründeten mit einem älteren, 
geichlojienen Vereine. 


2. Bei Prüfung der Frage, ob ein neuerer Verein mit einem älteren, geſchloſſenen 
identifch fei, darf der Nichter auch darauf Gewicht legen, daß der neuere Verein im Unter— 
jchiede von dem älteren ausſchließlich nichtpolitiiche Tendenzen verfolge, und daraus auf Die 
Nichtiventität zurüdichließen. 


Nr. 14. 


Urtheil des I. Strafienats vom 21. Januar 1895. 
(Band 26, Seite 395.) 


Verjammlungsordnung in Bayern zuläfiig, aud wenn fein Leiter 
oder Ordner beitellt war. 


Der 5 8 des bayeriichen WVereinsgejehes gibt dem überwachenden Polizeibeamten das 
Recht, zu verlangen, daß eine Verſammlung fofort durch die Ordner oder Leiter aufgehoben 
wird, wenn Vorträge gehalten werden, mittels deren zu Geſehesverlehungen aufgereizt wird. 
Der Artitel 9 gibt ihm das weitere Recht, die Verfammlung aufzulöien, wenn Ordner und 
Leiter feinem Verlangen nicht entivrechen. . 

Das Neichsgericht erfennt dahin, daß der überwachende Beamte die Verfammlung 
auch dann aufzulöien berechtigt it, wenn die Bezeichnung der Ordner und Leiter verweigert 
wird, da dies der Voransiegung der Geſetzesſtelle, nämlich daß feinem Verlangen von diefen 
nicht entiprochen werde, ohne Weiteres gleichitehe. 


Anlage IV. 





Sujammenftellung 


der 


Entſcheidungen des Königlich Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts zum 
Preußiſchen Vereins und Verſammlungsrecht. 


8 1. Erſter Abjas.) 


Von allen Verſammlungen, in welchen öffentliche Angelegenheiten erörtert 
oder berathen werden ſollen, hat der Unternehmer mindeſtens 24 Stunden vor 
dem Beginn der Verſammlung, unter Angabe des Ortes und der Zeit derſelben, 
Anzeige bei der Ortspolizeibehörde zu machen. Dieſe Behörde hat darüber ſofort 
eine Beſcheinigung zu ertheilen. 
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Nr. 1. 
Band XX. Nr. 66. Seite 432. 
Anzeigepflibt bei Zufammenfünften. 


Nicht jede Heine in einem Privatbanie zur Beiprechung irgend eines Gegenitandes 
von öffentlichem Intereſſe fich zuiammenfindende Geiellichaft ift nach dem Vereinsgeieß der 
Anzeigepflicht unterworfen. 

Es bleibt eine im einzelnen ‚salle zu beurtbeilende Thatfrage, ob eine Zuſammen— 
— als eine Verſammlung im Sinne des $ 1 oder als eine bloße Privatgelellichaft zu 
erachten it. 

Endurtheil des I. Senats vom 1. Oktober 1890, Rep. I. A. 32/90. 
Vereinsgeſeß vom 11. März 1850 S 116.5. S 277). 
Preußiſche Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 Art. 29. 


Nr. 2. 
Band XXI. Nr. 53. Seite 396. 


Verpflihtung der Ortspolizeibebörde, über erfolgte Ginreihung der 
Nereinsftatuten x. eine Beſcheinigung zu ertbeilen. 

Die Voriteher von Vereinen, weldye eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenbeiten 
bezweden, haben einen im VBerwaltungsitreitverfahren verfolgbaren Rechtsanſpruch darauf, 
dab die Ortspolizeibehörde ihnen über die erfolgte Einreichung der Vereinsitatuten, der 
Mitglieder: VBerzeichnilie und etwaiger Nachträge zu denjelben ſofort eine Beſcheinigung 


ertbeile. 
Verordnung vom 11. März; 1850 88 2, 3,5 G.-5. 5. 277). 
A. L.R. Th. II Fit. 1188 1—12, Tit. 12 SS 3 bis 8, 46. 
Landesverwaltungsgeieß vom 30. Juli 1883 838 50, 127. 
Gndurtbeil des I. Senats vom 21. November 1891, Rep. I. A 60/91. 


Nr. 3. 
Band I. Nr. 54. Seite 365, 
Genehmigung der Tanzluftbarteiten geihlojiener Gefellihaften. 

Bei einem Verein, der eine geichlojiene Bejellichaft bildet, genügt die Anzeige von 
einem beabfichtigten Balle. Cine Unterfagung darf nicht erfolgen, weil ein Tag, an welchem 

die Gelege jolhe Vergnügungen verbieten, nicht gewählt it. 
Verordnung der Regierung zu Magdeburg vom 13. Dezember 1833 (Amtsblatt 

S. 832 


Miniiterial-Erlaf vom 26. November 1859 (Min.Bl. d. i. B. ©. 339). 
Endurtbeil vom 21. Oktober 1876. 
I. Kreisausfchuß des Kreiſes Galbe. 
11. Bezirts-Verwaltungsgeriht zu Magdeburg. 


Nr. 4. 
Band XI. Nr. 54. Seite 382. 
Norausfehungen des Verbots von Öffentlihen Verjammlungen. 


Die Befugniß der Polizei zu dem Verbot von Verſammlungen, in denen öffentliche 
Angelegenbeiten erörtert werden, iſt nicht auf diejenigen Fälle beſchränkt, in denen die über 
die Verhütung des Mißbrauchs des Werfammlungsrechts ergangene Verordnung vom 
11. März 1850 die Auflölung von Verfammlungen geitattet. 

Die bloße Möglichkeit, daß eine Verſammlung Störungen der öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit zur Folge haben kann, gegen welche polizeilich einzuichreiten jein würde, 
berechtigt nicht zum Verbot der Verfammlung von vornherein; ebeniowenig unlautere 
Motive des Unternehmers, wenn feine Bedenten dagegen obwalten, daß die Verjammlung 
jelbit unanitößig verlaufen mird. 

A. L.R. Thl. DI Tit. 17 8 10. 

PETER für den Preuß. Staat vom 31. Januar 1850 Art. 29 
G.S. S. 17). 

Nerordnung vom 11. März 1850 SS 1, 2.6.5. ©. 277), 

Endurtbeil des I. Senats vom 11. Oktober 1884. 
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Nr. 5. 
Band VI. Nr. 56. Seite 370. 
Beihränktung einer öffentlichen Verſammlung auf eine beitimmte Zahl 
von Theilnehmern. 
Eine angemeldete Verſammlung kann nach $ 10 Tit. 17 Thl. IQ. 2-R. auf eine 
— Anzabl von Perſonen beſchränkt werden, um Gefahr von den Betheiligten ab- 
zubalten. 


—— — 
Zw 


Verordnung vom 11. März 1850 88 1, 8 ff. (6.5. S. 277). 

A. IR. Thl. I Tit. 17 8 10. 

Endurtbeil des I. Senats vom 26. Juni 1880, Rep. I. C. 126/80. 
I. Kreisausſchuß des Kreiſes Niederbarnim. 
ll. Bezirks-Vermwaltungsgericht zu Potsdam. 


Nr. 6. 
Band IX, Nr. 57. Seite 406. 
Rolizeilihbe Erlaubniß zu Luſtbarkeiten. 

Jede geſchloſſene Gejellichaft hat das Recht, ſich ohne vorgängige polizeiliche Erlaubniß 
in geichlofjenen Räumen zu Tanzvergnügungen und theatraliichen Aufführungen zu_ ver: 
ſammeln, wenn nicht die Veranstaltung lediglich ein vorgefchobener Name für eine der Sache 
nah öffentliche Beluſtigung it. 

Verordnung vom 11. März 1850 GeS. ©. 277). 

Verfafiungsurfunde vom 31. Januar 1850 Art. 29, 30. 

Geſetz iiber die Bolizeiverordnung vom 11. März 1850, $ 6 Poſ. d und e (G.-5. 

S. 265). 


Verfaflungsurfunde für den preuß. Staat vom 31. Januar 1850 Art. 29 und 30 
(G6.S. S. 17). 


Polizeiverordnung der Regierung zu Breslau vom 4. Januar 1859 (Amtsbl. ©. 7. 
Bolizeiverordnung d. Oberpräſid. d. Brov Schlefien vom 21. November 1879 
Amtsbl. d. Reg. zu Breslau ©. 363). 
A. L.R. Th. II Tit. 8 $ 440 
Endurtheil des I. Senats vom 25. April 1883, Rep. I. C. 20/83. 
I. Kreisausihuß des Kreiſes Münſterberg. 
I. Bezirfsverwaltungsgericht zu Breslau. 


Nr. 7. 
Band XXVII. Nr. 62. Seite 428. 
Nereinsweien. Begriff der Oeffentlichkeit bei Luftbarfeiten. 

Die von einem Vereine für dejien Mitglieder veranftaltete und lediglich von ſolchen 
bejuchte Yuftbarkeit kann wegen der beionderen Art der Organiſation des Vereins dennoch 
eine öffentliche jein, wenn es ſich um_einen Verein, insbeijondere einen politiichen handelt, 
dejien Mitgliederzahl jo groß, deſſen Organijation jo loje ift und bei dem der Erwerb und 
der Berluit der ——— an ſo geringe Vorausſetzungen geknüpft und ſo wechſelnd 
ſind, daß von dem Vereine nicht mehr geſagt werden kann, ſeine Mitglieder bildeten einen 
in ſich geſchloſſenen, beſtimmt abgegrenzten Kreis von innerlich unter ſich verbundenen Perſonen. 

Verordnungen der Regierung zu Breslau und des Oberpräſidenten der Provinz 
Schleſien, die Tanz- 2c.=Yuitbarkeiten betreffend, vom 4. Januar 1859 und 
19. Mai 1891 (Amtsbl. S. 7 bezw. ©. 237). 

Enticheidung des I. Senats vom 4. Januar 1895, Rep. I. A. 88/94. 


Nr. 8. 

Band XVII. Nr. 64. Seite 422. 
Begriff der Deffentlichkeit in der Anwendung auf Lujtbarfeiten von 
Privatvereinen. Anwendung der Verordnung vom 11. März 1850 bezw. 
des Gefetes über die Polizeivermwaltung vom 11, März 1850 auf Yuftbar- 

feiten von PBrivatvereinen. 
Bon Privaten oder von Vereinen veranftaltete Luftbarkeiten werden zu öffentlichen, 
der Anzeigepflicht und der Genehmigung durch die Polizeibehörde unterworfenen, jobald 
Jedermann Zutritt zu denielben hat. Weranitaltet dagegen eine geſchloſſene Geſellſchaft eine 
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Luitbarkeit für ihre Mitglieder und etwaige Gäſte derfelben, „wenn auch gegen beionderes 
Eintrittsgeld”, jo it die Erbebung_ des Fintrittsgeldes allein nicht als Merkmal der Teftent- 
lichkeit anzuſehen. Circular-Erlaß des Minifters des Innern vom 26. November 1859.) 
Es wird aber ausdrüdlich vorausgeleht, daß die Yuftbarkeit nur für die Mitglieder ver 
Geiellichaft und deren Gälte veranstaltet wird. Inter Gäſten find Berionen zu verfteben, 
deren Theilnahme mindeitens von der Einführung durch Vereinsmitglieder bedingt wird, 
alſo irgend welche perſönliche Beziehung derſelben zu den ſie einführenden Vereinsmitgliedern 
vorausſetzt. 

Endurtheil des III. Senats vom 24. September 1888, Rep. 111. 6 67/87. 

"ereinsgeieg vom 11. Marz 1850 (8.2. &. 277. 

Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 rt. 29, 30 (8.:5 S. 17). 

Geſetz über die Rolizeiverwaltung vom 11. März 185 50 $6Litt. d 93 S. 265). 

Pandesverwaltungsaeieh vom 30. „Juli 1883 SS 127, 128. 

A L.R. Thl. Tit. 17 8 10. 


82. 

Die Vorſteher von Vereinen, welche eine Einwirkung auf öffentliche An— 
gelegenheiten bezwecken, ſind verpflichtet, Statuten des Vereins und das Verzeichniß 
der Mitglieder binnen drei Tagen nach Stiftung des Vereins und jede Aenderung 
der Statuten oder der Vereinsmitglieder binnen drei Tagen, nachdem fie ein— 
getreten ift, der Ortspolizeibehörde zur Kenntnißnahme einzureichen, derielben auch 
auf Erfordern jede darauf bezügliche Auskunft zu ertbeilen. 

Die Ortspolizeibehörde hat über die erfolgte Ginreihung der Statuten und 
der Verzeichnifie oder der Abänderungen derielben jofort eine Beicheinigung zu 
ertheilen. 

Die Beitimmungen dieſes und des vorhergehenden Paragraphen beziehen ſich 
nicht auf firchliche und religiöie Vereine und deren Verſammlungen, wenn Dieje 
Vereine torporationsredte haben. 


ir. 9 
Band I Nr. 52. Zeite 375. 
Begriff der geichlofienen Geſellſchaft. Bolizeiliche Ueberwachung derielben. 
Als geſchloſſene Geſellſchaft iſt anzuſehen ein durch ein Gelellichaftsitatut beſtimmter 
Kreis von Perſonen, welcher nad) dieſem ſeinem Statut zu ſeinen geſelligen Vergnügungen 
nur die Mitglieder des Vereins und deren erwachſene Familienglieder zuläßt, außerdem auch 
ein ein für alle Mal gemiethetes Lokal hat 
Geſchloſſene Geiellichaften unterliegen nicht in gleicher Meile, wie eine Öffentliche Tanz— 
luſtbarkeit, der polizeilichen Auffiht; vielmehr darf die Polizeibehörde die Anordnung zum 
Betreten der Räume der Gelellichart und zum Verweilen in denielben auch wider den Willen 
der Inhaher nur unter den in dem Geſetze vom 12. Februar 1850 bierfür ausdrücklich bes 
ftimmten Vorausſehungen ertbeilen. 
Geſetz zum Schuße der perfönlichen Freiheit vom 12. Februar 1850 (G.-2. 5.45. 
Endurtheil vom 8. November 1876. 
I Mreisausihuß des Kreiſes Galbe a. ©. 
II. Bezirts-Nermwaltungsgericht zu Magdeburg. 


Nr. 10, 
Band XX. Wr. 53. Seite 347. 

Subiumirung von Vereinen unter den Begriff Verfiherungsanitalten. 
Vereine und Anstalten, deren Mitglieder gegen die durch Statut oder Vertrag feit- 
zes Leitungen im Falle des Cintritts gewiſſer Ereigniſſe auf die ebendort beſtimmten 
zortheile Anſpruch haben, gehören zu den der ſtaatlichen Genehmigun Konzeſſion be⸗ 
dürftigen Verficherungsanftalten aud dann, wenn jene Vortheile nicht in Geld (Kapital oder 
Rente), jondern in anderer Geitalt — Sachen oder geldwerthe — — gewährt werden. 
A. L.R. Thl. 1 Tit. 11 8 651 Thl. I Tit. 8 88 1934, 2279, Tit. 20 88 250, 251. 


Geſetz, betreffend den en: der Derficherungsanitalten, vom 17. Mai 
1853 SS 1 ff. (6.2. ©. 293). 
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- Baar Rn die Preußifchen Staaten vom 14. März 1851 8 340 Nr. 6 
© S 
Strafgejegbuch für das Deutiche Reich S 360 Nr. 9 (R.-G.-Bl. 1871 ©. 127). 
Endurtheil des III. Senats vom 30. Oftober 1890, Rep. Il. B. 8/90. 


I. Bezirtsausichuß zu Liegnitz. 


Nr. 11. 
Band XV. Nr. 53. Seite 403. 


Aufjihtsreht des Regierungspräfidenten über Vereine Subfumirung 
von Vereinen unter den Begriff Verfiherungsanitalten. 


Es gibt zwar ein von der Bolizeigewalt verichiedenes Aufjichtsrecht des Regierungs- 
präfidenten über Norporationen, welches aber die Verhinderung ftrafbarer Handlungen 
nicht zum Gegenftande hat und Brivatgeiellicharten gegenüber nicht zur Anwendung fommt, 
dagegen befteht ein joldhes von der Polizeigewalt verichievenes Auffichtsrecht des Regierungs- 
prafidenten über erlaubte Brivatgeiellichaften (Bereine) nicht. 

Ein Verein, zu deſſen Zweden die Unterſtützung jeiner Mitglieder im alle des Ein- 
tritt3 gewiſſer Ereigniſſe gehört, der aber jeinen Mitgliedern einen Nechtsanipruch auf dieje 
Unterftügung nicht gewährt, fällt nicht unter den Degeift € einer Verficherungsanitalt. 

Verordnung vom 11. März 1850 $ 2 6G.⸗S. &. 277). 

A. L.R. Ih. ITit. 5 $ 71, Tit. 17 88 169 fi. Thl. II Tit. 6$$ 3, 4, 11 ff. 
Tit. 13 88 2, 18, Tit. 17 $ 10. 

Verordnung , betr. Ginrichtung der Brovinzialpolizei und Finanzbehörden, vom 
26. Dezember 1808 88 1, 9, 13, 36 G.S. ©. 464). 

—— — re GFinrichtung der Provinzialbebörden vom 30. April 


1815 $ Ss 13, 26 {| 85 
— zur —— der Regierungen vom 23. Oftober 1817 $ 2 
Nr. 5, $ 3 Nr. 2 (9-5 248). 


Allerh. Ktab.- O. En 31. Oktober 1825, betreffend eine Abänderung in der bis- 

—— Organiſation der Provinzial-Verw-Behörden Litt. D. II. 1 (G.S. 
6 S. 5). 

ee d. Preuß. Staat vom 31. Januar 1850 Art. 30 (8.: S. S. 17). 

Geſetz über die Soligeivermaltung vom 11, Wär; 1850 SS 1, 6 :G.- Ss. ©. 265). 

Stratgefegbuch für die Preuß. Staaten vom 14. April 1851 8340 Nr.6(G.:5.5.10N). 

Geſetz, betr. den Geſchäftsverkehr der VBeriicherungsanitalten, vom 17. Mai 1853 
ss 1. (6:5. S. 293). 

Strafgeſeßbuch f. d. Deutiche Reich $ 360 Nr. 9 R.G.Bl. 1871 5. 128). 

Organijationsgeieg vom 26. Juli 1880 8 35. 

Verordnung zur Ausführung diefes $ 35 vom 26. Januar 1881 G.S. ©. 14). 

Landesverwaltungsgeieb vom 30. Juli 1883 88 18, 42, 50, 127, 128. 

Endurtheil des III. Senats vom 19. November 1888, Rep. III. B. 84/87, 


I. Bezirksausſchuß zu Berlin. 


Nr. 12, 
Band XI. Wr. 55. Seite 389. 
Einſicht in die Statuten von Privatvereinen durch die Wolizeibehörde, 


Die Polizeibehörde hat das Recht, in die Statuten und das Mitgliederverzeihniß auch 
jolher Vereine, die feine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten bezweden, Einficht zu 
nehmen, um fich zur Ueberwachung der öffentlichen Irdnung in den Stand zu fehen, ins— 
bejondere dann, wenn Anzeichen vorliegen, daß eine geſchloſſene Geiellihaft, welche an jich 
ur Veranftaltung von Luſtbarkeiten auch in einem zu dieſem Zwecke gemietheten öffentlichen 
ofale der polizeilichen Genehmigung nicht bedarf (Entich. des Ober:Verm.-Ger. Bd. I 
©. 365 und 375, die für öffentliche Luftbarteiten gegebenen polizeilichen Vorſchriften zu 
umgehen ſucht, indem ſie unter dem Deckmantel und unter Mißbrauch des für die Vereine 
und Privatgeſellſchaften geltenden Rechts unerlaubter Weile öffentliche Luſtbarkeiten abhält. 

A ER. Thl. II Tit. 17 3 10. 

Verfaſſungsurk. f. d. Preuß. Staat vom 31. Januar 1850 Art. 29, 30. 

Verordnung pom 11. Mär; 1850 8 2.6.5. 5. 277). 

Geſetz über die Polizeiverwaltung vom 11. Mär; 1850 5 6 Litt, d und e G.S. 
©. 265). 

Endurtbeil des I. Senats vom 19. November 1884. 


Annalen des Deutichen Reichs. 1896, 56 


850 Das deutiche Vereins- und Verſammlungsrecht. 


Nr. 13. 
Band XXVI Wr. 661. Seite 401. 
Ueberwahung von Vereinen, auf welde $ 2 des Vereinsgeiehkes nit 
angewendet werden fann. 


Die Polizeibehörde iſt nicht berechtigt, von den Voritehern folder Vereine, auf welche 

8 2 des Nereinsgefehes nicht angewendet werden kann, eine Anzeige, (3. B. Auskunft über 
Mitglieder) deren Unterlaſſung nur bei Eintritt einer Bedingung, z. B. der Einwirkung 
auf öffentliche Angelegenheiten, ftrafbar wird, ſchon eher durch pofitive Anordnung zu er- 
zwingen, als die Bedingung tbatfächlich erfüllt iſt und als die an ich erlaubte Unterlaſſung 
überhaupt ftrafbar werden fann. 

Nerordnung vom 11. März 1850 88 2, 13 (G.-5. ©. 277). 

A LR. Thl. II Tit. 17 88 2, 10. 

Geſetz über die Bolizeiverwaltung vom 11. März 1850 SS 6, 15, 17 (6-5. ©. 265). 

Endurtbeil des I. Senats vom 3. April 1894, Rep. I. A. 75/93. 


Nr. 14. 
Band XXVI. Nr. 6611. Zeite 406. 
Umfang des Ueberwahungsrehts von geſchloſſenen Gejellihaften be- 
züglich der Räumlichkeiten. 


Die Polizei fann einem geichloiienen Vereine die Benukung von Räumen unterfagen, 
welche den polizeilichen Vorſchriften nicht entiprechen ; fie darf ihm aber nicht politiv ge 
bieten, daß er zwedentiprechende Näume baulich beritelle; ſie kann wohl von einem Privaten 
oder Privatverein verlangen, dab er iiber beitimmte Ihatiachen und zu einem beitimmten 
Zwecke der Bolizeibehörde Kenntniß gibt Enticheidungen des Oberverwaltungsgeridhts Bo. XI 
>. 389), fie kann aber nicht verlangen, daß er dieſe Auskunft dauernd an irgend einem 
Orte anbringe oder anbefte, wo fie auch allen dort verkehrenden dritten Berjonen ertennbar 
werden muß. 

Nerordnung vom 11. März 1850 SS 2, 13 G-S. ©. 277), 

A. EN. Thl. II Tit. 17 88 2, 10. 

Geſetz über die Bolizeiverwaltung vom 11. März 1850 88 6, 15, 17 6-3. 5. 265). 
Endurtheil des I Senats vom 26. Juni 1894, Rep. 1. A. 22/94. 


x 4a. 

Die Ortspolizeibehörde iſt befugt, in jede Verſammlung, in welcher öffent: 

liche Angelegenheiten erörtert oder berathen werden follen, einen oder zwei Polizei— 
beamte oder eine oder zwei andere Perſonen als Abgeordnete zu enden. 


Die Abgeordneten dürfen, wenn fie Volizeibeamte find, nur in ihrer Dienit: 
kleidung oder unter ausdrüdlicher Kundgebung ihrer dienftlichen Eigenſchaft er: 
fcheinen. Sind fie nicht Polizeibeamte, jo müſſen fie durch bejondere Abzeichen 
erkennbar Sein. 

Den Abgeordneten muß ein angemeilener Pla eingeräumt, ihnen auch auf 
Grfordern durch den Vorfigenden Auskunft über die Perſon der Redner gegeben 
werden. 

Ss 5. 


Die Abgeordneten der Polizeibehörde find, vorbehaltlich des gegen die Be 
theiligten geleglich einzuleitenden Strafverfahrens, befugt, jofort jede VBerfammlung 
aufzulöjen, bezüglich deren die Bejcheinigung der erfolgten Anzeige (SS 1 und 3) 
nicht vorgelegt werden fan. Gin Gleiches gilt, wenn in der Verfammlung Ans 
träge oder Vorichläge erörtert werden, die eine Aufforderung ober Anreizung zu 
jtrafbaren Handlungen enthalten; oder wenn in der Verſammlung Bewaffnete er- 
Icheinen, die der Aufforderung des Abgeordneten der Obrigkeit entgegen nicht ent— 
fernt werden. 
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Nr. 15. 
Band I. Nr. 52, Seite 847. 
Gebrauh einer anderen als der dentihen Sprade in Verfammlungen. 


‚Der Gebrauch einer anderen als der deutichen Sprache in öffentlichen Verfammlungen 
und insbejondere der polnischen Sprache Seitens der Preußen polnischer Zunge ichließt feine 
Verlegung oder Lleberichreitung der Geiehe in Tich. 


Eine Berlammlung zur Grörterung öffentlicher Angelegenheiten fann deshalb nicht 
aus dem Grunde aufgelöit werden, weil in derielben die Verhandlungen in einer anderen 
als der deutſchen Sprache geführt werden. 


Verordnung vom 11. März 1850 88 4 und 5 G.S. ©. 278), 
Endurtheil vom 26. September 1876 

I. Kreisausſchuß des Kreiſes Pr.-Stargardt. 

11. Bezirts-Verwaltungsgericht zu Danzig. 


S 8. 

Für Vereine, welche bezweden, politifche Gegenstände in Verſammlungen zu 
erörtern, gelten außer vorftehenden Beſtimmungen nachſtehende Beichränfungen: 

a) Sie dürfen feine Franensperjonen, Schüler und Lehrlinge ald Mitglieder 
aufnehmen; 

b) fie dürſen nicht mit anderen Vereinen gleicher Art zu gemeinfamen Zweden 
in Verbindung treten, insbejondere nicht durch Komitees, Ausjchüffe, 
Gentral-Organe oder ähnliche Ginrichtungen oder durch gegenjeitigen 
Schriftwechſel. 

Werden dieſe Beſchränkungen überſchritten, ſo iſt die Ortspolizeibehörde be— 
rechtigt, vorbehaltlich des gegen die Betheiligten geſetzlich einzuleitenden Straf— 
verfahrens, den Verein bis zur ergehenden richterlichen Entſcheidung ($ 16) zu 
ſchließen. 

Frauensperſonen, Schüler und Lehrlinge dürfen den Verſammlungen und 
Sitzungen ſolcher politiſchen Vereine nicht beivohnen. Werden dieſelben auf die 
Aufforderung des anweſenden Abgeordneten der Obrigkeit nicht entferut, jo iſt 
Grund zur Auflöſung der Verſammlung oder der Sigung (88 5, 6) vorhanden. 


ir. 16. 
Band XX Nr. 66. Seite 432. 
Theilnabme von Frauensperſonen an Verfammlungen politiicher Vereine. 


Mereine, welche neben dem Zwecke politiicher Grörterungen noch andere Zwecke ver- 
folgen, unterliegen als politische Vereine der Beſchränkung, dat Frauensperſonen, Schüler 
und Lehrlinge Verſammlungen derielben auch dann nicht beiwohnen dürfen, wenn Diele aus: 
ichließlich anderen Zwecken als dem politischer Grörterungen dienen ſollen. Wie muſikaliſch— 
deflamatoriiche Abendunterbaltungen mit Tanz, Yeleabende mit Damen zum Lejen von 
Dramen mit vertheilten Rollen.) 


Endurtheil des I. Senats vom 1. Oftober 1890, Rep. I. A. 32/90, 
Preußiiche Verfaſſungsurkunde vom 31. ‚Januar 1850. 
Vereinsgeiehe vom 11. März 18559 88 8.2. S. 279). 


—⸗ 


‘ 


8 10. 

Den in dem vorhergehenden Paragraphen erwähnten Verſammlungen werden 
öffentliche Aufzüge in Städten und Ortichaften oder auf öffentlichen Straßen 
gleichgeitellt. Bei Einholung der Genehmigung ift der beabjichtigte Weg anzu» 
geben. Gewöhnliche Leichenbegängniſſe, ſowie Züge der Hochzeitsverſammlungen, 
wo dieſe hergebracht find, kirchliche Prozeſſionen, Wallfahrten und Bittgänge, 
wenn fie in der hergebradhten Art ftattfinden, bedürfen einer vorgängigen Ge— 
nehmigung und jelbit einer Anzeige nicht. 
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Nr. 17. 
Band XV]. Nr. 59. Seite 386. 


Polizeilihe Ueberwadhung von Yeihenbegängniiien und Verbot von 
Leichenreden bei religiöjen, nicht mit Korporationsredhten verjehenen 
Vereinen. 


Oeffentliche gottesdienſtliche Feierlichkeiten religiöſer nicht mit Korporationsrechten ver— 
ſehener Vereine und insbeſondere Leichenbegängniſſe, bei denen Feierlichkeiten von nicht als 
Geiitliche der anerkannten Keligionsgeiellichaften amtirenden Perſonen volljogen werden, 
bedürfen, wenn fie troß der Betheiligimg folcher Perionen „gewöhnliche“ bleiben, überhaupt 
feiner polizeilihen Genehmigung. Können folche Leichenbegängnüfie dagegen nicht als ge- 
wöhnliche angejeben werden, jo muß in jedem einzelnen alle die polizeiliche Genehmigung 
nachgeſucht werden; dieſelbe kann aber immer nur dann verſagt werden, wenn nach den 
beſonderen Verhältniſſen des Falles eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
von allgemeinen polizeilichen Gefichtspunften aus zu befürchten it. 

Tas Verbot der Reden von Yaien bei Veichenbegängniflen auf kirchlichen Begräbnißplägen 
zum Zwede der Aufrechterbaltung der äußeren kirchlichen Ordnung der anerfannten Religions 
gelellichaften fan der Kegel nach nur von der Yandes:, nicht von der Ortspoligeibehörde ausgeben. 

A. FR. Thl. II Fir. 11 88 20. 21, 23, 25. Fit. 17 8 10, 

Werordnung vom 27. Juni 1845 8 3 N. 4 8-5, 5. 40. 
Verfaſſungsurkunde f. d. Preuß. Staat * 3. Jannar 1850 Art. 12, 
Verordnung vom 11. März 1850 55 2, 9, 10, 17 (GE. 5. 277). 

Geſetz, betr. der evang. Stirchenveriailtung vom 3. Juni 1876 Art. 23.6.5. S. 125.) 
Gndurtbeil des I. Senats vom 3. Dezember 1557, Rep. I. A. 28,87. 


Nr. 18. 
Rand XXIII. Nr. 60. Zeite 409. 


Anwendung des Vereinsgeſetzes auf kirchliche Prozeſſionen. — Verlegung 
der öffentlichen Ordnung durh Störung des Gottespdienites. 

Nach 5 10 des Vereinsgeſetzes vom 11. März 1850 bedürfen kirchliche Prozeſſionen, 
wenn ſie in "hergebrachter Art ftattfinden, einer vorgängigen Genehmigung und jelbit einer 
Anzeige nicht. Tiefe Beſtimmung ſteht jedoch dem Erlaſſe einer poſitiven polizeilichen Anz 
ordnung für den Fall nicht entgegen, wenn Die hergebrachte Prozeſſion ausnahmsweiſe und 
nach den beſonderen Umständen des Einzelfalles die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
gefährden, oder durch den mit ihr verbundenen nicht „gemeinen“ (Gebrauch der öffentlichen 
Straßen den Wertehr hemmen jollte. Tie Ausnahmebeſtimmung des S 10 gibt den Die 
Prozeſſionen abbaltenden Berfonen und Nirchengeiellichaften fein Recht, diefelben unbedingt 
und für alle Zeiten abzubalten, und befreit fie nicht von jeder unterfagenden over beichränfen- 
den Einwirkung der Polizei, noch weniger iſt Dadurch ein jervitntähnlicher Anſpruch auf Die 
Tispofition, über die Straßen und Plätze der Ztadt begründet. 

Der $ 10 des Vereinsgeſetzes ergibt feine weitere Berugniß als die, die bergebradhte 
Prozeſſion "ohne weitere Anzeige und Genehmigung abzuhalten, und auch dies nur umter 
der jelbitveritändlicdhen Worausiehung, daß deren Abhaltung weder gegen ein andermeites 
Verbot veritößt, noch durch polizeiliche Anordnung auf Grund anderer Beltimmungen, ins- 
beiondere aus Gründen der öffentlichen Zicherheit oder Ordnung verboten wird. 

(ine Verlegung der öffentlichen Ordnung kann 3. WB. auch durch Störung des Gottes- 
dienftes anderer Neligionsgemeinichaften entitehen. d. b. ſchon durch Dandlungen, dur 
welche die Aufmerkſamkeit der im Gottesdienst der anderen Re ligionsnemeinichart Vefindlichen 
von der kirchlichen Feierlichkeit abgezogen und die — derielben nr wird. 

Nerordnung vom 11 März 1850 SS 1, 3. 6, 9, 10 (W.-2. ©. 277 

A. L. R. Thl. IE Ti. 11 SS 11, 17—19, on Tit 17 810. 

(Heieh iiber Die Zuläifiateit Des Nechtswenes in Beziehung auf polizeiliche Ver— 
fügung vom 11. Mai 1842 SS 2,3 (6:35. S 192. 

Verordnung, betr. Die Reliortverhältnifie der Brovinzialbehörden f. d. evang. 
Kirchenweſen, vom 27. Juni, 1345 5 3 Nr 4 =. S 440. 

Verfaſſungsurkunde für den Preuß Staat v. 31 Yan. 1850 Art. 12,296. :S.€.17. 

Strafgeſetzbuch fiir das Deutſche Reich S 167. 

Geſetz betr. die Bermögensverwaltung in den kathol. Kirchengem. vom 20. Juni 
1875 8 57 5:5. 2. 241). 

Geſeßz, betr. die evang. Nirchenverfallung in den acht älteren Provinzen der 
Monarchie, vom 3. Juni 1876 rt. 23 6-3. 2. 125 

Endurtbeil des I. Senats vom 8. Oftober 1892, Rep. 1. A. 34,92. 
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Anlage V. 





Sufammenitellung 


der 


Entiheidungen des Königlih Preußiſchen Kammergerichtes zu Berlin zum 
preußiichen Vereins: und Verſammlungsrecht. 


$ 1. (Eriter Abjab). Siehe oben ©. .845. 


Nr. 1. 
Band XII Seite 362. Nr. 105. 


Veriammlung. Begriff. 

Zum Begriffe der VBerfammlung im Sinne des $ 1 des Vereinsgelehes genügt es, 
daß eine nicht zu Hein an Zahl bemeiiene äußerlich irgendwie vereinigte Perſonenmehrheit 
örtlich zufammentritt, daß zu diefem hierdurch bedingten äußeren Bande eine auf gemein- 
famem Wollen berubende innere Vereinigung binzutritt und daß diefe Perſonenmehrheit es 
auf ein zeitweiliges für einen augenblidlichen, doc verhältnißmäßig jchnell vorübergehenden 
Zweck berechnetes Zufammentreten abgeieben bat. 

Vereinsgeſeß vom 11. März; 1850 88 1, 12. 
Urtbeil vom 16. Februar 1893 (800/92). 
Schöffengericht und Landgericht Frankfurt a. M. 


Nr. 2. 
Band XI, Seite 304. Nr. 125. 
Vereinsgefeh. Vorausiegungen für das Vorhandenſein einer VBerfammlung. 


Eine Verſammlung iſt ichon mit der erzielten Vereinigung einer Anzabl von Menjchen 
an dem beitimmten Orte und zu dem bejtimmten Zwede, nicht aber erit dann N 
mern es zur wirklichen Eröffnung und Konititwirung der Verſammlung gekommen iſt. 
Verordnung vom 11. Mär; 1850 SS 1, 12 G.S. ©. 277). 
Urtheil vom 8 Dezember 1890 (5. 628/90). 
Schöffengericht und Landgericht Göttingen. 


Nr. 3. | 
Band XI. Seite 303. Mr. 124. 
Verfammlung. Privatzujammenfunft. 
Unter den Begriff einer „Verſammlung“ kann auch eine Privatverfammlung fallen. 
Merordnung vom 11. Mär; 1850 88 1, 12 (6.5. 5. 277). 
Gejeg vom 13. April 1891 (5. 166/91). 
Schöffengericht Lychen, Landgericht Prenzlau. 


Nr. 4. 
Band XII. Seite 235. Nr. 86. 
Begriff der Verfammlung- 

ALS Berfammlungen im Sinne des Vereinsgefehes find nur folche anzufehen, welche 
entweder mit der gemeinfamen Abficht zuiammengetreten oder von dem Iinternehmer zu 
dem ausgeiprochenen oder aus den Umständen ſich ergebenden Zmwede veranitaltet find, 
Öffentliche Angelegenheiten zu erörtern oder zu berathen. 


Vereinsgeieß vom 11. März; 1850 88 1, 6, 15. 
Urtheil vom 5. Oftober 1891 S. 514/91). 
Schöffengericht Neuhaus, Landgericht Yüneburg. 


Nr. 9. 
Band VI, Seite 246, 247. Nr. 108. 
Bereinsgeiet. Anzeigepfliht. Auslegung des $ 1 des Gefeßes. 


1. Die Vorichrift des S_ 1 des Veremsgeiekes vom 11. März 1850, dab von allen 
Berfammlungen, in welchen öffentliche Angelegenbeiten erörtert oder berathen werden follen, 
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Seitens des Unternehmers mindeltens vierundzwanzig Stunden vor dem Beginn der Ver— 
—— unter Angabe des Ortes und der Zeit derſelben Anzeige bei der Ortspolizei⸗ 
behörde zu machen it, beichränft ſich nicht bloß auf öffentliche oder ſolche Zuſammenkünfte, 
in denen unter Yeitung eines gewählten Bureaus eine geordnete Debatte itattfindet, eritredt 
ich vielmehr auf alle Verfammlungen, welche den Zweck haben, öffentliche Angelegenheiten 
zu erörtern oder zu beratben. 


2. lm eine öffentliche — im Sinne des gedachten Paragraphen handelt 
es ſich guch dann, wenn es der Zweck der Verſammlung iſt, darüber in Berathung zu treten, 
welche Ma nahmen zu treffen jeien, um unentichlofiene oder fäumige Wähler zur Wahl 
eines Abgeordneten einer beitimmten politiichen Bartei zu veranlajien und überhaupt eine 
geieblich zuläſſige Einwirkung auf die Wahl einer beitimmten Perjönlichteit zum Abgeordneten 
zu üben 
Verordnung über die Verhütung eines die gelegliche Freiheit und Ordnung ge 
fährdenden rw des Vereins umd EN vom 11. März 
1850 $$ 1, 8, 9, 12, 21 6. S. 277); St-6-®B. $ 
Urtbeil vom 30. Ollober 1885 (©. 361/85). 


Schöffengericht und Landgericht I Berlin. 


Nr, 6. 
Band III. Seite 304. Nr. 142. 
Preß- und Wereinsgejeh 
Nerordnung vom 11. März 1850. Anzeigeprlicht. 

Nur Verſammlungen. in denen öffentliche Angelegenheiten erörtert oder berathen 
werden ſollen, ſind nach $ 1 der Verordnung vom 11. März 1850 von dem Unternehmer 
bei der Ortspolizeibehörbe vorher anzumelden; dabin gehören jedoch Verſammlungen nicht, 
welche Behufs Konſtituirung eines landwirtbichaftlichen Vereins berufen werden, deiien End— 
zwed lediglich dahin geht, das materielle Wobl feiner Mitglieder dadurd zu fördern, daß 
er denjelben Gelegenheit zur Belehrung in der Landmwirtbichaft, insbeiondere darüber bietet, 


auf welche Weile fie ihren Grund und Boden unter Benugung der Erfahrungen der Neu 
zeit möglichit ertragsfäbig machen können. 


Verordnung über die Verhütung eines die gefeliche Freiheit und Ordnung ge 
fährdenden Mifbrauchs des Berfammlungs- und Wereinigungsrechts vom 
11. Mär; 1850 $$ 1, 12. 


Urtbeil von 10, Oftober 1881 (5. 234,81). 


Nr. 7. 
Band XIV, Seite 356. Wr. 125. 
gandwirtbihaftlihe Vereine Anwendung des Vereinsgeiehes. 


Landwirthichaftlidie Vereine unterliegen, wenn fie lediglich die Beförderung der Land: 
wirtbichaft bezweden, nicht den Beſchränkungen des Wereinsgejeges, wohl aber, wenn in 
ihren Verſammlungen öffentliche Angelenenbeiten erörtert werden jollen. 


Vereinsgeieß vom 11. März 1850 SS 1, 12, 21; Preußiſche Verfaſſungsurkunde 
vom 31. Januar 1850 Art. 29, 30. 
Urtheil vom 13. November 1893 (S. 702/93). 


Schöffengeriht Demmin, Landgericht Greifswald. 


Nr. 8. 
Band XII. Zeite 247. Nr. 94. 
Derfammlung einer Innung. Tbeilnahbme von Nihtmitgliedern. 


Die Verlammlung einer Handwerkerinnung, in welcher öffentliche Angelegenheiten 
erörtert werden follen, bedarf der vorherigen Ichriftlichen Anzeige bei der Ortspolizeibehörde, 
wenn Handwerker, welche nicht Mitglieder der Innung find, zu derfelben hinzugezogen werden. 

Vereinsgeleg vom 11. März 1850 SS 1, 12. 
Urtheil vom 30. November 1891 iS. 681/91). 
Schöffengericht Caſtrop, Landgericht Dortmund. 
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Nr. 9. 
= Band XIII. Seite 366. Nr. 107. 
Deffentlihbe Angelegenbeiten. Politiſche Gedenkfeier. 

Fine Verſammlung, in welcher die Gedenkfeier eines eichichtlichen Ereigniſſes volitiſchen 
Charakters und deren Veranftaltung beſprochen werden Not fällt unter den Begriff einer 
Verlammlung, in welcher öffentliche Angelegenheiten erörtert und berathen werden jollen. 

Vereinsgeſeß vom 11. März 1850 88 1, 12; Str.=G.-B. 8 34 Nr. 4. 
Urtheil vom 25. März 1892 (5. 138,92). EB 
Schöffengericht Koſchmin, Straftammer bei dem Amtsgericht Krotoichin. 


Wr. 10. 
Band XII, Zeite 364. Wr. 106. 
Statutenmäßige VBereinsverfammlung. Anzeigepfliht. Erörterung 
öffentlicher Angelegenbeiten. 

1. Wenn nach dem materiellen Schluß einer Ttatutenmäßigen Vereinsverfammlung 
die anmwejenden Mitglieder von dem Vorſitzenden behufs Erörterung fozialpolitiicher Angelegen= 
beiten zuiammengebalten werden, jo it dies eine neue Verſammlung, von welcher der Orts— 
polizeibehörde vorher Anzeige zu eritatten it. 

2. Auch das Vorlejen jozialpolitiicher Schriften obne Debatte fällt unter den Begriff 
der Erörterung öffentlicher Angelegnenbeiten. 

Vereinsgejeß vom 11. März 1850 SS 1, 12, 
Urtheil vom 12. Januar 1893 S. 739,92). 
Schöftengericht Hörde, Yandgericht Dortmund. 


Nr. 11. 
Band XL. Zeite 245/6. Wr. 93. 
Wereinsverfammlungen. Anzeigepflicdt. 

Verfammlungen eines Vereins, welcher eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten 
bezwedt, bedürfen, falls Zeit und Ort derielben nicht itatutenmäßig oder durch einen be— 
jonderen Beſchluß im Voraus feititeht, auch dann der Anzeige bei der Ortspolizeibehörde, 
wenn in denielben nicht Öffentliche Angelegenheiten erörtert werden oder erörtert werden jollen. 

Vereinsgeſeß vom 11. März 1850 SS 1, 3, 12. 
Urtheil vom 7. Tezember 1891 S. 692/91). 
Scöftengericht Zeit, Yandgericht Naumburg. 


Nr. 12. 
Wand VI. Seite 243. Wr. 102. 
Preß- und Vereinsgejeh. Verfammlung. Anzeigepflict. 

Eine zum Zwecke der Grörterung öffentlicher Angelegenheiten berufene Verfammtlung 
unterliegt der gejeßlichen Anzeigepflicht nacdı der Verordnung vom 11. März 1850 S 1 aud) 
dann, wenn den zulammenberufenen Perſonen der Zwed ihres Zufammentommens von den 
Unternehmern der Verſammlung vorber nicht mitgetbeilt worden war; es it auch rechtlich 
nicht von Grheblichkeit, ob demnächſt die von den Unternehmern von vornherein beabjichtigte 
Erörterung öffentlicher Angelegenbeiten unter einer beonderen Organiſation oder einheitlichen 
Konſtituirung der Verſammlung zu dieſem Zwecke jtattgefunden hat, oder ob dies ohne eine 
folche in durchaus zwangloſer Weile geicheben it 

Verordnung über die Verhütung eines die geiehliche Areibeit und Ordnung 
gefährdenden Mißbrauchs des „Perlammlungs- und Wereinigungsrechts von 
11. Mär; 1850 SS 1, 12 G— . 277). 

Urtheil vom 9. juli 1885 S. 23585. ; j 

Schöffengericht Ilfeld, Yandgericht Nordhausen. 


Nr. 13. 
Band IV, Seite 302. Nr. 127. 
Nerordnung vom 11. März 1850. Anzeigepflict. 


Unter der Ortspolizeibehörde, bei weldyer die im $ 1 der Verordnung vom 11. März 
1850 vorgeichriebene Anzeige zu eritatten ift, it der Amtsvorfteher, nicht der Gemeinde 
vorfteher zu veritehen und genügt eine bei Yeßteren erftattete Anzeige nicht. 
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Verordnung über die Verhütung eines die gefehliche ‚Freibeit und Ordnung ge 
fäbrdenden Mißbrauchs des Verſammlungs- und Vereinsrechts vom 11. März. 
1850 58 1 und 12; Wreisordnung vom 13. Dezember 1872 $ 29. 

Urtbeil vom 16. Oktober 1882 S. 262/82). 


Nr. 14. 
Band XI. Seite 299. Nr. 121. 
Vereinsgefeh. Anzeige und Yeitung einer Berjammlung. 

Eine vorſchriftsmäßig angezeigte Verfammlung verliert dieſe Eigenſchaft nicht dadurch, 
daß fie nicht von dem anzeigenden Unternehmer jelbit, jondern von einer anderen Perjon 
in Vertretung des Unternehmers und als Yeiter eröffnet worden. 

Verordnung vom 11. März 1850 SS 1, 12 (6-5. ©. 277. 
Urtheil vom 13. November 1890 S. 561/90. 
Scöffengericht Lüben, Yandgericht Yiegnig. 


N. 15. 
Band XI. Zeite 301. Wr. 123. 
Informirung über die erfolgte polizeiliche Anmeldung einer Berfammlung. 
Wer in einer polizeilich anzumeldenden Verfammlung reden will, hat zur — 
eventueller Beſtrafung von der erfolgten polizeilihen Anmeldung der Verſammlung fi 
durch Einficht in die bierüber zu ertbeilende amtliche Beicheinigung oder durch perlönliche 
Erkundigung bei der zuftändigen Bolizeibehörde zu vergemiliern. 
Verordnung vom 11. März 1850 88 1, 12 (G-S. ©. 277; Str⸗GeB. $ 59. 
Urtheil vom 20. Ottober 1890 S. 482/90. 
Schöffengericht Heldrungen, Yandgeriht Naumburg. 


Nr. 16. 
Band XI. Zeite 300. Wr. 122 
Nicht angemeldete Veriammlung. 

Derjenige, welcher zu einer bei dev Polizeibebörde nicht angemeldeten Verfammlung 
den Plaß eingeräumt bat, kann fich vor Beitrafung nicht, durch den Einwand ſchützen, er 
babe auf Grund der Berfiherung des Finberufers der Berfammlung angenommen, dab die 
erforderliche Anmeldung itattgefunden habe. 

Nerordnung vom 11. März; 1850 88 1, 12 '6.©. 5. 277; Str.-G-B. 8 59. 
Urtheil vom 7. Juli 1890 S. 335/90. 
Amtsgericht und Yandgericht Göttingen. 


Nr. 17. 
Rand X. Seite 249. Nr. 98. 
Nereinsgeiet. Gewährung des Veriammlungsplaßes. 

Derjenige, welcher zu einer ohne die vorgeichriebene Anzeige ftattgefundenen Verjanm- 
lung den Plat eingeräumt bat, it nur dann ftraffrei, wenn er feine Unkenntniß von dem 
Zwecke der Verſammlung auch nicht durch Fahrläſſigleit verihuldet bat. _ 

Nereinsgefeß vom 11. März 1850 38 1, 12 G.S. ©. 277; Str.-G.:B. $ 59. 
Urtheil vom 17. Februar 1890 S. 4590). 
Schöffengericht Reinerz, Yandgericht Glab. 


8 2. Siehe oben ©. 848. 


Nr. 18. 
Band X. Seite 246. Nr. 96. 
Vereinsgeſetz. Einwirkung auf Öffentlihe Angelegenbeiten. 

1. Ein Verein, welcher abfichtlih und bewußt in feinen Verfammlungen öffentliche 
Angelegenbeiten erörtert, bezwedt eine Einwirkung auf dieſe Angelegenheiten. 

2. Unter die öffentlihen Angelegenheiten fallen die Beltrebungen eines 
Vereins auf Hebung der fachlichen und fozialen Stellung von Gemerbsgenoilen, ſowie ins— 
beiondere die Agitation gegen das Inmungsmweien. — 

Verordnung vom 11. März; 1850 SS 2, 13 G.S. ©. 277). 
Urtheil vom 23. September 1839 (S. 400/89). 
Schöffengericht und Straffammer Eberswalde. 
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Nr. 19. 
Band XI Seite 307. Nr. 127. 
Einwirfung auf öffentlihe Angelegenbeiten. 
1. Zu den „öffentlichen Angelegenheiten“ gehören auch die jozialen Intereſſen. 
2. Alles, was ein Verein als jolcher thut, it als von ihm bezwedt anzuieben. _ 
‚3. Es ilt dabei gleichgiltig, ob die öfrentlichen Angelegenheiten, auf welche er jeine 
Einwirfung zu üben bezwedt, zugleich das Privatintereiie feiner Mitglieder berühren und 
ob die Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten ſchon vorn berein als itatutenmäßiger 
Vereinszweck eg: A iſt. 
Verordnung vom 11. März 1850 88 2, 13 6.3. S. 277. 
Urtheil vom 16. April 1891 S. 174/91). j 
Schöffengericht Bodenbeim, Landgericht Frankfurt a/M. 


Nr. 20. 
Band XI. Seite 309. Nr. 128. 
Begriff öffentlicher Angelegenheiten. 

Unter den Begriff der öffentlichen Angelegenheiten fallen nicht bloß Angelegenheiten 
politiichen oder religiöfen Inhalts, jondern auch alle die Geſammtheit oder auch nur einzelne 
— berührende Gegenſtände, insbeſondere auch die Gebiete der ſozialen 

Verordnung vom 11. März 1850 88 1, 2, 13 G.S. S. 277). 
Urtheil vom 12. Januar 1891 S. 707/90). 
Schöffengericht und Landgericht Köln. 


Nr, 21. 
Band VII. Seite 263. Wr. 103. 
Vereine, welde eine Einwirkung auf Öffentliche Angelegenbeiten bezweden. 
Anzeigepflict. 

1. Die Vorfteber von Vereinen, welche eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten 
bezweden, find nach $ 2 des PWereinsgeiehes vom 11. März 1850 verpflichtet, die Statuten 
des Merems und das MWerzeichnii der Mitglieder binnen drei Tagen nad Stiftung des 
Vereins der Ortspolizeibehörde zur Kenntnißnahme einzureichen. 

2. Dieſe Verpflichtung iſt jedoch nicht dahin auszudehnen, daß die Einreichung der 
Statuten und des Mitgliederverzeichnifies außer bei der Volizeibehörde des Ortes, wo der 
Verein jeinen Sit bat, aud) bei den Yofalpolizeibehörden aller derjenigen Orte, wo ein oder 
mebrere Mitglieder des betreffenden Vereins wohnen, zu erfolgen hätte, vielmehr tritt eine 
ſolche Verpflichtung erit dann ein, wenn und inioweit ein Verein eine über die Grenzen 
feines Ortspolizeibezirtes hinaus in einen anderen Bolizeibezirt hinübergreifende, mehr oder 
weniger jelbitändige örtliche Vereinsthätigkeit entwideln will. 

Geſetz vom 11. März 18550 S$ 2, 13.9.5. 5. 277); Str⸗P.O. 88 153, 268, 380- 
Urtheil vom 10. Februar 1857 ‚5. 640/86). 
Echöffengericht Alpenrade, Yandgericht Flensburg. 


Nr. 22. 
Band XI. Seite 237. Nr. 87. 
Lokalverein. 

Die Vorſteher eines Lokalvereins Zahlſtelle, der ſich einem Centralverband mit ſozial⸗ 
volitiſcher Tendenz angeſchloſſen hat, ſind verpflichtet, die Stiftung und jede Verſammlung 
des Vereins der Ortspolizeibehörde anzumelden und das Verzeichniß ihrer Mitglieder einzureichen. 

Mereinsgeieg vom 11. März 1850 88 2, 3, 13. 
Urtheil vom 12. Oftober 1891 S. 547/91). 
Schöffengericht und Straftammer bei den Amtsgericht Bochum. 


Nr. 23. 
Band XIV, Seite 360. Nr. 127. 
Politiihe Vereine Mitglieder des Voritandes. Strafredtlihe Verant— 
wortlichkeit. 


Für die unterlaſſene rechtzeitige Einreichung des Statutes und des Verzeichniſſes der 
Vereinsmitglieder eines politiſchen Vereins bei der Ortspolizeibehörde ſind die Mitglieder 
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des Nereinsvoritandes itrafrechtlich verantwortlich, wenn fie die Ausführung dem Vorfteher 
überlafien, ohne jich die Ueberzeugung zu verichaffen, daß dieſelbe thatſächlich erfolgt iſt. 
Vereinsgeleg vom 11. März 1850 88 2, 13. 
Urtheil vom 16. November 1893 S. 734/93). 
Schöffengericht Neurode, Yandgericht lab. 


Nr. 24. 
Band V. Seite 772. Wr. 109. 


Nereinsgeieh. Kirchliche und ... Verfammlungen. Anzeigepflict. 
eswig.) 

Alle Religionsgeiellichatten, welche feine Korporationsrechte beſihen, unterliegen den 
Beltimmungen des Vereinsgefeßes vom 11. März 1850, ſoweit dieſes von ‚Verfammlungen“ 
und „Vereinen“ bandelt, die fich mit öffentlichen Angelegenheiten beichäftigen, und gilt das 
Gleiche, namentlich auch bezüglich der Anzeigepflicht, von jolchen kirchlichen und religiöfen 
Verfammlungen, die überhaupt nicht von Vereinen und Gefellichaften ausgeben, Tondern 
von einzelnen Perſonen unternommen werden. 

Verordnung über die Verhütung eines die geiekliche ‚Freiheit und Ordnung ge: 
fäbrdenden Mißbrauchs des Veriammlungs- und Vereinigungsrechts vom 
11. März 1850 SS 1, 2 umd 12 66.S. S. 277); Verordnung für Schleswig- 
Holitein vom 10 März 1840, Die * der Sonn- und Feſttage betreffend. 
S 6 Sammlung Schleswig-Holſtein'ſcher Verordnungen — 1840 — S. 56 ft.); 
Berfaifungsurfunde vom 31. Januar 1550 Art. 12, 30 und 31 G.S. &. 17; 
Strafgefeßbuch $ 366 Wr. 1. 

Urtheil vom 2. März 1885 S. 604/84. 


Nr. 25. 
Band X. Seite 250, Nr. 99. 
Neriammlungen religiöjer Gejellichaften. 

1. Religionsgeiellichaften, aud wenn fie nicht mit Horporationsrechten verieben find, 
unterliegen binfichtlich ibrer zum Zwecke gemeinfamer Religionsübung abgebaltenen Rerjanım: 
lungen nur den Beſchränkungen des Vereinsgeſetzes. 

2. Eine mit dieſem Grundſahe in Widerſpruch tretende Polizeiverordnung würde 
ungültig fein. 

Preußische Verfaſſungsurkunde Art. 12; Bereinsgeieg vom 11. März 1850 8 1; 
Geſetz über die Rolizeiverwaltung vom 11. März 1850 88 15, 17; Polizei 
verordnung des Negierungspräfidenten in Gumbinnen vom 21. Oktober 1883. 

Urtbeil vom 9. uni 1890 S. 256/90). 

Schöffengericht und Yandgericht Tilfit. 


Nr. 26, 
Band IN, Seite 274. Wr. 121. 
Vereinsgeiep. 

1. Unter die Grörterung öffentlicher Angelegenheiten im Sinne der Ver- 
ordnung vom 11. März 1850 fallt die Beratbung über eine Petition, welche für eine Kirchen— 
gemeinde die Einführung polnischer Predigten bezwedt. 

2. Cine von dem Vorfigenden der Hemeindevertretung einer katholiſchen Kirchengemeinde 
zum Zwede der Berathung einer derartigen Petition einberufene Verſammlung iſt nicht als 

Verſammlung eines mit Korporationsrechten ausgeſtatteten religiöſen Vereins zu betrachten. 


Verordnung vom 11. März 1850 G.-S. ©. 227) 88 1, 2, 12; — vom 
20. Juni 1875 (9.5. ©. 241) 88 13, 21; A. LeR. ii. 11 Ssı 
Urtbeil vom 21. Februar 1889 S. 62/89. 
Schöffengericht und Landgericht Liſſa. 
28 
Wenn für die Verſammlungen eines Vereins, welcher eine Einwirkung auf 
Öffentliche Angelegenheiten bezwedt, Zeit und Ort jtatutenmäßig oder durch einen 
bejonderen Beihluß im Voraus feititeht, und dieſes wenigftend vierundzwanzig 
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Stunden vor der eriten Verſammlung zur Stenntniß der Ortöpolizeibehörde ge: 
bracht worden ift, jo bedarf e3 einer bejonderen Anzeige, wie fie der $ 1 erfordert, 
für die einzelnen Verſammlungen nicht. 


Nr. 27. 

Band XIV. Seite 369. Nr. 126. 
Generalverfammlung eines politiihen Vereins Vorherige Anzeige. 
. Wenn für die Mitgliederverfammkungen eines politiichen Vereins Zeit und Ort durch 
einen beionderen Beichluß im Voraus feititehen und wenigitens 24 Stunden vor der eriten 
Verfammlung zur Kenntniß der Ortspolizeibehörde gebracht find, jo bedarf es für eine zu 
jener Zeit und an jenem Orte abzuhaltende Generalverſammlung keiner befonderen Anzeige. 

Vereinsgefeß vom 11. Mär; 1850 $$ 1, 3, 12. 
Urtheil vom 29. Mai 1893 S. 305/96). 
Schöffengericht Frankfurt a. M., Yandgericht Wiesbaden. 
S 6. 

Sobald ein Abgeordneter der Polizeibehörde die Verfammlung für aufgelöft 
erklärt hat, find alle Anweſenden verpflichtet, ſich jofort zu entfernen. Dieje Er: 
klärung fann nöthigenfalls durch die bewaffnete Macht zur Ausführung gebracht 
werben. 

x Nr. 28. 

Band VII. Seite 268. Nr. 105. 

Sozialiſtengeſetz Auflöſung der Verſammlung, Umfang der Pflicht zur 
Entfernung. 

‚ Der $ 17 des Sozialiftengejeges vom 21. Oktober 1878 verpflichtet jeden Theilnehmer 
an einer dem 5 9 dieſes Geſetzes zuwiderhandelnden Verſammlung, nach deren polizeilicher 
Auflöfung ſich ſofort zu entfernen; dieſe Berpflichtung eritredt ſich nicht bloß auf den 
Raum des Lokals, in welchem die aufgelölte Verfammlung wirklich abgehalten worden ift, 
jondern auch auf andere Räume dieies Yokals, wenn nad dem pflichtmäßigen Ermeſſen des 
überwachenden Polizeibeamten begründete Urjache zu der Beſorgniß vorliegt, daß der in 
diefe Räume abgetretene Theil der aufgelöften Verſammlung daſelbſt die durd das Auf: 
lölungsgebot unterbrochene Diskuſſion über die Gegenſtände der Tagesordnung fortiegen werde. 

Geſetß gegen die gemeingeräbrlichen Beitrebungen der Sozialdemokratie vom 
21. Oftober 1878 SS 6, 9, 17 (R.G.Bl. ©. 351). 
Urtheil vom 20. Januar 1887 S. 597/86). 
Schöffengericht und Yandgericht 1. Berlin. 


S 8. Siehe oben ©. 851. 


Nr. 29. 
Band IV, Seite 295, 296. Nr. 126. 
Verbindung politiiher Vereine Strafbarkeit der Woriteber. 

1. Der $ 8 der Verordnung über die Verhütung eines die gelegliche Freiheit und 
Ordnung gefährdenden Mißbrauchs des Verſammlungs- und Vereinigungsrechts vom 11. März 
1850, welcher verbietet, daß politiiche Vereine mit anderen Vereinen gleicher Art zu gemein: 
famen Zwecken in Verbindung treten, und der $ 16 daf., welcher die diefen Norichriften 
entgegenhandelnden Woriteber politifcher Vereine mit Strafe bedroht, findet nicht bloß dann, 
wenn die betreffenden Vorſteher im ausdrüdlichen Auftrag ihrer Vereine gehandelt, jondern 
auch dann Anwendung, wenn diefelben zunächit aus eigener Initiative in Vorausſicht und 
Erwartung der Genehmigung jeitens ihrer Vereine gebandelt baben und demnächſt ihre 
Handlungen, ſei es ausdrücdlich, ſei es Itillichweigend, von letzteren genehmigt worden find. 

. Die in den vorallegirten Baragrapben gegebenen Borichriften und die dalelbit 
aufgeitellten Beſchränkungen gelten für alle Wereine, welche politiiche Gegenſtände irgend 
einer Art, namentlich auch fozialpolitiiche, in Verfammlungen zu erörtern bezweden. 


Verordnung über die Verhütung eines die gelehliche ‚Freiheit und Ordnung ges 
fährdenden Mißbrauchs des Verfammlungs- und Wereinigungsrechts vom 
11. März 1850 S$ 8, 16; Strafgeſetzbuch $ 59. 

Urtheil vom 13. März 1884 (5. 47/84). 
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Nr. 30, 
Band VII. Seite 215. Nr. 98. 
Vereinsgeſeß. Politiſche Gegenitände. 
Zu den „politiſchen Gegenſtänden“ im Sinne des Vereinsgeſetzes gehören ſolche, welche 

Sozialpolitik, insbeſondere auch die Regelung der Arbeitszeit betreffen. 

Verordnung vom 11. März 1850 (9.5. S. 277) $ 8. 

Urtheil vom 26. April 1888 S. 175/88). 
Schöffengericht und Landgericht Bielefeld. 


Nr. 31. 
Band XII. Seite 368, Nr. 108, 
Aufnahme von Lebrlingen in einen politiihen Verein. Fahrläſſigkeit. 
Die Aufnahme von Lehrlingen in einen Verein, welcher die Erörterung politiicher 
Gegenitände in Verſammlungen bezwedt, it als Nergeben gegen 3 8a des Vereinsgejehes 
vom 11. März 1850 nad $ 16 auch in dem Falle zu beftrafen, wenn die That nur aus 
Fahrläſſigkeit begangen it. 
Vereinsgeſeß vom 11. März 1850 SS 8a, 16. 
Urtbeil vom 4. April 1892 S. 150/92). 
Schöftengericht Alt-Landsberg, Yandgericht II Berlin. 


89 Abſatz 1. 


Oeffentliche Verſammlungen unter freiem Himmel bedürfen der vorgängigen 
ſchriftlichen Genehmigung der Ortspolizeibehörde u. ſ. w. 


Nr. 32. 
Band II Seite 248. Nr. 130. 
Schulfeite als öffentlihde VBerjammlungen. 

Schulfefte unter freiem Himmel, bei welchen auch eine nicht beitimmte Anzahl Er- 
wachjener zur Theilnahme zugelajien wird, find an und für ſich als öffentli re 
lungen im Sinne des Vereinsgejeges anzufehen. Sind fie aber von der vorgeie Schul⸗ 
behörde angeordnet, fo gehören ſie zu denjenigen Verſammlungen, auf welche die Be zierte 
des Nereinsgeiehes feine Anwendung finden. 

Vereinsgeſeß vom 11: März 1850 SS 9, 10, 21. 
Urtheil vom 5. Mai 1881 (S. 74/81). 


Nr. 33. 
Band X. Seite 247. Nr. 97. 
Nereinsgejet. Kenntniß von dem Verbote einer Verfammlung- 
Derjenige, welcher an einer Verſammlung unter freiem Himmel mit der Kenntniß, dab 
diefelbe nicht genehmigt worden, Theil nimmt, kann fich mit Erfolg nicht darauf berufen, 
dab die Verſagung der Genehmigung vorher weder öffentlich noch den Theilnehmern be= 
ſonders befannt gemacht war. 
Vereinsgejeß vom 11. März 1850 58 9, 17 6.5. ©. 277. 
Urtheil vom 30. Tezember 1889 ı S. 634/89). 
Schöffengericht und Landgericht Dortmund. 


Nr. 34. 
Band XII. Seite 241. Nr. 9. 


Oeffentliche Selm wand unter freiem Himmel. Aufforderung dazu 
durch die Zeitung. Nedalteur. 

Durch die in einer periodischen Drudjchrift bekannt gemachte Aufforderung zu einer 
öffentlichen Verſammlung unter freiem Himmel vor Eingang der ortspolizeilichen Erlaubnis 
macht fi der Redakteur nah 5 17 Abi. 2 des Vereinsgejeges vom 11. März 1850 umd 
$ 20 des Neichöprehgeiehes vom . Mai 1874 Itrafbar. 

— * 11. März 1850 $ 17 Abi. 2; Reichs-Preßgeſetz vom 7. Mai 
7452 
Urtheil vom 9. November 1891 (5. 623/91). 
Schöffengeriht ımd Landgericht Breslau. 
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Nr. 35. 
Band XIV. Seite 352,853. Nr. 123. 
Deffentliher Aufzug. Begriff. 

Ein georoneter Zug einer Anzahl von Perſonen, welcher fie durch Ortichaften bewegt 
und damit den Zwed verfolgt, die öffentliche Aufmerkfamfeit der Ortsbewohner zu erregen, 
bedarf der vorgängigen jchriftlihen Genehmigung der Ortspolizeibehörde auch dann, wenn 
derielbe die öffentliche Ordnung nicht geitört Bat oder nicht geeignet war, diejelbe zu ftören. 

Vereinsgeie vom 11. März; 1850 SS 10, 17, 
Urtheil vom 5. Juni 1893 (S. 330/93). 
Schöftengericht Alt-Landsberg, Yandgericht II Berlin. 


Nr. 36. 
Band XIV, Zeite 349. Wr. 121. 
Deffentlibe Aufzüge auf Waſſerläufen. Bolizeilihe Erlaubniß. 
Oeffentlihe Aufzüge, welche auf öffentlichen Waflerläufen innerhalb des Weichbildes 

einer Stadt oder einer Ortſchaft ftattfinden, bedürfen der vorgängigen fchriftlichen Erlaubniß 
der Ortspolizeibehörde. 

Mereinägeje vom 11. März 1850 SS 9, 10, 17. 

Urtheil vom 27. April 1893 (2. 227/93. 

Schöffengericht Weißenfels, Yandgericht Naumburg. 


Nr. 37, 
Band V. Zeite 281. Nr. 111. 
Verordnung vom 11. März 1850. Auslegung der SS 7, 10, 17 und 18. 


1. Die Anmwendbarteit der Strafbeitimmung des S 17 alinea 1 der Verordnung über 
die Merhütung eines die gejeßliche ‚Freiheit und Ordnung gefäbrdenden Mißbrauchs des 
Verfammlungs: und Vereinigungsrechts vom 11. März 1850 wird nicht Dadurch ausgeſchloſſen, 
daß derjenige, welcher an einem ohne polizeiliche Erlaubniß unternommenen öffentlichen Auf- 
auge Theil nimmt, zu diefem Aufzuge vorher jelbit aufgefordert hat, ſofern im llebrigen die 
Vorausiehungen des S 74 Str.-6.-B. vorliegen. 

2. Das Verbot, bewaftnet zu ericheinen, eritredt fich nicht bloß auf öffentliche Ver— 
fammlungen — 5 9 der Verordnung — Tondern auch auf die im S 10 dajelbit bezeichneten 
öffentlichen Aufzüge. 

Nerordnung über die Verhütung eines die geiehliche ‚Freiheit und Ordnung ge- 
fäbrdenden Mißbrauchs des Verfammlungs- und Vereinsrechts vom 11. März 
1850 SS 7, 9. 10, 17 und 18 W-2&. 3, 277. 


— 


Urtheil vom 26. Januar 1885 S. 513. 84). 


Nr. 38. 
Band XIII. Zeite 372, tr. 110. 
Deffentlihe Aufzüge Tragen von Waffen. 

. „Tas Tragen von itumpfen, lediglich zum Koſtümſchmuck beitimmten Waffen bei einem 
öffentlichen Aufzuge fällt nicht unter das Verbot der SS 7, 10 des Vereinsgeſetzes. 

Vereinsgeſeß vom 11. März 1850 88 7, 10, 18. 

Urtbeil vom 16. Fehruar 1893 S. 11/93). 

Scöftengericht und Yandgericht Bochum, 


Ar. 39. 
Band XIII. Zeite 373. Wr. 111. 
Deifentlicber Aufzug. Strafbarkeit der Theilnehmer. Guter Glaube. 
Die Theilnehmer an einem Aufzug in Städten und Ortichaften oder auf öffentlichen 
Straßen ohne vorgängige polizeiliche Erlaubniß find auch dann ftrafbar, wenn fie fich in 
dem guten Glauben befanden, daß die polizeiliche Erlaubniß ertbeilt jet. 
Vereinsgeieg vom 11. März 1850 5 17 Abi. 1 und 3; Str-G.B. $ 59; Ein- 
führungs-Gejeg zum StrGeB. 8 2 Abi. 2. 
Urtheil vom 27. Februar 1893 S. 51/98). 
Schöffengericht und Yandgericht Köln. 
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Nr. 40, 
Band XI. Seite 305. Nr. 126. 
Leihbenbegängnifie von Mitgliedern der Äriegervereine. 


Die von Striegervereinen veranftalteten milttäriichen Leichenbegängniiie veritorbener 
Mitglieder bedürfen, auch wenn fie im öffentlichen Aufzuge und unter Muſikbegleitung er- 
folgen, nur der polizeilichen Anzeige, micht aber einer polizeilichen jehriftlichen Genehmigung 

Nerordnung vom 11. März 1850 SS 10, 17 (6.5. S. 277); Kab.“O. vom 
22. Februar 1842 SS 5 und 6 (Amtsblatt der Regierung in Potsdam S- 109). 
Urtheil vom 27. Oktober 1890 S. 498/90). 


Schöffengericht I und Yandgericht BBerlin. 


Nr. 41. 
Band XIV. Seite 347. 
VI. 
Vereinsrecht. Preßrecht. 
Nr. 120. 
Kriegervereine Leichenzug. Auflöſung. Unverihuldete Unkenntniß. 
1. Ein Kriegerverein bedarf zu einem Leichenbegängniß eines ſeiner Mitglieder und 
des damit verbundenen öffentlichen Aufzuges keiner Erlaubniß der Polizeibehörde. 
2. Die Auflöſung eines Kriegervereins iſt nur dann rechtswirkſam erfolgt, wenn die 


Eng ausiprechende Verfügung des Regterumgspräfidenten dem Vereinsvorltand zu- 
eſtellt iſt. 
3. Unverſchuldete Unkenntniß der Mitglieder eines Kriegervereins von der Auflöſung 
desſelben iſt bei einer Zuwiderhandlung gegen die SS 10, 17 des Vereinsgeleges ein Straf— 
ausichließungsarund. 
Nereinsgeieh vom 11. März 1850 SS 10, 17; Geſetz über die allgemeine Landes— 
verwaltung vom 30. Juli 1883 SS 52, 127; Kab-O. vom 22. Februar 1842 
8 5 GWiinBl. für die innere Verw. S. 97); Str.G.B. $ 59; Einleitende 
Beitimmungen zum StrG.eB. 8 2 Abi. 2, 
Urtbeil vom 17. April 1893 (©. 185/983). 


Schöffengericht Tholey, Yandgericht Saarbrüden. 


Nr. 42. 
Band XII. Seite 238. Nr. 88. 
Nicht gewöhnlidhes Yeihenbegängniß. 
Ein nicht gewöhnliches Yeichenbegängnik im Sinne des 8 10 des Nereinsgejehes vom 
11. März 1850 iſt ein folches, bei welchem entweder eine über den Zweck der Yeichenbeitattung 


hinausgehende Abjicht verfolgt oder durch die beiondere Weiſe der Ausführung die Öffentliche 
Ordnung gefährdet wird. 


Vereinsgeieß vom 11. März 1850 ss 9, 10, 17; Erkenntniſſe des Cbertribunals 
vom 22. uni 1877 und 27. Februar 1879 Oppenhof, Nechtipr. Bd. 18 
=. 468 und Bd. 20 5. 106). 

Urtbeil vom 4. Januar 1892 S. 746/91). 

Schöffengericht Harburg, Landgericht Stade. 


Nr. 43, 
Band X. Seite 258. Nr. 101. 
Nereinsgeiet. Halten von Grabreden durdh Laien. 


1. Yeichenbegängnille, bei welchen Grabreden durch Laien gehalten werden, obwohl 
dies ſonſt nicht üblich it, können als nicht gewöhnliche, ver polizeilichen Genehmigung be 
ditrfende Leichenbegängnilie erachtet werden. 

2. Bei dem Mangel einer ſolchen Genehmigung find diejenigen Laien, welche Grab: 
reden balten, itrafbar. 

Vereinsgeſeß vom 11. März; 1850 88 9, 10, 17 (8.5. ©. 217). 
Urtbeil vom 6. ‚sebruar 1890 (5. 20/90), 


Schöffengericht und Landgericht Bromberg. 
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Nr. 44. 
Band XII Seite 370. Nr. 109, 


Grabrede eines Geiltlihen einer mit Norporationsrechten nicht ver: 
jebenen Religionsgeiellichaft. 


Gewöhnliches Leichenbegängniß. 


1. Ein Geiſtlicher einer mit Korporationsrechten nicht verſehenen Religionsgeſellſchaft, 
welcher eine Grabrede auf einem öffentlichen Begräbnißplatze ohne polizeiliche Erlaubniß 
hält, macht ſich der Uebertretung des S 1 der Polizeiverordnung des Regierungspräfidenten 
von Gumbinnen vom 12. Cftober 1888 nicht jchuldig, wenn feitgeitellt it, daß das Yeichen- 
begängniß ein nenvöhnliches war. 


2. Ein Leichenbegängniß it ein nicht gewöhnliches, wenn bei der Feier die Abficht 
zu Grunde lag, über die Zwecke einer Yeichenbeitattung hinauszugehen, und dadurd die 
geſetzliche Freiheit und Ordnung gefährdet werden ſollte. 


Polizeiverordnung des Regierungspräſidenten zu Gumbinnen vom 12. Oktober 
1888 3 1 Amtsblatt S. 463 ; Vereinsgeſeß vom 11. März 1850 8 10. 
Urtbeil vom 12. Mai 1892 ©. 243/92. 
Schöffengericht und Landgericht Tilfit. 


Nr. +La. 
Band III. Seite 306, 307. Nr. 143. 
Verbot des Haltens von Leihenreden durch Yaien. 


Die von der Kgl. Negierung zu Caſſel unter dem 7. Auguſt 1878 erlafiene Polizei— 
verordnung, wodurd das Halten von Yeichenreden durch Laien auf den unter Aufſicht und 
Verwaltung der Kirche jtehenden Todtenhöfen ohne zuvor erbaltene Genehmigung des zu— 
ftändigen Pfarrers unterfagt wird, steht nicht in Wideripruch mit Art. 12 der Verfaſſungs— 
urfunde vom 31. Januar 1850 und der darin gewährleiiteten Freiheit des religiöſen Be— 
kenntniſſes bezw. der öffentlichen Religionsübung. Als Laie im Sinne der gedachten Ver— 
ordnung iſt auch derjenige anzuſehen, welcher von der zuftändigen Behörde jeines Pfarramtes 
entießt und aller aus demielben, ſowie aus der Ordination und der Kandidatur entipringenden 
Rechte und Befugniſſe für verluitig erklärt it, auch wenn derielbe von einer jogenannten 
Nenitenten-Gemeinde, die fich jedoch nicht als eine jelbitändige religiöſe Genoſſenſchaft unter 
Mahrung der Norichriften der Verordnung vom 11. März 1850 fonitituirt bat, als Geiſt— 
licher beibehalten wird 

Polizeiverordnung der Kgl. Regierung zu Caſſel vom 7. Auguſt 1878 (Amtsblatt 
193); Verfaſſungsurkunde vom 31. ‚Januar 1850 Art. 12 30 umd 31; 
es len über die Bolizeiverwaltung in den neu erworbenen Yandestbeilen 
vom 20. September 1867 SS 6, 12, 13, 15 16-5. &. 15291; Allerh. Erlaß, 
betr. die Vereinigung der Konftitorien in Gafiel, Marburg und Hanau, vom 
13. Juni 1868 (6.5. 5. 583 5 Allerb. Erlaß vom 24. April 1873 6.35. 
104) und vom 27. September 1573, betr. das Tisziplinarverfahren gegen 
Geifttiche und Nirchenbeamte im Anıtsbereich des. Konſiſtoriums zu Caſſel 
G22. S. 454; Geſetz. betr. die Vereinigung des Kurfürſtenthums Heſſen 
mit der preußiſchen Monarchie vom 20. September 1866 G.-S. ©. 555); 
Merordnnung, betr. das Strafrecht und das Ztrafverfabren in dem mit der 
Monarchie vereinigten Yandestheilen, vom 26. Juni 1867 9-2. ©. 921) 
Art. 2A; Werordnung über die Verhütung eines die geſetzliche ‚Freiheit und 
Ordmung” aefährdenden Mißbrauchs des Verſammlungs— und Vereinigungs— 
rechtes vom 11. März 1850 8 2.6.5. S. 277. 
Urtbeil vom 15. uni 1882 S. 152/82. 


Nr. 45. 
Band XI. Zeite 239/40. Nr. 89. 
Nicht gewöhnlihes Leichenbegängniß. Grabrede eines Laien. 
Begriff der Rede. 


1. Auch ein furz gefahter, den Intentionen und Gefühlen einer Trauerverſamm— 
— — gebender Nachruf an einen Verſtorbenen fällt unter den geſetzlichen Begriff 
der Rede 
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2. Ein Yaie, welcher einen ſolchen Nachruf bei einem nicht gewöhnlichen obne polizei- 
liche Erlaubniß abgebaltenen Leichenbegängniß fpricht, it nicht nach Abſaß 1, jondern nach 
Abſat 2 des S 17 des Vereinsgeſeßes vom 11. März 1850 zu beitrafen. 

Vereinsgeieh vom 11. Fe, 1850 SS 9, 10, 17 Abi. 1 und 2; Bolizeiverordnung 
der Regierung zu Merieburg vom 22. Yuli 1874 (Amtsblatt S. 174). 
Urtbeil vom 18. Januar 1892 S. 787,91. 
Schöffengericht Zeiß, Landgericht Naumburg a. S. 


Nr. 46, 
Band V, Seite 302 Wr. 116. 
Verbot des Haltens von Yeihenreden oder Bebeten durd Nichtgeiitliche, 
Baptiitenprediger. 

Gine VBaptiitengemeinde, welcher von der zuitändigen Staatäbehörde nach vorheriger 
Prüfung Korporationsrechte verlieben worden, gehört zu den vom Staate ausdrüdlich an— 
erfannten Religions: oder Nirchenaeiellichaftten und unterliegen Geittliche ſolcher Gemeinden 
nicht den Stratbeitimmungen einer Boltzeiverordnung, weldhe das Halten von Meden oder 
(Sebeten auf Begräbnißplägen anderen Berionen als den dazu verordneten Geiftlichen und 
ſonſtigen Kirchenbeamten der vom Staate ausdrüdlich anertannten Hirchengeiellichaften unteriagt. 

Verordnung der Mal. Regierung zu Potsdam vom 15. Juni 1865 Amtsblott 
von 1865 S. 265 ; Verfaitungsurtunde vom 31. Januar 1850 Art. 12, 13, 
30 und 31 6.2. 2. 17 ; Verordnung über die Verhütung eines, die geſetz— 
liche ‚Freibeit und Ordnung gefährdenden Mibbrauchs des Verſammlungs— 
und PWereinigungsrechts vom 11. März 1850 SS 1 md 2 (6-5 S 277; 
Geſetz, betr. die Grtbeilung von Norporationsrechten an Baptiſtengemeinden, 
vom 7. Juli 1875 (6-5. 2. 374; N. VR. Thl. II Titel 11 SS 13, 17 ft. 

Urtbeil vom 16. März 1885 (5. 25,85". 


Nr. 47. 
Band XIV. Zeite 351. Wr. 122. 
Prozeſſionen. Begriff des Hergebradten. 
1. Kirchliche Prozeſſionen, welche an dem beitimmten Orte nah Yeit, Urt, Form 
und Bedeutung bergebracht find, bedürfen nicht Der vorherigen Anzeige und Genehmigung. 
2. Tie mehrjährige Wiederbolung einer Frohnleichnamsprozeſſion an demielben Orte, in 
derjelben Weile, zu derielben Zeit und auf demijelben Wege macht fie zu einer bergebrachten. 
Vereinsgefeß vom 11. Marz 1850 SS 9, 10, 17. 
Urtheil vom 1. Juni 1893 2.310,99. 
Schöftengericht Naftätten, Yandgericht Wiesbaden. 


Nr. 48. 
Band IT. Zeite 245. Wr. 129, 
Begriff der in „der bergebradten Art“ ftattfindenden kirchlichen 
Prozeſſionen x. 

1. Unter Prozeilionen, Walliabrten und Bittgängen, welche in bergebrachter Art ſtattfinden 
und deshalb einer vorgängigen Genehmigung und Anzeige nicht bedürfen, find nur ſolche Ser: 
fammlungen :c. zu verfteben, welche nicht nur in der gebräuchlichen Art und Weile des betrerien 
den Nultus, jondern auch in der ipeziell an dem beſtimmten Orte hergebrachten Art ſtattfinden. 

2. Tie Tispeniation von der vorgängigen (Henebmigung und Anzeige beichräntt jid aber 
nicht auf die bereits bei Erlaß des Vereinsgeſehes in jolcher Wette bergebrachten Prozeinonen 

Vereinsgeſeß vom 11. März 1850 8 10. 
Urtbeil vom 27. Juni 1881 S. 134 81). 


Nr. 49. 
Band N. Zeite 252. Wr. 100. 

Vereinsgeſeß. Kirchliche Prozeliionen in nicht bergebradter Art. 
Eiine kirchliche Prozeifion weicht von der bergebrachten Art dann ab, wenn fie im 
(Hegentage zu früher mit Muſikbegleitung Ttattfindet. 

Bereinsgeieg vom 11. März 1850 S$ 10, 17 G.-S. ©. 277. 
Urtbeil vom 24. Februar 1890 S. 42,W.. 
Schöftengericht Sobernheim, Yandgeridht Goblenz. 
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8 21. 

Auf die durch das Gejeg oder die geieglichen Autoritäten angeordneten Ver: 
jammlungen und die Verſammlungen der Mitglieder beider Kammern während der 
Daner der Sigungsperiode finden die vorftehenden Beitimmungen feine Anwendung. 
Wahlvereine unterliegen den Beichränfungen des 8 8 nicht. — 


Ar. 50, 
Band XIV, Seite 354. Nr. 124, 


Nihtamtlihe Verfammlung von Stadtverordneten. Anzeigepflicht. 
Grörterung öffentlicher Angelegenheiten. 


. ine nichtamtliche Verſammlung der Mitglieder eines Stadtverordnnetenfollegiums zur 
Beſprechung der Bürgermeiiterwahl unterliegt der im 5 1 des Vereinsgejehes bejtimmten 
Anzeigeprlicht und Fällt nicht unter die Ausnabmebeitimmung des $ 21 

Vereinsgeieh vom 11. März; 1850 SS 1, 12, 21. 
Urtheil vom 2. März; 1893 S. 63/93). 
Schöffengericht Trachenberg, Yandgericht Oels. 


Anlage VI. 


Vorläufiger 


Entwurf eines Geſetzes, 


betrefiend 
das Bereins- und Berjammiungsiwejen. 


Nickert. Die Kommiſſion wolle beichliegen : 


81. 


Alle Deutſchen ſind berechtigt, ſich ohne vorgängige obrigkeitliche Erlaubniß 
friedlich und ohne Waffen in geſchloſſenen Räumen zu verſammeln. 


82. 

Von öffentlichen Verſammlungen zu politiſchen Zwecken hat der Veranſtalter 
mindeſtens 24 Stunden vor dem Beginn der Verſammlung unter Angabe des 
Orts und der Zeit derielben Anzeige bei der Ortspolizeibehörde zu machen. Dies 
jelbe hat darüber ſofort eine Beicheinigung zu ertheilen. 

8 3, 

Volksverſammlungen unter freiem Simmel find bei der Ortspolizeibehörde 
wenigitens 48 Stunden vor Beginn der Berlammlung anzuzeigen. Die Ortd« 
polizeibehörde hat über die geichehene Anzeige eine Beicheinigung ſofort zu ertheilen. 

Die Leiter einer ſolchen Verſammlung find verpflichtet, den von der Polizei 
im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit und des Verkehrs getroffenen Anordnungen 
nadzufonmen. 

84. 

Alle Deutſchen haben das Recht, ſich zu ſolchen Zwecken, welche den Straf: 
geſetzen nicht zuwiderlaufen, in Geſellſchaften zu vereinigen. 

Annalen des Deutſchen Reichs. 1896. 57 


866 Das deutiche Vereins- und Verfammlungsredt. 


88. 

Die Vorſteher politiicher Vereine find verpflichtet, die Statuten des Vereins 
binnen drei Tagen nad) der Stiftung des Vereins und jede Menderung der Statuten 
binnen aht Tagen, nachdem fie eingetreten ift, der Ortspolizeibehörde zur Kenntniß— 
nahme einzureichen, welche über die erfolgte Einreichung der Statuten oder Ab: 
änderung derſelben jofort eine Beicheinigung zu ertheilen bat. 


S 6. 

Wenn für die VBerfanmlungen eines politiichen Vereins Zeit und Ort ftatuten: 
mäßig oder durch einen bejonderen Beichluß im Voraus feititehen und dieſes 
wenigitend 24 Stunden vor der eriten Verſammlung zur Kenntniß der Orts: 
polizeibehörde gebracht worden ift, jo bedarf e3 einer befonderen Anzeige für die 
einzelnen Verfammlungen nicht. 

87. 


Die Ortspolizeibehörde iſt befugt, in jede öffentliche Verſammlung zu poli— 
tiſchen Zwecken amtliche Abgeordnete zu ſenden. Dieſelben müſſen ſich als ſolche 
bei dem Veranſtalter der Verſammlung legitimiren. Es iſt ihnen ein angemeſſener 
Platz einzuräumen. 

88. 


Die amtlichen Abgeordneten der Polizeibehörde ſind befugt, eine öffentliche 
Verſammlung zu politiſchen Zwecken aufzulöſen, wenn in derſelben die Erörterung 
von Anträgen oder Vorſchlägen durch den Vorſitzenden zugelaſſen wird, welche 
eine Aufforderung zu ſtrafbaren Handlungen enthalten, oder wenn in der Ver— 
ſammlung Bewaffnete erſcheinen, die zu entfernen nicht gelingt. 


89. 
Sobald der amtliche Abgeordnete der Polizeibehörde die Verſammlung für 
aufgelöjt erklärt, find alle Anweſenden verpflichtet, ſich ſofort zu entfernen, 


$ 10. 


Auf die durch das Gejeß oder durd die geieglichen Autoritäten angeordneten 
Verſammlungen jowie auf die Vorberathungen von Mitgliedern diejer Verſamm— 
lungen während der Dauer ihrer Sigungen, fowie ferner auf die Wahlvorveriamm: 
lungen der Reichstagswähler, der Wahlmänner und Urwähler für die Landtage, 
die Kreis: oder Gemeindevertretungen nad erlafienem Wahlausichreiben finden die 
Beſtimmungen der SS 1 bis 9 inklufive des gegenwärtigen Gejeges feine An— 
wendung. 

Straf: und Schlußbeitimmungen bleiben vorbehalten. 


Berlin, den 3. März 1896. 


Denkidrift 


über 


die Gejchäftsthätigfeit des Kailerlichen Patentamts in den Jahren 
1593 bis 1895. 


Die vorliegende Denkſchrift jchließt fich dem früheren Berichte‘) an, bezieht 
jih aucd auf die Ausführung des inzwijchen erlaffenen Gejeges zum Schuß der 
Waarenbezeichnungen, vom 12. Mai 1894 und umfaßt die Gejchäftsjahre 1893 
bi$ 1895. 


I. Allgemeines. 


Aufgaben und Organifation der Behörde. 


Durch das Geſetz zum Schuß der Waarenbezeichnungen vom 12. Mai 1894 
ijt dem Patentanıt neben jeinen Aufgaben auf dem Gebiete des Patent- und 
Gebrauhsmufterwejens auch die Verwaltung der Waarenzeichen übertragen worden. 
Das neue Geſetz und die gemäß $ 25 desjelben erlajjene Kaijerliche Verordnung 
vom 30. Jumi 1894 (Reichs-Geſetzbl. 1894 ©. 495) haben die Zeichenverwaltung 
eng an die beitehenden Einrichtungen angejchloffen. Es iſt demgemäß neben den 
für die Anmeldung von Patenten zujtändigen vier Anmeldeabtheilungen eine meue 
„Aotheilung für Waarenzeichen“ gejchaffen, welche die dem Patentamt zugewiejene 
Borprüfung der Waarenzeichenanmeldungen in eriter Inſtanz erledigt. Als Bes 
ſchwerdeinſtanz ijt die auch in Batentangelegenbeiten zuftändige Bejchwerdeabtheilung I 
berufen. Um zwijchen den verjchiedenen Zweigen der Verwaltung den im In— 
terejje der Einheitlichkeit dev Gejchäftsbehandlung erforderlihen Zuſammenhang 
jiher zu ſtellen, und um zugleich die in der bisherigen Praris des Patentamts 
gewonnenen Erfahrungen für die neue Verwaltung nugbar zu machen, it die 
Abtheilung für Waarenzeichen in der Hauptjache aus jolchen Mitgliedern zujammenz 
gejept worden, welche zugleich den Anmeldeabtheilungen I bis IV angehören und 
bereits in mehrjähriger Ihätigfeit in der Behörde mit den Aufgaben des gewerb- 
lien Rechts vertraut find. Nach gleichen Gejichtspunften ijt bei der Zuſammen— 
ſetzung des für Beichwerdejachen zuitändigen Spruchfollegiums verfahren. Eine 
DVerjchiedenheit gegenüber den patentamtlichen Verfahren bejteht bier injofern, als 
die Bejchwerdeabtheilung I in Waarenzeichenfachen außer dem Borjigenden mit 
zwei rechtsfundigen und zwei technischen Meitgliedern bejegt ijt, während fie in 
Patentjachen einen rechtsfundigen und drei technijche Beiliger zählt Dieje Ver— 
jhiedenheit der Zuſammenſetzung it im der verjchiedenen Natur der beiden 
Materien begründet 

In der Patent- und Gebrauchsmujterverwaltung bat die Organifation und 
der Gejchäftsbereich der Behörde eine weitergehende Aenderung nicht erfahren 
Eine Erweiterung des Gejchäftskreifes it nur injofern zu verzeichnen, als durd) 


», Annalen“ 1894, ©. 618. 


57° 


868 Denkichrift über die Gefchäftsthätigfeit des Kaiſerlichen Patentamts 


Erlaß des Herrn Neichsfanzlerd vom 10. September 1894 im Anſchluß an $ 18 
des Patentgeſetzes das Patentamt allgemein ermächtigt worden iſt, auf Erjuchen 
der Quftizbehörden auch über Fragen, welde den Schutz von Gebrauds= 
mujstern betreffen, Gutachten abzugeben. Die Erjtattung der Gutachten it nad) 
dem Vorbilde des Patentgejeged auf den Fall bejchräntt, daß in dem gerichtlichen 
Verfahren von einander abweichende Gutachten mehrerer Sachverſtändiger vorliegen. 


Geſchaäflslage. 
Dagegen hat die ſtarke Zunahme der Geſchäfte in allen Zweigen der Ver— 
waltung — vergleihe Anlage 1 — eine wejentliche Vermehrung des Beamten= 


fürpers zur Folge gehabt. 

Seit der legten Denkſchrift find 2 weitere rechtsfundige und 5 techniſche 
Mitglieder einberufen Bon legteren jind 4 auf verjchiedenen Gebieten der 
mechanischen Technik, 1 auf dem Gebiete der chemijchen Technik jachveritändig ; 
2 find neu in die Behörde eingetreten, die übrigen gehörten der Behörde, 1 als 
nichtjtändiges Mitglied, 2 als technijche Hilfsarbeiter jchon früher an. Die Zahl 
der nebenamtlichen Mitglieder ift unverändert geblieben. Es gehören demnach 
gegenwärtig der Behörde an: 

J. hauptamtliche Mitglieder: 

rechtsfundige 7, techniiche 37; 
II. nebenamtliche zen 
rechtsfundige 4, techniſche 27. 
Die Zunahme des übrigen Perſonals ergiebt ji) aus folgender Zuſammen— 














itellung: 

| Fu Na J Januar | 1. Januar | 1. 

[! 1894. | 1895, on 
Techniſche Hilfsarbeitr . -» 2 2.0) 44 46 49 51 
Büreaubeamte » © > 2 2 2 0. | 89 91 106 125 
Stanzleibeamte En were 33 39 47 57 
Unterbeamte - . . . i 41.8 | 35 87 43 


In der Abtheilung für Waarengeichen ſind außerdem gegenwärtig 8 Aſſeſſoren 
als juriſtiſche Silfsarbeiter bejchäftigt. 

Troß dieſer Verstärkung des Beamtenförpers haben ſich die Gejchäfte nicht 
immer vor Berzögerungen bewahren laſſen. Namentlid gilt dies für die im 
unerwartet starkem Maße in Anjpruch genommene Waarenzeichenverwaltung, 
worüber unten ausführlicher berichtet werden wird. Es find daher auch für das 
Etatsjahr 1896/97 wiederum für verichiedene Beamtenklaſſen neue Stellen in 
Antrag gebradıtt. Vorausſichtlich wird das Bedürfniß nad) einer weiteren Ver: 
mehrung in einzelnen Stellen auch noch in den nächiten Jahren verbleiben, da 
auf den Für das Patentamt in Betracht fommenden Gebieten des gewerblichen 
Rechts die Entwidelung der Technif und des Verkehrs in Verbindung mit dem 
Bedürfniß nad gefichertem Rechtsſchutz ſich anjcheinend noch immer in fteigender 
Bewegung befindet. Aeußerlich zeigt Tich die Gejchäjtsvermehrung in der jtarfen 
‚Zunahme der die Eingänge bei der Behörde fennzeichnenden Gejhäftsnummern. 

Dieſe Zahl betrug: 

BUOE- u: 0 15 aaa na tr ERDE 


11.7 EB EN 7 7 1:3 
isss 2470. 
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Davon fallen auf: 


Patentſachen: 
IE9B. 4:4: ee are ORTEN, 
— 
BOB: 500-5 a A > 
Gebrauchsmuſterſachen: 
18o888.. 209586, 
TODE 5.5: ar ao. DO, 
1880808.40807. 
Waarenzeichenſachen: 
18948. ne er 058, 
IBBE: "4 we 68888 
Allgemeine Verwaltung: 
1B08: 2 Ar are EURE; 
IEUE. u 4 u are tete SET 
1895 .... «9926. 


Den vermehrten Eingängen entfpricht * die —— des Kanzleigeſchäfts. 
Die Geſchäftsnummern der Kanzlei betrugen: 


im Jahre 1898 2 2 22 22m. 86154, 
ES SEBGR 
SUR spe RER >... 121060. 


Da die Kräfte der Sanzlei bei Weiten nicht genügten, das Schreibwerk 
während der Dienſtſtunden zu bewältigen, ſo hat in ſehr erbeblichem Maße zur 
Inanſpruchnahme der entgeltlichen häuslichen Arbeit übergegangen werden müſſen. 


Die Einnahmen des Patentamts betrugen: 


1898. 2 2 2 8 nenne. 2745 655,0 ME, 

1804: , 5 m 08 nt 5 3075 558,46 Ml., 

1895 . 2 2 2 2 2 ne 20. 8416 883,55 ME. 
Die Ausgaben: 

1893 : 2 2 2 2 12368 426,55 ME, 

1894 . 2. 2 2 2 en een. 19346 652,18 ME, 

1895 2.1479 890,5 Mt. 
Der Ueberſchuß * Cimapımen ber die Ausgaben: 

JOB 5. % “2020... 1497 228,0 Mk., 

BB. ae ee er ARTE RE, 

1895 . ... 0 2. 1986 942,77 ME. 


Die Bertheilung dieſer Beträge auf die einzelnen Nubrifen ergiebt ſich aus 
der Zujammenjtellung in Anlage 2. 

Unter den Einrichtungen des Patentamts erjcheinen auc diejenigen von 
weitergehender Bedeutung und jind deshalb im ihrer Entwidelung hier näher zu 
erörtern, welche den Verkehr der Behörde mit den Bublifum vermitteln. 


Veröffentlihungen. Berkehr des Publikums mit der Behörde. 


Das Patentamt Hatte bisher für die Veröffentlihungen auf dem Gebiete 
des Patentwejens das „Patentblatt“ und für die Gebrauchsmufterangelegenheiten 
ein bejonderes Blatt, die „Mittheilungen aus dem Kaiferlichen Patentamt, Ans 
meldejtelle für Gebrauchsmuſter“, herausgegeben. Beide Blätter jind jeit dem 
1. Januar 1895 zu einem Blatt, mit dem Titel „Batentblatt*, verſchmolzen. 
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Diefes Blatt ift in der Hauptfache für die durch das Patentgeſetz und das Geſetz, 
betreffend den Schuß von Gebrauchsmuſtern, vorgejchriebenen Bekanntmachungen 
über die Anmeldung, Ertheilung, Verſagung, Beendigung von Patentrechten und 
die entjprechenden Vorgänge auf dem Gebiete des Gebrauchsmuſterſchutzes bejtimmt. 
Demjelben Zwed dient für die Waarenzeichen das jeit 1. Oftober 1894 in monat= 
lihen Heften herausgegebene Waarenzeihenblatt. Neben diefen Organen 
it, gleichfalls jeit dem Dftober 1894, daS allgemeinere und mehr wiljenjchaftliche 
Zwede verfolgende „Blatt für Patent-, Muſter- und Zeichenwejen“ 
begründet worden. Dasſelbe bezwedt die Mittheilung jolher Vorgänge aus den 
Gebieten des Patent-, Muſter- und Waarenzeichenrechts, einfchließlich des Geſchmacks— 
mujterrecht3, welche für die betheiligten gewerblichen Kreife und für die juriftijche 
Wiſſenſchaft und Praxis ein Intereſſe darbieten. Es bringt deshalb, nah Art 
eined Archivs, Gefege und Verordnungen des In- und Auslandes, wichtige Ent— 
jcheidungen und Verfügungen der zuftändigen Behörden, jtatijtiiche Mittheilungen, 
Abhandlungen und Aehnliches. Die Abnehmer des Patentblatt3 und des Waaren= 
zeichenblatt3 erhalten das in erfreuliher Entwidelung begriffene Blatt Eojtenfrei. 
Es it zu hoffen, daß dasjelbe dazu beitragen werde, dad Berjtändniß für das 
gewerbliche Urheberrecht in weitere Kreife zu tragen und einen Zujammenhang 
der Praxis des Patentamts mit den übrigen bei der Verwaltung diejes Rechts 
betheiligten Faktoren, den Gerichten und aucd der juriftiichen Wifjenjchaft, zu 
vermitteln. 

Bei den jonjtigen Publikationen ded Patentamts, nämlich den zum Patent= 
blatt gehörigen Patentjchriften, den Auszügen aus den Patent— 
fhriften, und dem Nepertorium der tehnifhen Journalliteratur 
find wejentlihe Aenderungen nicht eingetreten. In Bezug auf den Betrieb 
der Ratentichriften ijt zu bemerfen, daß derjelbe jeit dem 1. Oftober 1895 von 
dev Neichsdri.derei auf dad Patentamt übergegangen it. Dem Patentamt ift 
damit eine mit feinen fonjtigen Gejchäften eng zujammenhängende Aufgabe zu= 
gefallen, auf welche es mit Nüdjicht auf die erforderlichen Betriebs- und räum- 
lihen Verhältnifje bisher hatte verzichten müfjen. Eine weite Verbreitung der 
Patentſchriften liegt im Interefje der vorprüfenden Behörde und ijt für die Ent— 
widelung des Gewerbjleißes von erheblicher Bedeutung. Das Patentamt hat es 
fi deshalb zur Aufgabe geitellt, nach und nad) auf eine thunlichſte Berbilligung 
der Batentjchriften und auf einen erleichterten Bezug derjelben Bedacht zu nehmen. 
Der gegenwärtige Lagerbejtand der Patentjchriften beträgt über 4 Millionen Stüd, 

Der Bejuh in der Auslegehalle, in welcher die befannt gemachten Anmeld— 
ungen offengelegt werden und die Ausgabe der Patentichriften und jonjtigen 
Bücher aus den Beltänden des Patentanıts zur Einfichtnahme jtattfindet, iſt ein 
überaus reger geivejen. 

Die Zahl der Beſucher ie 


18983 . . .. > a ne ce ır BR, 
12:7 VE er 9 |. 3 
1895 .. 654654. 
An Büchern, Zeitſchriften — Patetfriftenbünden wurden eingejehen: 
1805 5.5: 4.8 50% 68 
1: 68 897, 
18095 . . . .. rn 3 285. 
Außerdem Batentanmelbungen: 
BEE. 0.0 Ar ae a) ae aa en 2a 
I 619 


18808088.. 54556. 
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In Gebraucdhsmufterangelegenheiten wurden vorgelegt: 


1893 . -» 2: ...88420 Alten und 8131 Modelle, 
1894 . » » ....50622 Alten und 7926 Modelle, 
1895 . . . : ... 74012 Akten und 8099 Modelle. 


Die Bibliothek enthielt Ende 1895 einen Bejtand von rund 50000 Bänden. 
BZeitichriften werden 540 gehalten. Die Heritellung eines neuen Katalogs ift in 
der Vorbereitung. 

Außerhalb des Patentamts bejtehen in den wichtigeren gewerblichen Centren 
des In- und Auslandes öffentliche Auslegejtellen, in welchen unter der Verwaltung 
interefjirter Behörden, Unterrichtsanitalten und Vereine die deutjchen Patentjchriften 
zur unentgeltlien Einfichtnahme vorgelegt werden. Die Patentichriften betreffen 
entweder jämmtliche Patentklajjen oder nur ſolche, welche für den gewerblichen 
Verkehr des Verwaltungsbezirt3 von Bedeutung jind. Im Folgenden jind die 
Auslegeitellen nah ihrem Stande zu Ende des Jahres 1895 nambaft gemacht. 


a) Inland. 


Aachen, Altona, Augsburg, Barmen, Berlin, Bielefeld, Bochum, Bonn, Brauns 
jchweig, Bremen, Breslau, Gajjel, Chemnitz, Cöln, Erefeld, Danzig, Darmitadt, 
Dejjau, Dortmund, Dresden, Düſſeldorf, Duisburg, Erfurt, Flensburg, Franf- 
furt a. M., Frankfurt a. O., Freiberg i. S., Furtwangen, Görlig, Gotha, 
Hagen i. W., Halberitadt, Halle a. S., Hamburg, Hanau, Hannover, Hirſch— 
berg i. Schl., Kaiferslautern, Karlsruhe, Kattowig, Kiel, Königsberg i. Br., 
Leipzig, Liegnig, Ludwigshafen a. Nh., Lübeck, Lüdenjcheid, Magdeburg, Manns 
heim, Meg, Minden, Mülhaujen i. Elj., München, Nürnberg, Offenbad, Oppeln, 
Plauen i. Vgtl., Pforzheim, Poſen, Remſcheid, Saarbrüden, Eolingen, Stettin, 
Straßburg i. Elſ., Stuttgart, Trier, Waldenburg i. Scht., Wiesbaden, Würzburg, 
— zufanmen 69 inländische Auslegeitellen. 


b) Ausland. 


Bern, Boſton, Brüjjel, Budapejt, Chriſtiania, Copenhagen, Liſſabon, London, 
Luremburg, Madrid, Paris, Petersburg, Riga, Rom, St. Luis, Stodholm, Tokio, 
Waſhington, Wien, Zürich, — zujammen 20 ausländiſche Auslegeitellen. 

Eine Auslegung der Patentanmeldungen außerhalb Berlind, wozu durch 
S 23 Abſatz 3 des Patentgeſetzes und $ 16 der Naijerlichen Verordnung vom 
1. Juni 1891 die Möglichkeit gewährt wird, ijt bisher nicht zur Ausführung 
gelangt. Die angejtellten Ermittelungen haben es vielmehr als geboten erjcheinen 
lajjen, die Angelegenheit bis auf Weiteres zu vertagen. Es mußte zumäcjt er— 
mwogen werden, daß den Anmeldern jelbjt nicht zugemuthet werden kann, mehr 
als die für das Verfahren vor dem Patentamt bisher erforderten zwei Ereniplare 
von Beichreibung und Zeichnung einzureichen, daß die Heritellung der für die 
Auslegung außerhalb Berlins nothwendigen Schriftitüde vielmehr vom Patents 
amt zu bewirken jein würde. Es famen dabei die handjchriftliche und die Ver— 
vieljältigung durch Typendruck in Betracht. Der eritere Modus erwies ſich als 
unthunlich, da bei der großen Anzahl der zur Auslegung gelangenden Anmeld— 
ungen, nämlich jährlich etwa 6000 bis 7000, von denen etwa 92 Prozent von 
Beichnungen begleitet jind, umd bei etwa 5 Auslegejtellen im Reiche ein ungeheurer 
Apparat erforderlich jein würde, der zu dem Zweck der Einrichtung in feinem 
Berhältniß ſtehen und die Gejchäfte und Mittel des Patentamt außerordentlich 
befajten würde. Es fommt hinzu, daß bei einem folchen Verfahren die Patent: 
ertheilung eine Verzögerung um mehrere Wochen erleiden würde, eine Umſtand, 
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der um jo jchwerer ind Gewicht füllt, als auch noch gegenwärtig die Gejchäftslage 
des Patentamts einer jchnellen Abwicdelung des Ertheilungsverfahrens nicht jelten 
Schwierigkeiten bereitet. 

Auch die Vervielfältigung durch Typendrud würde jih ohne eine Verzögerung 
des Verfahrens nicht durchführen laſſen. Es jteht diejer Vervielfältigungsart aud 
das weitere Bedenken entgegen, daß durch die Drucdlegung der Aumeldungen der 
Gegenitand derjelben die Eigenfchaft der Neuheit im Sinne des $ 2 des Patent: 
gejeßes verlieren würde, ſodaß eine erfolgreiche Erneuerung der Anmeldung im 
Inlande oder eine Anmeldung in den meilten Auslandsitaaten ausgeichloffen wäre. 
Bei der Bedeutung, welche die betheiligten Kreije mit Necht der jegigen Art der 
Auslegung beilegen, mit welcher eine patenthindernde Wirkung der Regel nad) 
nicht verbunden iſt, erſchien es ausgejchloffen, diefe Methode zu verlafjen. 

Auch die allgemeine Bedürfnigfrage wurde von Neuem erörtert und es hat 
ji) ergeben, daß bei der gegenwärtigen Lage des Auzlegegeihäfts dem Publikum 
die Kenntnißnahme der ausgelegten Anmeldungen feineswegs in nennenäwerthem 
Umfange bejchränft it, ſodaß eine Decentralifirung der Auslegung nicht erforder: 
lich erjcheint. Durch die Bekanntmachungen im Reichsanzeiger und im Patentblatt 
und die fich daran auſchließenden Mittheilungen der techniichen Fachblätter werden 
die Titel der Anmeldungen allen Betbeiligten alsbald befannt. Und da dieſe 
Titel regelmäßig einen veritändlichen Hinweis auf dem wejentlihen Inhalt der 
Anmeldung enthalten, jo ijt damit für die Betheiligten ein ausreichender Anhalt 
für die Erwägung gegeben, ob ein Intereſſe befteht, der Anmeldung zum Zmwed 
etwaiger Einfpruchserhebung näher zu treten. Liegt diefer Fall vor, jo beitehen 
weiterhin feine Schwierigkeiten, in furzer Zeit Abjchrift der Anmeldung zu erhalten, 
jei es direkt vom Patentamt, welches auf Antrag jederzeit gegen die üblichen 
Gebühren Abjchriften der Beſchreibungen und Yeichnungen anfertigt, ſei es durd 
Bermittelung von PBatentbüreaus, welche ſich geichäftsmäßig damit befafjen, Aus- 
züge aus den ausgelegten Anmeldungen herzujtellen. Soweit das Patentamt hat 
wahrnehmen fünnen, hat jich inzwifchen auch in den betheiligten Kreifen jelbjt die 
Erfenntniß befeitigt, daß die beitehenden Einrichtungen eine ausreichende Wer: 
breitung der Anmeldungen jicherjtellen. Für die Mehrheit der betheiligten Induſtrie 
würde auch bei Einrichtung mehrerer Auslegeſtellen außerhalb Berlins eine 
wejentliche Erleichterung der Einjichtnahme von Anmeldungen faum erzielt werden. 
Denn auch in diejem Falle würden die Betheiligten die Einjicht in der Mehrzahl 
der Fälle nicht perfünlich, jondern, wie es unter den jebigen Verhältnifjen ge: 
ſchieht, durch technische Vertreter nehmen, welche fich aldann an den Orten der 
Auslegejtellen niederlafjen werden. 

Auch abgejehen von dem Auslegeſchäft hat der perjönliche Verkehr des recht- 
juchenden Publikums mit dem Watentamt erheblih zugenommen. Auskunfts— 
ertheilungen und Rückſprachen nehmen die Beamten fortgejebt lebhaft in Anſpruch. 
Es gilt dies für alle Zweige der Verwaltung. Befonders erſprießlich hat fich 
diefer Verkehr für die Gejchäfte der Waarenzeichenabtheilung erwiejen, bei welcher 
von Anfang an, und auch ſchon vor dem nkrafttreten des Gejepes vom 12. Mai 
1894, ein lebendiger mündlicher Meinungsaustaufch zwiichen der Behörde und 
den Betheiligten jich entwickelt hat. 


Dienftreifen. 
Eine unmittelbare Beziehung zu dem gewerblichen Leben joll durch die Dienit- 
reifen der Mitglieder vermittelt werden. Weber die Bedeutung diefer Reifen bat 
die legte Denkſchrift ausführlich berichtet. ES wurde dafelbjt hervorgehoben, daß 
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die Reifen einestheild eine Belehrung des PBatentanıt3 und jeiner Mitglieder über 
wichtige neue technijche und induftrielle Vorgänge im Lande beziweden und anderer— 
jeits den gewerblichen Kreifen Gelegenheit darbieten jollen, durch die perjönliche 
Berührung mit den Beamten der Behörde Aufflärungen zu erlangen und Wünfche 
und Anregungen vorzutragen. 

Huch die Erfahrungen der legten Jahre haben die Wichtigkeit einer folchen 
fortgejegten Berbindung der Behörde mit der Induſtrie beitätigt. Die Reifen 
find deshalb, joweit die zur Verfügung itehenden Mittel — etwa 5000 Mark — 
und die allgemeinen Gejchäftsverhältnifje der Behörde es geitatteten, thunlichit 
vermehrt worden und es jind daran neben den Mitgliedern auch die technifchen 
Hilfsarbeiter betheiligt worden. Es darf an diefer Stelle wiederum mit Befries 
digung ausgejprochen werden, daß die Beamten des Patentamtes regelmäßig in 
zuvorfommender Weife und mit Verſtändniß für ihre Aufgaben empfangen worden 
find und aus ihren Studien für ji) und die Behörde veiche Belehrung ge: 
Ihöpft haben. 

Was das Ziel der einzelnen Reiſenden anlangt, jo it vorauszufchiden, daß 
im Jahre 1894 für die Zwede der allgemeinen Verwaltung ein rechtsfundiges 
Mitglied zum Beſuch des englischen Patentamts nach London entjendet wurde, 
Demjelben wurde insbejondere der Auftrag ertheilt, das englische Waarenzeichen- 
recht, welches mit dem neuen deutſchen Geſetz die Vorprüfung der Anmeldungen 
gemeinfam Hat, behufs Vorbereitung der Einführung des deutjchen Geſetzes zu 
ftudiren. Bon den techniſchen Beamten wurden folgende Anformationsreifen 
unternommen: 


1894. 


1. Bejichtigung von Fabriken der rheiniſch-weſtfäliſchen Tertilinduftrie, 
2. Belichtigung von Gasmotorfabrifen in Sadjen (Königreich), Hannover 
und im Nheinland, 

3. Bejuch der eleftrotechniichen Ausstellung in Leipzig, 

4. Berichtigung von Fabriken des Drudereigewerf in Bayern und Baden, 

5. Beſichtigung von Fabriken der Stärke- und Zuckerinduſtrie. 

Die im Jahre 1894 in Berlin abgehaltene große landwirthſchaftliche Ans— 
jtellung bot gleichfalls den betheiligten Beamten zu eingehenden Studien Gelegenheit. 


1895. 


1. Beſichtigung von Fabriken auf dem Gebiete der Färberei, Bleicherei, 
Wäſcherei und Appretur in der Rheinprovinz, 
2. Bejuch der landwirtbichaftlichen Ausitellung in Cöln, 
3. Bejuch der eleftrotechnischen Ausitellung in München und elektrotechnifcher 
Betriebsitätten in Sachſen und Bayern, jowie in der Schweiz, 
4. Bejichtigung des Kaiſer Wilhelm-Kanals, 
5. Beſichtigung von Majchinenfabrifen für die Zuderindujtrie in der Provinz 
Sachjen ıc., 
6. Beiichtigung von Fabriken der Metalle und Majchineninduitrie in Sachſen 
(Königreich und Provinz) und in Schlejien, 
7. Befichtigung von Fahrrad: und Gummifabrifen in Sachſen (Königreich), 
Hannover, Wejtfalen und im Nheinland. 
Schließlich ift zu erwähnen, daß im Herbit 1895 auf Anregung betheiligter 
Kreife in Hagen eine Konferenz von Interejjenten der Metallindustrie jtattgefunden 
hat, zur Erörterung einiger das Waarenzeichenrecht betreffenden Fragen, und daß 


874 Dentichrift über die Geichäftsthätigfeit des Haiferlihen Patentamts 


zu dieſer Konferenz der Vorfißende der Abtheilung für Waarenzeihen und ein 
techniſches Mitglied diefer Abtheilung entjendet wurden. Aehnliche Beſprechungen 
haben mit erfreulichen Ergebniffen mit Vertretern der Tabak- und chemijchen 
Großinduftrie in Berlin jtattgefunden. 


Dienftyebäude. 


Das jtetige Anwachſen des Beamtenperjonals hatte, insbejondere ſeit Dinzus 
tritt der Abtheilung für Waarenzeichen, im Jahre 1894 die Anmiethung von 
Räumen außerhalb des Dienjtgebäudes nothiwendig gemacht. Die hieraus und 
aus dem dauernden Raummangel ſonſt entitandenen Schwierigkeiten find durch 
den jetzt in der Hauptjache vollendeten Ermweiterungsbau auf den Grunditücden 
Luijenitraße 33/34 und 32 einigermaßen bejeitigt. 

Gleichwohl ift anzunehmen, daß die jtetige Erweiterung der Gejchäfte und 
dad Raumbedürfniß der Patentichriftenverwaltung mit ihrem großen, jährlid um 
etwa 200 000 Batentichriiten zunchmenden Lager in nicht zu ferner Zeit wiederum 
zu einer die Erledigung der Gejchäfte erjchwerenden dichteren Belegung der Räume 
nöthigen wird. Das Dienſtgebäude zählt jetzt 180 als Arbeitspläge benußbare 
Dienitzimmer mit zufammen 224 Fenſtern. Der jtarfe Beſuch der Auslagehalle 
hat auch zur Errichtung einer zweiten, demnächit für die Einfichtuahme der dort— 
bin abzuzmweigenden Gebrauchsmuſter- und Waarenzeichenjachen bejtimmten Aus— 
legehalle auf dem Grundſtück Luiſenſtraße 32 geführt. 


II. Patentweien. 
Statifik. 

Die Zahl der Patentanmeldungen hat jeit dem Jahre 1878 nur zweimal, 
in den Jahren 1887 und 1888, einen geringfügigen Rüdgang, jonjt immer eine 
jteigende Tendenz gezeigt. 

Sie betrug im Jahre 
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im Sahre 1890, dem erjten Jahre vor dem Aukrafttreten des neuen Patent— 
gejeßes: 11882, im Jahre 1892, dem Jahre nad dem Ankrafttreten des Ge: 
jepes: 13 126, im Jahre 1893: 14 265, im Jahre 1894: 14 964 und im 
verflojjenen Jahre 1895: 15 063 Anmeldungen. Das Einzelne ergiebt jih aus 
den Anlagen 3 und 4. Die Zahlen zeigen einen im Großen und Ganzen gleich» 
mäßigen Fortichritt, der auch durch das am 1, Oktober 1891 erfolgte Inkraft— 
treten des Gejeßes zum Schuß von Gebrauchsmujtern vom 1. Juni 1891 nicht 
aufgehalten iſt. 

Die einzelnen Klafjen nehmen an der Zunahme verjchiedenen Antheil. In 
den legten drei Jahren find namentlich die Beleuchtungstechnik (Klafjen 4 und 26), 
die Elektrotechnik (bejunders Klaſſe 21), einzelne Zweige der chemiſchen Induſtrie 
(Klafjen 12, 75), das Hochbauweſen Klaſſe 37) und die Klaſſen 30 (Geſundheits— 
pflege), 40 (Hüttenwejen), 42 (Inſtrumente), 63 (Sattlerei und Wagenbau), 65 
(Schiffsbau und Scifftberrieb), 85 (Wajjerleitung) mit vermehrten Anmeldungen 
hervorgetreten. Die jtärfite Zahl der Anmeldungen hat im legten Jahre in Folge 
der Entwidelung des Fahrrads die Klaſſe 63 (Sattlerei und Wagenbau) mit 
727 Anmeldungen gebradt. Es folgen Klaſſe 34 (hauswirthſchaftliche Geräthe) 
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mit 724, Klaſſe 21 (eleftrifche Apparate) mit 666, Klaſſe 42 (Injtrumente) mit 
544, Klaſſe 45 (Land und Foritwirthichaft) mit 494, Klaſſe 49 (mechanijche 
Metallbearbeitung) 486, Klaſſe 20 (Eijenbahnbetrieb) mit 482, Klaſſe 47 (Mas 
ichinenelemente) mit 460, Klaſſe 12 (dhemijche Apparate und Prozejje) mit 407 
Anmeldungen. 

Am ſchwächſten find betheiligt Klaſſe 62 (Salinenwejen) und Klaſſe 73 
(Seilerei) mit je 4, Klaſſe 43 (Korbflechterei) mit 6 und Klaſſe 41 (Hutfabrifation) 
und Klaſſe 84 (Wafjerbau) mit je 19 Anmeldungen. 

Die Zahl der Einjprüce iſt in den legten Jahren etwas zurüdgegangen. 
Sie betrug: 
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Der Rüdgang entjpricht der verminderten Zahl der bekannt gemachten Ans 
meldungen, welche 
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betrug. 

Es ergiebt ſich aus den Zahlen zugleich, daß die Mitwirkung der betheiligten 
Indujtriefreife bei der Vorprüfung der Anmeldungen zu der amtlichen Prüfung 
in einem beſtimmten gleichmäßigen Verhältniß jteht. 

Auch die Zahl der Patentertheilungen hat in den beiden letzten Jahren ab— 
genummen. Im Ganzen find feit dem Jahre 1877 bisher 85 340 Patente in 
die Rolle eingetragen, von denen Ende 1895: 18 057 in Kraft waren. 

Sm Sahre 1892 wurden 5 900, 1893: 6430, 1894: 6 280 und 1895: 
5 720 Patente ertheilt. Die Gründe diejes Rückganges laſſen ſich nad den bis— 
berigen Ermittelungen nur vermuthungsweife angeben. Daß die Vorprüfung in 
Bezug auf den Erfindungsbegriff durchweg eine jchärfere geworden jei, iſt nicht 
nachzuweiſen. Wielmehr ſcheint es, daß der Nüdgang der Ertheilungen in der 
Hauptjache auf andere Umſtände zurüdzuführen ift. Zunächſt fommt in Betracht, 
daß die Prüfung in Bezug auf die Frage der Neuheit gründlicher und zuverläfjiger 
geworden it. Die Beamten haben ſich inzwiichen in mehrjähriger Praris in ihre 
Klafjen eingearbeitet und eine umfajjendere Kenntniß des in Betracht kommenden 
Prüfungsmateriald gewonnen. Von Bedeutung ijt auch die zunehmende Zahl der 
Eventualanmeldungen, d. derjenigen Anmeldungen, für welche, wenn das Patent 
verjagt wird, die Eintragung in die Rolle für Gebrauchsmuſter in Frage kommt. 
Das Patentamt hat im nterefje der Betheiligten dieſes Verfahren erleichtert. 
Neuerdings wird, was unten näher bejprocdhen wird, von ſolchen Eventualanmeld- 
ungen ein jehr umfajjender, leider fachlich nicht immer begründeter Gebraud) ge— 
macht, und da diejen Anmeldungen ihrer Natur nad) der Patentſchutz meist nicht 
zu Theil werden kann, jo wird dadurch das Verhältniß beeinflußt. Ob auch 
ſonſtige Verhältnifje außerhalb der Behörde, die Lage der Induſtrie oder der 
Stand der Technik auf den verjchiedenen, für dad PBatentwejen in Betracht fommen- 
den Gebieten, den inneren Werth der Erfindungen herabgedrüdt haben, iſt eine 
Ihwierige Frage, welche jich ohne weitgehende, einen größeren Zeitraum umfaſſende 
Unterſuchungen zuverläffig nicht löjen läßt. Schon die Frage, ob viele und ge= 
ringfügigere Erfindungen das Zeichen eiuer blühenden oder darniederliegenden 
Induſtrie find, läßt fich in diefer Form nicht einheitlich beantworten. Nur für. 
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einzelne Gebiete haben fich einige bejtimmtere Anhaltspunkte ergeben. So jind 
neuerdings einzelne Induſtrien mit jchnellen geichäftlichen Erfolgen auf den Marft 
getreten, nnter Anderen die Fahrradfabrifation und die Glühlichtinduitrie. Auf 
diefen Gebieten haben ich vielfach entweder Unberufene an der Erfindungs— 
thätigfeit betheiligt oder die angemeldeten Erfindungen jind mangelhaft vorbereitet 
und ausgebildet gewejen. Die diejen Kreifen entjprungenen Anmeldungen haben 
deshalb jeltener, als es jonjt im Durchjchnitt der Fall ift, zur Patentirung ge= 
führt. Auf anderen Gebieten liegen anjcheinend abgejchlofjene, für den gegen 
wärtigen Bedarf hinreichend ausgebildete Probleme vor. Hier läßt fich eine gewiſſe 
momentane Erihöpfung der Erfindungsfraft vermuthen, indem vielfadh nur noch 
geitaltlihe Abänderungen bejtehender Einrichtungen zur Anmeldung gelangen, für 
welche ein Patent der Regel nach nicht ertheilt werden kann. Dies jcheint zur 
Zeit 3. B. für den Eifenbahn- und Straßenbau und einzelne andere Zweige des 
Eijenbahnbetriebes, für die Spinnereimafchinentechnif, für das Hochbauweſen, 
jowie auch für die Klaſſen 47 (Majchinenelemente) und 87 (Werkzeuge) zuzutreffen. 
In der leßtgenannten Klaſſe wurden im legten Jahre nur 6 Patente ertbeilt, 
während in derjelben im Jahre 1893: 71, im Jahre 1894: 49, im Jahre 1895: 
47 Anmeldungen eingereicht wurden. Sollte der Nüdgang der Patentertheilungen 
fernerhin andauern, jo wird es Aufgabe des Patentamts fein, der Angelegenheit 
eine weitere ernjte Aufmerkjamfeit zuzumenden und den Gründen im Einzelnen 
nachzugehen. Von Klagen aus den Streifen der Berheiligten über die gegenwärtige 
Entwidelung ift bisher nichts befannt geworden. 
Bon den in den Jahren 1893 bis 1895 ertheilten Patenten entfallen: 
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Unter den ausländijchen Anmeldern kommen in eriter % diejenigen aus 
den nachgenannten Ländern in Betracht 











a) auf das das Deutfihe: Neich | 4 343 67,5 4 214 
b) auf das Ausland | 20897 32. 5 2.066 











1893 1894 1895 





— — urn 





Großbritannien (ausichließlich Kolonien) mit . . - - 565 530 457 
den Vereinigten Staaten von Amerifa mit. - . . .» 520 444 466 
Deiterreih-Ungam mit. . ven nn nenn 295 327 269 
Frankreich mit te ee Mae i 282 294 254 
Schmeiz . 125 113 91 


Weniger zahlreich ſind: 
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ganz vereinzelt die übrigen ausländijchen Staaten, betheiligt. 
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Was die einzelnen deutichen Bundesjtaaten anlangt, jo jind an den auf das 
Deutiche Reich entfallenden Patenten betheiligt 
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ertheilten Patenten weit über die übrigen Gebietstheile hervor. Bezüglich der 
verhältnigmäßig hoben Zahl von Anmeldungen, welche Berlin gebracht hat, iſt 
allerdings zu berüchichtigen, daß im derjelben diejenigen Anmeldungen mit ent= 
balten find, welche von den zahlreichen in Berlin anjäjligen Patentvertretern auf 
den eigenen Namen angemeldet jind, während die Erfinder jelbit außerhalb Berlin 
wohnen. 

Das Einzelne ergiebt jih aus der Anlage 5. 


Verfahren in Patentfadhen. 


Tas Geſetz vom 7. April 1891 hat jich nunmehr völlig eingelebt, und, wie 
die Erfahrungen der legten Jahre bejtätigt haben, im Großen und Ganzen jich 
bewährt. 

Der Patentprozeß bedarf zwar auch jeht noch in einzelnen Punkten der 
weiteren Ausbildung, da die gejeglichen Borjchriften über das Berfahren nur alle 
gemeine Grundzüge enthalten, und bei der zunehmenden Vertiefung, welche auch 
der prozehrechtlichen Seite des Geſeßzes zu Theil wird, die vorhandenen Lücken 
fich exit allmälig Fühlbar machen. Als grundlegender Geſichtspunkt wird bei der 
weiteren Ausgeſtaltung des Verfahrens beachtet, da dasjelbe jowohl den bejons 
deren Bedürfniſſen des Patentverfehrs entiprechen, als auch die Verbindung mit 
dein allgemeinen Prozeßrechten aufrecht erhalten joll. Die bisherigen Ergebnijie 
jind durchweg befriedigende; der Patentprozeß zeichnet ſich vor anderen Prozeß: 
ordnungen vortheilhait durch die Leichtigkeit feiner Formen aus, welche der freien 
Würdigung der Thatjachen nirgends Schwierigkeiten bieten, 

Auch die in der legten Denkſchrift noch erwähnten Unzuträglichkeiten, welche 
ji) aus der mit dev Nichtbeantwortung des Vorbeſcheids von Nechtswegen vers 
bundenen VBermuthung der Zurücknahme der Anmeldung zunächſt ergeben hatten, 
jind im der Dauptjache überwunden. Theils durd eine voriichtigere Amvendung 
des Vorbeicheids jeitens der Behörde, theils auch dadurch, dab die Betheiligten 
jelbit in der Beobachtung der geieplichen Friſten aufmerfiamer geworden find. 


Vorprüfung. 


Ken it dem Gejege im Verhältniß zu dem früheren Nechtszuftande das 
Berfahren vor dem Vorprüfer. Auch die Erfahrungen der letzten Jahre haben 
die mancherlei Vorzüge dieſes Verfahrens bejtätigt. Die Gefahr, daß durch einen 


878 Dentichrift über die Geichäftsthätigkeit des Kaiſerlichen Patentamts 


wiederholten Angriff der Anmeldung jeitens des vorprüfenden Beamten das Ver— 
fahren zeriplittert und in die Länge gezogen werde, worüber zuweilen geflagt 
wird, fucht eine verjtändige Gejchäftsbehandlung nach und nad) zu befeitigen. Als 
Regel gilt, daß alle Einwendungen gegen die Anmeldung, formale und materielle, 
thunlichjt in einen Bejcheid zujammengefaßt werden. Andererſeits entipricht es 
aber auch den eigenen Anterejjen der Anmelder, daß die Verhandlungen mit dem 
Vorprüfer möglichit erichöpfend find und über jpäter befannt gewordenes Material 
gleichwohl mit dem Anmelder weiter verhandelt wird, da leßterer gerade in diefem 
Stadium des Berfahrend vor die Frage geitellt werden joll, ob er den entgegen=- 
gehaltenen Thatjachen gegenüber jeine Auffafjung von der Neuheit und Patent— 
fähigkeit des Gegenitandes feiner Anmeldung aufrecht erhalten und verneinenden= 
falls von feiner Anmeldung freiwillig Abjtand nehmen will. Der jchriftliche Ver— 
fehr des Vorprüfers mit dem Anmelder jpielt jich daher in den Formen be= 
rathender Vorverfügungen, ald des vechtsförmlichen Borbejcheides ab. 


Die Anmeldeabtheilungen. 


Die Aufgabe, den Zuſammenhang der vorprüfenden Beamten aufrecht zu 
erhalten und die Einheitlichkeit der Nechtiprechung ficher zu jtellen, fällt den Ab— 
theilungen zu. Allerdings wird denjelben dieje Aufgabe durch die Art ihrer Zus 
fammenjeßung und die Fülle der Gejchäfte nicht umerheblich erjchwert. Der 
Abtheilung I gehören außer dem Borfigenden 15, der Abtheilung II 16, der 
Abtheilung II 17 und der Abtheilung IV 11 Mitglieder an. Da die meijten 
Mitglieder mehreren Abtheilungen überwiejen jind und die Vorjigenden, wie es 
die gegemmärtige Organijation der Behörde mit jich bringt, in erheblihen Maße 
auch nocd zu der Bearbeitung der Beſchwerde- und Nichtigkeitsjadhen heranges 
zogen werden müſſen, jo it die ejchäftslage der Abtheilungen eriter Inſtanz 
eine überaus jchiwierige. Spruchlipungen können in jeder Abtheilung nur einmal 
in der Woche abgehalten werden. Dieje Sipungen find deshalb meilt derart mit 
Spruchſachen überladen, oft mit mehr als 100, jelten mit weniger als 70 Sachen, 
daß fiir die Erörterung wichtiger allgemeiner Fragen nicht immer hinreichend 
Kaum verbleibt. Den hier gejchilderten Uebelſtänden wirde theil® durch Ent— 
lajtung der Worfigenden der Anmeldeabtheilungen in ihrer zweitinitanzlichen 
Thätigfeit, worüber bei Beiprehung des Bejchwerdeverfahrens noch näher zu 
handeln fein wird, theils durch Schaffung einer weiteren, fünften Anmeldeab- 
theilung abgeholfen werden fünnen. Für die letztere Maßregel jpricht auch der 
Umstand, daß die einzelnen techniichen Gebiete, welche gegemwärtig einer Ab- 
theilung zur Bearbeitung obliegen, zum Theil jo verfjchiedenartiger Natur find, 
daß von einem gemeinjamen fachkundigen Verſtändniß der Abtheilungen nicht 
immer die Nede fein kann. Dies kann unter Umjtänden Majoritätsbildungen zur 
Folge haben, bei denen die Sachkunde nicht völlig zu ihrem Rechte kommt. Zwar 
wird, worauf auch jchon in der legten Denkſchrift hingewiejen wurde, eine Gleich— 
mäßigfeit der technifchen Entjcheidungen dadurd zu erreichen verſucht, daß in den 
Abtheilungen Heinere Spruchfollegien für verwandte technische Gebiete gebildet 
werden. Hiermit it aber wieder der Nachtheil verknüpft, daß die Abtheilungen 
dadurch im Uebrigen ihres Zuſammenhanges beraubt werden. Dem rechtsfundigen 
Vorjigenden allein it es bei der Eigenart der in Frage jtehenden, weſentlich 
technischen Geſchäfte und bei jeiner fonjtigen Thätigfeit in der Behörde in den 
großen Abtheilungen gegenwärtig nicht möglich, die wachjenden Gejchäfte zu übers 
jehen und den inneren Zuſammenhang der Abtheilungen aufrecht zu erhalten. 

Trotz diejer Schwierigfeiten läßt ſich behaupten, daß die Bearbeitung der 
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Anmeldungen gründlicher, einheitlicher und jicherer geworden iſt. Freilich bleiben 
den Abteilungen auch für die Zukunft noch mancherlei Aufgaben zu löfen. 

Der Schwerpunkt der deutjchen VBorprüfung wird nicht nur in der Prüfung 
der Neuheit und Patentjähigfeit des Anhalt der Anmeldungen, jondern zugleich 
in der jorgfältigen Zeititellung der Erfindung nach ihrer rechtlichen Seite erkannt. 
Denn hierdurch erſt wird der woirthichaftliche Werth des Patent3 jichergeitellt. 
In diefem Punkte berühren jich die Aufgaben der jurijtiichen und der technologi- 
ihen Wiſſenſchaft auf das Innigſte, und es liegt deshalb gerade in dem Berufe 
der Abtheilungen, dieſe wichtige Frage nach einheitlichen Gejichtöpunften zu be— 
handeln. 


Redaktion der Patentfchriften. 


Die Redaktion der Patentjchriften und die Formulirung der Patentanjprüche, 
um welche es ji hier namentlich handelt, it durch Entjcheidungen der Gerichte 
von erhöhter Bedeutung geworden. Das Neichögericht hat in mehreren Ent: 
jheidungen den Grundjaß ausgeſprochen, daß auch eine theilweife Verlegung eines 
Patents möglich jei und daß auc die jogenannten Rombinationspatente theilweiſe 
verlegt werden können, jofern die Verlegung einen für die Kombinationswirkung 
wejentlihen Theil des Ganzen trifft. Dabei joll für die Frage der Verlegung 
auch der Umstand von Bedeutung jein, ob der betroffene Theil an und für ſich 
zur Zeit der Anmeldung neu gewejen iſt. Dieſe Grundjäge jind in der Praris 
nicht jelten mißverjtanden worden, theil3 von den Patentinhabern oder deren 
Vertretern, welche daraus den Anlaß zu ungerechtfertigter Erweiterung abjichtlich 
beſchränkter Butentrechte entnehmen, theils auch von den Gerichten, indem von 
denjelben die Prüfung der Neuheit, welche ausjchließlih dem Patentamt zujteht, 
vor ihr Forum gezogen wird. ine derartige Unficherheit der Patentrechte hat 
das Patentamt veranlagt, der Nedaftion der Patentjchriften eine erneute und an— 
dauernde Aufmerkſamkeit zuzuwenden. Die Bejtrebungen gipfeln darin, neben 
dem Patentanſpruch auc die Bejchreibung, welche für die rechtliche Auslegung 
des Patents im Laufe dev Zeit zu jehr in den Hintergrund getreten war, zu 
einem wirkfjameren Hilfsmittel der Auslegung des Patents zu geitalten. Während 
der Patentanſpruch die Erfindung ihrem Sinne nach definirt, joll die Beſchreibung 
hierzu die möglichſt klare technische Erläuterung geben. Sie ſoll zu diefem Zweck, 
thunlichht unter Anführung beitimmter Quellen den Stand der Technik, auf welchem 
die Erfindung ſich aufbaut, und die Unterjchiede des Alten und Neuen, gegebenen: 
falls auch das Material, welches die VBorprüfung berücjichtigt hat, erkennen 
lafjen. Hierdurch joll ſowohl die zutreffende Begrenzung, als auch eine Stärkung 
der Patentrechte erzielt werden. Denn die Beachtung dieſer Grundjäge ſchützt 
einerjeitS den Patentinhaber dor Angriffen, welche sich lediglich auf Material 
jtügen, das jchon in dem Prüfungsverfahren berüdjichtigt worden ift. Anderer— 
jeits bewahrt es den Verkehr vor dem vielfach üblichen Verfahren, daß der An— 
melder während des Prüfungsverfahrens ji) den vom Patentamt geforderten 
Beichränfungen unterwirjt, um jpäter den Intereſſenten gegenüber den weiteren, 
vom Patentamt ausdrücklich nicht bewilligten Schuß in Anfpruch zu nehmen. 

Auch die Frage der jogenannten Nbhängigfeitspatente hat die VBedeutfing 
einer zutreffenden Zeitjtellung der Batentjchrift erneut in den Vordergrund gerückt. 
Die Frage, um die es jich hier handelt, it in ihrer allgemeinen Beziehung in 
der legten Denkſchrift ausführlich erörtert. Inzwiſchen hat das Reichsgericht 
prinzipiell entjchieden, daß gemäß $ 3 Abjak 1 des Patentgejeges dem Patentamt 
nur die Prüfung dariiber zuſteht, ob der Gegenjtand einer Anmeldung mit dem 
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Gegenitand einer früheren Anmeldung ſich ganz oder theilweife dedt (Ndentität 
der Erfindungen), während die davon verjchiedene Frage, ob eine Erfindung die 
Benugung einer anderen Erfindung vorausjegt (fogenannte Anhängigfeit der Er— 
findungen), der Zultändigfeit der ordentlichen Gerichte unterjteht. Das Reichs— 
gericht hat ausgeiproden, daß, ſofern beabjichtigt geweſen jei, auch die Ent 
ſcheidung über die jogenannte Abhängigkeit endgültig dem Patentamt zu über: 
tragen, dieſe Abficht in dem Gejege nicht in rechtsverbindlicher Weife zum Aus» 
druck gebradht jei. Ueber die Rückwirkung diejes Grundjages auf die Praris 
lajjen jich bei der Kürze der jeit der Entſcheidung verfloffenen Zeir abſchließende 
Mittheilungen noc nicht geben. Ginjtweilen glaubt das Patentamt, durch eine 
zwedmäßige Nedaktion der Patentſchriften den Betheiligten jelbit, und im Streit— 
falle den Gerichten, die Auslegung der Patente auch im Anhängigkeitsfalle er: 
lfeichtern zu müſſen. Es wird daher auch dann, wenn der Fall der theilweiſen 
Identität nicht vorliegt, zur Klarſtellung des Wejers einer neu zu jchüßenden 
Erfindung und zu ihrer Abgrenzung gegenüber Bekanntem oder vorher Geſchütztem 
auf früher ertbeilte Patente, jei es in der Bejchreibung, jei es im Anſpruch, bins 
gewiejen. Diejer Hinweis joll aber lediglich thatjächliche, technische Bedeutung 
haben, jo daß die Nechtsfrage, ob die Ausübung des neu zu ertheilenden Patents 
nicht ohne Eingriff in das in Bezug genommene ältere Patent jtattfinden fann, 
für die gerichtliche Entjcheidung offen bleibt. 

Mit der Frage der Definition der Erfindung iſt untrennbar verbunden Die 
Brage der Einheitlidhfeit der Anmeldungen, welche die Abtheilungen nicht 
minder lebhaft beichäftigt. Nach $ 20 des Patentgeſetzes iſt für jede Erfindung 
eine bejondere Anmeldung erforderlich, worunter die Praxis veritebt, daß der 
Inhalt der Anmeldung durch einen patentfägigen Erfindungsgedanfen zuſammen— 
gehalten werden muß. Da bei manchen Anmeldern in mißverjtändlicher Auffafiung 
ihrer Intereſſen die Neigung bejtcht, die Anmeldungen mit einer Reihe über— 
flüffiger oder nicht zufammenbhängender Dinge zu beladen, jo hält es das Rutent- 
amt für jeine Aufgabe, bei derartigen Anmeldungen jowohl auf eine Ausicheidung 
des MWeberflüffigen, als auch, jofern die Anmeldung mehr als eine Erfindung 
enthält, auf eine Zerlegung der Anmeldungen in ihre von einander unabhängigen 
Beltandtheile hinzuwirken. Auch im dieſem Punkte it die Nechtiprechung der 
Gerichte über die theilweije Verlekung von Patenten von Einfluß gewejen. Er— 
fahrungsgemäß bereiten gerade Diejenigen Patente dem betheiligten Verkehr die 
meilten Schwierigfeiten, deren Auslegung in Folge dev Verquickung mehrerer 
technischer Gedanfen dehnbar und willkürlich jein fann. Die Erfahrung bat 
andererjeitö gelehrt, daß der einlichtige Anmelder mit der geforderten Trennung 
der Anmeldung gern einveritanden it, da die Vortheile der Sicherheit und Klar: 
heit des im Sinne der Einheitlichfeit der Erfindung feitgeftellten Rechts die durd 
die Trennung erforderlichen Stojten einer etwaigen zweiten Anmeldung auf den 
ausgejchiedenen Theil veichlich aufwiegen. 


Befchwerdeverfahren. 

Die Zahl der Bejchwerden, welche im Jahre vor der Patentreform (1890) 
2955 betrug, war im Jahre 18091 auf 2337 und im folgenden Jahre auf 1233 
geiunfen. Seitdem hat wieder, im Großen und Ganzen entjipredyend den ver: 
mehrten Anmeldungen, eine langjame Zunahme jtattgefunden. Am Jahre 1893 
wurden 1639, im Jahre 1894 1787 und im Nahre 1895 2030 Bejchwerden 
eingelegt. Bon den Bejchwerden des Jahres 1891 wurden 1410, von den Be— 
jhwerden der nächiten drei Jahre entiprechend 675, 259, 1044 zurüdgewiejen, 
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es famen aljo auf je 100 Beichwerden 1891 64,,,, 1892 60,4,, 1893 63,3,, 
1894 62,55 Abweilungen. Die Zahlen beweijen, daß die Entjcheidungen in den 
verjchiedenen Jahren in der Hauptſache gleichmäßig ausgefallen jind. Für das 
Jahr 1895 lafjen fi, da ein Theil der Beſchwerden noch im Gejchäftsgange ift, 
die Ergebnifje noch nicht mitteilen. Uebrigens können die obigen Zahlen nicht 
dahin verjtanden werden, daß die Bejchwerdeinjtanz in allen Fällen, in denen 
ihhließlich eine Anerkennung erfolgt ijt, die Enticheidung erjter Inſtanz gemiß— 
billigt hätte. Vielmehr find die Fälle nicht jelten, in denen der Bejchwerde jtatt- 
gegeben wird, weil der Anmelder jih nachträglich entjprechend bejchränft oder 
durch neue Unterlagen und Beweismittel die Anmeldung zutreffend ergänzt hat. 

Von Einjprehenden find Bejchwerden erhoben: 1891 211, 1892 160, 
1893 217, 1894 246, 1895 rund 250. Auf 100 Einjprüche kommen hiernach 
1891 18, 1892 14, 1893 16, 1894 19, 1895 21 Bejcdhwerden. 

Die Neuordirung des Bejchwerdeverfahrens durch das Geſetz vom 7. April 1891 
bat ſich aud in den Ichten Jahren bewährt. Die volljtändige Trennung der 
Snitanzen, die Behandlung der Beichwerden durch gejchlofjene Kollegien und die 
obligatorijche mündliche Verhandlung, jobald einer der Betheiligten darauf ans 
trägt, find werthvolle und unentbehrliche Beſtandtheile des Patentprozejjes ge- 
worden. Namentlich wird die mündliche Verhandlung jowohl von dem Patent— 
amt, als aud) von den Betheiligten immer mehr als ein jegenreiches Hilfsmittel zur 
Aufklärung zweifelhafter Thatjachen und zur Vorbereitung der Entſcheidung geſchätzt. 

Im Einzelnen muß allerdings auch das Verfahren in Beichwerdejachen nod) 
als ausbildungsfähig bezeichnet werden. Insbeſondere wird durch eine weitere 
zwedmäßige Zufammenfajjung der verjchiedenen Spruchkollegien der Beſchwerde— 
inftanz auf die erhöhte Sicherjtellung einer einheitlichen Rechtſprechung Bedacht 
zu nehmen fein. Bereit3 in der legten Denkjchrift wurde hervorgehoben, daß 
der Vorſitz in den Bejchwerdeabtheilungen neben dem Präjidenten in der Hand 
von vier nebenamtlichen rechtöfundigen Mitgliedern liege und daß ich hiers 
aus bei zunehmender Zahl der Situngen und mündlichen Berhandlungen mehr 
und mehr eine die Einheitlichfeit der Nechtiprehung gefährdende Sfolirung, der 
einzelnen Spruchkollegien ergeben müfje. Die Erfahrungen der legten Jahre haben 
dieje Beſorgniß bejtätigt. Die Gejchäfte der Bejchiwerdeabtheilungen haben jtarf 
zugenonmmen. Wbgejehen von der jteigenden Zahl der Beſchwerden und dem 
Hinzutritt der Bejchwerdejachen in Waarenzeichenangelegenheiten, ijt die Behand— 
fung der Sachen jelbjt, theil$ in Folge des Anwachjend des Stoff3 und des 
Hervortretens zweijelhafter allgemeiner Fragen, theild in Folge der vermehrten 
mündlichen Verhandlungen, ſchwieriger und umftändlicher geworden. Die Zahl 
der Situngen betrug im Jahre 1893 122, 1894 141 und 1895 151. Im 
Durchſchnitt ift die einzelne Sitzung mit 15 Sachen bejegt. Mündliche Verhand— 
lungen haben 1893 444, 1894 579, 1895 616 jtattgefunden. Cine weitere 
Steigerung iſt vorauszujehen. 

Bei einer joldhen Entwidelung läßt ſich die Nebenamtlichkeit des Vorſitzes 
in der Beſchwerdeinſtanz auf die Dauer fhwer aufrechterhalten. Vielmehr wird, 
was auch fchon in der legten Denkichrift angedeutet wurde, auf den Erjaß der 
nebenamtlichen Vorſitzenden dur ein oder zwei bejondere hauptamtlihe Mit- 
glieder Bedacht zu nehmen fein, unbejchadet des im Allgemeinen wohl bewährten 
Prinzips der Nebenamtlichleit bei den techniſchen Mitgliedern. Eine ſolche 
Maßnahme würde e3 auch möglich machen, die hauptamtlichen rechtskundigen Mit- 
glieder eriter Inſtanz in ihrer zweitinjtanzliden Thätigkeit zu entlajten und ihren 
eigentlihen Funktionen zurüdzugeben. 
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Nichtigkeitsverſahren. 


Die Zahl der Nichtigkeits- und Zurücknahmeanträge betrug, wenn der Zeit— 
raum der letzten 10 Jahre in Betracht gezogen wird, im Durchſchnitt jährlich 
90 bis 100. (Bergl. auch Anlage 1.) 

E3 find eingegangen im Jahre 


IE 0 113 
1887 u 2.0 ee ; 97, 
188 ee | ||} 
IE an et 83, 
111. 1 86, 
ISWE:- a a 92, 
1U0R u Sees 25 ya: 62, 
1.2); WE a ee ze 87, 
180 194, 
1895 . 116, 


zufammen . . . 1028 Anträge. 


Hiervon find 928 Nichtigkeitö- und 100 AZurüdnahmeanträge. 

Die niedrige Zahl des Jahres 1892 ſtellt eine Ausnahme dar, welche viel= 
leicht durch die im Jahre 1891 erfolgte Einführung der gejeßlihen Nichtigkeits— 
gebühr von 50 ME. erklärt wird. Die hohe Zahl des Jahres 1894 hängt mit 
der Beitimmung des S 28 Abſatz 3 des Patentgefeßes vom 7. April 1891 zus: 
ſammen. Hiernach ijt die Nichtigkeitsflage nach Ablauf von 5 Jahren jeit dem 
Tage der über die Patentertheilung erfolgten Bekanntmachung nicht mehr jtatt= 
haft. Dazu bejagt Artikel IL des Gejeges, dieſe Beitimmung jolle auf die am 
1. Oktober 1891 jchon beitehenden Patente mit der Maßgabe Anwendung finden, 
daß der Antrag mindejtens bis zum Ablauf von 3 Jahren nad) dem Inkraft— 
treten des Geſetzes jtatthaft jei. Demzufolge lief für die Nichtigkfeitsflagen gegen 
alle Patente, die vor dem 1. Oftober 1889 ertheilt worden find, und wegen 
deren Ertheilung die Bekanntmachung vor diefem Tage erfolgt it, die äußerſte 
Friſt mit dem 30. September 1894 ab. Wie zu erwarten war, jind daher im 
Sabre 1894 bejonders viele Nichtigfeitsanträge eingegangen; im September 1894 
allein 74. 

Was den Ausfall der Nichtigfeit3 und Zurücknahmeklagen anlangt, ſo ſind, 
wie die Anlage 3 ergiebt, in den legten 10 Jahren im Ganzen 197 Patente 
vernichtet oder zurücdgenommen Nußerdem find theilweije vernichtet oder zurück- 
genommen 109. Dieje Zahlen find im Verhältniß zu der Zahl der ertheilten 
Patente gering. Cine weitere Berechnung ergiebt, daß jeit dem Jahre 1877 ins— 
geſammt auf 1000 Ertheilungen nur 4,, völlige und 2,, theilweile VBernichtungen 
oder Zurücknahmen fommen. Die amtliche VBorprüfung der Anmeldungen bat 
aljo im Wejentlichen ihre Aufgabe, thunlichſt unanfechtbare Patente zu jchaffen, 
erfüllt. 


III. Gebrandsmuiter. 
Statiſtik. 


Die Zahl der Gebrauchsmuſteranmeldungen iſt, wie. die Anlage 6 ergiebt, 
im fortwährenden Steigen begriffen und erreicht im laufenden- Jahre fait das 
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Doppelte der im Zahre 1892 eingegangenen Anträge. Seit dem Bejtehen des 
Geſetzes gingen ein: 


im lebten — 1891 . .: . 2095 Anmeldungen, 
im Jahre 1892 2.0.9066 " 
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zufammen alio . » 55173 Anmeldungen. 

Auf die verjchiedenen Klaſſen vertheilen jich die Anmeldungen in ſehr uns 
gleichem Maße. An erjter Stelle jteht nach wie vor Klaſſe 34 (hauswirthſchaft— 
lihe Geräthe) mit insgejanmt 6289 Anmeldungen (1891 bis 1894: 4410, 
1895: 1879). Es folgen die Klaſſen 


3 Bekleidungsinduſtrie mit > 2 2 men nn. 23094 
1891 bis 1894: 1696, 1895: 698), 
45 (Yandmirtbichaft: mit . - ee ee 
1891 bis 1894: 1478, 1895: 682), 
33 Hand- und Keilegerätbe) mit . . ee ae et 
(1891 bis 1894: 1574, 1895: 577), 
77 (Sport) nit » . = 2 2. 20 
(1891 bis 1894: 1417, 1895: 609), 
63 (Sattleret und MWagenbau) mit . 2. 2 2 2... 2025 
1891 bis 1894: 1247, 1895: 778), 
64 (Schantgeräthe) mit . We a ee DE 
1891 bis 1894: 1393, 1895: 578), 
37 (Hochbaumeien) mit . ü u u ee EN 
(1891 bis 1894: 1266, 1895: 563), 
30 Geiunpdbeitspflege) mit . ur 20202. .1808 
‘1891 bis 1894: 1179, 1895: sn, 
44 Kurzwaaren) mit 2 2220. Er 9; 
‘1801 bis 1894: 1346, 1895: 447, 
47 (Maichinenelemente) mit . . . 490 
(1891 bis 1894: 1160, 1895: 342. 
42 Inſtrumente mit . . —1 
1891 bis 1894: 1140, 1895: 586), 
4 (Beleuchtung) mit . > = 2 2 een ne... 1619 
«1801 bis 1894: 1067, 1805: 552), 
70 Schreib und Zeichenwaaren u. 1. w.) mit . . . 1501 
1801 bis 1894: 1076, 1895: 425, 
68 (Schloſſerei mit  . te Yan ar er ER 
1891 bis 1894: 1014, 1895: 403), 
21 (Gleftriiche Apparate) mit . . PATE ——— 
1891 bis 1894: 859, 1895: 422), 
36 Heizungsanlagen) mit — 18 
1891 bis 1894: 837, 1895: 406) A 
54 Papiererzeugniſſe u miiii 41134 
‘1891 bis 1894: 793, 1895: 441), 
49 Mecpanifche Metallbearbeitung' mit. -» =» 19087 


‚1891 bis 1894: 738, 1895; 349), 


Die übrigen Kiffen erreichen die Zahl 1000 noch nicht. In mehreren zeigt fich 
der Gebrauchsmujterichup von ganz verjchwindender Bedeutung. So weijt Klaſſe 16 
(Düngerbereitung) nur 4 Anmeldungen auf, Klaſſe 18 (Eifenerzeugung) 9, Klaſſe 29 
(Gejpinnitfajern) 9, Klaſſe 84 (Waſſerbau) 14, Klaſſe 40 (Hüttenwejen) 16, Klaſſe 75 
(Soda) 22. Gar feine Anmeldung it aus Klaſſe 62 (Salinenwejen) eingegangen. 

Die Neihenfolge der Klaſſen in der Anzahl der Anmeldungen it natürlich 
nicht in jedem Jahre die gleiche. Dig obige Zufammenjtellung zeigt, daß das. 
Jahr 1895 mehrere erhebliche Berichiebungen bewirkt hat. Während die Klaſſe 33 
(Hand- und Neijegeräthe) bisher Der Klaſſe 45 (Landwirthſchaft) um, rund 100: 
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Anmeldungen voranging, hat das Jahr 1895 der Klaſſe 45 682 Anmeldungen 
gebracht, d. h fait die Hälfte der in den vorhergehenden 3"/, Jahren überhaupt 
erreichten Summe, und damit ein Emporjchnellen über Klaſſe 33 hinaus bewirkt. 

Iſt bei Einführung des Gebrauchsmuſterſchutzes in eriter Linie an die ſoge— 
nannten fleinen Artikel, an gewerbliche Erzeugniffe für den privaten Gebraud, 
gedacht, jo nehmen doch auch ganz andere Zweige der Jnduftrie fortgejegt die 
Wohlthaten des Gejepes in Anfpruch. Das zeigen z. B. die zahlreichen Anmeld— 
ungen aus den Klaſſen: 


13, Dampfteilel - . 20.0. Im Ganzen 345, 
19, Giienbahn= und Strahenbau ee 2 " 218, 
2, GFilenbahnbetrieb . . a „ 637, 
37, Hochbauweſeen. „21899, 
47, Maichinenelemente . —— — — 1 702, 
65, Schiffsbau und Sciffsbetrieb. Be) " 114, 
74, Signalwein . . = u 312. 


Die bedeutenditen Firmen der Stoßinduftrie find ſtändig unter den Anmeldern 
vertreten. 

Un den 55173 Anmeldungen it das Deutjche Neih mit 51202, aljo über 
92 Prozent, betheiligt, das Ausland mit 3971 oder 7,, Prozent. (Bergl. Anlage 5.) 

Unter den ausländischen Anmeldern fommen bejonders diejenigen aus Deiter- 
reihellngarn, den Vereinigten Staaten von Amerika, Großbritannien und der 
Schweiz in Betracht, welche 

im Sahre 1894 mit beziehungsweije 412, 261, 155, 128, 

im Jahre 1895 mit beziehungsweiie 371, 278, 166, 196 NAumeldungen 
vertreten find. Weniger zahlreich jind Belgien, Frankreich, Schweden-Norwegen, 
Italien und Rußland, nur ganz vereinzelt find die übrigen ausländijchen Staaten 
vertreten. Was Die einzelnen deutjchen Bundesjtaaten anlangt, jo jind an den 
inländischen Gebrauhsmufter- Anmeldungen betheiligt: 


a) Preußen mit . . 2 2000.62 Prozent 
b) das übrige Norddeutichland Be ee 5 
e) Süddeutichland mit - . — 0——— 


Innerhalb Preußens ragen Berlin 1894 mit 2533, 1895 mit 3026 und 
die Nheinprovinz 1894 mit 2100, 1895 mit 2290 Anmeldungen weit über die 
übrigen Gebietötheile hervor. 

Bis Ende 1895 waren 50475 Gebrauchsmuſter in die Nolle eingetragen. 
Die Umjchreibungen in der Rolle in Folge Uebertragung des Schutzrechts, wie 
jie im Jahre 1891 nur einmal erfolgte, erreichten in den Jahren 


1892 22222020. die Zahl 90, 
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find aljo bisher in 958 Fällen erfolgt. 

Der Umfang, in dem die Gebrauchsmuſterrechte thatfächlich zum Gegenjtand 
des Handelöverfehrs gemacht werden, läßt ſich aus diefen Ziffern allerdings ſchon 
deshalb nicht erkennen, weil die Betheiligten häufig die Umfchreibung in der Rolle 
als rechtlich entbehrlich nicht beantragen, auch wenn materiell Aenderungen in der 
Perjon des Eingetragenen eingetreten jind. 

Am 1. Dftober 1894 waren drei Jahre jeit dem Inkrafttreten des Gejebes 
verflojfen, und da nad $ 8 die Dauer des Schutzes drei Jahre beträgt, von 
dem auf die Anmeldung folgenden Tage an gerechnet, jo trat vom 2. Dftober 
1894 an allmälig ein Erlöſchen derjenigen, durch die Eintragung begründeten 
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Schutzrechte ein, für melde nicht durch rechtzeitige Zahlung einer Gebühr von 
60 ME. eine Verlängerung erwirkt it. Won den in der Zeit vom 1. DOftober 
1891 bis Ende 1892 eingegangenen 11161 Anmeldungen hatten 10180 zur 
Eintragung geführt, und von Diejen jind 7 in Folge gerichtlichen Urtheils ge— 
löſcht, 115 in Folge VBerzichts, 8194 durch Zeitablauf erlojchen, 1864 dagegen 
verlängert worden. Während aljo in 80,,, Prozent der Fälle die Anmelder ihr 
Schutzrecht haben verfallen laſſen, it für 18,3; Prozent der Gebrauchsmuſter die 
zweite Gebühr entrichtet worden. Dies zeigt, daß die Anzahl der nicht nur einem 
vorübergehenden Bedürfniſſe gemügenden, im gewerblichen Verkehr werthvolleren 
Neuerungen doch eine verhältnigmäßig große iſt, und läßt einen günjtigen Schluß 
auf die Wirfungen der Einführung des Gebrauchsmuſterſchutzes zu. 


Verfahren. 

Das Verſtändniß des Geſetzes it im Publifum noch verhältnigmäßig wenig 
vertieft und verbreitet, und ſelbſt die Erfüllung der einfachen formellen Erforder- 
nifje der Anmeldungen macht den Eleinen Gewerbetreibenden immer noch bedeutende 
Schwierigkeiten, Eine große Anzahl der Anmelder bedient ſich daher der Hilfe 
von gewerbsmäßigen Vertretern. ine Statijtif hierüber iſt erſt jeit dem Jahre 
1894 geführt worden. In diefem Nahre belief jich die Zahl der von Patent: 
agenten angemeldeten Gebrauchsmujter auf 9400 (von 15259), von den im Jahre 
1895 eingegangenen 17399 Anmeldungen find 10935 von Batentagenten eins 
gereicht worden Der Prozentjag jtellt ich alfo für beide Nahre auf ungefähr 
62 Prozent. Ueber das Verfahren vor der Anmeldejtelle ijt gegenüber den Dar: 
legungen in der vorigen Denkſchrift nur Weniges hinzuzufügen. 

Die Anträge auf Eintragung eines Gebrauchsmuſters werden mit Vorliebe 
zugleich mit Patentanmeldungen geitellt und von deren Ergebniß abhängig gemacht. 
Solche Eventualanmeldungen jind im Jahre 1894 1234, im Jahre 1895 1583 
eingegangen. An 37 Füllen it die Eintragung in die Mujterrolle beantragt umd 
bewirkt, nachdem das Patent bereits ertbeilt war, Die Zahlen beweijen, daß 
mit der Zulafjung der Eventualanmeldungen einen wirklichen Bedürfnijje ent— 
jprochen iſt. Andererſeits haben jich aber auch die Fälle gemehrt, in denen ohne 
berechtigte Gründe eine Verzögerung der Eintragung gewünjcht wird, Den In— 
terejien der Allgemeinheit it es nicht Ddienlich, wenn dev Anmelder jeinem Ges 
brauchsmuſter zwar eine frühe Priorität verichafft, dann aber, ohne daß die be= 
theiligten Gewerbetreibenden von jeiner Anmeldung willen, darauf wartet, bis 
von Anderen die gleiche Neuerung in den Verkehr gebracht wird, und nun erjt 
mit jeinen älteren Anfprüchen bervortritt. Häufig wird die gleichzeitige Patent 
anmeldung auch nur zu dem Iweck eingereicht, um eine Prüfung auf die Neuheit 
des Modells herbeizuführen, damit, falls das Patentamt die Neuheit verneint, 
die Gebrauchsmurteranmeldung zurüdgezogen werden kann uch ſonſt jind Ver— 
ichleppungen der Anmeldungen feitens der Anmelder nicht jelten. Um die fir 
die Allgemeinheit damit verbundenen Uebelitände zu befeitigen, werden die Aus— 
feßungsanträge nur dann zugelajlen, wenn ſie eine innere Berechtigung haben 
und als Bedingung oder Befrijtung des Eintragungsantrags juriftiich Far gefaßt 
find. Anderenfalls werden die Anmelder zur bejtimmteren Formulirung angehalten. 
Namentlich wird grundjäglich daran feitgehalten, daß fich die öffentlihe Befannt= 
machung des Gebrauchsmuſters an die einmal vollzogene Eintragung unmittels 
bar anschließen muß. Mit der Eintragung in die öffentlich ausliegende Rolle 
fommt der Gebrauchsmuiterihug zur Entjtehung, und es hat nunmehr jeder Dritte 
das Recht, die Unterlagen der Anmeldung einzujeben. Unterbfeibt die Bekannt— 
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machung längere Zeit, jo würde hierin eine Benachtheiligung dev großen Mehr: 
beit gegenüber den verhältnigmäßig wenigen Perjonen liegen, die die Gebrauchs 
mujterrolle jelbit einzufehen und dadurch von dem neuen Schugrecht Kenntniß zu 
uehmen Gelegenheit haben, Anträge auf Ausjeßung der Bekanntmachung werden 
daher der Negel nad) nicht berüchichtigt. 

Seit dem 1. Oktober 1894 fommen, wie oben bemerkt, die Gebrauchsmuiter 
allmälig durch Ablauf der gejeplichen Schupfriit zum Erlöſchen. Mit Rückſicht 
hierauf ilt eine befondere Kontrole in Bezug auf das Herankommen diejes Zeit— 
punftes für jedes einzelne eingetragene Gebrauchsmuſter nothwendig geworden. 
Da das Erlöſchen des Schußrechts von Rechtswegen eintritt und eine Mahnung 
zur Zahlung der VBerlängerungsgebühr im Geſetz nicht vorgejehen it, jo iſt es 
grundjäglic” Sache des Inhabers, Ddiefen Punkt im Auge zu haben und durch 
rechtzeitige Zahlung der 60 ME. den Erlöjfchen vorzubeugen. Um jedoch den 
Intereſſen der Betheiligten möglichit entgegenzufommen, erläßt die Anmeldeitelle 
3 bis 4 Wochen vor Ablauf der Schupfriit eine kurze formularmäßige Benach— 
richtigung an den Inhaber darüber, dag jein Schußrecht erlöfchen wird, jofern 
nicht die Berlängerungsgebühr vechtzeitig aezablt wird, Es darf angenommen 
werden, daß Ddieje Mittheilung in vielen Fällen ſich nützlich erweiſt. Freilich 
fommt es auch häufig vor, daß der Anmelder, deſſen Hoffnungen auf die praktische 
und pefuniäre Verwerthung des Muſters ſich nicht verwirklicht haben, die wohls 
gemeinte Mittbeilung des Patentamts zurüchveiit. 

Die Anträge dritter Perjonen auf Löſchung eingetragener Gebrauchsmuiter 
haben ſich zwar vermindert, fommen aber immerhin nicht jelten vor. Die Mein: 
ung, daß ein dem Patentverfahren analoger Einjpruch gegen die Gewährung eines 
Gebrauchsmuſterſchutzes zuitchen und daß die Eintragungen in der Gebrauchs— 
mujterrolle einer Art von Nichtigfeitsperfahren unterliegen müßten, tritt immer 
bon Neuem wieder hervor. 


Aaterielles Recht. 

Der Umfang, in dem die Gerichte mit Enticheidungen über Fragen des 
materiellen Gebrauchsmuſterrechts befaßt Find, läßt fich nicht genauer feititellen. 
Im Verhältniß zu der großen Zahl der Anmeldungen und der materiell offenbar 
unbegründeten Gintragungen iſt die Zahl der zur Kenntmiß des Patentamts 
fommenden Grfenntnifje unbedeutend. An den meiiten Fällen handelt es jih um 
die Frage der Neuheit. Auch der Begriff des Gebrauchmujters, die Schupfäbigfeit 
des Modells an ich im Sinne des 8 1 des Geſetzes, iſt vielfach erörtert. 
Namentlich ſind inzwiichen jeitens des Neichsgericht3 fir die Auslegung des Ge— 
jeßes mehrere wichtige Enticheidungen ergangen. Abgeſehen von wiederholter 
Begrenzung des Begriffs der offenfundigen Benugung in jpezieller Beziehung auf 
das Gebrauchsmuſterweſen, hat das Neichsgericht feitgeitellt, daß die Beſchreibung 
des Modells integrivender Beltandtheil der Anmeldung it, und daß daher als 
das angemeldete und geſchützte Modell auch nur dasjenige angejehen werden fann, 
welches dieſe bejchriebene neue Gejtaltung oder Vorrichtung zeigt. Weicht alio 
die bei der Anmeldung übergebene Nachbildung von der Beichreibung ab, jo ilt 
die lehtere maßgebend, und durch die von einem Dritten bewirften Herſtellung 
eines mit dem überreichten Modell übereinjtimmenden Gegenjtandes iſt das Recht 
des Gebrauchsmuiterinhabers nicht verlegt. Am einer anderen Entjcheidung it 
das Abhängigkeitsverhältniß ziwiichen mehreren zum Theil übereinjtimmenden Ge— 
braudhsmujtern erörtert und find dabei die für das Patentrecht geltenden Grund» 
ſätze entjprechend zur Anwendung gelangt. Handelt e8 jich um ein dem Kombinations— 
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patent analoges, in der neuen Verbindung einzelner Theile zu eigenthümlichem 
Zweck bejtehendes Gebrauchsmufter, jo it, wie dort, eine Rechtsverletzung an— 
zunehmen, wenn der jpätere Erfinder aus dem älteren Modell auch nur die Zus 
jammtenjeßung der wejentlichen Theile zu gleichen Zweck benußt, jelbjt wenn das 
hinzugefügte Neue für ſich ſchutzſähig üt. Das etwa erworbene Patentrecht darf 
er ohne Erlaubniß des früher Eingetragenen nicht ausüben. 

Eine wichtige Entjcheidung des Neichsgerichts ift vor Kurzem dahin er: 
gangen, daß jolche Gegenstände, bei denen die Wahl eines gewiljen, an jich bes 
fannten Materials für den Gebrauchszweck beſtimmend it, nicht als Gebrauchs» 
muſter angefprochen werden fünnen. Selbjt wenn man, jagt das Neichsgericht, 
in der Anwendung eines befannten Stoffes zu befanntem Zweck in bekannter 
Form eine Anordnung im Sinne des S 1 des Geſetzes finden will, jo fehlt 
jolcher Anordnung doc; die Neuheit, wenn ſie nichts thut, als die befünnten 
phyſikaliſchen Eigenschaften eines befannten Stoffes für einen befanuten Zweck in 
befannter Form ammwendet. Damit ijt zahlreichen Eintragungen der vechtliche 
Boden entzogen. 

Bemerkenswerth it auch, day Das Neichsgericht nunmehr grundſätzlich aus— 
gejprochen bat, ein Arbeitsvorgang, ein technischer Prozeß fünne Gebrauchsmuſter— 
ſchutz nur injfofern erlangen, als durch jeine neue Geſtaltung auch eine neue Form 
der ihm dienenden Vorrichtung bedingt wind Nicht nur deshalb, jondern auch 
aus dem weiteren Grunde, weil der Apparat als Majchine überhaupt nicht Schuß 
fähig fei, ift die Eintragung eines Apparats für wirkungslos erklärt, welcher aus 
einer Neihe jelbititändiger, bejunderen Arbeitsvorgängen dienender VBorrichtungen 
zu einen einheitlichen Geſammtzweck zufammengejept war. Auch dieſe Entfcheidung 
enthält eine fir die weitere Entwidelung des Gebrauchsmujterwejens bedeutjame 
Beichränfung des materiellen Gebrauchinmiterrechts. In welcher Richtung fie 
wirfen wird, läßt ich noch nicht jagen. Insbeſondere bleibt abzuwarten, ob 
diefe Nechtsgrundjäge die betheiligten Kreile davon abhalten werden, nach wie 
vor nicht jchußberechtigte Anmeldungen zur Eintragung zu bringen. 


IV. Waarenzeiden. 
Allgemeines. 


Tas Geſetz zum Schuß der Waarenbezeichnungen vom 12. Mai 1894 it 
am 1. Oftober 1894 in Kraft getreten. Seine Durchführung in der Praxis ijt 
noch nicht völlig abgeſchloſſen. Es liegt vielmehr in der Natur der Sache, daß 
bei der Kürze der verjlojfenen Zeit die Behandlung einer Neihe grundfäglicher 
Fragen noch im Fluſſe ift. Much bat das Geſetz jelbit im 8 24 für die unter 
der Herrichaft des Geſetzes über Markenſchutz vom 30. November 1874 bei den 
Gerichten regiitrirten Marfen eine Uebergangszeit bis zum 1. Oftober 1898 feſt— 
gejest. Ein Theil diefer Marken it noch micht in die Yeichenrolle des Patent: 
amts übernommen. Es kann deshalb gegenwärtig noch nicht ein abjchliegendes 
Urtheil über die Wirkiamfeit des neuen Geſetzes, jondern mur ein allgemeines 
Bild über jeine erjte Einführung in die patentamtliche Praris gegeben werden. 
Auch iſt von Entjcheidungen der Gerichte auf Grund des neuen Rechts bisher 
wenig wenig bekannt geworden. 


Vorprüfung. 


Das Gejeg von 12, Mai 1894 hat einen Wechjel des Syſtems gebrad)t. 
Während früher bis auf wenige Ausnahmen jeder Anmeldung die Eintragung in 
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da Zeichenregiiter folgte, vorbehaltlich der Entjcheidung des Streitfalld vor dem 
ordentlichen Richter, befchließt im Allgemeinen jet das Patentanıt über die Schuß- 
fähigkeit eines Zeichens, wenn es ſich um die Eintragung, regelmäßig auch, wenn 
es jih um die Löſchnng handelt. Nur in gewilien Fällen läßt das Gejeh einen 
nachträglichen gerichtlihen Angriff gegen cin eingetragenes Zeichen zu. Der 
Schwerpunft der Thätigkeit des Patentamts, über welche im Folgenden zu be— 
richten jein wird, liegt deshalb in der amtlichen Borpriüfung der angemeldeten 
Zeichen. 

Für die Zwecke diejer VBorprüfung find die Waaren, für die ein Zeichen 
bejtimmt jein fann, in 42 Waarenklaſſen eingetheilt worden. Einige der größeren 
Klaſſen haben Unterklaffen erhalten. Die Nlafjeneintheilung, welche aus der 
Anlage 7 erjichtlich it, lehnt jich zum Theil an die Gewerbeklaſſen der amtlichen 
Gewerbejtatiitif, zum Theil an die Patentklafjen, zum Theil an ausländifche 
Mufter an und hat ſich bisher bewährt. Die Prüfung ift formeller und materieller 
Natur. Eritere betrifft hauptjächlich die Formalien des Geſuchs, die Feititellung 
des früheren gerichtlichen odes des im Auslande ertheilten Schußes, Yeßtere die 
Feſtſtellung der materiellen zeichenrechtlichen Borausjegungen der Eintragung und 
diejenigen Punkte, welche vom Geſetz als Verfagungsgründe aufgejtellt find. Zu 
den Vorausjegungen der Eintragung gehört, abgejehen von einem zur Unter: 
jheidung von Waaren verjchiedener Gewerbetreibenden geeigneten „Waarenzeichen“ 
im Einne des $ 1 des Geſetzes ein geeigneter Gefhäftsbetrieb des Ans 
melders und ein Berzeihniß der Waaren, für weldhe das Zeichen be= 
ſtimmt iſt. 

Geſchäftsbetrieb. 


Das neue Geſetz bat die Anlehnung des Zeichenrechts an die Firma aufs 
gegeben und den Kreis der Zeichenberechtigten von den firmirenden Kaufleuten 
und Gefellichaften auf alle vechtsfähigen Perſonen, welche Waaren beritellen oder 
vertreiben, ausgedehnt. In welchem Umfange von diefer Erweiterung des Rechts 
Gebrauch gemacht wird, läßt ſich ziffermäßig nicht feititellen. Außer Kaufleuten 
und Fabrifanten Find fiskaliſche Anstalten, Landwirthe, Waldbejiger, Gärtner, 
Weinbauer, Hopfenbauer, Mineralquellbeiiger, Aerzte und Handwerker als Zeichen 
anmelder aufgetreten. 

Mehrfach hat ſich das Bedürfniß geltend gemacht, Zeichen für verjchiedene 
Betriebe unter Schuß zu Ttellen, die in einer anderen Weife, als durch Einheit 
des Inhabers, mit einander zujammenhängen. Bier it zwar bei dem Mangel 
eines einheitlichen Rechtsſubjekts eine gemeinjchaftliche Anmeldung nicht jtatthaft, 
doch kann das Ziel in der Weile erreicht werden, daß die Eintragung von einem 
Theilnehmer nachgejucht wird und diejer fich zur Gejtattung der Benußung aegen- 
über den übrigen Mitgliedern der Bereinigung verpflichtet. Auf diefem Wege 
jind beijpielsweife für den Verband denticher Chofoladefabrifanten, den Verband 
deutjcher Kaffeeimporteure und Slaffeeröftereibeiiger „Danja*, und den Verband 
deutjcher Haarhutfabrikanten Zeichen zur Anmeldung gelangt. 


Waarenverzeichniß. 

Früher war mit der Anmeldung ein Verzeichniß der „Waarengattungen“ 
beizubringen, das neue Geſetz verlangt ein Verzeichniß der „Waaren“. Das 
Geſetz bat indejjen zweifellos nicht gewollt, daß die im Intereſſe der Sicherheit 
des Zeichenſchutzes vorgeichriebene Spezialifirung der Waaren auf alle einzelnen 
Waaren ausgedehnt werde, die im gejchäftlichen Verkehr überhaupt noch begrifflich 
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unterschieden werden. Denn die Durchſicht irgend eines Preisverzeichnifjes von 
einem mittleren Gejchäfts- oder Fabrifationsbetriebe ergiebt, daß bei joldher Aus— 
führlichfeit manches Waarenverzeihnig mehrere Drudjeiten füllen würde, ohne 
daß damit den Anterejjen des Anmelders oder des Zeichenverfehrs gedient wäre. 
Die neue Borichrift wird daher jo veritanden, daß, abgejehen von Fällen, in 
denen nur ganz bejtimmte Waaren durch ein Zeichen gededt werden jollen, wie 
3. B. ein Arzneimittel durch ein nenes Wort, die Waaren in der Negel gruppen 
weile zujammenzufaflen jind. Wie eng oder umfajjend die Gruppen jein dürften, 
richtet ji nach den Umſtänden. Wefentlich it, daß das Waarenverzeichniß zu 
den geichäftlichen Bedürfniß des Anmelders in einem angemeſſenen Verhältniß 
ſteht. Unter dieſer VBorausfegung hat jogar ein nach der Begründung des Ent— 
wurfes als unzuläſſig aufgeführter Ausdrud — „chemiſche Produkte“ — wieder: 
holt in Waarenverzeichnifien Aufnahme finden künnen. So belief jich z. B. der 
von einer chemiſchen Fabrik eingereichte Waarenkatalog auf 100 Druckſpalten zu 
je etwa 75 einzelnen Waaren, welche nicht anders als unter einem Gejammtnamen 
zujammenzufafen waren. Noch weniger iit bei größeren Erportfirmen, welche 
die verjchiedenartigiten ihmen in Auftrag gegebenen Waaren bejchaffen und ver— 
treiben, eine weitgehende Spezialifirung des Waarenverzeichnijes durchführbar. 


Freizeichen. 


Bei der weiteren Vorprüfung der Anmeldungen ſpielt, den Abſichten des 
Geſetzes entſprechend, die Freizeichenfrage eine beſondere Rolle. Die bisherige 
Unſicherheit des Rechts auf dieſem Gebiete und die Vielſpaltigkeit der Verhält— 
niſſe machen die Ermittelnng. ob ein angemeldetes Zeichen die Eigenſchaft eines 
Freizeichens bejigt, vor allen anderen Fragen zu einer jchiwierigen und zeitraubenden. 

Scon vor dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes hatte jich das Patentamt 
an die deutichen Handelsfammern und an eine größere Anzabl kaufmännijcher 
und gewerblicher Vereine, im Ganzen an mehr als 200 Vereinigungen, mit dem 
Erſuchen gewendet, diejenigen Zeichen mitzutheilen, welche in den betreffenden 
Sntereffengebieten für gewiſſe Wanren allgemein bemugt werden. Auf Ddiejes 
Erjuchen jind 185 Antworten eingegangen, von denen 95 dahin fauteten, dal 
in den betheiligten Streifen Freizeichen nicht beitänden oder nicht bekannt jeien. 
Der Inhalt der übrigen Antiworten wurde behufs Ergänzung und Berichtigung 
im Waarenzeichenblatt veröffentlicht und fir jede Klaſſe und Unterklaſſe in be= 
jonderen Freizeichenaften niedergelent. 

Das Ergebniß der Umfragen bietet den Ausgangspunkt für die Freizeichen- 
prüfung. Iſt ein Zeichen mit einem angeblichen Freizeichen übereinjtimmend oder 
jonit verwechjelungsfäbig, jo wird zunächſt dev Anmelder zur Erklärung darüber 
aufgefordert, ob er die Freizeicheneigenjchaft anerfennen oder ob und aus welcden 
Gründen er ein Individualrecht an dem Zeichen geltend machen will. In legterem 
Falle wird bei derjenigen Körperichaft, die das Freizeichen gemeldet hatte, unter 
Mittheilung der Aeußerung des Anmelders Nüdfrage dahin gehalten, welche Um— 
Hände für die Angabe über die Freizeicheneigenjchaft bejtimmend gemwejen find, 
insbejfondere von welchen Gewerbetreibenden und im welcher Zeit das Zeichen 
geführt worden it. Nach diefer Nichtung it ein reger Schriftverfehr mit Handels— 
fanımern, Vereinen uud größeren Gewerberreibenden im Gange, und es verdient 
die Grümdlichkeit, meiſt auch die Promptheit, mit der die Erjuchen des Patents 
amts im Intereſſe der Allgemeinheit erledigt werden, volle Anerkennung. 
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Wenn durch die Antivort nicht noch weitere Verhandlungen veranlaßt werden, 
oder wenn jich nicht ergiebt, daß die angeführten Umstände zur Annahme eines 
Freizeichens offenbar ungenügend jind, dann wird zur Beweiaufnahme gejchritten. 
Dieje ergiebt mitunter, daß die vorangegangenen Mittheilungen auf perjünliche 
Auffaflungen der Betheiligten jelbit zurückzuführen find, wie denn überbaupt die 
gutachtlichen Aeußerungen aus dem betheiligten Kreiſe in der Freizeichenfrage 
einer vorlichtigen Nachprüfung durch die Behörde bedürfen. 

Vereinzelt kann allerdings eine weitere Beweisaufnahme entbehrt werden. 
So, wenn Notorietät vorliegt, wie bei dem rothen Kreuz als reizeichen für alle 
Waaren, die mit der Gejundheitspflege zufammenhängen, bei Hammer und Schlägel 
für die Wauren der Montaninduftrie, bei dem Bild des Bods für Bier u. j. w. 
Bisweilen genügt ein urkundlicher Beweis. So, wenn rechtsfräftige Urtbeile, 
Geſchäftsbücher, Nechnungen, Breisverzeichnifie und dergleichen vorgelegt werden, 
In der Negel erfolgt Zeugenvernehmung mittels Erjuchens der zultändigen Amts— 
gerichte, Gehen die Bewersprotofolle ein, jo wird den Anmelder Gelegenheit 
gegeben, das Beweismaterial einzujehen und jeine Eimvendungen vorzubringen 
Alsdann wird Beichluß gefaßt. Unter den 183 wegen Freizeicheneigenjchaft nicht 
zur Eintragung gelangten Anmeldungen find die meilten durch freiwillige Zurück— 
nahme der Anmeldung nad der Beanftandung erledigt Nechtskräftige Enticheid- 
ungen über die Freizeicheneigenſchaft Find bisher nur in vercinzelten Fällen er— 
laljen worden, vielmehr ind die wichtigeven Streitfälle über Freizeichen noch in 
der Schwebe, woraus ſich auch erklärt, daß eine offizielle Freizeichenliſte noch 
nicht bat befannt gegeben werden fünnen. Die vechtsfräftig feltgeitellten Frei— 
zeichen werden jeinerzeit im Maarenzeichenblatt veröffentlicht werden. Auch von 
einer abjchließenden Feſtſtellung des Freizeichendegriffs in rechtlicher Beziehung 
fann unter jochen Umſtänden noch nicht die Nede jein Indeſſen hat das Patent: 
amt bisher in der Hauptiache dev Auffaſſung des Neichsgerichts, wie fie in Band 3 
Seite 78 und Band 24 Seite 74 der Enticheidungen in Eiviljachen hervortritt, 
ih angeſchloſſen. Das Yeichen muß Danach, um Freizeichen zu jein, nicht mur 
in einem verhältnißmäßig allgemeinen Gebrauch jtehen, ſodaß es im Verkehr 
nicht mehr als individuelles Nennzeichen gilt, jondern es muß diefer Gebrauch 
auch ein Freier gewejen jein. Gr darf micht gegen den ausdrüdlich oder durch 
ihlünige Handlungen erklärten Willen des uriprünglich Berechtigten ſich entwidelt 
haben. 

Schwierigfeiten bejfonderer Art haben ſich namentlid) in den Klaſſen der 
Arzneimittel und Genußmittel bei der Anmeldung von Worten ergeben, welde 
nachweislich von den Anmeldern Für ihre zum Theil neuerfundenen Waaren zu: 
erit eingeführt und im Werfehr verbreitet und daher bereitS vor Anfrafttreten 
des Geſetzes don einer größeren Anzabl von Gewerbetreibenden benußt worden 
iind. In dieſen Fällen war das Necht der Anmelder auf die Gewährung eines 
Schutzes gegen die bisher nicht zu verhindernde Benutzung der von ihnen eins 
geführten Bezeichnung in Einklang zu bringen mit den Jutereſſen des allgemeinen 
Berfehrs. Hat das Wort int Verkehr nachweislich in Folge vielfacher Verwend— 
ung durch eine größere Zahl von Gewerbetreibenden den Hinweis auf die be— 
jondere Herkunft der Waaren aus den Produftionsjtätten des Einzelnen abge: 
jtreift, dient es vielmehr Lediglich als ein Hinweis auf die Art oder Qualität der 
Waare überhaupt oder tt das Wort bereits zu einer Sorten: oder Waaren— 
bezeihmung geworden, jo wird die Eintragung aus dem Gejichtspunft der Frei: 
zeicheneigenichaft verjagt Die Feititellung dieſer Verhältniſſe bietet meijt weiter: 
gehende rechtliche und thatſächliche Schwierigkeiten. 


in den jahren 1893 bis 1895. 891 


Wortzeichen. 


Die Einführung des Wortzeichenſchutzes durch das Geſetz hat, wie die große 
Zahl der Anmeldungen dieſer Art beweiſt, augenſcheinlich eine fühlbare Lücke 
ausgefüllt. Vielfach werden Wortzeichen auch zur Unterſtützung des Bildzeichen- 
ſchußes angemeldet, indem die eigenartige Inichrift eines figürlichen Zeichens oder 
das dieſem zu Grunde liegende Motiv den Gegenjtand einer bejonderen Wort: 
zeichenanmeldung bildet. So folgt 3. B. der Anmeldung eines figürlichen Hahns 
für Bier die Anmeldung des Wortzeihens „Hahnenbräu“ u. j. w. 

Das Geſetz verjagt die Eintragung, wenn das Zeichen ausſchließlich aus 
Wörtern beſteht, die beſtimmte Angaben enthalten, welche zu der Natur der Waare 
in Beziehung jtehen. Praktisch fommen neben den Angaben über den Ort der 
Herſtellung bauptiächlich die Beſchaffenheits- und Beſtimmungsangaben in Betracht. 
Hier erhebt jich eine Reihe von Fragen, welche der Enticheidung muancherlei 
schwierige Seiten bieten. 

In manchen dieſer Fragen hatte die Abtheilung für Waarenzeichen in Laufe 
der Zeit einen jtrengeren Standpunkt angenommen al3 zu Anfang. Dies gejchah 
namentlich mit Rückſicht auf die inzwiſchen jich häufenden Löjchungsgejuche und 
auf die Kundgebungen einzelner Anmelder, die ein früher angemeldetes Wort als 
Inschrift auf ihren figürlichen Zeichen frei benuhen wollten. Bon den gegen 
die entiprechenden Verſagungsbeſchlüſſe gerichteten Bejchwerden iſt eine größere 
Zahl im Anſchluß an Verhandlungen mit den betheifigten Berfehrsfreifen aner— 
fannt worden. Es gilt dies namentlich von jenen im Verkehr beliebten Schlag: 
werten, welche zwar einzelne Andentungen über die Natur der Waare enthalten, 
im Ganzen aber doch als willfürliche Phantafiebezeichnungen anzujprechen Find, 
und von den neugebildeten Waarenbenennungen der chemischen und pharmazeutis 
schen Technik. Gemäß den von der Beichwerdeinitanz hierbei zum Ausdruck ges 
brachten Grundſätzen wird neuerdings auch jeitens der Abtheilung für Waaren- 
zeichen den Wünjchen der Anmelder von Wortzeichen in weiterem Umfang will: 
fahrt. Daß nicht alle Eintragungen mit den vorangegangenen Abweiſungen im 
Einklang stehen und umgekehrt, war bei diefer Entwidelung der Praxis nicht zu 
vermeiden. Erſt allmählig werden die vorhandenen Wideriprüce durch Neuan— 
meldung abgewiejener Zeichen und durch Anregung zur Löjchung nicht ſchutz— 
fähiger Zeichen ſich ausgleichen. 


Dezeptive Beichen. 


Der Ausihluß von Zeichen, welche Angaben enthalten, die den thatjächlichen 
Verhältnifjen erjichtlich nicht entiprechen und die Gefahr einer Täuſchung begrüns 
den, it gegen den unlauteren Wettbewerb im Zeichenweſen gerichtet. 

Diejer Beſtimmung entiprechend bat das Patentamt es für jeine Aufgabe 
gehalten, in diefem Punkte aegenüber den Anmeldungen einen jtrengeren Maß 
tab anzulegen und wo der Anhalt des Zeichens dazu Anlaß bot, ji) vor der 
Eintragung don Amtswegen einen Einblid in die den Angaben im Zeichen zu 
Grunde liegenden thatjächlichen Verbältnifje zu verichaffen. So wird regelmäßig 
der Nachweis für die Verleihung der in das Zeichen aufgenommenen Ausjtellungss 
medaillen. für ein angegebenes Gründungsjahr, für das Beſtehen der aufgeführten 
Bweigniederlafjungen, eines Patentes und dergleichen verlangt. Nönnen, was 
nicht jelten it, die Angaben nicht glaubhaft gemacht werden, jo wird ihre Streihung 
veranlaßt. 
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Das Wort „erjichtlih“ im $ 4 Ziffer 3 des Geſetzes wird denmmadh nicht 
fo eng aufgefaßt, daß die Unrichtigfeit der Ungaben des Zeichens ſchon bei deijen 
bloßem Anblid far auf der Hand liegen müßte. 

Nicht bloß wörtliche, jondern auch bildliche Angaben find in beiden Inſtanzen 
als zur Täuſchung geeignet abgelehnt worden, jo das Bild einer Biene für Syrup 
oder fir künſtliches Wachs, ein Butterfaß, das Bıld einer Kuh, einer Milchwirth— 
Ichaft für Margarine u. j. w. 

Die Abtheilung für Waarenzeichen hatte ferner in der Wahl einer fremden 
Sprache in einem Waarenzeichen eine Angabe über die Herkunft der Waare aus 
dem betreffenden NAuslande gefunden und, falls diefe Angabe nicht zutraf, das 
fremdiprachige Yeichen nur mit einem die wahre Herkunft der Waare angebenden 
Zufaß eingetragen. In zweiter Inſtanz iſt die Frage neuerdings dahin beant- 
wortet worden, daß die Wahl einer fremden Sprache in der Negel eine Angabe 
über die Herkunft der Waare deshalb nicht enthalte, weil mancherlei begründete 
geichäftliche Nückiichten Für die Wahl der fremden Sprache entjcheidend jein können. 
Diejer grundjäglicen Auffaſſung bat auc die Abtheilung für Waarenzeichen ſeit— 
dem Nechnung getragen. 

Die Anmeldung willfürlich gewählter Eigennamen und jogenannter Phantaſie— 
firmen ijt nicht jelten. Namentlich handelt es jich um folche Fälle, 3. B. im Ver— 
fehr mit Weinen, Spivituojfen und Gigarren, in denen ein ausländiich Elingender 
Phantafiename über die Herkunft der Waare irre führen joll. Bier war zu er- 
wägen, dab die Firma zur Waarenbezeichnung verwendet wird und in Ddiejer 
Funktion durch das Waarenzeichengejeß (SS 13, 14) befonders geichügt it, daß 
jerner der Grundjaß der Firmenwäahrheit das deutiche Firmenrecht beherricht und 
daß diefem reichsgejeplichen Grundiag würde entgegengewirft werden, wenn Zeichen, 
die in Verkehr den Eindruck einer Firma oder eines Eigennamens machen, aber 
dem Namen des Anmelders oder der anmeldenden Firma nicht entiprechen, in 
die Rolle eingetragen würden. 

Anders verhält es Ti, wenn jwijchen dem Anmelder und dem Träger des 
angemeldeten Namens eine nachweisbare Beziehung bejteht, die eine Irreführung 
des Verkehrs nicht befürchten läßt. Noch weniger ijt jelbjtverjtändlich eine 
Täufchungsgefahr bei der Wahl jolcher Namen, 5. B. von berühmten Perſönlich— 
feiten, vorhanden, die man im Verkehr überhaupt nicht als Namen des Zeichen: 
inhabers auffajien kann. 


Kolliionszeichen. 

Tas Material für die Prüfung auf Uebereinjtimmung eines angeneldeten 
Zeichens mit einem älteren Zeichen wurde fchon vor dem 1. Oftober 1894 vor— 
bereitet. Die nach früherem Recht geichügten Zeichen, wie fie in der bei P. 
Stantiewicz Buchdruderei in amtlichem Auftrage erjchienenen „Nachweiſung der 
im Deutjchen Reiche gejeplich geſchützten Waarenzeichen“, einem elfbändigen Drud: 
werk, enthalten jind, wurden klaſſenweiſe und innerhalb jeder einzelnen Klaſſe 


— oder Unterklaſſe nad dem figürlichen Gegenjtande der Daritellung geordnet und 


auf einzelne Tafeln geklebt. So giebt es in jeder Klaſſe und Unterklajje beſon— 
dere Tafeln mit menschlichen Figuren, Thieren, Bäumen, Häuſern, Schiffen, 
Geräthen, geometriichen Figuren und dergleichen. Dieje Tafeln bilden die Unter: 
lage für die Vergleihsprüfung. Iſt beifpielsweije für Bier ein Hahn als Zeichen 
angemeldet, jo kann durch Einſicht derjenigen Tafel der Klaſſe 16a (Bier), auf 
welcher die einen Vogel als Motiv enthaltenen Zeichen vereinigt jind, unjchwer 
jeitgeftellt werden, ob in der Zeit von 1875 bis 1894 in irgend einem gericht 
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fihen Zeichenregiiter ein Hahn als Waarenzeichen für Bier eingetragen jteht. 
Auch die neuen Anmeldungen und Eintragungen werden in enjprechender Weije 
für die Prüfung geordnet. Endlich ſind wegen des Wortzeichenjchußes Verzeichniſſe 
erforderlich geworden, die innerhalb der einzelnen Klajjen alphabetiich geordnet, 
einerjeit3 die in den gerichtlichen, andererjeit die in den neu angemeldeten Zeichen 
enthaltenen Anjchriften, ſowie die eigentlichen Wortzeichen umfaſſen. Dazu tritt 
ein allgemeines Wortverzeichniß, aus welchem erjehen werden kann, ob ein be= 
ſtimmtes Wort in einem figürlichen Zeichen oder al3 Wortzeichen in irgend einer 
Waarenklajje ſich befindet. 

Mit diefem Prüfungsmaterial von zujanmen über 2600 Zeichentafeln und 
über 100 Wortverzeichnifjen wird das angemeldete Zeichen jo oft geprüft, als 
Klaſſen oder Unterflafjen für die mit dem Zeichen zu verjehenden Waaren in 
Betradht kommen. Da ein großer Theil der Zeichen mehreren Klafjen oder Unter— 
Hafjen angehört, jo iſt es nicht jelten, daß ein Zeichen an 5 bis 10 verjchiedenen 
Dienititellen auf Uebereinjtimmung mit früher angemeldeten Zeichen geprüft 
werden muß. Meldet eine Erportfirma ein Zeichen für Waaren jeglicher Art an, 
jo iſt dieſes Zeichen an den mit der Verwaltung der Tafeln betrauten 13 Zeichens 
jtellen, der Zahl der Klaſſen und Unterklaſſen entiprechend, im Ganzen 61mal zu prüfen. 

Wird bei der Vorprüfung ein älteres ähnliches Zeichen ermittelt, jo erhält 
der Anmelder darüber eine Mittheilung. Dieje iſt zwar nicht vorgejchrieben, 
entjpricht aber den lebhaften Wünjchen der Betheiligten, welche auf dieje Weije 
Gelegenheit erhalten, zur Bejeitigung der Kollifion ihr Zeichen oder ihr Waaren« 
verzeichniß zu bejchränfen oder mit dem Inhaber des älteren Zeichens ſich zu 
verjtändigen oder die Anmeldung zurüdzuzieben. Lebteres gejchieht in einer ver- 
hältnigmäßig großen Anzahl von Fällen. Wird nad) Eingang der Antwort umd 
nach der Feititellung, daß das Zeichen am fich eintragsfähig iſt, Kolliſion ange— 
nonımen, jo wird erforderlichenfall® noch bei der Negijterbehörde angefragt, ob 
jeit der eriten Eintragung Abänderungen oder Ergänzungen vermerkt worden 
find. Ergiebt ſich darnach die fortdauernde Gültigkeit der gerichtlichen Eintragung 
bis in die neueſte Zeit, jo ergeht die im $ 5 des Geſetzes vorgejchene Mittheilung 
an den Inhaber des älteren Zeichens, regelmäßig unter Beifügung einer Dar— 
jtellung des angemeldeten Zeichens und der Aeußerung des Anmelder, mit der 
Aufforderung, einen etwaigen Widerjpruch zu begründen. 

Stehen der Eintragung eines Zeichens mehrere ältere Zeichen entgegen, jo 
werden fie der Negel nach jämmtlich zu gleicher Zeit berüdjichtigt. Zwar würde 
zur Begründung eines Verſagungsbeſchluſſes jeder einzelne durchgreifende Wider: 
ſpruch genügen. Vorerſt iſt es aber ungewiß, vb der aus 8 5 des Geſetzes Be- 
nachrichtigte widerjprechen und in beiden Inſtanzen durchdringen wird. Giegt 
er ob, jo fann jein Widerfpruh im Wege der Klage aus $ 6 Abjah 2 des 
Geſetzes bejeitigt, auch eine Verſtändigung mit dem Anmelder herbeigeführt werden. 
Alsdann würden gleichwohl noch die weiteren Kollifionszeihen der Eintragung 
entgegenjtehen. Mit Räückſicht hierauf verdient die gleichzeitige Durchführung des 
Widerjpruchverfahrens bezüglich aller entgegenjtehenden Zeichen troß mancher ver= 
geblichen Arbeit vor der jtücweijen Behandlung den Vorzug. 

Geht ein Widerſpruch ein, jo wird er den Anmelder zur Yeußerung mit— 
getheilt. Auch diefe Maßnahme iſt nicht ausdrücklich vorgejchricben, kommt aber 
gleichjalld den Wünſchen der Betheiligten entgegen, da der abgewiejene Anmelder 
mit feinen Einwänden jonjt auf den Beſchwerdeweg gedrängt werden würde. 

So wird in erjter Inſtanz meijt auf Grund von drei Schriftfägen, in zweiter 
Inſtanz auf Grund von zwei weiteren Schriftjägen und einer etwa beantragten 
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mündlichen Verhandlung entjchieden. Dadurch ilt, wie vor Gericht, eine er— 
ſchöpfende Erörterung geſichert. Auf die Zulaſſung des wiederholten Schrift: 
wechſels vor der Entiheidung wird von den Betheiligten ein jolher Werth gelegt, 
daß man ſich mit dem unvdermeidlichen Mehraufwand an Zeit gern abfindet. 

Bezüglich der materiellen Beurtheilung der SKolliiionsfälle mögen einige 
Sejichtöpunfte, von denen das Patentamt bisher ausgegangen it, und Die Tich 
zum Theil an die Nechtiprechung des Neichsgericht3 anlehnen, hier angedeutet jein. 
Die enticheidende Abtheilung bat ih auf den Standpunkt eines Durchichnitts- 
fäufers zu itellen, der das ältere Zeichen früher im Verkehr gejehen hat, und 
zu fragen, ob er dieſes in dem jüngeren Zeichen wird wiederzuerfennen glauben. 
Im Zweifel werden, wenn es jich um neu angemeldete Zeichen handelt, welche 
älteren Zeichen ähnlich jind, die Anmeldungen eher abgelehnt, ald eingetragen. 
Dies entipricht der Natur der Sache und findet auch in einer Bemerkung des 
Berichts der Neichstagstommilfion zu 8 18 des Geſetzentwurfes jeine Recht: 
fertigung. Es handelt jich bei einem Zeichen — im Gegenja zu den Erfind— 
ungen — nicht um ein nen geichaffenes Gut, jondern der Negel nach um ein 
willfürliches Gebilde, das jeinen Werth meiſt erit künftig durch die geichäftliche 
Nührigfeit des Inhabers erhalten joll. Der Anmelder, der Eingriffe vermeiden 
will, wird daher nach Kenntnißnahme von einem älteren ähnlichen „Zeichen ohne 
wejentliche gejchäftliche Nachtheile von jeiner Wahl abjtehen können und um einen 
Erſatz nicht in Verlegenheit jein. Bei Weberrragungen gerichtlih vegiitrirter 
Zeichen und auch ſonſt kommt es allerdings vor, daß aud) das jüngere Zeichen 
bereits ein ziemlich hohes Alter hat. Bier wird jchonend verfahren, indem in 
Fällen zweifelhafter Nebhnlichkeit Dis zur Darlegung des Gegentheils angenommen 
wird, der Berfehr habe jih in Folge des langen Nebeneinanderbeitehens der 
Zeichen daran gewöhnt, verhältnißmäßig geringen Unterjchieden eine Bedeutung 
beizulegen. Aber auch hierbei muß wiederum beachtet werden, daß früher die 
Eintragung in das Yeichenregiiter auch zu umlauteren Zwecken benußt wurde, 
inden jie dem Anmelder eine formale Legitimation und den Schein eines Rechts 
verlieh. Die Bejeitigung jolcher Eintragung mißlang nad) der früheren Gerichts— 
praris nicht jelten. Mancher Zeicheninhaber unterließ daher die Aufiwendung 
der Mühe und Koſten, die mit der unficheren Geltendmachung des Zeichenſchutzes 
verbunden waren, umd erhofft, wie aus vielfachen Kundgebungen an das Patent- 
amt erhellt, gerade von dem neuen Geſetz den endlichen Wegfall eines oft lang: 
jährigen Zeichenmißbrauchs. 

Immerhin it es nach Lage der geieglichen Beitimmungen nicht immer möglich 
gewejen, bei der Entjcheidung über Kolliiionszeihen Härten zu verneiden. Denn 
die SS 5, 6, 20 des Gejepes lafjen bei der Enticheidung über die Eintragung 
des jüngeren Zeichens ledigli das Alter der Eintragung der Zeichen maß: 
gebend ſein umd machen feinen Unterjchied, ob das ſpäter angemeldete Zeichen 
das dem Gebrauch nad ältere und länger von feinem Inhaber vehtmäßig bes 
nußgte war. Es jcheint, daß dieſer formale Standpunft des Gejepes, der offenbar 
bezweckt, auch die älteren Waarenzeichen zu einer al$baldigen Eintragung in die 
neue Zeichenrolle zu drängen, mitunter zu einer Verlegung des materiellen Rechts 
führen kann. 

Andere Grundſätze bei der Bergleihsprüfung jind folgende: 

Bei der einfachen Uebernahme eines. Zeichens in eine Etikette oder in eine 
Zeihenfombination unter Wahrung . jeiner Individualität und ohne organijche 
Verbindung mit den übrigen figürlichen Elententen wird in der Negel angenonmen, 
daß die hinzugefügten Beſtandtheile eine Verwechſelungsgefahr deshalb nicht aus— 
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fchließen, weil auch der ältere Inhaber fein Zeichen auf einer Etikette oder mit 
dem üblichen figürlichen Beiwerk benußen fann. Wenn der Hauptbejtandtheil 
eines Kombinationszeichens jpäter als einfaches Zeichen oder als Glied einer 
anderen Nombination angemeldet wird, jo fann unter Umjtänden ebenfalls Kolliſion 
vorliegen. 

Die Gefahr der Berwechielung eines Wortzeichens mit einem Bildzeichen oder 
einem jolchen, welches das Wort als Inſchrift trägt, it gleichfalls nicht aus— 
geichloffen, wenngleich auch in einem folchen Falle der bildliche Gejanmteindrre 
ein verjchiedener it. Es iſt hier die Verfehrsiitte von Einfluß, daß die Waare 
vielfach nach dem Zeichen benannt wird. Deshalb wird, wenn dem Einen 3. B. 
das Bild einer Schwalbe geſchützt it, einem Anderen das Wort „Schwalbe” für 
die gleiche Waare nicht eingetragen und umgefehrt. Aus der nämlichen Gepflogens 
beit ergiebt ich, daß, wenn das Motiv des älteren Feichens ein bejfonders eigene 
artiges ijt, auch eine figürlich abweichende Darjtellung deijelben Motiv in einem 
jüngeren Zeichen wegen Verwechſelungsgefahr beanjtandet wird. 

Mancher Anmelder hat der Abweiſung dadurch zu entgehen gejucht, daß er 
dem mit einem älteren an jich verwechjelungsfähigen Zeichen jeinen Namen oder 
jeine Firma oder deren Anfangsbucitaben beifügte, Die Unterjcheidungstraft 
jolcher Zuſätze ijt jedoch nur eine fcheinbare und wird daher in der Praxis nicht 
anerfannt. Denn das Wejen umd der Werth eines Bildzeichens fommt bejonders 
da zur Geltimg, wo der Käufer deſſen Inhaber nicht keunt oder feinen Namen 
vergejien hat. Trifft ein jolher Käufer das Zeichen in Verbindung mit einer 
Firma auf der Waare an, jo wird er nicht nur das ihm befannte Zeichen wieder- 
zuerfennen glauben, jondern e8 für die Zukunft auf die beigejepte Firma beziehen. 
Durch deren Beifügung gejchieht alſo dem älteren Zeicheninhaber bei einem Theil 
der Stonjumenten mehr Abbruch als ohne jie. 

Verwechjelbare Zeichen dürfen nicht nur für die gleichen, jondern auch für 
gleichartige Waaren ohne Zuſtimmung des älteren Inhabers nicht eingetragen 
werden. In diefer Nichtung kann das Material zur Aufjtellung leitender Ge— 
ſichtspunkte erſt allmälig zufammengetragen werden. Sicher gelten 5. B. unechte 
Waaren mit den entjprechenden echten durchweg für gleichartig. Ob Stoffe nnd 
Halbfabrifate mit fertigen Waaren, ob Waaren aus dem nämlichen Stoff unter 
einander gleichartig jind, it in den verjchiedenen Induſtriezweigen verjchieden zu 
behandeln. Die Feititellungen hierüber jind noch nicht abgeſchloſſen. Auch werden 
die Ergebnifje immer mehr oder weniger ſchwankend jein, da die jtetige Ent— 
wicelung der Induſtrie und des Handels, die Spezialifirung der Betriebe auf 
der einen und der Maſſenverkehr auf der anderen Seite die Frage der Gleiche 
artigfeit der Waaren auch für das Waarenzeichenrecht dauernd beeinjlufen muß. 
Beijpielshalber jei erwähnt, daß nach mehrfachen Verhandlungen mit Vertretern 
der Tabadinduftrie gegemvärtig alle Tabadjabrifate einjchließlih der Cigarren, 
und Eigaretten, für die Kolliſionsfrage als unter Sich gleichartig angejehen werden. 


Berfahren in Waarenzeichenfachen. 

Die Uebertragung des für Patentſachen erprobten Verfahrens auf die Er— 
ledigung von Waarenzeichenanmeldungen hat sich ohne Zweifel im Allgemeinen 
bewährt. 

Das Bejchwerdeverfahren ift allerdings vom Geſetz ausfchlieglih zu Gunſten 
ded Anmelders oder Anhaberd von Waarenzeichen eröffnet worden. Wo die Ab— 
theilung Für. Waarenzeichen zu Unrecht ein Zeichen eingetragen bat, fann deshalb 
im Beſchwerdewege nicht abgeholfen werden, da. es ein: Antragsreht- dritter 
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Perjonen auf Löſchung nicht gibt Auch dem aus $ 5 des Geſetzes Widerjprechen- 
den steht, wie das Patentanıt entichieden hat, gegen den Bejchluß, der wegen 
BVerfchiedenheit der Zeichen oder der Waaren auf Eintragung lautet, ein Beſchwerde— 
recht nicht zur Seite. Ob das Geſetz in diefen Punkten der Abänderung bedarf, 
muß erit die Zukunft lehren. Dasjelbe gilt für die Frage, ob über die Löſchung 
eines Zeichens nicht auch dann vom Patentamt zu entjcheiden jein wird, wenn 
nachträglich das Beſtehen eines älteren follidirenden Zeichens bekannt wird. Es 
iſt nicht ausgeichloffen, daß das ältere Zeichen bei der Prüfung lediglich überjehen 
wird, In einem jolhen Falle iſt gegenwärtig nur durch Klage von den ordent- 
lihen Gerichten Abhilfe zu jchaffen. 


Statifik. Gefchäftslage. Anmeldungen. 


Seit dem Inkrafttreten des Waarenzeichengejeßes, aljo in den 1'/, Jahren 
vom 1. Oktober 1894 bis zum 31. Dezember 1895 find 21517 Waarenzeichen- 
anmeldungen eingegangen. Davon entfallen 10781 auf die legten drei Monate 
von 1894 und nahezu gleich viel, nämlich 10736, auf das ganze Jahr 1895. 

Die einzelnen Quartale find wie folgt betheiligt: 


1894 Oftober bis Dezember - . » 2 = 2.2.2 ..10781, 
1895 Nanuar bis Män . . ... euere OT, 
1895 April bis Juni oo 2 en nn nn. 2720, 
1895 Juli bis Septembe ra re 
1895 Ottober bis Dezember . . . |. 


Von den 21517 Anmeldungen betreffen 10868, aljo etwas über die Hälfte, 
Solche Zeichen, die früher Shon ingerihtlihen Negijterneingetragenjtanden. 
Davon fallen auf die einzelnen QDuartale: 


1894 Oftober bis Dezember 7226, d. b. je Prozent, 
1895 Januar bis Min . . . . 1551 „ — 
1895 April bis Juni a RO 3 J 
1895 Juli bis September . . . . 582 „ 24 s 
1895 Oktober bis Dezember . . » 39 „14 „ 


In den einzelnen Waarenklafjen ijt die verhältnigmäßige Abnahme der Ueber: 
tragungsanmeldungen ſehr ungleihd. So wurden z. B. für Klaſſe 11 (Farben) 
735 alte Zeichen im Oftober im Oktober 1894 angemeldet, während auf die 
weiteren 14 Monate zujammen nur 95 entfallen und im Ganzen 448, d. h. 
35 Prozent Neuanmeldungen eingegangen find. In der Klaſſe 9b (Mefjerjchmieds: 
waaren und Werkzeuge) betrieb man dagegen die Anmeldung der alten Zeichen 
weniger eilig. E3 gingen davon 485 im Oftober 1894 und 570 in den übrigen 
14 Monaten ein, während die Zahl der Neuanmeldungen 386, aljo nur 27 Prozent, 
etwa die Hälfte des Durcjchnitts, betrug. Dagegen beliefen ji die Neuanmeld- 
ungen in Klaſſe 16 b (Wein und Spirituofen) auf 2016, d. h. 68 Prozent, und 
eö wurden im Oftober 1894 420, in den weiteren 14 Monaten 535 alte Zeichen 
angemeldet. Die gerihtlihen Regiſter enthielten bei nkrafttreten des neuen 
Geſetzes 20477 Zeihen. Nach Abzug der angemeldeten 10868 bleiben 9609 
Beihen, von denen nad den bisherigen Erfahrungen wohl faum die Hälfte zur 
Uebertragung angemeldet werden wird. 

Bei den Neuanmeldungen it, abgejehen von dem Monat Oftober 1894, 
eine wejentliche Abnahme nicht erkennbar. Daraus ijt jedoch der Eintritt eines 
Beharrungszuftandes mit monatlich etiwa 600 Anmeldungen wohl nicht zu jolgern. 
Vielmehr läßt ji annehmen, daß der Verkehr in abjehbarer Zeit die erweiterte 
Schugfähigfeit von Zeichen im Großen und Ganzen verwerthet haben wird. Es 
wird ji Fünftig wohl um einen wejentlich geringeren Zugang handeln, der frei- 
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li den früheren Jahresdurchſchnitt der gerichtlichen Anmeldungen von 1300 bis 
1400 Zeichen dauernd erheblich überiteigen dürfte. 
Auf die größeren Waarengruppen vertheilen jich die bisher eingegangenen 


Anmeldungen wie folgt: 
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Nahrungs: und Genußmittel . . - | 3190| 4233 7493 | 57 29 | 40 | 35 
Klaſſe 1, 16, 26, 38). ı | 
Metallwaaren umd Maibinen . — 2 601 1933 4534. 43 24 | 18 21 
Klaſſe 4, 9,10, 17, 22,23, 25, 33,40) | N 
Tertilmaaren. . ' | 
Klaſſe 8, 14, 15, 30, "39, an, 1429 807 | 2236 | 36 13 8 10 
Chemiſche vrodutie | | | 
Klaſſe 2, 6, 7,8, 11, 13, 20, 34, 36). 2389 4935| 48 24 22 23 
Sonftige Waaren — 
Klaſſe 5, 12, 18, 19, 2i, 24, 27, | 1102) 1287 | 23891 54 | 10 12 11 
28, 29, 31, 32, 35, 37, 42). | 









zufammen . . \10 868 10 649 |2 1517 |) 
Die Vertheilung auf die einzelnen Waarenklafjen ergibt ji) aus der 


Anlage 7. Danach jtehen an der Spitze: 
Mein und Spirituofen Klaſſe 16b) . mit 2 971 
Tabakfabrikate Hlajfe 38) - „ 1597 
Meſſerſchmiedswaaren und Werkzeuge Kiaſſe 9 b) 1441 
Farben Klaſſe 11) - . . „ 1296 
Seifen, Parfümerien und Bupmittel Rtafie E — 1187 
Arzneimittel und Drogen iRlafle 3 . . m > SO 
Kolonialwaaren Klaſſe 26 c). . a rege pe 7 
Garne, Zwirne und Seile Klaſſe 14). Era a ana ee A we Na 
Bier Klaſſe 16a) . ER eu |" 
Schreib- und tomtorgeräthe Klaſſe —— — 
Maſchinen- und Hausgeräthe Klaſſe 238. 47577 
Nadeln und Fiſchangeln (Nlafie Ic) . - 20m 498 
Mebftoffe, außer Sammet und Leinen (Kajie 41 9 4 
Echte und unechte ——— leoniſche Waaren inf in m 485 
Metalle Klaſſe 9a). . . 405 


Der Reit von 6552 Anmeldungen vertheilt fich auf 46 laffen oder Unter- 
klaſſen, jo daß auf jede durchjchnittlich 142 Anmeldungen entfallen. 

Vielfah wird für einen und denfjelben Gefhäftsbetrieb eine 
Mehrzahl von Zeichen angemeldet, die mitunter eine anjehnlihe Höhe erlangt. 
Die höchſte Zahl wird für einen Anmelder erreicht: 


in Klaſſe 11 


za 2 az 2 2 3 3 


” 


(Farben) mit . 5, 
(Schreibmaterialien) mit 
38 (Tabak) mt . . . 
14 (Garne) mit 

26 c Kaffeeſurrogate) mit. . 
16b (Mein und Spirituofen) mit 
42 (Erportwaaren) mit . - 
16a (Bier) mit . . . . 
13 (MWichje) mit 

17 (Leoniihe Waaren) mit 
9a Eiſen und Stahl) mit 
9b (Senien) mit 
41c (Tuche) mit . 


Annalen bes Deutfigen Reihe. 18%. 


225 Anmeldungen, 
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Die hohen Zahlen erklären ſich aus der hauptjählich mit der Einführung 
des MWortzeichenfhuges zufammenhängenden Erſcheinung, daß die Zeichen nicht 
mehr fämmtliche, fondern nur einzelne bejtimmte Waaren oder Waarentypen eines 
Betriebes zu fennzeichnen bejtimmt sind. 


Erledigung der Anmeldungen 


Bon den 21517 Anmeldungen waren bis zum 1. Januar 1896 endgiltig 
erledigt: 


durch Eintragung in die Role ». ». . 2.» .....12454, 
durch WVerfagung der Eintragung -» = 2 22 0. 535, 
dur Zurüdnabme der Anmeldung -» .» 1321, 


zuſammen 14510. 
Am 1. Januar waren nicht endgültig erlediat . .  7U07, 


zufammen . . .„ 21517. 
Bon diefen 7007 Anmeldungen war am 1. Januar 1896 
die Eintragung verfügt in. . - . 1078 Fãllen 
genen Abweilung Beichwerde anhängig in 197 „ 
eine oder mehrere Verfügungen abgeiendet n . 545 „ 
die erite Verfügung in der Vorbereitung in . . 277 


zufammen. . . . 7007 »yälle. 


Das Fortjchreiten der Prüfungsarbeit it aus folgender Ueberjicht erfennbar: 


























| | | ugs ll 
| ' endgültig | 
! ans | eine  , erledigt oder | 8 in | 23 
Es waren am gemeldet. | getragen. Eintragung Behandlung. | 
| | verfügt. | genommen. 
et 
1. Januar 1895 . . | 10781 | 1496 ‚etwa 2450 | etwa 8331 nicht zu ermitteln 
1.Nprit 1895 . . . | 14448 4669 | „6060 „838 288 
1.Yuli 1895 . . . | 17 168 | 7827 | „ 9530 | „ 7638 | 1825 
1 Öttober 1895 . . ! 19349 | 9999 | „ 11790 | „ 7559 | 901 
1. Yanuar 1896 . . | 21517 | 12454 | „ 15588 | J 5.029 l 0 


Hieraus iſt zu erjehen, daß die Zahl der jeweilig in Bearbeitung befindlichen 
Sachen troß des beträchtlichen Zumachjes neuer Anmeldung jtetig abgenommen 
bat, und ferner, daß die Vorprüfung fich zur Zeit auf dem Laufenden befindet. 

Soweit nicht die Prüfung in einzelnen Fällen bejonders zeitraubend iſt, 
erhält jeder Anmelder in kürzeſter Friſt eine fachliche Verfügung oder die Nachricht 
von der bevorjtehenden Eintragung. 

Auf der anderen Seite entipricht es der gejeglichen Negelung des Verfahrens, 
daß deſſen Dauer jich unter Umjtänden jelbit bei glattem Gejchäftsgange über 
einen längeren Zeitraum ausdehnen kann. So war am 1. Januar 1896 aud 
noch eine größere Zahl von Anmeldungen aus dem legten Quartal 1894 im 
Gejchäftsgange. Die Verzögerung der Erledigung findet namentlid in der durch 
die Natur der Sache begründeten längeren Dauer der FFreizeichenermittelungen 
und mancher Kolliſionsſachen ihre Erklärung. Andere Anläjje find: die Ermittelung 
des älteren landesgejeglichen oder des im Auslande ertheilten Schuges, die Ab 
hängigfeit einer Sache von dem Sciejal früher eingegangener Anmeldungen, 
eines Löjchungsverfahrens oder eines gerichtlihen Prozeſſes, die Ermittelungen 
über die richtige Geſtalt ausländischer Wappen, namentlid aber die in Waaren— 
zeichenfachen auffällig häufigen Friitgefuche der Anmelder und ihrer Vertreter. 
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Eingetragene Beiden. 

Bon den bis zum 1. Januar 1896 eingetragenen 12454 Zeichen waren 
7265 (58 Prozent) jchon früher gejhüßt, während 5189 (42 Prozent) auf Neu— 
anmeldungen entfallen. Ein Drittel der fegteren mit 1717 beiteht wejentlich 
nur aus Worten, die übrigen 3472 jind Bildzeichen und Etifetten. Durch diejes 
Verhältniß zwiſchen Wort: und Bildzeichen wird die hohe Bedeutung des Wort— 
zeihenjchußes in helles Licht gerücdt. Die Vertheilung der eingetragenen Zeichen 
nad dem Wohnort der Inhaber wird durch Anlage 5 nachgewiejen. 

Danach fallen von den 12454 Eintragungen 


auf die Aheinprovin: - > 2 2 2 2 22076 
BUN ey en 41144488 
. era nee 3839 
u RDERIGHEN: 3. 5a oz ir, we 344 
„ Sclefien . EN a 386 
„ Sadjien (Provinz) Gr a a ne ee ac a 
„ Dannover . en ee a Ne ne en Br iS 294 
„ Schleswig: Holitein — a a a Dr a 2 164 
„ Brandenburg . Fe er SEE 
„ die übrigen preußiichen Provinzen Er ||: 

auf veene —— Pe 1° 

auf Bayern . . . j — 16 
„Sachſen Nönigreich) En u ee er 
„ Sambug . :» » a EB" 754 
„ MWürttembarg > 2 22 nenne Bo 
O2 oe ee 6663 
a Bejien. — a ee ee a 281 
„Ellſaß Lothringen. 177 
„ Bremen . . Be 128 
„ die übrigen Bundesitaaten. at DE, ee 396 

auf das Deuniſche Ra Te are er DER 

auf Großbritannien . . a u ne 
„Frankreich . Bee ee U er en ir ae N > DE 

„  Velterreich: Ungarn. EEE BEE TEE | 

„ die Schweiizzzz.... — 54 

„Italien . Va ee — 3 

„ das übrige Ausland . EN ar ee Are MR 


zufammen 12454 

Das Ausland ift hiernach insgefammt mit 1865 (15 Prozent) Zeichen be= 
theiligt und zwar mit 1285 (18 Prozent) an den Uebertragungen alter Zeichen, 
mit 174 (10 Prozent) an neuen Wortzeichen. 

Von den Zeichen der in Deutichland wohnhaften Inhaber finden ſich ver— 
hältnigmäßig viele neue Zeichen bei den Provinzen Oft: und Wejtpreußen und 
Berlin, über 60 Prozent, während bei Wejtfalen, der Nheinprovinz und dem 
Großherzogthum Baden die alten Zeichen — zumeiit für Eifen und Stahlwaaren, 
Taback und Kaffeefurrogate — bedeutend überwiegen (über 62 Prozent). 

Bon den meuen Zeichen aus der Provinz Poſen und den freien Städten 
Bremen und Lübeck iſt mehr als die Hälfte Wortzeichen, während das Verhältniß 
bei den Provinzen Schlejien, Pommern und Wejtpreußen, jowie bei Elſaß-Loth— 
ringen auf ein Viertel umd weniger herabſinkt. 

Nach dem Verhältniß zur Einwohnerzahl it die Betheiligung am Zeichen— 
Ihuß eine jehr ungleiche. Während in Hamburg auf 100000 Einwohner 121 
eingetragene Zeichen fommen, in Berlin und Bremen 71, in Heſſen-Naſſau 51 
und in der Rheinprovinz 44, füllt dieje Verhältnißzahl auf weniger als 10 in 
den . Provinzen Oſt- und Wejtpreußen, Brandenburg (ohne Berlin), Bommern, 
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Poſen und Schlefien, jowie den Großherzogthümern Medlenburg Schwerin, Med- 
lenburg-Strelig, Sachſen-Weimar und Oldenburg. 

Auf die größeren Waarengruppen vertbeilen fih die eingetragenen 
Zeichen wie folgt: 











Zu | » — = I... 
= — s w | = 
SE | Neue Zeichen 2-8 3; 38. 
Sg» ı 82,55 |-_[7 3 

Waarengruppen. € Ä — | am | E83 
3 N . 8 | vu | 5 
Sr Bild. | Wort. fa au *57 152 
= | Tanımen | = ı®3 





| ] 
Nabrungs- und Genußmittel | 2003 1436 | 620 | 2.056 | 4089| 51 | 30 
Metallwaaren und RUN ‚1801| 730 411 1141 3000 38 86 


Tertilmwaaren. . i 965) 348 48 | 896 | 1361, 29 12 
Chemiſche Vrodulte 175838 648 443 1086 | 2839 38 | 4 
Sonftige Waaren . . . . 6833| 315 | 19 510 ı — 43 | 38 




















wiammen. . . 7260 3472 | 1717 | 5189 2 | 8 


Was die Vertheilung auf die einzelnen Waarenklaſſen anlangt, jo treten 
— hervor: 


Mein und Spirituoſen Klaſſe 16b) . —mit 608 
Meſſerſchmiedswaaren und Vecnene Rafie 9 J „ 7 
Tabakfabrikate Klaſſe 38  . lee 10m 
‚Farben Klaſſe ID. . a ee needs 
Arzneimittel und Trogen Klaſſe ſe J UNE 637 
Kolonialwaaren Klaſſe 260) . ae. 
Seiten, Barfümerien und Putzmittel Klaſſ ſe 3. = 
Garne, Zwirne und Zeile Klaſſe 14). ä ” 


Bier Klaſſe 16a) . De a a a Fi 431 
Mafchinen- und Hausgerätbe. Klaſfe 23) FE EEE RE NE |. 
Nadeln und Fiſchangein Klaſſe 90) . an ae 
Mebftofte außer Sammet und Yeinen Klaffe 41 e) h „ 816 
Echte ımd unechte Metallwaaren, leoniiche Waaren af m. „ 8314 
Metalle Klaſſe 9a) . 45 „269 
Schreib- und Nomtorgeräthe Klaſſe 2) „260 


Wenn diefe legte Klaſſe 32 bei den Anmeldungen an 10. . Stelle, bier erit 
an 15 Stelle erjcheint, jo liegt das mit daran, daß in diejer Klafje bei Weiten 
die meilten anfechtbaren Wortzeichenanmeldungen zu bearbeiten waren. Nahezu 
drei Viertel der im dieſer Klaſſe eingetragenen Zeichen jind Wortzeihen. Daß 
die Eintragungen der Klaſſe 38 (Tabad) im Verbältniß zurüdtreten, hängt mit 
der hohen Zahl zeitraubender Freizeichenermittelungen zuſammen. 


Abweifung und Burücdnahme. 


Ueber die bis zum 1. Januar 1896 rechtskräftig abgemwiejenen und zurüds 
genommenen Waarenzeichenanmeldungen gibt die Anlage 8 Auskunft. Bon den 
darunter fallenden 2056 Zeichen waren 846 (41 Prozent) gerichtlich gejchügt. 
Unter den 1210 Neuanmeldungen betrafen 797 (66 Prozent) Wortzeichen. 

An der Spike jteht die Beanſtandung wegen Kollijion mit älteren Zeichen 
(738). Hiervon ſind 313 ſolche Zeichen, welche aus den gerichtliden Regiſtern 
zur Uebertragung in die Zeichenrolle angemeldet waren. 

Im Mebrigen tritt die Beanjtandung wegen unzuläffiger Bejchaffenheits- und 
Beitinmungsangabe (289), wegen Täufchungsgefahr (229) und wegen Freizeichen- 
eigenſchaft (183) hervor. Daß der letztere Verſagungsgrund bisher nicht im 
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größerem Umfange zur Geltung gekommen ift, liegt daran, daß die meijten Frei- 
zeichenermittelungen noch in der Schwebe jind. 

Einige Anmeldungen (5) wurden beanjtandet, weil der Anmelder in einem 
Staate wohnhaft war, mit dem feine Öegenjeitigfeit beſteht. 


Beſchwerden. 

Die Beſchwerden ſind bisher nicht jo zahlreich geweſen, daß eine tabellariſche 
Aufitellung nad) Waarenklaſſen bejondere Folgerungen gejtatten würde. Won den 
bis zum 1. Januar 1896 eingegangenen 311 Beſchwerden waren an diefem Tage 
197 noch anhängig, 2 waren zurüdgenommen. Die übrigen 112 Bejchwerden 
find erledigt, und zwar 50 durch Zurücweifung und 62 durch Anerkennung der 
Bejchwerde. 

Bon den einzelnen Waarenklajjen waren an den Beſchwerden bejonders be— 
theiligt: 


Klaſſe 3z3 :Tabad . a 2-0 Ren EMULE 88 

„  . 16b Wein und Spirituofen) a 

„ + Arzueimittel und — Er a ae a el, 

„9b Werkzeuge). - . — —7—7— 
Löſchungen. 


Auch hier wäre eine eingehende Beſprechung verfrüht. In Betreff der im 
Ganzen angegriffenen 226 Zeichen (1894: 11, 1895: 215) wurden die Löſchungs— 
verſuche 


abgelehnn.. 4— . . in 34 Fällen, 
zurüdgenommen . . ar a a 
auf den gerichtlichen Stlageweg verwiefe — a " 
durch Löſchung erledigt. - . „14 Mi 

— in 5 Faͤllen,. 

. f — cr "27T From 

fonach ichweben zur Zeit noch . . — 131 Faͤlle. 


zuſammen 226 Fälle. 

Von dieſen 226 Zeichen waren 93 gerichtlich geſchützt geweſen. 

Unter den u neuen Zeichen waren nur 25 Bildzeichen, die übrigen 108 
Wortzeichen dv. bh. 6 Prozent von den eingetragenen Wortzeichen. 

Die ER jtügten ſich in Klaſſe 9b (Mefjerichmiedswaaren und 
Werkzeuge) zumeit auf angebliche Kollifion mit älteren Zeichen, im Uebrigen 
weſentlich auf Freizeicheneigenjchaft. Bier haben namentlich in Betreff der Wort— 
zeichen umfaſſende Ermittelungen eingeleitet werden müſſen. Abgeſehen von den 
obigen 14 Löjchungen wurden 8 Zeichen ohne erfennbaren Grund auf Antrag 
des Inhabers gelöjcht, jo dab bis zum 1. Januar 1896 im Ganzen 22 Löſch— 
ungen in der Nolle bewirkt jind. 
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Anlage 6. 
Ueberſicht der Gebrangemufter- Anmeldungen nad Klaſſen getrennt. 

























Gegenitand der Klaſſe 1891 | 1892 | 1893 | 1894 

1. | Aufbereitung. - - » - 220.» 1 — 7 10, 6 24 
2. | Bäder . a a er 8 30 32 58 72] 200 
3 Belleidungsinduftrie 0... MI] 451) 512) 622) 698] 2394 
4. I Beluhtung - : > 2 2 2 20. 71 265) 319° 412) 552] 1619 
5 | Beraban > 2 2 2 oa nen 2 8 12| 23 38 83 
6. | Bier, Branntwein . . Fr 14 53 81 104 120 872 
7 Blech: und Drabterzeugung . — 1 3 4| N 25 41 
8. | Bleiben . . ren 10 60 65 124 143 402 
9. Sorfienwaarenfabritation Be a 23 70 77 93 89 352 
10. | Brennitofte . . ee 3 9 17! 281 19 71 
11. | Buchbinderei . } 38| 131 1144| 176! 185 644 
12. | Chemiſche Apparate und Brogefle. B 3 23 39 24 38 157 
18. Tampftefiel i ee 6 56 84 94 | 105 345 
14. | Dampfmaſchinen et 1 4 16 21 7 69 
15 Druderei RN a U na een, wi see 95 23 84 86 85 110 388 
16. | Diingerbereitung ..:..1 — 2 — 1 1 4 
17, | Eisbereitung . — 9 7 57 68 141 
18. | Eiſenerzeugung - . .1 — 2 —1 1 5 9 
19 | Eiſenbahn-, Straßenbau . . .» . . 7 17 64 50 80 218 
20. | Eilenbabnbetrieb . -» . » . 22 80 921 18 255 637 
21. | Elettrifhe Apparate » . 2 2. 42| 197) 260) 8360| 422] 1281 
22. Farbſtoffe ee RA, See 17 11 19 27 74 
23. | ‚settinduftrie 5* 3:4 3 22 23 33 28 104 
24. Feuerungsanlagen, newerbliche . er 22 82 108! 149| 166 527 
25. Se - PF 21 64 7 162 | 172 495 
26. | Gasbereitung umd — Beleuchtung 5 12 45| 108] 139| 259 558 
27. | Gebläſe . . u 15 29 44 4l 49 184 
BE: TEE 5 te — 1 5 8 11 16 41 
29 I Geipinnitiafern - >» 2 2 2020. _ 2 1 1| 5 9 
30. | Beiumdbeitspflege - » =» = 2... 66) 2901 334) 489| 624] 1803 
831. 1 Bieherei > = 2 2 en 1 12 16 17 35 81 
32. | Glas . De ae a, Ya 2 18 18 40 36 114 
33. | Hand— und Reifegerätbe ee nn 98 8936| 499] 581| 577] 2151 
34. | Hausmwirthichaftliche er .....] 237) 1081| 1328| 1764| 1879] 6289 
35. | Hebezeuge . » . a) 5 4 2% 35 63 68 190 
36. | Heizungsanlagen . v2... 38 182) 224] 3983| 406] 1243 
37. | HSohbaumeien . » 2» 2 2 200. 51 261 8292| 562| 563] 1829 
BB a 2 ee 12 87 147 175 182 608 
BD ars erh 9 15 14 82 11 8 
40. | Hüttenwein. . 2 2 22.2... — 2 2 7 5 16 
41. | Hutfabrilation . » >» 2 2 20. 4 17 38 59 50 168 
42. | Sinitrumente . ug 2a j 298) 8344| 430) 586] 1726 


68 
43 | Korbilebteri . > 2 2 2 2. 2 
44. | Kurzwaaren _. 19! 872] 414| 464| 447| 1793 
45 | Yand- und Forftwirtbichaft . F— 81 
46. | Luft: und Gasmaſchinen. : 1 
47. | Majchinenelemente . . skin 65 246 360 489 542] 1702 
48. | Metallbearbeitung, chemiſche . 1 — 7 5 8 10 30 
49 | Metallbearbeitung, — — 47 200 201 290 3491 1087 
50. | Müllerei . Maler 12 | 
51. Mufitinitrumente a Re 45: 1671 2832| 817! 8309] 1070 


in den Jahren 1893 bis 1895. 








Klaſſen⸗ 
Nr 


Gegenſtand der Klaſſe 


Nähmaſchinen 
Nabrungsmittel . 
Bapiererzeugniffe 
Bapierfabrifation 
Pferdegeſchirr 
Photographie 

Preſſen 

Pumpen 

Regulatoren . 
Rettungsiweien 
Salinenmweien 

Sattlerei und Wagenbau 
Schankgeräthſchaften 
Schiffbau und Schiffsbetrieb 
Schlädhterei . 5 
Schleifen und Poliren 
Schloſſerei — 
Schneidewerkzeuge 
Schreib⸗ und Seichenwaaren 
Schuhwerk 

Schußwaffen 

Seilerei 

Signalweien . 

Soda ; 

Spinnerei . 

Sport . ; 

Sprengitoffe i 

Tabat N 
Thonmwaaren . . . 
Transportweien . a 
———— —— 
Übren . . — 
Waflerbau . 
Marlerleitung 

Weberei . . 

Werkzeuge 


Wind. und Waffertraftmaſchinen 


Zuder umd Stärkefabrikation 
Summe 


Annalen des Deutſchen Reis. 1896. 


1891 | 1892 1893 , 1894 | 1895 








41 199 255) 208 

2 19 14 24 31 
6 28 40 50 51 
28 98 98) 112| 130 
ı is ml al 35 
8 73) 100 














79| 271) 311) 353) 408 
22| 91) 100) 126) 114 
32| 2990| 285 410| 425 
36) 141| 151) 188| 272 
13| 56] 81] 110, 189 
1| 8 0] 9 12 
| 5) 70 91] 8 
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Abgewiejene und zurüdgenommene Wanrenzeihenanmeldungen. 








Neue Beiden 






Grund 
der 
Abweiiung und Zurüdnahme 


ins: 
gelammt 









| ] 
Bild | Wort — 











1. Wappeneigenihaft . .. 89 48 | _ | 48 137 
2. Beichaffenheits- oder Beſtimm— | 

ungsangabe » » 2: 2... 12 — 271 277 289 
3. Herkunftsangabe » . . . . 6 — 71 71 77 
4. Buchitaben und Zahlen . - 10 13 — | 13 23 
5. Täuſchende Angaben . . | 139 68 22 090 229 
6. Zur Unterfcheidung nicht ge: 

geeignet ($ 1 des Geiehes). . 6 19 - | - x 
7. Äjreizeihen . . . ...f| 109 35 44 | 79 A 
8. Uebereinitimmende Zeihen. .| 313 35 | 340 45 38 
9. Sonftiges, insbeiondere ‚Form: | | 


mängel und Zurüdziehung ohne | 
erkennbaren Grund . . . . 167 111 | 7 ı\ 188 355 





Zulanmen . 


846 | 379 | 8sı | 1210 | 2056 


Das 
Reichsgeſetz über den unlanteren Wettbewerb 


von 


Nehtsanwalt Dr. Fuld in Mainz. 


Das am 1. Juli 1896 in Kraft getretene Neichsgejeg zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbeiwerbes vom 27. Mai 1896 bildet eine Ergänzung der 
im Laufe der legten Jahre zum Schuße des gewerblichen Eigenthums ergangenen 
Gejege, unter denen insbejondere das Geſetz zum Schug der Waarenbezeich- 
nungen vom 12. Mat 1894 zu nennen ijt, das nicht mit Unrecht als ein 
Vorläufer des gegenwärtigen Geſetzes bezeichnet werden fann; in 88 14, 15 
und 16 enthält dasjelbe Beitimmungen, die fich gegen unter den weitern Begriff 
des unlauteren Wettbewerbs fallende Handlungen richten; $ 14 verpflichtet 
denjenigen, welcher wiljentlic) oder aus grober Fahrläffigkeit Waaren oder 
deren Verpadung oder Umbüllung oder Ankündigungen, Preisliſten, Gejchäfts- 
briefe, Empfehlungen, Rechnungen oder dergleichen mit dem Namen oder der 
Firma eine Andern oder mit einem nach Maßgabe des Gejeges geichüßten 
Waarenzeichen widerrechtlich verjieht oder dergleichen widerrechtlich gekenn— 
zeichnete Waaren in Verkehr bringt, zur Entjchädigung gegenüber dem Ver— 
legten; wird die Handlung wiljentlich begangen, jo tritt Beitrafung ein. Nach 
$ 15 ijt Derjenige, welcher zum Zweck der Täufchung im Handel und Verkehr 
Waaren oder deren Berpadung oder Umbüllung oder Ankündigungen, Preis: 
liſten, Geichäftsbriefe, Empfehlungen, Rechnungen oder dergleichen mit einer 
Ausjtattung, welche innerhalb betbeiligter Verkehrskreiſe als Kennzeichen gleich» 
artiger Waaren eines Anderen gilt, ohne dejjen Genehmigung verfieht oder 
welcher zu dem gleichen Zmwed derartig gekennzeichnete Waaren in Verkehr 
bringt oder feilhält, dem Berlegten zur Entſchädigung verpflichtet unbejchadet 
der jtrafrechtlichen Verfolgung. Endlich bejtimmt $ 16, daß Derjenige, welcher 
Waaren oder deren Verpadung oder Umhüllung oder Ankündigungen, Preis- 
liſten, Gejchäftsbriefe, Empfehlungen, Nechnungen oder dergleichen fälſchlich 
mit einem Staatswappen oder mit dem Namen oder Wappen eines Ortes, 
eines Gemeinde: oder weiteren Kommunalverbandes zu dem Zwecke verfieht, 
über Beichaffenheit und Werth der Waaren einen Irrthum zu erregen ebenſo 
wie Derjenige, welcher zu dem gleichen Zweck derartig bezeichnete Waaren in 
Verkehr bringt oder feilhält, mit Geldjtrafe oder mit Gefängniß heitraft wird; 
jedoch fällt nicht unter diefe Bejtimmung die Verwendung von Namen, welche 
nad Handelsgebraud zur Bezeichnung gewiſſer Waaren dienen, ohne deren 
Herkunft bezeichnen zu follen. Sowohl vor wie bei der Berathung vdiejes 
Geſetzes hatte der in den reifen der Gemwerbetreibenden ftark verbreitete 
Wunſch nach Verallgemeinerung des demfelben zu Grunde Tiegenden Schuß: 
gedanfens durch eine grundjägliche Löſung der Frage, in welcher Weije der 
unlautere Wettbewerb auf dem ganzen Gebiete des Verkehrs befämpft werden 
fönne, lebhafte Vertretung gefunden, und in der zweiten Leſung des genannten 
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Gejeges wurde von dem Neichstage ein Antrag angenommen, der eine gegen 
den unlauteren Wettbewerb gerichtete Vorjchrift enthielt, injoweit fich derjelbe 
durch Ausschreitungen bei dem Reklameweſen verkörpert. In dritter Leſung 
einigte man ſich Darüber, dieſelbe zu befeitigen, nachdem die verbündeten 
Regierungen die Erflärung hatten abgeben laſſen, daß fie einen Gejegentwurf 
vorlegen würden, durch dejien Beitimmungen dem unlanteren Wettbewerb im 
Handel und Verfehr im weitern Umfange entgegengetreten werde. Die Regier— 
ungen famen auch Ddiefem Verſprechen nach und veröffentlichten zunächjt im 
Januar 1895 den Entwurf eines Geſetzes nebjt Begründung, welcher von der 
Kritif in reichem Mate beiprochen wurde; derſelbe gelaugte nicht an den 
Neichstag, er wurde unter Berücjichtigung der fritiichen Bemerkungen umge: 
arbeitet und demnächit ebenfalls veröffentlicht. In den Ausſchüſſen des Bundes: 
raths erfuhr er zahlreiche Veränderungen und gelangte alsdann durch das 
Plenum desjelben zur Annahme. Unter dem 3. Dezember 1895 fand jeine 
VBorlegung an den Neichstag, am 13. und 14. Dezember die erjte Berathung 
ftatt, welche mit der Berweifung an eine Kommiſſion endigte. Letztere berieth 
die Vorlage in zwei Leſungen und nahm ſie nicht ohne im Einzelnen zahl- 
reiche, jedoch die Grumdlage nicht berührende Abänderungen vorzimehmen, an; 
ein schriftlicher Bericht wurde über den Gang der Kommilfionsberathungen 
von Dem Abgeordneten Meyer (Halle) erjtattet. Der Reichstag begann Die 
zweite Plenarlefung am 16. April, beionders erhebliche Modifikationen wurden 
weder in dieſer noch in der dritten beichlofien, die Annahme der Vorlage 
erfolgte mit großer Mebrbeit, eine grumdjägliche Gegnerſchaft fand dieſelbe 
nur bei einem ſehr Kleinen Theile des Neichstags. 

Auf die VBorgefchichte des Gejeges und die Bewegung, welche zu dem 
Erlaß Ddesjelben geführt hat, joll bier nicht näher eingegangen werden, da der 
Verfaſſer jich bierüber an einem anderen Orte in ausführlicher Weile verbreitet 
bat. Zur Charafteriitit der Unterjchiede, die in Anjehung der Behandlung 
diejer Materie zwifchen dem deutſchen und franzöfiichen Necht beitehen, das 
unter den Nechten aller Kulturvölter den beiten und weitejtreichenden Schuß 
gegen alle Arten und Formen des unlautern Wettbewerbs gewährt, jei Folgendes 
bemerkt: In Frankreich beruht der Schuß gegen unlautern Wettbewerb ledig: 
fih auf der Anwendung und Auslegung, welche die Nechtiprechung dem 
Art. 1332 des code civil gegeben bat, der in Ueberjegung lautet: „Jede 
Handlung eines Menjchen, die einem Andern Schaden verurjacht, verpflichtet 
‚den, durch deſſen Schuld Dderjelbe entitanden it, zum Schadenserſatz.“ Auf 
Grund diefer Beitimmung hat fich ein umfallendes und bis in die Einzelheiten 
ausgebildetes Schutzſyſtem entwidelt, welches gegen zahlreiche Handlungen 
Front macht, die zwar einer pofitiven Nechtsvorjchrift nicht unmittelbar wider- 
Iprechen, gleichwohl aber geeignet find, dem Konkurrenten Schaden zuzufügen ; 
die Anwendung von SKonfurrenzmitteln, welche als unlautere zu bezeichnen 
find, bringt für Denjenigen, der fich ihrer bedient, die Verpflichtung zum 
Schadenserjag mit fich. Die Umftände, welche für diefe Entwiclung der Lehre 
bon dem unlautern Wettbewerb maßgebend waren, die als eine der beiten und 
ſtolzeſten Schöpfungen des Juriſtenrechts betrachtet werden darf, jind ver: 
ſchiedenen Inhalts und im Laufe der legten Jahre wiederholt hervorgehoben 
worden; vor Allem kommt dabei in Betracht, daß der franzöfiiche Richter von 
jeher dazu neigte, aus allgemein gehaltenen Nechtsjägen Schlüfje für die kon— 
freten Verbältnifie bis in die legten Konjequenzen zu ziehen im Unterfchiede 
von dem deutjchen Nichter, der fich nur ſehr schwer dazu entichließen kann, 
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ohne eine fpezielle Rechtsvorichrift einen Vorgang vder eine Handlung einer 
Beurtheilung zu unterwerfen, welche mit einer Einjchränfung der allgemeinen 
bürgerlichen oder gewerblichen Freiheit verbunden ift. Diejer Unterjchied, der 
vielleicht auf die Verjchtedenheiten der Entwidlung des Richterthums in beiden 
Ländern zurüdzuführen ift — man denfe an die noblesse de robe der Bour— 
bonenmonarchie, die ihre Stammbäume nicht viel weniger weit zurückführte, 
wie die jtolzeften Hofadelsgeichlechter einerjeit8 und die beamteten Nichter in 
Deutichland anderſeits — vielleicht auch mit gewiljen pſychologiſchen Ver— 
Ichiedenheiten zujammenhängt, zeigt ich nicht nur bei der Lehre von dem 
unlautern Wettbewerb, jondern auch bei andern Fragen, allerdings tritt er bei 
feiner mit der Intenſität zu Tage, wie bei der in Rede jtebenden. Gin weiteres 
erflärendes Moment iſt wohl in der der franzöfiichen Nechtspflege jeit langer 
Zeit befannten Mitwirkung von Laien bei Ausübung der Civiljuſtiz zu erbliden. 
Weit beveutungsvoller aber al3 beide zujammengenommen iſt der Einfluß der 
freien Geſtaltung des franzöfiichen Beweisrechts gemwejen, welches dem franz 
zöfischen Richter die Möglichkeit bot, auch die verwideltiten Verhältniſſe und 
Schadenserjaganiprüche mit verhältnismäßig großer Xeichtigkeit zu entwirren 
und in einer der vorhandenen Sachlage gerecht werdenden Weiſe zu beurtheilen. 
Ohne die freie Beweiswürdigung, ohne die freie Stellung gegenüber der Aus— 
mejjung des Schadens und des begehrten Erjages hätte ſich auch in Frank— 
reich der Schuß gegen die coneurrence deloyale nicht entwideln fünnen und 
es ijt daher nicht unberechtigt, wenn man gejagt bat, dab das franzöfiiche 
Prozeßrecht für dieſe Entwicklung eine weit höhere Bedeutung bat, als die 
angeführte Bejtimmung des code eivil. Allerdings mußte diefe ja vorhanden 
jein, um es dem Nichter zu ermöglichen, aus ihr die Folgerungen abzuleiten, 
die zu einem Cinfchreiten gegen den unlautern Wettbewerb führten, aber die 
Eriftenz Dderjelben hätte ohne das freie Beweisrecht und troß der übrigen 
Momente jchwerlich ausgereicht, um die Lehre in der Weile auszubilden, wie 
e3 geichehen iſt Zu einer Zeit, in welcher die freie Beweiswürdigung in 
Frankreich längſt die Sanktion des Gefeßgebers erlangt hatte, jtand das deutjche 
Prozeßrecht noch unter dem verhängnißvollen Bann einer engen Beweistheorie 
und nicht minder enger Beweisregeln, welche in der Praris häufig geradezu 
zu Beweisfefleln wurden; eine Rechtsentwicklung nad) Art und Inhalt der 
franzöfiichen war daber vollkommen ausgejchlojien und es fann daher nur ala 
richtig bezeichnet werden, wenn Neuling in feiner Schrift über den unlautern 
Wettbewerb jagt: „Der Gegenſatz zwiſchen einerjeit3 einem auch prozeljualiich 
Harzuftellenden Nechte und einem ziffermäßig feftzufeßenden Schadenserjat und 
anderjeits der Unmöglichkeit, dasjelbe materielle Necht, wenn man e3 grund: 
jäglich erkennen wollte, auch prozeilualiich zu handhaben und zu realifiren, 
it für den Gegenſatz der Nechtsentwidlung bei unjerem Thema beitimmend 
geweien. Demgemäß war es denn auch diefer Gegenfag im Prozeßrecht, der 
jegt durch SS 259 und 260 der Civilprozefordnung zum Ausgleich gekommen 
it, von dem für alle jolche Fragen die litterariiche Bewegung in Deutichland 
ihren Ausgang genommen hat.““) Allerdings hat e8 auch in Frankreich fait 
ein volles Meenichenalter gedauert, bis der heutige alljeits befriedigende Nechts- 
zuftand exiſtirte und zahlreiche Streitfragen und Unklarheiten, eine Unſumme 
von Zweifeln mußte durch die Nechtiprechung des Kaſſationshofs befeitigt 


" Neuling, Der unlautere Wettbewerb ‘Berlin, Gaertner’s Verlagsbuchhandlung 
1895), 2. 36. 
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werden, bevor die Lehre von dem unlautern Wettbewerb nach allen Nichtungen 
als geklärt und befeitigt erachtet werden konnte. Das Material, das in der 
franzöfiichen Judifatur und Praris hierüber enthalten it, läßt fich als ein 
jehr reichhaltiges bezeichnen, der Scharfjinn und der praktische Takt, welcher 
in zahlreichen Urtheilen zum Ausdrud kommt, verdient vorbehaltloje Aner— 
kennung, jo daß die abfällige Beurtheilung der ganzen Leiltungen der franz: 
zöſiſchen Rechtswiſſenſchaft und Nechtöpflege auf diefem Gebiete in feiner Weile 
als berechtigt erachtet werden fann. Es fehlt allerdings an einer allgemeinen 
Theorie, die willenichaftliche Verwerthung der Urtheilsiprüche begnügt ich 
zumeijt damit, die allgemeineren Grundſätze, welche denjelben gemeinjam find, 
feitzuftellen, die Formulirung einer allgemeinen Theorie jtößt -auf große 
Schwierigkeiten, und ob fie von wejentlichem Vortheile, ſei es für die willen: 
Ichaftliche, jei es die praftiiche Behandlung tft, darf bezweifelt werden. 

Was die Eintheilung der Fälle des unlautern Wettbewerbs betrifft, jo find in 
Frankreich verfchiedene Verfuche in diefer Beziehung gemacht worden, welche zum 
Theile lebhafte Anerkennung gefunden haben: am bejten unterjcheidet man drei 
Gruppen von Thatbejtänden, einmal diejenige gebildet durch jolche Handlungen 
und Beranftaltungen, durch welche man auf die Srregung einer Verwechslung 
(eonfusion) hinarbeitet, dieſelbe kann fich beziehen auf Waaren, Yeiftungen, 
auf ein gewerbliches oder geichäftliches Etabliijement, jelbit auf die Perſon 
des Sejchäftsinhabers; in die zweite jtellt man diejenigen Thatbeitände, welche 
eine Herabwiirdigung oder Verkleinerung der Perfon, Waaren oder Leiſtungen 
des oder der Konkurrenten zum Inhalt haben. Die franzöfiiche Nechtsiprache 
bedient jich hierbei der Ausdrüde denigrement und depreciution (des mar- 
chandises; eine Unterart bildet der berabjegende Verkauf von Waaren eines 
Stonfurrenten unter dem von diefem berechneten Preis, vente au rabais. 
Was die dritte Gruppe betrifft, jo umfaßt diejelbe alle auf Musipannung 
der Arbeiter und jonjtigen Angejtellten eines Gejchäftes und auf Erfahrung 
der Geheimniſſe desielben gerichteten Handlungen, detournement und em- 
bauchage des ouvriers, Man jtellt vielfady noch eine weitere Gruppe 
auf, bejtehend aus der vertragswidrigen Errichtung eines Konkurrenzgeſchäftes 
feitens deſſen, der fein Gejchäft unter dem Verſprechen verkauft oder ver: 
pachtet hat, fich der Konkurrenz zu erbalten, ferner. der Errichtung eines 
ſolchen, wenn diejelbe mit den Grundfägen des guten Glaubens in Wider: 
jpruch jtebt, ohne ausdrüdlich durch Vertrag ausgejchlojien zu fein, auch 
den Eintritt eines Gehülfen in ein Konfurrenzgeichäft unter Verlegung der 
fogenannten SKonfurrenzflaujel, allein dieje Fälle gehören jtreng genommen 
nicht hierher, da fie nicht ſowohl eine Verlegung der allgemeinen Borjchrift 
des Art. 1582 als vielmehr eine Webertretung der vertraglich übernommenen 
Berbindlichkeiten zum Inhalte haben. Die ausführlichere Behandlung der 
Lehre des franzöfiichen Nechts rechtfertigt ſich im Hinblick auf die große Be— 
Deutung, welche dasjelbe im Laufe der Zeit erlangt Hat; Dank der feinen 
Ausbildung der Lehre fonnte auch die franzöſiſche Gejeggebung davon Abjtand 
nehmen, Sondergejege über die Materie oder einzelne Theile derjelben zu er: 
lajien und demgemäß iſt denn auch bis in die jüngſte Gegenwart fein geſetz— 
geberijcher Borgang zu verzeichnen gewejen, welcher hierher gebörte, erit im 
Sabre 1886 hat man ein Gejeg erlaljen, das jich gegen die Anmaßung gewerb- 
licher Auszeichnungen und PBrämirungen richtet, womit in Frankreich mindeſtens 
der gleiche, wahrjcheinlich aber noch größerer Mißbrauch getrieben wurde als 
in Deutichland. 
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Dem von verjchiedenen Seiten warm befürmorteten Beijpiele und Bor: 
bild des franzöfiichen Nechts zu folgen und fich demgemäß auf die Aufitellung 
eines allgemein gefaßten Rechtsfages zu beichränfen, die Ableitung der Schluß: 
folgerungen und deren Anwendung auf die einzelnen Fälle der praftiichen 
Nechtsübung zu überlaiien, konnte jich die Reichsgeleggebung nicht entichlichen, 
vor Allem wohl um deßwillen nicht, weil fie bezweifelte, ob die deutiche Hecht: 
Iprechung ſich ebenjo entwideln werde wie die franzöfiiche; diefe Zweifel ließen 
ſich auch nicht von der Hand weiſen und fie werden auch von denjenigen nicht 
verfanut, welche an jich in der Nachahmung des Vorgehens des franzöfiichen 
Nechts die beſte und winschenswerthejte Art der Negelung erblidt hätten. Die 
Reichsgeſetzgebung entichloß ſich alfo zu einer Behandlung, welche auf die 
Kennzeichnung „kaſuiſtiſch‘' bis zu eimem gewiljen Grade Anſpruch bat; fie 
war jich wohl bewußt, daß es ihr nicht möglich ſei, alle Formen des un— 
lanteren Wettbewerbs zu trejien, fie hielt es für ausreichend, ſich mit dem 
Einfchreiten gegen diejenigen Mißſtände zu befafien, welche als befonders nach: 
theilig empfunden wurden. Ein zweiter Unterichied zwiichen der franzöſiſchen 
und reichsrechtlichen Ordnung liegt in der Verwertbung des Strafrechts als 
Mittel zur Bekämpfung des unlautern Wettbewers; mit Ausnahme der ziemlich 
veralteten und praftijch wenig bedeutſamen Vorſchriften des code penal über 
die Beitrafung des Berratbs von Betriebsgeheimniſſen jowie der Beitimmungen 
des neuen Geſetzes über die Anmaßung gewerblicher Auszeichnungen fennt das 
franzöfiiche Recht nur eine civilrechtliche Befämpiung des unlautern Wett— 
bewerbs; der Neichsgejeggeber hat dagegen von der jtrafrechtlichen Verfolgung 
gewiller Arten desselben Gebrauc gemacht, allerdings nur im den eflatanten 
Fällen, in welchen der unlantere Wettbeiverb einen Bruch der allgemeinen Nechts- 
ordnung darjtellt, der vom jittlichen Standpunkte nicht milder zu beuvtbeilen 
it als Betrug, Untreue und jtrafbarer Eigenmug. Ueber die Berechtigung 
dDiefes Standpunftes läßt fich ſtreiten; ficht man von dem Verrath des Ge— 
ſchäfts- und Betriebsgeheimmifjes ab, welcher eine gefonderte Beurtbeilung für 
fih beanfprucht, fo wird ſich ein jtringenter Nachweis für die Notbwendigfeit, 
das Strafrecht auch gegen den unlautern Wettbewerb zu verwenden, ſchwerlich 
erbringen lajjen; beweijt doch die bald zwei Menfchenalter umfafjende Erfahrung 
in Frankreich, daß die zivilrechtliche Ahndung vollkommen genügt. Die Fran— 
zoſen huldigen auch hierbei der Anſicht Frapper la bourse c’est frapper 
justé und die vielen Jahrzehnte, auf welche die franzöſiſche Praxis bei ihrer 
Ausbildung des Schußes gegen den unlautern Wettbewerb zurüdblicen kann, 
enthalten ein eraftes Material für den Beweis ihrer Nichtigkeit. Wer wegen 
unlautern Wettbewerbs zu einer Schadenserjagleiitung von zehntaujend Mark 
verurtbeilt wird, erhält eine jchärfere, empfindlichere und auch wirfungsvollere 
Rüge, als wenn ihn der Strafrichter zu einer Gelditrafe von fünfhundert oder 
taujend Mark verurtheilt. Abgeſehen von diefem lediglich praftiichen Bedenken 
ift aber auch grumdjäglich die Erweiterung des Strafrecht durch die Poenali- 
firung gewiſſer Formen des unlautern Wettbewerbs nicht unbedenklich, auch 
dann nicht, wenn man die fortichreitende Einschränkung des Gebietes des civilen 
Unrechts durch die Domäne des friminellen Unrechts als einen mit gewiljen 
Grundanſchauungen unſerer Zeit im Zufammenbang ſtehenden Vorgang be⸗ 
trachtet; wir ſtreben eben mehr theils bewußt theils im Sinne der Hart— 
manu'ſchen Philoſophie unbewußt dahin, den alten Rechtsſatz Papiniaus: Non 
omne quod licet honestum dahin umzuwandeln quod inhonestum non 
licet; unſere rechtliche und fittliche Ucberzengung, theilweife auch unfere wirth— 
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ſchaftliche Anſchauung hat fich eben himmelweit entfernt von derjenigen, welche 
zu Zeiten der Blüthe der römischen Kultur die maßgebende war und in den 
ſcharf pointirten Worten ihren Ausdrud fand: In emtione venditione licet 
se eireumvenire. Unmöglich it es, den Fortſchritt leugnen zu wollen, 
welcher in der Ueberwindung diejes Standpunktes kraſſeſten Egoismus’, diejer 
Sanktionirung der Herrenmoral und aller Befugniſſe des Starfen und Rück— 
fichtslofen wie des Skrupelloſen liegt, unmöglidy aber auch zu bejtreiten, daß 
die Billigung des unmittelbar entgegengejegten Standpunftes mit Gefahren 
verbunden ijt, namentlich in einer nervös erregten Zeit, in welcher in Folge 
der Nervofität eine Ueberfchägung der Wirkſamkeit des Strafrechts ſich aus— 
gebildet hat, welche weite Kreife der Bevölkerung dazu führt, die Vorjchriften 
desjelben als vor Allem in Betracht fommende Mittel zum Einſchreiten gegen 
wirkliche und vermeintliche Uebeljtände anzujehen. Man muß gegenüber diejen 
Beitrebungen jtet3 daran erinnern, daß weiſe Defonomie und maßvolle Sparjame 
feit gerade bei dem Strafrecht geboten find, denn ein verjchwenderijcher Ge: 
brauch, der von ihm gemacht wird, hat mit Nothwendigfeit eine baldige Er: 
ichöpfung desfelben zur Folge und die Spige und Schärfe feiner zweiten Waffe 
jtumpft fich jo leicht ab wie die der jtrafrechtlichen. 

Mit vollem Necht hat man deßhalb gejagt, daß dag Schwert, das zum 
Holzbauen gebraucht werde, am Tage der Schlacht feinen Dienjt verjage. 
Wenn auch anerfannt werden muß, daß im Hinblid auf manche Wünsche, die 
mit großer Entjchiedenheit vor Erlaß des Gejeges und während der Beratbung 
desfelben geltend gemacht wurden, die Verwendung des Strafrecht eine maß: 
volle zu nennen ijt und daß manche gegen Ddiejelbe Iprechenden Bedenken, wenn 
nicht bejeitigt, fo doch durch den Umſtand gemildert werden, daß die jtrafrecht: 
liche Verfolgung mit Ausnahme eines Falles der Initiative der Intereſſenten 
und Verlegten grundfäglich überlafjen und die ftaatliche Strafverfolgungsbehörde 
nur unter der VBorausjegung des Vorhandenſeins eines öffentlichen Intereſſes zum 
Einfchreiten verpflichtet ift, jo ift doch der Wunſch nicht unberechtigt, daß die 
Neichsgejeßgebung jich dem Drängen nad) Erweiterung des Strafrehts in Zu— 
funft minder willfährig erweijt, als e& im Laufe der legten Jahre der Fall war. 

Ein nicht minder bedeutfamer Unterſchied zwifchen dem deutſchen und 
jranzöfiichen Recht bejteht darin, daß durch eriteres eine Neglementirung der 
Mengeeinheiten eingeführt wurde, in welchen im Kleinverkehr beftimmte Waaren 
zum Berfaufe gelangen; der Gejeßgeber hat injoweit aljo auch das Verwaltungs: 
recht zur Bekämpfung des umlautern Wettbewerbs mit herangezogen, während 
man es in Frankreich für ausreichend hält, auch gegen die unlautere Kon: 
furrenz, welche den ehrlichen und foliden Gewerbetreibenden durch falſche 
Mengeangaben und entiprechende Preisberechnungen zu schädigen jucht, mit 
den zivilrechtlichen Mitteln vorgeben zu fünnen. Dieſe Unterjchiede, welche 
zugleich charakteriftiiche Momente für den Inhalt des deutichen Gejeges bilden, 
lajjen feinen Zweifel darüber auffommen, daß diejes ſich von dem franzöfiichen 
Necht nicht beeinflußen ließ und durchaus felbjtändige Wege bei der Ordnung 
der Materie gegangen ift. Ob dieſe Wege durchaus die richtigen find, wird 
fih wohl erſt im Yaufe der Zeit und an Hand der zu machenden Erfahrungen 
in alljeit3 zuverläfliger Weiſe fejtjtellen laſſen, jedenfalls aber kann die wiljen: 
ichaftliche Betrachtung des neuen Geſetzes nur fonjtatiren, daß das Vorgehen 
desjelben einen unabhängigen Charakter bat 

Was nun den Inhalt des Gejeges betrifft, jo beziehen ſich feine Vor— 
Schriften auf folgende Gegenjtönde: Ausjchreitungen im Reklameweſen, Quantitäs- 
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Berichleierung, Herabſetzung der Erwerbsgenofien, täufchende Nachahmung und 
Penügung von Firmen und Berjonennamen, Verrath von Gejchäfts: und 
Betriebsgebeimnilien; bieran schließen ſich allgemeine Bejtimmungen traf: 
prozeliualer Natur und über das Verhältniß zum Ausland. Bei Regelung 
aller diefer Punkte war für den Gefeßgeber maßgebend nicht etwa der 
Schutz des konſumirenden Publikums gegen Webervortbeilungen und betrüs 
geriihe Manipulationen bei dem Verkaufe, jondern vielmehr der Schuß des 
joliden Gerwverbetreibenden gegen eine mit zu mißbilligenden Mitteln arbeitende 
Konkurrenz; was das konſumirende Publitum betrifft, jo findet es jeinen Schuß 
gegen ſolche mit einem anftändigen Gejchäftsbetriebe nicht zu vereinbarende 
Manöver einmal in den civilrechtlichen Mechtsbebelfen, alfo der Klage auf 
Auflöfung eines Vertrags (Wandlungsflage) und der Klage auf Minderung 
des Haufpreiies (Minderungsflage), ſodann aber in der Strafbeitimmung gegen 
den Betrug, welche durch Die neuere und neueſte Rechtſprechung der Art er— 
weitert worden iſt, daß ihre Anwendung für eine ganze Anzahl von Fällen 
möglich wurde, in welchen dem Käufer früher nur die ciwilrechtliche Verfolgung 
des Verkäufers zur Verfügung Itand. 

Die Ausichreitungen im Reklameweſen, welche das Geſetz berückſichtigt, 
werden begangen durch ummwahre Angaben tbatjächlicher Art über bejtimmte 
geichäftliche Verbältniiie, welche nach den Erfahrungen auf den Entichluß des 
Stonjumenten, jeinen Bedarf bier oder dort zu decken, von Einfluß find: dieje 
Angaben beziehen jih auf Waaren oder auf gewerbliche Leiſtungen. Mit beiden 
Begriffen wird der weiteſtgehende Sinn verbunden und die ausdrüdliche Er: 
wähnung Der landwirtbichaftlichen Erzeugniſſe und landwirthichaftlichen Leiſt⸗ 
ungen wäre an und für ſich nicht nöthig geweſen, da wohl kanm für den 
Richter ein Zweifel darüber obwalten fonnte, daß dieſelben unter den Waaren 
und Yeiltungen mit einbegriffen waren. Die gewerblichen Leiſtungen Jind nicht 
etwa die Yeiltungen von Perſonen, welche der Gewerbeordnung unteriteben, 
ſondern alle Leiſtungen, welche einen gewerblichen Charafter haben, aljo im 
Gegenſatze zu den wilienichaftlichen, künstlerischen und ähnlichen ſtehen; Yeiltungen, 
welche ſich auf die Heilung beziehen, können dabin gerechnet werden, jedoch 
mit Ausnahme der Ihätigfeit der approbirten Werzte, welche zwar Durch Die 
Gewerbeordnung ebenfalls geregelt iſt, gleichwohl aber als eine gewerbliche 
ebenfowenig zu betrachten iſt wie die Ihätigkeit des Nechtsanwalts umd des 
Notars. Die Berbältnifie, auf die fich die unmwahren Angaben beziehen müſſen, 
ind insbejondere die Beichaffenbeit, die Heritellungsart oder die Preisbemeſſung 
von Waaren oder gewerblichen Yeiltungen, die Art des Bezugs oder der Be: 
zugsquelle von Waaren, der Belig von Auszeichnungen, der Anlaß vder Zwed 
des Verfaufs. Es gemügt aber nicht jede unrichtige Angabe, die hierüber ge: 
macht wird, jondern, um unter das Gefeg zu fallen, muß diejelbe beſonders 
qualifizirt jein; einmal wird nämlich verlangt, daß fie in öffentlichen Bekannt: 
machungen oder in jolchen Mittheilungen gemacht wird, welche für einen größeren 
Theil von Perſonen beitimmt ind, womit alfo die private Neflame aus: 
geſchloſſen iſt, ſodann aber erfordert das Geſetz, daß ſie thatſächlicher Art und 
geeignet iſt, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebotes hervorzurufen. 
Die Vorausſetzungen für das Einſchreiten ſind alſo ziemlich kumulirt, der 
Grund hierfür iſt in der Befürchtung zu erblicken, daß andernfalls nicht nur 
der unlautere Wettbewerb, ſondern der Wettbewerb überhaupt durch das Geſetz 
beläſtigt und beſchränkt werden könnte; an Anregungen hierzu hat es auch 
nicht gefehlt und manche Vorſchläge aus zünftleriſchen Kreiſen entſtammten 
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offenbar dem Beitreben, bei diefer Gelegenheit eine Waffe zu erhalten, welche 
fih gegen die Konkurrenz überhaupt verwerthen ließe. Während nach der 
Negierungsvorlage das Verzeichniß der Gegenftände, auf welche fich die un— 
wahre NReflame beziehen muß, um unter das Geſetz zu fallen, in erichöpfender 
Weile bejtimmt war, hat man im Laufe der parlamentarischen Verhandlungen 
demjelben den Charakter eines Beifpiels dadurd) gegeben, dat man eine General: 
claujel aufnahm, wornach ſich die unwahre Neklame auf geschäftliche Ver: 
hältnifje Schlechtbin beziehen kann, Beichaffenheit einer Waare, Preisbemejjung, 
Bezugsort und Bezugsquelle find ſomit nur Beilpiele diejer geichäftlichen Ver: 
hältniſſe. Unverfennbar war der Grund diefer Veränderung des Geſetzes der, 
dafür zu forgen, daß der Wettbewerb fich nicht jolcher Formen nach dem Er— 
laß des Gejeges bedienen fünne, welche in dieſem nicht berückjichtigt und er: 
wähnt worden find. Soweit jih das Geſetz mit den Ausfchreitungen des 
Neflameweiens bejchäftigt, hat es eine Kombination zwiſchen dem Syſtem des 
franzöjiichen Rechts und der Fafuiftiich= Speziellen Regelung zum Inhalte, 
weldye man wohl als eine Eigenthümlichkeit des deutſchen Nechts bezeichnen 
darf. Der unbejtimmte und unbejtimmbare Charakter des Begriffs „geichäft: 
liche Verhältniſſe“ läßt der richterlichen Interpretation den weiteſten umd fait 
unbegrenzten Spielraum. 

Den Angaben find gleichgeitellt bildlihe Daritellungen und ähnliche Ber: 
anjtaltungen, welche darauf berechnet und geeignet ſind, dieſe Angaben zu er: 
jegen; die Anwendung dieſer Beitimmung erfordert große Vorſicht und nicht 
minder großen Takt, da es natürlich nicht die Abjicht des Gejehes war, das 
Einjchreiten auf Grund von albernen Webertreibungen bildlichen Inhaltes zu 
gejtatten, welche wohl beladyt aber von Niemanden ernit genommen werden; 
um eine Anwendung des Geſetzes hierauf zu verhüten, hat man in den That- 
beitand das Moment aufgenommen, daß die Angaben geeignet fein müjjen, den 
Anschein eines befonders günftigen Angebots hervorzurufen und auf die Feſt— 
jtellung desjelben wird jeitens der Praris ein ganz bejonderes Gewicht gelegt 
werden müſſen. Die Nechtsfolgen, welche aus diefem Berhalten entjtehen, find 
zweierlei Art, einmal gewährt das Geſetz die Unterlafiungsflage, welche auf 
Unterlafjung der unrichtigen Angaben gerichtet ijt, jodann aber die Schadens: 
erjagflage, welche wie jede Schadenserjagflage von dem Nachweis des erlittenen 
Schadens abhängt; diejelbe fann nur gegen denjenigen, welcher die unrichtigen 
Angaben gemacht hat, gerichtet werden und zwar nur dann, wenn derjelbe ihre 
Unrichtigfeit gekannt hat oder fennen mußte; hiermit ijt die Verpflichtung zum 
Schadenserjag auch gegenüber fahrläffigen Handlungen anerkannt. Die Unter: 
lajjungsflage iſt im Gegenjage hierzu nur an die Vorausfegung geknüpft, daß 
fi) der Bellagte der Aufſtellung unrichtiger Angaben in der bezeichneten Form 
ichuldig gemacht hat. Ein weiterer Unterjchied zwijchen beiden Klagen bejteht 
bezüglich derjenigen, welche zu ihrer Geltendmachung befugt find; zu der Unter: 
lafjungsflage find berechtigt diejenigen Gewerbetreibenden, welche Waaren oder 
Leitungen gleicher Art heritellen oder in den Verkehr bringen, wie diejenigen, 
auf die fich die unwahren Angaben beziehen; diejelben find auch befugt, die 
Schadenserjagflage zu erheben, jofern fie nachweisbar Schaden erlitten haben; 
zu der Unterlajjungsflage befugt find aber auch die Verbände zur Förderung 
gewerblicher Interejjen, welche in NRechtsjtreitigkeiten als jolche klagen können; 
jeder Verband, welcher der letzteren Vorausſetzung entfpricht und fich mit der 
Förderung gewerblicher Intereſſen befaßt, hat das Recht zum Vorgehen mittelit 
der Unterlafjungsklage, alfo nicht nur ein Verband, welcher lediglich für Die 
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Förderung der gewerblichen Intereſſen desjenigen Geichäftszweigs bejteht, auf 
den ich die unmwahre Neflame bezieht. Es kann aljo ein mit Körperichafts: 
rechten ausgejtatteter Verein zur Förderung der Intereſſen der Schuhmacher: 
meijter die Unterlafiungsklage gegen einen Kaufmann erheben, welcher wabr: 
heitsiwidrig in einer Bekanntmachung fundgibt, daß die von ihm verfaufte Seife 
ohne jeden Zujag von Soda verfertigt jei oder daß er jeine Chocolade un: 
mittelbar, d. h. ohne Zwiſchenhandel von vem Fabrifanten Suchard beziebe, 
er kann dies thun, auch wenn er feinen Sitz in Sraudenz bat, der betreffende 
Kaufmann aber in Meg wohnt. In der Praris werden natürlich ſolche Fälle 
faum oder doch nur äußerſt jelten, im geradezu verjchwindender Anzahl vor: 
fommen; thatlächlich dürften jich die Vereine zur Förderung gewerblicher 
Intereſſen nur mit den Ausjchreitungen der Neflame beichäftigen, welche in ihr 
Gebiet einjchlägt, die außerhalb derjelben Tiegende aber den Bereinen über 
laſſen, welche dafür zuftändig find; rechtlich zuläſſig it aber auch ein Beſaſſen 
mit Neflame, die fie zumächit eigentlich micht berührt. Das Geſetz bat ich 
damit auf den Standpunft geitellt, daß eine Solidarität aller Vereine zur 
Förderung gewerblicher Intereſſen infoweit vorhanden iſt, ald es ſich um Die 
Verfolgung der wahrbeitsiwidrigen Neflame handelt. Um die raſche und 
energiiche Verfolgung derjelben zu ermöglichen, ift den Gerichten die Befugniß 
eingeräumt worden, einitweilige Verfügungen zu erlallen; die Givilprozeß- 
ordnung fennt ebenfalls den Erlaß jolcher Anordnungen, Durch welche eine 
provioriiche Regelung des betreffenden Nechtszuitandes oder Nechtsverbältniiies 
bewirft werden joll, die Borausjegungen dafür find in den SS 314 und 819 
derjelben normirt; das gegenwärtige Geſetz ſieht von dieſen Vorausſetzungen 
ab und erlaubt dem Gerichte auch dann derartige Anordnungen zu treften, 
wenn dieſe VBorausjegungen nicht vorliegen. Es wird damit dem Einzelrichter 
— zufjtändig ut fir den Erlaß auch das Amtsgericht, in deſſen Bezirk die be: 
treffende Handlung begangen worden ift — eine große Meacht eingeräumt, deren 
Anwendung unter Umftänden für die VBermögensverhältnifie des Beklagten von 
der größten Bedeutung fein, ja ſogar jeinen finanziellen Ruin herbeiführen 
fann. Es muß desbalb jedenfalls im vorfichtiger Weiſe von derielben Gebrauch 
gemacht werden, und fein Nichter wird ſich wohl veranlaßt jeben, eine einſt— 
weilige Anordnung zu erlallen, ohne daß Die Behauptungen, auf weiche e3 
dabei ankommt, ihm glaubhaft gemacht werden. Selbſtverſtändlich bleibt Der: 
jenige, welcher den Antrag auf Erlaß gejtellt und die Verfügung erwirft hat, 
demjenigen baft: und jchadenserjaßpflichtig, gegen welchen fie ergangen it, 
unter Umſtänden wird aber auch der Richter für den entitandenen Schaden zur 
Erjagleiftung berauzuzieben fein, val. $ 762 des zweiten Entwurfs eines bürger: 
lichen Gejegbuchs, welcher dieſe Möglichkeit allerdings unter jebr erichiwerende 
Vorausſetzungen ſtellt.') Es erhellt aus dem vorhin Gejagten, daß die Möglich: 
feit vorhanden it, daß dieſelbe wahrbeitswidrige Reklame zum Gegenſtande 
mebrerer, ja jogar vieler Nechtstreite gemacht werden kann, da ja bei der Unter: 
laſſungsklage ſtets, bei der Schadenserſatzklage vielfach eine Mehrheit Der Klage: 
berechtigten vorhanden fein wird; um die Mißſtände, Die hieraus für Die 
prozejjuale Behandlung erwachſen fünnten, zu verbüten und insbejondere eine 
Verbindung der verichiedenen Prozeſſe, die jich auf denjelben Vorgang jtügen, zu 
ermöglichen, bat das Gejeg einen ausjchließlichen Serichtsitand für dieſe Klagen 
eingeführt; derſelbe beſteht bei dem Gerichte, in deſſen Bezirf der Beklagte jerne 
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gewerbliche Niederlafjung oder in Ermangelung einer folchen jenen Wohnſitz 
hat: für Perſonen, welche im Inlande weder eine gewerbliche Niederlafiung 
noch einen Wohnfig haben, iſt ausichließlich zuitändig das Gericht ihres in- 
ländischen Aufenthaltsortes, oder falls auch ein jolcher nicht befannt it, das 
Gericht, im deſſen Bezirk die Handlung begangen it. Dieſer ausjchließliche 
Gerichtsjtand bezieht ſich indeſſen nur auf die Klagen, nicht auch auf die einst: 
weiligen Verfügungen; bierfür it neben den ſoeben genannten Gerichten auch 
das Amtsgericht zujtändig, in dejjen Bezirk die Handlung begangen wurde, die 
zu dem Anſpruch Anlaß gegeben hat. 

Da die praktisch wichtigite Art der öffentlichen Bekanntmachung einer 
Neflame das Zeitungsinjerat bildet, jo konnte in Frage kommen, ob nicht 
die für den Juhalt einer Zeitung verantwortlichen Perſonen, aljo der ver: 
antiwortliche Redakteur, der Verleger, Druder, VBerbreiter und derjenige, 
welcher den Vertrieb bejorgt, zur Schadenserjagleijtung herangezogen werden 
fünnten? Mlljeitig war man darüber einverjtanden, daß es erforderlich fei, 
den bejonderen Verhältniſſen, welche für die Heritellung von Drudichriften 
maßgebend find, durch eine ansdrücliche Vorſchrift Rechnung zu tragen; 
man bejchränfte daber, nachdem ſich beransgejtellt hatte, daß weitergehende 
Beltimmungen eine ausreichende Sicherung der für den Inhalt von Drud: 
jchriften verantwortlichen Perſonen gegen ceiwilrechtliche Inanſpruchnahme nicht 
bieten würden, die Haftbarfeit derjelben auf die Fälle, in welchen fie von 
der Unrichtigfeit der Neklame Kenntniß batten; dies iſt nicht zu beanitanden; 
der Nedakteur und Verleger, welche in Kenutniß des unwahren Inhaltes einer 
Reklame derjelben Aufnahme in der von ihnen vedigirten oder verlegten Zeitung 
gewähren, jind nicht minder Jchuldig wie, der Urbeber derjelben jelbit und es 
unterliegt daher feinem Bedenken. ſie in gleicher Weile und gleichem Umfange 
wie dieſen Fiir den entitandenen Schaden haftbar zu machen. Bemerkenswerth 
it, daß für die Unterlaiiungsflage die Erfolglofigkeit der Neklame von feiner 
Bedeutung tft; es fommt alio nicht in Betracht, ob durch die unwahre Angabe 
thatlächlih der Anschein eines befonders günstigen Angebotes hervorgerufen 
wurde oder nicht, es genügt, wenn der Nichter zu der Ueberzeugung gelangt, 
daß derjelben die ‚Fähigkeit, in dieſer Nichtung zu wirken, nicht ſchlechthin ab— 
geiprochen werden kann. Die umvahre Neflame bat aber nicht nur das Ein— 
jchreiten des Givilrichters, jondern auch unter bejtimmten Borausjegungen dass 
jenige des Strafrichters zur Folge; bejtraft wird Derjenige, welcher in der 
Abjicht, den Anſchein eines bejonders günftigen Angebots bervorzurufen, im den 
bereits genannten Bekanntmachungen oder Meittheilungen über Die aufgezäblten 
geichäftlichen Verhältniſſe wiſſentlich unwahre und zur Irreführung geeignete 
Angaben thatſächlicher Art macht; die Strafe iſt Geldſtrafe bis zu 1500 ME; 
im Rückfalle kann neben oder ſtatt derſelben auf Daft oder Gefängnißſtrafe bis 
zu ſechs Monaten erfannt werden. Diejer Thatbeſtand der jtrafrechtlich zu 
verfolgenden umvahren Reklame unterjcheidet ſich von demjenigen der nur civil: 
rechtliche Nechtsfolgen nach jich ziehenden nach mehreren Nichtungen bin; ein= 
mal wird erfordert, daß die Abjicht, den Anjchein eines befonders günftigen 
Angebotes bervorzurufen, vorhanden tt, ſodann daß die ummwahren Angaben 
witjentlich alſo bewußt gemacht werden; eine Erjtredung der Strafbeitimmung 
auf die Fälle, in welchen auf Seiten des Urhebers der Neflame oder des Ver: 
breiter8 Dderjelben nur von einer fahrläffigen Handlungsweile die Rede fein 
fan, it mit Necht nicht für angemefjen erachtet worden; die Verfolgung dieſes 
Deliktes tritt mir auf Antrag ein; antragsberechtigt find jowohl die einzelnen 


928 Fuld: Tas Reichsgeſeß über den unlauteren Wettbewerb. 


Gewerbetreibenden, welche Waaren oder Leiſtungen gleicher oder verwandter 
Art heritellen oder in den Verkehr bringen, als auch die bereit3 genannten 
forporativen Verbände zur Förderung gewerblicher Intereſſen. Die Staats- 
anmwaltichaft erhebt die öffentliche Klage nur inſoweit ein öffentliches Intereſſe 
vorhanden tft, im Uebrigen haben die Antragsberechtigten die Verfolgung mittelft 
der Privatflage zu betreiben. Die Bewidmung der genannten Verbände mit 
dem Rechte, Strafantrag zu jtellen und PBrivatklage zu erheben bezüglich eines 
Deliftes, das nicht gegen ſie begangen ijt und demgemäß auch nicht jie in ihren 
Nechtsgütern verlegt hat, bedeutet eine nicht ummichtige Neuerung in dem 
geltenden deutſchen Rechte, für die allerdings praktische Gründe geltend zu 
machen waren. Durch die für die Verfolgung einer ftrafbaren Handlung mittelit 
der Privatflage geltenden Beitimmungen der deutichen Strafprozehordnung wird 
e3 verhütet, daß wegen desjelben VBorfalles eine Mehrheit von Privatklagen 
erhoben werden fann. 

Wie bereits bemerkt iſt das Negiiter der Verhältniſſe, auf die ſich die un— 
wahre Reklame beziehen muß, fein erfchöpfendes. Die Motive äußern fich über die 
Trage, weshalb man nicht neben denfelben noch andere aufgezählt habe, folgender- 
maßen: „Wenn man von einer Erweiterung des Verzeichnijies abgejehen bat, jo 
war hierfür die Erwägung bejtimmend, daß falſche Angaben über die lett- 
genannten Thatfachen — Menge der vorhandenen Vorräthe, Alter, Ausdehnung 
und Abſatz eines Gejchäftes, Bejig von Zweigniederlaflungen und Dantjchreiben 
— obwohl aud) fie den Stempel eines unredlichen Gejchäftsgebahrens an fich 
tragen fönnen, doch im Allgemeinen weniger bedenklich, weil für die Be— 
urtbeilung eines gejchäftlichen Angebots von minderem Gewicht find. Der 
Entwurf will den Verkehr nur von folchen Mißbräuchen jäubern, die ich 
erfahrungsgemäß für die redlichen Mitbewerber als befonders fchädlich erwieſen 
haben. Nach diefem Gefichtspunfte ift auf die Gefahr hin, einzelne Fälle nicht 
zu treffen, in denen unter bejonderen Berhältniljen eine Schädigung eintreten 
faun, der Thatbeitand möglichjt eng abgegrenzt. Dies dürfte den Wünſchen 
der Betheiligten im Allgemeinen entiprechen; jo ijt bei der öffentlichen Er: 
Örterung des früheren Entwurfs von vielen Seiten der Wunsch geäußert worden, 
die Menge der Vorräthe in der Aufzählung gejtrichen zu jehen.“ Die Mög- 
lichkeit, daß dieſe Begrenzung eine zu enge jei, wurde bei den Berathungen 
allerdings zugegeben, allein einerjeit3 wies man auf die Möglichkeit bin, das 
Negifter in Zukunft zu erweitern, anderjeit3 glaubte man, da durch das Gejeg 
tiefe Eingriffe in altgewurzelte Gewohnheiten bewirkt würden, zur VBorficht und 
zu weiler Selbjtbefchränfung allen Grund zu haben. Durch die Aufnahme der 
Generalflaufel ift, wenigjtens bezüglich des civilrechtlichen Vorgehens, den 
weiteſt gehenden Wünfchen in diefer Hinficht genügt. 

Während die SS 1 bis 4 des Geſetzes ſich mit dem Einfchreiten gegen 
das Reklameweſen befafjen, ſoweit dasjelbe vom Standpunkte des joliden Ge— 
ichäftsverfehrs zu Bedenken und Klagen Anlaß giebt, beichäftigt ſich S 5 mit 
den Duantitätsmängeln; die Aufnahme einer hierauf bezüglichen Borjchrift ift 
insbefondere von den zünftleriſchen Kreifen lebhaft befürwortet worden, außer: 
halb derjelben war die Sympathie hierfür eine jehr geringe und neben den 
Vorſchriften über die Beftrafung des Verraths von Geſchäfts- und Betriebs: 
geheimmifjen war es dieſe, gegen welche fich die zahlreichiten Angriffe richteten. 
Die Vertreter mancher Gewerbszweige wußten darüber Bejchwerde zu führen, 
daß Sich im Kleinhandel mit den für fie in Betracht fommenden Waaren die 
Gepflogenheit entwidelt habe, das Mengeverhältniß derjelben zu verkleinern 
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und jo bei dem Konſumenten die Täufchung hervorzurufen, als erhalte er bier 
die Waare zu billigerem Breite denn bei dem Stonfurrenten; ob dies Mittel, 
Kunden anzuloden, ſehr verbreitet it, erſcheint zweifelbaft, die Geſetzes— 
begründung vermag mur den Handel mit Garıı und mit Bier zu nennen umd 
gibt zu, daß beim Handel mit Zucker, Bindfaden, Seife, Kerzen, Stablfedern 
dieje Uebelitunde mur in geringerem Maße fonitatirt werden fünnten. Bei dem 
Kleinbandel mit wollenem und baummollenem Strick- und Zepburgarn wird, 
wie in der Begründung ausgeführt it, im Ginzelverfehr nach dem Gewicht 
verfanuft und zwar in der Art, dab die abzugebende Menge nicht jedesmal zu— 
gewogen, jondern zum Berfaufe in Kleinen Abtheilungen, in Bunden oder Strähnen, 
die eine gewiſſe Gewichtsmenge darzuftellen pflegen, bereit gehalten wird; die 
Einheit für die Gewichtsbeitimmung it das Pfund, das früher in der Negel 
in zebn Unterabtbeilungen zu 50 g eingetbeilt wurde. Mit Rüdjicht auf dieſe 
den Kunden wohlbekannte Gejchäftsgewohnbeit Sind zahlreiche Geichäftsleute 
dazu übergegangen, aus dem Pfunde anjtatt 10 Bunde oder Stränge deren 
2, 13, 14 oder noch mehr herzuftellen und diejelben zu Preiſen abzugeben, die 
zwar jcheinbar günjtiger find als die Preife der an der alten Eintheilung feſt— 
baltenden Geichäftsteute, in Wirklichkeit aber den Konſumenten benachtbeiligen 
und bejchädigen, denn es erhält derjelbe in Wahrheit weniger als bei einem 
Kaufmann, der nach der alten Eintbeilung noch verfauft. Um diejen Quantitäts— 
verichleterumngen wirkſam entgegentreten zu können jchlug der Entwurf vor, dem 
Bındesrath die Ermächtigung zu ertheilen, zu verordnen, daß gewilie Waaren 
im Einzelverfebr nur in bejtimmten Meengeeinheiten oder mit einer auf der 
Waare oder ihrer Aufmachung anzubringenden Angabe der Menge gewerbs: 
mäßig verfauft oder feilgehalten werden dürfen; die Angabe der Menge auf 
der Waare oder ihrer Verpadung vorzufchreiben, hielt man um derwillen nicht 
fir ausreichend, weil einzelne Waaren, insbeſondere Garne, im Detailverkehr 
in ſolch geringen Mengen abgegeben zu werden pflegen, daß für eine deutlich 
erfennbare Quantitätsangabe genügender Raum nicht mebr vorhanden iſt. Die 
in den Motiven fund gegebene Abjicht, daß von dieſer Befugniß der Bundes— 
rath auch gegenüber dem Flaſchenbierhandel Gebrauch machen werde, erregte 
bei den an diefem Handel betheiligten Perſonen das jtärfite Bedenken, welches 
zu zahlreichen Petitionen an den Neichstag führte, um für den Bierhandel 
jedenfalls eine Ausnahmeitellung zu erlangen. Man führte etwa Folgendes aus: 
„Eine Aichung von Bierflaichen jei bisher noch nicht vorgejchrieben, die 
Bierflajchen würden bergeitellt, ohne daß man auf die Bemeſſung des Quan— 
tums, das jie füllen follte, bejondere Sorgfalt verwende, demgemäß jei auch 
ihre Größe eine jehr verjchiedene. Weil fie in Folge des oberflächlicheren 
Arbeitens billig abgegeben werden fünnten, jei auch der Preis des Flaſchen— 
biers ein wohlfeiler. Auch die Brauereien jeien nicht in der Lage, die Flaſchen 
nad) der Nücdjicht auszufuchen, ob fie einen größeren oder Eleineren Inhalt 
haben, jie müßten diefelben jo nehmen, wie jie ihnen geliefert werden und 
würden mit der Prüfung derjelben auf ihren Inhalt mehr Zeit verlieren als 
der zu erzielende Nennwerth ſei. Bei den Flaſchenbierhändlern, welche die 
Flaſchen gefüllt von den Brauereien erhalten, jei die Möglichkeit einer Aus— 
wahl ebenjo wie der Verdacht einer böjen Abficht ausgeſchloſſen.“ Trotzdem 
man diejen Bemerkungen eine Berechtigung nicht abjprechen konnte, herrſchte in 
der Kommiſſion eine gewilje Sympathie für die Ausdehnung der Verordnungs— 
gewalt des Bundesrathes auch auf den Flaſchenbierhandel; man war der 
Meinung, daß die Konjequenz dieſer Ausdehnung in der Einführung einer 
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Aichung beitehe und glaubte, daß diefe für die Bierfäſſer überhaupt jpäterbin 
nothwendig werde; wenn troßdem die Petitionen der Bierhändler Berüdjichtig: 
ung fanden, jo geſchah dies cinmal, weil man die lasarbeiter in ihren 
Löhnen nicht verkürzen wollte, was zweifellos eine Folge der Unterjtellung fein 
werde, da für nicht probemäßig ausgefallene Flajchen ein Abzug an dem Lohne 
gemacht würde, jodann, weil man Bedenfen trug, die Flaſchen und das Bier 
zu vertheuern, da Dies auf den Umfang des Branntweinfonfums nur nach 
theilig einwirken werde. Cine bejondere Eremtion des Bierhandels erichien 
gleichwohl nicht als angemejjen und jo einigte man fich darüber, die Ver: 
ordnungsgewalt des Bundesrathes von der Normirung der Abgabe von Flüſſig— 
feiten überbaupt auszuschließen, demfelben jedoch die Ermächtigung zu ertheilen, 
bei dem Verkauf von Bier in Flaſchen und Krügen die Inhaltsangabe unter 
Feſtſtellung von Fehlergrenzen vorzufchreiben; eine Negelung des Flaſchenbier— 
handels, die von Seiten der Wirthe aewünjcht wird, dürfte für ſpäterhin wohl 
zu erwarten fein. Auf Grund des S 5 fann nun der Bundesrath feitiegen, 
daß bejtimmte Waaren im Einzelverfehr nur in vorgeichriebenen Einheiten der 
Zahl, der Yänge und des Gewichtes oder mit einer auf der Waare oder ihrer 
Aufmachung anzubringenden Angabe der Menge gewerbsmäßig verkauft oder 
feilgehalten werden dürfen; für den Großhandel können derartige Vorſchriften 
nicht erlaflen werden; dagegen beziehen fich diejelben nicht nur auf die im In— 
lande bergejtellten Waaren, jondern auch auf die vom Auslande ber ein— 
geführten und der länder, welcher im Auslande verfertigte, den betreffenden 
VBorichriften nicht entiprechende Waaren verkauft oder in den Verkehr bringt, 
unterliegt denſelben Nechtsnachtbeilen wie derjenige, welcher ſich mit dem Ber: 
fauf oder Feilhalten von inländischen Waaren befaßt, Die ebenjo mit den zu 
erlajjenden Verordnungen nicht im Einklang jtehen. Die Befugniß des Bundes— 
rathes iſt auch micht in dem Sinne aufzufaſſen, daß Dderjelbe nur befugt wäre, 
von der einen oder anderen der beiden Alternativen Gebrauch zu machen, alſo 
nur entiweder die fir den Verkauf zuläfjigen Einheiten oder die Bezeichnung 
derjeiben auf der Waare bezw. deren Aufmachung feitiegen fönnte, vielmehr 
beſteht fein Bedenken dagegen, daß derjelbe gegebenen Falles ſowohl die eine 
wie die andere Anordnung für eine bejtimmte Waare trifft. Einer Einwirkung 
auf den Inhalt der Verordnung des Bımdesrathes hat ſich der Neichstag 
begeben; die getroffenen Bejtimmungen find durch das Neichsgeiegblatt zu ver: 
Öffentlichen und dem Neichstage fogleich oder bei feinem nächiten Zuſammen— 
tritt vorzulegen.  UWebertretungen der Anordnungen werden mit der gewöhn— 
lichen Uebertretunasitrafe bejtraft 

Eine dritte Gruppe von Handlungen, welche durch das Geie in Betracht 
gezogen tt, wird gebildet durch die Anſchwärzungen und VBerfleinerungen der 
MWaaren oder Yeiltungen eines Andern, um dadurch die Kundjchaft für fich 
anzuloden, hiermit beichäftigen fi) S 6 und S 7 des Geſetzes; die einfachen 
und leichteren Fülle werden auch bier der zivilrechtlichen Verfolgung und 
Ahndung überlayien und es find nur die fchweren und qualifizirten That: 
bejtände, welche man der jtrafrechtlichen Ahndung überwiejen hat; wie bei deu 
Ausschreitungen des Reklameweſens untericheidet der Gejeßgeber auch bei dem 
denigrement zwiichen vorjäglichen und fahrläffigen Handlungen; die jtraf: 
rechtliche Berfolgung bat stets zur Vorausſetzung, daß der Beichuldigte fich 
eines vorläglichen Eingrifis in das geichügte Nechtsgut jchnldig gemacht bat, 
während für die zivilrechtliche die fahrläſſige Verlegung vollkommen als aus 
reichend betrachtet wird. Bei der Formulirnng der betreffenden Vorſchriften 
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hat ſich das Gejeg in weitgehenden Maße an 8 187 des Strafgejegbuchs 
angejchlofjen. Nach 8 6 ijt Derjenige, welcher zu Zweden des Wettbeiverbs 
über das Ermwerbsgejchäft eines Andern, über die Perſon des Inhabers oder 
Leiters des Gejchäftes, über die Waaren oder gewerblichen Yeijtungen eines 
Andern Behauptungen thatjächlicher Art aufjtellt oder verbreitet, welche geeiguet 
jind, den Betrieb des Geſchäfts oder den Kredit des Juhabers zu jchädigen, 
jofern die Behauptungen nicht erweislich wahr find, dem hierdurch Verletzten 
zum Erſatze des Schadens verpflichtet, auch fann diefer den Anſpruch geltend 
machen, daß die Wiederholung oder Verbreitung unterbleibe. Dieje Beitimmung 
enthält eine wejentliche Erweiterung des geltenden Nechts; nach $ 187 des 
Strafgejegbuchs iſt Derjenige wegen Verläumdung zu bejtrafen, welcher wider 
bejieres Wiſſen in Bezug auf einen Andern eine umvahre Thatjache behauptet 
oder verbreitet, welche geeignet it, dDeilen Kredit zu gefährden; die Beſtimmung 
des S 6 eritredt jih auf die Behauptung und Verbreitung von ummahren 
Thatjachen, welche den Geichäftsbetrieb zu benachtheiligen geeignet find; dahin 
gehört die Behauptung, daß eine Fabrik durch Brand zerjtört ſei, daß cin 
Bergwerk in Folge Wallereinbruchs feinen Betrieb habe einitellen müſſen, 
ferner daß in einer Fabrik ein Strife ausgebrochen, diejelbe von den Arbeitern 
boyfottirt worden jei, daß der Inhaber wegen PBatentverlegung, Zuwider— 
handlung gegen das Nahrungsmittelgejeg Beſtrafung erhalten, daß die Militär: 
verwaltung einer QTuchfabrif die Lieferung entzogen habe u. j. w. Nicht jede 
Behauptung oder Verbreitung macht verantwortlich und jchadenserfagpflichtig, 
jondern nur diejenige einer nicht erweislich wahren Thatiache, welche zu Ziveden 
des Wettbewerbs geichieht; hierdurch it die Grenze zwiſchen harmloſem Nach: 
erzäblen anderwärts gebörter, wenngleih unmwahrer Mettheilungen und der 
Verbreitung unwahrer Ausſtreuungen zu Konfurrenzziweden gezogen; ob diejelbe 
jo jcbarf und beitimmt gezogen it, wie im Intereſſe des Verkehrs zu wünschen, 
kann erit auf Grund einer längeren Anwendung des Gejeges feſtgeſtellt werden; 
an jich wird man zugeben müſſen, dab das Sejeg den Thatbejtand des deni- 
grement jo vorjichtig formulirt bat. daß Aeußerungen, denen Die Nichtung 
auf die Konkurrenz feblt, nicht unter den Paragraphen geitellt werden fünnen; 
da gleichwohl die Möglichkeit einer Ueberjchreitung der hervorgehobenen Grenze 
durch Die richterliche Auslegung des Geſetzes nicht Jchlechtbin in Abrede geitellt 
werden fann, dürfte Jchwerlich auf Widerſpruch jtoßen, es iſt dieß auf Die 
großen Schwierigkeiten zurüdzufübren, welche einer Formulirung entgegenjteben, 
Die der Interpretation nicht eine Handhabe gewährt, bei der Anwendung der 
geſetzlichen Vorjchriften auf die fonfreten Fälle über die Abjicht und den Willen 
des Geſetzgebers hinauszugeben. Die nicht erweislich wahre Thatſache iſt mit 
der umvabren Thatſache nicht zu identifiziven; wicht erweistih wahr it eine 
Thatjache auch, wenn zwar eine größere oder geringere Wahrjcheinlichkeit für 
ihre Nichtigkeit Tpricht, der Beweis der Nichtigkeit aber nicht im einer Die 
Ueberzeugung des Richters begründenden Weije geführt werden kann; derjenige, 
welcher eine für den Betrieb und Kredit nachtheilige Behauptung aufjtellt oder 
diejelbe weiter verbreitet, wird von feiner Schadenserjagpflicht nur dadurch 
befreit, dal; er den Nachweis der vollen Nichtigkeit zu führen im Stande ijt. 
Die Beweislajt obliegt Demjenigen, welcher die betreffende Behauptung auf: 
jtellt oder verbreitet; e3 wäre unbillig aewejen, dem durch die Behauptung 
Verlegten den Nachweis der Unrichtigfeit aufzulegen. Sind die gedachten 
Borausjegungen Zweck des Wettbewerbs, iſt Unerweislichkeit aber vorhanden, jo 
fommt es auf die Willensrichtung des Urhebers oder Verbreiters der Behauptung 
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mit Nichten an; auch der gutgläubige Verbreiter muß für den Erſatz des ent: 
ftandenen Schadens auffommen, und es nütt ihm michtt, den Nachweis zu 
erbringen, daß er nach Lage der Verhältnijje und als beſonnener und über: 
legter Kaufmann feine Beranlaftung gehabt babe, an der Nichtigkeit des ibm 
Mitgetbeilten den geringiten Zweifel zu hegen. Dieje Eritredung der Haft: 
und Schadenserjagpflicht auf die Fälle, in welchen der gute Glaube nach— 
tweisbar vorhanden ijt, wurde in der Literatur lebhaft befämpit und getadelt; 
zugegeben ijt, daß dieſelbe auch ſehr weit geht und gewiſſen bergebrachten 
Anschauungen nicht entipricht, allein es ift Doch zu bedenfen, daß durch die 
Nothwendigkeit, reitzujtellen, daß die Behauptung oder Verbreitung zum Zwecke 
des Wettbewerbes geſchah, eine gewiſſe Garantie gegen die Unterftellung harm— 
lojer Nedensarten und geiprächsweile gefallener Meußerungen unter den Para— 
grapben gegeben it. Im Uebrigen jteht dieſe Beichügung des Kredits und 
finanziellen Gedeihens gegen Ausjtrenumg umvahrer ud jchädigender Gerüchte 
theilweile in UWebereinitimmung mit dem künftigen Bürgerlichen Gejegbuch, 
8 748 desjelben bejtimmt nämlich: ') „Wer der Wabrbeit zınvider eine That— 
jache behauptet oder verbreitet, Die geeignet it, den Kredit eines Andern zu 
gerährden oder jonjtige Nachtheile für deijen Erwerb oder Fortkommen herbeis 
zuführen, bat dDemjelben den dadurch verurjachten Schaden auch dann zu ers 
jeßen, wenn er die Umwahrbeit zwar nicht faunte, aber hätte fennen müſſen. 
Eine Mittheilung, deren Umvahrbeit dem Mittbeilenden unbekannt war, ver— 
pflichtet Diejen nicht zum Schadenserfage, wenn er oder der Empfänger der 
Mittheilung an ihr ein berechtigtes Intereſſe hatte.“ Nach diefer Vorſchrift 
befreit allerdings der Nachweis, daß der mit einer Erfaßflage in Anſpruch ges 
nommene ſich feiner Fahrläſſigkeit Ichuldig gemacht bat, daß ihm alſo ein 
„Wiſſen müſſen“ nicht zur Laſt gejest werden kann, denjelben von jeder zivil: 
rechtlichen Verantwortlichfeit, während auf das „Willen müſſen“ nach $ 6 des 
gegenwärtigen Gejeges nichts anfommt. Das Verbältniß zwiſchen dieſer Vor: 
Schrift des fünftigen Neichsrechts und derjenigen des S 6 tit einfach dahin zu 
beitimmen, daß durch die allgemeinere Beſtimmung letztere nicht aufgehoben 
wird, e8 wird ſonach $ 6 auch nach Einführung des Bürgerlichen Gejegbuchs 
in Öeltung bleiben, allerdings nur für Diejenigen Fälle, in welchen ein un— 
lauterer Wettbewerb in Frage Iteht. 

Wirde das Gejeß die Anwendung des $ 6 jchlechthin gebilligt haben, jo 
wäre damit die kaufmänniſche Auskunftsertbeilung, und zwar Die gewerbsmäßige 
nicht minder wie die aus Freundſchaft oder Gefälligkeit ertheilte, vielfach unmög- 
lich geworden; der gute Glaube desjenigen, welcher diejelbe giebt, an die Nichtig- 
feit der Auskunft, jchüßt ibn ja nicht vor der Berantwortlichfeit und Schadens: 
erfaßpflicht; da aber die Ausfunftsertheilung als ein nützliches Inſtitut angejeben 
wurde, gleichviel ob jie von einzelnen Berfonen als bejonderes Erwerbsgeſchäft 
oder von kaufmänniſchen und gewerblichen Schußvereinen zur Sicherung ihrer 
Mitglieder gegen Verlufte betrieben wird, jo finden nad) Abjat 2 des Paragraphen 
die Beitimmungen des erjten Abjages feine Anwendung, wenn der Mittheilende, 
oder der Empfänger der Mittheilung an ihr ein berechtigtes Intereſſe hatte; 
ein berechtigtes Intereſſe it auf Seiten des die Auskunft Ertheilenden regel: 
mäßig vorhanden, ohne dab es darauf anfommt, ob er diejelbe gegen Entgelt 
oder ohne jolches gewährt. Das berechtigte Intereſſe des Empfänger der 
Mittheilung det auch Denjenigen, welcher fie gibt; dieß ift von bejonderem 
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Werthe für die nicht gewerbsmäßig, ſondern von einem Gejchäftsfreund dem 
andern gegebene Auskunft; vielfach wird der darum Angegangene den Nach: 
weis eines eigenen, jelbjtändigen berechtigten Intereſſes zu führen nicht in der 
Lage jein, er wäre deßhalb eventuell zur Erjagleijtung des entitandenen 
Schadens verpflichtet, wenn er jich nicht auf Das berechtigte Intereſſe des 
Erjuchenden berufen fünnte. Dieſe Sicherung der fanfmännischen Auskunfts— 
ertheilung war in um jo böberen Mare geboten, als nach S 6 die Boraus: 
jebbarfeit des entjtandenen Schadens feine Borausfegung für die VBerurtheilung 
zur Grjagleijtung bildet; in dieſer Dinficht geht das neue Gejeg jehr weit, 
weiter als das englijche und wohl auch weiter als das franzöfiiche Recht, das 
Schadenserfagkflagen wegen fahrläjliger Schädigung des Betriebs eines Ge: 
ichäftes den Erfolg regelmäßig verjagt. 

Neben der zivilrechtlichen Verfolgung der Anfchwärzung fennt das Geſetz, 
jedoch nur für den qualifizirten Fall derielben, die jtrafrechtliche,; mit Geldjtrafe 
bis zu tauſend Mark oder mit Gefänguiß bis zu einem Jahre wird nämlich be= 
itraft, wer wider bejjeres Willen die vorbezeichnete Handlung begeht; für die zivil« 
rechtliche Neprobation bildet die Fabrläffig verübte Anſchwärzung nicht minder eine 
Borausjegung, wie Die dolos begangene, während es mit dem Strafrecht im Wider: 
ſpruch geitanden hätte, auch jene in die Neihe der Delikte einzufügen; außerdem 
bejtebt zwischen dem Ihatbeitand des zivil- und ftrafrechtlichen Delikts ein Unter- 
ſchied noch injofern, als in jenem von Thatjachen die Rede iſt, die nicht erweislich 
wahr jind, wogegen das Geſetz hier von unmwahren Thatjachen jpricht. Die 
wiſſentliche Anſchwärzung tt mit der Berleumdung zwar tbeilweije verwandi, zum 
andern Theile aber wiederum von ihr verjchieden, und zwar in grundjäglich 
jehr bedeutjamer Were; die Verleumdung richtet ſich gegen die Ehre, die Anz: 
ſchwärzung gegen die wirtbichaftlich - finanzielle Stellung und Yeiftung einer 
Perſon, die Antaſtung der Ehre kann auch die Berfon in diefer ihrer Sphäre 
berühren und jchädigen, während umgekehrt die Anſchwärzung auch einen 
Angriff auf die Ehre enthalten kann und häufig enthalten wird; die umwahre 
Behauptung, daß ein Farbwaarenfabrikant wegen Verwendung giftiger Farben, 
ein Fleiſchwaarenhändler wegen Verkaufs von trichinenbaltigem Fleiſch ver: 
urteilt worden jei, die Ausſtreuung, Daß der Inhaber einer Stahlwaaren— 
fabrif jih eine Verurtheilung wegen Batentverlegung, wegen Webertretung 
der Borjchriften zur Verhütung der Betriebsunfälle, wegen Zuwiderhandlung 
gegen die Schugbeitimmungen der Gewerbeordnung zugezogen habe, richtet ſich 
zunächſt gegen jeine wirtbichaftlich finanzielle Sphäre und kann auf den Abjat 
feiner yabrifate, unter Umständen auch auf den ihm gewährten Stredit von 
nachtheiligem Einfluß jein, ſie wird aber auch vielfach als Schädigung jeiner 
Ehre betrachtet werden müjjen. Die Beweislaft binfichtlich der Nichtigkeit der 
behaupteten oder verbreiteten Thatjachen obliegt im Zivilverfahren Demjenigen, 
welcher ſich der Aufitellung oder Verbreitung jchuldig gemacht hat, nicht der 
durch dieſe Berührte bat die Unrichtigfeit zu beweilen, im Strafverfahren muß 
dagegen dem Nichter ſowohl der Dolus des Angejchuldigten als auch die 
Unwahrheit der betreffenden Behauptungen nachgewiejen werden, da es jich 
hierbei um Momente des Ihatbejtandes des Deliktes handelt, von deren ‚Seit: 
jtellung die Verurtheilung abhängt. Endlich it noch zu betonen, daß für Die 
jtrafrechtliche Berfolgung der Zweck, mit Rückſicht auf welchen die Auritellung 
oder Verbreitung der anjchwärzenden Behauptungen geichab, gleichgültig iſt, 
während bei der zivilrechtlichen eine Berurtbeilung nur erfolgen kann, wenn 
in thatjächlicher Beziehung fetitebt, daß die Behauptung zu Zwecken des Wett- 
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bewerbs aufgejtellt oder verbreitet wurde; für die bewußt wahrheitswidrige 
Herabjegung eines Konkurrenten in Bezug auf feine wirthichaftlich — geichärtlid 
— finanzielle Thätigfeit und Stellung das Moment der Richtung auf die 
Konkurrenz noch bejonders und ausdrüdlich zu betonen, war ein zureichender 
Grund nicht vorhanden; die Kenntniß von der Ummwahrheit mußte für den 
jubjeftiven Thatbeitand als durchaus genügend angejehen werden. 

Mit der auf Täufchung abzielenden Nahahmung von Namen, Firmen und 
Phantafienamen bejchäftigt fih $ 8; wer im gejchäftlichen Verkehr fich des 
Namens, der Firma oder der bejondern Bezeichnung eines Ermwerbsgeichäfteg, 
eines gewerblichen Unternehmens oder einer Drucdichrift in einer Weiſe bedient, 
weiche daranf berechnet und geeignet ijt, VBerwechjelungen mit dem Namen, der 
Firma oder der befondern Bezeichnung hervorzurufen, deren ſich ein Anderer 
befugterweife bedient, ijt Ddiejem zum Erſatze des Schadens verpflichtet, aud) 
fann die Unterlafiung der mißbräuchlichen Art der Benügung verlangt werden ; 
dieſe Vorſchrift ift einerfeitS durch das den heutigen Bedürfniffen umd Ber: 
hältnijjen längjt nicht mehr gemügende Firmenrecht des deutſchen Handels: 
gejegbuche, des Weitern aber durch den Umstand hervorgerufen worden, daß 
ein Mittel gegen die auf Täufchung berechnete Nachahmung der jogenannten 
Phantafienamen, welche ſich als Bezeichnung von Erwerbsgeichäften und gewerb: 
lichen Unternehmungen in außerordentlihen Maße eingebürgert haben, dem 
bisherigen deutſchen Rechte überhaupt nicht befannt iſt; Die franzöfiiche Rechts— 
lehre erblidt aud) in diefer Kategorie des unlautern Wettbewerbs eine Unterart 
der confusion, in der Praris der franzöſiſchen Gerichte jpielt diejelbe eine 
jehr große Rolle, und man fann wohl darüber zweifelhaft fein, ob fie nicht 
in praftiicher Hinficht die weitaus wichtigste ift. Die Faſſung des $ 8 Des 
Geſetzes gebt weiter als die uriprüngliche Abjicht der verbündeten Regierungen; 
während der Berathung des Gejegentwurfs in der Kommiſſion des Reichstags 
machte ſich nämlich in den Kreiſen der Buchhändler, insbejondere der Verlags: 
buchhändler jowie der Zeitungsverleger eine Bewegung geltend, die fich daranf 
richtete, jür die Titel von Büchern, Zeitjchriften und Zeichnungen ſowie auch 
Die eigenthümliche, d. h. charakteriftiiche Ausjtattung von Büchern, Mufifalien 
und der jonjtigen Gegenjtände des Verlagsgeichäftes einen Schuß gegen auf 
Täuſchung des Publikums berechnete und geeignete Nachahmung zu erhalten; 
diejelbe führte theilweile zu dem gewünfchten Erfolge, indem die bejundere 
Bezeichnung von Drudichriften den bejondern Bezeichnungen von gewerblichen 
Unternehmungen gleichgeftellt wurde; eine befondere Berücjichtigung der Aus: 
ftattung von Drudichriften lehnte man hingegen ab, von der Anficht ausgehend, 
dab ſchon durch die Beitimmungen des Geſetzes über die Waarenbezeichnungen 
ein ausreichender Schuß gegen die Nachahmung Ddiefer gegeben jei; es läßt 
fid) allerdings noch nicht in durchaus zweifelsfreier Weiſe zur Zeit ein Urtheil 
darüber abgeben, ob die betreffende Vorjchrift dieſes Geſetzes ſich auf die Aus: 
Stattung von Gegenständen des Buch: und Mufikalienverlags ebenfo leicht und 
mit derjelben Wirkung ammenden läßt wie auf die Ausftattung anderer Waaren, 
da die Zeit feit dem Inkrafttreten des mehrgenannten Geſetzes noch zu kurz 
erscheint, als daß ausreichende Erfahrungen darüber hätten gemacht werden 
fünnen. Die bejondere Bezeichnung von Waaren jelbjt ebenfall3 gegen auf 
Täuſchung berechnete Nachahmung in Schuß zu nehmen, hat das Geſetz nicht 
für entjprechend erachtet; es fehlte allerdings nicht an Anregungen, die auch 
hierauf gerichtet waren und man wies zur Begründung darauf bin, daß für 
manche Waaren, wie: „Odol“, „Milanoftahl“, „Supal“, der dafür gebrauchte 
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Name jo eingebürgert fei, dal; Derjenige, welcher jich der Bezeichnung bedient 
habe, durch ihre Nahahmung empfindlich geichädigt werde; unbeſchadet der 
Anerkennung des Schußes, welcher den durd Originalität ſich fennzeichnenden 
Waarenbezeichnungen gebühre, glaubte man gleichwohl diefem Anſinnen nicht 
entiprechen zu können, weil die Erfüllung Ddesjelben mit dem Syſtem des 
beitehenden Waarenzeichenrecht3 in unmittelbarem Wideripruch gejtanden hätte. 
Ob die Benügung des Namens, der Firma oder der befondern Bezeichnung 
geeignet ift, Verwechjelungen hervorzurufen, läßt ih nur an Hand der im 
Einzelfalle zu treffendenden Feititellungen beitimmen; durch Abweichungen, welche 
nur bei Anwendung bejonderer Aufmerkſamkeit zu erkennen find, wird Die 
Möglichkeit und Gefahr einer Verwechſelung nicht ausgeſchloſſen, dieſen Rechts— 
ja hat das Waarenbezeichnungsgefeg für fein Anwendungsgebiet ausdrücdlich 
anerkannt, da er fich aus der Natur der Sache ergibt, iſt er auch innerhalb des 
Geltungsgebietes des gegemwärtigen Gejeges als maßgebend zu betrachten; in 
dem Getriebe des Verkehrs läßt jich hierauf weder die Zeit noch die Aufmerf: 
jamfeit verwenden, um Unterichiede wahrzunehmen, die nicht in die Augen 
fallen und es wäre um jo mehr unangebracht, dieſen Unterfchieden eine die 
Anwendung dieſer Vorſchrift ausjchlichende Bedeutung beizulegen, als erfahrungs— 
gemäß diefelben mur zu dem Zwecke angebracht und beliebt werden, um die 
Verwechſelung zu verdeden; es iſt gerade die raffinirte Nachahmung, welche 
ſich ihrer mit befonderer Vorliebe zu bedienen pflegt. 

Auf die Beitrafung des Verraths von Gejchäfts: oder Betriebsgebeimniflen 
beziehen ſich die SS 9 bis einschließlich 11, die Aufnahme derjelben in das 
Seje hat mit am meiſten Schwierigkeiten verurfacht und bei Weitem die 
meilten Petitionen richteten fich biergegen; die Faſſung, welche $ 9 in den 
früheren Entwürfen und noch in der Negiernngsvorlage des gegenwärtigen 
Geſetzes erbalten hatte, fand in den Kreiſen der Haudlungsgebülfen die ent— 
ſchiedenſte Oppofition und eine zum Theil im Leidenjchaftlichen Ausdrücken jich 
fundgebende Gegnerichaft; man wandte vor Allem dagegen ein, daß Die Ge: 
hülfen hierdurh an der Berwertbung deſſen gebindert würden, was fie in 
einem Gejchäfte gelernt und gejehen haben, daß man den derzeitigen Beſitzern 
von Geſchäften ein Monopol verleihen und den Drud, den die Prinzipale 
ſchon jet vermittelt der Konkurrenzelauſel auszuüben im Stande jeien, durch 
die Heranziehung des Strafrechts ganz weſentlich verjtärfen wolle. Auch außer: 
halb des genannten Kreiſes ſtießen die Vorſchläge auf Widerſpruch, einerſeits 
bemängelte man die Verwendung eines ſo überaus elaſtiſchen und jeder präziſen 
Auslegung ſpottenden Begriffs, wie er in dem Begriff Geheimuniß zu ſuchen iſt, 
ſodann erregte das zwiſchen dem Patentſchutz und dem Schutze des Geſchäfts— 
oder Betriebsgeheimniſſes beſtehende Verhältniß Bedenken, da man glaubte, 
daß vielfach der Geſchäfts- und Betriebsunternehmer es für ſeine Intereſſen vor— 
theilhafter finden werde, ſich mit dem ſtrafrechtlichen Schutze gegen den Verrath 
ſeiner Geheimniſſe zu begnügen, als die Patentirung derſelben herbeizuführen. 
Auch die Gleichſtellung des Geſchäftsgeheimniſſes mit dem Betriebsgeheimniß 
erfreute jich feiner bedingungslojen Billigung, wie ſchon früher, To fehlte es 
auch jest nicht au beachtenswertben Aeußerungen, welche zwar einen jtrafrecht: 
lihen Schuß des Geſchäftsgeheimniſſes befämpften, hingegen einen jolchen des 
Betriebsgeheimniſſes billigten; bezeichnend in dieſer Dinficht war die auf dem 
deutichen Handelstage geäußerte Anficht der Handelsfammer Hamburg, daß 
es überhaupt feine zu Jchügenden kaufmännischen Geheimniſſe gebe, eine Anz 
ſchauung, welche in den Streifen des Großbandels vielfach getheilt wurde, 
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während im Gegenſatze bierzu die Vertreter des Kleinhandels fich mit großer 
Entjchiedenbeit auf den entgegengejegten Standpunkt itellten. Gin Gegenjat 
zwiichen Groß- und Kleinhandel machte fich bei der Beurtbeilung des ganzen 
Geſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb überhaupt geltend, der eritere bielt 
eine befondere gefegliche Negelung nicht für nothwendig, einerjeits, weil er das 
Borbandenjein von Uebelſtänden, die eine genügende Nechtfertigung bierfür 
bieten fönnten, betritt, anderieits, weil er die Selbitbilfe gegen vorbandene, 
unerfreuliche Erſcheinungen und Auswüchſe für ausreichend erachtete. Die Bes 
wegung für die Einführung eines ftrafrechtlichen Schußes des Verrathes von 
Geſchäfts- und Betriebsgeheimnijien in das deutſche Necht iſt bereits älter denn 
ein Jahrzehnt, fie nahm ihren Ausgang in den Wünschen der chemischen Indnuſtrie, 
die von den technijchen Kreiſen lebhaft unterftügt wurden ımd bat nunmehr 
einen, wenn auch vielleicht micht als endgültig, ſondern nur als vorläufig zu 
charakterifirenden Abſchluß erhalten In der vor dem Anfrafttreten des Straf: 
geſetzbuchs für Den Norddentichen Bund, bezw das Deutſche Reich beitebenden 
Strafgeſetzgebung der deutschen Bundesitaaten fehlte es nicht an Borichriften, 
welche als Vorläufer der neuen Ztrofbeitimmung bezeichnet werden fünnen, 
folche enthielt das Bayeriſche Ztrafgeiepbuh von 1561, das Badiiche von 
1845 und das Strafgeſetzbuch der Thüringiſchen Staaten; außerhalb Deutſch— 
lands jind solche, abgeieben von Frankreich, befannt in Italien (Art. 391 
des Strafgelegbuchs) und Belgien (Art. 309 des belgischen «ode penal;) 
legterer entipricht in der Hauptiache dem Art. +13 des frangöfiichen Straf: 
geießbuches, ohne jedoch aleich dieſem zu unterjcheiden, 0b der Verrath zu 
Gunſten von Inländern im Inlande oder zu Gunſten von Inländern im Aus— 
lande bezw. Ausländern begangen worden it. Durch S 9 wird der von An— 
gejtellten, Arbeitern oder Yebrlingen wäbrend der Dauer ihres Dienjtverbältnifjes 
verübte Berratb von Gejchäfts- oder Betriebsgeheimniſſen unter gewiſſen Vor— 
ausſetzungen mit Gelditrafe bis 3900 Mark oder mit Gefängnißſtrafe bis zu 
einem Jahre bedroht; dieſe Boranstegungen jind: es muß ji um Geheimniſſe 
handeln, die dem Subjeft des Deliftes vermöge des Dien werhältniſſes ans 
vertraut oder ſonſt zugänglich geworden find, des Weitern iſt erforderlich, daR 
der Berratb zu Zweden des Wettbewerbs oder in der Abſicht geſchah, Dem 
Inhaber des Geſchäftsbetriebs Schaden zuguf.igen und jchließlih, Daß ver 
Berratb innerhalb der Zeit geicbab, während welcher ſich der Gehülfe noch 
auf Grund des Dienſtvertrazs in dem Dienſtverhältniß des Inhabers bejand; 
die Dauer der Schweigepflicht ift biermit zeitlich begrenzt dircch Die Dauer des 
Dienitverbältniies, ſie Fällt mit dieſer zuſammen und cs it der Gehülfe für den 
nach dem Austritt aus dem Dienſtverhältniß Degangenen Bertrauensbruch traf: 
rechtlich nicht mehr verantwortlich zu machen. Aus den allgemeinen Grundjägen 
des geltenden dentichen Strafrechts ergibt fich. daß eine Beſtrafung Des Ges 
bülfen nur auf Grund der ‚seititellung geicheben kann, daß er Etwas mit- 
theilt, was Die Eigenschaft eines Geheimniſſes befigt. Betriebsgeheimniſſe bes 
zieben ſich auf technische Vorgänge, während zu den Geichäftsacheimmiljen bei— 
jpielsweile gehört Die Preis: md Kundenliſte, Submitfionsangebote auf eröffnete 
Submiſſionen, Lieferungen, Bezugsquellen für Waaren, Bilanzen, Inventuren, 
Nentabilitätsberechnungen u. dal. m. Da das Gejeg ſich einer Derinition des 
Begriffs Geheimniß entbält und Die Anwendung desielben der Praris über: 
läßt, jo it der Auslegung ein jebr weiter Spielraum gegeben, natürlich kann 
von einem Geheimniß nur dann umd lediglich inſoweit Die Nede fein, als der 
betreitende Gegenſtand Andern nicht befannt iſt, dem taftvollen Ermeſſen des 
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Richters bleibt es überlafjen, zu bejtimmen, wann mit Rücjicht auf die Kenntniß 
eines größern oder fleinern Berjonenfreijes von demjelben die Annahme, daß 
ein Geheimniß exiitire, unzuläſſig erjcheint; überhaupt wird der Nichter des 
Taftes bedürfen, um die Verſuche, jeden geichäftlichen Vorgang unter den 
Begriff des Geheimniſſes zu ſtellen, woran es in der Praxis gewiß nicht fehlen 
wird, zurüdzumweiien, denn es liegt nicht in der Abficht der Gejetgebung, Die 
Geheimnigfrämerei zu züchten und unter den Schuß des Strafrichters zu jtellen, 
nur jolche Vorgänge, welche in Wirklichkeit für das in Frage kommende Ge— 
Ihäft von Wertb find, fünnen den Anfpruch darauf erheben, als Geheimnifle 
bezeichnet zu werden. 

Die von Manchen gewünschte gleichzeitige Regelung der Konkurrenz: 
flaufel iſt Durch das Gejeß nicht erfolgt; nach den von der Neichsftommilfion 
für Arbeiterjtatiitif für die Negelung der Nechtsverbältniiie der Handlungs- 
gehülfen ausgearbeiteten Vorſchlägen ſoll die Gültigkeit der Klaufel nur dann 
jtatthaft jein, wenn fie fich auf die Dauer eines Jahres und den Umtfreis 
eines Kilometers von dem Sitze der Betriebsjtätte an bezieht; außerdem kann 
durch ſie nur eine den Doppelten Betrag des Jahresgehalts des Gebülfen 
nicht überichreitende Vertragsitrafe vereinbart werden. Dieje Borichläge dürften 
zwar im Einzelnen noch manche Modifikation erfahren, in der Hanptiache aber 
werden ſie wohl in das Handelsgefegbuch aufgenommen werden. ') Durch die 
Konkurrenzklauſel jichert ſich der Verkehr bekanntlich nicht nur gegen die mittelft 
Berbrauensbruchs begangene, ſondern auch gegen die in andern Formen ver: 
fürperte Konkurrenz, vor Allem Eintritt des Gebülfen in ein Konfurrenzgeichäft 
und Begründung eines jolchen. 

Der Gefegaeber bejchränft feine Strafandrobung nicht auf den Kreis der 
Berfonen, welche zu dem Inhaber eines Geichäftsbetriebs in einem Anſtell— 
ungsverhältniß jteben, ſondern er droht auch den außerhalb dieſes Kreiſes bes 
findlichen Perſonen unter gewiſſen Borausfegungen Strafe am: die gleiche Strafe 
twie den Gebülfen trifft nämlich denjenigen, welcher Geichäfts- oder Betriebs— 
geheimmitie, deren Kenntniß er durch einen jtrafbaren Vertrauensbruch jeitens 
eines Gehülfen oder durch eine eigene Handlung erfahren bat, welche gegen 
das Geſetz oder gegen die guten Sitten verjtößt, zu Zwecken des Wettbewerbs 
verwerthet oder mittbeilt, bierdurch follen einmal diejenigen Berfonen getroffen 
werden, welche von dem Gejchäftsverratb der Gebülren Nutzen zieben, dem— 
nächit aber diejenigen, welche Durch eine jelbjtändige widerrechtliche Handlung 
fich ein fremdes Geheimniß verschaffen; es gebören dabin nicht mur diejenigen, 
welche durch Diebitabl, Betrug, Unterichlagung und eime ähnliche Handlung 
die Velchreibung eines Geheimniſſes zu erlangen willen, ſondern des MWeitern 
auch diejenigen, welche bei einem Beſuche des Gefchäftsinbabers, der einen 
Augenblid abgerufen wird, die Papiere desjelben Ddurchitöbern, über jeine 
Schultern in einen Brief ſehen und denſelben mitleten, ferner Mitglieder des 
Voritandes einer Berufsgenoſſenſchaft und VBerficherungsanitalt, Beauftragte 
derjelben, Fzabrifauffichtsbeamte, welche die durch ihre amtliche Stellung und 
die ihnen eingeräumten Befugniſſe im Erfahrung gebrachten Geheimniſſe im 
ibrem Betriebe veriwertben. Endlich aber gebören bierber wenigitens vielfach 
die Fälle der Ausmiethung von Arbeitern und Gehülfen, welche zu dem Zwecke 
in einem Ktonfurrenzbetriebe angeftellt werden, um durch ſie Geſchäfts- und 


’ Nach dem Gntwurfe des Dandelsgeleßbuchs muß diefe Behauptung Freilich zurüd- 
genommen werden; vgl. Entw. S 67. 
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Betriebsgeheimnifje zu erfahren, in der franzöfifchen Rechtslehre als detourne- 
ment bezeichnet. Wenn bierbei die zu Zwecken des Wettbewerbs erfolgende 
Verwerthung der Geheimniſſe der zu Demjelben Zweck erfolgenden Mit: 
theilung gleichgeftellt it, jo war hierfür die Erwägung maßgebend, daß 
die Mittbeilung dem Inhaber des Gejchäftsbetriebs nicht minder nachtbeilig 
it und Schaden zufügt wie die Verwerthung. Die Uebertretung diejer Bor: 
jchriften zieht nicht nur Strafe, jondern auch Schadenserjagflage nach ich, für 
den entitandenen Schaden beſteht auf Seiten mehrerer VBerpflichteter Sammt: 
baftbarfeit. — 

Als felbitändiges Delift iſt die erfolgloje Berleitung zu dem Berrath 
eines Geſchäfts- oder Betriebsgeheimniſſes alternativ mit Gelditrafe bis zwei— 
tanjend Mark oder mit Sefängnißftrafe bis zu neun Monaten bedroht; it 
die Verleitung von Erfolg begleitet gewejen, fo trifft den derjelben Schuldigen 
die Strafe der Anftiftung, alfo die gleiche Strafe wie den Gehülfen, welcher 
den Bertrauensbruch jelbit begeht. Weiter in der ftrafrechtlichen Beſchützung 
des Geſchäfts- und Betriebsgeheimnilfes zu gehen und, wie von manchen Seiten 
verlangt wurde, in das Geſetz auch gegen das zu Spionierzweden geichebende 
Einjchleihen und Eindringen in die Betriebs: und Geichäftsräume eines Adern 
eine Strafandrohung aufzunehmen, bat man nicht für angemeljen erachtet, ſicher— 
lich mit Necht, da durch die genannten Strafvorjchriften dem vorhandenen Be: 
dürfniß in jeder Weile Nechnung getragen wird. Ob diejelben in der Praxis 
eine beiondere Bedeutung erlangen werden, ericheint zweifelbaft, die Motive 
des Geſetzes glauben annehmen zu dürfen, daß jchon die Androhung der Strafe 
auf den Gejchäftsverfehr läuternd wirken und es daher zu einer VBerhängung 
derjelben nur in ganz jeltenen Fällen kommen werde; nach den bereits er: 
wähnten Erfahrungen, welche in Frankreich mit der Auwendung des Art. 418 
des code penal gemacht wurden, jpricht die Wahrjcheinlichkeit allerdings bier: 
für, die VBerurtbeilung auf Grund des S 8 iſt regelmäßig durch eine Zabl von 
Feſtſtellungen bedingt, welchen gewiſſe Schwierigkeiten entgegenfteben und die 
dürfte wohl für die Häufigkeit der Amvendung von entjcheidender Bedeutung ſein. 

Aus Zwedmäßigkeitsgründen hat das Gejeg für die Geltendmachung aller 
Anjprüche auf Unterlaſſung und Schadenserfag, welche nah Maßgabe einer 
Beitimmungen erhoben werden fünnen, eine kurze Verjährungsfriit eingeführt, 
dDiejelben verjähren nämlich innerhalb jechs Monaten von dem Zeitpunfte an, 
in welchem der zur Geltendmachung des Anspruchs Berechtigte von der Perſon 
des Berpflichteten umd der Handlung Kenntniß erhalten bat, ſpäteſtens aber 
und ohne Rückſicht auf dieſe Kenntniß innerhalb dreier Jahre von der Begeh— 
ung ab gerechnet; für die Schadenserjagflage kann jedoch dieje Beitimmung 
nur injoweit Plag greifen, als die Verübung der Handlung mit der Entjtehung 
des Schadens zeitlich zufammentrifft, im Uebrigen läuft die Verjährung der 
Schadenserjatflage jelbjtveritändlich erjt von der Entjtehung des Schadens an. 

Während in dem erjten Entwurfe die Verfolgung der neugejchaffenen 
Delikte ausnabmslos der Staatsanwaltichaft, wenn auch theilweiſe nur auf 
Grund eines gejtellten Strafantrags übertragen war, it nach dem Geſetze nur 
bei den UÜebertretungen der von dem Bundesrathe auf Grund des $ 5 erlaljenen 
Anordnungen die Staatsanwaltichaft zu der Verfolgung verpflichtet, im Uebrigen 
aber überläßt das Geſetz die Verfolgung den Betheiligten, d. h. den durch die 
betreftende jtrafbare Handlung Verlegten und läßt die Staatsanwaltichaft nur 
unter der Borausjegung einichreiten, daß ein öffentliches Intereſſe vorbanden 
it. Der Umfang, in welchem nad) deutſchem Nechte die prinzipale Privat: 
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klage zur Anerkennung gelangt ift, hat hierdurch eine jehr erhebliche Erweiterung 
erfahren, welche dem Wunfche der kaufmännischen und indujtriellen Kreife vor 
Allen entiprach; bemerkenswerth hierbei ift, daß die Berugniß, wegen der Ver: 
fegung des $ 4 Brivatklage zu erheben, nicht nur dem einzelnen Gewerbe— 
treibenden eingeräumt ijt, deren Intereſſen durch diefe Handlung thatlächlich 
verlegt wurden, jondern auch den Verbänden zur Förderung der gewerblichen 
Jutereſſen, trogdem dieſe nicht als VBerlegte im engern und eigentlichen Sinn 
betrachtet werden fönnen; durch diefe Erweiterung des Kreijes der zu der Er— 
hebung der Privatklage Berechtigten it e8 möglich gemacht, daß ein im Königs: 
berg bejtehender Verein zur Förderung der Intereſſen der Kleingewerbetreibenden 
gegen einen Chocoladehändler in Köln auf Grund des $ 4 Brivatflage erhebt, 
trogdem er unter jeinen Mitgliedern vielleicht feine Perſon zählt, welche an 
dem Handel mit Chocolade irgendwie betheiligt ijt; in der Praxis wird dies 
nur ganz ausnahmsweiſe oder gar nicht vorkommen, da die Berbände die Ver: 
folgung von Delikten nur dann in die Hand nehmen werden, wenn Ddiejelben 
die Speziellen, von ihnen vertretenen Interefienipbären irgendwie berühren oder 
verlegen. Neben der auf Grund des Gejeges verhängten Strafe kann auf eine 
Buße bis zu zehntaufend Mark erkannt werden, welche auf Verlangen des 
Berlegten an ihn zu zahlen ift; die Zuiprechung einer Buße, für deren Zahlung 
mehrere Verurtbeilte als Gefammtichuldner haften, ichließt die Geltendmachung 
eines weitern Echadenserjaganipruch® aus In einer Neihe von Fällen macht 
außerdem das Gejeh von der öffentlichen Bekanntmachung des Urtheil® als 
einer Art Nebenitrafe Gebrauch; in den Fällen des $ 4 kann angeordnet 
werden, dal die Werurtheilung auf Koften des Schuldigen öffentlich befannt 
zu machen it, bei einer auf Grund der SS 1, 6 und 8 des Geſetzes be— 
züglich der Unterlaſſung ergebenden Berurtheilung gibt das Gejeg dem Nichter 
die Befugniß, der obfiegenden Partei die öffentliche Bekanntmachung des ver: 
verfügenden Theil® des Urtheils zuzuſprechen; obligatorisch ift die Veröffent— 
lihung nur in einem Falle, nämlich bei einer Berurtbeilung auf Grund des 
8 7; hier muß dem Verlegten die Befugniß bierfür gleichzeitig mit der Ber: 
urtheilung zugeiprochen werden. Auch dem freigeiprochenen Angeichuldigten 
fann die Öffentliche Bekanntmachung der Freiiprechuug gewährt werden. In 
allen Fällen ift die Art umd Weile der Bekanntmachung Sache des gerichtlichen 
Ermejjens, welches durch das Gejeg nicht eingeichränft wird, und im Urtheil 
genau zu bejtimmen. Die Bedentung der öffentlichen Bekanntmachung hat, bei 
dem Strafurtheil wenigitens, den Charakter einer Nebenitrafe. 

Ein in den Kreijen der Handeltreibenden vielfach befürmworteter Wunſch be- 
züglich der Erweiterung der Zuftändigfeit der Kammern für Handelsjachen in An: 
jehung der durch das neue Gejeß hervorgerufenen Rechtsitreitigfeiten hat in dem— 
jelben Berücfichtigung gefunden; es it durch S 15 beitimmt worden, daß bürger: 
liche Nechtäftreitigfeiten, in welchen durch Klage ein Anspruch auf Grund des 
Geſetzes geltend gemacht wird, vor die Kammern für Handelsjachen gebören, 
fofern der Werth des Streitgegenitandes den Betrag von dreihundert Mark 
überjteigt; in legter Inftanz ift die Verhandlung und Entjcheidung diejer Sachen 
dem Neichsgerichte zugewiejen. Es war angeregt worden, alle auf Grund des 
neuen Gejeges anhängig werdenden NRechtsjachen den Stanımern für Handels: 
ſachen zu überweifen und es läßt fich nicht verfennen, daß gewiſſe beachtens» 
werthe Gründe hierfür jprachen; allein die Rückſicht auf die bejtehende Negelung 
der Zuftändigfeit unter den verjchiedenen Gerichten mußte gegen die Aufnahme 
dieſes Vorſchlags jprechen. 
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Was jchließlich das Verhältniß des Gejeges zu dem Ausland betrifft, 
jo bat man es nicht für nothwendig erachtet, den Schuß gegen unlautern 
Wettbewerb von der inländischen Nationalität und dem Wohnſitz im Ins 
lande durchaus unabhängig zu machen; demgemäß ſteht nach $ 16 der Schuß 
des Geſetzes zunächſt nur denjenigen Perſonen zu, welche im Inlande eine 
Hauptniederlaflung bejigen; wer eine folche nicht befigt, fann auf den Schuß 
nur infoweit Anſpruch erbeben, als in dem Staate, in welchem jich ſeine 
Hauptniederlaflung befindet, nach einer im Neichsgefegblatt enthaltenen Ber 
fanntmachung Ddeutiche Gewerbetreibende einen entiprecbenden Schuß genießen. 
Hierdurch iſt der Deutiche, welcher im Neichsgebiete eine Hauptniederlaſſung 
nicht bejigt, dem Ausländer, der Ddiejelbe im Auslande beſitzt, gleichgeitellt; 
weiter ſteht das Gejeg nicht auf Dem Standpunfte, daß es die Gleichberedhtigung 
des Neihsangebörigen mit dem Ausländer als Vorausſetzung für den dieſem 
zu gewährenden Schuß betrachtet, jondern es verlangt mehr; es fordert, daß 
dem Deutjchen in dem betreffenden Staate ein entiprechender Schuß tbatiächlich 
zu Theil wird; hiernach kann der Angehörige eines Staates, deſſen Gejeggebung 
einen Schuß gegen unlauteren Wettbeiverb überhaupt nicht kennt, in Deutſch— 
land niemals bierauf Anſpruch erheben. Für die Gerichte macht die Ans 
wendung dieſer Borjchrift feine Schwierigkeit, weil ja die Klognition über Die 
Borausjegungen, unter welchen allein den im Inlande eine Hauptniederlafiung 
nicht bejigenden Perſonen der geießliche Schuß gewährt werden darf, dem Aus: 
wärtigen Amte vorbehalten iſt. Vom völferrechtlichen Standpunkte läßt ſich 
dDiefe Negelung allerdings als eine etwas veraltete bezeichnen, jedoch eutipricht 
fie den praftiichen Intereſſen; auch in anderen Yändern wird der Schuß gegen 
unlauteren Wettbewerb den Ausländern nicht jchlechtbin eingeräumt, jo vor 
Allem in Frankreich, wo die Nechtiprechung daran feſthält, daß derjelbe nur 
den in Frankreich lebenden Franzoſen zuitebt. 

Die Wirkungen, welche das Geſetz mutbmaßlich für die deutſche Induſtrie 
ſowie den deutschen Handel haben wird, laſſen jich im Voraus nur ſchwer 
jchäßen; zunächſt dürfte es angemeſſen fein, Jich feinen befonderen Befürchtungen 
bezüglich der Beläftigung des redlichen Verkehrs und der ehrlichen Konkurrenz 
in Folge des neuen Mechts binzugeben; wir baben in den legten Jahren die 
Erfahrung gemacht, daß die Praxis allzuweitgebende Geſetze, welche dem Nichter 
eine die wirtbichaftlichen und Verkehrsverhältniſſe geradezu regulirende Stellung 
einräumen, mit äußeriter Borficht anwendet; es ſei in dieſer Beziehung an Die 
Novelle zum Wuchergeleg erinnert, welche neben dem bislang ſchon befannten 
Delift des Kreditwuchers das Delift des Sachwuchers geichaffen bat, ferner an 
das Geſetz über die Abzablungsgeichäfte; vielfach bat man auf beide Geſetze 
die größten Erwartungen gejegt; man bat angenommen, daß es nur des Er: 
lajjes derjelben bedürfe, nm die Uebelſtände zu bejeitigen, welche auf den be— 
treffenden Gebieten vorbanden jeien und deren Exiſtenz ja auch von Den 
jenigen zugegeben wurde, welche ſich gegenüber diefen ausichweifenden Hoff: 
nungen zweifelnd verbielten. Wenn auch die jeit Inkrafttreten der Geſetze 
verflofiene Zeit erjt eine im Verhältniß kurze it, To läßt fich Doch beute 
fonjtatiren, Daß von einer Maſſenwirkung weder des einen noch des anderen 
Geſetzes Die Rede fein fann. Die Abzablungsgeichäfte haben Mittel und Wege 
gefunden, die Beſtimmungen des Gejeges zum Theile zu umgehen und was Die 
Strafvorſchrift über den Sachwucher anlangt, jo iſt diejelbe überhaupt nur 
ganz vereinzelt zur Anwendung gekommen. Es ift nicht unwahricheinlich, daß 
die Praxis ſich auch gegenüber manchen Vorschriften des Gejeges über den 
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unlauteren Wettbewerb in ähnlich zurücdhaltender Weile verhalten werde. 
Anderjeits ijt zu hoffen, daß durch die neuen Bejtimmungen auf eine Be— 
jeitigung gewiſſer bäßlicher Erſcheinungen in unſerem Verkehrsleben hingewirft 
wird, durch weiche der Gewiſſenhafte und jtrenger Denkende befonders geichädigt 
worden it. Weshalb jollte es nicht möglich ſein, mit Hilfe derjelben in 
Deutschland Zuitände zu jchaffen, wie fie in Frankreich und zum Theil in 
Amerifa und England zum Nugen und Vortheil für den Nationalwohlitand 
ſchon ſeit längerer Zeit beitehen? „In Frankreich, England und Amerika“, 
jagt Kohler, „hat jchon Jahrzehnte eine reiche und fruchtbare Praris dag 
loyale Berfehrsleben gegen die Hydra des Betrugs, der Unvedlichkeit, der 
Hinterlift und Tücke geſchirmt, fie hat bier zum Segen der Induſtrie gereicht 
und Dies gerade dadurch, daß fie dem Individuum die Initiative gewährte und 
ihm die Mittel gab, jeine Lebensintereſſen jelbjt zu jchirmen, die Angriffe gegen 
jeine Individualität durch richterliche Klage zurückzuweiſen“ und wenn derjelbe 
Schriftiteller an einer andern Stelle bemerkt, daß Frankreich, Amerika und 
England die Solidität des Gejchäftsverfchrs, die Blütbe in Handel und Wandel 
und ihre Superiorität Deutjchland gegenüber größtentheilg dem Umijtande zu 
verdanken haben, daß die Jurisprudenz Ddiejer Länder in energiichiter Weije 
gegen das Unweſen des unlautern Wettbewerbs vorgehe, jo fann dies in der 
Hauptjache nur als richtig bezeichnet werden. Es wird von der Jnitiative der 
Berheiligten und von der verjtändnigvollen Anwendung des Geſetzes durch die 
Nechtiprehung abhängen, ob die Hoffnungen, welche in den Streijen der Ge— 
werbetreibenden demjelben entgegengebracht werden, wenigitens zum größeren 
Theile in Erfüllung geben, wie es ja auch Sache der Braris fein wird, durch 
eine von Fleinlichen und engen Gefichtspunften freie Beurtbeilung der Höhe des 
Schadens und des Erſatzes bei einer unter das Geſetz fallenden Handlung den 
Beweis zu liefern, daß man im Deutjchland nicht minder wie in Frankreich 
Verſtändniß für die Nichtigkeit des Wortes hat: „Frapper la bourse c'est 
frapper juste.“ 


Miszellen. 


Die Rekrutenprüfungen in der Schweiz. Im der 106. Lieferung der 
„Schweizeriihen Statiitit“") veröffeutlicht das „Statiftiihe Bureau 
des eidgendffiihen Departemeuts des Innern“ die Ergebnille der 
jogenannten „fpäda gogiſchen Prüfung” bei der Nefrutirung im Herbſt 
1895. Die dießmalige Veröffentlichung ift zu einem umfaſſenderen Rückblick, 
namentlich auf das letzte Nabrzehnt, benugt worden und bietet ichon deshalb ein 
beionderes Intereſſe Bon sehr beicheidenen Anfängen aus hat fich die Nefrutens 
prüfung in dr Schweiz zu einer Inftitution entwidelt, an welcer die Kantone 
und die einzelnen Gemeinden ein lebhaftes Jntereife nehmen. Man jetßt eine bes 
jondere Ehre darin, daß die Nefruten der engeren Heimath gut beftehen, und 
vergleicht eifrig die Fortichritte, welche der Ausfall der Prüfung für die ver: 
Ichiedenen Nantone und Bezirke aufweilt. Schon im Jahre 1854 lie das „Er: 
ziehungsdepartement” des Kantons Solothurn, „um über die nachhaltigen Leiſt— 
ungen der Schulen möglichit beitimmte Ihatiachen zu erhalten“, mit 241 Ans 
fanterie-Nefruten über „Leien und Verſtändniß des Geleienen. Schreiben und 
Rechnen“ kurze Prüfungen vornehmen. Dieſem Beiipiel folgten dann eine Reihe 
anderer Kantone. Nach Hebergang jämmtlicher militärischen Aushebungen auf den 
Bund durch Bundesgeſetz von 1874 wurden auch die Prüfungen eine eidgenöifiiche 
Inftitution, auf die man deßhalb beionderen Werth legte, weil gleichzeitig dem 
Bund auch die Aufgabe zugefallen war, darüber zu wachen, ob der in den Stans 
tonen ertheilte Brimärumterricht ein „genügender“ ſei. In Nüdjicht auf 
Diele, über die rein militäriichen Zwecke hinausreichende Bedeutung der Prüfungen 
wurden lestere num auch auf die geſammte, in das Alter der Dienitpflicht tretende 
Maunſchaft ausgedehnt und nicht mehr auf die dienftfähigen Rekruten beichränft 
(Bundesrathsbeſchluß vom 28. September 1875). Inhaltlich Fand dabei eine 
Erweiterung der Prüfungen auf die Vaterlandskunde ftatt, was man damit bes 
gründete, „daß den jchweizeriichen Wehrmann, nachdem er jet auch das Recht 
habe, über Gelege abzuſtimmen, die das ganze Land angehen, doch wohl einige 
Kenutniſſe dieſes Landes, jeiner Geichichte und seiner staatlichen Einrichtungen 
zugemmtbet werden dürfen.“ Das Intereſſe der Bevölkerung an den Prüfungen 
wurde dadurch, wie jchon angedeutet, zu einem überaus eifrigen, ja eiferfüctigen, 
und vielfach joll es vorkommen, daß die Gemeinden die zur Geitellung fommenden 
jungen Leute für die Prüfung beionders vorbereiten, „drillen* laſſen, um ja 
möglichit gut zu beitehen. „Bedeutungsvoller und nachhaltiger” — ſagt der 
Bericht — „wurde allerdings die Erſcheinung. daß Seither kaum mehr in einem 
Ntanton nambarte und umfallendere Anregungen auf dem Gebiete der Bolfsichule 
gemacht wurden. ohne daß zur Begründung auch die Ergebniffe der Refruten- 
prüfungen berbeigezogen würden. Dazu beichränft fich diefe Wirkſamkeit keines— 
wegs auf amtliche oder öffentliche Sreiie; denn es liegt außer Zweifel, das 
namentlich die Gintragung der Prüfungsergebnijie der Einzelnen 
in ibr „Dienſtbüchlein“ ſchon auf die der Prüfung entgegengehenden jungen 
Männer einen ausgedehnten und heiliamen Einfluß ausübt.“ 





) Züri, Verlag von Orell Füßli. 


Miszellen. 943 


Nah dem Neglement vom 15. Juli 1879 eritredt ih die Prüfung auf 
nachitehende Fächer und haben die dabei ertheilten Noten folgende Bedeutung: 

Lejen. Note 1: geläufiges Leien mit jinngemäßer Betonung und nach 
Inhalt und Form richtige freie Wiedergabe: 2: genügende mechanische Fertigkeit 
und befriedigende Beantiwortung einzelner Fragen über den Inhalt des Gelelenen ; 
3: ziemlich befriedigendes mecaniiches Leſen und einiges Verſtändniß des Leſe— 
ftoffs; 4: mangelhafte Fertigkeit im Lejen ohne Necenichaft über den Jubalt; 
5: gar nicht leien. 

Aufſatz. Note 1: kleinere jchriftliche Arbeiten nah Inhalt und Form 
(Orthographie, Interpunftion, Kalligraphie) ganz oder ziemlich forreft; 2: weniger 
befriedigende Leiſtung mit Eleineren Fehlern; 3: ſchwach in Schrift: und Spracd: 
form, doch noch verständlicher Ausdrud; 4: geringe, faſt werthloie Leiltung; 5: 
Mangel jeglicher Fertigkeit im Schreiben. 

Rechnen. Mote 1: Fertigkeit in den vier Spezies mit ganzen und ges 
brodenen Zahlen (Dezimaldrüche inbegriffen), Kenutniß des metriihen Syſtems 
und Löſung entiprechend eingekleideter Aufgaben; 2: die vier Spezies mit ganzen 
Zahlen, jedenfalls noch Kenntniß der Divifion, wenn Dipidend und Diviior mehr: 
ftellige Zahlen find; Necdnen mit den einfachiten Bruchformen; 3: Addition und 
Subtraftion von Zahlen bis 100000 und Divilion durch eine Grundzahl; 4: 
Fertigkeit in der Addition und Subtraftion im Zahlenraun bis 100; 5: Unkennt— 
niß im Bifferrehnen und Unfähigkeit, zweiltellige Zahlen im Kopfe zuſammen— 
zuzäblen. 

Baterlandsfunde Note 1: Veritändniß der Starte der Schweiz und 
befriedigende Daritellung der Hauptmomente der vaterländiichen Gejchichte und 
Bundesverfaflung; 2: richtige Beantwortung einzelner Fragen über ſchwierigere 
Gegenstände aus diejen drei Gebieten; 3: Kenntniß einzelner Thatſachen und 
Namen aus der Geichichte und Geographie; 4: Beantwortung einiger der ele— 
mentariten Fragen aus der Yandeskunde; 5: gänzliche Unfenntniß in Dielen Gebieten. 

Dieſes Programm ift die Frucht einer mehr als vierzigjährigen Praris, und 
der Bericht des Statiltiichen Bureaus läßt zahlreiche Erwägungen erfennen, die 
dabei ihre Nolle geipielt haben, namentlich uuch ſoweit die Vergleichbarkeit der 
Nejultate in Frage fomnıt. 

Zum Zwed der Vergleihung der Nejultate nad den Kantonen u. j. w. 
hat man früher ih mit Durchſchnittszahlen der erreichten Noten begnügt, 
jeit 1886 aber nicht mehr. Man bebt jeßt die „ſehr guten“, namentlich aber 
die „ſehr ſchlechten“ Gelammtleiftungen beſonders heraus. Im eriter Linie 
jollten, jo meint man, die Noten 4 und 5 im Leſen, Schreiben und Nechnen nicht 
vorfommen. Ihr andauerndes Vorhandeniein zeige immer und überall einen un— 
genügenden Zuftand an. Mit ihrem Berichwinden jei allerdings noch nicht 
nachgewieien, daß bereits ein befriedigender Stand erreicht jei, aber doch, daß der 
erite und nothwendigſte Schritt dazu zurücgelegt wurde. Indem man feititellte, 
two diejer ungenügende Zultand vorhanden war, juchte man — wie der Bericht 
jagt — ſich vor Allem Derer anzunehmen, die als „die Schwächſten daftänden, 
die fih am wenigſten jelbit zu helfen veritänden und aus eigener Straft zu helfen 
vermöchten.“ Daß dieſer höchiten Aufgabe der allgemeinen Volksſchule Aufmerk— 
jamfeit geichenft werde, daß fich feine gar zu großen Rückſtände iu der Erfüllung 
diejer Aufgabe fänden, das werde weder durch das VBorhandenjein einer ſchönen 
Anzahl Gutgeichulter, noch durch verhältnigmäßig günftige allgemeine Durch: 
ſchnittsergebniſſe nachgewieſen — ebenjowenig, wie man eine große Anzahl Reicher, 
oder ein verhältnigmäßig hohes Durchſchnittsvermögen ald Nachweis dafür aus 
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nehmen würde, daß in der betreffenden Gegend die Mohlitandsverhältnifie über: 
haupt befriedigende jeien, da ja in beiden Fällen doch eine große Anzahl Armer 
vorfommen könne. Weitaus beſſer aber entjpreche dieſer Aufgabe die Zählung und 
Heraushebung der ganz ungenügenden Leiltungen. Das Statiftiihe Bureau hat, 
wie gelagt, in dieſer Meile die öffentliche Aufmerkiamteit beſonders auf die 
„Schwäditen und in den Sculfenntniffen am weiteiten Zurücdgebliebenen“ hin— 
gelenkt, und es glaubt wohl mit Recht, daß damit ein Einfluß ausgeübt worden 
iſt „auf jene andere Erſcheinung, daß im Testen Jahrzehut ſowohl die amtliche 
Fürſorge wie die freiwillige Thätigfeit für das leiblihe Wohl armer Schulkinder, 
ihre Ernährung und Stleidung eine viel regere und allgemeinere geworden ijt.* 

In welchen Maßſtab die ungenügten Leiftungen feit 1886 jeltener 
geworden find, dafür weilt das Statijtiiche Bureau unter anderem auf folgende 
Zahlen bin: 


Non je 100 Prüflingen Yahl der Bezirke mit 

wieſen jehr jchlechte mindeitens 25/0 jebr 

Yeiltungen auf ichlechter Leiſtungen 
IRB: or 56 
41417 42 
BB: 1 2: Sr Ya u 41 
1889: 41119 33 
IBM u ee a 27 
1891-:...- 2:22 „13 11 
1883... 2 2 a sten 13 
18898. . =» 2 2... 16 . 10 
1 1 > 7 re u Re are Er & | 9 
189 . 11 6 


Die bisherigen Verbefferungen der Prüfungsergebniſſe beichränten fich aber feines: 
wegs darauf, daß die Noten 4 und 5 nothdürftig durch die Note 3 eriegt wurden 
und jo an die Stelle der „ganz jchlechten" Yeiltungen bloß „mittelmäßige” traten, 
vielmehr find auch die legteren wieder in demfjelben Maße durch „gute“ Leiſtungen 
erjegt worden. Das wird durch folgende Zahlen veranschaulicht : 


Bon je 100 ertbeilten Noten waren 


1 2 3 4 5 
1888..22 29 29 16 4 
18897 .... 23 30 29 13 3 
1088 2:0 5,58 2 30 30 13 3 
1889 . . . 2 31 30 12 2 
1890 ....%2 31 30 12 2 
1891 . . . 29 31 28 10 2 
1892 . ...% 31 29 10 1 
1893 .... 8 32 27 9 1 
1894 .... 31 31 28 9 —1 
1891 32 30 28 9 —1 


Es muß hier darauf verzichtet werden, auch noch die intereſſanten Wahr— 
nehmungen bezüglich des Berufes der Prüflinge, welche der Bericht mittheilt, zu 
beſprechen. Es möge genügen, durch Vorſtehendes auf dieſen bemerkenswerthen 
Verſuch, die Leiſtungen der Volksſchulen an den in das militärpflichtige Alter 
tretenden jungen Leuten zu kontroliren und gleichzeitig die Pflege des Elementar— 
unterrihts in den zur Schulunterhaltung verpfl chreten Verbänden wirkfiam wach— 
zurufen, Dingewiejen zu haben. (R. Anz.) 


Alpſiabetiſcies Gefammt-Regifer 


über 
die Jahrgänge 1868 bis 1896 der „Annalen“. 


Vorbemerkung. Das folgende Negifter joll die Benugung der ganzen 
Reihe erleichtern. Gegenüber den durchweg jachverständigen Lejern der „Annalen“ 
bedarf es nicht eines Negijters, das in pedantiicher Umſtändlichkeit Taujende 
von Stihwörtern aufzählt; e3 wird ihmen ein Leichtes jein, das gejuchte 
Beſondere unter der Angabe des Allgemeinen aufzufinden. Die fett gedrudten 
Zahlen 68 bis 96 bedeuten die neunundzmwanzig Jahresbände 1868 big 
1896; die mageren die Seitenzahl des Bandes. 

Wir bitten zu beachten, daß im Laufe der verjchiedenen Jahre 
gänge oft derjelbe Gegenstand wiederholte Bearbeitung gefunden hat. 
Beim Nachſchlagen wird es fich daher empfehlen, die legten bez. Veröffent« 
lihungen zuerjt nachzujehen, und erft, wenn dieje die gewünjchte Auskunft 
nicht oder unvollftändig enthalten, auf ältere Jahrgänge zurüczugehen. Dies 
gilt insbejondere von der Abhandlung des Frhrn. v. Aufjeß über die Zölle 
und Steuern des Reichs; Hier ijt die vierte Umarbeitung im Jahrgang 1393 
angeführt; — ferner von der Bearbeitung des Gewerbepolizeirechts von Seydel, 
des Rechtes der Schußgebiete von Frhrn. von Stengel un. j.w. Man wolle 
aud) die bejonderen alphabetijcyen Negifter nachjehen, welche einzelnen größeren 
Abhandlungen beigegeben find. Die Herausgeber. 


A. | diefelben, 71, 216. 381. 72, 127. — Mif- 
bräuche des Aktienweſens, Denkſchrift der 
Handelsfammer zu Chemnig 73, 605. — 


Abrechnungsweſen der Zoll- und Steuer- 





verwaltung 68, 13 und 32, 72, 1489. 73, Berbandlung im Reichstag 1873. 74, 306. 
487. 74, 97. 9, 355. S. auch Kaſſen. — Materialien zur Reform des Aftien« 
weien, Zölle. weſens 74, 359. (Unterfuhungstommiifion) 
Abzahlungsgeihäfte, Regelung derjelben Yeipziger Handelsfammer, Ad. Wagner, 
(Ludw. Fuld) 94, 658. Ber. f. Sozialpolitit, Juriſtentag, Perrot., 
Ackerbau-Strafkolonien und Fürſorge — Erörterungen von W. Endemann 74, 
für entlaſſene Sträflinge (Flärl) 83, 1,73. 388, 75, 1196. Statiftif der preußifchen 
Acquits-ä-caution 77, 535. U. 76, 640. 892. — Altiengründungs- 
Adreſſe des nordd. Heichstags an den König | weſen 77, 194, 240. — Ummanpdlung 
von Preußen in Verjailles 70, 765. Antwort der Aktien in Weihswährung 77, 638, 
des Königs ib. 767. — Adreſſe an den Kater —  Statiftif der Kurſe uud Dividenden 
71, 317, 74, 145. preußischer Aktiengefellfchaften 1858—75 
Aemter, j. Behörden. 77, 1075 ff. — Dentichrift der preuß- 
Aerzte, in Preußen 76, 637, Abnahme im ischen Regierung 78, 4. — Gutachten der 
Reihe SL, 152. ©. a. Medizinalperjonen, Handelstammer zu Stuttgart 78, 1. — 
Gewerbeordnung und Freizügigkeit. Zur Reform des Altienrechts (Endemann) 
Aeußere Verhältniſſe, j. Gelandtichaften, S1, 417. — Betrieb konzeſſionspflichtiger Ge: 
KRonfulatweien, Seeredt ꝛc. werbe durh A. 82, 620. — Materialien 
Afrika, internationale Verhältniffe 85, 829. zur Reform des Attiengejellichaftärchts S#, 
©. auch Schutzgebiete. 79. — Gutachten der Handelskammer zu 
Agrarpartei, Programm 76, 108. Hamburg 4, 121. — Aeußerungen des 


Altiengefellihaften, Gejeßgebung über rheinl.=wejtfäl. Intereſſenvereins 84, 139; 
Annalen des Deutichen Reihe, 1896. 62 
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der Leipziger Handeläfammer ib. 235; der 
Münchener Handelskammer ib. 247: der 
Breslauer Handelskammer ib, 253; Bericht 
für den 12. Deutichen Handelstag ib. 265. 
Bol. a. Bodenfredit, Emiſſionen, Kriſis zc. 
Aktienkurſe und allgemeine Preisbitdung 
(Särtnerı 86, 1. 285. 
Aktieuſtempel ſ. Ztempelftener. 
Altersverſorgung der Arbeiter in Elſaß- 
Forhringen (Ch. Grad) 82, 760. 
Altersverfiherung, die Alters» u. In— 
validenverfiherung Der Arbeiter 88, 21. 
673. 89, 411. W, 799. W. Zeller) — 
Die Borfiberungspfliht der Hauskinder 
(9. Rofin) 9, 910. — Umfang der Ver— 
ficherungspflicht (Fuld) 91,392 — Dentichrift 
über die Errichtung der Alters-, Invaliden— 
und Meliftenverjorgung fr das Arbeiter 
perfonal der bayer. Staaıseifenbabnver: 
waltung 88, 42. 5. a. Aıbeiterirage. 
Amerika, Vereinigte Staaten von. Gtaate- 
angebörigleitsvernag vom 22, Februar 1868 
nebjt Erläuterungen und dem Auslieferungs: 


vertrag v. 1852, 68, 459. — Die Ueber: 
wanderumg in der nordamerikaniſchen Union 
(von Yaudaraff) 72, 503. — Konfularver- 
trag 74, 225. — Zur Kritik des Staatsan 
gehörigfeitsvertrags (v. Martig) 75, 793. 1118, 
(H. Wefendond) 77, 204. — Die wirth 
Ihaftlichen Zuftände in den Bereinigten 
Staaten 77, 1052. 1123. — Wirtbichatte 


lie Konfurvenz mit Dentichland 80, 965. 
— Die Unionsverfaffung 
796, — Die Wirkungen des Schutzzollſyſtems 
in den Vereinigten Staaten 79, 805. — Han— 
dels» und Scıffiabr:sv ıtrag 9, 439. 464, 
©. a. Auswanderung, Krifis. 


Anleiben, „fihe Schuldenweſen, Kriegs- 
foften ꝛc. 
Annalen, deren Aufgabe, Borwort zum 


Jahrgang 1872. — Kin Vorwort aus 
Oeſterreich (Y. v. Stem) 76, 1. 213. — 
Vorwort (Seydel) SL, 1. 

Autvagsdelitte 76, 83. 

Anwaltéweſen 75, 1200. 

Apothekenweſen, reichsrechtliche Ordnung 
74, 1809. Geſetzentwürfe und Dentichrift 
vom Jahre 1877 77, 926. 


Arbeit, volkewirthſchafilicher Begriff 72, 


529. 73, 809. 74, 11. Roesler 75, 36. | 
Häusliche Arbeit Werth derſelben, Huth) 75, | 
912. Preis und Ertrag der Arbeit (Hirth) | 


75, 1296. — Preis der Arbeit im Staats- 
dienste 48, 439. 
in den zivilifirten 
Gewerbeordnung. 
Arbeiter, jugendliche 2c. SL, 695. 


— 


Staaten SV, 79. S. a. 


Arbeiterbudgers, Elſäßiſche. (Dehn) 79, | 


100. Schleſiſche SO, 581. Bayerifche ibid. 
543. SL, 540. ©. a. Yöhne. 
Arbeiterivage, Materialien 73, 1471. 
1494. 74, 33. 1195. Beichäftigung von 
Arbeiterinnen und jugendlihen Arbeitern 


(A. Haenel) 78, | 


Belaftung der Arbeit | 








Alphabetiſches Gejammt-Regifter 


um Großberzogtbum Helfen 77, 258. — 
Stiftungen für Das Arbeiterwobl im Reichs— 
lande (Ch. Grad) 82, 714-768. — Bur 
Theorie und Yraris des Arbeiterſchutzes 
(Debn) 86, 493. — Arbeiterkammern. Ger 
ſetzentwürfe für Defterreih. 87, 115. — 
Der internanonale Schug der Arbeiter 
(Adler) 88, 465. Konferenz von 1890, ®1, 
235. — Das gewerbliche Arbeitsverbältniß 
(E. Bornbaf) WO, 647. — Jahresarbeitsver⸗ 
dienft land- und forftwirtbicbaftlicher Arbeiter 
in Deutſchland M, 720. — Wohnungsvers 
bälınıfje gewerblicher Arbeiter ım Braun« 
ſchweig (Zimmermann) 98, 721. 925; Ge 
winnberheiligung in einer Mafchinenfabrit 
95,898. — Vgl. a. Altereverfiherung, Hülfe« 
kaſſen, Kommaftbruh, Nrantenveriicherung, 
Unfallverfiherung ac. 
Arbeiterbülfstaiien 73, 1529. 74, 1195. 
Geſetzentwurf 75, 873. 
Arberiterfolonien ın Preußen 86, 508. 
Arbeiterrecht, deutsches (CE. Bornbati92,501. 
Arbeiter- und Arbeitsjtariitit, WM, 752. 
(Regulativ der Kommiſſion für). 98, 157, 
9, 484, 95, 80; die Fabrilarbeiterzähl- 
ungen vom 1. Oftober 1592 uud 1893 im 
Baden. 95, 243. 
Arbeiterverfiherung 80, 492, Die Ur- 
ſachen der Arbeiterinvalidität 95, 407. ©. a. 
Altersverjiherung, Krantenverfiherung, Un— 
fallverfiherung, Reicheverſicherungsamt. 
Arbeiterwohuungen in Ellaß-Yorbringen 
82, 732, in Braunichweig 98, 721, 925. 
S. a. Arbeiterfrage. 
Arbeitgeber, ländliche, Thefen der Berliner 
Konferenz derfelben, 73, 1536. 


Arbeitsbücher 74, 427. 1195. 
' Arbeitslohn 74, 33. 75, 1296. S. a. Yöhne. 


Arbeitstheilung im Haufe 75, 928. 

Arbeitsvertrag 78, 1541. 75, 40. 2. a. 
Kontraftbrud. 

Arbeitszeit 73, 1474. 74, 33. 430. 

Archivweſen, ſ. Reichsarchw. 

Areal des Zollvereins 69,335. M, 195. 

Argentinien, Handelsverrrag 98, 174. 438. 
44. 

AUrmeeforpsbezirfe 73,91. 1556. 74, 500. 
77, 486. 82, 159. 89, 1020. 92, 746 

Armenpflege, Organiſation (Seyffardi-Erer 
feld) 82, 704. — Stauſtit 87, 302. — Aus 
gaben 1585 in Frankreich und Deutichland 
”, 495. Armenfiiiforge für Ausländer, ıne- 
befondere ın Deutschland (Reitzenſtein) 95, 1. 

Armenrechtliche Familieneinheit 85, 449. 

Armenweſen, ſ. Unterſtützungswohnſitz. 


AT} 


| Armutrb und Arbeit 85, 572. 


— 


Artillerie, Neuformation 73, 32. ©. a. 
Militärverwaltung. 

Arzneien, unentgeltliche Ueberlaſſung, 76, 83. 

Aufenthaltsgejeg, ſ. Freizügigkeit. 

Ausfubr, ſ. Exporihandel, Zölle, 

Ausgaben des Meihs 73, 490. Bol. a. 
Finanzweſen zc. 


über die Jahrgänge 1868—1896 der „Annalen“. 


Ausland, Bertretung des Reichs, |. Auswärtige 
Berhältniffe, Konſulatweſen, Gefandtichaften. 

Auslieferungsperträge 75, 1173. Die 
Auslieferungsverträge des Meiches (Meit) 
95, 397. 

AuswärtigesAmt, 70, 165. 71, 300. 715, 
Etat 80, 20. — S. a. Verträge, Gefandt- 
ichaften, Konfulate ꝛc. 

Auswärtige Berbältuiffe, verfaflungs- 
mäßige Negelung und Leitung, 71, 87. ©. a. 
Geſandtſchaften, Konfulatwejen, Bertrags- 
recht ꝛc. 

Auswanderung 70, 55. — Die deutſche 
Auswanderung Meßmann) 73, 1455. 75, 
1099. 76, 243, 96, 651. — Berichte der 
Neichstommifjare 75, 1107. 76, 214. 77, 
699. 78, 461. 79, 552. SO, 593. 81, 345. 
83, 189. 84, 515.85, 368. 86, 817. 87,285. 
398. 88, 454. 80, 933.90, 565. 91,432. 92, 
441. 98, 609, 94, 462,95, 804. 96, 798. — 
Veberficht 77, 805. 81, 245. 246. 350, — 


Einwanderung in Amerita 1874 75, 1549, | 


— Auswanderung nach Amerika 82,239. 85, 
299. — ©. a. Neihsangehörigfeit. 
Ausweiſung, ſ. Freizügigkeit, Gothaer Ber- 
trag, Oeſterreich. 
Averſa für Zölle und Steuern 69, 223. 71, 
593. 72, 1622. 73, 509. 80, 531. 644. 
778. 98, 205, 396. — S. a. Zollausſchlüſſe. 


B. 
Baarzahlung, ſ. Zahlungsreform. 
Baden. Beitritt zum deutſchen Bund 70, 
768; zur Berfaſſung des deuiſchen Reichs 
70, 771. 71, 37. 41. — In Gülutigkeit ge— 
bliebene Beſtimmungen des Vertrags von 
15. Nov. 1870, 71, 359. — Einführung 
nordd. Bundesgejege 71, 389. — Bered- 


mung dev Dlatritularbeiträge 71, 702. 72, | 


1624. — Bertel und Yandjtreicherei 1885, 


87, 305. — Verhältniß zum Zollverein und | 


Neih 9, 164. 194. 417 — Bgl. a. Ein- 
fommenftener, Wahlgeſetze, Wafferrecht, Zoll- 
vereint ꝛc. 
Bahnpolizeireglement 73, 338, 
Bankweſen. Dentichrift von Dr. Al. Meyer 
(März 1870), 70, 95. — Motive zu dem 


Geſetz ber die Ausgabe von Banfnoten | 


vom 27. März 1870 70, 107. — Prome- 





moria der Direftoren der Braunſchweiger 


Banf ꝛc., betreffend gemeinfame Notenaus: 
gab. der Privarbanten 70, 119, — Das 
Geld, fein Weſen und feine wirtbichaftlichen 
ers Ein Beitrag zur Löſung der 

anf, Miünz« und Währungsfrage von 
%. Perrot 70, 299. — Die Berwaltung der 
preußischen Bant 70, 216. — Erklärung 
des Miniſters Delbrüd über die Zertelbanfen 
in Wittemberg und Baden 70, 757. — 
Neichstompereuz Über das Bankweſen 71, 
192. — Die Bauffrage. Bon G. D. Augs: 
purg 71, 1045. — Die Verlängerung der 
Banknotenfperre 72, 1334. — Rechtsgut— 
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achten in der Papiergeld- und Banfnoten- 
frage (von W. Endemann) 73, 361. — 
Materialien zur Bankfrage 73, 615; Dent- 
ichrift der Banflommiffion des Handelstags 
(1870) 73, 617; vom fünften deutichen 
Handelstag (1872) 73, 685; vom deutjchen 
Yandwirbhichaftsrarh (Deutſchrift Richters) 
73, 695; Statiftifches iiber die deutichen 
Zettelbanten 73, 721 (hierzu graphiſche 
Darftellung am Schluffe des Jahrg. 1873); 
Geichäftsverkehr der preuß. Bank 1862—71 
73, 728; der Wechjelverfehr im deutichen 
Neiche 1872 73, 736. — Abermalige Ber- 
längerung der Banfnotenjperre 74, 300. — 
Ueberſicht der gefeglichen zc. Beftimmungen 
über die deutſchen Zettelbanken (amtlıch) 
ib, 633. — Statiſtik der Notenemiffion 
1871—73 (W. Herberg) ib. 709. — Ber- 
waltungsbericht der preußischen Bank 1872/73 
74, 1111. — Erſter Entwurf eines 
Neihsbanfgeieges (juli 1874) ib. 1611. 
— Lſung der Bankfrage vom  vechtl. 
Standpunkt (Hirth) ib. 1631 und 1816, 
— Motenzirkulation der deutihen Bauken 
Mitte 1874, 75, 151. — Materialien zum 
Reichsbankgeſetz: Bericht der Weichstags- 
fommilfion (Bamberger) 75, 835. 945. An 
lage 996. Das Gefeg jelbit, ib. 999. Das 
preußische Gejeg vom 27. März 1875, ib. 
1019. Bertrag mit der bayer. Hypotbefen- 
und Wechſelbank, ib. 1021. Bemerkungen 
zum Heichsbanfgefeg (2. Sonnemaun) 75, 
1027, Bertrag über Abtretung dev preuß. 
Bank an das Weich, ib. 1563, Statut der 
Reichsbank, ib. 1585. Statuten der bayer. 
Notenbant ib. 1581. — Das Baunfgefeg 
(Ueberficht v. Endemann) 75, 1187. — Aus 
dem Berwaltungsbericht der preuß. Bank 
pro 1874, 75, 1385. — Verordnung betr, 
die Anftellung der Heichsbanfbeamten 76, 
385; Benfionen u. Kantionen der fegteren ib. 
387. Die drei großen fontinentalen Banfen 
(v. Yıcam) 76, 862. — Die preußische 
Bank in den Jahren 1874 u. 75, 76, 943, 
— Abichlüffe der deutschen Banfinftitute pro 
1875, 76, 986. — Einheit in Minz- und 
Bankweſen (Wehrenpfennig) 77, 277. — 
Jahresbericht über Baukweſen und Geld- 
verkehr im Weiche fir 1876 (C. Slevogt) 
77, 705. — Verwaltungsberichte der Reiche» 
bant für 1876-1592 73, 736; 78, 673; 
79, 577; 80, 434; SL, 354; 82, 329; 88, 
600; 84, 193; 85, 3755 86, 638; 87, 514; 
SS, 709; 89, 770; 90, 917; 91, 442; 9, 
450. 93, 561. M4, 663. 95, 817. — Ueber— 
ficht der Gejege und Verordnungen 77, 820. 
— Dividenden der Banten. 1858/75 77,1075. 
— Statijtit der deutfchen Notenbanfen 83, 
646. 86, 824. — Organiſation der bes 
deutenderen Zettelbanten Europa's (Jacoby) 
SS, 368. — llieberfiht der Berinimungen 
über Zettelbanfen und Banknoten in Deutſch— 
land W, 1. — Starift. Unterfuchungen über 
62* 
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die Entwidlung und Ausbreitung des Giro- 
verkehrs der deutſchen Reihebant Blum 
9%, 165. — Bgl. a. Münzfrage, Papiergeld. 

Bauffremont (Hecisfall) 76, 139. 1022, 

Baummolleninduftrie, Geichäftliches und 
Statiſtiſches über deren Yage im Boll« 
verein vor, während und nach der Krifis 
(Hirth) 70, 533. — Die B. in Eifaß-Forh- 
ringen 71, 999. — Deutihe B. 1863 bis 
1874 75, 1391. — Die deutihe Yaummoll- 
jpinnerei 78, 661. — Motive zum neuen 
Bolltarif 79, 691. — Amerikaniſche Baum- 
wollen» Prodaltion 82, 615. ©. a. Textil- 
industrie, Zolltarif ac. 

Baupolizeirecht, das deutiche. Leuthold) 
79, 809, 

Bayern Ausnahmebeftimmungen des Ber- 
trages vom 23, November 1870 70, 746. 
771. 71, 362. 366. 369, — Beitritt zum 
deutſchen Reich 71, 37. — Einführung 
nordd. Bundesgefege in Bayern 71, 371. 
Verhandlungen im Neichstage ib. 382, 
Tabellariiche Ueberfiht 389. — Die bayer. 
Geſetzgebung über Gewerbsweien, Heimat, 
Verehelihung und Armenpflege 71, 469. 
— Berehuung der Matrifularbeiträge für 
1871 71, 698. — Erklärung der bayer. Re— 
gierung vom 14. Oftober 1871 (Anfehlbarkeit 
betr.) 72, 1-52. — Deutiche Neihspoft und 
bayeriiche Poftverwaltung 72, 597. 82, 617, 
— Miltärverwaltung 73, 38. — Einführ- 
ung der Gewerbeordnung 73, 759. — Kriegs— 
dienjigeieg 74, 186. — Genoſſenſchaftsgeſetz 
ib. 382. — Reform der direften Steuern 
(8. Burkart) 74, 1681, — Bierbeftenerung 
76, 61. — Handels: und Genoſſenſchafts— 
regifter 76, 894. — Reichsrecht und Yandes- 
recht in Bayern L. A. Müller) 76, 840, 
— Bertehrsanftalten 1877 79, 1077. — Die 
jtaatlih geleiteten Berfiherungsanftalten 
(Haag) 84, 65. — YandesfulturNtentenanftalt 


54, 316. — Berwaltungsrechtspflege (Seydel) | 
s5, 213. — Zwangsweiſe Beräußerung land- | 


wirthſchaftlicher Anweſen 85, 842. — Heimat- 
recht Seydel) 86, 719. — Staatsbahnen 
88,503. — Nechtsfagung und Geſetz zumächit 
nach bayeriihem Staatsredht (Dyroff) 89,817. 
— Berhältniß zum Hollverein und zum 
Neih 9, 164. 174. 194. 417, — Juriftiiches 
Prüfungsmeien 93, 910. Bgl.auch Beamte, 
Reſervatrechte, Verfaſſung, Bolfszäblung, 
Wahlgeſetze, Waſſerrecht, Zollverein ꝛc. 
Beamte, Reichsbeamte 71,304. — Bejoldungs- 
verbeſſerungen 73, 80. Rechtsverhältniſſe 
der Reichsbeamten 73, 345. 74, 223. 254. 
Erörterungen von W. Endemann ib. 400. 
75, 1201. — Beamteneid 76, 84. — Das 
Reichs-Beamtenrecht (Thudihum) 76, 265, 
ipezielle Ueberficht 76, 397. Klaſſifikation 
der Reichsbeamten 76, 361. 374. — Ver— 
zeichniß der Reichbbehörden 76, 378. — 
Laband's Auffaſſung d. Beamtenrechts (Meyer) 
76, 667. — Ueberſicht der über die Reichs— 





Alphabetiſches Geſammt⸗Regiſter 


beamten erlaſſenen Geſetze und Verordnungen 
77, 841. 81, 439. — Wittwen- uud Waiſen⸗ 
fürforge (Thudihum) 81, 551. — Grund— 
fäge f.d. Beſetzung der Subaltern- und Unter⸗ 
beamtenftellen bei den Reichs- und Staats» 
behörden mit Militäranmwärtern 52, 556. — 
Die Voreutſcheidung bez. der gerichti. Ber» 
folgung öffentl. Beamter aus Amtshandlungen 
nad Reichsrecht und bayr. Landesrecht (Lipp- 
manıı) 85, 421. — Reichsgeſetz vom 15. März 
1886, betr. die Fürſorge für Beamte und Per— 
fonen des Soldatenftandes in Folge von Be- 
triebsunfällen 87, 1. — Haftpflicht des Staates 
für rechtswidrige Handlungen und luter- 
lafjungen der Beamten (Piloiy) SS, 245. 
— Die Disziplinargewalt des Staates über 
feine Beamten (Yabes) 89, 213. — Beamten= 
befoldungen in Preußen und Bayern 77, 
520, in Bayeru 78, 484. 92, 93. 98. 889 
(Gebaltsregulativ); Wittwen- und Waijenfür- 
jorge (Zimmermann) 98, 140. — ©. a. Be- 
börden, Disziplinarbebörden, Benfionen, Zolls 
verwaltung x. 

Begleitfheiu-NRegulativ 69, 997. 78, 
166, 56, 60. — Bgl. a. Zollgeſetz, Zölle. 

Bebörden. Die Kompetenzen und Perſo— 
nalien der oberen Behörden des nordd. 
Bundes und der einzelnen Bundesftaaten 
70, 147. 671. — Die Reichsämter und die 
Reichsbeamten 71,375. — Bezeichnung „Kai— 
jerlich“ 2c. 76, 351. — Verzeichniß der Reichs» 
bebörden 76, 378. — Ueberſicht aller Gejege 
und Berordnnungen über Reichsbehörden 
77, 838. — Die Neichs-Zollbebörden 93, 
358. — (S. a. unter „Beamte“, ſowie die 
einzelnen Behörden und Beamten.) 

Belagerungszuftaud. Das preuß. Gejeg 
vom 4. Juni 1851, 68, 1065. 

Belgien, Handelsverträge 98, 170. 174. 182, 
186, 188. 438, 446. 

Bergmwerlsproduftion im deutichen Reiche 
75, 637. 1728. 78, 664. — Bergarbeiter: 
löhne 1889 und 1890 in Preußen 90, 574. 
93, 718. — Bergbau der Welt 91, 415. 
S. a. Steinfohlenförderung. 

Berlin. Handel und Induſtrie im Jahre 
1868, 69, 342, desgl. im Jabre 1869, 70, 
437, desgl. im Jahre 1870, 71, 833, desgl. 
im Jahre 1871 72,971. Berlins Gewerbefleiß 
78, 110. — Finanzen von Paris und Berlin 
im Jahre 1888 bezw. 1887/88 88, 708. 

Berufsgenoffenjhaften, Nechnungser- 
gebuiffe für 1885—1894 87, 795. 88, 272, 
9, 397. 90, 206. 91, 534. 98, 700, 742, 
4, 443. 95, 785, 96, 307, 

Berutszählung, vom 5. Juni 1882,84, 48. 

Beſchlagnahme, ſ. Yöhne, Boftverwaltung zc. 

Beſitz, vollswirthichaftliher Begriff desfelben, 
72, 526. 73, 349. Geſchichtl. Entwidelung 
des Befiges (Roesler) 75, 27. 

Beljemerftablfabrilation 76, 86. 78, 9. 

en der Reichskaſſe 72, 1481. 
78, 415, 


über die Jahrgänge 1868—1896 der „Annalen“. 


Betriebsunfälle (Meichsgefeg v. 15. März 
1886) 87, 1. 

Bettel und Pandftreicherei in Baden 1885 87. 

Bevölkerung. Faktiſche und Bollabredh« 
nungsbevölterung nah der Zählung von 
1867 68, 779. 793. Staatsangehörige Be- 
völferung 68, 1101. — Ueberſicht der Be- 
völferung des Zollvereins (amtliche Aufftell- 
ung dom Aentralburean des Hollvereins) 
69, 855. — Statiftit der Bewegung der 
Bevölkerung 70, 51. — Bemweaung der Be- 
völferung ım preuß. Staate 1885, 86, 949 
— Die Bevölterungszabl in der Bundesver- 
faffung 70, 445. — Die Bevölkerung von 
Elfaß-Yorhringen 71, 989. — Volfswirth: 
Ichaftlihe Bedeutung der Bevölkerung (Roes- 
ler) 75,281. — Natürliche Zunahme der prenf. 
Bevölkerung v. 1872 bis 1875, 76,526. — Zu: 
fammenftellung der produftiven Bevölfer- 
ung in Europa 76, 783. — Wanderungen 
der gewerbtreibenden Bevölkerung Breußens 
76, 891. — Die Art des YZufammen- 
lebens der Bevölkerung Preußens 1885 87, 
808. — Bevölkerung des Zollgebiets 93, 195, 
205. — Die großftädtifche Bevölkerung als 
Theil der gefammten in Europa und Nord» 
afrifa 95, 815. S. a. u. Volkszählungen, 
Statiftil, Areal. 

Bibliothekordnungdes Reichstags 77,501. 

Bierbeftenerung, 1. Braumalz. 

Binnenſchifffahrts-Geſetz, ein deutjches 
9%, 195. 


Birma, Meiftbegünftigungsvertrag 93, 459. | 


Bismard, Fürſt, ſ. Neichsfauzler. 

Blodade. Korrefpondenz der Hegierung in 
Waſhington mit dem Dlinifter von Columbia 
85, 812. 

Bodenkredit und Bodenfreditanftalten mit 
befonderer Rückſicht auf Hppothefenbanten 
K. v. Stengel) 78, 841. 

Bodeniee, Hoheitsrechte über denfelben 
(v. Martik) S5, 278, Verkehr 93, 232, 245. 

Börfen, voltswirtbichaftl. Bedeutung 75, 383. 
— Die Lorjchläge der Börlen-Enauöte- 
Kommiſſion 94, 470. Entwurf eines Börfen- 
geſetzes 95, 863, Neichstagstommiffionsbe: 
richt 96, 657. 

Branntmwein Beitimmungen des Boll- 
vereinsvertragse 68, 8. 20. 23. 45. — 
Steuergeſetze v. J. 1868 68, 701. 705. 


723. — Statiftif der Branntmweinfteuer 71, | 


588, — Die Beftimmungen über die Brannt— 
weinfteuer (von vd. Aufſeß) 75, 890. 76, 795. 
93, 307. — Statiftit 74, 920. 75, 905. 76, 
99. 804. 806. — Bertrieb nud Ausſchank 
in Preußen 78, 366. — Reform der Spiritus: 
beſteuerung (Berrot) 78, 613. — Die Brannt- 
weinftener in Württemberg (Neuß) 85, 620, 
— Neichseinnahmen von 1870 bie 1833/84 
86, 283. — Das Branntweinmonopol (Ges 
jeßentwurf dv. Februar 1856 und ftatiftifche 
Materialien) 86, 421. — Neform der Brannt- 
weinfteuer 87,30. — Reichsgeſetz v. 4. Juni 
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1887. 87, 644. 725, ſyſt. Darftellumg von 
Hausbalter 90, 761.— Brauntweinbrennerei 
und »Bejtenerung 95, 247. — Neichsgejeg 
vom 16. Juni 1895 96, 377, — Bol. a. 
Verbrauchsſteuern, Finanzweien zc. 

Braumalz. Beftimmungen des Bollvereins- 
vertrags 68, 8. 20. 44. — Steuergefeg v. 
4. Juli 1868 68, 691, desgl. vom 8. Juli 
68, 699. — Statiftif der Braumalzſteuer 
71, 585. — Reform der Bierbeftenerung 
712, 609; Gefegeutwurf 686. — Die Ber 
flimmungen über die Brauftener (v. Aufſeß) 
75, 839. 76, 794. 93, 296. — Statiſtik 
14, 922. 75, 9083. 76. 98. 807. — Zur 
Reform der Bierbefteunerung (Boccius) 76, 
52. — Vgl. auch Berbrauchsfteuern, Finanz- 
mwejen ꝛc. 

Braunschweig. Reſſortverhältniſſe der Be— 
börden 70, 671. — Verhältniß zum Zoll- 
verein 98, 166, 194, 413. — Das Schlaf: 
gängermweien (Dr. 5. W. R. Zimmermann) 
», 117, 

Bremen. Organifation der Handelsftatiftit 
70, 407. Neifortverhältuiffe der Behörden 
70, 699. — Verhältniß zum Bollverein u. 
Reich (Aufieh) 93, 166, 183, 187, 194, 401, 
419. — Zollorganifation 93, 359. — Statir 
ftit (Aufſeß) 98, 379, — S. a. Auswauder- 
ung, Handelsitatiftik, Preife, Zollausſchlüſſe zc. 

Buchführung (häusliche, Hirth) 75, 931. 

Budgetrecht, des Reiches (PB. Laband) 783, 
524. Geſetz, Verordnung, Budget, Staate- 
vertrag (Ph. Zorn) 89, 344. — Budget, 
Geſetz und Berordnung (A. Arndt) 9, 
225. — ©. a. Finanzweſen, Milttärbudget. 

Bulgarien, Handelsvertrag M, 438. 

Bund, norddeuticher, ſ. Berfaffung, Reichs» 
tag u. j. w. 

Bundesalte, deutiche, 71,4. Der ehemalige 
dentiche Bund nach der Wiener Schlußalte 
ib. 5. Auflöſung des deutſchen Bundes 
i. J. 1866; 71, 19, 

Bundesangebörigfeit, |. 
börigfeit. 

Bundesbehörden, ſ. Bebörden. 

Bundesgebiet 71, 51. 325. 

Bundesgericht, ſ. Gerichtshof. 

Bundesgeſetze, norddeuiſche, Termine der 
Einführung derjelben 71, 359. 371. Ta— 
bellariiche Ueberficht ib. 389, 72, 485. — 
S. a. Fuftizgefegebung, Finanzweſen u. ſ. w. 

Bundesglieder 7l. 54. -2S. a. Reſervatrechte. 

Bundespräfidium, ſ. Kaiſer, Verfaſſung, 
Thronreden. 

Bundesrath, verfaſſungsmäßige Stellung 
desſelben 71, 221. Seine Thätigkeit ib. 224, 
Ueberficht der Entfchließungen desſelben auf 
Beſchlüſſe des Reichstags aus der Seſſionu 
von 1872 783, 863; desgl. aus der Seſſion 
von 1873 74, 727. — Stellung des Heichs« 
fanzlers zum B. 82,9. — 2. a. Verfaffung, 
Berordnungsreht, Reichskanzler, Etap 
Lothringen zc. 


Reihsanger 
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Bundesfhulden- Kommiffton, ſ. Schul— 
denmwejen. 

Bundesftaat und Staatenbund 71, 7, 50. 
Die neueften Geftaltungen des Bundesitaats- 
begriffes Seydel) 76, 641. Yaband’s 
Auffaffung des Bundesftaats (G. Meyer) 
i6, 657. Zur Kritit der Begrifisbe- 
Rnmunng des Rundesjtaats (Hänel) 77, 

Neue Beiwäge zur Lehre vom 
ae (Zorn) 84, 453. ©. a. Bun— 
desrath, Vertragsrecht, Berfaffung ꝛc. 

Bundesftaaten, Berfaffung, VBerord- 
nungsrecht ꝛc. 

Bundesfteuern, ein ſchweizeriſches Urtheil 
iiber, 75, 785. 

Bundesverfafjung, f. Berfaffung. 

Bundesverfammlung, j. Bundesafte. 

Bürgerliches Recht, ſ. Zivilrecht. 


€. 
Camera apostolica W, 823. 
Chauſſeegelder 98, 207. 
Ehemilalıen. Zölle auf diejelben, ſowie auf 
Farbewaaren 69, 632. Bgl. a. Bolltarif. 
Chemiſche Induſtrie 72, 39. 
Ehile, Handelsverträge 98, 174, 438, 460. 
China, Handelsverträge 93, 174, 156, 459. 
Cholera. Unterjuhungsplan zur Erforichung 
der Urſachen derjelben sc. (Deulſchrift der 
Neichs-Choleralommisfion) 78, 1611. Geſund— 
britspolizeiliche Anorduungen 1892, 98, 781. 
Eolumtbien, Haudelsvertvag 93, 465. 
Coſta Rica, Handelbverträgeß3, 183,438, 460. 


D. 
Dänemark, Marlenſchutz 81, 404. Zollver- 
haltniſſe W, 434, 466, 
Darlehenskaſſen 72, 1397. — Die länd— 
lihen Darlebnsfaffenvereine 1875 88, 243. 
Debargirung, ſ. Kontrole, 
Deiekte der Heihsbeamten 76, 332. 
Desinieltionsverfahren, f. Beterinär- 


polizei. 
Diäten, für den Neichstag, 74, 159. 166. 
249. — Diätenverbot der Neichsverfaffung - 


(Joel) 86, 613, Urtheil des preuß. Ober- 
landesgerihts Nönigsberg vom 14. April 
1886, 86, 624. 
Dieuſteid der Neihsbeamten 76, 346. 84. 
Dienftentbebung d. Reichsbeamten 76, 329. 
Dienftvergeben, ſ. Disziplinarbebörden. 
Dienftbotenfrage (Hirth) 75, 917, 
Dienftinftruftion für die Konfuln 71, 
595. 72, 1263. Fir Zollämter 86, 184. 
Diplomatiiher Ausſchuß im Bundes- 


rath 70, 759. 71, 229. 
Disziplinarbebörden 76, 308. 867. 
Geſchäftsordnung ib. 369. 377. — Yaband’s 


Auffaſſung der Disziplinargemwalt (Meyer) 
6, 672. — Geſchäftsordnung für die Diszi— 
plinarbehörden 80, 489. 


Dispofition, Offiziere zur, 71, 1006. 


Eichämter, ſ. Maaf- 
Eid der Beamten 76, 


Alphabetiſches Gefammu-Regifter 


Dominilanifhe Republik, Handelsver- 
träge 93, 188, 439, 460. 

Doppelbeftenerung, Befeitigung der, 71, 
168. 76, 177. — Neichsgefeß vom 13. Mai 
1870 (Rt. Blochmann) 87, 773. 

Dotation der Kreife u. Provinzen in Preußen, 
f. Kreisorduung 73, 1392. 1444. 75, 1635, 
In Sachſen 75, 1291. 

Dotationen der Feldherren 74, 158. 

Drei-Könige-Biünduiß v. Jahre 1849, 
71, 12. 

Durhichnitispreife, ſ. Preije. 


E. 

Edelmetalle, ſ. Münzfrage. 

Egypten, Haudelsvertrag MB, 438, 465, 1. a. 
Koninlarwelen. 

Ebefheidungen in Sachſen 77, 252. 

Eheſchließung. Aufhebung der polizeilichen 
Beihränfungen 68, 901. 71, 166. Breuß. 
Verfügung vom 20. Auguft 1868, 68, 927. 
— Ausnahmebeſtimmungen des Vertrags 
mit Bayern 71, 366. — Das bayeriſche 
Geſetz iiber Heimath, Berebelihung und 
Anfentbalt 71,469, 487: 91, 61,72 (Seydel). 
— Gejchichtliches (von Friedberg) 74, 485. 
— Statiſtik 75, 1725. 76, 220. 78, 108. 
9, 109. 378. — Eheſchließungen zwijchen 
Blutsverwandten 82, 80. — Bgl. Bivilebe. 

Ehrengericte (f. Offiziere) 74, 1803. 

und Gewichtsordung. 

84. 346, 


Einigungsämter 74, 434. 





Eigenthbum (wirthſch. Begriff), ſ. Beſitz; 
des Reiches, ſ. Vermögen. 
Einjährigfreiwillige, Lehranſtalt mit 


Zeugnißberechtigung 76, 765. 

Einfuhr, ſ. Handelsſtatiſtik, Zölle. 

Einkommen, Begriff deſſelben, 72, 536. 
74, 997. 1793. (Roesler) 75, 271. Ber 
tbeilung des Einfommens und Einfluß auf 
die Preisbildung (Hirtb) 75, 1270. 1283, 
Die vier Grundtypen der Einf.» Bertheilung 
75 1305. (Hierzu Tafel nad S. 1312.) — 
Einfommeneunterfchiede in Preußen und 
Sadjen 76, 239. Einkommensverhältniſſe 
in Vreußen, Balin, Altona, Waundsbed, 
Geeſtemünde, Bremerbaven, Bremen und 
Hamburg SO, 566. — Die großen Einfommen 
im Deutfchlaund und ihre Zunahme (Heiß) 
98, 1. 

Einfommenfteuer 78, 8416. 74, 25. — 
Materialien zu einer Reichs Eiukommenſteuer: 
Die Einkommenſteuer in Hamburg 74,101, 75, 
335, Preuß. Steuerverwaltung 1870/72 ib. 
897. Die preußische Klaſſen- und Eintom- 
menftener ib. 927, 944, 1029. Aus den Gut- 
achten des Vereins für Sozialpolitit ib, 979, 
Vom landwirtbichaftlihen Kongreß ib. 985. 
Die Neihsrinlommenfteuer und ihre Gegner 
ib, 987. Borfchläge zum Progreffionsmodus 
ib. 1015; zur Selbfteinichägung 1022. — Die 
Steuerreform im Königreich Sachen (Geniel) 


Eiien. 


Eiſenacher 


über die Jahrgänge 1868 —1896 der „Annalen“, 


74, 1373. 75, 1519. — 
direften Steuern (Burfart) ib. 1681. — 
Meatrikularbeiträge oder Reichs-Einkommen— 
ftener? (Hirth) 75, 115. — Der deutiche 
Steuerrefornmwerein 75, 483, — Klaſſen— 
ftener in Berlu pro 1875, 75, 485. — 
Ein ſchweizeriſches Urtheil über Bundes» 
jtenern ib. 785. — Die Höchſtbeſteuerten 
in Berlin 75, 791. Einſchätzungs-In ; 
ſtruktion filv das Königreich Sachſen 75, 
1554. — Die beſtehenden Einkommenſteuern 
(vergl. Darſtellung v. K. Burkart) 76, 21. 
652, 77, 219. 79, 1. 80, 914. 960. — Ein— 
fommensunterichtede von Ztadt und Land in 
Preußen u. Sachen 76, 239. — Denkſchrift 
und Berition betr, den badischen Geſetzentwurf 
über Grmwerbjtener Hecht) 76, 400; Er 
widerung zur Mechtfertigung der Regier— 
uugsvorlage ib, 6955 Replik der Handels: 
kammer zu Mannheim (Hecht) ib. 707. — 
Die Stellung der Vermögens» uud Ber: 
fehrsitenern im Zteneripfteme (p. Bilinsfi) 
6, 719. — Beranlagungen tn ‘Preußen für 
1876 77, 1014. 78, 262. — it Die direkte 
Steuer ein überwundener Staudpunft? 79, 
108, Einkommenſtener in Hamburg 
1875/76 79, 600. — Erträge der Ein— 
fommenftener in Sachſeun 1877 79, 1066; 
1875/79 80, 833. — Einlommensverhält— 


Die Reform der | 


niſſe des preußiſchen Volkes 1877 —S182,484, | 


Prenß GEcſetz v. 24. Inni 1891 O1, 909; 
93, 516; Ergebnifje der Beranlagung 98, 
791, 

Einnahmen des Neichs 73,496. — S. Zölle ec. 
Zölle und Produktion im Zollverein 
69, 623. 70, 369. 74, 84. Deutſche Eifen- 
induſtrie i. J. 1874/75, 1547. 1661. 1695. 
1728. — Befjemer- Stahlfabrifation «6, 86. 
Eifeninduftrie und Submiffionen 77, 237. 


1119. — Yage der Eifeninduftrie (Handels: 


fammer Köln) 77, 1054. — Dividenden der 
Eijenbüttenwerfe ac. 77, 1076. 1078. — 
Preuß. Eiſeninduſtrie um Dezember 1875 
(engel) 77, 1099. — Ein- und Ausfuhr 1877 
78, 446. — Eifeninduftrie und Eifenenguete 
Philippſon) 79, 649. — Botum der Minder: 
beit in der Yolltariflommiifion 79, 654. — 
Motive zum neuen Zolltarif 79, 713. — 
Deutschlands Eifeneinfuhr und ⸗»Durchfuhr 
Laspeyres) 80, 255. — Eifeninduftrie, Yage 
9, 945. — Vgl. a. Bergwertsprodultion, 
Bolltarif, Zölle. 

Uebereinfunft %, 
(Seydel). 


Eifenbahnen, Reichsgeſetzgebung iiber das 


Eiſenbahuweſen 71, 205. 72, 128. 74, 302. 
1087. — Deutiche Eijenbabnftatiftit fiir das 
Betriebsjahr 1867, 69, 947. — Deutich- 
lands Eiſenbahnen 78, 875. — Giienbabn- 
beichlüffe des Handelstags 73, 887. Gründ— 
ung des Reichseiſenbahnamts 74, 302. 76, 
358. — Eiſenbahn-Unterſuchuugskommiſſion 
(preußifche) 74, 359. — Reichs-Eiſenbahn— 
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geſetzentwurf ib. 891. — Die Eontrole 
des Reichs über das Eifenbahntariiwefen 
(+5. Perrot) 74, 1087. — Berriebsreglentent 
für die Eiſenbahnen Deutfchlands 73, 340. 
74, 1147. 75, 1195. — Bericht des Reichs— 
Eiienbabnamtes 74, 1525. — Die Eifen- 
bahutarifreform (1874) ib. 1527. 1639, — 
Kritiſche Beiträge zum Berftändniß des 
Eiſenbahnweſens (Trommer) 75, 105. (I. 
Der kommerzielle Berrieb, 11. der Unis 
verjaltarif). 569, (111. Tarifigiteme, IV, 
über Siüterverfiherung, V, Einnahmen und 
Ausgaben, VI. von der Erzielnng einer 
guten Bilauz, VII. Bergleichsmaßjtäbe, VIIL 
vom Sparen, IX. Auffaffung Des Trans- 
portwefens). 75, 1057. (X. Staats» oder 
Privatverwaltung? XI. Univerjaltarif gegen 
Publikum und Bahnverwaltung, XII. Zoll 
einrichtungen und Eiſenbahn, XIII. Schluß 
folgerungen. Neue Folge 76, 121. (1. Bom 
Rationalismus im Güter» Tarif-Erpeditions- 
wrjen, 11. Wertbnadmabmen, LIE. Au- uud 
Abfuhr, Beladen und Entladen dev Güter, 
IV. Tvansportvorbereitung der Einzelgüter ec. 
V. der Univerfaltarii, VI. der Pfennig— 
tarif, VII. Pater und Einzelgut⸗Beförder- 
ung, VII, Wertbverficherung, IX. Folgen, 
X. Schluß). — Gutachtliche Ansagen des 
Präſidenten Maybach vor der Yaster'ichen 
Unterſuchungskommiſſion 75, 403. — Denk— 
ſchrift des Meichs - Eiienbabnamıs über die 
Tarifreform vom 3. Dezember 1874, 75, 
551. 1701. — Deutſcher Eiſenbahn-Reform— 
verein 75, 935. — Eiſenbahn-Polizeiregle— 
ment 75, 1175. — Borläufiger Entwurf 
eines Reichs-Eiſenbahngeſetzes (April 1875) 
nebft amtlichen Bemerkungen 75, 1225. — 
Betriebsergebniſſe der Eiſenbahnen Deutſch— 
lauds 1875 76, 244, der preußiſchen Bahnen 
1874 76, 245. — Kauntiouen der eljaß« 
lothringiſchen Neichseifenbabnbeamten 76, 
352. — Statiſtik der preußischen Eiſenbahnen 
fir das Betriebsjahr 1875 76, 425, (1. Aus» 
dehuung 425, 11. Aunlagekapital 426, TIL. 
Transportmittel und Leiſtungen derſelben 
427, IV. Berfehr 428, V. Finanzergebniſſe 
431, VI. Reſerve- 30. Fonds, Beamten ꝛc., 
Unfälle 441). — Ausdehnung und Anlages 
fojten des dentichen Eiſenbahnnetzes zu Au— 
fang 1876 76, 445. — Bericht des Neichs- 
Eiſeubahnamtes für 1875 56, 460. (Anlage: 
Gutachten ver Tarifreform-Enquéte-Kom— 
miſſion vom 13, Dezember 1875, ib. 463, 
Anträge des Herrn Bergmann ib. 467. 
Berzeichniß der vernommenen Sachverſtän— 
digen 468.) — Geſetzentwwurf, betr. die Er— 
werbung dev preußichen Eiſenbahnen durch 
das deutiche Reich. Nebſt Motiven 76, 470, 
— Für und wider die Erwerbung der 
Eifenbahnen durch das Reich 76, 487. (Bor- 
bemerkung 457, Ankaufopreis und Börjen- 
kurswerth der preußifchen Aktien-⸗Eiſenbahnen 
488, Promemoria des Dr. Viltor Böhmert 
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489, Rede des Grafen Udo Stolberg im 


preußifchen Herrenhaufe 494, Rede des Dr. 


Elben im wiürttembergiihen Landtag 498, 
Verſuch einer objektiven Erwägung der ent- 
gegengejegten Standpunkte 513, Erklärung 


des Herrn ©. Bergmann 523, — Die | 
Geſetzgebung über das Eiſenbahnweſeu in | 


Preußen und im deutfchen Neiche 76, 529: 
Das preußiiche Geſetz über die Eiſenbahn— 
Unternehmungen vom 3. November 1838 


Gejammt-Regifter 





ib, 529, Wegulativ, die Eiſenbahn-Kom-⸗ 


mifjariate betr. 538. Aus dem allgemeinen 
deutichen Handelsgejegbuch 540. Aus dem 
Bırndesgeieb, betreſſend die Kommandit— 
Geſellſchaften anf Aktien und die Aktien— 


Geſellſchaften 542. Aus der Berfaflung des | 


deutjchen Reichs 543. Verfügung des Mini— 
fters für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten, d. d. Berlin den 6. Sept. 1871 
an den Ausschuß der Privat» Eifenbahnen 
im deutichen Neiche 544. Bericht der XIII. 
Kommiffion des preufiichen Abgeordneten» 
baufes über den Entwurf eines Geſetzes 
über die Eifenbabn : Kommiffariate 550, 
Die gegenwärtige Yage der Eifenbahngefeg- 
gebung Preußens 551, die jeitherige Stell« 
ung der Eifenbahn >» Kommiljarien und der 
Eiſenbahn-Kommiſſariate 554, Der Inhalt 
des Geſetzentwurfs 556, General-Diskuſſion 
507, Spozial-Distuffton und Petitionen 561. 
Das Reichs-Eiſenbahnamt 563. Negulativ 


für das durch Richter verftärfte Peichs- | 


Eifenbabnamt ib. 563. Eiſenbahn-Betriebs— 
veglement vom 11. Mai 1874 564. Bahn— 
polizei» Heglement für die Eifenbabnen 
Deutschlands vom 4. Jannar 1875 564. 
EijenbabnsBoftgefeg, betr, die Abänderung des 
84 des Geſetzes über das Boftwelen d. deutichen 
Reichs von 8, Oft. 1871, vom 20, Dez. 1875 


580, (Einleitung aus einer Rede des General- | 
pojtmeifters Stepban) 580, das Geſetz 583, | 


Vollzugsbeitimmungen zum Eifenbahn- Boft- 
gejege vom 20. Dezember 1875, 587, 


Reglement über die Benutzung der innerhalb | 


des deutſchen Neichätelegraphengebiets ge: 
legenen Eiſenbahn Telrgrapben zur Befür- 
derung ſolcher Telegranıme, welche nicht den 


Eiſenbahndienſt betreffen, vom 8. März 1876, | 


595. Aus dem Bericht der Tarifreform- 
Engquäte- Kommiffion vom 13. Dez. 1875. 
596. (1. Stellung der Anbänger des natür- 
lichen Syſtems zu dieſer Frage 596, 2, Stell: 
ung der Anhänger der Mlaffififation zur 


Syſtemfrage 609, 3. die Ztellung der Ane | 


bänger des gemiſchten Spitems zur Syſtem— 
frage 620.) — Der Etat der preußischen 





Eifenbabn-Berwaltung für 1876, 622, All- | 
gemeime Erläuterungen zum Etat fir 1876, 


622. A. Staats-Eifenbabnen 622. B. 
Privat-Eiſenbahnen, bei welden der Staat 
betheiligt ift 630. Nachweiſung über das 
bis zum Schluſſe des Jahres 1874 auf 
Die 


Staatseiſenbahnen verwendete Anlage | 


fapital unter Bergleihung mit dem etate- 
mäßigen Neinertrage der einzelnen Eifen- 
bahnen für das Jahr 1876, 631, Ueberſicht 
der im Beſitze des Staats befindlichen Eifen- 
babn-Aftien 632. Ueberſicht der vom Staate 
übernommenen Zinsgarantien für Eifenbabn- 
Unternehmungen 633. — Bergleich der 
preußiſchen und engliſchen Eifenbabuen im 
den Jahren 1872 bis 1874, 76, 636. — 
Objektive Bemerkungen eines Ausländers 
zur deutſchen Eiſenbahn-Reichsfrage (Al. v. 
Dorn) 76, 738. — Ein engliſches Urtheil 
über (für) Staatseiſenbahnen 76, 776. — 
Die Landwirthſchaft und die Eiſenbahnen, 
Rede des preuß. Miniſters Dr. Friedenthal 
958, Aus den Böhmert'ſchen Enquéteberichten. 
(5. Die Reichs-Eiſenbahnfrage vor dem 
preußifchen Yandtage 967. 6. Die Stell- 
ung des Fürſten Bismard und des Minifters 
Delbrüdzur Neichseifenbabnfrage 974.7. Die 
Stellung des preußiſchen Abgeordnnetenhaufes 
zur Neichs-Eifenbabnfrage 981.) — Gut- 
achten der Münchener Handels» und Ger 
werbekammer 77, 109. — Bericht über 
Eifenbabn» und Verkehrsweſen (Webren- 
pfennig) 77, 292. — Geſchäftsthätigkeit des 
Reichs-Eiſeubahnamts bis Ende 1876, 77, 
683. — Die preußischen Staatseiſenbahnen 
im Jahre 1875 77, 696. — leberficht der 
Neichsgefete ac. 77,812. — Tarifvorjchriften 
für den Gitertransport 77, 874. — Ent 
iheidung des Lübecker Oberappellgerichts bez. 
der Berlin» Dresdener Eiſenbahn 77, 993. 
— Fahrgeſchwindigkeit der Eiſenbahnzüge 
und Dampfichiffe auf verichtedenen Routen 
der Erde 77, 1044. — Betriebsergebnifie, 
Kurfe und Dividenden der preuß. Eiſen— 
bahnen 1855—75 77, 1073, 1077. — Das 
Wert der Tarifreform 77, 1106. — Die 
Submiſſionen auf Eiſenbahnſchienen 77,1119, 
— Neues Syſtem der Sefundärbabnen be- 
fonders normal» und ſchmalſpuriger Eiſen— 
bahnen mit Dampfbeirieb auf Straßen und 
Chauſſeen 78, 101. — Eifenbabnftatiftif für 
1876 78, 814. — Der zeollpflictige Eifen- 
bahnverkehr 80, 618. 659. 86, 20. 61. — 
Zwangsvollftredung augen Eiſenbahnen S1, 
402, 411. — Der franzöfifhe Eiſenbahn— 
ausfchuß 81, 566. — Deutfchlands Eifen- 
bahnen 1868 bis 1881 83, 642. — lieber 
einige Erleichterungen im der Berfonen« 
beförderung auf den Eifenbahnen (Wermert) 
SS, 624. — Die Staatsbahnen in Bayern 
Ss, 803. Die Eiſenbahnen Deut[chlands, 
Englands und Frankreichs 1885/89, bezw. 
1886— 1855, 91, 166. 94, 159. — Die Re- 
form der Perionentarife 91, 490. — Der inter« 
nationale Eifenbabufraditverfchr 91, 554, — 
Die Eiſenbahnen der Erde 91, 587. 94, 399. 
— Dat internationale Hebereinfommen über 
den Eifenbabnfradhtverfehr (G. Eger) M, 303. 
691, 753. — Ztatiftit der preuß. Staats- 
eifenbahnen 93, 798. — Denfichrift, betr. 
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Umgeftaltung der preuß. Eifenbahnbehörden 
94, 610. — Die geſchichtliche Entwickelung 
des Erfenbahn:Transportredts in Preußen 
(®, Eger) 9, 333 — Die Eifenbahnen 
Deutichlands, Englands und Frankreichs 
1891/93 96, 414, Bgl. a. Poft, Zoll- 
geſetz, Hölle, 

Eifenzölle, ſ. Eiſen. 

Ekuador, Handelsvertrag 9, 189, 439, 460. 

Elbzoll, j. Stromſchifffahrt. 

Elementarſchulen, j. Voltsihulmeien. 

Elſaß-Lothringen. Die Wiederpereinig- 
ung mit dem beutichen Reiche. Verhandlungen 
im Neichstage) 71, 845— 958. Beftellung des 
Bundes» Oberbandelsgerichts zum  oberften 
GSerichtshofe ib. 959. — Beſchaffung von 
Betriebsmitteln fir die Eifenbahnen iu El— 
jaß und Yothringen ib. 968. — Statiſtiſches 
über Elfaß und Lothringen: natürliche Be— 
ſchaffenheit, Waſſerſtraßen, franzöſiſche Ver— 
waltung, Kreis⸗ und Ortsbevöllerung, In— 
duftrie, (Brämer) 71, 969, — Di Ge 
jeggebung vom 9, Juni 1871 bis Mitte 
Februar 1872, 72, 553—598. — Erfter 
Beriht des Reichslanzlers über Geſetzgeb— 
ung und Verwaltung für 1871/72, 72, S6L 
(Negelung der Beziehungen zu Frankreich 
863), — Gründung der Univerſität Straß- 
burg 72, 959, — Verlängerung der Dil. 
tatur periode (Geſetz vom 2Juni 1872) 72, 
1291. — Die Reichs-Eiſenbahnen reiche 
finanzrechtlich 73, 414 — Stellung von 
Elſaß-Lothringen im Neichsfinanzrecht (Ya- 


band) 73, DE — Gelege und Berord- | 


nungen aus dem Berwaltungsjahr 1872 


bie 1873, 73, 339. — Zweite Jahres | 
überficht über die Gejeggebung und Ver- 


waltung für 1872/73, 8, BZ — Ber 
bandlungen im Reichstage über Elſaß-Loth— 
ringiſche Angelegenbeiten in den Seſſionen 
1871-1873 74, 155, 292 — Einführ— 
ung der Neichwerfaflung ‘4, 294, — Die 
ftaatsrechtliche Gültigkeit der 1870/71 von der 
franzöfifchen Regierung erlaſſenen Geſetze 
(v. Nichthofen) 74, 521, — Dritte Jahres— 
überficht über Gejeggebung und Bermwalt- 
ung für 1873 74, 773; Geſetze und Ber- 
ordnungen hierzu ib. 810, — Yabaud über 
die Sonderftellung E.-L.>’s im Neiche (Meyer) 
76, 677. — Oeffentlihes Recht u, Bermwalt- 
ungsgerichtsbarteit in EL. (v. Stengel) 76, 
808, 397, — Entwidelung der — 
bis 1876 Wehrenpfennig) 77, 272, 





Machtbefugniß des Oberpräfpenten nad | 


$ 10 des Berwaltungsgejeges (v. Stengel) 
78, 113. — Yaband über das Weſen der 
reihsländischen Geleggebung 78, 377 — 
Die direkten Steuern in Elſaß-Lothringen 
(von Ch. Grad) 79, 114. — Geſetz betr. 
die Berfaffung uud Verwaltung Wllap-tath- 
ringens vom 4. „Juli 1879 79, 1028. 

Die Stiftungen für das Arbeiterwohl im 
Neihslande 82, TI4. — Eif,-lorh. Zolle und 


Steuerwejen 983, 194, 311, 416, 418. — 
Bewegung der Bevöllerung 98, 887. — 
Staatsgewalt und Gefeggebung. in 
Lorhringen Ernſt Mayer‘ M, 249. — 

a. Arbeiterbudgets, Yöhne u. Tan m. 


Elſaß-Lothringiſche Geſetzgebung u. 


Verwaltung ſeit 1871. (Berichte des 
Reichslanzlers, Geſetze und Fee 
Geſetz, betr. die Berfündung dev Geſetze u. 
Verordnungen 72, 553, 

L Organifation der Berwaltung im All 
gemeinen. Berichte des Reichskanzlers: 72, 
374. 73, 37 T4, 77 Bereidigung 
der Staatsbeamten 72, bö4t Einrichtung der 
Verwaltung (Geile vd. 30, Dez. 1871) 72, 
555, Tagegelder der Zivilbeamten 72, 590. 
Verlängerung der Diktaturperiode 72, 1291. 
Verfahren vor den Bezirfsräthen 73, 939; 
vor dem faijerl, Natb ib. 945. Befaͤhig- 
ung für den höheren Berw.-Dienft 73, BL 
Umzugstoiten der YZivilbeamten 78, Yöl. 
Amel. Geichäftsiprade 73, 957, Kreisdiref- 
toren 74, 774 BIL. Rechtsverhältniſſe der Be- 
amten und Yehrer 74, 813, Penfiouen der 
Witwen u. Waiſen ib, 816, Kautionen der 
Beamten 74, 819, 323. Berordnung betr, 
den Yandesausihuß 75, 43L 

11. Rechtspflege und Juftigverwaltung. 
Berichte Des Neichafanzlers: 72, 869. 73, 
975, 74, ZBL Öberjter Gerichtehof 71, 959. 
72, böD. Abänderung der Serichtsverfaflung 
73, b66, 670, Etat der Juſtizverwaltung für 
1871/72, 72, SA, Einführung des Reichs- 
Nralgeletghucpe 12 12, 573, Kompetenz d. Iiriegs- 
gerichte 72, 575, Vorbereitung zum böberen 
Juſtizdienſt 72, wi Wechſelordnung und 
Handelsgefeßbuch 7 72, 1318. Erforderniſſe der 
Gerichtsſchreiber und Serichtsvollzieher 78, 
955, Neifegebühren der Friedensrichter Ib. 
957. Berfügungen zur todien Hand ıc. 74, 
810, Aufhebung der Kriegsgerichte 74, zaL 
826, Notariatsordunng 74, 828, Fwange- 
verfauf von Liegenſchaften 1 4, 85h Außer- 
gerichtliche Thrilungen und gerichtliche Ver» 
fäufe von Piegenfchaften 74, 343, Bormund- 
ſchafteverwaltung CH, 347. Eheicheidung TH, 
849, BVerichollenheitserflärung 4, 850, 

II. Militärs Angelegenheiten, Berichte 
des Reichslanzlers — 867, 73, 973, 74, 779, 
Quartierleiftung 22, >, 576, Einführung reiche 
geſetzl. Beftinmungen 12, 576, 1329. Kojten 
der Sarniionen 72, 596 ;, Militäverjatsinftrufs 
tion 72, 368. Ntriegsgerichte I4, 820. 

IV. Finanzweſen. Zölle, Steuern. Be— 
richte 7 12, 88. 73, 992. 74, SOUL Grat für 
1872 72, 564 Einführung der deuiſchen 
Zoll— — Steuergeſetzge bung 12, 878; des 
Art. 33 der R.Verf. 72, 579, Zollverlehr 
22 580, Wechſelftempeit ne⸗ 72. 580, Dop- 
pelbeftenerung 72, DAL. Stat der: .... 
una 72, DSL Yandeshaushalt für 1872 72, 
1249. . 1317; fiiv 1874 i4, BbB, Zumwidere 
bandlungen gegen Zolfgefete ıc. 72, 1830. 
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Depofitenverwaltung 73, 959, Weinftener 73, 


960. 966, Enregiftrement 73, 1001. 74, 


802. j 

V. Junere Berwaltung, Polizei, Kom— 
munalangelegenheiten. Berichte des Neichs- 
fanzlers: 72, 374 38, 967, 978. 74, 784. 
Kriegergrabftätten 72, SIG. Einrichtung der 
Gendarmerie 72, 1326. Bezirts,, Kreis⸗ u. 
Ge — 13, 952 uhR «4, 773, 
Statiftif 74,785.787. Gefäugnißmwefen 74,790. 14,790. 

VI. Unterri chisweſen und Kultus— Berichte 
des Heichstanzleı# 72, 332, 73, 987. 74, 795. 
Gründung der Univerfirät Straßburg 2, 959, 
Geſetz betr. das UInterrichtsweien 53,958. Aus- 
führung deffelben 7, 852. Nechtsverbältniffe 


| 
| 
| 


der Lehrer et 813: deren Witwen und | 


MWaifen ib. Witwer» Benfionen der 
Univerſität er 856, Kirchenverwaliuug 2 
582, 78, SL 74, 800. 
teftantiichen Scminars It, 857 

VIE. Boltswirtbichafttiche Verwaltung, 
(Foritweien, Bergwerke, Eiſenbahnen, Bau— 
ten, Laudwirthſchafth. 
lanzlers: 72, 879. 73, ZE Einrichtung d. 
Forftverwalnug 12, 582, Etat derielben ib, 


BRER Einricuung und Zuſtändigkeit der 
Bergbehörden 72, DSL Forftwefen ı2, 582, 


Bu 78, 1001. 74, 805. Eifenbabnwejen 
71, 968. 72, 586. 73, dd. MA, 792, 76, 
£ 2er Söll, —— Straßen, Wafferbauten u. 


Stiftungen des pro» | 
: Erterritorialität der Deutfchen 


Berichte des Reichs 
Fabriken, I. 


Fabritarſteuer DB, 271, 277, 


72, 584. 7 18, 1004. 1. 4, 808, Hochbauweſen 
T EGBL —* 13, 982, ‘4, 792. Yaudwirtb- | 
Ichaft 73, 980. N 798, Roft- und Tele: 


graphenweſen 587, Maß-, Geld- und 


Bankweſen 72, 588. 78, 984. Patentweſen 
13, 985. 74, 793, Die Grumditeneraus- 


gleihung und das Katafterweien (Ch. Grad) 
>, 471, Ein Beitrag zur Katafter- 
Srundsuchsfrage (Th. Mayer) 57, 606, 


und 
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&.990. — Erbichaften in Frankreich 78, 260. 
— Erbicafisitener in Heflen 86, 745. — 
Eine Erbidafts- und Scenfungsjteuer im 
deutschen Reich (Dito Bader) 87, 259, 
Erfurter Barlament 71, IL 
Erlajfe, ſ. Verorduungsredt. 
Ermlaud, Biſchof von, ſ. Krementz. 
Ernteſtatiſtik, ſ. Getreide. 
Erſatzgeſchäft (Militär-) 75, 1447. 1513, 
Erwerbsgenoſſenſchaften, ſ. Genoflen- 
ſchaftsweſen und Wirthſchaftsgeuoſſenſchaften. 
Erziehungsweſen, Geſetzgebung über die 
Ausbildung nicht vollſinniger, ſchwach oder 
blödfinniger Kinder im Herzogthum Braum- 
ſchweig (Zimmermann) 95, 64 
Etatsgeiege, ſ. Finanzweſen, Budgetrecht zc. 
Gtartsüberfhreitungen 73, 337 
Erportbandel, deuticher 86, ZUS. 
Erpropriation, j. Enteignung. 
Laudes⸗ 
herren (Thudichum) 85, 320. 


F. 

Arbeiterfrage, ſoziale Frage, 

Frauenarbeit, Kinderarbeit, Löhne, Gewerbe— 

ordnung, Unfallverſicherung ꝛc. 

326. 

sabrifgeieggebung 72, OL 78, 1471. 
74, 432. 78, 25, — Die verwaltungsiedht- 
liche Bedeutung der Fabrikordnung (Herm. 
Rehm) 94, 132, S. a. Unfallverſicherung x. 

Fabrniſierca, preußiſche 997. 
Die deutſchen Fabrikinſpektoren Ueberſicht 
von P. Dehu) SL 153 a — Gefergeb- 
ung (Zevdel) SL, 714, — Die Zufuuft der 
deutschen Fabrilinfpeftion (8 Dein) BR. 637, 


— Die deutsche Fabrikinſpektion ım Jahre 
1890 (8. Frankenſtein) 92, 349. ©. a 
Gewerbeordnung. 


Fabrik u. Waarenzeihen 74, 305 


VIII. on der Beziehungen zu 
Tantreich 7 863, 73, 968, ch, 775, | 


Option 72, 1293. 13, Vu 
IX. Befeitigung der Kriegsſchäden. 
865. 73, 972, T4, 778, 
Emiifionen von 1870 - 76 78, 437, 
Enteignungereht im Großherzogthum 


22, 


echt ber der Enteigmiung Neumanı!Ss6, 357. 

Entlaſſungszeugniſſe, Gefegentwurf 75, 
189, 

Erbredt, (Preisauigaber 74, 748. Bolks- 
wirtbichaftl, Bemerkungen zur Reform des 
E. won 9. dv. Scheel) 77, 92 — Die 
bäuerliche Erbfolge tv. Helterich) SB, 702. — 
Entwurf eines Geſetzes für die bäuerltche 
Erbfolge von K. Peyrer v. Heimftätt, s4 
482, — Reform des bäuerl. Erbrechts in 
Baden H. Schulze SH 484 

Erbihaftsiteuer (Bir) 75, 1309. Ueber: 
tragung Dderfelben auf das Weich (preuß. 
Antrag) 77, 1036. Ueberficht der deutfchen 
Erbjchaftsitenern 79, 955. Tabelle hinter 


sachgerichte, ftändige, 73, 1546. 

Familienbudget mad bäuslihe Buchführ— 
ung (Hirth) 75, 907 

Famılienfideifommiffe, j. zıdeitommiffe. 

Fauſtpfandrecht fiir Piandbriefe (Hecht) 
80, 304. (Kndemamm) SL, 410. 


| Fälſchung von Pebeusmitteln 78, 106, 
Helfen (X. Fuld) 85, 58 — Das öffentliche | 


Feldbereinigungsmefen, Reformen auf 
dent Gebiete Deffelben (Haag) 88, 161 

Feſtungstommiſſion, dentiche, 72, 1579. 

Feſtungen, Weichseigenthbum an denjelben 
13, 433, — Umgeſtaltung derielben 74, 262, 
— Garnifonen 4, 263 — Beichränfung 
des Örundeigentbumg 73, 342, 74, 1066. 
Feſtungsbaufonds 77, 387. 982. — lieber 
die Berechnung der : Erfapfunme ach S 35 
des GSefeges vom 21, Dez. 1871 (Regels- 
berger) 50, 24L 

Fenerverfihernug 78, 786. 77, 1117. — 
Dentichriit zur Frage der Verſtaatlichung der 
Mobiliar⸗Feuerverſicherung iu Bayern 86 
781, — Die Eutwickelung des Ammobiliar- 
Fenerverfiherungswefens; 1 Preußen (Simon) 
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ss, 62, — Borzüge und Nachtheile der 
DOrgamfation des Feuerverſicherungsweſens 


Grundlage (Simon) SS, 231. 
Fideifommiß des beffifchen Kurhaufes 77, 


| 


844. 1040. Die in den deutichen Staaten | 


bejtehenden gejelichen Beftimmmmgen über 
Familienfideilommiſſe (W. Yewis) 79, 46h. 
Finanzrecht, Finanzweſen. Das Finanz 
weſen des norddeutſchen Bundes (vollſtändige 
Kodifizirung aller geſetzlichen Beſtimmungen 


und der Etats pro 1868 und 186U 2c.) 69, 16L, 


Anhang: Die Finanzverhältniffe der Bıurndes- 
ftaaten 69, BU — Deufichrift des kgl. 
preuß. Finanzminifters vom 18, Mai 1869, 
69, 403. — Preußens Staatefinanzen 1849 


bis 1867, 69, 593, — Juſtruktion für | 


den Bundes-Rechnungshof 70, 157 — 
Bericht des Borftandes der national-liberalen 
Partei 70, 601 — Die verfaffungsmäßige 
Megelung der Neihsfinanzen 7L, 126, — 
Der Reichshaushaltsetat für 1871, nebſt 
Einfeitung 1, 68 — Das Finangrecht 
des dentichen Reichs (P. Yaband) 73, 405. 


71, 182. 380, 77, 312 S. a. Ötroms 
Schifffahrt. 


auf öffentlicher und auf privatrechtlicher Flotte, ſ. Marine, 


Flußſchifffahrt, deutiche, 75, 332. 
Flüfſe, zolpflichtiger Verkehr 98, 226. 
Forſtſtatiſtit, deutiche, 74, 1677. 
Fortbildungsihulen 73, 887 1504. 
1543. 74, 2%. 1195. — Verordnung des 
preuß. Kultusininifters 74, 1674, 
Fraktionen des Neihstags 72, 282, 332, 
74, 143. — Bol. a. Zentrum ꝛc. 
Fraukenheim, traurige BZuftände, 76, 247, 


Frankfurt a. M,, j. Nationalverfanmlung, 


— Steuerfompetenz des Reiche 4, 3 30, — | 


Berbandlungen des Neichstags über Finanz» 
vorlagen 1871— 73 74, 167, 206, 274, — 

Preußens Finanzlage 1873 74, 349, 1105. — 
Einnahmen des Reichs 1873, , 74,887. Steuer: 


verwaltung in Preußen A (Bericht ; 


des Finanzminiſters) — Bur | 


Provinzials, Nreis- und  Remmimalfuany 


ſtatiſtik im Vreußen 75 — 


haushalt vom Jahre 1875 7 422, 
— Mbjhlug der —— für 
1876/77 77, 1114. — Spezialetats des 
Neihshausbalis für 1879/80 80, L 104, 
161, — Die Zölle und Steuern, ſowie die 
auswärtigen Handeläbeziebungen des Reichs 
(v. Aufieh) 93, S. 101 (Nrgifter ©. 468). — 
Etufluß des Neichsfanziers auf Die Finanz— 
verwaltung 82, 45. — Yaband’s Finanz— 
vedt 82, 776 — Das Neichsgeieg wegen 
Befeitiqung der Doppelbeftenerung vom 13, 
Mai 1870 (R. Blodmann) 87, 773, — Die 
öffentlichen Ausgaben der größeren enropä- 
ischhen Länder 94, 241. — Die Reichöfteuer- 
gele-Entmirfe von 1893 94, 292. 325, 
539, 565. — Neihshanehalt für 1894/95 
9, 737. — Zum Komptabilitättgeleß für das 
Reich. (Foel) di, SL — Die geichichtliche 
Entwidelung des Kommunal: Abgabemweiens 
in Breußen (Schön) 95, 249. — Entwürfe zur 
Neichefinanzreform von 1895 95, 454, Val. a. 
Einfommenftener, Kabinetsordres, Kaflen- 
weien, Kriegsentihädigung, Kriegskoſten, 
Veatrifularbeiträge, Rechnungshof, Nefervat- 
rechte, Schuldenweſen, Berfaflung, Zölle ꝛc. 
Fiskus des Neichs 73, 408. TU, 408. 75, 
1493. 77, 836, 

leiſchkoönſum u. Fleifhpreife 96, 574, 
lößerei, Abgaben von der, Aufhebungen 
in Preußen 68, 283; im nordd. Bunde 


Friede mit Frankreich, Fürſtenkongreß ꝛc. 
Fraukreich. Notiz über den Handelsver— 
wag 68, 226. 73, 326. — Statiftif der 
Zölle und Verbrauchsſteuern 68%, 156 bis 
218. — Organtiation der Zoll- und Han— 
deisftatiftit 70, 410. 76, 88. — Die Ber- 
ſailler Präliminarien und der Frankfurter 
Friede 7L 50Z — Rede des Fürſten 
Bismard über den Frankfurter Frieden 
ib. 876. — Wirthichaftlihe Beziehungen 
zu Frankreich 7L, 835. 72, 976, — (Come 
vention vom 12, ÖOftober 18.1, 72, 163 
Denfichrift dazu ib. 169, Separatkon— 
vention ib. 173, Rede des Fürſten Bis— 
mard 176. Die Zulatfonventton vom IL 
Dizember 1871, 72, 37 — Beziehungen 
zu Eliaß-Porhringen 72, 863 — Die 
Spezialkonvention v. Juni 1872, 72, 
1467. — Die Drei» Milliarden-Anleihe ib. 
14765. — Die Uebereiufunft v. 15, März 
1873, 73, 893, — Ordnung der Bezieb- 
ungen caß Lothringeus zu Frankreich TE, 
175. — Einiluß des Kriege auf die Br- 
weguug der Bevölferung 75, 626. — Fran— 
zöftiches Geſetz zum Shut | der Kinderarbeit 
76, 231. — Die frauzöſiſche Relrutenein⸗ 
freiln ng 76, 233, — Die Barifer Ommibus- 
geiellichaft 16, 234, — Die Steuern 3.8 


in Sabre 1875 76, 249 — Finanzielle 
Lage Frankreichs 77, 233. — Tabadnıonopol 
78, 260, — Erbicaften und Staateeins« 


nahmen 28, 262, — Handelsverlehr Deutſch- 
lands mit FJranfreih 79, 383. 80, DIE —- 
Handelsverrrag MB, 172, 438, 455, — 
Eiſenbahn-Ausſchuß SL 5 566, — — Gtempel« 
feuern SL, 799, — Bewegung der Bevölfer- 
ung 82, 4. — Die Freinden in Frank— 
veih 885, 316. — Finanzen von Paris und 
Berlin im Jahre 1888 bezw. 1837/88 88, 
708, 901, — Handelsflote Ende 1887 9, 
416, — Franzöſ Handelsfanmern im Aus— 
land 93, 158. — Die Deutschen in Frankreich 
95. 405. — Das franzöf. Fremdenrect (Dtto 
Mayr)96, 329, — 3. a. Nriegsentichädigung. 

Frauenarbeit in den Fabrifen 72, 9OL, 
73, 1471. 74, 1545. (. Si) 5 42 — 
S. a. zamilienbudget. 

Freihäfen BB. 183, 227, 

Freihändler, das Progranım der dentfchen 
72, 895. 73, 340. 
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Freihandel, ſ. Zolltarif, Zölle zc. 
Freizügigkeit. 


ordnungen 68, 467. 71, 408. — Die Landes- 
verweilung im Gebiete des nordd. Bundes 
68, 923. — Verfügung betr. den Ausdrud 
„Unterlommen“ 68, 928, — Freizügigkeit 
der Werzte 68, 995. — Ausführungen von 
!. v. Nönne 7L, 161; von M. Seydel 76, 
159. 90, 90, 173 (zu $ 3 des Freiz. Gef.), 
von E. Mayer (zu $ 3) WM, 62 — Ein 
führung in Siddentichland 71, 374 — 
Erläuterungen von H. Stolp 7, 408. — 
Bayeriſche Sefetsgebung 71, 469. 49, — 
Ueberfict 77, 304. — ©. a. a. Reichsangehörig- 
feit, foziale ; Frage. 

Friedensleiftu ngen (militärische) 74, 1037. 
75, 1081. 

Friedensverträge. Vom Sabre 1866, 7L, 
21, 34, Vom Jahre 1871, 71, 507. 876, 
72, 163. 447. 1467. ©. a. Frankreich. 


| 
Gejet vom L Nov. 1867 | 
nebft Erläuterungen und Ausführungsver- -· 





Friendly Societies in England 76,229, | 


Fürſten, deutfche, Erterritorialität derfelben 
(Thudihum) 85, 220, 


Fürſtenkongreß zu Frankfurt a. M. 71, 16, | 


ubrfoften, ſ. Taggelder. 


6. 
Garantie zu Laſten des Bundes, j. 
mweien. 
Gafteiner Konvention 71, 17. 
Gebäudefteuer in Preußen 74 901; Zahl 


der Gebäude in Prenßen BL, 414; Gebäude- 


fteuer in Bayern 74, 1688. 
Gebiet, ſ. Arcal. 
Geburtsregiiter, f. 

75, 1725. 76, 220, 79, 109. — Veburte- 

und Sterblichleitsverbältniffe in den fünf 

deutfhen Großftädten im Jahre 1893 

95, 4U8 
Gebühren: und Steuerweſen (das öffent- 

liche Auterejle dabei; Neumann) 86, 357, 


Schulden- | 


Zivilehe. — Statiftit | 





| Geſandt 


Gebührenordnung, ſ. Redisamvaltsord- | 


nuug ꝛc. 
Gefaugene, Beſchäftigung in Preußen, 76, 999. 
Geiftige Getränfe, j. Branntwein. 
Geiftlihe Amtsbandlungen 76, ZU 
Geiftlihe, Borbildung derjelben, 74, 118, 
Geiftlihes Amt, 
(Kauzelparagrarb) 72 983. 


Geld, Geldmirtbichaft (Noesler) 7a. 265, 
288 ff. (Hirth 75, 218, 1266. — S. a. 


Bankweſen, Münzfvage, Papiergeld. 
Gemeindeangebörigfeit, "Erwerb (9. 
Rehm) 92, 13% 
Gemeindeftenern, ſ. Kommunalſteuern. 
Gemeindeverwaltung, ſ. Selbſtver— 
waltung. 
Generalzolltkonferenzen des Zollvereins. 
Aufzählung derjelben 93, 167, 
Genoſſenſchaftsweſen, das, in Deutich- 
land, Frankreich und England, von Schulze 
Deligih, 72, 47. — Reichsgeſetzgebung 


Alphabetiſches Geſammt-⸗Regiſter 


74, 152. 382, 77, 637, — In Bayern 76, 
894, — Revifion des Genoſſenſchaftsgeſetzes 
88, 754. 348. 89, ZIL — Gefet vom L Mai 
1889 (erläutert von M. Joel) 90, 417. — 
Entwidelung d. ©. über dem neuen Ge: 
nofjenichaftsgeleg 92, 500, BB, 938. S. a. 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. 
Genußmittel, ſ. Nahrungsmittel. 
Gerihtlihes Berfabren 72, 14L 78, 
348, 354, Ueberficht der bis 1877 hierüber 
erlaffenen Neichsgefete und Verordnungen 77, 
x — Der en, vor dem Gerichte 
E. Miller) 87, — Vgl. a. Zivilprozeß, 
Stiche und ne Schöffen- uud 
Schwurgerichte x. 
Gerihtebarkeit, imnländifche, über fremde 
Staaten. Bayr. Erlenntniß 85, 325, 
Gerichtshof, oberiter des Reichs. Die Er— 
richtung des Bundes-Oberhandelsgerichts 69, 
1057. 71, 297. 377; Fortentwidelung 72, 
150; Perſonal 70, 161 — Etat für 1871, 
71, 722. — Thätigfeit desjelben (Kritik) 73, 
352. — Disziplinarbefuguuffe desjelben ’4, 
407. — Hegulativ für den Geichäftsgang 
desjelben 74, 1537. Das ichweizerifche 
Bundesgericht Randgraff) 16, 108. — ©. 
a. Eljaß-Yorbriugen. 
a des Neiches TL, 8 
72, 150. 73, 348. 354, 75, 420, 1538, 
—in Breußen 70, 249, — Bemerkungen 
zum Entwurf der Gerichtsverfaffung (Gorius) 
75, 9Z — Allgemeine Begründung zum 
1874er Entwurf 55, 169. — Schöffen- und 
Schwurgerichte 75, 239. — Bemerkungen 
über das Neichsgeriht von W. Eudemann 
75, 1208. — Reichsjuftizamt 15,1216. — Ber- 
lauf der Berbandl. 77, 646, 79, u2. SL, 244. 
— Uebergang von Seichäften a auf das Reiche- 
gericht SL, 397. — Vgl. a. Fuftizgefeggebung, 
Handels Saerichte, Verwaltungsgerichte x. 
Faakten im Auslande 70, 167, 
72, 1105. 73, 492, 74, 153. 279, 80, 24. 
Bollfveibeit derjelben SO, 646, 86, 4. — 
Deuiſche Geſandiſchatorec (Zorn) 82, Sl 
— 5, a. auswärtige Berbältniffe. 
Geihbäftstrifen, ſ. Krifie. 





Geihäftsorduung, j. Neichstag. 


Mißbrauch Ddesjelben | 


Geſchichte des deutfchen Bundes, des nord» 
deutichen Bundes und des deutfchen Reiches 
71, 1-44 (2. a. Reichstag, Verfaſſung 
Zollverein ac.) 

Geſellen, ſ. Arbeiter. 

Geſetz, ſ Reichsrecht. — Rechtsſatzung und 
Geſetz zunächſt nach bayeriſchem Staatsrecht 
(Dyroff) 89, 817. 

Geſetzgeber, er iff (Endemann) 75, 
(Yaband) 78, 360. 

Gefeggebung. Ueberſicht der Gelege und 
Verordnungen zur Ausführung des Art. & 
der Neichsverfaffung 72, 485. — Bericht 
über die Geſetzgebung 1867—70 (Laster) 
70, 563; 1871—76 (MWebrenpfennig) 77 
257 fi. — Ueberſicht aller Geſetze und Ber: 


1206. 


über die Jahrgänge 1868—1896 der „Annalen“, 


ordunungen von 1867 bis 1877 (Harburger) | 
77, 301 — Entwurf eines bürgerlichen 
Geſetzbuches für das deutſche Meich (Jacoby) | 
ss, 581, 80, 293, 87 — S. a. Bundes- 
gejetge, Juſtizgeſetzgebung, Berfaffung, Reiche» | 
tag. Reichskanzler, Zollparlament, Preußen zc. 

Gejundheitsamt, Aufgaben und Ziele des- 
felben 78, 466, Etat SO, 12 

Getreide, Getreidezölle 78, 339, 80, 619, 
86, 53, — Ernährungsbilang des deutjchen 
Reichs für 1878/79 79, 462, — Ernte 
mengen und Anbauflächen 1878 79, 552, — | 
Motive zum neuen Bolltarif 79, 719, — | 
Internationale Statiftif 79, 1078. — Boden» 
benugung in Preußen 79, 1075. — Ernte: 
ertrag 1890 in Preußen und Bayern 91, 
904, 206. 1892 in Defterreih MB, 944 — | 
Getreidezoll uud Identitätsnachweis (W. 
Tröltih) 92, 709, — Denkſchrift, betr. das 
Ergebniß der Verhandlungen des preußischen 
Staatsraths über Mafregeln zur Hebung | 
des Getreidepreifes 95, 446. — Bol. a, 
Zolltarif ꝛc. 

Gemwerbeanlagen (Sendel) SL 624, 

Gewerbegerichte, j. Schiedsgerichte. 

Gewerbefammern, Organifation und Ber- 
zeihniß derielben 78, 925, 83, 201, 7I4 
54, 234. ©. a. Handelsfammern. 

Gewerbeordnung. Das Notbgewerbegejeg | 
vom 8. ‚fuli 1868 nebſt Erläuterungen und 
Ausführungsverordinungen 68, 349, — Die 
Gewerbeordnung vom 21, Juni 1869 (nebft 
Erläuterungen und alpbabetiihem Sad 
regifter) 69, 441. — Anweiſung zur Aus- 
führung derjelben in der preuß. Monardie 
69, 689, — Vorſchriften über die Prüfung 
der Werzte, Zahnärzte und Apothefer 69, 
919, — Desgl. der Seeſchiffer, Seeftener- 
leute auf deutichen Kauffahrteifchifien 69, | 
939, — Anweiſung der preuß. Miniſter für 
Handel x. zur Ausführung des Tit. III 
der Gewerbeordnung (Gewerbebetrieb im | 
Umberziehen) 68, 9857. — Belauntmad- | 
ungen betr. ärztliche und veterinärsärztliche ' 
Prüfungen 68, 994. Thätigfeit der | 
Neichsgewalt für die Ordnung des Gewerbe 
betriebes 71, 194, — Das bayerische Ge— 
werbegejeß 71, 469. — Einführung der 
deutichen Gewerbeordnung in Bayern 73 
759, — Materialien zur Reform der Ge 
werbeorduung 78, 1471. 74, 425. 1195. 
— Entwurf eines Geſetzes, betr. Abände- 
rung einiger Beitimmungen der Gewerbe 
ordnung 74, 1219. Berhandlungen des 
Neichstags darüber ib. 1233. Kommiſſions— 
bericht darüber ib. 1317, Fragen zur 
Enquete über das Gemwerbeweien 75, 940, 
— Berhandlungen 1874, 75, 119. — 
Die Geſetzgebung 1871— 76 (Wehrenpfennig) 
77,287; — (Endemann) 77, 643, — Ueber- 

fiht der Gefete ac. bis 1877 77, 805. — 

Gefetentwinf der jozialdemokratiichen Frak— 





tion 77, 885. — Neferate von Schmoller | 
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und Dannenberg vom Berein für Sozial- 
politit 78, 129. — Novelle zur Gewerbe- 
ordnung vom 17. Juli 1878 78, 9528. 79, 
534. — Hamburger Dentichrift 79, 570, 
— Zur Reform der Junungen SL, 171, 
600, Wortlaut der Gew.-Ord, nah dem 
Stande von 1880 SL, 724, — Gemerbe- 
polizeirecht des Neihs (M. Seydel) 78, 529, 
929, 2 — Nene Bearbeitung (Seydel) 
S1, 569; alphabet. Hegifter SL, ZI. — 
Der Betrieb Tonzeffionspflidt. Gewerbe 
durch jurilt. Perfonen (Seydel) 82, 620, — 
Normal» Junungsftatut 82, 644. — Bericht 
der Neihstagsfommilfton über die Novelle 
von 1891, 91, 253. — ©. a. Arbeiterfrage, 
Arbeiterrcht, Kontraktbruch, Fabrilarbeiter, 
Gewerbeftatiftil, Schauftellungen, Straßen« 
mufit, joziale Frage ꝛc. 

ee — (Hirth) 77, 793, 

Gewerbeftatiftit, Grundzüge zur Organi- 
fation derfelben 70, 58. — Die deutichen 
Gewerbe und ihre ftatiftiiche Darftellung 
72, 363, Zvftematifche Ueberfiht der Ge— 
werbe ib. 391, — Die Bedeutung der Ge- 
werbeftatiftit (Engel) 76, 101 &rgebniffe 
der Gemwerbezählung in Preußen v. L De}. 
1875 77, 987. — Die Theilung der Arbeit 
im preuß. Staate (Engel) 77, 1120. 
Bemerkungen iiber die preuß, Gewerbe⸗ 
zählung (Samter) 78, 209, (Auffeß) 98, 369. 
— Berhältniß der jelbftändigen Gewerbe» 
teibenden zu den Arbeitnehmern im Klein— 
gewerbe in Preußen 86, 250. 

Gewerbeſteuer 74, 905. 999. 1690. 75, 
129, 76, 400, 69, 77, 241, ©. a. Steuern, 

Gewichte, ſ. Maß» und Gewichtsordnung. 

Gewinnbetheiligung der Arbeiter 92, 7ER. 

Gleichheit, wirtbichaftliche (Hirth) 75, 1276. 

Golpwährung, j. Münzfrage. 

Gothaer Bertrag vom 15. Juli 1851 
nebit jpäteren Berabredungen 68, 478. Ans 
wendung in Bayern 71, 366, Syſtem⸗ 
atifche Darftellung (M. Seydel) W, 178, 

Gotthbardbahn Dentſchrift an den Bun— 
desrath und Reichstag 70, 457, Weiche» 
finanzrechtliches darüber 73, 448, 

Grenzbewadhung 98, 225, 252, 360. 

Griebenland, Handelsverträge 98, 186, 
438, 458, 

Großbritannien. Statiftit der Zölle und 
Berbrauchsftenern 68, 155—218. 79, 571, 
Organifation der Handelsftatiftif 70, 4u7 — 
Stempelftenern SL, 803. — Handelsverträge 
93, 174, Abi, 

Großinduftrie, f. Induſtrie. 

Großjährigkeit, Keichsgefet 75, 1185. 

Gründungsmwejen, fiebe Akttengejellichaften, 
Krifis ꝛc. 

Grundbeſitz, die drei Fragen desfelben und 
feiner Zulunft, von L. v. Stein (befpr. v. 
Stengel) 82, 70, — Bertheilung in Preußen 
DL 498. — Abgabe von Hofübertragungen 
in einer rechterheiniſchen Laudſchaft des vor- 


958 Alphabetiſches 
igen Jahrhunderts DL, 499. — Verſchuldung 
in Brengen DL, 91. — Die Verſchuldung des 
rund: und Gebändebeſitzes im den vor 
wirgend ländlichen Bezirlen des Königreichs 
Sachſen 1584—90. 95, EL 

Grumdeigenthum, |. Feſtungen. 

Grundrechte, Aufuahme in die Bundes» 


verfaſſung ;0, 750, 71, 50. 329, 74, 146, | 


Grundſteuer in Preußen i4, 897: 79, 991. 
s1, 35, in Bayern 79, 1682. Grund⸗ 
ſtenerausgleichung u. Kataſterweſen in Elſaß— 
Lothringen Ch. Grad) 55. — Zur 
Kataſter- und Grundbuchsfrage in Elſaß— 
Lothringen (Th. Mayer) 87, 606, 

Guatemala, Zoll- und Haudelsverträge , 
439, 460 

Guinea, ſ. Schutsgrbiete. 

Güterumlanf (Roesler) 75, 263 ©. a. 
Arbeit, Produktion, Preisbildung, Werth, 


Gymmafien, Reifezeugniſſe d4, 1671. 16,765. | 


— Statijtif Mb, 243, 
H. 
Hafengelder 93, 207 
Hafenvegulative, Normativbeſtimmungen 
für die, i2, 1507. 98, 230, 
Hafıpflidtgejeg 74, LöQ. 4 


Hagelverjiherung Bayriſcher Entwurf 
8, 587 


Hagelwerter und Hagelihäden in Preußen 
1583/84 85, 843; 1894 Yu, 328, — Hagel 
ſchäden in Bayern YL, Yun 


Hamburg. Handels und Berkehrsitariftif 
68, 1075. — Anſchluß an den Zollverein 
68, 1112. — Organifation der Handels- 


ftariftit «0, 407 — Die Hamburger Eis 
foımmenftener 74, LOL, 75, 335, 79, 600. Sıh, 
568, 289, SL, 336, BO, D14, Di, Zub — Ger 
werbefleiß 78, 110, — Haupiſteneramt SO, 
663, 78 SG LIT — Hamburgs rei 
bafenftellung und Zollanſchluß (BD. A. Bueckh) 
SL, 314, (Anfjeß) . 183, 1857 


‚198, 414. 


— Altenftüde beiv. den Zollanfhluß SL, 459, | 


bl6. — Zollorganıfation (Aufieß) MB, 329 
4ul, 416, — Sauſtil (Aufieß) B. 370 
"gl. a. Auswanderung, Preiſe, Bollaus- 
ſchlüſſe sc. 

Handel, Induſtrie und Verkehr im Jahre 
1870, 71, 519, 833, im Jahre 1871, i2, 
97L — Der dentiche Handel ur jener Ent— 
widrlung und Organiſation (Schöuborn) 
Ss6, 63535, — 9. a. Berlin, Zölle, Handels: 
ftarftit :c. 

Handelsamt des Neichs S6, ZIG. 

Handelsbilanz, deutiche Maſſe) 75, 605, 
— Tabellen über 1872/73, 5, BL — 
Bemerkungen über die 9. Deutichlands 
(Ad. Soctbrer) 75, ZL ©. Handelsftatiftik. 

Handels- und Zollverträge, ſ. unter 
den be. Staaten, mit denen diefe Berträge 
abgeichloffen wurden. 
147, 


Vgl. die Ueberſicht 


Gefammtt-Megiiter 





— S. a, Vertragsrecht, Zollverein zc. | 


Handelsgerichte. Beſchluß des Handels- 
tags 1868, 68, 977, — Die Errichtung eines 
oberjten Bundes-Gerichtshofs für Handels. 
fachen 69, 1057. — Die Organiſation der 
Handelsgerichte (aus dem 1874er Entwurf) 
75, 199, — Bol. auch Gerichtsbof, Hau— 
delsrecht. 

Handelsfammern. Organifation und Ber 
zeichniß derjelben 18, 78, 2 — Die Be 
ſtimmungen über die Handels: und Ge— 
werbekammern in den deutſchen Bundes— 
jtaaten 88, 201, 204 — Erridt- 
ung deutſcher H. im Auslande 59, — 
ranzöfiiche H. im Ausland BB, LES. — Die 
Handelokammern im Deuiſchen Reich 95, 245, 
in Preußen 95, 483 — Zur Geſchichte u. 
Reform der preuß. Haudelsfammern Reitz 
%, L — ©. a. Handel, Handelstag. 

Handelsmarine des Meiches, Einheitlichleit 
derjeiben 71, 17% S. a. Konſulatweſen, 
insbeſondere die Dienitinftruftion für die 
Konſuln 71, 60Z — Gejeg, ber. die Na— 
tionalität der Nauffabrteiichiife 7L, 657, — 
Die Rechtsverhältniſſe der deutfchen Handels- 
marine (3. Reg) 74, 5 — Regiſtrirung 
der Kauffahrteiſchiffe 4, 206, 381, — Die 
deutihe Handeisflorre 1874, 75, 1709. — 
Beitand im Jahre 1875, 16, 216, — Antbeil 
der dentichen an der allgemeinen Handels: 
marine DI, 80. — Anmuſterung von Boll 
marojen und Schiffspungen 33, S4t4, — 
S. a. Konſulatweſen, Schiffsunfälle zc. 

Haudelspolitik, künftige, mitteleuropäiſche 
39, 634; |. ferner Handel, Zölle, Bolltarif, 
Zollverein, Haudelsſtatiſtik ꝛc. 

Haudelsregiſter iu Bayarı 56, — 
S. a. Handelsgerichte. 

Handelsrecht. Die Einführung der allgem. 
deuiſchen Wechſelordnung, der Nürnberger 
Novellen und des allgem. deutſchen Handels» 
gejegbuchs als Bundrsgefege 69, 1047. — 
Einführung in Süddeuiſchland 71, 375 
Entwickelung des Handelsrchts bis Ende 
1871, 72, 25 — Zukunft desfelben (Ende— 
mann) 4, 417; (Juſtizausſchuß) ib. 1370. 
— Ernte, Durch- und Ausfuhrverbore und 
deren rechtliche Natur (Arndt. — 
Eutwwurf eines Geſetzes zur Belämpfung des 
unlauteren Weubewerbs 9, 427 — Bgl. 
a. Aktiengeſellſchafien, Haudelsgerichte, Schank⸗ 
gewerbe, Berfaſſuug ꝛc. 


Handelsftariftil. Zur Literatur derſelben 
68, 239, — Bon Hamburg 68, 1075. — 


Beiträge zu einer deuiſchen Handelsſtatiſtik 
(Hırth) 69, 67. — Bon Berlin 69, 423, 70, 
43%, — Grundzüge zur Organiſation der 
Handelsitariftif des Zollverins iO, 65. — 
Meihoden der Zoll» und Handelsftariitif im 
England, Fraukreich, Holland, Hamburg, 
Bremen und im Zollverein (Hirtb) sO, 407. 
— Thrjen zur Reform der Haudelsjtariftif 
des Zollvereins 70 433, — Werthbetrag der 
Waareneinfuhr in Hamburg und Bremen 


über die Jahrgänge 1868—1896 der „Annalen“. 959 


1851—69, 70, G2L Deutihe Handels» 
ftatitit pro 1872/73, 75, h BL — 
Deutſche Handelsbtlanz (Spetbeer) 75, ZIL 
— Spezialbandel Frankreichs mit Deutſch— 
faud ib. 3 — Bremens Waareneinfubr 
1874, 75, 1388. — Die franzöfiihe Kom— 
miſſion des valeurs 76, 33, — Werth der 
Waarenausfuhr Deutſchlands an Ganzfabri« 
faten 1868. -75, 77, 343 — SHandelöver- 


fehr zwiſchen Deutſchland und Frankreich im, 


Jahre 1875 77, 531. — Ein- und Ausfuhr 
von Halb» u. Sanziabrilaten 1875/76 77, 
1051. —- Ueber die ftatiitiiche Gebühr bet der 
Waaren-Ein- u. Ausfuhr 78, 526, MB, 375. 
— Ausweiſe für Jannar u. Februar 1878 
78, 666, — Angebliche Zunahmen des eng— 


lichen Erports nach Deutfchland 78, 837, | 


Deutfchlandse Waaren-Ein- und Ausfuhr 
1854-77 78, 902, 964 — Ein- und Aus« 
fuhr der wichtigeren Artifel 1877 und 1878 
«9, 421: Nachtrag 679% — Deutihe Han- 
delsbilanz für 1877 79, 657. — Werth der 
Ein- und Ausfuhr 1876/78 79, 90, — 
Handelöverkehr mit zrantrady 79, 383. — 
Deutſche Handelsbilanz fir 1879 SL, 249, 
Ein- und Ausfuhr in den Jahren 1872 

1579 SL, 276 — Eis und Ausfuhr wic- 
tiger Artikel in 1880 SL 256 Keform der 
Handelsftatiftift vom L Jan. Au 81, 279, 
— Einfuhr und Ausfuhr im Jahre 1881 


82, 565, — Einfuhr und Ausfuhr im Jahre 


18852 53, 10T — Bremens Handels- und 
Scifffahrtsverfebr 1882 88, 390. — Deut» 
ſche Ein- und Ausfuhr, 1853 Hauptergeb— 
nijfe) 54, 447, (Sprzialüberficht ı ib. 523, 
Der auswärtige Haudel Englands und 
Deutihlands 85, 342, — Ein und Aus- 


fuhr im Jahre 1554, 85, 772 775; 
für 1855, 86, 881; für 1886 87, 681; 





für 1887 88, 4155 für 1555 8, DOL; 
für 1890 91, 55% — Spezialbandel des 
Öfterreichtich ungarischen Zollgebietes 1883 
—-1885 über die Grenzen gegen Deutichlaud 
87, 562, — Ein u. Ausſuhr für die Jahre 
1830— 1856 nach Waarengruppen 87, 1007. 
— VBerbrauhsberehuungen des Deutjchen 
Reiches 88, 961 — Der ausmwaärtig- Handel 


des Deutſchen Zollgebietes 1593 Wieſiuger) 
9. 1.— Die Handels- und Gewerbe: 
kammetu, jowie die fautmännifchen Korpora- 
tionen des Deuiſchen Neihs 95, 24h. — Die 


Darftellung der Handelsftatiftif in Deiterreich- 
Ungarn Wieſiuger 96, 26 — Die deutfche 
Handelsftartitit - Wiefinger) 96, 41Z — Bal. 
a. Preife, Statiftit, Werthberechnung, Zölle zc. 
Handelsiyftem des Reiches, ſ. Zölle, Zoll 
tarif, Zollverein, Handelsjtatiftil ꝛc. 
Handelstag, deuticher, Statut und Be: 
ſchlüſſe desſelben im Cftober 1868, 68, 971. 
— Statut vom Jahre 1874 78, 3 — 
Geſchäftsborduung 9L — Wirffamfeit 
bis 1877 78, 33, — (Bgl. die Denkichriften 
des Handelstags bei den betr. Materien.) 


Handelsverträge, internationale 79, 562, 
S0, 812 250, Die Handeleverträge der 
europäiihen Staaten (R. Schreiber) BO, I4b, 
— Dir vertragsmäßigen Handelabezirbungen 
der europäiſchen Staaten (J. Kahn) 94, 455, 
(S. a. die ber. Länder und Zollverem.) 

Handlungsgebilfen, Lage der QL 3. 

Haudwerf, moderne Arteu 77, 787, deſſen 
Regelung, Haudwerkerlammern, Fachge— 
noſſenſchaften zc. 74, 1195, 93, — 
Geſetzeutwurf, betr. die Erridtung von 
Handwerlstammern 96,524. — Berbältniffe 
im bayer. Handwerf 96, 816. 

Hannover Die hauptiählichiten Staats- 
einfünfte des chem. Königreichs H. 69, 619, 
Verhältniß zum Zollverein 9, 166, 1TL 
— ©, a. Preußen. 

re an im Reihe 78, 69. 
aus halts-Etat, ſ. Fmanzweſen. 

Haushaltungebudgets Dehn) 79, 100, 
SV, 551, 843. SL, 540. 82, 163, Ar⸗ 
beiterbndgeis, Buchflibrung * 

Hausinduſtrie im deutſchen Reiche (Stieda) 
s4, 

Haufirhandel SL, 665, M, 760. ©. a. 
Gewerbeordnung. 


Hawai, Handelsverträge 93, 183, 433, 461, 


a, 78, 607, 

er z — f. Unterſtützungswohnſitz. 

Heere, deutſche, Kriegsjtärte 1870/71, 72, 928, 

Heceresformatiou, |. Militärverwaltung. 

Heeresftariftil DS, 787, 

Herz, Juterpellation betr. das Unfehlbarfeits- 
dogma x. 72, 3, 

Helfen. Bertrag mit dem nordd. Bunde, 
die Beſteuerung des Branntweins u. Biers 
betreffend, vom 9, April 1868 68, 2 — 
Organiſation und Perfonalien der oberen 
Behörden 70, 283, — Beitritt zum deutfchen 
Bud 50, 768, zur Bundesverfafjung 
0, ZZL 71, 3Z — Aufrecht erhaltene 
Beftimmungen des Vertrags vom 15, Nov. 
1870 71, 359. Einführung norddeuticher 
Bundesgeiege ib. 389, — Militärkouvention 
mit Preußen 72, 87. — Zteuerreforn 77, 
538, — Gıbichaftsiteuer S6, Zi. Groß 
herzogl. Heſſiſches Gejeg vom 15. Mai 1385 
über die Wahlen zur Vertretung und Ber- 
waltung der Gemeinden, Kreife und Pro— 
vinezn (Zeller) 87, 39. — Waflergejeg vom 
30. „juli 1887 (Heller) 88, 635. — Ber- 
baltınß zum Zollverein und Weich 93, 164, 
194, 416, Bgl. a. Enteignungsredt, Volks— 
zäblung, Hollverein zc. 

Helfifhes Kurhaus, f. Fideikommiß. 


‚ Henervertrag 74 6D. 


Hirtenbrief, Fuldaer, vom LL April 1872. 
12, 333, 

Holgeudorfi-Ztiftung 98, 558. 

Holzinduftrie 72, 398. HolzEin- und 
Ausfuhr 76, 223, 

Hopfen (Produktion u. Verbrauch) 75, 1732. 
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Hilfstafjen (Arbeiter-) 73, 1529. 74, 322, | 


Geſetzentwurf des Neichsfangleramts 75, 873. 
— GStariftif (Preußen) 75, 1722, 77, 544, 


| 


643, — Der forporative e Hilfsteffenzwang 


>= 602, — Arbeiterhülfstaſſen in Elſaß— 
Yothringen 82, 723, 
Hüttenwerte, j. Eifen. 
Hygieine, ſ. Cholera. 
Hypothetenbanken, 
RP 
Japan, Handelsverträge 93, 164, 461 
Impfgeſetz 75, 1173. 1, — 
Indigenat, F Freizligigfeit, Rechtshülfe 
Reichs⸗ und Staatsangehörigkeit ꝛc. 
Induſtrie. Die Lebensbedingungen der deut- 
Ihen Induſtrie ſonſt und jest (Hirth) 77, 
Die deutfhe Induſtrie und die 
Reieregierung 77, 1032. — Umfang der 
Großinduftrie um | deutfchen Reiche 82, 605, 
— ©. a. Arbeiterfrage, Baumwollmdujtrie, 
Eiſad⸗ Lothringen, Fabriken, Gewerbe, Handel, 
Handelsſtatiſtik, Hausinduftrie, Löhne x. 
Infanterie, ſ. Militärverwaltung. 
Zuhaberpabiere 72, 138. 73, 242 
Innungen, gewerbliche, ſ. Gewerbeordnung. 
Intereſſenvertretung, wirthſchaftliche 83, 
bb3, 


ſ. Bodenkredit. 


Interpretation, ſ. Motive. 
Invalidenfonds des Reichs 74, 257, 75, 


88, 77, 316. 383. 391, 97. — ©. a 
Benfionen. 

Inpvalidenftiftung, Dentiche, 71, 1035, 
S. a. Penſionen. 


Srrenanftalten in Preußen 78, 44a. — | 


eg Minift.-Anmweifung v. 20, September 
1895 über Aufnahme und Entlaffung, Ein- 
richtung, Leitung u. Beauffihtigung 96, 160. 
Ftalien, Stempeliteuern SL, 308. — Yänge 
der Grenzen taliens SS, A Handele-, 
Boll: u. Scuffahrtevertrag 92,852. — Hau- 
delsverträge 93, 174, 182, 156,188, 438, 444. 
Jeſuiten, Betitionen im Reichstage 72, 1121. 
74, 230, Das Gueift’iche Neferat 2, 1121. 
Das Berbot des Ordens ib, 1171. Zur 
Ausführung ib. 1233. 71, 230, 
Fungbolz, öfterr. Gemeinde 9, 194, 417. 
Jura siugulorum, ſ. Nejervatrechte. 
Fuftizfommiffton des Reichstags 75, 75, 1202. 
Suftizgefeggebung. Die J des nord- 
deutichen Bundes (Endemann) 69, L — 
Ueberfiht der Thätigkeit der Juftizgefe- 
gebung im nordd. Bunde im jahre 1869, 
(Endemann) 70, 5 — Die Geridtsorgani- 
jation des Neichs 7L, 85. — Ueberficht der 
Reichs⸗ Juftisgeietsaebung 71, 212, — Be 
richte über die Entwidelung d der Juſtizgeſetz⸗ 
gebung und Rechtspflege (Eundemann) bis Ende 
1871, 72, 113; für 1872 73, 331; für 1873 
74, 379; für 1874, 75, 1171: für 1875/76 
77, 831; für 1877 und 1878 79, 5UI; 
ir 1879 u. 
Gejetentwürfe vom Fahre 1874 (Endemann) 





— 
1850 81, 394, — Die großen | 





Alphabetifches Gefammt-Regifter 


75, 1201. — Die Rectseinheit (Wehren— 
pfennig) 77, 274, — Anſprache des national» 


liberalen Bentraltomites 77, — 
Nüchterne Betrachtungen über die 18 
Punfte des Kompromifies (J. Böll) 77 


450, — Beridt von W. Endemann 77, 
647, — Die Aufgaben des Neichsjuftiz- 
amts 77, 680, — ©. a. Finanzrecht, Rechts— 
bülfe, Strafrecht, Zivilprozeß, Zivilrecht ꝛc. 


8. 


Kabinetsordres, juftifizirende (M. Joel) 
88, 805, 940, — Der guadenweife Erlaß 
F — und Stempeln (M. Joel) 

- Das Gnadenreht in Finanz- 
fee MR. 68 92, 253, — Kronrechte 
und Steuererlaßredht i in Preußen (Curtius) 

Vo, 


Kadettenanftalten 74, 218, 264. 

Kaffee. Ueberfiht der Breife, des Berbrauds 
> des Zolles von Kaffee 1847 bis 69, 

351; für 1847/77 79, 804, Termin 

— in Hamburg | enffchrift der Handels- 
fammer.) 59, 942, Bgl. a, Zölle, Zolltarif xc. 

Kaijer, deuticher, 70, 764 Anſprache an 
das deutfche Bolt 0, 770. Berfafjungs- 
mäßige Rechte und Pflichten 71, 837. 104, 
235, 72, 434, 76, 666. 78, 874. Seine 
Stellung i in Eifaf-tı Yothringen 71, 847, 920, 
— Bgl. a. Bundesstaat, Reichskanzler, er, Reiche. 
tag, Berfaflung, Berordnungsredt zc. 

Kamerun, f. Schutgebiete. 

ra deutiche, 75, 332, SO. 646, 
86, 44 


Kanzelparagrapb, ſ. Strafgejeßbud. 
Kapital (Begriff) bei Roesler 75, 33, 396, 
©. a. Werth, Eintommen. 


Kapitalrentenfteuer (Bayern) 74, 1708. 


Kaſſenſcheine, j. Papiergeld, Wedel. 


Kajjenmwejen. Neichsfafle und Landeslaſſen 

72, 1481, 98, 185, 188, 4le — ©. a. 

Mbrehuungsweien, Finanzweſen. 

Kathederſocialismus 73, SSL 

Katholiſche Kirche, ſ. Anfehlbarkeit, 
ſuiten, Orden u. ſ. w. 

Kauffähigkeit, ſ. Einlommen. 

Kauffahrteiſchiffe, ſ. Handelsmarine, Kon— 
ſulatweſen. 

Kaufmannsftand, die Sozialreform und 
der, (G, Adler) 9, L — Gefegentwurf, 
betr. die Pflichten der Kaufleute bei Auf: 
bewahrung fremder Werthpapiere 96, 129. 

Kautionen 73, 440. Geſetz vom 2. Juni 
1869 76, 341, Sonftige bez. Beftimm- 
ungen ib. 344, 347, 350. 352, 357. 368. 
375, 387 

Kinderarbeit im Fabriken 73, 1471. 74, 
S. a. Gewerbeordnung, Arbeiter ıc. 1545. 
30, 369, Franzöfiiches Geſetz 76 231, 


Je⸗ 


Kirche, Verhältniß des Staats Zur, j. Une 





fehlbarteit, Jeſuiten, Strafgefeg, Schulauf- 
fiht, Namszanowsli zc. 


über die Jabrgänge 1866—1896 der „Annalen“, 


Kirchlich-politiſche Gejebgebung, Preuß. 
Margejete 74, 117, 187, 228, 1151, 1578, 
1576. 75, 1174. 77, 297. — Deiterreichiiche 
Ktirhengejege 74, 1584. — Zorn’s „Eirchen« 
jtaatsrechtliche Gefee“ 77, 349, — 3. auch 
Schulaufſicht, Zivilebe ꝛc. 

Kirchenkollektenweſen in Preußen 76, 77, 

Kirhenftaat. Handels- und Scifffahrtsver- 
trag mit dem N. 68, 675. 

Kirhenverfafjung, evangeliiche (Webren- 


pfeumig) 77, 304 
Klage, üffentlihe, im Verwaltungsrechte 


(Leuthold) St, 378, 
Klajjeniteuer, ſ. Einkommenſteuer. 
Klauenſeuche, ſ. Veterinärpolizei. 
Knappſchaftsvereine in Preußen 76, 989. 
s2, 610, 
Koalitionsfreibeit 68, 561. 872, 69, 475 
507, — S. a. Arbeiterfrage, Kontraftbruch zc. 
Koblenz, Kommmmalftenern, 16, OL 
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281, — Die Konfularverträge des deutichen 
Reichs von J. Reit, 72, 1281. Organi- 
jation der Bundeskonſulate 4, 20, — Kon. 


julargerichtsbarfeit in Egypten 75, 1176. 
75, 626. — Ueberſicht ſämmtl. Gefete xC, 
77, 809, — Konfulatsetat 80. 26, — Kon— 


inlarverträge S0, 827. 356, 271 — Das 
Geſetz vom 10. Juli 1879. über Konfular« 
gerichtsbarleit SL, 400, — Das deutjche 
Konſularrecht (Ph. Zorn) 82, 409—488. — 
S. a. Geſandiſchaften, Handelsmarine ꝛc. 


Ko uſumtion(Roesler) 75,233./Hirth)ib. 1260. 


Koburg-Gotha. Nefforterhäftnifie der Ber | 


börden 70, 678, 

Koblen, Induſtrie, deren Yage BL, 945, 
Vorräthe in Europa u. Nordamerifa 9, 480. 

Kolonialſtaatérecht ſ. Schutzgebiete. 

Kommunalſtenern. Am Reg.Bez. Koblenz 
716, 2. — Theſen und Reſolutionen vom 
Verein für Sozialpolitit 78, 248, — Sta- 
tiftit der Semeindeabgaben in Preußen 78, 
265, — Die finanzielle Bedräugniß der 

prenß. Kommunalverbände 82, GOS. -—- Die 
Finanzlage der preuß. Gemeinden S4. 320, 
Dit 644, 

Kommunismus 79, 23, 1280. 

Kompetenz des Neiches und die Erweiterung 
derjelben 71, 62, 74, 198, 240. 2310, 412, 
— 2.0. Berfaffung, Juftizgefeßgebung, 
Nefewwatrechte, Schulweſen, Finanzweſen 2c. 

Konfeſſioneun, ſtaatsbürgerliche Gleihberedh: 
tigung Gl, 169, Einfluß der Konfeſſion bei 
den % zadſen 72, 338, 
Preußen 75, — 

Koug oftaat, Meiftbeglinftigungsvertrag 9, 
462, 

Kongregation, ſ. Orden. 


Konjumpereine in Elſaß-Lothringenns 
745, — ©. a, Genoſſenſchaftsweſen, ieh: 
ſchaftsgenoſſenſchaften ac. 

Kontingentsberriichleit SO, 243, 

Kontraftbruch der Arbeiter 73, 1494. 1514. 
1528. 1541, 1547; 74, 323 (Neichstags- 
verh.), 410 (Endemaun), 427 (Gutachten der 
Leipziger Handelstanmer), 1219, 1233, 
1340 (Sefegentwurf, Neichstageverh. und 
Kommilfionsbericht). — S. a. Arbeitsvertrag. 


RKontrole des Bundesfinanzweiens 69, 283, 


71, 146, 689, 73, 552. 74,9. — S. a. 

Zollbehörden, Rechnungshof zc. 
Konzejjionspflichtige Gewerbe, Betrieb 

derfelben, 52,620, S. a. Gewerbeordnung zc. 


ı Korea, Handıl (8verträge 9, 156, 438, 462, 


359, 1018. Konf. in 


Konfursordnung 68, 978 72, 149 Zi ı 


1220. 81, 405, 

Konfulatweien. Verzeihniß der mordd. 
Konjuln im Jahre 1870 70, 170, — Ein- 
beitliches Reichs-Koninlatweien 7L 182. — 
Abänderung des Geſetzes vom & Nov. 1867 
71, 376, — Allgemeine Pienftinftruftion 
für die Konſuln des deutſchen Reichs (vom 
6. Juni 1871) enthaltend alle bez. geſetz— 
lichen und VBermwaltungsvorichriften 71, 595. 


— Etat für das Koniulatweien 6, 171: 
71, 719 — PBerzeichniß der Ronfulate 
(Januar 1872) 72, 457, Alphabetiſches 


Ortsregifter dazu 72, 481 — Inſtruktion 
vom L Mai 1872, betr. den Zchuß im 
türfiichen Reiche, China und Japan 72, 
1263. — Gejeß, betr. die Gebühren und 
Koften bei den Koniulaten 72, 1268. 74, 
Annalen des Deutſchen Neiche. 1896. 


Krankenpflege, ſ. Unterftügungswohnfig. 


Kranfenverjiherumg der Arbeiter. de- 
ſetz- Entwurf vom Aprif 1882 33, 222. 


Neichegefeß vom 15. Juni 1853, St, 123. — 
Statutenentwürfe für Orts- und Berriebs- 
franfenfaffen S4, 750. Statiftit über den 
gegenwärtigen Beitand 85, 418, — Die 
Kranken: und Unfallverfiherung der Arbeiter 
nach der Reichsgeſetzgebung (Proebft) 88, 
31T. — Die Arbeiter » - Rtanfenverficherung 
nach deutſchem Reichsrecht (ſyſt. Daritellung 
von R. Leweck) W, 101. — Die Ver— 
fiherungspflict der Hauskinder (H. Nofin) 
910 


IV, 


Kredit Bollsw. Weſen und Bedeutung 
Noesler) 75, 371, Kreditanftalten und 


Vereine ib. 379, Kredit fir Bölle und 
Steuern 80, 649, 775, 56, 48. 203, 209, 
©. a. Zahlungsverfahren, 

Kredite, ſ. Zoll- und Zteuerfredite, 

Kreditlager WE, 233, 236, 

Kreisordnung, preußiſche. Gejeg v. 13. Dez. 
1871 nebit Inftruftionen und erläuternder 
Ueberfiht 73, 1271—1456. S. a. Pro» 
vinzialordnnung. 

Krementz, Biihof von Ermland, 72, 1246, 

Sriegsentihädigung, die franzöfliche, 
ihre Berwendung und Bertheilung 72, 1417. 
13, 417. 389. 74. 171 217, 286. Dent- 
schrift vom Februar 1874 74, 749, — 
Einfluß der 5 Milliarden auf F die deutiche 
Boltswirthichaft (Naffe) 25. 606. (Hirth) 924, 
77, 192, — Die Milliarden und ihre Ber- 
wenbung (Webrenpfennig) 77, 260. 265, 

Amtliche Ueberficht Des Standes pro 
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1877/78 77, 761; amtliche Ueberficht vom 
März 1879 701084. Nachmweifung der 
Ausgaben bis 1878 79, WI ©. a 
Kriegstoften. 

Kriegstoften. Denkichrift über die Aus- 


führung der den Geldbedarf für die Krieg— 
führung (pro 1870/71) betr. Gejeße 72, 
1371. Tabelları eberficht der Krieger 
foften ib. 1399. — S. auch Frankreich, 
Schuldenweſen, Kriegsentſchädigung. 

Kriegsleiſtungen A 406, 1050. 5 1200. 
712,645. S. a. Kriegsentihädigung. 

Kriegsminifterium, j. Kriegsweſen. 

Kriegsihat des Reiches 73, dl. 459. 
‘4, 169, 77, 986. 

Kriegswe fen en des Neiches, verfaffungsmäßige 
Ordnung desjelben 71, 99,351. Ergänzende 
Beitimmungen der Derträge mit den Süd— 
ftaaten 71, 369, 72, 57, 1557. Die 
Bräfenzflärte und die Militäransgaben 22, 
426, — Die deutihen Militärgeſetze (Ueber: 
fiht) 72, 498. — Das Pauſchquautum für 
1872— 74, 73, 2 — Die Nacläjje an den 
Milttärausgaben 3, 17, — Etatsſtärke und 
Formation des Neichsheeres für das Jahr 
1873, 78, 21, — Die provijoriiche Neu- 
formation der Artillerie 73, 32. De- 
Hauptetat für 1873 53, 26. — Das Ertra- 
ordinarium von 1851 — 1873 73, 49, — 
— — neben 
18, —  Geldverpflegung im Frieden 
78, F — Beſoldungsverbeſſerungen für 
Öffiziere 73, 76; für Beamte 73, 80, — 
Seldverpflegung je eines Aufanterie- Ka⸗ 
vallerie- und Artillerie-Regiments 25. BE 
— Naturalverpflegung im Frieden 28, 87 
— Eigene Einnahmen der Militärverwalt« 
ung 73, 20. — Friedensdislokation des 
deutichen u Heeres mit Angabe der Bataillons- 
Standquartiere x. 13, IL 2 — Yeidhe- 
eigenthum im der Milärverwaltung iB, 
429, Entwurf eines Reichsmilitär— 
gerdes vom Mai 1873 73, 1549. — Ver— 
audlungen des Neichstags ii über den Militär- 
etat in den Jahren 1871 — 1873 74, 173, 
264, — Die Organijarion des preußischen 
Kriegsminifteriums 4, 487. — Bevöller: 
ung der Armeeforpsbegirke i4, 500, — Die 
preußtichen Offiziers- Ehrengerichte ib. 1803, 
— Entwurf eines Neihe-Militärgejeges 73, 
1449. — Das triegawejen des dentichen 
Reichs M. Seydel Inhalt 55.1393. — Er 
gebniſſe des Militär-Erfatzgeſchäfts 187174 
75, 1513. Nautionsweien 76, 347, — 
Ueberfiht der auf Widerruf anzuftellenden 
Beamten ib. 353, — Entwidlung der Ges 
ſetzgebung 1871—76 (Wehrenpfennig) 77, 
268, — Ueberſicht ſämmtl. Geſetze u. Ber: 
ordnungen 77, 833, Etat für die Verwalt 
ung des Reichsheers 1879/80 80, 4T. 104, 
161, — Schulbildung der Relruten SO, 238, 
— Das Kriegsweſen in Yaband's "Weiche: 
flaatsrecht (Meyer) 80, 337, — Die Marid- 


— 


— 


dem Faufcaletat 
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ronten für Kriegeverhältnifie 32, 668, — 
Das Militärjeptennar 87, 123. — Die Aus 
dehnung der Wehrpflicht 88, 236. — lieber 
die Berpflihtung der aktiven Difiziere, zur 
Unterhaltung der gemeinen (Sozietäts-) 
Schulen ihres Wohnfiges — 
zu leiſten. (Eurtius.) 91 847 — Die 
Militärverhältniſſe der Studierenden im 
Preußen 95, 490, — Die preuß. Kabinets- 
ordre vom Z. Juni 1853 über eidlide Ber: 
ſprechen evang-L Offiziere binfichtli der 
religiöfen Erziehung ihrer Kunder Mi, 42 
Krifis, vollswirthſchaftliche, in Deutichlaud. 
Ein franz. Urtheil 56, 95. — Amerikaniiche 
Geſchäftökriſen 76, 235. — Unjere volfe- 
wiribichaftliche Rrifis (Hirth) 77, 187 
(Wehrenpfenuig) 77, 319, Fraugöftiche 
Stimmen über die Rrifis in Deutichland 47, 
346. S. a. Induſtrie, Kriegsentihädiguug ꝛc. 
Kulturkampf (Wehrenpfenng) 77, 297, 
Kulturpolizei und Rechtsgleichheit (Birth) 
13, 795. 823, — ©. auch Bolfsbildung. 
Kulturzuftände (Frankenheim) 76, 247, 
Kunſthandwerk, j. Handwerk. 


8. 

Laband's erg (beiproden von 
Meyer) 76, 666. 18, 369, SO, 337. 82, L 

Cadungsverzeihnilie 70,41 419. — Bal. a. 
BZollgejeg, Eiſenbahnen ac. 

Lager (zollamtliche) 93, 233, 

Fand, Stadt und, 74, 17. 716. 239. 78, 73. 

Yandesverordnungen zu Weichsgeiegen 
(Seydel) ö4, 1143. 76, LL 

Landeskaſſen, 5. Kaſſenweſen. 

Laundesverweiſfung, ſ. Freizügigkeit, Gothaer 
Vertrag. 

Landſtreicherei in Baden 87, 305, 

Fandfturmgeiet 75, Bd. 

Landtageder Bundesftaaten, Berathungen über 
die Bundesverfaffung 71,29,41, Gleichzeitiges 
Tagen mit dem Neichstage 4, 202. 2bL 

Landwehr, j. Wehrpflicht. 

Caudwirtbicaft, Produktion der Melt 98, 
943, — Die Landwiribſchafislammern im 
Preuß an 95, 75 — Unterfuhung der wirth— 
ſchafilichen Verhältuiſſe in 24 Gemeinden von 
Bayern WM, 547, — Stand der Landwirıb« 
ſchaft in Württemberg Wi, 55l — Land» 
wirthſchaftliche Berfhuldung in Baden 96, 
555. — Neineriräge ın dei Saudwırıhichaft 
9%, 569, — Bol. a. Arbeitgeber, Yand, Ger 
treide, Zölle, Unfallverficherung ꝛc. 

Lauenburg. Stellung 1, DU 709, 80, 
622, 792, 86, 15. Behörden 0, 256. 

lebensmittel, ſ. Nahrungsmittel, 

Lebensverſicherung, ſ. Berfiherungsweien. 

Legitimationsprüfung, parlamentariſche 
oder richterliche CM. Scydel) SP, 273. 

Fehranftalten,i. Schulen, Einjährigfreimillige, 

Lehrliugsfrage 77, 790. 78, 2, SL, 7ı5, 
— S. a. Gewerbeordiung, Arbeiterfrage, 
Entlaffungszeugnifie. 





über die Jahrgänge 1868—1896 der „Annalen“. 


Liberalismus, Einfluß auf die Gefeh- 
gebung 77, 259% 
Liberia, Zoll u Haudelsvertrag 93, 439, 462, 
Lippe-Detmold. Nejlortverhältniffe der Ber 
hörden M 693. Berfallungszuftände 4,320. 
Löhne. Die Beihlaguahme der Löhne (Err 
länterungen zum Sejeg vom 21, Juni 1869) 
69, 1069. — Taglohnſätze für Ländliche 
Arbeiter in Deutichland 25, 629. — Yöhne 
in Württemberg ib. 683. — Yöhne in El 
faß-Forhringen Grad) 772. — !. für 
weibl. Haudarbeiter im landwirthſchaftlichen 
Gewerbe des deutschen Reichs (v. d. Golk) 
7:, 863. — Die Gefindelöhne im land- 
wirtbichaftt. Gewerbe des dentichen Reichs 
(v. d. Goltz) ib. 897, — Arbeirslöhne in 
den Fabriken (Ch. Grad) 77, 772, 82, 6L 
— S. a, Arbeit, Arbeitgeber u. ſ. w. 
Lothringen, ſ. Elſaß. 
Lotterieſtempel, „ Stempelſteuer. 
?umpenzoll 80, 623, 
Lübed. Anschluß an den Zollverein 68, 1117. 
— Heffortverbättuiffe der Behörden 70, 696. 
— Yhälmißz. Zollvveind3, 194,309 414, 
Luremburg. Eifenbahuen Ih, 226. — 
Austieferungsvertrag 77,636. - Übereinkunft 
ver, Armenredt SL 22 — Berbältmg zum 
Zullv rein 3, 166, 169, 193, 415, 423, 
!urus, Begriff (Roesler) 75, 280, 
Luxusſteuer (Bılinsfi) 76, Z19, 


M. 
Maßweſen (wirthſchaftl. Bedeutung) 75, 286. 
Vag und Gewichtsordnung v. 17, Aug. 
1368 68, 1007. — Neduftionstabellen zur 
Einführung derſelben von Herger und Dusfe, 
Anhang zu Jahrgang 1870 der „Annalen“. 
— Die uenen Maße und Gewidte 2, 185 








‚ Maturitärtszeugniffe der 


Konferenz von Archungsbeamten 74, 1813, | 


— Ueberſicht aller Sefege und Verordnungen 
75, 817. — Die Ihätigkeit der deutſchen 
Aichämter 1870/75 7,, 1111. Desgl. im 
Nabr 1883, 85, D04 Thätigkeit der 
Aichämter in Bayern 87, 232 — Abänder- 
ungen der Maß- und Gewichtsordnung (ac 
nene Aichorduung von 1884) 85, D4b bie 
Maiihranmitener DB, 307 
Malthuſiſches Gejeg (Hirtb) 75, 1281. 
Valzaufihlag 46. Malzjurrogate 
arine Eutwidelnngsplan von Jahre 1867 
Di6H, 19, — Hausbaltsctar der Marinever— 
waltuug 69, 198 71, 693, 721 — Bericht 
des Bundesfanzlers Über den Ztaud der 
Kriegsmarine im Begiun des „Jahres 1870 
0, 127. — Reſſorwerhältniſſe und PBerjo» 
nalen der Zrmral-Marineverwaltung 0, 


188, — Berfaffungsmäßige Beſtimmungen 
12, 125, — Die dentſche Marine- Akademie 
12, 25 — N uer lettengriindungsplan 
it, 272, — Üinjährig » Jueimillige der 
Matrojendivifion 6, 3. — Kautionswefen | 
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76, 349. — Ueberfiht der auf Widerruf 
anzuftellenden Beamten 76, 354. — lieber» 
fiht der Gefeggebung 77, 833. — Das 
Veihsmarineamt d5, 243, Bgl. a. Handels- 
marine, Finanzrecht, Berfaffung ıc. 
Martenihug. Beihluß des Handelstags 
1868 68, 979, — Das Neihsgefeg (Ende— 
manı) 75, 1192. — Die bei Anmeldung 
von Zeichen zu beobachtenden Förmlichkeiten 
77, 527, — Das Geſetz über die Waaren- 
Degeihmngen (. Fuß) 9, 413. ©. a, 
Mufterihug, Dänemark zc. 
Marttvertehr 78, 603. 82, 677, 86, 78, 
Marofto, Handelsvertrag I, 189, 439, 462 
Marihrouten ſ. iriegsverhäftniffe 52, 668. 
Mafhineninduftrie 72, 298 
Matritularbeiträge. Etat 69, 253, — 
Berichte des Ausſchuſſes des Bundesraths für 
Rechnuungsweſen von 1868 über die Zus 
läffigteit der Erhöhung derielben 69, 274. 





— Statiftif 72, 690; Berechnung für 
1871 2, 698, — Berechnung für 1873 


72, 1621. — Die Matritularbeiträge vom 
finanzrechtlichen Standpunkt (Yaband) 73, 
519, Statiftif fiir 1868—1875 74, 
1010. — Erjegung durch Reichseinfommens 
ftener (Hirth) 7, 115, — Berechnung für 
1875 73, 409; für 1878/79 78, 696; für 
1879/80 79, 891; fir 1880/81 80, 497; 
für 1883/84 83, 563; fir 1887/88 87, 624; 
für 1888/89 SS, 306; für — 30 89, 7. 

yınnafien 74, 





1671. 

Medlenburg. Boll-Uebereinftommen mit 
Frankreich 68, 233. Anfchluß an den Zoll- 
verein 68, 1117. Verhältniß zum Zollverein 
und Reich 93, 194, 416, — Organifation und 
Perjonal der oberen Behörden 70, 2% 
Militärkowention mit Preußen 72, 1569. 
— S. a. Auswanderung, VBolfsvertretungenzc. 


Medizinalperjonen im preuß. Staate 
16, 637. ©. a. Xerite. 
Medizinalpolizei, Weberfiht 77, 804 


Kurpfuſcherei 435, SHeilgewerbe 82, 681, 

Meßkonten 3 244 

Metallinduftrie 723,392, — S. a. Eifen ꝛc. 

Mexiko, Handelöverträge 93, 174, 186, 438, 
463, Staaten 9), 230, 

Militäranmwärter 76, 76, 82, 556, S. a. 
Beamte. 

Militärbudget (Seydel) 75, 1502. — 
S. a. Kriegsweſen. 

Militärkonventionen (Preußens mit 
deutschen Bundesjtaaten) ZL, 99. i2, 1667. 
— Zwiſchen Preußen und Braunſchweig 
56, 346. — S. ferner unter den betreff. 
Bundesftaaten. 

Militärgefeggebung, ſ. Kriegsweſen, Ben- 
ſionen, Zuvaliden, Berfaffung (Xi. Abſchnitt). 

Militärpenfionsrecht (Seydel) 75, 53, 
1507. 

Militärpflichtige, Nörperbefchaffenheit SL, 
483, — 
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Militärjeptennat f. Kriegsweſen. 
Militärfonderrehte (Zeydel) 75, 1483. 
Militärftrafgejegbud 73, 337, 74, 220, 
Militärvermögen 75, 1498, 
Militärvermwaltung, f. Kriegsweſen x, 
Milzbrand, f. VBeterinärpolizet. 
Minifteranklage nad geltenden deutschen 
Recht und ihre Unräthlichkeit in Neichsfachen 
(5. Thudihum) 55, 637 
Miniſterien der Bundesjtaaten, ſ. Behörden, 
ſowie unter Preußen, Sachſen u. ſ. w. 
Minifterverantwortlihleit 71, 280, 
‘4, 252. — 5. a. Minifterienflage, Heiche- 
fanzler. 
Mirtelberg, öſterr. Gemeinde, Zollanfchluß 
93, 187, 194, 196, 204, 
Motive zu Gejegentwürfen, Bedeutung der: 
jelben (Endemann) 75, 1205. 
Miünzboheit des Staats 73, 362 
Münzvertrag vom 24 far. 1857 68, 129, 
Münzweſen. Beſchlüſſe des deutschen Han- 
delstags vom Oftober 1868 68, 4 — 
Währung und Minze, von John Prince» 
Smith 69, 143 — Deulſchrift, betr. deutſche 
Munzemmgung vom Ausſchuſſe des deutſchen 
Handelstags Berichterſtatter Dr. Soetbeer), 
69, 729, — Erwägnugen und Fragen zur 
Miünzenquete (Bromemoria des nordd. Bun— 
desrarhe) 70 ddl — Die wirtbichaftlichen 
Gejege des Lebergangs zur Goldwährung 


N 








(Augspurg) 71, 757. — Zur Münzreform, 
Gntachten der Handelsfammer zu Köln 71, | 


825, — Gefeg, betr. Die Ausprägung von | 


Reichsgoldmünzen, vom 4 Dez. 1871 (voll- 
ftändige Wiedergabe der Neichstagsverhand» 
lungen) 71, 647— 857. — Verlängerung 
der Banknotenſperre (Hede Bambergers) 71, 
1333. — Gutachten der Kölner Handels- 
fammer (juni 1872) ib. 1551. — Ber 
bandlungen des Neichsiags über die Münz— 
frage 1871—73 74, 180, 297, 384 — 
Münzgejeg vom 9. Juti 1873 (erläntert von 
einem Mitglied des Neichstags) 4, Ih. — 
Dentſchriften über Auspübrung der Münze 
gejege 1, 558; 74, 618; 76, 180, 77, 3535 
«9, 905, 323; 80, 508; 82, Lid — Gefeg 
betr. Abänderung des Art. 1b des Münz— 
geieges 16, 2u3, — Werthrelation der Edel» 
metalle (wirthſchaftogeſchichtliche Slizze von 
Sortber) 75, 37 — Münzreform und 


Wechſellurſe E. Naſſe) 75, 59. — Um 
rehnung dev Aftien in Neihemarlwäbr- 


ung 75, 197 76, zu2 — Silberabfluß 
nah Tiftafien. ib. 1708. — DZinten des 
Silberpreifes 76. 527, — Einheit im Münz- 
wejen (Webrenpfennig) 77, 277, — Ueberficht 
aller Gejege 77, 81IZ — Das deutsche Münz— 
injtem in Gefabr? (Soctbeer) 80, 76, — 
Deutsche Deukichrift zur Pariſer Münzkon— 
ferenz SL HL — Zur Wäbhrungsirage 
(v. Dedend?) SL, JOL — Anfechtung der 
deutichen Soldwährung 85, 625, — Aus— 
ſichten der bimetalliftiichen Beſtrebungen für 
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das Berfehrsieben (Jacoby) 88, — 
Gold- und Silbergewinnung 1891 und 1892 
9, 410, ©. a. Banlweſen, Geld, Papier« 
geld ac. 


' Mufiziren im Umberziehen 76, 80. 
| Mufterfhußgejet, das deutiche, (I. Land« 


graf) 76, 743, — Bericht von W. Eitde» 
mann 77, 640, 


N. 
läſſe au den Militärausgaben 69, 191. 
706, 73, 1Z 


Nahrungsmittel, Berfälfhung 78, 106, 


(Bresgen) Denfichrift des d. Yandwirtbichafts- 
raths 47, 1079. Gejeg von 1879 S1, 433, 
Gejeg nebſt Erläuterungen 2c. 82, TEL 
Namszanomwsfi, Armeerpropit 72, 1113, 
Nationalitätsprinzip, das, in der 
Staatenbildung (Gneift) 72, u. 
Nationalverfammlung, zrankiurter, ZLZ. 
Naturalifation, ſ. Reichsaugehörigkeit. 
Naturalleiſtungen im Frieden (Seydel) 
75, 1081. 1200, 
Niederlage: Regulativ 69, 995. 
Val. a. Zollgeſetz, Zölle. 
Niederlande, Zoll und Handelsvertrag WB, 
438, 452, Stempelfteuern SL 804 
Norddeutiher Bund, ſ. Reichstag, Ber- 
faſſung x. 
Nord-Oftiee-Kanal 74, 272 
Normal-Aihungsfommiiiion SO, 11, 
Norwegen, Zollverhälmiffe DB, 439, 466, 
Notariatsordnung 72, 157, 
Nothbedarf, Begrijj (Hirth) 75, 
©, 
Oberhandelsgericht, ſ. Gerichtshof. 
Oberkirchenräth, evangeliſcher, in Preußen 
Oberrechnungskammer, preußiſche 7O, 
218, — S. auch Finauzrecht. 
Oeffentliches Interejie, das (Neumann) 
86, 357 
Oeffentliches Recht, das Recht der Rüd- 
forderung im Gebiete des deurfchen Öffent- 
lihen Rechts Gläſſing 96. 46, SL, 279, — 
©. i, Hebrigen Staat, Berwaltungsrecht u. ſ. w. 
Defjterreih-Ungarn. Frühere Berträge 
68, 235, Handeld- und Hollvertrag vom 
9. Wärz 1868, 68, 545. 71, 546. 7à 322, 
— blemmen wegen lebernahme Aus— 
zuweifender 76, 85 — Die öfterreichiiche 
Bank :Lırcam) 76, 862 — Dentichrift über 
Abſchluß eines neuen Handelsvertrags 78,422, 
— Handelsvertrag vom 16. Dezember 1878 
79, 385, 605 — Uebereintunft wegen Urs 


93, 233, 





1293. 


fundenbeglaubigung 81, 404, — Handels- 
vertrag von 1881, St, B1Z — Bur Frage 


der Holleinigung zwiihen dem Deuiſchen 
Neiche und Oefterreih Ungarıı 86, 508, 37 
81, — Nrbeiterfammern 87, U, — Eın- 
und Austuhr 1583—85 87, 562, — Handels» 
und Zollverträge 92, 796, 93, 171, 178, 


über die Jahrgänge 1868—1896 der „Annalen“. 


182, 186, 138, 438, 440. — Der öfterr. 


Sefeg- Entwurf betr. die direlten Perjonal- | 


fteuern (Struß) 98, 108 
Offiziere, 5. Kriegsweſen. 


on ollverein)®3, 168, 171,194,416. 
ympta, Ausgrabungen zu, Neichsfubvention | 


bierzu 80, 3 
Ommnibusgesellichaft, pariier, 76, 234 
Option in Elfaß-Forhringen 72, 1293. 73,971. 
Orden und Kongregationen der fatholiichen 


Kirche in Deutſchland 75, 1381. — S. a. | 


Jeſuiten ꝛc. 


Papiergeld. Tabellariſche Ueberſicht der 
Staatspapiergeld-Emiſſionen 70. T — 
Die Konſolidation des deutſchen Staats— 
papiergeldes (Hirth) 71, 1103. — Nechtsgut- 
achten von W. Endemann 73, 36L — Ver— 
bandlungen des Neichstage 1873 TH, 300 
— Ausgabe von Neichspapiergeld (Birth) 73, 
Zı5. — Reichskaſſenſcheine, Müngzreform und 
Reichsbank (Bamberger) 74, 1601. — Wefen 
des Papiergelds Roesler) 75, 374. — Neiche- 
kaflenicheungeieg (Eundemam) 75, 1186. — 
Entwickelung der Pfandbriefſchuld in Preußen 
ss, 26 — S. aud Bankweſen, Münzirage. 

Bapit. Die deutſche Geſandtſchaft beim Papſt 
(Nandidatur des Kardinals Hohenlohe) 72, 
1105. — Papſt Pius IX. und das deutjche 
Reich (der Koloß und das Steinen) 72, 
1227. — Kaiſer Wilhelm und der Papft 
(Briefwediel) 74, 135. 

Paraguay, Handelsvertrog 93, 174, 189, 


439, 464, 

Barıs. Die Nahrungsſorgen des Parifers 
17, 24 | 

Bartei, deutich-freiftinnige 86, 350. — ©. a. 
Raben. 

Paßweſen. Gefek vom 12, Oftober 1867 


68, WE — Ueberſicht der Stempel und 
Ausfertigungsgebübren 68, YUb — Neichs- 
gejeggebung 41,210, — Dinfterpäfle S6, 130. 
Patentweſewn Uebereinfunftwegen Ertbeilung 
von Erfindungspatenten und Privilegien 
vom 21, September 1842 68, 139 
Antrag des Bundeskanzlers betrefis die 
Reform der Patentgeieggebung 69, 33, 
Dentichrift von W. Siemens 69, 4L — 
Neihepatentgejeb 73, 357 Patenttare im 
deutichen Neiche 75, 625. — Entwurf eines 
Batentgejepes 77, 25, — Dentichrift des 
Batentichutvereins 77, 205. — Neichs- Patent» 
gefeg v. 25. Mat 1877 nebſt Berordn. 77, 
914, 921, 924, 1011. Erfahrungen mit 
dem Gefeb 79, Dil — Eiat des Patent- 
amtes SU, I4 Bericht des Patentamts 
für 1878 80, 47% — leberfichtei über die 
Entwidlung des deutichen Patentweſens 1877 
bis 1859 9L, 240, — Die patentrechtlichen 
Beftimmungen des deuitſch-öſterreichiſchen 
Urbereinfonimens vom & Dezember 1891 
(Schanze) 4, 245. — Dentichrift über das 
Patentgejey vom T April 1891 und das 











965 


Grfeg betr. den Schub von Gebrauchs- 
muftern vom L Juni 1891 94, 618. — 
Denlſchrift iiber die Gefchäftsthätigkeit des 
Patentamts 1893 25 96, S6Z 

Paufhjummen-Etat, ſ. Kaſſenweſen, Mis 
litärverwaltung, Zollverein ıL ſ. w. 

PBenfionen. Das Heichs- Militär: Benfions- 
gefeß vom 27, uni 1871 und die Kaifer 
Wilhelms» nvalidenftiftung 74, 1001. Er 
laß des Kriegsminiiters v. 27, Juni 1871 
12, 1BL Finanzrechtliches iiber Benfionen 
78, 441, — Das Militärpenfionsredht 75, 
53. 1507. — Wıedergewährung der Benfion 
76, 332 — Das Benfionsrecht der Reichs— 
beamten 76, 292. 387. — Benfionswejen 
in Bayern 78, 84 — S. a. Beamte, 
Invalidenfonds ꝛc. 

Perſien, Handelsverträge 74, 100, 830; 80, 
816, 56, 255; 9, 174, 182, 438, 464, 

Berjonalunion 71, 60 

PBerjonenjtaud, Vorfcriften zur FFeftftell« 
ung desjelben im den einzelnen Bundes— 
ftaaten 73, 1251. Entwurf von 1873 ‘4, 
437, 1551. — Taufen und Trauungen in 
Preußen 77, 2435. — Bol. a. Zivilehe. 

Petroleumlager SO, 66h. 86, TO, 

Petroleumſteuer, ſ. Zolltarif. 

Pfandbriefe, zur Frage des Fauſtpfand— 
rechts (Hecht) 80, 304 

Pferdebeftand, militär., in Breußen!77, 247, 

Photographien, Urheberreht 77, 64Q. 

Polizerliche Geſetzgebung des Neiches 71,209, 
S. a. Gewerbeordnung, Veterinärpolizei ac. 

Portugal, Handelsvertvag 93, 189, 439, 457, 

Poftdampiichiffverbindung, Deutiche, 
mit Oſtaſien und Auftralien (Bertrag) 85, 689, 

Poſtſparkaſſen 80Z — Bur Frage der 
Einführung derfelben (Debn) SB, 649, Ent- 
wurf eines Sejegrs vom Januar 1885, 85,1. 
Negründung defjelben ib. 25. Staatsrechtl. 
Bemerkungen von M. Scydel 55, 43 

Poftüberihüfie, Antheile der Bundes- 
ftaaten daran 69, 241. 71, 706, 72, 1627, 
— ©. a. Finanzweſen. 

Poft- und Telegraphenweſen, verfaß- 
ungsmäßige Ordnung deffelben 71, 198, 
Geſetzgebung 72, 494, Neichseigenthum 78, 
425, Berwaltungsfompetenz des Neiches 78, 
492. — Berichmelzung der Telegrapbie mit 
der Poft 75, 1730. 76, 205, — Amtsblatt 
76, 104 — Mbgrenzungs des Geſchäfts— 
freifes des General» Poftmeifters ꝛc. 76, 
205. Bezirks» Poft- und Telegraphen— 
bebörden 76, 210, — Kautionen der Poſt- und 
Telegraphenbeamten 76, 344, 350. 368, — 
leberficht aller Geſetze und Verordnungen 
bie 1877 77, 8315. — Nevidirte Reichs: Poft- 
ordnung von 1879/83 83,491, Berichtigung 
83, 165. — Deuitſches Poft- u. Telegraphen— 
wefen feit 20 Jahren 9L, Bi — Das 
deutfche Reichs-Poſt- und Telegraphenmweien 
1892 94, 239, 3. a. Poftverwaltung, Tele: 
graphenvermwaltung. 











966 


Poftverwaltung. Etat derjelben 69, 

1, 693. — Statiſtik der ne | 
pro 1868 69, 311; dgl. pro 1869 70, 493, 
— Reſſortverhältniſſe der Bundespoftbebör- 
den 70, 161. 71, 236. — Gehaltsanfbefler- 
ungen und Neorgantiation des Beamten- 
2* 72. — Auszug aus dem Regle— 
ment für die Annahme und Anftellung von 
Zivile und Militäramwärtern 21, BI — 
Grundſätze für die Leberleitung der vorhan- | 
deuein Beamten in die nene Organifation 
71, 7383. — SHerftellung eines Dienſtgebäu— 
des fir das Generalpoftamt ib. UL — 
Die gemeinfamen Zentral» Poftverwaltungs- 
foften 71, 76. — Denffchrift, betr. den 
allgemeinen Poftfongreß ZL, ZAL — Deutfche 


Reichspoſt und bayerische Roftverwaltinng 32, 


597. — Das Neihspoftgefeg vom 28, Of 
tober 1871 73, 339, 74, 154, Wortlaut des 
jelben 78, 1003, Erläuterungen dazır ib, 
1237. — Neorganijation des kaiſerlichen Ge- 
neralpoftamts 73, 59L 
über den Verkehr mit der Neichspoft 73, 
1003, — Boftreglement nebft Ansführunge- 
beftimmungen 73, 1017. — Beftimmmmgen 
über den Pofttarif 73, 1127, — Bollamt- 
lihe Behandlung im Poſtverkehr 73, 1147, 
— Geldvermittelungsverfehr ib. 1163. — 
Bortofreibeitsweien 73, 1217. — 
nehme von Poftiendungen 783, 1248. — 


Garantieleiftungen 73, 1250. — Wedjel« 
verfehr mit Bayern, Württemberg, Defter- 
veih und Yuremburg 73, 1255. — ®er- 


jegung von Boftiefretären. 4, 25 — ft 
die Poſt im Sinne des Handeftgefe bzbuches als 
Kaufmann zu betrachten? ib, 1530.— ar 
nationaler Poftvertrag vom 8, Ott. 74, 
451, Bericht des Bundesrarhsansichuffes > 
ig 464, — Erlaß einer neuen Poſtordnung 
13, 621, 1195. — Neue Pojttarifbeftimmungen 
ie 622, — Ueberſicht der auf Widerruf an: 
auftellenden Beamten 76, 355, — Berner Poſt— 
tonferenz 1876, 76, 730. — Ergebniffe der 
Neichs-Koftverwaltung während der Jahre 
1872— 1875, 77, 120, 1069 ; im Jahre 1876 
78, 36. — Poftgefeß v. 20, Dez. 1875 76, 
683, 587; 77,642. — Aufnahme von Wechſel⸗ 
protejten den durch Voſtbeamte 42, — Porto: 
freiheit in Zoll- und Neichspienftfachen 80 
647, — Zollabfertigung von Poſtgüütern M J 
662, 750, 86, 65, 178. — Weitpofverein: 
Uebereinfunft betr. Roftpadete SL, AIT. - 
Die deutſchen Poftwertbzeichen Seytel) 82, 


617, — Briefpofivertehr der Erde im 
Sabre 1881 (W. Schulze) SI, 393. — 


Wolipofiverein 86, 163, — Woblfahrtsein- 
richtungen der dentiche n Poſt- und Tele 
grapbruverwaltung im „Jahre 1890 91, 248, 
Brämienverloojungen 72, 138, 74, 151, 
Vräſenzſtärke des Neichsbeeres 2, 426, 
73, 21, 1552. — ©. a. Kriegewefen, 
NMilitärverwaltung. 

Präzipuen, 93, 1 IL — Wegfall derf. 71,545, | 


— Beftimmumngen | 





Beſchlag | 


ö— —— — — — — ER 


Preiſe. 


| 
| 
|- 
| 
| 


Preußen. 


Alphabetiiches Gefammt-Regifter 


Preisbildung (Noesler) 75, 392%, 
Urfachen der Thenerung (Hirih) 75, 918, 
Das fonveräne Gejeg der Preisbildung 
(Birth) ) 75, 1265. — Das Geſetz des Preifes 
12,532, — Waarendurdichnittspreife in Ham · 
burg (18471868169 85 und435 5; für 1869 
0, 399; für 1870 71, 537; für 1871 
bis 1875 77, 165; für x nichrjährige Beit« 
räume von 1817 — za 17, 178; für 1876 
und 1877 79, SL, 87; für 1877-1879, 80, 
81, 856; für 1880 82, 127; für 1881 82,616; 
in Bremen (1851— 1868) 69, 79 und 645. — 
Preife und Yöhne in Württemberg 75, 63. — 
a für den deutschen auswärtigen Handel 
872,73 A 689, 695. — Durchſchnitispreiſe 
——— Raaren im Sroßbandel 1879/80 
81, 195; 1881 s2, 517; 1882 83, 739. 
Bamburyer 8 Waarendurdichnitispreife 
1847 bie 1832 83, 753; 1882/53 54, 560, 
1883/84 85, 628; 1884/85 86, 877; 
1855,56 87, 720, — Yebre von der Preis» 
bildung auf Grund der Aktienkurſe (Gärtner) 
Ss, 235. — 2. a. Werrthberechnung. 








Prefje. Grundlagen eines Reichsgeſetzes über 


die Preffe, Referat von 8. Biedermann 
72, 85; Entwurf des Bereins „Berliner 
Preffe“ 72, 107 73, 37 — Berhands 


lungen ım Meichstag 74, 160, 197, 314, 
— Reichspreßgeſetz (Endenann) 75, 1179 
— Deffentlihe Aufforderung zum Unger 
horſam 76, — Das Neihspreßgeirt 
(BWehrenpfennig) 717, 118, 

Neffortverhältniffe, Perfonalien 
der Minijterien und Provinzialbebörden 70 
191, — Bericht des Vorftandes der national« 
liberalen Partei über die Yegislaturperiode 
1865— 70 des preußiſchen Abgeordneten« 
hauſes 70, 563, — Nus dem Verwaltungs» 
bericht des Minifters für Handel, Gemerbe 
und öffentl. Arbeiten für 1867—69 70, 
650, — Die Eigenart des preuß. Staat 
(R. Gneiſt) 74,503. — Stenerlaft 77, 244, 
— Beamtenbefoldungen 17, 520 :s, 439, 
— Zur Wohlhabenheits- und Stenerftatiftif 
preuß. Städte 78, 442 — Erwerb nnd 
Berluft der Staatsangebörigkeit 82, 611, 
— Verhältniß zum Zollvereim 93, 4 194, 
416. — Eifenbahnftatiftif 93, 798, — Zwangs⸗ 
verjteigerungen m Preußen 1581 — 8788, ZU6, 
— Mas loſtet der öffentliche Unterricht 
in Preußen ? 88, 302, — Gutsbezirke in Poſen 
90, 663, — Steuerreform BL, 909, 98, 475, 
791. 9, 63, 31, 161 — Steuerreform 
(Struß) 9, 207, 405, — Bevölkerung: 
Altersjtufen 78, 658; innere Wanderungen 
S2, 607, Art des Zufammenlebens 1885 87, 
803, Stammeszugehörigleit MB, 559. — 
Statiftifches Bureau 93, 797, — Ergebniffe 
der Gewerbe: und B tricbefteuerperanlaguug 
für 1893/94 in Preußen D4, 400. — ©. a. 
Rorfszählıng, Finanzwefen, Grundftener, 
Eintommenftener, Kommunalſteuern, Ger 
werbejteuer, Kabinetsordreg, Gewerbeord: 


über die Jahrgänge 1868—1896 der „Annalen“, 


nung, Subhaſtationsordnung, Unterftügungss | 
wohnfig, Vollsſchulen, Schulaufficht, kirchen-⸗ 


politiiche Gejetgebung, Berwaltungsreform, | 


Provinzial» und Kreisordnnung 2c., Reiche— 
angebörigkeit, Bankweſen, Sparlaſſen, Wahl— 
geſetze, Waſſerrecht. 

Privatrecht, Scheidung vom öffentlichen 
Recht Meumann) W. BT — S. diechts— 
gebiete, Zivilrecht ꝛc. 

Produktion (Begrifi) 75, 8. 26. 1226. S 
a. ‘Preisbildung, Werth. 

Produktivität (Moesler) 75, 259. 

Promulgation (Yaband) 78, 372 

Provinzialbehörden in Preußen 70, 219, 
und 249, — S. a. Kreisorduung. 

Provinzialorduung, preußiſche, 4, 1598. 
77, 308, 

Prozefordunung, 1. 
prozch. 

Prüfungsmweien, jwriftifches in Preußen 
91, 412, ın Bayrın 93, 910. 

O. 
Quartalsertrakte W 388. 
Quartierleiſtungen im Frieden 1037. 

75, 1081, 1201. 


Zivilprozeß, Straf: 


R. 
Realunion 7L 60, 
Reaktion, die wirtbichaftliche 
pfennig) 77, 319. 
NeblauseinfubrsL 434 — Juternationale 
Meblausfonvennon 82, 
Rechnungsweſen, ſ. Kaſſenweſen. 
Rechnungshof 0, 157 74, 214, 257, — 
Juſtruktion 75, 1253. 
Nedbtsanwaltsordnung 79, 508, Ger 
bührenordnung 79, 1016. SL, 394. 
Nechrsgebiete, privatrechtliche, in Deutſch— 
laud 83, 75. 
Rechtsgleichheit. Leber Kulturpolizei und 
Nechtsgleichbeit (Hirth) 73, 795, 839. Grund: 
ſätze der Nechtsgleichheit (Endemann) 74, 


(Wehren- 


419. 

Rechtshülfe. Bundesindigenat und Rechis— 
be, (Ausihußbericht des Bundesraths 
69 — Die Gewährung der Kedirehlilfe 


— * 

im — Bunde 69, 1031, 71, 378. 72, 
158 — Necrsbülfe für Neihsangehörige 
(Spell 76, 17WL — Weberficht 77, SL 

Rechtspflege, ſ. Juſtizgeſetzgebung u. ſ. w. 

R edhtswillenihaft, Beziehungen zur Volks— 
wirtbichaftslchre 72, 509, 73, 858. 74,8 
Aufgaben derfelben. im Neiche 76, — 
Marquardſen's Handbuch des Öffentlichen 
Rechts u. Die moderne Staatsichre (E. Mayer) 

Regrerung, fonftitutionelle und parlamen- 
tariſche Seydel) ae 257. 

Veich, deutſches, 
Stein) 76, 2° — Sociale und ökonomiſche 
Bewegung in franzöſiſcher Beleuchtung (Wie— 
finger) 98, 64L — ©, a. Neichstag, Ber- 
jaſſung, Zollverein u. j. w 


— 








Reichsgericht, 


| 





| 


Irganismus desjelben (K. v. 


Neichseinkommenſteuner, 
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Neihsangebörigkfeit. Zum Reichs- und 
Staattangehörigteitsgefeh( Yandgraff) 20,625 
Reichs- und Ztaatsangebörigteit (Rönue) 

11, 151 — Abänderug des Gefetes 7L, 381 
Wortlaut des Geſetzes ib, Gi — Das 
Recht der Staatsangehörigteit im inter 
nationalen Verkehr (v. Martit) 75, 798. 
1113. — Die deutsche Reichs- und Staats» 
angehörigkeit (Zeydel) 76, 135. 81, 67, 88, 
577. — often der Naturalifationsurkunden 
(Yandgraff) 6,729. — Das deutsche Raturali« 
fationsverfahren (Seydel) i6, 733, — Der 
Fall Bauffremont (Laudgraff) 76, 1022. — 
Ueber den deutſch-amerikan. Vertrag vom 
22. Gebr, 1868 (Wefendond) 77, 204. Zur 
Frage der Entlaffung von Referniften :c. aus 
dem Reichsverbande SL, 6Z — Statiſtiſches 
S1, 482. S2,61L — Erwerb und Berluft der 
Neichs- md Ztaatsangehörigkeit in Preußen 
1873 75, 1383; 1385 86, 744; desgl. 1886 


S7, 724, desgl. 1587 89, 37%. ©. auf 
— it. 
Reichsarchiv. Wiederherſtellung eines ur 


und Reformen im Archivweſen (Frhr. 


Hagfe) 68, döl, 

Reihsarme nrecht, ſiehe Unterſtützungs— 
wohnſitz. 

Neihsbank, ſ. Banlkweſen. 

Reichsbeamte, ſ. Beamte, Behörden, 
Reichskanzler ꝛc. 

Reichsbevollmächtigte für Zölle und 
Steuern 3, 423 

Reichsbürgerthum 74, 20, — Bol. a 


Reichsangehörigkeit ꝛc. 
Reichseigeuthum 72, 1447. 73 412. 422, 
j. Eintommen- 

ſteuer. 

Reichseiſenbahnamt, ſ. Eiſenbahnen. 
Neihsgefegblatt ZL, 48. 
Reichsgeſetze, ſ. Gr AIchgebung. 

ſ. Gerichtsorgauiſation. 
Reihsgemwalt, Definition derſelben bei L. v. 
Nönne 71, 45, 62 — ©. a. Berfaffung. 
Reihsbaushaltsetat,f. Matrifularbeiträge, 

Finanzweſen. 

Reichsheer, ſ. Kriegsweſen, Milttärverwalt- 
ung 2C. 
Reichsjuſtizamt 75, 1216. 77, 33 Die 

Aufgaben desieiben ( (Nede des 5 Bräi. ried« 

berg) 77, 


Re— — — ——— (H. vd. Reitzenſtein) 


9, 42 

Reihstanzlei, Etat derjelben 80, & 

Neichsfanzler. Berfafiungsmäßige Stellung 
und VBerantwortlichkeit 71, 275. Zubjtitutionss 
befugniß des Reichslanzlers (M. Josl) 
402 — Rede des Fürſten Bismarck 7 
503, — Stellvertretungsgeſetz vom T ir: 
1878 IS (Mt. Jost) 78, 76L Das neue 
Wirtbhichaftsprogramm des Fürſten Biemard 
79, 219% — Reden des Fürſten Biemard: 
über die Reviſion der Neihevrrfafinug 70, 
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324, 326; über die Kriegsfoften-Anleihe ib. 
686; Über den ‚Frieden mit Frankreich ib. 


876: über den Auſchluß von Elfaß-Yorbringen 


ib, BhL 928. 948; über die Konvention 
mit Frankreich 2,1 176, — Finanzreform- 
pläne des Fürften Bismard Ss), 626, SL, 
338 
deutſchem Staatsrechte (P. Henfel) BI—60. 
— Materialien zum Neichefanzterreht 21.56, 


Stellung des Reichstanzlers nach | 


421. — ©. a. auswärtige Verbältniſſe, Bun- 


desrath, Elſaß-Lothringen, Kaifer, Miniſter— 
anklagen, Reichstag, Berfaffung, Verord— 
nungsrecht ꝛc. 

Reichſskaänzleramt. Etat 69, 165. 71, 707, 
— Neffortverhältniffe 70, 156. 71,285. — 


Organifation und Etat 77, 335. 338. 80, 4 | 


Reichskafſſe, ſ. Kaſſenweſen. 

Reichskaſſeuſcheine, ſ. Papiergeld. 

Reichskontrole für Zölle und Steuern 93, 
420, 

Reichsmilitärgeſetz, 
13, 1549. 

Neihsoberbandelsgericht 13, 38L ©. 
a. Gerichtshof. 

Reichsrecht, zu den Ztreitfragen über Geſetz 
und Verordnung (Zorn) 85, UL 89, 344, 
(Arndı). 91, 225, 

Reihstag. (S. a. Berfailung.) Der kon— 
ftituirende nordd. Neichetag SL, 23. Nedht- 
liche Natur des Neichstags 71, 243, — Mit: 
glieder im Jahre 1868 68, 433. Geſchäfts 


Entwurf deſſelben 


Alphabetiſches Geſammtregiſter 


77, 843. Ergebuiß der Neichstagsmwablen 
1878 79, 574, Etat des Neihstags SO, 
18. — - Die 3 Wahlen zum Reichstag 1871 
bis 1878 80, 333. — Der deutiche Reichs · 
tag | (vechtswilfe enſchaftliche Darſtellung, Zeydel) 
W22 — Stellung des Neichstanzlers zum 
Reichstag s2, 15. — Statiftif der Reichstags⸗ 
wablcı 1881 82,542. — Straffreibeit wahr⸗ 
heitsgetreuer Reichstagsberichte Fuld) 87, 
L- Zeugnißve rweigerung der Naicheiage 
mitglieder (Fuld) B6. — Reichstagswähl 
und Neichstagseröffmug (Jonge) 88, 669, 
— Beiträge zur Waplprüfungsftatiftit ı (Bren« 
gel) 92, L 

Neihstagsgebäude 74, 239. 

Neibsverorduungsicht, j. Verorduungs⸗ 
recht. 


Neichéverwaltung, Charakter derfelben, 76, 2. 


ordnung vom 6 um 1868 68, 913, — 
Geſchäfisordnung des deuiſchen 1 Reichstags 


267, — Thronreden 68, 1061. 1066. 


il; 
— Etat des Neichstages 69, 170 — Be 
richt des Borftandes der mational-liberalen 
Partei (Pasfer) über die Legislatınperiode 
1867/70 0, 563, — Ueberficht der Gejeg- 
gebung des nordd. Bundes und des Boll: 
vereind 1867 70, Z2L Die Gründung 
des neuen Reiches 0, 735, — Nichtge— 
meinfchaftlichkeit bei den Berathungen der ein— 
zelnen Gegenftände z0, 753, — Eröffnung 
(Throurede und Adreſſe) und Schluß des 
erſteu dentichen Neipstags 71, 313, 1041. 
— Thronreden von 1871 und 1872 72, Sl, 
1629. — Die Mitglieder des deutſchen Reichs— 
tags (biograph. Notizen) 72, 191; Fraltions⸗ 


verzeichniß ib. 282 — Statiftit der Wahlen | 


zum erjten deutſchen Neichstag (N. Knorr) 72, 
287. — Thronide von 1873 43, 1641. — 
Niidblide anf die L Yegislatınperiode des 


deutschen Neichstags (1871/73) 74, 130, 
— Borläufiger Bericht Aber die L Seſſion 


IV. Yegielaturperiode (Friihjahr 1874) 74, 
1134, Thronrede ib. 1129, — Berbhaft- 


1068, 69, 1095, 0, L 617. ZIz. W, LIL 





ung von Reichstagsmitgliedern während der | 


Sitzungoperiode 46 32 


Bericht über 


die Sefergebung 1871—76 (Wehreupfennig) 


4, 257, 
theforduuung 77, 


Geſchäftsordnung nebſt Biblio— 


490. — Ueberſicht der Ge: | 


fege und Verordnungen über den Neichstag | 


Neihsverfajjung, ſ. Verfaſſung. 
Raicheverſiheruugtkamt, m. 
9, 521 92, d2L W, 613. 4, 5uk; 95, 

422 96, 765. — Die c vechiipredende Thärig- 
feit tes Neichs- Berfiherungsamtes (Ludwig 
Fuld) 9, 236, 

Religionsbekenutniß in Preußen 75, 634, 
Neligionsunterricht, preuß. Necht93, 934. 
Reutenklonvertirung Zahn 96, 222 

Reſervatrechte iu der Neihsverfafiung ID. 


423 °— Authentiſche Erklärungen ſüdd. 
Minijter 72, 1555. — Begriff der Zonder- 


rechte nad) b deutichem Reichsrecht Labaud) TH, 
1487. — Die Sonderrechte der deutſchen 
Staaten und die Reichsverſaſſuug Loening) 
75, 3. — ©, a. Bayern, Bundesftaat, 
Verfaſſung, Verordnuugsrecht ꝛc. 
Reſtverwaltung . D4b 
Retabliſſementskoſten 72 1371. 
1466. 73, 70, 74, 261 
Nettuugsanftalten SB, 4L 
Neuß (Fürſtenthümer). Neffortwerbäliuiffe der 
Behörden 70, 691. — zum Zoll« 
verein und Jieid BR 166. 194, 4. 
Rhederei, ſ. Handelsmarine, Konſulatweſen ꝛc. 
Nheinbund, Gejchichte TL, 2 
Rheinſchifffahrt 325 9, 226, 
Ninderpeft, Gefeggebung darüber 7L, 210, 
17, 5 — Denlſchrift über deren vor⸗ 
fonımen 1872 bis 1877, 78, 512, 629 — 
Bekanutmachung, Gebührmfie und Koiten- 
erftattung beir. 79, 602,2. a. Beterinärpolizei. 
Nobben, Schonzeit 77, 836, 


1392, 


| Nom, Casa Zuccari SU, 41 


Rotz, ſ. PVererinärpolizei. 

Rübenzucker, ſ. Zucker. 

Rumänien, Zoll und Handeloverträge DE, 
156, 189, 438, 458, 9, Z47Z 

Rußland. Ueber einen Handelsvertrag mit 
Rußland 69, 1081. — Hinterlaffenichafts- 
regulirnug J— 1175. — Erbrechtsverhält- 
niſſe Neihsangeböriger nach der Konvention 
von 1874 (Frommelt) 78, 385. — Zoll- 
verhältnifie D3, 466. — Bertrag mit Ruß 
land 9, 853, 


über die Jahrgänge 1868— 1896 der „Annalen“. 


©. 

Sachſen (Kömgreih). Behördenorganifation 
und Perfonalien 70, 258. — Militärvertrag 
mit Preußen 71, 106. — Steuerreform 
(3. Genſel) 74, 1373 75, 1519. 76, 9, 
— Dotation der Bezirfsverbände 75, 1391. 
— Einfommenfteuer 94, 402. 

Salvador, Handelsvertrag 9, 159.439 464, 

Salz. Uebereinkunft wegen Erhebung einer 
Abgabe von Salz vom 3 Mai 1867 68, 
119, — Bıundesgeieg vom 12, Oft. 1867 
65, L4L — Die Denaturirung des Salzes 
68, 1097. — Statiftif der Salgftener in den 
Jahren 1868-70 71, — Statiftif 
74, 916, 75, ML 6, M 802 — Be 
ſtimmungen über die Salzfteuer (v. Aufjeß) 


Samoa, Zoll- und Handelsverträge 93, 186, | 


464, 
Sanftion der Geſetze (Faband) 78, B5L 


Schantgewerbe, Begriff nach der Gewerbe» 


ordnung (Schydel) S5, AL SS, Ybb, 
Schatzanweiſungen 3, 44h — ©. a. 
Anleihen, Schnldenweien xc. 
Skauftellungen 76, ZU 
Schiedsgerichte, gewerbliche 74, 430, 434 
1195. Welegentwurf uud Nommilfionsbericht 
ib. 1214, 1317, Gewerbegerichte im 
Deutſchland Fuld) 93, 451. — Das jchieds- 
tichterliche Verfahren nach dem Entwurf der 
Ziwilprozeßorduung 45, 153. Die 
Sciedsgerichte in Preußen 77, 9 — ©. 
Arbeiterirage. 
Schiffer, j, Handelsmarine, Konſulatweſen zc. 
Schifffahrtsabgaben, Aufhebungen im 
Preußen 2. a. Flöberei. 
Schifffahrtoſtatiſtik. Orgauiſation derſelben 
70. ZU Beſtand der deutſchen Seeſchiffe 
Anf. 1583 54, 62, Dampffkeſſel und Dampf— 
maschinen der Schiffe in Preußen 1879 und 
1854 0, 39, 
Schifffabrtsverträge 98, 43h 
Schiffsbau. Beſtimmungen über die Ge- 


— 


g. 


währung einer Zollvergütung für die ver- 


wendeten Materialien 71, 1530. 73, 156, 
Schiffsmeldungen 4837, 
Schiffsunfälle am der deutſchen Küſte 

1867— 13, 76, 218. — Geſellſchaft zur 

Rettung Schiffbrüchiger 78, 111. Ber 

hütung des Zuſammenſtoßene auf See 81,437. 
Skhleswig-Holjtein. Anlaß zum Konflikt 

zwischen breußen und Defterreih 7L ILL 


— Difiziere der chemaligen Schleswig- 

Holjteinuihen Armee 73, 44L 
Schleufengelder DE, 2UZ 
Schlußnotenſtempel, ſ. Stempelfleuer. 


Schöffeugerichte, Zuſtändigkeit nach dem 
7der Entwurf, iS, 239. 

Schulaufſichtsgeſethz, preußiſches 72, 1029. 
4, 2 

Schulbildung, in Preußen 75, 634 Schul⸗ 
bildung der 1875—79 im deutſchen Heer 
eingeftellten Mekrnten SO, 238, 
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Schule, ſ. Fortbildungsihule, Gymnaften, 
Boltsihule zc.] 
Schulgejeggebung 73, 824 4 3 
Schuldenwejcen des Reiches 69, 2837. 71 
147, Schulden der Bundesjtaaten 69, 202. 
Preußische Staatsfchulden 69, 607, — Bun - 
desihulden-Kommiifion 70, Lil — Die 
eriten drei Berichte der Bundesichulden- 
Kommilfton für 1865, 1869 und 1870 71, 
665. — Kriegskoſtenanleihe vom Jahre 1871 
‘1, 680, — Bericht der Reichsſchulden Kom— 
miffion für 1871 72, 1359, für 1875/76 
uud 1876/77 77, 380. 973. — Die Reichs⸗ 
ſchulden Laband) 73, 435, 460. — Eitwidel- 
ung der Wandbriefichuld in Preußen SS, 96. 
Schuldbaft, Geſetz Über deren Aufhebung 
vom 29, Mai 1568 68, 306. 72, 13 
Frage der Wiedereimührung SL, 402. 
Schulzwang, Theorie desjelben 74, 14 
Schutzgebiete, deutſche. Denkihrift von 
1356 56, 433. — Gejeg, betr. die Rechts— 
verhältnifie der dentihen Schutsgebiete, vom 
17. April 1886 (Noel) 87, LEL — Deutiches 
Kolonialſtaaisrecht (v. Steugel) 82, 309, 80. 
Berichtigung 88, 244 — Neichsgeleg vom 
15. März 1558 88, 343 — Die Deutichen 
Schutgebiere, ihre vechtlihe Stellung, Ber- 
fajjung und Verwaltung (v. Stengel) 89, 
9%, 493-782. — Anleihen für die 
Schußgebiete (Noel) YL, 386. — Geichäfts- 
ordnung des Kolonialraths WM DL — 
Sammlung der Geſetze zc. 95, 300, 
Schußzoll, ſ. Zolltarif. 
Schutz- und Trugbiudniife, Breußens 
mit den Sldftaaten 71, Si 
Schwarzburg:Sondershanfen. Neffort: 
verbältniffe der Behörden 70, 687, 
Schweden, Zoll: und Handelovertrag 9, 439, 
Schweiz, Zoll- uud Handelsverträge 92, 88L 
93, 183. 186. 188, 438. 448, — Die Bus 
desverfaffung der Eidgenoſſenſchaft (Gareis) 
75, 485% — Bundesjtenern ib. 785 — Das 
Bundesgericht (Landgraf) 76, 106. — Re 
frutenprifungen 06, 942, 
Schwurgerichte (1874er Entwurf) 75, 239, 
Seebehördeu, Zeeunfälle (Perels) 76, 1001. 
Seeleute, j. Marıne, Handelsmarine, Kon— 
ſulatweſen ꝛc. 
Seemanusordnung 7, 343. 
Serredt, ſ. Strandungsordnung ꝛc. 
Seceverfebr, . Hafenvegulative, Schifffahrt zc. 
Seide, robe, Erzeugung jeit 1857 9, 942, 
Selbſtmorde, j. Unfälle. 
Selbftvermwaltung, Begriff 73, 1444. 74, 
25. 83, 283, 305, — ©. in Preußen (Webren: 
piennig) 77, 305. — Heſſiſches Geſetz vom 
15, Wai 1885 87, 8% 
Serbien, Zoll- nııd Handelsverträge DI, 186 
438, 458. 94, 747 





4, 62 


Servis, ſ. Militärverwaltung. 


Seuchengeſetzgebung, j. Medizinal- und 
Bererinärpolizei. 
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Siam, Haudelsverträge MW, 174. 465. 

Silberwäbhrung, ſ. Münzfrage. 

Sonderredte, ſ. Kriegsweſen, Refervat- 
rechte ıC. 

Sountagsarbeit 73, 1471; 91, 236, 253. 

Sonutagsruhe, Störung derfelben, 76, TE. 

Souveränetät ı, Selbjtverwaltung (Ref) 
83, 265, 

Sozrale Frage 73, 725. 1471. 1536. 74, 
933 22 — 3. Volkswirthſchaftslehre, 
Arbeiterfrage, Freibäudler, Vollsbildung zc. 

Sozialdemofratie ;3, Sl2 74, 33. 75, 
23. 1715. 1716. 76, 226. 77, 885. — 
Gefe zur Abwehr fozialdentofratiicher Aus— 
fchreitungen: Entwurf vom Mai 1878 78, 
757; Breugischer Entwinf vom Auguſt 1878 
78, 21; Vorlagen au den Reichstag 78, 
989; Bericht der Neichstagsfommilften +9, 
27; aus den Berhandlungen im Neichstage 
79, 161 225; Kommentar (K. Gareis) 79, 
285; Nadrragsgeiet von 1880 80, 600; 
Charafteriftit des Gefeges (Endemann) 79, 
543, SL, 437. — Ueberficht der verbotenen 
Vereine und Schriften 80, 295 324 —- 
Sozialdem. Parteiprogrammı #1, S6L 9, 


Sozialgefeggebung Bayerns, ſ. Bayern. 
Spanien. Zoll- und Handelsverräge 68, 
669. 93, 136. 188, 438. 456, 
Sparkaſſen in Preußen 76, 82 77, 248, 

541, 1115. 80, 157, 94, 398; in Würtiem« 


berg 76, 1057. — Einführung der Poftipar« 
taſſen in Deutichland 78, 807. — Spar | 


taſſenweſen und Volksbanken in Elſaß-Loth— 
ringen (Ch. Grad) 63,426. — Die preußiſchen 
Sparfaffen im Nechmmmgsjabre 1855 bezw. 
1885/86 87, 303; 1894 bezw. 1894/95 96, 


247, — Sculjparkaffen in Braunichweig | 


Zimmermann) 96, 236 — ©. a. Poft: 


ſparkaſſen. 


Spielbanten, Geſetz vom L Juli 1868 


nebſt Erläuterungen 68, 819, 
Spiellartenftempel WM, 183, 185. 346 
409, 


Spiritusbefteuerung, j. Branntwein. 





Staat, Begriff (Hirth Th, & — Das Nar | 


tionalitätsprinzip im der Staatenbildung 
(Gneift) 72, 229. — Der Werdegang des 
Staatsgedantens bei den Weftgermanen 
(Dahn) 91, 501, — Staat und Nirde, j. 
Jeſniten, Namszauowski, Schulaufftcht, Un— 
fehlbarkeit ꝛ2c. — ©. auch Bındesftaat, 
Selbſwerwaltung, Souveränetät. 
Staatsangehörigkeit, das Recht der— 
ſelben im internationalen Verkehr (Martitz) 
15, 763, 1113. Ueberſicht der Geſetze zc. 77, 
803. Der Erwerb von Stoatte und 
Gemeindeangehörigkeit nah römiſchem und 
dentichem Staaterecht (Rehm) 92, 137. S. auch 
Reichsaugehörigkeit, Vollszählung. 
Staarsbürgerredt, j. Reichsangehörigkeit. 
Staarsdienft, rechtliche Natur 
nach deutſchem Staatsrecht, Rehm) S4, 565. 


desjelben | 


Alphabetifches Gefammt-Regifter 


645. 85, 65. — Staatsbeamte in Preußen 
77, 250. — Bejoldung in Bayern 92, 93, 
93, 589, 

Staatspapiergeld, 5. Bankweſen, Münz- 
frage, Papiergeld. 

Staatsihuldentommijiion, ſ. Schulden- 
weien. 

Staatsvertrag (Born) SB, 374, 

Stadt und Fand 74, 17. 76. 239, 78, ZB, 

Städte, Die Organiſation der ſtädtiſchen 
Verwaltung in Preußen (P. Schön) 91, 707. 

Stände, j. Wablgefege, Volksvertretungen. 

Stahl, ſ. Eijen. 

Standarte, failerlihe, 76, 381. 

rg : a j. Berjonenftand, Zivilebe. 

Stationsfontroleure W, 420, 

Statiftil, Bericht an den Zollbundesrath 
über die Neform der Statiſtik des Boll 
vereins vom 28, Mai 1869 69, Gil, 
— Kommiſſion zur weiteren Ausbildung 
der Statiftit des Zollvereins und ihre Ar— 
beiten 70, 21, — Ueber Gründung und 
Einrichtung einer Neichsbehörde für deuriche 
Statiftit 72, 69. 1547. — Organifarion der 
Statiftit der Zoll- und Steuerverwaltung und 
des Maarenvertehrs (v. Aufieß) 93, 367. 
— Drganifation der Statiſtik in Italien 
und den Niederlanden 79, 807. — Sta» 
tiſtiſche Gebühr 93, 375. — Die Waldungen 
in Baden IL MT — Vergl. auch Bolks— 
zählung, Bevölkerung, Handelsftatiftil, Ver— 
brauchsitenern, Finanzweſen, Münzfrage, 
Eiſenbahnen, Telegraphen- und Poſtverwalt- 
ung, Wahlen, Gewerbe, Arbeiterſtatiſtiku. ſ. w. 

Statiftiihes Amt des Reiches 72, 69. 
1547. 93, 420, — ©. Statiſtik. 

Statiftiihes Burean in Berlin, Biblio- 
thet, 75, 938, Seminar 80, 83L Zeit 
jchrift 93, 197, 

Stein, 8. v., die Zukunft der Staate- und 
Rechtswiſſenſchaft in Deutſchland, beipr. von 
K. v. Stengel, 76, 251 

Steintoblenförderung in Preußen 69, 
639, 75, 637. 77, 1085. Bgl. a. unter 
Preußen (Bericht des Haudelsminifters ꝛc.) 
— Demfher Steinfoblenbergbau 1881/90 
92, 498, 

Stempeleinnahmen in Preußen 76, 222, 

Stempelftener, Uebertragung a. d. Reich 
77, 1036. Ueberſicht der Stempelfteuer in 
den dentſchen Bıundesftaaten 79, 955. Hrids- 
gejeß und Verordnungen SL, 168, 83, 198, 
— Ueberſicht ausläudifcher Beftimmungen 
SL, 798%. — Abänderung des Geſetzes 85, 
755, — Gefeg betr. Erhebung d. R. 85, 
761, 98, 185. 349, 409 

Sterbregifter, ſ. Zivilehe. Statiſtik 76, 220. 
79, 109. 

Steuern, ſ. umter den einzelnen Steuern und 
Staaten, Finanzweien x. 

Steunerpolitit, Grundfäge (Schäflle), 
beſpr. v. Gefiden, 82, 681. 


fiber die Jahrgänge 1868—1896 der „Annalen“. 


Steuerreform im Neihe, Dentfchrift des 
Keichsfanzlers vom 17, März 1881 SL, 358. 
Strafgejebbud. Aus dem Entwurf 69, 
657, — Zur Kritif des Geſetzes 70, 580, 
— Einführung in Bayern 7L 379. — 
Kanzelparagraph ($ 130.) Mißbrauch des 
geiftlichen Amtes 71, 983. 74 187 — Die 


Ztrafgejeßnovelle vom 26, Febr. 1876 76, 
38. — Vgl. auch Juſtizgeſetzgebung. 
Straflolonten und Fürſorge für eutlaffene 
Sträflinge (Flärl) B. L 73 
Strafprozegorduung, Vorbereitung dazu 
72, . 73, 348, 74, 421, 1533. — Ein- 
leitung zum 74er Entwurf 75, 251 — Be- 
merfungen zum Enwurf von W. Endemann 


76, 1218. — Berlauf der Verhandlungen 
77, &l& — Strafverfahren in Zollſachen 


SV, 679, 685, 696. ZI2 730, — Strafs 
regifter und woechjelfeitige Mittheilung der 
Urtheile im deutichen Weiche 82, 635. 

Strafrecht, Entwidelung 72, 121 73, 337 
15, 1172. 77, 632. 79, 519. — Ueberſicht 
der bis 1877 erlajfenen Reichs-Geſetze und 
Verordnungen 77, 825. 

Strajregifter (Nahmweifung der zur Führ— 
ung Dderjelben beftimmmten Behörden) 83, 
199, 

Strandungsorduung 75, 1177. SO, 660, 
Sb, 63, 


Straßburg, Gründung derliniverfität 72,959, | 


Straßenmuſik ;6, 30, 

Strites 74, 32 — Arbeiteeinftellungen im 
Gewerbebetrieb ın Oeſterreich 1594 96, 538, 
— 5. a, Arbeiterfrage. 

Stromſchifffahrt. Beſchlüſſe des Handels- 
tags vom OÖftober 1868 68, 975, — Elb— 
zoll 69, 430; Ablöjung (Etat der Ent» 
ſchädigungen) 71, 209. 

Subhaftationsordnung, preußiſche vom 
15, März 1869 69, 635. 

Südafrikaniſche Republik, Handelsver— 
trag , 158, 465, 

Syru v, 1. Zucker. 

T. 

Tabad. Materialen zur Tabackſteuerfrage (Ge— 
ſetzgebung bis zum Jahre 1868 und Star 
tiftit) 68, 357 Beftenerungsgejeg vom 26, 
Mai 1868 und Entwurf Statiſtik 1367 
68, 1093, 1868—1870 7L, 578 — Bur 


Tabadjtruerreform (Statiſtiſches und Ber 
ftenerungsmodus) 73, ZL A — 


Stariftit 4, UN 75, BL 1712. 76 
201 — Der Tabad im deutschen 2oll: 


gebiete (amtliche Statiftif für 1876/77) 78, | 


214. — Zur Frage der Beftenerung des 
Tabadıs (Schleiden) 78, 233, 27 Das 
Tabackmonopol und die amerifanische Tabad- 
fteuer (‚jelfer) 78, 300. 449, — Das Tabad- 
monopol in Frankreich 78, 260, 658, BTL — 
Zur Frage der Einführung des ameri- 
fanifchen Tabadjtempels in Deutfchland 78, 








j 


621 — Wie fteht ſich der Konfument beim | 
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Tabadmonopol 78, 672 — Ein neues 
Tabadjteuerprojeft 78, 749. — Fragebogen 
zur Tobadenquete 78, 834 — Aus dem 
Berichte der Enquete-Nommifiion 79, 456, 
Geſetzentwurf vom April 1879 79, 
627, -- Die Beſteuerung von 1879/80 Gefeg, 
Bekanntmachung, Dienftvorichriften, Nieder- 
lageregulativ SO, 689, 875. — Strafgeſetz- 
liche Beftunnmmgen SL, 435. — Materialien 
zur Mouopolfrage 82, 177, 37L 459, 86, 
103, — Ergebuiß des öſterreichiſchen Tabad- 
verfanfs 85, 845, — Deulſchrift über Aender- 
ungen des Gef. IL, 933. — Die Tabad- 
beftenerung in Deutichland (Graf) 93, 521, 
%, L 9, 170, — Entwurf eines Tabak— 
ftenergefege® 95, 458. — Die Befteuerung 
des Tabads (Frhr. v. Aufſeß) I, 276, — 
Statiſtik des öjterr. Tabalmonopols 96, 412, 
Taggelder der Neihsbeamten 76, 331. 384, 
©. a. Diäten. 
Tara, Beitimmungen über die, 72, 
TZarifreform, ſ. Zolltarif, Eiſenbahnen zc. 
Telegraphenwejen, Etat 69, 243, 
Stanftit pro 1868 69, 719, — Zentralver« 
waltung (Berfonalien) 70, 164. — Rang der 
Telegraphendirettoren 76, 35L — Wort: 
tavif_ 77, 1088. — Ergebniß der Berwalt- 
ung für 1376 78, 33 — Entwidelung des 
Neichstelegraphenwefens 79, 157 — Tele— 
graphenftationen und Apparate 81, 486, — 
Telegraphenweſen tm deutſchen Heiche, S2, 
237. — Deuiſche Telegraphenordnung 73, 
240 76, 761: vom Li Juni 1591 DL, 690, 
— Neichs Telegraphengejet YL, 589. 98, 499, 
— S. a. Poſt- und Lelegraphenweſen. 
Telepbonie 78, 24 
Tertilinduftrie 72%, 396. — Lage der- 
jelben 1872—77 78, BL — 2. Baumes 
wollipinnerei zc. 
Theuerung, ſ. Breisbildung. 
Thüringiiher Zoll» und Handele— 
verein 68, 33, 44 241, 98, 358, 413, 420, 
Tollwutb, ſ. Beterinörpolizei. 
Tranfitlager 9, 233, 
Transportwefen. Dentichrift des Handels» 
tags 69, DL 
Türfei, Handelsverträge 98, 174. 189. 438. 
453, 





1541, 


u. 


Uebergangsabgabeun 68:11. 21, 38 43 
7L, as. 74, 98. 75, 803. 98, 185, 207. 
230. 238, 410, 416, — Zur Frage derfelben 
(Petition deutscher Handelsfammern) 85, 352. 

Umzugsfoften, ſ. Zaggelder. 

Unfallverfiherung in Preußen 76, 994, 
Gejrt- Entwurf nebit Motiven von Baare- 
Bochum S1,69. — Neichs: Unfallverfiherung, 
erfter Entwurf SL 37 139; zweiter Entwurf 
53, 323; Grundzüge vom Jauuar 1884, 
S4, 12; Gefet nom 6, Juli 1984 S4, 658 


— (Entwurf eines Gefeges für die Unfall. 
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verfiherung der land: und forftwirthichaft- 
lichen Berriebe 85, TI2 — Gefeg über Aus- 
dehnung der Unfallverfih. v. 25. Mai 1885 
55, ZL — Verordnung betr. das Ber» 
fahren des N.» Berfiherungsamtes 85, 812. 
Reichsgeſetz vom 15. März 1886 (Fürforge 
für Beamte und Berfonen des Soldatrn- 
ftandes) 87, L — Heichsgeieg vom 5, Mai 
1886, betr. die Unfall u. Krankeuverſicherung 
der in land» u. forftwirtbichaftlichen Betrieben 
befhäftigten Berfonen Zeller 87, 405. 469, 
— Reichsgeſetz vom 11. Juli 1887, betr, 
die Unfallverfiherung der bei Bauten be» 
Ihäftigten Perfonen (Seller) SS, 105 
Die Kranfen- und Umnfallverfiherung Der 
Arbeiter nach der Reichsgeſetzgebung (Proebſt) 
Ss, 317, — Der interiationale Schuß der 
Arbeiter (Adler) SS, 465. — Reichsgeſetz 
vom 12, Juli 1887 über die Unfallverficher: 
ung der Seeleute ꝛc. (Zeller) 89, 33L — 
Zur Reform der Unfallverfiherung (Biloty) 
92, 290. — Statiftit der Unfälle in der Land» 
wirthſchaft (Yudw. Fuld) D4 58, — Entwurf 
eines Geſetzes, betr Ermweiterung der Unfall 


| 


verfiherung 9, 192, 285. ©. auch Be- 


rufsgenoſſenſchaften. 
Unfälle zc. in Preußen 1874 75, 1724. 1879 


s1, 342, 

Unfehlbarkeit, Dogma der päpitlichen, 
Erflärung der bayr. Negierung v. 14, Oft. 
1871 723, &. — Stellung der preußischen 


Regierung zur fathol. Bewegung 72, 1011. 
Neden des Fürſten Bismard ıc. 1015. 
Wer hat den Krieg begonnen? (Ein Zeug: 
niß der deutichen Bifchöfe) 72, 1258, 
Unionsparlament zu Erfurt 71, I 
Unteroffiziere. Berbefferung ibrer Yage 
74, 266. 
Unterridtsanftalten 
Neichslande S2, TIE, 
Unterrichtsweien, ſ. Arbeiterfrage, Kultur— 
polizei, Voltsichulen ac, 
Unterſtützungswohnſitz 169. Bus 
jammenitellung des Reichsgeſetzes vom Juni 
1807 mir dem preußiſchen Armenpflegegeſetz 
vom 8, März 1871, (Stolp — 
Inſtruktion des preuß. Ministers des Junern 
vom 10, April 1871 71, 443. -— Das 
bayerische Heimats- und Armenpflegegeieg 
71, 469, 450. 495 — Unterftügung Reiche» 
angehörger im Ausland 71, 632, — Etat 
des Bundesamts für das Heimatswefen 7L, 
713, — Bräjudifate 76, SL 86. — Das 
Reichsarmenrecht (Seydet) 77, Dh, — Ab- 
änderung des Geſetzes über den U. 77, 
1042. — Das bayeriiche Heimatrecht ( Seydel) 
S6, 719, 9. ZU Armenftatiftit für 
Breugen 86, Z4L — Statiftil der Armen— 
pflege in Coburg Gotha im Jahre 1885 87, 
302, — Gothaer Bertrag und Eifenacher 
Uebereinfunit (Seydel) 90, IS. 
Urlaub der Neichsbeamten 76, 376, 
Urheberrecht, Geſetz zum Schuß des geift- 


fiir! Arbeiter im 
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igen Eigenthums 71, 217, 382 

77, 638. lleberficht der Geſetze zc. 
Uruguay, Auslieferungsvertrag SL, 

Handelsvertrag 93, 132, 


B. 


Berbraudhsberehnungen 88, 96L 

Berbraudhsftenern. Stariftif bis zum F- 
1866 63, 155— 218. — Gefeßgebung von 
1868 68, 689. Statijiif für 1867 68, 27. 
Statiftif für das erjte Semeſter 1868 68, 
997. — Bundeseinuahmen aus denjelben 
69, 216. — Gefeggebung des Neiches 7L, 
30, Statiſtik für 1868 bis 1870 7L, 43 
694. — Die Zölle und Berbrauchsftenern zc, 
des deutschen Reichs, von Frhru. dv. Aufſeß 
73, 11Z 80, 609, 86, L ®, 161, — Ber- 
waltungsfompetenz des Neichs (Kaband) 73 
471, — Entwidelung der Gejeggebung 1873 
(v. Aufieh) 74, 8L 75. 881. — Einfluß der 
Steuern auf den Familienhaushalt (Hirthy 
75, 925, — Statiftik für 1870/74 74, 914 
837. 75, 89T — Geſetzgebung 1871 bis 
1876 (MWehreupfeunig) 77, 282. — lleber- 
fiht 77, 320, — Zur Charakieriſtik der 
Berbrauchsiteuern 78, 927, (Bgl. a. Brannt⸗ 
wein, Bier, Zölle ꝛc.) 

Verbrecherthum in Preußen, Ztatiftit 79, 
74. — ©. a. Ztraffolonien, 

Veredlungsverkehr 80. 673. 56, SQ. 

Berchelihung, ſ. Ehejchließung. 

Vereinigte Staaten, ſ. Amerika. 

Bereinsgefeggebung 72, 13L 73, 346, 
74, 197, 242. 383, — Urıibeile des preuß. 
Dbertribunals über politijche Vereine 75, 145, 
— Das deutsche Vereins u. Verſammlungs— 
recht 96, SIT. 

Bersafiung. Deutſche Berfaffungen und 
Berfaffungsentwürfe (Frhr. v. Völderndorff) 
90, 241. Griludungsgeihichte des nordd. 
Bundes 71, 22 Berfaffung des norbd, 
Bundes mit Anmerkungen (Des: 1) 68, 1017, 
— Gründung des deutschen Reiches (zur 
Geſchichte und Interpretation der Berträge 
mit den Südſtaaten) 70, 735. — Verfaſſung 
des deutschen Neiches (Zufammenftellung mit 
der nordd. Bundesverfafluug) ib. ZL — 
Das Berfafjungsrecht des deutichen Reiches, 
hiſtoriſch dogmatiſch dargeftellt (v. Rönne) 
71, 1, 72, 4L Revid. Neichsverfafjung 
von 16. April 1871 nebſt den ergänzenden 
Bertragsbeitimmungen 7L 321 — Befug- 
niſſe des Reichs zc. in Bezug auf das Kriege» 
weſen (Seydel) 75, 1393. — Kouftiturionelle 
und parlamentarische Negierung (Sendel) 
S7, 237. — Sitraifreibeit wahrheitsgetreuer 
Reichstagoöberichte Fuld) 87, 251, — Ber- 
jaſſungsäuderung während der Regeniſchaft 
Kohler) 88, L — — 3. a. Bayern, Bundes» 
geſetze, Bundesitaat, Eljaß-Yorbringen, Fir 
nanzwejen, Juſtizgeſetzgebung, Nabinets- 
ordres, Kaiſer, Reichskanzler, Reichstag, 
Reſervatrecht ꝛc. 


über die Jahrgänge 1868— 1896 der „Annalen“. 


Berjährumgsfrift, einjährige 77, 228, 

Berfehr, volfswirtbichaftliche Bedeutung des- 
felben (Rorsler) 75, 335. — ©. Handel, 
Transportweien, ‘WBoftverwaltung, Eiſen— 
bahnen, Telegrapben, Stromſchifffahrt ꝛc. — 


Die Anliegerbeiträge ber Trottoirifirung mad | 


bayerifhem Rechte (H. Rehm) 95, DU. 
Bermögen des Neihs 73, 412, 422, 
255, 403, 75, 1498. 
Berordnungsrebt TH, 1143. 76, T. — 
Neihsverorduungsreht Seydel) 76, 11. 
(Laband, Meyer) 78, 376, — Zu den Streit- 
fragen über Geſetz und Verordnung (Horn) 
S5, 301, 89, 349, -— Stebt dem Bundes- 
rathe ein jelbftitändiges B.⸗Recht zu ? (Arndt) 
85, ZOL — Das preußische VBerordnnungs« 
recht in feiner Einwirkung auf das Reichs— 
recht (Arnde) 86, 311, 
Berjailler Berträge 7L 37. 359. 72, 
Verſetzung der Neichsbeamten 76, 237, 
Verſicherungsweſen. Beichliifie des Han⸗ 
delstage 1868 68, 979% — Die Yebens- 
verficherung in Deutschland, Statiftisches) 68, 
1011. — Geſetggebung über Berfiherungs- 
recht 70, 12. 72, 129 — lUeberficdt der 
Verfiherungsgewerbe 72, 403, 73, 358, — 


„A, 


' 





Zur Reichs- Berfiherungsgeieggebung (von | 


Sendiner) 73, 773, — Weſen und Arten 
der Berfiherung (Noesler) 75, 388 — Das 
Lebensverſicherungegeſchäft 1878 80, TH. —- 
Reichsgeſetzliche Regelung des Verſicherungs— 
weiens SO, Luis Die ftaatlich geleiteren 
Verſ. Anſtalten in Bayern (Haag) SE, 65. 
— Nachweiſung der Gefchäfts- und Rech— 


mmgsergebnifte der auf Grund des In- 


valıditäts- und Altersverfiherungs-Geletses 
errichteten Berfiherungsanftalten für 1892 
9, 710; für 1893 95, H54 
verficherung ꝛc. 

Berträge, 5. d. einzelnen Staaten, mit 
welchen diejelben abgefchlojien wurden. Val. 
die Ueberficht 68, 230, 70, TEL 72, 921, 
73, 311. 80, 812, 86, 250. S. a. aus: 
wärtige Berbältniffe, Friedensverträge, Han- 
delsverträge, Staatsvertrag, Zollverein zc, 

Vertragsrecht des deutichen Reichs (Gorius) 
‘4, 759, 75, 531, — (faband u. Meyer 
78, 375, — Der Abichluß völkerrechtlicher 
Berträge durch das deutiche Heich und deſſen 
Einzelftaaten (Broebft) 82, 241. 

Berwaltungstompetenz des Heiches, von 
P. Laband 73, 8 ro. 
— Meyer über Yaband 78, 3832, — ©. a. 
Verordnungsrecht. 





S. a. Arbeiter⸗ 


Stein 76, & 
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Berwaltungsorganifation im 
Torhringen 72, 564 

Berwaltungsrccht, Reforn 72, 538. 75, 
1307. Oeffentl. Intereſſe und öffentl, 
Klage im Berwaltungsrecte (Yeuthold) S4, 
321, — Berwaltungsrechtspflege in Bayern 
(Seydel) SS, 21 

Berwaltungsreform in Preußen (lleber- 
blid) 75, 32% — Dentichrift der Hegierung 
75, 657 — Dotation der Kommunalver- 
bände (Kreife und Provinzen) in Preußen 
74, 1392. 1444. 75, 1635. -— ©. a, Kreis- 
und Provinzialordinung. 

Beterinärpolizei. Feſtruktion zum Ge— 
ſetze vom 2. Juni 1880 SL, 205, Die 
Veterinärpolizei-Geſetzgebung nach den reichs— 
gefeglihen Bejtimmungen (Vh. Göring) SL, 
309, — Beterinärpolizeiliche Gejeggebung 
SL 432, — 9. a. Rinderpeſt. 

Viehausfuhr, deuntſche, nah England und 
Frankreich MO, 2:6. 

Viehhandel, Gemwährleiftung im 73, 250. 

Viehſeuchen, ſ. Beterinärpolizei. 

Viehtransporte 77, Ah 

Viehzählung. Ergebuiſſe 
Viehzählung am L Dezember 

Viviſektion 81, dab 

Volksbanken, ſ. Sparkaſſenweſen, Genoſſen— 
ſchaften ⁊c. 

Boltsbilpung, Kulturpolizei und Rechts— 
gleichheit (Hirth) 73, 795, 823. Das deutſche 
Reich umd die Schule TH, 3, 

Volksſchulen, ftaatsrechtliche Stellung der« 
jelben 73, 323. — Reform der prenß. Volfs- 
jhule vom 15, Oktober 1872 73, 897. — 
— Betition, betr, veichsrechrliche. Ordnung 
des Volksſchulweſens 74, 389, — Statiftik 


Elſaß⸗ 


— 





der deutſchen 
1892,95, 411 


L y Zus 


der preußiſchen Bolksichullehrer 76, 237, — 
Das Vollsſchulweſeu in Preußen 77, 93, 


all 2, 407, — Was foftet der öffentliche 
Unterricht in Preußen? SS, 802, 

Bolkevertretungen in den Bundesſiaaten 
74, 195, 2319. Wahlgeſetze deutfcher Burns 
desjtaaten (Y. A. v. Miller) SZ 

Bollswirtbichaftsichre, Beziehungen zur 
Rechtswiſſenſchaft (Noesler) 72, 5U9, Ueber 
die Sejegmäßigkeit der voltswirtbichaftlichen 
Ericheinungen (Roesler) 75, L 259, 371, 
— Tie Bollswirtbichaftsichre als Wiſſen— 
Schaft (Hirt) 75, 1310. — Der Entwurf 
eines bürgerlichen Geſetzbuches für das deutſche 
Reich. Auf volkswirthſchaftlicher Grundlage 
bejproden (Jacoby) SS, 551. — ©. a. Soziale 
Frage. 


Voltswirthſchaftsrath, preußiſcher SO, 


Verwaltungsgerichte. Uebertragung der 


Verwaltungsrechtſprechung an die ordentl. 
Gerichte (Frhr. v. Stengel) 75, 1313. 
Preußiſches Sejeg vom 2 Juli 1875 75, 
1619. — Berwaltungsgerichtsbarteit in Eljaß- 
Yothringen (Stengel) 76, 808, 897. — 
Gefepgebung in Preußen Wehrenpfennig) 
17, 305, — 5. a. Verwaltungsrecht. 


| 


WL Ernennungen bierzu S1, 91. 
Voltszählung. Ergebniffe Ver ®. von 1864 
68, 149; 1867 68, 501, 779; 1871, 72, 
902, 73, 1271; 1875 25, 1720, 76, 858, 
77, 4TI, 78. 49, 178, 491; 1880 82, 146; 
1585 50, 1004; 1890 IL, 626, 9, 732 
— Die ftaatsangebörige Bevölterung ſämmt- 
liher Staaten des nordd. Bundes Engel) 
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68, 1101, — Die ſeemänuiſche Bevölkerung 
Preußens 68, 1005. — Ueberſicht der Be» 
völferung des Zolloereins (Aufſtellung vom 


Zentralbureau des Zollvereins) 69, Sb. — | 


Zollabrechnungs-Bevölkerung für 1868— 70 
g% { 


71, 544. — Organıfation der VBolfszählung | 


ür 1871 70, 24 — Bundesverfaffuug und 


Boltszählung (Gutachten der nordd. Mit- | 
glieder der Kommiſſion zur weiteren Aus- | 
bildung der Statiftit des Zollvereins) 70, | 
445, — Anhäufung und Bewegung der | 
18, 268. — | 


Bevölkerung in Breußen 
Altersitufen Der preuß. Bevölferung 78, 658. 
— Bedeutung für die Zollabrehnung SO, 
645, 757. — Städtebevölferungen in Preußen 
S1, 92. — Bevölkerungsbewegung in Deuiſch- 
land und Frankreich WB Sl, — Bolls 
vermehrung 1870,85 in Preußen 90, 98. 
— Männliche und weiblihe Bevölkerung 
Preußens 1890, HI 556. — Vgl. auch Be: 


rufezählung, Bevölkerung, Siatiſtik, Zoll- | 


verein ꝛc. 
Vorlagen an den Neichstag 74, 162, 25L 


Borparlament in Frankfurt a. Main 71,9 | 


W. 


Waaren Ein- und Ausfuhr x. f. unter 
Handelsſtatiſtik, Preiſe, Zölle, Zolltarif zc. 

Waarenauktionen di, 1064. i8, 738, 

Waarenverzeihniß, amtliches 75, 883 
76, 82. 93, 223, 37ZL 

Waarenzeichen, ſ. Markenſchutz. 

Wablberedhtigung 73, 323 

Wahlen, Statiftit 72, 2837. 9. a. Reichstag. 

Wahlgeſetze deutſcher Bundesjtaaten E. 
A. v. Miller) L— Preußiſches 
Reichstagswahlgeſetz vom 15. Oft. 1866 68, 


1053. — Wabhlgejeg vom 31, Mai 1869 
7, 245 


Wahlkreiie zum Reichstag 72, 201. 218 

Bahlprüfuugen 72, 347, SO, 356. MB, L 

Wahlrecht, Proudhon's Ibeorie des allgr- 
gemeinen (Miitberger) DI, 12 — Pro— 
pornonalwa'! und Minoritätenvertreriung 
95, 168. °“ 

Waifenfürforge, ſ. Beamte. 

Wanderlager 7i, 1064. 78, 707. 

Wappen, kaiſerliches 76 BDL 

Waſſerrecht, deutsches. Brüdner) 7, L — 
Heſſiſches Waflergefeg vom 30. Juli 1887 
(Zeller) 88, 3b — Urt. 4 Yıff. 9, der 
Reichsverfaſſung (Frhr. v. Völderudorff' MO, 
825 — Eutwurf eines preußichen Waffer- 
geießes (ijeller) 4, 587 

Währung, ſ. Minzwefen. 

Wechſel (1 Wefen derjelben, Roesler) 75, 38L 
S a. Bankwejen, Papiergeld. 


Wecfelatzepte, Einholung durch Poftauf- | 


trag 77, 231 


Wechielfäbigkeit, Veihränfung SL, 418, | 


Wechſelkurſe (Naffe) 75, Dub. 
Vechjelordpuung, |. Handelsrecht. 











Alphabetiſches Geſammt⸗Regiſter 


Wechſelproteſte, Aufnahme derſelben durch 


Foitbeamte 78, 42 

Wechſelſtempel. Denkichrift des Handels— 
tags 69, GL — Die Wedhielitempeliteuer 
im nordd. Bunde und ihre Erhebung 69, 
1011. — Modifikation des Geſetzes vom 
10. Juni 1869 71, 377 — Statiitit pro 
1870 71, 2 — Berwaltungsfompetenz 
des Reichs (Paband) 73, 46Z 497, — 
Statiftit der Woechjelftempelftener 73, 736. 
74, 725, Präjuditate 76, — Lage der 
Gejetggebung 3, 153, 185, 338, 

Wegabgaben 86, 3 4. 


Wehrgeld (Steuer) 74, 1013, 


Wehrpilicht, allgemeine 71, 109, 75, 1431. 
— Ausdehnung der Wehrpflicht SS, 286, 
Ueber die Wehrpflicht nach Erwerb und Ver— 
luſt der Reichsaugehörigkeit (Siegel 93, L 

Weingroßdbandel SO, H66. 86, IL 

Weinfteuer in Ellaß-Porhringen 73, 960, 
Projekt einer Reihsſteuer 4, 1002, — Ein 
fuhr und Zollertrag von Wein im dentfchen 
HZollgebiet und Elſaß-Lothringen 1843/77 
19, 302. 803. ©. a. Zölle, Zolltarif xc. - 

Weltausstellung in Wien 1873 (Brogrammı 
x.) 72, 2IO. 

Weltpojtverein, f. Potverwaltung. 

Werth (Begriff) 75, 1. — Der Werth in 
feiner vollswirtbihaftlihen und geiellichaft- 
lichen Bedeutung (Ad. Samter) 53, BL — 
S. a. Preisbildung. 

Werthberechnung der Ein- und Ausfuhr 
des Hollverems 69, 67 u. 438 — lleber 
Werthermittelungen in der Handelsftarijtif 
0 429. — Bgl. a. Handelsftanftit, Preiſe ꝛtc. 

Wertbpapiere, f. Preiſe, Aktienturie ac. 

Werthvertheilung Roesler) 75, 268. 

Wettbewerb, unlauterer Fuld 96, 8 

Wiener Schlußakte L4 

Wirthſchaftliche Intereſſenvertretung 
(v. Kaufmanu) 83, Dh 

Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. Geſetz 
vom 4 Juli 1868 68, 325. 72, 130. Sta 
tiftit für 1859 —1867 68, 843, für 1873 
(Pröbft) 75, 321, für 1892 95, u — 
— S. a. Geuoſſeuſchafisweſen. 

Wirthſchaftsſyſteme geſchichtl, (Hoesler) 
5,12. & a. Zollerein. 

Wirtwenfürforge, ſ. Beamte. 

Wohnungsgeldzufhüife Ik, 267. 76, 

Wucergeiege, Aufhebung derjelben und 
der Schuldhaft 63, IN Wuchergeſetz 
von 1880 51 423. — Tie Beſtiaſung des 
Wuchers auf dem Pande ıFuld) 88, Got 

Wirttemberg. Anfchluß au den deutſchen 
Buud 70, 769, au die Neihsverfaflung 70, 
771 7L, 32 41 MWilitärfonventon 7L, 
120. — Aufredhterhaltene Beſtimmungen des 
Bertrags vom 25. Nov. 1970 71, 359 — 
Einführung nordd. Bundevgejege 71, 389, 
— Berechnung der Matritularbeitrage für 
1871 71, ZUL — Militärerat 73, 46, — 


über die Jahrgänge 1868—1896 der „Annalen“, 


Bierbeitenerung 76, Bi. Branutwein⸗ 
ſteuer (Reuß) B, 620. — Verbältniß zum Zoll: 
verein und Reich M. 64 174, 194, 417, — 
S. a. Wahlgejege, Waflerrecht, Zollverein 2c. 


3. 
Zahlungsverfahren, Reform 


— 


Zanzibar, Haudelovertrag, 9, 


465, 

Bentralbureau des Zollvereins 72, 1556. 
94, 367, BBb, 

Zentralgewalt, proviforiihe von DB, 367, 
385, 1848 7L 10, 

Zentrum, Weichstags- zraftion 72, L. 288, 
335. 1018. 74, Li 

Zertelbanten, |. Bankweſen. 

Zeugeupflidht 823, ZZ. — Beugnißver- 
weigerung der Neichstagsmitglieder (Fuld) 
88, 6. — 

Zinfproduftion 1892 93, ZZ 

Zinsfuß 76,882, 91,959. S. a. Bankweſen. 

Zinſen, Geſetz, betr. Die vertragsmäßigen, 
v. Nov. 1368 68, 800, 72, 14 

Zivilehe, obligatoriiche 74, 188, 237. 311, 
408, Entwurf und Kommiſſionsbericht von 
1873 i4, 437 Yreuß. Geſetz von 1874 Th, 
1551. Neichögeieg vom & Februar 1875, 
75, 641, 1181, 1553. — Umwandlung von 
Geld in ‚zreiheitsitrafen 76, 8 — Standes- 


ammsbezirfe in Bayern 76, 3. — Aus- 
führungen von Scydel 76, 172. S. a. Ehe: 
ſchließung. 


Zivitprozeß. Aus dem Entwurf einer 
nordd. Zivilprozeßordnuug 69, 649, Borar- 
beiten fur diefelbe 72, 143, 73, 348. Aus 
dem 1872er Eutwurf 73, 867 — Aus dem 
1874er Entwurf: Das Ichiedsrichteriiche Ver— 
fahren, 5, LER. 1219. — Verlauf d. Ber- 
bandlungen (Endemann) 77, 646. — Bol. 
a. Juſtizgeſetzgebung. 

Zivilrecht, Euwickelung desjelben, 71, 125, 
i3, 339. 74, 193. 310, Verhandlungen ım 
bayır. Landtag 74, 330 (Minijter Fäuſtle), 
3439 (Neihsrach v. Neumayr). — W. Eude— 
mann ib, 444 — Eine Feſtrede Yasfer’s 


ib. 743, — Bericht des Juſtizausſchuſſes 


über Plan und Methode bei Ausarbeitung 
eines bürgerlichen Geſetzbuchs A. 1329. 
Die Mitglieder der Zivilgejegbucd - Kom: 
milftion iv, 1680, Weiteres über den 
Eutwurf des Geſetzbuchs (Endemanu) 77, 
1222. 7. 878 — Gtaud der Arbeiten 
für das Zivilgefegbudh im Sommer 1876 
(B. v. North) 6, U. — Amtlicher Bericht 
über die Arbeiten der Kommiſſion bis 1876 
15, 425, — Ueberſicht der bis 1877 ev 
laſſenen zivilrechtl. Geſetze und Verorduungen 
15, 822, — Der Entwurf eines bürgerlichen 
Geſetzbuches für das deutſche Reich. Auf 
vollswirtbichaftlihe Grundlage in Einzel» 
erörterungen beiprochen („jacoby) 88, 5SL, 
s9, 293, 637. 99, 34, 834. IL, BL — Der 


| 
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Entwurfdes bürgerlichen Geſetzbuches und das 

öffentl. Recht GBornhak) 91, 212, — S. a. 

Fuſtizgeſetzgebung, Konkursordnung 2c. 
Zivilftaudsregiiter, ſ. Perjonenftand. 


Zollausſchlüſſe, B, 196 (Aufſeß). Bericht 


6, 1031. 


der Kommiſſion zur Erörterung der ‚Frage 
betr. die Averfa 80, SBL, 


Zoll- und Handelsiyftem des Reiches, 


188, 439, | 








Einbeitlichkeit desfelben, 71, 1ZL W, 196 
(Aufjeß). — Ueberficht ſämmtlicher Gelege zc. 
17, 807. — ©. a. Zolltarif :c. 


Bolt» und Steuerkredite, Abbürdung der- 


jelben 22, 1481. 74, 170, — Beltimmungen 
iiber dielelben 93, 206, 388 ©. Kredite. 
Zölle, Stariftit für die Zeit bis 1868 68 
165— 222. Statiftit für 1867 68. 1:9 
— Statiſtik für das erfte Semeſter 1868 
68, 995. — Waaren- Er und Ausfuhr 
1867 69, 15 — Bundeseinnahmen aus 
den Zöllen 69, 216. — Organijation der 
Statiftit der Zölle 70, — Statijtit der 
Zolleinnahmen ac. 1862—1869, 70, Bd 
— Die Neichs- Zollgefeßgebung 71, 130, 
72, 382% -— Statut der Zölle und Waaren- 
Ein- und Ausfuhr 1868—70 7L 543, — 
Die Zölle und PVerbrauchsfteuern 2c. des 
deutfchen Reichs, von Frhru. v. Aufſeß 9, 
161, — Berwalningstompetenz des Reiches 
(Labaud) 73, 471. 498 — Stanftl CH 
SL 75. SOZ 1389. 1701. 76, 799. 
Werth: oder Gewichtzölle? (Seyfardt-Erer 
feld) 77, 35 — Die Gefeggebung über 
Zölle und Steuern 1871—1876 (Wehren— 
piennig) 77, 232 — Ueber Schupzölle 
(Hirtb) 77, 826 — Handelspolitiiche Er» 
flärung von 203 Reichstagsmirgliedern 79, 


450, — Das baudelspolitiihe ‘Programm 
des Meichsfanzlers (Schreiben an den 


Bundesrath) 79, 219. — Eingabe des Frei— 
bandelsvereins an den Bundisrarh 79, 358, 
571, — Rede des Herin v. Niede in der 
wiürttembergifhen L Nammer ;9, 370. — 
Die wichtigſten Finanzzölle in Deutſchland 
und Großbritanmen id, 571, — Einnahmen 
1879/sU 80, — 3. a. Finanzweſen, 
Handelsſtatiſtik, Kaſſenweſen, Statftif, Joll— 
ausſchlüſſe, Zollgeſetz, Zolltarif, Zollverein zc. 

Zollbehörden in Deutichland Reſſortver— 
hältniſſe, Ueberſicht der Aemter ꝛxc. 66. 405, 
— Dir Vereinsbeamten des deutſchen Zoll: 
vereins (Aufang April 1870) 70, 139 — 
Organiſation der Zoll- und Steuerver— 
waltung uud Reichskontrole (v. Aufſeß 23 
367, 420. 

Bollfartel vom ILL Mai 1833 68, 125, 

Boligebier 54, ZU 493, 75, BL — Be 
— und Bevöllerung der Zolldirektiv— 
ezirte 77, 478 Iolo. 

Zollgejeg vom 23 ‚Jan. 1838 68, BL — 
Bereinszollgejeg vom L Juli 1349 69, IL, 
— Zur Ausführung des Zollgejeges 69, 
995. 93, ZIL 


Bollpar lament. 
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Zollordnung vom Jahre 1838 68, 6L 
Dentichrift des Handelstags betr. Heform 
des HZollverfahrens 68, 249. Geſetz wegen 
Abänderung einzelner Beftimmungen der 
Her: u. der Zollftrafgefeggebung vom 

18. Mai 1868 68, 679, — Bgl. a. Zollgefeß. 


glieder 1868 68, 433, — Thronreden der 
erſten Seffion 68 68, 1070, der zweiten Seſſion 
69, 1100, der dritten Seffion 70, 713, — 
Bericht des Vorſtandes der nationalliberalen 


(3 a. Zollverein.) Mit- | 


Partei über die Legislaturperiode 1367 bie | 


1870 70, 563, — Ueberficht der Gefeggebung 
des nordd. Bundes und des Zollvereins in den 
Jahren 1867 —70 70, I21L 


Zoltitrafgefeg, Grundſätze, betr, das vom | 


Jahre 1836 68, Li5, — Straffälle 1892,93 
„3, 940, — Bol. a. Zollgeſetz. 


rath 68, 1, 15. — Pıteratur über den Boll- 
verein 168 „a — Der territoriale z.. 
des Zollvereins 68, 1109. 7L, LZL — 

Zollvereinsgefegebung als Beſtandtheil des 
Heihsverfaffungsrenns 71, 357. — Boll 
vereinsbevollmächtigte 73, 306. — Aus der 
Enquete über die Handelsverträge 77, 295, 
Gutachten der Handelsfammer zu Köln ib. 
1049. — Ueberſicht der deutſchen Handels⸗ 
verträge 79, 334. 562, — Einige Berradht- 
ungen über einen mitteleuropätihen Boll 
verein 88, 943. — Handels- und Zollverträge 
mit Oefterreich Ungarn, Schweiz, Stalien 
92, 796, — Bgl. a. Getreidezölle, Handels— 
ftatiftif, Statiftit, Berfafjung, Zollgeieß, Zell- 
parlament, Yolltarif ꝛc. — Gejchichte des 
Bollvereins (v. Aufieß) 93, 167. — Umfang, 
Größe und Einwohnerzahl des Zol- und 


Bolltarif vom L Juli 1865 68, 3, | 


Handelsgebiets des deutschen Neichs 93, 194, 
Denkſchrift des dentichen Handristags über 


| -- Boll-, Handels- und Schifffahrtsverträge des 


Reform des Zolltariis 68, 24% Geſetz deutſchen Reichs mit fremden Staaten 93, 435, 
von 25 Mai 1886 68, 649, Bolltarif — Haudels:, Zolle und Scifffahrtsvertrag 
vom L Juni 1868 ab gültig 68, 65L mit Rumänien und Serbien 9, 47 — 


— Material zur Betsleumeterfrage 60. 69 
391, — Der Zolltarif zu Anfang des Fabres 
1870 70, 3 — Heform des Bereins- Zoll» | 
tarifs vom Mai 1870 70, 325, — Der Boll 


Bertrag mit Rußland 94, 353, 
Zollverwaltung, dentihe, Organifation 
(Aufſeß) 93, 238 
Zuder. Nebereinfunft wegen Befteuerung 


tarif vom 1 Juli 1870 an 70 379 — 
Beftimmungen über die Tara 72, 1541. — 
Tarifreform von 
Redaktion des Bolltariis vom L Oftober 
1873 tin der Marfwäbrung) 77, 1444 — 
Freihandel oder Schutzzoll? Denkichrift des 
Vorſieheramts der Konigeberger Kaufmann— 
ſchaft 75, 1549. Zur Verthe diguug ge: 
mäßigter er Schußzölle ( Schulze) 75, 1681. 
Zur Dentichrift des Bereins der Eiſen— 
induſtriellen ib. 1695, — Ueberſicht der haupt: 
ſachlichſten Schutzzölle des Zollvereins 77, 
200, — Die Klauſel der „meiftbegünftigten 
Nation“ 77, 234 — Die acquits-A-cantion 
17, 535, — Bolltarifentwurf vom 4. April 
1879 mit Motiven 79, 617, 681 (jprzielle 
Ueberficht im —— ge des Jahrg. 
1879). Zarifgefeg vom 15, Juli 1879, 79, 
993. — Lage der Geſetzgebung 1850 so, 
623, 627, 653, — Abänderungen des Yol 
tarifgefeßes in den Jahren 1880—82 82, 
Te Abanderungen des Zolltarifgefetses vom 
15, Juli 1879: Geſetze von 1883 bis 1855, 
s5, 505, — Redaltion des Zolltarifs (Mai 
1835) 55, 521, — Erörterungen von Aufs 
ſeß 93, 176, 214 — Bur Frage der Zoll: 
einigung zwiſchen dem Deutichen Reiche und 


Defterreih-Ungarn 87, 81. — S. a. Zölle, 
Zollverein ꝛc. | 
Zollverein, Zollverträge Mittelbare 


Zollvereinsglieder. Vertrag vom & Juli 1867, 
die ‚zortdauer des Zoll» und Handelsvereins 
betreffend. Bericht filr den nordd, Bundes- 


1873 74. 83 282 — | 





Zwangeverficerung, 1. ei. x. 
Zwangevollftredung gegen Eijenba 


des Nübenzuders vom 16. Mai 1865 68 
123, Beftenerung im Zollverein, im Sroß- 
britannien und ‚zranfreih 68, 155, Deuf- 
Ihrift der Handelsfammer zu Hamburg über 
Reform der Zuderbefteuerung 68, 303, — 
Beſchluß des Handelstags 68, 983. — 
Dentichrift zur Neform der YZuder - Zoll- 
und et von E. Langen 69, 
361, — Die —— im Boll« 
verein nad dem Gejeß vom 26. Juni 1869 


69, Wi — Rübenzuckerſteuerſtatiſtik für 
die Fahre 1868—70 71, 573, — Ztratiftil 
75, 899, 1551. 76, 318, — Deutichrift 


Über die Reform d der Zuder: Steuer von 
Mitte-Roftod 83, 142 — Amtliche — 
tigung zur Rübenzuder- Statiſtik 
Bericht der Enquéte-Kommiſſion vom Wir 
1856 86, 517, — Gel. vom L Juni 1886 
und Materialien S6, 826, 857, 86H, 86T 
— Nachweiſung der vom L Auguft 1886 
bis 31. März 1887 innerhalb des deut. 
ſchen Bollgebietes mit dem Anipruch auf 
Zoll- und Steuervergünmg abgefertigten 
Zudermengen 87, 306, — Reform der Zuder- 
ſieuer (Reichsgeſetzvom 3, Julı 1887)87,9575 
Neichsgefeb vom 3L Mai 1891 91, 642, 
— Die Beitenerumg des Nübenzuders (Frhr. 
v. Aufſeß 93,262. — Gef. vom 27. Mai 1896 
* Materialien 96, 577, 
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